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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystera auf 
Grund praktischer Erfahrungen von Straf¬ 
vollzugsbeamten bewährt? Verneinenden¬ 
falls, welche Vorschläge für ein neues 
System können auf Grund solcher Erfahr¬ 
ungen aufgestellt werden? 

Von Direktor Dr. Oennat. 


1 . 

Das Strafgesetzbuch für das deutsche Reich blickt 
gegenw'ärtig auf ein in runder Rechnung dreissigjähriges 
Bestehen zurück. Kein Zweifel, dass es seiner Zeit eines 
der besten, wenn nicht das beste Gesetz seiner Art war 
und auf andere, z. B. das ungarische von 1879, bald mehr, 
bald minder vorbildlich eingewirkt hat. Es hat sich öftere 
und mannigfaltige Abänderungen gefallen lassen müssen, 
ohne doch in seinem Grundbestände sonderlich erschüttert 
zu werden. Denn der Neuerungen von entscheidender 
Tragweite sind nicht viele und der allgemeine Theil zeigt 
sich fast unverändert. Das den Gefängnissbeamten am 
nächsten angehende Strafensystem ist gänzlich unberührt 
geblieben. 

Neben dem Strafgesetzbuch steht eine von Jahr zu 
Jahr mehr anschwellende, selbst für den Fachmann kaum 
noch übersehbare Menge strafrechtlicher Nebengesetze des 
Reiches und der Einzelstaaten, für deren Strafensystem mit 

1 * 
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einer wenie: belangreichen Ausnahme^) das Str.-G.-B. mass¬ 
gebend ist,2) so dass etwaige Schwächen und Fehler jenes 
Systemes die gesammte Strafgesetzgebung in Deutschland 
beherrschen, beziehungsweise in sie hilleingetragen werden. 

Dass unser Strafensystem unzulänglich 
ist, vermag kein Einsichtiger zu bestreiten. Manches ist 
schon in Grundlegung und Aufbau über- oder versehen. 
Manches hat die Erfahrung als falsch erwiesen. Manches 
das Ausland uns gelehrt, Manches die seit Mittelstädt’s 
Auftreten in stärkeren Fluss gerathene kriminalpolitische 
Forschung als iiothwendig oder wenigstens zweckmässig 
gefordert. 

Die Eilfertigkeit, mit der heutigen Tages die meisten 
Gesetze gemacht werden, zwingt zur frühzeitigen und fort¬ 
gesetzten Flickarbeit an ihnen. Nicht lange, dass sie in 
Kraft getreten sind, so beginnt das „Revidiren^, dem bald 
eine „Novelle“ folgt, der sich binnen Kurzem eine zweite 
ansehliesst u. s. w. 

Soweit es sich dabei um nebensächliche oder nur 
einzelne Kreise angehende Akte der Gesetzgebung handelt, 
mag das allenfalls hingehen. Man vergesse aber nicht, 
dass Werke, wie das Str.-G.-B., das B. G.-B. und ähnliche, 
in das soziale Leben des gesammten Volkes tief eingreifen 
und immerwährendes Aendern lebhafte Beunruhigung, ja 
Verwirrung und selbst schweren äusseren Schaden zu 
stiften geeignet ist. 

Ich betrachte es deshalb als keinen Nachtheil, dass 
der Gesetzgeber sich der weitreichenden Bewegung auf 
strafrechtlichem Gebiete gegenüber bis jetzt zuwartend 
verhalten hat. Was wäre geworden, wenn auch nur eine 
Anzahl der überall wie Pilze aus der Erde schiessenden 
Vorschläge schleunige Verwirklichung gefunden hätte? Es 
war gut, dass man der Lehre und Erfahrung Zeit liess, 
sich abzuklären und zu vertiefen. Das dürfte im Grossen 
und Ganzen jetzt zur Genüge geschehen sein und vso ver- 

^) § 6 Abs. 2 des Einführuugsgesetzes zum Str.-G.-B. 

'■) Daselbst § 5, § 6 Abs. 1. 


Digitized by Google 



rathen denn allerlei Andeutungen und Anzeichen, dass wir 
nunmehr zu einer umfassenden Umbildung des Str.-G.-B. 
kommen sollen. Es geleite sie der Wunsch, dass ganze 
Arbeit gethan und nicht auf halbem Wege stehen geblieben 
oder gar umgekehrt werde, dass Besonnenheit sich mit Kühn¬ 
heit paare, dass Künsteleien fernbleiben, dass Folgerungen 
als unerbittliche Nothwendigkeit sich darstellen, aber auch 
als solche gezogen werden, auf dass gleichsam ein Denk¬ 
mal aus einem Gusse entstehe, dessen der Deutsche sich 
als einer Art xTijfict ii iel (Thukydides) freuen mag. 

2 . 

In der heutigen Strafrechtswissenschaft 
ringen zwei Richtungen mit einander. 

Die ältere, bis vor noch nicht langer Zeit fast aus¬ 
schliesslich herrschende und jetzt gemeiniglich die klassische 
genannte macht die That als solche zum Gegenstände 
der Bestrafung und bemisst diese nach dem Erfolge jener. 
Man legt allen Nachdruck auf das Objektive an und in der 
verbrecherischen Handlung und lässt das Darum und Daran, 
Quelle, Ursache und Grund eine nebensächliche Rolle spielen. 
Die Persönlichkeit des Thäters verschwindet hinter der 
solchergestalt losgelösten und herausgeschälten That in 
ihrer Gestaltungsschwere und Folgewirkung. S i e be¬ 
schäftigt den Richter,, nicht die Gesinnung und Gefährlich¬ 
keit des Thäters, der dem Strafvollzugsbeamten 
überlassen wird. Das Verbrechen ist Akt der Willens¬ 
freiheit und Einzelschuld. 

Eine neuere Strömung schlägt den entgegengesetzten 
W^eg ein, indem sie den Thäter zum Ausgangspunkte 
nimmt und in den Mittelpunkt stellt. Für sie hat das Ver¬ 
brechen keine selbstständige Bedeutung, sondern ist ledig¬ 
lich Zeichen und Erzeugniss einer so oder so gearteten 
Persönlichkeit, demnach nur aus dieser heraus zu beur- 
theilen. Entscheidend ist nicht die objektive Gefährlichkeit 
des Verbrechens, sondern die subjektive des Verbrechers. 
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Entweder wird die Freiheit des Willens geleugnet und eine 
Vorherbestimmung zum Verbrecherthura in Folge ange¬ 
borener oder vererbter Fehler oder Gebrechen unterstellt^ 
damit aber die Natur zum eigentlich Schuldigen gestempelt^) 
oder es wird gestraft nicht nach dem Masse der ver¬ 
brecherischen That, sondern dem Grade der verbrecher¬ 
ischen Gesinnung und angängigenfalls die menschliche Ge¬ 
sellschaft oder doch die nähere Umgebung mitverantwort¬ 
lich gemacht und zwar in der Art, dass unter Umständen 
die besondere Schuld des Verbrechers hinter derjenigen 
der grösseren oder geringeren Allgemeinheit erheblich 
zurückweicht. Hier spielen „das Milieu“, „die Soziale 
Mitschuld“ und „die antisoziale Gesinnung“ ihre Rolle und 
das Verbrechen wird bestimmt als soziale oder sozialpatho¬ 
logische Erscheinung.-) 

]\Iit Lombroso und seinen Anhängern braucht man 
sich in der Gegenwart nicht mehr aufzuhalten, was gewisse 
Verdienste ihrer Arbeiten nicht schmälern soll. Im Uebrigen 
liegt offenbar, wie in so vielen Fällen, das Richtige in der 
Mitte, d. h. That und Thäter sind gleicherweise in Betracht 
zu nehmen. Die That kann zwar eine Einzelerscheinung 
und etwas in sich Abgeschlossenes sein, deswegen steht 
sie aber nicht ausserhalb des Thäters. Ihm ist sie doch 
stets entsprungen, er drückt ihr der Regel nach den 
Charakter auf und ist daher, weil sie ein Stück seiner 
Selbst, von ihr nicht zu trennen. Insoweit giebt sich mit¬ 
hin selbst im einmaligen Verbrechen die Persönlichkeit zu 
erkennen und gilt auch hier das Wort: wenn zwei das¬ 
selbe thun, ist es nicht dasselbe. 

Nun ist aber die Persönlichkeit ein vielfach Zusammen¬ 
gesetztes, sozusagen die Diagonale allermöglichen Anlagen, 
Eindrücke, Einwirkungen, Beziehungen, Umstände und 
Verhältnisse, die nur ausnahmsweise bei mehreren völlig 
dieselben sein werden. Der Mensch ist nicht auf sich 

*) „Der geborene Verbrecher“ der anthropologischen Schule 
L o m b r o s o’s. 

') V. Liszt’s soziologische Schule. 
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allein gestellt, sondern von tausenderlei Dingen abhängig 
und beeinflusst. Nur kann, wenn es sich um Unrecht 
handelt, soll er sie und sich überwinden, denn sein Wille 
ist frei und sein die Schuld. Ich denke also nicht daran, 
in — allgemein gesprochen — widrigen Verhältnissen einen 
Freibrief, oder auch nur jedesmaligen Milderungsgrund für 
Begehung von Verbrechen zu erblicken. Nun sind aber 
die Naturen verschieden, die Geister nicht gleich stark 
und heldenhafte Charaktere selten. Man wird daher ver¬ 
langen müssen, aber auch mehr nicht verlangen können, 
als dass, wer in elendem Milieu aufgewachsen ist oder 
ohne eigenes Verschulden lebt, auf der einen Seite ehrlich 
und ernstlich gegen das Verbrechen ankämpft, auf der 
anderen im Falle des Unterliegens nicht lediglich nach 
der äusseren Erscheinung seines Handelns beurtheilt werde. 
Aus solcher Würdigung der Persönlichkeit folgt dann aber 
auch, dass von um so härterer Strafe getroffen wird, wer, 
w^enn mir der Ausdruck gestattet ist, aus heiler Haut Ver¬ 
brecher wird. 

Trägt man dem Thäter ebensoviel Rechnung als der 
That, dann ergiebt sich als weitere Folge von selbst, dass 
Gesinnung und Wille dem Erfolge in der Strafwürdigkeit 
annähernd gleichzustellen ist. Denn der Erfolg richtet 
sich öfter nicht nach dem Willen, sondern bleibt hinter 
ihm zurück, reicht freilich auch weiter. Andrerseits darf 
die verbrecherische Absicht nicht ausschliesslich mass¬ 
gebend sein, sodass es gleichgiltig ist, ob sie sich auf 
viel richtet und wenig oder nichts erreicht oder geringes 
Unrecht will, aber grosses stiftet. Denn das Verbrechen 
ist als Entschluss des Thäters etwas Subjektives und ob- 
jektivirt sich in seinen Wirkungen auf die Aussenwelt. 
Wie diese sich gestalten, namentlich, welchen Umfang sie 
annehmen, kann ebensowenig einerlei, als allein ausschlag¬ 
gebend sein. 

Diese Ausführungen stehen in besonderer Beziehung 
zur Lehre vom Versuche und von der Vollendung. 
Es wird Regel zu bleiben haben, dass jener milder zu 
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bestrafen ist, als diese, dass aber in Abweichung hiervon 
die Strafe der Vollendung auf den Versuch gesetzt wird, 
wenn der Verbrecher Alles gethan hat, seine Absicht durch¬ 
zuführen und der volle Erfolg unabhängig von oder gar 
gegen seinen Willen ausgeblieben ist. Der Zufall soll dem 
Verbrecher nicht zum Schaden, geschweige denn zum 
Nutzen gereichen. Man vergegenwärtige sich den Fall, 
dass der Mörder von seinem Opfer ablässt, weil er nach 
sorgfältiger Ueberlegung und Prüfung das Leben erloschen 
wähnt, oder den des Massenmörders Thomas von Bremer¬ 
hafen aus dem Anfänge der achtziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts oder das von v. Liszt auf der diesjährigen 
Vollversammlung der internationalen kriminalistischen Ver- 
emigung zu Petersburg vorgebrachte Beispiel, um die Aus¬ 
nahme nicht nur gerechtfertigt, sondern nothwendig zu 
finden. In § 80 Str.-G.-B. verfällt der Versuch ohne Weiteres 
der Strafe des vollendeten Verbrechens. Ebenso in Preus.sen 
nach § 4 des Forstdiebstahlsgesetzes vom 15. April 1878 
und nach § 8 des Feld- und Forstpolizeigesetzes vom 
1. April 1880. 

Manches spricht für einen nicht allzufernen Ausgleich. 
Die scharfe Scheidung zwischen Strafrecht und Strafvollzug 
ist unerwünscht und nicht natürlich und fällt bei meinem Ver- 
mittelungsVorschläge.!) Wenn die Angelegenheit an dieser 
Stelle berührt worden ist, so geschah es, weil, wie wohl¬ 
begreiflich, die Verschiedenartigkeit der Auffassungsweise 
von grossem Einflüsse auf das Strafensystem ist, beziehungs¬ 
weise sein muss. 

Das Str.-G.-B. steht im Bann der älteren Meinung. Es 
kennt nur das Verbrechen und betont einseitig den Erfolg. 


') Mag sein, dass er den mich beseelenden Vergclttingsgedanken 
in der Strafe verdunkelt oder selbst ausmerzt. Was ist denn aber 
an Theorieen gelegen, wenn hohe Güter auf dem Spiele stehen? 
Zudem finde ich nicht einmal, dass meiner Grundauffassung vom 
Wesen der Strafe Abbruch geschieht, denn Vergeltung muss gerechte 
Vergeltung sein und das kann sie nur, wenn sie That und ThHter 
wägt. 
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Der Persönlichkeit des Thäters kann man in Einigem durch 
v'erständige Ausnutzung weitgespannter Strafrahmen ge¬ 
recht werden. Das Uebrige hat der Strafvollzug zu be¬ 
sorgen, der nun wieder den Fehler zu machen pflegt, dass 
er sich nur mit der Person beschäftigt. 

3. 

Dass sich das jetzige Strafensystem nicht bewährt 
ist, wie Eingangs bemerkt, einmüthige Üeberzeugung der 
.Sach- und Fachkenner. 

Einer langathmigen Beweisführung bedarf es daher 
hier nicht. Sie ist gegeben in der stetigen, fast schwindel¬ 
erregenden Steigerung der Rückfälligkeit, in dem ebenso 
gleichmässigen und unheimlichen Anwachsen des jugend¬ 
lichen Verbrecherthumes und in der bedenklichen Zunahme 
mindestens der Sittlichkeitsverbreeher.i) 

Die Unzulänglichkeit des Strafensystems spiegelt sich 
wieder in den vielfachen Vorschlägen einer bald nicht mehr 
übersehbaren Litteratur und in Versuchen praktischer Ab¬ 
hilfe, als deren hervorstechendste die unbestimmte und die 
bedingte Verurtheilüng und die bedingte Begnadigung 
genannt sein mögen. Die Hauptvorwürfe treffen die 
Freiheitsstrafe. Aus unscheinbaren Anfängen ist sie zu 
nahezu schrankenloser Herrschaft emporgestiegen und 
nimmt auch in unserem Str.-G.-B. eine alle anderen Straf¬ 
mittel weit übersteigende und deshalb die erste Stelle^) 
ein. Sie hat zu viele Vorzüge,®) als dass daran gedacht 
werden könnte, sie ihrer Führerrolle zu berauben, wohl 
aber kann und soll mit ihrer Tyrannei ge¬ 
brochen werden. Sie bleibt, weil sie eines der 

’) Gleiches wird aus’ England tind Italien berichtet. 

*) Satzungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 
Art. 2 Ziff. 6 

V. Liszt , Strafrecht, 1. Aufl., S. 179. Geyer in v. Holtzen- 
dorffs Encyklopädie, 4. Aufl, Bd. 1 S. 906. 
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zweckmässigsteil Strafmittel ist,^) Grundlage-^) und Mittel-,-^) 
Angel-^) und Schwerpunkt jedes neueren Strafrechtes und 
Strafensystemes und damit die Hauptstrafe.Bei der Frage 
nach einer Reform des Str.-G.-B. muss sie daher im Vorder¬ 
gründe und an erster Stelle stehen. 

4. 

Der Boden scheint nunmehr soweit geebnet zu sein, 
um geraden Weges auf das Ziel losgehen zu können. Es 
scheint aber nur so. Denn es bedarf zunächst noch einer 
Verständigung über verschiedene Dinge, die mit der zu 
lösenden Aufgabe in nicht abzuweisendem Zusammenhänge 
stehen. Theils sind sie allgemeiner Art, theils gehen sie 
die Freiheitsstrafen im Besonderen an. 

A. Die hierher gehörigen Betrachtungen haben nun 
wieder entweder die strafbare Handlung oder deren 
Urheber zum Gegenstände. 

I. a. Bekannt ist die Dreitheilung der straf¬ 
baren Handlungen in Verbrechen, Vergehen und 
üebcrtretungen. Ob es zweckmässig war, einen Theil der 
letzteren in das Str.-G.-B. aufzunehmen, bleibe dahingestellt, 
ist aber für gewisse Fälle ihrer allgemeinen Bedeutung 
für das Reich wegen zu bejahen.') 

In engem Zusammenhänge nun mit dieser Eintheilung 
steht das Strafensystem. Denn die Begriffsbestimmung 

Becker, Jahrbücher für Krirninalpolitik, Bd. 2 S. 171. 

-) Nöllner, Das Pönitentiarsystem, S. 4. 

'^) H i 11 e r, Die Disziplinarstrafen, S. 2. S o n t a g bei S t r e n g, 
Studien, S. 195. 

*) Klei n feil er, Die bayrische Littoratur über den Vollzug 
der Freiheitsstrafen, S. 3. 

Berner, Strafrecht, 8. Aufl, S. 28. Sc hinöl der, Die 
Strafen und deren Vollzug, S. 4 Streng, Geschichte der Hain- 
burgischen Gefängnissverwaltung, S. 169. 

Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 59. 

’) Gleicher Ansicht Seuffert a. a. O. S. 26. Siehe deswegen 
§ 360 Ziff. 1, 3 bis 9, § .361, § 364, § 369 Ziff. 2, § 370 Ziff. 3. 
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des Verbrechens u. s. w. beruht nach § 1 Str.-G.-B. ja 
gerade darauf, dass eine strafbare Handlung mit dieser 
oder jener Strafart oder diesem oder jenem Strafmasse 
bedroht ist. Todesstrafe und Zuchthaus kommen nur bei 
Verbrechen vor, Gefängniss bei Verbrechen der Jugend¬ 
lichen^) und bei Vergehen, Festungshaft bei Verbrechen 
und Vergehen, Haft bei Vergehen*^) und Uebertretungen, 
Arbeitshaus als Hauptstrafe nur bei Uebertretungen, als 
Nebenstrafe auch bei Vergehen,^) Geldstrafe bei Vergehen 
und Uebertretungen und als Nebenstrafe bei Verbrechen. 

Die Frage, ob das Strafensystem sich bewährt habe, 
ist daher mit der ferneren verquickt, ob im besonderen 
Theile des Str.-G.-B. die entsprechenden Thatbestände stets 
richtig als Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen 
behandelt sind oder ob nicht vielmehr manches Verbrechen 
Vergehen, manches Vergehen Verbrechen, manche Ueber- 
tretung Vergehen, manches Vergehen Uebertretung sein 
sollte. Das ist zu bejahen. Hinsichtlich einzelner Ueber¬ 
tretungen sind dahingehende, sich zum Theile an frühere 
deutsche (Preussen), zum Theile an auswärtige Gesetz¬ 
gebungen (Belgien, Frankreich) anlehnende Vorschläge 
gemacht worden.^) Was mich betrifft, so halte ich wegen 
der später zu begründenden anderweiten Ausgestaltung 
der Arbeitshausstrafe ^) eine Versetzung der Uebertretungen 
des § 361 Ziff. 3—8 unter die Vergehen nicht mehr für 
erforderlich. 

Selbst wenn man aber die Dreitheilung verwirft und 
die Uebertretungen als eine selbstständige Art strafbarer 

>) § 57 Abs. 1 Ziff. 1, 3. 

") § 140 Ziff. 2, §§ 185, 186. 

§ 181a Abs. 3 

*) V. Hippel, Die Bekämpfung von Bettel und Landstreicherei, 
S. 284 (Bettel). Fuhr, Strafrechtspflege und Sozialpolitik, S. 297 
(Bettel, Landstreicherei, Gewerbsunzucht, Müssiggang). Sichart. 
Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 97, 101 (Bettel, Land¬ 
streicherei, Gewerbsunzucht, Thierquälerei). Gennat, Blätter für 
Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 435 bis 436 (erheblich weitergehend) 

®) Abschnitt 5 C. VL 
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Handlungen nicht anerkennt,^) sondern als leichtere Ver¬ 
gehen behandelt, bleibt zu fragen, ob wenigstens die 
Grenzscheide zwischen Verbrechen und Vergehen in rechter 
Weise gezogen ist. Denn jegliche Eintheilung aufzugeben, 
Avird Avohl von keiner Seite verlangt, wäre auch nicht zu 
empfehlen. Sie verliert ihre bisherige, gelangt dafür aber 
zu anderer und, wie ich hoffe, richtigerer Bedeutung, Avenn 
diejenige Umbildung der Freiheitsstrafen Billigung findet, 
die in Abschnitt 5 B, C vorgeschlagen wird. Als Ver¬ 
brechen Avürde ich danach bezeichnen die mit Zuchthaus 
und alle mit Ehrverlust bedrohten Strafthaten, wenn im 
Einzelfalle auf solchen erkannt wird und die urtheils- 
mässige Freiheitsstrafe sechs Monate übersteigt. 

Als Verbrechen hätten ferner zu gelten strafbare 
Handlungen Jugendlicher, wenn sie vermöge Riehterspruches 
mehr als drei Jahre Gefängniss nach sich ziehen. Um¬ 
gekehrt trüge die Verurtheilung zu Festungshaft, gleich- 
\iel in welcher Dauer, dem Thäter niemals den Namen 
eines Verbrechers ein. Die starren Scheidewände des Ge¬ 
setzes würden mithin vor flüssigen Grenzlinien fallen. Die 
That in Eigenart, Beweggrund und Beurtheilung durch den 
Richter entschiede über die Klasseneintheilung. Auch-das 
mag Nachtheile haben, doch überwiegen die Vorzüge. 
Denn rein äusserliche und abstrakte Merkmale räumen 
innerer Würdigung konkreter Thatsachen das Feld. 

ß. Sehr verfehlt ist die Behandlung des Rück¬ 
falls im Str.-G.-B. Es gedenkt seiner nur bei einzelnen 
Strafthaten, verlangt entweder vorherige Begehung der 
gleichen oder begnügt sich mit solcher einer verwandten 
Handlung und berücksichtigt bald den ersten, bald den 
wiederholten Rückfall, macht ihn dafür aber zum noth- 
wendigen Strafschärfungsgrunde. Das ist unhaltbar, weil 
sowohl zu eng, als auch folgewidrig.-) Im Anschlüsse an 

>) Vergl. hierüber Gennat a. a. O. S. 434. 

B e r n e r ä. a. 0. S. 307. v. Liszt a. a. 0. S. 210. F u h r a. a. 0. 
S. 301, Anm. 2. Seiiffert a. a. 0. S. 80. Wach, Blätter für Ge- 
fängnis.skuiide, Bd.36 S. 17. Dazu Gennat, Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik, Bd. 1 S. 50 bis 53, insbes. über frühere Gesetzgebungen. 
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§ 5 A.-L.-R. II. 20, § 58 des preussisehen St.-G.-B. und 
§ 13 Abs. 1 M.-Str.-G.-B. ist mindestens zu verlangen, dass 
Rückfall stets angenommen werde, wenn nach erfolgter 
Bestrafung dasselbe Verbrechen oder Vergehen abermals 
begangen wird. Die Unzulänglichkeit ihrer gesetzlichen 
Regelung ist nicht zum Wenigsten die Ursache der Rück¬ 
fälligkeit im allgemeinen Sinne. Ihre Häufigkeit redet eine 
besonders vernehmliche und deutliche Sprache und zeigt, 
dass die Strafbestimmungen nicht ausreichen, damit aber 
auch das Strafsystem insoweit den Dienst versagt. 

7 . Ebenso wird die gewerbs- und gewohnheits- 
mässige Verübung nur bei einzelnen strafbaren Hand¬ 
lungen unter erhöhte Strafe gestellt, während sie bei anderen 
lediglich ein Thatbestandsmerkmal bildet, als welches die 
Geschäftsmässigkeit ausschlieslich behandelt wird. 
Sie, wie die Gewerbs- und Gewohnheitsmässigkeit müssen 
aber zu allgemeinen Strafschärfungsgründen werden, und 
zwar derart, dass, soweit nicht schon einmalige Verübung ge¬ 
nügend erscheint, für die Wiederholung gleiche oder gleich¬ 
artige oder ähnliche Handlungen nicht zu fordern sind. 
Die Folge des jetzigen Zustandes ist, dass gerade das Ge¬ 
wohnheitsverbrecherthum, welches mit dem rückfälligen 
durchaus nicht identisch ist, bei Weitem zu gelinde davon 
kommt. \) 

6. In freigebigster Weise spendet das Str.-G.-B. mil¬ 
dernde Umstände. Nur wenige Verbrechen, deren Ur¬ 
heber sich ihrer nicht erfreuen darf. Was unter mildernden 
Umständen zu verstehen, ist absichtlich offen gelassen. Es 
giebt daher fast nichts, was nicht darunter begriffen werden 
könnte*) und in der Rechtsprechung darunter begriffen 
wird.3) Es sind der Gerichte gar nicht so wenige, die die 

*) Näheres bei Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 
S. 70, 80. 

-) Gegen diese zu grosse Unbestimmtheit wendet sich Seuffert 
a. a. O. S. 41. 

Nur zwei Beispiele, die mir im Laufe der letzten Woche vor 
die Augen gekommen sind. Einem öfter und erheblich vorbestraften. 
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ordentliche Strafe kaum kennen. Man kann geradezu 
von einem Missbrauche und als dessen Ergebniss einem 
Missstande sprechen. Dem abzuhelfen giebt es zwei Wege: 
die mildernden Umstände werden in nur w’enigen Fällen 
zugelassen *) oder durch Aufzählung dessen bestimmt, was 
dafür zu gelten hat. Ersteres erscheint nicht richtig, denn 
es giebt thatsächlich nur eine kleine Zahl strafbarer Hand¬ 
lungen, bei denen sich Milderungsgründe niemals denken 
lassen. Das zweite ist in früheren Gesetzgebungen ver¬ 
sucht, führte aber zu haarspalterischer Casuistik und Un¬ 
billigkeiten. Immerhin ist hier der Hebel anzusetzen, nur 
sage man nicht positiv, was mildernder Umstand ist, son¬ 
dern negativ, was als solcher nicht gilt. 

Das ist an erster Stelle auf die Trunkenheit ge¬ 
münzt. Sie treibt als Strafmilderungsgrund ein geradezu 
haarsträubendes Unwesen, während sie entweder nach 
§ 51 Str.-G.-B. zu behandeln ist oder womöglich Straf¬ 
schärfung herbeiführen -sollte. Wie reimt es sich denn zu¬ 
sammen, dass ein heftiger und heftiger werdender Kampf 
gegen die Trunksucht geführt wird, die Gerichte aber durch 
regelmässige Bewilligung einer gelinderen Strafe dem 
Rausche eine Belohnung aussetzen? Die Natur selbst 
bietet genug Gewächse und Stoffe dar, aus denen der 
Mensch geistige Getränke bereitet, und es ist noch kein 
Volk bekannt geworden, dem solche völlig fremd gewesen 
wären, darum zieht ein Theil der gegnerischen Bewegung 
seine Kreise zu weit, wenn es gänzliche Enthaltsamkeit 


jetzt einer ganzen Reihe Strafthaten schuldig gesprochenen jungen 
Menschen wurden mildernde Umstände crtheilt, „damit er nicht seine 
besten Jahre in der Haft zubringe“. Jemand anders hatte laut 
urtheilsmässiger Feststellung die Vorstellungsgabe eines zwölfjährigen 
Mädchens durch Unzüchtigkeiten planniässig vergiftet. Er erhielt, 
weil wegen gleicher Dinge noch nicht vorbestraft — wohl aber 
mehrfach wegen anderer — ein Jahr Gefängniss! 

') Seuffert a. a. 0. S. 45, will sie gänzlich streichen und an 
ihre Stelle „minder schwere Fälle“ setzen. 
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fordert. Man sollte aber den in der Sache steckenden 
gesunden Kern fördern. Auf strafrechtlichem Gebiete 
geschieht das vielleicht weniger durch ein Gesetz gegen 
die Trunksucht, wie es 1881 eingebracht wurde, als 
dadurch, dass der trunkene Thäter, sofern er sich nicht 
bis zur Bewusstlosigkeit übernommen hat, die volle Ver¬ 
antwortlichkeit behält und keine Schonung findet. Die 
Trunkenheit ist kein blindes Ungefähr, sondern selbst 
— wie häufig sogar absichtlich! — herbeigeführt und der 
Trunkene muss sich soweit in der Gewalt behalten, dass 
er. sich wenigstens von strafbaren Ausschreitungen fernhält. 
Die Uebung der Gerichte ist nur zu wohl geeignet, Ver¬ 
wirrung zu stiften und das Verantwortlichkeitsgefühl 
herabzusetzen, wenn nicht gar zu untergraben. Hört man 
es doch ungescheut aussprechen: was kann mir denn viel 
geschehen, ich war ja betrunken! Eine vortreffliche und 
deshalb zu verallgemeinernde Vorschrift enthält nun § 49 
Abs. 2 M.-Str.-G.-B. dahin, dass die selbstverschuldete 
Trunkenheit des Thäters keinen Strafmilderungsgrund 
bildet. Sie gilt also nicht nur nicht als mildernder 
Umstand, sondern findet überhaupt keine Berücksichtig¬ 
ung, nicht einmal da, wo Spielraum in der Wahl der Straf¬ 
art oder des Strafmasses gelassen ist, so dass den 
Trunkenen diejenige Strafe trifft, die er an sich verdient 
hat und darum nach allgemein geltenden Grundsätzen zu¬ 
gewogen erhält. 

II. «. Wer erwerbsunfähig ist und weder selbst 
genügende Unterhaltsmittel besitzt, noch von anderer, 
namentlich gesetzlich dazu verpflichteter Seite ausreichend 
unterstützt wird, den lasse man nicht erst mit dem Straf¬ 
richter in Berührung kommen, um ihn vielleicht nachträg¬ 
lich und auch nur auf seinen Antrag hin dem Armenhause 
oder einer sonstigen wohlthätigen Anstalt zu überweisen, 
vielmehr schaffe man ein Gesetz, dass er allein auf Grund 
seiner Hilfsbedürftigkeit, daher selbst gegen seinen Willen, 
von Amtswegen und bis zum Lebensende oder wenigstens 
bis für ihn anderweit hinreichend gesorgt wird, unter- 
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gebracht werde. Macht er sich dann und trotzdessen straf¬ 
fällig, so ist das etwas Anderes. Er möge dafür um so 
härter angesehen und nöthigenfalls nach Massgabe der 
nächsten Ziffer behandelt werden. Die Armenpflege giebt 
in der Regel nur das Nothdürftigste und § 54 Str.-G.-B. 
kommt vermöge seiner engen Fassung selten in Anwen¬ 
dung. Man soll ausserdem jene Leute nicht erst bis zu 
solchem Nothstande kommen lassen und sehe sich nur die 
Krüppel und Siechen der Arbeitshäuser an, um sich zu 
sagen, dass die Art der Bestrafung und der Strafe nicht 
die richtige ist und sich deshalb nicht bewährt. Dadurch, 
dass die Unterbringung w'eder an sich, noch in ihrer 
Dauer vom Belieben des Pfleglings abhängt, geht sie einer¬ 
seits nicht ihrer Eigenschaft als Wohlthat verlustig und 
verliert sie andrerseits sehr an Annehmlichkeit. Von 
Rechtswegen und in Wirklichkeit wird gegenwärtig die 
Erwerbsunfähigkeit bestraft. Wie hart und, was schlimmer, 
wie ungerecht und unvernünftig! 

ß. Das Gegenstück bilden diejenigen Invaliden 
und Veteranen des Verbrecherthums, die in 
Folge ihres wüsten Lebens und ihrer gehäuften oder lang¬ 
wierigen Strafen körperlich oder geistig derart entnervt 
sind, dass sie entweder Erwerbsunfähigen gleichstehen 
oder den vernunftgemässen Gebrauch der Freiheit verlernt 
haben. Sie nach Strafverbüssung in Bedingungen und 
Verhältnisse zurückkehren zu lassen, denen sie verständ- 
niss- und hilflos gegenüberstehen, ist ebenso thöricht, als 
unrecht, und zwar unrecht gegen sie selbst, wie gegen 
ihre Mitmenschen. Sie sind vielmehr, auch ohne ihren 
Antrag und Willen, dauernd unterzubringen. Ist das zweck¬ 
entsprechend auf sonstige Weise nicht möglich, so stecke 
man sie in besonders für sie zu gründende Anstalten, in 
denen der Hauptsache nach die Ordnung des Zuchthauses, 
nicht aber die eines Armenhauses zu gelten hat. Bei der 
Gegensätzlichkeit der Kategorieen « und ß erscheint eine 
gemeinsame Unterbringung innerhalb derselben Anstalt 
nur bei Aufrechterhaltung strengster räumlicher Trennung 
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zulässig. Auf jene passt das Strafensystem nicht, auf 
diese nicht mehr.*) 

y. Ziemlich allgemein, ja sogar mit grosser Ueberein- 
stimmung wird eine Heraufsetzung des Straf¬ 
mündigkeitsalters auf das vollendete vierzehnte 
Lebensjahr und in deren Folge eine Ausdehnung der 
Zwangserziehung begehrt,-) weil sich neben anderen Er¬ 
wägungen die Erkenntniss Bahn gebrochen hat, d:iss das 
System unserer Strafen für Jugendliche unter vierzehn 
Jahren weder geeignet, noch von Nutzen ist. Hier kann 
es seine Schuldigkeit nicht thun, muss vielmehr im Stiche 
lassen, weil seine Voraussetzungen und Wirkungen zwar 
für Schulknabcn und -Mädchen mitbcrechnet sein mögen, 
aber theils das Ziel verfehlen, theils darüber hinausgehen. 

B. I. a. Da — von mir allerdings nicht getheilte •‘‘j — 
Zweifel bestehen, ob die nicht in unausgesetzter Trennung 
bestehende Einzelhaft bei anderen Freiheitsstrafen als 
Zuchthaus und Gefängniss statthaft ist*!, so wird dies der 
Sicherheit wegen gesetzlich auszusprechen sein. Ich halte 
das für eine grundsätzliche Forderung zur Verbesserung 
des Systemes der Freiheitsstrafen und habe dabei vor¬ 
zugsweise das Arbeitshaus im Auge, dessen mangelhafte 
Leistungen und Wirkungen ich auf das Fehlen, beziehent¬ 
lich die ungenügende Durchführung der Einzelhaft zurück¬ 
leite. 

Z. Die Einzelhaft ist aber nicht blos sachlich, 
sondern auch z e i tlich zu erweitern. Alle Welt ist darüber 


In Belgien werden alte arbeitsunfähige Bettler in Asyle 
geschafft: Sichart in v. Holtzendorffs Gefängniss wesen Bd. 2 
S. 277. 

Mein gleichzeitiges Gutachten für die Vereins Versammlung 1903. 

Gcnnat, Blätter für Gefängnisskunde Bd. 35, Sonderheft 
S. 77, Bd. 36 S. 71—72. 

Verneint noch jüngst von Link, Blätter für Gefängniss¬ 
kunde, Bd. 36 S. 2ü5. Vergl. noch Genna t das. Bd. 27 S. 432, 433. 

*) Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 72 und bei 
V. Hippel a. a. O. S. 192 Anm. 2, S. 237 Anm. 2. 

Blatter für Gefängnisskunde. XXXVII. 2 
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einig, dass die Aengstlichkeit des hinsichtlich der 

schcädlichen Wirkungen der Einzelhaft bei mehr als drei¬ 
jähriger Anwendung grundlos war und dass es in diesem 
Punkte sich nicht bewährt hat. Mit Bestimmtheit wird 
deshalb eine andere Fassung des § 22 Abs. 2 gefordert i) 
und daran das Verlangen geknüpft, das Höchstmass auf 
fünf -) oder auch sechs Jahre festzusetzen. 

In Uebereinstimmung mit Art. 1 des früheren bai¬ 
rischen Gesetzes vom 10. November 1861 halte ich fünf 
Jahre für das Richtige und bedaure daher den eine Ab¬ 
kehr von allen bisherigen Erfahrungen mit der Einzelhaft 
auch bei Jugendlichen darstellenden § 12 der Grundsätze 
des Bundesrathes um so lebhafter, als durch § 13 auch 
für sie Vorsorge getroffen und bei Ausdehnung der Straf¬ 
unmündigkeit — A. II. y. eine weitere Schutzwehr aufge- 
richtet wird. 

II. Die vorläufige Entlassung, wie sie uns 
seit 1872 bescheert worden ist, gehört zu den übelsten 
Missgestalten gesetzgeberischen Schaffens. Das Ding ist 
zusammenhanglos in das Gesetzbuch hineingearbeitet und 
so unüberdacht, dass man bei jedem Schritte auf Unge¬ 
reimtheiten stösst, zu deren Beseitigung von überallher und 
in verschiedenster Weise Gedanken herbeigetragen werden. 
Schon der Wortlaut ist nirgendwo sonst gleich dunkel, 
deutungsfähig und auslegungsbedürftig. Die der Sache 
nachgerühmten Erfolge bestreite ich, behaupte vielmehr 
auf Grund ausgiebiger Erfahrung Nichtbewährung und 
erachte Verweisung in die Rumpelkammer für das Beste. 
Zur Einzelbegründung gebricht es an Raum. Ich habe 


*) Beschluss des Vereins von 1901, Blätter .für Gefäng'niss- 
kunde Bd. 35, Sonderheft S. 46. 

*) V. Würth, Die neuesten Fortschritte des Gefängnisswesens 
S. 2i8, 337, 3.38, Anm. S. 354, Krohne, Lehrbuch S. 251, Seyfarth, 
Hinter eisernen Gittern S. 86, Gennat, Jahrbücher für Kriminal- 
politik Bd. 1, S. 74. 

“) Link, a. a. O. S. 284. 

*) Kleinfell er, a. a. O. S. 38. 
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sie an anderem Orte in Ausführlichkeit niedergelegt i) und 
täusche mich darüber nicht, dass kaum daran zu denken 
sein wird, uns der vorläufigen Entlassung zu entledigen. 
Man muss es daher zufrieden sein, aber auch auf das 
Entschiedenste beanspruchen, dass sie auf neuem Unter¬ 
baue gründlich umgestaltet w'erde. 


5. 

Das St.-G.-B. muss sich, was die Freiheitsstrafe an¬ 
geht, drei Vorwürfe gefallen lassen: 

A. Zu häufige Androhung, 

B. Zersplitterung in zu viele Arten, 

C. Mangelnde Differenzirung. 

A. Wer will bestreiten, dass in der Androhung 
von Freiheitsstrafen ein Uebermass obwaltet, 
welches geradezu geraeinschädlich wirkt? Für die gleich- 
gütigste Uebertretung, wie für das schwerste Verbrechen 
wird „gesessen“. Die Scheu vor dem Sitzen ist gering, 
um so grösser aber oft — insofern wunderlicher Weise — 
die Abneigung gegen den, der gesessen hat. So bestehen 
schier unüberbrückbare Gegensätze. Die Gefängnisse reichen 
je länger, je weniger aus und w'enn sie ausreichen, sp ent¬ 
sprechen sie selten noch den neuesten Fortschritten der 
Technik, die Lasten der Bevölkerung für die Sträflinge 
wachsen stetig und die Ansttiltsbeamten w'erden in der 
täglich sich erneuernden Arbeit an Zu- und Abgängen 
zerrieben und vor der Zeit amtsmüde und dienstun¬ 
brauchbar. 

Schon zu lange ist es so hergegangen, was aber soll 
geschehen? Drei Wege liegen offen: 

I. Die Strafandrohungen bleiben, werden aber unter 
Um.ständen nicht ausgeführt, 


Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 36 ff., bceonders 
S 45 -70. 


2 * 
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II. vorhandene anderweite Strafarten werden neben 
oder an die Stelle von Freiheitsstrafen gesetzt, und 
zwar 

«. entweder in unveränderter Gestalt oder 
ß. in abgewandelter Art, 

III. neue Strafmittel treten neben oder für den Verlust 
der Freiheit ein. 

I. «. Eine Strafe anzudrohen, aber nicht oder nur 
bei Hinzutritt neuer Erw’ägungen oder Thatsachen zu voll¬ 
strecken, kann ausnahmsweise von Nutzen sein und hat 
im Bereiche des Disziplinarstrafrechtes hin und wieder 
etwas für sich, auf dem Gebiete des kriminellen Unrechtes 
aber ist, um den Ernst von Schuld und Strafe nicht zu 
verflüchtigen, äusserste Vorsicht geboten. Hier ist jedes 
Sehematisiren vom Uebel und sorgfältige Prüfung des Ein¬ 
zelfalles nothwendige Voraussetzung. Ein Gesetz etwa, 
welches die Strafandrohungen bestehen lässt, aber erklärt, 
dass sie unter gewissen Bedingungen unausgeführt bleiben, 
vermindert jene an sich nicht und lässt es vom Belieben 
irgendwelcher Stelle abhängen, ob sie wirksam werden 
oder nicht. Ich halte das mit der Bedeutung und Würde 
einer sich ihrer schweren Aufgaben vollbewussten Straf¬ 
rechtspflege für nicht vereinbar und sehe darin eine Ver¬ 
körperung des Verlangens nach der Pelzwäsche ohne 
Nassraachen. Welch ein Widerspruch ausserdem, bei jeder 
Gelegenheit nach Polizei und Staatsanwalt, womöglich gar 
nach neuen Gesetzen zu rufen, gleichzeitig aber die Sicher¬ 
heitsorgane überall einengen, hemmen und lahmlegen und 
den Verbrecher der Sache nach leer ausgehen lassen zu 
wollen! Ueberlässt man „den bedingten Strafauf¬ 
schub“ den Gerichten, so überträgt man ihnen einen 
Theil des Begnadigungsrechtes, soll die Gnadeninstanz zu¬ 
ständig sein, so dürfen ihr keine Verschriften gemacht 
werden, weil der Begriff der Gnade ihr freies und unge¬ 
bundenes Walten voraussetzt. Das Eine wie das Andere 
ist nach geläuterten Grundsätzen des allgemeinen Staats¬ 
rechtes unzulässig. Will man die oberste Justizbehörde 
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entscheiden lassen, so bedeutet das neben der vorläufigen 
Entlassung einen zweiten Eingriff der Verwaltung in die 
Rechtspflege. *) 

Uebrigens darf man sich sogar für die vorläufige 
Entlastung erwärmen und kann, ja muss es sich doch ver¬ 
sagen, Anhänger des bedingten Strafaufschubes zu sein. 
Denn im Falle jener ist das Urtheil verwirklicht und wird 
nur hinterher abgeschwächt, bei diesem aber kommt es 
erst nicht zur Vollstreckung. Ist denn ausserdem der 
Strafvollzug in Wahrheit so erbärmlich, dass er sich diese 
Art unverhüllter Bankerutterklärung ohne Murren gefallen 
lassen muss und sogar in seinem Dienste stehende Beamte 
an solcher sie doch mittreffenden Behandlung sich sonnen ? 

ß. Ich verstehe unter bedingtem Strafaufschübe sowohl 
die bedingte Verurtheilung, als die bedingte Begnadigung. 
Der korybantische Jubel über jene ausländische Ein¬ 
richtung ist so ziemlich dahin und von einer Ascher- 
inittwochsstimraung abgelöst. Die Sturmbewegung in der 
Litteratur hat abgeflaut und Vertheidiger und Gegner 
halten sich ungefähr die Wage. JEancher verhält sich 
zweifelnd-) und wer noch dafür ist, räth zur Vorsicht®) 
oder befürwortet mässige Anwendung^) und verlangt starke 
Einschränkung®) oder bezeichnet die Erfahrungen als recht 
dürftig.®) Man wird es nicht zum Wenigsten dem uner¬ 
müdlichen Kämpen W a c h ^) Dank zu wissen haben, dass 
Deutschland bisher mit der bedingten Verurtheilung 
verschont geblieben ist und, wie zu erhoffen, verschont 

') Vergl zu allem Vorstehi'uden den Aufsatz in voriger Anin. 
und Lüder, Das SouveränitUtssystein der Begnadigung S. 87 ff. 
(gegen Ausübung des Gnadenrechtes durch Richter). 

’) Reuss, Die Deportation, S. 5. 

*) V. Wa h 1 berg, Betraclitungen über die Freiheitsstrafen, S. 35. 

*) Fuhr a. a. O. S. 298, Anm. 2. 

*) Aschrott, Die verwahrloste und verbrecherische Jugend, 
S. 31, 48. 

®) Mittermaier, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 33, S. 345. 

’) Reform der Freiheitsstrafe, S. 21 ff., ferner Blätter für Ge- 
fängnissknude, Bd. 33 S. 333 ff., Bd. 36 S. 11. 
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bleiben wird. Ich habe den Gegenstand in einem Gut¬ 
achten für die braunschweiger Versammlung unseres 
Vereins mit einiger Ausführlichkeit behandelt^) und dem 
dort Gesagten ausser Vorstehendem nichts hinzuzusetzen. 
Zur besonderen Genugthuung gereicht es mir, dass meine 
Beurtheilung der gerühmten Erfolge in Belgien -) von 
beachtenswerthester Seite ganz und gar getheilt wird."^) 

•v. Wie bekannt, bestand im Königreiche Sachsen vor 
Erlass des Str.-G.-B. eine vorläufige Entlassung im Gnaden¬ 
wege. Ebenso bekannt ist, dass in Deutschland derselbe 
Staat als erster den bedingten Strafaufschub 
eingeführt hat, wiederum als gnadenweise Be¬ 
günstigung. Die übrigen Bundesglieder mit Ausnahme 
weniger kleiner sind nach und nach gefolgt.^) Vom staats¬ 
rechtlichen Standpunkte aus lässt sich, gegen die Massregel 
nichts sagen, insbesondere ist der Einwand, dass die 
Gnade nicht an Bedingungen geknüpft werden dürfe, 
hinfällig.^) Die sonstigen Bedenken aber bleiben bestehen 
und wenn auch die Zeit noch zu kurz ist, um über die 
Ergebnisse abschliessend zu urtheilen, so scheinen sie doch 
vor der Hand nicht übermässig zu sein.®) Mit anderen') 


*) Blätter für Gefängnisskuiide, Bd. 27 S. 456 -470. 

*) a. a. S. 458—459. 

Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 33 S. 336—338, 
Ehrenberg, Rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft Bd. 69 
S. 92. 

Siehe die Zusammenstellung Blätter für Gefängnisskunde 
Bd. 35 S. 429 ff. 

Lüder a. a. 0. S. 170, Kr ohne a. a. 0. S. 259, Anm. 2, 
Olshausen in v. Liszts Zeitschrift, Bd. 10, Beilageheft S. 45, 
Förster, Sächsisch-anhaltische Gefängnissgesellschaft Bd. 3 S. 108, 
Gennat, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 465, derselbe Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 38. Wegen Begnadigung auf 
Probe im Mittelalter, vergl. Krauss, Im Kerker, S. 106 

") Seuffert a. a. 0. S. 73 nennt sie allerdings glänzend Es 
ist dieselbe Uebersehwenglichkeit, mit der er von der bedingten Ver- 
urtheilung redet. 

') Reuss a. a. 0-, Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 33 
S. 334, 339, 340. 
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stehe ich der Sache höchst kühl gegenüber. Die Gnade 
wäre nicht mehr Gnade, wenn sie, wie mitunter gefordert 
w’ird, Kraft gesetzlicher Vorschrift dem Träger des 
Begnadigungsrechtes aufgezwungen werden dürfte. Bleibt 
die bedingte Begnadigung in Wahrheit Gnadenerw^eis, 
d. h. etwas Ausnahmsweises, so kann man sie hinnehmen, 
kommt sie aber massenweise vor, so wird sie von den¬ 
selben Folgen begleitet, wie die allzubäufige Ausübung 
des Gnadenrechtes im Allgemeinen: sie untergräbt das 
Ansehen der Rechtspflege, weil sie ihr fortwährend in den 
Arm fällt. Sie schädigt ausserdem sich selbst, indem sie 
als etwas Alltägliches und Selbstverständliches angesehen 
und manchen Fehlgriff thun wird. 

II. «. 1. Die Todesstrafe ist die allein sichere 
Gewähr gegen die Wiederholung von Verbrechen durch 
denselben Verbrecher, i) Man kann also dazu kommen, an 
sich nicht todeswürdige Verbrechen mit dem Leben sühnen 
zu lassen, um sich vor erneuter Begehung zu schützen. 
Die Fälle müssten selbstredend so liegen, dass die Wieder¬ 
holung eine sehr schwere Gefährdung wäre. Ob auf dieser 
Grundlage sich etwas zu Stande bringen lässt, erscheint 
freilich recht fraglich. Anders steht es aber damit, ob 
nicht die Zahl der an sich todeswürdigen Verbrechen zu 
vermehren und in Anlehnung an den jetzt nur für Kriegs¬ 
zeiten geltenden § 4 des Einführungsgesetzes auf § 81, 87, 
88 Abs. 1, § 90, § 307 Ziff. 1, §§ 311, 312, 315 Abs. 2, 
§ 321 Abs. 2, § 322 Abs. 2, § 324 Str.-G.-B., § 13 Abs. 1 
des Nahrungsmittelgesetzes zu erstrecken ist. Wird doch 
der Tod auch in strafrechtlichen Nebengesetzen angedroht 
und sogar von minderen Thatbestandsmerkmalen abhängig 
gemacht.*) Das Str.-G.-B. verlangt Vorsatz und Ueber- 
legung (§§ 80, 211), während das Sprengstoffgesetz an der 
Möglichkeit der Voraussicht des Erfolges sich genügen 


*) Bleuler, Der geborene Verbrecher, S. 75, Gennat, Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 64. 

*) Sprengstoffgesetz § 5 Abs. 3, Sklavenraubgesetz § 1 Abs. 2. 
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lässt und das Sklavenraubgesetz sich mit der blosen Ver¬ 
ursachung des Todes bescheidet.^) Sonst wird bei Verur¬ 
sachung des Todes entweder lebenslängliche oder gar nur 
zeitliche Zuchthausstrafe angedroht. Bei einer Fassung, 
wie sie das Sprengstoffgesetz giebt,*) halte ich die Aus¬ 
dehnung für- an der Zeit. 

Seuffert bekämpft die Todesstrafe mit empfind¬ 
samen Gründen *) und erhofft ihre Abschaffung, verschliesst 
sich aber nicht der Erkenntniss, dass die Zeitrichtung 
ihm entgegen ist.^) Das wird wohl so bleiben. 

2. Frühere Gesetzgebungen kannten öffentliche 
Arbeiten als Strafe. Nach §362 Str.-G.-B. kommen sie 
nur noch bei gewissen Uebertretungen an Stelle des Ar¬ 
beitshauses vor und § 6 Abs. 2 des Einführungsgesetzes 
lässt sie in Landesstrafgesetzen als Forst- oder Gemeinde¬ 
arbeiten an Stelle von Geld- oder Gefängnissstrafen zu. 
Man sollte die Sache verallgemeinen. Näheres und Vor¬ 
schläge für das Anwendungsgebiet enthält mein Gutachten 
für die Tagung in Braunschweig,“) doch erkläre ich mich 
jetzt dafür, dass Geldstrafen sollen abgearbeitet werden 
können.®) Im Allgemeinen noch dafür Ellis’) und Seuf¬ 
fert,®) dagegen v. Wahlberg.®| 

3. Stiefmütterlich behandelt ist der Verweis. Sein 
Wirkungskreis ist sachlich beschränkt auf Vergehen und 
Uebertretungen, und zwar wiederum auf deren leichteste 
Fälle, nach der persönlichen Seite auf Jugendliche.*®) Wie 

*) Ebenso M. Str.-G.-B. § 133 Abs. 1. 

’) Vergl. noch die Fassung in § 259 Str.-G.-B.: wer den Um¬ 
ständen nach annehmen muss, 
a. a. 0. S. 56. 

*) a. a. O. S. 57. 

“) Blätter für Gefängnisskunde Bd. 27 S. 449—451. 

“) Mit Seuffert a. a. O. S. 77, Felisch 23 Juristentag, Bd. 1 
S. 277 ff., Kulemann, Jahrbücher für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 75. 

’) Verbrechen und Verbrecher, S. 307. 

*) in V. Stengels Handwörterbuch des Verwaltungsrechtes, 
Bd. 1 S. 4.S3. 

“) a. a. 0. S. 29. 

■») § 57 Abs. 1 Ziff. 4. 
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gleichgiltig dem Gesetzgeber dies Strafmittel ist, davon 
zeugt, dass er Bestimmungen sowohl über die Vollstreckung, 
als auch über die Verjährung absichtlich oder unabsicht¬ 
lich unterlassen hat. Merkwürdigerweise haben sich 
Stimmen dafür erhoben, den Verweis zu streichen,i) wäh¬ 
rend andere die Verbrechen Jugendlicher einbeziehen,‘^) 
noch andere ihn bei Erwachsenen — etwa im Anschlüsse 
an sonstige Massnahmen (Friedensbürgschaft)3) oder selbst¬ 
ständig zulassen wollen. Ich meine, dass man zunächst 
den Ausdruck „besonders leichte Fälle“ in Ueberein- 
stimmung mit § 94 Abs 1 und § 96 Abs. 1 und mit dem 
M.-Str.-G.-B.^) mit „minder schweren Fällen“ zu vertauschen 
oder durch „leichtere Fälle“ zu ersetzen habe, dass man 
weiter die Verbrechen Jugendlicher nicht ausschliessen 
und dass man endlich Erwachsene bei Uebertretungen und 
Vergehen des Verweises theilhaftig machen soll, und zwar 
letzterenfalls als für sich bestehende Strafe. Die jedes¬ 
malige Beschränkung auf die minder vSchweren Fälle ver¬ 
steht sich von selbst. Wegen der näheren Begründung 
verweise ich auf mein mehrfach erwähntes Gutachten,*') 
dem der Vereinsbeschluss im Wesentlichen gleichlautet.') 

Asch rot t a. a. 0. S. 31, 48, derselbe Die Reform des 
Strafen- und Gefängnisswesens, S. 37 und Anm. 33. 

V. Slupecki, Sächsisch - anlialtische Gefängnissgesellschaft, 
Bd. 6 S. 46, Beschluss dieser von 1893 das. S. 93. 

®) Seuffert a. a. 0. bei von Stengel. 

*) § 58 Abs. 2, § 62 Abs. 1, § 63 Abs. 2, § m Abs. 2, § 95 Abs. 2, 
§ 97 Abs. 1. 3, § 119 Abs. 2, § 122 Abs. 1, § 123 Abs. 1, 3, §§ 132, 
134, 139 140, 141 Abs. 2. 

*') § 3 Abs. 2 des Einführuiigsgesetzes zum M.-Str. G-B. 

“) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 440—444. Die daselbst 
S. 443 angegebene Litteratur wird vervollständigt durch Sch m ö 1 der, 
Die Strafen und deren Vollzug, S. 46, v. Massow, Reform oder 
Revolution, S. 175. Gegen die Ausdehnung mindestens auf Er¬ 
wachsene: Ferri; Das Verbrechen als soziale Erscheinung, S. 461; 
V. W a h 1 b e rg a. a. 0. S. 28; Clemens, Strafrecht und Politik, 
S. 69; Krause, Die Prügelstrafe, S. 110. 

’) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft S. XXXVII. 
Siehe auch sächsisches Str.-G.-B. Art. 19. 
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4. Ganz und gar verfahren und von blinder Willkür 
geleitet ist das Str.-G.-B. im Punkte des Ehrverlustes. 
Hier hat in hervorragendem Masse und bis zur Ausschliess¬ 
lichkeit die Gesinnung des Thäters den Ausschlag zu geben, 
gleichviel, was er angreift und mit welchem Erfolge. Wo 
sich Ehrlosigkeit bekundet, soll sie gebrandmarkt werden. 
Es ist eine Unbegreiflichkeit sondergleichen, dass bei 
Eigenthurasvergehen die Ehrenrechte aberkannt werden 
können, bei Verletzungen der Ehre und der Gesundheit 
aber nicht. So bleiben Baumfrevler, Messerhelden, ge¬ 
werbsmässige Ehrabschneider, Presspiraten, Revolverjour¬ 
nalisten, gewissenlose Verführer und ähnliches Gelichter 
im Sinne des Gesetzes Ehrenmänner. Uas Empfinden 
breitester Volksschichten empört sich über solche Fuss- 
tritte gegen den gesunden Menschenverstand. 

ß. 1. Während früher das Str.-G.-B. als materialistisch 
gescholten wurde, theils, weil es Hab und Gut im Verhält¬ 
nisse mehr schütze als Leben, Gesundheit und P^hre, theils, 
weil es diesen Schutz in überreichem Masse durch Geldstrafen 
zu erzwingen trachte,i) wird der Vorwurf jetzt nur noch 
in ersterer Beziehung aufrecht erhalten und gegentheilig 
der Geldstrafe ein w'eiteres Feld zuzuweisen für richtig 
gehalten,*) namentlich bei strafbaren Verfehlungen aus 
Gewinnsucht.*) Dieser Forderung habe ich mich schon vor 
Jahren angeschlossen.^) 

Damit allein ist es aber nicht gethan, vielmehr bedarf 
die Geldstrafe einer durchgreifenden inneren Umgestaltung. 
Hierher gehören: 


*) V. Liszt a. a. O. S. 180, 191. 

'■') V. Wahlberg, Kleinere Schriften, Bd. 2 S. 261: Ellis 
a. a. 0. S. 209; Fuhr a. a. 0. S. 128; Me dem. Das Problem der 
Strafzumessung, S. 41; Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 36 
S. 13; Frank, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 116. 

•'*) Krohne a. a. O S. 235; v. Wahlberg a. a. O. S. 263: 
Schm öl der. Drei Aufsätze S. 21, 31, 34, 41. 

*) Blätter für Gefängnisskunde Bd. 27 S. 444—448. 
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a) Hinaufsetzung des Höchstbetrages/) welcher schon in 
einem Nebenstrafgesetze bis zu 100000 Mark ansteigt, 
und dies sogar, ohne Hauptstrafe zu sein. 2 ) 

b) Berücksichtigung der wirthschaftlichen Lage,^) nament¬ 
lich der Vermögensverhältnisse des Verurtheilten, 
wie ehemals nach badischem Rechte.^) Die Geldstrafe 
soll sich daher nach den Einkünften richten^) und 
nach der Einkommensteuer oder nach Tages¬ 
einnahmen^) auferlegt werden, darf aber nicht einen 
Theil des Vermögens bilden.^) 

c) Zulassung der Tilgung in Theilbeträgen,^®) wie in 
England. 

Alles das ist seiner Zeit von mir näher begründet 
und mit weiteren Litteraturbelegen versehen. Der Verein 
sprach sich für vermehrte wahlweise Zulassung der Geld¬ 
strafe bei Uebertretungen und bei leichteren Vergehen aus, 
wobei die wirthschaftliche Lage des zu Verurtheilenden 
zu berücksichtigen und die Einziehung durch Theil- 
zahlungen zu erleichtern sei.^^j 


0 Aschrott, Die Reform des Strafen- ii. Gefängnisswesens, S. 44. 

®) Sklavenraubgesetz, S. 3. 

*) Kr ohne a. a. 0. S. 235. 

Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 75. Kuleinann 
a. a. O. S. 155. 

Schinölder, Drei Aufsätze, S. 24, 30, 35. 

Schm öl der a. a. 0. S. 30. 

’) Krohne a. a. 0. S. 236. Schmölder, Die Strafen und 
deren Vollzug, S. 48. Seuffert a a. 0. bei v. Stengel, und Ein 
neues Strafgesetzbuch, S. 76. 

Medern, Das Problem der Strafzumessung, S. 23. Derselbe 
Die Revision des Strafrechtes, S. 14. 

*) V. Wahlberg, Kleinere Schriften, Bd. 2 S. 262. 

V. Wahlberg, Betrachtungen über die Freiheitsstrafen, 
S. 26, 27. Clemens a. a. 0. S. 87. Schmölder, Drei Aufsätze, 
S. 25, 36. Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 77. Felisch 
a. a. O. S. 365 Kuleinann a. a. 0. 

^0 AschrOtt, Die Reform des Strafen- und Gefängniss¬ 
wesens, S. 45. 

Blätter für. Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft, S. XXXVII. 
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2. Mit der Polizeiaufsicht ist das Str.-G.-B. 
völlig verunglückt. 1) Dem geübten und verschlagenen 
Verbrecher macht sie nichts aus, sondern entlockt ihm 
allenfalls ein geringschätziges Lächeln, während sie den 
Neuling förmlich zu Grunde zu richten und zur Ver¬ 
zweiflung zu treiben ira Stande ist. In Bezug auf jenen 
ist mit der Bezeichnung „halbe Massregel“ -) noch zu viel 
gesagt, für diesen kann sie zum Todesstosse werden So 
sehr daher gegenüber dem Einen Verschärfungen am 
Platze sind,'^) so dringend ist es geboten, sie zur Schutz¬ 
oder Fürsorgeaufsicht für den Anderen zu machen. Das 
ist sie in England,^) war sie ehedem in Oesterreich^) und 
soll sie in Preussen^’) werden. Darin liegt kein Wider¬ 
spruch. Denn, wie so oft, berühren sich die Gegensätze 
und wirkt dieselbe Massregel nach verschiedenen Seiten 
verschieden. 

Was hier frommt, ist dort ein Uebel. Die züchtigende 
Hand kann sich auch versöhnend ausstrecken, der eiserne 
Griff in sanftem Drucke sich lösen. Es liegt nahe genug, 
des Vergleiches wegen auf Zweck und Wirkungen der 
Einzelhaft hinzuweisen. 

III. Die für eine etw^aige Neueinführung in Betracht 
kommenden Strafmittel zerfallen in drei Gruppen. Entweder 
empfehlen sie sich nicht oder ihr Wesen erscheint zweifel¬ 
haft oder sie sind anzurathen. 

Ä. 1. Die in England sehr beliebte Friedensbürg¬ 
schaft eignet sich, wie ich anderwärts dar- und klargelegt 


Gennat, Jahrbücher für Kriniinalpolitik, Bd. 1 S. 72. 
Reuss, Grenzboten 1899, S. 450. 

®) Sichart, Die Rückfälligkeit, S. 35. v. Wahlberg, Be¬ 
trachtungen über die Freiheitsstrafen, S. 41. Vereinsbescliluss von 1880, 
Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 15 S. 72. 

Seuffert bei v. Stengel a. a. 0 , Bd. 2 S. 257. 

Zucker, Die Polizeiaufsicht, S. 20, 21, 40, 47. 

•') Ministerialerlass vom 30. Juni — 23. Juli 1900, § 9, bei 
R 0 s e 11 f e 1 d, Geschichte des Berliner Fürsorgevereines, S. 133. Dazu 
Seuffert a. a. 0. In Hamburg werden ähnliche Versuche gemacht. 
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habe/) für uns weder allein, noch in Verbindung mit einer 
anderen Strafe (Verweis).'^) Ein durchschlagender Grund 
ist, dass sie nur für Wohlhabende Bedeutung hat, während 
die meisten Angeschuldigten kaum das Nothdürftigste ihr 
eigen nennen.*) 

2. Ebenso ungeeignet ist die Aufenthalts¬ 
beschränkung als Hauptstrafe. Als Wirthshausverbot^) 
hat sie in grossen Städten keinen Sinn, im Uebrigen ist 
sie, darin der jetzigen Polizeiaufsicht ähnlich, sehr geeignet, 
die Existenz zu vernichten.*) Beides ist schon in meinem 
Gutachten für 1894 bemerkt und breiter behandelt.*) 

3. Noch verfehlter wäre es, dem Hausarreste 
eine Stelle ein'zuräumen. Der Kampf um das Dasein beengt 
oft mehr als das Gefängniss,') insbesonders bringt das 
Leben des kleinen Mannes häufig genug erheblichere Be¬ 
schränkungen als das Gefängniss mit sich,*) ja befindet er 
sich gewöhnlich in einem der Gefangenschaft ähnlichem 
.Zustande, sodass ihm die Beschränkung der Freiheit keine 
grosse Qual ist.*) Der Hausarrest ist wirkungslos bei 
solchen, die ohnedies an das Haus gebunden sind, und in 
grossen Städten fast unausführbar,i®) hierin der heutigen 


Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 448—449. Weitere 
Litteratur Ferri a. a. 0. (dagegen). Ellis a. a. 0. S. 307, 309 
(dafür). Fuhr a. a. 0. S. 298, 299, 307 (dafür). 

Seuffert a. a. 0. bei v. Stengel. 

®) Dieselbe Ausführung bei Zucker a. a. 0. S. 57. Aschrott. 
Die Reform des Strafen- und Gefängnisswesens, S. 48. Anm. 3. 
Fuhr a. a. 0. S. 299. 

®) Zucker a. a. 0. S. 40. 

®) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 439—440. Wegen 
Italien siehe noch Kr ohne a. a. 0. S. 97. Fuhr a. a. 0. S. 83 ff. 
Für die Aufenthaltsbeschränkung auch Seuffert a. a. 0. bei 
V. Stengel. 

') Behrend, Geschichte des Gefängniss wesens, S. 116. 

**) Rittner, Randbemerkungen zu Mittelstadt, S. 37. 

*") Demetz bei v. Würth a. a. 0. S. 265. 

‘®) Ferri a. a. O. 
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Polizeiaufsicht vergleichbar. Ganz ähnlich habe ich mich 
bereits vor Jahren ausgelassen.i) 

3. Ich komme zur Deportation, deren Zulässig¬ 
keit, an und für sich betrachtet, nicht zu bezweifeln, deren 
Zweckmässigkeit aber stark bestreitbar und bestritten ist. 
Ich nehme ihr gegenüber eine nicht sowohl ablehnende, 
als abwartende Haltung ein *) und erachte meinen 1894 
vertretenen Standpunkt '*) für unerschüttert Die einschlägige 
Litteratur habe ich zum grossen Theile gelesen,^) insbe¬ 
sondere sämmtliche Schriften Brucks,®) vermag diesem 
aber nur soviel zuzugeben, dass einige unserer Schutz¬ 
gebiete ganz oder theilweise ein auch dem körperlich 
schwer arbeitenden Europäer zuträgliches Klima haben 
(Südwestafrika, der Kilimandscharo, das Usambaragebirge, 
vielleicht Samoa). Versuche im Kleinen haben keinen 
Zweck und zu solchen im Grossen kann es leicht an 
Menschen fehlen, da nur die Gesündesten, Rüstigsten 

- y 

Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 451—452. Für den ^ 
Hausarrest noch Senf fort a. a. 0. bei v. Stengel. Wegen dessen 
Dauer bis zu einem Monate in Italien Kr ohne a. a 0. S. 92 

-) Aehnlich Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, 
S. 205, 207, 208. Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch, S. 60. 

Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1, S. 65—67. 

*) Vergl. die Angaben in den Anmerkungen zu vorstehender 
Arbeit. Ferner Tellkampf, Die Besserungsgefängnisse, S. 154, 
207, 211. Lieber, Bruchstücke, S. 38. Härtel, Zucht, Arbeit, 
Strafe, S. 2.3, 24, 33, 91. Ferri a. a. 0. S. 445. Reuss, Die 
Deportation; ders. Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 35, Sonderheft, 
S. 104. Seyfarth, Hinter eisernen Gittern, S. 123, 128. Derselbe 
Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 34, S. 174 ff. Jahrbücher für 
Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 36 (Mittelstädt — bei Unverbesserlichen —), 
S. 116, 120, 121, (Frank — als Anhang zur höchsten Freiheitsstrafe —), 
Bd. 2 S. 24, (Schube r t) S. 170, (Becke r) dafür. Julius, Amerikas 
Besserungssystem, S. 214, 219. Kr ohne a. a. 0. S. 268. Ri t tu er 
a. a. 0. S. 35. Clemens a. a. O. S. 74. Baer, Die Gefängni.sse, 
S. 304 ff., Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 401, (Heim) 
Bd. 2 S. 32, (Merensky) dagegen. 

■) Fort mit den Zuchthäusern. Die gesetzlich^. Einführung der 
Deportation, Neudeutschland und seine Pioniere. Die Gegner der 
Deportation. 
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und Kräftigsten brauchbar sind. Mif ihnen soll sich doch 
aber wohl noch etwas Anderes anfangen lassen, abgesehen 
davon, dass mitangestrebt wird, die Deportirten nach 
beendeter Strafzeit als freie Ansiedler im Lande zu be¬ 
halten, was wahrscheinlich den Wenigsten genehm sein 
wird. Dagegen spricht mindestens, dass es den umfassen¬ 
den Bemühungen eines der hiesigen Anstaltsgeistlichen 
gelungen ist, entlassenen Strafgefangenen eine Reihe von 
Stellen im Auslande unter wohlannehmbaren Bedingungen 
zu verschaffen, dass die Annahme dieser Hilfe eine durch¬ 
aus freiwillige ist und dass sie mit tausend Freuden be- 
grüsst wird, dass aber noch Niemand sich wegbegeben 
oder ausgehalten hat. Kehren nun die ehemaligen Depor¬ 
tirten fast ausnahmslos in die Heimath zurück, so ist nicht 
recht ab- und einzusehen, was wir gebessert wären. 

Unter allen Umständen sind, was selbst ihr eifrigster 
Vorkämpfer Bruck eingesteht, Anwendbarkeit und damit 
Wirkung der Deportation engbegrenzt. Eine bemerkens- 
werthe Entlastung der Gefangenenhäuser steht somit nicht 
zu erwarten. Das spricht entschieden gegen sie. Und 
was dann, wenn sie sich trotz glänzender Vorherverkün¬ 
digung nicht bewährt? Wir sind dann allerdings um eine 
Erfahrung bereichert, von der sich aber sehr fragt, ob sie 
nicht zu theuer erkauft ist, womit ich nicht sowohl die 
Geldaufwendungen, als das Einschlagen eines uns völlig 
neuen und unbekannten Kurses gemeint haben will. Im 
Kampfe gegen das Verbrecherthum soll und darf man 
wahrlich nicht scheu und ängstlich sein. Hier ist jedes 
mit der Menschlichkeit und dem jeweiligen Culturzustande 
vereinbare Mittel recht, es muss aber auch ein rechtes 
Mittel sein und das ist die Deportation schwerlich Wie 
seltsam übrigens, dass auf der einen Seite die Deportation 
damit anempfohlen wird, dass sie die trockene Quillotine 
der Zuchthäuser, die man lieber durch die Todesstrafe 
ersetzen solle, entbehrlich mache,') auf der anderen die 


') Bruck, Neudeutschland und seine Pioniere, S. 23 
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Deportation Verwerfung erfährt, weil sie auf einem Um¬ 
wege das Leben raube, sodass die ehrliche Vollstreckung 
der Todesstrafe vorzuziehen sei.*) 

Auch Beschlüsse unseres Vereines von 1886 -) und 
der schlesisch-posenschen Gefängnissgesellschaft von 1894 =') 
sprechen sich dahin aus, dass die Deportation nicht oder 
doch zur Zeit nicht zu empfehlen sei, und Russland denkt 
in Folge eines neuerlichen Befehles des Kaisers an be¬ 
deutsame Beschränkungen. 

Es wird bekannt sein, dass Preussen ira vorigen Jahr¬ 
hunderte unter Friedrich Wilhelm III. nach Sibirien depor- 
tirt hat, indessen mit dem Erfolge, dass die Sache bald auf¬ 
gegeben wurde. Das crniuthigt gerade nicht und weitere 
Erfahrungen stehen für Deutschland nicht zur Verfügung. 
Im Hinblicke hierauf scheint mir ein Umsturz unserer Ge¬ 
setzgebung um so verfänglicher. 

y. Die braunschweiger Vereinsbeschlüsse umgehen 
die damals von mir angeregte Wiedereinführung der 
Prügelstrafe. Dass die von Ausschusswegen vorbe¬ 
reiteten Leitsätze ursprünglich dagegen waren,^) also Stel¬ 
lung genommen hatten, insoweit aber zurückgezogen wur¬ 
den,•''■) betrachte ich eher als ein gutes, denn ein schlechtes 
Zeichen für die Sache. Vielleicht erschien sie noch nicht 
genügend geklärt, vielleicht fürchtete man eine starke 
Spaltung und Zerklüftung, während bei der Wichtigkeit 
des Gegenstandes möglichst ungetheilte Abstimmung 
stattfinden sollte. Für mich besteht kein Zweifel, dass 
weitere Klärung jetzt nicht mehr zu erwarten, aber 
auch nicht von Nöthen ist. Ob sich nunmehr eine er¬ 
hebliche Hehrheit — denn auf Einstimmigkeit ist von 
vornherein nicht zu rechnen — dafür oder dawider zu¬ 
sammen finden wird, stehe dahin. Längeres Zögern 

*) Julius a. ii. O. S. 218. 

■) Bliittcr für Gefängiiisskunde, Bd. 22 S. 181. 

“) 15. Jahresbericht S. 20. 

*) Blätter für Gefängin.sskunde, Bd. 2s, Sonderheft, S. XXVI. 

Das, .S. 32—33. 
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hülfe nichts und wäre, was schlimmer, schädlich. Lieber 
scharfer Waffengang, als träger Friede. Wieder einmal 
werden die Heerhaufen des deutschen Nordens und 
Südens zur Wahlstatt ziehen, um in diesmal geistiger 
Fehde die Klingen zu kreuzen. Denn soviel lässt sich 
übersehen, dass das Hauptlager der Freunde der Körper¬ 
strafe in Norddeutschland steht, das der Gegner jenseits 
der Mainlinie. Welches aber auch der Ausgang der 
Gedankenschlacht sei, ehren- und dauerhafte Versöhnung 
und Bundesgenossenschaft ist ihr Endzw’cck. 

Trotzdem seiner Zeit ein Theil der Presse gleich einer 
wüthenden Meute über mich hcrgefallcn ist, weiche ich 
von dem, was ich geschrieben nicht um eines Haares 
Breite zurück. Wer mich oder andeie um der Anhänger¬ 
schaft an die Prügelstrafe willen einen Barbaren nennt,-) 
der schwelge getrost in solchen Kraftausdrücken. Seine 
Empfindsamkeit für das Verbrecherthum wird zur Barbarei 
gegen den anständigen Theil der menschlichen Gesellschaft. 
Im Uebrigen wende ich dieser Art Widersacher gegenüber 
in etwas anderem Sinne 0 v i d s Eingangsworte zu den 
Tristien auf mich an 

Barbarus hie ego suniy quia non mtellegor ulU. 

Ich halte daran fest, dass rohe Gewalt die einzige 
Autorität ist, w^elche rohe Naturen anerkennen,'^) dass, wer 
sich wie ein Vieh benimmt, als solches zu behandeln ist^) 
oder wer sich als Bube beträgt, die Behandlung eines 
solchen hinzunehmen hat,^j dass Prügel unschädlich*') oder 

Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 452—456. 

-) z. B. V. Hippel a. a. 0. S. 243. Ungenannt, Blätter für 
Gefängnisskunde, Bd. 15 S. 256. 

**) V. Wintzingerode - Knorr, Die deutschen Arbeits¬ 
häuser, S. 26. 

F u 1 d, Gerichtssaal, Bd. 43 S 460. 

*) Höfling, Sächsisch - anhaliische Gefängniss - Gesellschaft, 
Bd. 9 S. 82. 

“) Julius a. a. O. S. 74, 282; Bär a. a. 0. S. 186, 188, 189, 
192; Schm öl der, Die Strafen und deren Vollzug, S. 51; Sächsisch- 
anhaltische Gefängnissgesellschaft. Bd. 9 S. 58 (v. Slupecki) S. 80 
(Höfling). 

Blätter für Gefängnisskunde. XXXVII. 3 
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do(‘h weniger schädlich als fortwährendes Hungern und 
sofort verständlich sind/^) dass die Ehre mit dem Stocke 
nichts zu thun hat,*^) durch ihn also nicht verletzt 
werden kann,\) dass der Verbrecher sich selbst entehrt/) 
dass es Leute giebt, bei denen von einer Erniedrigung 
durch Prügel nicht zu reden ist/'*) weil sie keine Ehre zu 
verlieren haben,die deshalb auch nicht hinausgeprügelt 
werden kann,^) dass das Ehrgefühl der breiten Massen 
nicht so hoch gespannt ist, als wir glauben gemacht 
werden sollen^) und dass endlich die Vollstreckung noch 
nicht gesehen hat^^j oder sich stärkere Nerven beilegc^n 
mag,^i) wer dabei Beklemmungen fühlt In Ansehung 
der Jugendlichen insbesondere behaupte ich ferner, dass 
mancher nicht in das Gefängniss käme, wenn der Stock 
rec^htzeitig ein Wort mit ihm gesprochen hätte und dass 
Prügel gerade und vorzugsweise dem jugendlichen Ge- 
müthe verständlich sindA^) Gegen keine andere Strafe 
werden gleich viele inhaltlose Redewendungen, deren 
heftigste, dafür aber gegen den Urheber selbst sich kehrende 
der Barbarei, bereits abgefertigt ist, vorgebracht 

Die Prügel sind als gerichtliche Strafe aufgehoben 
worden, weil sich die allgemeine Stimme gegen den Miss¬ 
brauch erhob,^^) der Unwille sich gegen das Hauen ohne 

') V. Wintzingerode-Knorr a. a. O. 

*) Krause n. a. 0. S. 110; Lanz, Die Prügelstrafe S. 16—17. 

Stiebe!, Strafmethoden S. 68. 

Schmölder, Die Strafen und deren Vollzug, S. 52; Un¬ 
genannt Kriminalistische Streifzüge S. 18, 20. 

Schmölder a. a. 0. 

'*) Illing, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 13 S. 161. 

Rcuss, Grenzboten 1897, S. 256. 

Höfling a. a. 0. S. 81. 

Lanz a. a. O. S. 40 
‘®) Lanz a. a. O. S. 30 Anm. 

'*) V. Valentin!, Das Verbrecherthum, S. 55. 

Höfling a. a. O. S. 82. 

^‘) V. Slupecki a. a. O. 

Krause a. a. 0. S. 71, 82, 88. 

Strosser, Blätter für Gefängnis-skunde, Bd. 13, S. 143. 
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Mass und Ziel richtete.^) Für Preussen ist durch Lunz*) 
der Nachweis erbracht, dass, wie schon der Wortlaut des 
Erlasses vom 6. Mai 1848 ergiebt, die politische Erwägung 
der Gleichberechtigung aller Stände durchschlug. Be¬ 
kanntlich waren nur Angehörige der unteren Klassen der 
körperlichen Züchtigung unterworfen. Hier lag die sinnen- 
fälligste, weil fühlbarste Ungleichheit vor, die der Erlass 
im Vorwege beseitigte. Er ist ein Einzelausdruck dessen, 
was durch Art. 4 der Verfassung vom 31. Januar 1850 
Gemeingut geworden ist. Die Folge hätte sehr wohl die 
andere sein können, dass auch die bevorrechteten Stände 
dem Strafmittel unterstellt worden wären. Keinenfalls 
handelte es sich damals um mehr oder etwas Anderes, 
als die nüchterne Erledigung eines aus der gesammten 
Sachlage als geradezu selbstverständlich sich aufdrängen¬ 
den Forderung. Der Folgezeit war es Vorbehalten, ge¬ 
spreizte Betrachtungen snb specie aeterni anzustellen. 

Ruhige Beurtheiler erkennen an, dass bei Abschaf¬ 
fung der Prügelstrafe zu weit gegangen worden ist^) Folge¬ 
weise ist es nicht ausgeblieben, dass die Stimmen sich 
mehren, welche Prügel wieder als gerichtliche Strafe 
^vollen,^) dass die Bewegung für ihre Wiedereinführung 
grosse Fortschritte macht,") ja dass der Ruf nach ihr, 
namentlich für Jugendliche, in den weitesten Kreisen er¬ 
tönt und sie sogar als einmüthiges Verlangen der Volks¬ 
stimme angesprochen wird.') Der Wellenschlag ist in der 
Litteratur deutlich genug zu spüren. Ich glaube, sie an- 
nähernd vollständig zu kennen und mache ausser den 
bereits angeführten Schriftstellern, die mit Ausnahme 


») Hi Iler a. a. 0. S. 145. 

') In der mehrfach angeführten Schrift. 

^ Hiller a. a. 0. 

*) Strosser a. a. 0. 

Hiller a. a. 0. S. 144. 

Jacobs, Die Besserung des Verbrechers, S. 49, 50. 

') Regitz, Sächsisch-anhaltische Gefängnissgesellschaft, Bei. 4 
S. 53, Bd. 5 S. 46, Bd. 9 S. 81. 

3* 
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V. Hippels, Baers und eines Ungenannten sich sänimt- 
lich zur Prügelstrafe bekennen, namhaft 

a) als deren fernere Freunde im Allgemeinen 

Mittelstadt/) v. Schwarze/-) Rittner,‘' 
Böhme,‘) Keusche,'/ Chuchul// Kurelia/» 
H a m m K r a u s s /) S i m o n s o n unge¬ 

nannter Verfasser (anscheinend ein preussischer 
Staatsanwalt)/^) Härte 1/-) der sie auch als Zu¬ 
satzstrafe ’=’) und sogar als Ersatzstrafe für nicht 
bestreitbare Geldstrafen ^^) zulassen will/'/ 

b) als Anhänger in der Beschränkung auf Jugend¬ 
liche, Aschrott/^/ Heim// S chmö 1 d e 1 %^^) 
Potel// 


/ Gegen die Freihcitnstriife, S. 82. 

/ Für die Freiheitsstrafe S. 42. 

/ a a. 0. S. 34. 

‘) Die Gefängnisswissenschaft S. 63, Aum. S. 64. 

*) Gefängnissstudien, S. 15, 102. 

/ Zum Kampfe gegen Landstreicherei und Bettel, S. 9. 

/ Naturgeschichte des Verbrechers S. 264. 

nheiiiisch-westfälische Gefüngnissgesellschafi, Bd. 65 S. 136. 
/ Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 34 S. 166. 

V. Liszts Zeitschrift Bd. 11, Beilageheft S. 29. 

“) Die Verbrecherwelt von Berlin, S. 241. 

Zucht, Arbeit, Strafe, S. 24, 61, 71, 92. 

a. a. 0. S. 30. 

a. a. O. S. 25, 31, 71. 

Siehe noch Lanz a. a. O., S. 34, Krause a. a. O. S 109, 117: 
Jacobs a. a. 0., S. 48, 90; Reuss. Kasseler Verein für innere 
Mission, Heft 3 S. 15, 20. 

^') Die Reform des Strafen- und Gefängnisswesens, S. 36, 39. 
Die ajtesten und die jüngsten Verbrecher, S. 79, 107; Jahr¬ 
bücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 389. 

a. a. O. und Rheinisch - westfälische Gefängnissgesellschaft, 
Bd. 64 S. 106. 

Sächsisch-anhaltische Gefängnissgesellschaft Bd. 9, S.lOO, 101. 
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c) als Gegner 

Berner,!) Kr ohne,-) Ellis,'!) Seuffert,!) 

Clemens,") Seyfarth,^) Wirth/) 

Zwar soll man die Stimmen wägen und nicht zählen, 
wer möchte sich aber unterfangen, zu behaupten, dass die 
so viel zahlreicheren Verfechter der Prügelstrafe an wissen¬ 
schaftlichem Ansehen, Werthe und Gewichte hinter deren 
Feinden zurückstehen? Unter ersteren befindet sich eine 
Reihe Geistlicher, unter letzteren einer. Das ablehnende 
Verhalten gefällt sich meist in den genugsam beleuchteten 
Wendungen. Seuffert schenkte sich früher selbst diese, 
S e y f a r t h stützt sich nur auf die längst widerlegten 
Schilderungen der Vollstreckung bei K r o h n e und Wi r t h 
und Clemens erklärt kühnlieh, die Sache habe zuwenig 
Anhänger. Neu.cstens frischt Seuffert die abgestandene 
Wendung auf, der letzte Funke Ehrgefühl werde hinaus¬ 
geprügelt und die Vollstreckung übe auf die Gemüths- 
beschaffenheit der Anwesenden einen verhängnissvollen 
Einfluss. Hiermit tischt er das Märchen von der Ver¬ 
rohung des Prügelmeisters unter anderer Fassung wieder 
auf. Er verschmäht Prügel auch als Disziplinarstrafe und 
verlangt bei Jugendlichen mindestens Beschränkungen. 
Seine Gründe sind hier nicht besser als bei der Todes¬ 
strafe. Da er jede auf Erörterung der Wiedereinführung 
der Prügelstrafe verwandte Minute für Zeitverschwendung 
erklärt, so nimmt es Wunder, dass er sich damit aufhält. 

Von den sic h mit dem Strafen- und Gefängnisswesen 
befassenden grossen Vereinigungen in Deutschland haben 
zwei zur Prügelstrafe Stellung genommen. Während ein 


») a. a. O. S. 244. 

-) a. a. O. S. 221. 
b a. a. O. S. 302. 

Die Bewegung im Strafrc^chte, S. 68; Ein neues Strafgesetz¬ 
buch S. 57—58. 

®) a. a. O. 8. 80. 

**) Hinter eisernen Gittern, S. 03. 

■) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 21 S. 271. 
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Beschluss der sächsisch-anhaltischen Gefäiignissgesellschaft 
von 1893 sie nur als Xebenstrafe, nur bei Jugendlichen, 
nur bei Verbrechen oder Vergehen und nur bei roher Ge¬ 
sinnung oder • sittlicher Entartung vorschlägt,ist die 
rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft schon mehrere 
Jahre früher erheblich weiter gegangen. Ihre Beschlüsse 
von 1890 2) und 1891'^) fordern körperliche Züchtigung für 
Jugendliche und für rachsüchtige oder muthwillige Sach¬ 
beschädigung, vorsätzliche Körperverletzung und Roheits¬ 
und Sittlichkeilsverbrechen Erwachsener. 

Der Tiordwestdeutsche Gefängnissverein und, soviel 
ich habe feststellen können, die Gefängnissgesellschaft für 
Schlesien und Posen haben den Gegenstand nicht auf ihren 
Tagesordnungen gehabt. Von der Stellungnahme des Vereins 
der deutschen Strafanstaltsbeamten war bereits die Rede. 
Im Uebrigen hat er mittelst Beschlusses von 1877^) Hiebe 
wenigstens als Disziplinarstrafe für Jugendliche^) verlangt. 
Unwidersprochen gebliebenen Zeitungsnachrichten zufolge 
ist endlich vor längerer Zeit aus kaiserlichem Munde ein 
Wort zu Gunsten der Prügelstrafe gefallen. 

Man beruft sich ja so gern auf die Stimmen des 
öffentlichen Gewissens. Nun, ich meine, sie spricht für 
den, der Ohren hat zu hören, vernclimlich genug, so miss¬ 
tönend freilich ihr Klang manchen bedünken will. 

Und wie steht es anderwärts? Es wird geprügelt in 
England,') Schweden,^) Norwegen,^) Dänemark,'’) Fin- 

’) Bd. 9 8. 94. 

-) Bd. 63 S. 32. 

®) Bd. 64 S. 121, 122. Dazu v. Rohden, Geschichte der 
Gesellschaft, S. 83. 

Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 13 S. 176. 

Also weitergehend als § 34 Abs. 6 der Grundsätze des 
Bundesrathes. 

K r o h n e a a. 0. S. 55. A s c h r o 11, Die Reform des Strafen- 
und Gefängniss Wesens, S. 36. Ders., Strafen System und Gefängniss- 
wesen in England, S. 105. Ders., Nachtragshaft hierzu, S. 49. Krause 
a. a. 0. S. 67, 70. Wrede, Die Körperstrafen, S. 232. 

') Krause a. a. O. 

*) Krause a. a. O. 

•’) Krause a. a. O. 
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laiid,^) Russhxnd,-) Griechenland,^) Montenegro^) und in 
dem nordamerikanischen Staate Delaware.^) Jugendliche 
allein werden gezüchtigt in Schottland,^) Irland") und einigen 
englischen Kolonieen (Viktoria und Neu-Süd-Wales.)^) Die 
gleiche Beschränkung wird auch noch behauptet von Eng¬ 
land,^) Norwegen und Dänemark.^1) Scheide man getrost 
die wenigen Länder der Halbkultur Russland, Griechen¬ 
land und Montenegro aus, so bleiben noch genug übrig, 
deren Civilisation hinter der unsrigen wahrlich nicht 
zurüeksteht und merkwürdiger-, aber auch bezeichnender¬ 
weise sind es fast ausschliesslich rein- oder gemischtger¬ 
manische, unter ihnen zwei, deren freiheitliche Einrich¬ 
tungen uns nicht genug angepriesen werden können, 
nämlich England und Nor\vegen, ja sogar ein eigentlicher 
Freistaat (Delaware). Dabei wird noch besonders bezeugt, 
dass das Strafmittel in Norwegen bei Jugendlichen häufig’-) 
und in Dänemark insbesondere auch gegen jugendliche 
Mädchen’^) zur Anwendung gebracht werde. Wie rück¬ 
ständig und beschämt müssen .jene Staaten sich von Rechts¬ 
wegen fühlen, wenn sie hören, dass bei den — noch dazu 
den meisten stammverwandten — Deutschen das Sitzfleisch 
nicht minder des halbwüchsigen Burschen, als des aus- 
gew^achsensten Schandbuben gleicherart res extra coftwier- 
cium ist. Statt dessen wird unser gefühlvoller Abscheu 
vor etwas geplatzter Haut mitleidig belächelt. 


Krause a. a. 0. Kr ohne a. a. 0. S. 124. 

') Krause a. a. 0. 

Krause a. a. 0. 

Krause a. a. O. 

*) Krause a. a. 0. 

*'’) Morrison, Jugendliche üebelthäter, S 101. 

') Morrison a. a. 0. 

"*) Morrison a. a. O. 

•) Morrison a. a. O 

Morrison a. a. O. Kr ohne a. a. O. S. 125. 
**) Morrison a. a. O. 

Morrison a. a. O. 

Morrison a. a. O. 
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Das Liebäugeln mit England ist in manchen theils 
politischen, theils wissenschaftlichen deutschen Kreisen 
nahezu in Sucht ausgeartet. Ich will darum gerade Eng¬ 
lands, wegen noch Einiges anführen. Dort giebt es Prügel 
dem Gesetze nach auch für Weiber.i) Sie kommen vor 
als Haupt-, wie als Zusatzstrafe. 2 ) Man wünscht sie öfter 
angewandt zu sehen und die Richter beherzigen dies Ver¬ 
langen mehr und mehr.^’) Wie in Norwegen, sind auch 
hier Prügel bei Jugendlichen häufig,^) sodass die — übrigens 
unvollständige — Zahl der Bestrafungen sich im Jahre 
1884 auf 3284 und im Jahre 1893 auf rund 3000,*^) genauer 
auf 3330 ') belief. 

Doch genug hiervon. Es ist mir besonders verargt 
worden, dass ich die Frauen nicht verschonen will. 
Krause stimmt* mir an sich zu, wendet aber gewisse 
gesundheitliche Bedenken ein,^) die ich für so schwer¬ 
wiegend nicht zu erachten vermag. Eben erwähnte ich, 
dass in England das weibliche Geschlecht als sol(*hes 
keine Ausnahme bildet, und wenig vorher, dass in Däne¬ 
mark Mädchen jugendlichen Alters geschlagen werden. 
Ausgezeichnete Männer, wie v. Strampff, Hitzig, El- 
vers und Pape befürworteten seiner Zeit Schläge für 
Weiberund Schmölder verlangt sie für Mädchen bis 
zu fünfzehn Jahren.Als Disziplinarstrafe dürfen sie jetzt 
eintreten, soweit sie als Schulstrafe zulässig sind,^^) und 

As ehr Ott, Strafensystem und Gefängnisswesen in England, 
S. 105. Krause a. a. O. 

■^) As ehr Ott a. a. 0. und Naehtragsheft hierzu S. 49. 

‘) Siehe vorige Anm. 

A s c h r o 11, Strafensystem und Gefängnisswesen in England, 
S. 200. Krause a. a. 0. 

Siehe Aschrott in voriger Anm. 

Morrison a. a. 0. 

') Aschrott a. a. 0. 

") a. a. 0. S. 123. 

Krause in voriger Anm. 

Rheinisch-westfälische Gefängnissgesellschaft, Bd. 04 S. 100 
und bei Krause a. a. O. S. 124. 

Grundsätze des Buhdesrathes, § 34 Abs. 0. 
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seitens mehrerer deutscher Arbeitshäuser') und einer 
österreichischen Strafanstalt -) ist ihre Zulassung auch 
gegen erwachsene Weiber gefordert worden. Den gleichen 
Wunsch haben wohlgebildete Beamtinnen des hiesigen 
Fraiiengefängnisses wiederholt verlauten lassen. Wozu 
also der Lärm und was sagt man zu F1 i e d n e r's Vor¬ 
schlag, rückfälligen weiblichen Gefangenen die Haare ab¬ 
zuschneiden •^) Der hochachtbare und wohlmeinende Geist¬ 
liche und Mitbegründer der inneren Mission und einer der 
ersten, bedeutendsten und thätigsten Gefängnissgesellschaf- 
ten Deutschlands wird ja wohl nicht im Gerüche des 
Harbarenthums stehen. Was aber härter ist, den Kopf¬ 
schmuck, eine der schönsten äusseren Zierden des Weibes, 
zu verlieren oder auf den Hintertheil etliche Streiche zu 
erhalten, wage ich nicht zu entscheiden. 

Wie stellt man sich ferner zu dem Ausspruche Bleu- 
ler’s, vielleicht werde man später einmal für gewisse Fälle 
— gemeint sind Verbrechen wider die Sittlichkeit — die 
Entmannung als nützlich und anwendbar ansehen,^) und zu 
dem Verlangen Näcke's, die sogenannten Degenerirten 
ohne Rücksicht auf Straffälligkeit, d. h. allein der Degenera¬ 
tion wegen, und einschliesslich der Weiber, bei denen die 
'*^ache allerdings schwierig sei, besonders aber Sittlichkeits¬ 
verbrecher, zu kastriren? •^) Beide Schriftsteller sind Aerzte 
und theilen die Meinung, dass trotz solchen Eingriffes die 
sinnliche Begierde nicht ertödtet werde, nicht. Bleuler 
erwärmt sich übrigens für thunlichst schonende Behandlung 
der Verbrecher und Näcke führt eine gar nicht so kleine, 
vorzugsweise von Italienern herrührende und in zustimmen¬ 
dem Sinne gehaltene Litteratur an.*’) Auch ich halte bei 

*) V. Hippel a. a. O. S. 242. 

-) Hi 11 er a. a. O. S. 134. 

V. Rohden a. a 0. S. 120. 

Der geborene Verbrecher, S. 75 Aniii. 

Gross, Archiv für Kriminalanthropologie, Bd. 3 S. 58 
bis 85, bezüglich der Sittlichkeitsverbrecher besonders S. 74, 77 und 
Anm. 2 S. 78. 

*^) a. a. O. S. 74 Anm. 2. 
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einigen strafbaren Handlungen gegen die Sittlielikeit, wie 
Exhibition und Verbrechen an Kindern, die Anwendung von 
Freiheitsstrafen unter Umständen für arge Verkehi tbeit. 
Es liegt doch kein Verstand darin, wegen Erregung öffent¬ 
lichen Aergernisses vier-, sechs-, selbst neunmal hinter¬ 
einander, zuletzt immer auf zwei Jahre, in das Gefängniss 
zu sperren, namentlich dann nicht, wenn die Betreffenden 
rund heraus erklären, sie würden alsbald das Gleiche wieder 
begehen. Solche Fälle, wie nach mehrfacher Aburtheilung 
wiederholte Verbrechen gegen § 176 Ziff. 3 Str.-G -B sind 
hier nicht übertrieben selten. Die Thäter sind entweder 
geistig Unglückliche und gehören dann in das Irrenhaus 
oder es sind verhärtete Verbrecher, deren sonderartliches 
Thun und Treiben durch Freiheitsstrafen so unwirksam 
als möglich getroffen wird. Für sie erübrigen nur Leibes¬ 
strafen. Die Zeit wird und muss kommen, dass der Ge¬ 
danke an die Entmannung greifbare Gestalt gewinnt. Ich 
verfolge ihn an dieser Stelle nicht weiter, sondern will nur 
zeigen, wie es rathsam ist, mit dem Entsetzen vor Prügeln 
etwas hauszuhalten, damit man sich nicht verausgabt habe, 
wenn es noch böser kommen sollte. 

^lit einem Einwurfe heisst es schliesslich noch ab¬ 
rechnen. Von der Prügelstrafe an sich nicht abgeneigter 
rechtsgelehrter Seite geschah mir gegenüber gelegentlich 
die Aeusserung, jene „deklassire“, man werde daher viel¬ 
leicht den Bauernlümmel hauen lassen, nicht aber den 
Studenten oder den Sohn des Geheimerathes. Wer in¬ 
dessen Prügel verdient, hat sich zuvor selbst „deklas- 
sirt‘‘, sie sind nur die äussere Bestätigung innerlicher 
Rohheit .oder Gemeinheit. Wie ist denn aber solche 
Auffassung überhaupt nur denkbar? Die Gerechtigkeit trägt 
doch nicht einen durchsichtigen Schleier, sondern eine un¬ 
durchdringliche Binde vor den Augen und der Richter soll 
nach Aristoteles das iinoitov t/x-^vxo-j sein und daher «vf:/ 
wie Paulus sagt, seines Amtes walten. 
Obiges drückt eine leider recht verbreitete Meinung aus, 
die.— ebenso leider — eine schwere Beleidigung ist, weil 
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sie den Gerichten Ausübung von Klassenjustiz zutraut, die 
ihnen freilich von der Sozialdemokratie offen in das Ge¬ 
sicht geschleudert wird. Ist der Student, weil mit Prügel 
bestraft, als solcher nicht mehr möglich und insoweit seine 
Zukunft verwirkt, so hat er das sich selbst zuzuschreiben 
und die studirende Jugend mag froh sein, von ihm befreit 
zu werden. Wer verfeinerte Anschauungen, Gewohnheiten 
und Sitten gelernt hat, ist verantwortlic her und strafbarer 
als der Mann ungebildeter Kreise. Ich meine daher, dass 
bei bewandten Umständen jener eher zu prügeln ist als 
dieser. Sind denn nicht Prügel angebracht bei den 
Besehädigern der Bildwerke in der Siegesallee, selbst 
wenn oder richtiger gerade wenn Studenten die Thäter 
waren? Weiter: Dem Bauernburschen soll anscheinend 
das Deklassirtwerden nichts schaden und gleichwohl kann 
sein Ehrgefühl zarter sein als das des Studenten. Wo der 
Deklassirte des gemeinen Volkes zu bleiben hat, wird 
nicht gesagt, wenn nicht als wahre Meinung zu unter¬ 
stellen ist, er sei gar nicht deklassirt. Der verlorene Sohn 
des Vornehmen aber soll wohl einige Stufen herabsteigen 
und für andere Schichten oder Stände gut genug bleiben. In 
Wahrheit ist es doch aber so, dass es anständige Menschen 
giebt und solche, die das nicht sind. Beide Arten sind bei 
Hoch und Niedrig vertreten. Wer anständig oder ein Lump 
ist, bleibt es, gleichviel, welchem Stande er angehört. 

Will man die Prügelstrafe nicht im vollen Umfange 
einführen, so können die erwachsenen Weiber, eventuell 
noch die erwachsenen Männer, äusserstenfalls sämmtliche 
Weiber ausgeschlossen werden. Unter Erwachsenen ver¬ 
stehe ich hier, meinem Gutachten über die Heraufsetzung 
des Strafmündigkeitsalters nachgehend, die über 21 Jahre 
Alten. So sehr jede persönliche Beschränkung nach Alter 
oder Geschlecht zu bedauern wäre — sachliche ergeben 
sich mindestens bei Erwachsenen nach Massgabe der 
Beschaffenheit und des Beweggrundes der That als selbst¬ 
verständlich —, so ist doch mit einem Anfänge viel 
gewonnen. Das Andere wird dann schon kommen. 
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B. Das Str.-G.-B weist eine Fülle von Freiheitsstrafen 
wie vor ihm kein anderes, nämlieli sechs, auf: Zuchthaus, 
Gefängniss, Festungshaft, Haft — als einfache und 
ges(;härfte —, Arbeitshaus. Man sieht deshalb mindestens 
eine als überflüssig an') und bezeichnet als solche bald 
das Zuchthaus,-) bald diellaft,^) während andere wenigstens 
das Anwendungsgebiet der Festungshaft erweitern wollen.^) 
Auch ich bin für Beseitigung der Haft und ver¬ 
mehrte Anwendung von Festungshaft eingetreten und 
beziehe mich dieserhalb auf die im Gutachten für die 
Versammlung von 1894 entwickelten Gründe.'*) 

C. 1. Eine Verminderung der Freiheitsstrafen auf vier 
hat eine Vereinfachung des Systems zur Selbstfolge. 
Damit ist es aber noch nicht gethan, vielmehr muss jeder 
Freiheitsstrafe ein bestimmter Inhalt gegeben werden, 
damit sie sich von jeder anderen scharf unterscheidet. 
Hierin versagt das Strafgesetzbuch beinahe gänzlich. 
Soweit es Unterscheidungsmerkmale aufstellt, sind sie ent¬ 
weder in Wirklichkeit keine oder aber erscheinen falsch. 
Immer lauter erschallt daher — selbst auswärts'*) — der 
Ruf nach D i f f e r e n z i r u n g der Freiheitsstrafen, 
insbesondere des Zuchthauses und des Gefängnisses *) 
mindestens im Strafvollzüge In letzterer Beziehung 
enthalten die Grundsätze des Bundesrathes von 1897 


’) Klei 11 feiler a. a. 0. S. 59. 

-) Seuffert, Ein neues Strafgesetzhiicli, S. 68. 

•^) K u l e m a n n a. a. O 8. 158. 

Sontag a. a 0. 8. 198; Clemens a. a. (). 8. 82, 84. 
AschrOtt, Die Reform des Strafen- und Gefängnissweseii.s S. 29, 
Anin. 22; Wach, Blätter für Gefängnisskunde, B<1. 86 8. 18. 

Blätter für Gefäiignisskunde, Bd. 27 S. 488—485. 

Aschrott, Strafen- und Gefäiignisswesen in England, 
Nachtragsheft 8. 19. 

’) 8 c h m i d t, Aufgaben der Strafrecht.spflöge, 8. 125; F u h r 
a. a. 0. S. 808; 8 c h m ö 1 d e r, Drei Aufsätze S. 20; G e n n a t, Jahr¬ 
bücher für Kriiniiialpolitik, Cd. 1 S. 70, Bd. 2 S. 108. 

'*) Vercinsbeschluss von 1889, Blätter für Gefäiignisskunde. 
Bd. 25 8. 245. 
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Ansätze und Versuclie. Gewiss kann der Strafvollzug an 
der Vertiefung des Unterschiedes betheiligt werden, seine 
Mitwirkung darf aber äusserlich nur eine bescheidene sein 
und ist ausser Stande, das innere Wesen nachhfiltig zu 
gestalten. Denn die grundsätzliche Scheidung ist eine 
kriminalpolitische, durch Gesetz zu lösende Aufgabe, keine 
Sache der Verwaltungstechnik. 

II. Aus dem geltenden Rechte ergiebt sich als ein¬ 
ziger Eintheilungsgrund der Freiheitsstrafen die Ver¬ 
pflichtung, beziehungsweise Nichtverpflichtung zur Arbeit. 
Der Arbeitszwang ist nach Graden abgestuft und theils 
räumlich, d. h. an das Anstaltsiimere, gebunden, theils 
nicht Nun hat aber einerseits die Freiheitsstrafe an sich 
mit der Arbeit nichts zu thun, andererseits giebt es 
Niemanden der nicht irgendwie arbeiten muss\) und ist der 
Zwang zur Arbeit für den Freien oft härter, als er sich 
gegen den Gefangenen üben lässt.-) 

Ich ^ vermag mir ausserdem keine schnödere Miss¬ 
achtung des kulturellen, sittlichen und erzieherischen 
Werthes der Arbeit zu denken, als sie in der Auffassung 
des Strafgesetzbuches, dessen § 16 obenein verschiedener 
xVuslegung fähig ist, zu Tage tritt. Arbeit ist ein Segen, nicht 
ein Fluch,^) eine Lust, nicht eine Last.*) Keine Art der 
Arbeit schändet •^), darum hat sie, wie gesagt, erzieherischen 
Zweck und Wertig,^) ist sie sogar ein hervorragendes 
Erziehungsmittel/'^) aber, wie ich auch schon bemerkte, 
weder Element,•') noch Erschwerung der Strafe.**^) Es ist 

b Gennat, Jahrbücher für Kriininalpolitik, ßd. 2 S. 105. 

-) Gennat in voriger Anin. S. 104. 
b Gennat in vor. Anm. S. 105. 

Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, S. 210. 
b Wacker, Das Gefängnisswesen in Baden, S. 9. 
b Fuchs, Die Gefangenenschutzthätigkeit, 8. 120. 

') Wacker a. a. O. S. 11, Hartniann, Der jugendliche Ver¬ 
brecher, 8. 36; Grundsätze des Bundesrathes § 18 Abs 2. 

“) Wacker a. a. 0. 8. 33; v. Wahlberg in v. Liszts Zeit¬ 
schrift Bd. 11, S. 327. 

V. Wahlberg in voriger Anm. 

»b Wacker a. a. 0. S. 9. 
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durehcUis unrichtig, dass die erzwungene Arbeit keitien 
sittli(*hen Wcrtli habe, llan denke nur an den Schüler 
und den Beamten, die gleich den Gefangenen bestraft 
werden, wenn sie nichts thun oder faul oder lüderlich 
arbeiten. Wie soll weiterhin die Arbeit eine Verschärfung 
der Strafe sein, wenn sie als — wie sich füglich behaupten 
lässt — sehr wirksame Disziplinarstrafe entzogen werden 
kann ? '^) Bei Neuordnung des Strafensystems ist daher 
der Standpunkt des Str.-G.-B. als durch und durch verkehrt 
ganz und gar preiszugeben. .Jeder Gefangene hat 
zu arbeiten, aus der Art, Auswahl und Zutheilung der 
Arbeit und der Arbeitszeit, Arbeitsleistung und Arbeits¬ 
belohnung aber ergeben sich die Unterschiede. 

III. Das Str.-G.-B. enthält im Keime das, wovon ich 
bei Abgrenzung der annoeh verbleibenden viei* Freiheits¬ 
strafen äusgehe. § 20 macht nämlich bei gleichzeitiger 
Androhung von Zuchthaus und Festungshaft die Verhängung 
des ersteren davon abhängig, dass die That* ehrloser 
Gesinnung entsprungen ist. Es muss also eine Feststellung 
in dieser Richtung getroffen werden und ein Zweifel genügt, 
das Zuchthaus durch die Festungshaft auszuschliessen. 
V. Calker verlangt auf Grund dessen bei jedem Ver¬ 
brechen je nach der Gesinnung des Thäters wahlweise 
Bedrohung mit Zuchthaus oder Festungshaft Ich möchte 
den Gedanken auf etwas andere Weise fruchtbar machen, 
indem ich eine unter allen Umständen und durch sich 
selbst entehrende und eine niemals die Ehre antastende 
Strafe, dort Zuchthaus, hier Festungshaft, gesetzt wünsche. 
Ausschliesslich Zuchthaus soll stehen auf ehrlose Hand¬ 
lungen, die vereinzelt und ausnahmsw^eise kraft Gesetzes 
zu solchen erklärt w'erden können, regelmässig aber in 
festgewurzelter Ehrlosigkeit der Gesinnung des Thäters 
ihren Ursprung haben müssen. Es ist mithin nicht jede 


b Grundsätze des Bundesrathes § 84 Abs. 1 Ziff. 4. 

■) Geiinat, Jahrbücher für Kriininalpolitik Bd. 2 S. 106. 
Strafrecht und Ethik, S. 29. 
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irgendwie, wo und wann in die Erscheinung tretende, 
sondern eine als daue;‘nder, sei es von Anfang an vor¬ 
handener, sei es nach und nach gewordener Zustand und 
damit als Charaktereigenschaft anzusehende Ehrlosigkeit 
gemeint. Die grosse Mehrzahl von Verbrechen ist ehrlos 
und zeugt von entsprechender Gesinnung. Letztere kann 
aber sehr wohl eine augenblickliche und einmalige Abirrung 
von sonst ehrenhafter Denkweise sein. Zuchthaus ist in 
solchem Falle nicht zu rechtfertigen. Im Gegensätze hierzu 
wird sich eingewurzelte Ehrlosigkeit für gewöhnlich fest¬ 
stellen lassen bei wiederholtem Rückfälle, bei geschäfts-, 
gewerbs- oder gewohnheitsmässiger Verbrechensbegehrung, 
bei Unverbesserlichkeit. Die Eigenart des Zuchthauses ist 
aber nur dann voll gewahrt, wenn es durch keine andere 
Sfrafart ersetzt werden darf, also selbst bei Annahme 
mildernder Umstände eintreten muss, vorausgesetzt natür¬ 
lich, dass die Annahme mildernder Umstände nicht etwa 
die Verneinung der Ehrlosigkeit zur Folge hat. Im Uebrigen 
ist das Strafmass auf 3—15 Jahre, im Falle mildernder 
Umstände im Anschlüsse an das Haraburgische Str.-G.-B. 
Art. 8 auf mindestens 6 Monate, festzusetzen und daneben 
die Lebenslänglichkeit beizubehalten und auf Unver¬ 
besserliche*) schwerster Art auszudehnen, auch bei 
ihnen aber ernsthaft durchzuführen und nicht etwa durch 
die Halbheit einer unbestimmten Verurtheilung 
und einer Einspen’ung auf unbestimmte Zeit und bis zu 
bewiesener Besserung zu ersetzen.®) Für Unverbesserliche 
w'ären des Ferneren besondere, nur für sie bestimmte 


Wegen des Begriffes Gen na t Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik Bd. 1 S. 44—45. Beschluss der sächsisch-anhaltischen Gefängniss- 
gesellschaft von 1894 das. 

Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 2 S. 67—68, 70. 
Siehe noch Seyfarth a. a. 0. S. 131; Zucker a. a. O. S. 79; 
Wach, Blätter für Gefängnisskunde, Band 36 Seite 10; anderer¬ 
seits Heim, Die ältesten und die jüngsten Verbrecher, Seite 194, 
195, 213. 
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Anstalten i) zu gründen.’) Solche bestanden im Mittelalter 
für unverbesserliche Mönche^) und bestehen in England,^) 
Schweden und Dänemark,^) während für die Schweiz 
eine geplant wird.') In Baden und Württemberg^) sind 
besondere Anstaltsabtheilungen eingerichtet. Man fordert 
wohl auch einerseits nur räumliche Trennung,anderer¬ 
seits besondere Gebäude,^^) ferner Zellenhaft,vermehrte 
xVrbeit,’-^) verminderte Verpflegung,härtere Disziplinar¬ 
strafen.^'») Die selbstverständliche besonders strenge Behand- 

*) Die also nicht mit den in Abschnitt 4 A II jS geforderten 
identisch sein dürfen. Die Anstalten für Unverbesserliche sollen 
besonders eingerichtete Häuser sein, in welchen auf Grund des 
richterlichen Urtheils die eigentliche Strafe verbüsst wird, während 
die Veteranen und Invaliden ihre Strafe verbüsst haben und zur Be¬ 
wahrung vor neuen Strafthaten iin Verwaltungswege untergebracht 
werden. 

Gennat a. a. 0. S. 16 : ferner Böhme a. a. O. S. 129, 139: 
Nöldner a. a. 0. S. 113, Anm.; Teil kämpf a. a. 0. S. 66, 154, 243; 
Sichart, Die Rückfälligkeit, S. 65, ders. Jahrbücher für Kriminal¬ 
politik Bd. 1 S. 88, 92, 93, 96, 97, 100; Mittelstädt, ebenda, S. 67. 
V. L i 1 i e n t h a 1; Mittheilungen der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung Bd. 2 S. 75, Beschluss dieser Vereinigung v. Liszts 
Zeitschrift Bd. 10, Beilagehcft S. 87 (für besondere Abtheilungen), 
G ü n t her, Behandlung und Unterbringung irrer Verbrecher S. 63, 6i. 

Krau SS a. a. O. S. 208. 

ASchrott, Das Strafen- und Gefängnisswesen in England, 
Nachtrag-sheft S. 21. 

‘’) Kroh ne a. a. 0. S. 208. 

‘^) Kr oh ne a. a. 0. S. 211. 

Bleuler a. a. O. S. 74. 

Kr ohne a. a. O. S. 174, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 22 

S. 142. 

’*) Kr ohne in vor. Anm., Blätter für Gefängnisskunde Bd. 22 
S. 143. 

Gosse, Das Pönitentiarsystem, S. 87. 

“) Heim, Die jüngsten und die ältesten Verbrecher, S. 208. 

^-) Heim, in vor. Anm.; Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 
S. 74 (Gennat), 96 (Sichart). 

‘’) Hi Iler a. a. O. S. 88; Gennat in vor. Anm. S. 75. 

‘b Hi Iler in voriger Anm., Gennat in voriger Anin. 

‘O Heim a. a. O., Hiller a. a. O. S. 107; Jahrbücher für 
Kriniinalpolitik, Bd. 1 S. 76 (Gennat); S. 96 (Sichart). 
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lung der Unverbesserlichen wird nicht erzielt bei Aussen- 
arbeiten. Denn sie sind nicht besonders schwer/) vielmehr 
eine Erleichterung-j und Annehmlichkeit/) wesshalb sie 
sich nicht nur nicht fühlbar machen/) sondern sogar den 
Ernst der Strafe abschwächen.'») Die Unverbesserlichen 
unterschiedslos in das Arbeitshaus zu stecken, halte ich 
für noch unrichtiger.^) 

IV. Vermöge Wegfalles der Haft einer- und Um¬ 
gestaltung des Zuchihauses zu einer stets entehrenden 
Strafe andrerseits rückt die Festungshaft mehr in die 
vordere Reihe. Zwischen Zuchthaus und Festungshaft soll 
ein unversöhnlicher Gegensatz herrschen, jenes immer, 
diese niemals entehrend wirken, das ersterc nur ehrlose 
Handlungen treffen, die letztere bei solchen unter keiner 
Bedingung in Frage kommen. Bezüglich der Festungshaft 
bedarf das Str -G.-B. im Uebrigen keiner Aenderung, auch 
nicht hinsichtlich des Mindestmasses, da kurzzeitige Freiheits¬ 
strafen unentbehrlich,") als kurzzeitig aber solche von 
weniger als 3 Monaten Dauer anzusprechen sind.**) 

V. Es gibt nun aber Fälle genug, in denen sich weder 
Ehrlosigkeit oder wenigstens nicht eingewurzelte Ehrlosig¬ 
keit, noch deren Gegentheil feststellen lässt, auf die also 
ebensowenig Zuchthaus als Festungshaft anwendbar ist. 

') Gennat, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 35, Sonderheft 

S. 108. 

V. Wahlberg, Betrachtungen über die Freiheitsstrafen, 
S. 42: Medem, Strafzumessung und Strafvollzug, S. 12. 

Wacker a. a. 0. S. 11. 

Medem, Das Problem der Strafzumessung, S. 8. 

Kr ohne a. a. 0. S. 224. 

Gennat, Jahrbücher für Kriminalpolitik, B. 1 S. 71—72. 

•) Schmidt a. a. 0. S. 120; Appelius, Die verbrecherische 
und verwahrloste Jugend, S. 8; Wach, Blätter für Gefängnisskunde, 
Bd. 36, S. 13; Gennat das. Bd. 27 S. 470; Beschluss von 1894 das. 
Bd. 28, Sonderheft S. XXXVII. 

K r o h n e a. a. 0. S. 401; B ö h m e a. a. 0. S. 8; B a e r a. a. O. 
S. 331; Uanz a a. 0. S. 22; Heinemann, Preussische Jahrbücher, 
Bd 71 8. 416; Gennat Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 417; 
Vereinsbeschluss von 1894 das. Bd. 28, Sonderheft S. XXXVIII. 

lUancr für Gefängnisskunde. XXXVII. 4 
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Sie sollen, soweit nicht das Arbeitshaus zuständig? ist — 
Ziff. VI. — mit Gefängniss gestraft werden, dessen 
Dauer sich zwischen einer Woche und drei Jahren, bei 
Jugendlichen zwischen einem Tage und fünfzehn Jiihren 
zu bewegen hat. 

Beim Nachweise ehrloser Gesinnung ist Verhängung 
von Ehrverlust nicht nur für zulässig zu erklären, sondern 
zu gebieten. 

Wird auf 3 Monate oder weniger erkannt, so steht 
es dem Richter frei, Schärfungen zu bestimmen, die 
in Versagung der Zusatznahrungsmittel, Verwahrung in 
kleinen Zellen, hartem Lager, Beschränkung der Kost 
allein oder in Verbindung mit einander zu bestehen haben. 

Für Entziehung der Arbeit vermag ich mich nicht 
zu erwärmen und Dunkelzelle und Fesselung müssen als 
Disziplinarstrafen Vorbehalten bleiben. Auch diesen Gegen¬ 
stand habe ich mit zum Theile weitergehenden Vorschlägen 
für die Versammlung des Jahres 1894 bearbeitet.*^) Während 
man ihm damals bei der Beschlussfassung aus dem Wege 
ging, hat die vorjährige Nürnberger Tagung die Ver¬ 
schärfung kurzzeitiger Freiheitsstrafen als unerlässlich 
bezeichnet.*^) Für Jugendliche erscheinen die Schärfungen 
nicht empfehlenswerth,**) im Falle Wiedereinführung der 
Prügelstrafe aber auch unnöthig Andrerseits kann ich 
mich damit nicht einverstanden erklären, dass jede oder 
einzelne Verschärfungen die Strafe verkürzen sollen.'’) 
Denn sie treten nur nach Bewandtniss der Umstände ein, 
und würden einen Theil des Zweckes verfehlen, wenn 
ihre Wirkung solcherart abgeschwächt würde. Früheren 
deutschen Strafgesetzgebungen waren Verschärfungen wohl 

0 Kulemann a. a. 0. S. 150, 165, 166, v. Hippel in v. Liszt’s 
Zeitschrift Bd. 13 S. 743, 819; Heinemann a. a. 0. S. 418; Seuffert, 
Ein neues Strafgesetzbuch S. 60; Gennat in voriger Anni. S. 424. 

Gennat in voriger Anmerkung S. 426—430. 

^) Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 35, Sonderheft S. 48. 

9 Krause a. a. O. S. 98. 

Bayrisches M -Str.-G.-B. vom 29. April 1869, Art. 15, bei 
Kl ein feil er a. a. 0. S. 47. 
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bekannt und sind noch üblich in Oesterreich,-) Norwegen, 
Dänemark,^) England,^) Belgien^) und Genf.^) Bei uns 
bezieht man sich begreiflicherw^eise auf den militärischen 
Arrest.^) Bestimmt doch das M.-Str.-G.-B. in § 17 Abs. 1, 
dass eine Freiheitsstrafe von weniger als sechs Wochen 
Arrest ist, und in §21, dass, wo es Freiheitsstrafe androht, 
je nach der Zeitdauer des Strafmasses Gefängniss, Festungs¬ 
haft und Arrest als wahlweise angodroht zu erachten 
sind. Stubenarrest und gelinder Arrest sind mit Schärfungen 
nicht verbunden und kommen daher nicht in Frage. Im 
Uebrigen ist zu bemerken, dass der militärische Arrest in 
Einzelhaft verbüsst wird,'*) was also sinngemäss auch von 
geschärften Freiheitsstrafen zu gelten hat, für die des¬ 
wegen eben kleine Zellen gefordert werden, aber nicht 
genügend betont zu werden pflegt.i®) 


V. Hippel a. a. 0. S. 252, Anm. 3. Kleinfeller ia 
voriger Anm., S. 13, 14, 16 verb. mit S. 30, 32 für Bayern. Fü e s s l i n, 
Die Grundbedingungen jeder Gefängnissreform, S. 55 für Baden. 
Gennat, Blätter für Gefängnisskunde, Bd. 27 S. 430 letzte Anm. 
Vergl. noch Hamburgisches Str. G.-B. vom 30. April 1869 Art. 13. 

-) Krohne a. a. O. S. 116. 

Krohne in voriger Anm. 

*) Krohne a. a. O. S. 111. 

*) Aschrott, Strafensystem und Gefängnisswesen in England, 
S. 223. Dazu Julius, Vorlesungen über Gefängnisskunde, S. 219, 
für Gloucester. 

Julius in voriger Anm. 

') Gosse a. a. O. S. 255. 

■) Fuhr a a. O. S. 298, 299, 301. Heim, Die ältesten und 
die jüngsten Verbrecher, S. 187. 

**) M -Str.-G.-B. § 24. 

Weitere Litteratur ausser der vorstehend und der in dem 
früheren Aufsatze angezogenen Krohne a. a. 0. S. 301, 388, Anm. 1, 
S. 426. Medern, Das Problem der Strafzumessung, S. 4, 5, Anm_ 
Ders., Strafzumessung und Strafvollzug, S. 20, 26, 42. Ders., Die 
Revision des Strafrechtes, S. 4. Gosse a. a. 0. S. 328. Kl ein fei 1er 
a. a. O. S. 68. v. Hippel a. a. 0. S. 251, 253. Jahrbücher für 
Krimiiialpolitik, Bd. 1 S. 113, 129 (Frank), S. 167 (Kulemann), 
S. 389 (Heim). Sichart, Nordwestdeutscher Gefängnissverein, 
Bd. 19 S. 6, 80. 

4* 
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VI. Bis in das achtzehnte Jahrhundert hinein waren 
die Gefängnisse der Ablagerungsort für alle der Gesell¬ 
schaft Unbequeme,^) selbst Sieche, Kranke und Irre.-) Wer 
sich die Insassen unserer Arbeitshäuser etwas genauer 
ansieht, überzeugt sich leicht, dass letztere noch in der 
Gegenwart nichts wesentlich Anderes sind,^) und doch 
widerspricht dieser Eigenschaft nicht nur der Name, 
sondern auch die Beschaffenheit der Strafart früher^) und 
jetzt als einer Zwischenstufe zwischen Zuchthaus und 
Gefängniss. Die Mischung verschiedenartigster Elemente 
bringt es mit sich, dass einerseits die Disziplin keine gleich- 
mässige oder, wenn gleichmässig, für den einen Theil zu 
hart, für den anderen nicht streng genug ist, andrerseits 
die Häuslinge ohne Unterschied für harmlos angesehen 
werden, was eine grosse Zahl keineswegs ist,^j da vielfach 
sich äusserste Herabgekommenheit zeigt,sodass sogar 
von einer Vermuthung für Unverbesseiiichkeit gesprochen 
wird^) und wegen der Beziehungen zu anderen Verbrechern 
Gefährlichkeit gegeben ist.^) 

Das Arbeitshaus ist nur für Arbeitsfähige da,^®) 
die, wie gleich hinzugefügt sei, nicht arbeiten wollen. Es 
ist nämlich zu unterscheiden zwischen 

Arbeitsunfähigen und gleichwohl Arbeitswilligen 

Arbeitsunfähigen und zugleich Arbeitsunwilligen, 

’) Kr ohne a. a. 0. S. 20. Seyfarth a. a. O. S. 81. Streng. 
Das Zellengefängniss Nürnberg, S. 29. Seuffert a. a. 0. S. 481 bei 
V. Stengel. 

‘‘) W r e d e a. a. O. S. 424. 

•^) Meine Schilderung bei v. Hippel a. a. 0. S. 204, Anm. 3, 
Vergl. noch S. 64—66, Ariin. 4 das. 

*) Berner a. a. 0. S. 241. Bergsträsser, Die sächsischen 
Strafanstalten, S. 51. 

®) Kr ohne a. a. O. S. 226. Sichart, Jahrbücher für Kriniinal- 
politik, Bd. 1 S. 97. 

Heim, Die älte.^-iten und die jüngsten Verbrecher, S. 144. 

Münster borg bei v. .Stengel a, a. 0. Bd. 1 S. 473. 

Beneke, Bemerkungen zur Kriminalstatistik Hessens, S. 25. 

Streng a. a. O. S. 14. 

V. Hippel a. a. 0. S. 202, 204, 206. Beneke a. a. O. S. 24. 
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Arbeitsfähigen und Arbeitswilligen, 

Arbeitsfähigen, aber Arbeitsunwilligen. 

Die Arbeitsunfähigen sind anderweit unterznbringen.*) 
Arbeitsfähige, die nachweislich ohne ihr Verschulden 
arbeitslos geworden sind oder aller Bemühungen ungeachtet 
Arbeit nicht finden können, gehören ebensowenig in das 
Arbeitshaus. Ist es erst durch Entfernung jener gründlich 
gesäubert, dann kann und soll es sich mit aller Schärfe 
gegen das Stromer-, Schnorrer- und Schmarotzerthum 
kehren. Die reinliche Scheidung ginge aber wieder ver¬ 
loren, wenn die Arbeitshäuser mit den ausgedienten Ver¬ 
brechern oder mit den Unverbesserlichen aller Art über¬ 
schwemmt würden.'*) Vorbildlich zu wirken ist wohl geeignet 
§ 6 Abs. 2 des östereichischen Gesetzes vom 24. Mai 188.5, 
der von der Aufnahme in eine Zwangsarbeitsanstalt aus- 
scliliesst: *) 

selbst zu leichteren Arbeiten nicht Verw’endbare, 
mit ansteckenden Krankheiten oder Uebeln Behaftete 
bis zur Genesung, Schwangere und Säugende, 
Geisteskranke (Blöde, Irrsinnige). 

In Anknüpfung an das Strafgesetzbuch möchte ich 
denWirkungskreis des Arbeitshauses ebenso wohl beschränkt, 
als ausgedehnt sehen, nämlich beschränkt auf Erwachsene,^) 
ausgedehnt auf alle strafbaren Handlungen, sie mögen 
Namen haben, welchen sie wollen, deren Ursprung in 
Arbeitsscheu, Müssiggang, Trunksucht oder Lüderlichkeit 
aller Art zu suchen ist. ") Sind die — allgemein gesprochen 
— lüderlichen Neigungen weit gediehen, ohne doch bis 
zur eingewurzelten Ehrlosigkeit fortgeschritten zu sein, so 
soll auf Ehrverlust erkannt werden können. 

So böte das Arbeitshaus, das naturgemässe Gegen¬ 
stück zum Zuchthause, dem von anderer Seite her die 

Abschnitt 4 A II o 

') Oben C III am Ende. 

®) Zucker a. a. O. S. 34 Anni. 

*) Vergl. § 362 Abs. 3 Satz 2 Str.-G.-B. 

•) Vergl. § 181a Abs. 3 Str.-G.-B. 
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Festungshaft sich gegenüber zu stellen hätte, wälirend 
das Gefängniss zu den Dreien als Ergänzung tiäte, indem 
es da Anwendung fände, wo für keine der anderen 
Freiheitsstrafen Raum wäre. Soweit Freiheitsstrafen über¬ 
haupt angedroht würden, stünden sie gemeinschaftlich und 
gleichzeitig zur Wahl.^) Mithin Hesse sich dieselbe That 
von den verschiedensten Seiten betrachten und Beweg¬ 
grund und Absicht des Thäters entschiede über die Strafart. 

Zuchthaus und Arbeitshaus sollen ihren Namen nicht 
umsonst tragen, sondern in jenem die Zucht, beim Reissen 
aller Stränge der Drill, den Sträflingen zeigen, was sie 
werth sind, und ihre Niedrigkeit und Erbärmlichkeit hand¬ 
greiflich zu Geinüthe führen, in diesem die Gewöhnung 
zur Arbeit den Kitzel des Wander-, Bummel- und Kneipen¬ 
lebens nachdrücklichst vertreiben. Dort muss die Arbeit 
zum Mittel neben anderen, hier vor anderen werden. 

So gedacht, wird selbstredend aus dem Arbeitshause 
etwas ganz Anderes, als was es gegenw4irtig darstellt. 
Es bleibe auf sieh beruhen, ob von den jetzt mit Arbeits¬ 
haus bedrohten Handlungen manche überhaupt als strafbar 
oder nicht vielmehr als soziale Untugenden^) zu behandeln 
oder manche an anderer Stelle dem Systeme einzuordnen 
sind,*^) jedenfalls ist der Charakter des Arbeitshauses als 
staatlicher Strafe dadurch vor die Augen zu stellen, dass 
die Vollstreckung in die Hand des Staates genommen 
wird und somit auf seine Kosten erfolgt. 

Da die Besonderheit des Arbeitshauses auf- und es 
zu einem allgemeingiltigen, den übrigen Freiheitsstrafen 
gleichwerthigen Strafmittel erhoben werden soll, so hat 
die Festsetzung durch die Gerichte in den Formen der 
Strafprozessordnung zu geschehen, während jetzt nach 
unzulänglichem Aktenmaterial eine Verwaltungsbehörde 

Aehnlich M.-Str.-G.-B. § 21, verburulen mit § 22 Abs. 1. 
Hamburgisches Str.*G *B Art. 6 Abs. 2, verbunden mit Art. 10. 

-) Mittelstadt, Jahrbücher für Kriminalpolitik, Bd. 1 S. 

’) Oben Abschnitt 4 A I «. 

ZÜcker a. a. O. S. 120. 
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entscheidet, die höchst selten den Betreffenden gesehen 
hat, wälirend Unmittelbarkeit und Mündlichkeit bei weit 
geringeren Sachen gesetzlich gewährleistet ist.*) Die 
untere Grenze ist auf drei Monate, die obere auf fünf 
Jahre zu bemessen 2 ) — Zucker verlangt sogar zehn 
und wenn nöthig weitere Verlängerung von Jahr zu 
Jahr^) — und Einzelhaft für anwendbar zu erklären.*) 

6 . 

Ich bin am Ende. Allseitige Zustimmung zu finden, 
erwarte und begehre ich nicht. Worauf es mir ankommt, 
ist, dass nicht mit Verneigungen nach rechts oder links 
der Lösung brennender Fragen aus dem Wege gegangen, 
sondern die Gelegenheit beim Schopfe erfasst, der Stier 
bei den Hörnern gepackt werde. Nichts schlimmer, als 
schwächliches Ausweichen. Wer dräuendem Unwetter 
furchtlos begegnet, hat zur Hälfte den Sieg, während 
Zaghaftigkeit alles verdirbt, und wer etwas Rechtes will, 
der wage bedächtig, aber auch frohgemuth das Aeusserste. 
Hamlets Zeit war aus den Fugen und die unsere ist es 
trotz hier und da versuchter Beschönigung und Bemäntelung 
nicht minder. Das Krebsgeschwür des Verbrecherthums 
frisst stets weiter und tiefer und wir, wüe weiland 
Mackenzie, blasen Cachon auf, statt zum Messer zu 
greifen. Ist irgend ein kleinliches Mittel gefunden, so 
überkommt uns satte Selbstzufriedenheit, dieweil wir es 
so herrlich weit gebracht. Unterdess wir aber Karten¬ 
häuser aufrichten, schwillt der Wind zum Sturme an. 
Mehr denn je leben wir in einer Zeit der schweren Noth, 
mehr denn je wird der Ruf nach Männern laut. Wenn 


') Zucker a. a O. S. 118. 

-) Vergl. V. Hippel a. a. O. S. 220, Anm. 2, Vereinsbeschluss 
von 1894, Blätter f. Gefängnisskunde, Bd. 28, Sonderheft, S. XXVIII. 
») a. a. O. S. 121. 

*) Oben Abschnitt 4 B I «. 
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Walther von der Vogelweide heute wieder erschiene, er 
müsste abermals klagen 

so 7Vi‘ dir tinschin zungc, 

■wie stet din ordcmmgc^) 
denn 

ttntriuii'e ist in der sdze, 
geivalt vert iif der strazc, 
fridc unde rcht sint scrc zvunt-) 
und 

triuwe und xvdhrheit sint vil gar bescholtcn.^) 

Mit begeisterten und begeisternden Worten heischte 
Theodor Körner Deutschlands Ermannung gegen einen 
übermächtigen äusseren Feind. Wie damals der Sieg auf 
Seiten der guten Sache war, so möge er uns jetzt in der 
Bekämpfung des gewaltigen inneren Feindes nicht fehlen. 

7 . 

Leitsätze. 

1. Erwerbsunfähige sind, noch ehe sie straffällig 
werden, besonders aber, wenn sie straffällig 
geworden sind, selbst gegen ihren Willen dauernd 
geeignet unterzubringen. 

2. Invaliden und Veteranen des Verbrecherthums sind 
nach verbttsster Strafe selbst gegen ihren Willen 
dauernd geeignet, eventuell in nur für sie bestimmten 
Anstalten, unterzubringen. 

3. Ein neues Str.-G.-B. für das deutsche Reich hat 
ebensowohl den Thäter mit seiner Lebenshaltung 
und -Gestaltung, Allgemeingesinnung und ver¬ 
brecherischen Absicht, als die That und deren Erfolg 
ins .\uge zu fassen und den immateriellen Gütern 


’) Ausgabe von L a c h m a n n, 4. Aufl. S. 9. 
■) In voriger Anm. S. 8. 

*) In voriger Antn. S. 21. 


Digitized by 


Google 



höheren Schutz angedeihen zu lassen als den 

materiellen. 

4. Das jetzige Strafensystem hat sich nicht bewährt. 

Es ist vielmehr nöthig 

a) die Eintheilung der strafbaren Handlungen auf 
eine andere Grundlage zu stellen und die Gesetz¬ 
gebung über Rückfall, über Geschäfts-, Gewerbs- 
und Gewohnheitsmässigkeit und über mildernde 
Umstände umzugestalten; 

b) I die Freiheitsstrafen in ihrer Anwendung ange¬ 
messen zu beschränken, in ihrer Zahl zu ver¬ 
ringern, in ihrem Wesen zu differenziren; 

U. die Einzelhaft für allgemein zulässig zu 
erklären und die vorläufige Entlassung gründlich 
umzubilden; 

III. die Freiheitsstrafen einerseits gegenüber 
Unverbesserlichen, andererseits bei kurzer Dauer 
besonders zu gestalten, in letzterem Falle nament¬ 
lich durch Schärfungen; 

c) der Geldstrafe und der Polizeiaufsicht einen 
anderen Inhalt zu geben und den Ehrverlust 
zweckmässiger zu verwerthen. 

ö. a) Die Freiheitsstrafen lassen sich beschränken 
durch Ausdehnung der Todesstrafe auf einige 
der schwersten Verbrecher und durch vermehrte 
Verwendung der Geldstrafe, der öffentlichen 
Arbeiten und des Verweises, des letzteren auch 
bei Erwachsenen, sowie Wiedereinführung der 
Prügelstrafe zum Mindesten bei männlichen 
Jugendlichen, w'ährend unbestimmte und bedingte 
Verurtheilung, Friedensbürgschaft, Aufenthalts¬ 
beschränkung und Hausarrest diesem Zwecke 
nicht zu dienen vermögen und die Sache der 
bedingten Begnadigung und der Deportation 
noch nicht spruchreif ist. 
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b) Eine Vereinfachung der Freiheitsstrafen wird 
erzielt .durch Beseitigung der Haft. 

c) Für die verbleibenden vier gilt durchgehend 
Arbeitszvvang, dessen Durchführung sich nach 
der Art der Freiheitsstrafe richtet. 

Die Differenzirung besteht in der Schaffung 
einer stets (Zuchthaus) und einer nie (Festungs¬ 
haft) entehrenden Strafe. Jene greift bei ein¬ 
gewurzelter Ehrlosigkeit Platz, diese, wenn auch 
nicht der Schein unehrenhafter Gesinnung vor¬ 
liegt. Ist die Strafthat lüderlichen Neigungen 
entsprungen, so tritt Arbeitshaus ein, welches 
mit Ehrverlust verbunden werden kann. Die 
Gefängnissstrafe greift ergänzend ein und darf 
ebenfalls Ehrverlust nach sich ziehen. 

6. Das Strafmündigkeitsalter ist auf das vollendete 
14. Lebensjahr hinaufzurücken, die verminderte 
Zurechnung bis zum vollendeten 21. zu erstrecken. 
Gegen Jugendliche sind als Freiheitsstrafen Zucht¬ 
haus und Arbeitshaus unzulässig. An die Stelle 
jenes tritt Gefängniss bis zum Ilöchstbetrage von 
15 Jahren. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystem au 
Grund praktischer Erfahrungen von Straf¬ 
vollzugsbeamten bewährt? Verneinenden¬ 
falls, welche Vorschläge für ein neues 
System können auf Grund solcher Erfahr¬ 
ungen aufgestellt werden? 

Von Strafanstalts-Direktor v. Sichart in Liidwigsburg. 


L 

Dass sich unser in der Gegenwart noch geltendes 
Strafensystem nicht bewährt hat, vielmehr dringend einer 
Aenderung und Besserung bedarf, wird heut zu Tage wohl 
nur von wenigen Kennern des Rechts mehr bezweifelt oder 
gar in Abrede gezogen werden wollen. 

Die schon bei Berathung des Strafgesetzbuches für 
den Norddeutschen Bund von berufener Seite geäiisserte 
Besorgniss, dass das Strafgesetz, welches später Geltung 
für das neugeschaffene Reich erhielt, in Bälde einer Durch¬ 
sicht bedürfen werde, erwies sich als nur zu sehr begründet. 
Schon im Jahre 1874 sah sich der Bundesrath durch einen 
Antrag der preussischen Regierung zu dem Beschlüsse 
gezwungen, die säinmtlichen Bundesregierungen zur 
Aeusserung darüber zu veranlassen, bei welchen Para¬ 
graphen des R.-Str.-G.-B. sie eine Revision für angezeigt 
erachteten. 

In Ausführung dieses Beschlusses sind von den Regier¬ 
ungen der Einzelstaaten nicht weniger als 471 Abänderungs¬ 
vorschläge beim Reichskanzleramte eingegangen. Eine vom 
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Reichstage in der Wintersession 1875/76 gemachte Revisions¬ 
vorlage fand ihren Abschluss im Gesetze vom 26. Februar 
1876, dessen Bestimmungen meist in-Aenderungen bestehen, 
welche die im Auslande begangenen Veibi echen, die erfolg¬ 
lose Aufforderung und das Anerbieten zum Verbrechen, 
die Antragsverbrechen von Beamten des auswärtigen Amtes 
betreffen. Eine Anzahl von späteren Gesetzen enthält die 
.\bänderung nur einzelner Paragraphen des R.-Str.-G.-B., 
andere betreffen die Konkursordnung, den Wucher, den 
Veirath militärischer Geheimnisse u. s. f. 

Der Ruf nach einer gründlichen Reform unseres 
•Str.-G.-B. ist duich die erwähnten Ergänzungen und theil- 
weisen Aenderungen nicht zum Schweigen gebracht worden. 
Immer wiederholen sich aufs Neue, insbesondere in der 
Presse, die Klagen über Unwirksamkeit unserer Strafen, 
die vorzugsweise durch den Hinweis auf die Ergebnisse 
unserer Kriminalstatistik, insbesondere auf deren Rückfalls¬ 
ziffern, begründet werden. Und in der That sprechen die 
nachfolgenden wenigen Daten eine sehr beredte Sprache. 

Die Zahl der Personen, welche von deutschen Gerichten 
jährlich verurtheilt wurden, ist seit Einrichtung unserer 
Kriminalstatistik, d. i. .seit 1882—1899 von 629 968 auf 
478 139 Köpfe gestiegen. 

Wird die Zahl der Verurtheilungen im Verhältniss 
zu der Grösse der strafinündigen Bevölkerung gesetzt, so 
ergibt sich, dass von je 100000 Personen 


1882 . . . 

. . . 1010 

1898 . . . 

. . . 1257, 

1899 . . . 

. . . 1236 


verurtheilt wurden. 

Die Zahl der wegen Verbrechen und Vergehen gegen 
die Reichsgesetze verurtheilten jugendlichen Personen im 
.A.lter von 12—18 Jahren betrug: 


1882 . . 

. . . 30 719, 

1896 . . 

. . . 44 275, 

1899 . . 

. . . 47 512. 
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Von je 100000 Personen der jugendlichen Civil- 
bevölkerung wurden verurtheilt: 

1882 . 568, 

1896 . 702. 

Ganz besondere Beachtung verdient die Zunahme der 
Rückfälligen. Die Zahl der vorbestraften Jugendlichen wie 
Erwachsenen ist von 82695 i. J. 1882 auf 195215 i. J. 1899, 
d. i. um 110% gestiegen. 

Auf je 100000 strafmündige Personen der Civil- 
bevölkerung entfielen Verurtheilte. die vor Begehung der 
strafbaren Handlung wegen Verbrechen oder Vergehen 
gegen Reiehsgesetze bereits bestraft w'aren, 

in den Jahren 1882/86 durclischn. 277, 

„ „ „ 1887/91 • „ 641, 

„ . „ 1892/96 „ 452, 

sowie nach der vorläufigen Schätzung der Grösse der 
Bevölkerung berechnet, 

im Jahre 1897 . 492, 

„ „ 1898 505, 

„ „ 1899 504, 

sonach Steigerung ungefähr 82®/o. 

Dieses stetige Anw'achsen der Rückfallsziffer drängt 
uns die Vermuthung auf, dass unsere Strafen, statt die 
Verbrechen zu hindern und zu bekämpfen, dieselben viel¬ 
mehr vermehren und begünstigen. Dieser unser Verdacht 
wird noch bestärkt durch das folgende Zahlenbild. 

Von 811 Zuchthausgefangenen, welche in den 6 Jahren 
1894—1896 aus den Strafanstalten in Ludwigsburg und 
auf Hohenasperg entlassen wurden, haben sich innerhalb 
5 Jahren, von der Entlassung an gerechnet, abermals 651 
Strafen zugezogen, und zwar 201 Zuchthaus-, 254 Gefängniss-, 
76 Haft- und Geldstrafen, und sind nur 229, d. i. 28,2 
straffrei geblieben. 

Von den mit Zuchthaus- und mit Gefängniss Wieder¬ 
bestraften, 455 an der Zähl, kamen 256, d. i. 55,6 %, 
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schon vor Ablauf des ersten Jahres nach der Entlassung 
zur abermaligen Aburtheilung. 

Die Zahl der Strafen, die gegen die in einem Jahre 
Entlassenen innerhalb 5 Jahre wieder erkannt wurden, 
berechnet sich, wie folgt: 

417 Zuchthaus-, 596 Gefängniss-, 1534 Haft- und 51 
Geldstrafen, zusammen 2598 Strafen d. i. auf eine Person 
(von 811) 3,2 Strafen. 

Die Zweifelsfrage, die man etwa aufwerfen könnte, 
ob die unbestreitbaren Misserfolge, welche unser Strafvoll¬ 
zug aufzuweisen hat, ihren Grund im Strafensystem selbst 
als solchem haben, oder nicht vielmehr durch unrichtige 
Anwendung dieses in der Rechtsprechung oder in der 
Urtheilsvollstreckung verursacht sind, beantwortet Bonne- 
ville de Marsangy mit den Worten: 

yjM. vecidivc est la pierre de touche tout ä la fois des 
lois pi^nales et du sysftme penitentiaire**. 

Mag nun aber auch in einzelnen Fällen Rechtsprechung 
und Straf Vollziehung nicht von jeder Schuld freizusprechen 
sein, so darf doch nicht übersehen werden, dass beide das 
Strafgesetz zur gemeinsamen Quelle haben, und dass ihnen 
beiden von letzteren Ziel und Richtung angewiesen ist. 

Endlich fällt es auch in keiner Weise schwer, unserm 
Strafensystem eine grosse Anzahl von Irrthümern und 
Fehlern nachzuweisen, welche in der Rechtsprechung wie 
im Strafvollzüge mit Nothwendigkeit die nachtheiligsten 
Folgen äussern mussten. Diese Mängel und Schäden in 
ihrem innersten Wesen wie in ihren Wirkungen zu zeigen, 
ist die Aufgabe, welche ich den nächstfolgenden Absclmitten 
dieser meiner Abhandlung zugewiesen haben will. 


11 . 

Vielleicht der grösste Fehler, der unserem Strafen¬ 
system anhaftet, und der zu einem Theile die fehlerhafte 
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Wirkung, zum andern Theile die gänzliche Unwirksamkeit 
einer grösseren Reihe anderer straf gesetzlicher Bestimmungen 
ziu" leidigen Folge hat und den Strafvollzug in der nach¬ 
theiligsten Weise beeinflusst, ist in § 1 des R -Str.-G.-B zu 
suchen, welche nach der Grösse oder Schwere der Misse- 
that zwischen Verbrechen, Vergehen und Uebertretung 
unterscheidet, und dieser Abstufung entsprechend, ver¬ 
schiedene Arten der Freiheitsstrafe in der ^Veise aufstellt, 
dass gegen Verbrechen als regelmässige Strafe das Zucht¬ 
haus, gegen Vergehen Gefängniss und gegen Uebertretungen 
Haft in Anw'endung kommen soll. 

Wie die tägliche Erfahrung lehrt, werden sehr schwere 
Verbrechen, insbesondere Leidenschaftsdelikte wie z. B. 
gefährliche Körperverletzungen, Todtschlag, Kindsmord 
und dergleichen gar nicht so selten von seither ganz 
unbescholtenen, achtbaren und angesehenen Personen 
begangen, und hinwiederum begnügen sich moralisch ver¬ 
kommene, für die Gesellschaft längst verlorene Individuen, 
Gauner, Stromer und echte Spitzbuben, zeitweilig mit der 
Verübung von unbedeutenden Strafthaten, wie einfachen 
Diebstählen, Unterschlagungen, Zechprellereien und 
dergleichen. 

Die erstere Kategorie von Verurtheilten wird dermalen 
dem Zuchthause zugeliefert, dessen Insassen der Mehrzahl 
nach zum gewohnheits- und gewerbsmässigen Verbrecher¬ 
thum zählen, die zweite, oben erwähnte Klasse, welche 
früher schon häufig mit dem Zuchthaus und dem Arbeits¬ 
haus Bekanntschaft gemacht hat, hält zeitweilig in den 
zur Verbüssung leichterer Strafthaten bestimmten Gefangen- 
Anstalten Einkehr mit der Wirkung, deren moralische 
Athmosphäre zu vergiften. 

So kommt es, dass im Zuchthause wie im Gefängnisse 
sich Leute von ganz verschiedener moralischer und sozialer 
Verfassung, verbesserliche und unverbesserliche, Leiden- 
schafts- und Gewohnheitsverbrecher zusammenfinden, um 
am gleichen Orte die gleiche Strafe zu erstehen, und darum 
die ganz gleiche Behandlung erfahren. Sie haben in 
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gleichem (Verbrechens- oder Vergehens-) Grade sich ver¬ 
gangen; darum sollen sie in gleichem Masse büssen. So 
verlangt es die „Gerechtigkeit“. 

Die gleichartige Zusammensetzung der Gefangenen¬ 
bevölkerung im Zuchthause wie im Gefängnisse aus 
besserungsfähigen und unverbesserlichen Individuen einer¬ 
seits, und die durch die Gerechtigkeit gebotene gleiche 
Strafbehandlung aller Insassen der gleichen Anstalt anderer¬ 
seits führt in beiderlei Anstalten zu einer Hausordnung, 
welche im Interesse der besseren, d. i. der als besserungs¬ 
fähig geltenden Gefangenen sich ebenso von grosser Strenge, 
wie mit Rücksicht auf die wiederholt rückfälligen, mehr 
oder weniger unverbesserlichen Sträflinge von- unan¬ 
gebrachter Milde fernhalten soll. Die nothwendige Folge 
solcher Erwägung ist die Schaffung von Hausordnungen 
für beiderlei Arten von Strafanstalten, Zuchthaus und 
Gefängniss, welche sich nahezu auf’s Haar gleichen, der 
gleiche Strafvollzug hier wie dort, ferner eine fast voll¬ 
ständige Verwischung des im Gesetze aufgestellten Unter¬ 
schiedes beider Strafarten, und, w^as das Schlimmste ist, 
eine unrichtige Strafbehandlung der Gefangenen, für die 
eine Kategorie, die besserungsfähigen, in vielen Stücken 
immer noch zu hart, für die unverbesserlichen nicht ernst 
und strenge genug. Als letztes Ergebniss des liestrebens, 
das Verbrechen dem Verschulden gemäss, statt den Ver¬ 
brecher nach seinem bisherigen Verhalten gegen die 
Gesellschaft zu strafen, haben wir leider die Wirkungs¬ 
losigkeit und den Verruf der Freiheitsstrafe festzustellen. 

Wollte man ohne vorgängige Aenderung des fehler¬ 
haften, auf falscher Grundlage aufgebauten Strafensystems 
die so schwer vermisste Differenzirung zwischen den beiden 
Hauptarten der Freiheitsstrafen, Zuchthaus und Gefängniss, 
durch besonders strenge Normen für den Vollzug der 
ersteren und durch mildere Bestimmungen für den Vollzug 
der letzteren herbeizuführen suchen, so würde dadurch 
das Uebel nur noch vergrössert und vermehrt Averden. 
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Ein recht sprechender Beweis für die Richtigkeit 
dieser Behauptung liegt in dem misslungenen Versuch des 
Gesetzgebers, einen Unterschied zwischen Zuchthaus- und 
Gefängnissstrafe durch verschiedenartige Normirung des mit 
jeder der beiden Strafarten verbundenen Arbeitszwanges 
zu begründen. 

Wollten die Strafanstaltsvorstände die Vorschriften 
des § 15 Abs. 1 und des § 16 Abs. 2 des R.-Str.-G -B. 
strikte zur Anwendung biingen, so würden sie sich gegen 
die im Zuchthause untergebrachten besserungsfähigen und 
meist auch besserungswilligen Gelegenheitsverbrecher durch 
Ausserachtlassung ihrer individuellen Anlagen, Kenntnisse 
und Berufsverhältnisse ebenso schwer versündigen, wie sie 
andererseits die ehrliche Gesellschaft und deren Interessen 
in unverantwortlicher Weise schädigen würden, wenn sie 
gegenüber den im Gefängnisse sitzenden Gaunern und 
Spitzbuben bei der Wahl ihrer Beschäftigung ängstliche 
Rücksicht auf deren frühere Lebens- und Berufsverhält¬ 
nisse statt auf das öffentliche Interesse nehmen würden- 


III. 

Die künstliche, rein willkürliche Unterscheidung 
zwischen Verbrechen und Vergehen äussert ihre verderb¬ 
liche Wirkung auch auf die Nebenstrafen, Polizei¬ 
aufsicht und Verlust von Rechten, und zwar in 
solcher Weise, dass diese nicht nur häufig ihren Zweck 
verfehlen, sondern sogar die Ursache von Verbrechens¬ 
rückfällen werden. 

Die Polizeiaufsicht wird von unserem R.-Str.-G.-B, 
regelmässig nur neben Zuchthaus und nur ausnahmsweise 
neben Gefängniss zugelassen. 

Das allgemeine Urtheil über diese Einrichtung lautet 
dahin, dass sie nicht die wünschenswerthe Sicherheit gegen 
gefälirliche, unverbesserliche Verbrecher gewährt und sich 
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andererseits als ein wesentliches Hinderniss für das ehr¬ 
liche Fortkommen der besserungsfähigen und besserungs¬ 
willigen vSträflingc nach deren Entlassung aus der Straf¬ 
anstalt erweist. 

Diese Erfahrung lehrt uns, wie fehlerhaft es ist, wenn 
der Gesetzgeber die Zulässigkeit der Massnahme in erster 
Linie von der Schwere des Verbrechens suitt von der 
Gefährlichkeit und Unverbesserlichkeit des Verbrechers 
abhängig macht. 

Auch auf den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte 
kann neben der Zuchthausstrafe in allen Fällen, neben 
der Gefängnissstrafe nur unter bestimmten Voraussetzungen 
erkannt werden, und hat die Verurtheilung zu ersterer 
Strafe stets die dauernde Unfähigkeit zum Dienste im 
deutschen Heere und in der kaiserl. Marine, sowie die 
dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter 
von Rechtswegen zur Folge. 

Auch diese Bestimmung verfehlt in sehr vielen Fällen 
ihren Zweck, insofern sie Gefangenen, welche, mit den 
besten Vorsätzen erfüllt, die Strafanstalt verlassen, den 
Eintritt in die ehrlichen Kreise der Gesellschaft und das 
redliche Fortkommen im bürgerlichen Leben nicht un¬ 
wesentlich erschwert und in ihnen Hass und Verbitterung 
erzeugt, und insofern andererseits die in Rede stehenden 
Bestimmungen über Aberkennung von Rechten auf zahl¬ 
reiche Subjekte, die sich durch schlechte Streiche als 
unnütze und überlästige Mitglieder der bürgerlichen 
Gemeinschaft dieser unwürdig gezeigt haben, nach dem 
Gesetze mit Rücksicht auf die geringere Schwere ihrer oft 
recht zahlreichen und groben Verfehlungen gegen die 
öffentliche Ordnung und Sittlichkeit keine Anwendung 
finden können. Zu dieser Menschenklasse zählt zweifellos 
die grosse Schaar von Bettlern, Stromern, kleinen Dieben 
und Schwindlern, welche kaum je einmal zu einer Freiheits¬ 
strafe verurtheilt werden, welche für sie Polizeiaufsicht 
oder Ehrenverlust zur Folge hätte. 
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IV. 

Der vom Gesetzgeber begangene Fehler, die Strafart 
nach der Schwere der strafbaren Handlung zu bestimmen, 
hat auch zu einer missbräuchlichen Anwendung des Systems 
der mildernden Umstände geführt, wodurch das 
Ansehen der Rechtsprechung grosse Einbusse erlitten hat, 
und der Strafvollzug in Misskredit gerathen ist. 

Der ursächliche Zusammenhang zwischen beiderlei 
ilissständen besteht darin, dass der Richter in ungezählten 
Fällen, theils aus Unkenntniss über den gleichartigen 
Vollzug der beiden Freiheits-Strafarten, Zuchthaus und 
Gefängniss, theils aus Scheu vor den an erstere Strafe 
geknüpften Ehrenfolgen zu dem System der mildernden 
Umstände greift, und dass auf solche Weise Strafen aus¬ 
gesprochen werden, welche der General- wie der Spezial¬ 
prävention schnurstraks entgegenwirken. 

Leider hat der deutsche Strafgesetzgeber, dem Beispiele 
Preussens folgend, trotz lebhaften Widerspruchs in der 
Wissenschaft, bei zahlreichen Handlungen (regelmässig bei 
Verbrechen und überdies bei 9 Vergehen) für den Fall 
„mildernder Umstände“ einen besonderen niederen Straf¬ 
rahmen aufgestellt, dessen sich der Richter in zahlreichen 
Fällen bedienen soll, in anderen Fällen nach freier Wahl 
bedienen kann. Welche Umstände Richter und Geschworene 
als Milderungsgründe im einzelnen Falle anzusehen für 
gut befinden, darüber schulden sie keine Rechenschaft, 
und es lässt sich gewiss nicht verkennen, dass sie durch 
dieses vollkommen freie Ermessen zu Richtern über das 
Gesetz berufen werden, indem sie durch die Frage nach 
dem Vorhandensein mildernder Umstände aufgefordert 
werden, sich darüber auszusprechen, „ob nicht auch der 
mindeste Betrag der angedrohten ordentlichen Strafe für 
die Verschuldung des Thäters im vorliegenden Falle immer 
noch eine zu harte Ahndung enthalte.“ (Schwarze.) 

Die Wirkung ist ungefähr die gleiche, wie wenn dem 
Richter die Freiheit eingeräumt wäre, nach freier Wahl 
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die Strafe aus zweierlei Gesetzbüchern zu schöpfen, die für 
verschiedene Nationen oder für weit auseinander liegende 
Zeitperioden geschrieben wären. 

Durch eine derartige Gesetzesanwendung droht die 
in der ordentlichen Strafe liegende Bewerthung der einzelnen 
Verbrechensarten verloren zu gehen. An Stelle der ordent¬ 
lichen Strafe ist für zahlreiche Delikte die ausserordentliche 
Strafe die Regel geworden^ wie aus einem von vielen zur 
Verfügung stehenden Beispiele entnommen werden wolle. 

Nach §§ 176—178 des R.-Str.-G.-B. sollen die dort 
aufgeführten Sittlichkeitsverbrechen mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren, unter Umständen sogar mit lebenslänglichem 
Zuchthaus, also im Mittel mit wenigstens fünf Jahren 
Zuchthaus bestraft werden. Nun sind von 4505 Personen, 
die im Jahre 1898 wegen erwähnter Unzuchtsverbrechen 
verurtheilt wurden, überhaupt nur 1135, d. i. 25 Vo mit 
Zuchthaus, darunter nur 156, d. i. 3,4 ®/o zu 5 und mehr 
Jahren, dagegen 3370, d. i. 75 ®/o mit Gefängniss, darunter 
2228, d. i. 50®/o mit weniger als 1 Jalir in Folge der 
Annahme mildernder Umstände bestraft worden. 

Ein solcher Gegensatz zwischen Gesetzgebung und 
Rechtsprechung schädigt das Ansehen der beiden Faktoren 
und sollte so bald, als nur immer thunlich, aus der Welt 
geschafft werden. 

Entweder ist der Gesetzgeber im Recht, wenn er die 
ordentlichen Strafen, wie geschehen, festgesetzt und die 
Fälle, in welchen ein Abgehen von dieser Norm angezeigt 
ist. als seltene Ausnahmsfälle in’s Auge gefasst hat, oder 
er hat sich bezüglich der Strafbarkeit einzelner Delikts¬ 
arten und in der Aufstellung der hiefür bestimmten Rahmen 
geirrt und dadurch den Richter in die Lage gebracht, in 
der Mehrzahl der Fälle von der ordentlichen Strafe abzu¬ 
gehen und sich für Anwendung der milderen Ausnahms¬ 
strafe zu entscheiden. 

Im ersteren Falle ist der Richterstand für den gegen¬ 
wärtigen bcklagenswerthen Zustand verantwortlich und 
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verdient den Vorwurf, dass er den Geist des Gesetzes 
nicht richtig erfasst hat, und muss ihm durch die künftige 
Gesetzgebung das richtige Verständniss beigebracht werden. 

Im andern Falle, wenn der vom Richter beliebte 
Jlassstab durch die Praxis und durch günstige Straferfolge 
als der richtige befunden werden sollte, so hat der Gesetz¬ 
geber der Zukunft dafür zu sorgen, dass dieser Massstab 
der ordentlichen oder Regelstrafe zu Grunde gelegt und 
füi’Ausnahmsfälle, für welche diese nicht zureichen sollte, 
dem Richter gestatten, unter Annahme schärfender Um¬ 
stände auf eine über jenen Strafrahmen hinausgehende 
Strafe zu erkennen. 


V. 

So wären wir nunmehr vor der Frage angelangt: 
In welcher Weise sollen die fehlerhaften Bestimmungen 
unseres R.-Str.-G.-B. eine Aenderung zum Bessern erfahren ? 

Der nächste und sicherste Schritt zu diesem Ziele 
scheint mir die Ermittlung des richtigen Prinzips zu sein, 
von dem der Gesetzgeber sich bei der Wahl der Strafart 
muss leiten lassen. 

Was vom Strafen im Hause und in der Schule gilt, 
wird wohl auch auf den Vollzug gerichtlich erkannter 
Strafen Anwendung finden. Kein Verständiger wird die 
vernünftige Forderung bestreiten wollen, dass die strafende 
Thätigkeit mit Mass und Ziel geübt werden soll. Das Ziel 
oder der Zw'eck der Strafe hat sich nach deren Gegenstand 
zu richten. Dieser ist die Person des Verbrechers, nicht 
seine That. Erstere ist gegenwärtig und greifbar, letztere 
liegt in der Vergangenheit und entzieht sich desshalb jeder 
äusseren Einwirkung; an ihr lässt sich nichts mehr ändern 
und bessern. Das Einzige, was nach Verübung des Delikts 
übrig bleibt, und worauf der Staat seine Sorge zu richten 
hat, ist die Verhütung der Fortsetzung oder Wiederholung 
des Verbrechens durch zweckentsprechendes Vorgehen 
gegen das verbrecherische Subjekt. In dieser Beziehung 
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aber liat er keine andere Wahl, als den Verbrecher ent¬ 
weder für Recht und Ordnung zu gewinnen, oder wenn 
solches Vorgehen aussichtslos oder unmöglich, für das 
Gemeinwesen unschädlich oder ungefährlich zu machen. 
Entscheidend für die Wahl ist die Willensverfassung des 
Delinquenten, sein Verhalten gegen die bürgerliche Gesell¬ 
schaft. Wie eine akute Krankheit und ein chronisches 
Leiden verschiedene Behandlung verlangen, so werden 
wir vernünftiger Weise ein anderes Verfahren einschlagen 
gegen Individuen, die einmal aus Schwäche, Noth oder 
aus einem andern Grunde vom rechten Wege abgewichen 
sind, als gegen solche, welche sich den Kampf gegen die 
Gesellschaft und die Auflehnung gegen deren Satzungen 
gleichsam zur Lebensaufgabe oder zui* Gewohnheit gemacht 
haben. 

Diesen grossen Unterschied zwischen Gelegenheits- 
uud Gewohnheitsverbrechern hat der Gesetzgeber nicht 
beachtet und aus dieser Verschiedenheit nicht die noth- 
wendigen Folgerungen gezogen. 

Wollen wir nicht zum Schaden der Gesellschaft jv.uf 
die Strafzwecke, auf Besserung des Verbrechers und 
Sicherung des Gemeinwesens verzichten, so müssen wir 
Strafen schaffen, welche uns die Erreichung dieser Ziele 
verbürgen. Für die Art und Beschaffenheit der Strafe 
darf nicht mehr die Schwere des Verbrechens, sondern es 
muss die soziale Verfassung des Rechtsbrechers massgebend 
und entscheidend sein. Die Schwere des Verbrechens 
kommt, wie wir später sehen Averden, bei Aufstellung der 
Strafrahmen und bei der Strafausmessung zu ihrem Recht 
und zu voller Geltung. Ihr einen Einfluss auf die Strafart 
einzuräumen, ist verfehlt und führt zu den oben geschil¬ 
derten Missgriffen und Misserfolgen. 

Die richtige Strafart zu finden, bedarf es hinfort nicht 
mehr der Eintheilung der strafbaren Handlungen in Ver¬ 
brechen und Vergehen, wohl aber bedürfen wir im Hinblick 
auf den oben hervorgehobenen Unterschied zwischen 
„Augenblicks- und Zustandsverbrechern“ zweierlei Frei- 
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heitsstrafen, von denen die eine vorzugsweise bessernd, 
die andere dagegen in erster Linie sichernd und schützend 
wirken soll, und von denen jede, ihrem besonderen Zwecke 
entsprechend, eigenartig sich gestalten lässt, ja um ihres 
Zweckes willen so gestaltet werden muss. Nur auf diese 
Weise lässt sich die so laut begehrte Differenzierung von 
Gefängniss und Zuchthaus, die dem deutschen Gesetzgeber 
misslang und in Folge des von ihm gewählten Ausgangs¬ 
punktes misslingen musste, ermöglichen. Nur auf solche 
Art kann die vom Gesetzgeber ausgesprochene Absicht, 
das eigentliche Verbrecherthum, die wahren Feinde der 
Gesellschaft mit aller Strenge durch langdauernde Frei¬ 
heitsberaubung und damit verbundenen harten Arbeits- 
zwaug am Straf platze zu bändigen und zu schrecken und 
auch nach der Entlassung durch Ehrenverlust und Polizei¬ 
aufsicht möglichst ungefährlich zu machen, vollkommen 
erfüllt werden. Zugleich w^ürden durch die nach dem 
Zweckgedanken getroffenen Bestimmungen über Arbeits¬ 
zwang im Strafhause, Verlust von Rechten und Verhängung 
von Polizeiaufsicht die Gefahren und Nachtheile abgew'endet, 
von welchen unter der Herrschaft des geltenden Straf¬ 
gesetzes Personen heimgesucht werden, die besagte Mass¬ 
nahmen nicht verdienen und durch diese, wie oben 
gezeigt, nicht selten erst dauernd für das Verbrechen 
gewonnen werden. 

Die Erkenntniss der grossen Nachtheile, w'elche das 
Zusammensperren von Neulingen im Verbrechen mit 
unverbesserlichen Gewohnheitsverbrechern und die gleich¬ 
artige Behandlungsweise beider Kategorien von Delinquenten 
unvermeidlich nach sich zieht, hat die gesetzgebenden 
Faktoren des Staates New-York schon im Jahre 1869 zur 
Bewilligung der Mittel für eine Besserungsanstalt (Refor- 
matory) bewogen, welche bestimmt ist, die wegen eines 
Verbrechens oder wegen schwereren Vergehens Ver- 
urtheilten männlichen Geschlechts, welche sich im Alter 
von 16 —30 Jahren befinden, und noch nicht vorbestraft 
sind, aufzunehmen und sie einer Behandlung zu unter- 
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werfen, bei welcher dem Zweck der Besserung und Nach¬ 
erziehung vor dem der Bestrafung der Vorzug einzuräuraen 
sei. Andere Verurtheilte werden den Bezirks- oder Staats¬ 
gefängnissen überwiesen. 

Auch unser Verein Hess sich durch die Ueberzeugung 
von der Fehlerhaftigkeit unserer Strafgesetzgebung in 
Bezug auf die Strafarten zu 2 sehr wichtigen Beschlüssen 
(1877 und 1886) bestimmen, welche eine räumliche Trennung 
der Rückfälligen von den erstmals Bestraften und eine 
strengere Strafbehandlung der ersteren im Vergleich zu 
den letzteren empfahlen. 

De lege lata konnten diese Wünsche bisher nicht 
erfüllt werden, weil sie mit dem unserem Str.-G.-B. zu 
Grunde liegenden Gedanken der vergeltenden Gerechtig¬ 
keit nicht in Einklang zu bringen sind. 

De lege feretida dagegen führt das in den beiden 
Beschlüssen bekundete Verlangen mit Nothwendigkeit zur 
Schaffung von zwei verschiedenen Arten von Freiheits¬ 
strafen, wie ich sie oben als dringendes Bedürfniss 
bezeichnet habe. 

In welchen Punkten die beiden Strafarten sich von 
einander zu unterscheiden hätten, darüber habe ich mich 
in einer Abhandlung „die Reform der Freiheitsstrafe“ 
(Zeitschr. f. d. ges. Strafi-.-Wiss. Bd. XI S. 506 ff.) ein¬ 
gehend geäussert. 

Auch die „Internationale kriminalistische Vereinigung“ 
hat schon in ihrer ersten Jahresversammlung zu Brüssel 
als einen Hauptmangel die gleichmässige Behandlung der 
Gewohnheits- und der Gelegenheitsverbrccher bezeichnet. 
Ferner hat die V. Versammlung der deutschen Landes¬ 
gruppe der soeben genannten wissenschaftlichen Ver¬ 
einigung fast einstimmig beschlossen, dass bei der richter¬ 
lichen Bestimmung der Strafen zwischen AugenbHcks-, 
Zustands- und anderen inkorrigiblen Verbrechern zu 
unterscheiden sei. Auch hat die gleiche Gesellschaft in 
Art. II Ziff. 4 ihrer Satzungen die Forderung aufgenommen. 
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dass der Unterschied der Gelegenheits- und der Gewohn¬ 
heitsverbrecher wegen ihrer grundlegenden Bedeutung in 
theoretischer wie in praktischer Beziehung als Grundlage 
für die Bestimmungen der Strafgesetzgebung zu dienen 
habe. 

In gleichem Sinne sprechen sich die beiden Gelehrten 
Dr. Pr ins (Criminalitd ct rrprcssion 1886 ) und Dr. Walil- 
berg (Handb. d. Gefängnisswes. Bd. I S. 131) aus. 

Von den Strafgesetzgebungen der Gegenwart haben 
u. a. mit der aus dem französischen Rechte stammenden 
Dreitheilung der strafbaren Handlungen und der daran 
geknüpften Strafen diejenige der Niederlande (1881), von 
Italien (1889) gebrochen, ebenso die von Norwegen und 
Mexiko. 

Meiner eigenen Meinung, in welcher Weise die vor¬ 
geschlagenen Aenderungen bei uns durchzuführen wären, 
habe ich in einem Aufsatze der Zeitschr. f. d. ges. Strafr.- 
W^ss. Bd. XXI S. 154 ff. in folgenden Sätzen Ausdruck 
verliehen: 

Alle vom Str.-G.-B. verpönten Handlungen (mit Aus¬ 
nahme der sog. Uebertretungen) gelten als Verbrechen. 

Die ordentliche Freiheitsstrafe für Verbrechen ist das 
Gefängniss, die ausserordentliche das Zuchthaus. 

Die Gefängnissstrafe ist eine zeitige; ihr Höchstbetrag 
ist 15 Jahre, ihr Mindestbetrag 1 Tag. 

Die zu einer Gefängnissstrafe Verurtheilten sollen 
auf eine ihren Fähigkeiten, Kräften und Verhältnissen 
angemessene Weise beschäftigt werden. Zu Arbeiten 
ausserhalb der Gefangenenanstalt dürfen Gefängnisssträf- 
linge ohne ihre Zustimmung nicht verwendet werden. 

Gefängnissstrafen, welche 6 Wochen nicht übersteigen, 
können in den vom Gesetze bestimmten Fällen, welche 
einen hohen Grad von Rohheit oder Gefühllosigkeit ver- 
rathen, sowie gegen Bettler und Landstreicher bei nach¬ 
gewiesener Arbeitsscheu durch Richterspruch geschärft 
werden. 
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Hat der Verurtheilte wegen eines gleichen oder eines 
gleichartigen Verbrechens schon mehrere und unter diesen 
die höchste dtifür angedrohte Gefängnisssträfe erstanden, 
und waren seit deren Beendigung bis zur Verübung des 
neuerlichen Verbrechens noch nicht 5 Jahre abgelaufen, 
so soll der Richter, wenn er überzeugt ist, dass der Ver¬ 
urtheilte auch nach Erstehung der neuerlich verwirkten 
ordentlichen Strafe werde rückfällig werden, diese in ihrem 
gesetzlich angedrohten Höchstbetragc aussprechen und 
zugleich anordnen, dass sie im Zuchthause vollzogen 
werde. 

Das Zuchthaus ist auch zum Vollzüge lebenslänglicher 
Freiheitsstrafen bestimmt. 

Die Zuchthausstrafe wird in besonderen Gebäuden 
vollzogen, die ausschliesslich diesem Zwecke dienen. Die 
Züchtlinge sind in der Strafanstalt zu den eingeführten 
Arbeiten anzuhalten; auch können sie zu Arbeiten ausser¬ 
halb der .4nstalt verwendet werden. 

Schliesslich muss aber auch noch im Interesse eines 
einheitlichen und wirksamen Vollzuges der Freiheitsstrafen 
die Forderung erhoben werden, dass deren verschiedene 
Arten in ihren Grundzügen durch das Strafgesetzbuch 
normirt, und in einem besonderen Ausführungsgesetze 
(Reichsstrafvollzugsgesetz) ihre volle Ausgestaltung erhalten. 

VI. 

Die Festungshaft des R.-Str.-G.-B. ist keine 
Folgerung aus der Dreitheilung der strafbaren Handlungen: 
als vierte Art der Freiheitsstrafe steht sie sogar zu der 
Trichotomie in einem gewissen Widerspruch. 

Die Motive zum Bundes-8tr.-G.*B. begründen die in 
Rede stehende Art von Freiheitsstrafe mit dem Bedürfnisse, 
für gewisse Verbrechen eine Htrafart anwenden zu können, 
welche ihrer Natur nach zwar als eine Strafe sich darstellt, 
die aber in Bezug auf Fi^eiheitsbesehränkung des Ver- 
urtheilten auf das geringste Mass zurückgeht und in der 
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öffentlichen Meinung nicht mit den Folgen für den guten 
Ruf des Bestraften verbunden ist, wie die übrigen Freiheits¬ 
strafen. 

Ich bin versucht, in der Schaffung einer vierten Art 
von Freiheitsstrafe einen Nothbehelf zu erblicken, zu 
welchem der Gesetzgeber durch das falsche und unge¬ 
nügende Prinzip, auf welchem die Dreitheilung beruht, 
gezwungen wurde. 

Abgesehen davon, dass die Festungshaft keinen 
anderen Zweck, als die beiden andern Arten von Frei¬ 
heitsstrafe, Zuchthaus und Gefängniss, verfolgt, und für 
das Fortbestehen der ersten kein zwingender Grund besteht, 
halte ich sie auch nicht für zeitgemäss, vielmehr nur für 
geeignet, die sozialen Gegensätze zu erweitern und zu 
verschärfen. 

Das in den oben angeführten Motiven hervorgehobene 
Bedürfniss der Rücksichtnahme auf das Ehrgefühl und den 
Ruf des Verurtheilten fällt w'eg, sobald unsere Gefangenen¬ 
anstalten durch Annahme meiner Vorschläge von ihrer 
seitherigen unsauberen Bevölkerung befreit und überdies 
durch Ausstattung aller Gefängnisse mit der nölhigen 
Anzahl von Einzelhaftlokalen die Möglichkeit der Trennung 
für Personoi aus den gebildeten Ständen in zureichender 
Weise geschaffen wird. 

Die Strafe der Haft gilt dermalen alsUebertretungs- 
strafe. Mit der Ausscheidung der Uebertretungen aus dem 
Str.-G.-B., wofür sich zahlreiche und gewichtige Stimmen 
bereits früher erhoben haben und auch bei einer künftigen 
Revision desselben sich wiederholt vernehmen lassen 
werden, würde die Haft als besondere Strafart ohnehin 
aus dem Str.-G.-B. verschwinden. Aber auch w’enn die 
so oben erwähnte Voraussetzung nicht eintreten sollte, so 
brauchte doch für die niederste Deliktsart keine besondere 
Strahirt gebildet zu werden, da, wie vorauszusehen, die 
Freiheitsstrafe auf diesem Gebiete der Strafgesetzgebung 
durch die Geldstrafe in den Hintergrund gedrängt werden 
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wird, da ferner das einfache Gefängniss, das mit seiner 
untersten Grenze bis zu Einem Tag herabreicht, die Stelle 
der Haft, die sich auch gegenwärtig im Vollzüge von der 
Gefäiignissstrafe nur wenig oder gar nicht unterscheidet, 
vollkommen zu vertreten im Stande wäre. Endlich würde 
auch der letzte Rest von Bedenken, wenn ein solcher 
gegen eine Verschmelzung von Haft und Gefängniss noch 
vorhanden wäre, durch die Bestimmung beseitigt werden, 
dass Gefängniss in der Dauer bis zu sechs Wochen stets 
in Einzelhaft vollzogen werden muss, und den zu solcher 
Strafe Verurtheilten die Befugniss zur Selbstbeschäftigung 
eingeräumt werden darf. 


VII. 

Wie wir in Abschnitt III gesehen haben, haben unter 
dem Einflüsse des Satzes, dass die Strafart durch die 
Schwere des Verbrechens bestimmt w^erde, auch die beiden 
Nebenstrafen, Polizeiaufsicht und Verlust von Rechten, zu 
leiden und verfehlen in vielen Fällen ihren Zweck. Das 
Gegeiuheil wird sich von dem Zeitpunkte an zeigen, w^o 
die beiden Hauptarten, Gefcängniss und Zuchthaus, in den 
Dienst des Zweckgedankens gestellt, und ersteres als 
Besserungs- und letzteres als Sicherungsstrafe ausgebildet 
wird. Die dermaligen Hauptbestimmungen des R.-Str.-G.B. 
über die beiden erwähnten Nebenstrafen bedürfe alsdann 
nur geringer Abänderungen, um volle Brauchbarkeit zu 
erlangen 

Die Polizeiaufsicht betreffend, schlage ich vor, dem 
§ 38 Abs. 1 des R.-Str.-G.-B. die folgende Fassung zu 
geben: „Neben der Zuchthausstrafe soll in den durch das 
Gesetz vorgesehenen Fällen auf die Zulässigkeit von 
Polizeiaufsicht erkannt werden“. 

Auf diese Art würde der z. Z. gegen diese Einrich¬ 
tung erhobene Vorwurf, dass sie das ehrliche Fortkommen 
der besseren unter den entlassenen Strafgefangenen 
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erschwere und dadurch häufig deren gute Vorsätze vereitle, 
zura Schweigen gebracht, und andererseits würde durch 
Beschränkung der lilassnahme auf das eigentliche gefähr¬ 
liche Verbrecherthum eine Verschärfung derselben, welche 
in dem Worte „soll“ gelegen ist, ermöglicht werden. 

Aus dem gleichen Grunde w'ürde die Vorschrift in 
§ 31 Abs. 1 des R.-Str.-G.-B., die Aberkennung der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte betreffend, sich um Vieles besser zur 
Anwendung auf das Zuchthaus der Zukunft als auf das 
der Gegenwart eignen, und würde es sich im Hinblick 
auf die dem letztem zugedachte Bestimmung empfehlen, 
die Folge der dauernden Unfähigkeit auf alle im St.-G.-B. 
aufgeführten büi-gerlichen und politischen Rechte aus¬ 
zudehnen. Die künftige Fassung hätte demnach etwa 
folgendermassen zu lauten: „Die Verurtheilung zur Todes- 
und zur Zuchthausstrafe hat die dauernde Unfähigkeit zu 
allen im Str.-G.-B. aufgeführten bürgerlichen und politischen 
Rechten von Rechtswegen zur Folge“. 

Damit würden die in Abschnitt III gegen § 31 des 
R.-Str.-G.-B. erhobenen Bedenken gründlich gehoben werden. 

Für die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
als Folge der Verurtheilung zu einer Gefängnissstrafe 
dürften sich die folgenden Normen empfehlen: 

1. In Uebereinstimmung mit einem vom Gefängniss- 
Kongress zu Rom (1885) gefa.ssten Beschlüsse soll 
der Richter von der Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte nur dann Gebrauch machen, wenn 
die abgeurtheilte That die Besorgniss eines Miss¬ 
brauches der bürgerlichen oder politischen Rechte, 
sei es zum Nachtheil öffentlicher oder privatrecht¬ 
licher Interessen, begründet. 

2. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
darf nur bei den vom Gesetze namhaft gemachten 
Delikten erfolgen. 

3. Es kann auf den Verlust sowohl aller im St.-G.-B. 
aufgezählten oder auch nur einzelner von ihnen 
erkannt werden. 
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4. Die ira Urtheile ausgesprochene zeitige Reehts- 
unfähigkeit dauert mindestens 1 Jahr und höchstens 
5 Jahre. 

5. Zu den bisher im Gesetze (§ 34) aufgeführten 
bürgerlichen Ehrenrechten wird die Ausübung der 
väterlichen Gewalt und die Ausübung gewisser im 
Gesetze ausdrücklich zu bezeichnender Gew^erbe 
und Berufsarten hinzugefügt. 

6. Die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
kann auch allein für sich ohne gleichzeitige Ver¬ 
hängung der Gefängniss-Strafe ausgesprochen 
werden. (Vergl. Zeitsch. f. d. ges Strafr. Wiss. Bd. 
XXI S. 176 ff.) 

Endlich soll in diesem Abschnitte der Vollständigkeit 
halber noch eine weitere wohlthätige Folge der von mir 
angeregten Zweitheilung der Freiheitsstrafe erwähnt 
werden, welche darin besteht, dass durch die der Zucht¬ 
hausstrafe zugedachte Gestaltung, falls sie Annahme fände, 
der seitherigen missbräuchlichen Zubilligung mildernder 
Umstände gründlich vorgebeugt würde, insofern der Richter 
gezwungen wäre, gegen wiederholt rückfällige, unver- 
besseiliche Individuen stets die schwerste Strafart, d. i. 
das Zuchthaus, und das im Gefolge für das abzuurtheilende 
Verbrechen vorgesehene höchste Strafmass in Anwendung 
zu bringen. 


VIII. 

Ausser der Todes-, den Freiheitsstrafen und dem 
Verweise kennt das R.-Str.-G.-B. als selbstständige, für 
sich allein anwendbare oder Hauptstrafe auch die Geld¬ 
strafe. Sie ist als eine mildere Strafart als die Freiheits¬ 
strafe anzusehen. Sie ist im Gesetze entweder ausschliess¬ 
lich oder gehäuft mit Freiheitsstrafe oder wahlweise neben 
Freiheitsstrafe angedroht (Berner.) 

Die wichtigste Frage für uns ist die, w’elche Ver¬ 
wendung die Geldstrafe im Strafensystem neben der Frei¬ 
heitsstrafe erhalten soll. 
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Unser R.-Str.-G.-B. macht nach dem Vorbilde des 
preuss. Str.-G.-B. von der Geldstrafe einen sehr weitgehenden 
Gebrauch, namentlich gilt dieses von ihrer Verwendung 
bei den Eigenthuras-Verbrechen; auch ist die Geldstrafe 
v ielfach bei fahrlässigen Handlungen angedroht. (Schwai ze.) 

BonnoVi 11 e de Marsangy bezeichnet die Haft¬ 
strafe als die liberalste, theilbarste, ökonomischste und 
wirksamste. 

Zucker meint, von dem Gesichtspunkte ausgehend, 
dass jede Freiheitsstrafe in ihrer Wirkung zugleich eine 
Ehrenstrafe sei, es könne der Kreis der Handlungen, deren 
Sühne durch eine Haftstrafe ausgeschlossen bleiben muss, 
nicht enge genug gezogen werden. 

Eine unleugbare Schwäche der Geldstrafe liegt aber 
immerhin in den engen Grenzen ihrer Anwendung, welche 
ihr durch die weitverbreitete Mittellosigkeit und Unver¬ 
möglichkeit der Angeklagten gezogen sind. 

Ferner erweist sie sich als ungenügend, wo die Auf¬ 
gabe der Strafe, bestehend in Rückfallsverhütung, nicht 
anders als durch ein auf bürgerliche Besserung abzielendes 
systematisches Verfahren erreicht, und wo zum Schutz 
werthvoller Rechtsgüter, wie Leib und Leben, ernste 
SicherheitsVorkehrungen zu treffen sind. 

Wo diese beiden Fälle nicht vorliegen, und die Geld¬ 
strafe nicht durch Mittellosigkeit des Angeschuldigten aus¬ 
geschlossen ist, sollte jederzeit der Geldstrafe vor der Frei¬ 
heitsstrafe der Vorzug gegeben werden, weil jene nicht 
nur die ökonomischen Nachtheile dieser, wie Lahmlegung 
der Arbeitskraft und Erwerbsfähigkeit, wie auch die 
Schädigung der Ehre und des guten Rufes des An¬ 
geschuldigten nicht zur Folge hat, sondern überdies auch 
noch sogar die Wirkung einer Bereicherung des Gemein¬ 
wesens, allerdings auf Unkosten des Verurtheilten hervor¬ 
bringt. 

Aus den angeführten Gründen empfiehlt sich die 
Geldstrafe vorzugsweise zur Ahndung von Uebertretungen, 
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von wenig gefährlichen Vergehen, insbesondere Fahr¬ 
lässigkeitsdelikten ; sie eignet sich aber auch als gutes 
Korrektiv gegen Verbrechen von höherer Strafbarkeit, 
deren wirksame Bekämpfung nicht systematische Umwand¬ 
lung des antisozialen Willens des Verbrechers oder dessen 
Ungefährlichmachung mittels Freiheitsentziehung mitNoth- 
wendigkeit bedingt. 

In Anbetracht der namhaften Vortheile, welche die G eid¬ 
strafe in zahlreichen Fällen gegenüber der Freiheitsstrafe 
gewährt, hätten wir allen Grund, uns über die statistisch 
erwiesene Thatsache zu freuen, dass in unserer Recht¬ 
sprechung seit 1882 in steigendem Masse bei Vergehen 
die Haftstrafe an Stelle der Gefängnissstrafe tritt, so dass 
die Zahl der zu Haftstrafe verurtheilten Personen, im 
Jahre 1882 noch 83 562 betragend, 1899 bereits die Höhe 
von 195373 Köpfen erreicht hat. 

Die Befriedigung über die dadurch veranlasste Min¬ 
derung der Gefängnissstrafen wird jedoch ganz wesentlich 
durch die andere Wahrnehmung beeinträchtigt, dass mehr 
als die Hälfte der erkannten Geldstrafen auf Körper¬ 
verletzungen und Beleidigungen entfallen, d. i. auf Delikte, 
welche meines Erachtens in den meisten Fällen richtiger 
nicht nur mit einfachem, sondern sogar mit geschärftem 
Gefängniss, und nicht mit Geldstrafe geahndet werden 
sollten. 

Einer solchen unrichtigen Verwendung letzterer Strafe 
zu begegnen, sollte das künftige Str.-G -B. eine bestimmte 
Vorschrift darüber geben, nach der der Richter die Wahl 
zwischen den beiden Strafarten zu treffen hätte, wie wir 
das Gleiche weiter oben (Abschn. V) für die Wahl zwischen 
Gefängniss und Zuchthaus verlangt haben. 

Jene Norm hätte dahin zu lauten, dass bei wahlweiser 
Androhung von Gefängniss und Geldstrafe jederzeit die 
letztere zur Anwendung kommen solle, wenn sie im 
gegebenen Falle die gleich günstige Strafwirkung wie das 
Gefängniss erwarten lasse. 
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Gegen die gleichzeitige Verhängung von Geld- und 
Freiheitsstrafe wegen des gleichen Reates habe ich folgende 
Bedenken geltend zu machen: Entweder liegt der Fall 
so, dass die Geldstrafe als das richtige Strafmittel sich 
darstellt. Alsdann würde diese durch gleichzeitige Ver¬ 
hängung einer Gefängnissstrafe ihrer Vortheile, von denen 
der wichtigste in Schonung des Ehrgefühls des Verurtheilten 
besteht, wiederum beraubt werden. Sollte aber im gegebenen 
Falle die Freiheitsstrafe den Vorzug verdienen, so muss 
diese gewählt und so gestaltet werden, dass sie ihren 
Zweck zu erreichen venuag. Geschieht dieses, so ist die 
Verhängung einer weiteren Strafe nicht nur unnöthig, 
sondern sogar ein schweres Unrecht. 

Was die Ausmessung der Geldstrafe anbelangt, so 
bestimmt sich dieselbe nach den gleichen Grundsätzen, 
welche für andere Strafen gelten. 

Wie an anderer Stelle eingehender nachgewiesen 
werden soll, ist der Massstab für die gesetzlichen Straf¬ 
rahmen (abstrakte Strafbarkeit) wie für die richterliche 
.Strafausmessung innerhalb der gesetzlichen Strafgrenzen 
iconcrete Strafbarkeit) die Gesetzwidrigkeit oder Gefähr¬ 
lichkeit der verbrecherischen That und der gesetzwidrige 
oder gefährliche Wille ihres Urhebers. 

Fehlerhaft ist es daher, die Forderung aufzustellen, 
dass bei der richterlichen Feststellung der Strafe besondere 
Rücksicht auf die Vermögensverhältnisse des Schuldigen zu 
nehmen sei. 

Solches Verlangen beruht auf der Annahme, dass der 
Vermögliche unempfindlicher gegen die Geldstrafe sei, als der 
ünvermögliche. Dieser Satz in seiner Allgemeinheit kann 
jedoch nicht als richtig zugegeben werden. Solcher 
Mangel an Empfindlichkeit wäre vielmehr in jedem Ein¬ 
zelfalle erst zu beweisen, und wenn dieser Beweis gelingen 
sollte, so wäre das in Anwendung zu bringende richtige 
Mittel nicht eine Steigerung der Geldstrafe, sondern eine 
•Schärfung, die in Umwandlung in eine Freiheitsstrafe zu 
bestehen hätte. 

Blätter für Gefängnisskunde. XXXVII. (j 
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Ich lasse daher den VerinöKensbesitz nur in dein 
Falle als Straferhöhungsgrund gelten, wenn derselbe den 
Willen des Delinquenten als besonders gefährlich oder 
rechtswidrig erscheinen lässt, wie dies namentlich bei 
Delikten zutreffen kann, welche aus schnödem Eigennutz 
oder niedriger Gewinnsucht hervorgehen. (Zeitschr. f. d. 
ges. Strafr. Wiss. Bd. XXI S 174.) 

Wie die angedrohten Freiheitsstrafen, so muss auch 
die Geldstrafe für die einzelnen Deliktsarten in einem 
höchsten und niedersten l^etragc gesetzlich bestimmt 
werden. 

Ferner erscheint es, um jeder Willkür und Unbilligkeit 
zu begegnen, als nothwendig, Gefängniss und Haftstrafe 
in ein bestimmtes Werthverhältniss zu einander zu bringen. 
Es ist nicht angängig, einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren 
in maximo einmal eine Geldstrafe von 1500 l\Iark, ein 
andermal eine solche von 900 Mark gleich zu setzen, oder 
parallel mit einer Gefängnissstrafe von 2 Jahren in maximo 
eine Geldstrafe bis zu 3000 Mark aufzustellen. (§§ 223, 
230, 289, 304 des R.-Str.-G.-B.) 

Ich halte es für billig, dem in einem einjährigen 
Freiheitsverluste liegenden Strafübel dasjenige eines Ver¬ 
mögens- oder Einkommeiisverlustes von 1800 Mark gleich 
zu stellen. Danach berechnete sich als Äquivalent für 
eine einmonatliche Gefängnissstrafe eine Geldstrafe von 
150 Mark, für eine eintägige Gefängnissstrafe eine solche 
von 5 Mark. Zum Schlüsse dieses Abschnittes verweise 
ich auf die Verhandlungen und Beschlüsse der J. C. V. 
V. 25./27. Aug. 1891 über die Verwendung der Geldstrafe in 
der Strafgesetzgebung. (Vergl. Mitth. der J. C. V. Bd. III 
S. 225ff., S. 265.) 


IX. 

Als eine Nebenstrafe an der Freiheit gilt die Ver¬ 
wahrung in einem Arbeitshaus, auch Nachhaft genannt, 
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welcher Landstreicher, Bettler, Spieler, Trunkenbolde, 
lüderliche Weibspersonen, Arbeitsscheue u. s. f. unter¬ 
worfen werden können. (R.-Str.-G.-B. § 361 Ziff. 3—8. 
§ 362 Abs. 2.) 

Das dabei einzuhaltende Verfahren besteht darin, 
dass bei Verurtheilung erwähnter Personen zur Haft 
zugleich erkannt wird, dass sie nach verbüsster Strafe 
der Landespolizeibehörde zuzuweisen seien, welche Stelle 
dadurch die Befugniss erhält, die Verurtheilten bis zu 
2 Jahren in einem Arbeitshaus unterzubringen, wo sie zu 
Arbeiten, welche ihren Fähigkeiten und Verhältnissen 
angemessen sind innerhalb wie ausserhalb der Anstalt 
angehalten werden können. 

Unter Bezugnahme auf eine von mir über „Bestrafung 
des Bettels und der Landstreicherei“ verfasste und in der 
Zeitschr. f. d. Strafr. Wiss. Bd. XIIl. S. 1 ff. veröffentlichte 
Abhandlung beschränke ich mich an dieser Stelle auf 
Namhaftmachung der wichtigsten Mängel und Fehler der 
oben angezogenen Gesetzesbestimmungen. 

Das Gesetz unterlässt, die Begriffe „Bettel“ und 
.Landstreicherei“ zu bestimmen. Dieser Mangel bietet 
die Möglichkeit verschiedenartiger richterlicher Auffassung, 
wodurch die Gefahr ungleichartiger Rechtsanwendung 
entsteht. 

Die Anwendung des § 362 Abs. 2 des Str.-G.-B. ist 
ganz in das freie Ermessen der Gerichte wie der Polizei¬ 
behörde gestellt. So erklärt es sich, dass nach den für 
das Reich vorgenommenen Erhebungen für die Jahre 
1877—1884 in Preussen 18,26, in Württemberg nur 1,32 
Ueberweisungen im Durchschnitt auf je 100 Verurtheilte 
trafen. Das Verhältniss der wirklich Untergebrachten zu 
der Zahl der gerichtlieh Ueberwiesenen stellte sich für 
den gleichen Zeitraum auf 88,6 % für Preussen, auf 45,3 7o 
für Hessen. Die grösste Verschiedenartigkeit herrscht 
unter den Eihzelstaaten auch in Beziehung auf die Dauer 
der Unterbringung. 

6 * 
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Die durchschnittliche Dauer der richterlich erkannten 
Bettei-Strafen beträgt 2—3 Tage; ihr Vollzug ist in hohem 
Grade fehlerhaft; sein grösster Mangel ist in der fast 
ausnahmslosen Beschäftigungslosigkeit der Häftlinge, zum 
Theile auch in der die Regel bildenden Gemeinschaftshaft 
zu erblicken. 

Aber auch der Strafvollzug im Arbeitshause lässt 
nahezu noch Alles zu wünschen übrig. Diese Anstalten, 
deren Verwaltung und Unterhaltung in manchen Staaten 
noch Sache von Kommunalverbändcn ist, stehen in ihrer 
Organisation und Leitung gegen die Strafanstalten zurück. 
Klassifikation der Detinirten, Einzelhaft, vorläufige Ent¬ 
lassung u. s. f. sind in den Arbeitshäusern mehr oder 
weniger unbekannte Dinge. So werden Jahr aus Jahr 
ein hundert Tausende von Strafen gegen Bettler und Stromer 
vollzogen, welche dem Staate ungeheure Summen kosten 
und der Gesellschaft nicht nur keinen Nutzen bringen, 
sondern vielfach als Ursachen von Verbrechen Schaden 
und Unheil stiften. Da aber gegen mittellose Müssiggänger 
und gefährliche Landfahrer im Interesse der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit eingeschritten werden muss, so 
handelt es sich um die Frage, wie solches Vorgehen 
zweckmässig und erfolgreich durchgeführt werden kann. 

Aus der Erkenntniss der Fehler und Missstände, unter 
welchen der gesetzliche Kampf gegen Bettelei und Land- 
streicherci dermalen noch zu leiden hat, ergeben sich die 
nachstehenden Forderungen: 

Um der oben beklagten Unsicherheit und Ungleich¬ 
heit in der Rechtsprechung vorzubeugen, erscheint es 
nothwendig, vor allem auf eine genaue Begriffsbestimmung 
von Bettel und Vagabondage zu dringen. 

Die Ilauptstrafe, welche z. Z. gegen diese Ver¬ 
fehlungen zulässig ist und in Haft bis zu 6 Wochen 
besteht, muss der Bedeutung der Mendizität für die öffent¬ 
liche Ordnung, Sicherheit und Sittlichkeit entsprechend, 
so bedeutend erhöht werden, dass Besserung der Verur- 
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theilteii und Sicherung der Gesellschaft durch sie erreicht 
wird, wodurc.-h die Nachhaft vollkommen entbehrlich würde. 
Diese letztere Folge wäre um so erwünschter, als über¬ 
haupt für Konstruirung einer besonderen Strafe für Bettel 
und Vagabondage ebensowenig ein genügender Grund wie 
für besondere strafgesetzliche Behandlung dieser Delikte 
vorliegt. Indem der Gesetzgeber diese mit Freiheits¬ 
strafen, Haft und Nachhaft, in eine Gesammthöhe von 
2 Jahr und 6 Wochen bedroht, legt er ihnen eine weit 
grössere Bedeutung, iils den übrigen Uebertretungen bei, 
und hätte er ihnen ebenso gut, wie anderen mit niederen 
Strafen bedachten Delikten, die Eigenschaft von Vergehen 
ertheilen können, w'ie auch das Preuss. Str.-G.-B. v. 1851 
Bettel und Landstreicherei als Vergehen wider die öffent¬ 
liche Ordnung qualifizirt und mit Gefängniss bis zu drei 
Monaten bedroht hat. Belgien und Frankreich haben den 
gleichen Weg eingeschlagen. 

Es steht daher kein rechtliches Hinderniss ira Wege, 
in das künftige Str.-G.-B. die mehrerwähnten Delikte als 
Verbrechen aufzunehmen und an Stelle des Arbeitshauses 
die für Verbrechen bestimmten Strafen, Gefängniss und 
Zuchthaus, treten zu lassen. 


X. 

Auch die Bestimmungen unseres Str.-G.-B. über die 
HaftW'eise erscheinen als revisionsbedürftig. 

Nach § 22 des R.-Str.-G.-B. können die Zuchthaus¬ 
und Gefängnissstrafen sow'ohl für die ganze Dauer, wde 
für einen Theil der erkannten Strafzeit in Einzelhaft voll¬ 
zogen werden. In w'elchen Fällen von dieser Haftweise 
Gebrauch gemacht werden soll, darüber schweigt das 
Gesetz. 

Die Fassung von Abs. 2 des angezogenen Paragraphen, 
wonach die Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen 
die Dauer von drei Jahren nicht übersteigen darf, hat sich 
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in der Praxis nicht bewährt, und hat deshalb unsere 
Vereinsversammlung zu Nürnberg (1901) den Beschluss 
gefasst, dass diese Bestimmung entweder aufgehoben oder 
derart zweckentsprechend von den massgebenden Fak¬ 
toren auszulegcn und zu handhaben sei, dass dem Ermessen 
der Strafvollzugsbehördcn freie Bahn eröffnet werde. 

Ich darf wohl mit Grund annehmen, dass in den 
Kreisen der Strafanstaltsbeamten auch noch weitere 
Wünsche gehegt werden, deren Erfüllung von einer 
Reform des R.-Str.-G.-B. erhofft wird. 

Ich selbst habe meiner Ansicht über diesen Gegen¬ 
stand in einem „Beitrag zur Revision des Str.-G -B.“, ver¬ 
öffentlicht, in der Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. XXI 
auf S. 1.57 ff. in den folgenden Sätzen Ausdruck verliehen: 

„Die Gefängniss- (und die Haft-)strafe können sowohl 
für die ganze Dauer wie für einen Theil der erkannten 
Strafzeit in der Weise in Einzelhaft vollzogen werden, 
dass der Gefangene unausgesetzt von anderen Gefangenen 
gesondert gehalten wird“. 

„Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn von ihr eine 
Gefahr für den körperlichen oder geistigen Zustand der 
Gefangenen zu besorgen ist“. 

„Die Zuchthaus- (und die Festung8-)strafe werden 
regelmässig nicht in Einzelhaft vollzogen“. 

„Dagegen soll diese Haftart vorzugsweise beim Voll¬ 
züge von Gefängnissstrafen zur Anwendung kommen, 
welche wegen Verbrechen gegen fremdes Eigenthum oder 
wegen Sittlichkeitsverbrechen ganz odertheilweise erkannt 
worden sind“. 

„Gefängnissstrafen, wiegen anderer Strafe erkannte, 
sollen in der Regel in Gemeinschaftshaft vollzogen werden, 
sofern nicht das Betragen und die Eigenschaften des Ver- 
urtheilten oder seine verbrecherische Vergangenheit, seine 
Trennung von anderen Gefangenen als nothw^endig oder 
rathsam erscheinen lässt“. 


Digitized by v^ooQle 



87 


Zur Begründung dieser Forderungen wiederhole ich 
hier aus jener Abhandlung meine bezüglichen Ausführungen 
wie folgt; 

„Die Haftweise hat, wie die gesammte Strafbehandlung, 
dem Strafzwecke zu dienen, der für alle Verurtheilte der 
gleiche ist; das Mittel aber hat sich nach der Individualität 
des zu Strafenden zu richten, wie die Dosis eines Heil¬ 
mittels nach der Konstitution des Patienten. Es ist daher 
falsch, die eine oder andere Uaftweise, und wäre sie an 
sich noch so vortrefflich, auf alle Verurtheilte unter¬ 
schiedslos anzuwenden, wie uns der Zusammenbruch des 
Einzelhaftsystems in Belgien recht deutlich vor Augen 
führt. Ebenso falsch ist es, die Haftweise oder die Dauer 
ihrer Anwendung durch die Strafart (in ihrer jetzigen 
Bedeutung) bestimmen zu lassen. Die Frage muss so 
gestellt werden: 

„Wie lassen sich Besserung und Abschreckung am 
sichersten und vollkommensten, und wenn von beiden 
Haftarten der gleiche Erfolg zu erwarten ist, mit den 
geringsten Opfern erreichen“? Besserung und Abschreckung 
können durch Gemeinschaftshaft wesentlich beeinträchtigt, 
der Strafvollzug kann aber auch durch die Trennungshaft 
unnöthiger Weise sehr vertheuert werden. 

Das eine wie das andei e zu vermeiden, scheide man 
zunächst diejenigen Verurtheilten, welche andere mit 
moralischer Ansteckung bedrohen, von denjenigen, von 
welchen solche Gefahr nicht zu besorgen ist. Die Ange¬ 
hörigen dieser letzteren Klasse, vorzugsweise aus Leiden¬ 
schafts- und Gelegenheitsverbrechern bestehend, können 
wegen ihrer gegenseitigen Ungefährlichkeit unbedenklich 
in Kollektivhaft gehalten werden, ohne dass dadurch die 
Verfolgung des Besserungswerkes wesentlich erschwert 
und die Kosten des Strafvollzugs unnöthiger Weise erhöht 
würden Diejenigen, welche für andere durch moralische 
Ansteckung gefährlich w^erden können, wie Eigenthums¬ 
und Sittlichkeitsverbrecher, sind entweder solche, deren 
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Zustand durch die Gesellschaft mit Ihresgleichen ver¬ 
schlimmert werden kann oder nicht. Die ersteren, die 
Heilbaren, — ich rechne zu ihnen vorzugsweise die 
Anfänger im Diebshandwerke, erstmals wiegen Sittlichkeits¬ 
verbrechen Bestrafte — isolire man gegen einander, die 
letzteren, das ist die Inkorrigiblen oder Inkurabeln sollen, 
wie unheilbare Kranke in Spitälern, auch kollektive Be¬ 
handlung erfahren, weil solche für sie keine besondere 
Gefahren im Gefolge hat und überdies um vieles billiger 
zu stehen kommt. 

Von solchen Erwägungen lässt man sich in Ländern 
leiten, w'elche das sogenannte gemischte Haftsystem sieh 
angeeignet haben, das ich aus eigener Erfahrung aufs 
wärmste empfehlen kann. Ein Beweis der Ungefährliehkeit 
der Gemeinschaftshaft bei richtiger Anwendung darf wohl 
in der niederen Rückfallsziffer von nur 18,9 7o> welche 
sich für die auf Hohenasperg internirten, zu Zuchthaus 
verurtheilten Gelegenheits- und Zufallsverbrecher berechnet, 
erblickt werden“. 

XI. 

Von den Bestimmungen des I. Theils des R.-Str.-G.-B. 
dürfen unbedenklich die §§ 23—26, von der vorläufigen 
Entlassung handelnd, als diejenigen bezeichnet w'erdeii, 
welche sich bisher in hervorragender Weise bew'ährt 
haben. 

Damit soll keineswegs gesagt sein, dass erwähnte 
Vorschriften über jede Beanstandung erhaben und in keinem 
Punkte der Besserung oder Vervollkommnung bedürftig 
seien; aber die wünschenswerthen Neuerungen verursachen 
keine oder doch nur unwesentliche Schwierigkeiten. 

Ich habe mich über die Frage: „Empfiehlt sich nach 
den bisherigen Erfahrungen eine Aenderung der Bestim¬ 
mungen über das Beurlaubungssystem im Strafvollzüge?“ 
schon vor Jahren in einem Gutachten für den deutschen 
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Juristentag geäussert. Diese meine Arbeit ist in unserem 
Vereinsorgane (Bd. XX S. 291) veröffentlicht, weshalb 
ich mich an dieser Stelle darauf beschränke, mich auf 
die dort aufgestellten Schlusssätze zu beziehen, welche ich 
in dem schon öfter angezogenen Aufsatz in der Zeitsclir. 
f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. XXI S. 151 in die folgende 
gesetzgeberische Form zu bringen versucht habe: 

Die zu einer längeren Freiheitsstrafe wegen Ver¬ 
brechen Verurtheilten sollen, wenn sie drei Viertheile, 
mindestens aber ein Jahr der ihnen zuerkannten Strafe 
verbüsst, sich auch während dieser Zeit gut geführt haben, 
auf ihr Ansuchen vorläufig entlassen werden, vorausgesetzt, 
dass nach ihrer Persönlichkeit und nach den Verhältnissen, 
in welche sie nach der vorläufigen Entlassung eintreteii, 
die Gefahr eines Rückfalls nicht zu besorgen ist“. 

„Der verbüssten Strafzeit wird die nach § 60 des 
Str.-G.-B. oder nach § 482 der Str.-P.-O. auf die erkannte 
Strafe in Anrechnung gebrachte Untersuchungshaft gleich 
geachtet“. 

„Die vorläufige Entlassung kann bei schlechter Führung 
des Entlassenen, oder wenn derselbe den ihm bei oder 
nach der Entlassung auferlegten Verpflichtungen zuwider¬ 
handelt, widerrufen werden“. 

„Der Widerruf hat die Wirkung, dass der zur Zeit 
der vorläufigen Entlassung entstandene Strafrest nach¬ 
träglich zu verbüssen ist“. 

„Ist die festgesetzte Strafzeit, mindestens aber ein 
Jahr seit der vorläufigen Entlassung abgelaufen, ohne dass 
deren Widerruf erfolgt ist, so gilt die Freiheitsstrafe als 
verbüsst“. 

„§ 25 unseres dermaligen R.-Str.-G.-B. ist beizii- 
behalten. 

XII. 

Auch die Strafausmessung gibt zu vielfachen Anklagen 
gegen unser dermaliges Strafensystem Anlass. Dieselben 
lassen sieh kurz dahin zusammen fassen: 
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Unserem R.-Str.-G.-B. fehlen wirksame Bestimmungen 
über Bestrafung des Rückfalls. 

Das System der mildernden Umstände hat zu einer 
allzu milden Rechtsprechung geführt. 

Die Rechtsprechung entbehrt der wünschensvverthen 
Gleichartigkeit und Einheit. 

Ich habe an einer anderen Stelle (Absch. I) gezeigt, 
dass nach Ausweis unserer Kriminalstatistik die Zahl der 
Verurtheilten, welche bereits früher wegen Verbrechen 
oder Vergehen gegen Reichsgesetze bestraft worden waren, 
vom Jahre 1882—1899 von 277 auf 504 von 100000 Köpfen 
der straf mündigen Civilbevölkerung angewachsen ist. Dabei 
ist die Häufigkeit der Verurtheilungen, welche wegen erst¬ 
maliger Begehung strafbarer Handlungen erfolgt sind, im 
Allgemeinen gleich geblieben, und haben sich seit 1882 
nur Veränderungen hinsichtlich der Art jener Handlungen 
eingestellt. 

„Die allgemeine Steigerung der Kriminalität von 1040 
auf 1236 Köpfe beruht sonach weniger auf einer Erweiterung 
des Kreises der betheiligten Personen, als auf einer Ver¬ 
mehrung der Rückfälligen'^ (Krim.-Stat. f. 1899. Erläut. 
S. I, 32.) 

Daraus folgt, dass die gesetzlichen Strafdrohungen 
der noch nicht bestraften Bevölkerung gegenüber in ihrer 
prävenii enden Wirkung seit Langem sich gleich geblieben, 
den Vorbestraften gegenüber jedoch von Jahr zu Jahr an 
Kraft verloren haben. 

Diese bedenkliche Erscheinung zwingt uns, die straf¬ 
gesetzliehen Normen über Rückfall einer eingehenden 
Prüfung zu unterziehen. 

Gerechtigkeit und Zweckmässigkeit verlangen, dem 
Rückfall eine straferhöhende Wirkung beizulegen. Dieser 
von der Theorie wie von der Praxis gestellten Forderung 
wird durch unser gegenwärtig geltendes Strafrecht nur in 
sehr unvollkommener Weise entsprochen. 
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Dasselbe bestraft den Rückfall nur bei den wichtigsten 
Eigenihumsverbrechen, d. i. bei Raub, Diebstahl, Hehlerei, 
Betrug. 

Für diese Beschränkung war u. A. die Erwägung 
massgebend, „dass sich, Diebstahl und andere Verbrechen 
ausgenommen, statistisch kaum Fälle nachweisen Hessen, in 
denen, wenigstens in Preussen, von der erhöhten Rückfalls¬ 
strafe unter der Herrschaft der früheren Gesetzgebung 
Gebrauch gemacht worden wäre“. 

Gegen diese Art von Motivirung habe ich an einer 
anderen Stelle (Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. X S. 406) 
folgende Einwendung erhoben: „Der Umstand, dass unter 
der Herrschaft des Preuss. Str.-G.-B. von der erhöhten 
Rückfallsstrafe bei andern als Eigenthumsverbrechen, regel¬ 
mässig kein Gebrauch gemacht wurde, hätte den Gesetz, 
geber nicht dahin führen sollen, den Rückfall, abgesehen von 
den Eigenthumsdelikten, ganz und gar mit Stillschweigen 
zu behandeln; der Gesetzgeber hätte vielmehr jene Er¬ 
fahrung von allzu weit gehender Milde in der Recht¬ 
sprechung zum Anlasse nehmen sollen,'die Erhöhung der 
Strafe als Rückfallsfolge obligatorisch zu machen. Es lässt 
sich in der That kein überzeugender Grund dafür ausfindig 
machen, dass der rückfällige Brandstifter oder Todtschläger 
nicht ebenso wie der rückfällige Räuber oder Dieb wegen 
grösserer Gefährlichkeit, welche sich in der Wiederholung 
eines an ihm schon früher bestraften Verbrechens kund- 
giebt, mit ungleich höherer Strafe angesehen werde, als 
derjenige, welcher sich zum ersten Male eines Verbrechens 
der erwähnten Art schuldig macht. 

„Neuere Strafgesetzbücher, wie das der Niederlande 
und das für New-York, lassen denn auch in der That den 
Rückfall wieder als allgemeinen Straferhöhungs- bezw. 
Strafschärfungsgrund gelten“. 

Ferner bestraft das deutsche Str.-G.-B., vom Ver¬ 
brechen des Raubs abgesehen, nur den. wiederholten und 
nur den gleichartigen Rückfall. Die Rückfallsfolge soll 
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in der Verhängung theils schärferer, theils längerer 
Strafen, als für erstmalige Verbrecheiisverübung angedroht 
sind, bestehen. 

In der That aber wird der Absicht des Gesetzgebers 
durch die Rechtsprechung auch nicht entfernt entsprochen. 
Es wird vielmehr dem Willen des Gesetzgebers durch An¬ 
wendung des Systems der mildernden Umstände auf das 
kräftigste entgegengearbeitet. Als Beweis hierfür mögen 
die nachfolgenden Zahlen der Reichs-Kriminalstaiistik 
(Jahrg. 1898) sprechen : 

Es wurden wegen einfachen Diebstahls, in wieder¬ 
holtem Rückfall begangen, der mit Zuchthaus bis zu 10 
Jahren, also im Mittel mit öjährigem Zuchthaus bedroht ist, 
12312 Personen verurtheilt, davon 3214 (26 %) mit Zucht¬ 
haus und 9098 (74 %) nur mit Gefängniss bestraft. 

Von den erkannten 3214 Zuchthausstrafen lauteten 
3133 (97 %) auf weniger als 5, und 81 (3 7o) atif 5 und 
mehr Jahre. 

Von sämmtlichen wegen einfachen Diebstahls in 
wiederholtem Rü(;kfall ausgesprochenen Strafen haben 
0,6 7o das gesetzliche Mittel erreicht; dagegen hielten sich 
62 % unter 1 Jahr Gefängniss. 

Die im Gesetze angedrohte mittlere und diese über¬ 
steigende Strafe trifft demnach in 100 Fällen noch nicht 
Einen Schuldigen, und in 1000 Fällen erst ungefähr sechs 
Verurtheilte. 

Auch bei Betrug im wiederholten Rückfall berechnet 
sich dieses Verhältniss nur auf 12 vom 1000. In 60 von 
100 Fällen wurde auf weniger als 12 Monate Gefängniss 
erkannt. 

Und nun fragt es sich: Welches sind die Mittel, 
durch welche eine Besserung der dermaligen Missstände 
herbeigeführt werden kjinn? 

Die höhere Strafbarkeit des Rückfalls hat ihren 
Grund in dem durch Verbrechenswiederholung bekundeten 
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festen und beharrlichen rechtswidrigen Willen, die den 
Thiiter in besonders liohern Masse gefährlich für die 
Rechtsordnung erscheinen lässt. Der im Rückfall zum 
Ausdruck kommende Widerstand gegen das Strafgesetz 
macht ernstere Bekämpfung, strengere Bestrafung des 
Störenfriedes zur Nothwendigkeit. Diese hat sich bei 
Freiheitsstrafen zunächst in deren Verlängerung, und wenn 
auch diese den gewünschten Erfolg bürgerlicher Besserung 
nicht erzielt, durch grössere Intensität der Strafe, mit 
anderen Worten durch Umwandlung der ordentlichen 
Freiheitsstrafe (Gefängniss) in die ausserordentliche des 
Zuchthauses zu äussern. 

Diese letztere soll, wenn der Richter Unverbesser¬ 
lichkeit des Delinquenten annimmt, jederzeit in dem für 
das betreffende Verbrechen angedrohten Höchstbetrage 
ausgesprochen werden. 

Der Rückfall lässt nicht nur den Eigenthumsver¬ 
brecher (Diebe, Räuber etc.), sondern überhaupt jeden 
Verbrecher, der durch vorausgegangene Bestrafung sich 
von der Wiederholung eines gleichen oder gleichartigen 
Deliktes nicht abhalten lässt, in erhöhtem Grade gefährlich 
und rechtswidrig erscheinen, und sollte daher im künftigen 
Str.-G.-B. die Geltung eines allgemeinen, auf alle Ver¬ 
brechen anwendbaren Straferhöhungsgruiides erhalten. 

Eines besonderen Strafrahmens für Rückfallsver- 
brecher bedarf es nicht; es genügt, wenn allzu niederen 
Strafen durch feste Bestimmungen Grenzen nach unten 
gezogen werden, und die Annahme mildernder Umstände 
durch den Rückfall ausgeschlossen wird. Demnach sollte 
die Rückfall-Bestrafung künftig durch folgende Bestimmungen 
geregelt werden: 

1. Es ist ihm die Geltung eines allgemeinen Straf- 
mehrungs- bezw. Strafschärfungsgrundes durch 
Gesetz beizulegen. 

2. Bei vorliegendem zweiten Rückfalle darf der 
Richter in der Strafzumessung nicht unter die 
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Hälfte des Höchstbetrages der für das neubegangene 
Verbrechen angedrohten Strafe herabgehen. 

y. Der dritte und jeder weitere Rückfall soll mit dem 
Maximum der durch das neue Verbrochen ver¬ 
wirkten Strafe getroffen werden. 

4. Der Strafvollzug hat, wenn das Gericht die Ueber- 
zeugung gewonnen hat, dass die ordentliche Frei¬ 
heitsstrafe (Gefängniss) auch in ihrer längsten 
Dauer den Angeschuldigten von weiteren Ver¬ 
brechen nicht abhalten werde, im Zuchthaus zu 
erfolgen. 

5. Jugendliche Personen unter 18 Jahren dürfen nicht 
mit Zuchthaus bestraft werden. 

6. Die Rückfall - Verjährungsfrist beträgt in der 
Regel fünf, bei Bettel und Landstreicherei nur 
ein Jahr. 


XIII. 

Wir haben an anderer Stelle (Absch. IV) das System 
der mildernden Umstände als die Ursache unrich¬ 
tiger Wahl der Strafart, und im unmittelbar vorhergehen¬ 
den Abschnitt als das Mittel zweckwidriger Abschwächung 
der Rückfalls-Strafe kennen gelernt. Sein Wirken erstreckt 
sich aber noch um vieles weiter. Die Kriminalstatistik 
lehrt uns, dass in der Rechtsprechung an Stelle der 
Anwendung der ordentlichen Strafe die auf der An¬ 
nahme mildernder Umstände beruhende ausserordentliche 
Strafe getreten, m. a. W. die Regel zur Ausnahme ge¬ 
worden ist. 

Ein solcher Zustand darf, wie ich in Abschnitt IV 
näher ausgeführt habe, im Interesse der Gerechtigkeit 
und des richterlichen Ansehens nicht länger mehr geduldet 
werden. 

Das System der mildernden Umstände, aus dem 
französischen Rechte entnommen, verdankt seine Entsteh¬ 
ung der Absicht, der übermässigen Härte des Code pdnal 
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abzuhelfei). Wenn diese Einrichtung auch in einem andern 
Sinne vom Preussischen Str.-G.-B., und nacli ihm auch 
vom R.-Str. G.-B. aufgenommen wurde, so ging doch die 
deutsche Gesetzgebung davon aus, dass die von ihr an¬ 
geordnete Regelstrafe die angemessene sei (Berner) und 
darum auch in der grossen Mehrzahl der Fälle Anwendung 
finden werde. 

Diese Annahme wurde durch die Praxis nicht be¬ 
stätigt, und es macht sich nunmehr die Nothwendigkeit 
geltend, sich entweder für die im Gesetz vorgesehene 
ordentliche Strafe oder für die in der Rechtsprechung zur 
Regel gewordene Ausnahmsstrafe zu entscheiden. Im 
ersteren Falle muss die Anwendung der mildernden Um¬ 
stände, wenn nicht auf hören, so doch in die richtigen 
Grenzen gewiesen werden, im letzteren Falle besteht kein 
Grund mehr, das S 5 'stem noch weiter beizubehalten. Es 
lässt sich aber noch eia weiterer Grund für Aufhebung 
des Systems der mildernden Umstände geltend machen, 
nämlich der, dass besagte Einrichtung, als ein Nothbehelf 
für die Mängel alternativer Androhung verschiedener Straf¬ 
arten angesehen und ins Gesetz aufgenommen, diese seine 
Aufgabe und Bedeutung durch Mehrung der Fälle, in denen 
Geldstrafe die Freiheitsstrafe ersetzen soll, bei einer künf¬ 
tigen Revision des Str.-G.-B. verlieren dürfte. 

Jedenfalls aber scheint es mir nicht ferner mehr an¬ 
gängig, von den mildernden Umständen auch bei Rückfalls¬ 
strafen Gebrauch zu machen. Muss nicht jeder Unbefangene 
einen auffallenden Widerspruch darin erblicken, wenn an 
Stelle einer vom Gesetze angedrohten geschärften Strafe 
durch richterlichen Willen Strafen gesetzt werden können, 
welche sehr oft nicht das Mittel der ordentlichen Strafe 
erreichen ? 

Der Gesetzgeber, der aus guten und gewichtigen 
Gründen eine starke Schutzw'ehr gegen gewisse Rechts¬ 
angriffe schafft, darf nicht gleichzeitig die Mittel an die 
Hand geben, sie unwirksam und unnöthig zu machen. 
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Aufgabe der Gesetzgebung dürfte es vielmehr sein, kräftige 
Garantien dafür zu schaffen, dass die von ihr aufgestellten 
Strafdrohungen in ihrem vollen Ernste verwirklicht werden, 
und nicht aus irgend einem Grunde und auf irgend eine 
Weise in Missachtung gerathen könne. 


XIV. 

Als ein mächtiges Hemmniss, das einer wirksamen 
Rechtsprechung im Wege steht, erweist sich die grosse 
Verschiedenheit, welche sieh in der Strafausmessung der 
verschiedenen Gerichte kundgibt. So finden wir z. B., dass 
in den .fahren 1897—1899 bei Verurtheilungen wegen Dieb¬ 
stahls im wiederholten Rückfalle nur in sechs Oberlandes- 
. gerichts-Bezirken die erkannten Zuchthausstrafen gegen 
die ausgesprochenen Gefängnissstrafen vorwiegen, in acht 
anderen derartigen Bezirken das umgekehrte Verhältniss 
stattfand. So treffen in Breslau auf 399 Verurtheilungen 
zu Zuchthausstrafen 2.56 Verurtheilungen zu Gefängniss, 
in Dresden dagegen ist dieses Verhältniss 289:331, in 
München 216:289. 

In acht Oberlandesgerichts - Bezirken werden für ge¬ 
fährliche Körperverletzungen meist Gefängnissstrafen unter 
.30 Tagen, in 20 anderen solche über 30 Tage bis zu 
3 .Jahren erkannt. So treffen in Bamberg auf eine Strafe 
von mehr als 30 Tagen 2,92 solche unter 30 Tagen, in 
Hamm auf eine Strafe von weniger als 30 Tagen 3,65 
solche von mehr als 30 Tagen. 

Im Oberlandesgerichts - Bezirk München überwiegen 
die kurzen, im Oberlandesgerichts-Bezirk Berlin die höheren 
Strafen wiegen Körperverletzung. 

Solches Auseinandergehen der richterlichen An¬ 
schauungen über die Strafbarkeit der gleichen Delikte 
erschüttert den Glauben der Bestraften an die Gerechtig¬ 
keit und bewirkt statt Besserung Trotz und Verbitterung 
auf Seiten der Vcrurtheilten. 
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Der Grund des Uebels liegt in dem Mangel an 
einem vom Gesetzgeber aufgestellten einheitlichen Straf¬ 
massstab. 

Die Einen erblicken denselben in der Grösse der 
Schuld, die Anderen in der Gefährlichkeit, wieder andere 
in der Rechtswidrigkeit. 

Den richtigen Weg, diese Streitfrage zu lösen, zeigt 
uns der unbestreitbare Satz, dass die Aufgabe des Richters 
im Einzelfalie die gleiche ist, wie die des Gesetzgebers im 
Allgemeinen. Sie besteht in Auffinden und Feststellen 
des Rechts, und hat daher der Richter innerhalb des ihm 
gelassenen Spielraums dieselben Gesichtspunkte zu beachten, 
die den Gesetzgeber bei Aufstellung seiner Strafrahmen 
geleitet haben, (v. Liszt.) 

Welches sind nun diese Gesichtspunkte? 

Diese Frage beantwortet Feuerbach, wie folgt: 
„Der allgemeine Rechtsgrund des Daseins aller bürger¬ 
lichen Strafen ist die Nothwendigkeit der Abwendung einer 
Gefahr für den rechtlichen Zustand. Daher die Grösse der 
Gefahr der Massstab für die Grösse der Strafe und der 
Grundsatz: Je grösser die Gefährlichkeit der Handlung in 
Bezug auf den rechtlichen Zustand ist, desto grösser ist 
die bürgerliche Strafbarkeit“. 

Den gleichen Gedanken spricht Jhering in den 
folgenden Sätzen aus: 

„Je höher uns ein Gut steht, desto mehr nehmen wir 
Bedacht auf seine Sicherung. Ebenso macht es die Ge¬ 
sellschaft mit ihren Lebensbedingungen, den sozialen 
Gütern, hinsichtlich des zu ihrer Sicherung aufgebotenen 
Rechtsschutzes“. 

„Je höher das Gut, desto grösser die in seiner Ver¬ 
letzung liegende Gefährdung für die Gesellschaft, und 
desto höher die Strafe. Der Tarif der Strafe ist der 
Werthmesser der sozialen Güter. Wie hoch steht das 
Menschenleben, die Ehre, die Freiheit, das Eigenthura, die 

Blatter für Gefangnisskunde. XXXVII. 7 
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Ehe, die Sicherheit des Staates, die militärische Disziplin 
u. s. f. y Schlage das Strafgesetzbuch auf, und Du wirst 
es finden. 

„Zu dem objektiven Moment des bedrohten Guts auf 
Seiten der Gesellschaft gesellt sich auf Seiten des Ver¬ 
brechers noch das subjektive Moment der aus seiner 
Willensbestimmung und der Art der Ausführung des Ver¬ 
brechens sieh ergebenden Gefährlichkeit derselben für die 
Gesellschaft. Nicht jeder Verbrecher, der dasselbe Ver¬ 
brechen begeht, gefährdet sic in gleicherweise. Von dem 
rückfälligen Verbrecher oder dem Gewohnheitsverbrecher 
hat die Gesellschaft mehr zu fürchten, als von dem Neu¬ 
ling im Verbrechen, von dem Komplott, von der Bande 
mehr, als von dem Einzelnen, die Verschlagenheit droht 
ihr eine höhere Gefahr, als der Jähzorn, der Vorsatz als 
die Fahrlässigkeit“. 

Solchen Grundsätzen entspricht Art. 90 des bayr. 
Str.-G.-B. V. 1813 durch die Vorschrift, dass bei Zumessung 
der Strafe der Richter theils auf die Beschaffenheit der zu 
bestrafenden Handlung an und für sich, theils auf die 
Grösse der Gesetzwidrigkeit des Willens Rücksicht nehmen 
sollte, und in den folgenden Art. 91—94 sind die Gründe 
angeführt, welche rücksichtlich der Beschaffenheit der 
That an sich, und welche rücksi(*htlich der Gemüths- und 
Willenscigenschaft des Verbrechers die Strafbarkeit erhöhen 
oder vermindern sollen. 

Von demselben Gedanken lässt sich auch der deutsche 
Gesetzgeber leiten, wenn er in § 243 des R.-Str.-G.-B. die 
Umstände namhaft macht, welche den Diebstahl als 
„schweren“ charakterisiren. In allen dort aufgeführten 
Fällen liegt das straferhöhende Moment in der grösseren 
Gefährlichkeit, sei es der That oder des Thäters. 

Wichtiger noch als die Frage nach dem richtigen 
Strafmassstab erscheint mir die Forderung voller Ueberein- 
stimmung in dessen Anwendung. 

Die Aufstellung eines festen Prinzips über die Straf¬ 
ausmessung wird die Rechtsprechung vor manchen 
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Irrthüraern bewahren, denen sie heutzutage noch so 
häufig verfällt, wie dieses u. A. die Neigung bekundet, 
bei Ausmessung von Geldstrafen dem Vermögen des 
Angeschuldigten einen unberechtigten Einfluss einzu- 
räumen. 

Die Höhe der Strafe, als eines Mittels, dessen sich 
die Gesellschaft zur Bekämpfung antisozialer Angriffe 
bedient, wird vernünftiger und konsequenter Weise nur 
durch den Umfang und die Grösse des verbrecherischen 
Angriffes und zugleich durch die Beschaffenheit des 
Willens ihres Urhebers bestimmt. Moralische Schwäche, 
sittliche Verkommenheit, ehrlose Gesinnung, Armuth und 
Reichthum u. s. f. hi.ssen den Willen des Verbrechers in 
manchen Fällen mehr oder weniger rechtswidrig und 
gefährlich erscheinen, für sich allein dürfen sie nimmer¬ 
mehr bei Abwägung der Strafe in die Wagschale gelegt 
werden. 

Das Auffinden von Strafzumessungsgründen, welche 
die Anhänger der verschiedenen Straftheorien befriedigen 
und einigen können, ist keineswegs eine so schwierige 
Sache, wie die schon mehrmals angezogenen §§ 90—94 
des bayr. Str.-G.-B. beweisen, indem die dort aufgeführten 
Strafminderungs- und Erhöhungsgründe verschiedene Grade 
der Schuld wie der Gefährli(;hkeit gleichmässig zum Aus¬ 
druck bringen. 

Solcher oder ähnlicher Strafzumessungsgründe bedarf 
unser künftiges Str.-G.-B. Mindestens sollte das Prinzip 
namhaft gemacht werden, von dem jeder Richter fortan 
bei Be.stimmung der Strafe sich pflichtgemäss muss leiten 
la.ssen. 

Vergl. Dr. Wach, die Reform der Freiheitsstrafe. 
S. 2 u. 41 ff. 


XV. 

Ueber die Gründe, w'elche die Strafen ausschliessen 
Odern mildem (R.-Str.-G.-B. IV. Absch.), herrscht im Ganzen 
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und Grossen volle Uebereinstimmung unter den Anhängern 
der verschiedenen Straftheorien. Insbesondere sind sie 
alle damit einverstanden, dass Personen nicht zur Strafe 
gezogen werden sollen, welche zur Zeit der Verbrechens¬ 
verübung sich in bewusstlosem oder geistesgestörtem Zu¬ 
stande befunden haben. Doch muss § 51 des R.-Str.-G.-B., 
welcher den Ausschluss der Strafbarkeit an die Bedingung 
knüpft, dass durch die erwähnten Zustände die freie 
Willensbestimmung des Thäters ausgeschlossen wird, durch 
diese seine Fassung nothwendig Anstoss bei denjenigen 
Personen erregen, welche die Freiheit des menschlichen 
Willens bestreiten. 

Ein Gesetz darf einen Richterspruch nicht von einer 
Voraussetzung abhängig machen, deren Richtigkeit sich 
nicht beweisen lässt, noch viel weniger aber von einer 
Lehre, welche in einem Masse, wie die der Willens¬ 
freiheit, bestritten ist und sogar einem Naturgesetze wider¬ 
spricht. 

Eine Rechtsnorm darf nicht den Anlass geben, dass 
der Richter in einem Konflikt zwischen seinen beschworenen 
Pflichten und seiner wissenschaftlichen Ueberzeugung 
geräth. 

Sehr zutreffend äussert sich Dr. v. W e i n r i c h 
(Mitth. der J. C. V. Bd. VI. S. 256 u. 262) in einem Gutachten 
„Ueber den Begriff der rechtlichen Verantwortlichkeit“ in 
den folgenden Sätzen: 

„Ein so ungemein schwieriges und so ausserordent¬ 
lich bestrittenes Problem auf ein praktisches Gebiet, wie 
es das Strafrecht nun einmal ist, verpflanzt, kann da nur 
Verwirrung anrichten. Die Willensfreiheit, bezw. Willens¬ 
unfreiheit ist nicht minder wichtig für das Civilrecht 
Kein Civilist denkt aber daran, sich mit ihr näher zu 
beschäftigen, wobei sich seine Wissenschaft recht wohl 
befindet. Warum soll es im Strafrecht anders sein?“ . ... 

„Die Frage, wie die kriminalrechtliche Verantwort¬ 
lichkeit ausgestattet werden soll, lässt sich nur vom 
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historisch-politischeti Standpunkt aus beantworten. Dieselbe 
ist durchaus praktischer Natur und lässt sich nicht durch 
Metaphysik lösen. Wenn man immer nur von Indeter¬ 
minismus und Determinismus spricht, und die Freiheit oder 
Unfreiheit des menschlichen Willens hereinzieht, wird man 
niemals zu einem Ende kommen“. 

Erwägungen solcher Art mögen den Verfasser des 
Vorentwurfes eines Schweizer Str.-G -B. bestimmt haben, 
in üebereinstiramung mit einem Beschlüsse des Vereins 
Schweizer Irrenärzte dem Art. 8, welcher von der Unzu¬ 
rechnungsfähigkeit handelt, die Fassung zu geben: „Wer 
zur Zeit der That geisteskrank oder blödsinnig oder 
bewusstlos war, ist nicht strafbar“. (Vergl. Motive zu 
dem Vorentwurf eines Schweizer Str.-G.-B. von Stooss. 
S. 20 ff.) 

Ich halte die Aufnahme der gleichen Bestimmungen 
in unser künftiges Str.-G.-B. für empfehlenswerth. (Vergl. 
Zeitschr. f. d. ges. Strafrechts-Wiss. Bd. XXL S. 183 ff.) 
•Jedenfalls würde durch Wcglassen des letzten Satzes in 
§ -öl des R.-Str.-G.-B., der von der freien Willensbestimmung 
handelt, die Gefahr beseitigt, dass die verschiedenen 
metaphysischen Auffassungen über die Freiheit des Willens 
im philosophischen Sinn in die Kriminalverhandlungen 
gezogen werden. Dass der in Rede stehende Beisatz 
nicht nothwendig ist, sondern die beiden Momente, Be¬ 
wusstlosigkeit und krankhafte Störung der Geistesthätig- 
•fcit, genügen, die Zurechnung auszuschliessen, beweisen 
die Bestimmungen anderer Strafgesetzbücher über den 
gleichen Gegenstand, wie des Niederländischen, des von 
New-York, Finnland, Chile, Japan, Mexiko, welche 
sämmtlich der Willensfreiheit nicht besonders Erwähnung 
thun. 

Dass das R.-Str.-G.-B. keine besonderen Bestimmungen 
über geminderte Zurechnungsfähigkeit enthält, halte ich 
insofern für keinen Mangel, als Geisteszustände, welchen 
nicht die Bedeutung von „krankhafter Störung der 
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Geistesthätigkeit“ zukommt, die ihnen gebührende Wür¬ 
digung und Berücksichtigung in Gemässheit der für die 
Strafzumessung geltenden allgemeinen Regeln finden 
werden. 

Der oben angezogene Schweizer Gesetzentwurf 
bringt aber auch noch die weiteren Vorschriften in Vor¬ 
schlag : 

„Artikel 10. Erfordert die öffentliche Sicherheit die 
Verwahrung des Unzurechnungsfähigen oder vermindert 
Zurechnungsfähigen in einer Anstalt, so ordnet sie das 
Gericht an. Das Gericht verfügt die Entlassung, wenn 
der Grund der Verwahrung weggefallen ist. 

Art. 11. Erfordert der Zustand des Unzurechnungs¬ 
fähigen oder vermindert Zurechnungsfähigen irrenärztliche 
Behandlung in einer Anstalt, so überweist das Gericht den 
Kranken der Verwaltungsbehörde zu angemessener Ver¬ 
sorgung. 

Diese beiden Gesetzesartikel enthalten zweckmässige 
Bestimmungen, welche unserem gegenwärtigen Str.-G.-B. 
fehlen, und deren Aufnahme in ein künftiges Strafgesetz 
im Interesse der öffentlichen Sicherheit dringend zu wünschen 
ist. Es gilt hier eine Lücke auszufüllen, wie sie ähnlich 
bezüglich der Behandlung des Kindesalters in § 55 des 

R. -Str.-G.-B. bis zur Einführung der Novelle von 1876 
bestand, durch welche endlich die zur Sicherung der Ge¬ 
sellschaft gegen die verbrecherische Jugend nothwendigen 
Anordnungen getroffen wurden. 

Was wir in Obigem verlangen, dafür ist in an- 
deren'Str.-G.-B., wie von Italien, den Niederlanden, Nor¬ 
wegen, Chile, Dänemark, Bulgarien, längst Vorsorge ge¬ 
troffen. 

Auch P r i n s (Zeitschr. f. d. ges. Strafr.-Wiss. Bd. XX 

S. 7) beansprucht für den Strafrichter das Recht, den frei- 
gesprochenen geisteskranken Verbrecher der Regierung zu 
überweisen. 
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XVI. 

Dass unser Strafgesetz Kindheit und jugend¬ 
liches Alter als Strafausschliessungs- und 
beziehungsweisestraf milderungsgrün de gelten 
lässt, damit werden wir wohl alle, wenn auch aus ver¬ 
schiedenen Gründen, einverstanden sein. Dagegen darf 
kaum die gleiche Uebereinstimmung bezüglich der Be¬ 
dingung angenommen werden, von welcher unser Str.-G.-B. 
die Zurechnung oder .Strafbarkeit abhängig macht. Diese 
Bedingung besteht in der „zur Erkenntniss der Strafbarkeit 
erforderlichen Einsicht“*. Gegen diese Voraussetzung werden, 
nie ich als bekannt annehmen darf, von sehr beachtens- 
werther Seite sehr gewichtige Einwendungen erhoben. 
.\uch über die für die Strafunmündigkeit und die Straf¬ 
minderjährigkeit festzustellenden Altersgrenzen gehen die 
Ansichten ziemlich weit auseinander. 

Um die meiner Arbeit gezogenen Grenzen nicht zu 
überschreiten, muss ich mich auf Verweisung auf die von 
Oefängniss - Kongre.ssen und in den Versammlungen der 
internationalen kriminalistischen Vereinigung gepflogenen 
Verhandlungen beschränken. Dieselben finden sich ab¬ 
gedruckt in den Mittheilungen der J. C.V. Bd. II S. 45 ff. 
Bd. III S. 336 ff. Zcitschr. für die ges. Strafr.-VViss. 
Bd. Xni S. 741, Blätter f. Gefängnissk. Bd. XXV S. 183 
Bd. XXIX S. 341. 

Als besonders bedeutungsvoll sollen hier die von der 
in. Landesvers. der J. C. V. 1893 zu Berlin angenommenen 
Thesen nach ihrem vollen Inhalte angeführt werden; 

1. Es empfiehlt sich, das Alter der Strafmündigkeit 
bis auf das 14. Lebensjahr hinaufzurücken. 

'J. Wer bei Begehung einer strafbaren Handlung 
das 14. Lebensjahr nicht vollendet hat, kann 
daher wegen derselben nicht strafrechtlich verfolgt 
werden. 

3. Es kann jedoch in diesem Falle staatlich über¬ 
wachte Erziehung eintreten. 
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4. Gegen Personen, welche bei Begehung der straf¬ 
baren Handlung das 14., aber nicht das 18. Lebens¬ 
jahr vollendet haben, kann wegen derselben auf 
Strafe oder auf staatlich überwachte Erziehung, 
oder auf Freiheitsstrafe und Erziehung, oder auf 
Ueberweisung an die Familie erkannt werden. 

5. Die Bestimmung der §§ 56 und 57 des Str.-G.-B., 
wonach die strafrechtliche Verantwortlichkeit eines 
Jugendlichen davon abhängig ist, dass er bei Be¬ 
gehung der That die zur Erkenntniss ihrer Straf¬ 
barkeit erforderliche Einsicht besessen hat, ist zu 
beseitigen. 

6. Auch ohne das Vorliegen einer strafbaren Handlung 
sollen jugendliche Personen bis zum 16. Lebens¬ 
jahre der staatlich überwachten Erziehung über¬ 
wiesen w'erden. 

7. Die Erziehung verbrecherischer und verwahr¬ 
loster Kinder, sowie die Bestrafung verbreche¬ 
rischer, jugendlicher Personen muss durch ein be¬ 
sonderes Reichsgesetz gemeinsam einheitlich ge¬ 
regelt werden. 

/ 

In Anbetracht des für unsere Versammlung angesetzten 
kurzen Zeitraumes wird es derselben allerdings nicht 
möglich sein, über die §§ 55—57 des R.-Str.-G.-B. in eine 
Verhandlung einzutreten. Wohl aber dürfte jedes der Ver¬ 
sammlung anwohnende Mitglied sich in der Lage befinden, 
die obigen von der J C. V. angenommenen Sätze so weit 
zu prüfen, um zu meinem Anträge Stellung zu nehmen, 
der darauf gerichtet ist, die in Rede stehenden Be¬ 
schlüsse der Reichsgesetzgebung zu eingehender Prüfung 
zu empfehlen. 


XVII. 

Der Vollständigkeit halber muss ich hier auch der 
bedingten Verurtheilung, auch Strafaufschub ge¬ 
nannt, Erwähnung thun 
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Die Frage, ob diese von der Mehrzahl der Bundes¬ 
staaten seit einer Reihe von Jahren angenommene Ein¬ 
richtung sich bewährt hat oder nicht, wird von unserem 
Verein auf Grund eigener Erfahrungen kaum beantwortet 
werden können. 

Wir sind daher nicht in der Lage, uns zu Gunsten 
oder zum Nachtheile des Institutes auszusprechen. Zu 
einem Anträge auf Aufnahme desselben in das künftige 
Str.-G.-B. sind wir schon aus dem Grunde nicht veranlasst, 
weil unsere auf Verbesserung der Freiheitsstrafen und 
ihres Vollzuges gerichteten Forderungen uns hoffen lassen, 
dass durch sie die bedingte Verurtheilung, als deren Ent¬ 
stehungsursache die Unvollkommenheit der Freiheitsstrafen 
und insbesondere die angebliche Schädlichkeit der kurzen 
Gefängnissstrafen zu betrachten ist, überflüssig und ent¬ 
behrlich gemacht werden. 

Wir haben aber auch andererseits nicht genügenden 
Grund, auf Beseitigung des in Rede stehenden Instituts zu 
dringen, so lange jene unsere Reformvorschläge noch nicht 
angenommen sind, und so lange nicht statistische Beweise 
dafür erbracht sind, dass, wie von Manchen befürchtet 
wird, durch die bedingte Verurtheilung die Strafdrohungen 
in ihrer Wiiksamkeit abgeschwächt und dadurch die erst¬ 
malige Begehung von Delikten begünstigt werde. Ich halte 
es daher für das Rathsamste, dass unser Verein von Fassung 
einer Resolution über den fraglichen Gegenstand zur Zeit 
Abstand nehme. 


Zum Schlüsse fasse ich das Ergebniss meiner Unter¬ 
suchungen in die folgenden 

Sätze 

zusammen: 

I. 

Das jetzige Str afen System hat sich im Strafvoll¬ 
züge nicht bewährt, und es erscheint daher eine Revision 
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des deutschen Reichs-Strafgesetzbuches vom 15. Mai 1871 
als eine dringende Aufgabe der Reichsgesetzgebung. 

II. 

Auf Grund der im Strafvollzug gewonnenen Erfah¬ 
rungen werden die folgenden Vorschläge gemacht: 

1. Die seitherige Unterscheidung zwischen Ver¬ 
gehen und Verbrechen soll wegen ihres nach¬ 
theiligen Einflusses auf die Abstufung der Freiheits¬ 
strafe und auf Anwendung ihrer Nebenstrafen in 
Wegfall kommen. Das Gesammtgebiet der Polizei¬ 
delikte (Uebertretungen) ist aus dem künf¬ 
tigen Str.-G.-B. auszuscheiden und in ein besonderes 
Gesetzbuch zu übernehmen. 

2. Von den Hauptstrafen des dermal geltenden 
Str.-G.-B. sollen die F est ung shaf t und die Haft, 
von den Nebenstrafen das Arbeitshaus (als 
bessernde Nachhaft) ausgeschieden werden. 

8. Die ordentliche oder regelmässige Freiheitsstrafe 
in der Dauer von einem Tage bis zu 15 Jahren 
soll das Gefängnis s bilden. 

4. Die Zuchthausstrafe ist anzuwenden 

a) als geschärfte Freiheitsstrafe in der Dauer von 
1—15 Jahren gegen Personen, welche wiegen 
gleicher oder gleichartiger Verbrechen schon 
mehrere, und unter diesen die höchste dafür 
angedrohte Gefängnisssträfe erstanden haben; 

b) als lebenslängliche Freiheitsstrafe 

5 Gefängnissstrafen, welche in ihrer Dauer 6 Wochen 
nicht übersteigen, können in den vom Gesetze 
bestimmten Fällen durch Richterspruch geschärft 
werden. 

6. Gefängniss- und Zuchthausstrafen können sowohl 
für die ganze Dauer, wie für einen Theil der 
erkannten Strafzeit in der Weise in Einzelhaft 
vollzogen werden, dass der Gefangene unaus- 
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gesetzt von anderen Gefangenen gesondert gehalten 
wird. 

Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn von ihr 
eine Gefahr für den körperlichen oder geistigen 
Zustand der Gefangenen zu besorgen ist. 

Die näheren Bestimmungen über Anwendung 
der Einzelhaft sind einem besonderen Gesetze 
über Vollziehung der Freiheitsstrafen vorzu¬ 
behalten. 

7. -Die wesentlichen Unterschiede zwischen 

Gefängniss und Zuchthaus sind im Str.G.B. 
genau zu bestimmen. Der einheitliche Vollzug der 
Freiheitsstrafe ist durch ein besonderes (Reichs¬ 
strafvollzugs-) Gesetz sicher zu stellen. 

8. Die vorläufige Entlassung (§§ 23—26 des 
R.-Str.-G.-B.) soll eine weitere Ausbildung durch 
Annahme folgender Forderungen erhalten: 

a) Neben der guten Führung des Gefangenen am 
Strafplatze sollen auch dessen Vorleben, wie 
die Verhältnisse, in die er bei der Beurlaubung 
eintritt, insbesondere sein gesichertes Fortkommen 
und Unterkommen nach der Entlassung zu 
gesetzlichen Bedingungen für die Bewilligung 
der vorläufigen Entlassung gemacht werden. 

b) Die Gewährung der vorläufigen Entlassung soll 
beim Vorhandensein ihrer gesetzlichen Vor¬ 
bedingungen der obersten Justiz-Aufsichtsbehörde 
zur gesetzlichen Pflicht gemacht werden. 

c) Die Frist, innerhalb der die vorläufige Entlassung 
wegen nicht guter Führung oder wegen Zuwider¬ 
handlung gegen die dem Gefangenen bei oder 
nach der Entlassung auferlegten Verpflichtungen 
zurückgenommen w^erden kann, soll auf min¬ 
destens ein Jahr festgesetzt werden. 

d) Die im Strafurtheil dem Gefangenen als Strafe 
angerechnete Untersuchungshaft soll im Falle 
einer später eintretenden Beurlaubung als Straf- 
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erstehuiig gelten, und ihre Dauer bei Bemessung 
der für die Beurlaubung bestimmten Strafquote 
in Rechnung genommen werden. 

e) Der durch die Hausordnung für die Central¬ 
strafanstalten Badens (§ 127) für Gefängniss- 
strafen unter einem .Jahre eingeführte gnaden¬ 
weise Urlaub auf Wohlverhalten verdient, dem 
Gesetzgeber zu genauer Prüfung empfohlen zu 
werden. 

0. Das Institut der Polizeiaufsicht soll, w'enn es 
nicht in Folge richtiger Ausgestaltung derSicherungs- 
(Zuchthaus)- Strafe als überflüssig erkannt werden 
sollte, nur als eine Folge erstandener Zuchthaus¬ 
strafe gegen gemeingefährliche Verbrecher zur 
Anwendung kommen. 

10. Für die Entziehung der bürgerlichen 
Ehrenrechte sollten in Zukunft die folgenden 
Normen beobachtet werden: 

a) Die Verurtheilung zur Todes- und zur Zucht¬ 
hausstrafe soll die dauernde Unfähigkeit zu 
allen im Str. G.-B. aufgeführten bürgerlichen 
und politischen Rechte von Rechtswegen zur 
Folge haben. 

b) ln Bezug auf die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte als Folge der Verurtheilung zu 
einer Gefängnissstrafe sollten folgende Vor¬ 
schriften eingehalten werden: 

aa) Der Richter soll von der Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte nur dann Gebrauch 
machen, wenn die abgeurtheilte That die 
Besorgnlss eines Missbrauches der bürger¬ 
lichen und politischen Rechte begründet, 
bb) die Aberkennung der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte darf nur bei den vom Gesetze namhaft 
gemachten Delikten erfolgen. 
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cc) Die Aberkennung kann sich auf alle im Ge¬ 
setze namhaft gemachten Rechte erstrecken 
oder auch auf einzelne von ihnen beschränken, 
dd) Die im Urtheile ausgesprochene zeitige Rechts¬ 
unfähigkeit dauert mindestens 1 Jahr und 
höchstens 5 Jahre. 

ee) Zu den im Gesetze (§ 34) bisher aufge¬ 
führten bürgerlichen Ehrenrechten wird die 
Ausübung der väterlichen Gewalt und die Aus¬ 
übung gewisser im Gesetze ausdrücklich zu 
bezeichnender Gewerbe und Berufsarten hin¬ 
zugefügt. 

ff) Die Aberkennung der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte kann auch für sich allein ohne gleich¬ 
zeitige Verhängung einer Gefängnissstrafe 
ausgesprochen werden. 

11. Die Geldstrafe sollte wahlweise neben der 
Freiheitsstrafe bei allen Delikten angedroht w^erden, 
welche ihrer Beschaffenheit nach nicht unbedingt 
Sicherstellung gegen Rückfall mittels Freiheits¬ 
entziehung verlangen. 

Die Grundsätze, nach welchen der Richter die 
ihm durch da» Gesetz gelassene Wahl zwischen 
Geld- und Freiheitsstrafe zu treffen hat, sollen 
gesetzlich festgestellt werden. 

Die Verbindung von Geld- und Freiheitsstrafe 
(cumulative Anwendung) ist nicht zu empfehlen. 

Für die Ausmessung der Geldstrafe gelten die 
gleichen Regeln, wie für die der übrigen Strafen. 

Im Interesse einer gerechten und gleich- 
mässigen Rechtsprechung müssen Geldstrafe und 
Gefängnissstrafe vom Gesetzgeber in ein bestimmtes 
Werthsverhältniss zu einander gebracht werden. 

12. An Stelle der sogenannten Nachhaft (Arbeits¬ 
haus) soll künftig Gefängnissstrafe in der Höchst¬ 
dauer von 2 Jahren treten. (§ 362 Abs. 2 R.-Str.-G.-B.) 
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18. Für Bestrafung des Rückfalls sollten die folgenden 
Regeln angenommen werden: 

a) Als Rückfall gilt die Begehung eines gleichen 
oder gleichartigen Verbrechens nach voraus¬ 
gegangener rechtskräftiger Verurtheilung. 

b) Dem Rückfall ist durch Gesetz die Geltung eines 
allgemeinen Strafmehrungs- und in gewissen 
Fällen eines Strafschärfungsgrundes beizulegen. 

c) Die Strafmehrung besteht darin, dass mit jedem 
weiteren Rückfall das dem Urtheile zu Grunde 
zu legende Strafnßinimum erhöht wird. 

d) Der dritte und jeder weitere Rückfall soll mit 
dem Maximum der durch das neue Verbrechen 
verwirkten Strafe getroffen, und soll diese, wenn 
das Gericht die Ueberzeugung gewonnen hat, 
dass die ordentliche Strafe (Gefängniss) auch in 
ihrer längsten Dauer den Angeschuldigten künftig 
von weiteren Verbrechen nicht abhalten werde, 
im Zuchthause vollzogen werden. 

e) Jugendliche Personen dürfen nicht mit Zuchthaus 
bestraft werden. 

f) Die Rückfalls-Verjährungsfrist beträgt 5, bei 
Bettel und Landstreicherei 1 Jahr. 

g) Die Annahme von mildernden Umständen wird 
durch den Rückfall ausgeschlossen. 

14. Das System der mildernden Umstände, das 
in seiner Ungebundenheit erfahrungsgemäss eine 
allzu milde Rechtsprechung verschuldet und zu 
Strafen geführt hat, welche weder Besserung noch 
Abschreckung bewirken können, soll, wenn nicht 
gänzlich beseitigt, so doch in solchem Masse be¬ 
schränkt werden, dass der Richter ausser Stand 
ist, davon in andern, als in wirklichen Ausnahms¬ 
fällen, Gebrauch zu machen. 

15. Zur Erzielung grösstmöglicher Einheitlichkeit im 
Strafen ist die gesetzliche Bestimmung eines gemein¬ 
gültigen Straf in assstabes erforderlich, und 
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erscheint die, wenn auch nur beispielsweise, An¬ 
führung von strafmindernden und-erhöhen¬ 
den Gründen als eine sehr zweckmässige gesetz¬ 
geberische Massnahme. 

16. Um den philosophischen Streit über Willensfreiheit 
von den Kriminalverhandlungen ferne zu halten, 
muss in dem von der Zurechnungsunfähig¬ 
keit handelnden Paragraphen (§ 51 d. R.-Str.-G.-B.) 
der Beisatz, welcher vom Ausschluss der freien 
Willensbestimmung spricht, bei Seite gelassen 
werden. 

Ferner soll dem Richter vom Gesetze die Auf¬ 
lage gemacht werden, nach Massgabe der landes¬ 
gesetzlichen Vorschriften die zur Beaufsichtigung 
eines wegen Zurechnungsunfähigkeit frei- 
gesprochenen Angeklagten geeigneten Mass- 
regeln zu treffen Insbesondere kann die Unter¬ 
bringung desselben in eine Irrenheil- oder Pflege¬ 
anstalt oder in ein für seinen Zustand geeignetes 
Asyl erfolgen. 

17. Die bezüglich der Bestrafung jugendlicher 
Personen von der internationalen kriminalistischen 
Vereinigung am 7./8. April 1893 zu Berlin gefassten 
Beschlüsse sollen eingehender Prüfung seitens der 
Gesetzgebung empfohlen werden. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Welche Gefangenen sind vom Stand¬ 
punkte des Strafvollzugs und der Gefängniss- 
verwaltung aus als „rückfällig“ zu erachten? 

Dürfen „rückfällig“ Bestrafte durch Vor¬ 
schrift der Hausordnung einer anderen 
strengeren Behandlung am Straforte unter¬ 
worfen werden als die „nicht Rückfälligen“ 
oder ist hierzu eine gesetzliche Vorschrift 
erforderlich bezw. zweckmässig? 

Ist es nicht dringend geboten, die „Rück¬ 
fälligen“ einer strengeren Behandlung zu 
unterwerfen und in welchen Punkten hätte 
sich diese zu äussern?*) 

Von Aiistaltsiiispektor Jenner in Zwickau. 


Je mehr von Jahr zu Jahr die Zahl der „rückfällige^ 
Verurtheilten zunimmt um so eifriger ist man auch mit 
der Frage beschäftigt, wie dem fortgesetzten Anschwellen 
der Rückfälligkeit wirksam zu begegnen sei. Die gegen¬ 
wärtig zur Begutachtung stehende Frage betr. der Behand¬ 
lung Rückfälliger ist schon mehrfach Gegenstand der Ver¬ 
handlung in den Vereinsversammlungen, wie auch der 
Begutachtung gewesen, ebenso oft ist auch schon versucht 
worden zu einer allseitig befriedigenden und brauchbaren 
Erklärung des Begriffes der Rückfälligkeit zu gelangen, 
jedoch bisher ohne greifbaren Erfolg. Und doch muss 

•) Vergl. Bl f. Gefängnissk. Band 32 S. 209, 219, 227, 238. 
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man, bevor die Behandlung der Rückfälligen nach 
einheitlichen (irnindsätzeii geregelt werden kann, überein- 
gekommen sein, wer überhaupt als „rückfällig“ zu bezeichnen 
sei. Jn Nachfolgendem sei mir der Versuch gestattet, 
etwas zur Klärung der Frage beizutragen. 

Es ist geltend gemacht worden, der Begriff der Rück¬ 
fälligkeit müsse für das gesammte Strafrechtsgebiet, also 
für Gesetzgeber, Richter und Vollzugsbeamten, der gleiche 
sein. Ein solcher Zustand ist sicherlich als in hohem 
Grade wünschenswerth zu bezeichnen und kann daher 
dieser Ansic*ht de lege ferenda nur beigestimmt werden. 
Mit dem gegenwärtig im Strafgesetz festgelegten Begriff 
der Rückfälligkeit lässt sich aber vom Standpunkte des 
Strafvollzugs aus nicht viel anfangen. Denn ganz ab¬ 
gesehen davon, dass das Gesetz den Begriff der Rückfällig¬ 
keit überhaupt nur bei Eigenthumsdelikten kennt, dagegen 
andere Rechtsverletzungen gar nicht in Betracht zieht, 
bei denen ebenfalls die Rü(*kfälligkeit ganz bedeutend ist, 
wie Sittlichkeitsvergehen, Körperverletzung und sonstige 
Rohheitsdelikte, Widerstand, Beleidigung u. a. m., ganz ab¬ 
gesehen hi(3i‘von ist auch die im Strafgesetz gegebene Er¬ 
klärung des Begriffes der Rückfälligkeit für den Strafvoll¬ 
zug unbrauchbar: ist doch nach dem Strafgesetzbuch — 
S§ 244 und 264 — nur der als rückfällig anzusehen, 
welcher im Inlande als Dieb, Räuber oder gleich einem 
Räuber, oder als Hehler bezw. wegen Betrugs einmal und 
wegen darauf begangenen gleichen Delikts zum zweiten 
Male bestriift worden ist und nunmehr wiederum der 
gleichen Strafthat sich schuldig macht. Wenn wir also 
auch den bisher nur für die Eigenthumsvergehen fest¬ 
gestellten Rückfälligkeitsbegriff auf alle in Betracht kom¬ 
menden Strafthaten ausdehnen wollten, so wäre uns immer 
noch nicht geholfen. Wir dürften beispielsweise einen im 
Auslande 10 mal mit schweren Freiheitsstrafen wegen 
Diebstahls vorbestraften Einbrecher, welcher nach dem 
Wortlaut des Gesetzes nicht mit der Strafe des Rückfalls 
belegt werden kann, auch von unserm Standpunkte aus 

Blatter für Gefangnisskunde. XXXVII. 3 
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nicht als Rückfälligen betrachten und behandeln. So sehr 
also auch zu wünschen sein mag, dass bei einer künftigen 
Neubearbeitung des Strafgesetzes in diesem der Begriff 
der Rückfälligkeit in einer Weise festgelegt werde, die 
auch für die Zw^ecke des Strafvollzuges gelten kann, und 
so gewiss es die Aufgabe des Vereins ist, schon jetzt für 
die von ihm gewonnene Anschauung einzutreten und dahin 
zu wirken, dass in dem künftigen Reichsgesetze nicht Be¬ 
stimmungen Aufnahme finden, die der Auffassung des 
Vereins zuwiderlaufen: einstw^eilen haben wir uns mit 
dem geltenden Strafrechte abzufinden und, da uns dieses 
keine Handhabe bietet, um zu einer brauchbaren Erklär¬ 
ung der Rückfälligkeit zu gelangen, selbst diesen Begriff 
in zweckentsprechender Weise festzulegen. 

Nach allgemeinem Sprachgebrauche ist derjenige 
rückfällig, welcher eine strafbare Handlung begeht, nach 
dem er bereits früher wegen einer gleichen eine Strafe 
erlitten hatte, gleichviel welcher All diese Strafe war. 
Auch diese Erklärung ist für den Strafvollzug werthlos. 
Was will und was soll überhaupt der Strafvollzug? Er 
soll einmal die erkannte Strafe vollstrecken, d. h. also an 
dem Verurtheilten das ihm rechtlich zuerkannte Straf- 
Uebel für die geschehene Rechtsverletzung zur Ausführung 
bringen in der Absidit, dem Rechtsbrecher das Rechts¬ 
widrige seiner Handlungsweise zum Bewusstsein zu bringen 
und ihn dadurch zu veranlassen, sich vor künftigen Rechts¬ 
verletzungen zu hüten. Weiterhin soll der Strafvollzug 
die sittliche Besserung des Gefangenen anstreben, er soll 
also in einer Weise wirken, die den Bestraften erkennen 
lehrt, dass er Unrecht gethan, dass er nicht nur gegen 
menschliche, sondern vielmehr gegen göttliche Satzungen 
sich vergangen habe, damit er aus diesem Grunde künftig 
vor Strafthaten sich hüten möge. Von Strafvollzug kann 
demnach bei Geldstrafen keine Rede sein, ebenso können 
Haft und ähnliche Strafen hier nicht in Betracht kommen. 
Andererseits können wir von unserm Standpunkte aus erst 
dann von „Rückfall“ sprechen, wenn der Strafvollzug 
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überhaupt (Gelegenheit gehabt hat auf den Bestraften ein¬ 
zuwirken. Letzteres ist aber ebenso wie Haft und anderen 
derartigen Strafen auch bei ganz kurzzeitigen Gefängniss- 
strafen nicht möglich. Es haben daher meines Erachtens 
säinintliche Haft-, Festungshaft-, Arrest- und ähnliche 
Strafen, wie auch kurzzeitige Gefängnissstrafen als die 
Rückfälligkeit bedingende Vorstrafen überhaupt auszu- 
■scheiden. Als Grenze könnte man etwa die Dauer von 
■> Monaten festsetzen; es ist dies die Grenze, jenseits 
welcher in Sachsen die Gefängnissstrafen in den Landes¬ 
strafanstalten verbüsst zu werden pfegen. 

Doch ich gehe noch weiter: es will mir als eine Härte 
erscheinen', einen Gehxngenen nur um des Umstandes willen 
als Rückfälligen anzusehen, weil er schon einmal, aus 
irgend einem Grunde, mit Gefängniss vorbestraft ist. Der 
Rückfall ist nach meinem Dafürhalten ein Ausdruck dessen, 
dass eine vorhergegangene Strafverbüssung nicht oder doch 
nicht genügend auf den Rechtsbrecher eingewirkt hat. Nun 
kann man aber doch wohl kaum behaupten, dass z. B. die 
•Strafe, welche .Fernand wegen eines Rohheitsvergehens 
erlitten hatte, unwirksam gewesen sei, weil sie ihn nicht 
davon abzuhalten vermochte ln der Stunde der Noth zum 
Dieb oder zum Fälscher zu werden. Deshalb meine ich, 
als Rückfall solle zunächst nur eine wiederholte Begehung 
der gleichen oder doch einer ähnlichen Strafthat gelten, 
und zwar auch nur innerhalb einer bestimmten Frist, die 
vielleicht mit 5 Jahren zu bemessen wäre. Denn es kann 
doch sicher schon als ein erfreuliches Ergebniss des zweck¬ 
mässigen Strafvollzuges angesehen werden, wenn der 
•Strafentlassene sich eine derartige längere Zeit vor neuen 
Strafthaten zu hüten vermochte. Wenn andererseits inner¬ 
halb dieses fünfjährigen Zeitraumes Jemand mehr als zwei¬ 
mal, wenn auch wegen ungleichartiger Delikte, mit längerer 
als dreimonatiger Gefängnissstrafe zu belegen gewesen ist, 
oder wenn er so schwer sich verging, dass ihm eine Ge¬ 
fängnissstrafe von längerer als einjähriger Dauer zuerkannt 
werden musste, so scheint mir dieser Umstand hinreichend 
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gesetzwidrige Neigung zu bekunden, um die Bezeichnung 
des Betreffenden als „rückfällig^ zu rechtfertigen. Ebenso 
halte ich jede Vorbestrafung mit Zuchthaus für einen 
genügenden Grund, um einen solchen Gefangenen als Rück¬ 
fälligen anzusehen. Denn die Schwere dieser Vorstrafe au 
sich bekundet bereits das Vorhandensein eines erheblichen 
verbrecherischen Willens, ganz abgesehen davon, dass doch 
in sehr vielen Fällen bereits eine Reihe von Vorstrafen 
vorliegen muss, ehe auf Zuchthausstrafe erkannt werden 
kann. Endlich können wohl unbedenklich auch diejenigen, 
welche bereits korrektioneile Nachhaft erlitten haben, ohne 
Weiteres den Rückfälligen gleich geachtet werden. 

Demnach schlage ich für den Begriff der Rückfällig¬ 
keit folgende Fassung vor: 

Vom Standpunkte des Strafvollzugs und der Gefängniss- 
Verwaltung aus sind als „rückfällig“ diejenigen Gefangenen 
zu erachten, welche innerhalb 5 Jahren vor ihrer Ein¬ 
lieferung bereits eine Gefängnissstrafe von mehr als drei 
Monaten wegen des gleichen oder eines ähnlichen Vor¬ 
gehens oder mehr als zweimal Gefängnissstrafe von gleicher 
Dauer oder eine Gefängnissstrafe von längerer als ein¬ 
jähriger Dauer oder Zuchthausstrafe oder korrektioneile 
Nachhaft erlitten haben“. — 

II. 

Wenn, wie Eingangs erwähnt, die einheitliche Fest¬ 
legung des Begriffes der Rückfälligkeit in einem künftig 
zu erlassenden Strafvollzugsgesetz bezw. in einer Um¬ 
arbeitung des Strafgesetzes als erwünscht zu bezeichnen 
ist, so kann dies ebensosehr in Bezug auf die Regelung 
der Behandlungsweise dieser Rückfälligen gelten. So lange 
indessen ein Reichsstrafvollzugsgesetz nicht besteht und 
so lange in Folge dessen alle Vorschriften, welche die Be¬ 
handlung Strafgefangener im Allgemeinen regeln, durch 
die betreffenden Hausordnungen, also im Ver wa 11ungs- 
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muiigen, festgesetzt werden, sehe ich keinen Grund, 
weshalb die für die Behandlung Rückfälliger etwa zu er¬ 
lassenden Sonderbestimmungen nicht ebenfalls in der Haus¬ 
ordnung oder wie das in Frage kommende Reglement sonst 
heisst, Aufnahme finden sollen. Das Gesetz schreibt doch 
überhaupt nicht vor, wie Strafgefangene zu behandeln seien 
und spricht von Rückfälligen gar nicht; die bundesräth- 
lichen Grundsätze vom Jahre 1897, welchen Gesetzeskraft 
nebenbei nicht zukommt, schweigen sowohl über den Be¬ 
griff der Rückfälligkeit als über die Behandlung Rück¬ 
fälliger, und schliesse ich hieraus, dass man auch dort der 
Ansicht war, die Regelung dieser Frage sei, zum Mindesten 
vorläufig, den einzelnen Aufsichtsbehörden zu überlassen. 
Eine gesetzliche Vorschrift für Behandlung rückfällig Be¬ 
strafter halte ich daher gegenwärtig und so lange nicht 
für erforderlich, als eine allgemein bindende Erklärung des 
Begriffes der Rückfälligkeit im Gesetze nicht vorliegt. 
Andererseits halte ich dafür, dass im Interesse eines gleich- 
massigen Strafvollzuges im Allgemeinen der baldige Erlass 
eines Strafvollzugsgesetzes für das gesammte Reichsgebiet, 
und in diesem insbesondere die Regelung der Behandlung 
rückfällig Bestrafter dringend zu wünschen sei, und schlage 
demgemäss vor: 

„Bis zum Erlass eines Reichsstrafvollzugsgesetzes, in 
welchem die Erklärung des Begriffes der Rückfälligkeit 
festzulegen wie auch die etwaige strengere Behandlung 
Rückfälliger zu regeln sein wird, dürfen „rückfällige^ Be¬ 
strafte durch Vorschrift der Hausordnung einer anderen 
strengeren Behandlung am Straforte unterworfen werden, 
als die „nicht Rückfälligen^. Eine gesetzliche Vorsicht 
ist hierzu nicht erforderliche. 

III. 

Wenn nach Vorstehendem zugelassen werden soll, 
die Rückfälligen einer strengeren Behandlung als „nicht 
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Rückfällige“ am Straforte zu uuterweifeu, so soll damit 
keineswegs gesagt sein, dass diese strengere Behandlung 
nun unter allen Umständen eintreten müsse. 

Als wesentlicher Zweck der Strafe und als aiizusti’e- 
bendes Ziel des Strafvollzuges gilt zweifellos die sittliche 
Besserung des Gefangenen, ebenso zweifellos ist als geeig¬ 
neter Weg zur Erreichung dieses Zieles die Individuali- 
sirung, also die Behandlung des Gefangenen je nach seiner 
Eigenart anerkannt. Diesem Fundamentalsatze des Straf¬ 
vollzuges schlage ich ins Gesicht, wenn ich ohne Weiteres 
nach Schema jeden rückfällig Bestraften nur um deswillen, 
dass er rückfällig geworden, strenger behandle als die 
übrigen Gefangenen. Darüber herrscht wohl Einstimmig¬ 
keit, dass eine grosse Zahl der Rückfälle wegen der in 
ihnen sich kundgebenden rechtsfeindlichen, verbrecherischer 
Gesinnung, der zügellosen Rohheit, sittlichen Verwilderung 
und anscheinenden Unverbesserlichkeit eine Behandlung 
fordert, die dem Betreffenden den Ernst des Strafhauses 
nachdrücklichst zu Gemüthe führt. Und das ist nach 
meinem Dafürhalten das entscheidende Moment: nicht der 
Rückfall als solcher rechtfertigt, ja verlangt unter Um¬ 
ständen eine strengere Behandlung des Strafgefangenen, 
sondern die Gesinnung, welche den Rückfall herbeigeführt 
hat und sich in ihm äussert. Diese beweist eben, dass 
frühere Freiheitsstrafen nicht die beabsichtigte Wirkung 
•gehabt haben, und deshalb muss der Strafvollzug nun¬ 
mehr mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln einzu¬ 
wirken suchen. Bevor demnach eine Behandlung des 
Rückfälligen eintritt, welche ihn schärfer anfasst als andere 
Gefangene, wird eingehend zu untersuchen sein, was ihn 
zum Rückfall veranlasst hat, und nur diejenigen Rück¬ 
fälligen werden strenger zu behandeln sein, deren Rück¬ 
fall nicht durch äussere, von ihrem Willen unabhängige 
Umstände herbeigeführt wurde. 

Worin soll nun diese andere strengere Behandlung 
bestehen ? Die Erwägung, ^ ob es sich empfehlen würde, 
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von vornherein die in Frage kommenden Rückfälligen 
dadurch von den übrigen Gefangenen zu trennen, dass 
man sie in besonderen Anstalten oder doch in gesonder¬ 
ten Abtheilungen mit strengeren regleinentarischen Vor¬ 
schriften unterbringt, kann meines Erachtens vorläufig 
ganz aussei' Betracht bleiben. Denn ganz abgesehen 
davon, ob überhaupt eine Trennung der rückfällig Be¬ 
straften von den übrigen Gefangenen duri-h ihre Unter¬ 
bringung in besonderen Anstalten oder Abtheilungen vom 
Standpunkte des Strafvollzuges aus als praktisch oder 
erwünscht anzusehen ist, könnte dies doch nur in der 
Weise geschehen, dass diese Trennung bereits vom Richter 
ausgesprochen würde. Hierzu ist aber Vorbedingung eine 
anderweite Festlegung des Rückfälligkeitsbegriffes und 
Ausdehnung desselben auf alle in Betracht kommenden 
Strafthaten im Strafgesetz, also eine Aenderung des letz¬ 
teren. Somit erscheint mir die Anempfehlung einer Mass- 
regel, welche einstweilen noch nicht durchführbar ist, zur 
Zeit auch werthlos. 

Es w^äre nun zu erwägen, ob es vortheilhaft ist, die 
Rückfälligen insgesanimt in Einzelhaft zu nehmen. Wenn 
auch die Einzelhaft, wie sie im Allgemeinen die wirk¬ 
samere und zweckentsprechendere Form der Strafver- 
büssung darstellt, im Besondern für die Mehrzahl der 
Rückfälligen nur segensreich wirken kann, .so würde 
andrerseits auch wieder für Manche durch den behaglichen 
Aufenthalt im Zellenstübchen die Strafe dieses ihres Cha¬ 
rakters völlig entkleidet werden. Daher meine ich, dass 
auch bei den Rückfälligen, ebenso wie bei den übrigen 
Gefangenen die Einzelhaft zwar die Regel bilden sollte, 
gleichwohl aber in den Fällen, in denen die Individualität 
des Einzelnen es angezeigt erscheinen lässt, er ebenfalls 
der Gemeinschaftshaft zuzutheilen sei. Es käme nun noch 
in Frage, andere schärfere Disziplinarstrafen für Rück¬ 
fällige einzuführen. Aber auch dies dürfte seine Schwierig¬ 
keiten haben. Denn in den schon erw’ähnten bundesräth- 
liehen Grundsätzen ist den Strafmitteln nach oben hin 
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bereits eine Grenze gezogen, die man auch rücksichtlich 
der Rückfälligen nicht wohl überschreiten kann, und bliebe 
daher nur übrig, für die nicht Rückfälligen, unter denen 
sich doch auch eine hinreichende Zahl autoritäts- und 
sicherheitsfeindlicher Elemente befindet, die ohnehin gelin¬ 
den Strafbestimmungen noch mehr zu mildern. 

Meiner Ansicht nach lässt sich überhaupt ohne alle 
speziell auf die „Rückfälligen“ zugeschnittenen Sonder¬ 
bestimmungen in der Hausordnung sehr wohl auskoramen. 
Was uns dringend noththut, ist ein schärferes Anfassen 
der böswilligen Rückfälligen durch das Strafgesetz, 
Erhöhung des Strafmasses für jeden derartigen Rück¬ 
fall und alsdann am Straf orte eine vorzugsweise strenge 
Behandlung innerhalb der Grenzen der bestehenden Haus¬ 
ordnungen. Es kann hier eingewendet werden, dass als¬ 
dann die Rückfälligen nicht strenger behandelt werden, 
als dies auch bei erstmalig Bestraften im Falle fortgesetzter 
schlechter Führung eintreten kann. Das ist ja richtig; 
wenn aber ein nicht Rückfälliger sich in der Strafanstalt 
derartig führt, dass ihm eine besonders strenge Behandlung 
zu Theil werden muss, so legt er eben eine so rechtsfeind¬ 
liche Gesinnung an den Tag, dass seine Gleichstellung 
mit rückfällig Bestraften wohl gerechtfertigt erscheint. 
Ausserdem muss auch dem Rückfälligen, selbst dem viel¬ 
fach Vorbestraften, wenigstens die Möglichkeit geboten 
werden, ein etwa vorhandenes Streben nach sittlicher 
Besserung belohnt zu sehen, indem er schliesslich, wenn 
auch nur allmählich, aller Vergünstigungen theilhaftig 
werden kann, welche für die übrigen Gefangenen bestehen. 
Es wäre vom erziehlichen Standpunkte sehr verkehrt, 
dies dem Rückfälligen ein für allemal abzuschneiden und 
dadurch von vornherein in ihm die Ansicht zu erwecken, 
dass er trotz allen redlichen Strebens für die Gefängniss- 
verwaltung stets der Rückfällige bleiben müsse. Auch noc-h 
so oft Rückfälligen gegenüber muss das Streben nach sitt¬ 
licher Besserung das Leitmotiv sein und bleiben; wer wdll 
behaupten, dass ein Eingelieferter „unverbesserlich“ sei! 
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Es erübrigt nun noch, die Punkte hervorzuheben, in 
denen sich die besonders strenge Behandlung der Rück¬ 
fälligen zu äussern hätte. Hier kommen zunächst die haus- 
ordnungsgemässen Vergünstigungen in Betracht, insbeson¬ 
dere Briefwechsel, Besuche Angeliöriger und sonstige Be¬ 
lohnungen, Beschränkung der Arbeitsbelohnung; dann vor¬ 
zugsweise strenge Handhabung der vorhandenen Disziplinar¬ 
mittel und endlich Berücksichtigung des Rückfalls bei der 
Begutachtung etwaiger Gesuche um Straferlass oder vor¬ 
läufige Entlassung. 

Mein Vorschlag lautet demgemäss: 

aDiejenigen Rückfälligen, bei denen es in Anbetracht 
der Ursache zum Rückfalle geboten erscheint, sind einer 
vorzugsweise strengen Behandlung innerhalb der Grenzen 
der Hausordnung zu unterwerfen“. 

Nochmals zusammengefasst, beantworte ich also die 
gestellte Frage, wie folgt: 


I. 

„Vom Standpunkte des Strafvollzuges und der Ge- 
fängnissverwaltung aus sind als „rückfällig“ diejenigen 
Gefangenen zu erachten, welche innerhalb 5 Jahren vor 
ihrer Einlieferung bereits eine Gefängnissstrafe von mehr 
als 3 Monaten wegen des gleichen oder eines ähnlichen 
V'^ergehens oder mehr als zweimal Gefängnissstrafe von 
gleicher Dauer oder eine Gefängnissstrafe von längerer 
als einjähriger Dauer oder Zuchthausstrafe oder korrek¬ 
tioneile Nachhaft erlitten haben. 

II . 

Bis zum Erlass eines Reichsstrafvollzugsgesetzes, in 
welchem die Erklärung des Begriffes der Rückfälligkeit 
festzulegen, wie auch die etwaige strengere Behandlung 
Rückfälliger zu regeln sein wird, dürfen „rückfällig“ 
Bestiafte durch Vorschrift der Hausordnung 
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einer anderen strengeren Behandlung am Straforte unter¬ 
worfen werden als die „nicht Rückfälligen“. Eine gesetz¬ 
liche Vorschrift ist hierzu nicht erforderlich. 

III. 

Diejenigen Rückfälligen, bei denen es in Anbetracht 
der Ursache zum Rückfalle geboten erscheint, sind 
einer vorzugsw'eise strengen Behandlung i n n e r h a 1 b d e r 
Grenzen der Hausordnung zu unterwerfen“. 
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Correspondenz. 

Ans der Kriininalstatistik für Eisass - Lotliriiij;eii be¬ 
richtet die „Strassb. Corresp.“, Jahrg. 1901: 

Die ErlHiiterungen zu der Kriminalstatistik des Deutschen Kelchs 
für 1897 und 1898 bringen einen besonderen Abschnitt über die 
Kriminalität der Jugendlichen im Verhältniss zu derjenigen der 
Erwachsenen in den 28 Oberlandesgerichtsbezirken nach den ver¬ 
schiedensten Gesichtspunkten. Es sind dort einmal die bezüglichen 
Zahlen gegeben für die einzelnen Jahre 1886, 1891 und 1896, sowie 
den Durchschnitt dieser 3 Jahre, ferner aber für die Jahrfünfte 
1882 bis 1886, 1887 bis 1891 und 1892 bis 1896. Es dürfte von Interesse 
sein, weiteren Kreisen ein Bild zu geben, über die Ergebnisse dieser 
Zahlen im Oberlandesgerichtsbezirk Colmar und im R e i c h s 1 a n d e 
im Vergleich zu denen in anderen Oberlandesgerichtsbezirken. 

Zunächst aber sollen einige Zahlen über die Verurtheilungen wegen 
Verbrechen oder Vergehen gegen die Reichsgesetze in den Jahren 1897, 
1898 und 1899 mitgetheilt werden. Es wurden verurtheilt: 





Personen 

darunter Jugendliche 
unter löj. 15—18 J. alt 

zusammen 

1897 j 

1 im 

Deutschen Reich 

463.585 

14 167 

31 162 

45 329 

in 

Elsass - Lothringen 

11 752 



951 

1898 j 

1 im 

Deutschen Reich 

477 807 

15 428 

.32 558 

47 986 

f in 

Elsass - Lothringen 

12 224 



9.34 

1899 1 

1 im 

Deutschen Reich 

478 1.39 

15 288 

32 224 

47 512 

f in 

Elsass - Lothringen 

12 037 



857 


Aus diesen Ziffern ergibt sich, dass im Deutschen Reich sowohl 
wie in Elsass-Lothringen die Zahl der Verurthcilten überhaupt von 

1897 bis 1898 wie in den beiden Vorjahren noch erheblich gestiegen 
ist, von 1898 bis 1899 dagegen sich iin Deutschen Reich nur wenig 
und keinenfalls im Verhältniss des Anwachsens der Bevölkerung ver¬ 
mehrt, während sie sich in Elsass-Lothringen sogar verminderthat. 

Ebenso hat sich im Deutschen Reich von 1897 auf 1898 die Zahl 
der verurtheilten Jugendlichen und zwar verhältnissmässig noch mehr 
wie die der Erw^achsenen vermehrt, während in Elsass-Lothringen be¬ 
reits eine Verminderung zu konstatiren ist, welche im .Jahre 1899 sich 
im wesentlich verstärkten Masse fortsetzt, in letzterem Jahre in 
inässigem Umfange übrigens auch für das Deutsche Reich hervortritt. 

Die sehr bedeutende Steigerung der Kriminalität der Jugend¬ 
lichen seit 1882 ist eine bekannte Thatsache. Im Deutschen Reich 
kamen auf je 100000 Personen der jugendlichen CivilbevölUerung 
1882—1886 563—578 Köpfe, 1892-1896 686—729 Köpfe und ist in 

1898 wieder eine Steigerung eingetreten. Für die Jahrfünfte 1882/86, 
1886/91 und 1892/96 stellen sich die Durchschnittszahlen auf 564, 
618 und 707. Im Durchschnitt der Jahre 1882—1896 betrug die 
Kriminalität der Jugendlichen 6.S0, die der Erwachsenen 1231; diese ist 
aber bei den .Jugendlichen verhältnissmässig stärker in jenem Zeit¬ 
raum angewachsen, als bei den Erwachsenen. Im 1. Jahrfünft war 
jene noch nicht halb so stark, im 2. Jahrfünft mehr als halb so stark 
und imjetzten Jahrfünft reichlich halb so stark als beiden Erwachsenen. 

In den Jahren 1886, 1891 und 1896 wuirden in Elsass-Lothringen 
durchschnittlich von je 100 000 Personen wegen Verbrechen oder 
Vergehen gegen Reichsgesetze verurtheilt 1073 Erwachsene (die 



Zahlen schwanken in den einzelnen Oberlandesgerichts - Bezirken 
zwisTchen und 2087), 432 Jugendliche (die Zahlen schwanken in 
den einzelnen Oberlandesgerichts-Bezirken zwischen 393 und 1251). 
Eisass-Lothringen nimmt damit unter den 28 Bezirken bei den 
Erwachsenen die 13.. bei den Jugendlichen die 20. Stelle ein. Die 
Kriminalität der Jugendlichen in Elsass-Lothringen ist daher an sich 
eine günstige und überdem eine verhältnissmässig wesentlich bessere 
als diejenige der erwachsenen Bewohner des Reichslandes, wenn 
sich auch für 1899 bei diesen eine Verminderung der absoluten Zahl der 
Venirtheilten gegen das Vorjahr um etwa 1 Prozent ergeben hat. 

Mehr als die Hälfte der Verurtheilungen ist wegen Diebstahls 
oder Unterschlagung erfolgt. Durchschnittlich entfielen in den 
Jahren 1882 bis 1898 von je 1000 Verurtheilungen 578 auf diese 
Deliktsarten, etwa 540 auf Diebstahl allein. Doch hat im Laufe 
der Jahre die Bedeutung von Diebstahl und Unterschlagung nicht 
unwesentlich abganommen. Im Jahre 1882 entfielen von je 1000 
Verurtheilungen 651 auf dieses Delikt, im Jahre 1898 nur 540. Die ent¬ 
gegengesetzte Erscheinung macht sich bei der Körperverletzung be¬ 
merkbar. Diese Deliktsart bildet durchschnittlich bei 156 unter 1000 
Fällen den Grund der Verurtheilung; die Verhältnisszahl ist aber von 
110 im Jahre 1882 auf 182 im Jahre 1898 gestiegen. 

Verglichen mit den Verhältnissen der Erwachsenen zeigen sich 
bei dan Jugendlichen hinsichtlich der Deliktsarten, aus denen sich 
die Kriminalität zusammensetzt, bemerkenswerthe Abweichungen. 
Im Durchschnitt der Jahre 1882 bis 1898 betrafen von je 1000 
Verurtheilungen z. B. Diebstahl und Unterschlagung — bei den 
Erwachsenen 250, den Jugendlichen 578; Sachbeschädigung bei 
jenen 34, bei diesen 58. Von den Verurtheilungen Erwachsener 
hat mir ein Viertel Diebstahl oder Unterschlagung zum Gegen¬ 
stände. Für die Jugendlichen ist die Verhältnisszahl dieser Delikts¬ 
art mehr als doppelt so gross. Ausserdem sind bei den Jugendlichen 
namentlich noch Sachbeschädigung, Begün.stigung und Hehlerei, 
sowie Verbrechen und Vergehen wider die Sittlichkeit stärker ver¬ 
treten, sodann, wenn auch nicht in gleichem Umfange, die gemein¬ 
gefährlichen Verbrechen und Vergehen, Urkundenfälschung, Raub 
und Erpressung sowie die Religionsvergehen. Alle übrigen Delikts¬ 
arten ergeben für die Jugendlichen einen geringeren Betrag als für 
die Erwachsenen. Namentlich gilt dies von den Verbrechen und 
Vergehen wider die öffentliche Ordnung, von Beleidigung, Körper¬ 
verletzung und Widerstand gegen die Staatsgewalt. 

Auch hinsichtlich der Veränderungen, welche während der 
Jahre 1882—1898 in der Zusammensetzung der Kriminalität einge¬ 
treten sind, bestehen zwischen den Jugendlichen und Erwachsenen 
einige Verschiedenheiten. Bei beiden Altersklassen haben Diebstahl 
und Unterschlagung an Bedeutung eingebüsst, bei den Jugendlichen 
jedoch in erheblich geringerem Masse. Die Verhältnisszahl der Ver¬ 
urtheilungen, welche diese Deliktsart betrafen, war für die Jugend¬ 
lichen im Jahre 1882 zweimal, im Jahre 1898 zweieinhalbmal so gross 
wie für die Erwachsenen. 

Am meisten fällt unter diesen Verschiebungen in der Zusammen¬ 
sei zung der Kriminalität die grosse Abweichung auf, welche das 
Jahr 1898 verglichen mit 1882 in den Zahlen für Körperverletzung 
einerseits, Diebstahl und Unterschlagung andererseits zeigt. Bei den 
Jugendli hen war Diebstahl und Unterschlagung im Jahre 1882 sechs 
Mal, im Jahre 1898 nur drei Mal so häufig als Körperverletzung. Bei 



den Erwachsenen war die Verhältnisszahl für Diebstahl und Unter¬ 
schlagung 1882 fast noch einmal so hoch, dagegen iin Jahre 1898 um 
ein Viertel niedriger wie für Körperverletzung. 

je 100000 jugendlichen Personen wurden wegen Dieb¬ 
stahl und Unterschlagung im Durchschnitt des erwähnten 1. Jahr¬ 
fünftes 351, des 2. 365, des 3. 390, wegen Körperverletzung 74, 
91 und 121 verurtheilt und nahmen überhaupt sämintliche Delikts¬ 
arten zu ausser dem strafbaren Eigennutz. Besonders gross ist aber 
die Erhöhung bei den Körperverletzungen; aber auch nicht unbeträcht¬ 
lich bei Diebstahl und Unterschlagung. Bei den Erwachsenen zeigen 
dagegen Diebstahl und Unterschlagung eine wesentliche Minderung 
und bei Körperverletzung zwar eine wohl merkliche, aber immer im 
Verhältniss zu den Jugendlichen geringere Steigerung. 

Im Durchschnitt der drei Jahre 1886, 1891 und 1896 sind im 
Deutschen Reich verurtheilt worden wegen Diebstahl von je 
100 000 Jugendlichen 337, von je 100 000 Erwachsenen 252; im 
Oberlandesgerichtsbezirk Colmar 176 und 140. Letzterer nimmt 
damit in jeder Beziehung die günstigste Stelle ein, wenn auch 
im Vergleich von 1896 mit 1886 der Diebstahl bei den Jugend¬ 
lichen nicht in dem gleichen Verhältniss abgenommen hat wie bei 
den Erwachsenen. Wegen Unterschlagung wurden im Durch¬ 
schnitt jener 3 Jahre im Reich auf je 100 000 Jugendliche 30, 
auf je 100 000 Erwachsene 52 verurtheilt und nimmt Colmar absolut 
die 2. günstigste Stelle ein, wenn hier auch bei den Jugend¬ 
lichen 1896 gegen 1886 verhältnissmässig eine Vermehrung 
der Unterschlagungen stattgefunden hat. Bei den Körper¬ 
verletzungen stellt sich die Sache anders. Hier betragen die 
Verhältnisszahlen bei den Jugendlichen 105, bei den Erwachsenen 300 
und sieht Colmar bei jenen schon an 9. Stelle mit 127, bei diesen 
an 11. Stelle mit 303 (Zweibrücken steht mit 423 und 754 jedes Mal an 
1. Stelle, Kiel mit 38 und 154 an letzter und vorletzter). Der Zuwachs 
bei den Erwachsenen war stärker wie bei den Jugendlichen. 

Die ungünstige Entwickelung der Kriminalität der Jugendlichen 
im Deutschen Reich hat ihren Grund hauptsächlich in der Zunahme 
der Rückfälle bei jugendlichen Uebelthätem, wie denn auch die 
Zahl der Vorstrafen bei diesen erheblich zugenommen hat. 

Die Zunahme der wegen Verbrechen und Vergehen schwerer 
Art verurtheiltcn Jugendlichen hat im Vergleich jener 3 Jahres¬ 
fünfte um 47,4, wegen sonstiger Vergehen nur um 44,1 Prozent 
zugenommen. Trotzdem ist die Pra.xis der Gerichte augenfällig 
eine mildere geworden, indem die erkannten Gefängnissstrafen 
(Haftstrafen werden äusserst selten verhängt) erheblich ab-, die 
Geldstrafen und Verweise aber stark zugenommen haben. 

Von je 100000 Personen der strafmündigen Civil bevölkerung 
wurden 1894—1898 wegen eines Verbrechens oder Vergehens gegen 
Reichsgesetze überführt im Alter von Jahren 


12—14 14—18 18 und mehr 

im Deutschen Reich .... 425 914 1361 

im Bezirk Colmar. 216 664 1108 


in den übrigen Bezirken . . . 237—964 553—1795 814—2100 
Colmar nimmt dabei unter den 28 Bezirken die 28. oder günstigste 
die 25. und die 20. Stelle ein. 

Auf je 1000 verurtheilte Jugendliche wurden im Jahrfünft 
1894/98 auf Grund des § 56 Str.-G.-B. freigesprochen im Deutschen 
Reich 36, im Bezirk Colmar 93, in den anderen Bezirken 8 bis 97. 
Die Mehrzahl der Freigesprochenen waren unter 14 Jahre alt. 




bi<‘ aueli unter Berüeksichligiui^ des starken Aiiwacliseiis der 
Bevölkerung seit 1882 stattgefundene verhältnissmässige Vermehrung 
der ini Reich wegen Verbrechen oder V ergehen geg*en Reichsgesetze 
V'erunheilten verliert übrigens an Bedeutung bei der Krwägung, 
dass seitdem eine nicht unerhebliche Anzahl neuer Strafbestimmungen 
für das Reich ergangen sind, sodass die Verurtheilungen auf Grund 
der nicht im Str.-G.-B, vorgesehenen Strafbestimmungen jetzt beinahe 
■) Prozent, 1882 kaum 2 Prozent ausmachten. Auch erscheinen die Ver¬ 
urtheilungen in wesentlich milderem Licht bei der Erwägung, dass die¬ 
selben im Reich bei 40, in Elsass-Loihringen gar bei 50 Prozent zu 
Geldstrafen, bei 2 bezw. 1 Prozent zu Verweisen erfolgt sind. Die 
Geldstrafen haben im Reich von 1882—1890 um 111811 oder 134 Proz., 
in P^dsass-Lothringeu um 7450 oder 240 Prozent zugenommen. 

Jedenfalls ist erfreulich, dass die Kriminalität in Elsass- 
Lothringen verhältnissmässig so günstige Ziffern aufweist. Wenn 
dies besonders für die Jugendliclien gilt, so dai*f dabei freilich nicht 
aus den Augen gelassen werden, dass seit dem Juli 1890 die Gesetze 
über Zwangserziehung in Geltung stehen und durch deren Anwendung 
eine grosse Anzahl von Personen über 12 Jahre von der Strasse 
weggenoinmen und ihrer früheren Umgebung entzogen worden sind, 
Personen, welche zu einem erheblichen Theil — bis zum 30. Sept. 
1900 18,6 Prozent von 2031 Zwangszöglingen — wegen V'erfehlungen 
hätten vor den Strafrichter gestcdit werden können und zu einem 
anderen Theih' bei dem Milieu, in w'olchem sie früher lebten, eben 
nur durch die Anordnung der Zwangserziehung vor Konflikten mit 
<len Strafgesetzen bewahrt worden sind. 

Dieselben Gesichtspunkte müssen im Auge behalten w^erden 
bei Betrachtung der an sich günstigen Ergebnisse der über die 
Bestrafungen der Jugendlichen seitens der Gefängnissverwaltung für 
Elsass-LothriIlgen veranlassteii Zusammenstellungen. In letzteren 
sind aufgenommen alle zu F'rei h ei tss trafen verurtheilten männ¬ 
lichen Jugendliche, auch wenn solche wegen üebertretungen oder 
wegen Verfehlungen gegen Landesgesetze oder V^erordnungen erfolgt 
sind, dagegen nicht die zu Geldstrafe oder Verweis V^erurtheiltcn. 
Die Zahl der bezüglichen weiblichen Gefangenen ist so gering, dass 
Erhebungen über diese nicht stattgefunden haben. 

Die Zahl sämmtlicher männlicher jugendlicher Straf¬ 
gefangenen in den Bezirk^gefängni.ssen, nämlich jeweils der Bestand 
am Anfänge und der Zugang im Laufe des Jahres und zwar 
Gefängniss- und Haftgefangene zusammengenommen, betrug im 
Jahre 1882,83 709, durchschnittlich 1886—1888 642, 1889—1891: 870 
und ermässigte sich dann in den folgenden Jahren, augenscheinlich 
unter dem Einflüsse der Zwangserziehung von 780 im Jahre 1892 
auf 445 im Jahre 1900 und im Durchschnitte der letzten 9 Jahre auf 
591. Nicht so günstig stellt sich das Ergebniss beim Vergleich der 
Gesammtzahl der Detentionstage. Hier schwanken die Zahlen in den 
einzelnen Jahren zwischen 17 348 im Jahre 1900 und 25 385 im Jahre 
1890; die demnächst niedrigsten Ziffern gehören jedoch den letzten 
3 Jahren 1897—99 mit durchschnittlich 19 645 Tagen an. Der tägliche 
Durchschnittsbestand sämmtlicher jugendlichen Strafgefangenen 
während der Jahre 1886—1900 bewegt sich zwischen 48 und 70 Köpfen, 
und beträgt in den letzten 7 Jahren durchschnittlich 54 Köpfe. Die 
Abminderung zeigt sich hauptsächlich bei den Haftstrafen. 

Der Durchschnittsbestand an Haftgefangenen ist vom Jahre 
1882—1889 von täglich 10,07 auf 2,62 zurückgegangen. Die Ver- 



nümleruii^ bei den zu inelir als 1 Monat Gefäu^^niss Bestraften ist nur iin 
Vergleich mit den Jahren 18^9—181)1 von einigem Belang. Der tägliche 
Durchschnittsbestand der zu mehr als! Monat Veriirtheilten bewegt sich 
von 1886 — 1900 zwischen 42 und 61 und beinisst in den letzten 7 Jahren 
ohne wesentliche Abweichungen durchschnittlich 47 Köpfe. 

Der Zugang an jugendlichen G efängn iss-Gefangenen ist 
vom Jahre 1888/89 ab festgestellt worden. Er ging von 1889/90 ab 
bis zum Jahre 1899 von 427 allmählich bis auf 278, darunter für die 
Altersstufe von 12—15 Jahren von 110 auf 26(1896 nur 20) herunter. 
Es ist fast von Jahr zu Jahr eine Abnahme der bestraften Jugend¬ 
lichen zu verzeichnen; dagegen sind die erkannten Freiheitsstrafen 
durchschnittlich von längerer Dauer gewesen. 


Litteratur. 


Arbeitsscheu und Recht auf Arbeit. Kritische Beiträge 
zur österreichischen Straf- und Sozialgesetzgebung. Von Dr. Hugo 
Herz, Gerichtsadjunkt und Untersuchungsrichter in Brünn, Leipzig 
und Wien, Franz Deuticke, 1902. 

Eine sehr interessante und instruktive Schrift. Nach einer 
tiefgehenden rechtsphilosophischen Einleitung, worin die modernen 
Auffassungen von Verbrechen und Strafe sowie die entsprechenden 
Aufgaben des Strafrechtes und der Sozialpolitik dargelegt werden, 
gibt der Verfasser eine Geschichte der Arbeitsscheu und ihrer 
Bekämpfung, sowie eine Beleuchtung des geltenden Rechtes 
(alles mit besonderer Berücksichtigung der österreichischen Ver¬ 
hältnisse), worauf der eigentliche Kampf gegen die im Bettel und 
in der Laadstreicherei verkörperte Arbeitsscheu zur Darstellung 
gelangt. Dieselbe ist zu bekämpfen: 

1. Durch kriminelle Repression (Gefängnissstrafe und 
korrektionelle Nachhaft). Anders ist der Gelegenheits-, anders der 
Gewohnheitsvagabund zu fassen, letzterer durch regelmässige Un¬ 
schädlichmachung auf unbestimmte Zeit. Zu dieser Repression kann 
staatliche Ueberwachung durch Polizeiaufsicht oder Ueberwachung 
durch Schutz- und Fürsorgevereine sich gesellen. 

2. Durch Zwangserziehung und Jugendbevormundung. 
Manche sehen in den ersten Anfängen der Arbeitsscheu den Ursprung 
aller Verbrechen. 

3. Durch soziale Prävention. Dazu dienen eine rationelle 
Armenpflege, die Natural verpflegiingsstationen mit 
unentgeltlichem Arbeitsnachweis, die Arbeiterkolonien, der 
organisirte Arbeitsnachweis (durch Inserate, Stellenvermittlungs- 
bureaux, durch berufsgenossenschaftliche Einrichtungen, durch öffent¬ 
liche Anstalten) und die Arbeitslosenversicherung. Alle 
diese Einrichtungen werden im Einzelnen kritisch beurtheilt. — 
Störend ist die ausserordentlich grosse Zahl der Druckfehler, von 
denen die Schrift fast Seite für Seite förmlich wimmelt. Kravss. 


Zur VagTAbundenfrage von Dr. Roh. v. Hippel. Berlin, 
0. Liebmann. Preis 1 Mark. 

Der durch sein Buch „Die strafrechtliche Bekämpfung von 
Bettel, Landstreicherei uud Arbeitsscheu“ rühmlich bekannte Ver- 



fasser giebt in obiger Schrift einen Vortrag wieder, den er auf der 
Versammlung der Gefängnissgesellschaft für die Provinz Sachsen 
und das Herzogthum Anhalt ini Jahre 1902 hielt. Er hatte sich zur 
Aufgabe gestellt, das Wesen des Vagabuudenthums, seine Ursachen 
und die heute gegen dasselbe zu Gebot stehenden Massregeln zu be¬ 
sprechen und wo letztere unzulänglich sind, Verbesserungsvorschläge 
zu machen. Die Forderung „Hilfe dem bedürftigen Wanderer, Strafe 
und Sicherung gegenüber dem Schmarotzer und Störer des Rechts¬ 
friedens“ führt den Verfasser zu einer Kritik der Handhabung der 
Armenpflege gegenüber ortsfremden Reisenden. Sie ist herb, wird 
aber von jedem Kenner der Verhältnisse nur bestätigt werden. Von 
den Instituten, welche die freiwillig private Fürsorge für bedürftige 
Wanderer ins Leben rief, werden die Herbergen zur Heimaih, die 
Naturalverpflegungsstationen und Arbeiterkolonieen besprochen und 
kritisch auf ihre VVirksarnkeit und Reformbedürftigkeit geprüft. Ein¬ 
heitliche reichsgesetzliche Regelung der Verpflegungsstationen und 
prinzipielle Aussschliessung unwürdiger, d. h. vielfach vorbestrafter 
und wiederholt aufgennmmeiier Personen aus den Arbeiterkolonieen 
wird gefordert. Letzteres deshalb, weil die Kolonieen lediglich den 
Zweck haben sollen, ohne Zwang nur solchen Elementen zu helfen, 
die selbst noch den ehrlichen Willen und die Energie besitzen, um, 
wenn auch mit Unterstützung, aus eigener Kraft in geordnete Verhält¬ 
nisse zurückzukehren. Hierin können wir dem Verfasser nicht ganz 
zustimmeii. Wir fürchten, dass bei strikter Durchführung dieses Pro¬ 
gramms die Kolonieen bald veröden würden, denn erfahrnngsgemäss 
gehen die Leute erst dann in die Kolonie, wenn ihre Energie ge- 
broch'*n ist. So lange sie noch den Muth haben, den Kampf des 
Lebens aufzunehmen und so lange sie noch etwas Seihstverlrauen 
besitzen, suchen sie ihr Glück auf eigene Faust. Wir halten deshalb 
eine Massregel nicht für praktisch, welche die Kolonieen Leuten ver- 
schliesst, die, obgleich dem Verbrechen im Allgemeinen verfallen, den 
Anlauf nehmen, wenn auch nur zeitweise in der Kolonie sich durch 
Arbeit redlich zu ernähren. Dagegen stimmen wir dem Verfasser 
voll kommen zu, wenn er es verwirft, dass ein kurzer Aufenthalt in 
der Kolonie die Durchführung der ausgesprochenen korrektionellen 
Nachhaft, in Anwendung de.s Prinzips des bedingten Strafaufschubs 
beseitigen könne, wie dies in einigen Staaten eingeführt ist. 

Als Mängel der Straf- und Sicherheitsmassregelii gegen das 
Vagantenthum bezeichnet der Verfasser einerseits die ungenügende 
Erforschung ob man es im Einzelfall mit einem Gelegenheits- oder 
Gewohnheitsvagabund zu thuu habe und dann die Prinziplosigkeit in 
der Anwendung der Arbeitshau.sstrafe. Zur Erleichterung des Auf- 
findens des gewohnheitsmässigen Vagantenthums wird die Beseitigung 
des § 363 R.-St.-G-B., das Verbot der Aburtheilung im Wege polizei¬ 
licher Strafverfügung und Abänderung des §211^ R.-S.-P.-O. verlangt. 

Zur Vergrösserung der Wirksamkeit der Strafen gegen den 
Bettel und die Laiidstreicherei wird eine gesetzliche Garantie für 
wirkliche Anwendung der Arbeitshausstrafe in den geeigneten Fällen 
und die richtige Ausgestaltung dieser Repressivmassregel gefordert. 

Die Besprechung wäre unvollständig, wenn man nicht noch der 
vielen statistischen Bemerkungen Erwähnung thäte, die das Buch 
enthält und es um so werthvoller machen. r. £. 
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Vorwort, 


Iin November 1901 erschien im Gefängnissblat^ der 
General-Gefängnissverwaltung zu St. Petersburg und hn 
Journal des Russischen Justizministers der von dem 
jetzigen Landgerichtspräsidenten A. v. Witte verfasste 
Entwurf einer allgemeinen Dienst-Ordnung für die Gefangen¬ 
anstalten. Die Veröffentlichung war von dem Ersuchen 
an alle theoretisch und praktisch mit dem Gefängnisswesen 
Befassten begleitet, sich der General-Gefängnissverwaltung 
gegenüber bis zum 1. März 1903 gutachtlich zu äussern. 
Zur Prüfung dieser Gutachten wurde eine besondere 
Kommission eingesetzt. 

Auf dem letzten Strafrechtskongress, welcher im 
September d. J. in St. Petersburg stattfand, wurde von 
russischer Seite der Wunsch ausgesprochen, den Entwurf 
in deutscher üebersetzung erscheinen zu sehen. Auch die 
pinitentiaire bezeichnet die Uebertragung des Ent¬ 
wurfs in eine westeuropäische Sprache als wOnschenswerth. 

In der That hat die russische Dienst-Ordnung trotz 
der eigenartigen Natur des russischen Gefängnisswesens 
so viele Berührungspunkte mit westeuropäischen und 
namentlich mit deutschen Gefängniss-Ordnungen (z. B. der 
Preussischen vom 14. November 1902), dass ihre Durch¬ 
sicht auch für deutsche Gefängnisspraktiker und -Theo¬ 
retiker von Interesse sein dürfte. Da die Kenntniss der 
russischen Sprache im Gegensatz zu anderen europäischen 
Sprachen sehr schwach bei uns verbreitet ist, schien eine 
üebersetzung des russischen Entwurfs am Platze zu sein. 

Gutachtliche Aeusserungen bitte ich an meine Adresse 
(Dr. Weidemann, Berlin W. 10, Corneliusstrasse 8, II) 
zwecks Weitergabe an die russische Kommission zu richten. 

Zum Verständniss der verschiedenen Arten der 
russischen Gefangenen sind einige Erläuterungen über die 

9* 
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russischen Strafen und den Gang des Strafprozesses 
■ vorausgeschickt. 

Ausserdem sind im Text und in den Anmerkungen 
einige kleinere Erläuterungen zwischen [ ] gegeben. Die 
Citate: [Vergl. § ... P. D ] verwiesen auf die entsprechenden 
Stellen der Preussischen „Dienstordnung für die dem 
Ministerium des Innern unterstellten Strafanstalten 
und grösseren Gefängnisse vom 14. Nov. 1902“. 
Alle übrigen Anmerkungen und zwischen ( ) eingeklammerte 
Zusätze stammen aus dem russischen Original. 

Berlin, im November 1902. 

Dr. Weidemann. 
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Erläuterung. 


Die Arten der rassischen Gefangenen. 

In Russland giebt es folgende Arten von Gefangenen: 

1. Strafgefangene, 

2. Untersuchungsgefangene, 

Gefangene der Verwaltnngs- und Militärbehörden, 

4. Zahlungsunfähige Schuldner. 

Für die einzelne Anstalt kommen noch als 
besondere Art hinzu: 

5. 'rransportgefangene. 

Hiervon zerfallen in Unterarten die Straf- und die 
Uiitersuchungsgefangenen. 

a) Strafgefangene. 

Das russische Strafensystem setzt sich aus einem 
ziemlich unübersichtlichen Gemisch von Geld-, Freiheits-, 
Ehrenstrafen,*) Rechtsverlusten, Verschickung, Aufenthalts¬ 
beschränkungen, Polizeiaufsicht u. s. w. zusammen. Die 
Vorrechte des Adels und anderer Stände erhöhen noch 
die Mannigfaltigkeit. 

Freiheitsstrafen in unserem Sinne sind: 

1. Zwangsarbeitshaus (Katorga) 

2. Zuchthaus (hpranntelny dom), 

3. Festung, 

4. Gefängniss, 

5. Haft (Arest). 

Davon entsprechen die letzten beiden Arten ungefähr 
iinsern gleichnamigen Strafen. 

Die russische Festung entspricht mehr unserer mili¬ 
tärischen Festungsstrafe als der Festungshaft. 

Isprawitelny dom heisst wörtlich „Besserungshaus“. 
Es entspricht mehr unseren Gefängnissen als unseren 
Zuchthäusern, namentlich deshalb, weil es nicht für lang¬ 
jährige Freiheitsstrafen bestimmt ist. In der Litteratur 
wird es öfters mit „Korrektionshaus“ übersetzt. 

') Die Todesstrafe wird nur bei Hochverrath verhängt. 
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„Katorga“ bezeichnet ursprünglich ein Ruderboot 
(Galeere), dann jede Art Zwangsarbeit. Es ist der tech¬ 
nische Ausdruck für die Strafe der Verschickung zur 
Zwangsarbeit in Sibirien. .Sie wird im Normalfall in 
Sibirischen Strafanstalten, häufig aber auch ausserhalb 
solcher vollstreckt. 

Als Transportgefangene kommen für die Strafanstalten 
auch noch die Zwangsansiedler in Betracht, d. h. die zur 
Verschickung nach Sibirien aber nicht zur Zwangsarbeit 
Verurtheilten. Diese werden auf dem Transport wie Ge¬ 
fangene behandelt, erhalten aber ihre Freiheit, sobald sie 
am Bestimmungsorte anlangen, von der Polizeiaufsicht 
abgesehen, wieder. 

b) Untersuchungsgefangene. 

Entsprechend unseren polizeilichen Ermittelungsver¬ 
fahren und unserer Voruntersuchung geht dem russischen 
Hauptverfahren eine Verfahren der Gendarmeriebehörde 
(dosnanie) oder eine Untersuchung (sljctstwü) odei’ Beides 
voraus. 

Nach Schluss der Untersuchung oder des Ermittelungs¬ 
verfahrens tritt der Gefangene „unter die Aufsicht des 
Staatsanwalts“. 

Sobald das Hauptverfahren eröffnet ist, steht er 
„unter Anklage“ oder „vor dem Spruchgericht“ und heisst 
wie bei uns „Angeklagter“ (podsudimy). 
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Einleitung, 


Gef an gen an st alten. 


§ 1. Diese Anweisung gilt für alle unten genannten 
Gefangenanstalten: 

a) Zwangsarbeitshäuser [Katorga], 

b) Zuchthäuser, 

c) Gefängnisse und Gefangenhäuser,') Provinzial-, 
Kreis-, Straf- oder Kriminal-, Transport- und 
Untersuchungs-Gefängnisse, einschliesslich des 
St. Petersburger Untersuchungsgefängnisses und 
des Moskauer Zuchtgefängnisses. 


I. Theil. 


Beamte der Befangenanstalten. 

Abtheilung 1. 

Direktoren oder Oberinspektoren der Gefangen¬ 
anstalten. 

§ 2. An der Spitze der Gefängnisse und Zuchthäuser 
stehen Direktoren, an der Spitze der Gefangenhäuser so¬ 
wie der Tobolsker und Centralalexandrowsker Zwangs¬ 
arbeitshäuser Oberinspektoren. [Vgl. §9 P.D.] 

§ 3. Der Direktor oder Oberinspektor ist in den 
Grenzen der ihm durch Gesetz und durch diese Dienst¬ 
ordnung eingeräumten Machtbefugnisse unumschränkter 

‘) [Bezeichnung für eine Anzahl älterer Gefängnisse, die aus 
Etatsrücksichten beibebalten ist.] 
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Verwalter der ihm anvertrauteii Gefaiigenanstalt. Er 
leitet alle Zweige der Verwaltung, der Beaufsichtigung 
und des inneren Dienstes, wie auch der Haushaltsführung, 
soweit diese nicht unter der Aufsicht des Gefängniss- 
kuratoriums steht [Vgl. § 10 P. D.] 

§ 4. Alle übrigen Beamten der Strafanstalt sind un¬ 
mittelbare Untergebene des Direktors oder Oberinspektors 
und erfüllen ihre Obliegenheiten unter seiner persönlichen 
Leitung. Andererseits ist der Direktor oder Oberinspektor 
verpflichtet, das Ansehen und die Autorität seiner Unter¬ 
gebenen in der Strafanstalt zu erhalten und sich bei allen 
Anforderungen, die er an sie stellt, streng an das Gesetz 
zu halten. 

§ 5. Der Direktor oder Inspektor führt die Aufsicht 
über den Dienst der Geistlichen und der Aerzte, enthält 
sich aber der Verhängung irgendwelcher Strafen bezüglich 
ihres geistlichen oder ärztlichen Dienstes. Wenn Geist¬ 
liche oder Aerzte gegen das Gesetz oder diese Anweisung 
verstossen und mündliehe Vorstellungen ihnen gegenüber 
erfolglos bleiben, so meldet der Direktor oder Oberinspektor 
unverzüglich den Vorfall dem Provinzialgefängnissinspektor 
oder dem diesem entsprechenden Beamten zur weiteren 
Veranlassung. 

Annterkung. In den Geg:enden, in welchen das Amt eines 
Provinzialgefängnissinspektors fehlt, gelten ihrer dienstlichen Stellung 
nach als entsprechende Persönlichkeiten: für die St. Petersburger 
Strafanstalten der Inspektor der Generalgefängnissverwaltung, welcher 
die Aufsicht über diese An^^talten führt, für die Zuchthäuser, die 
Provinzial- und Kreis-Gefängnisse und Gefangenhäuser der Vize¬ 
gouverneur als Vonsitzender des Proviuzialkuratoriuins, für die 
Nertschinsker Zwangsarbeitshäustu* der Anstaltsdirektor und für die¬ 
selben Anstalten auf der Insel Sachalin die Bezirkschefs dieser Insel. 

§ 6. Der Direktor oder Oberinspektor ist berechtigt, 
seinen Untergebenen Tadel und Verweise zu ertheilen, 
ohne diese in die Personalien einzutragen Ausserdem 
kann er von ihm angestellte Personen mit Gehaltsabzügen, 
Degradation, Amtsentfernung und endlich Polizeiarrest bis 
7A\ 7 Tagen bestrafen. Bei Aufsehern können zur Dec kung 
der Gehaltsabzüge Kautionen einbehalten werden. Den 
Krankenwärtern und -Wärterinnen können auch von dem 
Gefängnissarzt Tadel und Verweise ohne Eintragung in die 
Personalakten ertheilt werden. 

Geistlic^he, Aerzte, Lehrer, Lehrerinnen, Vorleser und 
Vorleserinnen stehen nicht unter der Disziplinargewalt des 
Direktors oder Oberinspektors, üeber ihre etwaigen Ver- 
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fehluiigen meldet dieser uur dem Gefängnissiiispektor oder 
dem entsprechenden Beamten. 

§ 7. Der Direktor oder Oberinspektor macht seine 
Untergebenen mit ihren dienstlichen Obliegenheiten bekannt, 
giebt ihnen alle nothwendigen Aufklärungen und sorgt 
überhaupt für ihre weitere Entwicklung und Vervoll¬ 
kommnung in der Kenntniss des Dienstes. 

Der Direktor oder Oberinspektor kann zur Erläuterung 
und Ergänzung dieser Anweisung den Entwurf zu einer 
besonderen Dienst-Ordnung für die ihm anvertrauten Ge¬ 
fangenen ausarbeiten und dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten zur Bestätigung vorlegen. 

§ 8. Ueber jeden Angestellten der Anstalt wird ein 
besonderes Aktenstück geführt, dem auch der Personal¬ 
bogen des Betreffenden beigeheftet wird. Der Schrift¬ 
wechsel über die Personalien der Angestellten wird von 
dem Direktor oder Oberinspektor persönlich geführt. In 
dem über die Aufseher zu führenden Tagebuch müssen, wenn 
auch nur kurz, die Ursachen der über sie verhängten Dis¬ 
ziplinarstrafen angegeben, sowie die Gründe einer etwaigen 
Dienstentlassung ausgeführt sein. [Vgl. § 11 P. D.] 

§ 9. Der Direktor oder Oberinspektor ist verant¬ 
wortlich für die Beobachtung der gesetzlichen Vorschriften 
über Aufnahme, Unterbringung, Bewachung, Haltung und 
Behandlung der Gefangenen, sowie über ihre Etappen¬ 
beförderung und Entlassung. 

Der Direktor oder Oberinspektor ist verpflichtet, sich 
mit der Persönlichkeit möglichst aller, besonders aber der 
langjährigen Gefangenen vertraut zu machen, um seine 
Einwirkung ihren besonderen persönlichen Eigenschaften 
anpassen zu können. 

Der Direktor oder Oberinspektor entscheidet über 
die Unterbringung der Gefangenen in Abtheilungen, Stuben 
und Zellen, über die Zuweisung der einen oder anderen 
Arbeit, über Verhängung von Disziplinarstrafen und endlich 
über die unmittelbare Entlassung aus der Anstalt. [Vgl. 
§ 12 P.D.] 

§ 10. Im B^alle der Beurlaubung oder der Krankheit 
des Direktors oder Oberinspektors vertritt ihn entweder 
einer seiner Inspektoren (wenn solche vorhanden sind) und 
zwar entweder nach seiner Wahl oder nach dem Dienst¬ 
alter, oder die Provinzialbehörde kommandirt einen Be¬ 
amten. Dies kann auch der Oberaufseher sein, wenn er 
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die nöthige Vorbildung besitzt. Bei der Wiederübergabe 
des Amtes macht der Vertreter dem Direktor oder Ober¬ 
inspektor Mittheilung von allen wichtigen Entscheidungen 
und den bemerkenswertheren Vorfällen, die sich während 
dessen Abwesenheit in der Anstalt ereignet haben. Ueber 
Gelder, Werthsachen und Urkunden wird bei jeder Ueber- 
gabe ein Verzeichniss aufgestellt, welches sowohl vom 
Direktor oder Oberinspektor als auch vom Vertreter unter¬ 
schrieben wird. (Vgl. § 13 P. D.] 

§11. Der Direktor oder Oberinspektor legt spätestens 
bis zum 15. März dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten eine Jahresrechnung nach bei¬ 
liegendem Muster vor. (Anlage I.)') [Vgl. § 14 P. D.] 

Abtheilung 2. 

Inspektoren. 

§ 12. Die Inspektoren sind die nächsten Gehilfen 
des Direktors oder Oberinspektors und seine unmittelbaren 
Untergebenen. Unter sie werden die Geschäfte der Ver¬ 
waltung nach dem Ermessen des Direktors oder Ober¬ 
inspektors vertheilt, nämlich; 

a) Gefangenarbeiten, 

b) Gefängnisshaushalt, 

c) Gefängnissbureau, 

d) Gefängnisskasse und -Buchhalterei. 

§ 13. Der Arbeitsinspektor sucht passende Arbeiten 
für die Gefangenen aus, führt Rechnung darüber, unter¬ 
hält das Inventar, beaufsichtigt die Anstaltswerkstätten, 
•Fabriken und -Niederlagen von Arbeitsmaterialien und 
fertigen Erzeugnissen. Ihm ist namentlich die Herstellung 
von Wäsche, Kleidung und Schuhzeug der Gefangenen, 
sowie die Ausbesserung der Anstaltsgebäude anvertraut. 

§ 14. Dem Haushaltsmspektor liegt ob: Die Ver¬ 
pflegung der Gefangenen, ihre Versorgung mit Wäsche, 
Kleidung, Schuhzeug, die Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung der Anstaltsgebäude, die Aufsicht über die 
Zeugkammern, Küchen und Backstuben, Bäder, Wasch¬ 
küchen, Feuerlöschgeräthe, sowie die Gemüsegärten der 
Anstalt. 


') [Diese Anlagen sind der L'ebersetzung nicht beigefügt.J 
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Diese Obliegenheiten werden bei einzelnen Anstalten 
auch von Oekonomen versehen, die gewöhnlich die Rechte 
eines Inspektors geniessen. 

§ 15. Der Bureauinspektor versieht den gesammten 
Geschäftsgang, der Kassen- und Buchhaltereiinspektor die 
Rechnungsführung in Geldsachen. [Vgl. § 17—23 P. D.] 

§ 16. Unabhängig von den oben aufgezählten Pflichten, 
ist jeder Inspektor gehalten, auf die innere Ordnung in 
der Anstalt zu sehen und darauf zu achten, dass die 
Gefängnissaufseher ihre Pflichten erfüllen. Jede dienstliche 
Verfehlung eines Aufsehers oder sonstige Unregelmässigkeit, 
die er bemerkt, meldet er dem Direktor oder Oberinspektor, 
auch wenn er schon aus eigener Machtvollkommenheit 
Abhilfe geschaffen hat. [Vgl. § 14 P. D.] 

§ 17. Ein besonderer Polizeiinspektor für die Anstalt 
kann nur in solchen Gefangenanstalten bestellt werden, 
die mehr als vier etatsmässige Inspektoren haben. 

§ 18. In denjenigen Gefangenanstalten, die weniger 
als vier etatsmässige Inspektoren haben, können entweder 
die Aufsicht über die Gefangenarbeiten und über den 
Anstaltshaushalt oder Bureau, Kasse und Buchhalterei der 
Anstalt einem einzigen übertj agen werden. 

Anmerkun^i:. Die weiblichen Inspektoren und ebenso die 
Oberin der Weiberabtheilung des St Petersburger Gefängnisses haben 
dieselben Obliegenheiten wie die Inspektoren, ji*doch mit dem Unter¬ 
schied, dass die genannte Oberin berechtigt ist, selbständig die Reihen¬ 
folge der Aufseherinnen im Tagesdienst zu bestimmen, Disziplinar¬ 
strafen über Aufseherinnen und Gefangene zu verhängen, die letzteren 
in Stuben, Zellen und Werkstätten zu vertheilen, ihre Korrespondenz 
zu lesen, über den Empfang ihrer Besuche und die Anweisungen von 
Gcnussmitteln (§ 81) zu befinden. [Vgl. § 16 u. 26^ P. D.] 

§ 19. Die Arbeitszeit in den Gefangenanstalten soll 
nicht vor 8 Uhr Morgens beginnen, nicht mehr wie 8 Stunden 
am Tage und höchstens 5 Stunden hintereinander betragen 
und durch eine mindestens zweistündige Mittagspause unter¬ 
brochen werden. Der Direktor oder Oberinspektor stellt 
einen Plan für die Arbeitszeit und für die übrige Zeit- 
eintheilung des Tages der Gefangenen auf und legt ihn 
dem Gefängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
zur Kenntnissnahme vor. 

§ 20. .\lle Inspektoren haben der Reihe nach Tages¬ 
dienst, jedoch nicht über 24 Stunden hintereinander. Dabei 
kann der diensthabende Inspektor sich von der Abend- 
bis zur Morgenrevision in seine Wohnung begeben (wenn 
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sich dieselbe im Anstaltsgebäude oder in der nächsten Nähe 
davon befindet), jedoch unter der Bedingung, dass er 
während der Nacht mindestens zweimal einen Rundgang 
durch das ganze Gefängniss macht In Strafanstalten mit 
weniger als drei etatsmässigen Inspektoren nimmt der 
Direktor oder Oberinspektor auch an dem abwechselnden 
Tagesdienst Theil. In Gefangenanstalten mit nur einem 
oder gar keinem etatsmässigen Inspektor nehmen auch 
noch der älteste Gefängnissaufseher und der Hausvater 
am Tagesdienst Theil. Ausserdem darf sich in solchen 
Anstalten der Tagesdiensthabende auch am Tage ausser¬ 
halb der Arbeitszeit in seine Wohnung begeben, wenn 
diese in der Anstalt oder in der nächsten Nähe davon 
liegt. Der Direktor oder Oberinspektor führt zwei be¬ 
sondere Listen Ober den Tagesdienst an Arbeits- und 
Feiertagen. 

§ 21. Der diensthabende Inspektor trifft in Ver¬ 
tretung des abwesenden Direktors oder Oberinspektors und 
der anderen Inspektoren alle dringenden Anordnungen. 
Zu seinen Obliegenheiten gehört insbesondere: bei der 
Morgen- und Abendrevision, sowie bei der Ablösung der 
Aufseher und bei der Ausgabe des Essens an die Gefan¬ 
genen zugegen zu sein; darauf zu achten, dass die Gefan¬ 
genen rechtzeitig zur Arbeit, zum Spaziergang, zum Gottes¬ 
dienst und zum Empfang von Besuchen hinausgeführt 
werden; die Vorgesetzten, welche das Gefängniss besuchen, 
zu empfangen und zu begleiten, um ihnen die nöthigen 
Auskünfte zu ertheilen. [Vgl. §§ 24—26 P. D.j 


Abtheilung 3. 

Bei den Gefangenanstalten angestellte Personen. 

Geistliche. 

§ 22. Die bei den Gefangenanstalten angestellten 
Geistlichen sind verpflichtet für die Gefangenen ihrer 
Konfession: 

a) den Gottesdienst zu verrichten und die Amts¬ 
handlungen vorzunehmen, 

b) Erbauungsstunden abzuhalten und Religions¬ 
unterricht in der Anstaltsschule zu ertheilen. 
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c) die Gelegenheit zur Unterhaltung unter vier 
Augen mit den Gefangenen zu suchen, um mit 
ihnen möglichst nahe bekannt zu werden, sie zu 
ermahnen und, wo nöthig, zu belehren, 

d) sich über die Familienverhältnisse der Gefangenen 
zu unterrichten, dazu beizutragen, die oftmals 
durch das Verbrechen zerrissene Familienbande 
wiederherzustellen und sich im Nothfalle an 
Behörden und Personen mit der Bitte um Unter¬ 
stützung zu wenden, die den Familien der Ge¬ 
fangenen Zuflucht und Hilfe gewähren können. 

Falls kein Lehrer vorhanden ist, hat der Anstalts¬ 
geistliche die Bibliothek zu verwalten. 

Die orthodoxen ‘) Geistlichen werden zu allen Kon¬ 
ferenzen der Anstaltsverwaltung (§§ 26—28) eingeladen, 
die Geistlichen anderer Konfession nur zu den Berathungen, 
in denen über Gefangene ihrer Konfession verhandelt 
wird. Bei diesen Konferenzen müssen die Geistlichen die 
Gefangenen auf Grund der Eindrücke charakterisieren, 
welche sie aus der Unterhaltung mit ihnen oder mit ihren 
Verwandten erhalten haben. [Vgl. § 27 P. D.] 

Lehrer und Vorleser. 

§ 23. Die Gefängnisslehrer werden in St. Petersburg 
vom Chef der Generalgefängnissverwaltung, an anderen 
Orten von dem Gefängnissinspektor oder dem entsprechen¬ 
den Beamten aus der Zahl der Personen ernannt, welche 
berechtigt sind Unterricht zu ertheilen. 

Die Lehrer sind verpflichtet: 

a) die minderjährigen Gefangenen in der Schule 
und die erwachsenen in der Sonntagsschule in 
den Elementarfächern zu unterrichten, 

'b) die Anstaltsbibliothek zu verwalten, 

c) für die Gefangenen allgemein bildende Lese¬ 
übungen und nach Möglichkeit Singübungen zur 
Erlernung der Kirchenlieder abzuhalten, 

d) nach Möglichkeit den Gefangenen, welche nicht 
oder nur wenig lesen und schreiben können, die 
für sie eintreffenden Briefe vorzulesen und 
Briefe für sie zu schreiben. 


') [Rechtgläubig ist nach rassischer Auffassung die griechisch- 
katholische Konfession. Angehörige anderer Konfessionen werden 
kurzweg »Andersgläubige“ genannt.] 
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Zur Unterstützung des Lehrers können auf dieselbe 
Weise als zuverlässig bekannte Leute zu Vorlesern ernannt 
werden. Der Lehrer wird zu allen Konferenzen der An¬ 
staltsverwaltung (§§ 26—28) zugezogen. 

Die Lehrerinnen und Vorleserinnen in den Weiber- 
abtheilungen erfüllen dieselben Obliegenheiten, wie die 
Lehrer und Vorleser. [Vgl. §§ 29 u. 49 4 , 0 P. D.j 

Aerzte. 

§ 24. Die bei den Gefangenanstalten angestellten 
Aerzte (städtische u. a.) sind verpflichtet: 

a) auf den sanitären Zustand der Anstatt zu achten 
und der Verwaltung Vorschläge zur Verbesserung 
dieses Zustandes zu machen, 

b) alle neu in die Anstalt aufgenommenen Ge¬ 
fangenen auf ihren Gesundheitszustand zu unter¬ 
suchen, 

c) die kranken Gefangenen zu behandeln, die ärzt¬ 
liche Aufsicht über das I^azareth oder Kranken¬ 
zimmer und die Apotheke zu führen, 

d) sich bei der Verhängung von Strafen über die 
Gefangenen (§ 104) und bei der Ergreifung von 
Fluchtverhinderungsm assregeln (§§ 76, 78, 112) 
gutachtlich zu äussern, die Gefangenen im Arrest 
zu besuchen und bei der Vornahme von körper¬ 
lichen Züchtigungen zugegen zu sein (§ 103), 

e) auf Verlangen der Anstaltsverwaltung erkrankte 
Angestellte und solche Personen, die sich um 
eine Anstellung als Gefängnissaufseher bewerben, 
auf ihren Gesundheitszustand zu untersuchen und 

f) spätestens bis zum dritten jeden Monats der 
Generalgefängnissverwaltung und dem Gefäng- 
nissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
ohne jedes Begleitschreiben eine statistische 
Uebersicht über den Krankheitszustand und die 
Sterblichkeit in der Anstalt einzureichen. 

Die Gefängnissärzte werden zu allen Konferenzen 
der Anstaltsverwaltung eingeladen (§§ 26—28). Der Direktor 
oder Oberinspektor unterbreitet dem Gefängnissinspektor 
oder dem entsprechenden Beamten unter Beifügung der 
Aeusserung des Anstaltsarztes seine eigenen Vorschläge 
darüber zur Bestätigung, wie oft in der Woche und auf 
wie lange Zelt der Arzt die Anstalt besuchen muss. Der 
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(iefäiignissiüspektor oder der entsprechende Beamte 
bestätigt diesen Plan, nachdem er sich mit dem Sanitäts¬ 
inspektor in Verbindung gesetzt hat. (Vgl. § 28 P. D.] 

K r a n k e n w ä r t e r. 

§ 25. Die Krankenwärter und -Wärterinnen werden 
vom Direktor oder Oberinspektoi- im Einverständniss mit 
dem Anstaltsalzt angestellt und vom Direktor oder Ober¬ 
inspektor aus dessen eigenem Entschluss oder auf Ver¬ 
langen des Arztes entlassen. Sie sind zugegen, wenn der 
Arzt Kranke empfängt oder besucht und führen alle An¬ 
ordnungen des Arztes ans, die sich auf Bereitung von 
Heilmitteln, Behandlung, Ernährung, Baden der Kranken 
u. s. w. beziehen, ln der von dem Anstaltsarzt bestimmten 
Zeit haben sie Tagesdien.st im Lazareth oder Kranken¬ 
zimmer. 


Abtheilung 4. 

Konferenzen der (Tefaiigenanstaltsbehiirde. 

§ 26. In Gefangenanstalten mit mindestens zwei In-. 
spektoren oder einem Inspektor und einem Oekonom tritt 
nach Möglichkeit wöchentlich eine Konferenz zusammen, 
die aus dem Direktor oder Oberinspektor als Vorsitzenden, 
den Inspektoren, den Geistlichen, dem Arzte, dem Oekonom, 
dem Lehrer und der Lehrerin besteht. [Vgl. § 31 P. D.] 

Anmerkung. An der Konferenz können auch der Staats¬ 
anwalt, welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, und in den Haupt¬ 
städten die Mitglieder der Aufsichtskonimission theilnehmen. Der 
Gefängnissinspektor oder der entsprechende Beamte kann bei seinem 
Erscheinen in der Konferenz den Vorsitz übernehmen. 

§ 27. Zum Gegenstände der Konferenz gehört: 

a) Die Besprechung aller allgemeinen Verwaltungs- 
massregeln der Anstalt, z. B Entwurf einer 
Tagesdienstliste für die Unteraufseher (§ 34), 
Besprechung des Lehrplans der Schule und des 
Programmes der allgemein bildenden Lehr- 
tibungen der Gefangenen (§ 99) u. s. w., 

b) Austausch von Beobachtungen über den körper¬ 
lichen, geistigen und sittlichen Zustand von 
Gefangenen, namentlich der in Einzelhaft Be¬ 
findlichen, 
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c) die Besprechung der Gesuche um Vergünstig¬ 
ungen für die einzelnen Gefangenen (§§ 87, 
105, 110) und um Ueberführung von Gefangenen 
aus einer Strafanstalt in die andere, 

d) die Besprechimg der Gesuche bedürftigen Auf¬ 
sehern oder den Familien verstorbener Aufseher 
Unterstützungen aus dem Kapital zu gewähren, 
welches in Folge der Einbehaltung der Kautionen 
von Aufsehern angewachsen ist (§ 40) und 

e) die Besprechung der aussergewöhnlichen Ereig¬ 
nisse (Meuterei, Flucht, Feuersbrunst u. s. w.) 
und der bemerkenswertheren Vorfälle im An¬ 
staltsleben, sowie Vorschläge von Massregeln, 
um künftige Wiederholungen zu verhüten. [Vgl. 
§ 32 P. D.] 

§ 28. Die Konferenz hat den Zweck, die Thätigkeit 
aller höheren Anstaltsbeamten zu vereinen und etwaige 
Meinungsverschiedenheiten und Streitigkeiten zu erledigen. 
Die Beschlüsse der Konferenz sind nicht verbindlich für 
den Direktor oder Oberinspektor. Dieser kann nicht die 
ganze auf ihm ruliende Verantwortung für die Wohlfahrt 
der Anstalt auf die Konferenz abwälzen. Er muss sich 
jedoch nach den Weisungen richten, die der Gefängniss- 
inspektor oder der entspi echcnde Beamte in der Konferenz 
gegeben hat. Ueber die Beschlüsse wird nur dann ein 
kurzes Protokoll aufgenommen, wenn der Beschluss der 
Vorgesetzten Behörde vorgelegt werden muss, oder wenn 
einzelne Mitglieder nicht ihr Einverständniss erklären, 
ln diesem ^lle müssen die Betreffenden ihre Sonder- 
meinung selbst begründen. (Anl. XX.) [Vgl. § 33 P. D.] 

Abtheilung 5. 

Oefangenaufseher. 

Oberaufseher. 

§ 29. Der Oberaufseher ist als unmittelbarer Vor¬ 
gesetzter der Unteraufseher verpflichtet, unermüdlich 
darauf zu achten, dass diese ihren Dienstpflichten nach- 
kommen, insbesondere die Gefangenen scharf überwachen 
und die Vorschriften über ihre Behandlung streng befolgen. 

Blitter für Gefängnisskunde. XXXVIl. 10 
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Gemäss den Weisungen des Direktors oder Ober¬ 
inspektors bringt der Oberaufseher die Gefangenen in den 
Abtbeilungen, Kammern, Zellen und Arrestlokalen unter. 

Der Oberaufseher nimmt die Morgen- und Abend¬ 
revision vor und hat ausserdem zwecks Beaufsichtigung 
der ünteraufseher und überhaupt zur Aufrecthterhaltung 
von Ordnung, Ruhe und Reinlichkeit täglich mindestens 
zwei Mat die gemeinschaftlichen Kammern, anderen Räum¬ 
lichkeiten und Höfe, auf ^enen sich Gefangene, wenn aucli 
nur zeitweise, aufhalten, und mindesten ein Mal wöchentlic h 
alle Einzelzellen nachzusehen. 

Mindestens ein Mal wöchentlich untersucht der Ober¬ 
aufseher mit den im Innern postirten Unteraufsehern (§ 70) 
nacheinander (aber ohne immer dieselbe Reihenfolge zu 
beobachten) in alten Räumlichkeiten der Anstalt sämmt- 
liche Gitter, Schlösser, Riegel. Fussbödeh, Thüren, Fenster¬ 
rahmen, Fensterbrüstungen, Oefen, Ventilatoren u. s. w.. 
um sich von ihrer Unversehrtheit zu überzeugen, sowie 
die Betten der Gefangenen, Kopfkissen, Bettdecken, Bündel, 
Theekannen und sonstigen Gegenstände, um sich zu ver¬ 
gewissern, dass darin nicht Feilen, Sägen oder andere 
Brechwerkzeuge oder sonstige verbotene Gegenstände 
versteckt sind. 

Alle Vorfälle in der Anstalt meldet der Oberaufselier 
zunächst dem diensthabenden Inspektor und ferner nach 
der Morgen- oder Abendrevision, in wichtigen Fällen aber 
sogleich, dem Direktor oder Oberinspektor. 

Der Oberaufseher muss soweit lesen und schreiben 
können, um die ihm anvertraute Rechnungsführung selbst 
besorgen zu können. 

In grossen Gefangenanstalten, die aus mehreren mehr 
oder weniger abgesonderten Abtheilungen bestehen, kann 
für jede Abtheilung ein besonderer Oberaufseher bestellt 
werden. [Vgl. § 36 P. D.| 

Hausvater. 

§ 30. Der Oberaufseher und in einigen Gefangen¬ 
anstalten ein besonderer Hausvater, (der vom Direktor 
oder Oberinspektor aus den Unteraufsehern genommen 
wird), führt die Aufsicht über die Zeugkammern mit 
fiskalischer Kleidung, Schuhzeug und Wä,sche und den 
eigenen Sachen der Gefangenen, die Waschküche, die 
Bäder, die Niederlagen von Holz, Petroleum, Seife und 
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sonstigen Heiz-, Beleuchtungs- und Waschmaterialien. Er 
führt persönlich eine Hilfsrechnung über das in den 
Zeugenkammern und Niederlagen, für die er verantwort¬ 
lich ist, lagernde Gut. (s. Anl. VII, XIV—XVIII.) Ebenso 
kann auch die Verpflegung der Gefangenen unter Führung 
einer Hilfsrechnung demselben oder einem andern Haus¬ 
vater anvertraut werden. fVgl. §35 P. D.] 

Technische Aufseher. 

§ 31. ln Strafanstalten, in welchen eine erhebliche 
Zahl Gefangener in einem bestimmten Handwerk, Fabrik- 
oder Hausindustriezweig beschäftigt wird, können zur An¬ 
leitung der Gefangenen bei ihren Arbeiten und zu ihrer 
Beaufsichtigung während dieser Zeit unter den Unterauf¬ 
sehern besondere technische Aufseher angestellt werden, 
die unter der Leitung des Arbeitsinspektors Hilfsrechnung 
über die Arbeiten führen. Die technischen Aufseher 
leiten die kleineren Ausbesserungsarbeiten der Anstalts¬ 
gebäude, weshalb es zweckmässig ist, unter den Unter- 
iiufsehern wenn auch nur einen Zimmermann, Ofensetzer 
oder überhaupt eine Person zu haben, die mit Bausachen 
praktisch Bescheid weiss. Die technischen Aufseher können 
im Bedürfnissfall vom Direktor oder Oberinspektor auch 
zu anderen, als den obengenannten Diensverricbtungen 
herangezogen werden, nur nicht zum Nachtdienst (§ 72). 
[Vgl. § 37 P.D.] 

Bureauaufseher. 

§ 32. In grossen Strafanstalten kann im Bureau ein 
besonderer Aufseher angestellt werden, der ausser der 
Vor- und Abführung der Gefangenen zum und vom Bureau, 
dem Austragen von Packeten u. s. w., auch zum Ver¬ 
siegeln und Addressiren der Packete, zur Führung des 
Austragebuchs und dergleichen Arbeit verwendet werden 
kann. Andere Aufseher mit Kanzleiarbeit zu beschäftigen, 
ist nicht gestattet. 

Posten- und Begleitaufseher. 

§ 33. Die Unteraufseher, welche sich auf Posten 
befinden, haben bis zur Ablösung beständig auf ihrem 
Posten zu bleiben, die Gefangenen aufmerksam zu beobach¬ 
ten und unermüdlich auf deren Führung zu achten. 
Dieselben Pflichten haben auch die Begleitaufseher, welche 
die Gefangenen zum Spaziergang, zum Bad, zu auswärtigen 
Arbeiten u. s. w. führen. 

11 * 
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§ 34. Der Dienst der Aufseher soll höchstens 12 
Stunden täjjlich und nicht über 6 Stunden hintereinander 
betragen. 

Zum Nachtdienst werden alle der Reihe nach heran- 
gezogen. In der dienstfreien Zeit dürfen die Aufseher 
nicht verpflichtet werden sich in der Aufseherstube auf 
zuhalten oder irgend welchen Dienst zu verrichten, es sei 
denn, dass in der Gefangenanstalt etwas Aussergewöhn- 
liches vorfällt (§§ 74, 76). Jeder Aufseher muss zweimal 
im Monat für einen lialben Tag vollkommen dienstfrei 
sein Der Direktor oder Oberinspektor stellt monatlich 
nach anliegendem Formular (Anl. XXIII) den Dienstplan 
der Aufseher auf und legt ihn nach der Besprechung in 
der Konferenz dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten zur Kenntnissnahme vor. [ Vgl. §§ 40. 
41 P. D.] 

Hilfsaufseher. 

§ 35. Zur Begleitung der Gefangenen nach aus¬ 
wärtigen Arbeiten können mit Erlaubniss des Gefängnis.s- 
inspektors oder des entsprechenden Beamten gegen beson¬ 
dere Vergütung Hilfsgefivngenaufseher (oder kommandirte 
Konvoimannschaften) angenommen werden, wenn zu er¬ 
warten steht, dass der Ertrag der genannten Arbeiten 
einen Ueberschuss über die Bezahlung und Uniformirung 
der Hilfsaufseher (oder Vergütung der Konvoimannschaften'i 
ergiebt. [Vgl. § 57 P. D.] 

Dienstverhältnisse der Aufseher. 

§ 36. Als Gefangenaufseher dürfen nur Leute von 
tadelloser Führung angestellt werden, die schon militär¬ 
dienstfrei, vollkommen gesund und körperlich kräftig, 
sowie möglichst unter 35 Jahren sind, lesen und schreiben 
können oder irgend ein in der betreffenden Anstalt be¬ 
triebenes Handwerk oder eine dort eingeführte Haus¬ 
industrie verstehen. Die als Gefangenaufseher anzustellen¬ 
den Leute müssen zuvor von dem Anstaltsarzt auf ihren 
Gesundheitszustand untersucht werden. [Vgl. § .53 P. D.] 

§ 37. Die bei der Anstellung in Höhe eines Monats¬ 
gehalts oder durch monatliche Gehaltseinbehaltung in 
Höhe von 2 Rubeln gebildete Kaution des Aufsehers wird 
in der Kaiserlichen Sparkasse aufbewahrt unter Ausstellung 
eines Buches auf den Namen des Direktors oder Ober- 
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Inspektors der Anstalt, welches mit der Bemerkung zu 
versehen ist: „Kaution des Aufsehers . . . 

§ 38. Beim Dienstantritt werden die Gefangenaufseher 
in Gegenwart des Direktors oder Oberinspektors von dem 
Anstaltsgeistlichen ihrer Konfession vereidigt (sofern sie 
nicht schon früher den Fahneneid geleistet haben). Darauf 
verpflichten sie sich schriftlich dem Direktor oder Ober¬ 
inspektor den Anstaltsdienst nicht zu verlassen, ohne ihm 
dies mindestens zwei Wochen vorher mitgetheilt zu haben, 
widrigenfalls sie ihre Kaution verlieren. 

§ 39. Die Hilfsaufseher werden für eine genau be¬ 
stimmte Frist angenommen. Die fiskalische Uniform, 
welche für sie auf Rechnung des allgemeinen Arbeits¬ 
ertrages der Gefangenen anzufertigen ist, wird ihnen beim 
Verlassen des Gefängnissdienstes abgenommen. Die nur 
für ganz kurze Zeit angenommenen Hilfsaufseher erhalten 
nur eine üniformmütze und ein Blechschild. 

Anmerkung. Für die Bewachung d(‘r Gefangenen bei aus¬ 
wärtigen Arbeiten werden die Konvoimannschaften vom Kommandeur 
des Konvoikommandos tageweise möglichst in der Zahl kommandirt, 
welche der Direktor oder Oberinspektor der Gefangenanstalt angiebt. 
In Bezug auf die Art derBewachuug der Gefangenen bei den Arbeiten 
folgen die Koiivoimannschaften einzig und allein den Weisungen des 
Direktors oder Oberinspektors der Anst4ilt. Dies bezieht sich jedoch 
nicht auf die Bewachung der Zwangsarbeitshausler bei auswärtigen 
Arbeiten. Denn diese gehört zu den unmittelbaren Aufgaben der 
Arbeitshaus- und der örtlichen Kommandos. 

§ 40. Die von Aufsehern einbehaltenen Kautionen 
^8 38) werden auf den Beschluss der Konferenz, der vom 
Direktor oder Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten zur Entscheidung vorgelegt 
wird, zur Unterstützung bedürftiger Aufseher oder der 
Familien verstorbener Aufseher verwandt. 

§ 41. Die Gefangenaufseher können vom Direktor 
oder Oberinspektor im Laufe des Jahres Urlaub bis zu 
7 Tagen erhalten. In besonders triftigen Fällen kann der 
Urlaub mit Erlaubniss des Gefängnissinspektors oder des 
entsprechenden Beamten auf 2 Monate unter Fortbezug 
des Gehalts verlängert werden. fVgl. § 48 P. D.] 

§ 42. Wenn ein Gefangenaufseher krankheitshalber 
verhindert ist, den Tagesdienst zu versehen oder überhaupt 
zum Dienst zu erscheinen, so muss er den Inspektor vom 
Tagesdienst so zeitig davon in Kenntniss setzen, dass bis 
zur Ablösung ein Ersatzaufseher für ihn berufen werden 
kann. Wenn der Direktor oder Oberinspektor es für nöthig 
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hält, untersucht der Anstaltsarzt den erkrankten Aufseher 
in dessen Wohnung auf seinen Gesundheitszustand. Wenn 
der Aufseher nach Ablauf von 4 Monaten krankheitshalber 
noch nicht im Stande ist, seinen Dienst zu übernehmen, 
so wird er vom Direktor oder Oberinspektor wegen Krank¬ 
heit aus dem Dienst entlassen. [Vgl. § 47 P. D.] 

§ 43. Gefangenaufseher, welche sich eine Gehalts¬ 
zulage erdient haben, können ohne ihr Gesuch vor dem 
Direktor oder Oberinspektor nur auf besondere Anordnung 
des Gefängnissinspektors oder des entsprechenden Beamten 
pensionirt werden. Diesen ist ausführlich über die Umstände 
zu berichten, welche eine derartige Disziplinarmassregel 
nothwendig machen. 

§ 44. Die Gefängnissobrigkeit verkehrt höflich mit 
den Gefangenaufsehern und vermeidet besonders in Gegen¬ 
wart der Gefangenen alles, was in deren Augen die Autorität 
der Aufseher beeinträchtigen könnte, weshalb auch Ver¬ 
weise den Aufsehern vorzugsweise unter vier Augen zu 
ertheilen sind. 

Anmerkung. Alle oben ausgeführten Vorschriften über die 
Aufseher gelten auch für die Aufseherinnen, jedoch mit dem Unter¬ 
schiede, dass als Aufseherinnen nur volljährige Personen angestellt 
werden dürfen und dass bei der Besetzung von Vakanzen diejenigen 
zuerst zu berücksichtigen sind, welche mit Erfolg den Kursus der 
Aufseherinnenachule deg Moskauer DamenUomitees für Gefängniss- 
wohlfahrt durchgemacht haben. [Vgl. § 42 P, D ] 

. Abtheilung 6. 

Allgemeine Pflichten der Gefängnissbeamten. 

§ 4.5. Alle Angestellten sind verpflichtet, gewissen¬ 
haft alle ihnen durch Gesetz oder durch diese Dienst¬ 
ordnung zugewiesenen Obliegenheiten zu erfüllen, sowie 
die besonderen Befehle der Vorgesetzten auszuführen. In 
und ausser Dienst müssen sie sich durch eine Führung 
auszeichnen, welche ihrer Stellung im kaiserlichen Dienst 
entspricht. 

Den Gefangenen gegenüber sollen die Angestellten 
sich gerecht und menschlich zeigen, Ruhe und Selbst¬ 
beherrschung bewahren, nöthigenfalls aber auch streng 
sein. Unter keinen Umständen sollen sie in nähere Be¬ 
ziehung zu ihnen treten oder sich in überflüssige Unter¬ 
haltungen einlassen. Streng verboten ist es. Gefangenen, 
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welche geneigt sind andere Gefangene zu denuuziren, 
Vergünstigungen zu gewähren. Ebenso ist es den Ge- 
fängnissbeamten streng verboten, die Gefangenen zu per¬ 
sönlichen Dienstleistungen, wenn auch gegen Bezahlung 
zu verwenden, sich mit ihnen auf irgendwelche vermögens¬ 
rechtliche Abmachungen einzulassen, ihnen irgendwelche 
Gegenstände zu überlassen oder Aufträge und Geschenke 
von ihnen anzunehmen. 

Alle Angestellten müssen Versuchen der Gefangenen 
zur Flucht oder zu gewaltsamem Widerstand entgegentreten, 
ohne dabei ihre eigene Person zu schonen, und sich gegen¬ 
seitig Unterstützung gewähren. Für Feigheit und Unent¬ 
schlossenheit bei derartigen Gelegenheiten werden die 
.Angestellten nach der vollen 3trenge des Gesetzes zur 
Verantwortung gezogen. (Art. 339, 341 ytrafgesetzbuchs.)') 
[Vgl. § 45 P. D.l 

§ 46. Wallen dürfen die .Angestellten gegen die Ge¬ 
fangenen gebrauchen, und zwar nach ihrem Ermessen 
blanke oder Schusswaffen: 

a) wenn sich ein Gefangener thätlich an ihnen 
selbst oder an den ihrer Obhut anvertrauten 
Personen. Gebäuden, Geldern oder Sachen ver¬ 
greift und der Waffengebrauch nicht durch 
Herbeirufen von Hilfe oder Warnung des Thä- 
ters zu vermeiden ist, 

b) wenn ein Gefangener aus dem Gefängniss oder 
der Bewachung zu entfliehen versucht und es 
kein anderes Mittel, die Flucht zu verhindern, 
giebt. 

Zur Unterdrückung von Unruhen unter den Ge¬ 
fangenen wendet sich der Direktor oder Oberinspektor 
unmittelbar an das Konvoikommando mit dem Ersuchen 
unverzüglich das ganze Kommando oder einen Theil 
davon in die Gefangenanstalt zu schicken. .Um eine 
derartige Requisition zu beschleunigen, sind in Orten mit 
Telephonverbinduug Gefangenanstalt und Konvoikaserne 
telephonisch zu verbinden [Vgl. § 46 P. D.] 

[Die Strafe für pflichtwidrige Nichtanwendung der Amts¬ 
gewalt besteht in Amtsentsetzung oder Festungshaft von 8—16 Monaten, 
ausnahmsweise im Verlust der Standesrechte und Verschickung nach 
Sibirien.] 
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11. Theil. 


GefangenaDStalts^Ordnang. 

Abtheilung 1. 

Aofnahme der Gefangenen. 

§ 47. In den Gefangenanstalten können Gefangene 
auf Grund folgender Urkunden aufgenommen werden: 

a) auf Grund von Artikellisten — Zwangsansiedler 
und zu Zuchthaus Verurtheilte; 

b) auf Grund von beglaubigten Urtheilsauszügeii 
der Gerichte — zu Zuchthaus, Festung, Ge- 
fängniss und Haft Verurtheilte; 

c) auf Grund beglaubigter Abschriften von gericht¬ 
lichen, untersuchungs-, verwaltungs- oder militär¬ 
behördlichen Verfügungen — Straf- und Unter¬ 
suchungsgefangene, im Verwaltungswege Inhaf- 
tirte und zahlungsunfähige Schuldner und 

d) auf Grund offener Blätter oder Abschriften der 
ortspolizeilichen Verfügungen — Transportge¬ 
fangene. [Vgl. § 95 P. D.] 

Wenn nach Ablauf von 24 Stunden seit der Ein¬ 
lieferung der Gefangenen in die Gefangenanstalt die Ur¬ 
kunde, welche die Inhaftirung rechtfertigt, nicht geschickt 
wird, so macht der Direktor oder Oberinspektor unver¬ 
züglich Mittheilung davon dem Staatsanwalt beim Land¬ 
gericht, welcher die Aufsicht über die Anstalt führt und, 
wenn dieser nictit ortsanwesend ist, dem Kreismitgliede 
des Landgerichts oder dem zuständigen Friedensrichter 
(Art. 10 Strafprozessordnung). [Vgl. §§ 88, 89 P. D ] 

Verweigerung der Aufnahme von Gefangenen. 

§ 48. Wenn in eine Gefangenanstalt ein Gefangener 
in betrunkenem Zustand von der Polizei eingeliefert wird, 
so muss die Aufnahme des Gefangenen unter Mittheilung 
der Ablehnungsgründe an die Polizei verweigert werden. 
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Wenn ein Gefangener in diesem Zustand von einem Konvoi¬ 
soldaten eingeliefert wird, darf die Aufnahme des Ge¬ 
fangen^ nicht abgelehnt werden, aber es ist dem Konvoi¬ 
kommando Mittheilung davon zu machen. 

§ 49. Wenn von der Polizei in ein Zuchthaus oder 
Gefängniss zum Zwecke der Strafverbüssung eine bisher 
auf freiem Fusse befindliche Person eingeliefert wird, welche 
an einer ansteckenden Krankheit leidet (Pocken, Scharlach, 
Masern, Röteln, Rose, Diphteritis, Flecken- oder Rückfall- 
thyphus, Dissenterie, asiatischer Cholera, Pest, Keuchhusten, 
kruppöser Lungenentzündung, Wechselfieber, epidemischem 
Starrkrampf, Kindbettficber, Blennorhoe der Augen, Bräune, 
Wasserscheu) oder schwanger ist oder erst vor höchstens 
42 Tagen geboren hat, so ist die Aufnahme eines oder 
einer solchen Gefangenen gemäss Art. 959, Abs. 1 und 2 
Strafprozessordnung, abzulehnen unter Mittheilung des Ab- 
lebnungsgrundes sowohl an die Ortspolizei, als auch an 
den Ersten Staatsanwalt oder den Richter, der die Voll¬ 
streckung des gerichtlichen Urtheils verfügt hat. [Vgl. 
§ 90 P. D.] 

Fürsorge für die Kinder der Gefangenen. 

§ 50. Wenn mit einer oder einem Gefangenen Kinder 
(unter 17 Jahren) in die Gefangenanstalt eingeliefert werden, 
so sind die Säuglinge bei der Mutter zu lassen. Die übrigen 
aber muss der Direktor oder Oberinspektor, falls sich kein 
Heim für Gefangenenkinder am Orte befindet, gegen die 
in der Anmerkung zu Art. 173 der Verordnung über In- 
haftirte angegebene Vergütung in irgend einer wohlthätigen 
Erziehungsanstalt oder bei zuverlässigen Leuten unter¬ 
bringen zu suchen (z. B. bei einem verheiratheten Gefängniss¬ 
aufseher, dem im Hinblick hierauf eine grössere Dienst¬ 
wohnung eingeräumt werden darf). Wenn es nicht gelingt, 
solche Kinder, ausserhalb der Anstalt unterzubringen, so 
sind sie beim Vater oder bei der Mutter zu belassen, diesen 
ist dann, wenn möglich, eine von den andern Gefangenen 
getrennte Stube oder Zelle einzuräumen. (Vgl. § 93 P.D.j 

Zeit und Art der Aufnahme. 

{? 51. Untersuchungs-und Transportgefangenejwerden 
in der Gefangenanstalt von der Etappe jederzeit an¬ 
genommen ; Strafgefangene werden aber aus den Händen 
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der Polizei nur an Werktagen während der Dienstetunden 
angenommen. [Vgl. § 94 P. D ] 

Bei der Aufnahme überzeugt sich der Bureauiuspektor 
und in seiner Abwesenheit der Inspektor vom Tagesdienst 
oder der Direktor oder Oberinspektor (an den Tagen, an 
welchen er selbst oder der Oberaufseher oder der Haus¬ 
vater Dienst hat) durch Vernehmung des eingelieferten 
Gefangenen und Vergleichung seiner Kennzeichen mit der 
Personalbeschreibung der Artikelliste oder des offenen 
Blattes (und auch durch Vergleichung seines Aeusseren 
mit der Photographie, wenn eine solche der Artikelliste 
des Zwangsarbeitshäuslers oder Landstreichers beigefügt 
ist) vor allem von der Identität des eingelieferten Ge¬ 
fangenen, sodann von der Unversehrtheit der Fesseln, 
wenn der Gefangene gefesselt transportirt wird, und end¬ 
lich vom Vorhandensein aller fiskalischen Kleidung. 
Wäsche und Fussbekleidung, die in der Artikelliste oder 
auf dem dem offenen Blatte beigefügten Kleiderzettel 
angegeben sind. Er nimmt dem Konvoisoldaten oder 
Polizisten die eigenen Gelder und Werthsachen des Ge¬ 
fangenen ab und stellt ihm eine Quittung über den Em¬ 
pfang des Gefangenen, sowie der Gelder und Werth¬ 
sachen aus. [Vgl, § 97 P. D.| 

§ 52. Darauf trägt der Bureauispektor und in seiner 
Abwesenheit der Inspektor vom Tagesdienst (§ 21) alle 
nothwendigen Vermerke über den eingelieferten Gefangenen 
in das entsprechende Register und die alphabetische Ge¬ 
fangenliste ein (Anl. III und IV). Einen Strafgefangenen 
trägt er auch in den Strnfenkalender (Anl. V) ein und 
eröffnet ihm, bis zu welchem Tage, Monat und Jahr seine 
Strafzeit unter normalen Verhältnissen abläuft. Alle 
Schriftstücke über den betreffenden Gefangenen werden 
in einen Aktendeckel geheftet (s. Anl. VIII) und bilden 
ein besonderes Aktenstück, zu welchem aller fernere 
Schriftverkehr über denselben Gefangenen genommen 
wird Auf dem Aktendeckel werden in den entsprechenden 
Rubriken die Strafthaten u. s. w. vermerkt. Im Falle der 
Ueberführung eines Gefangenen aus einer Gefangenanstalt 
in die andere werden seine Akten ihm nach geschickt. 
Wenn ein rückfälliger Gefangener früher in derselben 
Strafanstalt eingesperrt war, so sind die über ihn geführ¬ 
ten Akten aus dem Archiv zu entnehmen und den neuen 
Akten vorzuheften: wenn er in einer andern Anstalt ein¬ 
gesperrt war, können die dort über ihn geführten Akten 


Digitized by 


Google 



155 


eiugefordert werden, um daraus Aufschlüsse über den 
Charakter des Gefangenen zu gewinnen. [Vgl. §§ 103 bis 
105 P. D.] 


Reinigung und Durchsuchung des 
Aufgenommenen. 

§ 53. Wenn in der Strafanstalt eine Badewanne vor¬ 
handen ist (z. B. im Lazareth), so müssen alle neu- 
ankommenden Gefangenen (mit Ausnahme der Transpor- 
taten und Deportaten) ein Bad nehmen. Unterdessen wird 
die den Badenden abgenommene Wäsche, Kleidung und 
das Scbuhzeug untersucht. Falls die Badenden irgend¬ 
welche verbotenen Gegenstände (Feilen, Sägen, Messer, 
Rasiermesser, Geld, Tabak, u. s. w.) bei sich haben, werden 
sorgfältig die verdeckten Theile ihres Körpers untersucht, 
jedoch unter möglichster Schonung ihres Schamgefühls. 
Für das Verbergen solcher Gegenstände können die Ge¬ 
fangenen disziplinarisch bestrafe werden; Tabak, Brannt¬ 
wein, Feilen, Messer u. s. w werden konfiszirt; Geld und 
Werthsachen unterliegen der Konfiskation in keinem Falle, 
sondern es wird damit, wie in § 54 angegeben, verfahren. 
(Hals- oder Brustkreuze und Heiligenbildchen, sowie Trau- 
und Verlobungsringe werden dem Ankömmling nicht 
abgenommen.) Darauf werden alle Gefangenen, soweit 
sie nicht berechtigt (Art. 191 Verord. über Inhaft.) sind 
eigene Wäsche und Kleidung zu tragen, vom Hausvater 
und, wo dieser fehlt, vom Oberaufseher mit reiner fiskalischer 
Wäsche, Kleidung und mit Schuhzeug bekleidet und einst¬ 
weilen in einer besonderen Annahmestube untergebracht. 

Wenn sich bei der Untersuchung zeigt, dass ein Ge¬ 
fangener an einer Hautkrankheit leidet, oder wenn er 
selbst bei der Aufnahme eine derartige angiebt, so wird 
er von den übrigen Gefangenen abgesondert, bis von dem 
Anstaltsarzt eine Weisung eintrifft, wie mit dem Kranken 
zu verfahren sei. 

Wenn die Gefangenanstalt keine Badeeinrichtung hat, 
so werden alle Gefangenen, wie oben angegeben, betrachtet 
und untersucht. Dabei werden diejenigen, deren Körper 
mit Schmutz oder Ungeziefer bedeckt ist, solange von den 
andern getrennt, bis sie im Wasch raum gesäubert sind. 
Darauf werden ihnen Kopf- und Barthaare geschnitten 
und der Hausvater oder, wo dieser fehlt, der Oberauf- 
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Seher bekleidet sie mit reiner fiskalischer Kleidung, 
Wäsche und mit Schuhzeug. 

Die körperliche Untersuchung der weiblichen Ge¬ 
fangenen wird von Aufseherinnen und, wo diese fehlen, 
von den Frauen der Aufseher vorgenommen; von Männern 
darf dabei ausser dem Arzte niemand zugegen sein. fVgl. 
§ 98 P. D.] 

§ 54. Die den Gefangenen abgenommenen Gelder und 
Werthsachen werden in ein Quittungsbuch (Anl. VI.) ein¬ 
getragen und in der Bureaukasse aufbewahrt, wenn auf 
jeden Gefangenen nicht mehr als 25 Rubel kommt und 
die Gesammtsumme dieser Gelder in den Bezirksgefäng¬ 
nissen die Summe von 500 Rubel, in den übrigen Ge¬ 
fangenanstalten die von 1500 Rubel nicht übersteigt; die 
Überschiessenden Gelder werden zur Aufbewahrung auf 
die Sparkasse gegeben (§ 37). Pässe, Taufscheine und 
sonstige Urkunden werden unter Eintragung in dasselbe 
Buch in ein Kouvert gelegt, welches den Akten des-Ge¬ 
fangenen beigeheftet wird. Dem Gefangenen wird sodann 
eine Quittung mit genauer Bezeichnung der ihm ab¬ 
genommenen Gelder, Werthsachen und Urkunden in die 
Hand gegeben. Werthlose Papiere, Briefe, sowie Kleidung, 
Schuhzeug, Wäsche und sonstige dem Gefangenen ab- 
genommeneu Sachen werden dem Hausvater und, wo 
dieser fehlt, dem Oberaufseher zur Aufbewahrung über¬ 
geben. Dieser trägt alle Sachen in das Buch für eigene 
Sachen der Gefangenen (Anl. VII.) ein, schätzt die Sachen 
ab und lässt von dem Gefangenen durch Unterschrift die 
Richtigkeit des Eintrags und der Schätzung bescheinigen. 
Wenn der Gefangene nicht schreiben kann oder die Unter¬ 
schrift verweigert, so wird die Richtigkeit des Eintrags 
durch den Inspektor vom Tagesdienst oder den Direktor 
oder Oberinspektor selbst bescheinigt. Wäsche, Lein-wand- 
und Baumwollenkleidung, die den Gefangenen abgenommen 
sind, müssen gewaschen, Schuhzeug und wollene Kleidung 
sorgfältig gereinigt werden. Darauf werden alle diese 
Sachen, soweit nicht eine besondere Desinfektion erforder¬ 
lich ist, in Säcke gepackt (zu deren Anfertigung die Be¬ 
stände der Anstaltsniederlagen an ausgemusterten Lein¬ 
wandfabrikaten verwendet werden, die zu Gefangenen wasche 
nicht zu verarbeiten sind), und in einer besonderen Ab¬ 
theilung der Zeugkammer untergebracht. An jeden Sack 
ist ein Holz- oder Blechschild mit der Angabe der Nummer 
zu binden, auf welche die Sachen iin Buche eingetragen 
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stehen. Die Säcke .'5ind nach der Reihenfolge der Nummern 
an Riegeln aufzuhängen oder auf dem Fu.ssboden neben¬ 
einanderzulegen. Mindestens zweimal im Jahre werden die 
.Sachen aus den Säcken herausgenommen, gelüftet und 
ausgeklopft. Für jeden Verlust an eigenen Sachen der 
Gefangenen oder deren Verderb durch Unachtsamkeit des 
Hausvaters oder (Iberaufschers haftet nicht nur dieser mit 
seinem Vermögen, sondern auch der Haushaltsinspektor, 
sowie der Direktor oder Oberinspektor selbst, wenn sie es 
an der nöthigen Aufsicht fehlen Hessen. [Vgl. §§ 99, 
100 P. D.l 

Aerztliche Untersuchung des Aufgenommenen. 

§ 55. Der Anstaltsarzt untersucht bei jedem Besuch 
der Anstalt die neu angekommenen Gefangenen auf ihren 
Gesundheitszustand und die Arbeitsfähigkeit und trägt Ver¬ 
merke darüber in die Sanitätsliste ein, die für jeden Ge¬ 
fangenen besonders geführt wird. (Anl. IX) Diese Liste 
wird dem Direktor oder Oberinspektor zur Einsicht vor¬ 
gelegt und kommt darauf zum Arzt zurück, der darin alle 
folgenden Vermerke über Krankheiten, Verstümmelungen 
u. 8. w. des Gefangenen einträgt. Bei der Entlassung des 
Gefangenen oder bei seiner Ueberführung in eine andere 
Gefangenanstalt wird die Liste zu seinen Akten genommen. 

Wenn der Gefangene aus einer Gefangenanstalt ein¬ 
geliefert ist, wo eine gefährliche Epidemie aufgetreten ist 
fCholera, Pocken, Typhus u. s. w.), so muss der Arzt die 
(Inkubations-)Periode angeben, in welcher der Gefangene 
möglichst von den übrigen zu isoliren ist. Gefangene und 
deren Kinder, die noch nicht gegen Pocken geimpft sind, 
werden von dem Anstaltsarzt geimpft. [Vgl. § 107 P. D.] 

Abtheilung 2. 

Vertheilung der Gefangenen auf gemeinschaftliche 
Stuben, Einzel- und Nachtzellen. 

[Vgl. §§ 71-87 P. D.] 

§ 56. Nach der ärztlichen Untersuchung befragt der 
Direktor oder Oberinspektor der Anstalt die neuange- 
kommenen Gefangenen, Avelche in der Anstalt bleiben sollen, 
über ihre frühere Kriminalität, Beschäftigungsweise u. s. w., 
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füllt dabei die entsprechenden Rubriken auf den Akten¬ 
deckeln aus und vertheilt die Gefangenen, wie unten an¬ 
gegeben, auf gemeinschaftliche Stuben, Einzel- und Nacht- 
zellen. Jedem weist er eine seinen Kräften und Fähig¬ 
keiten entsprechende Arbeit zu, einigen auch (§ 99) Be¬ 
schäftigung in der Schule. Kann der Gefangene nürht lesen, 
so macht ihn der Direktor oder Oberinspektor mit den 
hauptsächlichsten Vorschriften über die Haltung der Ge¬ 
fangenen bekannt; kann der Gefangene lesen, so genügt 
es, wenn der Direktor oder Oberinspektor ihn auf die Noth- 
wendigkeit hinweisen, sich mit den obengenannten Vor¬ 
schriften bekannt zu machen, welche in allen Zellen, ge¬ 
meinschaftlichen Schlafstuben und der Annahmestube auf- 
gebängt sein müssen. Darauf erhält jeder in der Anstalt 
bleibende Gefangene ein Täfelchen nach vorgeschriebenem 
Muster. fVgl. § 101 P. D.] 

Einzelhaft. 

§ 57. In Einzelzellen sind unterzubringen 

a) vor allem Untersuchungsgefangene über 17 Jahre, 
welche auf Verlangen der Gerichts-, Unter- 
suchungs- oder Gendarmeriebehörden so lange 
in derartiger Haft zu halten sind, bis sie nach 
Beendigung des Untersuchungs- oder des polizei¬ 
lichen Ermittelungsverfahrens unter Aufsicht des 
Staatsanwalts gestellt werden; sodann, wenn 
noch Zellen frei sind, 

b) aus der Zahl der zu Gefängniss Verurtheilten 
oder derer, bei welchen die Gefängnissstrafe 
an Stelle der Zuchthausstrafe getreten ist') 
(nach Art. 77 Satz 3 Strafgesetzbuchs) vorzugs¬ 
weise Gefangene im Alter zwischen 17 und 25 
Jahren, welche zum ersten Mal verurtheilt sind 
und ganz kurze Strafen absitzen (sowie solche, 
die sich durch fortgesetzte schlechte Führung 
auszeichnen und dadurch einen schädlichen Ein¬ 
fluss auf die anderen Gefangenen ausüben). 

§ 58. Die Einzelzellen sollen alle besetzt sein. Es 
können deshalb Gefangene, welche den Anfang ihrer Strafe 
in gemeinschaftlichen Stuben verbüsst haben, später in 

[Frauen, Altersschwache, Gebrechliche und andere Personen, 
welche die schwere Arbeit in den Zuchthäusern nicht aushalten.] 
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Freiwerdeiide Einzelzelleu iibergeführt werden. Nach Ver¬ 
lauf vou anderthalb Jahren Einzelhaft müssen jedoch alle 
Strafgefangene, auch wenn sie selbst um Fortsetzung der 
Einzelhaft bitten, in gemeinschaftliche Stuben übergeführt 
werden. Untersuchungsgefangene, welche nach Schluss 
der Voruntersuchung 1) den Wunsch aussprechen, in Einzel¬ 
haft zu bleiben, können gegen ihren Willen nur bei 
Mangel an Einzelzellen in gemeinschaftliche Stuben über¬ 
geführt werden. Politische Gefangene, welche nach 
Schluss der Voruntersuchung') Ueberführung in gemein¬ 
schaftliche Haft verlangen, sind mit Wissen der Staats¬ 
anwaltschaft in einer gemeinschaftlichen Stube zusammen 
mit Gefangenen derselben Kategorien unterzubringen. 

§ 59. Gefangene dürfen nicht in Einzelhaft gehalten 
werden, wenn nach Auskunft des Anstaltsarztes und nach 
Ermessen der Anstaltsverwaltung (§ 27 b) dadurch ihre 
körperliche oder geistige Gesundheit bedroht wird. Die 
Einzelhaft besteht darin, dass der Gefangene sich Tag 
und Nacht in einer verschlossenen Zelle befindet und ihm 
die Möglichkeit benommen ist, mit anderen Gefangenen 
mündlich, schriftlich oder durch Zeichen zu verkehren. 
Der Gefangene darf nur zum Spaziergang und Empfang 
von Verwandten, zur Theilnahme am Gottesdienst und 
Vorführung im Bureau oder Lazareth aus seiner Zelle 
herausgelassen werden Auch hierbei müssen Massregeln 
ergriffen werden, um die Möglichkeit einer Verständigung 
mit anderen Gefangenen oder sonstigen Personen, die 
Zutritt zur Anstalt haben, auszuschliessen. Die Angestellten 
sollen die Strafgefangenen möglichst oft in den Zellen 
besuchen und sich bemühen ihre Persönlichkeit von allen 
Seiten kennen zu lernen, sich über ihre Umgebung in der 
Freiheit und über die Umstände, welche sie zum Verbrechen 
gebracht haben, zu unterrichten, sowie sich ferner 
bemühen, die Gefangenen auf jede mögliche Weise zu 
ermuntern und gute Vorsätze in ihnen wachzurufen. Der 
Direktor oder Oberinspektor, die Inspektoren, der Geist¬ 
liche, der Lehrer und die Vorleser müssen bei ihren regel¬ 
mässigen Rundgängen alle Strafgefangenen mindestens 
einmal im Monat besuchen. In Anstalten mit einer grossen 

') [wörtlich: „welche unter die Aufsicht des Staatsanwalts ge¬ 
stellt sind*. Nach Schluss der Voruntersuchung und vor Eröffnung 
des Hauptverfahrens ist der Staatsanwalt alleiniges Strafverfolg- 
uogsorgan.] 
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Zahl von Einzelzellen vermerken alle obenaufgezählten 
Beamten zur Unterstützung ihres eigenen Gedächtnisses 
und zur Kontrolle in einem besonderen Heft die Tage, an 
denen sie die einzelnen Zellen besucht haben. 

Die weiblichen Strafgefangenen, die sich in Einzelhaft 
befinden, werden ausser von der Inspektrice, dei* Lehrerin, 
den Vorleserinnen und Aufseherinnen auch vom Direktor 
oder Oberinspektor und dem Geistlichen, sowie im Noth- 
falle auch von den Inspektoren und dem Arzt besucht. 
Beim Besuch von Männern in den Weiberzellen bleibt die 
Thür zum Korridor offen. Im Korridor soll sich während 
dieser Zeit die diensthabende Aufseherin befinden. 

§ 60. Die in Einzelhaft befindlichen Untersuchungs¬ 
und namentlich die politischen Gefangenen soll die Ge- 
fängnissverwaltung bei den oben beschriebenen Besuchen 
unter keinen Umständen nach den Ursachen fragen, die 
sie ins Gefängniss gebracht haben. 

§ 61. Die Einzelzellen müssen mindestens einen Raum¬ 
inhalt von 2'/^ Kub. Saschen [ 2 U /4 cbm] und ein Fenster 
von 2 Quadr. Arschinen [1 qm] mit einer Klappe von 
1 Quadr. Arschine [Vj qm] haben. Zellen mit geringerem, 
aber mindestens U/s Kub. Saschen [16Ys cbm] Rauminhalt 
und einem Fenster von 1 Quadr. Arschine [*/* qm], welches 
mit Klappe versehen ist, dürfen nur für eine kurze Haft¬ 
dauer von höchstens 6 Wochen verwendet werden. Auf 
jeder Zellenthüre ist die Nummer der Zelle und auf der 
Thür einer der Zellen von gleicher Grösse auch der Raum¬ 
inhalt in Kub. Saschen mit Oelfarbe anzugeben. 

Nächtliche Trennung. 

§ 62. In den Nachtzellen der Zuchthäuser werden 
untergebracht: 

a) alle Personen, die gesetzlich von körperlichen 
Züchtigungen ausgenommen sind, und 

b) möglichst solche Gefangenen, die der Päderastie 
oder unzüchtiger Handlungen mit anderen Ge¬ 
fangenen verdächtig, oder bei Trunkenheit, 
nächtlichem Hazardspiel oder im Besitz von 
Karten oder anderen Spielgegenständen abgefasst 
sind. 

Aus der Zahl der Nachts in besonderen Zellen zu 
haltenden Personen, sollen die von körperlichen Züch- 
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tigungen Ausgenotnmenen auch am Tage von den anderen 
Gefangenen getrennt gehalten werden. 

Die Nachtzellen müssen für jeden Gefangenen min¬ 
destens D/g Kuh. Saschen (10*/^ cbm) Luft haben und von 
Fenstern erhellt sein, die mit Klappen versehen sind. 

Gemeinschaftliche Haft. 

§ 63. In den gemeinschaftiichen Stuben werden die 
Gefangenen unter Beobachtung der Vorschriften der Ait. 
172, 174—176, 178 und 182 d. Verord. ü. Inhaft, unter¬ 
gebracht. Dabei sind die Transportgefangenen so unter¬ 
zubringen, dass sie möglichst wenig mit den eingesessenen 
in Berührung kommen. Minderjährige Gefangene unter 
17 Jahren werden in einer besonderen Abtheilung derartig 
untergebracht, dass kein Verkehr zwischen ihnen und den 
erwachsenen Gefangenen möglich ist. In dieser Abtheilung 
können auch Minderjährige über 17 Jahre untergebracht 
werden, sofern sie keinen schlechten Einfluss auf die 
übrigen Gefangenen ausüben; wenn sie volljährig werden, 
verbüssen sie den Rest ihrer Strafe, wenn dieser nicht 
mehr als IV? Jahre beträgt, möglichst in Einzelzellen, 
damit ihr Charakter nicht in den gemeinschaftlichen Stuben 
verdorben wird. Gefangene, die zu keiner, auch nicht zu 
leichter Arbeit im Haushalt fähig sind. Altersschwache, 
Gebrechliche, Verstümmelte und chronisch Kranke, können, 
falls ihre Zahl in der Anstalt beträchtlich ist, in eine 
besondere Invaliden Stube gebracht werden, die unter der 
unmittelbaren Aufsicht des Arztes und des Krankenwärters 
steht. Wo es die Anstaltsräumlichkeiten erlauben, ist es 
zweckmässig, diejenigen Gefangenen in eine besondere 
Stube zu bringen, welche zum ersten Male verurtheilt 
sind oder zwar im Rückfalle, aber für Handlungen, die 
keine ehrlose Gesinnung darthun, so lange ihre Führung 
in der Anstalt vorwurfsfrei ist. In den Zucht- und Zwangs¬ 
arbeitshäusern sollen auch möglichst diejenigen in einer 
besonderen Stube untergebracht werden, welche in die 
Klasse der Gebesserten versetzt sind. 

§ 64. Die in gemeinschaftlicher Haft gehaltenen Ge¬ 
fangenen sollen täglich aus den Schlafräumen in die Werk¬ 
stätten oder zu auswärtigen Arbeiten geführt werden, 
damit in der Zwischenzeit die Luft in den Schlafzimmern 
gründlich erneuert werden kann. Dies geschieht durch 
Oeffnen aller Fenster im Sommer, aller Fenster- und Ofen- 

Blitter für GefSngnitskande. XXXVII. 11 
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klappen im Winter. In den gemeinschaftlichen Schlafräumen 
muss auf jeden Gefangenen, der dort schläft, mindestens 
1 Kub. Sasch. [9^8 cbm], und in den Werkstätten auf jeden 
Arbeiter mindestens Yg Kub. Sasch. [8 cbm] Luft kommen. 
Wenn es nothwendig ist, die Gefangenen auch am Tage 
in den Schlafräumen zu halten und arbeiten zu lassen, so 
muss in diesen Räumen, die nur während des Spazier¬ 
ganges der Gefangenen gelüftet werden, auf jeden Ge¬ 
fangenen mindestens lYc Kub. Sasch. [17®/* cbm] Luft 
kommen. Auf den Thüren aller gemeinschaftlichen Stuben 
müssen mit Oelfarbe angegeben sein: die No. der Stube, 
der Rauminhalt in Kub. Sasch. und die grösste Zahl von 
Gefangenen, mit der die Stube belegt werden kann. So 
lange diese Maximalziffer nicht überschritten ist, sind die 
Thüren, welche von der Stube auf den Korridor führen, 
verschlossen zu halten. 

Wochenbericht über die Besetzung der Anstalt. 

§ 65. Der Direktor oder Oberinspektor reicht am 
Sonnabend jeder Woche dem Oberinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten persönlich oder durch die Post einen 
Bericht ein über Zu- und Abgang der Gefangenen und die 
Anzahl von freien Plätzen in den Stuben und Zelten jeder 
Abtheilung (für Männer, Frauen, Minderjährige), sowie im 
Lazareth oder Krankenzimmer (Anl. II). Ausserdem über¬ 
sendet der Direktor oder Oberinspektor jährlich, spätestens 
bis zum 3. Januar, ohne jedes Begleitschreiben der General- 
gefängnissverwaltung und dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten eine statistische Uebersicht 
über die Zahl der Gefangenen. 

Abtheilung 3. 

Bewachung der Gefangenen. 

[Vgl. §§ 109-126 P. D.] 

§ 66. Die Bewachung der Gefangenen muss so 
organisiert sein, dass ein Entfliehen unmöglich ist. Um 
die Anwesenheit aller; Gefangenen festzustellen, hält der 
Oberaufseher Morgens und Abends bei der Ablösung der 
Aufseher in Gegenwart des diensthabenden Oberbeamten 
der Anstalt (§ 20) eine Revision ab, indem er die Gefangenen 
stubenweise zählt und namentlich aufruft. 
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Schutzmauer, Pförtner, Aussenposten. 

§ 67. Wenn die Anstalt, in der die Gefangenen unter¬ 
gebracht sind, nicht von allen Seiten mit einer Mauer 
umgeben ist, sondern mit einer Fa^ade unmittelbar auf 
die Strasse oder einen Platz geht, so kann an dieser Seite 
beständig oder nur tagsüber ein Aussenposten aufgestellt 
werden. Dem Aufseher, welcher auf diesem Posten steht, 
können zugleich die Obliegenheiten eines Pförtners über¬ 
tragen werden, wenn sich auf der betreffenden Seite ein 
Eingang in die Anstalt befindet. In den Anstaltsböfen 
dürfen Aussenposten nur vorläufig aufgestellt werden, 
nämlich solange die (Stein- oder Holz-, d. h. Pallisaden-) 
Umfriedung noch nicht die vorschriftsmässige Höhe von 
12 Fuss erreicht hat. An der Innenseite der Mauer sind 
keine niedrigeren Anbauten oder Niederlagen von Holz oder 
Backsteinen zu dulden, über welche die Gefangenen auf 
die Mauer klettern könnten. Ebenso dürfen auf den An¬ 
staltshöfen oder in unverschlossenen Nebengebäuden nicht 
Leitern, Stangen, Bretter u. s, w. umherliegen. [Vergleiche 
§ 113 P. D.] 

§ 68. Anstalten, in denen Gefangene gehalten wer¬ 
den, dürfen nur einen Eingang haben; alle andern Thore, 
Thüren und Pforten sind beständig verschlossen zu halten 
und die Schlüssel ira Bureau unter Verantwortlichkeit des 
Diensthabenden Inspektors aufzubewahren. Am Eingang 
steht am Tage von der Morgen- bis zur Abendrevision 
ein Pförtner. Diesem kann auch je nach den örtlichen 
Verhältnissen der Dienst für das Bureau und die Ueber- 
wachung der Stuben, Zellen und anderen bewohnten 
Räumen übertragen werden, welche sich im Erdgeschoss 
der Anstalt befinden. Der Eingang zum Gefängniss ist 
stets verschlossen zu halten, der Schlüssel befindet sich 
am Tage in der Hand des Pförtners, (Nachts bei einem 
der Nachtaufseher). Der Pförtner braucht nicht unaus¬ 
gesetzt am Eingang zu sein. Er öffnet die Thür oder 
Pforte ira Thore nur auf Klingeln, nachdem er sich zuvor 
durch das Fensterchen, welches in die Thür eingelassen 
ist, davon überzeugt hat, dass der Klingelnde freien Zu¬ 
tritt zur Anstalt hat; andernfalls meldet er dem dienst¬ 
habenden Oberbeamten oder dem Oberaufseher. Beim 
Einlassen von Gefangenen in die Anstalt, die von Aussen- 
arbeiten, von Gerichtsverhandlungen und dergl. heim- 
kehren, sowie beim Ein- und Auslass von Fuhrwerk, muss 
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der Pförtner Gefangene wie Fuhrwerk sorgfältig unter¬ 
suchen. Mit abgenommenen Sachen wird verfahren, wie 
in § 53 angegeben ist. Die Aufseher und fremde, auf 
freiem Fusse befindliche Personen dürfen beim Betreten 
der Anstalt nur untersucht werden, wenn begründeter 
Verdacht besteht, dass sie verbotene Sachen in die An¬ 
stalt bringen. [Vgl. §§ 114—116 P. D.] 

Innenposten. 

§ 69. Die Zahl der inneren Aufseher-Tagesposten 
muss der Lage der inneren Räumlichkeiten der Anstalt 
entsprechen. Auf einen postenstehenden Aufseher sollen 
für gewöhnlich nicht über 60 und nicht unter 20 Gefangene 
kommen. Die postenstehenden Aufseher müssen genau 
wissen, wieviel Gefangene ihrer Aufsicht anvertraut sind 
und wo sich jeder einzelne von ihnen im gegebenen 
Augenblick befindet. Die Gefangenen sollen sie zur 
genauen Befolgung der Hausordnung, zu eifriger Arbeit 
und sorgsamen Umgang mit den Arbeitsmaterialien und 
Werkzeugen zwingen. Sie sind allgemein verantwortlich 
für Ruhe und Ordnung, gute Luft, Reinlichkeit der Leute 
und der Stuben, ordnungsmässigen Zustand der Thüren, 
Gitter, Schlösser, Riegel, Oefen, Ventilatoren, der ver¬ 
schiedenen Leitungsanlagen und des gesammten Inventars 
der ihnen anvertrauten Abtheilungen. Die Aufseher sind 
mit den Schlüsseln der inneren Thüren zu versehen, die 
in ihre Abtheilungen, Stuben und Zellen führen. Diese 
Schlüssel trägt der Aufseher stets bei sich, unter keinen 
Umständen lässt er sie irgendwo liegen oder im Schlüssel¬ 
loch stecken; die Zellen öffnet er der Reihe nach, sodass 
gleichzeitig stets nur eine Zelle in der Abtheilung geöffnet 
ist. Der Direktor oder Oberinspektor, der diensthabende 
Inspektor und der Oberaufseher sollen ein Bund Schlüssel 
haben, mit denen sie alle inneren Thüren öffnen können. 
Diese Schlüsselbunde dürfen die genannten Personen unter 
keinen Umständen, wenn auch auf noch so kurze Zeit, in 
fremde Hände geben. 

§ 70. Mindestens einmal wöchentlich müssen in allen 
Räumen, in welchen sich die Gefangenen aufbalten, vor¬ 
zugsweise zu einer Zeit, in der keine Gefangenen darin 
sind, die Aufseher-Innenposten unter Leitung des Oberauf¬ 
sehers die Gitter, Schlösser, Riegel, Fussböden, Thüren, 
Fensterrahmen, Fensterbretter, Oefen, Ventilatoren u. s. w. 
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sorgfältig nacbsehen, um sich von ihrer Unversehrtheit 
und Vorschriftsmässigkeit zu überzeugen, desgleichen die 
Betten, Kopfkissen, Decken, Bündel, Theekannen und den 
sonstigen Hausrath der Gefangenen, um sich zu ver¬ 
gewissern, dass darin nicht Feilen, Sägen und andere 
Brechwerkzeuge oder überhaupt verbotene Gegenstände 
versteckt sind. Von Zeit zu Zeit sind die Gefangenen 
bei ihrer Rückkehr aus den Werkstätten in die Schlaf¬ 
räume zu durchsuchen, damit sie nicht aus den Werk¬ 
stätten in die Schlafräume Werkzeuge mitnehmen, die zum 
Erbrechen dienen könnten. Wenn die Gefangenen in den 
Zellen oder gemeinschaftlichen Schlafstuben mit Arbeiten 
beschäftigt werden, so müssen alle vorhandenen Metall¬ 
werkzeuge bei der Abendrevision von den Gefangenen 
auf den Korridor gebracht und dort geordnet in Wand¬ 
leisten gesteckt werden, sodass man sie leicht durchzählen 
kann. ]Vgl. §§ 109—112 P. D.] 

Bewachung bei den Aussenarbeiten. 

§ 71. Bei der Begleitung der Gefangenen zu Aussen¬ 
arbeiten sollen auf jeden Aufseher (oder Konvoisoldaten) 
nicht unter 10 und nicht über 20 Gefangene kommen. 
Die letzteren sind während der Arbeit möglichst zusammen 
zu halten, sodass der Aufseher sie stets unter Augen 
hat und bei etwaigen Fluchtversuchen von seiner Waffe 
rechtzeitig Gebrauch machen kann. Einzelne Gefangene 
oder Abtheilungen unter 10 Mann auszuschicken ist im 
Hinblick auf den geringen Arbeitsverdienst und die somit 
nutzlosen Ausgaben für Bewachung nur in Ausnahme¬ 
fällen zulässig. 

Nachtronde. 

§ 72. Im Interesse einer besseren Bewachung der 
Gefangenen während der Nacht sollen alle gemeinschaft¬ 
lichen Schlafräume in einem Gebäude, wenn möglich, sogar 
in einem Stockwerk konzentrirt werden; unter keinen 
Umständen darf angeordnet werden, dass einzelne Ge¬ 
fangene in Werkstätten, Küchen, Backstuben oder sonstigen 
Räumlichkeiten übernachten, die an verschiedenen Ecken 
des Gebäudes oder gar in verschiedenen Gebäuden zer¬ 
streut liegen. 

Die Zahl der Nachtaufseher soll nicht unter 2 und 
nicht über 4 betragen; nur bei einer grossen Anzahl von 
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Anstaltsgebäuden, die sich über eine weite Fläche er¬ 
strecken, darf die Zahl dieser Aufseher mehr als 4 betragen. 
Dabei darf nicht ausser Acht gelassen werden, dass es in 
Wahrheit bei der Verhinderung von Fluchtversuchen der 
Gefangenen nicht auf die Zahl der Wachen, sondern auf 
deren Wachsamkeit ankommt. Während des Nachtdienstes 
zu schlafen, ist den Aufsehern verboten. Es darf aber 
die eine Hälfte der Aufseher in der Aufseherstube sitzend 
ausruben, während die andere Hälfte in der einen oder 
anderen Reihenfolge (die nach den örtlichen Verhältnissen 
vom Direktor oder Oberinspektor festgesetzt wird) alle 
Korridore, an denen Gefangenenschlafräume liegen, und 
alle Höfe, auf welche Fenster von Schlafräumen hinaus¬ 
gehen, abpatrouilliren. Zur Kontrolle der Nachtpatrouillen 
können in den grösseren Gefangenanstalten Kontrolluhren 
und in den übrigen Postenbücher beschafft werden. 
Nöthigenfalls dürfen die Nachtaufseher eine Einzelzelle 
betreten, aber nur zu zweit. Unter keinen Umständen 
sind die Nachtaufseher berechtigt, die gemeinschaftlichen 
Schlafräume zu öffnen, falls dort Unruhen entstehen, ohne 
zuvor den diensthabenden Oberbeamten der Anstalt oder 
den Oberaufseher herbeigerufen zu haben. Der Nacht¬ 
aufseher, der die Schlüssel zum Eingang hat, darf nur den 
Direktor oder Oberinspektor, den diensthabenden Inspektor, 
den Oberaufseher und die Personen ihrer Begleitung ein¬ 
lassen. Gefangene und Fuhrwerke dürfen Nachts nur auf 
Verfügung und in Gegenwart des Direktors oder des Ober¬ 
inspektors, des diensthabenden Inspektors oder des Ober¬ 
aufsehers ein- und ausgelassen werden. Wenn Anstalts¬ 
angestellte innerhalb der Schutzmauer wohnen, so bestimmt 
der Direktor oder Oberinspektor, unter welchen Beding¬ 
ungen sie Nachts ein und auszulassen sind. [Vgl. § 117 P.D.] 

Anmerkung. Die Gefangenenaufseherinnen haben als Tages- 
und Nachtposten im Innern dieselben Pflichten wie die Aufseher. 
Wenn in der Anstalt nicht mehr als zwei Aufseherinnen sind, so liegt 
auch die Bewachung der Weiberabtheilung den Nachtaufsehem ob. 
Doch dürfen sie Einzelzellen der Weiberabtheilung nur in Begleitung 
des diensthabenden Oberbeamten der Anstalt betreten. 


Ausrüstung der Aufseher mit Waffen, 
Pfeifen u. s. w. 

§ 73. Der Oberaufseher muss mit einem Säbel und 
einem mit scharfen Patronen geladenen Revolver be- 
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waffnet sein, die Uiiteraufseher mit dem gleichen Revolver 
und ausserdem auf Aussenposten und bei der Begleitung von 
Gefangenen zu Aussenarbeiten oder bei Nachtpatrouillen 
im Hofe mit einer Büchse und 12 scharfen Patronen in der 
Patronentasche. Alljährlich sollen die Aufseher im Ge¬ 
brauch der Feuerwaffen von einem Fachmann (z. B. dem 
Kommandeur des Konvoikommandos) ausgebildet werden. 
.\lle diensthabenden Aufseher UQd Aufseherinnen sind mit 
Pfeifen zu versehen, damit sie sich im Nothfall gegenseitig 
zu Hilfe rufen können. Die Nachtaufseher werden zweck¬ 
mässiger Weise mit hellleuchtenden Handlaternen und mit 
Filzpantoffeln oder emem anderen geräuschlosen Schuhzeug 
versehen. Der diensthabende Oberbeamte und der Ober¬ 
aufseher sind verantwortlich dafür, dass alle Aufseher zu 
Beginn ihres Dienstes nüchtern sind, in sauberem Anzug 
und in Uniform erscheinen, sowie mit den vorgeschriebenen 
Waffen, Pfeifen, Laternen und Schleichschuhen versehen 
sind. 


Aussergewöhnliehe Ereignisse, Feuersbrunst, 
Flucht u. s. w. 

§ 74. Für den Fall von Meuterei, Flucht, Feuers¬ 
brunst und sonstiger aussergewöhnlicher Ereignisse sollen 
nach Möglichkeit Klingeln von dem Hauptbau der Ge¬ 
fangenanstalt nach der Aufseherkaserne und den Dienst¬ 
wohnungen des Direktors oder Oberinspektors und der 
Inspektoren angebracht werden. Aber auch ohne derartige 
Ahirmirung haben alle Angestellten der Anstalt in der¬ 
gleichen Fällen auch während ihrer dienstfreien Zeit 
schleunigst in der Gefangenanstalt zu erscheinen. 

§ 75. Zur Verhütung von Feuersgefahr ist zur Zeit 
der Abendrevision in, allen Oefen das Feuer auszulöschen 
und die Asche aus den Oefen in gusseiserne Behälter zu 
harken, die mit Deckeln versehen sind. Die Ofenrohre 
sind monatlich zu reinigen. Auf dem Dachboden, nament¬ 
lich in der Nähe der Schornsteine, dürfen keine hölzernen 
oder sonstigen leichtendzündlichen Sachen gehalten werden. 
Der Raum, wo das Petroleum aufgehoben wird und die 
Lampen zurecht gemacht werden^ muss in einem Keller 
mit Lehmfussboden und steinerner Ueberwölbung liegen. 
Die Stuben sind Nachts mit Lampen zu beleuchten. Diese 
werden möglichst vom Korridor aus in Oeffnungen gestellt, 
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die durch die Wand gebrochen und auf der Seite der 
Schlafräume vergittert sind. Unter keinen Umständen 
dürfen die Gefangenen Streichhölzer oder Stahlfeuerzeuge 
in der Stube oder Zelle bei sich haben. Diejenigen Ge¬ 
fangenen, welche während des Spaziergangs rauchen dürfen, 
(§ 81) geben nach Beendigung desselben ihre Streichhölzer 
dem Aufseher zur Aufbewahrung. 

Die Aufseherposten müssen wissen, wo sich die Feuer- 
löschgeräthschaften befinden, und damit umgehen können. 
Bei Ausbruch von Feuer müssen nicht nur Massnahmen 
zur Rettung der Gefangenen, sondern auch zur Flucht¬ 
verhinderung ergriffen werden. 

§ 76. Das gleichzeitige Anlegen von Fuss- und Hand¬ 
fesseln soll als eine äusserst empfindliche Massnahme auf 
die im Gesetz aufgeführten Gefangenen (Abs. 8 Art. I und 
Art. II des Gesetzes vom 23. Mai 1901) nur mit besonderer 
Vorsicht angewandt werden. Bei Krankheiten, welche die 
Anlegung von Fesseln verbieten, müssen die Fesseln den 
Gefangenen auf Veranlassung des Anstaltsarztes unter 
gleichzeitiger Verschärfung der Lazarethaufsicht abge¬ 
nommen werden. 

Ist ein Gefangener entflohen, so hat der Direktor 
oder Oberinspektor unverzüglich Anordnungen zu seiner 
Wiederergreifung zu treffen, nämlich die dienstfreien Auf¬ 
seher zu seiner Verfolgung auszuschicken und gleichzeitig 
den Vorfall mitzutheilen a) der Polizeibehörde des Flucht¬ 
ortes, des Wohnsitzes und des letzten Aufenthaltsortes des 
Entflohenen, b) dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten, c) dem Staatsanwalt, der die Aufsicht 
über die Anstalt führt. Unabhängig hiervon stellt der 
Direktor oder Oberinspektor auf Grund der frischen Spuren 
Ermittelungen an, wie die Flucht bewerkstelligt und ob 
sie durch Verfehlungen oder Versehen von Angestellten 
oder durch Unzulänglichkeiten der Räume und Ein¬ 
richtungen der Anstalt begünstigt wurde. Ueber das 
Ergebniss der Ermittelungen meldet der Direktor oder 
Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten unter Angabe der Massnahmen, 
welche nach seiner eigenen Ansicht oder nach der Meinung 
der Konferenz (§ 27 e) zur Verhütung einer Fluchtwieder¬ 
holung zu ergreifen sind. [§§ 118—122, 125 P. D.] 
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Abtheilung 4. 

Haltung der Gefangenen. 

Wohnräume und deren Einrichtung. 

§ 77. Die Gefangenen sollen in sauberen, trockenen, 
gut gelüfteten und ungezieferfreien Stuben, Zellen und 
Weikstätten untergebraclit werden. Die Fussböden sind 
täglich zu fegen und mindestens zwei Mal wöchentlich 
aufzuwaschen, Wände und Decke sind jedes Jahr zu weissen. 
Im Winter sind die Wohnräume so zu heizen, dass die 
Temperatur auf 12—14* R bleibt. Die gemeinschaftlichen 
Schlafräume, Korridore und Treppen sind die ganze Nacht 
über, Werkstätten, Küche, Backstube, Waschhaus nur 
während der Arbeitszeit, die Zellen bis zur Abendrevision 
zu beleuchten. 

Jeder Gefangene soll sein eigenes Bett haben. Ausser¬ 
dem gehören in die Zellen und Stuben Tische, Bänke und 
Schränke oder Wandbretter für die Aufbewahrung der 
Sachen der Gefangenen und des fiskalischen Ess-, Trink- 
und Waschgeschirrs. In den Zellen und den Kammern, 
in welchen die Gefangenen Tag und Nacht sind, sollen 
die Betten zum Hochklappen eingerichtet sein, ln Schlaf- 
räuraen, w'elche di^ Gefangenen am Tage verlassen, können 
die Betten zweistöckig sein, namentlich, w’enn die Schlaf¬ 
räume hoch sind und ihr Rauminhalt an Luft anders nicht 
voll ausgenutzt werden kann. Die fortlaufenden Pritschen, 
auf denen die Gefangenen der Reihe nach hingestreckt 
schlafen, werden allmählich vernichtet. Die hölzernen 
Nachtkübel, welche in Abgang kommen, sind durch irdene 
oder blecherne Eimer mit festschliessenden Deckeln zu 
ersetzen. Die Abtrittsgruben sind alle 2 Wochen zu leeren 
und die Eimer täglich sorgfältig auszuspUlen. [Vgl. § 129 P. D.j 

Kleidung, Wäsche, Schuhzeug, Baden und 
Haarschneiden. 

§ 78. Die Gefangenen, welche fi.skalische Kleidung, 
Wäsche und Fussbekleidung benutzen, erhalten diese vom 
Hausvater oder, wo dieser fehlt, vom Oheraufseher nur 
in sauberem und heilem Zustande. Dabei darf ein Ge¬ 
fangener in die Wäsche, die ein anderer getragen hat. 
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nur eingekleidet werden, wenn die Wäsche in-kochendem 
Wasser ausgewaschen ist 

Baumwollene Kleider und Leibwäsche werden wöchent¬ 
lich, Bettwäsche alle 2 Wochen gewechselt. 

Gefangene, welche eigene Wäsche und Kleidung 
tragen (Art. 91 Verord. ü. Inbaft.) können nach denselben 
Zeitabschnitten ihre Wäsche und Kleidung zur Wäsche in 
die Gefängnisswaschanstalt schicken und zwar gegen eine 
besondere vom Direktor oder Oberinspektor festzusetzende 
Vergütung, die aber nur dann erhoben wiid, wenn sie 
eigenes Geld auf dem Gefängnissbureau in Aufbewahrung 
haben. 

Die unter Anklage stehenden Gefangenen,*) welche 
fiskalische Kleidung, Wäsche und Fussbekleidung tragen, 
werden zur Gerichtsverhandlung in demselben Anzüge 
geführt, mit dem sie in die Anstalt kamen. Ausserdem 
erhält der Gefangene im Winter, wenn seine eigenen 
Kleider und Schuhe ihn nicht vor der Kälte schützen, 
fiskalischen Halbpelz, Mütze oder Haube, Stiefel oder 
Schuhe. Diese werden dem Angeklagten bei seiner Ab¬ 
lieferung im Gerichtsgebäude von den Begleitmannschaften 
abgenommen und ins Gefängniss zurückgebraebt, falls der 
Angeklagte freigesprochen wird, und nicht sogleich zum 
Gefängniss zurückkehren will, um sich die ihm zuslehen- 
den Gelder auszahlen zu lassen u. s. w. 

Alle zwei Wochen werden die Gefangenen zum 
6aden geführt. Haupt- und Barthaare werden ihnen 
monatlich geschnitten. Dabei ist den Untersuchungs¬ 
gefangenen bis zu ihrer Aburtheiiung die Haar- und Bart¬ 
tracht unverändert zu lassen. Den weiblichen Gefangenen 
dürfen die Haare nur auf Verlangen des Arztes im Interesse 
ihrer Gesundheit geschnitten werden. Bei Zwangsarbeits¬ 
häuslern kann die eine Kopfhälfte rasiert (oder mit der 
Maschine kurz geschnitten) werden, wenn es der Direktor 
oder Oberinspektor nach den örtlichen Verhältnissen zur 
Verhinderung der Flucht für nothwendig erachtet und nach 
Ansicht des Anstaltsarztes keine .schlimmen Folgen für die 
Gesundheit des Gefangenen zu befürchten sind. Bei Ge¬ 
fangenen, welche am Weichselzopf leiden, darf der Kopf 
ohne Erlaubniss des Arztes unter keinen Umständen rasiert 
werden. [Vgl. §§ 130—133 P. D.j 

') (Untersuc-hiinffsg’efangene, gegc.ii die das Hauptverfahreii er¬ 
öffnet ist.]. 
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Verpflegung. 

§ 79. Die Gefangenen erhalten zweimal täglich fis¬ 
kalische Kost (Mittag- und Abendessen) und ausserdem 
auch zweimal täglich auf Wunsch heisses Wasser aus der 
Anstaltsküohe zum Aufbrühen ihres eigenen Thees. 

Die Gefangenenkost soll, ohne übermässig von der 
ortsüblichen Volksnabrung abzuweichen, vorzugsweise aus 
solchen Lebensmitteln hergestellt werden, die sich bei 
e;eringera Preise durch grosse Nährkraft auszeichnen (z. B. 
Erbsen, Bohnen, Kartoffeln, Hafermehl, Gerstengraupen, 
Hammel- oder Rinderfett, Lungen, Herz, Leber, Knochen, 
Stockfisch, Magermilch und dergl.) oder die im Gemüse¬ 
garten der Anstalt wachsen. (In diesem sollen weniger 
nahrhafte Gemüse wie: Kohl, Gurken, Rettig, Zwieback, 
Knoblauch, Meerrettig nur in geringer Menge gezogen 
werden.) Dennoch soll die Gefangenenkost so viel Ab¬ 
wechselung aufweisen, dass dasselbe Gericht nicht öfter 
als 2—3 Mal in der Woche mit ein- bis zweitägiger Un¬ 
terbrechung daran kommt. An Fasttagen soll eine beson¬ 
dere Fastenkost gereicht werden. Kranke und Entkräftete 
erhalten auf Vorschrift des Anstaltsarztes eine besondere 
Kranken- oder eine stärkere Portion. Die nach diesen 
Grundsätzen für jede Gefangenanstalt aufgestellte Ver¬ 
pflegungstabelle legt der Gefängnissinspektor oder der 
entsprechende Beamte der Medizinalabtheilung der Pro¬ 
vinzialregierung zur Bestätigung vor. Diese überzeugt 
sich davon, dass die den Gefangenen täglich verabreichte 
Kost im Durchschnitt 118 gr Eiweissstoff auf 56 gr Fett 
und 500 gr Kohlenhydrate enthält Die Verpflegungs¬ 
tabelle soll in der Anstaltsküche aushängen. Rechnung 
über die Verpflegung (s Änl. X—XIII) führt entweder der 
Haushaltsinspektor oder der Oekonom, wo ein solcher da 
ist, oder unter ihrer Aufsicht der Hausvater. Personen, 
die zur Verbesserung der Gefangenenkost Opfer an Geld 
oder Leben.smitteln bringen, erhalten Quittungen. Diese 
werden aus einem Buche herausgerissen, indem'vermerkt 
wird, wann und wozu die Gaben verwendet sind. 

§ 80. Gefangene, welche es vorziehen, Verpflegungs¬ 
gelder zu beziehen (Art. 210—216 Verord. ü. Inhaft.) anstatt 
an der fiskalischen Kost aus dem allgemeinen Kessel theil- 
zunehraen, müssen selbst dafür sorgen, dass ihnen die 
Nahrung täglich in das Gefängniss gebracht wird. Wenn 
sie selbst Niemand haben, der ihnen Kost liefert; so 
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bestimmt der Direktor oder Oberinspektor einen Privatkocli, 
der verpflichtet wird, das Essen gegen eine Taxe, die der 
Direktor oder Oberinspektor festsetzt, in das Gefängniss 
zu liefern. Den Köchen, die in der Anstaltsküche mit der 
Zubereitung der Gefangenenkost beschäftigt sind, ist ver¬ 
boten, besondere Kost auf Privatbestellung von.Gefangenen 
zu kochen. Juden, Mohamedaner und Sektirer, die in 
gemeinsamer Haft gehalten worden, können auf Anordnung 
des Direktors oder Oberinspektors Lebensmittel in rohem 
Zustande erhalten und aus ihrer Mitte Köche wählen, 
welche die Speisen nach ihren Religionsvorschriften in 
eigenem Geschirr, aber in der allgemeinen Anstaltsküohe, 
zubereiten. [Vgl. §§ 1.34, 135 P. D.] 


Anweisungen. 

§ 81. Die Gefangenen sind jeden Sonnabend und die 
Zwangsansiedler und Zwangsarbeitshäusler auch noch am 
Tage vor der Absendung ihres Trupps, berechtigt für die 
Hälfte des von ihnen verdienten Geldes und, wenn sie 
nicht an allen Werktagen mit bezahlter Arbeit beschäftigt 
werden, für Rechnung ihres eigenen im Bureau liegenden 
Geldes Anweisungen zu fordern auf: Semmeln, Kringeln, 
gesalzenen und getrockneten Fisch, sowie Theekannen, 
^üge, Gabeln, Seife, Kämme, Papier, Briefumschläge, 
Federn, Bleistifte, Post- und Stempelmarken u. s. w. Auf 
Anordnung des Arztes können den Gefangenen auch andere 
als die obengenannten Esswaaren (ausser Branntwein! 
verschrieben werden, wenn dies zur Erhaltung ihrer 
Gesundheit nöthig ist. 

Polizei- und Untersuchungsgefangene, sowie zahlungs¬ 
unfähige Schuldner können sich ausserdem Cigaretten, 
Tabak, Cigarettenpapier und Streichhölzer anweisen lassen. 

Die von den Gefangenen verlangten Ess- und sonstigen 
Waaren sind von demjenigen Händler zu beziehen, der sie 
für den verhältnissmässig billigsten Preis in die Gefangen¬ 
anstalt liefert. Es ist nicht erlaubt, von dem Händler eine 
besondere Bezahlung für d^ls Monopol oder für die Ge¬ 
währung eines Ladenraums in der Anstalt zu fordern, ln 
den Stuben und Zellen muss ein Preisverzeichniss der 
Waaren hängen, die sich die Gefangenen anweisen lassen 
können. [Vgl. §§ 136-138 P. P.] 
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Heilung und Beerdigung. 

§ 82. In jeder Gefangenanstalt wird ein Lazareth 
oder Krankenzimmer eingerichtet, wohin auf Anordnung 
des Anstaltsarztes die Gefangenen gebracht werden, die 
so ernstlich erkrankt sind, dass sie von den Arbeiten 
befreit werden müssen. In dem Krankenzimmer und den 
allgemeinen Lazarethsälen müssen auf jeden Kranken 
mindestens 2‘/» Kub. Saschen [24Y8 cbm] und in den 
Isolationszellen mindestens 3 Kub. Saschen [29 cbm] Luft 
kommen. Beim Lazareth soll ein Zimmer für den Arzt 
und die Apotheke, eine Badestube und ein Raum mit einem 
Desinfektionsapparat sein. [Vgl. §§ 150, 151 P. D.] 

§ 83. In den Krankenzimmern und Lazarethen muss 
nur die Trennung von Äjännern und Weibern, sowie von 
Erwachsenen und Minderjährigen unter 17 Jahren streng 
durchgeführt werden. Die nach §§ 59, 62 und 63 dieser 
Dienst-Ordnung vorgeschriebene Vertheilung in gemein¬ 
schaftliche, Nacht- und Einzelzellen wird bezüglich der 
Lazarethe nur dann durchgeführt, wenn das Lazareth aus 
vielen einzelnen Sälen und Isolationszellen besteht. Die 
in Einzelhaft Befindlichen werden vorzugsweise in ihren 
Zellen behandelt, sofern ihre Krankheit nicht fremde 
Pflege erfordert. 

§ 84. Ein Gefangener, der an einer ansteckenden 
Krankheit erkrankt, wird von den übrigen getrennt. 
Gleichzeitig sind auf Verlangen des Anstaltsarztes Mass¬ 
nahmen zur Desinfektion des verseuchten Raumes, der 
Wäsche u. dergl. zu ergreifen. In Sälen mit schwind¬ 
süchtigen Gefangenen sind mit Wasser gefüllte Spueknäpfe 
aufzustellen. Ausserdem ist den Kranken streng zu ver¬ 
bieten auf den Boden zu spucken. Wenn eine stark¬ 
ansteckende Krankheit in der Anstalt epidemischen 
Charakter anzunehmen droht, so muss der Direktor oder 
Oberinspektor dies unverzüglich telegraphisch dem Ge- 
fängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
melden. [Vgl. § 152 P. D.] 

§ 85. Gefangenen, welche unter dem Untersuchungs¬ 
richter oder der Provinzialgendarmerie‘) stehen, können 
sich mit Erlaubniss dieser Behörden, die übrigen mit Wissen 
des Direktors oder Oberinspektors auf eigene Rechnung 

0 [d. h. Untersuchungsgefangene, welche sich im Stadium der 
Voruntersuchung oder des polizeilichen ErmittelungsVerfahrens be* 
linden]. 
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von einem fremden Arzt behandeln lassen, dessen Vor¬ 
schriften jedoch nur,, soweit sie sich mit der Hausordnung 
vertragen, ausgeführt werden. [Vgl. § 154 P. D.] 

§ 86. Wenn der Änstaltsarzt an einem Gefangenen 
Zeichen von Geisteskrankheit feststellt, so meldet der 
Direktor oder Oberinspektor dies zur weiteren Entscheidung 
dem Untersuchungsrichter oder der ßrovinzialgendarmerie, 
wenn über dem Gefangenen noch die Voruntersuchung oder 
das Gendarmerieermittelungsverfahren schwebt (Art. 353 
u. Anm. Strafprozessordnung), oder dem Ersten Staats¬ 
anwalt »m Landgericht des Bezirks, wenn Ermittelungs¬ 
verfahren und Voruntersuchung bereits beendet sind 
(Art. 355 1 St.-P.-O.), oder endlich dem Ersten Staats¬ 
anwalt, welcher die Vollstreckung des Urtheils verfügt hat, 
wenn es sich um einen Strafgefangenen handelt (Art. 955 
St.-P.-O. und Entscheidung des 1. Departements des Senats*) 
vom 8. Mai 1887 im Falle Mowschi Witkind). Vor Ein¬ 
treffen der betreffenden Verfügungen voh den genannten 
Stellen darf der Direktor oder Oberinspektor den Gefangenen 
nur dann in eine psychatrische Klinik schaffen, wenn es 
bei einem Tobsüchtigen gefährlich wird, ihn in der Anstalt 
zu lassen. [Vgl. § 155 P. D.] 

§ 87. Wenn nach Ansicht des Anstaltsarztes ein chro¬ 
nisch kranker Gefangener, der eine Zuchthaus- oder Ge- 
fängnissstrafe verbüsst, unter den Verhältnissen der Straf¬ 
haft nicht nur niemals gesunden, sondern in mehr oder 
weniger kurzer Zeit sterben würde, seine Entlassung aus 
der Haft aber jedenfalls sein Leben, wenn nicht retten, so 
doch verlängern würde, so meldet dies der Direktor oder 
Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten. Diesem steht es frei, im Wege der 
Kaiserlichen Gnade für den Gefangenen Strafaufschub bis 
zu seiner Gesundung nachzusuchen. Von einem solchen 
Gesuch ist jedoch abzusehen, wenn der Kranke weder 
Mittel zu seinem Unterhalt noch Verwandte hat, die zu 
seiner Pflege bereit sind. [Vgl. § 153 P. D.] 

Wird aber die Krankheit unmittelbar lebensgefährlich, 
so wird ein Geistlicher seiner Konfession in die Anstalt 
gerufen, um ihm das letzte Abendmahl zu reichen. Wenn 
der Gefangene dem Untersuchungsrichter oder der Provin¬ 
zialgendarmerie untersteht, so erhalten auch diese Behörden 


') [der oberste Gerichtshof in St.-Petersburg]. 
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Nachricht Andersgläubige') Gefangene, welche vor dem 
Tode stehen, können bis zu ihrer Entlassung aus der Haft 
den Glauben wechseln. 

§ 88. Wenn ein Gefangener in der Anstalt stirbt, 
muss der Aiistaltsarzt den Tod und die Ursache davon fest¬ 
stellen. Nachricht vom Tode des Gefangenen erhalten: 
die Polizei zwecks Benachrichtigung der jiächsten Ver¬ 
wandten (Ehefrau, Kinder und Eltern) und der Gemeinde 
des Verstorbenen; der Untersuchungsrichter oder die Pro¬ 
vinzialgendarmerie, wenn über dei\ V'erstorbenen die Vor¬ 
untersuchung oder das Gendarmerieermittelungsverfahren 
schwebte oder der zuständige Erste Staatsanwalt (s. § 86), 
wenn die Voruntersuchung und das Ermittelungsverfahren 
beendet waren und der Verstorbene vor dem Spruchgericht 
stand oder seine Strafe verbüsste. Falls der Verstorbene 
(4eld, Werthsachen oder Urkunden hinterlassen hat, so 
macht der Direktor odei* Oberinspektor dem Landgerichts- 
raitglied des Kreises oder dem Friedensrichter Mittheilung 
davon. 

Auf Verlangen der Verwandten des V’^erstorbenen 
muss ihnen sein Leichnam zum ßegräbniss auf eigene 
Kosten überlassen werden. Wenn ein solches Verlangen 
nicht gestellt wird und dem Verstorbenen nicht zu seiner 
Heruhigung versprochen worden ist, seinen Leichnam nicht 
zu obduziren, so soll der Leichnam übersandt werden: 
In St. Petersburg dem Medizinischen Institut für Frauen; 
in Universitätsstädten: dem anatomischen Institut der 
Universität. In den übrigen Städten wird der Todte auf 
Anordnung des Direktors oder Oberinspektors nach den 
Gebräuchen seiner Konfession begraben. 

Wenn der Tod des Gefangenen infolge von Selbst¬ 
mord eingetreten ist, so stellt der Direktor oder Ober¬ 
inspektor Ermittlungen darüber an, was den Gefangenen 
zum Selbstmord getrieben hat und unter welchen Um¬ 
ständen er die That vollbracht hat. Der Direktor oder 
Oberinspektor unterbreitet das Ergebniss des Ermittelungs¬ 
verfahrens nebst dem medizinischen Leichenbefund und 
dem Gutachten des Anstaltsarztes dem Staatsanwalt, welcher 
die Aufsicht über die xAnstalt führt, zur weiteren Verfügung 
und erstattet dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten ausführliche Meldung über den 
Vorfall. [Vgl. §§ 157—160 P. D.] 


') [d. h. nicht griechisch-katholischer Konfession]. 
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Abtheilung 5. 

Behandlung der Gefangenen. 

Haftzweck bei üntersuchungs- und Straf¬ 
gefangenen. 

§ 89. Polizei- und IJntersuchungsgefangene dürfen, 
da sie vom Gerichte noch keines Verbrechens überführt 
sind, nur denjenigen Unbequemlichkeiten und Beschrän¬ 
kungen unterworfen werden, die durch die Nothwendigkeit 
geboten sind, ihnen die Entziehung von der Verantwortung 
unmöglich zu machen und den rechten Gang der Unter¬ 
suchung zu sichern, sowie die Hausordnung aufrecht zu 
erhalten. 

Bei den Strafgefangenen verfolgt, die Freiheits¬ 
entziehung, die ihnen die Fortsetzung ihrer verbrecherischen 
Thätigkeit unmöglich macht, nicht nur ^n Zweck der 
Abschreckung, sondern hat auch die Aufgabe, durch Aus¬ 
rottung der schlechten Neigungen und Gewohnheiten, durch 
Anlernen und Vorbereitung zur Arbeit und einem gesetz- 
mässigen Lebenswandel in der Freiheit so viel als möglich 
zu bessern. [Vgl. § 3 P. D.] 

Gefangenenarbeit. [Vgl. § 142—149 P. D.] 

§ 90. Mit Ausnahme der wegen ihres Gesundheits¬ 
zustandes zu keiner Arbeit Fähigen und derjenigen, welche 
Gefängnissstrafen unter einem Monat verbüssen, sind alle 
Strafgefangenen, für welche die Arbeit in der Strafanstalt 
obligatorisch ist (Art. 345 Verord. üb. Inhaft.) sämmtlich 
mit Arbeiten zu beschäftigen, welche einerseits ihren 
Kräften und Fähigkeiten sowie nach Möglichkeit ihrer 
früheren Beschäftigung, ihrem Bildungsgrad und ihrer 
gesellschaftlichen Stellung entsprechen und andererseits 
ihre Kräfte und ihre Aufmerksamkeit während des ganzen 
Arbeitstages in vollem Umfange in Anspruch nehmen. 
(Art. 351 Verord. üb. Inhaft.) Gefangene, welche von der 
obligatorischen Arbeit befreit sind, können nur gezwungen 
werden, Kleider und Schuhe, welche sie tragen, zu reinigen, 
ihr Bett zu mac hen sowie die Zelle oder Stube, die sie 
bewohnen, in Ordnung zu halten. Aber auch von dieser 
Arbeit sind sie befreit, wenn sie durch Vermittelung des 
Direktors oder Oberinspektors die von diesem auf höchstens 
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10 Kopeken [0,22 Mk.] für den Tag festgesetzte Vergütung 
für einen Stubendiensthabenden bezahlen. 

§ 91. Der Gefängnissinspektor oder der entsprechende 
Beamte setzt auf Vorschlag des Direktors oder Ober¬ 
inspektors die Zahl der Gefangenen fest, welche gegen 
oder ohne Bezahlung zu Arbeiten im Haushalt der Ge¬ 
fangenanstalt beschäftigt werden dürfen, sowie die Höhe 
der Vergütung für Haushalts-, Reparatur- und sonstige 
Arbeiten für Rechnung der Gefängnissverwaltung. 

Zu Neubauten und Reparaturen an alten Anstalts¬ 
gebäuden, zur Herstellung und Ausbesserung des An¬ 
staltsinventars wird die Arbeit der Gefangenen benutzt, 
wenn hierzu auch nur die entfernteste Möglichkeit vor¬ 
handen ist. 

§ 92. Wenn Gefangene für Gutswirthschaften, Gruben, 
Bergwerke, Ziegeleien und andere Fabriken gedungen 
weiden, welche so weit vom Gefängniss entfernt liegen, 
dass die Gefangenen zur Nacht nicht in die Anstalt znrück- 
kehren können, so muss der Dienstherr als Schlafraum 
für die Gefangenen einen genügend grossen (§ 64), sauberen 
und trockenen Raum stellen mit Pritschen, Tischen, Bänken, 
Fenstergittern und Thürriegel, sowie eine neben diesem 
Raum liegende besondere Stube für die Aufseher, welche 
die Gefangenen bewachen. Wenn sich der Dienstlierr 
nicht zur Lieferung fertiger Kost verpflichtet hat, so muss 
er auch noch eine besondere Küche stellen. Die Aufsicht 
über Gefangene, die bei solchen Arbeiten beschäftigt 
werden, soll nicht Hilfsaufsehern, sondern etatsmässigen 
und völlig zuverlässigen Aufsehern anvertraut werden, 
welche ihrerseits für die betreffende Zeit in der Anstalt 
von Hilfsaufsehern vertreten werden. Ebenso sind die für 
dergleichen Arbeiten bestimmten Gefangenen mit besonderer 
Gewissenhaftigkeit auszuwählen. Unerlässliche Bedingung 
ist dabei, dass sie in der Vorzeit noch nie die Absicht zu 
entfliehen • an den Tag gelegt haben und sich überhaupt 
durch gute Führung ausgezeichnet haben. 

§ 93. Im Interesse einer grösseren Entwickelung 
der gewerblichen Arbeiten in den Gefangenanstalten, 
kann der Direktor oder Oberinspektor durch Bekanntinach- 
ung in den Ortsblättern den Unternehmern die eine oder 
andere Zahl von Arbeitern zu bestimmten Bedingungen 
anbieten. 

Blatter für GefSngnisskunde. XXXVII. I o 
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In den Verträgen der Dii ektoren oder Oberinspektoren 
mit Privatunternehmern bis zur Höchstdauer von einem 
Jahre •) muss angegeben sein: 

a) Die Zahl der Gefangenen (jedoch nicht 
über 50 welche täglich dem Unternehmer zur 
Verfügung gestellt wird. Dieser bleibt berech¬ 
tigt um die Ersetzung eines zur Arbeit untaug¬ 
lichen Gefangenen durch einen anderen, sowie 
um Zutheilung einer grösseren als der gewöhn¬ 
lichen Zahl von Gefangenen zur Ausführung 
von Eil- oder Extraarbeiten zu bitten. Anderer¬ 
seits kann dem Unternehmer zeitweise eine 
geringere als die ausgemachte Zahl von Ge¬ 
fangenen zur Verfügung gestellt werden, falls 
die Zahl der in der Anstalt gehaltenen Ge¬ 
fangenen aus irgend einem Grunde zurück¬ 
gegangen ist oder eine beträchtliche Anzahl zu 
nothwendigen Haushalts- und Reparaturarbeiten 
in der Anstalt verwendet werden muss; 

b) die Anstaltsräume, welche dem Unter¬ 
nehmer zur Einrichtung von Werkstätten und 
Niederlagen für Rohmaterialien und fertige 
Fabrikate gestellt werden, sowie die Art der 
Beleuchtung und Heizung dieser Räume 
auf Staatskosten; 

c) die Bestimmung, dass im Falle absichtlicher 
Beschädigung des Materials oder der 
Werkzeuge des Unternehmers seitens eines 
Gefangenen der entstandene Schaden auf An¬ 
ordnung des Direktors oder Oberinspektors der 
Gefangenanstalt zwar aus dem eigenen Ver¬ 
mögen des schuldigen Gefangenen und seinem 
Arbeitsverdienste, aber nicht aus Staatsmitteln 
gedeckt wird; 

d) die Vergütung für die Arbeiten der Ge¬ 
fangenen und die Zahlungsfristen (wöchent¬ 
lich oder binnen einer Woche), zu denen sich 
der Unternehmer verpflichtet. Dabei darf Tage¬ 
lohn nur ausgemacht werden, wenn nach den 
Arbeitsverhältnissen die Leistung nicht genau 

*) Anderenfalls ist die Zustimmung des Gefftngnissinspektors 
oder des entsprechenden Barnten erforderlich. 
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nach Zahl; Mass oder Gewicht der Fabrikate 
bestimmt werden kann; 

e) die Kaution (in Mindesthöhe einer periodischen, 
wöchentlichen oder zweivvöchentlichen Zahlung), 
welche der Unternehmer stellt und die Vertrags¬ 
strafe, welche er zahlt, wenn er die Fristen für 
die Lohnzahlungen nicht einhält oder wenn er 
nicht genügend Arbeit für die volle ausgemachte 
Zahl von Gefangenen hat, oder wenn die Arbeit 
deshalb stockt, weil er die nö(higen Arbeits- 
niaterialien, Werkbänke, Geräthe, Werkzeuge 
u. dergl. nicht rechtzeitig, oder nicht in gehöriger 
Güte in die Gefangenanstalt geliefert hat, und 

f) die Bestimmung, dass der Direktor oder Ober¬ 
inspektor der Gefangenanstalt den Vertrag nach 
seinem Gutdünken vor Ablauf der Frist 
auf lösen darf: wenn der Unternehmer nicht 
die durch Gesetz oder diese Dienst-Ordnung 
gegebenen Vorschriften über die Anstaltsordnung 
beobachtet oder ohne Einwilligung des Direktors 
oder Oberinspektors seine vertragsmässigen 
Rechte und Pflichten einer anderen Person 
abtritt oder den privaten Meister oder Vor¬ 
arbeiter, den er für die Aufsicht über die 
Arbeiten der Gefangenen und zu ihrer Anleitung 
gedungen hat, nicht binnen 3 Tagen durch einen 
anderen ersetzt, falls der Betreffende auf An¬ 
ordnung des Direktors oder Oberinspektors aus 
der Anstalt entfernt worden ist, und endlich, 
wenn die vom Unternehmer gestellte Kaution 
nicht mehr die von ihm für die Gefangenarbeiten 
zu zahlenden Löhne und die Vertragsstrafen 
deckt. 

Falls der Unternehmer innerhalb der Schutzmauer 
grosse Werkstätten errichtet oder die vorhandenen mit 
werthvollem Inventar ausstattet, so darf ihm mit Erlaubniss 
der Generalgefängnissverwaltung aus dem Arbeitsverdienst¬ 
fonds gegen Verpfändung der Gebäude oder des Inventars 
ein Darlehen gewährt werden, welches in Raten zu 
tilgen ist. 

Die von Unternehmern angenommenen Privatmeister 
und Vorarbeiter müssen nicht nur in ihrem Gewerbe er¬ 
fahren sein, sondern sich auch durch Nüchternheit und 

12 * 
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vorwurfsfreie Vergangenheit auszeichnen. In der Gefangen¬ 
anstalt tragen sie Uniformraütze und Säbel und sind in 
Bezug auf die Hausordnung Untergebene des Direktors 
oder Oberinspektors, der Inspektoren, des Oberaufsehers, 
des technischen und der postenstehenden Aufseher. Diesen 
haben sie unverzüglich über Ungehorsam und Trägheit 
der Gefangenen, sowie über Vernichtung von Materialien, 
Beschädigung von Werkzeugen und überhaupt alle Ver- 
stösse gegen die Disziplin seitens der Gefangenen Meldung 
zu machen. Die Meister oder Vorarbeiter verwahren die 
Schlüssel zu den Räumen der Anstalt, welche zu Nieder¬ 
lagen für Materialien und fertige Fabrikate gestellt sind. 
Während der Arbeitszeit kann ihnen auch der Schlüssel zu 
der Werkstatt anvertraut werden. Mit den Gefangenen 
verkehren sie wie in § 45 angegeben, indem sie dieselben 
mit Geduld und Thatkraft in ihrem Handwerk oder Ge¬ 
werbe ausbilden. Für Verletzung der durch Gesetz und 
diese Dienstordnung vorgeschriebenen Anstaltsordnung 
können sie vom Direktor oder Oberinspektor der Gefangen¬ 
anstalt tnit Verweis oder Entfernung aus der Gefangen¬ 
anstalt bestraft werden. 

§ 94. Die Dauer des Arbeitstages darf in keinem 
Falle den gesetzlichen Vorschriften zuwider ausgedehnt 
werden. (Art. 351 Verord. ü. Inhaft.) Wenn es die Arbeits¬ 
verhältnisse gestatten, ist jedem mit irgend einer Arbeit 
beschäftigten Gefangenen ein bestimmtes Pensum aufzu¬ 
geben, welches nach den Kräften und Fähigkeiten eines 
Durchschiiittsarbeiters zu berechnen ist. Bei Gefangenen, 
die entweder das Handwerk oder Gewerbe erst erlernen 
oder wegen ihres körperlichen oder geistigen Zustandes 
unfähig sind das Pensum zu erledigen, muss dieses ent¬ 
sprechend verringert werden. Wenn es die Arbeitsverhält- 
nisse nicht gestatten, jedem Gefangenen ein besonderes 
Pensum zuzuweisen, so kann einer Abtheilung von mehreren 
Arbeitern ein solches Pensum unter gegenseitiger Ver¬ 
antwortlichkeit für die Erledigung zugetheilt werden. Dabei 
wird die Höhe des Antheils an dem gemeinschaftlichen 
Verdienste, der auf jeden fällt, unter Aufsicht und vor¬ 
behaltlich der Bestätigung des Arbeitsinspektors von der 
Abtheilung selbst bestimmt. Die Erledigung des Pensums 
befreit die Gefangenen nicht von der Fortsetzung der 
Arbeit bis zum allgemeinen Arbeitsschluss. Aber für die 
Mehrleistung erhalten die Gefangenen die volle Vergütung 
ohne Abzug für den Fiskus und die Anstalt. Für Nicht- 
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erledigung des Pensums aus Trägheit, Unachtsamkeit oder 
Böswilligkeit, sowie für nicht zufriedenstellende Arbeits¬ 
leistung sind die Gefangenen disziplinarisch zu bestrafen 

§ 95. Die Aufträge werden in das Auftragsbuch 
nicht erst nach ihrer Erledigung, sondern schon bei ihrem 
Empfang eingetragen. Zu Anfang jedes Monats werden 
die im verflossenen Monat von den Gefangenen verdienten 
Gelder in die Arbeitsbücher eingetragen. Diese befinden 
sieh nicht im Bureau, sondern in den Händen der Gefangenen. 
Bis spätestens zum 3 jedes Monats legt der Direktor oder 
Oberinspektor dem Gefängnissinspektor oder dem ent¬ 
sprechenden Beamten Rechnung über die für den Fiskus 
verrechneten Arbeitslöhne. 

§ 96. Von dem für die Gefangenanstalt verrechneten 
.\ntheil an den Gefangenenlöhnen können Remunerationen 
bewilligt werden; dem Arbeitsinspektor und dem technischen 
Aufseher bis zum Betrage eines halbjährlichen Gehalts, 
den übrigen Anstaltsangestellten bis zum Betrage eines 
dreimonatlichen Gehalts. Bei Ausführung von Akkord¬ 
arbeiten durch Gefangene an Staatseisenbahnen und 
sonstigen Anlagen und Bauten für die Militärintendantur 
und andere Staatsbehörden können aus demselben Antheil 
an dem Verdienst der Gefangenen auch den Ingenieuren, 
Intendanten u. s. w. Remunerationen für die technische 
Leitung der Gefangenarbeiten bewilligt werden. 

Anmerkung. Auf der Insel Sachalin erhalten die tech¬ 
nischen Aufseher eine Zulage aus den Ueberschüssen, welche von den 
für Annahme von Aufsehern ausgeworfenen Geldern erspart sind. 


Ruhe: Schlaf und Spaziergang. 

§ 97. Die Gefangenen sollen 7 Stunden Schlaf am 
Tage haben. Gefangene, welche körperliche Arbeit ieisten, 
sollen ausserdem eine Stunde nach dem Mittagessen aus¬ 
ruhen. Nachts, zwischen Morgen- und Abendrevision, 
dürfen die Gefangenen auch mit ihrer Einwilligung zu 
keiner Arbeit herangezogen werden. Ausgenommen sind 
unaufschiebbare Haushalts- und Latrinenarbeiten. Gefangene, 
welche nicht im Freien arbeiten, müssen täglich mindestens 
eine iialbe Stunde lang spazieren geführt werden, sofern 
sie nicht vom Arzte wegen Krankheit oder schlechten 
Wetters vom Spaziergang entbunden sind. Gleichzeitig 
sollen nicht über 50 Gefangene spazieren geführt werden. 
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Ferner haben die Gefangenen vollkommenes Stillschweigen 
zu beobachten und sich im Gänsemarsch lebhaften Schrittes 
zu bewegen. Der Abstand von einem Gefangenen' zum 
anderen beträgt für die in gemeinsamer Haft Gehaltenen 3, 
für die Einzelhäftlinge 5 Schritt. Gebrechliche, Verstümmelte 
und Kranke, die sich nicht schnell bewegen können, sowie 
im Arrest Eingesperrte gehen abseits von den übrigen 
spazieren. Die Insassen der Jugendabtheilung werden 
täglich zwei Mal auf je eine Stunde spazieren geführt und 
dabei gleichzeitig vom Aufseher im Turnen und Exerzieren 
ausgebildet. Die Länge der Spaziergänge von Gefangenen, 
welche sich im Lazareth oder Krankenzimmer in Behand¬ 
lung befinden, wird vom Arzt im Einverständniss mit dem 
Direktor oder Oberinspektor festge-setzt Die Spaziergänge 
dürfen in der Zeit zwischen Morgenrevision und Eintritt 
der Dunkelheit stattfinden. An sehr heissen Tagen sind 
sie jedoch von 11 Uhr Morgens bis 2 Uhr Nachmittags 
auszusetzen. Die in einigen Zellengefängnissen vorhandenen 
Spazierhöfe dienen zur Isolation solcher Gefangener, die 
während des gemeinsamen Spaziergangs das anbefohlene 
Stillschweigen gebrochen haben, oder von solchen, welche 
wegen ein und derselben That in ein Untersuchungs- oder 
in ein Gendarmerie-Ermittelungsverfahren verwickelt sind 
und bis zur Beendigung desselben auf Verlangen der Unter¬ 
suchungs- oder Gendarmeriebehörde streng von einander 
zu trennen sind. [Vgl. § 141 P. D.] 

Den Gefangenen ist nicht erlaubt, sich in ihrer arbeits¬ 
freien Zeit mit Gesang, Musik oder irgend einem Spiel zu 
unterhalten als: Karten, Würfel, Brettsteine u. dergl. Ebenso 
ist Lärmen, Schreien, Pfeifen, lautes Lachen, Zank und 
Streit, Prügeleien, wie überhaupt alle Handlungen verboten, 
durch welche Ruhe und Ordnung gestört wird. 


Sonntagsruhe und Gottesdienst. 

§ 98. An Feiertagen sind die Gefangenen (Art. 352 
Verord. ü. Inhaft.) auch mit ihrer Einwilligung zu keinem 
anderen als nothwendigen Haushaltsarbeiten heranzuziehen. 
Die Theilnahme am Gottesdienst ihrer Konfession ist für 
die Gefangenen obligatorisch. Jährlich einmal, vorzugs¬ 
weise zur Zeit der grossen Fasten, ist den Gefangenen, 
welche den Wunsch äussern zu beichten und zu kommuni- 
ziren, Gelegenheit zu geben, ihr religiöses Bedürfniss zu 
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befriedigen. Sie müssen dabei drei Tage fasten. Die Sonn- 
und Feiertage, an welchem Gottesdienst, Beichte und Kom¬ 
munion für die Gefangenen stattfindet, bestimmt das zu¬ 
ständige christliche Konsistorium auf Ersuchen des Ge- 
fängnissinspektors oder des entsprechenden Beamten. Die 
Eünzelhäftlinge stehen in der Kirche nicht näher als einen 
Fuss von einander, ohne sich die geringste Unterhaltung 
zu erlauben. Die Polizei- und Untersuchungsgefangenen 
können auf Verlangen der Unterisachungs- oder Gendarmerie¬ 
behörde für die Zeit der Untersuchung oder des Ermittel¬ 
ungsverfahrens vom Gottesdienst ausgeschlossen werden, 
wenn in der Anstaltskirche nicht Einrichtungen zu ihrer 
Trennung vorhanden .sind. [Vgl. § 145, 161—163 P. D.] 

Wenn in einer Gefangenanstalt die Zahl der anders¬ 
gläubigen Gefangenen so beträchtlich ist, dass der Schul¬ 
raum für ihren Gottesdienst nicht ausreicht, so können 
besondere Betstuben in der Anstalt eingerichtet werden: 
eine gemeinsame für alle anderen christlichen Konfessionen 
mit für jede Konfession getrennten Altären und gottes¬ 
dienstlichen Geräthen, eine andere gemeinsam für Juden, 
Mohamedaner und sonstige Nichtchristen. 

Schule und Leseübungen. 

§ 99. An Soun- und Feiertagen veranstaltet der An¬ 
staltsgeistliche für die in gemeinsamer Haft Befindlichen 
erbauende Unterhaltungsstunden und der Lehrer allgemein 
bildende Leseübungen. Die Theilnahme daran ist den 
Gefangenen freigestellt. Gefangene, welche nicht die 
Volksschule durchgemacht haben, können, soweit sie unter 
17 Jahren sind, zur Beschäftigung mit den Fächern, die 
in diesen Schulen gelehrt werden, gezwungen werden. 
Soweit sie zwischen 17 und 30 Jahren stehen und min¬ 
destens auf ein halbes .Jahr verurtheilt sind, können sie 
auf ihren Wunsch in denselben Fächern, in der Sonntags¬ 
schule unterrichtet werden. Der Schulunterricht der 
Minderjährigen und die Sonntagsschule der Erwachsenen 
soll nicht länger als drei Stunden am Tage dauern. Der 
Stunden- und Lehrplan der Gefängnissschule, sowie der 
allgemein bildenden Leseübungen wird von dem Religions- 
lehror und dem Lehrer für jedes Halbjahr im Voraus auf¬ 
gestellt und nach Berathung in der Anstaltskonferenz dem 
Gefängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten 
zur Kenntnissnahme vorgclegt. 
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Die in Einzelhaft befindlichen Strafgefangenen sitzen 
in der Schule mindestens einen Fuss voneinander, ohne 
das Geringste miteinander zu sprechen. Während der 
allgemeinen Erbauungen sprechen sie zu dem Lehrer 
gewandt. [Vgl. § 64 P. D.] 

Bibliothek, Bestellung von Büchern und 
Zeitschriften. 

§ 100. Die Anstaltsbibliothek steht unter Aufsicht 
des Lehrers und, wo dieser fehlt, des Geistlichen. 

Jedem Gefangenen, der lesen kann, müssen auf 
Wunsch Evangelium und Psalter verabfolgt werden, ln 
der Bibliothek müssen zur Einzelbenutzung für die Ge¬ 
fangenen mindestens vorhanden sein: je ein Exemplar des 
Strafgesetz- und Verordnungs-Buchs, der Strafprozessord¬ 
nung, der Verordnung über die Inhaftirten, der Verordnung 
über die Deportirten, sowie mehrere Exemplare dieser 
Dienstordnung. Von den übrigen Büchern der Anstalts¬ 
bibliothek erhalten die Gefangenen wöchentlich einmal, 
vorzugsweise Sonntags, wenn sie körperlich arbeiten, je 
einen Band, sonst höchstens zwei Bände. Bei der Rück¬ 
gabe in die Bibliothek sind die Bücher sorgfältig nach¬ 
zusehen. Wenn sich Bemerkungen darin finden oder 
Seiten herausgerissen sind, so wird abgesehen von der 
disziplinarischen Bestrafung, dem Schuldigen der Preis 
des Buches abgezogen. Das Buch wird vernichtet, wenn eine 
unschickliche Bemerkung nicht entfernt oder ausgestrichen 
werden kann. Die Gefangenen können auf ihre Kosten 
Bücher und Zeitschriften (monatliche und wöchentliche) 
bestellen, politische Gefangene jedoch nur Bücher, w'elche 
der die Anstalt beaufsichtigende Staatsanwalt oder die 
zuständige Gendarmeriebehörde erlaubt, sofern der Ge¬ 
fangene, welcher darum nachsucht noch in ein Unter- 
suchungs- oder polizeiliches Ermittellungsvcrfahren ver¬ 
wickelt ist. Es ist den Gefringenen gestattet bei ihrer 
Entlassung ihre Bücher und Zeitschriften der Anstalts¬ 
bibliothek zu vermachen. [Vgl. § 165 P. D.] 

Annahme von Besuchen und Geschenken. 

§ 101. Die Strafgefangenen dürfen monatlich einmal, 
die übrigen wöchentlich einmal: an den vom Direktor 
oder Oberinspektor bestimmten Tagen (Sonn- oder Wochen¬ 
tagen, Marktagen) und Stunden ihre nächsten Verw^andten 
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(Ehefrauen, Kinder, Eltern, Brüder und Schwestern) und 
in besonders wichtigen Fällen auch andere Personen 
empfangen. Wenn der Gefangene noch in ein Unter- 
suchungs- oder polizeiliches Ermittelungsverfahren ver¬ 
wickelt ist, entscheidet über die Besuche der Staatsanwalt, 
welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, oder die 
zuständige Gendarmeriebehörde, sonst der Direktor oder 
Oberinspektor. Zu Gefangenen, welche sich im Lazäreth 
oder Krankenzimmer der Anstalt befinden, dürfen keine 
Besuche gegen den Widerspruch des Arztes der Anstalt 
zugelassen werden. Die Besucher können den Gefangenen 
wöchentlich Geschenke bringen, und zw'ar ausser Geld, 
womit nach § 54 verfahren wird, Esswaaren und andere 
Gegenstände, welche die Gefangenen im Laden der Anstalt 
kaufen dürfen, sowie Bücher und Zeitschriften (monatliche 
und wöchentliche). Politischen Gefangenen dürfen Zeit¬ 
schriften aus dem letzten Jahre nicht mitgebracht werden. 
Die Drucksachen sind vor ihrer Einhändigung an den 
Gefangenen dem die Anstalt beaufsichtigenden Staatsanwalt 
oder der zuständigen Gendarmeriebehörde vorzulegen, 
wenn noch ein Untersuchungs- oder polizeiliches Er- 
raittelungsverfahren über den Gefangenen im Gange ist. 
Die übrigen mitgebraehten Sachen müssen im Besuchs¬ 
zimmer von dem diensthabenden Aufseher sorgfältig unter¬ 
sucht, die Esswaaren auch zei^chnitten werden, wenn 
Verdacht besteht, dass darin Geld, Branntwein, Tabak, 
Feilen, Messer oder andere verbotene Gegenstände, die 
gemäss § 53 konfiszirt werden, versteckt sind. Ein Besuch 
soll für gewöhnlich nicht länger als 15 Minuten dauern. 
Im Besuchszimmer sind die Gefangenen von den Besuchern 
durch zwei parallele Drahtgitter zu trennen. Ausnahms¬ 
weise können auch Besuche in Räumen gestattet werden, 
die nicht mit solchen Gittern versehen sind, aber dann 
nur in Gegenwart eines oberen Gefängnissbeamten oder 
Aufsehers oder, wenn es sich um einen politischen Ge¬ 
fangenen handelt, in Gegenwart eines Gendarmerieoffiziers 
oder Gendarmen. Ausserdem muss die Unterhaltung des 
Gefangenen mit dem Besucher in einer für den Aufsicht¬ 
habenden verständlichen Weise geführt werden. Die 
Unterredung eines vor der Hauptverhandlung stehenden 
Gefangenen mit seinem vom Gericht zugelassenen Ver- 
theidiger, sowie die eines zahlungsunfähigen Schuldners 
mit seinem Rechtsanwalt erfolgt zu den vom Direktor oder 
Oberinspektor festgesetzten Stunden unter vier Augen und, 
wenn nöthig, täglich. [Vgl. § 166 P. D.] 
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Briefwechsel der Gefangenen. 

§ 102. Alle Gesuche von Gefangenen an Gerichts¬ 
behörden und Beamte hat der Direktor oder Oberinspektor 
ohne Verzögerung, bei Analphabeten unter eigenhändiger 
Beglaubigung von Datum und Unterschrift dem Staatsanwalt, 
welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, einzusenden. 
Schreibmaterialien zu Gesuchen erhalten die Gefangenen 
unentgeltlich aus dem Anstaltsbureau. Dem Ersuchen der 
Gerichtsbehörden und Beamten um Aushändigung von 
Bekanntmachungen, Eröffnungen u. s. w. hat der Direktor 
oder Oberinspektor genau zu entsprechen. Die Briefe, 
welche die Polizei- und Untersuchungs-Gefangenen in 
unbeschränkter Zahl täglich in ihrer Zelle oder Stube 
schreiben und erhalten dürfen, unterliegen der Prüfung 
des die Anstalt beaufsichtigenden Staatsanwalts, (sowie 
der chemischen Untersuchung durch die zuständige Gen¬ 
darmeriebehörde, wenn es sich um politische Gef^lngene 
handelt). Die Menge des den Gefangenen gegebpnen 
Schreibpapiers wird bei der Hingabe .und Abnahme kon- 
trollirt. 

Die Privatkorrespondenz der zahlungsunfähigen 
Schuldner unterliegt keiner Durchsicht und überhaupt 
keiner Beschränkung. 

Die Briefe, welche die übrigen Gefangenen absenden 
und erhalten, unterliegen der Durchsicht des Direktors 
oder Oberinspektors. Den letzteren Gefangenen muss 
Sonntags Gelegenheit gegeben werden, in ihrer Zelle oder 
in der Schule wenigstens einen Brief un irgend einen Ver- 
w'andten, Dienstherrn oder Gönner zu schreiben. Die auf 
den Namen von Transportgefangenen eintreffenden Briefe 
muss der Direktor oder Oberinspektor durchsehn und den 
Adressaten unbedingt bis zur Weitersendung des Trupps 
aushändigen. Die auf den Namen von Strafgefangenen 
während der Woche einlaufenden Briefe händigt der 
Direktor oder Oberinspektor nach Durchsicht am nächsten 
Sonntag den Adressaten ein. Briefe, welche aus irgend 
einem wichtigen Grunde den Gefangenen nicht übergeben 
sind, werden zu ihren Akten genommen und ihnen erst 
bei der Entlassung eingehändigt. Briefe, deren Inhalt auf 
irgend ein Verbrechen deutet, weiden dem Staatsanwalt, 
welcher die Aufsicht über die Anstalt führt, zur Verfügung 
gestellt. 

Der Direktor oder Oberinspektor, sowie der Lehrer 
(§ 23 zu d) dürfen in der Konferenz Nachrichten, die sie 
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aus der Privatkorrespondenz der Gefangenen haben, nur 
insoweit mittheilen, als sie zur Charakterisirung der Per¬ 
sönlichkeit der Gefangenen unentbehrlich sind. 

Geld- und Werthsendungen an die Adresse von Ge¬ 
fangenen werden durch den Gefangenaufseher, welcher zur 
Empfangnahme der dienstlichen Correspondenz ermächtigt 
ist, von der Post gegen Vorlegung einer Vollmacht des 
Adressaten abgeholt, welche vom Direktor oder Ober¬ 
inspektor zu beglaubigen ist. [Vgl. §§ 167, 168 P. D.] 

Disziplinarstrafen. 

§ 103. Als Disziplinarstrafen dürfen den Gefangenen 
auferlegt werden: 

a) Die Kostschmälerung. Dabei wird den Gefangenen 
entweder das heisse Theewasser oder eines der 
Mittagsgerichte oder das Abendessen entzogen 
oder sie werden auf Wasser und Brot beschränkt, 
ln der letzteren Art darf die Strafe, an dem¬ 
selben Gefangenen nicht vor Ablauf eiu 6 r Woche 
von neuem vollzogen werden. Die Kostschmäler¬ 
ung kommt bei Gefangenen, die sich in gemein¬ 
schaftlicher Haft befinden, nur dann in Anwend¬ 
ung, wenn sie während der Zeit der Strafe von 
den übrigen Gefangenen getrennt werden können. 

b) Arrest. Derselbe wird in einem troi'kenen, ge¬ 
heizten und durch Ofen oder Klappe gelüfteten 
Raum von mindestens D/s Kub. Sasch. [IOV 4 cbm] 
Inhalt verbüsst. In dem Arrestlokal muss ein 
Lager ohne Unterlage, ein Krug mit Wasser und 
Nachts noch ein Eimer vorhanden sein. Der 
Anstaltsarzt besichtigt bei jedem Besuch der Ge¬ 
fangenanstalt die auf über eine Woche in hellen 
Arrest und alle in Dunkelarrest gesperrten Ge¬ 
fangenen. Auf Verlangen des Arztes ist die 
Arreststrafe zu unterbrechen, wenn von der 
Fortsetzung ein ernstlicher Schaden für die 
Gesundheit des Gefangenen zu befürchten steht. 
Die im Gesetze angegebene höchste Arreststrafe 
darf auch nicht im Falle des Zusammentreffens 
mehrerer Vergehen desselben Gefangenen über¬ 
schritten werden. Vergeht sich der Gefangene 
aber nach Verbüssung der Arreststrafe abermals, 
so kann er von neuem innerhalb der gesetzlichen 
Grenzen in Arrest gesperrt werden. 
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c) Die körperliche Züchtigung (Art. 444 d. Verord. 
ü. d. Deport, u. Art. I Abs. 3, 4 u. 7 des Aller¬ 
höchsten am 23. Mai 1901 bestätigten Senats 
besehlusses). Sie wird hinter verschlossenen 
Thüren in Gegenwart des Direktors oder Ober¬ 
inspektors, des Anstaltsarztes und der nöthigen 
Anzahl Aufseher von einem der letzteren, dw 
durch das Loos bestimmt wird, vollstreckt. (Es 
ist streng verboten, einen Gefangenen zu dieser 
Verrichtung heranzuziehen). Auf Verlangen des 
Anstaltsarztes muss die Strafvollstreckung unter¬ 
brochen werden, wenn ein ernstlicher Schaden 
für die Gesundheit des Bestraften von ihrer Fort¬ 
setzung zu befürchten ist. [Vgl. § 169 P. D.] 
Eine Zwangsjacke kann bis zu höchstens 6 Stunden 
angelegt werden. Während dieser Zeit wird der Gefangene 
unter die besondere Aufsicht des Aufseherpostens gestellt. 
[Vgl. § 175 P. D.] 

§ 104. Disziplinarstrafen werden von dem Direktor 
oder Oberinspektor nur nach Anhörung des schuldigen 
Gefangenen und gehöriger Prüfung seiner Erklärungen 
verhängt. Im Strafbuch (s. Anl. XIX) muss ausführlich 
angegeben sein, worin das Disziplinarvergehen bestand, 
ob der Schuldige geständig war und worin die Strafe 
bestand. 

Als Disziplinarstrafen dürfen Kostschmälerung, Arrest 
und körperliche Züchtigung über die im Lazareth- oder 
Krankenzimmer in Behandlung Befindlichen oder unter 
ärztlicher Beobachtung Stehenden nur mit Einwilligung des 
Arztes verhängt werden. [Vgl. §§ 170, 171 P. D.] 

Wenn ein IJntersuchungsgefangener, der sich ver¬ 
gangen hat, bis zur Entscheidung des Staatsanwalts über 
eine Disziplinarstrafe ein herausforderndes Betragen zur 
Schau trägt, so ist er von den übrigen Gefangenen zu 
trennen, damit er diese nicht in Versuchung führt, und in 
einer Einzelzelle oder leeren Stube (aber nicht im Arrest- 
lokal) unterzubringen. [Vgl. § 173 P. D.| 

Die Vollstreckung von Disziplinarstrafen gegen An 
geklagte, gegen welche das Hauptverfahren eröffnet ist, 
wird am Tage vor dem Termin der Hauptverhandlung 
unterbrochen. 

Dem Berichte des Direktors oder Oberinspektors über 
Anwendung verschärfter Strafraassnahmen gegen Zucht- 
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hausier muss ein Gutachten des Arztes des Inhalts bei¬ 
gefügt werden, dass von der Vollstreckung der vdr- 
geschlagenen Strafen keine verderblichen Folgen für die 
Gesundheit zu befürchten sind. 

Wenn ein Gefangener in der Strafanstalt ein Ver- 
t)rechen begeht, welches nicht im Disziplinarwege, sondern 
durch die ordentiiehen Gerichte abgeurtheilt werden muss, 
so trennt der Direktor oder Oberinspektor diesen Ge¬ 
fangenen von den übrigen und macht unverzüglich dem 
die Anstalt beaufsichtigenden Staatsanwalt und, wenn 
dieser nicht am Orte ist, der Polizei Meldung von dem 
Verbrechen. fVgl. § 174 P. D.] 

e r g ü n s t i g u n g e n. 

§ 105. Gesuche um Versetzung in die Klasse der 
Gebesserten für Zwangsarbeits- und Zuchthäuslern (auch 
wenn diese gemäss Ziff 2, Art. 77 Str.-G.-B. in Gefäng¬ 
nissen gehalten werden), und um vorzeitige Abnahme der 
Fe.sseln und die Erlaubniss ausserhalb des Zwangsarbeits¬ 
hauses zu wohnen, sowie um Ueberführung in die Zwangs¬ 
ansiedelung für die Erstgenannten werden vom Direktor 
oder Oberinspektor eingereicht, nachdem über die Triftig¬ 
keit der Gründe in der Konferenz berathen worden ist. 

Gesuche von Strafgefangenen um Ueberführung aus 
einer Gefangenanstalt in die andere, legt der Direktor oder 
Oberinspektor, wenn sie triftig begründet sind, nebst einem 
Gutachten der Konferenz, dem Gefängnissinspektor oder 
dem entsprechenden Beamten zur Entscheidung vor. 
Diese Gesuche gehen an die Gefängnissverwaltung, a) wenn 
ein Zwangsarbeits- oder Zuchthäusler in eine andere 
Provinz übergeführt sein will und, b) wenn ein mit Ge- 
fängniss Bestrafter oder in einem Gefängniss Inhaftirter 
um Versetzung in eine andere Provinz nachsucht, die 
zuständigen Provinzialbehörden sich aber nicht einigen 
können und es für nöthig halten ihre Meinungsverschieden¬ 
heit der Generalgefängnissverwaltung zur Entscheidung zu 
unterbreiten. 

Wenn Gefangene, welche nach Verbüssung ihrer 
Freiheitsstrafe unter Polizeiaufsicht gestellt werden, nach 
der Art ihrer früheren Beschäftigung, ihrer Familien- und 
sonstigen Verhältnisse in jeder Beziehung die Mittel zur 
Existenz leichter in Gegenden finden können, in denen 
der Aufenthalt Personen, die unter Aufsicht stehen, ver- 
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boten ist, so kann der Direktor oder Oberinspektor unter 
Beifügung eines Konferenzbeschlusses durch Vermittelung 
des Gefängnissinspektors oder des entsprechenden Beamten 
dem Justizministerium (I. Departement) ein mit Gründen 
versehenes Gesuch zur Begutachtung vorlegen, worin 
gebeten wird, solchen unter Polizeiaufsicht Gestellten, die 
sich während ihrer Haft durch gute Führung ausgezeichnet 
haben, den Aufenthalt in den genannter! Gegenden zu 
gestatten. 

Befragen über Gesuche und Beschwerden. 

§ 106. Der Direktor oder Oberinspektor befragt 
wöchentlich an bestimmten Tagen und Stunden und der 
Gefängnissinspektor bei jedem Besuch der Gefangenen¬ 
anstalt unter vier Augen jeden Gefangenen, der bei ihm 
Gesuche oder Beschwerden über die Handlungsweise von 
Gefängnissangestellten, über die Unzulänglichkeit der ihm 
gelieferten Verpflegung, über falsche Verrechnung seines 
eigenen Geldes u. s. w. anzubringen wünscht. Diese Ge¬ 
suche und Beschwerden werden zur Unterstützung des 
Gedächtnisses und zur Kontrolle in die Akten über den 
Gefangenen eingetragen. Der nachfragende Beamte ver¬ 
merkt dazu seine Entscheidungen, die nach Möglichkeit 
den Antragstellern mitzutheilen sind. Den Gefangenen ist 
streng verboten, für einen andern oder im Namen mehrerer 
Gefangener Gesuche oder Beschwerden anzubringen, sowie 
sich zur Berathung von Gesuchen und Bescliwerden zu 
versammeln. [Vgl. 176, 177 P. D.j 

Abtheilung 6. 

Entlassung und Etappenbetörderung der Gefangenen. 

§ 107. Wenn ein zu entlassender Ausländer nach 
Verbüssung seiner Strafe der Ausweisung unterliegt, so 
übermittelt der Direktor oder Oberinspektor unverzüglich 
nach seiner Annahme dem Gefängnissinspektor oder dem 
entsprechenden Beamten die vorgeschriebenen Angaben, 
welche das Ministerium der Auswärtigen Angelegenheiten 
verlangt, um die auswärtige Regierung zur Aufnahme des 
Sträflings nach seiner Entla.ssung zu veranlassen. Dies 
gilt jedoch nicht für geborene Finnländer, w'elche in jeder 
Beziehung den russischen Unterthanen gleichgestellt 
werden. 
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Einen Monat vor der Entlassung einer Person, die 
in der Folge unter Polizeiaufsicht zu stellen ist, befragt 
der Direktor oder Oberinspektor den Betreffenden, wo er 
sich unter Aufsicht stellen lassen will. Darauf benach¬ 
richtigt er die zuständige Provinzial- und Polizeiverwaltung 
von der Ankunft des unter Aufsicht zu Stellenden und 
der festgesetzten Dauer dieser Aufsicht. 

Wenn ein Strafgefangener aus einer Qefaugenanstalt 
der Hauptstädte zu entlassen ist, ohne der Polizei-Auf¬ 
sicht zu verfallen, und in der Hauptstadt zu bleiben 
wünscht, so benachrichtigt der Direktor der Gefangenen- 
Anstalt die Kriminalpolizei davon. [Vgl. §§ 18.5—187P. D.] 

§ 108. Wenn der zu Entlassende weder der Zwangs- 
ansiedlung noch der Ueberw'eisung an die Polizeibehörde, 
noch der Ausweisung ausser Landes oder aus den Haupt¬ 
städten unterliegt, so ist der Direktor oder Oberinspektor, 
wenn er sich bei der Annahme davon überzeugt hat, dass 
kein Pass oder nur ein verfallener vorhanden ist, ver¬ 
pflichtet sich sogleich mit den zuständigen Gemeindebe¬ 
hörden in Verbindung zu setzen und einen neuen Pass zu 
verlangen, damit dieser am Tage der Entlassung dem zu 
Entlassenden eingehändi^t werden kann Jeden Fall von 
unbegründeter Verweigerung oder Verzögerung bei der 
üebersendung von Pässen für die zu entlassenden Ge¬ 
fangenen, meldet der Direktor oder Oberinspektor dem 
Gefängnissinspektpr oder dem entsprechenden Beamten. 
Ist der Pass am Tage der Entlassung noch nicht einge¬ 
troffen oder war so wenig Zeit bis zur Entlassung, dass 
er nicht rechtzeitig hätte eintreffen können und deshalb 
gar nicht verlangt worden ist, so muss der Direktor oder 
Oberinspektor für den zu Entlassenden bei der Ortspolizei 
um einen 6 Monate geltenden (Art. 26 Passordnung) Pass¬ 
schein nachsuchen. Wenn der zu Entlassende keiner Ge¬ 
meinde angehört, so fragt ihn der Direktor oder Ober¬ 
inspektor, bei welcher Stadt- oder Landgemeinde er ein¬ 
getragen werden will. Darauf legt er die Sache dem Ge- 
fängnissinspektor oder dem entsprechenden Beamten vor, 
dieser setzt sich mit der zuständigen Steuerdirektion 
wegen der Eintragung bei der Gemeinde in Verbindung. 

§ 109. Einen Monat vor der Entlassung sieht der 
Hausvater, oder, wo dieser fehlt, der Oberaufseher nach 
der eigenen Kleidung, Wäsche und Fussbekleidung des zu 
Entlassenden, welche in der Zeugkammer der AnstJdt 
lagert, und lässt sie nöthigenfälls in den Anstaltswerkstätten 
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dürfen für .sein eigenes Geld oder seinen Arbeitsverdienst 
Materialien angeschafft werden, um daraus in den An¬ 
staltswerkstätten alles arbeiten zu lassen, was ihm an 
Kleidung, Wäsche und Schuhzeug fehlt. [Vgl. § 188 P. D.J 

§110. Spätestens zwei Tage vor der Entlassung legt der 
Direktor oder Oberinspektor der Konferenz die Frage zur 
Berathung vor, ob dem zu entlassenden Sträfling, weil er 
sich durch gute Führung während der Haft ausgezeichnet 
hat, ein Zeugniss mitzugeben ist, welches er den Arbeiter- 
hilfsbureaiis, den Arbeitgebern u. s. w. vorzeigen kann, 
sowie ein Reiseschein für den Fall, dass er unter Polizei¬ 
aufsicht gestellt oder aus den Hauptstädten verwiesen ist 
und darum bittet, nicht mit der Etappe nach dem von 
ihm gewählten oder ihm angewiesenen Wohnorte geschickt 
zu werden, da er die nöthigen Mittel zur Reise habe. 
Dieser Reiseschein (Anl. XXI.) muss eine bestimmte Frist 
enthalten, binnen welcher der unter Aufsicht Gestellte sich 
an dem von ihm gewählten oder der aus der Hauptstadt 
Ausgewiesene sich an dem ihm angewiesenen Wohnorte 
zu melden hat. Ausserdem sind darin die Oertlichkeiten 
aufzuführen, an denen er sich unterwegs zur Ordnung 
seiner Familienverhältnisse und sonstigen Angelegenheiten 
aufhalten darf. [Vgl. §§ 184, 191, 192 P. D.] 

Darauf nehmen der Arbeits- und der Bureauinspektor 
dem zu Entlassenden sein Arbeitsbuch und die Quittung 
über seine eigenen Gelder ab, schliessen sein Konto und 
theilen ihm mit, wieviel er an eigenem Geld und Arbeits¬ 
verdienst zu erhalten hat. 

§ 111. Am Tage der Entlassung des Gefangenen oder 
seiner Absendung mit der Etappe, übergiebt der Hausvater 
oder, wo dieser fehlt, der Oberaufseher den zu Entlassenden 
oder mit der Etappe Abzusendenten gegen Quittung in 
dem Buche (Anl. VII) seine in der Zeugkammer auf¬ 
gehobenen oder in den Anstaltswerkstätten hergestellten 
eigenen Sachen. Der Bureau- und der Arbeitsiuspektor 
überantworten ihm gegen Quittung in dem Quittungs- 
(Anl. VI) und Arbeitsbuche sein eigenes Geld und seinen 
Arbeitsverdienst, seine Werthsachen und Urkunden, den 
Pass, welchen er hatte oder der für ihn nachgesucht ist, 
oder den Zeitpassschein, sowie das ihm vom Direktor oder 
Oberinspektor ausgestellte Zeugniss und den Reiseschein. 

§ 112. Bei der Absendung eines Gefangenen mit der 
Etappe nach einer anderen Gefangenanstalt, übergiebt der 
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Direktor oder Oberinspektor dem Konvoisoldaten nur die 
Artikelliste oder das offene Blatt nebst Kleiderzettel. 
Gleichzeitig schickt er alle anderen auf den Gefangenen 
bezüglichen Papiere mit der Post ab. Gefangene, welchen 
der Anstaltsarzt bescheinigt, dass sie mit Krankheiten 
behaftet sind, die es ihnen unmöglich machen vor Wieder¬ 
herstellung ihrer Gesundheit im vorgeschriebenen Tempo 
mitzumarschiren, sowie Weiber, welche sich in der letzten 
Periode der Schwangerschaft befinden, dürfen nicht mit 
der Etappe geschickt werden. Von den Zwangsarbeits- 
häuslem sind alle Männer und von den Weibern die auf 
Lebenszeit Verurtheilten und diejenigen, welche schon 
wieder ein neues Verbrechen verübt haben (Art. 237, 
2. Theil, Verord. ü. d. Inhaft, und Art. 286 und 464, Abs. 2 
der Verord. über Deport, i. d. Ausgabe von 1895) den 
Konvoisoldaten gefesselt zu übergeben. Den übrigen 
Deportaten und Transportaten, welche nicht unter den 
Art. 2 des am 23. Mai 1901 Allerhöchst bestätigten Senats¬ 
beschlusses fallen, werden vor ihrer Absendung nur Hand¬ 
schellen angelegt, wenn der Direktor oder Oberinspektor 
dies zur Verhinderung der Flucht für nöthig hält. Fesseln 
nebst Lederunterlagen werden nicht in die Gefangenanstalt, 
aus der sie stammen, zurückgesendet. Handfesseln werden 
bei der Ablieferung des Gefangenen in der Anstalt abge¬ 
nommen und gehen bei Gelegenheit mit denselben 
Begleitmannschaften zurück, die den Gefangenen gebracht 
haben. Bei der Absendung von deportirten Männern, 
welche alle Rechte verloren haben (Art. 194 Verord. über 
Deport.) auf Fussmarschetappen innerhalb Sibiriens, bestimmt 
der Direktor oder Oberinspektor, wenn er es zur Ver¬ 
hinderung der Flucht für nöthig hält, ob bei den Zwangs¬ 
arbeitshäuslern die rechte, bei den Zwangsansiedlern die 
linke Kopfhälfte rasirt oder mit der Maschine kurz 
geschnitten werden soll, sofern der Anstaltsarzt von dieser 
Massregel keine schädlichen Folgen für die Gesundheit der 
Deportirten erwartet. [Vgl. § 113 P. D.] 

§ 113. Die mit der Etappe abgesandten Gefangenen 
erhalten vom Direktor oder Oberinspektor entweder nur 
Zehrgelder oder kalte Lebensmittel (3 Pfund [1200 gr] 
mit Salz gebackenes Brot und V* bis 1 Pfund [200—400 gr] 
gekochtes Rindfleisch oder Fisch pro Tag und Mann) und 
ausserdem Zehrgelder, um daraus die Zubereitung der 
kalten Kost zu bestreiten (§§ 34, 35 und 39 der Allerh. 
Verord. vom 24. März 1877 über die Beförd. der Gelang. 
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aut’ den Eisenbahnen). Zudem übergiebt der Direktor oder 
Oberinspektor der Gefangenanstalt dem Führer des Trans¬ 
ports eine Bescheinigung über die Zahl der Gefangenen 
überhaupt und die Zahl der mit Verpflegung versehenen 
Gefangenen. Während des Transportes selbst, (aber nicht 
während des Aufenthaltes unterwegs) dürfen die Gefangenen 
Verpflegungs- und eigenes Geld bis zu höchstens 1 Rubel 
der Mann bei sich tragen. Das übrige Geld bis zu hödi- 
stens 25 Rubel auf den Mann dürfen die Gefangenen dem 
Transportführer gegen Quittung übergeben Das über- 
sf*hiessende Geld, über 25 Rubel, wird den Transportaten 
und Deportirten abgenommen und nach ihrer Weisung 
mittelst Post- oder telegraphischer Anweisung dem Direk¬ 
tor oder Oberinspektor der Gefangenanstalt, wohin sie 
kommen sollen, übermittelt. Wenn das Gepäck eines Ge¬ 
fangenen über 30 Pfund (12 kg.) beträgt, so können die 
überflüssigen Sachen anderen Gefangenen oder fremden 
Personen überlassen oder verkauft werden, nicht aber den 
Gefängnissangestellten und Begleitmannschaften oder deren 
Familien. Etappentransportgefangene, welche nicht nur 
festen Wohnsitz, Familien oder Verwandte, sondern auch 
eigene Kleidung, Wäsche und Fussbekleidung, sowie auch 
die Mittel zur x4nschaffung derselben haben, erhalten auf 
Anordnung des Direktors oder Oberinspektors der Ge- 
fangcnanstalt die nöthigen Bekleidungsgegenstände nicht 
nach Gefangenen-, sondern nach allgemein volksthüm- 
lichem Muster. Dieses ist von der GeneralgefängnissVer¬ 
waltung vorgeschrieben. Ausserdem wird auf dem Klei¬ 
derzettel vermerkt, dass diese nichtgestempelten Gegen¬ 
stände dem Gefangenen vom Fiskus zu Eigenthum über¬ 
tragen sind. 

§ 114. Im Augenblicke der Entlassung des Ge¬ 
fangenen oder seiner Absendung mit der Etappe befragt 
ihn der Direktor oder Oberinspektor noch einmal, ob er 
etwa Gesuche oder Beschwerden anzubringen habe. 
Darauf ermahnt er einen Gefangenen, der seine Strafe 
verbüsst hat, nicht von neuem den Versuchungen des 
Lebens in der Freiheit nachzugeben. |Vgl. § 189 P. D.] 
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Personalnachrichten 


Ehrenmitg^lieder. 

Jagemann, Dr., von, Wirklicher Geheimer Rath, ausserordentlicher 
badischer Gesandter und bevollmächtigter Minister in Berlin, 
wurde das Grosskreuz des Königl. Württ. Friedrichsordens 
verliehen. 


Vereinsmitgrlieder. 

Baden. 

Verlieh e n wurde: 

Reuth er, Oberrechnungsrath, Verwalter am Männei*zuchthaus 
Bruchsal das Ritterkreuz I. Klasse des Grossh. Bad. Ordens 
vom Zähringer Löwen mit Eichenlaub. 

Ernannt wurde: 

Heintze, Dr., Grossh. Amtmann in Mannheim zum Oberamtmann 
und Amtsvorstand in Wiesloch. 

ersetzt wurde: 

Krautinger, Rechnungsrath, Verwalter am Landesgefängniss und 
der Weiberstrafanstalt in Bruchsal in gleicher Eigenschaft an 
das Männerzuchthaus. 

Reuther, Oberrechnungsrath, in den Ruhestand getreten und nach 
Konstanz übergesiedelt. 

Bayern. 

Ernannt wurden: 

Eign, Königl. Regierungsrath und Gefängnissdirektor in Amberg 
bei der Zuruhesetzung zum Königl. Oberregierungsrath; gleich¬ 
zeitig nach München übergesiedelt. 

Oheim, Friedrich, rechtskundiger Funktionär in Wasserburg zuin 
Königl. Assessor an der Gefangenanstalt Laufen. 

Elsass-liOthringen. 

Ernannt wurde: 

Goltz, Freiherr v. d., Geheimer Oberregierungsrath und Vor¬ 
stand der Gefängnissverwaltung zum Wirklichen Geheimen 
Oberregierungsrath und Präsident des Kaiserlichen Raths in 
Strass bürg. 

Preussen. 

Versetzt wurde: 

Köhne, Strafanstaltsdirektor in Luckau in gleicher Eigenschaft 
nach Ratibor. • 

Sachsen (Königreich). 

Ernannt wurde: 

Höckner, Oberinspektor, Verwaltungsverstand in Hochweitzschen 
zum Landesanstaltsdirektor in Zwickau. 
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W ürttemberg. 

er liehen wurde: 

Länderer, von, Landgerichtspräsident, Vorstand des Strafanstalts- 
kollegiums in Stuttgart der Stern zum Kommenthurkreuz des 
Ordens der Württ. Krone. 

Versetzt wurde: 

Vogel, Gefängnisslehrer in Heilbronn in gleicher Eigenschaft nach 
Ludwigsburg. 

Ei ngetreten. 

Baden. 

Hüchner, Grossh. Oberamtsrichter in Gengenbach. 

Engler, „ Amtsrichter in Ueberlingen. 

Fromherz, „ „ in Waldshut. 

Fuchs, Dr., „ Oberamtsrichter in Karlsruhe. 

Huber, Dr., „ Amtsrichter in Rastatt. 

Krauss, „ „ in Mannheim. 

Reck, Freiherr von, Grossh. Staatsanwalt in Karlsruhe. 
Rosenlächer, Grossh. Amtsrichter in Radolfzell. 

Ru d mann, Dr., ^ „in Pforzheim. 

Wohlgemuth, „ „ in Müllheim. 

Preussen. 

Göttingen, Königl. Universitätsbibliothek. 

W ürttemberg. 

Gotteszell, Königl. Verwaltung der Strafanstalt für weibliche Ge¬ 
fangene. 

Oesterreich. 

Pötting Persing, Norbert, Graf, k. k. Staatsanwalt in Wiener 
Neustadt. 

Ausgetreten. 

Baden. 

Guttenberg, Grossh. Landgerichtsrath in Waldshut. 

Bayern. 

Brunner, Strafanstaltsgeistlicher in Amberg bei seiner Ernennung 
zum Professor am Gymnasium in Fürth. 

Kolb, Dr., Königl. Bezirksarzt, Strafanstaltsarzt a. D. in München. 

Hessen. 

H a 11 w a c h s, Wirklicher Geheimerath in Darmstadt. 

Preussen. 

Bluhm, Strafanstaltsinspektor in Wartenburg bei der Zuruhesetzung. 
Schelowsky. Oberinspektor und Rendant bei der Königl. Straf¬ 
anstalt in Berlin-Moabit, desgleichen. 

Spie SS, Dr., Professor, Gefängnissprediger in Wiesbaden. 

Sachsen, Grossherzogthum. 

Roese, Major a. D., Direktor des Arbeitshauses in Eisenach. 

-- 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Nach welchen Grundsätzen soll die 
Dauer der ko rr ek ti on el len Nachhaft 
bemessen werden? 

Von Oberinspektor Bornemann, Zwickau. 


Die korrektionelle Nachhaft, nach § 362 des R.-St.- 
U.-B. für das deutsche Reich eine Nebenstrafe für Land¬ 
streicher, Bettler, Müssiggänger, Trinker, Prostituierte, 
Arbeitsscheue und durch eigene Schuld Obdachlose, soll 
einerseits den mit ihr Belegten sittlich festigen, an geord¬ 
netes, arbeitsames T<eben gewöhnen und dadurch befähigen, 
sich in der Freiheit als brauchbares Mitglied der mensch¬ 
lichen Gesellschaft zu bewegen, sich rechtlich zu ernähren, 
und sonst zu erhalten, andererseits soll sie als Absperrungs¬ 
und dadurch Sicherungsmittel dienen. 

Demnach sind die Anforderungen, welche an die 
korrektionelle Nachhaft als „Besserungsmittel“ gestellt 
werden, sehr grosse, es wird augenscheinlich von ihr, im 
Hinblick auf die Persönlichkeiten beiderlei Geschlechts, 
welche durch sie „korrigiert“ werden sollen, ein besonders 
starker Einfluss erhofft und viel verlangt. 

In individueller Beziehung möchte ich die korrek- 
tioneller Nachhaft Unterstellten in zwei Klassen geschieden 
sehen und in die erste diejenigen einstellen, welche nach 
Alter und Vorleben voraussichtlich noch besserungsfähig 
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erscheinen, in die zweite aber diejenigen, bei denen 
Besserung anscheinend nicht mehr möglich ist. Für letz¬ 
tere ist die korrektionelle Nachhaft allein ein Absperrungs¬ 
und Sicherungsmittel und muss solchen Elementen gegen¬ 
über solange noch Anwendung finden, so lange sich im 
Gesetz für die anscheinend Unverbesserlichen nicht Be¬ 
stimmungen über Unterbringung in besonderen Anstalten 
finden. 

Im allgemeinen wird das Höchstmass der Haftzeit 
der der Landespolizeibehörde nach § 362 zustehenden 
Ueberweisungsbefugnis, zwei Jahre, ausreichen, um 
voraussichtlich Besserungsfähige auf den rechten Weg zu 
bringen. Für anscheinend Unverbesserliche müssen zur 
Zeit zwei Jahre Haftdauer wohl oder übel als Absperr* 
ungs- und Sicherungsmittel genügen. Für solche Elemente 
wären Asyle zu empfehlen, ähnlich den Trinkerasylen, in 
denen diese schlimmsten Invaliden der Menschheit bis ans 
Lebensende in Zucht und Ordnung gehalten werden 
könnten. 

Kurze Haftzeiten, etwa drei oder sechs Monate, bieten 
nach meiner Meinung schwerlich Aussicht auf Erfolg durch 
korrektioneile Nachhaft, sie vermögen nicht zu bessern, auch 
nicht mal abzuschrecken. Gegen Ausländer wird es sich, 
schon aus p]rsparnisrücksichten, empfehlen stets vom 
Schlussabsatz des § 362 Gebrauch zu machen, sie ohne 
weiteres aus dem Bundesgebiete auszuweisen. 

Mann oder Weib, dem das Gefühl für die Notwendig¬ 
keit eines geordneten, arbeitsamen Lebenswandels durch 
Leichtsinn und allerlei L«aster wie Trunk, Spiel, Arbeits¬ 
scheu und Sittenlosigkeit verloren gegangen ist, — viel¬ 
leicht besassen sie solches infolge verwahrloster Er¬ 
ziehung überhaupt nicht oder nur in beschränktem Masse, 
— vermag kurze korrektionelle Nachhaft unmöglich soweit 
sittlich zu kräftigen, dass sie, sich wieder selbst überlassen, 
ihren früheren übelen Lebenswandel nicht wieder alsbald 
aufnehmen. Durch längere Zeit anhaltendes Anleiten und 
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(lewöhnen an Arbeit und Ausdauer in derselben, an ge¬ 
regelte und gesittete Lebensweise und vor allein auch 
durch eine längere Zeit w'ährende Absperrung von dem, 
was den Korrigenden zu Falle brachte, wird man allein 
imstande sein. Besserungsfähigen die Erkenntnis für das 
beizubringen, was ihnen mangelt, was sie zu thun und zu 
lassen haben. 

Solche Erkenntnis kommt aber nimmermehr im 
Handumdrehen, und selbst wenn das ausnahmsweise ein¬ 
mal eintrete, würde sie ohne länger dauerndes Gewöhnen 
an eine geordnete Lebensweise in wohl fast allen Fällen 
so schnell vergehen, wie sie gekommen war. 

Ob freilich die Dirne, welche, nach § 361, 6 gestraft, 
der korrektionellen Nachhaft verfällt, durch diese jemals 
von Fortsetzung ihres schäm- und sittenlosen Treibens 
abzubringen ist, erscheint mir mehr als fraglich nach Er¬ 
fahrungen, welche ich in fast elfjährigem Dienste bei der 
Königlich Sächsischen Korrektionsanstalt für Weiber in 
Waldheim (jetzt in Grünheim) machen musste. Nur ein 
massiger Prozentsatz aller dort wegen Vergehens gegen 
§ 361, 6 Eingelieferter war durch Arbeitsscheu zur „Dirne“ 
geworden; Putz- und Vergnügungssucht, Leichtsinn, böses 
Beispiel, der Trunk, ab und zu auch der Geschlechtstrieb, 
hatten sie der Gewerbsunzucht in die Arme geführt, ob¬ 
wohl sie zumeist in der Freiheit sich durchaus nicht 
arbeitsscheu gezeigt und ihr unsauberes „Gewerbe“ nur 
nebenher betrieben hatten. 

Auf solche Elemente vermag die korrektionelle Nach- 
liaft wohl nur in ganz ausnahmsweisen Fällen bessernd 
einzuwirken, da ist und bleibt sie zumeist eben nur Neben¬ 
strafe und Absperrungsmittel. 

Mit der korrektionellen Nachhaft sollte bei allen 
voraussichtlich Besserungsfähigen, immer innerhalb der 
Grenze der erkannten Haftdauer, wenn irgend angängig 
Beurlaubung Hand in Hand gehen. Die Urlaubszeit soll 
der Behörde, auch den Beurlaubten selbst, zeigen wie 
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weit letztere fähig sind, sich in geordneten Lebens Verhält¬ 
nissen selbständig und rechtlich fortzufinden. Wer auf 
Urlaub erkennen lässt, dass er noch nicht die notwendige 
Charakterfestigkeit besitzt, sich rechtlich allein durchs 
Leben zu finden, den nehme man wieder in die Anstalt 
zurück, natürlich auch diejenigen, welche wieder in ihre 
früheren Fehler und Laster verfallen oder sich sonst nicht 
gebührend verhalten. Nach entsprechend bemessener. Zeit, 
wenn möglich unter Berücksichtigung des Umstandes, dass 
man sie eventuell nochmals vor Ablauf der zweijährigen 
Haftdauer in die Anstalt einziehen, kann, möchte dann 
ein w^eiterer Beurlaubungsversuch gemacht werden. 

Schreitet man nach längerer Korrektionshaft zur Be¬ 
urlaubung solcher, welche sich dafür geeignet zeigen, so er¬ 
scheint es sinngemäss zu korrektioneller Nachhaft Verurteilte 
voraussichtlich Besserungsfähige, w^elche dieser nach Ver- 
büssung einer längeren Gefängnis- oder Zuchthausstrafe V- 
zugeführt werden sollen, sich aber in der Strafanstalt 
fleissig und ruhig zeigten, der Landespolizeibehörde, nach 
Anhören der Beamtenkonferenz (Bearatenrat) von der 
Strafanstalt weg auf zwei Jahre zur Beurlaubung nach 
einem vorher ausgemittelten, geeigneten Unterkommen 
vorzuschlagen und erst dann zur korrektioneilen Nach- 
haft einzuziehen, wenn sie sich auf Urlaub nicht bew^ährten. 
(Siehe auch „Blätter für Gefängniskunde“ Bd, 33, Heft 
3 und 4.) 

Ich verhehle mir keineswegs, dass es für die An¬ 
staltsleitungen ungeheuer schwierig ist, ja in manchen 
Fällen bei lüderlichen Dirnen und bei air den nicht voll 
Erwerbsfähigen oft unmöglich sein wird, ein geeignetes 
Arbeitsunterkommen auszumitteln, der Versuch muss aber 
gemacht w^erden, alle anscheinend besserungsfähigen 
Korrigenden zu beurlauben. 

i Ich würde Vorschlägen ein Jahr in einer Strafanstalt ver- 
büsste Strafe, als Mindestbetrag der zeitigen Zuchthausstrafe, für 
Gefängnis- und Zuchthaussträflinge als Vorbedingung zur Beurlau¬ 
bung in solchen Fällen anzunehnien. 
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lieber den Zeitpunkt des Eintritts der Beurlaubung 
sollte in jedem Falle allein die Anstaltsleitung mit der 
Beamtenkonferenz (Beamtenrat) zu entscheiden haben, 
da hierbei mancherlei Faktoren Berücksichtigung finden 
müssen, welche nicht zu schematisieren sind und allein 
von denjenigen richtig beurteilt werden können, welche 
mit den Korrigenden täglich zu thun haben. 

Nach all dem Vorstehenden glaube ich mein Gut¬ 
achten zu Frage 7 wie folgt geben zu sollen. 

1. Die korrektioneile Nachhaft ist durch 
die Landespolizeibehörde, solange 
durch das Reichsgesetz dafür alsHöchst- 
mass zwei Jahre festgesetzt sind, in 
allen Fällen gegen Reichsangehörige 
auch auf dieses Höchstmass zu er¬ 
kennen. 

Kurzzeitige korrektioneile Nachhaft 
bietet keine Aussicht auf Erfolg und 
ist deshalb als zwecklos zu verwerfen. 

2. Ausländer sind in Befolgung des letz¬ 
ten Absatzes des § 362 R.-Ötr.-G.-B. nicht 
korrektioneller Nachhaft zu unter¬ 
stellen, sondern aus dem Bundesge¬ 
biete auszuweisen. 

3. Die Austaltsleitungen haben nach ent¬ 
sprechender Haftzeit, in Ueberein- 
stimmung mit der Beamtenkonferenz 
(.Beamtenrat), eine Beurlaubung aller 
voraussichtlich besserungsfähigen Korri¬ 
genden anzustreben. Die auf Urlaub 
verbrachte Zeit ist in die Dauer der er¬ 
kannten Nachhaft einzurechnen. 

Soll sich korrektioneile Nachhaft an 
eine Gefängnis- oder Zuchthausstrafe, 
welche in einer Strafanstalt in der 
Dauer von mindestens einem Jahre ver- 
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b ü s s t w u r (I e, a ii s c li 1 i e s s e ii, s o e iii p f i e hIt 
es sich, voraussichtlich Besserungs¬ 
fähige, die sich in der Strafanstalt 
f 1 e i s s i g und willig zeigten, seitens der 
Aiistaltslei tung, im V er neh men mit der 
B e a m t e n k 0 n f e r e 11 z (B e a m t e ii i’ a tj und 
nach Ausmittelung eines geeigneten 
Arbeitsunterkommens, der Landespolizei¬ 
behörde zu sofortiger Beurlaubung auf 
zwei Jahre vorzuschlagen. 

Bewähren sich Beurlaubte nicht, so 
ist ohne weiteres ihre Einstellung in 
eine Korrektionsanstalt zulässig. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Nach welchen Grundsätzen soll die 
Dauer der korrektioneilen Na c h li a f t 
bemessen werden? 

Von Arbeitshausdirektor Düll in Kebdorf. 


Nach den einschlägigen §§ des Strafgesetz!nu lies fiir 
das deutsche Reich und zwar 181a, 361, Ziff. 3 mit S und 
362 erscheint in allen Fällen die Verwahrung in einem 
Arbeitshause oder die sogeiianute korrektioneile Nac hhaft 
als Nebenstrafe, deren Zulässigkeit vom Ricditei* aus¬ 
gesprochen sein muss, wie dies auch bei dei* Srellimg unter 
Polizeiaufsicht der Fall ist, während die wirkliche Ver¬ 
hängung sowie die Festsetzung der Dauer der Nacdiliaft 
dem Ermessen der Landespolizeibehörde anheimg(‘stellt ist, 
und zwar soll diese polizeiliche Massregel in Anwendung 
kommen können bei Zuhältern, Landstreieliern. Heitlern 
und Trunkenbolden, Müssiggängern und Arbeitsscheuen, 
lüderlichen Dirnen, die gewerbsmässige Unznc lii treil)en 
und sich den hierüber bestehenden polizeiliehen Anord¬ 
nungen nicht fügen, bei diesen letzteren jedoc h nur insoweit 
als sie das 18. Lebensjahr zurückgelegt habem. Der Knd- 
zweck der korrektionellen Nachhaft soll deren sittiiclic» 
Hebung sein und es soll erreicht werden, dass diescdlxm 
durch längere Gewöhnung an Ordnung, Arbeitsamkeit und 
geregelte Lebensweise wieder ordentliche und l)raii('hi)arc' 
Mitglieder der menschlichen Gesellschaft werde n und rerm i 
hin einen geordneten den Gesetzen entsprechoiKhMi DoIm us 
W andel führen. Während die übrigen im Strargosc i/JuK In* 
normirten Strafen als Haft, Gefängnis, Zuchtlmns n. s. w. 
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in erster Linie die Sühne für begangene Uebertretungen, 
Vergehen und Verbrechen bilden, und erst in zweiter 
Linie eine Besserung des Bestraften mit erreicht werden 
soll, hat die Nebenstrafe der korrektioneilen Nachhaft 
einzig und allein die Wiederherstellung und Besserung von 
Individuen, die in der Regel körperlich wie geistig sehr 
herabgekonunen sind, im Auge, sonach einen ganz prägnant 
ausgesprochenen ethischen Zweck. Es verdienen daher 
die Arbeitshäuser mindestens die gleiche Fürsorge wie die 
Strafanstalten im engeren Sinne, und kann der Umstand 
nicht weiter ins Gewicht fallen, dass die Polizeibehörden 
nach dem dermaligen Stande der Gesetzgebung zur Ver¬ 
hängung und Festsetzung der korrektionellen Nachhaft 
berufen sind, da ebensogut die Gerichte, welche ohnedies 
jetzt schon die Zulässigkeit derselben im Urteile aus¬ 
zusprechen haben und daher über die Angemessenheit oder 
Nichtangemessenheit der korrektioneilen Nachhaft ent¬ 
scheiden, mit der ersteren Aufgabe mit betraut werden 
könnten, umsomehr, als ja nach den geltenden Bestimmungen 
die Einschaffung in das Arbeitshaus bei seitens des Richters 
ausgesprochener Ueberweisung die Regel bilden soU. 
Uebrigens wurde auch die Frcige wiederholt schon auf¬ 
geworfen, ob nicht Zweckmässigkeits- und andere Gründe 
dafür sprechen, dass der Richter sofort in den vorgesehenen 
Fällen die Strafe des Arbeitshauses bei sonst gegebenen 
Voraussetzungen und deren Dauer bestimmen solle, wodurch 
dann insbesondere, abgesehen von den Fällen des § 181a, 
die vor der Arbeitshausstrafe zu bestimmende Haftstrafe, 
die in den allerwenigsten Fällen irgend welchen Erfolg 
hat bei Bettlern, Landstreichern und Müssiggängern aller 
Art, in Wegfall käme, und die fraglichen Individuen sofort 
dahin kämen, wohin sie gehören, nämlich in das Arbeits¬ 
haus, wo sie mit allen Mitteln zur Gewöhnung an Ordnung 
lind regelmässige Beschäftigung angehiilten werden und 
nicht, wie in den Gerichtsgefängnissen, wo sehi’ häufig 
gar keine oder doch sehr geringfügige Beschäftigung ge¬ 
trieben wird, dem Mttssiggange und Nichtsthun erst recht 
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fröhnen können, wofür sie soeben gerichtlich abgestraft 
worden sind, und noch dazu die müssige Zeit zu allen 
möglichen Schlechtigkeiten auszunützen suchen, was ihnen 
im Arbeitshause, wenn sie sofort dahin befördert werden, 
bei der strengen Ordnung und Zucht und der Zwangsarbeit 
dortselbst nicht ermöglicht ist. 

Es wurde schon oben angedeutet, dass die Ein¬ 
schaffung eines jeden Reichsangehörigen in das Arbeitshaus 
bei ausgesprochener richterlicher Ueberweisung die Regel 
bilden soll und zwar anlässlich einer zwischen den 
deutschen Bundesregierungen über die Festsetzung der 
korrektionellen Nachhaft getroffenen Vereinbarung, und 
soll eine Ausnahme hievon nur dann stattfinden, wenn 
besondere individuelle Verhältnisse, insbesondere durch 
ärztliche Untersuchung festgestellte Unfähigkeit zur Ver¬ 
richtung selbst leichter Haus-, Garten- und Feldarbeit in 
Folge körperlicher oder geistiger Gebrechen oder vor¬ 
geschrittenen Alters die Aufnahme in ein Arbeitshaus 
unangemessen erscheinen lassen. Diese Bestimmung bringt 
es mit sich, dass in das Arbeitshaus Individuen zur Ein¬ 
lieferung gelangen, die wegen vorhandener körperlicher 
oder geistiger Gebrechen zwar noch leichtere Ai'beiten in 
der Freiheit veri ichten könnten, denen aber hiezu infolge 
der äusserst geringen Nachfrage nach solchen und der 
grossen Konkurrenz körperlich wie geistig rüstiger Arbeits¬ 
kräfte, die selbstverständlich in erster Linie gesucht werden, 
eine Gelegenheit zu solchen leichteren Arbeiten, sei es 
nun in ihrem Heimats- oder in ihrem Aufenthaltsorte, nur 
sehr selten geboten ist, so dass ihnen zur Bestreitung ihrer 
Lebsucht in den meisten Fällen gar nichts anderes übrig 
bleibt, als das Jlitleid anderer anzurufen und Stadt wie 
Land abzubetteln und so sich dem Stromertum zuzu¬ 
gesellen. 'Es finden sich daher in den Arbeitshäusern 
Leute, die wegen hohen Alters, oft schon über dem 
60. Lebensjahre stehend, kaum der geringsten Arbeit mehr 
vorstehen können, dann Individuen, welche mit starken 
Leisten- und HodenbrücheJi und sonstigen Gebrechen 
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behaftet sind, Einarmige, Idente mit Stelzfüssen, Epileptische, 
dann Decrepide aller Art, ferner Individuen, die in geistiger 
Beziehung an der Grenze der Unzurechnungsfähigkeit 
stehen, als Idioten, Blödsinnige, Tappen u. s. w., welchen 
zwar in einem Arbeitshause mit grossem Betriebe noch 
irgendwelche ganz leichte Beschäftigung zugewiesen werden 
kann, denen es aber in der Freiheit von vornherein nicht 
ermöglicht ist, ein passendes Unterkommen zu finden und 
bei denen durch längeren Aufenthalt im Arbeitsbause auch 
der Zweck nicht erreicht werden kann, sie ati eine regel¬ 
rechte Beschäftigung zu gewöhnen, schon deshalb nicht, 
weil sie in der Freiheit eine ihrer körperlichen wie geistigen 
Beschaffenheit entsprechende Arbeitsgelegenheit in der 
Regel gar nicht finden können. 

Für solche Individuen, bei welchen das Arbeitshaus 
lediglich eine Versorgungsanstalt ist, ist der Zweck der 
korrektioneilen Nachhaft von Haus aus nicht zu erreichen, 
solche gehören in ein Asyl, in ein Sicchenhaus, Blöden¬ 
anstalt u. s. w. Aber auch diese füllen die Arbeitshäuser, 
und ist wohl die Frage erlaubt, ob bei solchen Individuen 
das Arbeitshaus, das ja doch eine Nebenstrafe ist und sein 
soll, am Platze ist, da sie für ihre Untätigkeit in der 
Freiheit draussen im Grunde genommen denn doch nicht 
oder doch nur in geringerem IMassc verantwortlich gemacht 
werden können, wenn auch nicht bestritten werden soll, 
dass ausschweifendes Leben u. s. w. neben Unglücks- und 
Krankheitsfällen sie schliesslich soweit gebracht hat. dass 
sie ihr Brod durch eigener Hände Arbeit nicht oder nicht 
in genügender Weise mehr verdienen können, vielmehr 
auf das Mitleid, auf das Almosen ihrer Mitmenschen 
angewiesen sind. 

Und doch können auch sie prinzipiell wie derjenige, 
der körperlich und geistig rüstig und vollkommen arbeits¬ 
fähig ist, ins Arbeitshaus zum Zwecke der Gewöhnung an 
Ordnung, Arbeitsamkeit und geregelte Lebensweise ein¬ 
geschafft werden, obschon bei ihnen jede Möglichkeit fast 
gänzlich ausgeschlossen ist, dass der Endzweck, sie vor 
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Rückfall iii ihre frühere liCbensweise zu bewahren, je 
erreicht werde, da nach ihrer körperlichen wie geistigen 
Verfassung die Beschaffung einer entsprechenden Arbeits¬ 
gelegenheit für sie in der Regel wenigstens ausgeschlossen 
ist. Und noch dazu können sie in das Arbeitshaus ein¬ 
geschafft werden bis auf die ^laximaldauer von 2 Jahren, 
und geschieht solches au(*h reichlich genug, obschon das 
Verschulden bei ihnen nicht oder doch nur in ganz 
unerheblichem Grade vorhanden ist, im Gegenhalt zu 
solchen, die sich einer körperlichen wie geistigen Rüstig¬ 
keit zu erfreuen haben. Dies führt dann zur Frage: Ist 
es angesichts dieser nicht abzustreitenden Tatsachen nicht 
Bedürfnis, dass Grundsätze festgelegt werden, nach 
welchen die Dauer der korrektionellen Nachhaft bei solchen 
Individuen, deren Verschulden doch mehr oder weniger 
ausgeschlossen ist, in entsprechenderer und für sie 
günstigerer Weise bemessen werden soll? und dürfte daran 
festzuhalten sein, dass deren Einschaffung in das Arbeits¬ 
haus, das für dieselben mehr oder weniger nur eine Ver¬ 
sorgungsanstalt ist, auf länger wie 1 Jahr unter keinen 
Umständen statthaft sein soll. 

Unabhängig hievon ist die Frage, ob nicht ähnlich 
wie in Norddeutschland in einem solchen Fall die Kosten 
für die eigentliche Verpflegung im Arbeitshause zu einem 
geringen Teile, sei es nun ein Drittel oder Viertel den 
betreffenden Heimats - oder Aufenthaltsgemeinden zu 
überbürden seien, da solche an deren Einschaffung in das 
Arbeitshaus, das ja mehr als Versorgungs-Anstalt erscheint, 
nicht zum Mindesten interessiert sind. 

Nach der zwischen den deutschen Bundesregierungen 
über die Festsetzung der korrektioneilen Nachhaft ge¬ 
troffenen Vereinbarung insbesondere den für Bayern 
massgebenden Bestimmungen der Verordnung vom 28. März 
1891 über Festsetzung und Vollziehung derselben soll 
hierbei in der Weise verfahren werden, dass die Dauer 
der Detention im Falle erstmaliger Ueberweisung auf 
6 Monate und bei jeder späteren Ueberweisung jedesmal 
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behaftet sind, Einarmige, Leute mit Stelzfüssen, Epileptische, 
dann Deerepide aller Art, ferner Individuen, die in geistiger 
Beziehung an der Grenze der Unzurechnungsfähigkeit 
stehen, als Idioten, Blödsinnige, Tappen u. s. w., welchen 
zwar in einem Arbeitshause mit grossem Betriebe noch 
irgendw^elche ganz leichte Beschäftigung zugewiesen werden 
kann, denen es aber in der Freiheit von vornherein nicht 
ermöglicht ist, ein passendes Unterkommen zu finden und 
bei denen durch längeren Aufenthalt im Arbeitshause auch 
der Zweck nicht erreicht werden kann, sie an eine regel¬ 
rechte Beschäftigung zu gewöhnen, schon deshalb nicht, 
weil sie in der Freiheit eine ihrer körperlichen wie geistigen 
Beschaffenheit entsprechende Arbeitsgelegenheit in der 
Regel gar nicht finden können. 

Für solche Individuen, bei welchen das Arbeitshaus 
lediglich eine Versorgungsanstalt ist, ist der Zweck der 
korrektioneilen Nachhaft von Haus aus nicht zu erreichen, 
solche gehören in ein Asyl, in ein Sicchenhaus, Blöden¬ 
anstalt u. s. w. Aber auch diese füllen die Arbeitshäuser, 
und ist wohl die Frage erlaubt, ob bei solchen Individuen 
das Arbeitshaus, das ja doch eine Nebenstrafe ist und sein 
soll, am Platze ist, da sie für ihre Untätigkeit in der 
Freiheit draussen im Grunde genommen denn doch nicht 
oder doch nur in geringerem IMassc verantwortlich gemacht 
werden können, wenn auch nicht bestritten werden soll, 
dass ausschweifendes Leben u, s. w. neben Unglücks- und 
Krankheitsfällen sie schliesslich soweit gebracht hat, dass 
sie ihr Brod durch eigener Hände Arbeit nicht oder nicht 
in genügender Weise mehr verdienen können, vielmehr 
auf das Mitleid, auf das Almosen ihrer Mitmenschen 
angewiesen sind. 

Und doch können auch sie prinzipiell wie derjenige, 
der körperlich und geistig rüstig und vollkommen arbeits¬ 
fähig ist, ins Arbeitshaus zum Zwecke der Gewöhnung an 
Ordnung, Arbeitsamkeit und geregelte Lebensweise eiii- 
geschafft werden, obschon bei ihnen jede Möglichkeit fast 
gänzlich ausgeschlossen ist, dass der Endzweck, sie vor 
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Rückfall in ihre frühere Lebensweise zu bewahren, je 
erreicht werde, da nach ihrer körperlichen wie geistigen 
Verfassung die Beschaffung ehier entsprechejiden Arbeits¬ 
gelegenheit für sie in der Kegel wenigstens ausgeschlossen 
ist. Und noch dazu können sie in das Arbeitshaus ein¬ 
geschafft werden bis auf die IMaxiinaldauer von 2 Jahren, 
und geschieht solches aucli reichlich genug, obschon das 
Verschulden bei ihnen nicht oder doch nur in ganz 
unerheblichem Grade vorhanden ist, im Gegenhalt zu 
solchen, die sich einer körperlichen wie geistigen Rüstig¬ 
keit zu erfreuen haben. Dies führt dann zur Frage: Ist 
es angesichts dieser nicht abzustreitenden Tatsachen nicht 
Bedürfnis, dass Grundsätze festgelegt werden, nach 
welchen die Dauer der korrektioneilen Nachhaft bei solchen 
Individuen, deren Verschulden doch mehr oder weniger 
ausgeschlossen ist, in entsprechenderer und für sie 
günstigerer Weise bemessen werden soll? und dürfte daran 
festzuhalten sein, dass deren Einschaffung in das xVrbeits- 
haus, das für dieselben mehr oder weniger nur eine Ver¬ 
sorgungsanstalt ist, auf länger wie 1 Jahr unter keinen 
Umständen statthaft sein soll. 

Unabhängig hievon ist die Frage, ob nicht ähnlich 
wie in Norddeutschland in einem solchen Fall die Kosten 
für die eigentliche Verpflegung im Arbeitshause zu einem 
geringen Teile, sei es nun ein Drittel oder Viertel den 
betreffenden Heimats - oder Aufenthaltsgemeinden zu 
überbürden seien, da solche an deren Einschaffung in das 
Arbeitshaus, das ja mehr als Versorgungs-Anstalt erscheint, 
nicht zum Mindesten interessiert sind. 

Nach der zwischen den deutschen Bundesregierungen 
über die Festsetzung der korrektionellen Nachhaft ge¬ 
troffenen Vereinbarung insbesondere den für Bayern 
massgebenden Bestimmungen der Verordnung vom 28. März 
1891 über Festsetzung und Vollziehung derselben soll 
hierbei in der Weise verfahren werden, dass die Dauer 
der Detention im Falle erstmaliger Ueberweisung auf 
6 Monate und bei jeder späteren Ueberweisung jedesmal 
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entsprechend höher bis zu der gesetzlich zulässigen 
Maximalzeit von zwei Jahren zu bemessen ist, und ist 
das Vorleben der betreffenden Person, die Schwere der 
ihr zur Last fallenden Uebertretung und insbesondere auch 
der Zeitraum seit Verbüssung der letzten korrektionellen 
Nachhaft angemessen zu berücksichtigen, wobei auch 
gegebenen Falls die Militärpflichtsverhältnisse des zu Ver¬ 
wahrenden entsprechend zu beachten sind. Die Auffassung, 
dass die Dauer der Einschaffung, wenn bei erstmaliger 
Ueberweisung an die Landespolizeibehörde von der wirk¬ 
lichen Einschaffung in das Arbeitshaus kein Gebrauch 
gemacht wurde, bei einer späteren Ueberweisung dann 
gleich höher wie auf 6 Monate bemessen werden könne, 
kann nach der ganzen Fassung der Bestimmungen nicht 
geteilt werden, vielmehr muss daran festgehalten werden, 
dass bei der erstmaligen wirklichen Einschaffung ins 
Arbeitshaus die Dauer auf 6 Monate zu bestimmen ist, 
und wurde diese Frage auch in der neueren Zeit iin 
letzteren Sinne zumeist entschieden. Ferner kann für den 
Fall, dass das Verhalten des Detiniertcn die Erwartung 
gerechtfertigt erscheinen lässt, dass der Zweck der korrek¬ 
tionellen Nachhaft durch eine kürzere als die festgesetzte 
Detentionszeit erreicht werde, oder dass in den Familien- 
und Erwerbsverhältnissen des Detinierten erhebliche Gründe 
liegen, die eine Abkürzung derselben wünschenswert 
machen, die Verwahrungsdauer von der betreffenden 
Polizeibehörde nach Einholung des Gutachtens der Arbeits¬ 
haus-Verwaltung, welches im Benehmen mit dem Anstalts¬ 
geistlichen zu erstatten ist, bis zur Hälfte jedoch nicht 
unter 3 Monate ermässigt werden, während bei schlechter 
Führung des Detinierten die Detentionszeit von der be¬ 
treffenden Polizeibehörde nach Anhörung der Arbeitshaus- 
Verwaltung nachträglich verlängert werden kann. 

Es kann gewiss nicht geleugnet werden, dass Müssig- 
gang, Bettel, Landstreicherei, Prostitution, Zuhälterei u.s. w. 
für die öffentliche Ordnung und Sicherheit des Staates 
äusserst gefährlich sind, und zu deren Ausrottung alles 
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Mögliche geschehen soll, weshalb denn auch schon seit 
mehreren Jahrhunderten die Strafe des Arbeitshauses be¬ 
steht, die auf der einen Seite einen erziehlichen Zweck 
haben soll, nämlich in dem der Arbeit abholden Indivi¬ 
duen durch Gewöhnung an geregeltes Leben und Arbeit 
den Sinn für Ordnung und Gesetzlichkeit und Lust und 
Liebe zur Arbeit zu wecken und zu bestärken, anderseits 
aber wohl auch auf dem Grunde basiert, die Gesellschaft, 
die sich sozusagen im Interesse ihrer Selbsterhaltung in 
Notwehr befindet, wenigstens auf eine bestimmte Dauer, 
in welcher das angestrebte Ziel erreicht werden kann, 
vor dem der Ordnung sich entgegenstellenden Auswuchs 
der bösen Elemente zu schützen und daher letztere auf 
eine gewisse Dauer aus der Gesellschaft auszumerzen und 
für diese unschädlich zu machen. 

Freilich sind es nun die Müssiggänger, Bettler, Land¬ 
streicher, Prostituierte, Zuhälter u. s. w. nicht allein, die 
die menschliche Gesellschaft bedrohen und gefährden, es 
kommen vor Allem auch diejenigen Subjekte in Betracht, 
die die öffentliche Sicherheit und Sittlichkeit noch viel 
mehr bedrohen, nämlich wiederholt rückfällige Verbrecher, 
besonders solche, die wegen Eigentums- und Sittlichkeits- 
Delikten des öfteren schon abgestraft worden sind. Deren 
Einschaffung in das Arbeitshaus nach verbüsster Gefäng¬ 
nis- oder Zuchthaus-Strafe, die einen Besserungserfolg 
nicht aufzuweisen hatten, bis zu eiugetretener wirklicher 
Besserung ist schon wiederholt angeregt worden. Die Er¬ 
fahrung lehrt nun allerdings, dass rückfällige Diebe, Be¬ 
trüger u. s. w. selten mehr gebessert werden, auch nicht 
durch die empfindlichsten Gefängnis- und Zuchthaus¬ 
strafen. Es ist ja richtig, dass die bei denselben aus¬ 
gesprochenen Strafen nur eine Vergeltung und Sühne für 
die Gesetzesverletzung darstellen, ein weiterer Zweck aber 
insbesondere der Besserung, der allerdings erst in zweiter 
Linie ins Auge zu fassen ist, nur in den allerseltensten 
Fällen erreicht werden kann, aber ebenso wahr ist es 
auch, dass die korrektionelle Nachhaft bei solchen 
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Individuen, die sich gegen die allgemeine Ordnung in noch 
flagranterer Weise auflehnen als die Müssiggäiiger und 
Arbeitsscheuen aller Art, noch viel mehr angezeigt wäre. 
Indes soll diese Frage nicht weiter erörtert werden, da 
die dermalige (Gesetzgebung die Anwendung dieser polizei¬ 
lichen Massregel bei solchen verbietet, soweit nicht andere 
Reate hierbei mit in Betracht kommen, welche dieselben 
zulassen. Aber das kann auch nach der geltenden (Ge¬ 
setzgebung wohl mit Recht verlangt werden, dass bei 
solchen wegen Eigentums-, Sittlichkeits- und andern Be¬ 
lekten wiederholt rückfälligen Individuen die Dauer der 
korrektioneilen Nachhaft, wenn solche nach den dermaligen 
Bestimmungen zur Anwendung kommen kann, in ent¬ 
sprechender Weise bemessen werde, und wenn es sich 
auch um eine erstmalige Verwahrung im Arbeitshause 
handelt, deren Dauer ni(*ht die ^[inimaldauer von sechs 
Monaten sein solle, da das Vorleben der betreffenden 
Individuen, die sich Angriffe auf die Sicherheit der Person 
und des Eigentums oder auf die öffentliche Sittlichkeit 
wiederholt erlaubten und nach verbüsster Gefängnis- oder 
Zuchthausstrafe auch nicht die mindeste Besserung an den 
Tag legten, in entsprechende Berücksichtigung genommen 
werden soll. Findet sich daher Gelegenheit, ein gegen die 
öffentliche Sicherheit und Sittlichkeit in für die allgemeine 
Rechtsordnung so gefahrdrohender Weise sich auf lehnen¬ 
des Individuum, welches wegen Müssiggangs, Bettels, 
Landstreicherei etc. der Landespolizeibehörde überwiesen 
worden ist, in ein Arbeitshaus einzuschaffen, so mache 
man von dieser Massregel nachdrücklichen Gebrauch, da 
ja erfahrungsgemäss bei solchen wiederholt rückfälligen 
Subjekten der erneute Angriff auf die öffentliche Sicher¬ 
heit oder Sittlichkeit nur eine Frage der Zeit und günstigen 
Gelegenheit ist, und behandle solche unter keinen Um¬ 
ständen glimpflicher, als die bloss wegen Müssiggangs. 
Bettels, Landstreicherei ii. s. w. rückfälligen Stromer und 
Taugenichtse, die zwar auch die Sicherheit und die Ord¬ 
nung gefährden aber doch nicht in dem hohen Grade, wie 
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solches bei den wegen Raubs, Diebstahls, Brandstiftung, Be¬ 
trugs, Verbrechens und Vergehens gegen die Sittlichkeit, Kör¬ 
perverletzung etc. wiederholt Rückfälligen der Fall ist, wobei 
freilich zugestanden werden muss, dass Müssiggang, Trunk¬ 
sucht und Vagabundenleben überhaupt nach und nach 
auch zu diesen Reaten fühiT nach dem alten Sprichwort 
Jlüssiggang ist aller Toaster Anfang^^ und aus diesem 
(Trund mit allen Mitteln bekämpft werden muss. Dieser 
Moment findet dermalen bei der Festsetzung der Ver¬ 
wahrungsdauer nicht die gebührende Berücksichtigung. 
Es muss jeder an einem Arbeitshause tätige Beamte 
bestätigen, dass in manchen Fällen vorübergehende Be¬ 
schäftigungslosigkeit und Mangel an Arbeit, nicht eigent¬ 
liche Arbeitsscheu und Müssiggang, die Ursache zur Ein¬ 
schaffung in das Arbeitshaus bilden, und dass im Arbeits¬ 
hause ziemlich viele Individuen verwahrt sind, die sich an 
der Sicherheit der Person und des Eigentums sowie in 
sittlicher Beziehung noch nicht vergangen haben und trotz¬ 
dem schon wiederholt und mitunter auch auf die gesetz¬ 
liche Maximaldauer von 2 Jahren verwahrt sind, während 
wiederholt wegen Raubs, Brandstiftung, Diebstahls, Betrug, 
Verbrechen gegen die Sittlichkeit, Körperverletzung etc. 
abgestrafte Individuen, wenn sie auch einmal zur Ab¬ 
wechslung in das Arbeitshaus kommen, mit der Älinimal- 
dauer von 6 Monaten eingeschafft werden, da eben bei 
erstmaliger Einschaffung in solches diese nicht überschritten 
werden soll. 

Eine derartige Trennung der Arbeitshausfrage von 
der andern Freiheitsstrafe, sei es nun Gefängnis oder 
Zuchthaus, dürfte einem richtigen Strafvollzugssystem 
widersprechen, und darf doch unter keinen Umständen 
der nicht glimpflicher behandelt werden, der, wenn er 
auch noch nicht im Arbeitshause war, doch schon alle 
möglichen Strafanstalten hinter sich hat und die Freiheit, 
wie schon oben bemerkt, in einer ganz andern Weise 
missbraucht hat als der Müssiggänger, Bettler und Land¬ 
streicher, der — wie sich einmal ein Insasse des Arbeits- 
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hauses ausdrückte, als er die Bitte um vorzeitige Ent¬ 
lassung zu begründen suchte — eine höliere Anstalt noch 
nicht besucht hat. Diese Steigerung einer eigentlichen 
Strafanstalt zu einer höheren Anstalt ist wirklich sehr 
bezeichnend, lässt aber im Grunde sich auch nicht ab¬ 
leugnen, da auch das Vergehen oder das Verbrechen eine 
höhere Stufe im Strafsystem einnimmt als iVlüssiggang, 
Bettel, Landstreicherei etc. 

Auf der andern Seite muss doch aber auch berück¬ 
sichtigt werden, dass die Nebenstrafe des Arbeitshauses, 
wo neben geregelter und intensiver Beschäftigung auch 
auf strenge Zucht und Ordnung gesehen werden muss, 
keine leichtere Strafe ist als die Strafe, wie sie in einer 
Gefangenanstalt oder einem Zuchthause zum Vollzüge 
gelangt, dass sogar im Gegenteile das Arbeitshaus bei den 
meisten dem Müssiggange huldigenden Individuen noch 
mehr gefürchtet wird als die eigentliche Strafanstalt, was 
wohl seinen Grund darin haben mag, dass diese Individuen, 
welche mit Verbüssung der gerichtlich zuerkannten Haft- 
^ strafe ihre Schuld hinreichend gesühnt zu haben und dalier 
ganz und gar unschuldiger Weise ins Arbeitshaus ein¬ 
geschafft zu sein glauben, mit ihrem freien zügellosen 
Leben in der Freiheit der Arbeit, die bei der korrektioneilen 
Nachhaft im Arbeitshause selbstverständlich in erster Linie 
verlangt werden muss, abhold sind und solche oft mehr 
scheuen als Diebe, Betrüger u. s. w. Ein anderer Grund 
lässt sich kaum finden, denn was Zucht und Ordnung 
anlangt, so wird solche im Arbeitshause im ganzen Grossen 
gleich sein wie in den eigentlichen Strafanstalten, ebenso 
was Behandlung und Verpflegung betrifft. 

Nun kommt aber auch noch der Umstand in Betracht, 
dass nicht bloss die Einschaffung in das Arbeitshaus und 
insbesondere auch die Festsetzung der Verwahrungsdauer 
in solchem von den einzelnen Polizeibehörden in ganz 
ungleichmässiger Weise erfolgt, sondern auch die Gerichte 
die Ueberweisung an solche, d. i. die Voraussetzung der 
Einschaffung in das Arbeitshaus einmal sofort, wenn sich 
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die Möglichkeit ergiebt, das andere Mal erst nach viel¬ 
fachen Abstrafungen wegen Landstreicherei, Arbeitsscheu, 
Bettels u. s. w. aussprechen. So kommt es denn, dass je 
nach Strenge der Gerichte und dei’ Polizeibehörden Leute, 
welche vielleicht 30 und 40 Strafen und mehr wegen 
Landstreicherei, Bettels et(‘. haben, zum ersten Male auf 
die Dauer von 6 ^lonaten im Arbeitshause sich befinden, 
andere dagegen mit diesen Vorstrafen schon zum 2., 3., 4. 
und öfteren Male auf die Dauer von 1—2 Jahren, so dass 
es nicht Wunder nehmen kann, wenn bei letzteren von 
Haus aus eine grosse Erbitterung herrscht, die sich in 
allen möglichen Verfehlungen gegen die Hausordnung 
äussert. Anderseits kommt es nicht selten vor, dass Leute, 
die schon zum 8., 9., 10. und öftern Male im Arbeitshause 
waren, neuerlich auf bloss 6 Monate oder doch verhältnis¬ 
mässig kürzere Zeit eingeschafft werden, als solche, die 
erst zum 3. oder 4. Male u. s. w. eingeschafft sind. Aller¬ 
dings ist ja in solchen Fällen, wo die Verwahrungsdauer 
zu hoch bemessen wurde, der Beschwerdeweg offen, und 
Avird in manchen derselben Abhilfe getroffen, was jedoch 
in denjenigen Fällen, bei welchen die Verwahrungsdauer 
zu nieder bemessen worden, ausgeschlossen ist. 

.Es soll übrigens nicht abgeleugnet werden, dass bei 
Festsetzung der Verwahrungsdauer die individuellen Ver¬ 
hältnisse so z. B. die betr. Profession oder Beschäftigung, 
welche der Einzuschaffende treibt und die je nach der 
Jahreszeit der seinerzeitigen Entlassung ihm wieder die 
Möglichkeit zum ehrlichen und redlichen Fortkommen durch 
seiner Hände Arbeit offen lassen soll, mit in Betracht zu 
kommen haben und solches auch häufig gescdiieht, aber 
immerhin ist die Verschiedenheit beim Ausspruch der 
Ueberweisung seitens der Gerichte dann bei wirklicher 
Einschaffung in das Arbeitshaus und insbesondere auch 
bei Festsetzung der Dauer einer solchen eine sehr grosse. 
Es wird wohl der Richter, an den die Frage herantritt, die 
Ueberweisung an die Landespolizeibehörde auszusprechen 
oder nicht, sich sehr überlegen, die erstere Frage mit Ja 
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zu beantworten, weil er sich bewusst sein muss, dass 
6 Monate — 2 Jahre Arbeitshaus die Folge sein können, 
ja nach den bestehenden Bestimmungen, soferne die Ai'beits- 
fähigkeit, wenn auch nur in bedingtem Masse, gegeben ist, 
sein sollen, anderseits wird aber der Fall auch nicht aus¬ 
geschlossen sein, dass der Richter, weil er über die Ein¬ 
schaffung in das Arbeitshaus selbst nicht zu entscheiden 
hat, sich über diese Frage leichter hinwegzusetzen in Ver¬ 
suchung kommen kann in der Annahme, dass der Ausspruch 
der Ueberweisung die wirkliche Einschaffung in das Arbeits¬ 
haus nicht zur unmittelbaren Folge haben müsse, da ja 
die betreffende Polizeibehörde das entscheidende Wort zu 
sprechen hat, und doch stehen dem betreffenden Ueber- 
wiesenen mitunter mancherlei Entschuldigungsgründe zur 
Seite, wie bittere Not, andauernde Geschäftslosigkeit, 
äusserst beschränkte Arbeitsfähigkeit und damit zusammen¬ 
hängende Unmögli(‘hkeit, entsprechende x4rbeitsgelegenheit 
zu finden. 

Bei dem weiteren Umstande, dass derlei Individuen 
der betreffenden Heimats- oder Aufenthaltsgeraeinde mit¬ 
unter ganz bedeutende Kosten für Bekleidung, Verpflegung 
in den Krankenhäusern u. s. w. machen, liegt es auf der 
Hand, dass die betreffenden Gemeinden sich alle Mühe 
geben, um die Einschaffung von derlei Individuen in das 
Arbeitshaus — und zwar je länger desto besser — zu 
erwirken, da sie dann doch, so lange sich solche im Arbeits¬ 
hause befinden, der weiteren Sorge für dieselben ent¬ 
hoben sind. 

Diese Erwägungen dürften vielleicht dazu geeignet 
erscheinen, der schon oben gestreiften Frage hinsichtlich 
der Uebernahme der teilweisen Verpflcgskosten im Arbeits¬ 
hause seitens der betreffenden Gemeinden näher zu treten, 
dann aber auch zu der weiteren Frage Stellung zu nehmen, 
ob nicht auch die Gerichte, die doch unabhängiger dastehen 
als die Polizeibehörden, mehr geeignet wären, nicht bloss 
die Frage der Zulässigkeit der korrektioneilen Nachhaft 
zu entscheiden, sondern auch über letztere selbst und 
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deren Dauer zu bestimmen, da sie ja auch sonst die 
Strafen — und eine solche ist die korrektionelle Nachhaft 
immerhin auch, wenn sie auch im Strafgesetzbuch als 
Nebenstrafe erscheint -- festzusetzen haben. Das nötige 
Aktenmaterial steht ihnen überdies in der Regel in viel 
reicherem blasse zur Verfügung, sie haben den betreffenden 
Delinquenten bei der Aburteilung seiner Keate vor Augen, 
wahrend dies bei den betreffenden l^olizeibehörden nur 
selten oder gar nicht der Fall ist. Hiedurch könnte dann 
auch die auszusprechende Haftstrafe wegen Landstreicherei, 
Bettels, Aibeitsscheu etc. ganz in Wegfall kommen, und 
wäre die Untersuchungshaft nui* in wenigen Fällen, die 
noch nicht ganz glatt liegen, wo z. B. die Persönlichkeit 
des Betreffenden, dessen Vorleben u. s. w. noch nicht 
genügend feststeht, noch angezeigt. Fs würde dann auch 
voraussichtlich das festgesetzte Mass der Verwahrungs¬ 
dauer im Arbeitshause dem betreffenden Verschulden des 
Angeklagten mehr angepasst und diesem selbst auch dann 
mehr zum Bewusstsein gebracht, dass die vom Richter 
festgesetzte Nebenstrafe und deren Dauer im Strafgesetz¬ 
buche voll begründet sei, die nicht in der Erwägung der 
betreffenden Polizeibehörde stehe oder ihren (Irund in der 
Anregung der Heimats- oder Aufenthaltsgemeinde aus 
Zweckmässigkeits- und Nützlichkeits-Interessen habe. 

Bei Festsetzung der Verw^ahi’ungsdauer wird aber 
auch weiter noch auf die ziemlich zahlreichen Fälle Rück¬ 
sicht genommen werden müssen, in w elchen das abgeurteilte 
Individuum über seine Personalien falsche und unrichtige An¬ 
gaben macht aus dem Grunde, um über seine Vergangen¬ 
heit die Gerichte und Behörden zu täuschen und so die 
Einschaffung in das Arbeitshaus entw^eder ganz und gar 
zu hintertreiben oder doch bei schon wiederholt statt¬ 
gehabter Unterbringung im Arbeitshause das zu erreichen, 
dass die Verw’ahrungsdauer auf ein ]\[indermass festgesetzt 
werde. Kommt nun ein solches Individuum ins Arbeits¬ 
haus, so stellt sich häufig heraus, dass dasselbe einen ganz 
falschen Namen führt, im Arbeitshause, in Strafanstalten 
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u. s. w. wiederholt schon untergebracht war, und nicht 
immer wird der Beschluss der Einschaffungsbehörde, der 
doch auf unrichtigen Voraussetzungen basierte, korrigiert. 
Werden derlei Subjekte auch im Arbeitshause nicht sofort 
als frühere Gäste erkannt, so wird deren Identität oft 
nachträglich festgestellt durch Erhebungen mit den angeb¬ 
lichen Heimatsbehörden, die dann zur geeigneten Dis- 
ziplinareinschreitung gegen das betreffende Subjekt und 
oft auch zui- Angabe des richtigen Namens seitens desselben 
führen, ln einem solchen Falle dürfte unter allen Um¬ 
ständen der Einschaffungsbehörde zur Pfli(‘ht zu machen 
sein, ihren früheren Beschluss nach Lage der Verhältnisse 
und in Berücksichtigung des Vorlebens des unter falschen 
Namen Eingelieferten abzuändem und die Verwahrungs¬ 
dauer entsprechend zu bemessen, daneben aber die Her¬ 
beiführung der gerichtlichen Abstrafung desselben wegen 
Führung eines falschen Namens u. s. w. zu bewirken. 

Eine weitere Frage bei Festsetzung der Verwahrungs¬ 
dauer muss noch in Betracht gezogen werdevn, ob die nach 
den dermalen gesetzlichen Bestimmungen zulässige Jhixinial- 
dauer vow zwei Jahren, die, wenn hiezu die Voraussetz¬ 
ungen gegeben erscheinen, in der Regel auch ausgesprochen 
wird, für die korrektioneile Nachhaft im x\rbeitshause 
ausreichend sei und in zweckmässiger Weise von vorne 
herein bestimmt werde. 

Es bestehen in dieser Beziehung sehr geteilte An¬ 
sichten. Die Einen meinen, wer einmal Unverbesserlich 
sei, also schon wiederholt in Arbeitshäusern war, der 
gehöre, wenn er zum vierten, fünften Hai u. s w. ein¬ 
geschafft werde, unbedingt auf die Maximaldauer in das 
Arbeitshaus, damit die menschliche Gesellschaft so lange 
als möglich von einem solchen Tunichtgut befreit sei. 
Andere gehen sogar soweit in ihrer Ansicht, dass sie 
sagen, die dermalen geltende AFaximaldauer von zwei 
Jahren Arbeitshaus sei bei unverbesserlichen Landstreichern, 
Bettlern, Arbeitsscheuen etc*, viel zu niedrig gegriffen, sie 
solle auf drei, vier Jahre und noch länger bemessen 
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werden können, da der Zweck der korrektioneilen Nach¬ 
haft bei dergleichen Subjekten in einer früheren Zelt nicht 
erreicht werden könne. 

Gewiss wird die Mehrzahl dieser Subjekte für die 
Dauer nicht gebessert werden können, aber daraus kann 
denn doch nicht gefolgert werden, dass die Na(‘hhaft auf 
längere Zeit erstreckt werden müsse, sonst könnte man 
schliessli(*h so w^eit kommen, einen wegen Mtissiggangs 
u s. w, ins Arbeitshaus Eingeschafften 'gleich lebensläng¬ 
lich im Arbeitshause zu bela.ssen, welcher Ansicht tat¬ 
sächlich schon manche Gemeinden bei Beantwortung der 
Fragebögen über die Persönlichkeit der Betreffenden Aus¬ 
druck gegeben haben. Eine gewisse Zeitgrenze für die 
Einschaffung in das Arbeitshaus muss nach dem geltenden 
Strafsystem selbstverständlich festgehalten werden, da nur 
bei den allerschw^ersten Verbrechen eine lebenslängliche 
Einsperrung möglich ist. Die z. Z. geltende Maximalstrafe 
von 2 Jahren Arbeitshaus bei einer späteren Reform des 
Strafgesetzbuchs weiter auszudehnen, dürfte bei den in 
Betracht kommenden Verfehlungen, die meist in Ueber- 
tretungen wegen Bettels, Landstreicherei, Arbeitsscheu 
etc. bestehen, und mit Rücksicht darauf, dass schon eine 
schwere Verfehlung gegen das Strafgesetzbuch vorliegen 
muss, wenn 2 Jahre Gefängnis oder Zuchthaus verhängt 
werden, die, was Strenge anbelangt, ja einen merklichen 
Unterschied gegenüber dem Arbeitshause auch nicht 
haben, denn doch schwerwiegende Bedenken gegen sich 
haben. Ausserdem muss doch auch dem ins Arbeitshaus 
Eingeschafften nach Umfluss der hierfür festgesetzten und 
nicht zu hoch bemessenden Dauer die Möglichkeit offen 
gelassen werden, einen arbeitsamen und den Gesetzen 
entsprechenden Lebensw^andel in der Folge zu führen, wie 
solches auch dem mit schwerster Gefängnis- oder Zucht¬ 
hausstrafe belegten Missetäter möglicdi ist, und dürften 
die z. Z. als Maximaldauer bestimmten 2 Jahre Arbeitshaus 
als Nebenstrafe für die begangene Gesetzesübertretung 
im Vergleiche zu den andern Strafmassen wohl ausreichen. 
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Der Begriff der korrektioneilen Nachhaft bringt es 
mit sichy je nach der Führung und dem Vorleben und den 
Erwerbs- und Familienverhältnissen eine angemessene Ab¬ 
kürzung oder Verlängerung der Verwahrungsdauer ein- 
treten zu lassen, in welcher Beziehung den Verwaltungen 
der Arbeitshäuser zusteht, derartige Anträge bei der ein¬ 
schaffenden Polizeibehörde zu stellen, die solche dann zu 
verbescheiden haben. Es soll demnach den Verwaltungen 
der Arbeitshäuser* in Verfolgung des Prinzips der korrek¬ 
tioneilen Nachhaft ein gewisser Spielraum gegeben sein, 
nach unten wie nach oben eine Aenderung der Dauer 
derselben in den geeigneten Fällen in Antrag zu bringen, 
je nachdem der Zweck der korrektioneilen Naehhaft schon 
vor Ablauf der ursprünglich bemessenen Strafdauer erreicht 
oder dieser Zweck mit deren Ablauf noch nicht erreicht 
erscheint, sonach eine Abkürzung oder Verlängerung oder 
keines von beiden angezeigt ist. Eine Verlängerung ist 
aber dann unter allen Umständen ausgeschlossen, w^enn 
die Maximaldauer von 2 Jahren von der Einschaffungs¬ 
behörde bestimmt ist. Im Interesse der Disziplin wäre es 
daher gelegen und dem Prinzip der korrektioneilen Nach¬ 
haft entsprechend, wenn die Dauer der Verwahrung im 
Arbeitshause auf höchstens 18 Monate von der Einschaffungs¬ 
behörde bemessen werden würde, wodurch dann die 
Arbeitshaus-Verwaltung je nach der Führung des Be¬ 
treffenden im Zusammenhalte mit dessen Vorleben in die 
Lage käme, eine angemessene Verlängerung, sei es nun 
eine einmalige oder wiederholte in Antrag zu bringen, und 
die Fälle gewiss zu den Ausnahmen zählen würden, wo 
der wie bisher in das Arbeitshaus auf die Jlaximaldauer 
von 2 Jahren Eingeschaffte eine über alle Massen schlechte 
Führung sei es nun am Anfänge oder zum Schlüsse an 
den Tag legt in dem Bewusstsein, dass eine Verlängerung 
ja doch nicht Platz greifen kann. Gerade bei der korrek- 
tionellen Nachhaft sollten aber diese Erwägungen ini 
Interesse des Zweckes der Besserung des Detenten stets 
im Vordergründe stehen, und ist ja auch bei ihr allein 
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eine solche Verlängerung der Nebenstrafe; die das Straf¬ 
gesetzbuch sonst nicht kennt, statthaft, weil eben der 
Besserungszweck in allererster Linie massgebend ist. 

18 Monate Arbeitshaus aber dürften an und für sich 
als Nebenstrafe für die begangene Gesetzesverfehlung 
wohl ausreichend erscheinen, und fügt sich der Ein¬ 
geschaffte 18 Monate lang der Ordnung im Hause und ist 
er während dieses Zeitraums fleissig, willig und gehorsiun, 
dann sollte ihm auch wiedei- Gelegenheit gegeben werden, 
zu zeigen, ob er ein nützliches und taugliches Mitglied der 
menschlichen Gesellschaft gew’^orden und in der ihm zu 
Teil werdenden Freiheit auf ehrliche und redliche Weise 
durch seiner Hände Arbeit sein Fortkommen suche. 

Lässt aber der in das Arbeitshaus eingeschaffte Detent 
während seiner Verwahrung dortselbst keinerlei Besserung 
erkennen, fügt sich derselbe in keiner W^eise der Ordnung 
und Zucht oder lässt es derselbe auch im Arbeitshause 
an Lust und Liebe zur Arbeit fehlen, dann soll auch der 
Verwaltung das Recht eingeräumt sein, eine Verlängerung 
und zwar äussersten Falls bis zu zwei Jahren bei der ein¬ 
schaffenden Behörde in Antrag zu bringen, und soll hievon 
auch unbedingt in allen derart gelagerten Fällen Gebrauch 
gemacht werden. 

An der Bestimmung, dass bei fortgesetzt guter Führung 
und andauerndem Fleisse im Arbeitshause bis zur Hälfte 
der festgesetzten Verw^ahrungsdauer, jedoch nicht unter 
3 Monaten nachgelassen werden könne, dürfte festgehalten 
werden, wobei selbstverständlich alle hiebei in Betracht 
kommenden Verhältnisse reiflich mit erwogen werden 
müssen, insbesondere auch das Vorleben des Betreffen¬ 
den. So dürfte insbesondere die Frage der vorzeitigen 
Entlassung bei einem wegen Raubs, Brandstiftung, Dieb¬ 
stahls, Betrugs, Sittlichkeitsvergehens, Körperverletzung 
u. s. w. wiederholt Rückfälligen besonders strenge zu prüfen 
sein, einmal weil eine Besserung bei solchen in der Regel 
ausgeschlossen ist, dann aber auch, weil dergleichen Sub¬ 
jekte die öffentliche Sicherheit der Person und des Eigen- 
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tiuns sowie die öffentliche Sittlichkeit immer wieder ge¬ 
fährden, und die gute Führung im Arbeitshause allein noch 
keine hinreichende Gewähr für nachhaltige Besserung in 
der Freiheit nach den gemachten Erfahrungen zu geben 
vermag, es daher angezeigt erscheint, dass solche im In¬ 
teresse der öffentlichen Sicherheit und Sittlichkeit eine 
geraume, schon von Haus aus auf etwa 12 Monate zu be- 
messende Zeit im Arbeitshause, woselbst sie an Zucht 
und Ordnung und geregelte Beschäftigung gewöhnt werden 
sollen, zurückgehalten werden, damit sie, wenn sie in die 
Freiheit zurückkehren, sich einer ordentlichen Lebens¬ 
weise befleissen und sich hüten, aufs Neue mit der 
menschlichen Gesellschafts-Ordnung in Konflikt zu kommen. 

Dagegen dürfte eine vorzeitige Entlassung aus dem 
Arbeitshause solchen eher zuteil werden können, deren 
Vorleben weniger getrübt ist und die im Arbeitshause sich 
im allgemeinen gut geführt haben und sei es durch Hilfe 
ihrer Verwandten und Angehörigen oder durch Verwen¬ 
dung Dritter eine bestimmte Arbeitsgelegenheit in der 
Freiheit zu erwarten haben. Ihnen dürfte, wie dies ja 
aucli bei der im Strafgesetzbuch vorgesehenen Bestimmung 
der vorläufigen Entlassung der Fall ist, Gelegenheit zu 
geben sein, sich aus dem x4bgrunde, in den sie teils mit, 
teils ohne ihre eigene Schuld sei es durch schlechte Er¬ 
ziehung oder sonstige missliche Verhältnisse geraten 
sind, wieder emporzuheben. Und wenn auch nicht alle 
Versuche gelingen, sie wieder zu ordentlichen und taug¬ 
lichen Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft zu 
machen, einiger Erfolg steht doch bei manchen solcher 
Gefallenen in Aussicht, und schon um dieser Einiger 
willen, die noch gerettet werden, dürfte es sich empfehlen, 
denselben nicht von vornherein jede Möglichkeit sich zu 
bessern, abzuschneiden, um so weniger, als es sich meist 
um Individuen handelt, deren Willenskraft gegenüber den 
Locikungen der Aussenwelt durch die IMacht der Gewohn¬ 
heit eine wenig widerstandsfähige ist, bei welchen es sich 
meist gerade in der ersten Zeit nach der Entlassung aus 
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dem Arbeitshiiuse darum handelt, dass ihnen seitens ihrer 
Angehörigen oder sonstiger aufopferungsfähiger Wohltäter 
der menschlichen Gesellschaft oder der Vorsorge vereine 
für Entlassene unter die Arme gegriffen werde. 

Unter allen Umständen aber dürften die eins(*haffen- 
den Behörden angewiesen werden, derartigen von Seite 
der Arbeitshaus-Verwaltung gestellten Anträgen auf Ab¬ 
kürzung mit Wohlwollen entgegenzukommeii und sie nicht 
von kurzer Hand abzuweisen, weil möglicherweise doch 
wieder Rückfall zu erwarten stehe; denn erstlich wird ja 
auch die Arbeitshaus-Verwaltung derartige Gesuche einer 
strengen Prüfung unter billiger Rücksichtnahme auf alle 
Verhältnisse unterziehen, zum zweiten aber der guten 
Führung im Arbeitshause doch auch Rechnung zu tragen 
sein, da gerade bei der korrektionellen Nachhaft auf 
das Moment der Besserung Rücksicht zu nehmen ist. 

Trifft aber die Voraussetzung der vorzeitigen Ent¬ 
lassung, dass das betreffende Individuum, das im Arbeits¬ 
hause sieh in jeder Beziehung gut geführt und fleissig 
gearbeitet hat, au(*.h in der Freiheit sicth gebessert zeigt, 
nicht zu, ist dasselbe nach wie vor in der Freiheit, dem 
Müssiggang und sonstigen Lastern wieder ergeben, so 
kann ja, wie dies auch jetzt schon geschieht, die vorzeitige 
Entlassung widerrufen und dasselbe wieder in's Arbeits¬ 
haus zurückgeschafft werden zur Erstehung des Straf¬ 
restes, in welcher Beziehung allerdings für diesen Fall 
eine bestimmte Zeitdauer vorgesehen werden müsste. 
Indes könnte hiervon auch ganz und gar abgesehen 
werden, weil, wenn der eistrebte Besserungszweck nicht 
erreicht ist, in nicht gar ferner Zeit der Richter \yieder 
in die Lage kommen wird, die Ueberweisung an die Lan¬ 
despolizeibehörde wegen irgend eines Reates nach dem 
besetze auszusprechen, und dann die Einschaffungsfähig¬ 
keit für das Arbeitshaus wiederholt gegeben erscheint. 

Unter 6 Monaten bei Bemessung der Verwahrungs- 
dauei* zu bestimmen, empfiehlt sich gleichfalls nicht mit 
Rücksicht auf das Prinzip der korrektioneilen Nachhaft 
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Fürs erste wird eine länger dauernde Verwahrung im 
Arbeitshause in den meisten Fällen aus dem Grunde nötig 
sein, um den erziehlichen Einfluss auf das betreffende 
Individuum ausüben zu können, zum zweiten soll auch 
da der Verwaltung des Arbeitshauses die Möglichkeit 
offen gehalten werden, \n einzelnen hierzu geeigneten 
Fällen bei guter Führung und vorher erreichter oder viel¬ 
mehr anzunehmender Besserung und noch nicht besonders 
getrübter Vergangenheit eine Abkürzung bis zu höchstens 
drei Monaten in Antrag zu bringen, wie derselben auch 
im entgegengesetzten Falle ein solcher auf entsprechende 
Verlängerung zustehen soll. Für alle Fälle also soll die 
Bemessung der Verwahrungsdauer bei der korrektioneilen 
Nachhaft in der Weise erfolgen, dass dem zu verwahren¬ 
den Individuum einerseits ein Ansporn gegeben ist, durch 
gute Führung, anhaltenden Fleiss und Eifer bei der Arbeit, 
Unterordnung seines Willens unter die Hausordnung und 
Gehorsam womöglich eine vorzeitige Entlassung zu er¬ 
wirken, und ihm hierdurch zum Bewusstsein kommt, dass 
Ordnung und Zucht und Arbeit wie in dem Arbeitshause 
auch für das Leben in der Freiheit mit der übrigen 
menschlichen Gesellschaft die Grundbedingungen sind, 
unter welchen der einzelne wie die Gesellschaft bestehen 
und gedeihen kann, andererseits aber ihm jederzeit vor 
Augen schweben muss, dass er, wenn er sich nicht der 
Zucht und Ordnung unterwirft und faul und träge bei der 
Arbeit ist, eine erkleckliche Zeit länger im Arbeitshause 
belassen werden kann und so von der menschlichen Ge¬ 
sellschaft, mit der zusammenzuleben er in seinem und hn 
Interesse der Menschheit als noch nicht tauglich und 
würdig befunden worden ist, wenigstens eine geraume Zeit 
ausgeschlossen bleibt. 

Als massgebende Grundsätze für die Uauer der kor- 
rcktionelleii Nachhaft wären etwa folgende zu empfehlen: 

1. Die korrektionelle Nachhaft ist von der Landespolizei¬ 
behörde, die dermalen darüber zu bestimmen hat, 
unter Rücksichtnahme auf die etwaigen Militärpflichts- 
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Verhältnisse^ die selbstverständlich eine solche aus- 
schliessen, in der Dauer von 6 bis 18 ilonaten vor¬ 
behaltlich einer nachträglichen Abkürzung bis zur 
Hälfte und einer nachträglichen Verlängerung bis zu 
24 Monaten zu bemessen. 

2. Soferne es sich um die Einschaffung von Individuen 
handelt^ die infolge körperlicher oder geistiger Ge¬ 
brechen oder vorgeschrittenen hohen Alters nur teil¬ 
weise und in hohem Masse beschränkt arbeitsfähig 
sind, soll die Dauer der Einschaffung in das Arbeits¬ 
haus 12 Monate niemals übersteigen dürfen, und 
womöglich darauf Bedacht genommen w^erden, dass 
dieselben in einem Asyl, Siechenhaus, einer Blöden¬ 
anstalt u. s. w'. dauernde Unterkunft finden. 

)]. Ist ein in das Arbeitshaus Eingeschaffter durch Krank¬ 
heit arbeitsunfähig geworden, und steht eine regel¬ 
mässige Arbeitsfähigkeit w^ährend der Dauer der 
Verwahrung nicht mehr in Aussicht, so dass der 
Zweck der Verwahrung im Arbeitshause nicht mehr 
erreichbar erscheint, so ist auf Antrag der Verwaltung 
von der Einschaffungsbehörde die sofortige Entlassung 
und das sonst nach Sachlage Geeignete zu verfügen. 
Heber eine allenfallsige Wiedereinschaffung bei etwa 
erfolgter Wiederherstellung ist von der betreffenden 
Polizeibehörde neuerlich Beschluss zu fassen. 

4. Die Bemessung der Dauer bei körperlich wie geistig 
rüstigen und arbeitsfähigen Individuen ist mit Rück¬ 
sicht auf das Vorleben und den Zeitraum seit Ver- 
büssung der letzten korrektioneilen Nacbhaft zu 
bestimmen und hiebei insbesondere auf den höheren 
oder minderen Grad der Gefährlichkeit des betreffenden 
Individuums für die öffentliche Sicherheit der Person 
wie des Eigentums und für die öffentliche Sittlichkeit 
Bedacht zu nehmen. 

5. Bei erstmaliger Einschaffung in das Arbeitshaus ist 
die Dauer auf 6 Monate zu bemessen, wenn das 
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betreffende Individuum bisher nur Polizeistrafeii 
wegen Bettels. Landstreieherei, Arbeitsscheu^ Xicht- 
befolgung eines Arbeitsauftrages u. s. w. verwirkt 
hat oder die von ihm in den letzten 5 Jahren ver¬ 
wirkten Strafen wegen Vergehens und Verbrechens 
wider die öffentliche SicJierheit und Sittlichkeit die 
Dauer von 12 Monaten weder im einzelnen nocli in 
ihrer Gesamtbereehnnng überschritten haben. 

Ebenso soll die Einschaffungsdauer nur 6 Monate 
betragen, wenn seit der letzten Entlassung aus einem 
Arbeitshause oder seit Verbüssung von gerichtlichen 
die Dauer von 12 Monaten weder im ganzen nocli 
im einzelnen übersteigenden Strafen wegen eines gegen 
die öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit gerichteten 
Vergehens oder Verbrechens mindestens 5 Jahre ver¬ 
flossen sind. 

6. Bei wiederholter EinscJiaffung in das Arbeitshaus, 
die vor Ablauf von 5 Jahren seit der letzten Ent¬ 
lassung aus einem Arbeitshause erfolgt, ist die Dauer 
der Verw\ahrung jedes mal um 3 Monate höher zu 
bemessen, jedoch nicht über die Dauer von 18 Monaten 
hinaus. 

7. Individuen, welche für die öffentliche Sicherheit der 
Person wie des Eigentums, dann für die öffentliche 
Sittlichkeit besonders gefährlich sind und in den 
letzten 5 Jahren wegen solcher Vergehen oder Ver¬ 
brechen bereits über 12 Monate, sei es nun Gefängnis 
oder Zuchthaus, im ganzen oder im einzelnen erstanden 
haben, sind für das erste mal sofort auf 12 Monate 
in das Arbeitshaus einzuschaffen und bei wiederholter 
Einschaffung um 3 Monate höher, bis die Dauer von 
18 Monaten erreicht ist, wobei Ziffer 5 in analoge 
Anwendung zu kommen hat. 

8. Die Verwahrungsdauer kann bei anhaltendem Fleiss 
und fortgesetzt guter Führung des Verwahrten im 
Arbeitshause und nicht zu sehr getrübtem Vorleben 
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desselben ;iuf Antrag der Verwaltung des Arbeits¬ 
hauses seitens der eins(*haffenden Behörde bis zur 
Hälfte der ursprünglieh bestimmten Verwahrungs¬ 
dauer, jedoch nicht unter Monaten, nachträglich 
ermässigt werden, wobei insbesondere auch auf die 
Familien- und Erwerbsverhältnisse des Detenten, denen 
derselbe nach der Entlassung entgegengeht, Rücksicht 
zu nehmen ist. 

9. Dagegen kann bei fortgesetzt schlechter Führung des 
iin Arbeitshause Verwahrten auf Antrag der Ver¬ 
waltung desselben die ursprünglich zuerkannte Ver¬ 
wahrungsdauer von seiten der einschaffenden Behörde, 
sei es nun in ganzen oder in einzelnen Abschnitten, 
bis auf die Maximaldauer von 24 Monaten nach¬ 
träglich verlängert werden. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Wie ist dieBeschäftigung* der jugend¬ 
lichen Gefangenen zu gestalten, wenn 
aus derselben für diese ein dauernder 
Nutzen nach der Entlassung entspringen 
soll. 

Von Staatsanwalt Dr. August Xemanitsch. Marburg in Stoierinark. 


Bei der Erörterung der Frtige, „wie die Beschäftigung 
der jugendlichen tJefiingenen zu gestalten sei, wenn aus 
derselben für diese ein dauernder Nutzen nach der Ent¬ 
lassung entspringen soll“ ist zuförderst die Vorfrage, was 
man unter einem jugendlichen Gefangenen zu verstehen 
habe, zu lösen, und dann erst zu ergründen, in welcher 
Art vorzugehen sei. um das gesteckte Ziel zu erreichen. 

Uns interessiert nur der Standpunkt, den hiebei die 
deutsche und österreichische Strafgesetzgebung einnehmen. 

Nach § 55 des Strafgesetzbuches für das deutsche 
Reich kann derjenige, welcher bei Begehung der strafbaren 
Handlung das 12. Lebensjahr nicht vollendet hat, wegen 
desselben nicht strafrechtlich verfolgt werden. 

In Oesterreich ist dieser Fixpunkt das 10. Lebensjahr. 
Der § 237 des Strafgesetzes verfügt nämlich, dass die straf¬ 
baren Handlungen, die von Kindern bis zum vollendeten 
10. Lebensjahre begangen werden, bloss der häuslichen 
Zucht zu überlassen sein. 

Während nun das deutsche Strafgesetz (§§ 56 und 57) 
für die Zeit vom vollendeten 12. bis zum vollendeten 
18. Lebensjahre den Unterschied macht, ob der Delinquent 
bei Begehung der strafbaren Handlung die zur Erkenntnis 
ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besass oder 
über sie schon verfügte, und im erstereu Falle Zw'angs- 
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erziehung, sei es in der Fiimilie, sei es in Erziehungs¬ 
oder Besserungsanstalten eintreten lässt und nur im letzteren 
Falle den Uebeltäter nach verminderten Massen auch 
bestraft, macht das österreichische Strafgesetz diesen Unter¬ 
schied äusserlich nicht, supponiert aber bei Kindern zwischen 
dem angehenden 11. und vollendetem 14. Lebensjahre eine 
verminderte Einsicht (§§ 2.37, 2b9 und 270) überlässt die 
Ahndung von Vergehen und Uebertretungen der Zucht der 
Familie oder politischen Behörde und straft Verbrechen 
aller Art nur als Uebertretungen mit Verschliessung an 
einem abgesonderten Verwahrungsorte in der Dauer von 
einem Tage bis zu sechs Monaten. 

Nach der deutschen Strafgesetzgebung haben daher 
die jugendlichen Gefangenen zum mindesten das 13., nach 
der österreichischen zum mindesten das 15. Lebensjahr 
begonnen. 

Es ist zwar in letzterem Gesetze ausgesprochen, dass 
Kinder mit dem Beginn de# 11. Lebensjahres gerichtliche 
Gefangene werden können, allein de facto kommen die¬ 
selben für die vorliegende Frage nicht in Betracht, weil 
einesteils die in der Praxis zugemessenen Strafen von so 
geringer Dauer sind, dass von einer wirksamen Behandlung 
derselben überhaupt nicht die Rede sein kann, andernteils 
die Absonderung in Arresten stattfindet, in welchem für 
irgend eine Erziehung nichts vorgekehrt werden kann. 
In Deutschland verordnet das Strafgesetz selbst im Schluss¬ 
sätze des § 57, dass die jugendlichen Uebeltäter, also Per¬ 
sonen, die nach Vollendung des 12. und vor Beginn des 
19. Lebensjahres mit der erforderlichen Einsicht eine straf¬ 
bare Handlung begangen haben, die Freiheitsstrafe in 
besonderen, zur Verbüssung von Strafen jugendlicher 
Personen bestimmten Anstalten oder Räumen zu vollziehen 
haben. 

In Oesterreich wurden im Verordnungswege sogenannte 
fl Jugendabteilungen“ geschaffen und verfügt, dass in die¬ 
selben solche Sträflinge aufgenoramen werden, welche 
bestimmte sittliche Eignungen besitzen und ihre Frei- 
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heitsstrafen vor Zurücklegung des 24. Tjebensjalires 
vollenden. 

Darnach haben wir es also in beiden Gebieten mit 
Personen zu thun. welche sich in einem .\lter befinden, 
in welchem eine entsprechende Krziehung entweder ganz 
neu begonnen, oder eine bereits begonnene fortgesetzt und 
vollendet werden kann. 

Festzuhalten ist vor Allem, dass gegenüber nicht 
verurteilten Korrigenden der jugendliche Gefangene vor- 
bezeichneter Art sieh in Strafe befindet, dass ihm daher 
aus diesem Titel in erster Linie die Anhaltung im Gefäng¬ 
nisse als ein empfindliches Uebel zu Bewusstsein gebracht 
und dann erst seine Erziehung ins Auge gefasst werden 
muss. 

Bei Realisierung des letzteren Zweckes soll demnach 
Alles fern gehalten werden, was seiner Behandlung den 
Charakter eines behaglichen Daseins oder gar des Ver¬ 
gnügens aufprägen könnte. 

Die Strafanstalt darf aber auch aus sozialpolitischen 
Erwägungen nicht mehr thun, als unbedingt notwendig 
ist, also nicht auf Staatskosten für gefallene Kinder eine 
höhere Erziehung anstreben, als sich unbeanstandete 
Kinder armer Eltern in der Freiheit verschaffen können. 

Der Urgrund des Delinquierens ist bei der Jugend in 
der mangelhaften Erziehung zu suchen. 

Der Begriff Erziehung ist in der generellsten Bedeu¬ 
tung zu fassen. Soll daher ein Rückfall, unter welchem 
der Jugendliche und die Allgemeinheit zu leiden haben, 
verhütet werden, so muss dem genannten Mangel abge¬ 
holfen, der Jugendliche durch Erziehung der Besserung 
zugeführt werden. 

Diese kann aber nur durch unermüdliche geistige 
und körperliche Arbeit erzielt werden. 

Wenn auch nicht bestritten werden kann, dass ge¬ 
wisse geistige oder körperliche Veranlagungen auf die 
Entwicklung des Kindes einwirken, dass also böse Keime 
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schon vorhanden sein können, so ist es doch zweifellos 
richtig, dass dieselben erst Infolge äusserer Veranlassungen 
in die Erscheinung treten und durch solche auch gute 
Anlagen in schlimme verkehrt werden können. 

Dieser Erreger liegt bei den Kindern im Müssiggange. 

In minderem Masse macht sich derselbe auf dem flachen 
Lande, als in grossen Städten und in Industriezentren 
geltend, daher liefern auch diese das bedeutendere Kon¬ 
tingent an jugendlichen Verbrechern. Während auf ersterem 
die Eltern ihre Kinder von Jugend auf in den verschiedenen 
Zweigen der Landwirtschaft, teils selbständig, teils als 
Hilfskräfte unter ihrer persönlichen Aufsicht verwenden 
können, sind in den letzteren die Eltern vielfach ge¬ 
zwungen, ausserhalb des Hauses ihrem Erwerbe nach¬ 
zugehen, weshalb die unbeaufsichtigten Kinder sich dem 
süssen Nichtstun ergeben und auf die abschüssige Bahn 
des Lasters geraten. 

Die erste Aufgabe der Strafanstalt ist daher, die 
Scheu vor der Arbeit zu brechen, was bei einem jugend¬ 
lichen noch schmiegsamen und biegsamen Gemüte sicher 
zu erreichen ist. Da diesen Müssiggängern zumeist die 
gewöhnlichsten Begriffe der notwendigen Behandlung des 
eigenen Körpers mangeln, werden sie zuerst in der Pflege 
und Reinigung desselben zu unterw'eisen und dann zu den 
mannigfaltigsten häuslichen Arbeiten als da Holzspalten, 
Kohlentragen, Auskehren der verschiedenen Anstalts¬ 
räume, Hilfeleistungen in der Küche und dergleichen 
mehr sind, zu verwenden sein. Sie gewöhnen sich dadurch 
ans Arbeiten, werden in stetem Atem erhalten und hier¬ 
durch auf Schwereres vorbereitet. 

Diese Verrichtungen können in den frühesten Morgen¬ 
stunden vorgenommen werden, spannen nicht ab und nehmen 
so geringe Zeit in Anspruch, dass sie die eigentliche später 
zu besprechende Tätigkeit, mit der sie auch Hand in 
Hand gehen können, nicht beeinflussen. 

Haben derartige jugendliche Verbrecher noch keinen 
Schulunterricht genossen, so ist derselbe sofort nach Art 
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und Ausbau des Normalsehulunterriehtes auf religiöser 
Basis einzuleiten. 

Allein nueh bei solchen, welche ihn bereits durch¬ 
gemacht haben, wird er zumeist so lückenhaft sein, dass 
auch für dieselben die Beiziehung unerlässlich ist. 

Dieser Unterricht muss unter steter Bedachtnahme 
auf die Qualität der Schüler vom Lehrer und Seelsorger 
der Anstalt derart eingerichtet werden, dass neben den 
Lehrzielen immer der Besserungszweck in Betracht ge¬ 
zogen, den jugendlichen A^erbrechern daher durch kluge 
Ermahnungen, Vorführung von aneifernden Beispielen und 
geschickte Ausmalung des Wertes redlicher Lebenswege. 
Liebe zur Arbeit und Abs(*heu vor dem Verbrechen ein¬ 
geimpft werde. Der eben geschilderten Erziehung soll 
jeder jugendliche Gefangene zugeführt, damit darf sich 
aber nicht begnügt werden, sondern es muss jeder noeli 
ein Handwerk lernen oder das in der Freiheit begonnene 
oder erlernte fortüben. 

Auch der Begriff Handwerk, das ebenfalls in die Er¬ 
ziehung einzureihen ist, muss im weitesten Sinne genommen 
werden. Dabei sind alle jugendlichen Gefangenen in zwei 
Gruppen zu scheiden, in Provenienzen aus Landwirtschafts¬ 
gebieten und in solche aus Städten und Industriebezirken. 

Erfahrungsgemäss sind Personen im Alter der jugend¬ 
lichen Gefangenen, welche bishin nicht mit landwirlschaft- 
lichen Arbeiten befasst waren, für solche nicht mehr 
geeignet, sie bleiben daher für das Handwerk engerer 
Bedeutung. 

Bei dem gefährlichen Abströmen von Arbeitskräften 
aus dem flachen Lande in die Städte, in welchen un¬ 
zufriedenes Proletariat in ungemessener Weise sich aufstaut, 
wäre es schon vom sozialen Gesichtspunkte aus bedenklich, 
aus Landwirtschaftsarbeitern Handwerker zu machen und 
so von Staatswegen solche Elemente zu mehren. Allein 
dieses wäre auch nicht im Interesse des Jugendlichen 
gelegen. 
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Derselbe würde hierdurch aus zwar einfachen, aber 
gesunden Verhältnissen gerissen, in welchen er bei dem 
grossen Mangel an Arbeitskräften immer in genügender 
Weise sich sein Brod verdienen kann. 

Die Strafanstalt ist ja auch in der Lage, in zweifacher 
Richtung solchen Jugendlic^hen eine bessere Zukunft zu 
sichern. 

Einesteils können denselben durch Werkmeister oder 
selbst durch die Anstaltslehrer die Erfahrungen der modernen 
Wissenschaft und Praxis bei Behandlung und Verw^ertung 
der Produkte des Bodens, sowie der Gebrauch und die 
Handhabung von Maschinen beigebracht und dieselben 
hiedurch in der Freiheit in den Stand gesetzt werden, im 
eigenen Besitztume oder jenem der Dienstgeber durch 
intensivere Bewirtschaftung sich höheren Wert oder grössere 
Lohnbezüge zu verschaffen. 

Andernteils erfordert der Landbau mit seinen Zweigen, 
der Viehwirtschaft, der Obstkultur, des Weinbaues etc. 
viele Handfertigkeiten, die einen Handwerksuntcrricht 
voraussetzen. 

Hierauf kann bei der Ausbildung dieser Jugendlichen 
gesehen und ihnen die Befähigung gegeben werden, sich 
von Handwerkern unabhängig zu stellen, die in entlegenen 
Gegenden meist gar nicht oder nur mit grossen Kosten 
zu beschaffen sind. 

Bei der zweiten Gruppe der .lugendlichen liegt die 
Scliwierigkeit in der Wahl des Handwerkes. 

Nach dem oben aufgestellten Grundsätze soll dasselbe 
kein solches höherer Gattung sein. 

Auch darf es nicht zu Betrieben gehtiren, die eine 
zu grosse Vielseitigkeit erheiscdien. 

Gegen die Uebung beider sprechen auch finanzielle 
Bedenken und der Umstand, dass der Jugendliche nur 
einseitig ausgebildet und deshalb an bestimmte Arbeits¬ 
bezirke gebunden würde. Andererseits wäre es wieder 
Zeitversch\vendung, die Jugendlichen mit Papparbeiten, 
Besenbinden, Strohmattenflechten und dergleichen einfachen 
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Manipulationen zu belasten — derlei taugt lediglich für alte 
Verbrecher, bei denen die Arbeit Selbstzweck ist. 

Zu empfehlen sind also einzig und allein die ge¬ 
bräuchlichsten, in sich abgeschlossenen, überall nötigen 
Handwerke, die zur Befriedigung der täglichen Bedürfnisse 
von Haus und Menschen dienen. 

Von denselben sollen beispielsweise die Handwerke 
des Schneiders, Schuhmachers, Webers, Schreiners, Zimmer 
manns, Schlossers, Schmiedes, Buchbinders aufgeführt 
werden. Hatte der Jugendliche ein solches bisher nicht 
gelernt, so ist bei der Bestimmung auf dessen geistige 
und körperliche Eignung, dann auch bis zu einem gewissen 
Grade auf dessen Neigung Rücksicht zu nehmen. 

Wird das von ihm bereits begonnene oder schon 
erlernte Handw^erk in der Strafanstalt nic*ht betrieben, so 
ist er einem verwandten zuzuführen oder in Ermanglung 
dessen wie jeder andere Neuling zu behandeln. 

Nach diesen Prinzipien werden daher die Jugend¬ 
lichen weiblichen Geschlechtes im Kochen, Waschen, 
Bügeln, allen Näharbeiten, insbesondere im Maschinen¬ 
nähen ausgebildet. 

Zur Erlernung eines Handwerkes wird in der Freiheit 
in der Regel ein Zeitraum von 3—4 Jahren angesetzt. 

Dies darf eine Strafanstaltsverw^altung jedoch nicht 
abschrecken, auch kurzzeitige Sträflinge im besprochenen 
Sinne auszubilden. 

Es ist dabei nicht zu übersehen, dass der Lehrling 
in der Freiheit eine ^lenge Zeit mit Nebenarbeiten in der 
Familie des Meisters verzettelt, die mit seinem eigent¬ 
lichen Berufe nichts zu thun haben. 

In der Strafanstalt konzentriert sich seine ganze 
Tätigkeit und Aufmerksamkeit auf sein Handwerk, er 
kann es daher bei einer geschickten Leitung des Werk¬ 
meisters in demselben soweit bringen, dass er auf dem 
Begonnenen in der Freiheit w^eiterbauen kann. 

Dieser Handwerksunterricht muss daher auch so 
beschaffen sein, dass er der Wirklichkeit entspricht, also 
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nicht Schul- soiidena Werkstattsunterricht ist und seine 
Produkte einen wirklichen Verkehrswert besitzen. 

Ist nun bei der zunehmenden Verrohung der Jugend 
und der erschreckenden Vermehrung der jugendlichen 
Verbrecher, die bei mangelnder Besserung eine konstante 
Rückfallsziffer geben, die Ueberzeugung unabweisbar, dass 
durch Erziehung zur Besserung geschritten werden müsse, 
so kann der Kostenpunkt auch kein Hemmnis bilden. 

Es werden daher Gefangenhäuser für Jugendliche, 
mit entsprechenden Grundkomplexen und den nötigen 
Arbeitsbetrieben eingerichtet und hier Einwände von Ge¬ 
werbetreibenden im Hinblicke auf den grossen, der All¬ 
gemeinheit und nicht bloss den Sträflingen zugute kommen¬ 
den Endzweck zurückgewiesen werden müssen. 

Die Art der Verwertung der Produkte ist nach der 
Fassung der 3. Frage nicht zu besprechen, und gelange 
ich darnach auf Grund der vorstehenden Ausführungen zu 
folgenden 


Konklusionen: 

1. Jeder jugendliche Gefangene muss in den Elemen¬ 
ten des Volksschulunterrichts unterwiesen werden: 

2. Jugendliche, ländlicher Abstammung, werden in 
allen landwirtschaftlichen Arbeitszweigen und ein¬ 
schlägigen damit zusammenhängenden Handfertig¬ 
keiten beschäftigt und unterrichtet; 

3. Alle übrigen Jugendlichen männlichen Geschlechts 
lernen ein einfaches, in sich abgeschlossenes 
überall gangbares Handwerk, jene weiblichen Ge¬ 
schlechtes Kochen und alle weiblichen Hand¬ 
arbeiten. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


J Wie ist die Beschäftigung der jugend¬ 
lichen (jrefangenen zu gestalten, wenn aus 
derselben für diese ein dauernder Nutzen 
nach der Entlassung entspringen soll? 

Von Anton Marcovich, k. k. Oberdirektor der Strafanstalt Graz, 
k. und k. Oberleutnant a. I). 


Der Endzweck der Bestrafung jugendlicher Verbrecher 
soll unbedingt die Besserung sein. Dieselbe kann aber 
nur durch entsprechend geregelte Institutionen angebahnt 
werden, welche ganz verschiedenartig vom bisherigen 
Systeme und vor allem verschieden vom bisherigen Straf¬ 
vollzüge gestaltet sein müssen; denn die Zahl der jugend¬ 
lichen Verbrecher zeigt in den meisten Staaten eine 
beständige Zunahme. 

Deshalb beschäftigt man sich auch in Oesterreich in 
neuerer Zeit mit dieser Frage wieder intensiver, nachdem 
dieselbe im laufenden Jahre (1902) sowohl im Herrenhause 
als auch im Abgeordnetenhause in Diskussion gezogen 
worden ist und der Budget-Ausschuss des Abgeordneten¬ 
hauses folgende Resolution gefasst hat: 

„Die Regierung wird aufgefordert nach Möglich¬ 
keit in sämtlichen Strafanstalten mit der Errichtung 
von Jugendabteilungen vorzugehen und zugleich 
tunlichst dafür Vorsorge zu treffen, dass auch 
jugendliche Sträflinge aus den Gerichtsgefängnissen 
in diese Abteilungen überstellt werden“. 

Infolge dessen hat das Justizministerium mit Ver¬ 
ordnung vom 9. Vlai 1902 die ^lännerstrafanstalt in Göllers¬ 
dorf bei Wien ausschliesslich zum Strafvollzüge an jugend¬ 
lichen Verbrec'hern bestimmt und beschäftigt man sich 
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weiters mit der Frage, an allen Mäniierstrafanstalten 
Jugendabteilungen zu organisieren. 

Die Versuche, welche man in Oesterreich zwecks 
Besserung jugendlicher Verbrecher durch die Schaffung 
von zwei kleinen Jugendabteilungen und zw ar an den 
Männerstrafanstalten in Prag und Marbui’g seitdem Jahre 1889 
gemacht hat, waren schon zum Teile so gelungen, dass 
sie zum Ausbaue dieser Institution, w enn auch mit manchen 
Verbesserungen, dringend anregen mussten. 

Dass der Effekt des Strafvollzuges in diesen beiden 
Jugendabteilungen ein günstiger war, ist zum grossen 
Teile der erziehlichen Beschäftigung der Sträflinge zu 
danken; diesbezüglich verweise ich auf die Darlegungen 
in meinem Buche: „Das Gefängniswesen in Oesterreich“. 

Unter dem Worte „Beschäftigung“ verstehe ich jedoch 
nicht nur die von den Gefangenen zu leistende physische 

Es werden in dieselben nach speziellen Normen für gewählte 
jugendliche Verbrecher vom 14. Lebensjahre an zur Strafverbüssung 
eiugeliefeit, welche die über sie verhängte Freiheitsstrafe vor Zurück- 
leguiig des 24. Lebensjahres beenden. 

In die Männerstrafanstalt Göllersdorf sind, und zwar ohne 
Unterschied des Glaubensbekenntnisses, die von den Gerichtshöfen 
in Niederösterreich, Oberösterreich und Salzburg, von dem Landes¬ 
gerichte in Innsbruck und von dem Kreisgerichte in Feldkirch wegen 
Verbrechens zu einer mindestens sechsmonatliclien Kerkerstrafe ersten 
oder zweiten Grades Verurteilten, welche zur Zeit der Einlieferung 
in die Strafanstalt das 20. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, 
einzuliefem. 

Ausgenommen von der Abgabe in die Mäimerstrafanstalt in 
Göllersdorf sind Verurteilte, welche wegen politischer Verbrechen 
eine Strafe zu verbüssen haben. 

Die in der Männerstrafanstalt in Göllersdorf angehaltenen Sträf¬ 
linge sind nach zurückgelegtem 24. Lebensjahre zur Verbüssung des 
Strafrestes in die Männerstrafanstalt in Stein, soferne sie aber evan¬ 
gelischen Glaubensbekenntnisses sind, in die Männerstrafanstalt in 
Graz zu übersetzen. 

In der Mäimerstrafanstalt in Göllersdorf angehaltene Sträflinge, 
welche ihre urteilsmässigo Strafe binnen läng.stens seehs Monaten nach 
zurück gelegtem 24. Lebensjahre vollenden, können auch nach Zurück¬ 
legung des 24. Lebensjahres bis zum Strafende in der INIänuerstraf- 
anstalt in Göllersdorf belassen werden. 
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Arbeit, sondern die ganze Tagesordnung, welche der Indi¬ 
vidualität der Gefangenen möglichst angepasst sein muss. 

Die Erziehungsmethode wird sich nach der Kultur¬ 
stufe, auf der sich die Bevölkerung der einzelnen Länder 
befindet, richten müssen, gewiss aber wird überall ein 
entsprechender Unterricht und eine entsprechende Arbeits¬ 
schulung der jugendlichen Gefangenen die Hauptsache 
bleiben. 

Der Schulunterricht^) ist um so mehr von Bedeutung, 
weil aus den Berichten beinahe sämtlicher Strafanstalten 
hervorgeht, dass der weitaus grösste Teil der jugendlichen 
Sträflinge nur mangelhafte, ja ein Teil derselben fast gar 
keine Schulkenntnisse besitzt, wofür der Grund vielleicht 
auch darin liegen mag, dass der Strom der Zeit das ober¬ 
flächlich Erlernte hiuwegschweramte, weshalb es ein¬ 
leuchtend ist, dass die Schulen eine wichtige Stelle ini 
Strafvollzüge der jugendlichen Gefangenen einzunehmen 
haben, wiewohl so manche Gutachten der ausgedehnten 
Gefängnis-Litteratur sich dahin aussprechen, dass die Straf¬ 
anstalt keine UnteiTichtsanstalt ist und die physische 
Arbeit, für welche der grösste Teil der Gefangenen das 
Rezept verloren hat, die Hauptsache bleibe. 

*) Schulbildung und Verbrechertun). Die vielfach erörterte 
Frage über die Beziehung der Schulbildung zum Verbrechertum ist 
von der pädagogischen Gesellschaft in Preussen statistisch untersucht 
worden. In den östlichen Provinzen, wo die Schulpflicht nicht streng 
befolgt wird, zeigt sich eine viel grössere Verbrecherzahl jährlich, 
als in den westlichen Gegenden. Es kommen auf 100 000 Einwohuer 
in Westpreussen 1926 Verbrecher, in Posen 1783, in Ostpreussen 1673, 
in Oberschlesien 1605, in Pommern 1385, hingegen in Westfalen 1035. 
Hessen-Nassau 1006, Rheinland 964 Hohenzollern 751. Im gleichen 
Verhältnisse ist auch eine Abnahme der Verbrechen gegen Staat, 
Religion und öffentliche Ordnung zu verzeichnen. Davon entfallen 
auf 100 000 Einwohner in Westpreussen 489, in Posen 322, in Pommern 
265, in Oberschlesien 250, in Ostpreussen 236, hingegen in Westfalen 
178, in Hannover und Sachsen 170, Rheinland 160, Hohenzollern 103. 
Bemerkensw'ert ist, dass seit 1890 auch in den Ostprovinzen ein 
stetiger Rückgang der Verbrechen, und zwar mit der Ausgestaltung 
der Schulen, zu konstatieren ist. 
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Wenn diese Ansicht bezüglich der Gewohnheits- und 
unverbesserlichen Verbrecher zutrifft, weil die Erfahrung 
zeigt, dass da der gemeinschaftliche Schulunterricht in 
Rücksicht auf den Besserungszweck zum mindesten beinahe 
fruchtlos, in vieler Beziehung aber geradezu Schaden 
verursachend ist, so ist derselbe für die jugendlichen 
Gefangenen als Hauptfaktor der Erziehung unbedingt not¬ 
wendig. Soll durch ihn jedoch der erwünschte Zweck 
der Besserung der jugendlichen Gefangenen gefördert 
werden, so muss er den speziellen Bedürfnissen der Schüler 
nngepasst sein. 

Prüft man die in die Strafanstalt eingelieferten jugend¬ 
lichen Sträflinge auf ihr Wissen, so ist es gar oft er¬ 
schreckend, zu erfahren, wie gänzlich erfolglos der in der 
Volksschule genossene Unterricht bei vielen gewesen ist, 
da von den Eingelieferten ein grosser Teil kaum die Frage 
befriedigend beantwortet, warum er die Kirche besucht, 
warum er den Katechismus gelernt habe; das Wissen aus 
den realen Fächern beschränkt sich meist auf notdürftiges 
Lesen, Schreiben und Rechnen. 

Betrachtet man die Herkunft der jugendlichen Ge¬ 
fangenen näher, so zeigt es sich, dass der überwiegend 
grössere Teil derselben aus den unteren Volksschichten 
stammt, dass also die meisten Verbrechen infolge Mangels 
an intellektueller und moralischer Bildung verübt werden. 
Schlechte häusliche Erziehung, Ungunst der Verhältnisse 
und des Schicksals, verfinstern Geist und Gemüt, führen 
zur Verrohung und Abstumpfung, zum Verbrechen. 

Mit diesem Teile wird sich auch die Schule füi- die 
jugendlichen Gefangenen vorwiegend beschäftigen und 
von dem Prinzipe, dass die Gefangenen nicht mir zu 
unterrichten, sondern auch zu erziehen sind, leiten lassen 
müssen. 

Beschränkt sich nun der Schulunterricht in der Straf¬ 
anstalt abermals nur auf das trockene Auswendiglernen 
des Katechismus, auf den Lehrplan der Volksschule 
bezüglich des Lesens, Schreibens und Rechnens, ohne den 
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Jiedürfiiisseii der Gefangenen und ihres Berufes angepasst 
zu sein, so ist es schade um die neuerlich verloren ge¬ 
gangene Zeit! 

Was die Lehrfächer anbelangt, gebührt dem Religions 
unterrichte die erste Stelle, doch wird auch da für die 
Erfüllung seines Zweckes niemals, wie gesagt, der Lehr¬ 
stoff der Volksschule allein genügen, sondern der Keligions 
unterricht wird ebenso wie die Predigt, das Schwer¬ 
gewicht in eine auf Besserung des Gefallenen abzielende 
Erziehungsmethode verlegen müssen. Die Moral und die 
Willenskraft des Individuums soll gehoben und gefestigt 
werden, denn Unmoralität und Willensschwäche führen 
zum Verbrechen. 

Was den Unterricht in den realen Fächern anbetrifft, 
so muss getrachtet werden, dem Sträflinge Interesse für 
das zu Lernende einzuflössen. Dies kann nur dann er¬ 
reicht werden, wann der Lehrstoff in enger Beziehung 
zum praktisclien Leben steht. Erkennt der Sträflings¬ 
schüler, dass das, was er lernt, für sein Fortkommen nach 
überstandener Strafe vorteilhaft und nutzbringend sei, 
dann wird er auch Lerneifer und Lernfreude an den Tag 
legen und unbewmsst sein Herz und Gemüt besseren 
Regungen zugänglich machen. 

Der Seelsorger wie der Lehrer muss aber ein Mann 
von Herz und Gemüt sein, tiefe ^Menschenkenntnis und 
reiche Lebenserfahrung besitzen, ausserdem iiber ein gründ¬ 
licher Kenner des Gefängnisw^esens sein, wenn er seine 
Aufgabe voll und ganz erfüllen soll. 

Wie und in welcher Ausdehnung der Lehrplan an 
den Schulen für jugendliche Sträflinge zu verfassen ist, 
wird von der Qualität des Materiales der jugendlichen 
Gefangenen abhängen und enthalte i(‘h micdi daher einer 
näheren Bespi*echung dieser Frage, do(*h finde ich es an 
dieser Stelle angezeigt, zu betonen, dass die jugendlkdien 
Gefangenen auch den Turnunterricht insoweit geniessen 
sollen, dass sie die militärischen Gelenksübungen, Kopf- 
und Körperwendungen, das Marschieren und die Auf- 
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märsche nach militärischem Kommando lernen, wodurch 
sie an pünktlichen, militärischen Gehorsam gewöhnt und 
gleichzeitig für den militärischen Dienst vorbereitet werden. 

Die jugendlichen Gefangenen durch Vorträge des 
Hausarztes mit der Gesundheitslehre und durch Belehrungen 
seitens Fachkundiger mit den allerwichtigsten, in das 
praktische lieben greifenden Pflichten und Rechten des 
Staatsbürgers vertraut zu machen, ihr Interesse für die 
Heldenges(*hichte vaterländischer Regimenter zu wecken, 
ihre \"aterlandsliebe zu heben, wäre gewiss sehr nutz¬ 
bringend. 

Von hervorragendster Wichtigkeit wäre aber, die 
Jugendlichen zur Sparsamkeit zu erziehen. In Oesterreich 
könnte für jeden derselben ein Einlagebuch der Postspar¬ 
kasse beschafft werden, und wären über den Zweck und 
Nutzen dieser Einrichtung eingehende und anregende Be¬ 
lehrungen zu erteilen. Gar bald würde sich vielleicht ein 
Wetteifer im Sparen einstellen. 

Was die Heranziehung der jugendlichen Gefangenen 
zur Arbeit anbelangt, sei es, je nach den Bedürfnissen, zu 
gewerblicher oder landwirtschaftlicher Arbeit, so soll die- 
! selbe derart gestaltet seüi, dass sie als ein Unterricht des 
Arbeitenden zu gelten hat und nicht das Motiv zu einer 
1 finanziellen Verwertung der jugendlichen Arbeitskräfte 
; bilde. 

An dieser Stelle sei bemerkt, dass die der land¬ 
wirtschaftlichen Bevölkerung angehörigcn Sträflinge ihrem 
Berufe nicht durch Hinleitung auf andere Erwerbsgebiete 
entzogen, sondern im Gegenteile für den vorteilhaften Be¬ 
trieb desselben theoretisch und praktisch gründlich ge¬ 
schult werden sollen, damit Lust und Liebe für denselben 
neu belebt werde, da sich in der Landwirtschaft ohnehin 
der Mangel an genügenden Arbeitskräften immer mehr 
und mehr fühlbar macht, und da ein erst in der Strafan¬ 
stalt handwerksmässig in Verwendung gestandener Bauern- 
knecht doch meistens nur ein minderer Professionist sein 
wird, der sodann in den Städten das Proletariat vermehrt. 


Digitized by v^ooQle 




— 242 — 

Der theoretische und praktische Unterricht (die 
Arbeitssehulung der Gefangenen") werden gegenseitig im 
engen Kontakte stehen müssen, das Geometralzeichnen. 
die Verfassung von Kostenüberschlägen und dergleichen 
wird zu lehren sein, damit die Schüler nicht nur die 
mechanische Arbeit, sondern auch zu berechnen und 
ordentlich zu wirtschaften verstehen. Arbeiten mit denen 
sich der Entlassene in der Freiheit sein Brod nicht ver¬ 
dienen könnte, wie das Kleben von Papiersäckchen, 
Düten, etc. sind von der Beschäftigung der .Tugendlichen 
auszuschliessen. 

Das täglich zu leistende Arbeitspensum soll so be¬ 
messen sein, dass es der Gefangene nur mit Anstrengung 
seiner K räfte bewältigen kann, um ihn auf diese Weise 
an intensive Arbeit zu gewöhnen. 

Die Tagesordnung soll so gestaltet sein, dass der 
Gefangene (mit Ausnahme der vorgeschriebenen Ruhe 
pausen) den ganzen Tag, sei es geistig, sei es physisch, 
ununterbrochen beschäftigt ist, wodurch er keine Zeit 
gewinnen soll, bösen Gedanken nachgehen zu können. 

Die Sonn- und Feiertage wären durch Gottesdienst, 
durch Lektüre guter Bücher, durch Ausarbeitung von 
Schulaufgaben und dergleichen auszufüllen. 

Schliesslich sei noch eines besonderen Erziehungs¬ 
mittels, das ist des Kirchengesanges, erwähnt. Tn jeder 
Strafanstalt wäre auf die Schaffung eines guten Sänger¬ 
chores, welcher den Kirchengesang zu besorgen hat, Be¬ 
dacht zu nehmen, denn, während das gemeinschaftliche, 
gedankenlose Absingen von Messliedern nach alter Weiber¬ 
art, ich könnte sagen entweihend wirkt und Gelegenheit 
zu gegenseitigen Besprechungen bietet, erhebt ein schöner, 
weihevoller Chorgesang das Herz zur Andacht. 

Dies sind im allgemeinen meine Vorschläge, nach 
welchen die Beschäftigung der jugendlichen Gefangenen 
zu gestalten wäre, wobei ich voraussetze, dass mit dem 
Systeme der zu kurzen sowie der zu langen Freiheits¬ 
strafen (gegen Jugendliche) ein für allemal gebrochen 
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mindestens einem Jahre bis höchstens fünf Jahren be¬ 
wegen, — und dass alle jugendlichen Delinquenten, über 
welche eine Freiheitsstrafe verhängt werden muss, in 
speziell für Jugendliche bestimmte aber auch „entsprechend“ 
eingerichtete Anstalten zur Strafverbüssung abgegeben 
werden. 

Die Gefangenen müssten bei Nacht und während 
jeder freien Zeit unbedingt in strenger Einzelhaft ange¬ 
halten werden und dürften niemals mit unverbesserlichen 
oder solchen Elementen in Berührung kommen, deren 
sittliche Beschaffenheit einen verderblichen Einfluss auf 
die jugendlichen Mitsträflinge besorgen lässt. 

Soll also nach dem Vorgesagten aus der Beschäf¬ 
tigung der jugendlichen Gefangenen für diese ein dauern¬ 
der Nutzen nach der Entlassung entspringen, so muss 
dieselbe so gestaltet sein, dass sie 

1. aus einem zielbewussten und zweckentsprechenden 
Schulunterrichte und 

2. aus einer richtigen ArbeitsVerwendung der Ge¬ 
fangenen besteht. 

Bemerkung. Um jedoch eine geregelte Durchführung des 
Angestrebten zu ermöglichen, müsste in allen Staaten eine Zentral¬ 
stelle zur einheitlichen Leitung des Gefängniswesens geschaffen 
werden. 

Nicht zu vergessen ist, dass von allen wegen Verbrechen und 
Vergehen Abgestraften, 99% den unbemittelten Volksschichten an¬ 
gehören. Daher ist eine entsprechende Fürsorge für das Fortkommen 
der aus der Strafhaft Entlassenen unerlässlich. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


, Wie ist die Beschäftigung der jugend- 

l liehen Gefangenen zu gestalten, wenn aus 
derselben ein dauernder Nutzen nach der 
Entlassung entspringen soll? 

Von Abteilunfjsinspektor Fren n d an der kgl. Strafanstalt Zwickau i.S. 


Die Zahl der jugendlichen Verbrecher steigert sich 
fortgesetzt in erheblichem Masse. Nach den Mitteilungen 
der neuesten Kriminalstatistik des deutschen Reiches besteht 
der zehnte Teil der gesamten Verbrecherwelt gegenwärtig 
aus Jugendlichen im Alter von 12—18 Jahren; und zwar 
ist deren Zahl innerhalb der letzten zehn Jahre von 36 790 
auf 47512, also um 29% gestiegen. 

Diese Zahlen reden eine ernste Sprache und mahnen 
dringend zur Abhilfe. 

Massnahmen, wie die Abänderung der gesetzlichen Be¬ 
stimmungen über Strafmündigkeit und die Strafvollstreckung 
an Jugendlichen, sowie eine allgemeine Durchführung der 
Zwangserziehung für sittlich gefährdete Kinder, mögen als 
vorbeugende Massregeln nach dieser Richtung hin von 
Wichtigkeit sein; für bereits dem Strafhause verfallene 
jugendliche Personen kommt darnach zunächst die Art 
des Strafvollzugs in Betracht. 

Dass auf diesem Gebiete schon alles geschehen sei, 
kann nach den eingangs erwähnten Erscheinungen nicht 
behauptet werden. 

Kleinere Gerichtsgefängnisse sind infolge ihrer zuweilen 
veralteten und mangelhaften Einrichtungen und des meist 
unzulänglichen Beamtenpersonals wegen zur sachgemässen 
und erfolgreichen Behandlung jugendlicher Verbrecher 
nicht geeignet. 
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Jedoch auch die unter günstigeren Verhältnissen 
arbeitenden Strafanstalten für Jugendliche dürfen nichts 
unversucht lassen, was etwa für die Eindämmung des 
jugendlichen Verbrechertums, dieser Treibhaussaat für 
Zuchthäuser und Gefängnisse, bessere Erfolge verspräche. 

Für Wandlung auf diesem Gebiete sind natürlich alle 
Faktoren des Strafvollzugs wichtig. Eine hervorragende 
Rolle spielt aber in dieser Beziehung die Beschäftigung der 
jugendlichen Gefangenen während der Strafverbüssung. 

Aus diesem Grunde erscheint die Aufnahme der Frage: 
Wie ist die Beschäftigung der jugendlichen 
Gefangenen zu gestalten, wenn aus derselben 
ein dauernder Nutzen nach der Entlassung 
entspringen soll? in die Tagesordnung für die nächste 
Versammlung deutscher Strafanstaltsbeamter als sehr zeit- 
gemäss. 

Bei näherer Beleuchtung dieser Frage fällt zunächst 
ins Auge, dass dieselbe von der „Beschäftigung“ der Jugend¬ 
lichen spricht. Nach meiner Meinung ist dabei nicht nur 
.an die Arbeit, sondern auch an die Beschäftigung der 
jugendlichen Rechtsbrecher in der arbeitsfreien Zeit zu 
denken. Ja, es dürfte hierbei auch der jugendlichen Sträf¬ 
lingen zu erteilende Unterricht in Betracht kommen, da 
dieser nicht, wie in Strafanstalten für Erwachsene, neben 
der Arbeit herzugehen, sondern bei Jugendlichen einen 
wesentlichen Teil der Beschäftigung zu bilden hat. 

Der mit der Beschäftigung jugendlicher Gefangener 
für die Zukunft beabsichtigte Nutzen erstreckt sich in 
erster Linie auf deren eigene Persönlichkeit. Wie jede 
Massregel des Strafvollzugs, soll auch die Beschäftigung 
erziehend und sittlich bessernd wirken. Jede Beschäftigung 
soll also die Gefangenen dahin beeinflussen, dass es 
womöglich bei allen mit der erstmaligen Bestrafung sein 
Bewenden habe, dass die jungen Leute, mit besseren 
Lebensanschauungen ausgerüstet, als brauchbare Glieder 
der Menschheit in die Freiheit zurückkehren und vor dem 
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traurigen Sehicksale, dein (icwohnheitsverbrechertume zu 
verfallen, bewahrt Ideiben. 

Wird diesen’ Krfolg durch den Strafvollzug erreicht, 
so wird der von der Hesclniftigung jugendli(*her Gefangener 
erwartete Nntzeni andnrei’seits aber auch der menschlichen 
Gesellschaft iin allgemeinen zu gute kommen. Die Zahl der 
jugendlichen Sti’äflingc wird sicdi allmählich vermindern: 
die durch (hm siirliclien \mrfall jugendlicher Personen für 
die Allgemeinh(ut in Viu’lust geratene Arbeitskraft wird 
erhalten wei’den, und die Zahl derer, di(‘ nach den jetzigen 
Erfalirungfm aus diesen Kreisen später der dauernden 
Fürsorge in ofbmtliehen Anstalten anhcimfallen, wird bald 
in rückläufiger ihnvegung srun. 

Die Erreichung dieses hohen und edlen Zieles sittlicher 
Beeinflussung dei’ befangenen durch die Beschäftigung ist 
aber nur dann möglich, wenn dieselbe auch nach der 
praktischen Seite hin in allen Teilen ihren Zweck erfüllt. 

Der 11 a u j) t a n t e i l fällt hierbei natürlich 
der A rbei t zu. 

Wir fragen deshalb: Wie ist dieselbe zu gestalten, 
wenn aus ihr der gewünschte Nutzen entspringen soll? 

Ich meine, jtnle Arbeit muss womöglich geeignet sein, 
den Gefangenen mit einer Summe von Kenntnissen und 
Fertigkeiten auszustatten, die beim künftigen Broterwerb 
Verwendung fimhm können. Deshalb wird es sich empfehlen, 
solche (befangene, die bei ihi’er Einlieferung in die Straf¬ 
anstalt di(‘ Herufswalil bei’(dts hinter sich haben, sofern 
sich die Füglichkeit bietet und wichtigere Gründe nicht 
dagegen sprechen, in dem l>ereits ergriffenen Berufe weiter 
zu beschäftigen. Für die Febrigen wird es sich darum 
handeln, sie unter Hei’ücksichtigung ihrer ganzen Eigenart 
und Strafzeit einer Arbeit zuzuweisen, die entscheidend 
oder doch vorbereitend für eine spätere Berufswahl zu 
werden vermag und so wenigstens den Grund zu geordneten 
Lebensverhältnissen zu legen geeignet ist. Mit wirklichem 
Erfolge wird das freilich nur geschehen können, w^enn die 
zur Lehr(‘ notige Anleitung auch die rechte ist, wenn der 
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befangene durch ihren Einfluss dauernde, angestrengte 
Tätigkeit nicht mehr als eine fjast, sondern als seinen 
Lebenszweck ansieht, wenn das Streben nach vorwärts 
täglich wächst und die ganze Willensrichtung des Lernenden 
so geleitet wird, dass derselbe schliesslich nach erfolgter 
Befreiung vom Arbeitszwange des Strafhauses aus freier 
Ents(*hliessung zu dauernder nützlicher Beschäftigung sich 
aufsehwingt und am liebsten dem einmal ergriffenen Berufe 
auch ohngeachtet von mancherlei Mängeln und Beschwerden 
für alle Zeit treu bleibt. 

Einige Schwierigkeiten erwachsen bei der Auswahl 
der Arbeitszweige, wenn diese den gewünschten Zwecken 
dienstbar gemacht werden sollen, durch die Strafdauer 
und Haftart. 

Da kurzzeitige Strafen auch an jugendlichen Per¬ 
sonen — vergl. hierzu § 11 der Grundsätze — falls nicht 
unabweisbare Gründe dagegen sprechen, in Einzelhaft 
vollstreckt werden möchten, so werden für kurzzeitige 
Isolirgefangene Arbeiten zu wählen sein, die neben ihrer 
Eignung für die Zelle in der Lehrzeit nicht fortgesetzte 
Anleitung und Ueberwachung beanspruchen und trotzdem 
doch Erfolg hinsichtlich der Leistungen versprechen. 

Als solche würden etwa zu bezeichnen sein: Die 
Anfertigung von Tüten, Beuteln, Briefumschlägen und 
sonstigen einfachen Buchbinderarbeiten, wie Schreibheften, 
Kartons, Schachteln und dergl. für Knaben, während für 
in Zellenhaft gehaltene Mädchen weibliche Handarbeiten, 
wie Stricken, Nähen, Ausbessern in erster Linie in Frage 
kommen. Für beide Geschlechter gleichgut geeignet sind 
im Bedarfsfälle etwa noch Flechtereien aus Stroh, Schilf 
oder Rohr, die Herstellung künstlicher Blumen, das Aus¬ 
lesen von Gemüse, Drogen, Gewürze u. s. w. 

Im Interesse der langzeitigen Knaben empfiehlt sich 
die Aufnahme von Handwerken unter die Arbeiten des 
Strafhauses. Handwerk hat noch immer goldenen Boden, 
und die Zuführung der jungen Burschen zu einem solchen 
wird denselben auch zur Erlangung eines geeigneten Unter- 
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kommens nach Entlassung aus der Strafanstalt wesentliche 
Dienste leisten. Bei Auswahl der Handwerke würden 
natürlich nur die einfacheren in Frage kommen können, 
wie ebenso die landesüblichen Verhältnisse und die Be¬ 
friedigung der Anstaltsbedürfnisse nach Möglichkeit zu 
berücksichtigen wären. 

Für die wenigen jugendlichen Mädchen mit längerer 
Strafzeit dürften die oben für ihre kurzzeitigen Genossinnen 
genannten Arbeiten in der Regel wohl genügen. Wenn 
nicht, so würde man vielleicht auf die Anfertigung von 
Stickereien, Posamenten und ähnliche Arbeiten zurückkoni- 
men können. Ob aus erziehlichen und praktischen Gründen 
nicht auch deren Einführung in die für sie als spätere 
Hausfrauen wichtigen Geschäfte anzustreben sein dürfte, 
wird vorläufig wohl nur auf Grund der in der einzelnen 
Anstalt obwaltenden Verhältnisse entschieden werden 
können. 

Gefangene, die ihrer Individualität und Begabung 
nach bei Zuweisung zu schwierigeren Arbeiten von vorn¬ 
herein einen annehmbaren Erfolg nicht versprechen, 
werden am besten zu einfachen Handarbeiten, wie Waschen, 
Scheuern, Fegen, Gemüseputzen, Holzspalten u. s. w. ver¬ 
wendet werden. Auch damit kann unter Umständen eine 
zweckentsprechende Fürsorge für deren Zukunft verbunden 
sein, sodass die Betreffenden später auf Grund dieser An¬ 
leitung ehrlich ihr Brot als Dienstboten, Handarbeiter oder 
Taglöhner zu finden vermögen. 

In Rücksicht auf die körperliche Entwickelung und 
Gesundheit langzeitiger Jugendlicher sowie in erziehlicher 
und volkswirtschaftlicher Hinsicht sind weiter von hoher 
Bedeutung Garten- und Feldarbeiten. 

Aus pädagogischen Gründen möchte den Ersteren 
der Vorzug gegeben werden, namentlich wenn deren Be¬ 
trieb ausschliesslich in den Händen der Anstalt liegt. 
Bei Verdingung jugendlicher Gefangener an Landwirte 
dürfte deshalb mit grosser Vorsicht zu verfahren sein, 
weil der Verkehr mit sittlich oft mindestens nicht höher 
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stehenden Knechten, Mägden und Tagelöhnern einen 
etwaigen günstigen Erfolg des Strafvollzuges nur zu leicht 
wieder vernichten kann. Am geeignetsten für unsere 
Zwecke werden diejenigen htndwirtschaftlit^hen Betriebe 
sein, deren Oberleitung zugleich in die Hände des Vor¬ 
standes der Strafanstalt gelegt werden kann. Umfäng¬ 
lichere Landwirtschaften, die auch eine grösstmöglichste 
.\usnutzung der Grundstücke im Interesse des Anlage¬ 
kapitals erfordern, können, weil sie dabei naturgemäss des 
Oefteren die Interessen des Strafvollzuges durchkreuzen 
müssen, zur Einführung nicht empfohlen werden. 

Ob im Interesse des Strafzweckes ausser den land¬ 
wirtschaftlichen auch die übrigen Arbeiten von der Anstalt 
in eigener Regie betrieben werden möchten, darüber 
dürfte sich eine allgemein gütige Norm nicht ohne weiteres 
aufstellen lassen. 

Wenn mm auch gerade die Arbeit dazu dienen kann 
und soll, den Gefangenen die Strafe als schweres Uebel 
empfinden zu lassen, so darf das bei .Jugendlichen doch 
nur unter der gehörigen Rücksichtnahme auf deren Ge¬ 
sundheit und die Bestimmungen der Gewerbeordnung über 
Art und Dauer der Beschäftigung minderjähriger Arbeiter 
geschehen. 

Auf den von der Arbeit erwarteten Nutzen wird aber 
nur dann mit einiger Sicherheit gehofft werden können, 
wenn tiefere Menschenkenntnis und das rechte Verständ¬ 
nis für alle einschlägigen Umstände dem Anstaltsvorstande 
es ermöglichen, die ArbeitsVerhältnisse entsprechend zu 
ordnen und jeden Gefangenen von Anfang au an den 
rechten Platz zu stellen, damit öfterer Arbeitswechsel nicht 
von Haus aus jeden Erfolg illusorisch macht und die Ge¬ 
fangenen statt zu Fleiss und Ausdauer zu Trägheit und 
Veränderungsliebe erzieht. Ein zweckmässig geschultes 
Aufsichtspersonal muss den Anstaltsvorstand in der Aus¬ 
führung seiner diesbezüglichen Masnahmen tatkräftig 
unterstützen können, ln beiden Fällen dürfte darum die 
ursprüngliche berufliche Vorbildung der Beamten von 
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grösserer Wichtigkeit sein, als etwa die Anzahl militä¬ 
rischer Dienstjahre. 

Neben der Arbeit spielt zur Erreichung 
der angeführten Zwecke nach meinem Dafür¬ 
halten auch die Beschäftigung der jugend¬ 
lichen Sträflinge in der arbeitsfreien Zeit 
eine wichtige Rolle. 

Wie ist diese zu gestalten, damit auch sie einen 
dauernden Nutzen habe? 

ln Frage kommt hierbei die den jugendlichen Straf¬ 
gefangenen an Werk-, Sonn- und Feiertagen zur Ruhe und 
Erholung überlassene Zeit. 

Wenn diese Freistunden an Werktagen etwa nocli 
verwendet werden zu der sogenannten Bewegung im 
Freien, so muss das als in jeder Beziehung unzulänglich 
bezeichnet werden Abgesehen davon, dass durch dieses 
geistlose, rein mechanische Spazieren in den Anstaltshöfen 
unerlaubten Verkehr und heimlichen Thorheiten viel Raum 
geschaffen und üblem Einfluss ein neuer Weg gebahnt 
wird, genügt diese Art x\bwechslung von Arbeit und Ruhe 
aus gesundheitlichen Gründen jugendlichen, im besten 
Wachstume befindlichen Körpern nicht. Dieselben haben 
entweder bei schweren Arbeiten, wie in Garten und Land¬ 
wirtschaft, für diese Stunden völlige Ruhe in ihren Aufent¬ 
haltsräumen oder bei den Beschäftigungen, die geringere 
körperliche Anstrengung erfordern, einen systematisch 
geregelten Ausgleich für Jlangel und Ueberschuss an 
Kraft nötig. In diesem Falle ^vürden von kundiger Hand 
geleitete und überwachte Leibesübungen, wie sie zu dem 
Ernste des Strafhauses passen, das eben auch die körper¬ 
liche Entwickelung jugendlicher Gefangener im Auge zu 
behalten hat, als geeigneter Ersatz zu gelten haben. 

Wenn diese Freistunden an den Sonn- und Feiertagen 
weiter mit dem Lesen sorgfältig ausgewählter Bücher oder 
mit der Anfertigung etwaiger Schulaufgaben ausgefüllt 
werden, so ist das für die jungen Leute gewiss von Wert; 
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allein zur vorbildlichen Beeinflussung für deren spätere 
Sonntagshaltung in der Freiheit reichen diese Beschäf¬ 
tigungen nicht aus. Zu solch sittlicher Förderung der 
jungen Burschen und Mädchen ist es vielmehr notwendig, 
diesen schon während ihres Aufenthaltes in der Strafan¬ 
stalt zu zeigen, dass wohlgesittete Jünglinge und Jung¬ 
frauen nicht nötig haben, ihre Unterhaltung an den Tagen 
des Herrn bei Karte und Kanne oder in dem wüsten 
Treiben der Schankstätten und Tanzsäle zu suchen. Die 
Anleitung der Knaben zur Herstellung von Handfertigkeits¬ 
arbeiten, wie sie später auch daheim ausgeführt werden 
können, z. B. im Modellieren, Pappen, Laubsägen oder 
Schnitzen, die Fortbildung der Mädchen in der Anfertigung 
besserer Handarbeiten ~ alles möglichst aus eigenen 
Mitteln und zur eigenen Verfügung, wie etwa zu Geschen¬ 
ken für Angehörige — dürften als für diese Zwecke ge¬ 
eignete Beschäftigungen bezeichnet werden können. Macht 
sich, wie an den Wintertagen oder bei ungünstiger Witte¬ 
rung noch weitere Beschäftigung nötig, dann dürften Vor¬ 
träge über passende Themen und Vorlesungen oder die 
Pflege des Gesanges wohl am Platze sein. Jedenfalls be¬ 
darf aber eine nach Masgabe der Verhältnisse tunlichst 
zweckmässige Ausnutzung der Freizeiten für die Ge¬ 
fangenen, insbesondere für die Jugendlichen der sorg¬ 
fältigsten Erwägung. 

Da die meisten der jugendlichen Gefangenen noch 
schulpflichtig sind im Sinne des Schulgesetzes, in der 
Freiheit also entweder die Volksschule oder, wofern eine 
solche bereits obligatorisch ist, die Fortbildungsschule zu 
besuchen haben wüirden, so gehört nach meiner 
Meinung zu deren Beschäftigung während 
ihrer Strafverbüssung auch der ihnen während 
dieser Zeit zu gewährende Unterricht. 

Wie dieser zu gestalten ist, damit auch aus ihm ein 
dauernder Nutzen entspringt, mag zum Schlüsse noch in 
Kürze gesagt sein. 
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Zunächst besteht nach dem oben über die Schul- 
pflichtigkeit der jugendlichen Gefangenen Gesagten ein 
Zweifel über die Berechtigung und Notwendigkeit des 
Unterrichtes nicht. 

Wie bereits im Eingänge erwähnt, bildet der Unter¬ 
richt nach meiner Ansicht sogar einen wesentlichen Teil 
der Beschäftigung für jugendliche Strafgefangene, sodass 
die dazu nötige Zeit in die tägliche Arbeitszeit mit 
einzurechnen ist. 

Für die Gestaltung desselben haben die diesbezüg¬ 
lichen Bestimmungen des Schulgesetzes zu gelten. 

Andererseits ist nicht zu verkennen, dass der Straf¬ 
anstaltsunterricht nach seinem besonderen Zwecke auch 
eine besondere Eigenart hat. Er soll sich vor allem 
davor hüten, auf einseitige Verstandesbildung, der heut¬ 
zutage von seiten der Volksschule leider meist zu grosser 
Wert beigemessen wird, den Hauptnachdruck zu legen. 
Im Strafanstaltsunterrichte, vornehmlich bei Jugendlichen, 
an denen Schularbeit am ehesten noch gute Früchte bringt, 
ist und bleibt die Hauptsache: Die Pflege wahrer Reli¬ 
giosität, die Vermittelung des richtigen Verständnisses für 
Recht und Unrecht, die Förderung des Wohlgefallens an 
allem Edlen und Schönen, die wahre Charakterbildung; 
denn nicht Witz und Geistesschärfe — wohl aber die Ge¬ 
sinnung macht den Mann und das Weib! 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


A) Wie ist die Gesundenkost für Gefangene nach 
den bisher gemachten Erfahrungen einzu¬ 
richten, beziehungsweise in welchem Verhält¬ 
nis sind verdauliches Eiweiss, Fett, Kohlen¬ 
hydrate zur Erhaltung ihrer Gesundheit und 
Arbeitskraft mit den Nahrungsmitteln zu 
reichen, dabei aber über das unumgängliche 
Notwendige nicht hinauszugehen? 

B) Ist das Mittagsgericht in Suppe und feste 
Speisen zu trennen? 

C) Lässt sich eine Verminderung der Kostreichung 
an Zuchthausgefangene im Verliältnis zu Ge¬ 
fangenen anderer Art rechtfertigen? 

D) Welche Erfahrungen sind mit der Verwendung 
von Margarine gemacht worden? 

on Oberjiistizrat Schwan einer, \ orstand des K. W. Landes¬ 
gefängnisses Schw^äb. Hall. 
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Bär, Die Gefängnisse etc. Berlin 1871. 

Dr. J. König, Prozentige Zusammensetzung und Nährwert 
der verschiedenen Nahrungsmitteln (8. Aufl. Berlin 1902). 

Kr ohne, Entwurf zu einem Verpflegungs-Etat für Straf¬ 
anstalten nach Voits Grundsätzen (Blätter für Gefängnis¬ 
kunde XVIII S. 251 ff.) 

Bär, Gutachten für den internationalen Kongress (Blätter für 
Gefängniskunde XVIII S. 309 ff.) 
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Andreä, Wie soll die Verköstigung der Gefangenen sein? 
(Gutachten für die Frankfurter Vereins Versammlung 
Blätter für Gefängniskunde XXI S. 233 ff.) 

Verhandlungen der Frankfurter Versammlung des Vereins 
deutscher Strafanstaltsbeamten (Blätter für Gefängnis- 
künde XXII S. 11 ff) 

Bär, Der Einfluss der Gesundheitspflege auf die Sterblichkeit 
(Blätter für Gefängniskunde XVI S. 1 ff.) 

Kost-Tarif für die unter dem preuss. Ministerium des Innern 
stehenden Strafanstalten (Blätter f. Gefängniskunde XXlll 
S. 65 ff.) 

Ferner: 

Blätter für Gefängniskunde: 

Band IV S. 99 ff. 

„ XI S. 93 ff. 

„ XVIII S. % (Versammlung des Schweiz. Vereins). 

„ XVIII S. 350 ff. (Krauss die Ernährung der Sträflingei. 

„ XXVII S. 349 (v. Sichart). 

^ XXXII S. 243 (Clement). 

„ XXXV S. 53 (v. E n g e I b e r g). 


Die Ernährung der Uefaiigenen ist gewiss eine der 
wichtigsten Fragen unseres Berufs; es dürfte daher allen 
Berufsgenossen willkommen erscheinen, wenn sie nach 
njähriger Pause wieder einmal auf die Tagesordnung 
unserer Vereinsversammlung gesetzt wird. Zwar sollte 
man meinen: nach den gründlichen Untersuchungen und 
Veröffentlichungen von Voit und Schuster in den 
Jahren 1875 und 1877, nach der ausgiebigen Behandlung, 
welche die Ernährungsfrage in den Blättern füv Gefängnis¬ 
kunde namentlich durch Bär, Krohne und Andrea, 
wie in der Frankfurter Vereinsversammlung im Jahre 1886 
erfahren hat, sei es überflüssig, wieder auf sie zurück- 
znkommen, besonders wenn man erwägt, dass in allen 
civilisierten Staaten in den Hausordnungen der Straf¬ 
anstalten und in den auf diesen Hausordnungen gegründeten 
Kosttarifen die wissenschaftlichen Ergebnisse der Nahrungs¬ 
mittel-Chemie und die Erfahrungen der Gefängnisbehörden 
gebührende Berücksichtigung gefunden haben. Allein in 
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allen seitherigen Veröffentlichungen unseres Vereins und 
in allen wissenschaftlichen Abhandlungen über unsere 
Frage ist hervorgehoben, dass die wissenschaftliche Unter¬ 
suchung über die Ernährung der Gefangenen noch nicht 
abgeschlossen sei, dass diese Frage überhaupt nicht ini 
Laboratorium allein, sondern durch die Erfahrung des 
praktischen Lebens gelöst werden könne. So dürfte es 
schon aus diesem Grunde am Platze sein, über die Kr- 
fahrungen, die wir in unseren Strafanstalten in den letzten 
17 Jahren in Absicht auf die Ernährung der Gefangenen 
gemacht haben, auszutauschen. Aber auch im Hinblick 
auf die öffentliche Meinung und die Ansichten, die man 
über unsere Frage ausserhalb der Gefängnismauern äussern 
hört, dürfte eine öffentliche Besprechung dieses hygienisoh 
volkswirtschaftlich und finanziell so wichtigen Themas 
erwünscht sein. Merkwürdig! während man auf der einen 
Seite nach der Ansicht mancher Aerzte und Hygieniker 
immer noch nicht genug thut in der Sorgfalt l)ei Vei- 
pflegung der Gefangenen, hört man Land auf Land ab 
laute Rufe: „Die Gefangenen haben es zu gut! sic werden 
viel besser genährt, als der freie Mann im Volke, der im 
Schweisse seines Angesichtes sein kärgliches Brod essen 
muss. Kein Wunder, dass so viele rückfällig werden: 
sie haben es zu gut bei Euch, deshalb kommen sie so 
bald wieder!“ —. Mögen unsere Verhandlungen dazu 
beitragen, auf beiden Seiten Aufklärung und Beruhigung 
zu schaffen! Mögen sie namentlich auch die erwünschte 
Uebereinstimmung zwischen den Aerzten und Physiologen 
einerseits und den Verwaltungsbeamten andererseits herhei- 
fßhren! 

Und so will ich denn versuchen, in diesem kurzen 
Gutachten die vom Vereins-Ausschuss gestellten Fragen 
vom Standpunkt der Gefängnis-Verwaltungs-Beamien aus, 
auf Grund meiner nunmehr 14jährigen Gefängnis lä lalinuig 
zu beantworten, die Ausführungen über die chcmiscli 
physiologische und ärztliche Seite der ganzen Fiagc dem 
ärztlichen Gutachten überlassend. 


Digitized by LjOOQle 



— 256 — 

Es sind 4 Fragen gestellt. 

Zu Frage A. 

Schon in der Form dieser Frage ist auf das Ergebnis 
der Frankfurter Versammlung v. J. 1886 hingewiesen. 

Die Leitsätze, auf die man sich damals einigte^ 
lauteten: 

1. Die Kost für die Gefangenen soll das Notwendigste 
enthalten, das ausreicht, um den Bestand des Körpers ohne 
bleibende Schädigung desselben sicher zu stellen. 

2. Die Kost für die Gefangenen ist nach der Menge 
der einzelnen Bestandteile, nach dem Verhältnis derselben 
zu einander und in der Zubereitung derselben so ein¬ 
zurichten, dass die Speisen die Ausgaben des Körpers 
decken und möglichst vollständig von dem Organismus 
durch die Verdauung ausgenützt und verwertet werden. 

3. Die Beköstigung hat auch die Individualität (Alter, 
Körpergewicht), insbesondere aber auf die Arbeitsleistung 
der Gefangenen Rücksicht zu nehmen. 

4. Gefangenen, welche durch die Einflüsse der Haft 

in ihren Konstitutionen erheblich geschädigt werden, ist ] 
vorübergehend eine besondere, den Bedürfnissen ent- i 
sprechende Kost zu gewähren. 

Tjeitsatz 1 hat heute noch seine volle Geltung; er ist j 
auch in die bundesrätlichen Strafvollzugs-Grundsätze auf- j 
genommen worden: „es muss das Notwendigste an 
Nahrung gegeben werden^, und: „der Körper soll keine 
bleibende Schädigung durch die Haft erfahren.“ Man darf 
auch noch heute gegenüber dem Vorwurf: „die Gefangenen 
haben es zu gut“ die Worte Bär’s^) hervorheben: „Es 
kann nur von Gerechtigkeit, höchstens von Billigkeit und 
schwerlich jemals von Humanität die Rede sein, wenn von 
der staatlichen Verwaltung dasjenige Mass der Fürsorge 
bei der Vollstreckung der Freiheitsstrafe verlangt wird, 
das notwendig ist, um ni(*ht diese in der Wahrscheinlich¬ 
keit in Todesstrafe zu verwandeln, dieses Minimum von 

Bl. f. Gefilngnisk. XVI S. 1 ff. 
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sanitärer Fürsorge — und ein Mehr wird nie verlangt — 
ist wahrlich kein Ueberniass von Humanität“, und an 
Mi 11 e r m ai e r >) erinnern, der ausführt: „Möchten jene 
Männer, welche so oft die sogenannte Humanität gegen 
die Sträflinge beklagen, nicht vergessen, dass der Staat 
verpflichtet ist, den Sträflingen wenigstens so viel Gesund¬ 
heit und Kraft zu erhalten, dass sie nach ihrer Entlassung 
aus der Anstalt imstande sind, wie andere freie Menschen 
ihr Brot durch Arbeit ehrlich zu verdienen.“ 

Und wenn bei den Klagen über übertriebene Huma¬ 
nität immer Vergleiche mit der Ernährung des freien 
»armen Mannes“ beigefügt werden und behauptet wird, 
der Gefangene habe es besser, als der freie „arme Mann“, 
so muss auch heute wieder entgegnet werden, was Bär*) 
in seinem Gutachten für den internationalen Gefängnis- 
Kongress ausführt; „es ist in der Tat bedauerlich, dass 
viele Leute in der Freiheit sich mit einer noch schlechteren 
Kost begnügen müssen, als sie dem Gefangenen verabreicht 
wird. Allein wollte man die Gefangenenkost nach diesem 
Gesichtspunkt einrichten, so könnte man sie mit demselben 
Recht vielleicht ganz hungern lassen. Denn es giebt viele 
brave Menschen, die sich nicht sättigen können. Anderer¬ 
seits darf man das Leben eines Gefangenen mit dem eines 
freien Arbeiters nicht vergleichen. Letzterer hat Bewegung 
in der freien Luft und leidet daher weniger an Verdau¬ 
ungsstörungen, so dass er selbst schw^erere schlechte Kost 
ertragen kann. Auch hat der freie .Arbeiter viel Abwechs¬ 
lung in seiner Kost und gewohnte Genussmittel. Die Ge¬ 
fangenschaft hat so viele gesundheitsschädliche Momente 
und ist eine so naturwidrige Lebensweise, dass sie mit 
dem Leben in der Freiheit gar nicht verglichen werden 
kann und darauf muss bei der Beköstigung der Gefangenen 
Rücksicht genommen werden. Die Gefängniskost hat trotz 
der Aufbesserung nichts Verlockendes. Rationelle Bekös- 


■) Bl. f. Gefängnisk. XVI S. 89. 

') Bl. f. Gefängnisk. XVIII S. 309. 
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Hgung ist eine Forderung nifht der nbertriehenen Humanität ii,i 
und falscher Sentimentalität, sondern der einfachsten Rillig- n 
keit und der reinsten (Jerechtigkeit.“ K( 

Wenn also bei der Ernährung des (Tefangeneu als h? 
oberster Grundsatz gilt: sie muss nach Menge und Be¬ 
schaffenheit so eingerichtet werden, dass sie seine Ge- ' 
sundheit und Arbeitsfähigkeit zu erhalten imstande ist, jv 
so gilt auch heute noch: es ist nur das Notwendigste „j 
hiezu zu reichen. Der Ernst des Strafvollzugs und die 
Rücksicht auf den Steuerzahler verlangt es, dass nirgends 
ein Uebbrmass in der Gefängnis-Beköstigung herrschen 
darf und dass das anzustrebende Ziel auf einfachste und 
möglichst billige Weise erreicht wird Daraus aber, dass 
der Staat verpflichtet ist, dem Gefangenen das zur Er¬ 
haltung seiner Gesundheit und Arbeitsfähigkeit Notwendigste 
in der Nahrung zu reichen, folgt, dass er sich dabei nicht 
auf die sogenannten Extra-Genussmittel, welche sich der 
Gefangene nach der vom Staat aufgestellten Hausordnung 
aus eigenen Jlitteln, bezw. von seiner Arbeits-Prämie aii- 
schaffen kann, verlassen darf. Die vom Staat ex officio 
zu reichende Nahrung muss soviel Nähi'stoff enthalten, 
dass die Gesundheit des Gefangenen nicht Not leidet. Die 
Extra-Genussmittel gehen nebenher als Belohnung für be- | 
sonderen Fleiss und Wohlverhalten. Aber auch sie dürfen 
im Interesse des Ernstes des Strafvollzugs keine Schleckereien 
und keine für den Körper ganz unnötige Dinge, wie Tabak, 
enthalten; Alkohol ist, wenn überhaupt, nur in ganz ge¬ 
ringen Mengen und nicht täglich, zu gestatten. — 

Was ist nun aber das für die Erhaltung des Körpers 
Notwendige? Diese Fragen hat die Versammlung vom 
Jahre 1886 nur im Allgemeinen beantwortet, wenn sie in 
den Leitsätzen hervorgehoben hat, dass die Speisen so 
einzurichten seien, dass sic die Ausgaben des Körpers 
decken und möglichst vollständig durch die Verdauung 
ausgenützt werden, und ferner Individualisierung der 
Nahrung nach Alter, Arbeit und Körperbeschaffenheit des 
Gefangenen als Haupterfordernis bezeichnet hat. Die dies- 
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malige Vereamniluiig soll sich genauer darüber aussi)recheii, 
in welchem Verhältnis verdauliches Eiweiss, Fett und 
Kohlenhydrate mit den Nahrungsmitteln na(“.h den bis¬ 
herigen Erfahrungen zu reichen seien. 

Bekanntlich ist die Frage nach der Zusammensetzung 
der Gefängniskost erst durch die Versammlung des deutschen 
Vereins für öffentliche Gesundheitspflege in München im 
September 1875 in Fluss gekommen und es ist das Verdienst 
Voits, die Fehler und Mängel der damaligen, beinahe 
ausschlie-sslich vegetabilischen Gefängnisbeköstigung auf- 
gedeckt zu haben. Von da ab wurde die Frage von 
Männern der Wissenschaft und der Praxis vielfach in 
Wort und Schrift behandelt. Von grundlegender Be¬ 
deutung waren namentlich die Veröffentlichungen von 
Professor Dr. Voit in Verbindung mit Dr. Förster und 
Dr. A. S c h u s t e r. 1) 

Voit verlangt, „dass ein tüchtig arbeitender Ge- 
i taiigener nicht weniger an den einzelnen Nahrungsstoffeii 
! aufnehmen darf, als ein mittlerer Arbeiter; er hat soviel 
Eiweiss nötig, um seine Organe auf einem Stand zu erhalten, 
dass er einer entsprechenden Muskelanstrengung fähig ist 
' und er muss soviel sauerstoffreie Stoffe einführen, damit 
er an Fett nicht einbüsst“. Im Mittel müsse er demnach 
j bekommen: 118gr Eiweiss, 56gr Fett, 500gr Kohlen- 
I hydrate. Für nicht arbeitende Gefangene gilt nach 
j Voit als niederster Satz: 85 gr Eiweiss, 30 gr Fett, 
I ^WOgr Kohlenhydrate. Die Untersuchungen der Kost 
und der Jäces in verschiedenen Strafanstalten ergab, dass 
1 die Gefängniskost viel zu wenig Eiweiss und Fett enthalte 
I und dass von dem in der Vegetation enthaltenen Eiweiss 
j e'm grosser Teil unverdaut durch den Darm wiedei’ ab- 
i gegeben werde. Von jetzt ab beschäftigte man sich überall 
1 lebhaft mit der Untersuchung der Gefängniskost und es 
I ist namentlich das Verdienst Krohne's, dass die wissen- 
I schaftlichen Ergebnisse in Taten umgesetzt worden sind. 


') Untersuchung der Kost in einigen öffentlichen Anstalten. 
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K roh ne hat in Band XVIII unserer V'ereinsblätter seinen 
Entwurf zu einem Verpflegungsetat für Strafanstalten nach 
Voit’s Grundsätzen veröffentlicht; er hebt als Fehler der 
seitherigen Kost hervor: 1. zu viel Kohlenhydrate, 2. Ei- 
weiss wird vorzugsweise ln Vegetabilien verabfolgt, so 
dass ein grosser Teil nicht ausgenützt wird. Die Menge 
animalischen Eiweisses ist im Verhältnis zum vegetabilischen 
viel zu gering, 3. zu wenig Fett. — Kohlenhydrate und 
vegetabilisches Eiweiss ist also zu vermindern, Fett und 
animalisches Eiweiss zu vermehren; insbesondere ist die 
Kartoffelmenge zu vermindern; die Speisen sind besser zu 
würzen und mehr zu feiten, wobei billigstes, aber gesundes, 
Fett zu verwenden ist. Magerkäse und besonders Häringe 
werden empfohlen. Wenn Vegetabilien in richtiger Mischung 
mit Animalien gegeben w’erden, erhiöht sich die Ausnutz¬ 
barkeit des vegetabilischen Ei^veisses. Nach diesen Grund¬ 
sätzen entwarf Kr oh ne seinen Kosttarif, der im Jahre 
1882 in einigen preusslschen Strafanstalten eingeführt 
wurde. Dieser Kosttarif gibt: 100 gr Eiweiss, 50gr 
Fett, 553 gr Kohlenhydrate. Der Gehalt in ani¬ 
malischem Eiweiss beträgt 19,6 ®/o geg^en 7,6 früher. 
Diese Zahlen w'erden als Minimum bezeichnet für mittlere 
Arbeit; bei erhöhter Arbeitsleistung wird Zusatz verlangt. 
Es wird hervorgehoben: Diese Kost bleibe allerdings hinter 
den Voit'schen Forderungen zurück, die neue Kost sei 
aber nährfähiger geworden dadurch, dass Animalien und 
Vegetabilien richtig gemischt seien (es werden bei dieser 
Kost wöchentlich 2X100 gr Fleisch und 2x50 gr Käse 
gegeben). — Dr. Andreä, der damalige Anstaltsarzt in 
Wehlheiden, berichtete über die Erfolge dieser Beköstigung 
nach 2 Jahren günstig: Die Gefangenen zeigen gutes Aus¬ 
sehen, nehmen an Gewicht nicht ab; der Bedarf an Leber¬ 
tran sei auf 4 Kilo im Jahr bei 450 Mann (gegen 44 Kilo 
bei 135 Mann nach alter Verpflegung) zurückgegangen. 
Er hebt noch besonders hervor, dass auf die Zubereitung 
der Speisen in Absicht auf Verdaulichkeit des Eiweisses 
.sehr viel ankomme und empfiehlt namentlich das Brechen 
der Hülsenfrüehte. 
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Bär^) hat sich in seinem Gutachten für den inter¬ 
nationalen Kongress im allgemeinen den V o i t 's (* h e n 
Forderungen angeschlossen. Auch er hebt hervor: bei 
einer rationellen Verpflegung soll man das Eiweiss in 
möglichst günstiger Gestalt in animalischen Nahrungsmitteln 
(Fleisch, Käse, Milch) geben und soll auch bei arbeitenden 
Personen ni(*ht über 500 gr Stärkmehl hinausgehen. Auch 
Bär verlangt Sorgfalt in der Zubereitung der Speisen, 
genügende Abwechslung und Würze, nicht Alles in Brei- 
forra und sorgfältige Individualisierung nach Arbeit und 
Körperbeschaffenheit der Gefangenen. — 

Das Gutachten für die Frankfurter Versammlung 
bearbeitete Dr. Andreä. Er berechnet für die Kost,-) 
wie sie in Moabit damals gegeben wurde: 

a) für mittlere Arbeit: 112gr Eiweiss (darun¬ 
ter 93,31 gr animalisches Eiweiss); 47,10gr 
Fett, 559,64gr Kohlenhydrate. 

b) für schwere Arbeit: 125 gr Brotzulage, 
also: 94,81 gr verdauliches Eiweiss: 47,17gr 
Fett, 621,515gr Kohlenhydrate. 

Dies sei vollkommen genügend; nur ausnahmsweise 
bei allerschwerster Arbeit noch eine weitere Brotzulage 
bis 750 gr und 10 gr Fett erforderlich. Dabei stellt Andreä 
nachfolgende, auch heute noch gütigen Sätze auf: 

1. Die Gefangenen-Verpflegung ist derjenig<*n der 
niederen, arbeitenden Volksklassen möglichst ähn¬ 
lich zu gestalten; es darf nur das zur Erhaltung 
des Körpers auf dem Bestand notwendige gereicht 
werden. 

2. Für möglichst geringen Preis ist möglichst grosse 
Menge von Nährwerten zu beschaffen. 

3. Provinziellen Eigentümlichkeiten ist Rechnung zu 
tragen. 

4. Vom Eiweiss soll mindestens 207o animalisch sein. 

*) Bl. f. Gefängnisk. XVIII S. 309 ff. 

Bl. f. Gefängnisk. Band XI. 

Butter für Gcfängniskundc. XXXVII. f, 
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5. Alle Tage möglichst gleichviel Nährwerte. 

6. Kochen der Speisen im Wasserbad ; die Speisen 
sind genügend zu würzen. 

7. Nicht alles in breiigem Zustand. 

8. Beim Brod ist auf Landsitte Rücksicht zu nehmen: 
Brodsorten mit viel Kleie sind zu vermeiden. 

9. Gehörige Abwechslung; nichts zweimal in der 
Woche. 

10. Die Gefangenen sind zum Kauen anzuhalten. 

Den Krohne’schen Speisetarif erklärt Andreä für 
norddeutsche Gefängnisse geeignet; doch sollte der Eiweiss¬ 
gehalt durch eine Käsezugabe (100 gr pro Woche) erhöht 
werden. — Bei der Frankfurter Versammlung, bei der 
man zu den sc^hon angeführten Leitsätzen gelangte, war 
Bär Referent und betonte dabei nachdrücklich, wie not¬ 
wendig die richtige Mischung von vegetabilischer und 
animalischer Kost sei; er halte mit Voit 3x60 gr Fleisch 
in der Woche für sehr wünschenswert. Sehr viel komme 
auf die richtige Zusammenstellung der Speisen an (Fleisch 
mit Kartoffel, Fleisch mit Reis, Reis mit Milch etc.; falsch 
dagegen: Erbsen mit Fleisch). — Was im besonderen den 
Eiweissgehalt der Speisen betrifft, so ist unbestritten, 
dass bei einer Nahrung, bei der die Vegetabilien zu sehr 
vorherrschen, sehr viel Eiweiss unausgenützt aus dem 
Körper wieder abgeht. (Bär berechnet bei Mais: 19 “/o» 
bei Reis: 20,4 ®/o) bei Kartoffel: 32®/o, bei Schwarzbrot: 32®/#) 
Schuster hat in Gefängnissen mit vorwiegend vegeta¬ 
bilischer 1) Kost gefunden, dass 25 ®/o des Eiweissgehalts 
im Körper nicht aufgenommen worden sind, während bei 
gewöhnlicher gemischter Kost nur 13 •/, ungenützt ab¬ 
gehen, so dass an den verlangten 118gr Eiweiss nur 103gr 
verdaulich sind. Schuster weist darauf hin, dass auch 
Vegetabilien durch richtige Behandlung (Herstellung von 
Gebäck aus Mehl, Zersprengen der Cellulose-Hülsen aut 
mechanischem Weg) ebenso wie Fleisch erschöpft werden 

•) Voit S. 156. 
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können. V o i t') hebt hervor, dass das in den Teigwaren 
(Nudeln, Riebelen, Makaroni) und im Reis enthaltene 
Eiweiss als dem animalischen gleichwertig gerechnet 
werden können — König, der bei mittlerer Arbeit 120gr 
Eiweiss, 60gr Fett, und 500gr Kohlenhydrate ver¬ 
langt, berechnet, dass bei gemischter Nahrung ausgenützt 
werden: Eiweiss 85 Vo» ^'^tt 92®/o, Kohlenhydrate 95*/o 
und verlangt daher für einen mittleren Arbeiter an aus¬ 
nützbaren Nährstoffen: 102 gr Eiweiss, 55gr Fett, 
475gr Kohlenhydrate. 

Das ist in gedrängter Kürze das, was Wissenschaft 
und Prjvxis über rationelle Gefangenen-Ernährung bis zur 
Frankfurter Versammlung zu Tage gefördert hatte. Seit¬ 
her finden sich in der Fach-Litteratur keine weiteren Ver¬ 
öffentlichungen, die wesentlich Neues beigebracht hätten. 
Es ist anzunehmen, dass man sich seither bei Aufstellung 
neuer Hausordnungen und Kosttarife diese Ergebnisse der 
wissenschaftlichen Forschung und die Erfahrungen der 
Praxis zu Nutzen gemacht hat. 

In wiefern dies in Württemberg geschehen ist und 
wie im besonderen in der unter meiner Leitung stehenden 
Anstalt die Ernährung der Gefangenen gehandhabt wird, 
und welche Erfahrungen wir damit gemacht haben, soll 
im folgenden kurz geschildert werden. 

In Württemberg wurden im Anschluss an die bundes- 
rätlichen Grundsätze im Jahre 1899 neue Hausordnungen 
für die Strafanstalten erlassen, durch welche auch die Kost, 
namentlich in Absicht auf Fett und Eiweiss-Gehalt nam¬ 
haft verbessert worden ist. Nach diesen neuen Be¬ 
stimmungen erhalten die Gefangenen, und zwar Zuchthaus¬ 
und Gefängnis-Gefangene in gleicher Weise: 

1. jvls Morgenspeise: 4mal wöchentlich eine aus je 
125 gr Schwarzbrot bereitete, aus 0,6 Liter bestehende 
Wassersuppe; 3 mal wöchentlich 0,65 Liter Milchkaffee, 


*) Holtzendorff II S. 174. 

6 » 
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aus 5 gr gebranntem Kaffee und 0^1 Liter Milch, nebst 12r)gr 
Schwarzbrot. 

2. Als Jlittagskost: eine 0,85 Liter betragende Portion 
Rumford-Suppe, oder eine Mehlspeise mit Brühe, Salat, 
gekochtes Obst, Gemüse mit einer Zutat von Mehlspeise 
und Kartoffeln; ferner an den Sonn- und Festtagen, sowie 
ausserdem je 1 mal in der Woche je 125gr Fleisch (Roh¬ 
gewicht). Den einzelnen Anstalts-Verwaltungen ist über¬ 
lassen, statt der 1 maligen werktäglichen Fleischspeise zu 
125 gr wöchentlich 2 Fleischportionen (billigere Sorte ) zu 
75 gr zu verabreichen. Auch ist einmal in 2 Wochen die 
Verabreichung von billigen Fischen oder Gekröse, Lunge, 
Herz, Leber und dergl. zulässig. Neben einzelnen der 
aufgeführten Gerichte kann eine Suppe (aus Gries, Gerste, 
Nudeln, Kartoffeln, Reis, Hafer etc.), gegeben werden. 

8. Als Abendkost: 5 mal wöchentlich Wassersuppe (wie 
morgens), 2 mal wöchentlich 0,5 Liter Einbrenn-, Kartoffel-, 
Linsen- oder Erbsensuppe; ausserdem 1 mal wöchentlich 
neben der Wassersuppe 50 gr Käse oder 10 gr Butter. Ferner 
erhält der Gefangene täglich 500 gr Schwarzbrot. 

Dies die Durchschnitts-Beköstigung. -- Bei schwerer 
Arbeit können 250gr Zulag-Brot gegeben werden. Bei 
besonders schwerer Arbeit kann eine grössere Portion 
i\Iorgen- und Abendspeise und wofern dies nach Ansicht 
des Hausarztes zur Erhaltung der Gesundheit des betr. 
Gefangenen nötig ist, eine mässige Quantität Jlilch, Obst¬ 
most oder Bier verabreicht werden. Es ist also eine 
dreifache Abstufung zum Zweck der Individualisierung der 
Kost möglich. — Ausserdem giebt es sogenannte Älittel- 
Kost für Gefangene, bei welchen der Hausarzt einen zeit¬ 
weiligen Wechsel gegenüber der gewöhnlichen Kost für 
geboten erachtet, insbesondere für kränkliche und schwäch¬ 
liche Gefangene. Diese erhalten statt der Morgensuppe 
0,5 Liter warme Milch und 125 gr Weiss- oder Schwarz¬ 
brot und statt der Mittagskost eine gleiche Menge Milch 
und Brot oder eine leichte Suppe und die Brot-Ration in 
Weissbrot. Tn besonderen Fällen darf auf Antrag des 
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Hausarztes eine Fleischbrühsuppe mit einer Fleischzulage 
von 125 gr gewährt werden. Letzteres aber nur dann, 
wenn der objektive Nachweis einer körperlichen Störung 
vorliegt. — Für Ki'anke giebt es ausserdem Krankenkost 
in 4facher Abstufung. Der Vollständigkeit halber sollen 
auch die Bestimmungen über die zulässigen Genussmittel 
für Gefängnis-Gefangene (bis zum Betrag von 20 Pfennig 
per Tag) aufgeführt werden : sie bestehen in Liter Bier 
oder Obstmost an Sonn- und Festtagen und ausserdem 
für die Gefangenen der I. Sitten-Klasse noch 2 mal, für 
die Gefangenen der II. Sitten-Klasse 1 mal in der Woche. 
Ferner sind zulässig: für die Gefangenen I. Klasse täglich, 
für die Gefangenen II. Klasse an Sonn- und Festtagen und 
ausserdem 2 mal in der Woche Milch (bis zu 1 Liter im 
Tag), Brot, Obst, Butter, Käse, Speck, Eier, Kümmel. Also 
nur einfache, aber sehr nahrhafte Dinge! — Ich will nun 
schildern, wie sich auf Grund dieser Bestimmungen die Kost 
in unserer Anstalt gestaltet, indem ich Kost von vier be¬ 
liebig ausgewählten Wochen in ihren Bestandteilen darlege: 



I. Woche: (28. Juli bis 3. August). 



Morgens: 

Mittags: 

Abends: 

Montag: 

Wassersuppe 

Fa-bsen 

W assersuppe 

Dienstag: 

Kaffee 

Sauerkraut mit Fleisch 

n 

Mittwoch: 

Wassersuppe 

Saure Linsen mit Spatzen 

Oebr. Suppe 

Donnerstag: 

Kaffee 

Kartoffelgemüse m. F'leisch 

Wassersuppe 

Freitag: 

Wassersuppe 

Reis in der Fleischbrühe 

Erbsensuppe 

Samstag: 

rf 

Runifordsuppe 

Wassersuppe 




mit Käse 

Sonntag: 

Kaffee 

Xudeln mit Fleisch 

Wassersuppe 


II. Woche: ii.—18. August. 



M o r g e n s: 

Mittags: 

Abends : 

Montag: 

Wassersuppe 

Rumfordsuppe 

Wassersuppe. 

Dienstag: 

Kaffee 

Saure Linsen mit Fleisch 


Mittwoch: 

Wasser8Uj)j)e 

Welschkornbrei (Mais) 

Erbsensuppe 

Donnerstag: 

V 

Reis mit F'leisch 

Wassersuppe 

Freitag: 

Kaffee 

Riebel mit Ochsen fleisch 

Kartoffelsuj)pe 

(Festtag) 



Samstag: 

Wassersuppe 

Saure Spatzen 

Wassersuppe*. 




mit Käse 

Sonntag: 

Kaffee 

Nudeln mit Ochsenfleisch 

Wassersuppe 
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III. Woche: 18.-24. August. 

Morgens: Mittags: Abends: 

Montag: Wassersuppe Erbsen Wassersupjie 

Dienstag: Kaffee Saure Linsen mit Fleiseli „ 

Mittwoch: Wassersuppe Grünes Gemüse mit Spatzen Gebr. Suppe 

Donnerstag: Kaffee Hafergrütze mit Fleisch Wassersuppe 

Freitag: Wassersuppe Rumfordsuppe Erbsensuppe 

Samstag: „ Gelbe Rüben mit Spatzen Waasei-suppe 

mit Käse 

Sonntag: Kaffee Riebeln mit Fleisch Wassersuppe 

IV. Woche: 22.-28. Septemher. 

Morgens: Mittags: Abends: 

Montag: Wassersuppe Rumfordsuppe Wassersuppe 

Dienstag: Kaffee Erbsen mit Fleisch „ 

Mittwoch: Wassersuppe Gelbe Rüben mit Spatzen Erbsensuppe 

Donnerstag: Kaffee Kartoffelgemüsem.Rindfl. Wassersuppe 

Freitag: Wassersuppe Grünes Gemüse m. Spatzen Kartoffelsuppe 

Samstag: „ Reis mit Milch Wassersuppe 

mit Käse 

Sonntag: Kaffee Nudeln mit Fleisch Wassersuppe 

Anmerkung. Di(* Rumfordsuppe enthält 36 Gramm Fleisch 
pro Portion. 

Dazu täglich 500 gr Brot. 

Diese Kost enthält folgende Nährwerte:^) 



I. Woche. 



Nahrungtinittel 

Eiweitt 

FM 

Kohlenhydrate 

5178 gr Schwarzbrot (trocken 

559 2 gr 

67,3 gr 

2992,5 gr 

und in Suppe) 


Schmalz. 

— 

192 „ 

— 

0,3 Liter = 370 gr Milch . . 

15,1 , 

14,4 , 

15,5 . 

475 gr Erbsen. 

1068 , 

11,8 „ 

276,4 , 

155 „ Linsen. 

40,3 , 

3,1 „ 

85,2 , 

110 „ Reis. 

8,2 , 

3,3 „ 

85,9 „ 

70 „ Gerste . 

7,0 „ 

1,2 „ 

51,4 , 

125 Nudeln. 

10,-2 , 

0,3 „ 

93,8 , 

386 „ Mehl. 

45,5 „ 

4,6 , 

284,0 „ 

311 „ Fleisch. 

65,3 , 

15,8 „ 

— 

50 „ Käse. 

13,0 „ 

15,0 , 

— 

670 „ Kartoffel. 

13,0 „ 

2,0 , 

146,0 „ 


883 6 gr 

330,8 gr 

4030,7 gr 

ist auf den Tag: 

126,2 gr 

47,2 gr 

575,8 gr 


Berechnet nach der Tabelle bei Holtzcndorff 11 S. 187. 
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11. Wocbe. 


Nahrunotmittel 

EiweiBB 

Fett 

Kohlenhydrate 

.■>243 gr Brot. 

566,2 gr 

68,1 gr . 

3030,4 gr 

Schmalz. 

— 

192,0 , 

— 

0,42 Liter Milch. 

17,2 , 

16,3 , 

17,6 . 

175 gr Erbsen . 

39,3 , 

4,3 , 

101,8 , 

230 „ Linsen . 

59,8 , 

4,6 , 

126,5 „ 

110 „ Reis . 

8,2 , 

3,3 , 

85,9 , 

70 „ Gerste. 

7,0 „ 

1,2 , 

51,4 „ 

125 „ Nudeln. 

10,2 „ 

0,3 , 

93,8 , 

232 „ Mehl. 

27,3 , 

3,7 , 

166,8 , 

436 „ Fleisch. 

91,5 , 

21,8 , 

— 

456 „ Kartoffel. 

9,0 , 

1,3 n 

99,4 „ 

50 „ Käse. 

13,0 „ 

15,0 , 

— 

140 „ Welschkorn . . . 

15,4 , 

9,8-, 

94,6 , 

130 „ Riebele. 

10,6 , 

0,3 , 

97,6 , 


874,7 gr 

342 gr 

3965,8 gr 

ist auf den Tag: 

124,9 gr 

48,8 gr 

566,5 gr 



UI. Woche. 



Nahrunoemittel 

Eiweits 

Fett 

Kohlenhydrate 

')148 gr Brot. 

. 555,9 gr 

66,9 gr 

2975,5 gr 

Schmalz .... 

— 

192,0 , 

— 

0,3 Liter Milch .... 

■ 15,1 , 

14,4 „ 

15,5 , 

445 gr Erbsen .... 

. 100,1 , 

11,1 . 

258,9 , 

230 „ Bohnen .... 

. 56,3 . 

4,6 „ 

127,8 , 

70 , Gerste. 

. 7,0 , 

1,2 , 

51,4 , 

380 „ gelbe Rüben . . 

• 5,7 „ 

0,7 „ 

12,5 , 

100 „ Hafergrütze . . . 

. 15,4 „ 

6,6 „ 

70,4 , 

430 . Mehl. 

• 47,3 , 

6,8 „ 

309,6 „ 

311 „ Fleisch. 

65,3 „ 

15,8 „ 

— 

130 „ Riebele. 

. 10,6 „ 

0,3 „ 

97,6 „ 

840 ,, Gemüse .... 

• 12,5 „ 

2,5 , 

59 6 ,, 

476 „ Kartoffel .... 

9,5 , 

1,4 „ 

103,7 „ 

50 „ Käse. 

. 13,0 , 

15,0 , 

— 


913,7 gl- 

339,3 gr 

4082,5 gl- 

ist auf den Tag 

: 130,5 gl- 

48,4 gl- 

583,2 gl- 
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IV. Woche. 


Nahrungsmittel 

Elweiet 

Fett 

Kohlenhydrite 

5243 gr Brot. 

566,2 gr 

68,1 gr 

30.30,4 gr 

Schmalz. 

— 

192,0 , 

— 

0,42 Liter Milch. 

17,2 , 

16,3 , 

17,6 , 

440 gr Erbsen. 

99,0 , 

11,0 . 

256,0 , 

110 „ Reis. 

«.2 „ 

3,3 „ 

«5,9 „ 

70 „ Gerste. 

7,0 , 

1,2 . 

51,4 „ 

125 „ Nudeln. 

10,2 „ 

0,3 „ 

93,8 „ 

380 „ gelbe Rüben . . . 

5,7 , 

0.7 . 

12,5 „ 

840 „ grünes Gemüse . . 

12,5 , 

2,5 , 

59,6 , 

400 „ Mehl . 

47,2 , 

6,4 .. 

290,0 , 

311 „ Fleisch. 

65,3 , 

15,8 , 

— 

200 „ Kartoffel. 

4,0 , 

0,6 „ 

43,6 , 

50 „ Käse. 

13,0 . 

15,0 „ 

— 

zusaniinen: 

855,5 gr 

333,2 gr 

3940,8 gr 

ist auf den Tag: 

122,2 gr 

47,6 gr 

562,9 gr 

Zusammenstellung: 



Eiweitt 

Fett 

Kohlenhydrate 

1. Woche, auf 1 Tag 

126,2 gr 

47,2 gr 

575,8 gr 

ii* » » 1* » 

124,9 , 

48,8 „ 

566,5 „ 

in. . . , „ 

130,5 , 

48,4 , 

583,2 , 

IV. . „ , „ _ 

122,2 „ 

47,6 , 

562,9 „ 


503,8 gr 

192,0 gr 

2288,4 gr 

Tagesdurchschnitt: 

125,9 gr 

48,0 gr 

572,1 gl- 


Bezüglich des Fettgehaltes ist zu bemerken, dass auch 
die Knochen ausgesotten werden und dass täglich circa 
Yg Liter Fleisch- und Knochenbrühe auf den Mann kommt. 
Dadurch dürfen pro Tag weitere 8 gr Fett berechnet wer¬ 
den, so dass im ganzen 51 gr Fett pro Tag auf den Mann 
kommen. 

Wir geben also bei Durchschnittsarbeit: 

Eiweiss Fett Kohlenhydrate 

Bei schwerer Arbeit: 125,9 gr 51 gr 572,1 gr 

250 gr Brotziilage 27,0 „ 3,2 „ 144,5 „ 

also bei schwerer Arbeit = 152,9 gr 54,2 gr 716,6 gr 

Bei schwerster Arbeit 

noch 0,5 Liter Milch = 20,5 gr 19,5 gr 21,0 gr 

also bei schwerster Arbeit = 173,4 gr 73,7 gr 737,6 gr 
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Was nun das Verhältnis des verdaulichen zum un¬ 
verdaulichen Eiweiss betrifft, so ist anzufahren, dass wir 
die Hülsenfrüchte zerquetschen, so dass das in ihnen ent¬ 
haltene Eiweiss möglichst ausgenützt wird. Mit Rücksicht 
darauf und auf die zweckmässige Mischung von Animalien 
und Vegetabilien (durchschnittlich wöchentlich 342 gr Fleisch 
auf 4 Tage (mit der Rumfordsuppe) verteilt 50 gr Käse 
und 0,3 Liter Milch) und auf die reichlichen Gaben von 
Teigwaren wird man auf unsere Kost die oben angeführten 
Schuster’schen Zahlen anwenden dürfen. Darnach wären 
13®/o des Eiweisses unverdaulich = 16,5 gr; es bleiben also 
bei der Durchschnittskost 109,4 gr verdauliches Ei¬ 
weiss übrig (bei schw'erer Arbeit 133,1 gr Eiweiss, 
bei schwerster Arbeit 150,9 gr Eiweiss). 

Nach der Berechnung von König würde unsere 
Durchschnittskost an Nährstoffen enthalten: 

106,9 gr Eiweiss, 46,9 gr Fett, 543,4 Kohlenhydrate. 

Diese Zahlen übertreffen an Eiweiss und Fettgehalt 
die von Andreä gebilligten, oben angeführten Moabit’- 
schen Zahlen und sind an Kohlenhydraten diesen so 
ziemlich gleich. Auch den Anforderungen von V o i t, 
Bär und König entspricht unsere Kost in Ansicht auf 
Eiweiss, nicht ganz aber an Fett und Kohlenhydraten. 
Bezüglich des Fetts ist nun aber zu bemerken, dass bei 
uns in Schwaben überhaupt nicht so fett gegessen wird, 
wie in Norddeutschland und in Bayern, und bezüglich der 
Kohlenhydrate, dass der schwäbische Magen mehr an 
Gemüse und Mehlspeisen (.Spatzen) gewöhnt ist, als der 
norddeutsche und auch der bayrische. Gegen Seefische 
besteht bei unsern Leuten eine unüberwindliche Abneigung, 
so dass wir mit dieser Speise, so nahrhaft sie sonst wäre, 
nicht kommen können. Dass auf die Würze der Speisen 
die nötige Sorgfalt verwendet wird, soll noch besonders 
hervorgehoben werden. 

Mit der geschilderten Art der Beköstigung haben wir 
nur durchaus gute Erfahrungen gemacht; wir hatten z. B. 
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im Jahre 1901 auf 100 Mann nur 1,3 Kranke; die Mortalitäts¬ 
ziffer unserer Anstalt betrug: 0,39®/o; im ganzen Land: 
ebenfalls 0,39 (einschliesslich der Invalidenanstalt). Auch 
ist anzuführen, dass bei der letzten Rekrutenmusterung die 
Musterungskommission hervorhob, dass unsere Gefangenen 
alte in sehr gutem Ernährungszustand seien. Die sogenannte 
Mittelkost für kränkliche und schwächliche Gefangene 
wurde in 898 Portionen (Gesamtzahl der Kostportionen 
144631) verabreicht (0,5 ®/o); i^Iittelkost mit Fleisch musste 
nur in 46 Portionen gegeben werden. Brot- und Milch¬ 
zulage mit Rücksicht auf Arbeit und Körperbeschaffenheit 
erhalten täglich von 388 Mann ca. 90 Mann, und zwar 
hauptsächlich die im Freien mit schw'erer Steinbrucharbeit 
beschäftigten Gefangenen, die ausserdem täglich Liter 
Obstmost erhalten. 

Wie aus der oben aufgeführten Kosttabelle ersichtlich 
ist, machen wir in unserer Anstalt von der Erlaubnis, die 
Fleischrationen auf 3 Tage verteilen zu dürfen, Gebrauch 
und zwar wird die grosse Portion in Ochsenfleisch, die 
beiden kleinen in Rindfleisch, das 2 iber in seiner Beschaffen¬ 
heit dem Ochsenfieisch wenig nachsteht, gegeben. Dies 
hat sich sehr bewährt: der Gefangene hat so 3 Tage in 
der Woche etwas zum Kauen, wodurch die Einspeichelung 
der Speisen und damit die Verdauung befördert wird; auch 
steht uns dadurch die ganze Woche Fleischbrühe zur 
Kostbereitung zur Verfügung. Die durch diese Verteilung 
der Fleischrationen herbeigeführten Mehrkosten sind im 
Vergleich zu diesen Vorteilen nicht bedeutend. Um auf 
den Kostenpunkt näher einzugehen, so kam bei uns im 
Jahre 1901 die Morgens-, Mittags- und Abendkost für den 
Mann auf 21,2 Pfennig, dazu kommen 500 gr Brot = 7,6 
Pfennig, sonach kostet die Beköstigung eines Durchschnitts- 
arbeiters 28,7 Pfennig pro Tag; bei schwerer Arbeit 
mit 250 gr Brotzulage erhöht sie sich um 3,8 Pfennig, 
also auf 32,5 Pfennig und bei schwerster Arbeit mit 
Most und Milchzulage um 12,5 Pfennig also auf 48 
Pfennig. 
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Nach dem Ausgeführten dürfte wohl der Schluss 
gerechtfertigt sein: für unsere württenibergischen 
Verhältnisse soll die Nahrung eines mit Durch¬ 
schnittsarbeit beschäftigten Gefangenen 106 bis 
110 gr verdauliches Eiweiss, 51 gr Fett und ea. 550 gr 
Kohlenhydrate enthalten. Zahlen, die für ganz 
Deutschland massgebend wären, lassen sich wohl nicht 
aufstellen; dazu sind die einzelnen .Stannneseigentümlich- 
keiten zu verschieden; grosse Abweicliungeii werden sieh 
aber auch nicht ergeben: Der Gehalt an verdaulichem 
Eiweiss wird sich überall zwischen 100 und llOgr, 
der an Fett zwischen 50 und 56 gr und der an 
Kohlenhydraten zwischen 500 und 570 gr für den 
Durchschnittsarbeiter zu bewegen haben. 

Es wäre lehrreich, wenn bis zur Stuttgarter Ver¬ 
sammlung recht viele der Herren Kollegen die Kost ihrer 
Anstalten nach Massgabe der Tabelle bei Holtzen- 
dorff 11. S. 187 prüfen würden. Ich wäre bereit, die 
Resultate dieser Untersuchungen zusammenzustellen: wir 
bekämen dadurch einen Gesamtüberblick über den gegen¬ 
wärtigen Stand der Gefangenenverpflegung in ganz 
Deutschland. 

Die Frage B ist schon durch das zu Frage A Aus¬ 
geführte in bejahendem Sinne beantwortet. Von allen 
Sachverständigen wird hervorgehoben, wie darauf zu sehen 
sei, dass nicht alle Speisen in Breiform gegeben werden. 
Ich weise besonders auf das hin, was Bär'i in dieser 
Richtung sagt: „Durch das Beissen, Kauen und Zerkleinern 
einer festen durch Gewürz und sonstige Zubereitung an¬ 
genehm duftenden und schmeckenden Speise werden alle 
für die Verdauung tätigen Organe angeregt, Speichel und 
Magensaft werden in grösserer j\lenge abgesondert, der 
Verdauungskanal zu vermehrter Tätigkeit angeregt und 
somit die Nahrungsmittel leichter und schneller verdaut‘'. 
Bär führt dann weiter aus, wie durch Reicluing von festen 

') Die Gefängnisse S. 136. 
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IV. Wocbe. 


Nahrungtinittel 

Elweitt 

Fett 

Kohlenhydrate 

5243 gr Brot. 

566,2 gr 

68,1 gr 

.3030,4 gr 

Schmalz. 

— 

192,0 , 

— 

0,42 Liter Milch. 

17,2 „ 

16,3 , 

17,6 , 

440 gr Erbse«. 

99,0 , 

11,0 . 

256,0 „ 

110 „ Reis. 

«,2 „ 

3,3 „ 

«5,9 , 

70 „ Gerste. 

7,0 „ 

1,2 „ 

51,4 „ 

125 „ Nudeln. 

10,2 , 

0,3 , 

93,8 , 

380 „ gelbe Rüben . . . 

» 

0,7 , 

12,5 „ 

840 „ grünes Gemüse . . 

12,5 , 

2,5 „ 

59,6 , 

400 „ Mehl . 

47,2 , 

6,4 ., 

290,0 „ 

311 „ Fleisch. 

65,3 , 

15,8 , 

— 

200 ^ Kartoffel. 

4,0 , 

0,6 „ 

43,6 , 

50 „ Kilse. 

13,0 „ 

15,0 „ 

— 

zusainiiien: 

855,5 gr 

333,2 gr 

3940,8 gr 

ist auf den Tag: 

122,2 gr 

47,6 gr 

562,9 gr 

Z u s a m m e n s t e 11 

lung: 



Elweitt 

Fett 


1. Woche, auf 1 Tag 

126,2 gr 

47,2 gr 

575,8 gr 

n 1 » » 

124,9 , 

48,8 ,. 

566,5 „ 

in. , , , „ 

130,5 , 

48,4 „ 

583,2 , 

IV. „ „ , „ _ 

122,2 , 

47,6 , 

562,9 j, 


503,8 gr 

192,0 gr 

2288,4 gr 

Tagesdurchschnitt: 

125,9 gr 

48,0 gr 

572,1 gr 


Bezüglich des Fettgehaltes ist zu bemerken, dass auch 
die Knochen ausgesotten werden und dass täglich circa 
‘/j Liter Fleisch- und Knochenbrühe auf den Mann kommt. 
Dadurch dürfen pro Tag weitere 6 gr Fett berechnet wer¬ 
den, so dass im ganzen 51 gr Fett pro Tag auf den Mann 
kommen. 

Wir geben also bei Durchschnittsarbeit: 


Bei schwerer Arbeit: 

250 gr Brotzulage — 

Elweitt 
125,9 gr 
27,0 , 

Fett 

51 gr 

3,2 , 

Kohlenhydrate 
572,1 gr 
144,5 , 

also bei schwerer Arbeit 

152,9 gf 

54,2 gr 

716,6 gr 

Bei schwerster Arbeit 




noch 0,5 Liter Milch = 

: 20,5 gr 

19,5 gr 

21,0 gr 

also bei schwerster Arbeit = 

173,4 gr 

73,7 gr 

737,6 gr 
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Was nun das Verhältnis des verdaulichen zum un¬ 
verdaulichen Eiweiss betrifft, so ist anzuführen, dass wir 
die HUlsenfrUchte zerquetschen, so dass das in ihnen ent¬ 
haltene Eiweiss möglichst ausgenützt wird. Mit Rücksicht 
darauf und auf die zweckmässige Mischung von Animalien 
und Vegetabilien (durchschnittlich w'öchentlich 342gr Fleisch 
auf 4 Tage (mit der Rumfordsuppe) verteilt 50 gr Käse 
und 0,3 Liter Milch) und auf die reichlichen Gaben von 
Teigwaren wird man auf unsere Kost die oben angeführten 
Schuster’schen Zahlen anwenden dürfen. Darnach wären 
13®/o des Eiweisses unverdaulich = 16,5 gr; es bleiben also 
bei der Durchschnittskost 109,4 gr verdauliches Ei¬ 
weiss übrig (bei schwerer Arbeit 133,1 gr Eiw'eiss, 
bei schw'erster Arbeit 150,9 gr Eiw'eiss). 

Nach der Berechnung von König würde unsere 
Durchschnittskost an Nährstoffen enthalten: 

106,9 gr Eiweiss, 46,9 gr Fett, 543,4 Kohlenhydrate. 

Diese Zahlen übertreffen an Eiweiss und Fettgehalt 
die von Andreä gebilligten, oben angeführten Moabit’- 
schen Zahlen und sind an Kohlenhydraten diesen so 
ziemlich gleich. Auch den Anforderungen von V o i t, 
Bär und König entspricht unsere Kost in Ansicht auf 
Eiweiss, nicht ganz aber an Fett und Kohlenhydraten. 
Bezüglich des Fetts ist nun aber zu bemerken, dass bei 
uns in Schwaben überhaupt nicht so fett gegessen wird, 
wie in Norddeutschland und in Bayern, und bezüglich der 
Kohlenhydrate, dass der schwäbische Magen mehr an 
Gemüse und Mehlspeisen (.Spatzen) gewöhnt ist, als der 
norddeutsche und auch der bayrische. Gegen Seefische 
besteht bei unsern Leuten eine unüberwindliche Abneigung, 
so dass wir mit dieser .Speise, so nahrhaft sie sonst wäre, 
nicht kommen können. Dass auf die AVürze der Speisen 
die nötige .Sorgfalt verwendet wird, soll noch besonders 
hervorgehoben w'erden. 

Mit der geschilderten Art der Beköstigung haben wir 
nur durchaus gute Erfahrungen gemacht; wir hatten z. B. 
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im Jahre 1901 auf 100 Mann nur 1,3 Kranke; die Mortalitäts¬ 
ziffer unserer Anstalt betrug: 0,39®/«; im ganzen Land: 
ebenfalls 0,39 (einschliesslich der Invalidenanstalt). Auch 
ist anzuführen, dass bei der letzten Rekrutenmusterung die 
Musterungskommission hervorhob, dass unsere Gefangenen 
alle in sehr gutem Ernährungszustand seien. Die sogenannte 
Mittelkost für kränkliche und schwächliche Gefangene 
wurde in 898 Portionen (Gesamtzahl der Kostportionen 
144631) verabreicht (0,5 ®/o); Mittelkost mit Fleisch musste 
nur in 46 Portionen gegeben werden. Brot- und Milch¬ 
zulage mit Rücksicht auf Arbeit und Körperbeschaffenheit 
erhalten täglich von 388 Mann ca. 90 Mann, und zwar 
hauptsächlich die im Freien mit schwerer Steinbrucharbeit 
beschäftigten Gefangenen, die ausserdem täglich ’/a Liter 
Obstmost erhalten. 

Wie aus der oben aufgeführten Kosttabelle ersichtlich 
ist, machen wir in unserer .Anstalt von der Erlaubnis, die 
Fleischrationen auf 3 Tage verteilen zu dürfen, Gebrauch 
und zwar wird die grosse Portion in Ochsenfleisch, die 
beiden kleinen in Rindfleisch, das aber in seiner Beschaffen¬ 
heit dem Ochsenfleisch wenig nachsteht, gegeben. Dies 
hat sich sehr bewährt: der Gefangene hat so 3 Tage in 
der Woche etwas zum Kauen, wodurch die Einspeichelung 
der Speisen und damit die Verdauung befördert wird; auch 
steht uns dadurch die ganze Woche Fleischbrühe zur 
Kostbereitung zur Verfügung. Die durch diese Verteilung 
der Fleischrationen herbeigeführten Mehrkosten sind im 
Vergleich zu diesen Vorteilen nicht bedeutend. Um auf 
den Kostenpunkt näher einzugehen, so kam bei uns im 
Jahre 1901 die Morgens-, Mittags- und Abendkost für den 
Mann auf 21,2 Pfennig, dazu kommen 500 gr Brot = 7,6 
Pfennig, sonach kostet die Beköstigung eines Durchschnitts¬ 
arbeiters 28,7 Pfennig pro Tag; bei schwerer Arbeit 
mit 250 gr Brotzulage erhöht sie sich um 3,8 Pfennig, 
also auf 32,5 Pfennig und bei schwerster Arbeit mit 
Most und Milchzulage um 12,5 Pfennig also auf 48 
Pfennig. 
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Nach dem Ausgeführten dürfte wohl der Schluss 
gerechtfertigt sein: für unsere württembergischen 
Verhältnisse soll die Nahrung eines mit Durch¬ 
schnittsarbeit beschäftigten Gefangenen lOG bis 
110 gr verdauliches Eiweiss, 51 gr Fett und cn. 55U gr 
Kohlenhydrate enthalten. Zahlen, die für giinz 
Deutschland massgebend wären, lassen sich wohl nicht 
aufstellen; dazu sind die einzelnen .Stammeseigentüinlicli- 
keiten zu verschieden; grosse Abweichungen werden sich 
aber auch nicht ergeben: Der Gehalt au verdaulicheni 
Eiweiss wird sich überall zwischen 100 und 110gr, 
der an Fett zwischen 50 und 56 gr und der an 
Kohlenhydraten zwischen 500 und 570 gr für den 
Durchschnittsarbeiter zu bewegen haben 

Es wäre lehrreich, wenn bis zur Stuttgarter Ver¬ 
sammlung recht viele der Herren Kollegen die Kost iliier 
Anstalten nach Massgabe der Tabelle bei Holtzen- 
dorff II. S. 187 prüfen würden. Ich wäre bereit, die 
Resultate dieser Untersuchungen zusammenzustellen: wir 
bekämen dadurch einen Gesamtüberblick über den gegen¬ 
wärtigen Stand der Gefangenenverpflegung in ganz 
Deutschland. 

Die Frage B ist schon durch das zu Frage A Aus¬ 
geführte in bejahendem Sinne beantwortet. Von allen 
Sachverständigen wird hervorgehoben, wie darauf zu sehen 
sei, dass nicht alle Speisen in Breiform gegeben weiden. 
Ich weise besonders auf das hin, was Bär*) in dieser 
Richtung sagt: „Durch das Beissen, Kauen und Zerkleinern 
einer festen durch Gewürz und sonstige Zubereitung an¬ 
genehm duftenden und schmeckenden Speise werden alle 
für die Verdauung tätigen Organe angeregt, Speichel und 
Magensaft werden in grösserer Menge abgesondert, der 
Verdauungskanal zu vermehrter Tätigkeit angeregt und 
somit die Nahrungsmittel leichter und schneller veidauf. 
Bär führt dann weiter aus, wie durch Reichung von festen 

‘) Die Gefängnisse S. 136. 
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Speisen die bekannte Erscheinung des Abgegessen sei ns 
bei den Gefangenen leichter vermieden wird. Man wird 
daher verlangen müssen, dass die Fleischportionen dem 
Gefangenen bei der Mittagsspeise in fester Form gereicht 
werde. Ich habe schon oben darauf hingewiesen, wie 
wünschenswert es ist, die Fleischrationen auf möglichst 
viele Tage in der Woche zu verteilen. 

Zu Frage (\ Durch das zu Frage A Ausgeführte 
ist die Frage C schon verneint. Wenn dem Gefangenen 
nur das zur Erhaltung des Lebens und der Gesundheit 
Notwendige gegeben werden und nicht darüber hinaus¬ 
gegangen werden soll, so gilt das für den Zuchthaus- 
gefangenen so gut, wie für den Gefängnis- und Haft- 
gefangenen“.^) V. Sichart sagt mit Recht: „Die Frank¬ 
furter Sätze bleiben in (ieltung. Es darf zur Ver¬ 
schärfung der Strafe im Interesse der Humanität nicht 
unter das Bedürfnis herab, aber ebensowenig im In¬ 
teresse des Strafernstes zur Erleichterung der Gefängnis¬ 
strafe darüber hinausgegangen werden. Wollen wir gleich¬ 
wohl auf einer Differenz zwischen Zuchthaus und Gefängnis 
in Bezug auf Beköstigung bestehen, so erübrigt lediglich 
zu gunsten der leichteren Gefängnisstrafe eine Erhöhung 
des Masses der Extra-Genussinittel eintreten zu lassen^. 
Bei uns in Württemberg lauten denn auch die Vorschriften 
für die Beköstigung der Zuchtliau.sgefangenen wörtlich 
ebenso, wie die bezüglich der (lefäiignisgefangeneu; nur 
in Ansic'ht auf die Extra-Genussmittel besteht ein Unter¬ 
schied: im Zuchthaus giebt es keinen Alkohol und der 
tägliche Höchstbetrag der Genussmittel ist im Zuchthaus 
auf 15 Pfennig (gegen 20 Pfennig im (felangnis) festgesetzt. 

Es erübrigt noch zu untersuchen, ob nicht etwa für die 
in den kleinen Gefängnissen untei*gebrachten kurzzeitigen 
Gefangenen eine geringei-e als die oben bei Frage A näher 
beschriebene Kost gereicht werden kann. Meines Erachtens 
richtet sich die Beantwortung dieser Fi age lediglich danac*h : 

') m. f. Oefiingnisk. XXVII S. :M9. 
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ob in diesen kleinen Gefängnissen gearbeitet wird oder 
nicht. Für nichtarbeitende Gefangene ist, wie oben ge¬ 
zeigt wurde, eine geringere Menge von Eiweiss, Fett und 
Kohlenhydraten zur Erhaltung der Gesundheit erforderlich, 
während die arbeitenden Gefangenen der amtsgerichtlichen 
Gefängnisse — um solche handelt es sich wohl in der 
Hauptsache — in der Kost im Wesentlichen nicht schlechter 
gestellt werden können als die in den Centralgefängnissen 
untergebrachten, für welche die unter A geschilderte Kost 
als die das zur Erhaltung der Gesundheit Notwendigste 
Enthaltende bezeichnet worden ist. Bei uns in Württem¬ 
berg ist denn auch die Kost in den amtsgerichtlichen 
Gefängnissen, in denen gearbeitet wird, im Wesentlichen 
dieselbe, wie in den Centralgefängnissen, nur dass sie 
bezüglich der Morgen- und Abendspeisen nicht so viel 
Abwechslung zulässt: auch lässt sie bezüglich der Arbeit 
nur eine Abstufung zu (250 gr Brotzulage); wohl mit 
Recht, da besonders schwere Arbeit, wie z. B. Steinbruch¬ 
arbeit in den amtsgerichtlichen Gefängnissen nicht vor¬ 
kommt. Gerade mit Rücksicht darauf, dass die Insassen 
der amtsgerichtlichen Gefängnisse unmöglich so streng zur 
Arbeit herangezogen werden können, wie die der Central¬ 
gefängnisse, ist, wie ich schon bei der Nürnberger Ver¬ 
sammlung anzufOhren Gelegenheit hatte, bei uns in 
Württemberg durch eine Bestimmung des Polizeistraf¬ 
gesetzbuches die Möglichkeit gegeben, die sogenannte 
qualifizierte Haft in einer Centralstrafanstalt (für Männer; 
Hall) vollstrecken zu können, wenn die erkannte Strafe 
4 Wochen übersteigt. Bei uns in Hall werden die „quali¬ 
fizierten Häftlinge“ zu strengster Arbeit im Steinbruch 
herangezogen; deshalb fürchten sie Hall wie das Feuer. 
Denn nichts ist den Stromern verhasster, als strenge 
Arbeit, auch wenn er dabei die volle Verpflegung eines 
Gefängnisgefangenen hat. Denn das ist wohl selbst¬ 
verständlich, dass der „qualifizierte Häftling“, wenn er 
streng arbeiten muss, auch nach denselben Grundsätzen 
genährt werden muss, wie der Gefängnisgefangene. Nach 
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meinen Beobachtungen und langjährigen Erfahrungen, ist 
es vom erzieherischen Standpunkt aus viel zweckmässiger, 
den faulen Stromer bei normaler Verpflegung mit strengster 
Arbeit während seiner Haftzeit zu beschäftigen, als ihn 
im kleinen Gefängnis bei leichter Arbeit, die für ihn ein 
Spiel ist, und bei schmaler Kost sitzen zu lassen. Aus 
den paar Tagen schmaler Kost macht er sich gar nichts: 
kann er sich doch nach seiner baldigen Entlassung in 
der goldenen Freiheit wieder schadlos halten! Aber die 
Schwielen, die die harte Arbeit an seinen Händen hinter¬ 
lassen hat, vermindert er nicht so bald! Aber auch vom 
finanziellen Standpunkt aus ist diese Art des Strafvollzugs 
zweckmässiger; für den im Steinbruch beschäftigten Stromer 
nimmt die Anstaltskasse mehr ein, als seine Verpflegung 
kostet, während der im kleinen Gefängnis Kaffeebohnen 
verlesende Gefangene auch bei schmaler Kost mehr Auf¬ 
wand bereitet, als seine Arbeit einträgt! 

Zu Frage D. In unserer Anstalt werden alle Speisen 
mit einer Mischung von ‘/j Schweineschmalz und % Gocos- 
nussbutter gefettet. Das Schweineschmalz lassen wir 
selbst aus und verwenden dazu ’/.<! Nierenfett und % Speck. 
Von diesem Schmalz kostet uns das Kilo zur Zeit 1 IVIk. 
45 Pf. 1 Kilo Cocosnussbutter (bezogen von Johann Martin 
Wizemann in Obertürkheim) kostet 92 Pf., sonach kostet 
das Kilo der Mischung 1 Mk. 05 Pf. Von dieser Mischung 
berechnen wir bei 400 Gefangenen durchschnittlich im 
Monat 330 Kilo. Ich habe nun auch mit Margarine, be¬ 
zogen von den süddeutschen Margarine-Werken, Fritz 
Schmidt in Durlach einen Monat lang Proben angestellt. 
Im Fettgehalt und Geschmack kam die Margarine (Marke: 
Alt- Baden Durlach) unserer Schmalz-Mischung gleich, 
jedenfalls war sie nicht besser. Die Margarine kostet aber 
1 Mk. 50 Pf. per Kilo, also 45 Pf. mehr, als unser Fett; das 
tut auf den Monat: 148 Mk. .50 Pf. mehr und auf das Jahr 
1782 Mk. mehr! Bei anderen Anstalten, die vorher nur 
Butter und Schweineschmalz verwendet hatten, stellt sich 
die Rechnung günstiger. Die Direktion des Grossh. bad. 
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Männerzuchthauses Bruchsal teilt mir z. B. mit, dass sie 
an Margarine ca. V» weniger brauche, als von seitheriger 
Butter-Schweineschmalz, da Margarine fetter sei und rechnet 
bei einem Preis von 1 Mk. 40 Pf. per Kilo für Margarine 
in 8 Monaten eine Ersparniss von 362 Mk. 97 Pf. aus. — 
Das Zellengefängnis Heilbronn verwendet zur Schmelzung 
der Morgen- und Abendkost Margarine (bezogen von 
Frankfurt zu 1 Mk 30 Pf.); zur Mittagskost Schweine¬ 
schmalz; vorher hatte diese Strafanstalt zur ^lorgen- und 
Abendkost Cocosnussbutter verwendet; von Margarine 
brauche man weniger, als von Cocosnussbutter. Der 
Mehraufwand für Margjirine berechnet sich auf 100 Ge¬ 
fangene im Monat auf 16 Mk. 50 Pf.; dagegen sei die 
Qualität besser. — So viel ist sicher: Margarine ist der 
reinen Cocosnussbutter an Geschmack und Qualität vor¬ 
zuziehen ; eine richtige Mischung von Schweineschmalz 
und Cocosnussbutter kommt aber nach unseren Erfahrungen 
der Margarine an Geschmack und Qualität gleich und ist 
zugleich wesentlich billiger! — 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 



Hat sich dieAltersgrenze, welche 
das Reichsstrafgesetzbuch für die Straf¬ 
mündigkeit festgesetzt hat, bewährt, 
oder empfiehlt sich bei einer Reform 
des Strafgesetzbuches ein Hinauf- 
rücken derselben? 


Von Anton Marco vielt, k. k Oberdirektor der Männerstrafanstalt 
in Graz, k. und k. Oberleutnant a. D. 


Die Altersgrenze, welche das Reichsstrafgesetzbuch 
für die Strafmündigkeit festsetzt, hat sich nicht bew'ährt, 
weshalb man in weitgehenden Kreisen mit den Bestim¬ 
mungen des § 55 R.-St.-G.-B. nicht zufrieden ist und seit 
Jahren schon auf eine Reform desselben, durch Hinauf¬ 
rücken der Strafmündigkeit hinarbeitet. 

Der Grund dieser Reformbewegung liegt in der Be¬ 
sorgnis, welche durch die Verschlimmerung der Kriminali¬ 
tätsverhältnisse hervorgerufen wurde. Das Reformstreben 
aber richtet sich nicht allein gegen § 55 R.-Str.-G.-B., son¬ 
dern gegen die Strafgesetzgebung überhaupt und gegen 
die Unvollkommenheit des Systems der Freiheitsstrafen. 

Es ist Tatsache, dass die Kriminalität im allgemeinen 
stetig zunimmt, dass die Zahl , der Rückfälle unverhältnis¬ 
mässig anwächst und dass speziell an einem grossen Teile 
der Jugendlichen der Strafvollzug nicht nur wirkungslos 
vorübergeht, sondern geradezu verderbliche Früchte trägt. 
Die deutsche Reichskriminalstatistik liefert hiefür untrügliche 
Beweise. Es wurden beispielsweise in den Jahren 1882 
bis 1897 wegen Verbrcc'hen und Vergehen verurteilt: 
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Im Jahre 

Oesamtzahl 

Erwachsene 

Jugendliche 

1882 

329,968 

299,249 

30,719 

1883 

330,128 

300,162 

29,966 

1884 

345,977 

314,635 

31,342 

1885 

343,087 

312,383 

30,704 

1886 

353,000 

321,487 

31,513 

1887 

356,860 

323,747 

33,113 

1888 

350,663 

317,596 

33,067 

1889 

369,644 

332,854 

36,790 

1890 

381,450 

340,447 

41,003 

1891 

391,064 

348,752 

42,312 

1892 

422,327 

375,831 

46,496 

1893 

430,403 

386,627 

43,776 

1894 

446,110 

400,556 

45,554 

1895 

454,211 

409,827 

44,384 

1896 

456,999 

412,787 

44,212 

1897 

463,580 

418,329 

45,251 

Summe: 

6,225,471 

5,615,269 

610,202 

Prozente: 

— 

90,20 

9,80 


Somit weist das Jahr 1897: 133,512, also 40 \ mehr 
Bestrafungen gegenüber dem Jahre 1882 auf während die 
Bevölkerung in diesem Zeitraum nur um 15 % gestiegen ist. 

Bei den Erwachsenen betragen die Mehrbestrafungen 
219080 oder 73 %, bei den Jugendlichen 15285 oder 50 %. 

Auf 100 000 Personen der gleichaltrigen Zivil¬ 
bevölkerung kommen durchschnittlich 1264 Erwachsene 
und 644 Jugendliche. 

Im Jahre 1882 befanden sich unter 329968 Verurteilten 
82395 Rückfällige, also 25%. Im Jahre 1897 erhöhte 
sich der Rückfall auf 39 \. Der Rückfall der Erwachsenen 
beträgt beiläufig 50%, und hat die Hälfte der- 
selben ihre erste Straftat im jugendlichen Alter 
begangen. Der Rückfall der Jugendlichen, innerhalb 

Zeit vom vollendeten zwölften bis zum vollendeten 
achtzehnten Lebensjahre betrug im Jahre 1891 ungefähr 

Butter für Gefangniskunde. XXXVII. 6 
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16 % und stieg bis zum Jahre 1894 auf 18 %, somit durch¬ 
schnittlich um 0,5 % per Jahr. 

Nach diesem statistischen Materiale zu schliessen, 
besitzt das Strafgesetz jene prävenierende Kraft nicht, um 
durch die Strafdrohung die Bevölkerung von der Verübung 
deliktischer Handlungen abzuhalten. Der Strafvollzug ist 
nicht imstande den Rückfall hintanzuhalten, hat sich also 
in dieser Beziehung als ohnmächtig erwiesen, dies speziell 
auch gegenüber den jugendlichen Delinquenten. 

In Oesterreich sind, wie dies auch Seine Excellenz 
der Handelsminister a. D. Herr Reichstagsabgeordneter 
Dr. Baernreither gelegentlich seiner im Abgeordneten¬ 
hause im Monate Mai 1902 gehaltenen Rede kundgetan, 
diese Verhältnisse ebenfalls nicht befriedigend, ja in Bezug 
auf die Jugendlichen sogar sehr ungünstig. 

Im Laufe von zehn Jahren (1888 bis 1897) wurden 
50195 Jugendliche wegen begangener Verbrechen ver¬ 
urteilt. Von diesen kamen nur 20112 in die Strafanstalten, 
doch w'urden nur 1200 derselben eines entsprechenden 
Strafvollzugs in Jugendabteilungen teilhaftig. 30083 jugend¬ 
liche Verbrecher und 3175 wegen begangener Vergehen 
verurteilte Jugendliche, verbrachten ihre Strafzeit bei den 
Gerichten, wo eine Absonderung der Jugendlichen ebenso 
wie jene der Untersuchungshäftlinge sehr unvollkommen 
oder gar nicht durchgeführt werden kann, und der Straf¬ 
vollzug sich in jener bekannten Lage, wie ihn die Gemein¬ 
schaftshaft bietet, befindet. 

Nach dem Vorgesagten drängt sich uns die Frage 
auf, wo ausserdem die Gründe für die zunehmende 
Kriminalität zu suchen sind. In erster Linie gewiss in 
den sozialen Verhältnissen. Da ist es vor allem die zu¬ 
nehmende Armut, w'elche eine hauptsächliche Ursache für 
die Zunahme der Verbrechen bildet. 

Diese Behauptung erscheint dadurch bekräftigt, dass 
beispielsweise von den in Oesterreich innerhalb der letzten 
zehn Jahre wegen Verbrechen und Vergehen gestraften 
351100 Personen 300 000 arm, 49 000 im Besitze nur 
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weniger Mittel und bloss 2100 vermögend gewesen sind! 
Der Armut ist es aber versagt, in ihren Kreisen für ent¬ 
sprechende Erziehung und Gesittung der Kinder zu sorgen, 
und gerade aus diesen Kreisen rekrutiert sich das Gros 
der Delinquenten. 

Die Keime des Verbrechertums liegen also in der 
mangelhaften Erziehung, in zunehmender Verwahrlosung 
und Verrohung, im Mangel an Gesittung, ja in der um 
sieh greifenden Entsittung. Aus diesen Gründen hat der 
Gesetzgeber seine vollste Aufmerksamkeit der Jugend 
zuzuwenden und gerade aus diesen Gründen ist es not¬ 
wendig, die Strafmündigkeit hinauf zu rücken, w'eil diese 
dermalen auf ein Alter festgesetzt ist, welches noch der 
Erziehung i) dringend bedarf. Wo aber Erziehung not¬ 
wendig, dort ist Kerkerstrafe nicht am Platze! 

Die zw^eckentsprechendste Bestimmung der Straf- 
' raündigkeit ist jedoch eines der schwierigsten kriminal¬ 
politischen Probleme bezüglich der strafrechtlichen Behand¬ 
lung der jugendlichen Delinquenten, wenn man bedenkt, 
dass sich gerade bei denselben im Alter bis zu zwanzig 
Jahren, in der Veranlagung von Altersgenossen grosse, ja 
?:ewaltige Kontraste sowohl in Beziehung auf die körper¬ 
liche als auch geistige und sittliche Entwicklung zeigen. 

Dieses Problem kann seine Lösung nur darin finden, 
dass der Gesetzgeber für die Strafmündigkeit nicht nur 
ein Alter wählt, welches den Verhältnissen möglichst ent¬ 
spricht, sondern auch für das der Strafunmündigkeit noch 
nahe Alter jene zweckdienlichen, strafrechtlichen Normen 
schafft, welche es dem Ermessen des Richters anheim¬ 
stellen, ob auf Strafe, oder subsidiär auf staatlich geregelte 
und überwachte Zwangserziehung zu erkennen ist. 

*) In England wird auf dem Gebiete der Zwangserziehung seit 
Ende des 18. Jahrhunderts von Vereinen, Kommunen und Graf¬ 
schaften eine bewunderungswürdige Tätigkeit entfaltet. Die Wirkung 
ist, wie Excellenz Bären reit her hervorhob, eine einzig dastehende. 
England ist das einzige Land, welches statistisch nachweisen kann, 
das» die Kriminalität der Jugendlichen entschieden in Abnahme 
ist und damit natürlich auch die Kriminalität überhaupt. 

6 * 
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Selbstverständlich kann die Bestimmung der Straf¬ 
mündigkeit nicht mit der geistigen, noch weniger aber mit 
der sittlichen Reife in Verbindung gebracht werden (sittlich 
reife Menschen begehen keine Verbrechen, etwa mit Aus¬ 
nahme von Affektverbrechen), sondern nur in Anbetracht 
der Zweckmässigkeitsgründe vom sozialen Standpunkte 
aus erfolgen. 

Als die natürlichste Grenze der Straf¬ 
mündigkeit wäre das vierzehnte Lebensjahr 
zu bezeichnen. Dieses erscheint mir dem zwölfjährigen 
Kinde gegenüber, nicht nur wegen der vorgeschritteneren 
Entwicklung, sondern auch und in hervorragendem Masse 
deshalb passend, weil die Kinder mit diesem Jahre die 
Volksschule, ja oft die Familie verlassen und ins Leben 
treten, woselbst sie, den Kampf um’s Dasein aufnehmend, 
mitunter gar bald gänzlich selbständig werden. 

Kinder im Alter von 12 oder 13 Jahren schon in 
Gefängnisse einzusperren, halte ich für unrichtig. 

Im strafunmündigen Alter, dessen äusserste Grenze 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahre reichen sollte, wäre 
gegen Delinquenten im Bedarfsfälle durch Zwangserziehung 
vorzugehen, ohne dass die Massnahmen einen Charakter 
von Kerker- oder Gefängnisstrafen annehmen dürften. 

In Oesterreich wird, laut der am 22. Mai 1902 ini 
Abgeordnetenhause abgegebenen Erklärung des Regierungs¬ 
vertreters, das Justizministerium sobald als möglich einen 
wissenschaftlich vollkommenen Strafgesetzentwurf dem 
Parlamente vorlegen. Mit demselben kommen die Fragen 
des Strafvollzuges, der Aenderung der Strafprozessordnung 
und der Strafmündigkeit in's Rollen.i) 

Was die Frage der Fürsorgeerziehung betrifft, hat 
das Justizministerium den Entschluss gefasst, die Bewegung 
zu gunsten der Fürsorgeerziehung, des Kinderschutzes u. s. w. 
aufs Kräftigste zu unterstützen. 

*) Das K. K. Justizministerium hat folg-ende Verordnung vom 
25. November 1902, betreffend die Begnadigung verurteilter 
Jugendlicher erlassen: 
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Unter der grossen Zahl der Jugendlichen, die durch Aus¬ 
schreitungen der verschiedensten Art gegen die bestehenden Straf¬ 
gesetze verstossen, befinden sich viele, welche weniger aus Verderbt¬ 
heit der Gesinnung als infolge Unbesonnenheit, Verführung und 
Mangel an Reife handeln. Manche unter ihnen haben zwar jene 
Altersgrenze erreicht, die sie nach dem Gesetze verantwortlich macht, 
sie sind aber in ihrer seelischen Entwicklung zurückgeblieben, so 
dass sie entweder die Tragweite ihrer Handlungen nicht zu erfassen 
vermögen oder aber noch nicht die nötige Willenskraft erlangt 
haben, um augenblicklichen Regungen Widerstand zu leisten. 

Bei vielen dieser straffällig gewordenen Jugendlichen bedarf 
es weder einer Zwangserziehung noch aber des Vollzuges der ver¬ 
wirkten Strafe, um sie von weiteren gesetzwidrigen Handlungen ab¬ 
zuhalten. Das gegen sie durchgeführte Strafverfahren, der Urteils¬ 
spruch genügt als ernste und eindringliche Mahnung zur Umkehr. 
Bei solchen Jugendlichen erweist sich oft der Vollzug einer Freiheits¬ 
strafe als eine Härte, die infolge des damit verbundenen Makels, in¬ 
folge des tiefen, nachhaltenden Eindruckes auf ein jugendliches 
Gemüt eine Wirkung üben kann, deren Vermeidung zu den Auf¬ 
gaben einer vom Geiste der Menschlichkeit getragenen Strafrechts¬ 
pflege gehört. 

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben in Ausübung des 
Gnadenrechtes mit Allerhöchster Entschliessung vom 24. November 1902 
das Justizministerium ermächtigt, die Gerichte anzuweisen, in allen 
berücksichtigenswerten Fällen von Verurteilungen Jugendlicher im 
Sinne der §§ 2 und 411 St.-P.-O. Gnadenanträge zu stellen. 

Hiebei ist von folgenden Grundsätzen auszugehen: 

1. In erster Lini« sind jene Unmündigen im Alter von 10 
bis 14 Jahren zu berücksichtigen, die auf Grund der Bestimmung 
des § 269 a St.-G. wegen aR sich verbrecherischer Handlungen von 
den Gerichten zu bestrafen sind, bei denen jedoch nach den Um¬ 
ständen des Falles weder der Vollzug der gemäss § 270 St.-G. aus¬ 
zusprechenden Verschliessung noch die Abgabe in eine Besserungs¬ 
anstalt gemäss § 8 des Gesetzes vom 24. Mai 1885, R.-G.-Bl. No. 89, 
dem Strafrechtszwecke förderlich erscheint. Zurückgebliebene körper¬ 
liche und geistige Entwicklung, auf das jugendliche Alter zurück¬ 
zuführende Beweggründe zur Tat, Reue, ausreichende häusliche Zucht 
werden genügende Anhaltspunkte dafür geben, ob der Verurteilte 
des gnadenweisen Erlasses der Strafe würdig erscheint. 

2. Als nächste Altersstufe kommt jene vom 14. bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahr in Betracht. In der Regel ist daran fest¬ 
zuhalten, dass der Verurteilte noch nicht gerichtlich vor¬ 
bestraft sein und dass die ausgesprochene und nachzusohende 
Strafe 3 Monate Freiheitsstrafe oder 500 Kronen Geldstiafe nicht über¬ 
schreiten darf. 
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Nur in Ausnahmsfällen, wenn eine Vorbestrafung ganz gering¬ 
fügiger Natur war, ist von der Voraussetzung der Unbescholtenheit 
abzugeheii, allgemein ist aber zu beachten, dass es nicht bloss auf 
die formelle Tatsache des Mangels einer Vorstrafe, sondern Vorzug- 
lieh auf eine vorausgegangene sittliche und ehrliche Lebensführung 
ankommt. 

D as Gericht muss aus den Umständen des Falles die üeber- 
zeugiing erlangt haben, dass es im gegebenen Falle des Strafvoll¬ 
zuges nicht bedarf. Die Art und Schwere der strafbaren Handlung, 
ihre Nebeiiumständc, ihre Beweggründe, das der Tat folgende Ver¬ 
halten des Täters werden einer sörgfältigen Prüfung zu unterziehen sein. 

3. Unter den unter 2 bezeichneten Voraussetzungen können 
aneil Jugendliche im Alter von 16. bis zum vollendeten 18. Jahre 
der gnadmiweisen Strafnachsicht empfohlen werden, wenn sie infolge 
zurückgeliliebener Entwicklung in Bezug auf Verstand und Willens¬ 
kraft, Jugendlichen der «erwähnten Altersstufen gleichzuachten sind. 

4. Das Verfahren richtet sich im allgemeinen nach den im 
§411 St.-P.-O. gegebenen Vorschriften. Es ist jedoch ein Gnaden¬ 
gesuch des Verurteilten nicht abzuwarten, das Gericht hat vielmehr 
entw(‘der sofort anlässlich der Urteilsfällung oder aber nach der¬ 
selben \on amtswegen bei Vorhandensein der Voraussetzungen Be¬ 
schluss über die Frage zu fassen, ob die gnadenweise Nachsicht der 
ausgesprochenen Strafe zu beantragen sei. Soweit dies ohne Ver¬ 
zögerung d(5s Verfahrens möglich ist, sind die gesetalichen Vertreter 
dos verurteilten Jugendlichen einzuvernehmen und zur Aeusserung 
aufzufordoni. Jedenfalls sind jene Umstände fcstzustellen, die zur 
Srolluiig des Gnadenantrages Anlass geben. 

Da es sich hier um die Durchführung von Weisungen handelt, 
die in Ausübung des in Art. 13 des Staatsgrundgesetzes.über die 
richterliche Gewalt vom 21. Dezember 1867, R.-G.-Bl. No. 144, vor¬ 
gesehenen Gnadenrechtes ergehen, so ist in jedem Falle der Stellung 
eines Gnadenantrages dieser Art mit dem Strafvollzüge inne- 
/. u h a 11 eil. 

von Untersuchungshaft während des Verfahrens über den 
Gna(h‘uantrag sind der Natur der Sache nach kaum denkbar. Keines¬ 
falls darf die Rücksicht auf die Ungewissheit des Strafvollzuges eine 
durch die Fürsorge für dAS Wohl des Jugendlichen gebotene Ver- 
änd(‘rung des Aufenthaksortes hindern. Es wird in diesem Falle 
iMgelmässig genügen, wenn sich das Urteilsgericht Kenntnis von 
dem jeweiligen Aufe.athaltsorto verschafft. 

5. Findet das Urteilsgericht einen Gnadenantrag im Sinne der 
vorsteh( iiden Besiimmungen zu stellen, so ist mit der Abgabe der 
vorgeschriebenen Straf karte an das Strafregisteramt bis zur Er¬ 
ledigung des önadenantrages innezuhalten. 
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Tritt sodann die gnadenweise Strafnachsicht ein, so ist in 
Spalte 18 der Straf karte dieser Umstand deutlich ersichtlich zu 
machen und die Strafkarte an das Registeramt abzugeben. 

Die genaue Befolgung dieser Vorschrift ist wesentlich, weil 
hiedurch die Gerichte in die Lage kommen, in Fällen neuerlicher 
Straffälligkeit eines begnadigten Jugendlichen von diesem für die 
Strafbemessung bedeutsamen Umstande Kenntnis zu erlangen. 

6. ln besonders rticksichtswerten auf öffentliche Anklage zu 
verfolgenden Fällen bleibt es den Gerichten, beziehungsweise den 
Staatsanwälten unbenommen, die Akten des Strafverfahrens im 
Sinne des § 2 St.-P.-O.. Absatz 4, vorzulegen. Jeder gerichtlichen 
Vorlage hat die Anhörung der Staatsanwaltschaft vorauszugehen. 

Unberührt bleiben hiedurch die Vorschriften über die Behand¬ 
lung von Gnadengesuchen, insbesondere von solchen, die nur 
eine teilweise Strafnachsicht oder eine Strafumwandlung zum Gegen¬ 
stand haben. 

7. Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung 
in Kraft und erstreckt sich auch auf Strafurteile, die vor diesem 
Zeitpunkte ergangen, jedoch noch nicht vollstreckt sind. 

Koerber m. p. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welche das 
R.-Str.-G.-B. für die Strafmündigkeit fest¬ 
gesetzthatbewährt, oder empfiehlt sich 
bei einer Reform des Str.-G.-B. ein Hinauf¬ 
rücken derselben? 

Von Ober justizrat Dr. Mayer, Schwäb. Gmünd. 


I. 

Vor der Herrschaft des im ganzen Reiche am 1. Januar 
1872 in Kraft getretenen und zur Zeit geltenden Straf¬ 
gesetzbuches für den Norddeutschen Bund vom 31. Mai 1870 
kannten die preussischen und bayrischen Sfrafgesetze den 
unbedingten Ausschluss strafrechtlicher Verfolgung 
einer jugendlichen Person lediglich ^7 Grund der Tat¬ 
sache ,' dass dieselbe bei Begehung der Handlung ein 
bestimmtes Lebensalter noch nicht erreicht hat, überhaupt 
nicht. Vielmehr bestimmten sie nur, ebenso wie der fran- 
zösische code pdnal, Freisprechung oder Straflosigkeit einer 
zur Zeit der Tat noch nicht 16 Jahre alten Person, falls 
sie ohne Unterscheidungsvermögen (discernement) gehandelt 
oder ihr die zur Unterscheidung der Strafbarkeit der Tat 
erforderliche Ausbildung gefehlt hat. Dagegen hatten die 
Strafgesetze der übrigen Bundesstaaten ein Lebensalter 
unbedingter Strafunmündigkeit festgesetzt, innerhalb dessen 
dem Täter unter keinen Umständen gesetzwidrige Hand¬ 
lungen zur Strafe zugerechnet werden können und zwar 
hatten ala Ende dieser Lebensperiode Württemberg das 
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zurückgelegte 10., Baden, Hessen, Lübeck, Mecklenburg, 
Oldenburg, Hannover, die Thüringen’schen Staaten das 12., 
Sachsen, Braunschweig, Nassau, Hamburg das 14. Lebens¬ 
jahr aufgestellt. Aus Anlass der Bearbeitung des Str.-G.-B. 
für den Norddeutschen Bund hat die preussische kgl. wissen¬ 
schaftliche Deputation für das Medizinalwesen sich dahin 
ausgesprochen, dass die äusserlichen Eigenschaften des 
Eindesalters bis zum vollendeten 12. Jahre vorzuherrschen 
pflegen, dass Personen unter diesem Alter ohne Ausnahme 
für zurechnungsunfähig zu erachten seien, dass das 
Charakteristische der Adolescenz nicht vor dem Zeitraum 
vom 12. bis 16. Jahr, zumeist selbst erst im 18. Jahr aus¬ 
geprägt erscheine, indem in dieser Altersperiode das Leben 
selbst je mehr und mehr mit der Forderung an das 
Individuum herantrete, seine Handlungen nicht ferner nur 
von sinnlichen Eindrücken abhängig zu machen, sondern 
nach Sitte und Recht einzurichten. Werde — fährt die 
Deputation fort — dieser Trieb nach Erken^n und Wissen 
zweckmässig durch Erziehung und Unterricht gelehrt und 
geleitet, so werde hiemit diejenige Ausbildung der Ver¬ 
standeskräfte erzielt, welche der wachsenden Tätigkeit 
der Vernunft als Grundlage diene. Demgemäss müsse zwar 
bei den Individuen dieser Altersstufe das Vermögen, die 
Gesetzwidrigkeit einer Handlung einzusehen und die Frei¬ 
heit des Willens zur Ausübung oder Unterlassung derselben, 
d. h. die Zurechnungsfähigkeit im Allgemeinen voraus¬ 
gesetzt werden, es erfordere jedoch die Individualität der 
Jugend grosse Vorsicht für die gesetzliche Anwendung 
dieser Voraussetzung, so dass selbst in den Fällen, wo die 
Zurechnungsfähigkeit jugendlicher Individuen nicht aus¬ 
geschlossen werden könne, doch das Vorhandensein des 
ünterscheidungsvermögens in Frage Rommen müsse. Es 
habe daher bei Personen, welche das 12., aber noch nicht 
das 16. bis 18. Lebensjahr vollendet haben, in jedem ein¬ 
zelnen Falle das richterliche Ermessen darüber einzutreten, 
ob dieselben für zurechnungsfähig zu erachten seien 
oder nicht. 
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Unter dem Einfluss dieses Gutachtens gelangten in 
das geltende deutsche Strafgesetzbuch folgende zwei grund¬ 
sätzliche Normen zum Schutze jugendlicher Personen; 
„Wer bei Begehung der Handlung das 12. Lebensjahr 
nicht vollendet hat, kann wegen derselben nicht sti-af- 
rechtlich verfolgt werden“. (Unbedingte Strafunmündigkeit.) 
Ein Angeschuldigter, welcher zu einer Zeit, als er das 12., 
aber nicht das 18. Lebensjahr vollendet hatte, eine straf¬ 
bare Handlung begangen hat, ist freizusprechen, wenn er 
bei Begehung derselben die zur Erkenntnis ihrer Straf¬ 
barkeit erforderliche Einsicht nicht besass. (Relative 
Strafmündigkeit.) 

Au.s der ausländischen Gesetzgebung mag noch an¬ 
geführt Averden, dass die unbedingte Strafunmündigkeit in 
Newyork bis zum 7., in Italien und Mexiko bis zum 9., in 
Oesterreich, Dänemark, den Niederlanden, Russland, Bul¬ 
garien bis zum 10., in Norwegen und im Schweizerischen 
Entwurf bis zum 14. Jahre reicht. 


II. 

Während diese Schutzbestimmungen des deutschen 
Str.-G.-B. zu Gunsten jugendlicher Personen nunmehr seit 
über 150 .Jahren im Reiche gelten, ergiebt die deutsche 
Kriininalstatistik seither, besonders auffallend aber seit 
1889, eine das Wachstum der Bevölkerung überschiessende 
konstante Zunahme der Verurteilungen Jugendlicher wegen 
Verbrechen und Vergehen, parallel der absoluten Zunahme 
der Kriminalität der Erwachsenen. Hiebei ist übrigens zur 
Rückfühi ung der Besorgnisse auf ihr richtiges Mass her¬ 
vorzuheben, dass die Kriminalität der Jugendlichen sieh 
fast ohne Schwanken immer noch um die Hälfte kleiner 
hält, als diejenigen der Erwachsenen, wie das Verhältnis 
der Zahl der Verurteilten zur Kopfzahl der im gleichen 
Lebensalter stehenden Bevölkerung beweist. Im Hinblick 
auf diese immerhin ungünstigen Verhältnisse und unter dem 
Einfluss der soziologischen und sozialpolitischen Richtung 
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der Gegenwart hat man in Wort und Schrift lebhaft nach 
Mitteln der Abhilfe gesucht. Insbesondere hat die Internat, 
kriminalistische Vereinigung 1890 in Bern zwar den Ein¬ 
fluss geographischer und ethnographischer Verhältnisse in 
der hier abgehandelten Frage anerkannt, aber die Er¬ 
streckung der unbedingten Strafunmündigkeit jedenfalls bis 
zum 14. Jahr und hinsichtlich der Jugendlichen über dem 
14. Jahre den Ersatz der Frage nach dem Unterscheidungs- 
Vermögen durch eine solche nach der Notwendigkeit 
öffentlicher Erziehung als Leitsätze aulgestellt. 

Die deutsche Landesgruppe dieser Vereinigung hat hierauf 
1893 in Berlin die Frage, nach welcher Richtung hin eine 
Umgestaltung der über die Behandlung jugendlicher Ver¬ 
brecher im Str.-G.-B. gegebenen Bestimmungen wünschens¬ 
wert sei, dahin beantwortet, es sei das Ende der unbedingten 
Strafunmündigkeit vom 12. auf das vollendete 14. Lebens¬ 
jahr hinaufzurücken, es sei ferner die Vorschrift zu be¬ 
seitigen, der zufolge die Verurteilung einer Person, w^elche 
diese Grenze überschritten, aber das 18. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, davon abhängig ist, ob die Person bei 
Begehung der Handlung die zur Erkenntnis ihrer Straf¬ 
barkeit erforderliche Einsicht (discerncment) besass und es 
sei endlich die richterliche Machtbefugnis dahin zu erweitern, 
dass im Falle der Verurteilung einer jugendlichen Person 
wegen einer zwischen dem 14. und 18. Jahr begangenen 
Handlung auf staatlich überwachte Erziehung neben oder 
anstatt einer Freiheitsstrafe erkannt werden könne. 

Für die Hinaufrückung der Grenze der unbedingten 
Strafmündigkeit wird geltend gemacht, strafrechtliche Ver¬ 
folgung sei erst dann gerechtfertigt, wenn der Täter die¬ 
jenige Reife erlangt habe, welche ihn befähige, sein Handeln 
nach sittlichen Beweggründen zu bestimmen, diese Reife 
trete aber nicht schon mit dem 12., sondern regelmässig 
und namentlich bei den hier hauptsächlich in Frage kom¬ 
menden Volksschichten erst nach Ablauf der Schulzeit, 
also nicht vor Vollendung des 14. Lebensjahres ein. Auch 
seien öffentliche Gerichtsverhandlungen gegen Kinder unter 
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14 Jahren und der Vollzug von Freiheitsstrafen an den¬ 
selben ein erfahrungmässig von den nachteiligsten Folgen 
begleiteter Uebelstand. Werde aber zur Beendigung der 
Strafunmündigkeit sittliche Reife an Stelle der zur Er¬ 
kenntnis der Strafbarkeit der Tat erforderlichen Einsicht, 
also ZurUcklegung des 14. anstatt des 12. Lebensjahres 
verlangt, so falle die Notwendigkeit der Bestimmung einer 
Altersperiode der relativen, auf die bezeichnete Einsicht 
verstellten Strafmündigkeit zwischen dem 14. und 18. Jahr 
weg, denn diese Einsicht sei nach zurückgelegtem 14. Lebens¬ 
jahr regelmässig vorhanden. In den Ausnabmefällen, ln 
welchen dies nicht der Fall sei, liege eben die allgemeine, 
nicht auf das jugendliche Alter beschränkte Unzurechnungs¬ 
fähigkeit auf Grund des Ausschlusses der freien Willens¬ 
bestimmung durch abnorme Geisteszustände vor. 

Andere Stimmen haben sich für Strafunmündigkeit 
bis zum zurückgelegten 16. Lebensjahr erhoben. Am 
weitesten geht der Vorschlag, die Altersgrenzen von 12 und 
18 Jahren auf 14 und 21 Jahre derart zu erweitern, dass 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr (bei Begehung der Tat) 
jede strafrechtliche Verfolgung unterbleibt und an ihre 
Stelle staatlich überwachte Erziehung (Fürsorgeerziehung) 
tritt, während zwischen dem 14. und 21. Jahre der Richter 
völlig frei und unter Wegfall der Feststellung der zur Er¬ 
kenntnis der Strafbarkeit der Handlung erforderlichen Ein¬ 
sicht prüfen soUe, ob Strafe oder Fürsorgeerziehung einzu¬ 
treten habe. Letztere sei stets zu w'ählen, falls Besserung 
durch Erziehung noch zu erwarten sei. 

Umgekehrt fehlt es in der Litteratur auch nicht an 
Ausführungen dahin, es sei das Alter der unbedingten 
Strafunmündigkeit einzuschränken, z. B. seine Grenze auf 
das 10. Jahr herabzusetzen. Da ich jedoch als feststehend 
voraussetze, es werde mit Aussicht auf Gehör bei der 
Reform des Strafgesetzbuchs nur um die Frage der Bei¬ 
behaltung oder der Hinaufrückung der geltenden Alters¬ 
grenze gestritten, so wird im folgenden die Frage der 
Herabrückung unerörtert bleiben. 
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III. 

Von den auch den Vei’fasser dieses (iutachtens unter 
sich zählenden Verteidigern des bestellenden Rechts wird 
seine Aufreehterhaltung etwa dureli rollendes begründet: 

Es ist auf der einen Seite eine IJebertreiVning des 
Schutzes jugendlicher Personen voi* slrafreehtlielier Ver¬ 
folgung, wenn die unbedingte Strafunmündigkeit insolange 
erstreckt wird, als gemeinhin dei* heranwaiüisende ^lenseh 
die Fähigkeit, sein Handeln nach sittlichen Peweggründen 
zu bestimmen, der sittlichen Reife entbehrt. Zunächst 
würde hiezu auch die Grenze des 14. Jahi*es liei Weitem 
nicht iiusreichen, denn diese Fähigkeit ist durchschnittlich 
viel hoher hinauf noch in der Ihitwicklungsliildung begriffen. 
Ueberhaupt ist der unbestimmte, objeklivei*, durcli den 
Richter festtstellbarei’ Vcu’kmale entbcdirende, dem subjek¬ 
tiven Ermessen daher zu grossen* Siiielraum gewährende 
Begriff der sittlichen Reife als Kriterium der Strafmündig¬ 
keit ungeeignet. Entseheidend ist derflrad der psychischen 
Erstarkung im allgemeinen, wek-he am Intellekt zwar ni(*ht 
ausschliesslich, aber am untrüglichsten gemessen werden 
kann. Warum hiezu der dem Strafri('hter durch die Natur 
der Sache geli(‘ferte ^1 assstab des Vorhandens(‘ins d(*rjenigen 
Einsicht, welche zur Ih’kenntnis der Strafbarkeit einer 
Tat befähigt, nicht sollte verwendet w(‘rden k<)nnen, lässt 
sich nicht einsehen Dass diese Einsi(dit bei Zurücklegung 
des 12. Lebensjahi*(‘s sich eing(‘stellt haben kann, durch- 
schnittlicdi sich auch eingest(‘ilt hat, wird auch von den 
Freunden der llinaufrik'kung aiu'rkaimt. Es liegt also 
kein Grund vor, di(* unbedingte Sti*afunmündigkeit über 
dieses Alter hinaus zu ei’strecken. Der unbedingte Aus¬ 
schluss strafrechtlicdiei* X'erfolgung 12 14 jähriger tle- 

wohnheitsdiebe, bcjsartigau* Brandstifter und dergl. wCirde 
vom allgemeimm Rechisbewusstsein nicdit \erstanden und 
wüi'de sich mit den ber(‘chtigt(‘n Klagern iiber die wach¬ 
sende Frühreife des jugendlichen Ven-breelna’tunis, naimmt- 
lich in den Grossstädten in seltsanu'ii AVideu-spruch setzen. 
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Den Missständen, welche unbestreitbar mit Strafprozessen 
und dem Vollzug der Freiheitsstrafen, besonders der kurz¬ 
zeitigen, gegen Täter dieses Alters verbunden sind, ist 
nicht durch Ausdehnung der Strafunmündigkeit, sondern 
nötigenfalls durch andere Mittel abzuhelfen. Hierher 
gehören unter Anderem Einschränkung der Oeffentlichkeit 
der Hauptverhandlung gegen jugendliche Angeklagte, Ein¬ 
führung der bedingten Verurteilung oder bedingten Be¬ 
gnadigung, etwa auch Durchbrechung des Legalitätsprin¬ 
zips der Anklage zu Gunsten Jugendlicher unter 14 oder 
16 Jahren derart, dass es in das Ermessen der mit genauer 
Dienstanweisung hiefür zu versehenden Anklagebehörde 
gestellt würde, entweder öffentliche Klage gegen Beschul¬ 
digte dieses Alters zu erheben oder sie dem Vormund¬ 
schaftsgericht zur Einleitung von Erziehungsmassregeln zu 
überweisen. 

Auf der anderen Seite aber würde in der Beseitigung 
einer vom Ende der unbedingten Strafmündigkeit bis zum 
zurückgelegten 18. Lebensjahr reiehenden Uebergangszeit 
eine Verkennung der natürlichen Bedingungen der Adoles- 
cenz, insbesondere der Schwankungen liegen, unter welchen 
in diesem Lebensalter nach der Verschiedenheit der In¬ 
dividuen ilie Entwicklung erfolgt. Es muss daher bei 
Tätern dieses Alters, wenn Unrecht ausgeschlossen sein 
soll, besonders untersucht und festgestellt werden, ob die 
psyehische .Ausbildung bis zu dem die strafrechtliche Zu¬ 
rechnung bedingenden Grad der Einsicht vorgeschritten ist, 
welcher zur Erkenntnis der Strafbarkeit der Tat befähigt, 
während ohne Weiteres als Erfahrungstatsache feststeht, 
dass der nicht etwa unter krankhafter Störung der Geistes¬ 
tätigkeit leidende Erwachsene diesen Grad der Einsicht 
erlangt hat. Sollte vom Str.-G.-B. das massgebende Krite¬ 
rium je zu einseitig in die intellektuelle Sphäre verlegt sein, 
so könnte cs sich wohl um Erweiterung desselben, nicht 
aber um Gleichstellung dieses noch schutzbedürftigen 
Alters mit den Erwachsenen durch Aufhebung der Rechts- 
einriebtung der bedingten Strafmündigkeit handeln. 
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IJebrigens darf noch auf die dem Strafrecht symmetrische 
Bestimmung des Bürgerlichen Gesetzbuches hingewiesen 
werden, welche vorschreibt, dass eine Person zwischen 7 
und 18 Jahren für den einem Anderen zugefügten Schaden 
nicht verantwortlich ist, wenn sie bei Begehung der schä¬ 
digenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verant¬ 
wortlichkeit erforderliche Einsicht hatte. 


IV. 


Wie schon angedeutet wurde, stimme ich im Streite 
der in Vorstehendem dargestellten Meinungen im Anschluss 
an das bestehende Recht für Beendigung der unbedingten 
Strafunmündigkeit durch Zurücklegung schon des 12. Jahres 
und für die Erhaltung der vom Ende der unbedingten 
Strafunmündigkeit bis zum 18. Jahre reichenden Zwischen¬ 
stufe, innerhalb welcher die Zurechnung von der Er¬ 
reichung eines bestimmten Grades der psychischen Aus¬ 
bildung abhängt. Zur Entschiedenheit dieser meiner Ueber- 
zeugung bin ich viel weniger durch die Aliwägung der in 
der Litteratur und von fachwissenschaftlichen Vereinigungen 
für und wider geltend gemachten Gründe oder durch meine 
Erfahrungen in der richterlichen Laufbahn, als vielmehr 
durch vieljähriges Zusammenleben mit dem lebendigen 
-Material der Frage gelangt. Solcher steter Verkehr ei gibt 
sich mir seit 14 Jahren bei der Leitung der württem- 
bergischen Strafanstalt Gotteszell, welche neben Zuchthaus- 
mid Gefängnisabteilung eine Abteilung für jugendliche 
Gefangene enthält, in welcher sämtliche in Württemberg 
gegen weibliche jugendliche Personen zu vollziehenden 
Gefängnisstrafen über 4 Wochen verbüsst werden. Hiezu 
kommen die mir dankenswerter Weise zur Benützung 
überlassenen Beobachtungen des Direktors des württem- 
bergischen Zellengefängnisses Heilbronn in der bisher damit 
verbundenen Abteilung für männliche, unter denselben 
Umständen verurteilte Jugendliche. Endlich gewährt mir 
Gelegenheit zur Kenntnis krimineller Jugendlicher der mir 
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erteilte Auftrag, die staatliche Aufsicht über zwei An¬ 
stalten zur Nacherziehung entlassener Strafgefangener als 
Eegierungskommissär auszuüben. 

Wie stellt sich nun die Beschaffenheit der wegen 
einer zwischen zurückgelegtem 12. und 14. Lebensjahr 
begangenen Tat Verurteilten, also derjenigen Personen dar, 
für welche unbedingte Strafunmündigkeit im Hinblick auf 
die Reform des Str.-G.-B. so vielfach verlangt wird? Be¬ 
trachten wir zur Beantwortung dieser Frage näher 56 in 
den Jahren 1895/99 eingelieferte männliche Verurteilte 
unter 14 Jahren, welche keineswegs etwa zu unserem 
Zwecke ausgewählt wurden, sondern sich deshalb besonders 
zu dieser Untersuchung eignen, weil ihre Entwicklung 
nach der Strafverbüssung von der Strafanstalt im Auge 
behalten werden konnte. Sie repräsentieren etwa ‘/u der 
in dieser Zeit nach Heilbronn eingelieferten jugendlichen 
Täter überhaupt (unter 18 Jahren) und verteilen sich auf 
folgende Kategorien von Verbrechen und Vergehen (im 
Falle der Konkurrenz die schwerere Art gezählt): 


Schwerer Diebstahl.24 

Einfacher Diebstahl.17 

Diebstahl im Rückfall.2 

Gewinnsüchtige Urkundenfälschung . . 3 

Verbrechen wider die Sittlichkeit ... 3 

Gefährliche Körperverletzung .... 2 
Raub.2 


Brandstiftung, Betrug, Unterschlagung je 1. 

Vor Begehung der Tat hatten von ihnen gerichtliche 
Strafen erlitten: 

1 Gefangener 3 
9 Gefangene 2 
5 Gefangene 1 
und zwar waren vorbestraft: 

zweimal wegen derselben Art von Verbrechen 
und Vergehen 5 Gefangene 
einmal wegen derselben Art von Verbrechen 
und Vergehen 4 Gefangene 
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zweimal wegen verwandter Uebertretungen 
(Mundraub im Verhältnis zum Diebstahl) 1 Gefangener 
zweimal wegen anderer Delikte 2 Gefangene. 

Die nunmehrige Verurteilung umfasste bei diesen 
56 Tätern zusammen 88 Verbrechen und 83 Vergehen, 
also durchschnittlich auf den Kopf berechnet 3 Delikte 
und ergab im Durchschnitt eine Strafdauer von 3*/» Monaten. 
Bei 32 Tätern handelte es sich um ideale oder reale 
Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen und zwar 
konkurrierten bei: 

1 Gefangenen 19 Delikte 
1 . 16 „ 

1 r 14 „ 

1 » 12 „ 

1 n 9 „ 

4 „ 5 „ ■ 

7 » 4 „ 

T . 3 „ 

9 , 2 „ 

Dagegen handelte es sich nur bei 14 Tätern bloss 
um in Delikt. Uebrigens war dasselbe häufig ein fort¬ 
gesetztes. 

Vor der Einlieferung oder nach der Entlassung waren 
von diesen 56, acht Zöglinge einer Rettungsanstalt. In 
7 Fällen entwichen sie aus derselben. 

Von diesen 56 1895/99 Eingelieferten waren schon 
bis 1. Mai 1899 rückffällig geworden: 

1 Gefangener 3 mal, 

4 Gefangene 2 mal, 

1 Gefangener 1 mal. 

Der Rückfall geschah in 7 Fällen wieder durch Häu¬ 
fung von Verbrechen und Vergehen. 

An den Tatbeständen der Delikte fallen auf: 

Bei der Brandstiftung: ein 23 000—24000 Mark be¬ 
tragender Schaden, Bei den Körperverletzungen mittels 
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des Messers: Roheit und Verwilderung des Täters, welche 
darin an den gewerbsmässigen Verbrecher erinnern z. B. 
die Aeusserung gegenüber dem Verletzten unmittelbar 
nach dem Stich: „Gelt, Bürschle, das war elegant“. Beim 
Raub: die den Zeugen sich aufdrängende Vergleichung 
des Angriffes des jugendlichen Räubers mit den Geberden 
eines wilden Tieres. Beim Diebstahl: Die Höhe der ent¬ 
wendeten Geldbeträge bis 300 Mk., die einförmige Wieder¬ 
kehr des Motives der Genusssucht und die Energie in der 
Niederwerfung der Schranken ihrer Befriedigung, z. B. 
während des Strafverfahrens wegen Diebstahls abermaliger 
Diebstahl von Geld zur Sicherung der Anschaffung von 
Genussmitteln während des in Aussicht stehenden Aufent¬ 
haltes in der Strafanstalt. 

Die vom 1. April 1890 bis 1902 in die Jugendabtei¬ 
lung der Strafanstalt Gotteszell eingelieferten weiblichen 
52 Verurteilten unter 14 Jahren, welche etwa 7» 
in dieser Zeit in diese Abteilung eingelieferten jugendlichen 
Täterinnen überhaupt (unter 18 Jahren) repräsentieren, 
verteilen sich auf folgende Kategorieen von Verbrechen 
und Vergehen (gleichfalls im Falle der Konkurrenz die 


schwerere Art gezählt): 

schwerer Diebstahl.18 

einfacher „ 14 

Brandstiftung .6 

Gewinnsüchtige Urkundenfälschung 4 

Betrug.4 

Unterschlagung.2 

Mord.2 

Beibringung von Gift.1 


Verbrechen wider die Sittlichkeit 1. 

Vor Begehung der Tat hatten gerichtliche Strafen 
erlitten: 

1 Gefangener 2 
10 Gefangene 1 


Digitized by 


Google 









r 

' — 295 — 

und zwar waren vorbestraft: einmal wegen derselben Art 
von Verbrechen und Vergehen 9 Gefangene, einmal wegen 
verwandter Uebertretuugen (Felddiebstahl im Verhältnis 
zum gemeinen Diebstahl) 1 Gefangener, zweimal wegen 
anderer Delikte 1 Gefangener. 

Die nunmehrige Verurteilung umfasste bei diesen 52 
Täterinnen zusammen 51 Verbrechen und 161 Vergehen, 
also durchschnittlich auf den Kopf berechnet rund 4 Delikte 
und ergab im Durchschnitt eine Strafdauer von rund 6 
Monaten. Bei 37 Täterinnen handelte es sich um reale 
oder ideale Konkurrenz von Verbrechen und Vergehen 
und zw'ar konkurrierten: 


bei 

1 

Gefangenen 27 

Delikte 

7) 

2 

n 

14 

77 

V 

2 

77 

13 

77 

JJ 

2 

77 

12 

77 

7? 

3 

77 

6 

77 

V 

3 

77 

5 

7? 

V 

3 

77 

4 

^ 77 

n 

5 

77 

3 

77 

77 

16 

77 

2 

77 


Dagegen handelte es sich nur bei 15 Täterinnen um 
1 Delikt, welches übrigens häufig ein fortgesetztes war. 

Von diesen 52 in den Jahren 1890—1902 Eingeliefer¬ 
ten sind innerhalb dieser Zeit als rückfällig in dieselbe 
Strafanstalt wieder eingeliefert worden: 6 und zwar 5 der¬ 
selben 2 mal, eine einmal. Der Rückfall geschah in 6 Fällen 
wieder durch Häufung von Verbrechen und Vergehen. 

An den Tatbeständen der Delikte fallen auf: 

Bei den Verbrechen des Mordes und der Beibringung 
Von Gift: das Motiv der als Kindermädchen verwendeten 
Täterinnen, sich ihren Dienst durch Beseitigung eines der 
anvertrauten Kinder zu erleichtern oder — in einem 
andern Fall — das wegen Heimwehs drückende Dienst¬ 
verhältnis zur Auflösung zu bringen, die bei Ausführung 
der Tat zum Vorschein gekommene Grausamkeit, z. B. in 
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einem der Fälle Veranlassung des Kindes, die ihm in den 
Mund gelegten Steck- und Nähnadeln zu verschlucken 
und das zähe Festhalten am verbrecherischen Entschluss 
bis zu der erst nach mehrfachen Versuchen gelungenen 
Vollendung. 

Bei den Brandstiftungen; Das Motiv der unversöhn¬ 
lichen Rache für eine vermeintliche, jedenfalls höchst 
unbedeutende Zurücksetzung, z. B. für das Ausbleiben 
eines erwarteten Mivrktgeschenkes oder der Unzufrieden¬ 
heit der Täterin mit ihrer Lage in dem niedergebrannten 
Hause, die Mehrzahl der von einer Täterin in Brand 
gesetzten Gebäude (in einem Fall 4) und die hohen Be¬ 
träge des erwachsenen Schadens z. B. 17000, 16000 Mk. 
Bei den Delikten der gewinnsüchtigen Urkundenfälschung, 
des Diebstahls, der Unterschlagung, des Betrugs, das bis 
zur Einförmigkeit wiederkehrende Motiv der Sucht der 
Täterinnen nach Gold- und Silberschmuck, schönen Kleidern, 
Pelz-, Parfümerie-, Galanterie-Waren, Nippsachen und 
Naschwerk, die ungemein hohe Zahl der durch raffinierte 
Ausführung an das gewerbsmässige Verbrechertum er¬ 
innernden Taschendiebstähle, endlich die grossen Beträge 
der gestohlenen Gelder, vielfach 100—300 Mark. 

Die Mittel, mit welchen die Gelegenheit zur Verübung 
der Tat herbeigeführt oder die ihr entgegenstehenden 
Hindernisse beseitigt werden, sind fast ausnahmslos die 
List und die Lüge. Mitunter hebt der Richter eine staunens¬ 
werte Gewandtheit der Täterin bei ihrer Verteidigung 
hervor. 

Diese Reihen von Tatsachen sind allerdings nur 
dem württembergischen Strafvollzug entnommen und 
stellen daher einen verhältnismässig kleinen Ausschnitt der 
deutschen Kriminalität Jugendlicher des zu unserer Frage 
interessierenden Alters dar; sie wiederholen sich jedoch 
im übrigen Deutschland, teilw'eise in verstärktem Masse. 
Sie zeigen, dass die kriminelle Jugend von heute im Alter 
von 12—14 Jahren, voran die weibliche, keine halbe Arbeit 
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macht, sondern mit Wucht und unter Häufung von Ver¬ 
brechen und Vergehen bei ihrem ersten Erscheinen auf 
dem Boden der Kriminalität auftritt, dass diese 12 bis 
14jährigen Verurteilten vielfach im Verbrechen dieselbe 
gefährliche Bösartigkeit, stählerne Energie und gänzliche 
Skrupellosigkeit erkennen lassen, wie die erwachsenen 
sog. Zustands- und gewerbsmässigen Verbrecher und dass 
sie, namentlich die männlichen, meist nach der Seite der 
hoffnungslosen Rtickfälligkeit auswachsen. 

Nach der psychologischen Richtung können die Er¬ 
gebnisse meiner Beobachtung des Verhältnisses, in welchem 
der heranwachsende Mensch zum strafbaren Unrecht steht, 
in Folgendem zusammengefasst werden, wobei ich bemerke, 
dass ich hinsichtlich des Kindesalters Mangels eigenen 
Beobachtungsmateriales mir teilweise die anschauliche 
Ausdrucksweise zweier namhafter Kriminalpsychologen der 
(iegenwart angeeignet habe. 

Die bevorzugte Stellung des Kindes, welche auf der 
natürlichen und notwendigen Versorgung durch die Er¬ 
wachsenen beruht, bewirkt, dass dasselbe vielmehr Egoist 
ist, als der Erwachsene und dass ihm durch diesen Egois¬ 
mus und Subjektivismus die Grenze verdunkelt wird, 
jenseits welcher ihm nicht mehr, als Anderen, erlaubt ist. 
Hinsichtlich einer Handlung vor die Unterscheidung zwischen 
Out und Böse gestellt, urteilt das Kind schon sehr früh 
richtig, aber nur insoweit die Handlung keine Beziehung 
zu seinem Ich hat. Ist letzteres der Fall, so zeigt das 
Kind auffallende Befangenheit, Schiefe des Urteils und 
Unfähigkeit, sich auf den objektiven Standpunkt zu stellen. 
Das Kind, welches weiss, dass man etwas nicht tun darf, 
weiss damit noch nicht von selbst, dass es dies nicht tun 
darf. Diese Gebundenheit macht mit zunehmender Ent¬ 
wicklung der richtigen Vorstellung von der auch auf das 
Ich sich beziehenden Geltung des Rechts- und Sittengesetzes 
und dem Begreifen des kriminellen Charakters der straf¬ 
baren Handlung Platz. Ebendamit erscheint das Individuum 
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auch mit den HeramungsVorstellungen der üblen Folgen 
der Betätigung des kriminellen Wollens, also mit dem 
Vorrat von Elementen der Erkenntnis ausgerüstet, 
welcher zum Wählen befähigt. (Die Frage, ob diese 
Wahl indeterminiert oder ob, wodurch und inwieweit sie 
determiniert sei, gehört nicht hierher, sondern in die 
Erörterungen über die Begründung des Rechts, zu strafen.) 
Dass diese Entwicklung bei Zurücklegung des 12. Jahres 
erreicht sein kann, wird von Niemand bestritten werden, 
der Gelegenheit hat, in stetem persönlichen Verkehr mit 
Verurteilten des 13. Lebensjahres nach dem Vorhandensein 
der hierher gehörigen Vorstellungen zu forschen. Dagegen 
sind allerdings die von Elementen des Gefühles gelieferten 
Hemmungen, ethisches Gefühl, Gewissen, welche weniger 
leicht versagen, als die hemmenden Kräfte der Erkenntnis, 
bei denjenigen Tätern dieses Alters, welche später zum 
unverbesserlichen Rückfälligen auswachsen, regelmässig 
nur in verkümmerten Ansätzen vorhanden oder in der 
Ent wicklung zurückgeblieben. Es wäre aber ein Unding, 
als Voraussetzung der strafrechtlichen Verfolgung die 
Erstarkung eines Bewusstseinselementes zu verlangen, 
dessen Verkümmerung und Stumpfheit die kriminelle Veran¬ 
lagung gerade in erster Linie ausmacht. Will man den 
kriminellen Täter vor dem Strafrichter insolange bewahren, 
als „la Muctte" (bezeichnendes Wort der Pariser Ver¬ 
brechersprache für „Gewissen“) gar nicht, oder nur ge¬ 
brochen zu sprechen gelernt hat, so haben, von den 
Jugjendlichen abgesehen, auch 40 -50 Prozent der er¬ 
wachsenen Delinquenten und zwar gerade die gefähr¬ 
lichsten unter ihnen den begründeten Anspruch, von 
der Strafjustiz verschont zu werden. Diese Gründe 
scheinen mir dafür zu sprechen, dass bei einer Reform 
des Strafrechts das Kriterium für den Eintritt der Straf¬ 
mündigkeit, wie bisher, der Psychologie der Erkenntnis 
zu entnehmen sei. Geschieht dies, so verbietet sich eben- 
damit der unbedingte Ausschluss der Strafmündigkeit über 
das 12. Jahr hinaus. 
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Nun verläuft aber die beschriebene Entwicklung nicht 
in allen Fällen in der gjleichen Zeit, sondern wird durch 
ererbte oder erworbene Schädlichkeiten vielfach ungünstig 
beeinflusst und verzögert. Dahin gehören hemmende 
Naturanlage, der Druck der Lebensverhältnisse der unehe¬ 
lich Geborenen, Verwahrlosung der Pflege, Erziehung und 
Schulbildung, liebe- und freudeleere Kindheit, rohe unsitt¬ 
liche Umgebung, materielle Not und andere schwierige, 
die Entwicklung störende Existenzbedingungen, so bunt 
verschieden, als das Menschenschicksal selbst. Diese Ver¬ 
schiedenheit der Gewichte, welche einzeln oder meist in 
komplizierter Häufung vielfach auf der Entwicklung des 
Individuums retardierend lasten und die hiedurch ver¬ 
ursachten erheblichen Differenzen der von der Ausbildung 
jugendlicher Personen beanspruchten Zeitdauer scheinen 
mir die Aufrechterhaltung einer Stufe der bedingten 
Strafmündigkeit auch dann zu fordern, wenn je die Straf¬ 
unmündigkeit bis zum zurückgelegten 14. Lebensjahr er¬ 
weitert werden sollte. Weiter gebietet dies die Rücksicht 
auf die Schwierigkeiten, welche der Einsicht Jugendlicher 
der Tatbestand einzelner Delikte noch in einem Lebens¬ 
alter bereiten kann, in welchem das Verständnis des 
kriminellen Charakters anderer strafbarer Handlungen 
längst erschlossen ist. In der Tat sind die Fälle zur 
Zeit nicht allzu selten, in welchem der Richter Thäter 
über 14 Jahren freispricht, weil die Entwicklung ihrer 
Einsicht zum Verständnis der Strafbarkeit der in Frage 
kommenden Handlung noch nicht zureicht. Mit vollem 
Recht begegnet man in den modernen Erörterungen der 
Grundfragen des Strafrechts häufig dem Verlangen, dass 
die Strafrechtspflege mehr und mehr idiographisch und 
individualisierend arbeite. Im Lichte dieser Forderung 
erschiene es als ein Rückschritt, falls nach dem künftigen 
Str.-G.-B. die durch Natur und Leben bewirkte Verschie¬ 
denheit des Tempo’s der jugendlichen Entwicklung ausser 
Betracht zu bleiben hätte, vielmehr ohne Ausnahme als 
feststehend anzunehmen wäre, es sei der Uebergang von 
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der unbedingten Strafunmündigkeit in die unbedingte Straf¬ 
mündigkeit um Mitternacht nach Zurücklegung des 14ten 
Lebensjahres erfolgt. 


V. 

Der Hinweis auf die Fürsorge- (Zwangs-) Erziehung 
und der Vorschlag, den Richter zu ermächtigen, im Falle 
der Verurteilung einer straf mündigen, aber bei Begehung 
der Tat noch nicht 18 (oder 21 Jahre) alten Person neben 
der Freiheitsstrafe auf Zulässigkeit der Zwangserziehung 
oder an Stelle einer verwirkten Freiheitsstrafe auf 
Zwangserziehung zu erkennen, scheinen mir nicht geeignet, 
die Bedenken gegen die Erstreckung der Strafunmündigkeit 
bis zum 14. Jahr und gegen die Beseitigung der bis zum 
18. Jahr reichenden Bedingtheit der Strafmündigkeit zu 
zerstreuen. Das Rechtsbewusstsein der breiten Masse des 
deutschen Volkes, namentlich auch der durch die Straftat 
Verletzten erblickt zur Zeit noch immer in der Strafe zu¬ 
nächst die Vergeltung und Sühne der strafbaren Handlung 
und würde dem Spruche des Strafrichters, es sei der Täter 
einer solchen schuldig und deshalb (nicht zu einem 
Uebel, sondern) zur Wohltat der Fürsorgeerziehung zu 
verurteilen, ohne Verständnis gegen tiberstehen. Dazu 
kommt, dass die Schuldigsprechung eines hiefür noch 
nicht hinreichend entwickelten Jugendlichen ein Unrecht 
unter allen Umständen, also auch dann wäre, wenn das 
Urteil von Strafe absehen und sich auf die Anordnung 
der Zwangserziehung beschränken würde. Was aber die 
Erwirkung der letzteren neben der Strafe betrifft, so 
bieten das Bürgerliche Gesetzbuch, das Einführungsgesetz 
zu demselben und die auf Grund der Reichsgesetze er¬ 
lassenen oder noch zu erlassenden Landesgesetze in den 
geeigneten Fällen hiefür eine ausreichende Handhabe. 
Jedenfalls sind die Erfahrungen abzuwarten, welche mit 
der Anwendung dieser Gesetze gemacht werden, bevor 
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darüber befunden werden kann, ob ein Bedürfnis vorliegt, 
im Str,-G.-B. die Tatsache der Verurteilung als Rechts- 
grund für die Zulässigkeit der Zwangserziehung aufzu¬ 
stellen. 

Weiter erscheint vom praktischen Standpunkt aus 
betrachtet der Ersatz der Freiheitsstrafe durch die ZAvangs- 
erziehung von verschwindendem Belang. Es wird der Satz, 
dass die Vollstreckung der Urteile der Strafjustiz nötigen¬ 
falls durch Zwang durchzuführen ist, als ein Postulat der 
Bechtsordnung nicht weiter zu erörtern sein. Nun ent¬ 
laufen aber, wie die Statistik zeigt, den Erziehungs- und 
Bettungsanstalten diejenigen Zöglinge am häufigsten, deren 
Defekte nach der kriminellen Laufbahn deuten. Also wird 
von den durch Spruch des Strafrichters der Fürsorge¬ 
erziehung überantworteten Verurteilten ebenso im Interesse 
des Ansehens der Strafjustiz als des Schutzes der (ieseil- 
schaft vor den Elementen, deren hohe Gefährlichkeit oben 
dargestellt wurde, die Beharrung in der Erziehungsanstalt 
zu erzwingen sein. Die hiefür erforderlichen Einrichtungen, 
z. B. Wächter, Gitter und Mauern verbieten sich selbst¬ 
verständlich in solchen Anstalten, welche zur Aufnahme 
auch anderer Korrigenden bestimmt sind. Auch um die 
letzteren nicht zu kompromittieren und in dem zu ihrem 
weiteren Fortkommen nötigen Kredit zu gefährden, wäre 
solche Vereinigung zu vermeiden. Darum ist unumgäng¬ 
liche Folge der Reform Bestimmung und Einrichtung 
von Erziehungshäusern ausschliesslich für die durch 
Kriminalurteil eingewiesenen Jugendlichen. Solche An¬ 
stalten aber, für welche überdies in den kleineren .'Staaten 
die zur Lebensfähigkeit erforderliche Zahl von Insassen 
gar nicht vorhanden wäre, würde den bei den Strafanstalten 
bestehenden Abteilungen für jugendliche Gefangenen 
gleichen wie ein Ei dem andern, so dass die Neuerung 
zwar auf dem Papier, aber nicht in den realen Ein¬ 
richtungen zur Erscheinung käme. 

Endlich darf man sich die Leistungen der Jugend 
abteilungen der Strafanstalten des Staates nicht .als so 
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minderwertig und diejenigen der staatlich überwachten 
Besserungs- und Rettungshäuser nicht als so ideal vor¬ 
stellen, dass zu der Reform aus dem Gesichtspunkt der 
Vergleichung der Beschaffenheit beider Arten von Anstalten 
geschritten werden müsste. 


VI. 

Mein aus diesen Erwägungen geschöpftes Gutachten 
geht dahin, es habe sich die Festsetzung der Alters¬ 
grenzen der Strafmündigkeit und im Wesentlichen auch 
die Normierung ihrer Voraussetzungen in dem zur Zeit 
geltenden deutschen Strafgesetzbuch bewährt und es 
empfehle sich daher eine Erstreckung des Lebensalters der 
Strafunmündigkeit bei der Reform dieses Gesetzes nicht. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welche das 
Strafgesetzbuch für die Strafmündigkeit 
festsetzt, bewährt oder empfiehlt sich bei 
einer Reform des Strafgesetzbuchs ein 
Hinaufrücken derselben? 

Von Direktor Dr. Gennat. 


1 . 

Mannigfach und vielgestaltig sind in der Gesetzgebung 
des Reiches und seiner Gliedstaaten die Abstufungen nach 
dem Lebensalter. Sie gehören theils dem öffentlichen, 
teils dem Privat- und sowohl dem Straf- als dem bürger¬ 
lichen Rechte an. Mit ihrer Erreichung sind entweder 
gewisse Rechtswirkungen von selbst verknüpft oder werden 
rechtliche Möglichkeiten oder Befugnisse erworben. Die 
folgende Zusammenstellung dürfte, w’enigstens hinsichtlich 
der Altersgrenzen,. Anspruch auf Vollständigkeit haben. 
Es wird vorgeschrieben die Vollendung des 

6. Jixhres *) 

7. Jahres *) 

12. Jahres*) 

13. Jahres <) 

*) Zwangserziehungsgesetz für Preussen vom 13. März 1878 § 1, 
für Hamburg vom 6. April 1887 § 1 Ziff. 1, § 4. 

*) B. G.-B. § 104 Ziff. 1, § 106. 

’) Str.-G.-B. § 55 Abs. 1, § 56 Abs. 1, § .57 Abs. 1, Gew.-Ordn. 
§ 135 Abs. 1, Verordn, vom 3. Februar 1886 zur Gew.-Ordn. I. 

■"l Verordn, vom 31. Mai 1897 zur Gew.-Ordn. § 2. Abs. 1. 
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14. Jahres 1) 

16. Jahres 2) 

17. Jahres*) 

18. Jahres^) 

20. Jahres*) 

21. Jahres*) 

24. Jahres^) 

25. Jahres*) 

27. Jahres*) 

30. Jahres^®) 

^) Str.-G.-B. §176 Abs. 1 Ziff. 3, Gew.-Ordn. §42b Abs. 5, §60b 
Abs. 3, § 135 Abs. 2, § 136, § 148 Abs. 1 Ziff. 7 b, 7 c, Verordnungen 
zur Gew.-Ordn. vom 3. Februar 1886 I, II, vom 1. Februar 1895 I 
Abs. 1, vom 31. Mai 1897 § 2 Abs. 2, Hamburgisches Zwangserziehungs¬ 
gesetz § 11 Abs. 2. 

*) Str.-G.-B. § 182 Abs. 1, B. G.-B. § 1303 Abs. 1. § 2229 Abs. 2, 
Str.-Pr.-O. § 56 Ziff. 1, C.-Pr.-O. § 393 Abs. 1, Ziff. 1, Gew.-Ordn. § 107 
Abs. 1, § 135 Abs. 4, § 136, Verordnungen z. Gew.-Ordn. v. 3. Februar 
1886 II, v. 31. Mai 1897 § 2 Abs. 3, § 4 Abs. 2, 4, § 6 Abs. 1, Zwangs¬ 
erziehungsgesetz für Preussen § 10 Abs. 1 Ziff. 1, für Hamburg § 8 
Ziff. 3, § 11 Abs. 1. 

^) Wehrpflichtgesetz vom 11. Februar 1888 Art. II, § 24 Abs. 1. 

*) Str.-G.-B. § 56 Abs 1, § 57 Abs. 1, § 173 Abs. 4, § 362 Abs. 3 
Satz 2, B. G.-B. § 3 Abs. 1, § 1303 Abs. 1, Reichsbeamtengesetz vom 
31. März 1873 § 48 Ab«. 1, preuss. Verfassung vom 31. Januar 1850 
Art. 54 Abs. 1, hamburgisches Zwangserziehungsgesetz § 11 Abs. 2. 

Str.-G.-B. § 56 Abs. 2, Wehrpflichtgesetz Art. I, Art. II § 3 
Abs. 2, hamburgisches Zwangserziehungsgesetz § 11 Abs. 4. 

B. G.-B. § 2, § 1305 Abs. 1, preuss. Pensionsgesetz v. 27. März 
1876 § 16. 

^) Preussische Landgemeindeordnung vom 3. Juli 1891 § 46 
Abs. 1 Ziff. 3, preussische Kirchengeineinde- und Synodalordnung vom 
10. September 1873 § 34 Abs. 2. 

®) Gew.-Ordn. § 57a Ziff. 1, Reichstagswahlgesetz vom 31. Mai 
1869 §§ 1, 4, Gewerbegerichtsgesetz vom 29. Juli 1890 § 13 Abs. 1, 
Verfassung Preussens Art. 70 Abs. 1, Hamburgs vom 15. Okt. 1879 
Art. 31 Ziff. 1, hamburgisches Disziplinär- und Pensionsgesetz vom 
7. Januar 1874 § 57, Verfassung der evangelisch-lutherischen Kirche 
Hamburgs vom 1. Januar 1883 § 18 Abs. 1, 2. 

®) Wehrpflichtgesetz Art. I. 

Gerichtsverfassungsgesetz § 33 Ziff. 1, § 85 Absatz 2, § 113 
Abs. 2, Gewerbegerichtsgesetz § 10 Absatz 1, Verfassung Preussens 
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31. Jahres*) 

32. Jahres *) 

35. Jahres*) 

39. Jahres*) 

45. Jahres®) 

50. Jahres®) 

60. Jahres *) 

65. Jahres«) 

70. Jahres«) 

Während hinsichtlich der zahlreichen übrigen Alters¬ 
stufen kaum etwas bemerkt wird, hat sich um die §§ 55 
bis 57 Str.-G.-B. im ganzen, wie insbesondere wegen der 
Bemessung des Strafmündigkeitsalters ein lebhafter Streit 
der Meinungen entsponnen. Neben solchen, die in den 
gesetzlichen Bestimmungen das Richtige finden, giebt es 
andere, die entweder die Strafarten oder Strafmasse be¬ 
mängeln oder von der zur Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderlichen Einsicht nichts wissen wollen oder Alters¬ 
grenzen beseitigen möchten oder zwölf Jahre oder achtzehn 
Jahre oder zwanzig Jahre oder zwei dieser Zeitmasse oder 

Alt. 74, Hamburgs Art. 72, preussische Kirchengemeindeordnung § 35 
Abs. 2, § 61 Abs-ö, preussische Generalsynodalordnung vom 20. Juni 
1876 § 3 Abs. 3. 

*) B. G.-B. § 14 Abs. 1. 

’) Wehrpflichtgesetz Art. I, Art. II § 14. 

•) Gerichtsverfassungsgesetz § 127 Abs. 2, hamburgisches Pen¬ 
sionsgesetz § 32 Abs. 1, §§ 33, 34. 

*) Wehrpflichtgesetz Art. I, Art. II § 3 Abs. 1, § 24 Abs. 2. 

*) Wehrpflichtgesetz Art. II § 24 Abs. 1. 

“) B. G.-B. § 1744. 

’) B. G.-B. § 1706 Abs. 1 Ziff. 2, Militärpensionsgesetz v. 27. Juni 
1871 § 27 Abs. 1, preuss. Landgemeindeordnung’ § 65 Abs. 2 Ziff. 3, 
hamburgische Verfassung Art. 10 Abs. 3, Art. 84, hamburgisches Ver- 
^altungsgesetz vom 2. November 1896 § 6 Ziff. 5. 

*0 Gerichtsverfassungsgesetz § 35 Ziff. 5, § 85 Abs. 2, preussisches 
Pensionsgesetz § 30 Abs. 1. 

B. G.-B. § 14 Abs. 2, Invaliditäts- und Altersversicherungs¬ 
gesetz V. 22. Juni 1889 § 9 Abs. 4, hamburgische Verfassung Art. 10 
Absatz 4. 
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alle sei es für zu niedrig, sei es für zu hoch, sei es für 
teils zu niedrig, teils zu hoch erklären oder gleichzeitig 
eine oder mehrere als zutreffend, die sonstigen als falsch 
ansehen.i) 

Hier soll, da das Thema dazu keinen Anlass bietet, 
die Frage der Bestrafung Jugendlicher nicht im vollen 
Umfange aufgerollt werden. Es geht stillschweigend davon 
aus, dass es ein Alter der Strafmündigkeit geben müsse, 
scheidet dessen etwaige Herabsetzung aus und fragt nur 
nach einem möglichen Hinaufrücken. Eine Verneinung 
lässt also alles beim Alten. 

Zweifelhaft bleibt immerhin eins. An sich strafmündig 
ist freilich jetzt nach Vollendung des 12. Lebensjahres 
jeder. Er ist es aber im Alter bis zu 18 Jahren nur be¬ 
dingt, nämlich, wenn er die nötige Einsicht besitzt. Ausser¬ 
dem kommen andere Strafarten und Strafmasse gegen ihn 
zur Anwendung. Es giebt mithin eine besondere Straf¬ 
mündigkeit der Jugendlichen mit einer zeitlichen Begrenz¬ 
ung auch nach oben. Dass letztere von der Fragestellung 
nicht mitumfasst werde, möchte ich ohne Weiteres nicht 
annehmen. 

Sei dem aber, wie ihm wolle. Eine Bejahung der 
Frage auch nur im engeren Rahmen leitet von selbst zu 
Folgerungen über und der Gutachter kann weiterer Prüfung 
nach der Richtung nicht entraten, welche Einwirkung die 

') Vergl. aus der reichhaltigen Litteratur: Bozi, Die natür¬ 
lichen Grundlagen des Strafrechtes S. 90. Zucker, Schuld und 
Strafe jugendlicher Verbrecher S. 76, 77, 79, 100, 101. Fcrriani, 
Minderjährige Verbrecher S. 414, 430. Seuffert, Die Bewegung im 
Strafrechte S. 69, 70. Fuchs, Gefangenenschutzthätigkeit S. 85. 
H a r t m a n n, Der jugendliche Verbrecher S. 19. Bruck, Neudeutsch¬ 
land und seine Pioniere S. 17 Anm. 1. Höfling, Sächsisch-anhal- 
tische Gefängnißgesellschaft Bd. 9 S. 62—65. Weym ann, Jahrbücher 
für Kriminalpolitik Bd. 1 S. 281. Witt ich, Reform des Strafrechtes 
S. 83. Hamm, Rheinisch-westfälische Gefängnisgesellschaft Bd. 65 
S. 135—136. Wach, Blätter f. Gefängnisk. Bd. 36 S. 12. Burkard, 
das. S. 76 u. 77. Appelius, Behandlung jugendlicher Verbrecher 
S. 201, 223, 226, 233. 
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Einsetzung des 12. Jahres durch ein höheres auf die Fest¬ 
setzung der sonstigen Alterstufcn in den §§ 55—57 haben 
kann oder haben soll. 


2 . 

Ob es eine völlige Strafunmündigkeit geben soll, wenn 
ja, bis zu welchem Alter, wird in den älteren deutschen 
Strafgesetzbüchern,!) wie in den geltenden des Auslandes*) 
sehr verschieden beantwortet. Das Reichsstrafgesetzbuch 
hat seinen Bestimmungen ein Gutachten der höchsten 
preussischen Medizinalbehörde zu Grunde gelegt. Diese 
Körperschaft mag vom ärztlich-technischen Standpunkte 
aus — und nur ihn zu vertreten war sie berufen — Recht 
gehabt haben und behalten, ein Fehler des Gesetzgebers 
aber war es, wenn er anderen Erwägungen sich verschloss 
oder nicht genügenden Raum gab. Denn es kommt nicht 
allein und nicht einmal in erster Reihe auf den Grad der 
Verstandesreife an, vielmehr verlangt — schon unter 
medizinischem Gesichtspunkte — die körperliche Entwick¬ 
lung gleiche, das Hass sittlicher und religiöser Bildung 
aber vermehrte Beachtung. Die Angelegenheit ist eine 
allgemeine, juridische und soziale. Sie berührt wohl das 
Gebiet ärztlicher Forschung, liegt aber zum grösseren 
Teil anderswo. 

Unrichtig in dieser Allgemeinheit ist zunächst die 
Behauptung, Begriffe und Tatbestände des Strafrechtes 
seien so viel einfacher, als die des Civilrechtes, dass das 
schutzbedürftige Alter dort niedriger gesetzt werden könne 
als hier, noch unrichtiger der daraus gezogene Schluss, 
dass der Unterschied so gross sein dürfe, als' er tatsäch¬ 
lich ist. 

*) Hamm a. a. 0. S. 132—134. Streng, Nordwestdeutscher 
Gefängnisverein Bd. 16 S. 12. 

’) Föhring, Nordwestdeutscher Gefängnisverein Bd. 5 S. 97 
bis 103. Streng a. a. O. S. 13. Fuchs a. a. O. S. 171, 175, 177. 
Zucker a. a. 0. S. 111. Blätter Gefängniskunde Bd. 31 S. 67. 
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Wird es mit der Feststellung der zur Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderlichen Einsicht nicht scharf genommen, 
so ist das eben so vom Uebel, als wenn Mangels jener 
Einsicht viele Freisprechungen erfolgen. 

Kinder in früher Jugend vor Gericht zu stellen, ist 
entschieden fehlerhaft. Entweder werden sie verschüch¬ 
tert, wenn nicht sogar verängstigt sein und darum in 
vielleicht gerade wichtigen Dingen keine oder verkehrte 
Antwort geben oder es schmeichelt ihrer Eitelkeit, wenn 
sie inne werden, dass sie den Mittelpunkt einer Art Haupt- 
und Staatsaktion bilden. Nun gerät womöglich ihr Name 
in die Zeitungsberichte über Gerichtsverhandlungen. Viel¬ 
leicht finden sie ihn selbst, vielleicht hören sie davon. 
Die Besseren werden scheu, verschlossen und misstrauisch, 
weil sie fürchten, jedermann wisse von ihnen, die Schlech¬ 
teren fühlen sich geehrt und werden von Ihresgleichen 
bewundert, wenn nicht beneidet. 

Nicht minder sind Kinder tunlichst mit Freiheits¬ 
strafen zu verschonen. Bei kurzen, namentlich nach 
Tagen bemessenen, entgeht ihnen der Ernst des Gefäng¬ 
nisses, ja empfinden sie sogar Annehmlichkeiten, lange 
äussern ihre Schädlichkeiten für Körper und Geist in ver¬ 
stärktem Masse. 

Das vollendete 12. Lebensjahr spielt in der Gesetz¬ 
gebung eine recht vereinzelte, dafür aber um so wichtigere 
Rolle, die indessen das Verständnis breiter Volksschichten 
nicht gefunden hat und schwerlich finden wird. Dem Ver¬ 
ständnisse würde entgegengekommen und über dem eine 
Verminderung der zahlreichen Altersstufen herbeigeführt 
werden, wenn die Strafmündigkeit mit dem vollendeten 
14. Lebensjahr begönne. Kinder zwischen 12 und 14 Jahren 
gehören, wie man in den verschiedensten Kreisen ver¬ 
nehmen kann, unter die Zucht des Hauses und der Schule 
oder in anderweitff Erziehung, aber nicht vor Gericht und 
in das Gefängnis. Dem liegt ein unzweifelhaft richtiges, 
wenn auch oft bloss instinktives Gefühl zu Grunde. Für 
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solche Kinder gewinnen die obigen Betrachtungen erhöhte 
Bedeutung. 

Wie nur natürlich, pflegen bei sonst gleichen Um¬ 
ständen die Strafen um so kleiner auszufallen, je jünger 
die Angeklagten sind. 

Des ferneren ist es höchst unerwünscht und uner¬ 
freulich, dass und wenn unter Schulkindern gerichtlich, 
insonderheit mit Freiheitsentziehung Bestrafte sich befinden. 
Es liegt nahe, dass sie entweder verhöhnt oder verachtet 
werden und aus solcher Veranlassung schon frühzeitig die 
Menschen, den Staat und die Gesetze hassen lernen oder 
schlechten Einfluss üben, indem sie durch Erzählungen 
die Furcht vor dem Gefängnisse verflüchtigen oder sich 
den Anstrich von Helden geben. 

Mit dem vollendeten 14. Lebensjahre beginnt in 
unseren Breiten die Geschlechtsreife und endet fast im 
ganzen Deutschland die Schulzeit Gleichzeitig findet der 
Regel nach die Einsegnung statt. Knaben und Mädchen 
gehen in Dienst oder Lehre und überkommen bürgerliche 
und kirchliche Rechte und Pflichten. Endlich gewährt 
das Str.-G.-B. Kindern unter 14 Jahren gegen bestimmte 
Verbrechen erweiterten Schutz,*) macht also von dieser 
Altersgrenze schon Gebrauch, sodasssie ihm nichts Neues ist. 

Alles das weist mit geradezu zwingender Gewalt 
darauf hin, dass das Strafmündigkeitsalter auf das vollendete 
14. Lebensjahr hinaufzusetzen ist. 

Dafür haben sich denn auch die meisten der vorher 
angezogenen Schriftsteller ausgesprochen. 

Ferner sind entsprechende Beschlüsse ergangen seitens 
der Rheinisch-westfälischen Gefängnisgesellschaft 1868, 1893, 
1895 und 1900’^) und der deutschen Landesgruppe der 
Internationalen Kriminalistischen Vereinigung 1893.,®) 

Die Gefängnisgesellschaft für Sachsen und Anhalt hat 
1893 wenigstens mittelbar zu erkennen gegeben, dass sie 

■) § 176 Abs. 1 Zitf. 3. 

V. Rohden, Geschichte dieser Gesellschaft S. 51, .52, 81, 97. 

“) Blätter f. Gefänguisk. Bd. 28 S. 65—72, Fuchs a. a. O. S. 1.50. 
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die Hinaufschiebung wünsche,^) während sich der Xord- 
westdeutsche Gefängnisverein 1886 nicht zu einigen ver¬ 
mochte. 2 ) 

Schliesslich wird das Erstrebte im Entwürfe eines 
gemeinsamen schweizerischen Strafgesetzbuches vorgesehen 
und ist beispielshalber bereits Rechtens in Oesterreich, 
Schweden und einigen Kantonen der Schweiz. 

Ich gewärtige den Einwurf, unter den 12—14jährigen 
gebe es schon so ausgeprägte Bösewichter, dass bei ihnen 
nur das Gefängnis helfen könne. Aber auch noch nicht 
12 Jahre alte sind manchmal auf das Höchste entartet. 
Eine mit nachdrücklichem Ernste und ruhiger Strenge 
erfolgende Zwangserziehung ist durchaus dazu angetan, 
sich in entscheidender Weise fühlbar zu machen. 

Der Strafvollzug ist im Allgemeinen ein Stück Er¬ 
ziehung und bemüht sich, es Jugendlichen gegenüber noch 
besonders zu sein. Er kann aber die Erziehung als solche 
nicht ersetzen, weil dem die Einrichtungen des Gefängnisses, 
mögen sie sich auch noch so sehr anzupassen suchen,^) 
entgegenstehen und er darf sie nicht ersetzen, da er 
sonst nicht mehr Verwirklichung einer Freiheitsstrafe wäre. 
Je jünger der Mensch, desto erziehungsbedürftiger ist er 
und die Beendigung der Erziehung bei und mit durch¬ 
schnittlich dem vollendeten 14. Lebensjahre ist schon eine ge¬ 
nugsam frühe. Wer jugendliche Gefangene unter den Händen 
hat, wird oft vom Mitleide gerührt werden, der Menschheit 
ganzer Jammer aber fasst ihn an, wenn er noch nicht 
halbwüchsige Schulbuben oder -mädchen hinter Mauern 
und Gitter, Tür und Riegel einschliessen und mit dem 
Brandmale des Gesessenhabens behaftet gehen lassen muss. 

lieber das 14. Lebensjahr hinauszugreifen, etwa auf 
das 16. oder gar 18., schösse über das ZieH) und lässt sich 


») Bd. 9 S. 93. 

2) Bd. 16 S. 48. 

®) z. B. Grundsätze des Bundesrates § 18 Abs 2. 

*) Siehe auch Wey mann a. a. 0. S. 281, 282. Burkardt 
a. a. 0. S. 88, 89. 
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während alles zu Gunsten jenes spricht, nur unzulänglich 
begründen. Allein der Umstand, dass der Zeitraum bis 
zum Ende der Zwangserziehung, selbst wenn dies auf das 
vollendete 21. Lebensjahr verlegt wird — Abschnitt 3a — 
zu kurz ist, macht weiterreichende Forderungen zu nichte. 
Man denke an den Fall, dass ein Mensch von Jahren 
mordete. Er käme 2 ^!^, beziehungsweise 3'/* Jahre in 
Zwangserziehung. 


3. 

a) Die Zwangserziehung bis zum vollendeten 21. Jahre 
auszudehnen, ist eine ziemlich selbstverständliche, 
noch mehr aber notwendige Folge der Heraufsetzung 
des Strafmündigkeitsalters. .Andernfalls schrumpft 
sie zeitlich über Gebühr, nämlich von acht auf sechs 
Jahre, ein Selbst bei der Weitererstreckung verliert 
sie ein Jahr. Ohnehin ist es ein unleidlicher Wider¬ 
spruch, dass die Landesgesetze auf Grund des § 56 
Abs. 2 an das vollendete 20. Jahr gebunden sind, in 
Bezug auf § 55 Abs. 2 und selbst bei blosser Ver¬ 
wahrlosung aber freie Hand haben ') und für derartige 
Fälle denn auch w'ohl ein höheres Alter, und zwar 
gerade das 21. Jahr, festsetzen. Dies Jahr ist ferner 
das der Volljährigkeit und regelmässig der Ehe¬ 
mündigkeit. 

Ganz unabweisbar ist jene Massregel, wenn der 
Vorschlag zu b durchgeht, da sonst, wenn ein An¬ 
geklagter von mehr als 20, aber weniger als 21 Jahren 
mangelnder Einsicht wegen freigesprochen würde, 
gerichtliche Strafe nicht eintreten dürfte und Zwangs¬ 
erziehung nicht Platz greifen könnte. 

b) Wird die untere Altersgrenze der beschränkten Straf¬ 
mündigkeit erhöht, so braucht die obere deshalb allein 
noch nicht w'eitergesetzt zu werden. Immerhin besteht 

') Auch für das Reichsrecht gilt im Fall des § 362 Abs. 3 Satz 2 
die in § 56 Abs. 2 gezogene Grenze nicht, zumal selbst über 20 Jahre 
alte Personen zur Zwangserziehung überwiesen werden können, der 
von Reichswegen keinerlei zeitliche Schranke gesetzt ist. 

8 * 
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eine Beziehung zwischen beiden, namentlich insofern 
die Spannung nicht zu klein sein darf. Sie beträgt 
jetzt sechs Jahre und würde auf vier zurückgehen, 
während sie durch meinen Antrag wenig verändert, 
aber allerdings im Gegensätze zur Zwangserziehung 
um ein Jahr nicht verkürzt, sondern verlängert wird. 
Hiezu kommt die geforderte Abänderung des § 56 
Abs. 2 und die Stellung des 21. Lebensjahres im 
Rechtsleben überhaupt. Bei dem durchschnittlichen 
Stande der Schulkenntnisse und der intellektuellen, 
religiösen und sittlichen Bildung der 18—21 Jährigen, 
gerade unter den Straffälligen, und in Anbetracht der 
äusseren Umstände und Verhältnisse, unter denen sie 
vielfach, ja wohl überwiegend aufgewachsen sind, 
erscheint es auch innerlich gerechtfertigt, die erforder¬ 
liche Einsicht nicht schon schlechthin mit Vollendung 
des 18. Jahres zu unterstellen, sondern die volle 
Verantwortlichkeit später, und zwar zusammen mit 
der zivilrechtlichen Mündigkeit, eintreten zu lassen. 

Zugegeben, dass in den Jahren zwischen 18 
und 21 das Unterscheidungsvermögen weit eher be¬ 
steht, als in den früheren, so fragt sich doch, ob die 
Art, wie so junge Leute jetzt bestraft werden oder 
einerseits wenigstens bestraft werden können, anderer¬ 
seits geradewegs bestraft werden müssen, die richtige 
ist. 19 und 20jährigc Zuchthaussträflinge sind keine 
Seltenheit, aber eine desto traurigere Erscheinung. 
Vielleicht traf sie das Zuchthaus nur, weil es keine 
andere Strafe für ihre Tat giebt.*) Niemand wird 
behaupten wollen, dass überall da, wo nur Zuchthaus 
angedroht ist, niemals eine andere Strafe geboten 
sein könnte, und Niemand wird bestreiten, dass an 
anderen Stellen ausschliesslich Zuchthaus mehr am 
Platze wäre. Der Makel des Zuchthauses ist schwer 


*) Das Strafgesetzbuch bietet dafür Beispiele genug. Als typisch 
für das Obige kann vorzugsweise § 260 dienen. 


Digitized by 


Google 



313 — 


zu tilgen und sollte Minderjährigen um ihrer Zukunft 
willen nicht aufgeheftet werden dürfen. 

Männer werden ausserdem vom Kriegsdienste 
ausgeschlossen, in dessen harter, aber Leib und Seele 
stärkender und stählender Schule gar Mancher zurecht¬ 
gebracht wird. Andererseits sind mir Fälle bekannt, 
in denen die Bestrafung mit Zuchthaus absichtlich 
erwirkt wurde, um nicht dienen zu müssen. Das 
eine wie das andere wdrd besser vermieden. Die 
Folge meines Vorschlages wäre also im Wesentlichen 
eine angemessenere Art der Bestrafung. 

Da der Beginn der vollen Strafmündigkeit mit 
dem Endpunkte der Zwangserziehung zusammenfallen 
soll, so kann es sich allerdings ereignen, dass für die 
letztere nicht mehr recht Raum ist, z. B. wenn Jemand 
wegen Mangels der Einsicht mit 207^ Jahren freige¬ 
sprochen wird. Diese und ähnliche Möglichkeiten sind 
aber recht entfernt und stiften vorkommenden Falls er¬ 
heblich weniger Schaden, als gegenwärtig geschieht, 
c) Nach § 362 Abs. 3 Satz 2 Str.-G.-B. dürfen Frauens¬ 
personen unter 18 Jahren wegen Unzucht im Arbeits¬ 
hause nicht untergebracht, wohl aber kann Zwangs¬ 
erziehung verfügt werden. Sinngemäss und folgerichtig 
hat auch hier das vollendete 21. Jahr an die Stelle 
des 18. zu treten. 


4. 

Hiernach gebe ich das Gutachten dahin ab, dass in 
dem § 55 Abs. 1, § 56 Abs. 1, § 57 Abs. 1 und § 362 
Abs. 3 Satz 2 des Str.-G.-B. an Stelle der Zahl 12 die 
Zahl 14 und an Stelle der Zahl 18 und 20 die Zahl 21 zu 
setzen sind. 

') lusoweit übereinstimmend Höfling a. a. 0. S. 62, wenn er 
auch hinsichtlich der Einsicht in die Strafbarkeit nichts geändert 
wissen will. Das giebt dann eine neue Stufe vom vollendeten 18. bis 
zum vollendeten 21. Jahre. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystem 
auf Grund praktischer Erfahrungen 
von Strafvollzugsbeamten bewährt? Ver¬ 
neinendenfalls, welche Vorschläge für 
ein neues System können auf Grund sol¬ 
cher Erfahrungen aufgestellt werden? 

Von I. Staatsanwalt Junghanns in Konstanz. 


Als ich im Frühsommer v. Js. dem Herausgeber dieser 
Blätter die Abgabe eines Vorgutachtens über obige Frage 
zusagte, wusste ich nicht, durch welche Fülle von Berufs¬ 
arbeiten und Abhaltungen anderer Art meine freie Zeit bis 
bis heute beschränkt sein werde. Ich hätte es sonst nicht 
gewagt, mich der Bearbeitung eines derart wichtigen Themas 
zu unterziehen und würde es trotz meiner Zusage auch 
jetzt nicht wagen, hätte mir der Vorsitzende unseres Aus¬ 
schusses, als ich ihn bat, mich meines Versprechens zu 
entbitiden, nicht im Voraus für die Kürze meines Aufsatzes 
Absolution erteilt. Diese Kürze entsehuldigt sich vielleicht 
weiter noch dadurch, dass das Thema schon so mannig¬ 
fach auch in diesen Blättern erörtert worden ist. Wer 
eine nähere Begründung des grössten Teils meiner Vor¬ 
schläge wünscht, den verweise ich auf Sichart’s Aufsatz 
„Ein Beitrag zur Revision des Strafgesetzbuchs für das 
deutsche Reich“ in Band 21 der Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtspflege. An ihn habe ich mich in der Haupt¬ 
sache an geschlossen; meine abweichenden Anschauungen 
habe ich in meiner Kritik jenes Aufsatzes in Band 35 der 
„Blätter für Gefängniskunde“ S. 495 ff. näher ausgeführt. 
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Und nun zur Sache selbst! 

Die gestellte Frage beantworte ich schlankweg mit 
„nein!“ 

Vor allem hat sich das jetzige Strafsystem deshalb 
nicht bewährt, weil es in ganz abstrakter Weise fast nur 
das Delikt an sich, den Verbrecher als solchen so gut wie 
gar nicht berücksichtigt. Darauf immer und immer wieder 
hingewiesen zu haben, ist das gar nicht genug zu schätzende 
Verdienst der sogen, positiven Schule. „Auf den gewaltigen 
Unterschied, welcher zwischen besserungsfähigen und 
besserungswilligen Gelegenheits- und Affektsverbreehern 
einerseits und unverbesserlichen Rückfalls- und Gewohn¬ 
heitsverbrechern andererseits besteht, nimmt unser Straf¬ 
gesetzbuch in der Hauptsache keine Rücksicht“. (Sichart, 
Blätter f. Gefäiignisk. Bd. 27 S. 197.) 

So lange daher das Gesetz ohne zwischen diesen 
beiden Kategorieen zu unterscheiden, beide, lediglich 
unter Berücksichtigung der Verschiedenheit der verletzten 
Rechtsgüter in die Zuchthäuser und Gefängnisse verweist 
— abgesehen von den Spezialbestimmungen für Rückfall 
bei Diebstahl und Betrug, die aber infolge der bei der Zu¬ 
billigung mildernder Umstände herrschenden Gerichtspraxis 
den Fehler nur wenig verbessern — ist ein rationeller 
Strafvollzug unmöglich. 

Die Klassifizierung des Reichsstrafgesetzbuches nach 
Verbrechen und Vergehen muss daher verschwinden. 

Die Uebertretungen gehören überhaupt nicht hierher: 
sie gehören in ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch. Damit 
hat auch die Haft als besondere Strafart im eigentlichen 
Strafgesetzbuch zu fallen, wobei allerdings einzelne bisher 
als Uebertretungen behandelte Reate, wie später zu er¬ 
örtern, als Vergehen zu behandeln wären. Die Ueber- 
tretung ist nicht, wie das Verbrechen oder Vergehen, beides 
im bisherigen Sinne gemeint, eine Verletzung eines Rechts¬ 
guts, sondern sie besteht ihrem Wesen nach nur in der 
Verletzung eines polizeilichen Ge- oder Verbots. Sie erfordert 
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daher zu ihrem Begriff Aveder Vorsatz noch Fahrlässigkeit 
im technischen Sinn, sondern nur den objektiv vorhandenen 
Ungehorsam. Sie fordert nicht von der Verletzung von 
Rechtsgütern, unter allen Umständen — von Antragsdelikten 
als den ^Vusnahmen ist hier abzusehen — die Repression, 
sondern sie macht sie nur zulässig. In den meisten Fällen 
wird eine Verwarnung genügen; die Strafe steht erst in 
zweiter Linie, d. h. mit anderen Worten: diejenige Behörde, 
welcher die Verfolgung der Uebertretungen zusteht, soll 
das Opportunitäts-, nicht das Legalitätsprinzip befolgen. 

Vergl die Ausführungen von Werner Rosenberg in 
der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtspflege Band 22 
S. 81 ff. 

Deswegen sollte ihre Ahndung auch nicht der Staats¬ 
anwaltschaft und dem Richter, sondern der Polizeibehörde 
obliegen, vorbehaltlich selbstredend des Rechts, im Einzel¬ 
falle richterliche Entscheidung zu verlangen. 

Aber auch darin hat sich unser System nicht bewährt, 
dass es bei den einzelnen Delikten das Strafmass innerhalb 
des gesetzlichen Strafrahmens völlig in das richterliche 
Ermessen gestellt hat: deshalb die ungeheuerliche Ver¬ 
schiedenheit in der Strafausmessung bei den einzelnen Ge¬ 
richten, oft sogar bei verschiedenen Kammern des gleichen 
Gerichtshofs, ein Umstand, der nur zu geeignet ist, das 
Rechtsgefühl des Volks auf's Tiefste zu erschüttern. 

Das jetzige System hat ferner zur Folge das Ueber- 
wiegcn der kurzzeitigen Freiheitsstrafen. Ueber die Schäden, 
die das mit sich führt, ist schon so viel auch in diesen 
Blättern ges(?hrieben worden, dass ich mich füglich darauf 
beschränken kann, auf die einschlägigen Aufsätze, ins¬ 
besondere auf diejenigen von v. Engelberg und Gennat 
in Band 27, 5. u. 6. Heft hinzuweisen. Besonders schädlich 
wirken die kurzzeitigen Freiheitsstrafen auf Jugendliche, 
wie denn überhaupt unser bisheriges System sich der 
KrimiDalität der Jugendlichen gegenüber als machtlos, 
wenn nicht als fördernd erwiesen hat. 
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Allgemein anerkannt ist die Unzulänglichkeit unserer 
gesetzlichen Bestimmungen gegenüber dem Gewohnheits¬ 
verbrechertum, obschon man sich gerade hier von Ueber- 
treibungen hüten muss. Ich sage „Uebertreibungen“, weil 
man häufig allein die statistischen Zahlen massgebend sein 
lässt, ohne zu bedenken, dass die viel genauer gewordene 
Führung der Strafregister es heute viel mehr als früher 
ermöglicht, den Rückfall festzustellen. Allein immerhin ist 
eine energischere Repression des Gewohnheitsverbrechertums 
dringend zu erstreben und insbesondere auch die völlig 
grundlose Einschränkung des gesetzlichen Rückfallsbegriffs 
auf Diebstahl und Betrug aufzuheben. 

In engem Zusammenhang mit den Schäden der kurz¬ 
zeitigen Freiheitsstrafen steht unsere Machtlosigkeit iq 
der Bekämpfung der Roheitsdelikte und des Bettler- und 
Stromertums. 

Endlich möchte ich noch darauf hinweisen, dass von 
den wenigen Bestimmungen, welche das Strafgesetzbuch 
über den Strafvollzug enthält, mehrere so ziemlich allge¬ 
mein als ungeeignet gelten und nur infolge eines dem 
Wortlaut des Gesetzes gegenüber immerhin etwas bedenk¬ 
lichen Praxis noch einigermassen erträglich sind. 

So müsste der Arbeitszwang, soll nicht das Gefängnis 
eine Schule des Müssiggangs sein, entgegen der Fassung 
des § 16 Abs. 2 allgemein obligatorisch werden, so ist die 
Beschränkung der Einzelhaft auf die Dauer von 3 Jahren, 
falls der Gefangene einer Verlängerung nicht zustimmt, 
zweifellos als unpraktisch anzusehen. 

Ich komme zum positiven Teil meiner Aufgabe. Hier 
fragt es sich zuerst, ob es überhaupt schon an der Zeit 
ist, bestimmte Vorschläge zu machen. Birkenmeyer hat 
in einem Vortrag in der juristischen Gesellschaft in München 
am 22. II. 01 den Satz ausgesprochen: „Ein Strafgesetz¬ 
geber muss sich vor allem entscheiden, welche Strafrechts¬ 
theorie er seinem Gesetz zu Grunde legen will“. Demnach 
wäre eine definitive Entscheidung in dem Streit der Straf- 
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rechtstheorieen, insbesondere in dem Kampf zwischen 
klassischer und positiver Schule abzuwarten, mit anderen 
Worten die Revision des Strafgesetzbuches überhaupt auf 
unbestimmte Zeit zu vertagen. Allein der gleiche Birken¬ 
meyer hat in der Zeitschrift für die gesamte Strafrechts¬ 
pflege Bd. 16 S. 97 gesagt: 

„Die aus dem Gesichtspunkt gerechter Vergeltung be¬ 
stimmte und entsprechend vollzogene Strafe wird ganz von 
selbst auch abschrecken, sichern und bessern“. Hier scheint 
mir der Gesichtspunkt gegeben zu sein, von dem aus beide 
Schulen, ohne ihren grundsätzlichen Standpunkt aufzugeben, 
an einer Umarbeitung des Strafgesetzbuchs mitwirken 
können. Dass dies wohl möglich sei, hat ja auch Kahl 
in einem von v. Liszt gebilligten Aufsatz in No. 13 der 
deutschen Juristenzeitung von 1902 ausgeführt 

Weit ernster wiegt für mich ein anderes Bedenken. 
Gennat sagt in Band 35 dieser Blätter S. 345: „Obwohl 
unsere Zeit zur Gesetzgebung weit weniger Beruf hat als 
die V. Savigny’s, ist sie um so tätiger“. So lange die Un¬ 
art unserer politischen Parteien, die Gesetzgebung in erster 
Linie vom Gesichtspunkt der Wahlstrategie zu betrachten, 
nicht aufhört, — und eine Besserung ist hier schwerlich in 
absehbarer Zeit zu erwarten — erscheint es überhaupt 
bedenklich, den Reichstag mit einer so bedeutenden Arbeit, 
wie es die Revision des Strafgesetzbuchs ist, zu befassen, 
beim Strafgesetzbuch um so bedenklicher, als sich in 
Materien des Strafrechts, lutders als wie z. B. beim Bürger¬ 
lichen Gesetzbuch, jeder als sachverständig ansieht. 

Ich will mich aber über dies Bedenken hinwegsetzen, 
zumal die Ventilierung der Frage schon jetzt immerhin die 
Bedeutung einer Vorbereitung für die Zukunft hat. 

Ich komme dann auf Grund dessen, was ich über die 
Mängel des jetzigen Systems entwickelt habe, zu folgenden 

Vorschlägen: 

I. Die bisherige Dreiteilung in Verbrechen, Vergehen 
und Uebertretungen hat wegzufallen. Die Uebertretungeii 
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sind in ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch zu verweisen. 
An Stelle der Einteilung der Delikte hat zu treten eine 
Einteilung der Strafen und zwar in Besserungs-, zu¬ 
gleich Abschreckungs- und in Sicherungsstrafen. In 
letztere gehört ausser der Todesstrafe, die in den bisherigen 
Fällen beizubehalten ist, die Zuchthausstrafe und die 
später zu erörternde Nebenstrafe des Arbeitshauses. 
Die Zuchthausstrafe hat sich ausser in den Fällen, wo sie 
jetzt als lebenslängliche angedroht ist, zu beschränken auf 
wiederholt Rückfällige, bei denen eine Besserung aus¬ 
geschlossen ist Besserungsstrafen sind der Verweis, die 
Geldstrafe, die in weit grösseren Rahmen anzuwenden ist, 
als bisher, die Festungshaft, die Gefängnisstrafe. — Von 
den Nebenstrafen, ausser dem Arbeitshaus, sehe ich hier ab. 

Der Verweis ist nicht auf Jugendliche zu beschränken, 
sondern auf besonders leichte Fälle einzelner Delikte, z. B. 
des Hausfriedensbruchs, der unerlaubten Ausspielung, auch 
bei Erwachsenen auszudehnen. 

Dis Geldstrafe bis etwa zur Höhe von 300 Mark ist 
im Fall der ünbeibringlichkeit nicht in Gefängnisstrafe, 
sondern in Zwangsarbeit ohne weitere Freiheitsentziehung 
umzuwandeln. Die Festungshaft hat ausser den bisherigen 
Fällen auch bei den Beleidigungen an Stelle der Haft und 
bei allen Fahrlässigkeitsdelikten alternativ neben der bis¬ 
herigen Gefängnisstrafe einzutreten. 

Bei der Gefängnisstrafe ist der Arbeitszwang innerhalb 
der Anstalt obligatorisch zu machen, und da unmöglich 
alle Anstalten einen den besonderen Fähigkeiten und Ver¬ 
hältnissen des Gefangenen entsprechende Beschäftigung 
ermöglichen, hat der § 16 Abs. 2 künftig zu lauten: 

„Die zu Gefängnisstrafen Verurteilten sind in einer 
Gefangenenanstalt zu den eingeführten Arbeiten anzu¬ 
halten; dabei ist, soweit möglich, auf ihre Fähigkeiten 
und Verhältnisse Rücksicht zu nehmen“. 

Da nach meinen Vorschlägen die Gefängnisstrafe in 
einer grossen Anzahl von Fällen an Stelle der Zuchthaus- 
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strafe tritt, ist natürlich auch Abs. 1 des § 16 dahin abzu¬ 
ändern, dass das Höchstmass der Gefängnisstrafe 15 Jahre 
beträgt. 

Die Gefängnisstrafe ist grundsätzlich, d. h. soweit dies 
nicht die besonderen, namentlich gesundheitlichen Verhält¬ 
nisse des einzelnen Gefangenen anders erfordern, in Einzel¬ 
haft zu vollziehen. Die Beschränkung des § 22 Abs. 2 hat 
wegzufallen. 

II. Bei kurzzeitigen Gefängnisstrafen, d. h. solchen bis 
zu 3 Monaten, soll das Gericht auf Zulässigkeit von 
Strafschärfungen dann erkennen können, wenn das Delikt auf 
eine besondere Roheit des Täters schliessen lässt oder seinen 
Ursprung in einer Neigung zum Müssiggang hat. 

Als Strafschärfungen sind anzusehen eine Tag um 
Tag eintretende Beschränkung der Kost auf Wasser und 
Brod und die ebenso eintretende Entziehung der weichen 
Lagerstätte. 

III. Schulpflichtige Kinder gehören überhaupt nicht 
in eine Strafanstalt; wenn sie delinquieren, hat im Falle, 
wo Schulstrafen nicht genügen, sondern ein schärferes Ein¬ 
greifen erforderlich ist, die Zwangserziehung einzutreten. 

§ 55 x4.bs. 1 Str.-G.-B. ist daher dahin abzuändern, 
dass im Hinblick auf dem im grössten Teil Deutschlands 
bestehenden Termin der Schulentlassung das strafmündige 
Alter vom 12. auf das 14. Jahr hinaufgesetzt wird. 

Im übrigen ist für Jugendliche das Institut der be¬ 
dingten Verurteilung durch Gesetz, im übrigen 
nach den im allgemeinen für die bisherige bedingte Be¬ 
gnadigung geltenden Grundsätzen einzuführen. 

Nur ist der Ausspruch Sache der Gerichte, 
während der spätere Eintritt der Vollstreckung wegen 
schlechter Führung, zu deren Begriff nicht notwendig eine 
zweite Verurteilung gehört, unbedenklich ebenso wie der 
Widerruf der vorläufigen Entlassung der obersten Justiz¬ 
aufsichtsbehörde überlassen werden kann. 
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IV. Die Uebertretungen des bisherigen Absatz 1 des 
§ 361 Str.-G.-B. sowie die Tierquälerei sind unter den mit 
Besserungsstrafen zu ahndenden Delikten aufzunehmen 
unter Erhöhung des Strafmaximums auf 1 Jahr. An Stelle 
des § 362 hat für Bettel etc. eine Bestimmung zu treten, 
welche im Anschluss an den Stoss'sehen Entwurf zu 
lauten hat, wie folgt: 

„Gegen die wegen Vergehens gegen den § .... Ver- 
.urteilten sowie gegen Personen, gegen die wegen eines 
anderen Vergehens auf eine Gefängnisstrafe von über 
drei Monaten erkannt und deren Vergehen auf Ar¬ 
beitsscheu zurückzuführen ist, kann das Gericht neben 
der eigentlichen Strafe eine Zwangserziehung zur 
Arbeit in besonderen Anstalten bis zu drei Jahren 
verfügen. Der Vorstand der Anstalt kann die Ent¬ 
lassung schon vor Ablauf des festgesetzten Maximal¬ 
termins anordnen, wenn er die Ueberzeugung ge- 
w'onnen hat, dass der Verurteilte künftig einen ge¬ 
ordneten und arbeitsamen Lebenswandel führen werde“. 

V. Nach Vorgang des früheren bairischen Strafge¬ 
setzbuchs und jetzt des Stoss’schen Entwurfs ist in den 
allgemeinen Teil des Strafgesetzbuch ein Paragraph über 
Strafzumessungsgründe einzusetzen. 

VI. Unter diese ist der Rückfall als allgemeiner 
Strafschärfungsgrund aufzunehinen, etwa in der Art, dass 
die Strafe bei mindestens drittmaliger Verletzung des 
gleichen Strafgesetzes — von dem Vorliegen besonderer 
Strafmilderungsgründe abgesehen — mindestens ein Viertel 
des Höchstbetrages erreichen muss und bis auf das an¬ 
derthalbfache des letzteren erhöht werden kann. Eine den 
§ 245 des Str.-G.-B. entsprechende Bestimmung ist dabei 
allgemein zu erlassen. 

Bei Diebstahl, Hehlerei, Betrug, Raub, Erpressung, 
Sittlichkeitsvergehen, gemeingefährlichen Vergehen, bei den 
Körperverletzungen im Sinne der §§ 223a bis 227 ein¬ 
schliesslich Vergehen gegen § 229, bei Todtschlag, Kinds- 
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mord und Abtreibung, sowie bei den bisherigen Ueber- 
tretungen des § 361 Str.-G.-B. tritt bei Rückfälligen an 
Stelle der Gefängnisstrafe Zuchthausstrafe von gleicher 
Dauer. Die Zubilligung mildernder Umstände ist unzu¬ 
lässig, wenn die zu verurteilende Person bereits eine Zucht¬ 
hausstrafe verhasst hat. 

Analog dem bisherigen § 370 Ziff. 5 Str.-G.-B. sind 
aber Bestimmungen zu erlassen, wonach bei Diebstahl, 
Betrug, Unterschlagung und Bettel, wenn die Objekte der 
Tat lediglich Nahrungsgenuss und Feuerungsmittel zum 
augenblicklichen Gebrauch sind, eine Besserungs- oder 
Sicherungsstrafe überhaupt nicht eintritt, sondern die Tat 
alsdann als Uebertretung polizeilich zu ahnden ist. Es ist 
nicht einzusehen, warum eine Person, die das sechste Mal 
ein Stück Brod stiehlt, um es sofort zu verzehren, 
besser behandelt werden soll, als eine, die zum sechsten 
Mal ein Stück Brod zur Stillung des Hungers erbettelt. 

VII. Endlich ist gegen den nach Ziff. VI. mit Zucht¬ 
haus zu bestrafenden Rückfälligen in Anlehnung an die 
Bestimmungen des Stoss'sehen und Norwegischen Ent¬ 
wurfs noch folgendes festzusetzen; 

„Gegen Rückfällige Verbrecher der bezeichneten 
Art kann, wenn sie innerhalb Jahren nach der letzten 
Strafverbüssung ein neues Verbrechen der bezeich¬ 
neten Art begehen und der Richter der Ueberzeugung 
ist, dass sie auch nach Verbüssung der neuen Strafe 
wieder derartige Verbrechen begehen werden, neben 
der Zuchthausstrafe auch auf Zulässigkeit zu einer 
vom Gericht in ihrem Höchstmass je nach den Um¬ 
ständen auch auf Lebenszeit zu bestimmenden, in einer 
Arbeitsanstalt zu verbringenden Sicherungshaft erkannt 
werden. 

Das Stattfinden dieser Haft wird nach Verbüssung 
der Zuchthausstrafe durch die Strafvollzugsbehörde, 
die Dauer durch den Vorstand der Arbeitsanstalt be¬ 
stimmt. Jeweils nach Ablauf eines Jahres hat eine 
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weitere Entscheidung stattzufinden, ob die Verwahrung 
fortzudauern habe, oder der Verbrecher probeweise zu 
entlassen sei. In jedem Fall, auch wenn die vom Rich¬ 
ter für zulässig erkannte Verw'ahrung überhaupt nicht 
eingetreten ist, muss der entlassene Verbrecher während 
der ganzen vom Richter bestimmten Zeit durch die 
Schutzvereine für entlassene Strafgefangene geeignet 
überwacht werden. Macht er sich eines Vergehens im 
Sinne des Str.-G.-B. schuldig, oder führt er einen unge¬ 
ordneten Lebenswandel, so ist er in die Anstalt zurück¬ 
zuverbringen, ohne dass die in der Freiheit zugebrachte 
Zeit auf die Dauer der Verwahrung angerechnet wird“. 

VIII. Ich habe einige Aenderungen angedeutet, die 
meine Vorschläge, abgesehen von den Paragraphen, 
welche direkt dureh sie berührt werden, im allgemeinen 
und speziellen Teil des Str.-G.-B. im Gefolge haben werden; 
alle anzuführen, läge ausserhalb des Rahmens dieser Be¬ 
sprechung. 


Digitized by GooQle 



324 


Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich das jetzige Strafensystem 
auf Grund praktischer Erfahrungen von 
Strafvollzugsbeamten bewährt? Ver- 
^ neinendenfalls, welche Vorschläge für 
ein neues System können auf Grund 
solcher Erfahrungen gemacht werden? 
Von Anstaltßdirektor Regierungsrat Rossrny, Hoheneck. 


Nicht ohne einiges Zeigen bin ich an die Bearbeitung 
der vorstehenden Frage gegangen. 

Wäre eine wissenschaftliche Behandlung der gestellten 
Aufgabe, eine gelehrte Abhandlung, ja nur ein Eingehen 
auf den in Betracht kommenden Stoff in seinem vollen 
Umfange verlangt worden, ich hätte meine Mitwirkung 
versagen müssen. 

Rechtsgeschichtliche und rechtsphilosophische Erörter¬ 
ungen haben Männer geliefert, denen ich nicht genugsam 
bin, ihnen die Riemen ihrer Schuhe zu lösen. Und was 
die vollerschöpfende Behandlung des Stoffes anlangt, so 
bitte ich bei Mängeln und Lücken eingedenk bleiben zu 
wollen, dass mir als Direktor einer Männergefängnis¬ 
strafanstalt mit hohem Bestände und starker Personal¬ 
bewegung die Mussestunden nur knapp zugemessen sind. 

Ich habe mich lediglich auf den praktischen Stand¬ 
punkt gestellt und schreibe auf Grund von Erfahrungen, 
die ich Gelegenheit hatte, in 34jährigem Dienste an fünf 
verschiedenen vaterländischen Anstalten zu sammehi. 

Bezugnahme auf die einschlägige Litteratur, etwa in 
Form zahlreicher Fussnoten, ist unterlassen worden. 
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Bei den Lesern der Blätter für Gefängniskunde und 
den Teilnehmern an den Vereinsversammlungen darf sie 
als bekannt vorausgesetzt werden. Ebenso habe ich auf 
Beibringung statistischen Materials verzichtet. 

Wenn ich die mir gewordenen Andeutungen recht 
verstanden habe, so sollte versucht werden, vom Stand¬ 
punkte des Praktikers aus, Vorschläge zu machen, welche 
bei der Neubearbeitung des Strafgesetzbuches eine Richt¬ 
schnur geben könnten und dass es sich mehr darum handle, 
Leitsätze aufzustellen, die dann vielleicht nicht minder 
brauchbares Material und Anregung bieten würden, als 
lange Abhandlungen, wie sie sich mehr für einen Kreis 
von Lesern oder Zuhörern empfehlen, die dem behandelten 
Gebiete fern stehen. 

Wie schon erwähnt, kann und soll hier ein Beitrag 
zu dem alten Streite über Wesen und Zweck der Strafe 
nicht gegeben werden. 

Gewissermassen als ein Bekenntnis stelle ich als 
Forderung auf: Die Strafe muss zunächst ein Uebel sein, 
welches demjenigen, der die Rechtsordnung verletzt hat, 
nach Massgabe seiner Verschuldung zugefügt wird. 

Das Abschreckende im Strafvollzüge muss hervor¬ 
treten bei kurzzeitigen Strafen, die möglichst intensiv zu 
gestalten sind, zu Beginn jeder Strafe und allen Brutalitäts¬ 
verbrechen gegenüber. 

Wenn diese Massnahmen dazu dienen sollen, den 
Verbrecher von der Wiederholung seiner Uebeltat abzu¬ 
halten, so ist doch andererseits im Interesse des Staates 
und der menschlichen Gesellschaft, sowie im Interesse des 
Verbrechers selbst, anzustreben, auf den Letzteren derart 
einzuwirken, dass sich eine Sinnesänderung bei ihm anbahnt. 
Diese Einwirkung hat zu geschehen in gehöriger Berück¬ 
sichtigung der körperlichen, geistigen, gemütlichen und 
sittlichen Veranlagung des Verurteilten. Da insbesonders 
die Wirkungen längerer Freiheitsstrafen auf Geist, Körper 
und Gemüt sehr ungleich, ja unberechenbar sind, muss 
dem Strafvollzüge möglichster Spielraum gelassen werden, 

Blätter für GefUngniskundc. XXXVII. 9 
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um den mit der Strafe verbundenen Zweck bei den ein¬ 
zelnen Persönlichkeiten zur Geltung zu bringen. Dabei 
wird immer Bedacht darauf zu nehmen sein, dass, wenn 
zwar Abschreckungs- und Besserungszweck beim Straf¬ 
vollzüge nebeneinander gehen sollen, man nicht den Einen 
auf Kosten des Anderen zu befördern glaubt, dass man 
nicht in falscher Auffassung der Humanitätspflicht und im 
vermeintlichen Interesse des Besserungszweckes den 
Charakter der Strafe als eines empfindlichen Uebels ver¬ 
wische und dadurch den Abschreckungszweck vollständig 
zunichte mache. Kurz, es wird sich auch in Zukunft wie 
bisher darum handeln, den Strafvollzug im Shine einer 
verständigen Humanität zu gestalten. 

Nun zur Beantwortung der an die Spitze dieses Auf¬ 
satzes gestellten Frage selbst. 

Sollen wir sie verneinen? Sollen wir mit Mittelstadt 
in seiner viel umstrittenen Schiift „Gegen die Freiheits¬ 
strafe“ sagen: „Wir befinden uns auf falschen Wegen; 
wir laufen Gefahr, uns planlos immer ausschliesslicher in 
ein System von Strafmitteln einzuspinnen, welches nach 
einer schweren Vergeudung stofflicher wie geistiger Volks¬ 
kräfte und nach einer trostlosen Verödung der sittlichen 
Aufgaben des Staates notwendig scheitern muss“, — sollen 
wir uns seinem Spott auf den Besserungszweck der Strafe 
anschliessen, „dass die Strafe dazu da sein könnte, den 
Bestraften zum eigenen oder gemeinen Besten m Ge¬ 
sinnung, Willen, Einsicht und Charakter zu heben, dass 
der Staat hierzu irgend Anlass, Beruf, Befugnis habe, dass 
das das Letzte gewesen sei, worauf man in aller Rechts¬ 
geschichte habe verfallen können und dass diese grosse 
Entdeckung zu machen, den letzten hundert Jahren moderner 
Civilisation Vorbehalten geblieben sei“. 

Sollen wir sein absprechendes Urteil über die zur 
Verfügung stehenden ßesserungsmittel, die Isolierung und 
die Arbeit zu dem unseren machen? 

Sollen auch wir, wie er am Schlüsse des Kapitels, in 
dem er die Stellung der Lehrer, Geistlichen und Gefängnis- 
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beamten mit heissendem Spotte behandelt, „für die ge¬ 
samte moralische Leistungsfähigkeit landesüblicher Straf¬ 
erziehung nicht mehr als ein Achselzucken übrig haben 

Sollen wir mit ihm einstimmen in den Ruf nach 
Prügel, nach Hunger, nach harter Sklavenarbeit, in die 
Forderung, den Abschreckungszweck wieder voll und er¬ 
barmungslos und allein als Strafzweck aufzustellen!? Mit 
Nichten! Da wollen wir uns gegenüber dem öden Ver¬ 
neinen und dem Verzweifeln, wie es aus der Mittelstädt’schen 
Schrift uns angrinst, lieber den Vorwurf des „unverwüst¬ 
lichen Optimismus“ zuziehen und es mit der in dieser 
Schrift freilich eigenartig anmutenden Forderung halten: 

„Was den Armen und Elenden, den Ausgestossenen 
und Gefallenen zumeist fehlt, das ist w^armherzige Menschen¬ 
liebe und schützender Menschenverkehr“. 

Wenn wir uns sonach der Mittelstädt'sehen Bankerott- 
Erklärung nicht anzuschliessen brauchen, zu einem Ohn¬ 
machtsbekenntnis kein Anlass vorhanden ist, so hiesse es 
doch, sich in eine trügerische und gefährliche Selbst¬ 
täuschung wiegen, w^enn wir schönfärbend in Abrede stellen 
w^ollten, dass Strafrecht und Strafvollzug der Reformen 
und der Verbesserung bedürfen. 

Einen Stillstand soll es auf diesem wuchtigen Gebiete 
des staatlichen Lebens so wenig geben wie bei irgend 
einem anderen. 

Ehe ich mich zur Besprechung der Reformen wende 
und Vorschläge eröffne, möge es gestattet sein, die Frage 
kurz zu streifen, ob Aenderungen in der Gesetzgebung 
oder in der Einrichtung des Strafvollzuges eine solche 
Wirkung üben können, dass Viele, die noch kein Ver¬ 
brechen begangen haben, vor einem solchen in Rücksicht 
auf die harte Strafe, die ihrer in Beziehung auf die Zeit¬ 
dauer und nach der besonderen Strenge des Vollzuges 
harrt, sich davor scheuen, beziehentlich andere, die schon 
mit dem Strafhause Bekanntschaft gemacht haben, abge¬ 
halten werden, dahin zurückzukehren? 
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Namhafte Autoritäten auf dem Gebiete des Strafrechtes 
haben nicht nur in den von ihnen herausgegebenen Schriften, 
sondern auch bei sonst gebotenem Anlass, in Versamm¬ 
lungen von Gefängnisbeamten und wenn sich dazu die 
Füglichkeit bot, in den Parlamenten, darauf hingewiesen, 
dass es nicht sowohl die Strafe als die Wahrscheinlichkeit 
der Entdeckung und Habhaftwerdung des Täters ist, welche 
vorzugsweise abschreckende Wirkung äussere. 

Ein Rückblick auf jene Zeiten, wo dem Verbrecher, 
dem schädlichen Mann, erfinderischer Geist viel Pein, 
Marter und Qual zufügte, wo Galgen, Rad und Beil fleissig 
in Bewegung gesetzt wurden, wo in den Strafanstalten 
Hunger und Prügel täglich in Anwendung kamen, bestätigt 
die Richtigkeit des angeführten Satzes. 

Trotz Allem, — die Strafanstalten waren überfüllt 
und die Verbreelien, insbesondere die schweren, häuften 
sich zum Teil unter grauenhafter Ausführung. 

Die öffentliche Meinung freilich, wie sie in der Presse, 
in politischen oder sonst zu dem eigenen Zwecke der Ab¬ 
rechnung mit den Ergebnissen des Strafvollzuges und den 
Einrichtungen der Strafanstalten berufenen Versammlungen 
zum Ausdruck kommt, sie urteilt anders. 

Kommt da irgendwo in den deutschen Landen ein 
Verbrecher vor, oder häufen sich solche, bei denen das 
Grauenhafteste, Unsittlichste im Verbrecher ausschäuint 
oder es mehrt sich, wenn wie es beispielsweise in Sachsen 
mit der Einführung des Reichsstrafgesetzbuches, welches 
die Androhungen der Zuchthausstrafe im Gegensätze zu 
dem Sächsischen Gesetzbuche erheblich vermehrte, der 
Fall war, die Zahl der Zuchthausgefangenen, so ist man, 
oberflächlich im Urteil, rasch damit fertig; „An dem Allen 
ist der Strafvollzug schuld.“ 

Man giebt auch gleich das Rezept, damit es besser 
werde, dazu: Hunger, schwere Arbeit, Prügel! 

Als wenn die Forderung Hunger und schwere Arbeit 
sich vereinigen Hesse! 
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Prügel, — als wenn nicht früher in den Strafanstalten 
genug geprügelt worden wäre! 

Wenn dagegen ein Rückgang der schweren Ver¬ 
brechen, nach der Zahl der im Zuchthause untergebrachten 
Gefangenen gerechnet, festzustellen ist, dann wird dieses 
günstige Ergebnis nicht dem Strafvollzüge, auch zum Teil 
nicht gutgeschrieben, sondern es kommt auf Rechnung der 
gesteigerten Bildung und des wirtschaftlichen Aufschwunges. 

Bei dem Hinweise auf die Bildung der Zeit muss ich 
immer des Schriftwortes gedenken: „Es ist besser, wenig 
Weisheit aber viel Gottesfurcht, als viel Weisheit und keine 
Gottesfurcht.“ 

Das habe ich manchem auf seine Bildung noch im 
Strafhause pochenden und damit prahlenden Kinde dieser 
Zeit gesagt, wenn es bei der Frage nach seiner Steifung 
zur Kirche und wie es mit dem Kirchenbesuche gehalten 
werde, eine die volle Geringschätzung darüber enthaltende 
-Antwort gab. 

Trotz aller Bildung, allen Firnisses doch in der Sträf¬ 
lingsjacke ! 

Etwas mehr Zurückhaltung von der Seite, welche 
gern damit prunkt, wie herrlich weit wir’s doch gebracht 
haben, dürfte schon im Hinblick auf die sich immer 
steigernde Zahl der jugendlichen Verbrecher nicht unan¬ 
gebracht sein. 

Ohne alle Wirkung werden aber andererseits weder 
die Strafgesetzgebung noch der Strafvollzug bleiben, und 
die helfende Hand werden sie beide mit in dem Kampfe 
gegen das Verbrechertum bieten können. 

Die eigentliche Heilung der Volksschäden und die 
Reinigung des Bodens von den bösen Elementen, auf dem 
die Verbrechen emporwachsen, kommt anderen Faktoren zu. 

Wenn immer, um die Erfolglosigkeit der Bestrebungen 
des Strafvollzuges zu beweisen, auf die grosse Zahl der 
Rückfälligen hingewiesen wird, so vergisst man doch der¬ 
jenigen zu erwähnen, die bemüht sind, nach der ersten 
Bestrafung ihren Fehltritt durch einen einwandfreien 
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Wandel vergessen zu machen, und die Zahl derer, welche, 
mögen auch die Beweggründe hier und da vielleicht auch 
oft in sittlicher Beziehung nicht hoch zu bewerten sein, 
doch sich vorwurfsfrei halten entzieht sich überhaupt der 
Kenntnis. 

Schnell fertig mit dem Urteile, wie über den Straf¬ 
vollzug, so ist es die öffentliche Meinung auch bezüglich 
der Tätigkeit der Gefängnisbeamten und besonders derer, 
die dabei in leitender und verantwortlicher Stellung sich 
befinden. 

Die Lasten, Mühen und Sorgen eines Strafanstalts- 
beainten sind in einem Sendschreiben des Kommissions¬ 
rats Burchardt in Sonnenburg an einen, der es werden 
will, so treffend geschildert, dass ich mir nicht versagen 
kann, die betreffende Stelle hierher zu setzen: 

F u e h s 1 i n, die Einzelhaft: 

„Kein Stand ist, der so viele Urteile und Kenner¬ 
schaften von aussen her über sich hervorriefe, und keiner, 
der so viele Zerwürfnisse in seinem Innern nährte, als 
der eines Strafanstalts-Vorstehers. Sind Sie strenge, so 
werden Sie dem Vorwurf der Unmenschlichkeit, sind Sie 
menschlich und nachsichtig, dem der unzeitigen Milde an 
den Störern der öffentlichen Sicherheit nicht entgehen; 
halten Sie aber, die Mittelstrasse, so müssen Sie darauf ge¬ 
fasst sein, den einen wie den andern auf sich zu laden. 
Die beständige Fehde mit Ihren verwilderten Zuchtbe- 
fohlenen und mit Ihren Subalternen wird Sie nie zui' 
Ruhe kommen lassen“. 

Wenn der Brief mit dem Satze schliesst: 

„Der misslichste Kampf aber, aus welchem Sie nie 
als Sieger und selten als Begnadigter hervorgehen können, 
steht Ihnen häufig mit den Ansichten Ihrer höheren Vor¬ 
gesetzten bevor,“ so ist diese Behauptung überall da, wo 
ein hochherziger Mann an der Spitze steht, der bei idealer 
.\uffassung der ihm gestellten Aufgabe, wissenschaftlicher 
Behandlung der Sache, chevaleresker der Person, seines 
Amtes waltet, nicht zutreffend. 
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Angriffen und Missdeutungen gegenüber wird auch 
hier der rechte Mann den wahren Trost in einer solchen 
Pflichterfüllung suchen, mit der er vor Gott, seinem Ge¬ 
wissen und seinen Vorgesetzten bestehen kann. 

Während die Angriffe auf den Strafvollzug fortdauern, 
während der Streit um den Zweck und das Wesen der 
Strafe anhält, geht der Menschenstrom in die Gefängnisse 
und Strafhäuser weiter. 

Es ist nun gewiss nicht gleichgiltig, was die Tausende, 
welche jährlich wieder von dort zurückkommen, gesehen 
und gehört haben, wie die Strafe an ihnen vollstreckt 
worden ist, ob und welche Wirkung sie hinterlassen hat. 

Wenn es nun erfahrungsmässig feststeht, dass die 
Zu- und Abnahme verbrecherischer Handlungen, sowie 
die Rückfälligkeit meist durch andere Faktoren bedingt 
werden, so erwächst doch gegenüber den anhaltenden und 
immer wiederkehrenden Klagen die Verpflichtung, den 
Strafvollzug darauf hin zu prüfen, ob er nicht in einer 
den Zeit- und sonstigen Verhältnissen entsprechenden 
Weise derartig auszugestalten sei, dass er an seinem Teile 
mit in den Kampf gegen das Verbrechertum eintreten und 
so viel an ihm ist, mit dazu beitragen kann, dass günstigere 
Ergebnisse erzielt werden können. 

Ich komme nun bezüglich der zu eröffnenden Vor¬ 
schläge zunächst zu den Strafarten, halte mich dabei an 
die Unterscheidungen des Reichs-Strafgesetzbuches und 
beginne mit der Haft, deren Höchstbetrag auf sechs 
Wochen festgesetzt ist, w^ährend der Mindestbetrag ein 
Tilg ist. 

Die Strafe der Haft besteht in einfacher Freiheits¬ 
entziehung. 

Ein gewisser Arbeitszwang kann nur bei den Indivi¬ 
duen angewandt werden, welche wegen der im § 361, 
unter 3—8 aufgeführten Uebertretungen verurteilt sind. 

Sieht man sich nun die in den §§ 360—370 des Straf¬ 
gesetzbuches aufgeführten, mit Haft bedrohten Uebertre¬ 
tungen an, so lässt sich der Gedanke nicht von der Hand 
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weisen, dass die unterschiedlose Vollziehung dieser Straf¬ 
art, die doch auch als ein Uebel ihrem Wesen nach em¬ 
pfunden werden soll, dem Billigkeits- und Gerechtigkeits¬ 
gefühle nicht entspricht. 

Es bedarf dabei nur des Hinweises auf die nach 
§ 361 unter 3—8 verurteilten Individuen, die abgesehen von 
der Nötigung zur Arbeit, welche aber Mangels an geeig¬ 
neter Beschäftigung oft gar nicht geübt werden kann, 
ferner auf die Fälle, 

unter 11., § 360, Erregung ungebührlichen, 
die Ruhe störenden T^ärms, Verübung groben Un¬ 
fugs, unter 13., boshafte Tierquälerei oder rohe 
Misshandlung von Tieren, unter 7., § 366, Werfen 
von Steinen oder anderen harten Körpern oder 
üni-at auf Menschen, Pferde oder andere Zug- oder 
F^asttiere, gegen fremde Häuser, Gebäude oder Ein- 
s(‘hliessungen, oder in Gärten oder eingeschlossene 
Räume, unter 7., § 367, Verkauf verfälschter oder 
verdorbener Getränke oder Esswaren, insbesonders 
trichinenhaltigen Fleisches, unter 8., Legen von 
Selbstgeschossen, Schlageisen oder Fussangeln au 
bewohnten oder von Menschen besuchten Orten, 
Schiessen mit Feuergewehr oder anderem Schiess- 
werkzeuge und Abbrennen von Feuerwerkskörpern, 
unter 10., Benutzung von Waffen bei einer Schlä¬ 
gerei oder bei einem Angriff, unter 11., § 368, Un¬ 
befugtes Ausnehmen von Eiern oder Jungen jagd¬ 
baren Feld wildes oder von Singvögeln. 

Ikn den Uebertretungen in dem § 361 unter 3—8 
handelt es sich um Vagabunden, rohe Säufer, bei den 
übrigen in Vorstehendem herausgehobenem um Persönlich¬ 
keiten, bei (lenen entweder Roheit, Gemeinheit oder Nieder¬ 
tracht den Beweggrund zur IJebertretung bildeten. 

Sie verbüssen aber mit dem nicht nur äusserlicli 
wolilanständigen, sondern auch sonst in sittlicher Beziehung 
auf hoiiercu’ Stufe stehenden Manne, der irgend einer 
polizeilielien Anordnung zuwiderhandelte, dieselbe Strafe, 
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teilen mit ihm dasselbe Haftlokal. Hier Wandel zu schaffen, 
dürfte als eine Forderung der Gerechtigkeit bezeichnet 
werden können. 

Mein Vorschlag geht dahin: 

Die Haftstrafe wird tunlichst in Einzelhaft vollstieckt. 

Bei Haftstrafen, die erkannt worden sind auf Grund 
der §§ 361 unter 3—8, 360 unter 11, 366 unter 7, 367 unter 7, 
unter 8, unter 10, § 368 unter 11, tritt Schärfung durch 
Kostschmälerung, Entziehung des Bettlagers oder Ver¬ 
dunkelung der Zelle dergestalt ein, dass auf einen Straftag 
ein Rasttag fällt. 

Auf die Strafschärfungen, wenn es sich bei Verurteilung 
zu Haft in den vorbezeichneten Fällen handelt, ist aus¬ 
drücklich zu erkennen. 

Wenn kurzzeitige Haft und Gefängnisstrafen intensiv 
gestaltet w^erden sollen, der Ernst der Strafe fidill)ar 
gemacht und der Abschreckungszweck, um den es sich 
hier allein handeln kann, auch voll zur Geltung kommen 
soll, so wird das nur geschehen, wenn derartige Strafen, 
dafern nicht in einzelnen Fällen aus Gesundheitsrücksichten 
Ausnahmen einzutreten haben, in Einzelhaft und unter 
Hinzunahme von Schärfungen, bei denen der durch Kost¬ 
schmälerung beziehentlich der Verbindung sämtlichci' dei- 
Vorzug zu geben ist, verbüsst werden. 

Ich komme nun zur Gefängnisstrafe. 

Wäre es möglich, die kleinen Gefängnisse, in denen 
ein geordneter Strafvollzug nicht ausführbar ist, weil es 
dort meist an allen Voraussetzungen dazu fehlt, wolxd, 
wie die Verhältnisse liegen. Niemandem ein Voiwurf 
gemacht werden soll, zu beseitigen, so würde das sichci- 
lieh als ein wesentlicher Fortschritt zu bezeichnen sein, 
ist doch die Behandlung, welche die zu kurzzeitigen, 
häufig das erste Mal verurteilten Gefangenen erfnlucn. 
nicht nur von Bedeutung für die Wirksamkeit der cigi ut- 
lichen Strafanstalten, sondern überhaupt ein bedeutsnmes 
Moment in dem Kampfe, den der Strafvollzug mit gegen 
das Verbrechertum führen soll. 
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Wenn die Strafanstalten, die Zuchthäuser gern als 
Hochschulen für das Verbrechertum bezeichnet werden, 
so trifft diese Bezeichnung mit noch grösserem Rechte auf 
die in den kleinen Gefängnissen untergebrachten Ver¬ 
urteilten zu, wo, unterschiedlos zusammengetan, ohne stete 
Aufsicht und ohne Beschäftigung, oft schlimme Dinge ge¬ 
schehen, böse Früchte gezeitigt werden. 

Da aber an ein Verschwinden der kleinen Gerichts¬ 
gefängnisse, insofern darin Haft- und Gefängnisstrafen ver- 
büsst werden sollen, in absehbarer Zeit aus finanziellen 
oder Gründen anderer Art nicht wohl gedacht werden 
kann, wird es sich nun, um den unleugbar vorhandenen 
Uebelständen nach Möglichkeit zu begegnen, empfehlen, 
darauf hinzuwirken und die Forderung immer wieder zu 
erheben, dass die Füglichkeit, um die drei Monate nicht 
übersteigenden Strafen in Einzelhaft verbüsst werden 
können, tunlichst bald geschaffen werde. 

Was die in dem führenden Bundesstaate in den unter 
dem Königlichen Ministerium der Justiz stehenden Ge¬ 
fängnisse, die hier wesentlich in Betracht kommen, anlangt, 
so giebt es deren, wie aus dem 36. Bande der Blätter für 
Gefängniskunde zu ersehen ist, 1039, welche zur Aufnahme 
von Untersuchungsgehingenen sowie zur Vollstreckung von 
Haft- und Gefängnisstrafen dienen. Diese Anstalten können 
etwa 60 % ihrer Belegfähigkeit und Durchschnittsbelegung 
in Einzelhaft verwahren, etwa 40 % müssen demnach in 
gemeinsamer Haft untergebracht werden. 

Aehnliche Verhältnisse werden auch in den übrigen 
deutschen Staaten obwalten; mindestens dürfte keiner, 
auch dort, wo sie günstiger liegen, in der Lage sein, der 
Forderung, wenn sie einen gesetzlichen Ausdruck finden 
sollte, dass alte kurzzeitigen Strafen — bis zu 3 Monaten — 
in Einzelhaft zu verbüssen sind, sofort zu entsprechen. 
Es ist also noch genug zu tun und hier ist mit der Reform 
zu beginnen. Es handelt sich hier in vielen Fällen um 
Neulinge, die den ersten Schritt auf dem Wege des Ver¬ 
brechens getan haben, denen die Strafe in ihrem ganzen 
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Ernste entgegentreten muss. Das wird in diesen Fällen 
nur die Einzelhaft vermögen, und die Wirkung wird 
wesentlich verstärkt werden, wenn zur Einzelhaft noch 
eine Verschärfung der Strafe durch Kostschmälerung, 
Entziehung des Bettlagers und Verdunkelung der Zelle 
tritt, etw'a nach zwei Straftagen ein Rasttag und bis zur 
Dauer von 3 Wochen andauernd. 

Die Behandlung der wegen politischer oder Press¬ 
vergehens Verurteilten wird durch besonderes Regulativ 
geregelt. 

Es ist selbstverständlich, dass mit der Strafschärfung 
nicht begonnen, beziehentlich mit ihr ausgesetzt wird, 
wenn dies in den gesundheitlichen Verhältnissen des Ge¬ 
fangenen, worüber der Gefängnisarzt zu hören ist, seine 
Begründung findet. 

Wenn es nun bei kurzzeitigen Freiheitsstrafen un¬ 
bedenklich erscheinen kann, das abschreckende Moment 
dabei durch gewisse Strafschärfungen, insbesondere durch 
Kostschmälerung, zum Ausdruck zu bringen, so liegt die 
Sache doch anders, sowie es sich um längere Freiheits¬ 
strafen handelt. 

Es kommen hier zuviel andere und gewichtige Ein¬ 
flüsse in Frage, als dass es angängig wäre, die längere 
Freiheitsstrafe noch weiter durch Hinzufügung von Straf¬ 
schärfungen zu belasten. 

Nur in dem Falle könnte vielleicht, um das mit hier 
abzumachem, an eine Verschärfung in irgend einer Form 
gedacht werden, wenn Verbrechen begangen werden in 
der ausgesprochenen Absicht, wieder ins Strafhaus zu 
kommen. 

Diese Fälle werden in der Regel von der Presse be¬ 
sonders breitgetreten und als ein anscheinend nicht wider¬ 
legbarer Beweis von der Wirkungslosigkeit des Strafvoll¬ 
zuges hingestellt. 

Bei der Beurteilung solcher Fälle, die, nebenbei be¬ 
merkt, gar nicht in einer Bedenken erregenden Häufigkeit 
Vorkommen, ist aber, zumal, w’enn ein so schwer wiegendes. 
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abfälliges Urteil, wie dies gewöhnlich zu hören ist, darauf 
gegründet werden soll, Vorsicht besonders nötig. 

Entweder handelt es sich dabei um die durch die 
veränderten Wirtschafts* und Produktionsverhältnisse jetzt 
öfter als früher zeitweilig eintretende Erwerbslosigkeit und 
um so drückenden Notstand, dass der Betreffende in seiner 
Haltlosigkeit schliesslich keinen andern Ausweg mehr zu 
finden vermeint, wenn auch dabei zugegeben werden 
muss, dass hier und da an dem Niedergange Einzelne 
selbst die Schuld tragen, oder es kommen Leute in Be¬ 
tracht, bei denen in einem seit Jahren geführten zucht- 
und gottlosen Leben alle besseren Regungen, Arbeits¬ 
freudigkeit und Willenskraft zu Grunde gegangen sind, 
oder es sind dies Individuen, die als die Stiefkinder des 
Glückes, auf der Nachtseite des Lebens geboren, unter 
entsittlichenden Einflüssen aufgewachsen, wenn sie viel¬ 
leicht die Eltern frühzeitig verloren, überall umhergestossen, 
Allen im Wege, nach solch freudlosem und leidvollem 
Dasein, im Zuchthause die nie gekannte Ruhe und Ord¬ 
nung finden, das Strafhaus als Asyl von des Lebens Stürmen 
ansehen und wenn sie einmal bei dessen Fleischtöpfen ge¬ 
sessen haben, ihnen eine freundliche Erinnerung bewahren 
und wieder dahin zurückkehren. 

.Man konnte ja hier ähnlich wie bei den kurzzeitigen 
Strafen eine Schärfung eintreten lassen, die zu bestimmen 
am besten der Anstaltsverwaltung überlassen bleibt. 

Mein* als einen vorübergehenden Schreck wird man 
sicli freilich nicht versprechen dürfen. Die beiden letzt¬ 
genannten Kategorien sind zu sehr an Entbehrungen jeder 
Art gewöhnt, und dass die Schärfung in Bezug auf die 
Zeitdauer eine begrenzte ist, wissen sie ohnehin. 

Sie tri)Sten sich wohl des Sprüchleins: „Duck dich 
Ilans’l, lass übergahn, Unwetter will seinen Willen han^, 
halten still und — schütteln sich dann. 

Ich komme nun zum Strafvollzüge, wie er in den 
Landes-Straf- sowie grösseren Gefangenanstalten geordnet 
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ist und nehme dabei an, dass alle Strafzeiten über drei 
Monate in diesen Anstalten zur Verbjissung gelangen. 

Man vergleicht mit Vorliebe die Tätigkeit des Straf¬ 
vollzugsbeamten mit der des Arztes und fordert, dass wie 
dieser jeden Patienten nach seiner Eigenart behandle, auch 
der erstere dies tun solle. 

Wenn der Vergleich zutrifft, ist auch die daran ge¬ 
knüpfte Forderung berechtigt. 

Dann muss den Instituten, welchen die Behandlung 
der sittlich gefallenen Menschen obliegt, alles zur Ver¬ 
fügung stehen, was nach dem dermaligen Standpunkte der 
Erfahrungen dabei in Frage kommt, also zunächst die Haft¬ 
formen anlangend, Einzelhaft, Kollektivhaft, die Füglich¬ 
keit, die (befangenen mit Arbeiten bei Garten- und Feld¬ 
wirtschaft zu beschäftigen und w'as die industriellen Arbeiten 
betrifft, so muss möglichste Vielseitigkeit der Arbeitszweige 
vorhanden sein, um bei der Arbeitsverteilung tunlichst 
Rücksicht auf die geistige, körperliche und sittliche Ver¬ 
anlagung der Verurteilten nehmen zu können. 

Ich komme nun zur Besprechung der Gemeinschafts¬ 
haft, deren ausschliesslicher Anwendung, um das gleich 
hier mit abzutun, wohl von Niemandem mehr das Wort 
geredet wird. 

In dankenswerter Weise enthält § 15 der Grundsätze 
die Zusicherung, dass auf die allmähliche Durchführung des 
Grundsatzes, die Gefangenen während der Nacht tunlichst 
von einander getrennt zu halten, insbesondere bei Neu¬ 
bauten und umfassenden Umbauten Bedacht genommen 
werden wird. 

Im nächstfolgenden Paragraph findet sich eine weitere 
Vorschrift bezüglich der Absonderung einiger Gefangenen- 
Kategorien in der gemeinsamen Haft, wobei zu beachten 
sein wird, dass eine Berücksichtigung der Gefangenen, die 
sich noch im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte be¬ 
finden, zur Voraussetzung hat, eine möglichst eingehende 
Individualisierung auch bei der Strafausmessung, da der 
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Besitz oder Nichtbesitz der bürgerlichen Ehrenrechte nach 
den Erfahrungen keinesfalls allenthalben ein sicher zu¬ 
treffendes Urteil für die einem Gefangenen innewohnende 
gute oder ehrlose Gesinnung ist. 

Wie schon gesagt, kann von einer ausschliesslichen 
Anwendung der Gemeinschaftshaft nicht mehr die Rede 
sein, ebensowenig aber von einer unterschiedlosen Kollektiv¬ 
haft bei dem die Zellen- und Gemeinschaftshaft in sich 
vereinigenden Systeme. 

Hinzuzutreten hat hier eine auf dem Grundsätze der 
Individualisierung beruhende Klassifizierung der Gefangenen, 
ein als Förderungsmittel eigener Besserungswilligkeit 
dienendes Disziplinarklassensystem. 

Der gemeinsamen Haft würden zuzuweisen sein zu¬ 
nächst diejenigen, bei denen von Anfang herein feststeht^ 
dass sie für die Einzelhaft nicht geeignet sind, sodann die, 
bei denen es sich nach kürzerer oder längerer Zeit heraus¬ 
stellt, dass sie ohne Schaden für ihre Gesundheit nicht in 
der Einzelhaft belassen werden können, an dritter Stelle, 
die zur Betätigung gefasster guter Vorsätze der Zelle zu 
entnehmenden Gefangenen und schliesslich diejenigen, bei 
denen sich ergiebt, dass sie unbedenklich sofort der gemein¬ 
samen Haft überwiesen werden können. 

Wer lange in kleinen Orten, sei es in der Stadt oder 
auf dem Lande, gelebt hat, hat Gelegenheit, auch in die 
Verhältnisse jener Schichten, deren Angehörigen das Haupt¬ 
kontigent der Strafanstaltsbevölkerung bilden, Einblicke zu 
gewinnen und diese Leute auch nach ihrer ganzen Charakter¬ 
anlage kennen zu lernen. 

Es befindet sich darunter eine nicht geringe Anzahl, 
die, wenn nicht im einzelnen Falle besonders erschwerende 
Umstände bei dem Vergehen oder Verbrechen mit in Frage 
stehen, unbedenklich der gemeinsamen Haft überwiesen 
werden können und auch aus dieser dann, vernünftige 
Organisation vorausgesetzt, nicht ohne Nutzen wieder in*s 
Leben zurückkehren werden. 
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Ich komme nun zur Einzelhaft und enthalte mich 
dabei einer Hervorhebung ihrer unleugbaren Vorzüge 
ebensowohl wie einer Bezeichnung der ihr anhaftenden 
Schwächen und stelle lediglich in Anerkennung der Be¬ 
deutung, welche ihr beim Strafvollzüge" zweifellos zu- 
kommt, fest: 

Die Einzelhaft ist bei richtiger Auffassung und An¬ 
wendung als ein notwendiger und wesentlicher Bestandteil 
bei der Vollstreckung der Freilieitstrafe anzuerkennen. Sie 
wird bei verständiger Handhabung und in gehöriger Be¬ 
rücksichtigung der Eigenart der Isolierten segensreich 
•wirken. 

Der Einzelhaft werden, übrigens immer in Berück¬ 
sichtigung der im § 11 der Grundsätze darüber gegebenen 
Bestimmung, zuzuweisen sein, zunächst diejenigen, bei 
denen es sich darum handelt, sie in Bezug auf ihr wahres 
Wesen einer längeren Beobachtung zu unterstellen, die¬ 
jenigen, von denen übler Einfluss in der gemeinsamen 
Haft zu erwarten ist, die der Flucht oder der Begehung 
von Gewalttat Verdächtigen, die auf Grund ärztlichen 
Gutachtens abgesondert werden müssen, diejenigen, deren 
frühere Lebensverhältnisse derartige waren, dass ihnen 
der Zwang, in der Kollektivhaft mit so verschiedenen 
Elementen zusammen zu leben, als eine nicht zu recht¬ 
fertigende Verschärfung der Strafe erscheinen müsste, end¬ 
lich diejenigen, bei denen eine günstige Einwirkung und 
heilsame Folgen von der Zellenhaft zu erwarten sind und 
schliesslich diejenigen, bei denen sich eine Versetzung aus 
der Kollektivhaft nötig macht. 

Die Dauer der Zellenhaft gesetzlich festzusetzen, 
kann bei der unendlichen Verschiedenheit. der Wirkung 
der Zellenhaft, die sie ausübt, nicht als rätlich empfohlen 
werden. Der Arzt, um bei dem schon einmal erwähnten 
Vergleiche zu bleiben, verordnet ja seine Medikamente 
auch nicht mit Angabe der Zeitdauer, sondern er wechselt 
damit, je nachdem die Wirkungen auf den Patienten sich 
zeigen. 
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Das progressive Haftsystem. 

Der in diesem Haftsystem liegende glückliche Ge¬ 
danke der Mitwirkung der Gefangenen bei der über sie 
verhängten Freiheitsstrafe, sie aus dem Zustande völliger 
Unfreiheit, unter hartem Druck und straffster Zucht all¬ 
mählich zu immer grösserer Betätigung wieder gewonnener 
Willensstärke unter Nachlassen des anfänglich geübten 
Druckes, zu erziehen, bedarf der Ausgestaltung, wobei 
den vaterländischen Verhältnissen und der deutschen Eigen¬ 
art entsprechende Rechnung zu tragen ist. 


Die vorlänflge Entlassung. 

Die Beurlaubung geeigneter Strafgefangener zuni 
Behufe der Bewährung in bedingt gewährter Freiheit ist 
eine höchst schätzbare Einrichtung, M’^elche durch Siche¬ 
rung der erstrebten Besserungserfolge die Wirksamkeit 
eines rationellen Strafvollzuges zum Abschluss bringt. 

Das wird sie aber nur dann vermögen, wenn in 
richtiger Erkenntnis der ganzen Einrichtung und ihrer 
Beweggründe, aus denen heraus sie geschaffen ist, die 
einzelnen Fälle eine tunlichst eingehende Behandlung 
erfahren. 

Die gute Aufführung, wie sie der § 23 des Straf¬ 
gesetzbuches fordert, darf nicht allein ausschlaggebend 
sein. 

In den wegen vorläufiger Entlassung Gefangener an 
das Königliche Justizministerium zu erstattenden Berichten 
haben sich in Sachsen nach den hierüber bestehenden Vor¬ 
schriften die Anstaltsdirektionen über das Vorhandensein 
der nachstehenden Voraussetzungen auszusprechen: 

a) dass der Gefangene in der Anstalt sich gut ge¬ 
führt hat, 

b) dass der Gefangene Beweise der Besserung ge¬ 
geben hat, so dass er mit Hoffnung auf gesetz- 
mässige Lebensweise und auf das Wiedergewinnen 
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des Vertrauens seiner Umgebung beurlaubt werden 
kann, 

c) dass der Gefangene ein ausreichendes und seine 
guten Vorsätze unterstützendes Arbeitsunter¬ 
kommen gefunden hat. 

Wenn freilich die Möglichkeit, dass der Gefangene 
während der’ Strafzeit Beweise von Besserung geben könne, 
mit dem Schlagwort „Zuchthausfrömmigkeit“ und dem 
Hinweise auf vorgekommene Täuschungen, in Abrede 
gestellt wird, so verwirft man damit den, wie erwähnt, in 
dem progressiven Haftsystem liegenden glücklichen und 
nachabmungswerten Gedanken der Mitwirkung des Ge¬ 
fangenen, sowie die darauf gegründeten Einrichtungen. 

Täuschungen werden immer Vorkommen, die Gefängnis¬ 
beamten mögen eine Vorbildung genossen haben, welche 
sie wollen. 

Aber eben so gut, wie ein lebenserfahrener, menschen¬ 
kundiger Gefängnisbeamter, der treu und fleissig seines 
Amtes waltet, beispielsweise beim Lesen der Briefe, die 
von Gefangenen geschrieben worden sind, die Heuchel¬ 
briefe recht wohl von denen zu unterscheiden wissen wird, 
die den wahren Herzenszustand zum Ausdruck bringen, 
ebenso wird er auch, wenn es sich darum handelt, einem 
Gefangenen die Vergünstigung der bedingten Entlassung 
zuteil werden zu lassen, bei der Beurteilung aller dabei 
in Betracht zu ziehenden Verhältnisse nicht so leicht einer 
Täuschung unterliegen, und dies um so weniger, als ja in 
solchen Fällen nicht nur das Gutachten eines Beamten, 
sondern das aller derer gehört wird, die den Gefangenen 
näher zu beobachten Gelegenheit hatten. 

Einrichtungen zu treffen, die geeignet sind, um solchen 
Verurteilten Gelegenheit zu geben, das Mass ihrer wieder 
gewonnenen Charakterfestigkeit in gewährter grösserer 
Freiheit in der Bewegung, Zuteilung von Vertrauens¬ 
posten u. s. w. zu betätigen, ist in jeder Strafanstalt möglich. 

Nicht minder wichtig ist bei der Entscheidung, wenn 
es sich um Beurlaubung eines Gefangenen handelt, die 

Blätter far Gefincniskunde. XXXVII. 10 
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Frage nach dem Vorhandensein eines geeigneten, die guten 
Vorsätze unterstützenden Unterkommens. Es wird der 
Ermittlung eines solchen bei uns in Sachsen tunlichster 
Vorschub geleistet und um auch hierbei nicht Täuschungen 
ausgesetzt zu sein, die Beglaubigung der Unterschrift des 
Arbeitgebers durch die zuständige Polizeibehörde ver¬ 
langt, um das Verantwortlichkeitsgefühl des Dienstherrn 
zu stärken. 

Die vorläufige Entlassung, welche seiner Zeit auf 
Anordnung Sr. Majestät des Königs Johann in Sachsen 
eingeführt und dann durch die Bemühungen des hoch¬ 
verdienten Generalstaatsanwalts Dr. V. Schwarze in das 
Strafgesetzbuch aufgenommen worden ist, hat in Sachsen, 
wie wiederholt anerkannt worden ist, günstige Ergebnisse 
geliefert, sodass ihre Beibehaltung im Interesse eines 
rationellen, individualisierenden Strafvollzuges erwünscht 
ist, da sie bei verständiger, ihr Wesen erfassender Hand¬ 
habung auch segensreich wirken wird. 

Ich komme nun zu einer kurzen Besprechung der 

Deportation. 

Sie hat in Deutschland und unter den deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten noch nicht viel Anhänger und hat meist 
auf den Versammlungen, wo sie zur Sprache gebracht wurde, 
wie aut Gefängnis-Kongressen und Juristentagen eine ab¬ 
fällige Behandlung erfahren. 

Und doch bietet sie, besonders in der Zuweisung zu 
einer die Sehnen straffenden, die Muskeln spannenden, der 
Erschliessung unkultivierter Länderstrecken dienenden 
Arbeit, wozu noch der Kampf mit den Elementen, mit der 
Natur, den Witterungsbilden und mancherlei Ungemach, 
wie es jeder Tag mit sich führt, kommen, darin so wert¬ 
volle Momente, wie wir sie beim Strafvollzüge in den 
heimischen Anstalten der Natur der Sache nach nicht 
haben können. Es ist hier mehr rauhe Lebenswirklichkeit, 
aus der der Verurteilte kommt, die dann nach der Ent¬ 
lassung wieder auf ihn wartet. 
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Wenn von den Gegnern der Deportation immer auf 
die anderwärts damit gemachten üblen Erfahrungen hin¬ 
gewiesen wird, so ist dem gegenüber einzuhalten, dass 
diese Missgriffe zu einem guten Teile verschuldet waren 
durch nicht genügend sorgfältige Auswahl der zu Vei- 
schickenden, durch die nicht gehörig vorbereiteten Trans¬ 
porte und durch ungünstige klimatische Verhältnisse der 
Strafkolonie. 

Bei einem mit der Deportation von Gefangenen anzu¬ 
stellenden Versuche würden die Erfahrungen, die von 
anderen Staaten dabei gemacht worden sind, auszunutzen, 
die dort begangenen Fehler zu vermeiden sein. 

Aber dabei habe es auch sein Bewenden, keine 
sklavische Nachahmung. 
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Begleiterscheinungen, wie sie besonders für die arbeitende 
Klasse bei herannahendem Alter, bei Unfall, längerer 
Krankheit, Invalidität auftreten und damit verbunden sind, 
hatten wir auch kein Muster. Gewiss, der Arbeiter¬ 
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legung der deutschen Art und heimischen Verhältnisse, so 
ist es auch mit jener, je nach dem Stande ob Feind oder 
Freund, bewunderten, geneideten oder gefürchteten Ein¬ 
richtung, unserer grossartigen Wehrverfassung der Fall 
gewesen. 

Auch hier war die deutsche Sonderart zum Heile des 
Vaterlandes massgebend. 

Und so meinen wir, wie es bei der Schaffung und 
Ausgestaltung dieses Kampfesmittels, des einen gegen die 
mancherlei Not des Daseins — der Arbeiterversicherungs- 
Gesetzgebung — und des anderen gegen den äusseren 
Feind, — der Wehrverfassung gehalten worden ist, so 
möge es auch sein, wenn unter die vorhandenen Zucht- 
und Kampfesmittel gegen den inneren Feind, das Ver¬ 
brechertum, auch ein bisher noch nicht erprobtes, die 
Deportation, aufgenommen werden soll. 

Ich enthalte mich dabei des näheren Eingehens auf 
die unerlässlichen Voraussetzungen einer sorgfältigen Aus¬ 
wahl der zu Verschickenden, einer umsichtigen Ausführung 
der Transporte, einer richtigen Wahl der Strafkolonie nach 
ihren klimatischen Verhältnissen und beschränke mich auf 
den Vorschlag: 

Da die Deportation den einzelnen Strafzwecken in 
derselben Weise zu genügen vermag, wie die übrigen 
Freiheitsstrafen, ist ihre Aufnahme unter die letzteren 
empfehlenswert. 

Die der Deportation eigenen wertvollen, für die Er¬ 
reichung des Strafzweckes bedeutsamen Momente, finden 
sich auch noch bei einer anderen Einrichtung, nämlich 
bei den Arbeitskolonien im Mutterlande. Es liegen hierfür 
aus unseren beiden grossen Nachbarstaaten, aus Preussen 
und Oesterreich günstige Erfahrungen vor, welche beweisen, 
dass die Verwendung Gefangener bei Landeskulturarbeiten 
in disziplineller, sittlicher und gesundheitlicher Hinsicht 
überall da sich empfiehlt, wo es die Verhältnisse irgend 
gestatten. 
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Vorbedingung ist auch hier umsichtige Organisation 
des Unternehmens und sorgfältige Auswahl der Gefangenen. 

Bei dieser Einrichtung sowohl wie bei der Deportation 
wird es möglich sein, das seelendiätische Wort, dass Leib 
und Seele durch erschütternden Wechsel von Frost und 
Hitze, Lust und Qual gehärtet und gestählt werden, zu 
betätigen. 

Ein kurzes Wort über die 

Grösse der Anstalten. 

Nach einer früher erhobenen Forderung sollte eine 
Strafanstalt, das Prinzip der Individualisierung vorausgesetzt, 
nicht mehr als 300 Köpfe Bestand haben. 

Man ist später auf 400 und 600 hinauf gegangen. 

Es ist unbedenklich, eine weitere Erhöhung des Be¬ 
standes anzunehmen, wenn dies aus Betriebs- und Ver¬ 
waltungsrücksichten besonderer Art wünschenswert er¬ 
scheint oder beim Neubau von Anstalten sonst günstige Ver¬ 
hältnisse in Bezug auf Landerwerb ausgenutzt werden sollen. 

Voraussetzung ist dabei, dass dem Anstalts-Direktor 
ausser tüchtigen Geistlichen und Lehrern noch gut durch¬ 
gebildete Beamte in Gestalt von Anstaltsinspektoren zur 
Verfügung stehen, die in verschiedenen Punkten ständige 
Vertreter des Anstaltsvorstandes, diesen dadurch von einer 
Menge Detailarbeit entlasten, wodurch für die Oberleitung 
der Anstalt in sehr förderlicher Weise ein entsprechender 
Zeitgewinn entsteht. 

Bei einer auf der Grundlage des gemischten Systems 
erbauten Anstalt würden wir rechnen, dass die eine Hälfte 
der Gefangenen in einsamer Haft, die andere in Gemein¬ 
schaftshaft gehalten wird. 

Die Strafvollstreckung an jugendlichen Gefangenen. 

Von erwachsenen Gefangenen sind sie stets gesondert 
zu halten; am besten werden sie in eigenen, lediglich für 
sie bestimmten Anstalten untergebracht. 
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Neben strenger Zucht, anstrengender, natürlich dem 
Kräftezustande des Einzelnen angepasster Arbeit, hat hier 
hauptsächlich erziehliche Einwirkung und religiöse Unter¬ 
weisung, noch mehr wie bei dem Strafvollzüge an Er- 
w’achsenen eine auf Kenntnis der Individualität sich 
gründende Nacherziehung zu treten. 

Im Anschluss hieran ein Wort über die Zwangs¬ 
erziehung Minderjähriger. 

Die Erkenntnis, dass es als eine der vornehmsten 
Aufgaben des Staates zu betrachten sei, der Verrohung 
schon in ihren Anfängen entgegenzutreten, die gefährdete 
Jugend aus der verderblichen Umgebung, in der sie sich 
befindet, herauszureissen und gegen die ihr innew^ohnenden 
schlimmen Neigungen anzukämpfen, indem man sie einer 
geregelten, seelisch wie körperlich auf sie einwirkenden 
Erziehung unterwirft, bricht sich, wie die Begründung zu 
dem Entwürfe eines Gesetzes über die Erziehung Minder¬ 
jähriger und die auf den Landtagen daran geknüpften Ver¬ 
handlungen beweisen, immer mehr Bahn. 

Zu wünschen bleibt dabei, dass, wenn diese soziale 
Fürsorge für die Zukunft unseres Volkes, wie sie dadurch 
zum Ausdruck kommt, auch den beabsichtigten Erfolg 
haben soll, insbesonders die Unterbringung von Kindern 
verbrecherischer Eltern, möglichst zeitig erfolgt, ehe noch 
die schlimmen Eindrücke der Umgebung Zeit gewinnen, 
in der kindlichen Seele zu haften. 

Wie die Anstalten, in denen diese sittlich gefährdeten 
Kinder untergebracht werden sollen, einzurichten sind, ob 
daselbst mehr der militärische Zuschnitt vorherrschen soll, 
oder ob sich die Familien- und Gruppeneinteilung empfiehlt, 
kann hier unerörtert bleiben. 

Hier wie dort kommt es darauf an, dass von tüchtigen 
Beamten die bei keiner Organisation zu entbehrenden Er¬ 
ziehungsmittel, als religiöse Beeinflussung, guter Schul¬ 
unterricht, mannigfaltige Arbeit, Gewöhnung an Ordnung, 
Wohlanständigkeit und vor Allem an Gehorsam, gereicht 
werden. Finden sich Familien, deren Verhältnisse so liegen 
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dass eine sichere und zuverlässige Bewahrung eines sittlich 
gefährdeten Kindes daselbst gewährleistet ist, so wird sich 
diese Art der Unterbringung besonders empfehlen. 

Die Arbeit in den Anstalten und in den Familien wird 
zumeist nicht ohne Segen bleiben und manches Kind, das 
sonst dem Gewohnheits-Verbrechertum zufallen würde, ge¬ 
rettet werden. 

Damit ist der Uebergang zu den eigentlichen Feinden 
der Rechtsordnung und der menschlichen Gesellschaft ge¬ 
geben. 

Wenn hier nicht der Kampf von den dazu berufenen 
Faktoren mit aller Macht aufgenommen wird, so werden 
auch die hohen, Besorgnis erregenden Rückfallsziffern 
nicht verschwinden, die Klagen und Vorwürfe über Mängel 
und Erfolglosigkeit des Strafvollzuges nicht aufhören. 

Der Vorschlag, die Klasse von Verbrechern, die man 
gewöhnlich als Gewohnheitsverbrecher bezeichnet und die 
vorwiegend den rückfälligen Eigentumsverbrechern zuzu¬ 
zählen sind, möglichst bezw. am Besten auf Lebenszeit 
nach Verbüssung der zuerkannten Strafe in besonderen 
Zwangsarbeitsanstalten unterzubringen, ist schon zu wieder¬ 
holten Malen gemacht worden. 

Seine Ausführung würde allerdings im Laufe der Zeit 
in wirksamer Weise unter den Gewohnheitsverbrechern 
aufzuräumen imstande sein und würde den Hauptvorzug 
mit haben, dass der verbrecherische Nachwuchs sich eben¬ 
falls mit abmindern würde. 

Ist dieser Weg lebenslänglicher Einsperrung nicht 
gangbar, so würde an die Prüfung heranzutreten sein, ob 
die den Gerichten zur Verfügung stehenden Strafbefugnisse 
als ausreichend zu erachten sind oder ob zur Sicherung 
den Gewohnheitsverbrechern gegenüber höhere Strafen fest¬ 
zusetzen sein möchten. 

Nun fehlt es aber in Bezug auf die hier in Frage 
stehenden Verbrecher-Kategorien durchaus nicht an aus¬ 
reichenden Strafbefugnissen. 
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Wohl aber ist die Erfahrung zu machen gewesen, 
dass die in dem gewohnheitsmässigen Hange zum Verbrechen 
liegende Gemeingefährlichkeit nicht immer die entsprechende 
Berücksichtigung findet und von der Füglichkeit, harte 
Strafen in solchen Fällen zu erkennen, kein ausreichender 
Gebrauch seitens der Richter gemacht wird. 

Es könnte sonst nicht Vorkommen, dass den Gefängnis¬ 
strafanstalten immer und immer wieder eine nicht geringe 
Zahl von Individuen zugeführt wird, denen, vielfach zum 
Teil mit Zuchthaus vorbestraft, bei ihrer gewohnheits¬ 
mässigen verbrecherischen Tätigkeit die Wohltat mildernder 
Umstände zuteil wird. 

So ist vor Kurzem der mir unterstellten Anstalt ein 
Mann, 50 Jahre alt, zur Verbüssung einer Gefängnisstrafe 
von 8 Monaten, zugeführt worden, der bereits 28 Jahre 
8 Monate Zuchthausstrafe verbüsst hat. 

Er war insgesamt zehn Mal im Zuchthause zu Wald¬ 
heim detiniert gewesen, dort am 24. September 1902 wieder 
entlassen worden und hatte drei Wochen nachher, in straf¬ 
barem Rückfalle aus einer offenen Hausflur ein Fahrrad 
gestohlen. 

Die Einlieferungsschriften geben an der Stelle, welche 
die Vergehung behandelt, als Beweggrund an: Hang zu 
Diebereien. 

Die Fälle lassen sich leicht mehren. 

Dafern der wiederholt eröffnete Vorschlag, Gewohn¬ 
heitsverbrecher auf Lebenszeit nach Verbüssung der Strafe 
unterzubringen, nicht Aussicht auf Verwirklichung haben 
sollte, wird zur wirksameren Abwehr und Sicherung eine 
Bestimmung zu schaffen sein, wonach der Richter bei Rück¬ 
fällen an ein bestimmtes Strafmass gebunden ist, welches, 
um den beabsichtigten Erfolg tunlichst zu erreichen, Ge¬ 
wohnheitsverbrechern gegenüber möglichst hoch zu be¬ 
messen ist. 

In engem Zusammenhänge mit den gegen das Ge¬ 
wohnheitsverbrechertum zu ergreifenden Massnahmen steht 
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der Kampf gegen die professionsmässigen Bettier und 
Landstreicher. 

Hier gilt es Verminderung der kurzzeitigen Haft- 
und Gefängnisstrafen und dafür längere Detention in den 
Arbeitshäusern, aber nicht nur auf 3 oder 6 Monate, 
sondern auf die nach dem Gesetze zulässig längste Zeit, 
deren Erhöhung von 2 auf 5 Jahre in Erwägung zu ziehen 
sein würde. 

Das wird die Landstrassen von dem wüsten, zucht- 
und gottlos dahinlebenden Gesindel, auf dessen Konto so 
manches, zum Teil unentdeckte Verbrechen zu setzen ist, 
etwas säubern. 

Mildernde Umstände, um dies hier mit anzuschliessen, 
sind, wenn es sich bei der Strafausmessung handelt, 
insoweit Gewohnheitsverbrecher und notorische Vagabunden 
in Frage kommen, nicht anzunehmen. Bei den Ersteren 
kann insbesondere nicht die Geringfügigkeit des Objektes, 
oder der Umstand, dass es sich um einen Gelegenheits¬ 
diebstahl handelt, oder alsbaldiger Ersatz, woran der 
Dieb meist gar kein Verdienst hat, oder dass er in dem 
Werte des entwendeten Gegenstandes eine Täuschung 
erfahren hat, in Frage kommen. Es ist die dem Gemein¬ 
wohl gefährliche verbrecherische Neigung zu treffen und 
bei den meist dem Trünke ergebenen Vagabunden soll 
Trunkenheit, in der sie sich in den unflätigsten Ausdrücken 
gegen die Organe der Staatsgewalt ergehen, nicht als 
Milderungsgrund gelten. 

Es würde die Bestrebungen, wie sie unter der Mit¬ 
wirkung der Regierungen über die Bekämpfung des über¬ 
triebenen Älkoholgenusses allenthalben hervortreten, gewiss 
unterstützen, wenn Trunkenheit überhaupt nicht mehr als 
mildernde Umstände angesehen und deshalb eine Aende- 
rung des Strafgesetzbuches nach dieser Richtung hin in 
die Wege geleitet würde. 

Zur Zeit kommt es noch vor und mutet eigenartig 
an, dass in demselben Blatte, welches eine Aufzählung 
aller der Massnahmen enthält, die zur Bekämpfung über- 
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triebenen Alkoholgenusses getroffen werden, wie das Ver¬ 
bot an Gastwirte, Schankwirte und Branntweinhändler, an 
Personen unter 16 Jahren Branntwein zu verabfolgen, an 
Betrunkene und notorische Trunkenbolde geistige Getränke 
zu geben, das weitere Verbot, Branntwein in den frühen 
Morgenstunden auszuschänken und zu verkaufen, sowie 
die Empfehlung an die Staatsbehörden, alle die von Privaten 
ausgehenden Bestrebungen zur Bekämpfung der Trunk¬ 
sucht tunlichst zu fördern, Belehrung in den Volksschulen, 
Vorträge in den höheren Schulen, an diese Aufzählung 
sich der Bericht einer Gerichtsverhandlung schliesst, 
welcher bei Bekanntgabe der Strafe für ein Roheits- oder 
Sittlichkeitsverbrechen die Angabe enthält, dass bei der 
Strafabmessung mildernde Umstände angenommen worden 
seien, weil der Verurteilte sich zur Zeit der Tat in einem, 
durch übermässigen Genuss von Alkohol herbeigeführten 
Zustande grosser Erregung befunden habe. 

Von mildernden Umständen, die in zahlreichen Para¬ 
graphen des Strafgesetzbuches Erwähnung finden, an Er¬ 
schwerungsgründe zu denken, liegt nahe. 

So sucht man vergeblich im Strafgesetzbuche die 
Bestimmung, dass als Erschwerungsgrund gilt, wenn das 
Verbrechen an einem Sonn- oder Feiertage begangen 
worden ist. 

Es ist bekannt, wie ein grosser Teil der Bevölkerung, 
iusbesonders der jungen, von allen schützenden Beziehungen 
losgelösten Leute, ihre Sonn- und Festtage verbringt, wie 
viel Vergehen und Verbrechen auf Sonn- und Feiertage 
entfallen. 

Und hauptsächlich betrifft dies Roheitsvergehen aller 
Art in Gestalt von Körperverletzung, Sittlichkeitsverbrechen, 
Widerstand, Beleidigung von Beamten u. s. w. 

Hier einen Erschwerungsgrund zu schaffen, dass als 
solcher gilt, wenn das Verbrechen an einem Sonn- oder 
Feiertage begangen wird, dürfte angebracht sein. 

Ob solchenfalls eine angemessene Erhöhung der 
Freiheitsstrafe eintreten soll, oder ob bei an solchen 
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Tagen begangenen Vergehen und Verbrechen Neben¬ 
umstände, die sonst als mildernde Umstände in die Wag¬ 
schale fallen würden, dann keine Beachtung finden, oder 
ob eine der Strafschärfungen, wie sie der seinerzeitige 
Entwurf gegen die Unsittlichkeit vorsah, einzutreten haben 
würde, kann unerörtert werden. 

Es kommt im vorliegenden Falle darauf an, dass 
zum Ausdruck gelangt: „Wenn du Sonn- und Feiertags 
sündigst, wirst du strenger gestraft“. 

Ob die Aufnahme eines Erschwerungsgrundes für 
Sonntags-Verbrechen und -Vergehen die beabsichtigte 
Wirkung haben, erziehlich einwirken würde?!. 

Ich denke hierbei an das Institut der mildernden 
Umstände, welches beispielsweise für das Königreich Bayern 
völlig neu war, dessen Strafgesetz vom Jahre 1861, das 
dem Reichsstrafgesetzbuche im Jahre 1872 weichen musste, 
davon nichts enthielt. 

Jedermann weiss, wie diese Einrichtung sich in der 
Praxis gestaltet hat, wie die Anwendung eine ausser¬ 
ordentliche Vielseitigkeit zeigt und wie rasch Kenntnis 
davon und Verständnis in gewisse Schichten gelangt sind. 

Man erinnert sich des Bildes in den fliegenden Blättern, 
wo sich der Naz und der Seppel in eine Schänke ver¬ 
fügen, um sich „mildernde Umstände“ anzusaufen. 

Versuchen wir es doch einmal zur Abwechslung nicht 
mit dem Ausbau der mildernden Umstände, sondern mit 
der Aufnahme eines Erschwerungsgrundes und sorgen wir 
dafür, dass auch dieser bald einen Platz in der Vorstellung 
der Menge erhält. 

Nahe der Frage nach der Schaffung eines Erschwerungs¬ 
grundes liegt die andere, ob nicht bei gewissen Delikten, 
wie Roheitsverbrechen aller Art, Beleidigungen u. s. w. 
Strafschärfungen eintreten möchten? 

Ich nehme keinen Anstand, sie zu bejahen, unter der 
Einschränkung, dass sie nur bei kurzzeitigen Strafen, die 
wie schon einmal erwähnt, möglichst intensiv gestaltet 
werden müssen, einzutreten haben. 
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Ob solchenfalls eine angemessene Erhöhung di.. 
Freiheitsstrafe eintreten soll, oder ob bei an solche i 
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Bei längeren Freiheitsstrafen kommen, wie ebenfalls 
schon betont, andere Momente in Frage, die in ihrer 
(rewichtigkeit gesetzlich bestimmte Strafschärfungen nicht 
rätlich erscheinen lassen. 

In einzelnen dazu veranlagten Fällen wird, wo es 
nötig ist, ein verständig geleiteter Strafvollzug hier schon 
selbst in der Lage sein, das Erforderliche, um die Strafe 
empfindlich zu machen, eintreten zu lassen. 

Welcher Art die bei kurzzeitigen Strafen und gewissen 
Vergehen einzuführenden Schärfungen sein sollen, kann 
füglich unerörtert bleiben; es wird nur der Aufstellung 
der Forderung bedürfen, dass sie in näher zu bezeichnen¬ 
den Fällen einzutreten haben. 

Im Jahre 1891, als die durch den Heinze'schen 
Mordprozess an’s Licht getretenen Abscheulichkeiten die 
Empörung überall gross war, wurde allenthalben im Lande 
das Verlangen nach Wiedereinführung der körperlichen 
Züchtigung für Roheitsverbrechen laut. 

Was die Beleidigungen anlangt, so würde die Forderung, 
hier mit höheren Strafen einzusetzen, gewiss auf Zustimmung 
zu rechnen haben. 

Die zur Zeit dafür festgesetzten Strafen erscheinen 
gegenüber dem Unheil, welches der Ehrabschneider an¬ 
richtet, durch dessen üble Nachrede Lebensglück und 
Seelenfrieden zerstört oder vernichtet werden, zu gering, 
umsomehr, als dabei stets Beweggründe gemeinster Art 
mitspielen. 

Zudem geschehen die Angriffe zumeist feiger Weise 
aus dem Hinterhalte und es ist bekanntlich meist mit 
grossen Schwierigkeiten verbunden, den Verleumder zur 
Rechenschaft zu ziehen und ihn, das gilt hier mit vollem 
Rechte, der wohlverdienten Strafe zuzuführen, die nur 
freilich zumeist keine angemessene Sühne in sich schliesst 
und das Letzte um so weniger, wenn der Angriff^ auf die 
Ehre durch die Presse begangen wird, also eine grosse 
Vervielfältigung findet. 
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Mag in weiten Schichten der Bevölkerung die Gesund¬ 
heit als bestes Gut gepriesen werden, mag Viele ein 
Eingriff in ihre Vermögensrechte besonders empfindlich 
treffen, für den ehrliebenden Mann bedeutet ein Angriff 
auf seine persönliche Ehre oder die seines Hauses, seiner 
Familie, einen Griff an’s Herz, einen Stoss in’s Herz. Zur 
Zeit trägt die Art der Sühne dem nicht Rechnung. 

Ich kann mich zur Begründung dieser Behauptung 
auf den Erlass des preussischen Herrn Justizministers vom 
16. November 1897 berufen, gerichtet an die Staatsanwalt¬ 
schaften auf Grund eines Beschlusses des Reichstages vom 
21. April 1896, wonach die verbündeten Regierungen zu 
ersuchen waren, mit allen zu Gebote stehenden Mitteln 
dem mit den Strafgesetzen in Widerspruch stehenden 
Duellwesen mit Entschiedenheit entgegenzutreten. 

In dem genannten Erlasse ist im Eingänge zunächst 
bemerkt, dass die in letzter Zeit häufig vorgekommenen 
Duelle mit teilweise tötlichem Ausgange in der Bevölkerung 
eine tiefgehende Erregung hervorgerufen hätten und dass 
vielfach das Verlangen nach einer Verschärfung der den 
Zweikampf betreffenden Strafgesetze laut geworden sei. 

Der Vorwurf ungenügender Ahndung, so fährt der 
Erlass fort, trifft jedoch, soweit er berechtigt ist, weniger 
das geltende Gesetz, als dessen Handhabung. 

Nach einer Aufzählung der den Zweikampf betreffen¬ 
den Gesetze und der darin enthaltenen Strafandrohungen, 
welche im Höchstmasse, je nach der Sachlage bis zu 5 
und 15 Jahren steigen, heisst es weiter: Von den Gerichten 
wird in den weitaus meisten Fällen nur auf die zulässigen 
Mindeststrafen erkannt. Erhebliche Ueberschreitungen der 
Letzteren kämen nur vereinzelt vor, Fälle, in denen die 
Höchststrafen verhängt worden seien, seien nicht bekannt 
geworden. 

Es könne nicht bezweifelt werden, dass diese milde 
Praxis zur Vermehrung der Duelle beigetragen habe. 

Nachdem sich ergeben habe, dass diese milde Auf¬ 
fassung nicht mehr durch das öffentliche Rechtsbewusstsein 
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getragen werde, sei von den verbündeten Regierungen die 
Erklärung abgegeben worden, den Gesetzen auf dem 
Gebiete des Duellwesens in allen Kreisen der Bevölkerung’ 
Achtung und Befolgung zu sichern, und dass Mittel gesucht 
werden müssten, solche Sicherung wirksamer als bisher 
zu erreichen. 

Für die Beamten der Staatsanwaltschaft erwachse 
hieraus die Pflicht, bei noch vorkommenden Uebertretungen 
der Duellgesetze auf eine nachdrückliche Anwendung der 
letzteren hinzuwirken. 

Nachdem der Erlass die für die Anwendung niedriger 
Strafen angeführten Gründe erwähnt, fährt er fort: 

In engem Zusammenhänge mit dem Umsichgreifen des 
Duellwesens steht die Frage, ob die bestehenden Ein¬ 
richtungen genügen, gegen Ehrverletzungen einen wirk¬ 
samen Schutz im Wege des gerichtlichen Verfahrens zu 
gewähren. 

Auch diese Frage ist bei den Verhandlungen im Reichs¬ 
tage erörtert und von den Vertretern fast aller Parteien 
vereint worden. 

Die Strafandrohungen des Strafgesetzbuches bleiben 
in ihrer Höhe, insbesondere was die Geldstrafen und Bussen 
anlangt, hinter denjenigen anderer Länder erheblich zurück. 
Von ihrer Anwendung gilt aber dasselbe, was oben von 
den Duellstrafen gesagt ist. 

Es kann nicht befremden, dass Jemand, der sich oder 
seine nächsten Angehörigen in der Ehre schwer gekränkt 
sieht, in der regelmässig erst nach Monaten erfolgenden 
Verurteilung des Beleidigers zu einer geringen Geldstrafe 
eine angemessene Sühne nicht erblickt. 

Der Erlass rügt weiter die über die Absicht des Gesetz¬ 
gebers vielfach weit hinausgehende Praxis, den Wahrheits¬ 
beweis bei Beleidigungen nicht nur für die behauptete 
korrekte Tatsache, sondern auch für andere, damit nicht 
zusammenhängende Tatumstände aus dem Vorleben des 
Beleidigten zuzulassen, welche etwa zur Entschuldigung 
des Beleidigers dienen können, wodurch nicht selten der 
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Beleidigte in die Lage versetzt werde, seine ganze Ver¬ 
gangenheit einer peinlichen Untersuchung nach irgend 
welchen ihm zum Vorwurfe gereichenden Handlungen unter¬ 
zogen zu sehen. 

Während ferner von dem Beleidiger billigerweise ver¬ 
langt werden könne, dass er für die von ihm behaupteten 
oder verbreiteten Tatsachen den sofort bereiten Beweis 
zur Hand habe, seien die Fälle keineswegs vereinzelt, in 
denen mit Erfolg der Versuch unternommen werde, erst 
das Strafverfahren zur Herbeischaffung der dem Beleidiger 
gar nicht bekannt gewesenen oder nicht zu seiner Ver¬ 
fügung stehenden Beweismittel zu benutzen. 

Dem Berufe der Staatsanwaltschaft entspreche es, 
innerhalb ihres Wirkungskreises solchen Missbräuchen nach¬ 
träglich entgegenzutreten und dahin zu wirken, dass Be¬ 
leidigungen nach Massgabe ihrer Schwere eine fasche und 
empfindliche Sühne finden. 

Soweit der Erlass. 

Für den Zweck dieser Zeilen ist daraus zu entnehmen, 
dass auch bei der Verhängung von Strafen gegen die Duell¬ 
gesetze, die Richter keinen Gebrauch von der ihnen zu¬ 
stehenden Befugnis, auf harte Strafen zu erkennen, machen, 
sondern sich auch hier in der Nähe des angedrohten 
Mindestmasses halten. 

Es geht ferner daraus hervor, dass die gegenwärtigen 
Strafandrohungen, wenn es sich um Ehrverletzungen handelt, 
in ihrer Höhe nicht genügen, um einen wirksamen Schutz 
zu gewähren, woraus sich die weitere Folgerung giebt, 
bei Neubearbeitung des Strafgesetzbuches darauf ent¬ 
sprechende Rücksicht zu nehmen und die Strafandrohungen 
um so höher zu normieren, als es sich um ein besonders 
hoch bewertetes Gut handelt. 

Endlich aber ist die Annahme nicht ungerechtfertigt, 
dass das Strafensystem in der Hauptsache bei Ausführungen 
von Reformen in einzelnen Punkten den zu stellenden An¬ 
forderungen entspricht, wenn, den Vollzug der Freiheits¬ 
strafen anlangend, die kurzzeitigen in den gegebenen 
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Fällen durch Einführung von Schärfungen intensiver ge¬ 
staltet werden und, was nicht minder wichtig, die Richter 
von der Füglichkeit, den Gewohnheitsverbrechern gegen¬ 
über auf möglichst hohe Freiheitsstrafen zu erkennen, auch 
ausgiebigen Gebrauch machen. Ist nach den bisherigen 
Erfahrungen über die geübte Praxis der Strafgerichte dazu 
nicht viel Aussicht, so wird der andere Weg, gesetzlich 
festgelegter und tunlichst hoch bemessener Strafmasse bei 
Gewohnheitsverbrechen, zu beschreiten sein. 

Die beängstigenden Rückfallsziffem werden ver¬ 
schwinden, wenn der bisherigen Gepflogenheit der Zu¬ 
erkennung kurzer Zuchthausstrafen bei gleichen Vergehen, 
untermischt mit kurzen Gefängnisstrafen, sowie es sich um 
Gewohnheitsverbrecher handelt, durch Einführung erhöhter 
Rückfallsstrafen, zu deren Anwendung die Richter gesetz¬ 
lich genötigt sind, ein Riegel vorgeschoben wird. 

Auch dem Strafvollzüge, der der Natur der Sache 
nach vielfach rückfälligen, zu verhältnismässig kurzen 
Freiheitsstrafen verurteilten Verbrecher, so gut wie wirkungs¬ 
losbleibt, wirdeine solche Gestaltung wie die vorgeschlagene, 
zu Gute kommen, und so mancher Vorwurf, der eigentlich 
schon jetzt billigerweise nicht auf sein Konto gesetzt werden 
konnte, wird dann verstummen. 

Ein anderer Punkt, an welchem ebenfalls die bessernde 
Hand zu legen nötig erscheinen dürfte, betrifft die 

Strafmündigkeitsgrenze. 

Nach dem deutschen Reichsstrafgesetzbuche beginnt 
die kriminelle Strafmündigkeit mit dem 12. Lebensjahre. 

Ist nun aber die sittliche und geistige Ausbildung 
eines Kindes bis zum 12. Lebensjahre soweit gefördert, so- 
dass daran die folgenschwere Strafmündigkeit geknüpft 
werden kann? 

Es wird gewiss Verhältnisse geben, welche den Ein¬ 
tritt der zur Erkenntnis der strafbaren Handlung erforder¬ 
lichen Einsicht beschleunigen oder auch verzögern, wobei 
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es nur des Hinweises auf die gewitzten Grossstadtkinder 
bedarf, die sich schon in ihrer äusseren Haltung und in 
ihrer Art zu sprechen und zu urteilen, von der Art der in 
weltfernen Dörfern aufwachsenden Jungen und Mädchen 
unterscheiden. 

Aber im allgemeinen wird man doch gut tun, sich 
bezüglich der kriminellen Strafmündigkeit an die Dauer 
des Volksschulunterrichts zu halten, der in den deutschen 
protestantischen Ländern bis zum vollendeten 14., in den 
katholischen teilweise bis zum vollendeten 13. Lebensjahre 
währt. 

An diese Festsetzung der Altersgrenze, die dobh 
sicherlich auf Grundlagen, Erfahrungen und den zuständigen 
Urteilen von bewährten Fachleuten beruht, hat man sich 
auch in dem Gesetzentwurf über die Beschäftigung von 
Kindern in gewerblichen Betrieben ausserhalb der Fabriken 
gehalten und hat sich bei dem Verbot gewisser Be¬ 
schäftigungen leiten lassen von der Rücksicht auf den 
jugendlichen Organismus, dass dieser nicht in seiner Ent¬ 
wickelung gehemmt oder geschädigt werde imd dass nicht 
in sittlicher Hinsicht Beschädigungen eintreten. 

Von diesen Gesichtspunkten sollte auch eine künftige 
Bestimmung des Strafgesetzbuches ausgehen und die Alters¬ 
grenze für die Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr 
hinaufrücken. 

Kinder gehören nicht vor Gericht; sie gehören auch 
nicht in die Gefängnisse. 

Handelt es sich um ein sonst gut geartetes Kind aus 
geordneten Familienverhältnissen, gleichviel welchem Stande 
die Eltern angehören, das, vielleicht verführt, einmal einen 
schlimmen Streich ausführt, der es, wenn die Voraussetz¬ 
ungen der Gesetzes-Paragraphen bei ihm zutreffen, ins 
Gefängnis führt, welche Schädigung in köperlicher und 
sittlicher Beziehung kann dies im Gefolge haben, wozu noch 
tritt der nicht wegzutilgende, im späteren Leben überall 
hindernd auftretende Makel der gerichtlichen Bestrafung! 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVIl. H 
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Kommt aber ein Kind in Betracht, welches, in ver¬ 
wahrlosten Verhältnissen lebend, zum Betteln oder Stehlen 
angehalten wird, Schläge erhält, wenn es nichts mit heim 
bringt, so verliert hier eine erkannte Freiheitsstrafe nicht 
nur jeden Schrecken, sondern sie wird, zumal ohne 
Schärfung vollzogen, ein Anreiz. 

Hier findet solches Kind, was ihm zu Hause nicht 
geböten ist, Ordnung, Reinlichkeit, eine richtige Lager¬ 
stätte, zu den geordneten Zeiten schmackhaftes Essen, 
dazu ernste, wohl auch freundliche Zusprache, auch ein 
gutes Buch zum Lesen, bei rauher Witterung Schutz vor 
deren Unbilden. 

Die Scheu vor der Strafe wird um so weniger haften, 
wenn sie etwa noch in Gemeinschaft mit anderen verbüsst 
worden ist und die Erzählungen solcher aus dem Gefängnis 
zurückgekehrten Kinder können in manches bisher unver¬ 
dorbene Gemüt den Keim verbrecherischen Triebes legen. 

Es möchte hier Wandel geschaffen und eine Bestim¬ 
mung geschaffen werden, welche die Altersgrenze für die 
Strafmündigkeit auf das 14. Lebensjahr hinaufrückt. 

Begehen Kinder eine Gesetzwidrigkeit, bei welcher 
nach dem jetzigen Rechte eine Freiheitsstrafe einzutreten 
haben würde, so wird die Ahndung der Schule oder dem 
Hause oder beiden zugleich überlassen. 

Reicht nach der Art des Vergehens eine solche dis¬ 
ziplinarische Massregelung nicht aus, dann treten die Be¬ 
stimmungen der Zwangserziehung in Kraft. 

Nur angedeutet möge hier sein, ob nicht in einem 
neuen Reichsstrafgesetzbuche der Begriff der kriminel- 
listischen Zurechnungsfähigkeit auf der einen Seite in An¬ 
lehnung an die Dauer der Schulpflicht, andererseits bis zu 
dem Zeitpunkte, mit welchem der Staat die Ableistung der 
Wehrpflicht von der männlichen Jugend fordert, ausgedehnt 
werden könnte, so dass der § 57 dann lauten würde: 

„Wenn ein Angeschuldigter, welcher zu einer 
Zeit, als er das vierzehnte, aber nicht das zwan¬ 
zigste Lebensjahr vollendet hatte, eine strafbare 
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Handlung begangen hat, bei Begehung derselben 
die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche 
Einsicht besass, u. s. w.** 

Die Frage ist wohl berechtigt, ob die jugendliche 
Person, wenn sie heute das 18. Lebensjahr vollendet hat 
und sich morgen eine Handlung zu Schulden kommen lässt, 
die mit dem Tode, lebenslänglicher oder langwieriger Frei¬ 
heitsstrafe bedroht ist, eine so in geistiger wie sittlicher 
Beziehung andere geworden ist, dass es gerechtfertigt 
scheint, sie mit der vollen Schwere des Gesetzes zu treffen? 

Mit der Einstellung in die Armee treten an den jungen 
Mann Pflichten heran und werden, zumal in ernsten, be¬ 
wegten Zeiten, Anforderungen gestellt, wie es in dem bis¬ 
herigen Verhältnis, mag er bis dahin Schüler einer höheren 
Bildungsanstalt oder als Gehilfe in einem Gewerbegeschäfte 
oder als Arbeiter tätig gewesen sein, nicht im Entferntesten 
der Fall war. 

Nun könnte ja der Einw^and erhoben w^erden, dass da 
jedes Kind schulpflichtig ist, darin eine gewisse Berechtig¬ 
ung liege, die Altersgrenze der strafrechtlichen Verfolg¬ 
barkeit auf das 13. bezw. 14. Lebensjahr, zu w^elchem Zeit¬ 
punkte das Ziel der Volksschule als erreicht angesehen 
wird, festzusetzen, während andererseits nicht jeder Soldat 
werde, von dem weiblichen Geschlecht, was hier nicht in 
Betracht komme, ganz zu schweigen. 

Es ist dem entgegenzuhalten, dass, sowie hier nicht 
jeder seiner Wehrpflicht genügen kann, bei der Schulpflicht 
auch nicht jeder das Ziel, welches sich die Volksschule 
in Bezug auf religiöse, sittliche und geistige Ausbildung 
setzt, erreicht und so manche ihr Leben lang als minder¬ 
wertig gelten. 

Die Anlehnung an zwei so hochbedeutsame Ein¬ 
richtungen, wie die allgemeine Schul- und die allgemeine 
Wehrpflicht würde aber bei der vorgeschlagenen Aenderung 
der Altersgrenze nach den beiden Seiten hin das Element 
des Willkürlichen aus der Bestimmung hinwegnehmen und 
dem Entwiekelungsgange, wie er sich noch vom 18. bis 

11 * 
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20. Lebensjahre vollzieht, gebührend Rechnung tragen; 
für das weibliche Geschlecht eine Ausnahme zu machen, 
liegt kein Grund vor. 

Von der Behandlung der Frage der Strafmündigkeit 
bis zu der über den 

bedingten Strafaufschub 

überzugehen liegt um so mehr nahe, als nach den Grund¬ 
sätzen, welche die Regierungen derjenigen Bundesstaaten, 
in denen Vorschriften über die Bewilligung bedingten Straf¬ 
aufschubes zu Gunsten gewisser Personen bestehen, ver¬ 
einbart haben, unter 1. bemerkt ist, dass von dem bedingten 
Strafaufschübe vorzugsweise zu Gunsten solcher Ver¬ 
urteilter Gebrauch gemacht werden soll, die bei Begehung 
das 18. Lebensjahr nicht vollendet hatten. 

Mit der bedingten Verurteilung werden moralische 
und soziale Ziele angestrebt, sodass deren Aufnahme, gleich 
wie es mit der vorläufigen Entlassung geschehen ist, im 
Strafgesetzbuche erwünscht ist. Diese Wirksamkeit hängt 
in erster Linie davon ab, dass sie in allen den Fällen und 
gegenüber den Personen angewendet wird, wo Grund zu 
der Annahme vorliegt, dass der Straferlass von besonderer 
Einwirkung ist. Wenn ich bei Besprechung der einzelnen 
Strafarten bemerkt habe, dass ich mich an die Einteilung 
des Reichsstrafgesetzbuches halte, so will ich dabei sogleich 
anschliessen, dass ich nicht zu den Anhängern des zwei¬ 
gliedrigen Strafensystems, wofür ja viel und gewiss auch 
berechtliche Gründe ins Feld geführt werden, gehöre, 
sondern der Meinung bin, dass es rätlich erscheint, die 
Zuchthausstrafe, mit der im Rechtsbewusstsein des Volkes 
und in der öffentlichen Meinung der Charakter der schwersten 
Strafe entehrenden Charakters verbunden wird, bestehen 
zu lassen. 

Dagegen würde es aus Gründen der Billigkeit und 
Gerechtigkeit sich empfehlen, wenn unter den zu Zuchthaus¬ 
strafe Verurteilten eine Sonderung vorgenommen würde. 
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sodass entweder räumlich getrennt in derselben Anstalt, 
oder in besonderen Anstalten untergebracht win den: 

1. Alle die noch in jugendlichem Alter stellenden, 
d. h. Solche, die in Berücksichtigung der jetzigen 
Altersgrenze des § 57, das 21. Lebensjalir noch 
nicht vollendet haben, oder wenn die Altersgrenze 
bezüglich der Strafmündigkeit hinaufgescboben 
wird, die, welche bei der Verurteilung das 2.'). Lebens¬ 
jahr noch nicht erreicht haben, 

2. die, welche noch keinerlei Vorstrafen erlitten haben, 

3. die Verbrecher aus Leidenschaft, 

4. die von den Militärgerichten Eingelieferten, 

5. diejenigen, denen die bürgerlichen Ehrenreclite 
nicht aberkannt sind. 

Diese Kategorien würden, je nach den Grössen- und 
sonstigen Verhältnissen des einzelnen Landes in gesonderten 
Anstalten, oder wenn mit den Gewohnheitsverbrechern in 
einer Anstalt vereinigt, doch von diesen getrennt zu 
halten sein. 

Eine ähnliche Unterscheidung würde, je nach den 
Beweggründen beim Vergehen und ob diese einer unehren¬ 
haften und gemeinen Gesinnung entspringen, bei den zu 
Gefängnisstrafe Verurteilten zu machen sein. 

Die Frage, ob auch für den Fall der Begründung 
eines merkbaren Unterschiedes im Strafgesetzbuche es 
möglich sei, diesen auch bei dem Vollzüge der beiden 
Strafen in erkennbarer oder empfindlicher Weise zum 
Ausdruck zu bringen, ist zu verneinen. 

Es kämen dabei, wollte man wirklich den \'ersueh 
machen, abgesehen von den, je nach der Str.iltat mehr 
oder weniger zu gewährenden Vergünstigungen in Fi nge, 
die Disziplin, die Arbeit und die Beköstigung. 

Die Disziplin soll aber in allen Strafhüusern eine 
strenge sein; es würde nicht angängig sein, zmn.il bei der 
Bevölkerung der Gefängnisstrafanstalten, hier ein milderes 
Regiment zu führen. 
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Die Arbeit. — Gearbeitet werden soll in allen den 
Anstalten, in denen Freiheitsstrafen vollzogen werden, 
möglichst viel, möglichst fleissig! 

Die Zuteilung zur Beschäftigung soll unter gehöriger 
Berücksichtigung der Persönlichkeit des Gefangenen 
erfolgen. 

Die Arbeit, eines der wirksamsten Erziehungsmittel, 
darf keine Strafarbeit sein, die erbittert und die Bestrebungen 
des Strafvollzuges beeinträchtigt, den Erfolg in Frage 
stellt. 

Die Beköstigung. — Den Gefangenen soll in der 
Regel nur das gewährt werden, was zur Erhaltung der Ge¬ 
sundheit des Lebens und ihrer Arbeitsfähigkeit notwendig ist. 

Unter dieses Mindestmass würde man also im Zucht¬ 
hause, sollen nicht ernste Schädigungen entstehen, nicht 
herabgehen können. 

Um einen Unterschied zwischen den beiden Strafen, 
Zuchthaus und Gefängnis hier zu machen, sodass in letz¬ 
terem die Kost eine bessere oder reichlichere sei, würde 
nicht ohne Bedenken sein und könnte unter Umständen 
den gewiss nicht beabsichtigten Erfolg einer Sehnsucht 
nach den Fleischtöpfen des Gefängnisses hervorrufen und 
dem ohnehin nur schwer zu bekämpfenden Urteile, dass 
die Gefangenen es zu gut hätten, neue Nahrung zu¬ 
führen. 

Hierzu noch ein Wort über die Disziplin in den 
Strafanstalten. 

Ich knüpfe auch dabei wieder an den Vergleich 
bezüglich der Tätigkeit des Arztes und des Strafvollzugs¬ 
beamten an. 

Jeder Fall soll nach seiner Eigenart behandelt werden 
und um dies tun zu können, müssen auch die zur Ver¬ 
fügung stehenden Mittel mancherlei Art sein, beginnend 
mit dem einfachen Verweise, übergehend zur Entziehung 
von Vergünstigungen, fortschreitend zur Einsperrung mit 
den zulässigen Schärfungen und schliesslich als schärfstes 
Strafmittel die körperliche Züchtigung. 
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Auf die möglichst häufige Anwendung dieses schärf¬ 
sten Strafmittels wird kein Gewicht zu legen sein. Im 
Gegenteil ist zu fordern, dass bei ihrer Zuerkennung mit 
der grössten Peinlichkeit in der Abwägung aller dabei in 
Betracht zu ziehenden Verhältnisse und Umstände ver¬ 
fahren wird und dass sie überhaupt auf die Fälle beschränkt 
bleibt, wo der Fall an sich oder die Persönlichkeit des 
Schuldigen, oder beide zusammen, eine ganz besondere 
Ahndung erheischen. 

Dass beim Vollzüge selbst alle Schutz- und Vorsichts- 
massregeln angewendet werden, umGesundheitsschädigungen 
oder etwaige Willkür nach Möglichkeit auszuschliessen, 
ist eine selbstverständliche Forderung. 

Dass dieses Strafmittel auch in den Gefängnisstraf¬ 
anstalten zur Verfügung steht, ist höchst erwünscht. 

Schon die Füglichkeit der Androhung und die Mög¬ 
lichkeit der Vollstreckung wird sich heilsam erweisen. 

Für die aus den Gressstädten und den Mittelpunkten 
der Industrie kommende Brut, verhetzt, durchwühlt, zucht- 
und gottlos, immer geneigt, rasch zum Messer zu greifen, 
mit den unflätigsten Redensarten der Polizei und Allem 
was Autorität heisst gegenüber rasch zur Hand, muss es 
im Strafhause und zwar auch im Gefängnisse, und zwar 
gleich viel, ob die Ehrenrechte aberkannt sind oder nicht, 
ein Mittel geben, das diesen Individuen in empfindlichster, 
eindringlichster Weise gegebenenfalls zum Bewustsein 
bringt, dass sie sich an einem Orte befinden, an welchem 
eiserne Zucht herrscht und Aeusserungen von Unbot- 
mässigkeit und Roheit gebührende Ahndung finden. Wird 
der Stock nicht gebraucht, desto besser für den Direktor 
wie für den Gefangenen. 

Am Strafen und besonders an der Verhängung und 
Ausführung solcher Strafen, wie die körperliche Züchtigung 
es ist, hat ohnehin Niemand Freude. 

Aber, wie der Arzt zum Messer und zum Eisen greift, 
schneidet und brennt, so bedarf es auch für den Straf- 
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vollzugsbeamten eines Mittels, das noch immer in der 
Meinung des Volkes zu den drastisch wirkenden gehört. 

Als die Strafe der körperlichen Züchtigung unter 
gewissen Beschränkungen in Sachsen auch in den Männer- 
Gefängnisstrafanstalten zulässig war, hat die den Landes-, 
Straf- und Korrektionsanstalten Vorgesetzte Oberbehörde, 
das Königliche Ministerium des Innern, ausdrücklich darauf 
hingewiesen, dass die Anwendung dieses schwersten Straf¬ 
übels auf besonders schwere Fälle beschränkt bleiben 
solle, weil sonst, wie es in rechter Würdigung und Er¬ 
kenntnis der Menschennatur weiter heisst, die Gefahr nahe 
liege, dass durch zu häufige Anwendung gerade des 
schwersten Strafmittels, leicht dessen Wirksamkeit im all¬ 
gemeinen beeinträchtigt werden könne. 

Insoweit die Disziplin überhaupt und die Art der 
Disziplinarstrafen, sowie ihre richtige Anwendung ein be¬ 
deutsames Moment beim Strafvollzüge bildet, wird dies 
wesentlich erhöht, wenn die Füglichkeit besteht, gegebenen 
Falles auch mit der Strafe der körperlichen Züchtigung 
einzugreifen. 

Ich wende mich nun zur 

Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 

beziehentlich zu der aus den Grundsätzen über Voll¬ 
ziehung gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen in die 
Hausordnungen übergegangenen Bestimmung, dass die 
Gefängnissträflinge, soweit sie im Besitze der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte sich befinden und zuvor weder eine 
Zuchthaus-, noch eine 2 Wochen übersteigende Gefängnis¬ 
strafe, noch eine geschärfte, auf Grund von § 361, 3—8 
des Strafgesetzbuches erkannte Haftstrafe verbüsst 
haben, nach Möglichkeit von Gefangenen anderer Art zu 
sondern sind. 

Soll der Verlust oder Besitz der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte als Massstab für die fernere Behandlung des Ver¬ 
urteilten in der Strafanstalt gelten, sodass sogar damit 
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eine Absonderung von anderen Gefangenen verbunden ist, 
so hat dies zur Voraussetzung, dass von der Befugnis, 
überall, wo es nach den gesetzlichen Bestimmungen zu¬ 
lässig ist, auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu 
erkennen, ein Gebrauch gemacht werde, der davon Zeugnis 
ablegt, dass nicht nur die Tat bei dem Ausspruche der Strafe 
in’s Auge gefasst worden ist, sondern dass auch auf den Grad 
der sittlichen Schuld, die Ausführung bei der Tat, die Be¬ 
weggründe bei der Tat, die gesamte Persönlichkeit des An¬ 
geschuldigten, gebührend Rücksicht genommen wird. 

Hinzutreten muss weiter die Füglichkeit, auch bei 
anderen Vergehen, insbesondere bei Beleidigungen, auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen. 

Zwei Fälle aus der meiner Leitung unterstellten An¬ 
stalt, die sich leicht häufen lassen würden, mögen gegen¬ 
über gestellt sein. 

Ein Kaufmann N., wegen Beleidigung zu 6 Monaten 
Gefängnisstrafe verurteilt, nicht Vorbestraft. 

Die Beleidigung war darin gefunden worden, dass N. 
einem früheren Geschäftsteilhaber und dessen Ehefrau, 
Monate hindurch in zahlreichen Fällen Briefsendungen mit 
der Post hatte zugehen lassen, welche mit Menschenkot 
bestrichene Zettel enthielten. 

Unter der Rubrik: Charakter und sittlicher Zustand 
w'ar bemerkt: 

„Niedrige und gemeine Gesinnung“. 

Bei den Strafabmessungsgründen war angeführt: 

„Zu Ungunsten die grosse Niedrigkeit und Gemein¬ 
heit der Gesinnung“. 

Und doch konnte zu einer Aberkennung der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte nicht gelangt werden, weil sie die Be¬ 
leidigungsparagraphen überhaupt nicht zulassen. 

Ein anderer besonders krasser Fall: 

Von Mitte April 1897 bis Februar 1900 hatte der 
Strumpfwirker N. 34 anonyme Briefe und Postkarten 
geschrieben, die von niederträchtigsten Verleumdungen und 
Beleidigungen strotzten. 
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Die Folge war, dass ein Verlöbnis sich löste und der 
Vater des verleumdeten Mädchens durch die fortgesetzten 
Aufregungen schwer gelitten hatte. 

Strafe: 1 Jahr, 3 Monate, — Beleidigung nach §§ 185, 
186, 195, 74 Str -G.-B. Ohne Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte. 

Charakter und sittlicher Zustand: 

„N. ist ein Mensch von aussergewöhnlich hämischer, 
niedriger Gesinnung“. 

Dem gegenüber: 

Ein Gemeindevoi stand wegen Unterschlagung im Amte 
zu 2 Jahren Gefängnis verurteilt. 

Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte: 3 Jahre. 

Charakter und sittlicher Zustand: 

„Ist ernst und reuig, hat Ehrgefühl und gegen die 
Seinen Pflichtbewusstsein“. 

Unter den Strafabmessungsgründen waren zu seinen 
Gunsten angenommen, die bisherige Unbescholtenheit, die 
ungünstigen Vermögensverhältnisse, in welche er vör der 
Wahl zum Gemeindevorstand geraten war. 

Bei der Verurteilung wegen Beleidigung kann auf 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte zur Zeit nicht er¬ 
kannt werden; die Erfahrung lehrt aber andererseits, dass 
auch dort, wo dies zulässig und nach dem Vergehen, der 
Persönlichkeit des Angeschuldigten und seiner Vergangen¬ 
heit es am Platze wäre, die Aberkennung nicht erfolgt, 
sodass es zu Härten und Ungerechtigkeiten führen muss, 
wenn darauf, ob einem Gefangenen die bürgerlichen Ehren¬ 
rechte aberkannt sind oder nicht, ein solches Gewicht ge¬ 
legt wird, dass darauf eine gesonderte Behandlung sich 
gründet. 

Ich wende mich nun zu einer kurzen Besprechung 
der anderen Nebenstrafe, der 

Polizeiaufsicht. 

Sie hat den gewiss anerkennenswerten Zweck, den 
Verbrecher und die Gesellschaft möglichst vor einem Rück- 


Digitized by v^ooQle 



367 


falle des Ersteren zu schützen, bewirkt aber erfahrungs- 
gemäss oft das Gegenteil davon, weil die Art, wie sie 
häufig von untergeordneten Organen ausgeübt wird, des 
verständnisvollen Eingehens auf die Einrichtung und ihre 
Aufgabe entbehrt. 

Sie ganz zu beseitigen, wie wohl auch verlangt wird, 
ist im Interesse der Sicherung der bürgerlichen Gesellschaft, 
zumal, wo es sich um gemeingefährliche Individuen handelt, 
auch nicht angängig. 

Man wird sich deshalb auf die Forderung zu be¬ 
schränken haben, dass die Polizeibehörden Alles vermeiden 
werden, was den Observaten zur Erlangung eines ehrlichen 
Unterkommens hinderlich sein könne. 

In geeigneten Fällen wird es sich auch zweckmässig 
erweisen und von günstiger Wirkung sein, wenn eine ent¬ 
sprechende Abkürzung bezüglich der Dauer der erkannten 
Polizeiaufsicht eintritt. 

Wenn in diesen Ausführungen die Gefängnisse und 
Strafanstalten, wie dies in der Natur des Themas liegt, 
häufiger Erwähnung und Besprechung gefunden haben, so 
gedenke ich nun zum Schluss noch der Schaffung von 

Trinkerheilanstalten und Trinkerasylen. 

Es bedarf hier keiner näheren Schilderung der ver¬ 
derblichen Folgen des Alkoholmissbrauches, die sich dabei 
für den Einzelnen und das Gesamtwohl ergeben. Wir und 
die Beamten der Irrenanstalten haben ja die Opfer täglich 
vor Augen. 

Zur Bekämpfung dieser Seuche wird neben anderen 
Massnahmen auch die Errichtung von Trinker-Heilanstalten 
und Asylen von Staatswegen in Erwägung zu ziehen sein 
mit der durch ein Gesetz festzulegenden Bestimmung, dass 
Trunksüchtige zur mehr- vielleicht zweijährigen Verwahrung 
daselbst verurteilt werden können. 

Es ist leicht begreiflich, dass die nur aus Privat¬ 
mitteln entstandenen und lediglich durch Wohltätigkeitssinn 
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und freiwillige Spenden fortbestehenden Heilstätten nicht 
in dem gewünschten Masse und Umfange ihre segensreiche 
Tätigkeit entwickeln können. 

Bei dem wesentlichen Interesse, welches der Staat 
daran hat, nach Möglichkeit zu verhüten, dass nicht Tausende 
sich durch Trunksucht in körperlicher, wirtschaftlicher und 
moralischer Hinsicht ruinieren und in dieses Elend nicht 
bloss die einzelnen Trunkfälligen, sondern auch Tausende 
von Familien mit hineingerissen werden, wird die Errichtung 
solcher Anstalten von Staatswegen sich empfehlen, oder 
dass grössere Verbände und städtische Gemeinden dazu 
ermutigt beziehungsweise genötigt werden. 

Wenn ich zu Beginn dieses Aufsatzes von den Vor- 
w'ürfen gesprochen habe, die in Ansehung der sich immer 
häufenden Verbrechen und sich steigernden Rückfalls¬ 
zahlen, gegen den Strafvollzug erhoben werden, so will 
ich • hier noch der Anschuldigungen gedenken, die sich 
gegen das Strafi'echt richten. 

Von Anfang an zugegeben, dass auch dieses, wie der 
Strafvollzug, der bessernden Hand bedarf, so geht man 
doch dabei vielfach über das Mass der Berechtigung hinaus. 

Die, welche eine völlige Umgestaltung des Strafrechtes 
fordern, stellen dieses damit als völlig unbrauchbar hin, 
ohne aber für diese Behauptung den Beweis anzutreten, 
den zu führen sicherlich auch schwer sein würde. 

Weil dem so ist, macht man auch das Strafrecht, 
sowie den Strafvollzug für alle möglichen unliebsamen 
Erscheinungen des sozialen Lebens verantwortlich. 

Strafrecht und Strafvollzug w^erden, ich wiederhole 
dies, die Hand bieten können in dem Kampfe gegen das 
Verbrechertum, aber Heilung der beklagenswerten Schäden 
können sie nicht bewirken, solange der Geist, der solche 
Wirkung hervorbringt, in Gestalt von Ungehorsam, Un¬ 
glauben, Gottentfreindung, Unsittlichkeit, Verrohung aller 
Art fortlebt. Welche Mittel aber auch gegen das allerorten 
hereinbrechende Böse anzuwenden sein werden, immer doch 
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gegen sittliche Schäden nur sittlichende Zucht gründlich 
helfen kann. 

Das beste Mittel wird nach wie vor in einer Geist 
und Gemüt gleichmässig ausbildenden Erziehung liegen. 

Nun Zinn Schluss noch ein Wort über die Beamten 
an den Strafanstalten. 

Mögen die baulichen Einrichtungen noch so zweck¬ 
mässig, mag das zur Lösung der Aufgabe des Strafvollzuges 
dienende Gefängnisreglement noch so gut durchgearbeitet 
sein, das System, nach welchem die Strafe vollzogen wird, 
noch so gut durchdacht, die Hauptsache werden doch immer 
die Beamten bleiben und der Geist, von dem sie durch¬ 
drungen sind. 

Das Herz macht den Strafvollzugsbeamten, sagte der 
Geheime Oberregierungsrat Dr. Kr oh ne auf der Ver¬ 
sammlung der deutschen Gruppe der internationalen Ver¬ 
einigung zu Heidelberg im Juni 1897 und knüpfte daran 
eine herzerquickliche Auffassung von den Eigenschaften 
und den Aufgaben der Strafvollzugsbeamten. 

Möge es unter diesen stets Männer geben, die ein 
Herz haben für ihre gefallenen Mitmenschen und die in 
dem täglichen Kampfe mit allerlei Herzensverkehrtheiten 
sich das allerbeste Gut, wenn Alles auch zerbricht, das 
warme Herz und den frischen Mut nicht rauben lassen 
und in des Lebens und des Berufes Sorg und Qual trotz 
alledem und alledem treu halten die Lust am Ideal! 


Leitszätze beziehentlich Vorschläge. 

1. Die Strafe muss zunächst ein Uebel sein, welches 
demjenigen, der die Rechtsordnung verletzt hat, nach 
Massgabe seiner Verschuldung zugefügt wird. 

Das Abschreckende im Strafvollzüge muss hervor¬ 
treten bei kurzzeitigen Strafen, die möglichst intensiv 
zu gestalten sind, zum Beginn jeder Strafe und allen 
Brutalitätsverbrechen gegenüber. 
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Abschreckungs- und Besserungszweck sollen beim 
Strafvollzüge neben einandergehen. 

Es darf jedoch in falscher Auffassung der Huma¬ 
nitätspflicht und im vermeintlichen Interesse des 
Besserungszweckes der Charakter der Strafe als eines 
empfindlichen Uebels nicht verwischt und dadurch 
der Abschreckungszweck zunichte gemacht werden. 

Die fernere Ausgestaltung des Strafvollzuges hat 
wie bisher im Sinne einer verständigen Humanität 
zu erfolgen. 

2. Die Haftstrafe wird tunlichst in Einzelhaft vollstreckt. 

Bei Haftstrafen, die erkannt werden auf Grund 
der §§ 361 unter 3—8, 360 unter 11, 366 unter 7, 367 
unter 7, unter 8, unter 10, 368 unter 11 tritt Schär¬ 
fung durch Kostschmälerung, Entziehung des Bett¬ 
lagers und Verdunkelung der Zelle dergestalt ein, 
dass auf einen Straftag ein Rasttag folgt. 

Auf die Strafschärfungen, wenn es sich bei Ver¬ 
urteilung zu Haft in den obenverzeichneten Fällen 
handelt, ist ausdrücklich zu erkennen. 

Bei diesen Haft- und allen kurzzeitigen Gefängnis¬ 
strafen ist der Abschreckungszweck möglichst voll 
zur Geltung zu bringen. 

Das wird nur geschehen können, wenn diese Strafen 
unter Hinzutritt von Schärfungen in Einzelhaft ver- 
büsst werden. 

Gehörig begründete ärztliche Bedenken haben 
dabei entsprechende Berücksichtigung zu erfahren. 

3. Als kurzzeitige Gefängnisstrafen sind ‘solche zu 
bezeichnen, welche 3 Monate nicht übersteigen. 

Wenn an eine gänzliche Beseitigung der kleineren 
Gerichtsgefängnisse nicht gedacht werden kann, so 
ist doch Bedacht darauf zu nehmen, dass die in 
ihnen zur Vollstreckung gelangenden kurzzeitigen 
Strafen in Einzelhaft verbtisst werden können. 

Zur Einzelhaft hat bei Verbüssung der kurzzeitigen 
Gefängnisstrafen noch eine Verschärfung durch Kost- 
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Schmälerung, Entziehung des Bettlagers und Ver¬ 
dunklung der Zelle zu treten, in der Form, dass nach 
zwei Straftagen ein Rasttag kommt und andauernd 
bis zur Dauer von drei Wochen. 

Die Behandlung der wegen politischer oder Press¬ 
vergehens Verurteilten wird durch besonderes Regulativ 
geregelt. 

4. Längere Freiheitsstrafen sind in der Regel nicht 
durch Hinzufügung von Strafschärfungen zu belasten. 

Auf Strafschärfungen bei der Verurteilung zu 
längeren Freiheitsstrafen ist nur dann zu erkennen, 
wenn es sich um Individuen handelt, die Verbrechen 
begangen haben, um wieder in's Strafhaus zu kommen. 

5. Eine Strafanstalt kann die ihr gestellte Aufgabe, die 
Besserung der ihr anvertrauten Gefangenen anzu¬ 
streben, nur auf dem Wege tunlichster Individuali¬ 
sierung erreichen. 

Deshalb muss auch jede Strafanstalt Alles zu ge¬ 
währen in der Lage sein, was bei der Behandlung 
der Verurteilten in Frage kommt: Einzelhaft, gemein¬ 
same Haft, die Füglichkeit, die Gefangenen mit 
Arbeiten im Freien, bei Garten- und Feldwirtschaft, 
zu beschäftigen, sowie möglichste Vielseitigkeit bei 
den einzuführenden Arbeiten industrieller Art. 

6. Bei einem die Zellen- und Gemeinschaftshaft in sich 
vereinigendem System hat bei der letzteren hinzu¬ 
zutreten eine auf dem Grundsätze der Individualisie¬ 
rung beruhende Klassifizierung der Gefangenen, ein 
als Förderungsmittel eigener Besserungswilligkeit 
dienendes Disziplinarklassen-System. 

Während der Nacht werden die in gemeinsamer 
Haft gehaltenen Gefangenen, dafern nicht in einzelnen 
Fällen Anlass zu Ausnahmen geboten ist, isoliert. 

7. Die Einzelhaft ist bei richtiger Auffassung und An- 
w'endung als ein notwendiger und wesentlicher Be¬ 
standteil bei der Vollstreckung der Freiheitsstrafe 
anzuerkennen. 
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Die Dauer der Zellenbaft gesetzlich festzulegen, 
kann bei ihrer unendlichen Verschiedenheit der 
Wirkung nicht als rätlich empfohlen werden. 

8 . Der in dem progressiven Haftsystem liegende glück¬ 
liche Gedanke der Mitwirkung des Gefangenen, bei 
der über ihn verhängten Freiheitsstrafe, ihn aus dem 
Zustande völliger Unfreiheit, unter hartem Druck 
und straffer Zucht allmählich zu immer grösserer 
Betätigung wieder gewonnener Willensstärke unter 
Nachlassen des anfänglichen Druckes, zu erziehen, 
bedarf der Ausgestaltung, wobei den vaterländischen 
Verhältnissen und der deutschen Eigenart entsprechende 
Rechnung zu tragen ist. 

9. Die Beurlaubung — vorläufige Entlassung — geeig¬ 
neter Strafgefangener zum Behufe der Bewährung in 
bedingt gewährter Freiheit ist eine höchst schätzbare 
Einrichtung, welche durch Sicherung erstrebter Besse¬ 
rungserfolge die Wirksamkeit eines rationellen Straf¬ 
vollzuges zum Abschluss bringt. 

10. Die Deportation vermag der einzelnen Strafzwecken 
in derselben Weise zu genügen, wie die übrigen Frei¬ 
heitsstrafen. 

Ihre Aufnahme unter die Letzteren ist daher 
empfehlenswert. 

11. Die Gefangenen mit Landeskulturarbeiten zu be¬ 
schäftigen, empfiehlt sich überall da, wo es die Ver¬ 
hältnisse gestatten. 

Sie w'ird bei zweckmässiger Organisation des Unter¬ 
nehmens und sorgfältiger Auswahl der Gefangenen 
in disziplineller, sittlicher und gesundlicher Beziehung 
günstig wirken. 

12. Wird von der Forderung, dass eine Strafanstalt nicht 
mehr als einen Bestand von 600 Gefangenen haben 
soll, aus Betriebs- oder Verwaltungsrücksichten ab¬ 
gewichen, so ist dies unbedenklich, wenn in den auf 
der Grundlage des gemischten Systems erbauten An¬ 
stalten mindestens die Hälfte der Gefangenen in 
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Einzelhaft gehalten werden kann und wenn dem An- 
staltsvorstande ausser tüchtigen Geistlichen und 
Lehrern auch noch gut durchgebildete Beamte in 
Gestalt von Anstaltsinspektoren in entsprechender An¬ 
zahl zur Seite stehen, die in verschiedenen Angelegen¬ 
heiten ständige Vertreter des Direktors sind, welcher 
dadurch in für die Oberleitung der Anstalt förder¬ 
lichen Weise entlastet wird. 

13. Jugendliche Sträflinge sind von erwachsenen Ge¬ 
fangenen stets gesondert zu halten; am besten werden 
sie in eigenen, lediglich für sie bestimmten Anstalten 
untergebracht. 

Neben strenger Zucht, anstrengender, dem Kräfte¬ 
zustande des Einzelnen angepasster Arbeit, hat hier 
hauptsächlich erziehliche Einwirkung und religiöse 
Unterweisung, noch mehr wie bei dem Strafvollzüge 
an Erwachsenen, eine auf Kenntnis der Individualität 
sich gründende Nacherziehung zu treten. 

14. Der Verrohung der Jugend ist in ihren Anfängen ent- 
gegenzutreten. Gefährdete Kinder sind der verderb¬ 
lichen Umgebung, in der sie sich befinden, zu ent¬ 
nehmen Gegen die ihnen innewohnenden schlimmen 
Neigungen ist anzukämpfen, indem man sie einer ge¬ 
regelten, seelisch wie körperlich auf sie einwirkenden 
Erziehung unterwirft. 

Insbesonders hat die Unterbringung von Kindern 
verbrecherischer Eltern möglichst zeitig zu erfolgen, 
ehe noch die schlimmen Eindrücke der Umgebung 
Zeit gewonnen haben, in der kindlichen Seele zu 
haften. 

Die Unterbringung erfolgt in besonderen diesem 
Zwecke dienenden Anstalten oder in geeigneten 
Familien. 

15. Ist der Vorschlag, Gewohnheitsverbrecher nach Ver- 
büssung der ihnen zuerkannten Freiheitsstrafe dauernd 
oder möglichst lange in besonderen Zwangsarbeits¬ 
anstalten unterzubringen, nicht ausführbar, so empfiehlt 
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sich die Einführung gesetzlich festgelegter und mög¬ 
lichst hoher Strafmasse. 

Die Annahme mildernder Umstände entfällt bei Ge¬ 
wohnheitsverbrechern. 

16. Gewohnheitsmässige Bettler und Landstreicher sind 
unter Vermeidung der Zuerkennung von kurzzeitigen 
Gefängnis- und Haftstrafen zu längerer Unterbringung 
in den Arbeitshäusern auf die nach dem Gesetze zu¬ 
lässig längste Zeit, deren Erhöhung von 2 auf 5 Jahre 
empfehlenswert ist, zu verurteilen. 

Bei notorischen, nachweislich dem Trünke ergebenen 
Vagabunden, kommt Trunkenheit, falls sie in solcher 
ein Vergehen oder Verbrechen sich zu Schulden 
kommen lassen, nicht als mildernder Umstand in 
Betracht. 

17. Es würde erziehlich wirken und die Bestrebungen 
gegen den übermässigen Alkoholgenuss fördern, wenn 
bei der Beurteilung eines Verbrechens oder Vergehens, 
falls dieses im Zustande der Trunkenheit begangen 
worden ist, letztere nicht mehr als mildernder Um¬ 
stand behandelt wird. 

18. Als Erschwerungsgrund gilt, wenn ein Verbrechen 
oder Vergehen an einem Sonn- oder Feiertage be¬ 
gangen worden ist. 

19. Bei Roheitsverbrechen aller Art, Sittlichkeitsver¬ 
brechen , verleumderischer Beleidigung haben ent¬ 
sprechende Strafschärfungen einzutreten in diesen 
Fällen, insoweit die Strafen in den Landes - Straf¬ 
anstalten verbüsst werden, jedoch nur dann, wenn 
die Strafe 6 Monate nicht übersteigt. 

20. Die Strafen wegen Beleidigung haben in Rücksicht 
auf das wertvolle Gut, welches zu schützen ist, eine 
entsprechende Erhöhung zu erfahren. 

Ebenso ist dem Richter die Befugnis zuzugestehen, 
in den besonders schweren Fällen, auf den Verlust 
der Ehrenrechte auf Zeit zu erkennen. 
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21a. .Sittliche und soziale Gründe sprechen dafür, die Alters¬ 
grenze auf das vollendete 14. Lebensjahr hinauf¬ 
zurücken. 

Bis dahin haben bei leichten Vergehen, die sonst 
strafrechtlicher Ahndung unterliegen, Schule und 
Familie ihre Disziplinargewalt auszuüben. 

Die Bestimmungen des Zwangserziehungsgesetzes 
treten ergänzend ein, wo ein Strafunmündiger oder 
ein wegen Mangel an Einsicht nicht gerichtlich zu 
bestrafender Strafmündiger sich eine so schwere Ver¬ 
fehlung hat zu Schulden kommen lassen, dass die 
Strafe, wie sie im Hause und durch die Schule voll¬ 
zogen werden kann, nicht als eine angemessene 
Ahndung überhaupt noch als eine für die sittliche 
Besserung des jugendlichen Verbrechers genügend 
wirksame angesehen werden kann. 

21b. Gründe innerer wie äusserer Natur sprechen dafür, 
die Schutzgrenze beim § 182 des Str.-G.-B. vom 16. 
auf das 18. Jahr hinaufzusetzen, sodass der Paragraph 
zu lauten hätte: 

„Wer ein unbescholtenes Mädchen, welches 
das 18. Lebensjahr nicht vollendet hat, zum 
Beischlafe verführt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre bestraft.“ 

22. Mit der bedingten Verurteilung werden moralische 
und soziale Ziele angestrebt, sodass deren Aufnahme 
im Strafgesetzbuche, ähnlich, wie es mit der vor¬ 
läufigen Entlassung geschehen, erwünscht ist. 

Die Wirksamkeit der bedingten Verurteilung hängt 
in erster Linie davon ab, dass sie in allen den Fällen 
und gegenüber den Personen angewendet wird, wo 
Grund zu der Annahme vorliegt, dass der Straferlass 
von bessernder Wirkung ist. 

23. Die Zuchthausstrafe, mit welcher im Rechtsbewusst- 
sein des Volkes und in der öffentlichen Meinung 
der Charakter der schwersten Strafe entehrenden 
Charakters verbunden wird, ist beizubehalten. 

12 * 
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24. Gründe der Billigkeit und Gerechtigkeit sprechen 
gleichmässig dafür, unter den zu Zuchthausstrafe 
Verurteilten eine Sonderung dergestalt vorzunelimen, 
dass in gesonderten Anstalten oder in gesonderten 
Abteilungen, räumlich getrennt von den Gewohnheits¬ 
verbrechern , untergebracht werden, die noch in 
jugendlichem Alter stehenden, welche bei der Ver¬ 
urteilung das 21. beziehentlich 25. Lebensjahr nicht 
erreicht haben, die, welche noch keinerlei Vorstrafen 
erlitten haben, der Verbrecher aus Leidenschaft, die 
von den Militärgerichten Eingelieferten und die¬ 
jenigen, welchen die bürgerlichen Ehrenrechte nicht 
aberkannt sind. 

25. Eine ähnliche Unterscheidung und darauf sich grün¬ 
dende Absonderung, je nach den Beweggründen beim 
Vergehen und ob diese einer unehrenhaften und ge¬ 
meinen Gesinnung entspringen, ist bei den zu Ge¬ 
fängnisstrafe Verurteilten zu bewirken. 

26. Bei dem Vollzüge von Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 
einen merkbaren Unterschied herzustellen, ist besonders 
in den Hauptpunkten, der Disziplin, der Arbeit und 
der Beköstigung praktisch nicht durchführbar. 

27. Die Disziplin in den Strafanstalten soll eine strenge 
sein. Bei Wahl und Abmessung der Strafe ist auf die 
Persönlichkeit der zu strafenden Gefangenen und die 
den Disziplinarfall begleitenden Umstände, sowie auf 
den Zweck der Aufrechterhaltung der Ordnung ent¬ 
sprechende Rücksicht zu nehmen. 

Die Anwendung des schwersten Strafübels, die 
körperliche Züchtigung, ist auf die Fälle zu be¬ 
schränken, in welchen eine besonders nachdrückliche 
Ahndung nach der Art der Vergehung und der Indi¬ 
vidualität des Gefangenen geboten erscheint und die 
übrigen Disziplinarstrafmittel entweder bereits erfolglos 
angewendet w'orden sind oder doch keinen entsprechen¬ 
den Erfolg erhoffen lassen. 
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Da Hoffnung mehr wirkt als Furcht, sind aus¬ 
gezeichneter Fleiss, tadelloses Verhalten und ernst¬ 
liches Streben nach sittlicher Besserung zu belohnen. 

28. Bei der Befugnis des Richters, neben jeder Zuchthaus¬ 
strafe und in gewissen, im Gesetz genannten Fällen 
auch neben der Gefängnisstrafe, auf den Verlust der 
Ehrenrechte auf Zeit zu erkennen, muss wie bei der 
Strafausmessung dergestalt individualisiert werden, 
dass nicht nur die Tat bei der Beurteilung der Sach¬ 
lage in’s Au^e gefasst wird, sondern dass auch auf 
den Grad der sittlichen Schuld, die Ausführung bei 
der Tat, die Beweggründe dabei, überhaupt auf die 
gesamte Persönlichkeit des Angeschuldigten gebührend 
Rücksicht genommen wird und dies umsomehr, wenn 
der Umstand, ob ein Gefangener sich noch im Besitze 
der bürgerlic.hen Ehrenrechte befindet oder nicht, be¬ 
stimmend ist für eine besondere Behandlung während 
der Strafhaft. 

29. Bei der Polizeiaufsicht ist alles zu vermeiden, was 
den Observaten zur Erreichung eines ehrlichen Unter¬ 
kommens hinderlich sein kann. 

Abkürzung der Dauer der erkannten Polizeiaufsicht 
kann in geeigneten Fällen eintreten. 

30. Der Vollzug der korrektionellen Nachhaft (§ 362 
Str.-G.-B.) ist in allen den Fällen auszusetzen, in 
welchen sieh die Nachhaft an die Verbüssung einer 
längeren kriminellen Strafe (mindestens 1 Jahr) an- 
schliesen würde, während welcher sich die betreffende 
Person nach dem Gutachten der Anstaltsverwaltung, 
welches zu fordern ist, gut geführt und Beweise von 
Besserung und Sinnesänderung abgegeben hat. 

Diese Bestimmung greift den Zuhältern gegenüber 
nicht Platz. 

31. Auf Errichtung von Trinkerheilanstalten und Asylen 
von seiten des Staates oder gewisser Verbände, bei 
denen im letzteren Falle dem Staate das Oberauf- 
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sichtsreeht gewahrt bleibt, ist Bedacht zu nehmen. 
Ein Trunksuchtsgesetz hat die Bestimmung zu ent¬ 
halten, dass der Richter ermächtigt ist, jede Person, 
die während des Kalenderjahres drei Mal wegen 
Trunkenheit vor Gericht kommt und schuldig befunden 
wird, auf 2 Jahre einem Trinker - Asyle zur Zwangs¬ 
behandlung zu überweisen. 

32. Strafrecht und Strafvollzug werden auch nach Aus¬ 
führung von Reformen nur die hilfreiche Hand in 
dem Kampfe gegen das Verbrechen bieten können. 

Den beklagenswerten Erscheinungen und Ursachen, 
welche zur Verbrechensvermehrung geführt haben, 
nach Möglichkeit vorzubeugen, wird nur sittlichender 
Zucht in der Familie und im Hause, sowie in der 
Schule gelingen. 

33. Zweckmässige bauliche Einrichtungen, sorgfältig aus¬ 
gearbeitete Hausordnungen und gute Organisation 
sind zwar für Erreichung der mit der Strafe ver¬ 
bundenen wichtigen Nebenzwecke sehr förderlich, die 
Hauptsache bleiben jedoch tüchtige, pflichttreue, von 
dem rechten Geiste und Verständnis für ihre Aufgaben 
erfüllte Beamte. 


Digitized by v^ooQle 



— 379 — 


Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Hat sich die Altersgrenze, welclie 
das Reichsstrafgesetzbuch für die 
Strafmündigkeit festsetzt, l)ewährt 
oder empfiehlt sich bei einer Reform 
ein Hinaufrücken derselben? 

Von Generalstaatsanwalt Dr. Preetorius, Dannstfidt. 


Die in § 55 des Str.-G.-B. festgesetzte Strufunniiindig- 
keitsgrenze stützt sich wesentlich auf ein Gutachten der 
Kgl. preuss. wissenschaftlichen Deputation für das ^le- 
dizinalwesen, das sich dahin aussprach, dass Ins zum 12. 
Lebensjahre die Eigentümlichkeiten des Kindesalters vor¬ 
herrschten, dass der Mensch bis dahin nur von rein kind¬ 
lichen, egoistischen Treiben geleitet werde und sein Han¬ 
deln auch nur von solchen Gesichtspunkten aus zu hetracli- 
ten pflege. Diese Erwägung, so zutreffend sie sein mag, 
fasst den Menschen im kindlichen Altersstadium gleichsam 
als Untersuchungsobjekt, losgelöst von den Veiiüiltnissen, 
in denen er lebt, ins Auge, während die namentlicli von 
der internationalen kriminalistischen Vereinigung ange¬ 
regte und seitdem vielfach erörterte Forderung der Er¬ 
streckung der Strafunmündigkeit bis zum vollendeten 14ten 
Lebensjahr^) vornehmlich sozialpolitische und Zweck- 

Vergl. u. a. Mitteil, der J. K. V. 1. Jahrg. S. 100 f.; 2. Jahr¬ 
gang S. 108 f.; 3. Jahrgang S. 335 f. — Feilsch in (iolid. Arch. 
Bd. 39, S. 275. — Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswisseiisch.ilt litl. 12, 
S. 161 f.; Bd. 13, S. 741 f.; Bd. 16, S. 354 f.; Bd. 21, S. IH f ^ 
Aschrott, Behandlg. der verwahrlosten u. verbrecherisi h<*ii Jiiuf nd 
S. 22 f. — Stupecki, Lehre von den jugendl. Wil)r(Hheni. - 
Appelius, Behandlung jugendl. Verbrecher. — v. Liszt. Kriinina- 
lität der Jugendlichen, im Jahresbericht der Rhein.-westfäl. (iefän^nis 
Gesellschaft für 1899/1900 (S. 118 f.) 
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mässigkeitsgründe ins Treffen führt. Solche Gründe sind 
übrigens vom Gesetzgeber nicht ganz ausser Betracht 
gelassen worden. In den Motiven zu § 53 des Entwurfs 
des Str.-G.-B. heisst es, „dass die an sich straffälligen 
Handlungen eines Menschen, im Kindesalter begangen, 
zunächst aus dem Einflüsse einer schlechten Erziehung 
herzuleiten und dass deshalb jugendliche Uebeltäter nicht 
vor den Strafrichter zu verweisen- sind.“ Es kann nun 
nicht verabredet werden, dass die in § 55 des Str.-G.-B. 
beliebte Begrenzung mehr oder weniger willkürlich ist. 
Da die „zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Ein¬ 
sicht“ (§ 56) für eine nicht geringe Anzahl von Straftaten 
elementaren Charakters auch bei Personen unter 12 Jahren 
unbedenklich vorausgesetzt werden kann — ich denke hier 
an Diebstahl, Körperverletzung, Totschlag, liford, Sach¬ 
beschädigung u. a. —, so hätte man die bedingte Straf¬ 
mündigkeit füglich ebensogut mit dem 10. oder 11. Jahre 
beginnen lassen können; Ja, geht man von den mehr 
medizinischen Betrachtungen aus, die, wie Eingangs er¬ 
wähnt, der in § 55 getroffenen Begrenzung als Grundlage 
dienten, so ist streng genommen der code pinal am logisch¬ 
sten vorgegangen, indem er von der Festsetzung eines 
strafunmündigen Alters überhaupt absieht, sondern bis zu 
einer bestimmten Altersgrenze die Verurteilung abhängig 
macht von der Entscheidung der Frage, ob der Beschul¬ 
digte avec discerncmcnt gehandelt hat. Freilich muss 
zugegeben werden, dass es praktisch wirklos ist, die Mög¬ 
lichkeit strafrechtlicher Verfolgung in thesi auch schon 
für das früheste Kindesalter vorzusehen, und dass das in 
Art. 66 des c. p. bestimmte vollendete 16. Lebensjahr als 
Beginn der unbedingten Strafmündigkeit nach unseren 
heutigen Anschauungen und Erfahrungen reichlich zu 
niedrig gegriffen ist. 

Nachdem’ die auf Erstreckung der Strafunmündigkeit 
bis zum vollendeten 14. Jahre abzielende Strömung 
nahezu einmütigen Anklang gefunden, nachdem schon 
vor einigen Jahren auch das Reichsjustizamt sich zu 
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einer den Gegenstand berührenden Umfrage bei den 
Bundesregierungen veranlasst gesehen hat, nachdem 
inzwischen im Hinblick auf Art. 135 des Einführungs¬ 
gesetzes zum bürgerlichen Gesetzbuch und §§ 1666 u 1838 
des letzteren das Zwangserziehungswesen in den deutschen 
Bundesstaaten neu geregelt worden ist und wirksame Hand¬ 
haben bietet zur Bekämpfung verbrecherischer Neigungen 
auch der strafunmündigen jugendlichen Personen, nachdem 
endlich gelegentlich der Landesversammlung der inter¬ 
nationalen kriminalistischen Vereinigung zu Bremen im 
April 1902 der Vertreter des Reichsjustizamts die er¬ 
freuliche Erklärung abgeben durfte, dass diese Behörde 
mit den Vorarbeiten zur Reform des Strafgesetzbuchs 
befasst sei, — nach alledem ist es wohl zeitgemäss, wenn 
auch der Verein der deutschen Strafanstaltsbeamten zu 
der Frage Stellung nimmt. 


I. 

Die Frage, ob sich die in § 55 des Str.-G -B. gesetzte 
Strafmündigkeitsgrenze bewährt hat, wird zunächst der 
erfahrene Strafanstaltsbeamte vom Gesichtspunkte des 
Strafvollzugs aus verneinen müssen. Ich will ganz davon 
absehen, dass zur Zeit die für den Strafvollzug an Jugend¬ 
lichen getroffenen Einrichtungen in manchen Bundesstaaten 
noch mancherlei zu wünschen übrig lassen, sondern ich 
behaupte geradezu, dass Kinder im Alter von 12 und 13 
Jahren fast durchweg ungeeignete Objekte unseres Straf¬ 
vollzugs sind. In jeder Strafanstalt oder Abteilung für 
Jugendliche sind sie nur in verschwindender Minderzahl 
vertreten (vergl. darüber meine nachfolgenden Bemerkungen 
unter IV.), so dass es entweder unmöglich oder wenigstems 
nicht leicht ist, aus ihnen eine besondere Gruppe zu bildcig 
die von den älteren Straf genossen getrennt gehalten v ird. 
Solche Trennung erscheint aber aus später zu erörternden 
Gründen (s. unter III. 2.) um so notwendiger, als die ülxu ¬ 
wiegende Mehrzahl der jugendlichen Sträflinge sieh aus 
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weit höheren Altersklassen (15—18 Jahre) zu rekrutieren 
pflegt. Man wird mir einwenden, dass für die Jugendlichen 
in erster Linie Einzelhaft geboten sei. Ich weiss nicht, 
ob die hessischen Jugendlichen von 12 und 13 Jahren nn 
einer abnormen Intoleranz gegen Einzelhaft leiden. Tat¬ 
sächlich lehrt aber die hier gewonnene Erfahrung, dass 
Jugendliche dieses Alters durch die Einzelhaft, auch wenn 
sie sich in ihrer Dauer nur in ganz bescheidenen Grenzen 
hält, gemütlich in höchst unliebsamem Masse beeinflusst 
werden und deshalb bei ihnen die Einzelhaft meist nur 
als Disziplinarstrafmittel angewendet wird. Ueberdies ist 
die Einzelhaft bei Jugendlichen an und für sich mit Rück¬ 
sicht auf die Gefahr der Onanie bedenklich, und diese Ge¬ 
fahr liegt um so näher, je jünger das Individuum, je ge¬ 
ringeren Widerstand es also dem Anreiz entgegenzusetzen 
imstande ist. Der Vorsteher der Strafanstalt ist demnach 
gegenüber solchen Kindern in übler Lage: die Einzelhaft 
(ich denke hiebei natürlich nur an Einzelhaft bei Tag) 
verbietet sich in den meisten Fällen durch ihre Indivi¬ 
dualität von selbst, und die gemeinsame Haft mit Sträf¬ 
lingen höheren Lebensalters bringt Unzuträglichkeiten, 
deren Bedeutung kein Strafanstaltsbeamter von einiger Er¬ 
fahrung verkennt oder unterschätzt. AVenn ich bei alle¬ 
dem ausschliesslich Jugendliche männlichen Geschlechts 
im Auge habe, so glaube ich dazu aus dem Grunde be¬ 
rechtigt zu sein, weil weibliche Jugendliche im Alter von 
12 und 13 Jahren — wenigstens nach diesseitiger Er¬ 
fahrung — seltene Ausnahmen in den Strafanstalten bilden. 
So hat z. B. während des Jahres 1901 im Grossherzogtum 
Hessen nur eine weibliche Person dieses Alters Freiheits¬ 
strafe verbüsst! 

II. 

Den Vorwurf einer gewissen Willkürlichkeit, von der, 
wie bereits im Eingang erwähnt, die Begrenzung der 
Strafunmündigkeit mit dem vollendeten 12. Lebensjahr 
nicht ganz freizusprechen ist, kann gegenüber dem 
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vollendeten 14. Jahre kaum erhoben werden. Tn den liier 
vornehmlich beteiligten Bevölkerungsschichten bedeutet die 
Entlassung aus der Schule und die damit regelin;is.sig zii- 
sammenfallende kirchliche Einsegnung einen wirklieheii 
Lebensabschnitt. Während bis dahin für die Jngendliehen 
Haus und Schule den Schauplatz ihres Tuns und Denkens 
gebildet hatten, treten sie nunmehr aus diesem eng be¬ 
grenzten Rahmen hinaus ins praktische Leben mit seinen 
Fährlichkeiten und Versuchungen. Während ihnen bis 
dahin die Notwendigkeit des Erwerbs, der Erlangung einer 
selbständigen Existenz mit zwingender Deutlielikeit kaum 
zum Bewusstsein gekommen war, werden sie nunmelir vor 
die Aufgabe gestellt, durch Erlernung eines Handwerks, 
durch Heimarbeit, durch Arbeit in einer Fabrik, durch Tag¬ 
lohn, durch Uebernahme einer Dienststelle zum eigenen 
Unterhalt und zu dem der Ihrigen beizutragen. Während 
bis dahin die Eltern, der Lehrer, der Geistliche ihr Tun 
und Lassen regelte, ist es nunmehr die Rechtsordnung mit 
ihren vielfältigen Ge- und Verboten, deren Bedeutung und 
Wirkung sie auf Schritt und Tritt kennen und in die sie 
sich zu fügen lernen müssen. 

III. 

Wenn schon die Berücksichtigung dieses ein¬ 
schneidenden Wendepunktes im Leben der Jugendlichen 
rein äusserlich der Hinausschiebung der Strafunmündigkeits- 
grenze bis zum vollendeten 14. Jahre das Wort redet, so 
sind es noch gewichtigere innere Gründe, die dal'iir ins 
Treffen geführt werden können. 

1. So lange das Kind die Schule besucht, ist jede 
strafgerichtliche Verfolgung mit einer die .Schulzucht 
empfindlich beeinträchtigenden Störung verbunden, und 
zw'ar auch dann, wenn die eingeleitete Untersuchung gar 
nicht die Verurteilung oder eine Strafverbüssung zur Folge 
hat. Der Schüler wird — und sollte es sich nur um eine 
einmalige richterliche, staatsanwaltliche oder p<dizeili( ho 
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Vernehmung handeln — herausgerissen aus dem engen 
Kreis, der bisher seine Vorstellungen, sein Leben und Treiben 
begrenzte; er wird in den Augen seiner Mitschüler zu einer 
interessanten Person, und bei der Mitteilsamkeit der Jugend 
fehlt es nicht an Vertrauten, denen er Bericht erstattet über 
die Eindrücke, die er bei dem Ausblick in die ihm bis da¬ 
hin fremde Welt gewonnen; der Lehrer endlich kann die 
Tatsache der Untersuchung nicht ignorieren und wird da¬ 
durch in eine Art Sonderstellung zu dem Schüler gebracht. 
Diese Unzuträglichkeiten werden aber in peinlichstem 
Masse gesteigert und verschärft, sobald Verurteilung zu 
Freiheitsstrafe mit nachfolgender Strafverbüssung eintritt. 
Das Interesse der Mitschüler wächst naturgemäss; für 
manchen wird die Straftat, deren sich der Verurteilte 
schuldig gemacht, und die Tatsache, dass er „gesessen 
hat, nicht den Anlass geben, sich von dem Gebrandmarkten 
abzuwenden, sondern im Gegenteil ein Anreiz sein, den 
Verkehr mit ihm aufzusuchen, — weiss er doch Erlebnisse 
zu erzählen, die eine willkommene Abwechslung und An¬ 
regung bieten in dem Einerlei der Schultage. Und wenn 
so der Verurteilte, unterstützt von der leicht entzündlichen 
kindlichen Phantasie, eine mehr oder minder bedenkliche 
Infektion in die Schule hineinträgt, so wird andrerseits die 
Scheu, die Zurückhaltung und Missachtung eines Teiles 
der Mitschüler, das unwillkürlich kühlere Verhalten des 
Lehrers in dem Gemüte des Verurteilten eine Verbitterung 
hervorrufen, die erst recht geeignet ist, ihn auf der schiefen 
Bciliri, die er beschritten, weiter abwärts gleiten zu lassen. 

2. Die Strafe soll die jugendlichen Verurteilten nicht 
bloss als Sühne treffen für den verübten Rechtsbruch, sie 
soll gerade bei ihnen auch die Aufgabe erfüllen, sie ab- 
zuchrecken vor weiteren Entgleisungen, ihnen die Be¬ 
deutung und die Folgen ihrer Tat vor Augen zu führen, 
ihre Gesinnung zu bessern, ihren Charakter zu festigen, 
damit sie inskünftige der Versuchung kräftigeren Wider¬ 
stand entgegenzusetzen imstande sind. Dass die Freiheits¬ 
strafe, wie sie zur Zeit vollstreckt wird, diese Wirkung 
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auf Jugendliche unter 14 Jahren nicht üben kann, will ich 
weiter unten nachzuweisen versuchen. Die Geldstrafe wird, 
wenn gegen Jugendliche dieses Alters erkannt, entweder 
von den gesetzlichen Vertretern bezahlt und entbehrt dann 
der unmittelbaren Einwirkung auf den Verurteilten, oder 
sie wird wegen Uneinbringlichkeit als Freiheitsstrafe ver- 
bösst. Die Bedeutung des gerichtlichen Verweises als 
Strafmittel verkenne ich keineswegs. Aber abgesehen davon, 
dass Wert und Wirkung des Verweises wesentlich ab¬ 
hängig sind von der Art und Weise der Vollstreckung, 
möchte ich meinen, dass eine energische, mit dem erforder¬ 
lichen Ernst und erzieherischen Verständnis vollzogene 
Züchtigung in der Schule oder Familie, verbunden mit 
eindringlicher Belehrung, bei Kindern von 12 und 13 Jahren 
nicht weniger wirksam sei. Was aber die uns am meisten 
interessierende Freiheitsstrafe anbelangt, so lehrt leider 
die Erfahrung, dass ihre Wirkung desto ungewisser ist, 
in je jugendlic'herem Alter der Verurteilte steht. I( h habe 
bereits oben (unter I.) nachzuweisen versucht, dass Jugend¬ 
liche unter 14 Jahren ungeeignete Objekte unseres Straf¬ 
vollzugs sind. Zum mindesten wird man mir zugeben 
müssen, dass eine Unterbringung solcher Kinder, die 
deren Individualität Rechnung trägt und zugleich den 
Zwecken der Abschreckung und Besserung gerecht wird, 
in unseren Strafanstalten mit den grössten Schwierigkeiten 
verknüpft, ja kaum möglich ist. Sobald eine — wenn 
auch nur beschränkte — Gemeinschaft mit älteren Straf¬ 
genossen zugelassen wird (und ganz wird dieselbe sich 
aus den unter I. angeführten Gründen nicht vermeiden 
lassen), sind moralische Einflüsse und Schädigungen nicht 
auszuschliessen. Der Erfolg der Strafhaft ist dann nicht 
der, dass der Verurteilte geläutert, gebessert, gefestigt in 
die Freiheit, in Familie und Schule zurückkehrt, sondern 
dass durch das, was er in der Strafanstalt gehört, die in 
ihm schlummernde verbrecherische Neigung nur neue 
Nahrung erhalten hat. Man wird einwenden können, dass 
solche Betrachtung auch auf die Jugendlichen zutreffe, 
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die das 14. Lebensjahr zurückgelegt haben, — ein Ein¬ 
wand, dem eine gewisse Begründung nicht abzusprechen 
ist. Allein einerseits lässt sich bei Jugendlichen dieses 
Alters die Einzelhaft auch bei Tage in weit durch¬ 
greifenderem Masse anwenden, womit von vornherein 
jenen Schäden vorgebeugt ist, und andererseits darf nicht 
ausser acht gelassen werden, dass ein Jugendlicher, der 
die Schule absolviert und bei entsprechender körperlicher 
und geistiger Entwicklung auch schon einen Blick ins 
Leben getan hat, schlimmen Einflüssen denn doch mit 
ganz anderen und wirksameren Hemmungsvorstellungen 
zu begegnen vermag, als ein Schulkind von 12 und 13 
Jahren. Wie zweifelhaft es mit der bessernden und ab¬ 
schreckenden Wirkung unserer Freiheitsstrafen bei Jugend¬ 
lichen bestellt ist, dafür liefert einen bedeutsamen Beleg 
die unterm 9. Februar 1903 vom Reichskanzler dem Reichs¬ 
tag mitgeteilte Zusammenstellung betreffend die Anwendung 
der in den Bundesstaaten für die bedingte Begnadigung 
geltenden Vorschriften. Obwohl die Zusammenstellung 
auch die Fälle mitumfasst, in denen Pei’sonen, die bei 
Begehung der Straftat über 18 Jahre alt waren, bedingten 
Strafaufschub genossen haben, so dürfen doch die dort 
angegebenen statistischen Berechnungen hier unbedenklich 
in Betracht gezogen werden, weil der Anteil der Er¬ 
wachsenen am bedingten Strafaufschub — abgesehen von 
Hamburg, wo auf Erwachsene mehr Strafaussetzungen wie 
auf Jugendliche entfallen, — überall noch nicht ein Viertel 
beträgt und weil überdies die Vergünstigung um so 
bereitwilliger und häufiger gewährt wird, je jünger die 
verurteilte Person ist. Jene Berechnungen ergeben, dass 
von den Personen, die vor Bewilligung des Strafaufschubs 
bereits einmal Freiheitsstrafe verbüsst hatten, nur 55 % 
die Bewährungsfrist ausgehalten, also die Hoffnung erfüllt 
haben, die der Strafaufschub in sie gesetzt hatte. Diese 
Feststellung erscheint um so bemerkenswerter, als gerade 
bei Vorbestraften die bedingte Begnadigung nur ausnahms¬ 
weise und nach besonders kritischex Vorprüfung aller 


Digitized by LjOOQle 



' Umstände gewährt wird; sie liefert zugleich eine gewisse 
Bestätigung für die von Liszt auf Grund der Reiehs- 
kriminalstatistik aufgestellte Behauptung, dass der Hang 
zum Verbrechen bei den Jugendlichen mit jeder neuen 
Verurteilung wachse. Es ist gewiss nicht ganz unbedenk¬ 
lich, aus statistischen Zahlen Schlüsse von so weittragender 
Bedeutung zu ziehen. Sicherlich berechtigt aber die vor¬ 
stehende Betrachtung zu dem dringenden Wunsche, Kinder, 
die noch im schulpflichtigen Alter stehen, vor dem Ge¬ 
fängnis behütet zu wissen, damit nicht in das für jede 
Anregung empfängliche, gegen die Lockungen der Sünde 
unverwahrte kindliche Gemüt der Keim des Verbrecher¬ 
tums gelegt werde. Und wenn selbst in den nach den 
Anforderungen des neuesten Standes der Gefängniswissen¬ 
schaft eingerichteten Anstalten oder Abteilungen, woselbst 
nach § 4 Abs. 2 der Strafvollzugsgrundsätze des Bundes¬ 
rates die Jugendlichen zur Verbüssung von Strafen über 
einem Monat unterzubringen sind, solche Einflüsse kaum 
ganz vermieden werden können, so ist denselben freie 
Bahn geschaffen in den kleinen Haftlokalen, wo Freiheits¬ 
strafen von geringerer Dauer an den Jugendlichen voll¬ 
streckt werden. Hier fehlt nicht bloss die strenge Auf¬ 
sicht, die den Verkehr mit Erwachsenen ausschliesst, hier 
fehlt auch meistens eine geregelte Beschäftigung und stets 
der Schul- und Religionsunterricht, wie solcher in jenen 
Anstalten oder Abteilungen zur Zeit wohl überall ein¬ 
geführt ist. Man wende nicht ein, dass in den kleinen 
Amtsgerichtsgefängnissen (Ilaftlokalen) doch aucli nur ganz 
kurze Strafen von Jugendlichen verbüsst werden. Die 
Wirksamkeit einer schlimmen Beeinflussung hängt keines¬ 
wegs ab von deren Dauer. Da aber die Strafe um so 
milder bemessen wird, je jünger der Angeklagte ist, und 
da überdies in dem für unsere Frage einschlägigen Alter von 
12 und 13 Jahren in der Regel Vorstrafen, die längere Strafen 
rechtfertigen könnten, wohl selten vorliegen, so werden 
es gerade diese Kinder sein, die die gegen sie erkannten 
Freiheitsstmfen in den kleinen Haftlokalen verbüssen. 
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Tatsächlich haben von den 57 Personen unter 14 Jahren, 
die während des Jahres 1901 im Grossherzogtum Hessen 
Freiheitsstrafen verbüssten (s. unten IV.), nur 7 ihre Strafen 
in der besonderen Abteilung für Jugendliche absolviert! 

3. Die Handhabung des § 56 des Str.-G.-B. ist in den 
verschiedenen Oberlandesgerichtsbezirken durchaus ver¬ 
schieden : nach der Reichskriminalstatistik schwankt die 
Zahl der in den Jahren 1894 bis 1900 auf je 1000 Abur¬ 
teilungen jugendlicher Personen durchschnittlich entfallen¬ 
den Freisprechungen wegen mangelnder Einsicht zwischen 
91 und 12! Klimatische Einflüsse, die eine frühere oder 
spätere geistige Entwicklung bedingen könnten, kommen 
dabei nicht in Betracht; denn es ist nicht einzuseheii, 
dass etwa im Grossherzogtum Oldenburg, wo auf je 1000 
Aburteilungen Jugendlicher nur 14 Freisprechungen aus 
§ 56 fallen, die intellektuelle Entwicklung früher einsetzen 
sollte, wie z. B. im Oberlandesgerichtsbezirk Bael, wo in 
dem oben bezeichneten Zeitraum von 1000 abgeurteilten 
Jugendlichen durchschnittlich 61 wegen mangelnder Ein¬ 
sicht freigesprochen worden sind. Da solche Freisprech¬ 
ungen vornehmlich die jüngsten Altersstufen der straf¬ 
mündigen Jugend, also gerade das uns interessierende Alter 
von 12—14 Jahren, zu treffen pflegen, so sind jene unge¬ 
heuren Unterschiede zur Verw^ertung für unsere Frage 
wohl geeignet. Sie beweisen vor Allem, dass das Kriterium 
der „zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Ein¬ 
sicht“ den Forderungen der Praxis insofern wenig ent¬ 
spricht, als es dem Richter, insbesondere dem Laienrichter, 
die notwendige klare und sichere Direktive nicht zu geben 
vermag. Ich glaube denn auch unbedenklich annehraen 
zu dürfen, dass über die unzweckmässige und wenig glück¬ 
liche Fassung jener Bestimmung alle in der Strafjustiz er¬ 
fahrenen Praktiker einig sind. Dem Laien ist der Sinn 
der Bestimmung, wie er von der Litteratur und Reehts- 
sprechung (vergl. u. a. Entsch. d. Reichsg. Bd. XV, S. 97 und 
Bd. XXXIII, S. 108) festgelegt wurde, gar häufig schlech¬ 
terdings nicht klar zu machen, und doch ist man, um über 
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das Mass der intellektuellen Reife des jugendlichen An¬ 
geklagten Klarheit zu gewinnen, vielfach auf die Beur¬ 
teilung des Lehrers angewiesen. Und auch bei rechts¬ 
kundigen Richtern kommt es nach meinen Beobachtungen 
nicht selten vor, dass sie sich über die Schwierigkeiten 
jenes Kriteriums hinaussetzen, indem sie sich im Drange 
der Geschäftslast auf die Erkundung beschränken, ob der 
jugendliche Angeklagte gewusst hat, „dass man so etwas 
nicht tun darf“. Wenn solche Verkennung der gesetz¬ 
geberischen Intention bei gelehrten Richtern in der Praxis 
erlebt wird, ist es da zu verwundern, wenn der Laien¬ 
richter trotz aller Belehrung an dem Wortlaut des § 56 
strauchelt? Vor dem Schwurgericht in Darmstadt hatten 
sich vor einigen Jahren (der Fall ist Gegenstand der 
Reichsgerichtsentscheidung Bd. XXX, S. 298 geworden) 
drei junge Burschen, von welchen zwei noch nicht 18 Jahre 
alt waren, wegen versuchter Notzucht zu verantworten. 
Die Schuldfrage wurde von den Geschworenen bezüglich 
der beiden Jugendlichen bejaht, dagegen die nach § 298 
der Str.-P.-O. gestellte Frage, ob sie bei Begehung der 
Tat die zur Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche 
Einsicht besessen haben, verneint, obwohl die Geschworenen 
dem einen dieser beiden Angeklagten mildernde Um¬ 
stände versagt hatten. Welche Vorstellung mögen 
wohl die Geschworenen in diesem Falle trotz des vorauf¬ 
gegangenen Plaidoyers und der Rechtsbelehrung von der 
Bedeutung der strafrechtlichen Einsicht gehabt haben ? Die 
oben erwähnten gewaltigen Unterschiede in der Statistik 
der Freisprechungen aus § 56 lassen sich eben nur dadurch 
erklären, dass die Richter das dort festgesetzte Kriterium 
des strafrechtlichen Unterscheidungsvermögens ganz ver¬ 
schieden auffassen, eine Tatsache, die angesichts des viel¬ 
umstrittenen Wortlauts des Gesetzes keineswegs verwun¬ 
derlich ist. Es wird deshalb bei einer Revision des Str.- 
G.-B. eine Abänderung des § 56 nicht umgangen werden 
können. Vollzieht sich diese Abänderung in dem Sinne, 
dass für „die zur Eikenntnis der Strafbarkeit erforderliche 
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Einsicht“ das Erfordernis einer hinreichenden sittlichen 
Reife substituiert wird, dann wird, wie dies namentlich 
gelegentlich der Landesversammlung der internationalen 
kriminalistischen Vereinigung zu Berlin im April 1893 
anerkannt wurde, die Erstreckung der absoluten Straf¬ 
unmündigkeit bis zum vollendeten 14. Jahre die natürliche 
Folge sein. Denn mag bei Kindern von 12 und 13 Jahren 
das Mass geistiger Entwicklung, wie es zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit gehört, in der überwiegenden Mehrzahl 
der Fälle unbedenklich festgestellt werden können: die 
sittliche Reife, welche nicht bloss volle, auf einer gewissen 
Lebe.iserfahrung beruhende Klarheit giebt über die Straf¬ 
barkeit und die Notwendigkeit der Strafe, sondern auch 
befähigt zu einer sittlichen Kritik, zur selbsttätigen Heran¬ 
ziehung vernünftiger Hemmungsvorstellungen gegenüber 
dem verbrecherischen i'nreiz, — diese sittliche Reife 
wird man bei Kindern jenes Alters nur in den seltensten 
Ausnahmsfällen als vorhanden ansehen können. Weil aber 
dem Richter füglich nicht zugemutet werden sollte, Personen 
zu krimineller Strafe zu verurteilen, denen nach Massgabe 
ihrer sittlichen Bildung und Entwicklung das volle Ver¬ 
ständnis für die Bedeutung und Tragweite des von ihnen 
verübten Rechtsbruches und dessen Folgen fehlt, deshalb 
entspricht es auch der Gerechtigkeit, wenn die Möglichkeit 
der Bestrafung von Kindern unter 14 Jahren gesetzlich 
ausgeschaltet wird. Ich kann nicht umhin, hier einige 
Sätze HoltzendorfLs (Gerichtssaal Bd. XXVI., S. 405) 
anzuführen, der sich damals — 1874 — gegen die um¬ 
gekehrte Strömung richtete, die bedingte Strafmündig¬ 
keitsgrenze nach unten zu verschieben, — Sätze, die auch 
für unsere Frage vollgültigen Wert haben: „Die geistige 
und moralische Kraft 12 jähriger Kinder hat in den seltensten 
Fällen jenen Grad der Selbständigkeit erreicht, mit welchem 
eine gesetzliche Verantwortlichkeit nach unserer Denk¬ 
weise verbunden werden kann. Noch ist die geistige Nabel¬ 
schnur nicht durchschnitten, welche das Seelenleben des 
Kindes gleichsam embryonisch an die schlechten und guten 
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Sitten der umgebenden Fninilienverhältnisse knüpft, l ud 
wenn es ausnahmsweise frühreife Kinder giebt, welrlir auf 
der Bahn sittlicher Verworfenheit bereits einen ents» lii( »h n 
gereiften Willen besässen und sich von ihren Eltern v llii; 
emanzipiert hätten, kann der Gesetzgeber nach dies» n Aus¬ 
nahmen seine Bestimmungen bemessen? Ist er iinsiaiuhu 
die Frühreife mit Sicherheit zu bestimmen? Ist vom Ki-lu» r 
zu erwarten, dass er in der Behandlung von Kindern (im n 
pädagogisch geübten Blick betätige?^ 

IV. 

Die Keichskriminalstatistik trifft schon seit ( inigmi 
Jahren besondere Feststellungen über die Zahl der.limcml- 
lichen unter 14 Jahren, die nach richterlichem Ui h il t in 
Verbrechen oder Vergehen begangen haben. In dieser Zahl 
sind aber diejenigen eingeschlossen, welche naeli ^ hi; 
Str.;G.-B. mangels der erforderlichen Einsicht freigesjum« lim 
wurden. Zudem nimmt der Verein der Strafanstaltslx aimmi 
doch wohl vornehmlich Interesse an den Jugendlicia n. die 
zu Freiheitsstrafen verurteilt worden sind und di« >‘Uh u 
verbüsst haben. Da eine Ausschaltung jener l i«! 
sprechungen und der Verurteilungen zu Geldstraf« n und 
Verweis aus der Statistik mit Schwierigkeiten verkiiu|*fi 
wäre und die Reichsstatisik die Verurteilungen als >«.1« li«‘ 
(ohne Rücksicht auf nachfolgende Strafverbüssung zaldi, 
endlich auch nur die Verbrechen und Vergehen a«‘u«‘n 
Reichsgesetze in Betracht zieht, so dürfte eine von mii iin 
Bereiche des Grossherzogtums Hessen vorgenonumne 
Zählung, der ich die Ziffern des Jahres 1901 zu (.rund 
legte, als beachtenswerter Beitrag gelten. Ich lii( k«* 
voraus, dass nach den Feststellungen der Reichs-i.ui-iik 
Freisprechungen aus § 56 Str.-G.-B. im Grossh( uv gtum 
Hessen verhältnismässig sehr selten Vorkommen: in <!« r di«- 
Häufigkeit solcher Freisprechungen ausweisenden TuIm IN 
(s. oben unter HL, 3) rangiert Darmstadt unter ln i'" 
Oberlandesgerichten erst an 23. Stelle. Von den im i du * 
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1901 in Hessen eines Verbrechens oder Vergehens über¬ 
führten 960 Jugendlichen wurden nur 25 wegen mangelnder 
Einsicht freigesprochen. Ja, nimmt man den Durchschnitt 
aus den für die Jahre 1894 bis 1900 gewonnenen Zahlen, 
so ergiebt sich, dass während dieses Zeitraumes in Hessen 
auf 1000 gezählte Jugendliche nur 18 solcher Freisprechungen 
entfallen. 

Nach der Volkszählung vom 1. Dezember 1900 betrug 
die Bevölkerung des Grossherzogtums Hessen rund 1120000 
Köpfe. Davon standen — ich habe diese Zahlen aus dem 
statistischen Handbuch für das Grossherzogtum Hessen. 
(Darmstadt 1903) errechnet — im Jahre 1901 im straf¬ 
rechtlich jugendlichen Alter (12—18 Jahre) rund 149000 
und speziell in dem für unsere Frage wichtigen Alter von 
12—14 Jahren rund 43 500 Personen. 

Von den 149000 Jugendlichen haben im Jahre 1901 
insgesamt 794 Freiheitsstrafen verbüsst und zwar gleichviel 
aus welchem Grunde; es sind dabei die Verurteilungen 
wegen Uebertretungen und wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die Landesgesetze mitgerechnet, ebenso die an die 
Stelle uneinbringliche Geldstrafen tretenden Freiheitsstrafen. 
Es haben also nur 0,5 \ der sämtlichen Jugendlichen mit 
der Strafanstalt Bekanntschaft gemacht. Auf das Alter 
unter 14 Jahren entfallen aber nur 57 Personen, mithin 
nur 0,04 7o der jugendlichen Bevölkerung überhaupt und 
7,5 7o derjenigen, die Freiheitsstrafen verbüsst haben. 

Von den 794 Jugendlichen, die im Jahre 1901 in 
Hessen in Strafanstalten gewesen sind, haben 432 Gefängnis-, 
die übrigen (362) Haftstrafen verbüsst. Die Haftstrafen 
wurden bei uns auch gegen Jugendliche im Jahre 1901 
durchweg in den Haftlokalen, dagegen alle Gefängnis¬ 
strafen über 14 Tage, gegen männliche Jugendliche in 
einer besonderen Abteilung des Gefängnisses zu Mainz, 
gegen weibliche Jugendliche in einer besonderen Abteilung 
des Arresthauses zu Darmstadt vollstreckt. Ich will hier 
einschalten, dass durch Errichtung einer besonderen Anstalt 
für männliche jugendliche Sträflinge in Darmstadt, die am 
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1. Dezember 1902 eröffnet wurde, insofern Wandel ge¬ 
schaffen worden ist, als nunmehr auch alle gegen männ¬ 
liche Jugendliche erkannte Haftstrafen über 14 Tage in 
dieser neuen Anstalt zur Vollstreckung gelangen. Im 
Jahre 1901 stellte sich das Verhältnis dahin, dass von den 
794 Jugendlichen beziehungsweise von den darunter befind¬ 
lichen 432 Gefängnissträflingen nur 133 (darunter 16 weib¬ 
liche) ihre Strafen in den erwähnten besonderen Abteilungen 
verbüsst haben. Von den 57 Jugendlichen im Alter von 
unter 14 Jahren entfielen 32 auf Gefängnisstrafen und von 
diesen 32 erstanden nur 7 ihre Strafe in der erwähnten 
Abteilung. Die Eröffnung der neuen Anstalt wird hierin 
eine w'esentliche Veränderung nicht hervorrufen, da nach 
den von mir gepflogenen Erhebungen Haftstrafen von 
mehr als 14 Tagen gegen Jugendliche recht selten verhängt 
werden. 

Aehnliche Verhältnisse, wie ich sie im Vorstehenden 
an der Hand ziffernmässiger Belege geschildert, würden 
sich wohl im ganzen deutschen Reiche heraussteilen. In an¬ 
deren Bundesstaaten, wo Freisprechungen aus § 56 Str.-G.-B. 
häufiger sind, wird sich sogar der Anteil der Altersklasse 
von 12—14 Jahren an der Verbüssung von Freiheitsstrafen 
noch geringer gestalten. 

Ich will mich jeder materiellen Schlussfolgerung aus 
den vorgeführten statistischen Notizen enthalten. Ich habc 
sie nur zu dem Zwecke vorgetragen, um darzutun, wie 
minimal die Zahl der Jugendlichen unter 14 Jahren ist, 
die nach richterlicher Feststellung mit der nach § 56 Str.-G.-B. 
erforderlichen Einsicht erheblichere Straftaten begehen, 
wie gering also die Einschränkung wäre, die die staat¬ 
liche Strafgewalt durch Verschiebung der Strafunmündig¬ 
keitsgrenze bis zum vollendeten 14. Jahre wenigstens 
hinsichtlich der Freiheitsstrafen erfahren würde. Ohnehin 
darf mit Sicherheit erwartet werden, dass, nachdem durch 
Vereinbarung der Bundesstaaten der bedingte Strafaufschub 
nunmehr neu geregelt und dem erkennenden Gericht dabei 
eine Mitwirkung gew'ährleistet ist, die Zahl der Jugend- 
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liehen, die Freiheitsstrafen verbüssen, abnehmen wird; dass 
aber die Abnahme in erster Linie den Jugendlichen unter 
14 Jahren zu Gute kommen wird, ist selbstverständlich. 

Dass an der Verbüssung von Freiheitsstrafen das 
weibliche Geschlecht innerhalb der Altersklasse unter 
14 Jahren nur einen verschwindend geringen Anteil nimmt, 
habe ich schon oben (s. unter 1. a. E.) betont. 

V. 

Mit den vorstehenden Betrachtungen glaube ich zur 
Genüge dargetan zu haben, dass sowohl die praktischen 
Erfahrungen seit der Geltung des Str.-G.-B. als auch innere 
Gründe die Erstreckung der Strafunmündigkeit bis zum 
vollendeten 14. Lebensjahre dringend wünschenswert 
erscheinen lassen. Die in den Bundesstaaten erlassenen 
Landesgesetze über die Zwangserziehung geben, wie ich 
schon im Eingang dieses Gutachtens angedeutet, aus¬ 
reichende Handhaben, um sittlich gefährdete Kinder ihrer 
Umgebung zu entziehen und solche Kinder, die objektiv 
strafbare Handlungen begangen haben und verbrecherische 
Neigungen zeigen, in scharfe Zucht zu nehmen. Insoweit 
kann der § 55 des Str.-G.-B. auch nach Verschiebung der 
Altersgrenze (also mit der Veränderung: „Wer bei Be¬ 
gehung der Handlung das vierzehnte Lebensjahr nicht 
vollendet hat^) im gleichen Wortlaut bestehen bleiben. 
Dabei kann ich den Wunsch nicht unterdrücken, dass 
zwecks einheitlicher Regelung leitende Grundsätze für 
die Zwangserziehung reichsgesetzlich festgelegt werden 
möchten. 

Obschon die zu begutachtende Frage hiermit aus¬ 
reichend behandelt sein dürfte, so stehen damit einige 
andere Fragen in so engem Zusammenhänge, dass ich es 
für angemessen erachte, wenn auch nur kurz, darauf ein¬ 
zugehen. Ob und inwie\veit unsere Erfahrungen im Straf¬ 
vollzug und die Ergebnisse der Rückfallsstatistik eine 
Aenderung des Strafensystems erheischen und welche 
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Form und Vollstreckung der Freiheitsstrafe insbesondere 
auf jugendliche Verurteilte anzuwenden ist, — das sind 
Fragen, die ich von vornherein ausschalte, weil sie dem 
Gebiete der Fragen 2 und 3 angehören die der Vereins¬ 
ausschuss auf die Tagesordnung der bevorstehenden Ver¬ 
einsversammlung gesetzt hat. 

1. Wiederholt ist die Frage aufgeworfen und ^^el- 
fach bejaht worden, ob nicht, wenn die Strafunmündig¬ 
keit bis zum vollendeten 14. Lebensjahre erstreckt wird, 
die Strafmündigkeit von da ab als absolute statuiert 
werden, ob also nicht § 56 Abs. 1 des Str.-G.-B. gestrichen 
und die bis zum 18. Lebensjahre geforderte Prüfung des 
discernement wegfallen kann. 

Ich habe bereits oben (unter III, 3.) anerkannt, dass 
ich es bei einer Reform des Str.-G.-B. für geboten erachte, 
die „zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einsicht“ 
als eine das eigentliche Wesen der Sache nicht treffende 
Grundlage der kriminellen Verurteilung durch ein anderes, 
die sittliche Reife betonendes Kriterium zu ersetzen. Ich 
möchte es aber für bedenklich halten, ganz abzusehen von 
der dem Richter auferlegten gesetzlichen Verpflichtung, 
bei Jugendlichen die Verurteilung von einer Vorprüfung 
in diesem Sinne abhängig zu machen. Ich wünsche dem¬ 
nach allerdings die Beseitigung des § 56 Abs. 1 in seiner 
dermaligen Fassung, aber die Ersetzung dieser Vorschrift 
durch eine meinen obigen Ausführungen unter III. 3. ent¬ 
sprechende Bestimmung. 

Die körperliche, geistige und sittliche Entwicklung 
des Menschen ist individuell und nach dem Geschlecht 
wesentlich verschieden; abgesehen von der Erziehung, 
der örtlichen und persönlichen Umgebung, in der er auf¬ 
gewachsen, übt schon der frühere oder spätere Eintritt 
der Pubertät Einflüsse, die jedem verständigen Menschen, 
nicht bloss dem Arzte, bemerkbar sind. Es geht daher 
nicht an, die nach meiner Auffassung unerlässliche Voraus¬ 
setzung krimineller Strafbarkeit, die sittliche Reife, bei 
jedem Jugendlichen, sobald er das 14. Jahr vollendet hat, 
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schlechthin zu unterstellen und den Richter der Notwendig¬ 
keit pflichtrnässiger Prüfung in dieser Richtung zu entheben, 
— dies um so weniger, als auch die Art der Straftat dabei 
eine wichtige Rolle spielt. Man kann z. B. bei einem 
14jährigen Jungen zwar ohne Zaudern annehmen, dass 
seine sittliclie Reife soweit gediehen ist, um ihn für einen 
begangenen Diebstahl kriminell strafbar zu machen, dagegen 
sehr zweifelhaft sein, ob seine kriminelle Bestrafung auch 
gerechtfertigt erscheint wegen unzüchtiger Handlungen, 
die er mit einem 13jährigen Mädchen vorgenommen hat 
(§ 176 Ziff. 3 Str.-G.-B.). Dass die Bestimmung des § 51 des 
Str.-G.-B. nicht ausreichen kann, um in derartigen Zweifels¬ 
fällen dein Richter die Handhabe zur Freisprechung zu 
bieten, bedarf w'ohl keiner Darlegung. 

Gleichwohl glaubt man den Wegfall einer richter¬ 
lichen Prüfung in dem gedachten Sinne rechtfertigen zu 
können, indem man dem Richter die gesetzliche Befugnis 
erteilt wissen will, bei Aburteilung von Jugendlichen ent¬ 
weder auf kriminelle Strafe oder an deren Stelle auf 
Zw'angserziehung zu erkennen. Praktisch würde der Vor¬ 
schlag nur eine der Vorschrift des § 56 Abs. 2 Slr.-G.-B. 
ähnliche Regelung herbeiführen. Der Richter w'ürde nur 
dann zur Anordnung der Zwangserziehung an Stelle der 
Verhängung krimineller Strafe schreiten, wenn er die 
üeberzeugung gewonnen hätte, dass der jugendliche An¬ 
geklagte die erforderliche sittliche Reife nicht besitzt. 
Trifft dies aber zu, dann ist es meines Erachtens auch 
notw'endig, gesetzlich das Kriterium festzulegen, das für 
seine Wahl massgebend ist. Geschähe dies nicht, wäre 
also der Richter berechtigt, ganz nach seinem Gefühl und 
ohne gesetzlich vorgeschriebene Prüfung zu wählen zwischen 
der Kriminalstrafe und der Zwangserziehung, so würde 
damit dem freien richterlichen Ermessen ein allzuw’eiter, 
an Willkür grenzender Spielraum gegeben. Gegen jenen 
Vorschlag habe ich aber noch ein anderes, gewichtigeres 
Bedenken. Seine Annahme wäre gleichbedeutend mit der 
Schaffung einer neuen Strafe für Jugendliche: der Zwangs- 
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erziehung. Denn der Vorschlag sieht für den Fall, dass 
auf Zwangserziehung erkannt wird, nicht Freisprechung 
vor (wie § 56 des Str.-G.-B.), sondern die Zwangserziehung 
soll an die Stelle der an sich verwirkten Krimhialstrafe 
treten, m. a. W.: der Angeklagte würde dann wegen der 
begangenen Tat, deren volle Schuld ihm zugemessen wird, 
zur Zwangserziehung verurteilt werden. Dagegen 
sträubt sich mein juristisches Gefühl. Eine kriminelle 
Verurteilung zu einer Strafe, die des kriminellen Charak¬ 
ters entbehrt und daher weder Strafe ist noch sein soll, 
widerspricht dem natürlichem Rechtsempfinden Besitzt 
der jugendliche Täter die erforderliche sittliche Reife, ist 
er für die von ihm verübte Straftat in vollem ]\rasse ver¬ 
antwortlich zu machen, so soll ihn auch kriminelle Strafe 
treffen. Liegt dagegen die sittliche Reife, die Voraussetzung 
krimineller Strafbarkeit, nicht vor, dann ist Freisprechung 
geboten. 

2. Beachtenswert ist meines Erachtens der Wunsch, 
die Anregung zur Zwangserziehung nicht bloss dann dem 
erkennenden Richter zuzuweisen, wenn er wegen mangelnder 
sittlicher Reife freispricht, sondern auch dann, wenn er zu 
Strafe verurteilt. Ich bin nur der Ansicht, dass in beiden 
Fällen der Richter darauf beschränkt werden sollte, nach 
seiner Kenntnis der konkreten Verhältnisse die Zwangs¬ 
erziehung für angemessen oder nicht für angemessen zu 
erklären. 

In den landesrechtlichen Zwangserziehungsgesetzen 
ist die Möglichkeit der Zwangserziehung wohl ohn(‘ Aus¬ 
nahme auch dann gegeben, wenn auf Strafe erkannt 
worden ist. Allein es wird immerhin ein wertvoller Finger¬ 
zeig sein, wenn schon der Strafrichter auf die Zwangs¬ 
erziehung hinweist. Es ist überdies unlogisch, dass, wie 
dies § 56 Abs. 2 Str.-G-B. vorsieht, der Richter nur daim, 
wenn er die Frage der Einsicht verneint, also nui- im Falle 
der Freisprechung, sich mit der Frage der Zwangst r/ic hung 
zu befassen haben soll; denn es bedarf wohl keinei* näheren 
Ausführung, um darzutun, dass die Zwangserzi<‘liung im 
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Falle der Verurteilung zur Strafe nicht weniger angezeigt 
sein kann, wie im Falle der Freisprechung wegen mangeln¬ 
der Reife. 

Die Zwangserziehung ist eine in die persönlichen und 
Familienverhältnisse so tief einschneidende Massregel, dass 
sie nur auf Grund einer sorgfältigen Prüfung aller in 
Betracht kommenden Umstände angeordnet werden sollte. 
Die genaue Kenntnis namentlich der Familie und des 
Milieu's gewinnt der erkennende Richter an der Hand der 
Ergebnisse der Hauptverhandlung wohl nur selten. Ich 
halte es deshalb nicht für zweckmässig, wenn dem Richter 
die Anordnung der Zwangserziehung selbst 
(wie dies in § 56 Abs. 2 Str.-G.-B. geschehen) in die Hand 
gelegt wird, sondeim möchte für diese Anordnung unter 
allen Umständen die Zuständigkeit des Vormundschafts¬ 
gerichtes gewahrt wissen, das in besonderem Verfahren 
die einschlägigen Verhältnisse zu prüfen hat und für eine 
wohl begründete, auch den etwaigen Einspruch der Eltern 
berücksichtigende Entscheidung bessere Garantien bietet, 
wie das erkennende Gericht. Aus diesem Grunde möchte 
ich es für ratsam halten, dem erkennenden Gerichte nur 
eine Anregung in dem oben gedachten Sinne zuzuweisen. 
Hat das Gericht die Zwangserziehung für angemessen 
erklärt, dann ist der Staatsanwalt verpflichtet, für die 
Einleitung der Zwangserziehung Sorge zu tragen und 
dadurch die Untersuchung und Entscheidung des Vormund¬ 
seh aftsgerichts zu provozieren. 

Da die Anregung der Zwangserziehung wohl nur bei 
erheblicheren Straftaten angemessen erscheinen wird, so 
wird es genügen, wenn dem erkennenden Gericht nur bei 
Aburteilung von Verbrechen und Vergehen die Pflicht 
auferlegt wird, die Frage zu prüfen, ob Zwangserziehung 
angezeigt ist. 

3. Die Vorschrift des § 56 Abs. 2 Str.-Str.-B. kennt nur 
die Alternative: Ueberweisung an die Familie des Angeklagten 
(was gleichbedeutend ist mit der Nichtanordnung der Zwangs- 
erziehung)oder dessen Unterbringung in einer Erziehungs-oder 
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Besserungsanstalt. Die laiidesre(*htlielien Zwangserziehuiigs- 
gesetze sehen im Einklang mit lOOO mul ls;)S des bürg. 
Gesetzbuches auch die ^iuglichkeit dci* rnterbi'ingung in 
einer geeigneten Familie voi*. Die Xotwiuuligkeit einer 
Aenderung jener Vorschrift ist einleuchtend. Wie die Dinge 
zur Zeit liegen, kann ein jugendlicher Eebeliater, der 
kriminelle .Strafe ei’halten hat, demnächst im W^ge der 
Zwangserziehung auch in einer geeignetiai Familie imter- 
gebracht w(‘rden. Har das(U'richt dagegein\ (‘gen mangelnder 
Einsicht freigespro(‘hen und gemäss § Abs. '2 di(‘ Ver¬ 
bringung in eine Besseriingsaiistalr l)estinmii, so ist die 
Unterbringung in einer Familie, di(' vielleiidit im konkreten 
Fall weit angemessener wäre, ausg(‘S(.-hlossen. 

4. Dass für das Alter der l)edingten Strafmüiidigkeil, 
auch wenn es erst mit dem vollendeten 14. F(‘b(‘nsjahre 
beginnt, nach wie vor mildere Strafbestinmmng(‘n zu g('lten 
liaben, versteht sieh von selbst. Von einigen S(‘iten ist 
— namentlich im Hinblick auf die ]\lilitäi‘|)fliclit an¬ 
geregt worden, die obere (irenze der b(‘dingt(‘n Straf¬ 
mündigkeit auf das i^O. Feb(‘nsjahr hinaufzurüekcm. Ab¬ 
gesehen davon, dass l')(‘i dem weildich(‘ii F,eschk‘cht von 
vornherein zu solcher V(‘rsclii(‘bung k(‘in Grund angi'führt 
werden kann, dürfte auch bei d(*n Mäniu'ni (‘in Anlass zu 
einer Abänderung der in §§ Ab und oT Sti*.-(J.-n. bezeieh- 
neten oberen Grenze nicht vorli(‘g(‘n. G(‘g(‘n jmig(‘ Heute 
unter 20 Jahren wird nur ausnahnisw(‘is(‘ auf Zuchthaus¬ 
strafe erkannt und auch die i\l)ei*kennmig der büigei'liehen 
Ehrenrechte, die übrigens nur zeitlich den Eintritt in die 
Armee verhindert, wird g(^g(‘n sie gerad(‘ mit Rücksicht 
auf die Militärpflicht nur selten ausgesin’oclK'ii. Di(‘ Ihirschen 
aber, gegen welche das (i(‘ri<‘ht ausnahnisw (hse solche 
Strafen verhängt, gehören in der Fat nicht in die Armee. 
Auch die militärische Zucht wird bei ihn(‘n das Gefühl für 
Ehre und Pflicht nicht mehr zu wecken imstaiKh' s(‘in: 
ihre verbrecherische G(‘sinnung w ürd(‘ iiber (‘in(‘n Ixalenk- 
lichen Ansteckungsherd in (ii(‘ Truppe tragen, (l(‘r si(* zu¬ 
geteilt werden. 
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Damit wäre ich mit meinem Gutachten zu Ende ge¬ 
kommen. Wenn schon die weitere Ausgestaltung des 
Zwangserziehungswesens, wofür zweckmässig reichsgesetz¬ 
lich leitende Grundsätze aufzustellen wären, und das Institut 
des bedingten Strafaufschubseine wesentliche Abnahme in der 
Kriminalität der Jugendlichen erwarten lässt, so wird die Aus¬ 
dehnung der Strafunmündigkeit bis zum zurückgelegten 14ten 
Jahre ohne Zweifel noch wirksamer dazu beitragen, die Zif¬ 
fern der Kriminalstatistik über die Bestrafungen und nament¬ 
lich über den Rückfall der Jugendlichen herabzusetzen. 

Leitsätze. 

1. Der Beginn der Strafmündigkeit ist auf da» vollendete 
14. Lebensjahr hinaufzurücken. 

II. Als Voraussetzung der Strafbarkeit innerhalb der 
Altersgrenze vom vollendeten 14. bis zum 18. Lebens¬ 
jahre ist statt der zur Erkenntnis der Strafbarkeit der 
begangenen Handlung erforderlichen Einsicht (§§ 56 
und 57 Str.-G.-B.) ein Kriterium festzusetzen, welches 
auf die allgemeine sittliche Reife Gewicht legt. 

III. Die reichsgesetzliche Regelung des Zwangserziehungs¬ 
wesens ist — wenigstens in Form leitender Grund¬ 
sätze — wünschenswert. 

IV. Dem erkennenden Gericht ist bei Aburteilungen jugend¬ 
licher Personen wegen Verbrechen oder Vergehen 
die Pflicht aufzuerlegen, im Urteil auszusprechen, ob 
Zwangserziehung (in dem Sinne, dass darunter sowohl 
Unterbringung in einer Besserungsanstalt als auch in 
einer geeigneteren Familie zu verstehen ist) ange¬ 
messen ist. Dies hat nicht bloss dann zu geschehen, 
wenn wegen mangelnder sittlicher Reife auf Frei¬ 
sprechung, sondern auch dann, wenn auf Strafe er¬ 
kannt wird. Hat das Gericht die Zwangserziehung 
für angemessen erklärt, so obliegt es der Staatsanwalt¬ 
schaft, die Einleitung des Zwangserziehungsverfahrens 
anzuregen. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903 , 


Welches sind die Erfahrungen Ober 
die Wirkung der Einzelhaft auf den Ge¬ 
fangenen in gesundheitlicher wie in 
sittlicher Beziehung? 

Von Abteilungs-Inspektor Freund an der Königlichen Strafanstalt 

Zwickau i. S. 


Es kann wohl als feststehend gelten, dass sich die 
Einzelhaft in den beteiligten Kreisen nach und nach mehr 
Freunde erworben hat. Auch dort, wo man anfänglich 
längere Zeit noch streng am System der Gemeinschaftshaft 
festhielt, hat man ihr allmählich mehr Aufmerksamkeit 
und Gunst zngewendet. Die Befürwortung dieses Haft¬ 
systems schliesst jedoch nicht aus, dass auch der Gemein¬ 
schaftshaft die ihr gebührende Berechtigung gewahrt bleibt. 

Gerade die ursprüngliche vielfache Bekämpfung der 
Einzelhaft hat die wünschenswerte Ausgestaltung derselben 
nicht wenig gefördert; galt es doch für die Vertreter der¬ 
selben, fortgesetzt auf der Hut zu sein, dass etwaige 
Nachteile der Einzelhaft den Gegnern nicht Anlass zu 
berechtigten Bemängelungen derselben gaben, da der 
erheblich höhere Kostenpunkt derartig eingerichteter Straf¬ 
anstalten anfangs ohnehin stürmische Klagen herauf¬ 
beschwor. Und wenn man auch heute noch fort und fort 
auf möglichst scharfe Kontrolle und tunlichste Vervoll¬ 
kommnung dieses Haftsystems bedacht ist, so kann das 
nur gebilligt werden. 

Es ist deshalb mit Freuden zu begrüssen, wenn unter 
den Beratungsgegenständen für die nächstjährige Ver¬ 
sammlung deutscher Strafanstaltsbeamten dieser Angelegen- 
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heit durch Aufstellung der Frage: Welches sind die 
Erfahrungen über die Wirkung der Einzel¬ 
haft auf den Gefangenen in gesundheitlicher 
wie in sittlicher Beziehung? wiederum Raum 
gegönnt worden ist. 

Bei Beantwortung dieser Frage • mag hier zunächst 
auf den Begriff der Einzelhaft hingewiesen werden, wie 
ihn § 22 des Reichstrafgesetzbuches feststellt, wenn es 
daselbst heisst: „Die Zuchthaus- und Gefängnisstrafen 
können sowohl für die ganze Dauer, wie für einen Teil 
der erkannten Strafzeit in der Weise in Einzelhaft voll¬ 
zogen werden, dass der Gefangene unausgesetzt von 
anderen Gefangenen gesondert gehalten wird“. 

Die wörtliche Auslegung dieser Fassung hatte zur 
Folge, dass die gesetzlich stipulierte Absonderung der 
Isolierten anfänglich auf das Strengste durchgeführt w^urde. 
Die Beschaffung von Einzelspazierhöfen für die Bewegung 
im Freien, die Ausstattung der Strafanstaltskirehen und 
-Schulzimmer mit sogenannten Stalls, sowie die Verwendung 
von Masken für Zellengefangene beim Aufenthalte ausser¬ 
halb der Zelle sind auf diese strenge Durchführung der 
Einzelhaft zurückzuführen. 

Allmählich hat diese strenge Auffassung der heutigen 
milderen Form Platz gemacht, nach der die Einzelhaft 
darin besteht, dass der Gefangene über Tag und Nacht 
in einem Raum einzeln untergebracht und durch geeignete 
Verhaltungsvorschriften im Weiteren dafür gesorgt wird, 
dass bei vorübergehendem Verlassen der Zelle ein Verkehr 
des Einzelhäftlings mit anderen Gefangenen nach Möglich¬ 
keit verhütet werde. 

Mit dieser milderen Form und insbesondere unter 
Berücksichtigung der Bestimmung in § 22 des R.-Str.-G.-B., 
wonach Einzelhaft ohne Zustimmung des Gefangenen drei 
Jahre nicht übersteigen darf und der Forderung von § 12 
der „Grundsätze“ vom 6. November 1897, nach denen die 
Anwendung von Einzelhaft für Jugendliche ohne Ge¬ 
nehmigung der Aufsichtsbehörde drei Monate nicht über- 
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dauern soll, sowie endlich des Umstandes, dass nach § 13 
der ebengenannten Bestimmungen Einzelhaft in den Fällen, 
wo eine Gefahr für den körperlichen und geistigen Zustand 
der Gefangenen zu besorgen w^äre, überhaupt ausgeschlossen 
ist, ist nachteiligen Wirkungen der Zellenhaft im allgemeinen 
schon vorgebeugt. 

Was nun aber weiter die Erfahrungen aus der Praxis 
nach dieser Richtung hin betrifft, so kann Verfasser aus 
der seinigen bestätigen, dass ihm, insoweit das 
körperliche Befinden der Gefangenen in 
Frage kommt, Fälle, in denen dasselbe durch 
die Einzelhaft geschädigt worden w^äre, nicht 
bekannt sind. 

Zur Fernhaltung gesundheitschädlicher Einflüsse ist 
es freilich nötig, dass Zellenstrafanstalten nach jeder 
Richtung hin möglichst zweckmässig eingerichtet werden. 
Auch hierüber ist in § 4 der bundesrätlichen Bestimmungen 
wenigstens bezüglich des Rauminhaltes der Zellen und der 
Grösse der Fenster die nötige Weisung gegeben. Es 
müssen aber auch weiter Ventilationen, Aborte, Heizungs¬ 
vorrichtungen und Bäder den allgemein anerkannten An¬ 
forderungen der neueren Technik entsprechen, sowie der 
Anstrich von Wänden und Decken der Zellen, der Fuss- 
bodenbelag oder Oelfarbenanstrich der Diele und das 
Inventar fortgesetzt in einwandfreiem Stande gehalten 
werden. Für gehörige Desinfizierung der mit Kranken 
belegt gewiesenen Zellen vor deren Wiederbenutzung ist 
ebenso zu sorgen wie bei der Auswahl der Arbeiten für 
Isolierte darauf Bedacht zu nehmen ist, dass die Zelle 
diesen als Wohn-, Schlaf- und Arbeitsraum zugleich zu 
dienen hat. 

Kommen dann Erkrankungen unter den Zellenge¬ 
fangenen vor, so ist der Keim dazu entweder schon vorher 
dagewesen oder auf einem anderen Wege erworben w orden; 
die Zellenhaft kann weder für die Erscheinungen selbst 
noch für etwa daraus entstehende bleibende Folgen ver¬ 
antwortlich gemacht w^erden. 
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Wird den vorstehenden Anforderungen in allen 
Stücken Rechnung getragen, so wirkt die Zelle auf das 
körperliche Befinden des Gefangenen nicht nur nicht nach¬ 
teilig, sondern sie wird sogar geeignet sein, in 
vielen Fällen die körperliche Gesundheit des¬ 
selben zu schützen und zu fördern. Für nicht 
bettlägerige Kranke, die aber um ihres Gesundheits¬ 
zustandes willen der Schonung oder weitergehender Für¬ 
sorge, wie sie in den gemeinschaftlichen Arbeits- und 
Schlafräumen nicht möglich ist, bedürfen, also z. B. für 
Lungenkranke, mit Rheumatismusbeschwerden oder Gicht¬ 
anfällen Beladene muss die Zelle geradezu als eine Wohl¬ 
tat bezeichnet werden. Dasselbe gilt auch für Krüppel 
und altersschwache Personen, denen durch den notwendigen 
militärischen Gang der Dinge in der Gemeinschaftshaft 
die Strafe andern gegenüber ungleich schwerer, wenn 
nicht gar unerträglich gemacht werden wmrde. 

Wie stellt sich aber der Einfluss der Zelle 
auf die geistige Gesundheit der Gefangenen? 

Auf diese Frage ist zunächst zu antworten, dass es 
bei oberflächlicher Beurteilung derselben allerdings den 
Anschein gewinnen könnte, als beeinflusse die Einsamkeit 
der Zelle den Geisteszustand des Gefangenen nicht günstig. 
Sind doch gemütliche Depressionen Erscheinungen, die an 
Zellengefangenen — Gott sei Dank! müssen wir sagen — 
gar nicht selten beobachtet werden können. Wo sie nicht 
eintreten, da hat die Zelle als Mittel zur sittlichen Besse¬ 
rung sicherlich ihren Zweck verfehlt. Sind aber derartige 
Erscheinungen vorhanden, so braucht nicht ohne weiteres 
der Beginn einer Psychose befürchtet zu werden; sie sind 
vielmehr in der Regel die ersten Anzeichen einer sich 
vollziehenden inneren Wandlung zum Guten. Der Blick 
in sich und um sich wird in dem schuldbeladenen, aber 
noch besserungswilligen Sünder zunächst gar kein anderes 
Gefühl wecken können, als das tiefster Niedergeschlagen¬ 
heit. Ja, es ist die Pflicht der dazu berufenen Beamten, 
diesen Zustand im Interesse nachhaltiger Sinnesänderung 
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möglichst zu vertiefen, die so gestimmten Gefangenen 
dann aber auch an der Hand des göttlichen Wortes und 
der herrlichen Tröstungen der Religion hinaufzuführen 
aus ihrer Erniedrigung zu den Bergen, von denen uns 
Hilfe kommt. Das daraus erwachende Bewusstsein: „Mir 
ist Erbarmung widerfahren!“ drückt aber dem Wesen des 
Gefangenen einen Stempel auf, der nichts weniger gleicht, 
als dem Bilde einer Seelenstörung. 

Kommt es in einzelnen Fällen aber wirklich vor, 
dass im Gedanken an verloren gegangenes Lebensglück 
oder beim Ausblicke auf die trübe, sorgenvolle Zukunft 
die seelische Zerschlagenheit eines Gefangenen einen Grad 
erreicht, der auf Seelenstöruug schliessen lassen könnte, 
so sorgen die durch die Hausordnung für die Zellen¬ 
gefangenen den Beamten befohlenen besonders eingehenden 
Beobachtungen durch Besuche sowie die diesen Gefangenen 
zugewandte besondere ärztliche Fürsorge schon für recht¬ 
zeitige Abwendung des Uebels, sodass von einer dauernden 
gesundheitlichen Schädigung auch in diesen Fällen nicht 
die Rede sein dürfte. 

Wenn nun aber trotz aller Fürsorge vorübergehende 
oder anhaltende Seelenstörungen auch an Zellengefangenen 
beobachtet werden, so ist das nach den im allgemeinen 
nach dieser Richtung hin gemachten Wahrnehmungen eine 
keineswegs auffällige Erscheinung. Wächst doch die Zahl 
der aus freien Verhältnissen, oft unvermittelt und plötzlich, 
in Geisteskrankheit Verfallenden bedauerlicher Weise von 
Jahr zu Jahr. So hat sich in Sachsen z. B. allein die 
Zahl der staatlichen Heilanstalten für solche Unglückliche 
in verhältnismässig kurzer Zeit verdoppelt, ein Umstand, 
der zwar nicht als untrüglicher Massstab für die Zunahme 
der Geisteskranken gelten soll, die Vermehrung derselben 
aber immerhin bestätigt. Kann also den Strafvollzug ein 
Vorwurf treffen, wenn unter seinen Händen Einzelne dem 
gleichen Schicksale verfallen, bezw. auch in den Straf¬ 
anstalten mit der Zeit eine Steigerung der Zahl derartiger 
Fälle zu konstatieren wäre? Die nach dieser Richtung 
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in der hiesigen Anstalt gemachten Erfahrungen im Verein 
mit den Erklärungen des Arztes beweisen aber, dass die 
Einzelhaft daran nicht stärker beteiligt ist als die Gemein¬ 
schaftshaft. Wenn das irgendwo wirklich so scheinen 
sollte, so ist nicht zu vergessen, dass in der letzteren 
manch leichterer Fall von Geistesstörung ganz unbemerkt 
bleibt, während das unter der schärferen Beobachtung 
der Gefangenen in Einzelhaft einfach unmöglich ist. 

In Geisteskrankheit verfallene Sträflinge gehören 
natürlich nicht mehr in die Zelle, sondern unter stete Auf¬ 
sicht des Arztes und beim Fortbestehen der Seelenstörung 
in die sachgemässe Heilbehandlung und Pflege des Irren¬ 
hauses. 

Eine der Geistesstörung in gewissem Sinne verwandte, 
mit solcher auch oft verbundene Krankheitsform ist die 
Epilepsie. Wie die Fallsucht überhaupt im Zunehraen 
begriffen zu sein scheint, so mehrt sich nach den hiesigen 
Beobachtungen auch die Zahl der Epileptiker in den Straf¬ 
anstalten. Die für diese Kranken notwendige Sonder¬ 
behandlung im Strafvollzüge ist schon mehrfach Gegen¬ 
stand der Erörterung gewesen. So auf der letzten Ver¬ 
sammlung deutscher Strafanstaltsbeamten in Nürnberg. 
Wenn damals auch Stimmen laut geworden sind, die sich 
für grundsätzliche Verweisung der Fallsüch¬ 
tigen in Einzelhaft ausgesprochen haben, so kann ich 
mich dieser Ansicht aus mehrfachen Gründen nicht an- 
schliessen. 

Zunächst geht doch wohl die Meinung der Aerzte be¬ 
züglich der Heilbehandlung epileptisch Kranker einstimmig 
dixhin, dass dazu neben anderen Mitteln auch eine mit 
möglichst viel freier Bewegung an frischer Luft verbundene 
Beschäftigung erforderlich ist. Durch Unterbringung des 
Epileptikers in der Zelle, die ihn an einen wenig Quadrat¬ 
meter grossen Raum bannt, wird also gerade das Gegenteil 
und damit eher eine Verschlimmerung als eine Besserung 
seiner Krankheit erzielt. 
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Dann sind erfahrungsgemäss cpileptisclie Anfälle 
immer von mehr oder weniger schlimmen gemütlichen Ver¬ 
stimmungen Depressionen oder Erregimgszustämlen, be¬ 
gleitet, deren Folgen in der Gemeinsclmftslmft natürlich 
leichter hintangehalten werden kömien als in der Zelle, 
Wenn man aber endlich weiter ei wägt, dass Epilep¬ 
tikern der Mangel fremder Hilfe im Anfalle unter l'mständen 
sehr verhängnisvoll werden kann und der enge Raum der 
Zelle selbst unter Anwendung versclnedener .Sehntzma.ss- 
regeln noch ausserdem die Gefahr ernstlicher Verletznngen 
nicht unwesentlich erhöht, so muss die ansnahmslose Ver¬ 
fügung von Zellenhaft für Epileptikm- als nnzweekmässig 
bezeichnet werden. Handelt es sieh jedoch nm die Un¬ 
schädlichmachung besonders gefährlicher Fallsüchtiger für 
andere, so bleibt auch der Strafanstalt kein aiulerer Aus¬ 
weg, als die Absonderung derselben in Einzelzellen. 

Noch günstiger als in den bisher behandelten Punkten 
wird mein Urteil über die Zellenhaft ansfallen, wenn es 
gilt, deren Einfluss auf die Gefangenen in sitt¬ 
licher Beziehung zu begutachten. Zur Rechtfertigung 
dieses Urteils braucht nur auf die .Mängel der Gemcin- 
schaftshaft hingewiesen zu werden. 

Zunächst steht doch wohl fest, dass die Gemeinsehafts- 
haft schon ihrem Wesen nach der grosseren .Mehrzahl von 
den Gefangenen die Strafe bedeutend erleichtert und ihnen 
damit ihre Lage weit erträglicher gestaltet. Gleichgiltige 
oder oberflächliche Naturen empfinden hi(‘r, namentliih 
bei kürzeren Haftzeiten, den Druck der Strafe so gut wie 
nicht. Sie kommen so zu sagen über ihre Situation gar 
nicht zur Besinnung und verlassen daher die Anstalt, ohne 
dass auch nur die alleräussersten Strarzw<'eke. das schmerz¬ 
liche Empfinden des Verlustes der Freiheit und die Ab¬ 
schreckung an ihnen erreicht wmrden wären. 

In denjenigen Strafanstalten al)er, wo fortgesetzt die 
Flut der Grossstadtverbrecher zusamnuodäuft, liegt die 
Sache noch wesentlich anders. Da findcui sieh in der Ge¬ 
meinschaftshaft nicht nur völlig abgestumpfte Elemente. 

14 * 
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die dem Aufenthalte im Strafhause überall die heiterste 
Seite abzugewinnen suchen; da kommt auch der Auswurf 
der Menschheit zusammen, die hartgesottenen Zuchthaus¬ 
brüder, die sich mit Wollust in den Dienst des Teufels 
stellen und das Fünkchen Gutes, was in einer Seele etwa 
noch glimmt, mit der Bosheit ihres Meisters zu nichte 
machen. Schon die Zeitungsberichte über Gerichtsverhand¬ 
lungen geben leider nur zu oft darüber Auskunft, wie nicht 
selten von notorischen Verbrechern Pläne zu weiteren ge¬ 
meinsamen Schandtaten entweder schon in Untersuchungs¬ 
haft oder in der gemeinsamen Haft des Strafhauses ge¬ 
schmiedet werden. Solche Subjekte sind bekanntlich so 
gerieben, dass sie auch den scharfen Beobachter zunächst 
über ihre Gemeingefährlichkeit zu täuschen und ihr 
satanisches Treiben geschickt zu verbergen wissen. Es 
bedarf deshalb längerer Zeit, um sie zu fassen und hier¬ 
nach wenigstens für die Andern unschädlich zu machen. 
Wieviel Unheil sie aber durch ihren schlechten Einfluss 
bis dahin schon gestiftet haben, entzieht sich meist unserer 
Kontrolle. 

Gewiss lagen früher, wo unsere Bevölkerung den sitt¬ 
lichen Tiefstand von heute noch nicht erreicht hatte, auch 
die Verhältnisse in den Strafanstalten wesentlich anders. 
Mag sein, dass es noch jetzt Anstalten giebt, wo das Ge¬ 
fangenenmaterial ein weniger schlimmes ist. In denjenigen 
Strafanstalten aber, die die Aufgabe haben, die an Gemein¬ 
heit und Raffinement auf höchster Stufe stehende Ver¬ 
brecherwelt der Gressstädte zu beherbergen, scheint es 
beinahe dahin gekommen zu sein, dass die Gemeinschafts¬ 
haft, wie man sie bezeichnet hat, eine Hochschule des 
Lasters und Verbrechens geworden ist. 

Es ist ja wahr, dass auf edlere Charaktere das böse 
Beispiel abschreckend wirkt. Wenn diese Tatsache aber 
zur Verteidigung des Systems der Gemeinschaftshaft an¬ 
geführt wird, so dürfte die Annahme, dass die noch weniger 
verdorbenen Elemente des Strafhauses sich stets mit Ab¬ 
scheu vom Bösen wenden, doch auf einer Täuschung 
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beruhen. Dazu ist die Gewalt der Sünde zu gross. Es giebt 
wohl Einzelne, die daran Anstoss nehmen. Das sind aber 
auch diejenigen, die nichts sehnlicher herbeiwünschen, als 
die Befreiung aus dieser Gesellschaft durch Versetzung in 
die ZeUe. 

Manches Schlimme würde wohl verhütet werden 
können bei Durchführung des Prinzips der Vereinzelung 
der Gefangenen in der Gemeinschaftshaft, sodass nach be¬ 
reits eingeführter, nächtlicher Isolierung auch der Verkehr 
derselben in den sogenannten Reinigungen und Speisesälen 
gänzlich beseitigt und an den Arbeitsplätzen auf das Aller¬ 
notwendigste beschränkt würde, wie das für die Ein¬ 
richtung der neuen sächsischen Strafanstalt Bautzen wohl 
in Aussicht genommen ist. Diese Massregel würde gewiss 
eine wesentliche Verbesserung dieses Haftsystems bedeuten, 
einen völligen Ersatz für die Einzelhaft freilich noch nicht. 

Wie ganz anders sich diese zu den Besserungs¬ 
bestrebungen des Strafvollzuges stellt, ist oben bereits an¬ 
gedeutet worden. Nicht nur, dass hier der schlimme Ein¬ 
fluss Anderer nach Möglichkeit unterdrückt ist, die Zelte 
kommt mit ihrer Stille und Einsamkeit den auf sittliche 
Besserung abzielendeu Einwirkungen der Beamten geradezu 
entgegen. Daher auch die Erfahrung, dass Gefangene, die 
in der Gemeinschaftshaft ihre Strafe mehr gleiclmiütig er¬ 
trugen, nach ihrer aus besonderem Anlasse erfolgten 
späteren Versetzung in die Zelle meist schon ohne Einfluss 
von dritter Seite ihre dermalige Lage bald in ganz anderem 
Lichte ansehen. Dazu kommt aber weiter, dass die Zelle 
im Gegensatz zur Gemeinschaftshaft erzieherischen Ein¬ 
wirkungen dadurch ganz anderen Raum gewährt, dass der 
Beamte jeden Augenblick die Füglichkeit hat, den Ge¬ 
fangenen unter vier Augen zu sprechen, dass er jeden 
Brief, überhaupt jede Gelegenheit hier in ganz anderer 
Weise zu zweckdienlichen Unterredungen benützen kann, 
dass innerhalb der stummen vier Wände der Zelle diese 
Zwiesprachen, ebenso wie Predigt und Untenb ht. N;ich- 
klänge wecken, die nicht, wie im Lärme des Arbeitssaales, 
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alsbald wieder verfliegen. So kann in der Einzelhaft 
durch die unermüdliche Tätigkeit christlicher Seelsorge 
auch harter Herzensboden schliesslich zum guten Acker 
werden. 

Darnach, wie nach Rückkehr der Einzelnen in die 
Freiheit der so erworbene sittliche Fond den Stürmen des 
Lebens und der Macht der Versuchung Stand hält, soll 
man den Wert dieser Arbeit freilich nicht beurteilen. Zur 
Uebernahme irgendwelcher Garantie in dieser Richtung 
dürfte man vor allen Dingen nicht an eine gesetzliche 
Frist gebunden sein, die uns den Abschluss dieser Tätig¬ 
keit ohne Weiteres vorschreibt. Nimmermehr wollen wir 
uns aber die Gewissheit rauben lassen, dass das Urteil 
über die Einzelhaft, sie sei unstreitig die vollendetste Fom 
für die Freiheitsstrafe, auch inbezug auf ihren Einfluss 
auf die sittliche Besserung des Gefangenen gilt. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Welches sind die Erfahrungen über 
die Einwirkung der Einzelhaft auf den '/ 
Gefangenen in gesundheitlicher, wie in 
sittlicher Beziehung? 


A"on Allton Marcovich, k. k. Oberdirektor der Männerstrafanstalt 
in Graz, k. und k. Oberleutnant a. D. 


Die unbestreitbaren Vorzüge des Strafvollzuges in 
Einzelhaft sind bekannt, und erscheint es in Anbetracht 
der reichen, diese Frage behandelnden Litteratur als bei¬ 
nahe überflüssig, dieses Thema noch weiter zu erörtern. 

Da aber in den meisten Staaten die bisherige Stellung 
der Einzelhaft ihrer Bedeutung durchaus nicht entspricht, 
und die grenzenlos verderblich wirkende Gemeinschaftshaft 
im Strafvollzüge in erschreckender Weise noch immer die 
Hauptrolle spielt, so mehren sich erneuert die Stinunen, 
welche auf den raschen Ausbau der Einzelhaft drängen, i) 
Wenn sich in früherer Zeit besonders aus gesund¬ 
heitlichen Rücksichten Bedenken gegen die ausgedehnte 

Als bemerkenswert erscheint mir in dieser Richtung das Ur¬ 
teil, welches Universitätsprofessor Dr. Lammasch in seiner am 
31. Mai 1902 in Wien gehaltenen Herrenhausrede über das bestehende 
Strafsystem fällt, indem er unter anderem sagt: 

Das Hauptstrafmittel der Zukunft wird natürlich die Freiheits¬ 
strafe bleiben. Aber hoffentlich eine Freiheitstrafe, die, wenn sie schon 
nicht moralisch bessert, wenigstens den Sträfling an Ordnung und 
Arbeisamkeit gewöhnt oder doch zum allermindesten ihn nicht ver¬ 
schlechtert. Tn dieser Richtung ist das gegenwärtige Strafsystem sehr 
dubios. Eine grosse Anzahl derjenigen, die einmal eine Strafanstalt 
betreten haben, kehrt immer wieder dahin zurück. Mehr als die 
Hälfte derjenigen, die zu Kerkerstrafen verurteilt werden, haben schon 
früher eine Freiheitsstrafe verbüsst. 24 Prozent der zu Kerker¬ 
strafe Verurteilten haben schon früher eine Strafe wegen Verbrechen, 
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Anwendung der Einzelhaft bemerkbar gemacht haben, so 
sind dieselben geschwunden, seitdem die Erfahrung und 
Statistik ihr Wort gesprochen haben. 

Wie diesbezüglich die Verhältnisse in den öster¬ 
reichischen Strafanstalten liegen (über jene in den wenigen 
mit Einzelhaft ausgestatteten Gerichtshofgefängnissen kann 
ich nicht sprechen, da mir das Material mangelt), geht 
aus der nachfolgenden Tabelle deutlich hervor. 

Diese Tabelle zeigt vergleichsweise die Einwirkung 
der Einzel- und Gemeinschaftshaft in Bezug auf 

1. Morbidität, 

2. Mortalität, 

3. Tuberkulose, 

4. Geisteskrankheiten, 

5. Selbstmordversuche, 

6. Ernährung und 

7. Disziplin, wie folgt: 

29 Prozent wegen Vergehen oder Uebertretungen abgebüsst. 53 Pro¬ 
zent werden also rückfällig. Die Strafe wirkt daher nicht bepsernd, 
ja nicht einmal genügend abschreckend. 

Der Hauptgrund liegt wohl darin, dass derjenige, der zum ersten- 
Male wegen einer strafbaren Handlung verurteilt wird, in eine Gesell¬ 
schaft gebracht wird, die zuin grössten Teile schlechter ist als er selbst. 

Die Justizverwaltung hat in sehr lobenswerter Bemühung mit 
knappen Mitteln im Laufe der Zeit bei dem Umbaue und Neubaue 
von Gerichtsgebäuden dafür gesorgt, dass auch Zellentrakte für die 
Vollziehung der Einzelhaft eingerichtet worden sind. Es wäre aber 
sehr wünschenswert, dass das Tempo dieser Anlage etwas beschleunigt 
werde, und vor allem, dass auch die ganz kurzen Freiheitsstrafen, 
zu denen Individuen von Bezirksgerichten wegen Uebertretungen 
verurteilt werden, in Einzelhaft verbüsst werden können. Das ist 
natürlich nicht möglich durch eine Aenderung der Einrichtungen in 
mehr als 700 Bezirksgerichtsarresten, sondern durch eine gewisse 
Centralisierung des Strafvollzuges, durch Abgabe in Central-Arrest- 
anstalten bei Freiheitsstrafen von mehr als 3 Tagen. 

In ähnlichem Sinne behandelte der Reichstagabgeordnete Klee¬ 
wein gelegentlich der Verhandlung des Kapitels „Justizministerium“ 
in seiner, am 22. Mai 1902, ira österreichischen Abgeordnetenhause 
gehaltenen Rede diese Frage, indem er die rasche Sanierung be¬ 
stehender Uebelstände verlangte. 
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ad 1. Es erkrankten im Laufe von zehn Jahren von 
den Sträflingen der Gemeinschaftshaft 48,62 ®/o, von jenen 
der Einzelhaft nur 21,06 ®/o. Es sprechen daher die Mor¬ 
biditätsziffern zu Gunsten der Einzelhaft. 

ad 2. Es starben im Verlaufe von zehn Jahren 
von den Sträflingen der Gemeinschaftshaft 3,45 ®/o, von 
jenen der Einzelhaft nur 0,86 ®/o. Diese gewaltige Dif¬ 
ferenz der Moftalitätsziffern spricht auch zum Vorteile der 
Einzelhaft. 

ad 3. An Tuberkulose erkrankten 4,93 ®/o, also 5®/,, 
der Gemeinschaftshaft und 2 % der Einzelhaft. Dieser 
Umstand beweist ebenfalls, dass die Zellenhaft gesündere 
Verhältnisse auf weist, als die gemeinsame Haft, denn in 
der mit hygienischen Vorzügen ausgestatteten Zelle ist 
der Sträfling gegen Ansteckungsgefahren jedweder Art 
geschützt, in der Gemeinschaft dagegen allen Gefaliren 
direkter ausgesetzt. 

ad 4. Es erkrankten an einer Geisteskrankheit 0,28 ®/o 
der Gemeinschaftshaft und 0,63 ®/o der Einzelhaft. Die 
Psychosen treten also in der Einzelhaft häufiger auf, als 
in der Gemeinschaftshaft, sind aber auch weit heilbarer, 
als jene der Gemeinschaftshaft. Es steht daher die grössere 
Zahl der Heilbaren der kleineren Zahl der Unheilbaren 
gegenüber, und so ist auch vom psychiatrischen Stand¬ 
punkte aus die Einzelhaft, als die im Grunde minder 
gefährdende Form der Einsperrung zu betrachten. 

ad 6 . Selbstmordversuche wurden von 0,07 % der 
Gemeinschafts- und von 0,36 % der Einzelsträflinge 
verübt. 

Dies ist ein Zeichen, dass sich einerseits in der 
Einzelhaft der Ernst der Strafe empfindlich fühlbar macht 
und dass anderseits infolge des Insichgehens der Zellen¬ 
häftlinge edlere Regungen des Gemütes geweckt und 
seelische Kämpfe durchgekämpft werden, dass schliesslich 
tiefe Reue den Gefangenen oft mit einer Macht erfasst, 
die manchen dazu treibt, Hand an sich zu legen, doch 
bleibt es infolge der Wachsamkeit des Aufsichtspersonals 
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meist nur beim Selbstmordversuche. Zum Selbstmorde 
kommt es in den seltensten Fällen. 

ad 6 . Da die hygienischen Verhältnisse der Zelle 
günstiger sind als jene der gemeinsamen Haft, da weiters 
gegen die Zellenhäftlinge ^veit weniger und leichtere 
Disziplinarstrafen verhängt werden als gegen die Häftlinge 
der Gemeinschaftshaft, da ferner in der Einzelhaft der 
von den Häftlingen der Gemeinschaftshaft betriebene Kost¬ 
schwindel, wie Verschenkung von Fleischportionen für 
Tabakabfälle und dergl. nicht Vorkommen kann, da endlich 
die sexuellen Verirrungen, welche in der Gemeinschaftshaft 
getrieben werden, weit verderblicher wirken, als jene 
Handlungen, die der Einzelhäftling vornehmen kann, — ist 
auch der Ernährungszustand der Einzelhäftlinge günstiger, 
als jener der Gemeinschaftshäftlinge. 

ad 7. Die Zahl der disziplinären Bestrafungen beträgt 
in der Gemeinschaftshaft 26,71 in der Einzelhaft bloss 
19,96 7o- Also auch in disziplinärer und sittlicher Beziehung 
stehen die grösseren Vorteile auf Seite der Einzelhaft. 

Während der Zellenhäftling Zeit und Gelegenheit hat 
über seine Lage und seine Uebeltat nachzudenken, in sich 
zu gehen, während er so schweren seelischen Kämpfen 
unterworfen und Ermahnungen und Belehrungen zugänglich 
ist, freut sich der Gemeinschaftshäftling des angenehmen 
Lebens auf der Hochschule des Verbrechens, lehnt sich 
gegen Ordnung und Gesittung auf, ist Belehrungen unzu¬ 
gänglich und verbreitet oder atmet Verderbnis, w'ohin er 
sich wendet! Nichts fürchtet besonders der Gewohnheits¬ 
verbrecher so sehr, wie die Absonderung in einsamer Zelle 
und scheut, wenn andere Versuche fruchtlos bleiben, selbst 
vor einem Selbstmordversuche nicht zurück, um aus der¬ 
selben wieder in die geliebte Gemeinschaftshaft zurück¬ 
zukommen. 

Der Einzelhaft gebührt daher auch in gesundheitlicher 
und sittlicher Beziehung der Gemeinschaftshaft gegenüber 
der Vorzug. — 
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Die Einzelhaft soll eine absolute sein! Ein modifiziertes 
Isoliersystem, welches gestattet, dass Einzel- und Gemein¬ 
schafts-Häftlinge gemeinsam die Schule besuchen, gemein¬ 
sam und untereinander gemengt im Spitale liegen, entspricht 
nicht dem Zweckgedanken der Einzelhaft. Ein solches 
System ist eine halbe Massnahme, welche die Vorteile der 
Einzelhaft nahezu aufhebt und den Ansteckungsgefahren 
der Gemeinschaftshaft den Weg in die Zelle bahnt. — 

-♦- 


Literatur. 


Le Travail Dans Les Prisons et en particulier Dans 
Les Maisons Centrales betitelt sich ein Buch von Dr. Roger 
Roux, Richter in Vesoul, welches bei Arthur Rousseau, Paris, 
14 rue Soufflot 1902 erschienen ist. 

Der Verfasser, welcher die einschlagende Literatur der ver¬ 
schiedenen Länder gründlich studiert hat, stellt nach einem geschicht¬ 
lichen Ueberblick über die verschiedenen Auffassungen vom Wesen 
und Wert der Sträflingsarbeit zunächst fest, welchen Anford(*rungen 
dieselbe entsprechen müsse. Sie soll ernst, erzieherisch, produktiv, 
einträglich, zur Erlernung eines Gewerbes befähigend und den 
Kräften und Verhältnissen des Gefangenen angemessen sein. 

Eine eingehende Untersuchung des Wesens der Unternehmer¬ 
und Regiearbeit und deren Verbreitung in den einzelnen Ländern 
führt den Verfasser alsdann zur Ueberzeugung der unzweifelhaften 
Vorzüge der Regiearbeit. Nicht weniger gründlich behandcilt das 
Buch in einem weiteren Kapitel die Konkurrenz, welche die Sträflings¬ 
arbeit der Arbeit Freier bereitet. Nachdem dem Staate das Recht 
zugesprochen ist, durch die Sträflingsarbeit ebenso wie durcli freie 
Arbeiter in Staatsfabriken der freien Arbeit an sich Konkurrenz zu 
machen, werden die Grundsätze bestimmt, welche zu befolgen sind, 
uni diese Konkurrenz nicht illoyal erscheinen zu lassen. Durch aus¬ 
führliche geschichtliche Rückblicke und Darstellungen des gegen¬ 
wärtigen Rechtszustandes werden diese Erörterungen erläutert, woran 
sich eine ausführliche Abhandlung darüber anschliesst, welche Wege 
einzuschlagen sind, um eine schädliche Konkurrenz möglichst zu 
vermeiden. Dieselbe führt zu der Forderung, der Staat solle in den 
Strafanstalten nur in Regie arbeiten lassen und zwar solche Gegen¬ 
stände, die in Staatsbetrieben gebraucht werden. 

Dies ist in grossen Zügen der Inhalt des lehrreichen Buches. 
Schon hieraus erhellt die Bedeutung desselben für jeden Straf¬ 
vollzugsbeamten und alle diejenigen, welche sich mit der Gefängnis¬ 
verwaltung beschäftigen. Den wahren Wert wird aber nur der kennen 
lernen, der aus den reichen Details durch eingehendes Studiiiin 
Belehrung schöpft. " • 

- ^ - 
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Auszug 

aus der Rechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1902. 


I« Einnahmen« 


Pos. 1. Kassenrest aus voriger Rechnung 

„ 2. Rückstände. 

f, 3. Mitgliederbeiträge .... 
„ 4. Kapitalzinsen .... 
„ 5. Rückerhobene Kapitalien 
„ 6. Absatz von Heften 

„ 7. Erlös aus Inseraten 
„ 8. Sonstige Einnahmen 
^ 9. Vorschuss und Ersatz . 


Mk. 161.9$ 


n 

n 

» 

ff 


ff 


244.- 

2552.— 

131.32 

1100.- 

554.75 

130.- 

270.02 

140.- 


Summa der Einnahmen Mk. 5284.05 


II« Ausgaben« 

Pos. 1. Druckkosten und Buchbiiiderlöhne . Mk. 3478.04 

„ 2. Porti und Versendungskosten . . . . „ 512.77 

„ 3. Einrichtungsgegenstände.. —.— 

„ 4. Honorare.„ 78.— 

„ 5. Kapitalanlagen.„ 354.32 

„ $. Bureaukosten und Kassenführung . . . „ 499.90 

„ 7. Litteratur.„ 6.— 

„ 8. Sonstige Ausgaben.„ 204.84 

„ 9. Vorschuss und P^rsatz. . . 4.— 

Summa der Ausgaben Mk. 5137.87 


Abschluss« 

Die Einnahmen betragen . . Mk. 5284.05 

Die Ausgaben betragen . . . , 5137.87 

Kassenrest Mk. 146.18 
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VermögensstandsdarstellaDg 

auf 1. Januar 1903. 

Das Vermögen des Vereins besteht in: 

1. Kassenrest vom 31. Dezember 1902 .... Mk. 146.18 

2. Kapitalanlagen: 

a) in Wertpapieren (Keichsanleihe und 

Pfandbriefen) zum Nennwert . Mk. 2200.— 

b) Sparkassenguthaben . . . ^ 1302.24 „ 3502.24 

3. Rückständige Mitgliederbeiträge . . . . „ 360.— 

4. Ersatzposten.. —.— 

5. Wert des Inventars. ^ 470.— 

Summa Mk. 4478.42 

Hieran sind abzuziehen: 

Die für 1903 vorausbezahlten Mitgliederbeiträge mit . .. 136.— 

verbleibt somit auf 31. Dezember 1902 ein Rein- 

vermögen von.Mk. 4342.42 

Dasselbe hat auf 31. Dezember 1901 betragen . ^ 4969.98 

somit Verminderung Mk. 627.56 
von den höheren Druckkosten herrührend. 

Mannheim, 15. März 1903. 

Der Vereins-Ausschuss. 


- ^ - 
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Personalnachrichten. 


V ereinsmitgrlieder. 

Bayern. 

Befördert wurde: 

Bschorer, Hausarzt am Zuchthaus Kaisheim zum Königl. Bezirksarzt. 
I. Klasse in Neustadt a. Aisch. 

Versetzt wurden: 

Bauer, Königl. Assessor an der Gefangenanstalt Lichtenau in 
gleicher Eigenschaft an das Zuchthaus Ebrach. 

Forsten ei ebner, Königl. Assessor am Zuchthaus Plassenburg auf 
Ansuchen an die Strafanstalt Straubing. 

Hess, Königl. Assessor an der Gefangenanstalt Laufen in gleicher 
Eigenschaft an die Gefangenanstalt Sulzbach. 

Hilger, Königl. Assessor am Zuchthaus Ebrach desgleichen an das 
Zuchthaus Plassenburg. 

Jäger, Dr., Strafanstaltsgeistlicher am Zuchthaus Ebrach desgleichen 
au die Gefangenanstalt Amberg. 

Mayer, Hausgeistlicher an der Gefaiigenanstalt Sulzbach desgleichen 
an die Gefangeuanstalt Lichtenau. 

Gestorben ist: 

Fent, Strafanstaltslehrer in Niederschönenfeld. 

Preussen. 

Gestorben ist: 

Starke, Wirklicher Geheimer Oberjustizrat in Berlin. 

Sachsen. 

Versetzt wurde: 

Freund, Landesanstaltsinspektor in Zwickau in gleicher Eigenschaft 
nach Bautzen. 

W ttrttemberg. 

Versetzt wurde: 

Sieber, Kaplan in Comburg, kath. Hausgeistlicher am Landes¬ 
gefängnis Schw. Hall in gleicher Eigenschaft an das Landes¬ 
gefängnis Rottenburg. 

Bosnien-Herzego wina. 

Ernannt wurde: 

Stahl, rechtsk. Sekretär und Leiter der Centralstrafanstalt in Zenica 
zum Direktor. 
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Ei ngetreien. 

Bayern. 

Feistle, Hauslehrer am Zuchthaus Kaisheim. 

H ä r 11, Dr., Königl. Bezirksarzt, Hausarzt am Zuchthaus Wasserburg, 
Haggenmiller, rechtsk. Funktionär an der Gefangenanstalt 
Lichtenau. 

Stritzl, Dr., Hausarzt am Zuchthaus Kaisheim. 

Hessen. 

A 11 w o h n, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Marienschloss. 
Sachsen (Königreich). 

Las alle, de, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Seidel, Anstaltsoberinspektor in Waldheim. 

W ttrttemberg. 

Hagmann, Kaplaneiverweser in Comburg, kath. Hausgeistlicher 
am Landesgefängnis Schw. Hall. 


Ausgetreten. 

Baden« 

Reut her, Oberrechnungsrat, Strafanstaitsverwalter a. D., früher in 
Bruchsal, jetzt in Konstanz. 

Bayern* 

Fent, Edmund, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Laufen. 

Mayer, Strafanstaltslehrer in Amberg bei der Zuruhesetzung. 

Hessen. 

Fischer, bisher Anstaltsgeistlicher in Marienschloss, jetzt Pfarrer 
in Nierstein. 


Preussen. 

S c h e i k e, Gefängnisinspektor in Oppeln. 
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Schwedisches Gesetz U 

betreffend die Pflege von Pflegekindern. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 6. Juni 1902. 


Wir Oscar, von Gottes Gnaden, König u. s. w. geben 
bekannt: dass Wir, mit dem Reichstage, für gut befunden 
haben in Gnaden Folgendes zu verordnen: 

§ 1 . 

Dieses Gesetz bezieht sich auf Kinder, die gegen 
Entschädigung bei anderen als ihren Eltern, Stiefeltern, 
Grosseltern väterlicher- oder mütterlicherseits oder gesetz¬ 
lichen Vormündern in Pflege gegeben sind und das siebente 
Lebensjahr nicht zurückgelegt haben. 


§ 2 . 

Die Gesundheitsbehörde oder, wo solche nicht vor¬ 
handen, die Kommunalbehörde soll, jede innerhalb ihres 
Wirkungsgebietes, Pflegekindern besondere Fürsorge zum 
Schutze ihrer Gesundheit und ihres Lebens widmen, und 
liegt der Behörde ob, zu diesem Zwecke teils darauf zu 
sehen, dass Kinderpflege nicht von Personen oder zu 
Stellen ausgeübt wird, die hierfür ungeeignet sind, teils 
auch die Behandlung der Pflegekinder zu überwachen. 

Bezüglich der Ueberwachung der Kinderpflege seitens 
der Behörde und der Aufsicht der Vorgesetzten Behörde 
darüber haben, neben den Bestimmungen dieses Gesetzes, 
die Gesundheitsvorschriften für das Reich und die Verord¬ 
nung über die Kommunalverwaltung auf dem Lande in 
den anwendbaren Teilen zur Richtschnur zu dienen. 

1 * 
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§ 3 . 

1. Im Falle es für nötig oder geeignet erachtet wird, 
haben, in Städten, die Stadtverordneten oder, wo solche 
nicht vorhanden, der gemeine Rat und, auf dem Lande, 
die Kommunalversammlung eine besondere Kommission, 
unter dem Namen des Kinderpflegeamts, mit der Ueber- 
wachung der Kinderpflege zu beauftragen, welche sonst 
gemäss diesem Gesetz von der Gesundheits- oder Kommunal¬ 
behörde ausgeübt werden sollte. 

2. Was in den Gesundheitsvorschriften für das Reich 
oder der Verordnung über die Kommunalverwaltung auf 
dem Lande betreffs der Zusammensetzung der Gesundheits¬ 
oder Kommunalbehörde, der Wahl der Mitglieder und 
Suppleanten, der Unfähigkeit zur Ausübung eines solchen 
Amtes, der Zeit, für welche die Behörde einzusetzen ist, 
und ihrer Arbeitsordnung vorgeschrieben ist, soll auch für 
das Kinderpflegeamt Geltung haben; jedoch sollen zu 
Mitgliedern dieser Behörde auch Frauen gewählt werden 
können und ein gewähltes Mitglied jederzeit das Recht 
besitzen, sein Amt niederzulegen ; und soll auch das Kinder¬ 
pflegeamt, was seine wie seiner Mitglieder und der im § 12 
genannten Gehilfen Verpflichtungen, Befugnisse und das 
Verhalten zu andern Behörden betrifft, mit der Gesund¬ 
heits- oder Kommunalbehörde, soweit sie sich mit der 
Kinderpflege befasst, gleichgestellt sein. 

§ 4 . 

1. Die Medizinalbehörde teilt nötige Ratschläge und 
Anweisungen bezüglich der Kinderpflege zur Befolgung 
nicht nur seitens der Gesundheits-, Kommunal- oder Kinder¬ 
pflegeämter, sondern auch seitens derer mit, welche Kinder 
pflege ausüben. 

2. Der Gesundheits- oder Kommunalbehörde liegt ob, 
im Zusammenhang mit den in den § 11 und 27 der Ge¬ 
sundheitsverordnung für das Reich vorgeschriebenen Be¬ 
richten und Angaben, über die Kinderpflege Bericht zu 
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erstiitten, gemäss den näheren von der Medizinalbehörde 
allsgefertigten Bestimmungen; und soll das Kinderpflege¬ 
amt solche Berichte in der Ordnung und innerhalb der 
Zeit abgeben, wie bezüglich der obengenannten Bericlite 
und Angaben festgesetzt ist. 

§ 5. 

1. Dem Kinderpfleger, worunter in diesem Gesetz 
derjenige verstanden wird, der ein Kind zur Pflege und 
Erziehung in privater Wohnung angenommen hat, und, 
wo es sich um ein Kind handelt, das in eine besondere 
Anstalt, welche Kinderpflege ausübt, aufgenommen worden 
ist, dem Inhaber der Anstalt oder, wenn vorhanden, dem 
Vorsteher derselben liegt ob, in Städten innerhalb drei 
und auf dem Lande innerhalb vierzehn Tagen nach An¬ 
kunft des Kindes dem Gesundheits-Kommunal- oder Kindcr- 
pflegeamt darüber Meldung zu machen, mit der Angabe 
des Grundstückes, wo das Kind gepflegt wird, wie auch 
gleichzeitig oder innerhalb der vom Amt festgesetzten Zeit: 

a) Auszüge aus dem Geburts- und Taufregister 
bezüglich des Kindes vorzulegen; 

b) Namen und Wohnort desjenigen anzugeben, der 
das Kind in Pflege gegeben; ferner 

c) diejenigen Angaben und Bescheinigungen zu 
liefern, die vom Amt betreffs der Höhe oder 
Beschaffenheit der Pflegevergütung, der Zeiten 
ihrer Ausbezahlung oder der übrigerk hauptsäch¬ 
lichen Bedingungen, unter denen das Kind dem 
Pfleger in Pflege gegeben worden ist, verlangt 
wei’den können. 

2. Bei Veränderung des Wohnortes innerhalb der 
Kommune hat der Kinderpfleger dem Amte darüber inner¬ 
halb der Zeit Meldung zu machen, wie sie für die ol)en- 
genannte Anmeldung festgesetzt ist. 

3. Verzieht der Pfleger nach einer anderen Kommune, 
so hat er bei deren Amt gemäss dem im Abschn. 1 dieses 
Paragraphen gesagten Meldung zu machen. 
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§ 6 . 

Der Kindespfleger soll dem Pflegekind diejenige Für¬ 
sorge und Wartung widmen, die für eine befriedigende 
Pflege desselben erforderlich ist. Erkrankt das Pflegekind, 
so liegt dem Pfleger ob, ihm die besondere Pflege zu 
bereiten, die die Umstände erheischen. 

In oben erwähnter Hinsicht hat das Gesundheits- 
Kommunal- oder Kinderpflegeamt im Anschluss an die 
Ratschläge und Anweisungen, über die in § 4 Abschn. 1 
bestimmt worden, dem Kinderpfleger die erforderlichen 
Vorschriften mitzuteilen. 

2. Der Kinderpfleger darf sich nicht der Aufsicht des 
Amtes über die Pflege des Pflegekindes entziehen. 

3. Ist das Pflegekind gestorben oder hat der Pfleger 
dasselbe von sich weggegeben, hat er, in Städten inner¬ 
halb drei und auf dem Lande innerhalb vierzehn Tagen 
danach, dem Amte darüber Meldung zu machen. 

§ 7 . 

1. Wenn bei der in § 5 erwähnten Anmeldung das 
Gesundheits-Kommunal- oder Kinderpflegeamt es mit Rü(,“k- 
sicht auf die persönlichen Eigenschaften des Kinderpflegers 
und auf die Verhältnisse oder die Beschaffenheit des Ortes, 
wo das Kind gepflegt wird, für offenbar erachtet, dass 
das Kind bei dem Pfleger nicht völlig zufriedenstellende 
Pflege erhalten kann, so soll das Amt unverzüglich ihn 
auffordern, innerhalb einer vom Amte zu bestimmenden 
Zeit das Kind an den zur Versorgung des Kindes Ver¬ 
pflichteten zurückzugeben. 

Dieselbe Massregel ist auch vom Amte zu treffen, 
wenn das Kind, das zur Pflege und Wartung in privater 
Wohnung angemeldet ist, noch nicht ein Jahr alt ist und 
der Pfleger bereits zwei solche Kinder in Pflege und 
Wartung hat; jedoch darf das Amt hierbei diejenige Aus¬ 
nahme machen, zu der besonderer Anlass vorliegen mag. 

2. Versäumt der Kindespfleger bei der Ausübung der 
Kindespflege die ihm gemäss diesem Gesetz oder darauf 
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gegründeter besonderer Vorschrift obliegenden Pflichten 
in Bezug auf Pflege und Wartung des Kindes, so soll das 
Amt durch geeignete Vorstellungen hierin Besserung zu 
bewirken suchen oder auch an den Pfleger die im Abschn. 1 
dieses Paragraphen erwähnte Aufforderung ergehen lassen. 

3. Bezieht sich die Aufforderung auf ein Kind, das 
vom Armenamt oder von der Direktion einer Anstalt oder 
eines Vereins für Kinderpflege ausgedingt worden ist, so 
soll das Armenamt oder die Direktion durch Fürsoi ge des 
Kinderpflegeamts unverzüglich von der Aufforderung und 
den Gründen dafür in Kenntnis gesetzt werden. 

§ 8 . 

Stellt sich heraus, dass jemand, ohne in gehöriger 
Weise die in § 5, Abschn. 1 oder 3 erwähnte Anmeldung 
gemacht zu haben, ein Kind in Pflege und Wartung hat, 
so kann das Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt 
an ihn die Aufforderung ergehen lassen, die in § 7 Abschn. 1 
erwähnt ist. 

Dabei hat das Amt zugleich, sofern ein Fall vorliegt, 
wie er in § 7 Abschn. 3 erwähnt ist, die dort vorgeschriebene 
Mitteilung zu machen. 


Bei Erteilung der in § 7 oder 8 erwähnten Aufforderung 
ist das Amt berechtigt, wenn Grund dazu vorliegt, dem¬ 
jenigen, an den die Aufforderung ergeht, zu verbieten, 
fernerhin Pflegekinder anzunehmen. 

§ 1 «. 

Wenn jemand, der auf Grund des § 7 oder 8 die 
Aufforderung erhalten hat, ein Pflegekind abzugeben, 
solches unterlässt, oder wenn jemand trotz des in § 9 
erwähnten Verbotes ein'Kind in Pflege genommen hat, so 
liegt in Städten dem Polizei Vorsteher und auf dem Lande 
dem Kronbedienten ob, auf Antrag des Amtes die nötige 
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Hülfeleistung zur Uebergabe des Kindes an den zu seiner 
Versorgung Verpflichteten zu gewähren. 

§ n. 

Wer ^es versäumt hat, der ihm auf Grund von § 5 
oder § 6 Abschn. 3 obliegenden Anmeldepflicht nach¬ 
zukommen, ist mit einer Geldstrafe von 5 bis zu 100 Kronen 
zu belegen. 

Hat jemand trotz erhaltenen Verbotes ein Pflegekind 
angenommen, beträgt die Geldstrafe 50 bis 500 Kronen. 

§ 12 . 

1. Wird solches für die Kommune oder einen Teil 
derselben für nötig oder geeignet befunden, so besitzt das 
Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt das Recht, 
besondere Gehülfen, Männer oder Frauen, zu verordnen, 
die im Namen des Amtes, je in ihren vom Amte bestimmten 
Bezirke und nach den Vorschriften, die das Amt im übrigen 
erteilt, zunächst Aufsicht über die Kindespflegc ausüben; 
und dürfen diese Gehülfen an den Beratungen des Amtes 
über dahingehörige Fragen, nicht aber an den Beschlüssen 
teilnehmen. 

2. Der Gehülfe'hat im Namen des Amtes die in § 5 
erwähnten Anmeldungen, Akten und Angaben bezüglich 
Pflegekinder innerhalb des Dienstbezirkes des Gehülfen 
entgegenzunehmen und unverzüglich an das Amt weiter 
zu befördern. 

3. Der Gehülfe ist innerhalb seines Dienstbezirkes 
berechtigt, im Namen des Amtes diejenigen Vorstellungen 
zu machen, von denen in § 7 Abschn. 2 gesprochen worden, 
ebenso um Hülfeleistung gemäss § 10 nachzusuchen, sofern 
nicht, ohne besondere Gefahr für Gesundheit oder Leben 
des Kindes, damit gewartet werden kann, bis es dem 
Amt§ möglich ist, um solche Hülfeleistung nachzusuchen. 

Massregeln, die der Gehülfe "auf dieses Paragraphen¬ 
abschnitts getroffen, sollen schnellstens und wenn möglich 
bei der nächsten Sitzung dem Amte gemeldet werden. 
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4. Wo besondere Gehülfen nicht verordnet sind, sollen 
die Mitglieder des Amtes, innerhixlb vom Amte bestimmter 
Bezirke, die in Abschn. 1 erwähnte Aufsicht uusüben und 
die Befugnis gemäss Abschn. B und die Pflicht haben, wie 
im letzten Satz desselben Abschnitts festgesetzt ist. 

§ 13. 

Beim Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflcgi amt 
sollen bezüglich der Unterhaltung der Pflegekinder in der 
Kommune Aufzeichnungen in besonderen Liegern nach 
Formularen geführt werden, die vom König gestellt wird. 

§ 14. 

Das Gesundheits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamt 
soll jährlich, vor Ausgang des Monats .Januar, dem Pastor¬ 
amt ein Verzeichnis aller Pflegekinder einliefern, die am 
Ende des letztverflossenen .Jahres innerhalb der Konmmne 
ausgedingt waren und, da das Verzeichnis aufgestellt wird, 
noch ausgedingt sind. Ein solches Verzeichnis soll, wenn 
in der Kommune mehr als eine Gemeinde vorhanden ist, 
gemeindeweise abgegeben werden, so dass jeder Gemeinde 
beziehungsweise Gemeindeabteilung ein besonderes Ver¬ 
zeichnis übergeben wird, das nur die dort ausgedingieii 
Kinder aufführt. 

Das Verzeichnis soll für jedes Kind enthalten eine 
Angabe über: 

a) den Kindespfleger; 

b) Namen und Geburtsdatum des Kindes; 

c) den Ort, wo das Kind gepflegt wird; und 

d) die Person, die gemäss § 12, in der Eigeiisclui ft 
als besonderer Gehülfe oder Mitglied des .\nns, 
zunächst die Aufsicht über das Kind auszuüben hat. 

Handelt es sich um Kommunen auf dem Lande, so 
soll ein Verzeichnis des oben genannten Inhalts von dem 
Amt innerhalb der obenerw'ähnten Zeit auch dem betreflendcn 
Provinzialarzt oder Extra-Provinzialarzt zugestellt werden. 
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§ 15. 

1. Massnahmen, die auf Grund des § 12 von einem 
Gehülfen oder Mitglied des Gesundheits-, Kommunal- oder 
Kinderpflegeamts getroffen worden sind, können beim Amte 
tiberklagt werden. 

2. lieber einen Beschluss des Amtes in Fragen, die 
dieses Gesetz betreffen, kann derjenige, der sich in seinem 
Rechte dadurch verletzt oder rechtswidrig beschränkt 
glaubt, bei der Provinzialregierung innerhalb der Zeit, 
die für die Ueberklagung der Beschlüsse der Gemeinde¬ 
versammlung bestimmt ist, Beschwerde einlegen. 

3. Gegen den Beschluss der Provinzialregierung kann 
beim König innerhalb der Zeit Beschwerde geführt werden, 
die für Ueberklagung der Beschlüsse von Verwaltungs¬ 
behörden und Aemtern bestimmt ist. 

4. Massnahmen oder Beschlüsse sind, auch wenn Be¬ 
schwerde eingelegt ist, zu befolgen, bis anderes verordnet 
werden kann. 


§ 16. 

Findet ein Polizeibeamter oder Kronbeamter, dass die 
Pflege von Pflegekindern vernachlässigt wird oder dass 
Gefalu* dafür vorliegt, so hat er dieses beim Gesundheits-, 
Kommunal- oder Kinderpflegeamt anzumelden oder, wenn 
die Umstände es veranlassen, über den Sachverhalt der 
Provinzialregierung zu berichten. Findet die Provinzial¬ 
regierung auf Grund der Meldung oder sonstwie, dass 
Grund für die Annahme vorliegt, dass das Pflegekind ver¬ 
nachlässigt wird, so besitzt die Provinzialregierung das 
Recht, den zuständigen Arzt damit zu beauftragen, an Ort 
und Stelle den Sachverhalt zu untersuchen. Der Arzt hat 
schnellstens der Provinzialregierung Bericht zu erstatten 
unter Vorschlag der Massnahmen, die die Umstände er¬ 
fordern, und liegt dem Arzte ausserdem ob, durch die 
Provinzialregierung der Medizinalbehörde eine Abschrift 
der Akten einzusenden. 
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§ 17 . 

1. Dieses Gesetz findet nicht Anwendung auf Kinder, 
die in einer besonderen Anstalt zur Kinderpflege sich be¬ 
finden, die der Verwaltung und Aufsicht des Arinenaints 
untersteht und innerhalb des Armenpflegebezirks belegen 
ist, der das Armenamt gewählt hat. 

2. In einem Armenpflegcbezirk, dessen Armenpflege¬ 
amt aus der Kommunalbehörde besteht, und wo die .\uf- 
sicht über die Kinderpflege nicht einem Kinderpflegeamt 
übertragen ist, finden die § 5 und § 7 mitgeteilten Vor¬ 
schriften betreffs Anmeldung der Aufnahme eines Kindes 
und der Aufforderung des Kindespflegers, das Kind abzu¬ 
geben, keine Anwendung auf Kinder, die vom Armenpflege¬ 
amt zur Pflege innerhalb des Armenpflegeamts ausgedingt 
worden sind; und liegt dem Armenpflegeamt ob zuzusehen, 
dass diese Kinder nicht bei Pflegern unter Umständen aus¬ 
gedingt werden oder in Pflege bleiben, die in § 7 als 
Trennung des Pflegekindes von dem Pfleger veranlassend 
angegeben sind. 

3. Dem König steht es zu, wo die Direktion einer 
Kinderpflegeanstalt, deren Reglement der König festgestellt, 
erwiesenermassen völlig zuverlässige Anordnungen für die 
Pflege der Kinder getroffen hat, genannte Direktion bis 
auf weiteres für die Zeit von höchstens zehn Jahren von 
der Anwendung der Bestimmungen dieses Gesetzes betreffs 
der Kinder, die der Anstalt angehören, zu befreien. Die¬ 
selbe Befreiung kann auch, wo erwiesenermassen die 
gleichen Anordnungen getroffen sind, von dem König einem 
Armenpflegeamt bezüglich der Kinder zuerkannt werden, 
die von dem Amt zur Pflege innerhalb oder ausserhalb des 
betreffenden Armenpflegebezirks ausgedingt worden sind. 

§ 18. 

1. Bezüglich anderer zur Kinderpflege bestiinniten 
Anstalten als der in Abschn. 1 und 3 des § 17 genannten 
kann die Provinzialregierung nach Anhörung des ersten 
Provinzialarztes oder ihm gleichstehenden Stadtarztes und 
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des Uesundlieits-, Kommunal- oder Kinderpflegeamts auf 
Ansuchen des Inhabers der Anstalt Befreiung von der Ver¬ 
pflichtung erteilen, die Anmeldungen zu machen und der 
Aufsi(*ht sieh zu unterwerfen, auf die in diesem Gesetze 
Bezug genommen ist. Eine solche Befreiung hat sich auf 
ein bestimmtes Grundstück zu beziehen; und ist bei Er¬ 
teilung der Befreiung die Höchstanzahl der Kinder fest¬ 
zustellen, die gleichzeitig an dem Orte gepflegt werden 
dürfen. 

2. Die erteilte Befreiung kann jederzeit zurückgezogen 
werden. 

3. Die Provinzialregierung hat dem Amte seinen Be¬ 
schluss über Erteilung oder Aufhören der Befreiung init- 
Buteilen. 

4. Als Bedingung für den Genuss genannter Befreiung 
ist erforderlich, dass ein legitimierter Arzt sorgfältige Auf¬ 
sicht über die gesundheitlichen Verhältnisse bezüglich der 
in die Anstalt aufgenommenen Pflegekinder ausübt und 
darüber dreimal jährlich zu Zeiten, die das Amt zu be¬ 
stimmen hat, dem Amte Bericht erstattet, und dass der 
Inhaber der Anstalt jedes Jahr vor dem 15. Januar dem 
Amte einen Bericht einliefert, der die zu einer genauen 
Uebersicht über die Wirksamkeit der Anstalt während des 
vergangenen Jahres bezüglich der Unterhaltung der Pflege¬ 
kinder erforderlichen Angaben, unter anderem Bericht über 
die Aenderungen in der Kinderanzahl, enthält. 

§ 19. 

Gegen Vergehen, wie sie im § 11 erwähnt sind, hat, 
nach Anmeldung seitens des Gesundheits-, Kommunal- oder 
Kinderpflegeamtes, der Staatsanwalt (der öffentliche An¬ 
kläger) beim Polizeigericht, wo ein solches besonders vor¬ 
handen ist, sonst aber bei der Polizeikammer und, wo 
solche nicht vorhanden, beim öffentlichen Gericht Anklage 
zu erheben; und gilt, bezüglich der Klage über Ent¬ 
scheidungen des Gerichts oder der Polizeikammer in diesen 
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Fällen, was im allgemeinen betreffs Beschwerden in 
Kriminalsachen verordnet ist. 

Geldstrafen gemäss diesem Gesetz fallen der Kom¬ 
munalkasse anheim. Fehlt es an Einkünften zu ihrer 
völligen Bezahlung, sind sie gemäss dem allgemeinen 
Strafgesetz umzuwandeln. 


Dieses Gesetz tritt den 1. Januar 1903 in Kraft und 
gilt auch betreffs Kinder, die vor dem genannten Tage 
zur Pflege angenommen worden sind; jedoch ist nicht, 
was diese Pflege betrifft, erforderlich, dass die Anmeldung 
gemäss § 5 vor dem 1. April 1903 geschieht oder andere 
auf den hierhergehörigen Festsetzungen beruhende Mass¬ 
nahmen vor diesem Termin getroffen werden. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 6. Juni 1902. 

In Abwesenheit Sr. Maj. Meines allergnädigsten 
Königs und Herrn: 

Gustaf 

(L.S.) 

E. von Krusenstjerna. 


Verordnung Sr. Maj. des Königs 

betreffend Befreiung des öffentlichen Waisenhauses in Stock¬ 
holm von der Anwendung des Gesetzes über die Pflege von 

Pflegekindern. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 6. Juni 1902. 

Wir Oscar.geben bekannt: dass Wir, wie 

Wir an diesem Tage das Gesetz über die Pflege von Pflege¬ 
kindern erlassen, cs für gut befinden, unter Anwendung 
von § 17 Abschn. 3 desselben Gesetzes, der Direktion des 
öffentlichen Waisenhauses in Stockholm Befreiung vorläufig 
bis zum Ausgang des Jahres 1912 von der Anwendung der 
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Bestimmungen genannten Gesetzes mit Bezug auf Kinder, 
die der Anstalt angehören, zuzuerkennen. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 6. Juni 1902. 

In Abwesenheit Sr. Maj. Meines allergnädigsten 
Königs und Herrn: 

Gustaf 
(L. S.) 

E. von Krusenstjerna. 


Gesetz 

betreffend Erziehung verwahrloster und in sittlicher Beziehung 
vernachlässigter Kinder. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 13. Juni 1902. 

§ 1 - 

1. Dieses Gesetzbezieht sich auf die Verschaffung zweck¬ 
mässiger Erziehung für Kinder unter 15 Jahren, welche 
auf Grund der Lasterhaftigkeit, Nachlässigkeit oder des 
Unvermögens der Eltern oder Vormünder, den Kjndern die 
nötige Aufsicht zu widmen, in sittlicher Beziehung so ver¬ 
nachlässigt sind, dass besondere Massregeln für erforderlich 
erachtet werden, um ihrer Verwahrlosung vorzubeugen, 
oder welche so verwahrlost sind, dass die Erziehungs¬ 
mittel der Familie und der Schule für unzureichend zu 
ihrer Besserung befunden werden. 

2. Wie für die Erziehung verwahrloster Kinder im 
bestimmten Falle auch nach zurückgelegtem 15. Lebens¬ 
jahre soll gesorgt werden können, wird in § 12 festgesetzt. 

§ 2 - 

In jedem Schulbezirk soll ein Kinderaufsichtsamt vor¬ 
handen sein, welchem es obliegt, in Gemässheit der Be¬ 
stimmungen dieses Gesetzes sich solcher im § 1 erwähnter 
Kinder, soweit sie innerhalb des Bezirkes sich aufhalten. 
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anzunehmen. Dieses Amt besteht in den Bezirken, wo 
nicht ein besonderes Kinderaufsichtsamt gemäss § 27 ein¬ 
gesetzt wird, aus dem Schulrate oder der Behörde, die 
sonst die Schulverwaltung ausübt. 

§ 3. 

Im Falle des Bedürfnisses hat das Kinderaufsiclitsamt 
das Recht, zur Ausübung seiner Wirksamkeit seinen Bezirk 
in Kreise einzuteilen und für jeden solchen Kreis zu seiner 
Hülfe jährlich Kreisbevollmächtigte entweder aus seinen 
eigenen Mitgliedern oder auch aus anderen Männern oder 
Frauen, die für die Erziehung der Jugend interessiert sind,, 
auszuersehen. 

§ 4. 

Kreisbevollmächtigte und für die betreffenden Schul¬ 
bezirke angestellte besondere Volksschulinspektoren haben 
das Recht, bei den Sitzungen des Kinderaufsichtsaintes 
anwesend zu .sein und an den Beratungen, nicht aber an 
den Beschlüssen, teilzunehmen. 

§ 5. 

Die Mitglieder des Kinderaufsichtsamts und die Kreis¬ 
bevollmächtigten haben darauf zu achten, dass Kinder 
nicht in sittlicher Beziehung vernachlässigt oder verwahrlost 
werden, und, wenn solches geschieht, darüber beim Amt 
Meldung zu machen. Ebensolche Meldung ist auch von 
jeder staatlichen oder kommunalen Behörde und von jedem 
solchen Beamten zu machen, der in dieser seiner Eigen¬ 
schaft Kenntnis von Verhältnissen erhalten, die zur Meldung 
Anlass geben. 

§ 6 - 

1. Ist die Meldung gemäss § 5 gemacht worden, so 
hat der Vorsitzende des Kinderaufsichtsamtes zui- Vor¬ 
bereitung der Sache unverzüglich genaue Erkundigungen 
nach den Lebensverhältnissen und der Führung des Kindes 
ein zuziehen. 
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Ist Anlass zu der Annahme vorhanden, dass die Ent¬ 
artung des Kindes auf leiblicher oder seelischer Erkrankung 
beruht, so hat der Vorsitzende ein ärztliches Gutachten 
hierüber einzuholen. 

2. Zur Teilnahme an der Beratung des Amtes über 
das angeraeldete Kind ist der Bevollmächtigte, zu dessen 
Kreis das Kind gehört, der besondere Volksschulinspektor 
des Schulbezirks und der Lehrer oder die Lehrerin in dem 
Bezirk, von welcher das Kind zuletzt Unterricht genossen, 
zu berufen; sind der Lehrer oder die Lehrerin verhindert, 
persönlich sich einzufinden, so haben sie dem Amte schrift¬ 
lich Bericht zu erstatten. 

Gehört das Kind zu einer Gemeinde fremder Glaubens¬ 
bekenner und ist der Vorsteher dieser Gemeinde innerhalb 
des Bezirkes wohnhaft, so soll ihm Gelegenheit gegeben 
werden, sich zu der Sache zu äussern. 

§ 7 . 

1. Findet das Kinderaufsichtsamt, dass das augemeldete 
Kind in sittlicher Beziehung vernachlässigt ist, so ist dem¬ 
jenigen, dem es obliegt, für das Kind zu sorgen, vor dem 
Amte oder durch einen besonders ausersehenen Bevoll¬ 
mächtigten eine ernste Vermahnung zu erteilen, seinen Er¬ 
ziehungspflichten besser nachzukommen. 

2. Zeigt das Kind Entartung, so soll das Amt, auf die 
ebenerwähnte Weise, ihm eine ernste Warnung erteilen und, 
wenn solches für nützlich erachtet wird, ausserdem vor¬ 
schreiben, dass dem Kinde innerhalb bestimmter Zeit und 
in Gegenwart einwandfreier Zeugen geeignete körperliche 
Züchtigung erteilt wird; das Amt hat dafür zu sorgen, dass 
die Züchtigung durch eine von dem Amt dazu ausersehene 
geeignete Person in gehöriger Weise bewerkstelligt wird. 

3. Hat das Amt Massregeln beschlossen, wie sie iiii 
Abschn. 1 oder 2 erwähnt sind, so hat das Amt eines 
seiner Mitglieder oder den Kreisbevollmächtigten oder eine 
andere geeignete Person damit zu beauftragen, mit beson¬ 
derer Aufmerksamkeit die Lebensverhältnisse des Kindes 
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zu verfolgen und seine Führung zu überwachen, auch Rat 
und Beistand zu seiner Erziehung zu erteilen. 

4. Werden Massregeln gemäss Abschn. 1 oder 2 ge¬ 
troffen, so sind die Eltern oder der Vormund des Kindes 
zugleich an die Folge zu erinnern, die, sofern nicht Besser¬ 
ung eintritt, nach § 8 statthat und an die Ersatzpflicht, 
die in solchem Falle gemäss § 25 ihnen obliegt. 

5. Bezüglich des Rechtes des Kinderaufsichtsamts zur 
Vorladung und der Folge bei Unterlassung der Vorladung 
zu gehorchen, gelten in entsprechender Anwendung die 
Bestimmungen, die für den Kirchenrat bestehen. 

§ 8 . 

1. Findet das Kinderaufsichtsamt in besonderem Falle 
die in § 7 angegebenen Massregeln nutzlos oder sind solche 
Massregeln getroffen worden, ohne aber die beabsichtigte 
Wirkung zu haben, so ist das Amt berechtigt, das Kind 
von den Angehörigen zu trennen ijnd zur Pflege und Er¬ 
ziehung einer anderen Person zu übergeben. Der Grund 
für den Beschluss des Kinderaufsichtsamts hierüber ist im 
Beschlüsse anzugeben und im Protokoll zu vermerken. 

2. Der Beschluss über die Trennung des Kindes von 
den Angehörigen ist schriftlich den Eltern oder dem Vor¬ 
munde mitzuteilen, und ist dabei zugleich von ihnen eine 
Erklärung abzufordern, ob sie mit der Ausführung des 
Beschlusses einverstanden sind; genügende Zeugnisse für 
die Mitteilung wie für die abgegebene Erklärung sind bei 
den Akten des Amts zu verwahren und bei der nächsten 
Sitzung desselben vorzutragen und im Protokoll zu ver¬ 
merken. 

3. Wenn die Eltern oder der Vormund sich nicht, wie 
im Abschn. 2 gefordert, mit der Entfernung des Kindes 
einverstanden erklären, hat das Amt, mit einem Bericht 
über das in der Angelegenheit Geschehene, spätestens 
14 Tage, nachdem der Beschluss nachweislich mitgeteilt 
worden, denselben der Prüfung seitens der Provinzial- 
regierung zu unterstellen. 

Blätter für Gcfärgniskunde. XXXVIl. 2 
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4. Haben die Eltern oder der Vormund des Kindes 
nicht innerhalb 14 Tage nach Fassung des Beschlusses 
angetroffen werden können, so ist der Beschluss der Prüfung 
seitens der Provinzialregierung innerhalb 14 Tage nach 
Ausgang der genannten Zeit zu unterstellen. 

5. Ungeachtet der Unterstellung kann der Beschluss 
des Kinderaufsichtsamts zur Ausführung gebracht werden. 

§ 9 - 

1. Ist die Unterstellung gemäss § 8 geschehen, hat die 
Provinzialregierung den Eltern oder dem Vormunde des 
Kindes die Aufforderung zugehen zu lassen, entweder zu 
bestimmter Zeit, persönlich oder durch Bevollmächtigten, 
sich bei der Provinzialregierung einzufinden, um in der 
Sache gehört zu werden oder auch innerhalb der gleichen 
Zeit mit einer schriftlichen Aeusserung einzukommen, 
widrigenfalls, wenn solches versäumt wird, die Angelegen¬ 
heit dennoch entschieden wird. Giebt die beim Verhör 
oder schriftlich abgegebene Aeusserung der Eltern oder 
des Vormunds dazu Anlass, hat die Provinzialregierung 
dem Kinderaufsichtsarat Gelegenheit zu einer Gegenäusse¬ 
rung zu begegnen, bevor die Angelegenheit entschieden 
wird. 

Ist die Zustellung der hier erwähnten Aufforderung 
auf Hindernisse gestossen, indem der Aufenthaltsort der 
Eltern oder des Vormundes unbekannt ist oder sie im Aus¬ 
lande sich aufhalten, kann die Provinzialregierung dennoch 
die Angelegenheit auf Grund der vorliegenden Verhältnisse 
entscheiden. 

2. Ist der Beschluss des Amtes über Trennung des 
Kindes von den Angehörigen seitens der Provinzialregierung 
fcstgestellt worden, so kann um Aenderung darin beim 
König durch eine Beschwerde nachgesucht werden, die dem 
Ecklesiastikdepartement (Ministerium für geistliche und 
Schulangelegenheiten) innerhalb der Zeit einzureichen ist, 
die im allgemeinen für Ueberklagung der Beschlüsse von 
Verwaltungsbehörden und Aemter festgestellt ist. 
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§ 10 . 

Werden, nachdem das Kind auf Grund des Beschlusses 
des Kinderaufsichtsamtes von seinen Angehörigen getrennt 
worden, die Verhältnisse bei diesen als solche befunden, 
dass das Kind dort geeignete Pflege und Erziehung finden 
kann, kann das Kind den Eltern oder dem Vormund wieder 
übergeben werden. 


§ 11 . 

1. Soll ein in sittlicher Beziehung vernachlässigtes Kind 
gemäss Beschluss des Kinderaufsichtsamtes von seinen An¬ 
gehörigen getrennt werden, so hat das Amt es in ein 
anderes privates Heim zu geben, von welchem das 
Amt auf Grund eingezogener Erkundigungen annehmen 
kann, dass das Kind dort auf eine zufriedenstellende Weise 
gepflegt und erzogen werden wird. 

Ist ein solches Heim nicht zu finden, soll das Amt 
dem Kinde einen Platz in einem für den Zweck geeigneten 
Waisenhaus zu verschaffen suchen. 

3. Hat das Kind das Alter und die Charakterfestigkeit 
erreicht, dass es als zur Anstellung in Dienst oder Ge¬ 
werbe fähig angesehen werden kann, soll das Amt dem 
Kinde eine geeignete Anstellung zu verschaffen suchen und 
Zusehen, dass es die nötige Ausstattung erhält. 

4. Ueber das Kalenderjahr hinaus, in welchem das 
Kind das 16. Lebensjahr vollendet, darf eine Vergütung 
für Pflege und Erziehung desselben in privatem Heim oder 
ira Waisenhaus von dem Amte nicht gewährt werden. 
Für Vergütung, die im Widerspruch hiermit gewährt wor¬ 
den ist, findet ein Ausspruch auf Ersatz gemäss § 23 oder 
25 nicht statt. 


§ 12 . 

1. Soll ein verwahrlostes Kind von den Angehörigen 
getrennt werden, so hat das Kinderaufsichtsamt dafür zu 
sorgen, dass das Kind, sobald das geschehen kann, in ein 
für verwahrloste Kinder bestimmtes Schutzheim auf- 
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genommen wird, wozu auch eine andere vom König an¬ 
erkannte Erziehungsanstalt für verwahrloste Minderjährige 
zu rechnen ist. Hat das Kind während der Zeit, kurz 
bevor es das fünfzehnte Tjebensjahr vollendet, besonders 
grobe Verwahrlostheit gezeigt, kann es in ein Schutzheira 
aufgenommen werden, auch nachdem es das genannte 
Alter erreicht hat, jedoch nicht nach zurückgelegtem 
sechzehnten Lebensjahr. 

2. Zur Pflege und Erziehung kann das Amt ein ver¬ 
wahrlostes Kind auch einem privaten Heim oder Waisen¬ 
haus, gemäss dem im § 11 Gesagten, übergeben, sofern 
nicht zu befürchten ist, dass dadurch Gefahr für die sitt¬ 
liche Entwickelung anderer Kinder entsteht. 

§ 13. 

Zeigt das Kind, dass gemäss § 11 oder § 12 Abschn. 2 
einem privaten Heim oder einem Waisenhaus übergeben 
worden ist, Verwahrlostheit von der Beschaffenheit, dass 
sein Zusammensein mit anderen Kindern als Gefahr für 
die sittliche Entwickelung dieser in sich schliessend er¬ 
achtet werden muss, so hat das Kinderaufsichtsanit, das 
die Trennung des Kindes von den Angehörigen beschlossen 
hat, für die Aufnahme desselben in ein Schutzhelm Für¬ 
sorge zu tragen. 

Eine solche Massnahme ist auch zu treffen, wenn 
sonst ein Bedürfnis dazu als vorliegend sich erweist. 


§ 14. 

Für jeden Landstingbezirk und für jede Stadt, die 
nicht am Landsting teilnimmt, soll die nötige Anzahl Schutz¬ 
helme vorhanden sein. Sind solche Heime in erforderlicher 
Anzahl nicht auf anderem Wege zustande gekommen, 
sollen das Landsting oder die Stadtverordneten es sich 
angelegen sein lassen, für deren Errichtung Fürsorge zu 
tragen. 


Digitized by LjOOQle 




441 


§ 15. 

1. Ein Schutzheim soll unter Leitung einer Direktion 
stehen und mit einem vom Könige bestätigten Reglement 
versehen sein. 

2. Kinder verschiedenen Geschlechts sollen nicht in 
dasselbe Schutzhelm aufgenommen werden. 

3. Die Anzahl gleichzeitig in ein Schutzheim auf¬ 
genommener Zöglinge soll nicht ohne Genehmigung des 
Königs dreissig übersteigen, sofern nicht die Anwendung 
der Bestimmung in § 16 über die Verpflichtung des Schutz¬ 
heims, in gewissem Falle Zöglinge zurückzunehmen, dazu 
Veranlassung giebt. 

4. Das Schutzheim soll hinsichtlich des in demselben 
angestellten Personals wie auch in anderen Hinsichten so 
eingerichtet sein, dass ein jeder der Zöglinge desselben 
ln den Genuss der besonderen Anleitung und Pflege kommen 
kann, die zu seiner Erziehung zu Gottesfurcht und Arbeits- 
tüchtigkeit erforderlich ist. 

5. Innerhalb des Schutzhelms soll Schulunterricht 
erteilt werden, der dem Umfange nach nicht enger begrenzt 
werden soll, als die geltenden Volksschulvorschriften es 
gestatten. 

6. Das Recht, den Zögling disziplinarisch zu bestrafen, 
kommt der Direktion und dem Vorsteher des Schutz¬ 
helms zu. 


§ 16. 

Ist ein Jahr verflossen, nachdem der Zögling in das 
Schutzheim aufgenommen worden, hat die Direktion das 
Recht, sofern eä für den Zögling als nützlich erachtet 
wird, ihn bis auf weiteres oder für eine bestimmte Zeit 
zur Pflege und Erziehung einem privaten Heim zu über¬ 
geben oder ihn in Arbeit, Dienst oder Gewerbe anzustellen; 
es ist der Direktion unbenommen, eine solche Massnahme 
früher zu treffen, wenn im besonderen Falle die Umstände 
solches erheischen. 
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Wenn der Zögling derartig einem privaten Hehn 
übergeben oder in Arbeit, Dienst oder Gewerbe angestellt 
wird, soll der Vorbehalt gemacht werden, dass der Direktion 
des Schutzheims das Recht zusteht, jederzeit den Zögling 
zurückzunehmen; die Direktion ist verpflichtet ihn zurück¬ 
zunehmen, wenn seine Führung oder andere Verhältnisse 
dazu Anlass geben. 


§ 17. 

1. Hat der Zögling die Charakterfestigkeit erlangt, 
dass die Erziehung im Schutzheim als nicht weiter für 
ihn nötig angesehen wird, kann die Direktion seine Aus¬ 
schreibung beschliessen. 

Vom Heim ausgeschrieben werden soll der Zögling 
spätestens, wenn er das Alter von 18 Jahren erreicht hat. 

2. Die Direktion soll dem Zögling bei der Aus¬ 
schreibung eine geeignete Anstellung zu verschaffen suchen 
und Zusehen, dass er die nötige Ausstattung erhält. 

§ 18. 

1. Das Kinderaufsichtsamt hat die Führung und Er¬ 
ziehung der Kinder, die von ihm einem privaten Heim 
oder Waisenhaus übergeben sind, zu überwachen. 

2. Gehört das private Heim oder Waisenhaus, welchem 
ein in sittlicher Beziehung vernachlässigtes oder ein ver¬ 
wahrlostes Kind von dem Kinderaufsichtsamt übergeben 
worden, zu dem Bezirk eines anderen Amts, so ist diesem 
Amte unverzüglich Mitteilung von der Uebergabe des Kindes 
zu machen. 

3. Findet das Amt, dass ein Kind, das innerhalb seines 
Bezirkes von einem anderen Kinderaufsidhtsamt oder von 
der Direktion eines Schutzheims einem privaten Heim oder 
einem Waisenhaus übergeben worden ist, nicht die nötige 
Pflege und Erziehung erhält oder dass es durch seine 
Verwahrlostheit schädliche Einwirkung auf andere Kinder 
ausübt, so ist dies unverzüglich dem betreffenden Amte 
oder der Direktion mitzuteilen. 
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4. Führt solche Mitteilung nicht zur beabsichtigten 
Wirkung, so hat das Kinderaufsichtsamt des Bezirks, in 
dem das Kind sich aufhält, über den Sachverhalt der 
Provinzialregierung Anzeige zu erstatten, welch letzterer 
das betreffende Amt oder die Direktion dahin zu ver¬ 
ständigen hat, geeignete Massregeln für die Erziehung des 
Kindes zu treffen. Gehört dieses Amt oder die Direktion 
zu einem anderen Läu, so giebt die Provinzialregierung 
die Angelegenheit zur Erledigung weiter an die Provinzial¬ 
regierung daselbst. 


§ 19. 

Die Provinzialregierung ist berechtigt, auch in anderen 
Fällen als den in § 18 Abschn. 4 erwähnten ein Kinder¬ 
aufsichtsamt, welches unterlässt, Massregeln zu treffen, 
wo solche für die Erziehung eines in sittlicher Beziehung 
vernachlässigten oder eines verwahrlosten Kindes erforder¬ 
lich sind, zur Erfüllung seiner Pflicht anzuhalten. 

§ 20 . 

Ueber den, welcher durch Fürsorge des Kinder¬ 
aufsichtsamts Pflege und Erziehung in einem privaten 
Heim oder Waisenhaus erhalten hat, soll das Amt, auch 
nachdem er dieses Heim verlassen, fortdauernd Aufsicht 
haben, so lange er noch nicht mündiges Alter erreicht 
hat. Bis solche Person das 18. Lebensjahr vollendet hat, 
ist das Amt berechtigt, für sie Dienst oder Anstellung 
auszuersehen, w'elche sie nicht ohne Genehmigung des 
Amtes vor diesem Alter verlassen darf. 

Was hier festgesetzt, gilt auch für die Direktion eines 
Schutzheims hinsichtlich des Zöglings, der vom Schutzheim 
ausgeschrieben, jedoch soll er in keinem Fall ohne Ge¬ 
nehmigung der Direktion Dienst oder Anstellung, die die 
Direktion für ihn ausersehen, verlassen, bevor ein Jahr 
seit der Ausschreibung verflossen ist. 
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§ 21 . 

Der Vorsitzende des Kinderaufsichtsamts und der 
Vorsteher des Schutzheims sind berechtigt, wo es als nötig 
sich erweist, die Mitwirkung der Geistlichkeit, Kommunal¬ 
oder Polizeibehörde in Anspruch zu nehmen. 

§ 22 . 

Ueber die Kinder, betreffs derer das Kinderaufsichts¬ 
amt Massnahmen gemäss § 7 oder 8 beschlossen, soll vom 
Amte eine Liste geführt werden, in welcher Name, Ge¬ 
burtsjahr und Geburtsort des Kindes, Name der Eltern, des 
Vormundes oder der Pflegeeltern, Gewerbe und Wohnung 
samt den Massnahmen, die für die Erziehung des Kindes 
getroffen worden, verzeichnet werden. 

§ 23. 

1. Zur Deckung der Kosten, die dem Kinderaufsichts¬ 
amt durch die Erziehung eines Kindes gemäss den Be¬ 
stimmungen dieses Gesetzes in privatem Heim oder in 
einem Waisenhaus, dem das Kind vom Amt übergeben, 
erwachsen sind, soil, mit der in Abschn. 3 erwähnten Be¬ 
schränkung, die Armenpflegegemeinde, innerhalb welcher 
das Kind sich aufhielt, als seine Trennung von den An¬ 
gehörigen beschlossen wurde, mit einem jährlichen Betrage 
von 100 Kronen oder einem niedrigeren Betrage, sofern 
er zum Ersatz der gesamten jährlichen Kosten ausreichen 
sollte, Beitrag leisten. 

2. Das Landsting und die Stadt, die nicht am Land¬ 
sting teilnimmt, sollen ihrem Bezirk für die Kosten für Er¬ 
ziehung eines Kindes, das auf Veranstalten des Kinder¬ 
aufsichtsamts innerhalb des Bezirks einem Schutzheim über¬ 
geben wird, im Schutzheim oder ausserhalb des Schutzheims 
gemäss § 16 verantwortlich sein. Zur Deckung der Kosten, 
die dem Landsting oder den Stadtverordneten in dieser 
Hinsicht erwachsen sind, ist das Kinderaufsichtsamt ver¬ 
pflichtet, für eine Zeit von höchstens 5 Jahren an das 
Landsting oder die Stadtverordnete Beitrag leisten ira 
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Betrage von 150 Kronen jährlich oder mit einem niedrigeren 
Betrage, sofern er zur Deckung der genannten jährlichen 
Kosten genügen sollte; die Armenpflegegeraeinde hat, wie 
im Abschn. 1 vorgesehen, mit der in Abschn. 3 erwähnten 
Beschränkung das Kinderaufsichtsamt mit einem jährlichen 
Betrage von 100 Kronen oder dem niedrigeren Betrage, 
den das hat ausgeben müssen, zu entschädigen. 

3. Die Kosten, die nach dem eben Gesagten der 
Armenpflegegemeinde zur Last fallen sollen, sind nicht zu 
vergüten, in dem Masse als dem Kinderaufsichtsamt frei¬ 
willig Vergütung seitens der Eltern oder des Vormundes 
des Kindes geleistet wird, und nicht für längere Zeit als 
insgesamt fünf Jahre, während welcher das Kind Erziehung 
gemäss diesem Gesetze genossen hat. Die Kosten sind 
als Kosten für erteilte Armenpflege zu betrachten. 

4. Dem Kinderaufsichtsamt liegt ob, sobald ein vom 
Amte gefasster Beschluss betreffs Trennung eines Kindes 
von seinen Angehörigen in Ausführung gebracht worden 
ist, die Armenpflegedirektion des oben näher bestimmten 
Bezirkes von dem Beschlüsse zu unterrichten, worauf die 
Armenpflegedirektion bei ihrer nächsten Sitzung die solcher- 
massen zugegangene Mitteilung im Protokoll vermerken 
zu lassen hat; Unterstützung für das Kind soll als bewilligt 
angesehen werden von dem Tage incl. an, an welchem 
die Mitteilung in das Protokoll aufgenommen worden ist 
oder dort hätte aufgenommen werden sollen. 

Eine derartige Mitteilung ist, wenn das Kind in ein 
Schutzheim aufgenommen worden, auch dem betreffenden 
Landsting oder den Stadtverordneten zuzustellen. 

§ 24. 

Hat ein Kind, das von seinen Angehörigen geschieden, 
nicht Heimatsrecht in der Armenpflegegemeinde, in der es 
sich aufhielt, als seine Trennung von den Angehörigen 
stattfand, so ist die Armenpflegegemeinde berechtigt, von 
der Armenpflegegemeinde, in der das Kind Heimatsrecht 


Digitized by Google 



446 


hat, Vergütung für gehabte Kosten, wie sie in § 23 erwähnt 
sind, zu erhalten. 


§ 25. 

Die Kosten für Pflege und Erziehung eines Kindes 
gemäss diesem Gesetz, die auf Grund der Bestimmungen 
in § 23 und 24 die Armenpflegedirektion der Gemeinde, 
die schliesslich die Ausgaben hierfür hat bestreiten müssen, 
getroffen hat, sind, soweit nicht die Armenpflegedirektion 
Grund zum Erlass als vorliegend erachtet, von den Eltern 
des Kindes oder demjenigen, der sonst für dessen Ver¬ 
sorgung verantwortlich ist, zu ersetzen. 

§ 26. 

1. Hat das Heimatsrecht des Kindes nicht festgestellt 
w'erden können oder ist dasselbe nicht schwedischer Staats¬ 
bürger, so hat betreffs der in § 23 genannten Kosten die 
Armenpflegegemeinde Anspruch auf Vergütung seitens des 
Staates, w'orüber in § 29 Abschn. 3 der Verordnung be¬ 
treffend die Armenpflege vom 6. Juni 1871 für den dort 
festgesetzten Fall Bestimmungen getroffen sind; auch soll 
betreffs der Ordnung für Aufnahme und Verfolgung von 
Ersatzansprüchen gemäss § 24 oder 25 dieses Gesetzes in 
entsprechender Anwendung gelten, was für derartige Fälle 
festgesetzt ist, sofern die Armenpflegedirektion Armenpflege 
gemäss § 1 der genannten Verordnung bewilligt bat 

2. Im Verhältnis zu einer andern Armenpflegegemeinde 
hat der Umstand, dass die Armenpflegedirektion eben¬ 
erwähnte Kosten erlegt hat, keine Einwirkung auf die Frage 
nach dem Heimatsrecht, das dem Vater oder der Mutter 
des Kindes zukommt. 


§ 27. 

1. Der zuständige Schulbezirk hat, wie in § 2 gesagt 
ist, das Recht, ein besonderes Kinderaufsichtsamt ein¬ 
zusetzen. Vorsteher in diesem Amt ist der Pfarrer oder, 
der seinem Amte vorsteht. 
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2. Umfasst die Wirksamkeit eines solchen Amtes zwei 
oder mehr Pastorate soll derjenige von den Pfarrern der 
Pastorate Vorsitzender sein, der von den Mitgliedern des 
Amtes dazu in einer Sitzung gewählt wird, w^elche Sitzung, 
wenn solche Wahl zum ersten Mal notwendig ist, von dem 
den Lebensjahren nach ältesten Pfarrer anberaumt wird. 

3. Zu Mitgliedern des besonderen Kinderaufsichts¬ 
amtes sollen auf der Kirchenversammlung mindestens 4 als 
für die Erziehung der Jugend interessiert bekannte Männer 
oder Frauen gewählt werden. Wird eine Frau zum Mit¬ 
glied des Amtes gewählt, so ist sie berechtigt, jederzeit 
das Amt niederzulegen. 

W’’enn die Wahl der Mitglieder des Amtes stattfindet, 
können, sofern in der gehörigen Form es beschlossen wird, 
ausserdem halb so viele Suppleanten, als Mitglieder im 
Amte sind, oder, wenn die Zahl der letzteren nicht gerade 
ist, die Zahl, die gerade die Hälfte überschreitet, gewählt 
werden. 

Betreffs der Wahl von Mitgliedern und Suppleanten 
in einzelnen Kinderaufsichtsämtern, deren Wirksamkeit 
zwei oder mehr Pastorate umfasst, steht dem König das 
Recht zu, auf Antrag des Domkapitels des Stiftes öder 
bezüglich der Stadt Stockholm auf Antrag des Konsisto¬ 
riums besondere Verordnung zu erlassen. 

4. Das Amt wählt aus seiner Mitte für jedes Jahr 
einen Vicevorsitzenden. 

5. Betreffs der Wählbarkeit zum Mitglied oder Sup¬ 
pleant im einzelnen Kinderaufsichtsamt, der Dienstzeit und 
des Abganges des Mitgliedes oder Suppleanten und der 
Ergänzungswahl für ein Mitglied, das während der Dienst¬ 
zeit abgegangen, desgleichen betreffs der Einberufung zu 
den Sitzungen des Amtes, der Anzahl der Mitglieder, die 
anwesend sein müssen, damit eine Sache zur Verhandlung 
gebracht werden könne, der Abstimmung, der Führung 
und Justierung des Protokolls, des Schriftwechsels, der 
Aufbewahrung der Amtsakten, der Einrichtung des Register 
und endlich der Wahl des Kassenverwalters gilt in ent- 
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sprechender Anwendung, was für den Schulrat fest¬ 
gesetzt ist. 

6. Für jedes Jahr liegt dem einzelnen Kinderaufsichts¬ 
amt ob, einen Ausgaben- und einen Einnahmenvoranschlag 
aufzustellen. Für die Aufstellung dieser Voranschläge und 
ihrer Vorlegung vor der Kirchenversammlung, für die 
Debitierung und Erhebung der auf Grund derselben von 
der Kirchenversammlung bewilligten Mittel und für die 
Rechnungsführung des Amts, ihre Prüfung und die Verant¬ 
wortlichkeit der Mitglieder gilt in entsprechender Anwen¬ 
dung, was in diesen Hinsichten für den Schulrat fest¬ 
gesetzt ist. 

7. Für die Fälle, wo nach Abschn. 3 es dem König 
zusteht, über die Wahl von Mitgliedern und Suppleanten 
im einzelnen Kinderaufsichtsamt zu verordnen, teilt der 
König die nötigen Bestimmungen hinsichtlich der Fragen, 
die in Abschn. 6 erwähnt sind, mit. 

§ 28. 

In den Fällen, wo ein ordnungsmässig eingesetzter 
besonderer Schulvorstand auf Grund des § 2 das Kinder- 
auMchtsamt bildet, sollen bezüglich der Abgabe des Aus¬ 
gaben- und Einnahmenvoranschlags zur Ausübung der 
Wirksamkeit des Schulvorstandes in genannter Eigenschaft, 
der Bewilligung der Mittel hierzu, der Anwendung dieser 
Mittel, der Prüfung der Verwaltung und Rechnungsführung 
des Schulvorstandes wie auch der Decharge des Schul¬ 
vorstandes in gleicher Eigenschaft, in entsprechender An¬ 
wendung die besonderen Vorschriften gelten, die betreffs 
der Verwaltung des Volksschulwesens seitens eines solchen 
Schulvorstandes gegeben sind. 

§ 29. 

1. Ueber Staatsbeiträge zur Bestreitung der Kosten 
für Erziehung verwahrloster und in sittlicher Beziehung 
vernachlässigter Kinder sind besondere Bestimmungen 
erlassen. 
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2. Bezüglich der Inspektion von Waisenhäusern und 
Schutzheimen trifft der König Bestimmungen. Die Kosten 
solcher Inspektionen werden aus Staatsmitteln bestritten. 

Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1903. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 13. Juni 1902. 

Oscar. 

(L. S.) Nils Claöson. 

Gesetz 

betreffs Aenderung des Wortlauts von Kap. 5, § 1, 2, 3 und 6 
des Strafgesetzes. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Wir Oscar,., geben bekannt: dass Wir, 

mit dem Reichstag, für gut befunden haben zu verordnen, 
dass Kap. 5, § 1, 2, 3 und 6 des Strafgesetzes folgenden 
veränderten Wortlaut erhalten sollen: 

§ 1 . 

Eine sonst strafbare Handlung ist straffrei, wenn sie 
von einem Kinde begangen ist, bevor es das 1.5. Lebensjahr 
vollendet hat. 

§ 2 . 

Begeht jemand ein Verbrechen, der das 15., noch nicht 
aber das 18. Lebensjahr vollendet hat, so soll Todesstrafe 
oder lebenslängliche Strafarbeit auf solche Arbeit von ein¬ 
schliesslich 6 bis zu einschliesslich 10 Jahren ermässigt 
werden; und kann auch Strafarbeit auf bestimmte Zeit 
auf die Hälfte der sonst für das Verbrechen festgesetzten 
Minderstrafzeit, jedoch nicht auf weniger als zwei Monate 
ermässigt werden. 

Ist das Verbrechen mit einer Folge belegt, wie sie in 
Kap. 2, § 19 genannt ist, so hat das Gericht, den Um¬ 
ständen gemäss zu erwägen, ob solche Folge hier ein- 
treten soll. 
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§ 3. 

Ist das Verbrechen von jemandem begangen worden, 
der das 15., noch nicht aber das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, und wird er hierfür zu Geldstrafen oder zu Gefängnis 
von höchstens sechs Monaten verurteilt, so kann das 
Gericht, wo die Gemütsbeschaffenheit und Umgebung des 
Verbrechers und der Grad seiner Verstandesentwickelung 
dazu Veranlassung geben, verordnen, dass er, anstatt die 
auferlegte Strafe abzubüssen, einer öffentlichen Erziehungs¬ 
anstalt übergegeben werde. 

Gelangen gleichzeitig eine solche Verordnung und ein 
anderer früher mitgeteilter Beschluss, wodurch dieselbe 
Person zu einer Strafe verurteilt worden ist, zur Aus¬ 
führung, so soll diese Strafe, soweit sie aus Gefängnis¬ 
oder Geldstrafe besteht und die verschuldeten Strafen 
zusammen nicht Gefängnis von mehr als 6 Monaten betragen, 
als in die Verordnung einbegriffen angesehen werden. 

Trifft ein derartiger Fall ein, dass eine erlassene 
Strafverordnung, gemäss besonderer Bestimmung, verfallen 
ist, so gilt von der Vereinigung oder Zusammenlegung der 
zugesprochenen Strafe mit einer anderen Strafe und von 
ihrer Vollziehung, was sonst vorgeschrieben ist. 

§ 6 - 

Stellt sich heraus, dass jemand, der eine ver¬ 
brecherische Handlung begangen, dabei infolge körperlicher 
oder Geisteskrankheit, Altersschwäche oder anderer, ohne 
eigenes Verschulden, eingetretener Verwirrung nicht im 
vollen Gebrauche seines Verstandes gewesen ist, obwohl 
er nicht nach § 5 als straffrei anzusehen ist, so gilt be¬ 
züglich der Todesstrafe, was in § 2 gesagt ist; und kann 
in solchem Falle, gemäss den Umständen, auch eine andere 
Strafe niedriger bemessen werden, als wie sie im all¬ 
gemeinen der Handlung zu folgen hat. 
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Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1, Januar 1905. 
Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Oscar 
(L. S.) 

Hj. L. Hammarskjöld. 

Gesetz 

betreffend Vollziehung der gerichtlichen Anordnung von Zwangs¬ 
erziehung. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902 


Wir Oscar, ...... geben bekannt: dass Wir, mit 

dem Reichstag, für gut befunden haben, Folgendes zu 
verordnen: 

§ 1. 

Oeffentliche Erziehungsanstalten, worauf in Kap. .5, § 3 
des Strafgesetzes Bezug genommen ist, werden vom Staate 
errichtet. Der König hat das Recht, als solche Anstalten 
auch andere anzuerkennen, die von einer Kommune oder 
Privatperson, mit oder ohne Unterstützung aus Staats¬ 
mitteln, zur Erziehung verwahrloster Minderjähriger er¬ 
richtet w’orden sind; eine derartige Anerkennung kann 
jederzeit widerrufen werden. 

Jede öffentliche Erziehungsanstalt, ob vom Staate 
oder einer Kommune oder Privatperson errichtet, soll unter 
solcher besonderer Aufsicht stehen, wie sie vom König 
bestimmt wird. 

§ 2 . 

Hat das Gericht gemäss Kap. 5, § 3 des Strafgesetzes 
die Verbringung eines Minderjährigen in eine öffentliche 
Erziehungsanstalt angeordnet, soll der Minderjährige durch 
Fürsorge der Provinzialregierung einer solchen Anstalt 
übergeben werden. Die Verordnung ist sofort ziii- Aus- 
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§ 3. 

Ist das Verbrechen von jemandem begangen worden, 
der das 15., noch nicht aber das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, und wird er hierfür zu Geldstrafen oder zu Gefängnis 
von höchstens sechs Monaten verurteilt, so kann das 
Gericht, wo die Gemütsbeschaffenheit und Umgebung des 
Verbrechers und der Grad seiner Verstandesentwickelung 
dazu Veranlassung geben, verordnen, dass er, anstatt die 
auferlegte Strafe abzubüssen, einer öffentlichen Erziehungs¬ 
anstalt übergegeben werde. 

Gelangen gleichzeitig eine solche Verordnung und ein 
anderer früher mitgeteilter Beschluss, w'odurch dieselbe 
Person zu einer Strafe verurteilt worden ist, zur Aus¬ 
führung, so soll diese Strafe, soweit sie aus Gefängnis¬ 
oder Geldstrafe besteht und die verschuldeten Strafen 
zusammen nicht Gefängnis von mehr als 6 Monaten betragen, 
als in die Verordnung einbegriffen angesehen werden. 

Trifft ein derartiger Fall ein, dass eine erlassene 
Strafverordnung, gemäss besonderer Bestimmung, verfallen 
ist, so gilt von der Vereinigung oder Zusammenlegung der 
zugesprochenen Strafe mit einer anderen Strafe und von 
ihrer Vollziehung, was sonst vorgeschrieben ist. 

§ 6 . 

Stellt sieh heraus, dass jemand, der eine ver¬ 
brecherische Handlung begangen, dabei infolge körperlicher 
oder Geisteskrankheit, Altersschwäche oder anderer, ohne 
eigenes Verschulden, eingetretener Verwirrung nicht im 
vollen Gebrauche seines Verstandes gewesen ist, obwohl 
er nicht nach § 5 als straffrei anzusehen ist, so gilt be¬ 
züglich der Todesstrafe, was in § 2 gesagt ist; und kann 
in solchem Falle, gemäss den Umständen, auch eine andere 
Strafe niedriger bemessen werden, als wie sie ira all¬ 
gemeinen der Handlung zu folgen hat. 
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Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1905. 
Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Oscar 
(L. S.) 

Hj. L. Hammarskjöld. 


Gesetz 

betreffend Vollziehung der gerichtlichen Anordnung von Zwangs¬ 
erziehung. 

Gegeben Im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902. 

I 

I -- 

Wir Oscar,.geben bekannt: dass Wir, mit 

dem Reichstag, für gut befunden haben. Folgendes zu 
verordnen: 

§ 1 - 

Oeffentliche Erziehungsanstalten, worauf in Kap. 5, § 3 
des Strafgesetzes Bezug genommen ist, M'erden vom Staate 
errichtet. Der König hat das Recht, als solche Anstalten 
auch andere anzuerkennen, die von einer Kommune oder 
Privatperson, mit oder ohne Unterstützung aus Staats¬ 
mitteln, zur Erziehung verwahrloster Minderjähriger er¬ 
richtet worden sind; eine derartige Anerkennung kann 
jederzeit widerrufen werden. 

Jede öffentliche Erziehungsanstalt, ob vom Staate 
oder einer Kommune oder Privatperson errichtet, soll unter 
solcher besonderer Aufsicht stehen, wie sie vom König 
bestimmt wird. 

§ 2 . 

Hat das Gericht gemäss Kap. 5, § 3 des Strafgesetzes 
die Verbringung eines Minderjährigen in eine öffentliche 
Erziehungsanstalt angeordnet, soll der Minderjährige durch 
Fürsorge der Provinzialregierung einer solchen Anstalt 
übergeben werden. Die Verordnung ist sofort zur Aus- 
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führung zu bringen, unangesehen sie nicht Gesetzeskraft 
erlangt hat. 

§ 3 . 

Eine öffentliche Erziehungsanstalt soll so eingerichtet 
sein, dass ein jeder ihrer Zöglinge in dem Genuss der¬ 
jenigen besonderen Anleitung und Pflege kommen kann, 
die zu seiner Erziehung zur Gottesfurcht und Arbeitstüchtig¬ 
keit erforderlich ist. 

Zöglinge verschiedenen Geschlechts dürfen nicht in 
dieselbe Anstalt aufgenommen werden. 

% 4 . 

Ist mindestens ein Jahr verflossen, seitdem der Zögling 
in die öffentliche Erziehungsanstalt aufgenommen worden, 
soll die Direktion der Anstalt berechtigt sein, sofern solches 
für den Zögling für nützlich erachtet wird, bis auf weiteres 
oder auf bestimmte Zeit ihn privater Pflege und Aufsicht 
zu übergeben oder ihn in einem Dienst oder Gewerbe an¬ 
zustellen. Eine solche Miissregel kann auch früher ge¬ 
troffen werden, wenn besondere Umstände dazu Anlass 
geben, und die Behörde, deren Aufsicht die Anstalt unter¬ 
steht, damit einverstanden ist. 

Wenn ein Zögling auf diese Weise privater Pflege 
und Aufsicht übergeben oder in Dienst oder Gewerbe an- 
gestellt wird, hat die Direktion der Anstalt sich das Recht 
vorzubehalten, jederzeit den Zögling zurückzunehmen; und 
soll die Direktion verpflichtet sein, ihn zurückzunehmen, 
w'enn seine Führung oder andere Verhältnisse dazu Anlass 
geben. 

Ueber Zöglinge, die ausserhalb der Anstalt weilen, 
hat die Direktion Aufsicht auszuüben. Zu dem Zwecke 
ist die Direktion berechtigt, die Geistlichkeit, Kommunal¬ 
oder Polizeibehörde um Beistand anzugehen. 

§ 5 . 

Hat der in die öffentliche Erziehungsanstalt auf¬ 
genommene Zögling die nötige Festigkeit in Sinnesrichtung 
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und Führung gewonnen, soll er von der Anstalt aus¬ 
geschrieben werden. Ohne besondere Genehmigung der 
Behörde, deren Aufsicht die Anstalt untersteht, darf jedoch 
die Ausschreibung nicht eher als zwei Jahre nach Auf¬ 
nahme des Zöglings in die Anstalt geschehen. 

Spätestens auszuschreiben von der Anstalt ist der 
Zögling, wenn er das Alter von zwanzig Jahren erreicht hat. 

§ 6 . 

Während der Zeit, wo der Zögling bei der öffentlichen 
Erziehungsanstalt eingeschrieben ist, steht er unter der 
Hausherrengewalt der Direktion und des Vorstehers der 
Anstalt und ist disziplinischer Bestrafung seitens desselben 
unterworfen. 

Die Direktion hat für den Zögling, der ausgeschrieben 
wird, die erste Anstellung zu wählen, welche der Zögling, 
bevor ein Jahr nach der Ausschreibung verflossen, nicht 
ohne Erlaubnis der Direktion zu verlassen hat. 

§ 7 . 

Ist, wer auf Grund gerichtlicher Anordnung in eine 
öffentliche Erziehungsanstalt aufgenommen worden, ver¬ 
dächtig, vor der Aufnahme in die Anstalt ein Verbrechen 
begangen zu haben, worüber noch keine Untersuchung ge¬ 
führt worden ist, so darf, wenn auch das Verbrechen unter 
öffentliche Anklage gehört oder der Kläger deswegen Klage 
erhoben hat, der öffentliche Ankläger nicht die Klage er¬ 
heben, ohne dass die Provinzialregierung in dem Orte, wo 
das Verbrechen begangen worden, Erlaubnis dazu giebt. 

Dasselbe Gesetz soll gelten, wo jemand, der in eine 
öffentliche Erziehungsanstalt aufgenommen worden, ver¬ 
dächtig ist, nach der Aufnahme in die Anstalt und bevor 
er davon ausgeschrieben, sich eines Verbrechens schuldig 
gemacht zu haben. 

§ 8 . 

Wird jemand, nachdem das Gericht seine Unter¬ 
bringung in eine öffentliche Erziehungsanstalt angeordnet, 
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jedoch bevor er von der Anstalt ausgeschrieben worden, 
überführt, ein anderes Verbrechen begangen zu haben, ist 
die Unterbringungsverordnung hinfällig. 

Liegen gleichzeitig zur Vollziehung eine solche Ver¬ 
ordnung und ein anderer Beschluss vor, wodurch dieselbe 
Person zu einer Strafe verurteilt worden, so ist die Ver¬ 
ordnung auch hinfällig, soforn diese Strafe von schwererer 
Art als Gefängnis ist, oder auch die verschuldeten Strafen 
zusammen Gefängnis von mehr als sechs Monaten betragen. 

■ § 9. 

Ist die gerichtliche Verordnung der Unterbringung 
eines Minderjährigen in einer öffentlichen Erziehungsanstalt 
nicht vollzogen worden, bevor er das achtzehnte Lebens¬ 
jahr erreicht hat, ist die Verordnung hinfällig. 

§ 10 . 

Eine öffentliche Erziehungsanstalt ist berechtigt, für 
Pflege und Unterhalt des Zöglings in der Anstalt von den 
eigenen Mitteln des Zöglings oder von seinen Eltern Ver¬ 
gütung bis zu einem Betrage von 40 Oere für jeden 
Tag, wo der Zögling in der Anstalt unterhalten worden? 
zu erheben, jedoch nicht für eine längere Zeit, als bis der 
Zögling das achtzehnte Lebensjahr erreicht hat. Inbezug 
auf Kosten, die der Anst 2 \lt für Pflege und Unterhalt der 
Zöglinge ausserhalb der Anstalt infolge von Massregeln, 
auf die in § 4 Abschn. 1 Bezug genommen, erwachsen sind, 
besitzt die Anstalt Anspruch auf derartige Vergütung, je¬ 
doch nicht in höherem Betrage als .SO Oere für jeden Tag. 
Für das, was von vorerwähnter Vergütung nicht bei¬ 
getrieben werden kann, hat eine Anstalt, die vom Staate 
errichtet worden, Anspruch auf Ersatz von Staatsmitteln. 

§ 11 . 

Hinsichtlich der Behandlung der Fragen, auf die in 
§10 Bezug genommen, soll, was für Fragen betreffs Ent¬ 
schädigung für geleistete Armenpflege festgesetzt worden. 
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entsprechende Anwendung finden; jedoch hat die öffent¬ 
liche Erziehungsanstalt ihren Anspruch auf Auszahlung 
der festgesetzten Vergütung für Pflege und Unterhalt des 
Zöglings innerhalb eines Jahres zu erheben, nachdem der 
Zögling von der Anstalt ausgeschrieben worden ist. 


Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. Januar 1905. 
Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. Juni 1902. 

Oscar 
(L. S.) 

Hj. L. Hammerskjöld. 


Gesetz 

enthaltend gewisse Bestimmungen über das Verfahren in 
Kriminalsachen betreffs Minderjährigen. 

Gegeben im Schloss zu Stockholm, den 27. Juni 1902. 


Wir Oscar,., geben bekannt, dass Wir, mit 

dem Reichstag, für gut befunden haben. Folgendes zu 
verordnen: 

§ 1 . 

Wird jemand, der das 18. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, wegen einer Handlung angeklagt, die im 
allgemeinen Strafgesetz mit Strafe belegt ist, soll in das 
Protokoll, ausser was im allgemeinen zur Vollständigkeit 
der Untersuchung erforderlich ist, auch ein Bericht über 
die Verhältnisse aufgenommen werden, unter denen der 
Angeklagte aufgewachsen ist, und ob er zuvor durch Ver- 
wahrlostheit sich bekannt gemacht hat. 

Das Einderaufsichtsamt soll, auf Verlangen des öffent¬ 
lichen Anklägers, die im Protokoll des Amtes und der 
Anzeichnungsliste zugänglichen Aufklärungen in oben- 

3 * 
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genannten Hinsichten mitteilen, wie auch sich betreffs der 
Umstände im übrigen zu äussern, die für die Beurteilung 
der Frage nach der Angemessenheit der Unterbringung 
des Angeklagten in einer Zwangserziehungsanstalt von 
Gewicht sein können. 

§ 2 . 

Das Gericht darf nicht gemäss Kap. 5 § 3 des Straf¬ 
gesetzes die Verordnung der Unterbringung eines Minder¬ 
jährigen in einer öffentlichen Erziehungsanstalt aussprechen, 
sofern nicht der Vormund des Minderjährigen, w'o solches 
geschehen kann, in der Sache gehört worden ist. 

§ 3. 

Nachdem im Untergericht die Untersuchung im Prozess 
gegen jemand, der noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet 
hat, zu Ende geführt worden ist, soll das Urteil am selben 
oder spätestens am darauffolgenden Tage verkündet werden, 
sofern nicht in der Weitläufigkeit des Prozesses oder sonst 
dem Hindernisse entgegenstehen. 

Dieses Gesetz tritt in Kraft am 1. .lanuar 1905. 

Welches alle, die es angeht, u. s. w. u. s. w. 

Schloss Stockholm, den 27. .Juni 1902. 

Oscar 
(I.. S.) 

Hj. L. Hammerskjöld. 
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Zur Erziehungsai^alie das modamen Gaßngnisses. 

Von Superintendent Stade in Weimar. 


Dass das Gefängnis nicht bloss strafen soll, sondern 
auch zu erziehen hat, ist unleugbar eine zukunftsreiche 
Errungenschaft der neueren Zeit. Nicht als ob man in 
früheren Zeiten die Erziehungsaufgabe des Gefängnisses 
oder überhaupt der Freiheitsstrafe übersehen hätte: der 
schon seit langem aufgestellte Begriff des „Besserungs¬ 
zweckes des Gefängnisses“ geht ja von derselben Voraus¬ 
setzung aus; dass die Strafe auch „bessern“ soll, gehört 
zu den unbestrittenen Fundamentalsätzen der derzeitigen 
Gefängniswissenschaft. Wenn wir aber diesen einge¬ 
bürgerten Begriff der „Besserung“ durch den der „Erzieh¬ 
ung“ ersetzt sehen möchten, so tun wir dies sowohl in 
dem Bewusstsein, dass damit allerdings die allem Straf¬ 
vollzüge vorschwebende Gesamtaufgabe der sittlichen 
Hebung und Umgestaltung des gefallenen Individuums auf 
die einfachste und zugleich bestimmteste Formel gebracht 
ist, als auch in dem Gefühle, dass dieser Begriff in der 
Zukunft zu einer gewissen Herrschaft gelangen wird. 
Erziehung ist die ihr Objekt derart beeinflussende Tätig¬ 
keit, dass der Mensch sich selbst erziehen lernt, dass er 
die grösste und schwierigste Aufgabe erfasst, an sich und 
seinem innern Menschen Selbstzucht zu üben und sich 
selbst in Zucht zu nehmen. Keine Erziehung kann völlig 
neue Menschen schaffen, aber sie kann und soll die in das 
Individiuum gelegten besseren Keime beleben, anfachen, 
erhalten und zu einer selbständigen Lebens- und Willens¬ 
macht heranziehen, die nur für das Individuum ein sich 
selbst in Zucht nehmendes und erhaltendes Gesetz wird. 
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In diesem Sinne liegt in der „Erziehung“ das Heil unserer 
gesamten Zukunft, im ganzen wie für jeden einzelnen, 
und es ist entschieden ein erfreuliches und hoffnungsfreu¬ 
diges Zeichen unserer Zeit, dass man in ihr diese Macht 
und Bedeutung der Erziehung als einer eigene aktive sitt¬ 
liche Lebenskräfte hervorrufenden Beeinflussung und Ein¬ 
wirkung des Erziehers auf den zu Erziehenden immer 
unumwundener anerkennt. Wo man noch vor einem 
Menschenalter die „Bildung“, d. h. die Bereicherung des 
Menschengeistes an Wissensstoff und die Beherrschung 
der Materie kraft intellektueller Kenntnisse als das Er¬ 
strebenswerteste und als die Quelle von Menschenglück, 
Fortschritt und sittlicher Vervollkommnung begeistert 
pries, ist man jetzt doch zu der Erkenntnis gekommen, 
dass der von den Bildungsfanatikern so vielfach als Aschen¬ 
brödel behandelte „Erziehungsbegriff“ ein besserer Hebel 
zur Volkswohlfahrt sei als eine auch noch so grosse und 
äusserlich nützliche Anhäufung von materiellem Erkennt¬ 
nis- und Wissenstoffi Es ist bezeichnend, dass diese Er-' 
kenntnis selbst innerhalb der radikalen Strömungen unserer 
Tage hin und wieder zur Aeusserung kommt; so war es 
z. B. interessant, in der jüngsten Zeit mehrfach im „Vor¬ 
wärts“ Stimmen zu vernehmen, die die erziehlichen Auf¬ 
gaben der Schule betonten und der modernen Volksschule 
den Vorwurf machten, dieser ihrer ernsten Aufgabe nur 
höchst mangelhaft gerecht zu werden. 

Wenn somit unsere Gegenwart in steigendem Masse 
zur Erkenntnis kommt, dass am letzten Ende die Erziehung 
des inneren Menschen in Familie, Schule und öffentlichem 
Leben die sichersten Garantien für den Aufschwung und die 
Gesundung der Nation darzubieten hat, so kann es nicht 
Wunder nehmen, wenn auch jenes grosse sittliche Gebiet, 
wie es sich uns in der Rechtspflege und in der Ahndung 
und Bekämpfung des Verbrechens auf dem Boden der 
Gefängniswissenschaft darstellt, sich dieser Strömung nicht 
entziehen kann, sondern in gleichem Masse die Bedeutung 
der Erziehung lebhafter zu betonen beginnt. Die Straf- 


Digitized by Google 



— 459 


rechtspflege in ihrer Art auch eine für das Volkswohl 
überaus bedeutungsvolle Erziehungskunst, der Rechtsbrecher 
auch ein Erziehungsobjekt, das Gefängnis ein staatliches 
Erziehungsinstitut der hervorragendsten Art, die Strafvoll¬ 
zugsbeamten bis hinunter zum letzten Aufseher auch Volks¬ 
erzieher im besten Sinne des Wortes, das sind Begriffe und 
Anschauungen, die, wenn sie auch in ihren Wurzeln sich 
schon lange durch das Gefängnis wesen des letzten Jahr¬ 
hunderts hindurchziehen, doch jetzt bestimmter und be¬ 
wusster hervortreten wie nie zuvor und m. E. im 20. Jahr¬ 
hundert noch eine massgebende, ja wohl gar beherrschende 
Zukunft vor sich haben. Wenn wir auf einige Einzelheiten 
schauen wollen, was ist z. B. in unserem Strafrecht 
die vorläufige Entlassung nach § 23 ihrem Wesen nach 
anders als eine erzieherische Einwirkung auf das straf¬ 
bar gewordene Individuum, um seine sittlichen Kräfte anzu¬ 
fachen, damit es sich in der ihm bedingt gestatteten Freiheit 
zu seinem dauernden Heile in Selbstzucht zu nehmen lerne? 
und die fast ausnahmslos mit Beifall aufgenommene be¬ 
dingte Verurteilung, bezw. Begnadigung, verfolgt sie nicht 
genau dasselbe erzieherische Ziel, indem sie si(*h gleichsam 
wie ein ernster väterlicher Erzieher an das bessere Selbst 
des strafbar Gewordenen wendet und ihm die Möglichkeit 
bieten will, durch sittliche Anspannung sich wieder zu 
retablieren? — Dass man bei dem jüngsten Ausbau der 
Zwangserziehung und Fürsorgegesetzgebung denselben Er¬ 
ziehungsgedanken verfolgt, bedarf ja keines weiteren 
Wortes. Auch der neuerdings von v. L i s z t gestellte An¬ 
trag, für jugendliche Verbrecher neben der Zwangserzieh¬ 
ung auch noch eine 2—5jährige „Besserungshaft^ einzu¬ 
führen, gehört mit auf dieses Gebiet; kurzum, überall Ver¬ 
suche und Ansätze, den erziehlichen und dadurch wieder¬ 
gewinnenden Einfluss der gesetzmässigen Strafgewalten 
auf den Rechtsbrecher energischer zu betonen. 

Sollte daher nicht auch innerhalb unserer Gefängnis- 
und Strafanstalten selbst der erziehliche Charakter der 
Strafwirkung noch mehr in den Vordergrund gestellt werden 
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id nur durch dieses „bessernd“ wirken 
zur Einsicht, zur Ordnung und zur Ab- 
iien gewissermassen nötigen, so (werden 
• se wohl kaum wesentlich leerer werden) 

serer Gefangenen durch die Gefängnishaft 
Lii wesentlich geringer werden. Neben dem 
auf jeden Fall eine direkte erziehliche 
iihergehen und zwar, nicht bloss durch ein 
Personen, etwa den Direktor oder den Geist¬ 
ern durch den Zuschnitt und den Geist des , 


ses und vor allen Dingen auch durch das 
ifsichtspersonal. Gerade in diesem letzteren 
einen Hauptfaktor für einen erfolgreichen Straf- 
^geben und zwar dann, wenn es ein jeder Auf¬ 
seine Gewissenspflicht ansieht, in jedem Augen¬ 
ines Dienstes nicht bloss einschränkend, nieder- 
, dämpfend, sondern auch erziehend, hebend, be- 
auf seine Pflegebefohlenen einzuwirken. Der Auf¬ 
macht nicht bloss die Personifikation des Strafzwanges, 
Unterjochung unter das massgebende Gesetz, sondern 
li einer sittlichen Macht, die unter dem unvermeidlichen 
isseren Drucke doch die freie Seele sucht, an diese sich 
-rüderlich wendet und die Reaktion, nicht, wie tatsächlich 
oft, einer hasserfüllten Opposition, sondern eines neuer¬ 
wachenden, eines aus seinen bisherigen Banden sich heraus- 
reissenden sittlichen Willens hervorrufen will: bringen wir 
unser Aufsichtspersonal nicht auf diese bewusste sittliche 
Höhe, räumen wir ihm nicht diesen erweiterten Spielraum 
einer aktiv erziehenden Betätigung ein, heben wir nicht 
auch damit zugleich seine soziale Stellung, so wird manche 


für das Gefängniswesen aufgeAvendete Million nur die 
kümmerlichsten Zinsen bringen. — Was ist, so fragen wir, 
netzt der Gefängnisaufseher, ich sage selbstverständlich 
Sinne der Gefängnisverwaltung, sondern des 
^^Bj^^^^ikums, der sogenannten öffentlichen ^leinung? 

''hr als der bezahlte Mann mit dem grossen 
I * er Barbarus, der scharf, schneidig, unter 
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müssen? — Unsere Zeit hallt ja wieder von erbitterten 
Anklagen gegen das System unserer bisherigen Freiheits¬ 
strafen: man weist wohl höhnend auf die immer mehr 
zunehmende Rückfälligkeit hin und stellt begierig die 
steigende Prozentzahlen der zum so und sovielten Male 
Rückfälligen zusammen, um dann — man denke nur 
beispielsweise an die einseitigen und übertriebenen Dar¬ 
stellungen Tolstois — den Bankerott unserer bisherigen 
Freiheitsstrafen als selbstverständliche Tatsache orbi ct urbi 
zu verkündigen. Gewiss sind wir die letzten, die in der¬ 
artige nicht selten oberflächliche und doktrinäre Schluss¬ 
folgerungen unbesehen einstimmen. Wir wissen, dass die 
Rückfälligkeit auch noch eine ganze Reihe anderer, sowohl 
individueller wie sozialer Ursachen hat: neben dem bösen 
Willen oder der passiven inneren Abstumpfung der Einzelnen, 
die nach ihrer Entlassung überhaupt sich nicht helfen 
lassen wollen und die schliesslich bei jedem Strafsystem 
ungebessert bleiben, die mangelnde nachhaltige geduldige 
und grossherzige Unterstützung und rettende Bewahrung 
derjenigen, die entlassen zwar wieder in die Höhe kommen 
möchten. Wir sind somit der Ueberzeugung, dass zahllose 
Rückfälle sowohl durch die scharfe Zucht unerbittlicher 
Korrektion gegen den Uebelwollenden als auch durch eine 
staatlicherseits in grösstem Masstabe organisierte Ent- 
lassenenfürsorge — die private christliche Liebestätigkeit 
Einzelner reicht leider nicht aus — beseitigt werden 
könnten. Trotz alledem möchte doch in jenen erschrecken¬ 
den Ziffern der Rückfälligkeit eine energische und unab¬ 
weisbare Gewissensmahnung für uns liegen, zu der prüfenden 
Frage, ob, abgesehen von der zweifellos höchst bedenk¬ 
lichen Vermischung der Gelegenheitsverbrecher mit den 
Gewohnheitsverbrechern, unsere Freiheitsstrafen allerwege 
wirklich in dem rechten Geiste gehandhabt werden, oder, 
bestimmter ausgesprochen, ob die erziehliche Aufgabe der 
Freiheitsstrafe allerwege mit vollem Bewusstsein und mit 
dem ihr gebührenden Ernste betont und in Wirklich¬ 
keit angesetzt wird. Soll die Freiheitsstrafe bloss ein 
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Strafübel bringeu und nur durch dieses „bessernd“ wirken 
d. h. den Sträfling zur Einsicht, zur Ordnung und zur Ab¬ 
kehr vom Verbrechen gewissermassen nötigen, so (werden 
unsere Gefängnisse wohl kaum wesentlich leerer werden) 
wird die Zahl unserer Gefangenen durch die Gefängnishaft 
selbst wohl kaum wesentlich geringer werden. Neben dem 
Strafübel muss auf jeden Fall eine direkte erziehliche 
Einwirkung einhergehen und zwar nicht bloss durch ein 
paar einzelne Personen, etwa den Direktor oder den Geist¬ 
lichen, sondern durch den Zuschnitt und den Geist des 
ganzen Hauses und vor allen Dingen auch durch das 
gesamte Aufsichtspersonal. Gerade in diesem letzteren 
sehen wir einen Hauptfaktor für einen erfolgreichen Straf¬ 
vollzug gegeben und zwar dann, wenn es ein jeder Auf¬ 
seher als seine Gewissenspflicht ansieht, in jedem Augen¬ 
blick seines Dienstes nicht bloss einschränkend, nieder¬ 
haltend, dämpfend, sondern auch erziehend, hebend, be¬ 
lebend auf seine Pflegebefohlenen einzuwirken. Der Auf¬ 
seher macht nicht bloss die Personifikation des Strafzwanges, 
der Unterjochung unter das massgebende Gesetz, sondern 
auch einer sittlichen Macht, die unter dem unvermeidlichen 
äusseren Drucke doch die freie Seele sucht, an diese sich 
brüderlich wendet und die Reaktion, nicht, wie tatsächlich 
oft, einer hasserfüllten Opposition, sondern eines neuer¬ 
wachenden, eines aus seinen bisherigen Banden sich heraus- 
reissenden sittlichen Willens hervorrufen will: bringen wir 
unser Aufsichtspersonal nicht auf diese bewusste sittliche 
Höhe, räumen wir ihm nicht diesen erweiterten Spielraum 
einer aktiv erziehenden Betätigung ein, heben wir nicht 
auch damit zugleich seine soziale Stellung, so wird manche 
für das Gefängniswesen aufgewendete Million nur die 
kümmerlichsten Zinsen bringen. — Was ist, so fragen wir, 
jetzt der Gefängnisaufseher, ich sage selbstverständlich 
nicht im Sinne der Gefängnisverwaltung, sondern des 
grossen Publikums, der sogenannten öffentlichen Meinung? 
— nicht viel mehr als der bezahlte Mann mit dem grossen 
Schlüsselbund, der Barbarus, der scharf, schneidig, unter 
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Umständen auch rücksichtslos eine Menge von Rechts¬ 
brechern zu beaufsichtigen und nieder- und im Zaume zu 
halten hat. Dass dem wirklich so ist, dafür sind u. a. unsere 
Witzblätter der beste Beleg. Im Figurenwitz und in der 
die äusserlich hervorstechenden Eigenschaften outrierenden 
Karikatur haben wir bekanntlich einen Niederschlag weithin 
herrschender Anschauungen und dadurch werden ja solche 
Darstellungen zu einem so wertvollen kulturhistorischen 
Spiegelbilde ihrer Zeit. Wie aber erscheint nun in der 
Karikatur unser Gefängnisaufseher? — Wohl nicht anders 
als der schnauzbärtige, barsche und dabei geistig be¬ 
schränkte Scherge, als ein Mensch subalternster Bedeutung, 
dem sichtlich ein volles Glas lieber ist als irgend eine 
sittlich hebende Einwirkung auf seine Gefangenenschaft. 
Wie viel muss da noch geschehen, dass zum besten unseres 
Strafvollzugs unsere Aufsichtsheamten mit ihrem aufreiben¬ 
den Dienste nicht mehr einen solchen wohlfeilen Vorwurf 
für Spott und Amüsement darzubieten haben, sondern auch 
der ferner Stehende die soziale und ethische Bedeutung 
dieses oft so geringgeschätzten Amtes achten lernt. Mit 
Dank muss daher eine jede Anregung, ein jedes wohl¬ 
meinende Wort begrüsst werden, was der geistigen, ethischen 
und sozialen Hebung des Aufseherstandes und der psycho¬ 
logischen Vertiefung seiner erziehlichen Einwirkung auf 
die Gefangehenschaft gewidmet ist. Mit aufrichtiger Freude 
haben w’ir daher auch die verdienstvolle kleine Schrift 
von C. Fliegenschmidt „Der Beruf des Aufsehers“ 
zur Hand genommen: wir fühlen uns mit den in derselben 
niedergelegten Grundanschauungen durchaus ira Einklang.’) 
Fl. verlangt ebenso wie das treffliche Buch seines Vor¬ 
läufers Rossmy (Handbuch für Gefängnisaufseher, 3. Aufl., 
Düsseldorf, Rheinisch-w'estfälische Gefängnisgesellschaft, 
1888), dass der Aufseher sich auch mitverantwortlich fühlen 
soll für das sittliche und geistige Wohl der ihm unter- 

‘) C. Fliegen Schmidt, Der Beruf des Aufsehers in den 
Strafanstalten und Gefftngnissen. Leipzig, Benno Konegen Verlag. 
1902. 92 S. 1 M. 80 Pf. 
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stellten Gefangenen und dass er somit seine Tätigkeit 
unter dem Gesichtspunkt einer, nun sagen wir es kurz, 
erziehlichen Einwirkung auf seine Pfleglinge anzusehen 
habe. Fl. stellt daher mit Recht auch an die Persönlich¬ 
keit des Aufsehers hohe Anforderungen: er verlangt in 
erster Linie einen religiös gesinnten und sodann auch einen 
nieht nach der Schablone arbeitenden, sondern denkenden 
Aufseher. Diese Betonung, dass das Pflichtgefühl des Auf¬ 
sehers sich vor allen Dingen auf einer religiösen Grund¬ 
lage, nicht also bloss auf einer rein diesseitigen Berufs¬ 
willigkeit aufzubauen habe, erscheint uns von hohem Werte. 
Treffend führt Fl. aus, wie die anziehende und sittlich 
hebende Einwirkung des Aufsehei*s auf die Gefangenen 
wesentlich davon abhängt, ob in ihm selbst eine religiöse 
Weltanschauung zu finden ist: „ohne Religiosität, ohne 
Ueberzeugung von Gottes Regiment, ohne Bewusstsein des 
ewigen Sittengesetzes, ohne die Ueberzeugung, dass eine 
gründliche Umkehr und Aenderung im letzten Grunde eine 
religiöse sein werde, ist ein rechter Aufseher nicht zu 
denken. Ohne Religion stünde er verständnislos den Ge¬ 
wissensnöten der Gefangenen gegenüber; er hätte kein 
Trostwort für das erwachende qualvolle Bewusstwerden, 
die Heiligkeit Gottes verachtet zu haben, er stände 
unwürdig als stummes, sprachloses Geschöpf an Kranken- 
und Sterbelagern“. (S. 14.) Auch in seinen weiteren Aus¬ 
führungen legt Fl. dem Aufseher ans Herz, dass er nicht 
etwa bloss der strenge oder wohl gar barsche Aufsichts¬ 
beamte sein soll, sondern der väterlich teilnehmende und 
erziehende Freund, der in jedem Augenblicke seines 
Dienstes seinen Gefangenen sittlich zu heben sucht. Selbst¬ 
verständlich zieht auch Fl. dieser Beeinflussung insofern 
gewisse Grenzen, als er „eine unmittelbare erziehliche Ein¬ 
wirkung, welche den Oberbeamten Vorbehalten ist“, sowie 
persönlich gehaltene, eingehende Gespräche, besonders 
religiöser oder politischer Art, ablehnt; mit vollem Rechte 
dagegen lässt er „ein jeweiliges kurzes, kerniges, vom 
Herzen kommendes Trost-, Aufrüstungs- und Mahnwort“ 
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zu. Auch die übrigen ins Einzelne gehenden mehr technischen 
Anforderungen, die Fl. an den Aufseher stellt, in Bezug 
auf Zuverlässigkeit, Reinlichkeit, Ordnung, Ruhe u. s. w., 
nicht weniger, was er über das nicht rein dienstliche Ver¬ 
halten des Aufsehers sowie bei besonderen Anlässen und 
auch über sein Zusammenwirken mit den übrigen Mit¬ 
beamten zu sagen hat, werden von fachmännischer Seite 
sicherlich Zustimmung finden; wir verzichten jedoch, auf 
diese Ausführungen näher einzugehen, da es uns genügt, 
auf die prinzipielle Stellung aufmerksam gemacht zu haben, 
welche Fl. mit gutem Rechte dem Aufseher der Gegenwart 
im Strafvollzüge zuweist, eine Stellung, so ernst, so ver¬ 
antwortungsvoll, so wichtig für die erziehliche Gesamt¬ 
wirkung der Strafverbüssung, dass nur eben das beste 
Menscbenmaterial für diesen Posten gut genug erscheint 
und die sorgsamste Ver- und Ausbildung des Aufsichts¬ 
personals eine der wichtigsten Aufgaben der modernen 
Strafvollzugspflege bilden ivird. 

Wir schliessen unsere kurze Aussprache ab. Es 
werden z. Z. allerorten Volkssanatorien errichtet, gewiss 
eins der erfreulichsten Bilder aus dem sozialen Leben der 
Gegenwart, sowohl eines fürsorglichen Gemeinsinnes für 
den einzelnen hilfsbedürftigen Kranken als auch einer 
verständnisvollen Massregel für die Volksgesundung im 
allgemeinen. Nun was solche Sanatorien für die physische 
Gesundheit unseres Volkes bedeuten, dies und nicht weniger 
bedeuten unsere Gefängnisse und der jeweilig in ihnen 
massgebende Geist für die soziale und ethische Gesundung 
des Volksganzen. Auch sie müssen zu Heilstätten werden, 
in denen durch den Geist ernster und w'ohlmeinender Er¬ 
ziehung sittlicher Krankheitskeime, wenn auch nicht in 
jedem Falle völlig aufgehoben, so doch in ihren ver¬ 
derblichen Wirkungen abschwächt, lokalisiert und auf ihren 
Herd beschränkt werden, sodass sie nicht in immer 
weiteren Proportionen ihre Umgebung vergiften können. 
Um die leibliche Gesundheit zu erhalten, wendet unsere 
Zeit die äussersten Opfer auf, mühen sich die scharf- 
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sinnigsten Geister im Kampfe mit den tückischen Krankheits¬ 
erregern, werden immer neue und vollkommenere Methoden 
zu ihrer Bekämpfung gefunden: möchte doch für den 
mindestens ebenso wichtigen Schutz der sittlichen Volks¬ 
wohlfahrt und Gesundheit der Kampf gegen das Ver¬ 
brechen und die Fürsorge für seine unglücklichen Opfer 
mit ebensolcher Aufopferung und Treue, mit ebensolchem 
Scharfsinn und Erfolg geführt werden, damit dem Sinken 
der Mortalitätsziffer nicht weniger auch ein solches der 
Kriminalität entspricht, zum Segen nicht nur für unzählige 
Einzelfamilien, sondern auch für unsere deutsche Volks¬ 
kraft und Zukunft überhaupt. 
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^ Zu den „Gefängnisnfonnfiatni“. 

Eine Erwiderung 

an Herrn Oberlandesgerichtsrat Staatsanwalt und Haus- 
kommissär der k. k. Männerstrafanstalt Oraz Alfred Amschi. 

Von Professor Dr. Karl H i 11 e r, Graz. 


Durch das liebenswürdige Entgegenkommen der 
Redaktion fand im Heft 3 und 4 des eben abgeschlossenen 
36. Bandes der „Blätter für Qefängniskunde“ ein von mir 
ursprünglich für weitere, namentlich parlamentarische 
Kreise bestimmter, in einer österreichischen Tageszeitung 
publizierter Aufsatz über Gefängnisreformfragen freund¬ 
liche Aufnahme; derselbe begegnete aber in dem ersten 
juristischen Fachorgane Oesterreichs, der „Allgemeinen 
Oesterr. Gerichtszeitung“ (No. 28 vom 12. Juli 1902), einer 
scharfen Bekämpfung seitens des Herrn Alfred Amschi 
(Staatsanwalt in Graz), welcher angeblich die lebhaften 
Bedenken „wohlinformierter und interessierter Kreise“ 
gegen meine Ausführungen wiederzugeben nicht ansteht 
und zudem sich beeilte, seine Erwiderung im nächsten 
Hefte der „Blätter für Gefängniskunde“ gleichfalls ab- 
drucken zu lassen. Deshalb bin ich der Redaktion aber¬ 
mals zu grossem Danke verpflic-htct, dass sie meine im 
Folgenden versuchte Abwehr jenes Angriffes ebenso loyal 
wie freundlich aufzunehmen sich bereit erklärte. 

Wer sind, so muss man vor Allem fragen, jene „wobl- 
informierten und interessierten Kreise“, die nach Herrn 
A.’s Ansicht durch meinen Aufsatz, der ja durchaus keine 
neuen Reformpläne bringt, sondern nur längst gestellte 
Forderungen wieder den massgebenden Kreisen und der 
gesamten Oeffentlichkeit empfiehlt, so sehr in Aufregung 
versetzt sind? Natürlich, sollte man meinen, sind es 
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die massgebenden Faktoren der österreichischen Justiz¬ 
verwaltung, denen die oberste Leitung des Gefängniswesens 
zusteht. Ich bin aber überzeugt, dass von dorther jene 
„lebhaften Bedenken“, zu deren Sprachrohr sich Herr 
Ämschl selbst gemacht, nicht stammen, denn seit jüngster 
Zeit, insbesondere seit der österreichische Ministerpräsident 
Frhr. v. Körb er auch die Leitung des Justizministeriums 
übernommen, weht ein so frischer, der Reform des Straf¬ 
vollzuges günstiger Wind (wie er seit Jahrzehnten unter 
früheren Ministem nicht zu verspüren war), dass ich 
nicht glauben kann, jene Kreise würden Reform¬ 
plänen, die sie längst kennen, solche Abneigung ent¬ 
gegenbringen und Herrn A.'s Bedenken gegen dieselben 
teilen. Nun zur Sache selbst! 

Als fraglich bezeichnet es Herr A. an der Spitze 
seiner Ausführungen, ob durch die Neuordnung der obersten 
Leitung des österreichischen Gefängniswesens eine Besser¬ 
ung zu erwarten wäre, denn es handle sich da denn doch 
nur um den „Namen“ und „nicht um die Sache“, um den 
„Schein, nicht um das Wesen“. Wenn das Herr A. wirk¬ 
lich glaubt, so befindet er sich in einem schweren Irrtum; 
denn ein Blick auf die von ihm selbst zitierte Verordnung 
vom 25. Oktober 1865 (R.-G.-Bl. No. 109), welche auf Grund 
des Allerh. Entschliessung vom 16. Okt. 1865 die Leitung 
und Verwaltung des gesamten Gefängniswesens in dem 
Wirkungskreise des Justiz-Ministeriums vereinigt, und auf 
die die „Amtsinstruktion für den General-Gefängnisinspektor“ 
enthaltende Just.-Min.-Vdg. vom 4. Dezember 1865 musste 
ihn doch belehrt haben, dass mit der Schöpfung dieser 
Centralbehörde eine tiefgreifende Aenderung in der Leitung 
und Organisation des Gefängniswesens durch jene Bestim¬ 
mungen geschaffen wurde, deren Wert und Bedeutung gerade 
heute wieder anerkannt wird mit der Forderung nach 
Wiederherstellung jener Centralstelle, nachdem ihr damals 
nur eine kurze Lebenszeit beschieden war. Nicht um einen 
anderen „Namen“ für dieselbe Sache, nicht um den „Schein“ 
statt des Wesens, sondern um eine von den besten Inten- 
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tionen geleitete Umgestaltung des österreichischen Gefängnis¬ 
wesens handelte es sich bei den Reformen des Jahres 1865, 
an welche der parlamentarische Antrag vom November 
1901 unmittelbar anknüpft und die Errichtung einer obersten 
Centralbehörde für das Gefängniswesen behufs planmässiger, 
fachlicher Leitung dieses wichtigen Gebietes fordert. Dieser 
Antrag, der auch die Veranlassung meines von Herrn A. 
so sehr bekämpften Aufsatzes in der „Grazer Tagespost“ 
vom 2. April 1902 bildete, wird allerdings merkwürdiger 
Weise von ihm selbst in seinen Ausführungen ebenso 
ignoriert, wie die meiner Darstellung zu Grunde gelegten 
Reformvorschläge v'on Gertscher, von Leitmaier 
und Marcowich, obwohl er von meinen „Gewährs¬ 
männern“ spricht, deren Ansichten ich „republiziere“, ohne 
jene auch nur mit Namen zu nennen, sich vielmehr wohl 
hütet, seine gegen mich persönlich gerichtete Polemik auch 
gegen dieselben zu führen. Diese Reformvorschläge sind 
schon seit Jahren der Oeffentlichkeit übergeben; warum 
hat Herr A. gegen dieselben nicht schon damals reagiert, 
wenn ihn jetzt mein kurzer Hinw^eis auf dieselben so sehr 
in Harnisch bringt? Warum erwähnte er nicht mit einem 
Worte die hochbedeutsame Rede des Professor Lammasch 
in der Sitzung des Herrenhauses vom 31. Mai 1902, die 
sich mit der Reform der Strafgesetzgebung und des Straf¬ 
vollzuges eingehend beschäftigt, warum wird die sehr 
sachliche, ln alle dunklen Tiefen des Strafvollzugs, seiner 
Organisation und Leitung grell hineinleuchtende und alle 
Schäden desselben rückhaltslos aufdeckende Rede des 
Abgeordneten K1 e e w e i n in der Sitzung des Abgeordneten¬ 
hauses vom 22. Mai 1902 gänzlich ignoriert ? In letzterer 
Rede w^erden die in dem parlamentarischen Anträge vom 
November 1901 enthaltenen Forderungen, insbesondere die 
auf Errichtung einer obersten Central-Gefängnisbehörde 
gründlich geprüft und erörtert; die ausführliche Begrün¬ 
dung derselben hätte Herrn A. ein viel dankbareres Material 
geliefert für seine Polemik als mein kurz gefasster Aufsatz, 
der ausschliesslich von ihm der Ehre einer Erwiderung 
gewürdigt wird. 
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Entschiedenen Widerspruch fordert heraus die Be¬ 
hauptung: „Nun soll der Strafvollzug den Gerichten und 
Gerichtspräsidien aufgelastet werden, nun, in einer Zeit, 
die nicht daran zweifelt, dass der Strafvollzug niemals 
Sache des Richters sein kann, weil seine Tätigkeit mit 
dem Urteil abschliesst“. Die moderne Richtung der Kriminal¬ 
politik spricht sich gerade für das Gegenteil aus: „feste 
organische Verbindung der Strafrechtspflege 
mit dem Strafvollzüge ist unerlässliche Voraussetzung 
des Erfolges“, sagt v. Liszt (Lehrbuch, 12. Aufl. S. 89). *) 
Die allerdings noch stark umstrittene Idee der „unbestimmten 
Strafurteile“, wonach das richterliche Urteil keine bestimmte 
Strafe ausmessen, sondern diese etwa innerhalb eines 
Höchst- und Mindestmasses, auf Grund nachheriger ge¬ 
nauer Feststellung des Charakters des Verbrechers ent¬ 
weder durch ein späteres Urteil des Strafgerichtes oder 
einer besonderen Behörde (Strafvollzugsamt) bemessen 
werden soll, beweist, dass der „Zug der Zeit“ gerade dem 
Gerichte einen weitergehenden Einfluss auf den Strafvoll¬ 
zug einräumen will, als es jetzt der Fall ist und die richter¬ 
liche Tätigkeit mit dem Urteile nicht als abgeschlossen 
betrachtet. 

Mit dem geltenden Rechte aber, mit dem Gesetze, als 
dessen „Hüter und Wahrer“ Herr A. die Staatsanwälte 
emphatisch bezeichnet, steht dessen Ansicht, dass der Straf¬ 
vollzug niemals Sache des Richters sein kann, in direktem 
Widerspruche. Entgegen dem von manchen der früheren 
deutschen partikulären Strafprozessgesetze (vergl. deren 
Aufzählung bei E. Ullmann, Lehrbuch des österr. Straf¬ 
prozesses, 2. Aufl. 1882, S. 145 n. 1) und der deutschen 
Reichs-Strafprozessordnung von 1877 (§ 483) im Anschlüsse 
an das französische Recht eingenommenen Standpunkte, 
dass die Vollstreckung der Strafurteile den Organen der 
Exekutive zuzuweisen und damit also Sache der Staats¬ 
anwaltschaft sei, bestimmt die österreichische Strafprozess- 

*) Siehe auch die dort zit. umfangreiche Literatur zu dieser 
Frage. 

Blätter für GcfänKniskunde. XXXVU. 4 
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Ordnung von 1873, § 397 letzter Satz: „Die Vollstreckung 
des Strafurteiles wird, soweit nicht in diesem Gesetze etwas 
Anderes bestimmt ist (§§ 402, 405 Absatz 2, 407—409), von 
dem Vorsteher jenes G erichtes, welches in der Sache 
in erster Instanz erkannt hat, angeordnet“. Schon die 
Strafprozessordnung von 1853 hatte „bloss von praktischen 
Opportunitätsrücksichten geleitet im § 318 die Einleitung 
der Vollziehung von Strafurteilen wieder den Strafrichtern 
übertragen und hierbei die Dazwischenkunft der Staats¬ 
anwaltschaft, welche hinsichtlich der Verbrechen und Ver¬ 
gehen nach der Strafprozessordnung vom 17. Januar 1850 
(§ 469) sogar ausschliessend damit betraut war, aus¬ 
geschlossen, weil die Erfahrung zeigte, dass das Straf¬ 
gericht, bei dem sich der Verurteilte, wenn er in Verhaft 
war, bereits befindet, bei welchem auch alle Akten liegen, 
bei welchem ferner die geringeren Freiheitsstrafen wirklich 
abzubüssen sind, diese Vollzugsetzung schleuniger und 
einfacher als der Staatsanwalt, nämlich unmittelbar und 
ohne Umwege zu veranlassen ^vermag, während der Staats¬ 
anwalt sich zu diesem Behufe doch immer wieder an das 
Strafgericht wenden musste“ (von Hye, „Die leitenden 
Grundsätze der österr. Str.-P.-O. vom 29. Juli 1853, S. 356). 
Demgemäss wird auch und zwar im Anschlüsse an das 
bis dahin geltende Recht durch den § 397 der St.-P.-0. 
von 1873 der Strafvollzug gesetzlich als richter¬ 
liche Tätigkeit erklärt und hieran auch nichts durch 
die in den im § 397 zitierten §§ normierte Einflussnahme 
der Staatsanwaltschaft geändert. Denn diese betreffen 
lediglich untergeordnete, rein formale Angelegenheiten, wie 
die Anzeigen an die zuständigen Aemter bei Aberkennung 
von bürgerlichen Rechten, die Ablieferung des Verurteilten 
im festen Rahmen der Einlieferungskompetenz u. dergl. m., 
ebenso enthalten die von Herrn A. zitierten §§ 34, 35, 50, 
76, 78 der Vollzugs Vorschrift zur St.-P.-0. nichts als 
formale Vorschriften über die Verständigung des Staats¬ 
anwaltes von der erfolgten Aburteilung und dem Straf¬ 
antritte oder einzelne Details über den Vorgang bei 
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Veranlassung der Einlieferung, über die Mitwirkung des 
Staatsanwaltes bei Exekution der Geldstrafen, die Ueber- 
wachung der Veräusserung von Depositen etc. Es bleibt 
Herrn A. überlassen, hierin und in den übrigen von ihm 
zitierten Vorschriften „die Brücke oder den Kitt“ seiner 
Stellung zwischen Justiz und Verwaltung zu erblicken, 
sie als „zwischen Justiz- und Verwaltungsbehörde stehend“ 
zu bezeichnen. Was damit gesagt sein soll, verstehe ich 
nicht. Meiner Ansicht nach ist schon dadurch, dass der 
Staatsanwalt eben Justizverwaltungsbeamter ist, 
seine Stellung genügend gekennzeichnet. Daran, dass 
die österreichische Gesetzgebung den Strafvollzug den 
Gerichten, beziehungsweise ihren Vorstehern grundsätzlich 
unterstellt, wird übrigens durch alle diese zitierten Vor¬ 
schriften nichts geändert.*) Unbegreiflich aber erscheint 
es, wenn Herr A. förmlich entrüstet ausruft: „Und nun 
soll der Strafvollzug den Gerichten und Gerichtspräsidien 

aufgelastet werden.!“ Ja ist dies denn nicht 

schon längst der Fall? Ist der Strafvollzug nicht auf 
Grund des Wortlautes des Gesetzes den Gerichten über¬ 
tragen, dem Staatsanwalte aber* nur ein bestimmter Einfluss 
darauf eingeräiunt? 

Die Unrichtigkeit seiner Behauptungen, dass „der 
Staatsanwalt den Strafvollzug zu veranlassen hat, weil in 
diesem Stadium die Tätigkeit des Richters zu Ende ist“, 
ferner „dass unsere Zeit nicht daran zweifelt, dass der 
Strafvollzug niemals Sache des Richters sein kann, weil 
seine Tätigkeit mit dem Urteil abschliesst“, habe ich schon 


’) E. Uli mann (Lehrb. des österr. Strafprosesses, 2. Aufl., 1882, 
Seite 144—145 u. 837) findet zwar in der geltenden St.-P.-O. „keinen 
eigentlichen Grundsatz“ ausgesprochen, sondern meint nur, sie lasse 
die Staatsanwälte den in der St.-P.-O. §§ 396—411 normierten „Einfluss 
auf den Strafvollzug“ nehmen. Dem widerspricht aber die Fassung 
des letzten Satzes des § 397, der im Einklang mit dem früheren 
Rechte der St.-P.-O. von 1853 an dem Prinzip der richterlichen 
> Strafvollstreckung festhält, nur im Gegensatz zu diesem älteren 
Gesetze der Staatsanwaltschaft einen gesetzlich genau umschriebenen. 
' Einfluss auf den Strafvollzug einräumt. 
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oben dargetan und hervorgehoben, dass der richterliche 
Einfluss auf den Strafvollzug eben nicht mit dem Urteil 
aufhören soll, ja dass „der Zug der Zeit“ gerade in ent¬ 
gegengesetzter Richtung geht. Dass aber auch unter den 
Staatsanwälten selbst, den Kollegen des Herrn A., diese 
seine Auffassung durchaus nicht allgemein geteilt wird, 
beweist ein Aufsatz von Staatsanwalt Frhr. v. Klingspor 
in Wien im „Neuen Wiener Tagblatt“ (vom 18. Mai 1902), 
der mit Entschiedenheit dafür eintritt, dass der Straf¬ 
vollzug dem Richter unterstehe. Auch diese Aus¬ 
führungen scheinen Herrn A. unbekannt geblieben zu sein. 
Da Herr A., wie ich auch annehmen muss, diese Aus¬ 
führungen eines Kollegen im Amte wohl mehr respektieren 
wird, wie meine Erörterungen, die er so von oben herab 
abzutun versucht, muss ich sie etwas ausführlicher be¬ 
sprechen, zumal mich dieselben jeder w’eiteren Begründung 
und Widerlegung überheben. 

„Die richterliche Tätigkeit“, sagt v. Klingspor u. a., 
„ist derzeit steril und es dürfte wohl kaum einen 
Beruf geben, welcher so wenig innere Befriedigung zu 
gewähren vermag wie der des Richters. Wenn das 
Urteil gesprochen ist und die Schar der Geächteten 
wieder vermehrt wurde, fällt mit der Toga jede weitere 
Befugnis. Der Arzt hat längst erkannt, dass die am 
Krankenbette gewonnenen Kenntnisse am nützlichsten 
verwertet werden können, um einerseits den Genesungs¬ 
prozess vor Rückfällen zu bewahren, anderseits durch 
prophylaktische Massregeln überhaupt Erkrankungen 
möglichst vorzubeugen. Der Richter hat dagegen weder 
auf die Art des Strafvollzuges,*) noch auf den Hauptnähr¬ 
boden des Verbrechens — die Lebensbedingungen, unter 
welchen die Jugend aufwächst — eine wirksame Inperenz. 
Die sittliche Rekonvaleszenz, welche wir von jedem Ver- 

*) Auf die Art des Strafvollzuges hat heute auch der Staats¬ 
anwalt in Oesterreich ebensowenig Einfluss wie der Richter. Diese 
ist ein für alle Mal gesetzlich (worunter icli auch die Summe der be¬ 
treffenden Verordnungen zähle) festgelegt. 
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urteilten so nachdrücklich verlangen, soll sich ohne richter¬ 
lichen Einfluss vollziehen und die Verbrechenskeime dürfen 
in die Halme schiessen, ohne dass die kundige Hand des 
Richters sie jäten dürfte“. 

Und weiter sagt v. Klingspor: „Ist sohin die Strafe 
innerhalb jener — leider zu engen — Grenzen verhängt, 
welche das Gesetz der Individualisierungsfreiheit des 
Richters gezogen hat, so muss sie auch den richter¬ 
lichen Intentionen gemäss vollzogen werden. Auch der 
Strafvollzug unterstehe dem Richter. Denn die 
tägliche Erfahrung lehrt, dass eine gerechte — wenn auch 
noch so strenge — Strafe in den seltensten Fällen bei dem 
Verurteilten Erbitterung gegen den Richter weckt. Vor 
der richterlichen Autorität beugen sich die meisten Ver¬ 
brecher, und richterlichem Zuspruch sind die Herzen der 
noch Besserungsfähigen am ehesten zugänglich. Aber aus 
diesem erziehlichen Einfluss, welchen der Kontakt des 
Richters mit dem Verurteilten ausüben könnte, würde die 
Tätigkeit richterlicher Funktionäre in den Strafanstalten 
auch die sicherste Gewähr für den möglichsten Erfolg 
bessernder Wirkung der Strafe bieten. Der Richter, dessen 
Beruf es ist, in der Seele des Menschen zu lesen, hat noch 
am ehesten die Befähigung, den Zeitpunkt zu erkennen, 
von welchem an die Strafe nicht mehr fördernd, sondern 
vielleicht schädigend wirkt.Das wäre der Augen¬ 

blick, in welchem das Verständnis des geschulten Richters 
einzugreifen hätte, um die Besserung zu festigen und sohin 
das Ende der Strafe herbeizuführen. Wird dieser Zeitpunkt 
versäumt, so kann ein verhängnisvoller Stimmungswechsel 
eintreten. Das Gefühl der Verlassenheit, des Verstossen- 
seins, der Aussichtslosigkeit jeglichen edlen Strebens be¬ 
mächtigt sich des Enttäuschten, stumpfe Gleichgiltigkeit, 
ohnmächtiger Groll führen zum Hass gegen die Gesellsehaft 
und zum späteren Kampfe gegen die Rechtsordnung — 
und der Rückfällige ist da. Auch der Strafvollzug 
sollte daher vom Richter überwacht und die 
Leitung der Strafanstalten erfahrenen Richtern 
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übertragen sein. Es wäre das ein weiterer Ausbau der 
vor einigen Tagen so segensreich begonnenen Reform auf 
dem Gebiete des Gefangenhauswesens .... Deshalb: Gebt 
dem Richter den Menschen — und nicht nur den Ver¬ 
brecher — und er wird das Verbrechen erfolgreicher be¬ 
kämpfen können“. 

Ich habe dem nichts mehr hinzuzufügen gegen Herrn 
A., der übrigens zugeben wird, dass sein engerer Kollege 
die Sache doch mindestens ebenso gut verstehen muss, 
wie er selbst, trotzdem aber wesentlich anderer Ansicht ist. 

Herr A. bezeichnet nun meine „Vorschläge“ oder viel¬ 
mehr die meiner „Gewährsmänner“, wohlweislich ohne 
diese zu nennen, als „an Unzweckmässigkeit krankend“ 
und „unpraktisch“. Ich habe nichts Anderes „vorgeschlagen“, 
als was erfahrene und hervorragende Praktiker — darunter 
der frühere Oberstaatsanwalt Hofrat Leitmaier — vor 
Jahren schon als Grundlagen der künftigen Gefängnisreform 
angeregt und im Detail begründet haben. Es war also 
ein Oberstaatsanwalt selbst, der für die Unterordnung 
des Strafvollzugs unter den Richter eintrat! 

Um Art und Ton der Polemik des Herrn A. etwas zu 
charakterisieren und zu zeigen, wie leicht er sich die 
Sache macht, gebe ich hier den betreffenden Satz wörtlich 
wieder: „Nach den Vorschlägen des Herrn Verfassers oder 
vielmehr seiner Gewährsmänner sollen die Strafanstalten 
direkt der Centralgefängnis-Inspektion (bestehend aus dem 
Inspektor und mehreren Beiräten, über deren Funktion 
nichts gesagt wird, weil schwerlich hierüber etwas gesagt 
werden kann), die Gerichtsgefängnisse aber den Oberlan¬ 
desgerichtspräsidien und einem Oberkommissär (dem Ober¬ 
direktor der am Orte des Oberlandesgerichtes gelegenen 
Strafanstalt!) untergeordnet sein. Diese Gedanken kranken 
an Unzweckmässigkeit und Hessen sich kaum in praktische 
Betätigung umwerten. Wie schwerfällig und kostspielig 
würde sich die Handhabung der Aufsicht über die Straf¬ 
anstalten gestalten! Diese selbst entbehrten der unmittel- 
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baren Kontrolle, denn die Visitation seitens der Central¬ 
stelle allein bildet gar keine Kontrolle“. 

Dass über die Funktion der dem Generalinspektor 
beigegebenen Beiräte von mir nichts gesagt wird, „weil 
schwerlich hierüber etwas gesagt werden kann“ — diese 
Behauptung muss ich vor Allem als unrichtig und irrig 
bezeichnen, denn gegen Ende meines Aufsatzes, wo ich 
von den Grundgedanken der Einzelorganisation spreche, 
wie sie Leitmaier und Marcovich aufstellen, ist 
ausdrücklich betont, dass die Beiräte die fortwährende Kon¬ 
trolle der der Generalinspektion direkt unterstellten Straf¬ 
anstalten natürlich durch periodische Inspektion derselben 
auszuüben haben, also eine Tätigkeit, die ihrer Funktion 
jedenfalls einen überraus reichen und dankbaren Inhalt 
giebt. Weiter mich hierüber auszusprechen, hatte ich 
keinen Grund mit Rücksicht auf den offen erklärten Zweck 
meiner Ausführungen, die ich ausdrücklich nur als „eine 
kurze Zusammenfassung“ jener organisatorischen Grund¬ 
gedanken von Leitmaier und Marcovich bezeichnete. 

Ganz entsetzt aber scheint Herr A. darüber zu sein, 
dass unter den den Oberlandesgerichtspräsidien als Auf¬ 
sichtsbehörden zweiter Instanz beizugebenden Oberkommis¬ 
sären auch der Oberdirektor der am Orte des Oberlandes¬ 
gerichtspräsidiums befindlichen Strafanstalt einmal sein 
könnte. Es muss ihm wohl ganz unerträglich Vorkommen, 
dass der bisher ihm, dem Staatsanwalt, als Hauskommissär 
der Strafanstalt dienstlich unterstehende Oberdirektor gar 
noch Aufsichtsperson, wenn auch nur für die Gerichts¬ 
gefängnisse werden sollte! Da auch dieser Vorschlag von 
Männern stammt, die mit der Praxis des Strafvollzugs 
lange Zieit in direkter Fühlung standen, muss er doch 
wohl nicht so absurd sein, wie Herr A. sich ihn vorstellt. 
Dass er gerade i h m nicht passt, beeinflusst seine Richtig¬ 
keit und Güte jedoch nicht. Ebensowenig „kranken“ die 
von der Errichtung einer General - Gefängnisinspektion 
ausgehenden Reformideen an Unzweckmässigkeit und 
lassen sich wohl „in praktische Betätigung umwerten“, 
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wenn man nur ernstlich will und die Sache richtig 
anfasst, nicht aber in der Voreingenommenheit oder prä¬ 
potenten Auffassung, dass der Strafvollzug die ausschliess¬ 
liche Domäne der Staatsanwaltschaft sei oder doch werden 
müsse. Gegen solche Behauptungen aber, wie: „die Visi¬ 
tation seitens der Centralstelle allein bildet gar keine 
Kontrolle“ ist überhaupt nichts weiter zu sagen, da es, wie 
schon erwähnt, auf die Art, Itensität und Periodizität 
dieser Kontrolle ankommt, und Herr A. gerade hierüber 
ganz merkwürdige Ansichten zur Schau trägt. Denn es 
ist doch kein Zweifel, dass „der unmittelbare Einblick in 
das Getriebe der Anstalt, die Anschauung, die Kenntnis 
der Personen, der örtlichen Verhältnisse“ den von der 
Generalinspektion regelmässig zu entsendenden Kontroll- 
beamten, den Beiräten, ebenso möglich ist und die not¬ 
wendige Voraussetzung ihrer gesamten Tätigkeit ebenso 
bildet wie für den allmonatlich einmal auf zw'.ei bis 
drei Stunden als Hauskommissär in der Strafanstalt 
erscheinenden Staatsanwalt, der übrigens all diese nötigen 
Kenntnisse sich erst von seinem Dienstantritte an erwerben 
und erweitern muss. Hiebei erscheint es überhaupt frag¬ 
lich, ob der Hauskommissär in diesen wenigen Stunden 
sich all die persönlichen und sachlichen Kenntnisse er¬ 
werben kann, die Herr A. für sich behauptet und in An¬ 
spruch nimmt. Dagegen würden jene zur ständigen Kon¬ 
trolle berufenen Beiräte als fachlich gebildete und durch 
lange Praxis schon erprobte Männer des Strafvollzuges 
dem Ganzen und den Details ihrer Stellung gewiss schnelleres 
und leichteres Verständnis und manchmal auch mehr In¬ 
teresse entgegenbringen, als dies den besten unserer heutigen 
Kontrollsorgane möglich ist, weil letztere sich bis dahin 
mit den • grossen Problemen der Gefängniswissenschaft 
entweder gar nicht oder doch nur sehr nebenher beschäftigt 
haben. Hierin liegt für diese nicht der geringste Vorwurf, 
denn wissenschaftlich-akademische Vorlesungen über dieses 
wichtige Fach bestehen in Oesterreich erst seit ca. 12 
Jahren und sind heute noch nicht obligat und ebensowenig 
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Prüfungsgegenstand. Für die Richter selbst aber, aus 
deren Status die Beamten der Staatsanwaltschaft gewöhn¬ 
lich entnommen werden und in den sie nach Ablauf kürzerer 
oder längerer Zeit wieder, natürlich in der Regel mit 
Avancement, zurücktreten (Ausnahmen des seltenen Auf- 
steigens in die Oberstaatsanwaltschaft und das Justiz¬ 
ministerium abgerechnet) bildet leider tatsächlich das 
Innere des Strafvollzugs und seiner Aufgaben ein fremdes, 
fernes Gebiet und soll es nach Herrn A. Ansicht auch 
bleiben, da ihre „Tätigkeit mit dem Urteil abschliesst“ — 
woher also kann diesen die umfassende Kenntnis des 
Strafvollzuges, seiner hohen und schweren Aufgaben im 
Ganzen und Einzelnen kommen? Sie muss erst mühevoll 
von dem neu eintretenden Staatsanwalt, dem „Haus¬ 
kommissär“ erworben werden, während sie die „Beiräte 
der gedachten Centralstelle“ schon besitzen müssen, weil 
sie den Praktikern des Strafvollzuges entnommen werden 
sollen. 

Sehr einleuchtend schiene es und sehr schön wäre 
es freilich, wenn Herrn A.’s weitere Behauptung, „die 
Kenntnis der Sträflinge und ihres Vorlebens ermögliche 
jene unentbehrliche Aufsicht, die die gesetzliche Schranke 
jeder Willkürherrschaft innerhalb der Anstalt, jeder Un¬ 
regelmässigkeit und Unzukömmlichkeit bildet“, — mit den 
tatsächlichen Verhältnissen irgendwie in Einklang zu 
bringen wäre. Wie ist es denn überhaupt möglich, dass 
der Hauskommissär einer Strafanstalt mit dem durch¬ 
schnittlichen Belage von 600—1000 Sträflingen, der noch 
dazu (mit Ausnahme der zu langjährigen Kerkerstrafen 
Verurteilten) stetig wechselt, sich eine nur einigermassen 
entsprechende Kenntnis der Individualität sämtlicher Sträf¬ 
linge in irgend einer Zeit verschaffen kann ? Nehmen wir 
an, diese Kenntnis besässe Herr A rücksichtlich jener 
Sträflinge, deren Anklagematerial durch seine Hände ging, 
die vom Gerichtshöfe des Ortes der Strafanstalt verurteilt 
wurden. Woher kann er die Masse der übrigen Ver¬ 
urteilten kennen, die von anderen Gerichtshöfen auf Grund 
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der Einlieferungskompetenz in die Strafanstalt abgestellt 
wurden? Wie vermittelt er sich diese Kenntnis? Etwa 
durch die Strafakten der letzteren ihm bisher unbekannt 
gebliebenen Sträflinge? Diese hat er nicht einmal zu 
seiner unmittelbaren Verfügung und müsste sie sich jedes 
Mal vorlegen lassen, denn diese Akten müssen auch nach 
der Einlieferung des Verurteilten in die Strafanstalt nicht 
etwa beim Hauskommissär, sondern beim aburteilenden 
Gerichtshöfe, beziehungsweise Abschriften der wichtigeren 
Aktenstücke bei der Strafanstaltsdirektion erliegen. Wäre 
ihm dies Aktenstudium, auch wenn er sonst nichts als 
Hauskommissär wäre, aus physischen Gründen überhaupt 
möglich? Wo fände er die dazu nötige Zeit? 

So steht es also mit den „erforderlichen Personal- 
und Lokalkenntnissen!“ Die wiederholte Berufung auf 
die „Akten“, die „eigenen Akten“ als „jederzeit wichtige 
Behelfe“ u. s. w. kann nur etwas bedeuten bezüglich des 
Bruchteiles jener Straffälle und Sträflinge, die, wie gesagt, 
unter seiner eigenen Anklagefunktion standen, nicht aber 
der übrigen von anderen Gerichtshöfen Abgeurteilten, die 
er nicht kennt und also erst studieren und kennen lernen 
müsste! 

Bei dieser Gelegenheit findet aber doch die den 
Generalinspektor des Gefängniswesens betreffende Ver¬ 
ordnung vom 25. Oktober 1865 (R.-G.-Bl. No. 109) Gnade 
vor den Augen des Herrn A. deshalb, w'eil sie die Leitung 
und Verwaltung der Strafanstalten aus den Agenden des 
Staatsministeriums ausschied, in den ausschliesslichen 
Wirkungskreis des Justizministers übertrug und diesen 
ermächtigte, einen Beamten des Justizministeriums als 
seinen Stellvertreter mit der Oberleitung und Aufsicht 
über die sämtlichen Strafanstalten und Gerichtsgefängnisse 
zu betrauen, namentlich aber aus dem Grunde ist sie 
nach Herrn A.’s Ansicht gerechtfertigt, weil sie die 
Beaufsichtigung der Strafanstalten in den ausschliesslichen 
Wirkungskreis der Oberstaatsanwälte und die Lokal- 
aufsicht den Staatsanwälten übertrug. „Da hat*, 
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ruft er aus, „doch die alte Ministerialverordiuing vom 
25. Oktober 1865 das Richtigere getroffen!“ Also nur 
deshalb? Herr A. scheint demnach jene bedeutsame, eine 
neue Aera des österreichischen Gefängniswesens eröffnende 
Verordnung doch zu kennen, während man das Gegenteil 
annehmen musste nach den an die Spitze seiner Polemik 
gestellten Sätzen („Es ist sehr fraglich, ob durch die 
Neuordnung der obersten Leitung des üstencicliischcn 
Gefängniswesens eine Besserung zu erwarten wäre. Da 
handelt es sich dann doch nur um den Namen und nicht 
um die Sache, um den Schein nicht um das Wesen . . . . 
Erscheint nun der Generalgefängnisinspektor nur als ()rgan, 
als dem Justizminister verantwortlicher und untergeord¬ 
neter Beamter des Justizministeriums, dann ist es ganz 
gleichgiltig, ob er den Titel Centralgefängnisinspektor, 
Sektionschef oder Ministerialrat trägt. Eben.so gleichgiltig 
ist es, ob er in seinem Departement oder Referat auch 
andere Agenden führt, wenn er nur alle korrekt versieht“). 

Warum, fragt man sich unwillkürlich, will Herr A. 
absolut nicht den Wert und die Bedeutung des v. Hyc'sehcn 
Reformwerkes in seinem Grunde und Wesen, in der 
Schöpfung jener Centralbehörde erkennen, deren geforderte 
Wiedererrichtung er jetzt als „Schein statt des Wesens“, 
als einen „anderen Namen für dieselbe Sache erklärt? 
Wie ich schon eingangs darzutun versuchte, lag und liegt 
noch heute hierin der Hauptwert jener ursprünglichen 
Reform, in der geplanten und damals während der kurzen 
Lebenszeit der Generalinspektion auch durchgcfidji ten ein¬ 
heitlichen Leitung der sämtlichen Gefängnisse, deren 
Kontrollsorgane, die Oberstaatsanwälte und Staatsanwälte“, 
im Vergleiche mit den früheren Länderstcllen natürlich 
schon einen bedeutenden Fortschritt bezeiclmeten. 

Das Nähere hierüber kann jeder, der sehen und hoi en 
will, im Texte jener Verordnung und der ihr iDlgeiuh'ii 
Amtsinstruktion, Vdg. vom 4. Dezember ist'),') (Käserei-, 
Handbuch der Justizverwaltung, Bd. 1, S. i'O'.i n.), nach- 
lesen und dazu die trefflichen Ausführungen bei .M areo vich 
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(„Gefängiiiswesen in Oesterreich“ S. 82 ff.). Dort findet 
sich auch das Zitat eines weiteren sehr beachtenswerten 
Fürsprechers der Bestellung eines Generalinspektors. In 
einer Besprechung des italienischen Strafgesetzbuches vom 
Jahre 1880 tritt nämlich der frühere Oberstaatsanwalt 
und derzeitige Oberlandesgerichtspräsident Dr. Gertscher 
in Zara („Allgem. österr. Ger.-Ztg.“ vom 30. August 1892), 
also vor mehr als zehn Jahren, entschieden für dieselbe 
Sache ein. 

Gertscher sagt: „Die Wichtigkeit eines gleich¬ 
förmigen, überall von den gleichen Prinzipien beseelten, 
den verschiedenen Straf zwecken dienenden Vollzuges ist 
überall anerkannt und unbestritten. Dadurch ist 
aber auch die Forderung einer strengen Zentralisierung der 
Verwaltung geboten und eine alle Gefangenanstalten gleich- 
mässig überwachende Kontrolle notwendig geworden. Es 
erscheint daher die Bestellung eines Generalinspektors an¬ 
gezeigt, dem nicht nur die Aufsicht über die eigentlichen 
Strafanstalten, sondern auch über alle Gerichtsgefängnisse 
zu übertragen wäre, der durch fortwährende persönliche 
Einflussnahme die genaue Befolgung der für den Straf¬ 
vollzug bestehenden Vorschriften überwachen, belehrend 
und läuternd einwirken und durch ein unausgesetztes Ver¬ 
folgen der neuen Errungenschaften der Gefängniskunde 
die nützlichen Aenderungen und Reformen einleiten und 
bei deren Einführung mitwirken würde. Die Wichtigkeit 
und Verantwortlichkeit eines solchen Amtes liegt auf der 
Hand. Damit ist aber auch die Notwendigkeit einer ein¬ 
heitlichen Leitung dargetan“. 

Dafür, dass die Staatsanwälte sich am besten zur 
unmittelbaren Beaufsichtigung des Strafvollzugs eignen, 
führt Herr A. auch noch den Umstand an, dass der Staats¬ 
anwalt zu jenen Organen zählt, „denen nach § 36 St.-P.-O. 
die Sicherheitsbehörde und deren untergeordnete Diener 
Folge zu leisten haben“. Was dies mit der Stellung des 
Staatsanwalts als Hauskommissär in der Strafanstalt zu 
tun hat, ist mir völlig unklar und unerfindlich. Ebensowenig 
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glücklich ist aber die Begründung des staatsanwaltschaft- 
lichen Monopols auf das Hauskommissariat mit der Eigen¬ 
schaft des „juristischen Beirates“, gewissermassen des 
„Rttchtskonsulenten für die ganze Anstalt“. Nach Herrn 
A.’s Ansicht betätigt er sich als solcher bei den zahl¬ 
reichen Wiederaufnahmsbegehren, bei der Klassifikation 
der Sträflinge vor ihrer Entlassung, den periodischen Be¬ 
gnadigungsvorschlägen und so vielen anderen Geschäften, 
„die juristische Ausbildung und gerade jene Qualifikation 
erfordern, welche zu verwerten vornehmlich den Staats¬ 
anwälten möglich ist.“ Sollte Herr A. wirklich und ernst¬ 
lich glauben, dass das Alles ausschliesslich seine Sache 
sei und er dies tatsächlich in der allmonatlichen Sitzung 
von zwei bis drei Stunden auch bewältigen könnte? Die 
gesetzlichen Vorschriften, eine Reihe von Verordnungen, 
die Haus- und Dienstordnung verfügen ganz Anderes! Bei 
Wiederaufnahmsbegehren der Sträflinge interveniert der 
Anstaltsleiter. Hierüber führt Leitmaier („Oester- 
reichische Gefängniskunde“ S. 633—635), dessen Autorität 
Herr A. doch wohl anerkennen muss, auf Grund der ge¬ 
setzlichen Bestimmungen folgendes an: „Es ist daher eine 
besonders wichtige Pflicht des Anstaltsvorstehers beziehungs¬ 
weise Inspektors, Sträflinge, die sich mit dem Ansuchen 
um Veranlassung der Wiederaufnahme des Strafverfahrens 
an ihn wenden, mit Geduld anzuhören und zur genauen 
Angabe jener Umstände anzuweisen, auf welche sie ihr 
bezügliches Begehren stützen. Ein gewissenhafter Anstalts¬ 
vorsteher, der es sich zur Aufgabe macht, den Charakter 
der Sträflinge seiner Anstalt zu studieren, der sie unaus¬ 
gesetzt beobachtet und insbesondere in Bezug auf Wahr¬ 
heitsliebe und Aufrichtigkeit erprobt hat, wird mehr wie 
jeder andere zu beurteilen in der Lage sein, ob der 
Behauptung des Sträflings Wahrheit oder Verstellung zu 
Grunde liegt.Sträflinge werden in der Regel ihr Be¬ 

gehren . . . begründen und ein Novum, d. h. einen im Straf¬ 
verfahren noch nicht vorgekommenen Tatumstand oder 
ein bisher noch nicht gebrauchtes Beweismittel geltend 
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machen. Der strafanstaltliche Funktionär hat daher be¬ 
hufs Beurteilung der Grundfälligkeit des Begehrens zuerst 
zu prüfen, ob der vom Wiederaufnahmswerber behauptete 
Tatumstand im Strafverfahren nicht vorgekommen, be¬ 
ziehungsweise ob von dem angeführten Beweismaterial 
bisher kein Gebrauch gemacht oder die Zulassung des¬ 
selben verweigert worden ist, zu welchem Zwecke er die 
Gründe des Strafurteils und in Fällen der Verurteilung 
durch ein Geschwornengericht die Gründe der Anklage¬ 
schrift sowie die der Anklageschrift beiliegende oder in 
derselben aufgenommenen Beweisliste genau durchzulesen 
hat.... Findet der strafanstaltliche Funktionär nach dieser 
Prüfung, dass kein Novum vorliegt oder dass das Novum 
irrelevant und dass auch keine der . . . Bedingungen, 
unter welchen die Wiederaufnahme mit Erfolg begehrt 
werden kann, vorhanden ist, so hat er den Sträfling über 
die voraussichtliche Erfolglosigkeit seines Ansuchens zu be¬ 
lehren, eventuell auf die monatliche Hauskommission zu 
verweisen“. Also erst in diesem Falle tritt der Haus¬ 
kommissär ein. Wer hier nach Leitmaier’s ausführlicher 
Darstellung wirklich der „juristische Beirat“ des Sträflings 
ist, ist klar und über jeden Zweifel gestellt, dies ist der 
Anstaltsleiter; der Hauskommissär ist hier wie überall nur 
eine Art Beschwerde - Instanz (siehe z. B. Hausordnung für 
Marburg § 33 Abs. 2 und 3, Dienstordnung § 45 Abs. 2). 
„Findet er“ (der strafanstaltliche Funktionär), fährt Leit¬ 
maier fort, „jedoch die Bedingungen zur Wiederaufnahme 
gegeben, so hat er den Sträfling mit seinem Begehren zu 
Protokoll zu nehmen, in demselben die Gründe, auf die 
dasselbe gestützt ward, ausführlich und zwar die Tat¬ 
umstände in chronologischer Reihenfolge anzugeben und 
sohin das Protokoll mit seinen allfälligen auf das Benehmen 
des Sträflings Bezug habenden Bemerkungen dem Gerichts¬ 
höfe erster Instanz, bei w'elchem das Strafverfahren an¬ 
hängig war, zur Entscheidung vorzulegen. 

Wird dem Wiederaufnahmsbegehren von diesem Ge¬ 
richte keine Folge gegeben, so ist der Sträfling bei Kund- 


Digitized by Google 



483 


machung oder Zustellung der bezüglichen Entscheidung 
zu belehren, dass er dagegen binnen drei Tagen die Be¬ 
schwerde an den Gerichtshof zweiter Instanz anbringen 
könne“. 

Auch hier hat also der Hauskoramissär nichts weiter 
zu veranlassen, wohl aber der Anstaltsleiter das Gesuch 
um Wiederaufnahme dem Gerichtshöfe erster Instanz mit 
den nötigen Bemerkungen ■ einzusenden und im Falle der 
Abweisung den Sträfling über sein Beschwerderecht an den 
Gerichtshof zweiter Instanz zu belehren, also erst recht 
als Berater und „Rechtskonsulent“ des Sträflings zu 
tungieren. Der Staatsanwalt als Hauskommissär hat also 
mit dem Wiederaufnahmsbegehren unmittelbar nichts zu 
schaffen, ebensowenig wie ein richterlicher Beamter, wenn 
künftig etwa den Gerichtspräsidien an Stelle der Staats¬ 
anwälte die Aufsicht zukäme. Damit erledigt sich auch 
die ganz überflüssige Bemerkung: „Der Richter scheidet 
da von selbst aus, wo ihn, wie bei Wiederaufnahmssachen, 
eine gewisse Inkompalibilität hemmt“. 

lieber die Stellung des Hauskommissärs zu den zivil- 
rechtlichen Anliegen, der Klassifikation der Sträflinge vor 
ihrer Entlassung und den periodischen Begnadigungs¬ 
anträgen muss auf die bezüglichen Ausführungen bei L e i t- 
maier (S. 636 ff. 661 ff. 673 ff. und 676 ff.) verwiesen werden, 
aus denen hervorgeht, dass bei den zivilrechtlichen An¬ 
liegen der Sträflinge dem Hauskommissär zunächst über¬ 
haupt keine unmittelbare Ingerenz zukommt, sondern nur 
den Anstaltsbeamten, denen Leitmaier eigens zu 
diesem Zwecke die bezüglichen civilrechtlichen Bestim¬ 
mungen vorführt, dem Staatsanwalt aber nur, wenn er 
erst auf Beschwerden hin die Anstaltsleitung zur proto¬ 
kollarischen Aufnahme anweist. Die periodischen Be¬ 
gnadigungsanträge sind vom AnstaltsVorsteher nach 
der Vorschrift des Justizministerialerlasses vom 9. Mai 
1873, ZI. 6015, zu verfassen, und im Wege des Haus¬ 
kommissärs der Oberstaatsanwaltschaft vorzulegen (vergl. 
die übrigen bei Leitmaier zitierten Justizministerialerlässe, 
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S. 673—674). Was die Klassifizierung der zu enthaftenden 
Sträflinge betrifft, so ist hierüber in der Sitzung der Straf¬ 
anstaltsbeamten unter Vorsitz des Hauskommissärs zu be- 
schliessen; in dieser Sitzung sind die betreffenden Sträf¬ 
linge gar nicht anwesend (das Nähre hierüber s. Leitmaier 
S. 661—663). Darauf beschränkt sich also in den beiden 
letzten Fällen die Tätigkeit des Staatsanwalts als Haus¬ 
kommissär, in welcher Herr A. seinen Funktionen als 
„juristischer Beirat“ und „Rechtskonsulent für die ganze 
Anstalt erblickt“. 

Der Wirkungskreis des Staatsanwalts als Haus¬ 
kommissär ist in den Vorschriften der Dienst- und Haus¬ 
ordnungen der Strafanstalten (zitiert bei Leitmaier S. 665 
bis 669) deutlich und klar umschrieben: „als Beaufsichtig¬ 
ungsorgan der Strafanstalt; er übt das Aufsichtsrecht als 
Staatsorgan im Namen des ihm Vorgesetzten Oberstaats¬ 
anwalts und des Justizministeriums“ — so Leitmaier S. 556! 

Hieraus eine Funktion des „juristischen Beirates“ 
oder „Rechtskonsulenten des Sträflings“ zu deduzieren — 
das ist, sehr gelinde gesagt, eine ganz eigenartige Logik!') 

*) An dieser Stelle will ich übrigens doch auch eine Stimme 
aus der Praxis über die Tätigkeit des Hauskommissärs^ wie sie nicht 
sein soll, anführen. Oberdirektor Marcovich sagt hierüber in seinem 
Buche (Das Gefängniswesen in Oesterreich, S. 84—86): „Fasst der 
mit der Lokalaufsieht über eine Strafanstalt betraute 
Staatsanwalt dieselbe vom richtigen Standpunkte auf, 
dann resultieren aus derselben wenigstens keineNach- 
teile für einen gedeihlichen Dienstgang, wehe aber, 
wenn dieselbe in eine Polizeiaufsicht mit all den ihr 
an hängenden Auswüchsen ausartet, wenn dem Anstalt s- 
vorstande prinzipiell entgegen und über diesen hinweg 
gearbeitet wird, wenn sie das Mittel zum Zwecke der 
Erwerbung goldt*ner Sporen sein sollte! 

„Ich betone dies selbst auf die Gefahr hin, Grund zu neuerlichen 
Beschwerden zu geben, denn arg ist die Fülle der Sünden, die be¬ 
gangen wurden, und ich bin überzeugt, ich spreche meinen Kollegen 
aus dem Herzen! Ich könnte da viele Beispiele Vorbringen, doch der 

Strafanstaltsdirektor hat auch die Pflicht zu schweigen!.Prof. 

Dr. Hans Gross, sagt in einer seiner Schriften: „Nur der, der nichts 
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Nachdem Herr A. dem Staatsanwalt die alleinige und 
ausschliessliche Fähigkeit zum Hauskommissär der Straf¬ 
anstalten vindiziert, giebt er gleichwohl zu, dass bei den 

versteht, glaubt, er könne manches selber machen, was nur dem Fach¬ 
manne zukommt; der aber weiss, was an der Sache ist, kennt auch die 
Schwierigkeiten und hütet sich wohl, etwas anzufangen, was er nicht 
versteht!“ —.Nichts könnte z. B. dem Strafvollzüge verhängnis¬ 

voller sein, als ein eventuelles Streben eines Kommissionierenden, absolut 
mehr gelten und nur infolge des Vorgesetztseins absolut mehr An¬ 
spruch auf Verstand haben zu wollen als andere, sich als der Anwalt, 
ja als der Vater der Sträflinge hinstellen (vielleicht mitunter aus Be¬ 
sorgnis um das eigene leibliche Wohl; denn bei der Inspizierung ist 
das Betreten eines grossen Arbeitssaales, in dem oft gefürchtete 
Leute mit den schärfsten Werkzeugen hantieren, kein Spass) oder 
zu suchen, ob die Beamten den starren Wortlaut der Paragraphen 
erfüllen, oder sogar in ungeschickter Weise die Sträflinge — welche 
sofort wissen, um was es sich handelt — auszuforschen, ihnen recht 
zu geben und gerade nur ihnen allzugrosses Entgegenkommen an 
den Tag zu legen. 

Es fehlte noch, dass auch Rechnungsorgane, ebenfalls dem 
inneren Drange, „etwas mehr“ zu sein, folgend — die aber doch nur 
die ziffermässige Richtigkeit der Rechnungen zu prüfen haben — ge¬ 
deckt durch höhere Unterschriften, sich unberechtigt und störend in 
die Agenden des ihnen ganz unbekannten Strafvollzuges einmengen 
dürften! 

Bildete sich eventuell noch das Denunziantenwesen aus, trotz 
der unumstösslichen Wahrheit, dass der Denunziant schlecht, jener 
aber, der die Denunziation annimmt oder gestattet, nicht viel besser 
ist, dann würde ein trefflich gesäter Weizen blühen! 

Unter solchen Verhältnissen müssten Ansehen und Disziplin 
schwinden, locker würde das ganze Gefüge der Strafanstalt, denn 
Sträflinge wie Aufseher erkennen jede Sachlage genau, der Straf- 
anstaltsvorstand würde sozusagen an die Wand gedrückt, und wenn 
er den Frieden dem besonders gefährlichen geheimen Kriege vorzieht, 
so lässt er alles laufen, wie es läuft, dann hört man wenigstens von 
der Strafanstalt nichts. 

Sollten diese Verhältnisse eintreten, dann würden sich Zustände 
entwickeln, welche die Lage der Strafanstaltsbeamten als eine mehr 
als gedrückte erscheinen lassen müssten! Gedrückt ist dieselbe meist 
ohnehin!“ 

Marcovich ist also, wie man annehmen muss, auf Grund 
eigener schlimmer Erfahrungen gegen die Institution der Haus¬ 
kommissäre. 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVII. 5 
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Strafanstalten Gradiska, Schwaz, Murau und Wisnioz die 
Bezirksgerichtsvorsteher als Hauskommissäre fungieren 
und mit Rücksicht auf die lokalen Verhältnisse als die 
geeignetsten Organe erscheinen. Also doch Richter als 
Aufsichtsorgane? Und wenn diese in dem einen Falle als 
„die geeignetsten Organe“ erscheinen, warum sollten sie 
auch sonst überhaupt nicht dazu geeignet sein ? Die Probe, 
dass ein Qerichtsvorstand Aufsichtsorgan sein kann, ist 
doch damit gemacht. 

Etwas gereizt fragt Herr A., ob ich die Ueberlastung 
der Staatsanwälte „nach authentischen Informationen“ 
behaupte ? Ich glaubte hier zunächst von einer bekannten 
und feststehenden Tatsache zu sprechen, denn dass die 
Staatsanwälte grosser Gerichtssprengel, zu denen überdies 
eine grössere Landeshauptstadt gehört, in ihrer verant¬ 
wortungsreichen und anstrengenden Tätigkeit sehr stark 
belastet sind, bezweifelt wohl niemand. „Authentischer“ 
kann aber meine „Information“ wohl nicht sein, als wenn 
sie aus dem Munde des Herrn Staatsanwalt A. selbst 
stammt, der mir wiederholt persönlich über Zeitmangel 
und Ueberhäufung mit Berufsgeschäften klagte, aller¬ 
dings ohne selbst deshalb jene (erst von mir in meinem 
Aufsatze über Gefängnissreformfragen gezogene) Konse¬ 
quenz der Entlastung vom Amte des Hauskommissärs zu 
ziehen. 

Nicht ohne Widerspruch kann ich ferner einen seiner 
nächstfolgenden Sätze lassen: „Das Gericht ist stets ein 
Abstraktum, Staatsanwalt und Oberstaatsanwalt sind Einzel¬ 
personen, weit beweglicher, an keine Formalitäten ge¬ 
bunden etc.“ Ob das Gericht wirklich ein „Abstraktum“ ist, 
darüber will ich hier mit Herrn A. nicht streiten, denn sonst 
müsste ich mich am Ende noch in tiefsinnigen Erörterungen 
über den Begriff des „Abstraktum“ ergehen! Wozu aber 
das Gericht, das doch ein lebendig-tätiger, sichtbarer 
Körper und kein wesenloser Begriff ist, als etwas Abstraktes 
bezeichnet wird, ist Mieder einmal unerfindlich und un- 
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erklärlich. Uebrigens sind ebenso wie Staatsanwälte und 
Oberstaatsanwälte auch Gerichtspräsidenten und Ober¬ 
gerichtspräsidenten „Einzelpersonen“ und brauchen, wenn 
sie mit ihrem fachlichen Beirate als Aufsichtsbehörden des 
Strafvollzugs zu fungieren haben, ebensowenig bureau- 
kratische Vielschreiberei und ebensowenig Formalismus 
wie die Staatsanwälte und Oberstaatsanwälte, voraus¬ 
gesetzt natürlich, dass die ganze Neuorganisation von 
vomeherein auf die richtige gesunde Basis gestellt und 
dann ebenso einfach durchgeführt wird. 

Gegen die von mir angeregte parlamentarische Ober¬ 
aufsicht nach englischem Muster droht aber Herr A. 
sehr bedeutsam und wuchtig: „Man komme nicht immer 
mit englischen Mustern, deren Verpflanzung auf den Kon¬ 
tinent schon so viel Unheil und soviel Begriffsverwirrung an¬ 
gerichtet hat! Unsere Verhältnisse haben mit den britischen 
keine Aehnlichkeit, unser Boden ist nicht jener des drei¬ 
einigen Königreiches und die Bewohner der im Reichs¬ 
rate vertretenen Königreiche und Länder sind keine Briten!“ 
Haben denn die Gefängnissysteme, voran die Zellenhaft, 
in den europäischen Kulturstaaten seit ihrer Einführung 
gar so viel Unheil und Begriffsverwirrung angerichtet? 
Braucht man, um Herrn A. zu widerlegen, wirklich hierüber 
noch ein Wort zu verlieren? Das Zellensystem hat freilich 
seinen Ursprung selbst nicht in England, sondern in Nord¬ 
amerika, seine Anfänge datieren aus der ersten Zeit nach 
dem dortigen Freiheitskampfe Ende des 18. Jahrhunderts 
zurück, doch ist es britischem Geiste entstiegen! War 
John Howard, der grosse Gefängnisreforiner, der selbst¬ 
los sich opfernde edle Mensch, von dem Alles, was mit der 
Reform der Freiheitsstrafe seit 120 Jahren zusammenhängt, 
ausging und fruchtbringenden Anstoss empfing, nicht ein 
Brite? Hat nicht Nordamerika und darnach Europa, wenn 
auch durch mehrere Menschenalter hindurch von ihm, dem 
Briten, gelernt und seine Ideen der Verwirklichung zu- 
gefohrt? Und soll ich vom Schwurgericht, dem Self- 
gouvernement, dem Vorgang und Muster Englands in der 

5* 
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Jugendschutzfrage und Zwangserziehung*) reden ? Giebt es 
heute einen Kulturrechtsstaat, der auf den Besitz des 
Schwurgerichtes trotz der ihm anfänglich und teilweise 
noch heute anhaftenden Mängel und Missverständnisse 
(z. B. über die Stellung der Geschworenen zum Gesetze 
u. a. m.) verzichten möchte und dürfte? Aehnliches gilt 
vom Seifgouvernement. Und von der Regelung der Jugend¬ 
schutzfrage, an deren Schwelle wir erst tastend stehen, 
will ich gar nicht reden, angesichts der grossen modernen 
Literatur hierüber! Die Kriminalpolitik ist keine nationale 
Wissenschaft, sie tut gut daran, ihre Errungenschaften ohne 
Rücksicht auf Ursprungszeugnis zu verwerten und von 
überallher zu lernen und zu profitieren! Der Deutsche 
liebt heute den Briten nicht und verlangt von dort keine 
Gegenliebe. Aber die freiheitlichen und fortschrittlichen 
Einrichtungen des Britenreiches sind ihm und allen Kultur¬ 
nationen von jeher wertvoll gewesen und werden es 
bleiben! 

Nun aber gelegentlich etwas die Form und die 
literarische Höflichkeit Betreffendes! Gegen die Apo- 
strophierung meiner Person mit „Man“ („M a n komme nicht 
immer mit englischen Mustern“ .... und weiter unten: 
„Wahrlich! Mit solcher reformatio in pejus möge man uns 
verschonen!“), dagegen muss ich doch entschiedene Ver- 
w'ahrung einlegen. Mir gegenüber, der ich zum Herrn 
Staatsanwalt weder in einem disziplinären Unterordnungs¬ 
verhältnis noch sonst in einer amtlichen Beziehung stehe, 
muss ich eine solche Ausdrucksweise, die einzig treffend 
zu bezeichnen ich mich sehr zurückhalten muss, — mir 
gegenüber muss ich Herrn Staatsanwalt Amschi einen 
solchen Ton der Polemik mit aller Entschiedenheit ver- 


Lammasch sagt in seiner denkwürdigen Herrenhausrede 
(24. Sitzung, XVII Session 31. Mai 1902, stenogr. Prot. S. 500): „Eng¬ 
land, welches die Zwangserziehung an Stelle des Strafvollzuges bei 
den jugendlichen Verbrechern seit einem Dezennium ungefähr durch- 
geführt hat, hat damit die besten Erfolge erzielt. Es hat sich die 
Verbrechensfrequenz in England ungemein vermindert“. 
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wehren und verbitte mir ihn für alle Zukunft, wenn 
mir derselbe allenfalls noch etwas zu s.igcn belieben 
sollte. — 

Wenn aber HerrA. endlich gar aus unseren ..lieutigen 
parlamentarischen Verhältnissen“ ein Arginnent gegen 
die empfohlene parlamentarische Kontrolle des Strafvoll¬ 
zugs schöpft, so will ich ihn und uns Alle damit trösten, 
dass man doch auch ohne Optimismus diese Verliältnisse 
nicht als für immer und ohne Aussicht auf Besserung und 
Umkehr bestehend ansehen muss. 

Dass Herrn A. die Bestellung des Oberdirektors der 
Strafanstalt am Sitze des Oberlandesgerichtsi)rasidiunis ;\ls 
Beirat für die Kontrolle der Gerichtsgefängnisse sehr un- 
sympatisch ist, habe ich schon erwähnt, rnd doch ist 
dieser Strafvollzugsbeamte und nur er die geeignetste 
Persönlichkeit hiezu. Dass er bei richtiger Einteihnig diese 
Funktion auch physisch mit zu bewältigen imstande ist, 
dürfte nicht zweifelhaft sein. 

Die Organisation der Kontrolle der Gerichtsgefangnisse 
überhaupt wäre nach den Reformvorschlägen durebaus nicht 
so kompliziert, wie Herr A. sie hinstellt, insbesondere wenn 
man den der Natur dieser Gefängnisse entspicehemien 
näheren Zusammenhang derselben mit dem Ceriehte selbst, 
namentlich der Untersuchungsgefängnisse beriieksiclitigt. 
Warum aber die Beamten der Gerichtsgefiingnis.se nicht 
dem Status der (niederen) Strafanstaltsfunktionä re en 1 11 om m en 
werden sollen, ist nicht einzusehen. Woher soll man sie 
denn nehmen, wenn nicht aus dem Status der ei|)robten 
Subalternbeamten der Strafanstalten? Soll das System 
des alten Kerkermeistertums ewig dauern ? t)bwohl die 
Justizverwaltung in letzterer Zeit schon wiedcrholi die 
Beamten der neuen Gerichtsgefängnisse jenem Status eni 
nahm, nennt Herr A. diese Vorschläge „uniiiakiis( h- und 
spricht davon, dass der Wunsch der Vater d< s (cd.inkeus 
gewesen sein mag. Das ist wieder etwas un verstau dlic h, 
denn solche Wünsche könnten doch nur di' Im iieHeudeii 
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Beamten äussern und ich erinnere mich nicht, der¬ 
gleichen irgendwo gelesen zu haben. Auf mich selbst 
kann aber die Anspielung mit dem Wunsche als Vater 
des Gedankens doch nicht gemünzt sein, denn ich ge¬ 
denke vorläufig noch nicht, mich um die Stelle eines 
Kontrollors oder Verwalters bei einem Gerichtsgefängnisse 
zu bewerben. 

Herr A. sucht die Ausdehnung der Kontrolle-Organi¬ 
sation auf die Bezirksgerichtsgefängnisse dadurch ins 
Lächerliche zu ziehen und ad absurdum zu führen, dass er 
es als schwer möglich erklärt, die Verbüsser von 12- bis 
24 ständigen Arreststrafen durch die möglichst häufige 
Uebung der Ueberwachung zweckdienlich zu beaufsichtigen. 
Das hat natürlich niemand ernstlich verlangt, wohl aber 
die entsprechende Kontrolle der Bezirksgerichtsgefängnisse 
überhaupt. 

Endlich kommt Herr A. zu der Entwicklung seiner 
eigenen Reformideen, welche ohne Beziehung auf bereits 
bekannte Aeusserungen, also wie eine neue Offenbarung 
hingestellt werden. Sie sind aber längst bekannt und dis¬ 
kutiert. Im Uebrigen ist auf die schon mehrfach erwähnte 
Rede von Lammasch im Herrenhause und von Abgeord¬ 
neten Kleewein in der Sitzung des Abgeordnetenhauses 
vom 22. Mai 1902 (143. Sitzung XVII. Session, stenogr. 
Prot. S. 13212 ff.) zu verweisen, wo auch die Frage der 
Gaugefangenhäuser (Arrestgebäude für mehrere Bezirks¬ 
gerichte) einer eingehenden Erörterung unterzogen wird, 
obwohl sich Herr A. den Anschein giebt, als sei sie 
originär von ihm selbst lanciert. Aus seinem Reformplan 
ist nur die Forderung bemerkenswert: „Das gesamte Ge¬ 
fangenaufsichtspersonal müsste rücksichtlich der zwei 
Kategorien Einen Status bilden“, wonach also doch die 
Beamten der Gerichtsgefängnisse dem Stande der Strat- 
anstaltsbeamten entnommen werden können. Ganz das¬ 
selbe bezeichnet er aber kurz vorher als „unpraktischen 
Vorschlag“. 


Digitized by Google 



491 


Am Schlüsse seiner Angriffe gegen mich lässt er sich 
noch in längere Erörterungen über den Besserungszweck, 
den Arbeitsbetrieb, die Stellung des Direktors und zuletzt 
über die militärische Zucht in den Strafanstalten ein. Es 
erweckt den Anschein, als ob ich diese Dinge a;Uch be¬ 
sprochen, und darüber auch noch gestritten werden wolle. 
Ich habe aber von Alledem nichts gesagt, Herr 
A. benützt nur die Gelegenheit, seine Ansichten über jene 
Punkte kundzutun. Das, was er über die wahre Bedeutung 
der Besserung sagt, ist längst anerkannt und Gemeingut der 
Strafrechtswissenschaft und Strafpolitik geworden (siehe 
zuletzt Lammasch, Grundriss, 2. Aufl. S. 3—4). Wozu 
also noch das lange Zitat von Rousseau u. s. w. ? 

Was endlich die Bemerkungen über den Arbeitsbetrieb 
betrifft, so wäre dessen Auffassung als „staatliches Ertrags¬ 
objekt“, wie Herr A. sie „manchen Strafanstaltsbeamten“ 
zur Last legt, jedenfalls eine falsche und der Idee der 
Strafarbeit direkt widersprechende. Sollte eine solche Auf¬ 
fassung in der Tat bestehen, so wäre ihre Betätigimg und 
deren widersinnige Konsequenzen durch die Anstalts¬ 
kontrolle und die Zentralleitung alsbald zu beseitigen; 
dieser liegt es ob, zu verhindern, dass die Hauptsorge der 
Anstaltsbeamten, wenn dies überhaupt vorkäme, „die Ge¬ 
winnung und Verwertung von Arbeitskräften und die 
Steigerung der Arbeitsbetriebe“ bilde ohne Rücksicht auf 
die Natur des Sträflings, seinen Lebensgang und seine 
Zukunft. *) 

Die übrigen Bemerkungen betreffen das bekannte 
Dilemma zwischen Strafhausarbeit und ihrer Konkurrenz 
mit dem freien Gewerbe. Sache der Zentralleitung ist es, 
hier Mittel und Wege zu finden, die Gegensätze zu ver¬ 
söhnen und vor Allem die Menge der Sträflinge mit 


*) V«rgl. über die Bedeutung der Strafhausarbeit die trefflichen 
Ausführungen von Marcovich, Gefängniswesen in Oesterreich 
S. 32—33, besonders S. 35ff. Marcovich betont hier, dass die Ar¬ 
beit der Strafzucht in erster Linie dienen soll. 
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langzeitiger Strafdauer ausschliesslich oder doch grössten¬ 
teils mit solchen Regie- oder Kulturarbeiten zu be¬ 
schäftigen, die eine Störung der freien Gewerbe nicht 
begründen. 

Die Kriminallisten wie die Praktiker des Strafvoll¬ 
zuges sind längst einig über die Bedeutung der Strafarbeit 
im Rahmen der Strafzucht, die übrigen Fragen aber ge¬ 
hören der Volkswirtschaftspolitik und Verwaltungslehre an, 
in welche Gebiete ich wenigstens keinen Grund und An¬ 
lass finde, hineinzureden. 

Dass einem Strafanstaltsleiter vor Allem disziplinäre 
Strenge not tut, Energie und Ernst, aber wohlweislich 
gepart mit Wohlwollen und sogar mit Herzensgüte, ist 
doch unbestritten.!) Dass dies aber in eine gewisse 
patriarchalische Gemütlichkeit ausarten soll, wird gewiss 
niemand befürworten. Ein Patriarch im Sinne des Herrn 
A., der seine Haupttätigkeit darin erblickte, „unablässig 
mit den einzelnen Sträflingen zu verkehren, ihren Lebens¬ 
gang, ihre Neigungen und Charaktereigenschaften genau 
kennen zu lernen und hiedurch ihr Vertrauen zu erwerben, 
würde bald zum Gespötte derselben werden und die Zügel 
seinen Händen entfallen sehen. Dagegen ist doch ein, 
wenn auch raassvolles Hervorkehren seiner „dominierenden 
Stellung“ nötig, ohne dass hierdurch ihr Träger zu einer 
unnahbaren Macht auswächst. 


Vergl. hierzu die Worte Krohne’s auf der V. Versammlung 
der deutschen Landesgruppe der Internat. Kriminalist. Vereinigung. 
(Mitteilungen der I. K. V. Bd. VI, S. 562 ff., insbesondere S. 564—565). 
Die Blätter f. Gefängnisk. Bd. 31, S. 230 bringen folgenden Auszug: 
„Der Gesetzgeber giebt der Strafe die Form, der Richter den Leib, 
der Vollzugsbeamte aber die Seele. Dem letzteren klebt aber immer 
noch das Odium des alten Kerkermeisters an, man sieht in ihm nur 
den „höheren Aufseher“. Mit Unrecht; denn der Strafvollzugsbeamte 
muss Herz und Verstand haben. Das Herz macht den Vollzugsbeamten. 
Wie der Arzt einen jeden Patienten nach seiner Eigenart behandelt, 
so muss es auch der Strafvollzugsbeamte tun; hier gilt nicht aus 
Büchern geschöpfte Weisheit, hier gilt Erfahrung“. 
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Schliesslich noch ein Wort über die Formen „ni i 1 i - 
tärischer Zucht“ in den Strafanstalten. Herr A. ist 
kein Freund derselben und, um dies zu begründen, schlicsst 
er ausdrücklich^ unserer Armee begeisternde Worte der 
Anerkennung widmend, jeden Vergleich derselben mit dein 
Menschenmateriale der Strafanstalten aus, stellt abei' in 
längerer Erörterung letzteres doch in eine gewisse — 
gelinde gesagt — etwas deplazierte, ja geradezu peinliclie 
Parallele mit dem Mannschaftsstande der Armee, freilich 
immer unter der Versicherung, dass doch niemand einen 
Vergleich beider wagen dürfte. Als ob das irgend jemand 
auch nur versucht hätte! Dass gewisse militärische Formen 
der Strafzucht und der disziplinären Erziehung der Sträflinge 
nur zugute kommen können, dass für die Zucht und An¬ 
haltung grösserer Massen den Armeevorschriften ent¬ 
nommene, dem anerkannten Muster der Heeresdisziiilin 
entlehnte Normen am besten wirken in der Gewöhnung 
an stramme Ordnung und Subordination, das ist eine Tat¬ 
sache der Erfahrung, welcher auch Herr A. sich nicht 
entziehen kann, indem er zugiebt, den Sträflingen seien 
„Manieren und Haltung“ beizubringen und insbesondere 
den Jugendlichen gewisse militärische einheitliche Formen 
anzuerziehen, ebenso wie im Aufsichtspersonale militärische 
Zucht und militärischer Geist herrschen müsse. .,l)ie 
Sträflinge aber militärisch formen und drillen zu wollen“, 
gehe absolut nicht an. Wenn die Formen der Strafzucht, 
soweit sie der Heeresdisziplin entlehnt werden, in lächer¬ 
liche und kindische Soldatenspielerei ausarten sollen, so 
hat doch die Kontroll- und Aufsichtsbehörde Macht und 
Mittel genug, dem entgegenzutreten und läppische Ucher- 
treibungen zu verhindern. Welcher auf der Höhe seiner 
Aufgabe stehende Oberdirektor würde sich denn heute zu 
solchen Spielereien fortreissen lassen? Um dagegen anzit- 
kämpfen, bedurfte es ja doch nicht des Hinweises auf das 
Prinzip der Individualisierung im Strafvollzüge und auf 
den Umstand, dass unter den Sträflingen sich auch „Greise. 
Krüppel und Bresthafte“ befinden! Giebt es denn irgendwo 
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einen solchen Narren, der aus der Sträflingshorde etwa 
ein schlagfertiges Bataillon machen will? 

Und den Strafanstaltsbeamten zu sagen, dass sie nicht 
Offiziere, sondern Zivilstaatsbeamte innerhalb der Staats¬ 
grundgesetze seien, dass kein Gesetz vorschreibt, dass der 
Direktor oder sein Stellvertreter Militärs sein müssen u. s. f., 
das war doch diesen und andern gegenüber, die das 
Alles mindestens so gut wissen wie Herr A. selbst, recht 
überflüssig! 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


Empfiehlt es sich, phthisiscbe Ge¬ 
fangene (Schwindsüchtige): 

a) In geeigneten Fällen zu beur¬ 
lauben? gegebenenfalls: in 
welchen? 

b) In eigenen Anstalten zu bewahren? 
Von Geh. Med.-Rat Dr. A. Baer (Berlin). 


Die Lehre von der Entstehung und Verbreitung, von 
der Verhütung und Heilung der Schwindsucht hat in 
neuester Zeit eine tief eingreifende Umwandlung erfahren, 
so dass die Schlussfolgerungen und Ergebnisse derselben 
bei ihrer hochwichtigen sozial-hygienischen Bedeutung auch 
von der Gefängnisverwaltung insbesondere mit Rücksicht auf 
die grosse Anzahl von Phthisikern in den Gefangen- und 
Strafanstalten nicht unbeachtet bleiben dürfen. 

Seit den allerseits anerkannten Entdeckungen und 
Nachweisen von Robert Koch weiss man, dass die 
Lungenschwindsucht — und an diese wird hier haupt¬ 
sächlich zu denken sein — dadurch entsteht, dass kleine 
stäbchenförmige Lebewesen (Tuberkelbacillen) in das 
Lungengewebe eindringen, sich hier festsetzen und Krank¬ 
heitsvorgänge hervorrufen, welche zur Zerstörung des 
Organs führen. Es ist sicher, dass der Bacillus, der 
spezifische Krankheitserreger der Tuberkulose, in unge- 
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messener Weise sich in dem iieugebildeteii Krankheitsherd 
vermehrt und seine Lebensfähigkeit lange Zeit erhält, selbst 
wenn er aus dem ersten Ort seiner Ansiedelung entfernt 
und auf einen anderen zu seiner Erhaltung und Fortpflanz¬ 
ung günstigen Boden gelangt. 

Die Verbreitung und Uebertragung der Tuberkulose 
geschieht, wie von Cornet gezeigt wurde, in der Weise, 
dass der schwindsüehtige Mensch mit dem Husten, den in 
den kranken Lungen gebildeten Krankheitsstoff aus diesen 
mit dem Auswurf herausbefördert. In diesem Auswurf 
befinden sich neben anderen Krankheitsprodukten unzählige 
Mengen von Tuberkelbacillen. Wird dieser Auswurf nicht 
zweckentsprechend vernichtet, und gelangt er auf einen 
Ort, wo er eintrocknen kann, beispielsweise in ein Taschen¬ 
tuch, auf die Kleidung, die Leib- oder Bettwäsche des 
Kranken, auf die Wand oder das Hausgerät des Kranken¬ 
zimmers, dann wird er mit seinen Unmassen von lebens¬ 
fähigen Bacillen eingetrocknet und schliesslich zu Pulver 
verrieben. Er verteilt sich alsdann staubförmig in der 
Luft und wird mit dieser von anderen Menschen eingeatmet. 
Viel seltener als durch die Inhalation der Tuberkelbacillen in 
getrocknetem Auswurf geht die Uebertragung des Krank¬ 
heitsstoffes ganz direkt von Person zu Person vor sich, 
wenn die mit Bacillen reichlich versehenen in der Atraungs- 
luft eines Phthisikers befindlichen sehr kleinen Wasser¬ 
tröpfchen direkt eingeatmet w'erden. 

Nicht bei allen Menschen wird der in die Atmungs¬ 
wege gelangte Tuberkelbacillus die Phthisis hervorrufen. 
Es ist hierzu notwendig, dass der Krankheitserreger einen 
günstigen Nährboden findet d. h. einen Boden, auf dem er 
sich einnisten, fortleben und fortpflanzen kann. Während 
man früher von einer Vererbung der Phthisis gesprochen 
und ebenso davon, dass nur diejenigen Personen von 
dieser Krankheit befallen werden, welche eine besondere 
in ihrer konstitutionellen Individualität liegende Disposition 
zu dieser besitzen, will man in neuerer Zeit die Bedeutung 
der Disposition ganz leugnen. Indessen ist von vielen 
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Forschern, Klinikern und Aerzten anerk<annt, dass die 
Disposition einen sehr wichtigen Faktor bei der Entstehung 
der Tuberkulose abgiebt. Je kräftiger der Gesamtorganismus 
ausgebildet, je gesunder der Atmungsapparat entwickelt 
und je intakter die Luftwege sind, desto weniger günstig 
ist der Boden für die Entstehung der Schwindsucht; 
dahingegen wird sie um so leichter sich entwickeln bei 
Personen mit schlechtem Ernährungszustand, mit mangel¬ 
haft entwickeltem Atmungsapparat, mit schwachen Atmungs¬ 
organen, mit bereits krankhaft affizierten Lungen. 

Diese ungünstige Konstitution kann angeboren und 
angeerbt sein; sie zeigt sich alsdann in dem sog. pbthisi- 
schen Habitus, dem langen, schmalen, flachen Brustkorb, 
in der schlaffen Muskulatur und der schlechten Blutbildung. 
Sie kann auch erworben werden durch Krankheitsvorgänge, 
die die Luftwege befallen und ihre Integrität herabgesetzt 
haben, (voraufgegangene Lungen-, Brustfell-Entzündungen, 
häufige katarrhalische Affektion der Luftröhren), auch durch 
Einwirkung äusserer schädlicher Agentien, welche die Tätig¬ 
keit des Atmungsapparates schwächen und schädigen, wie 
anhaltend sitzende Lebensweise, Aufenthalt in schlechter, 
verbrauchter Luft; Einatmen von reizenden ätzenden 
Stoffen, von Gasen, von mechanisch oder chemisch reizenden 
Substanzen (Stahl-, Eisen-, Marmorschleifereien, Nadel¬ 
schleifereien, daher die grosse Menge von Phthisikern bei 
Feilenhauem, Steinmetzen, Steinbruch-, Töpfer- und Por¬ 
zellanarbeitern). 

Es war nicht überflüssig, diese Momente hier etwas 
ausführlicher zu besprechen, weil wir durch sie die Einsicht 
und das Verständnis für die Bedingungen gewinnen, welche 
das abnorm häufige Vorkommen von Lungenphthisis in 
den Gefängnissen zu Stande bringen. 

Auch in den besteingerichteten Gefangen- und Straf¬ 
anstalten ist es die Phthise, welche die grösste Frequenz 
für die Todesursache unter den Gefangenen abgiebt. 
Während der Typhus und Skorbut durch die geeigneten 
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hygienischen Einrichtungen aus den modernen Gefängnissen 
entfernt sind und auch die schweren Formen von Anämien 
und Hydropsien, ist es noch immer die Phthisis, welcher 
die Gefangenen am meisten erliegen, welche die häufigste 
Todesursache in den Gefängnissen bildet. 

Es ist hier nicht der Ort, die Phthisis-Sterblichkeit in 
den Gefangenanstalten in früherer und neuerer Zeit mit¬ 
einander zu vergleichen. 

Wir verweisen auf die sehr wertvollen Arbeiten 
älterer und neuerer Strafanstaltsärzte wie Püesslin, 
Dietz, Giess, Schäfer, Keesbacher, Kolb, Stiekl, 
Braun u. A. und auch auf die von uns^) gemachten Mit¬ 
teilungen. 

Allerdings hat in den meisten Gefangen- und Straf¬ 
anstalten die Phthisis-Sterblichkeit in der neuesten Zeit 
eine erhebliche Herabminderung erfahren, sie ist wie in 
der freien Bevölkerung nicht unwesentlich gesunken, aber 
der noch bestehende Anteil der Phthisis an der Sterblich¬ 
keit der Gefangenen ist im Vergleiche zu derjenigen in 
demselben Lebensalter in der freien Bevölkerung noch 
immer ein übermässig grosser. Ausserdem ist zu er¬ 
wähnen, dass, während die allgemeine Sterblichkeit in 
den Gefängnissen durch die vielfachen Verbesserungen der 
hygienischen Lebensbedingungen sich erheblich verringert 
hat, die Sterblichkeit an Schwindsucht nicht in gleicher 
Weise zurückgegangen ist. Die Phthisis bleibt auch jetzt 
in den meisten Anstalten eine fast spezifische Todesursache 
unter den Gefangenen. 

In den unter der Verwaltung des Ministeriums des 
Innern in Preussen stehenden Strafanstalten (Zuchthäusern) 
gestaltet sich die Phthisis-Sterblichkeit in nachstehenden 
Perioden in folgender Weise: 


Baer: Das Vorkommen von Phthisis in den Gefängnissen. 
Zeitschrift für klinische Medizin, 1883, Band VI Heft VI. — Lungen¬ 
schwindsucht: Die Hygiene des Gefängniswesens. Jena 1897, S. 47. 
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Es entfallen; 


Periode 

Tägliche 
Durchschnitts¬ 
zahl der 
Gefangenen 

Auf 100 Gef. 
Gestorbene 
eines natür- 
Todes 

Von 100 eines 
natürl. Todes 
Gestorbene 
auf Phthisis 

1870—74 

22 401 

2,00 

52,7 

1877/78—1880/81 

18 572 

3,20 

58,5 

1881/82—1885/86 

20 711 

3,30 

57,5 

1886/87—1890/91 

18 406 

2,50 

53,0 

1891/92—1895/96 

17 922 

1,90 

43,4 

1896/97—1900/01 

16099 

1,60 

38,3 


Die Gesamtsterblichkeit ist um die Hälfte gesunken 
von 1877—1900 (von 3,20 % auf 1,60 %) und die Phthisis- 
Mortalität von 58,5 auf 38,3 um ein Dritteil. 

In einzelnen Anstalten ist der Anteil der Tuberkulose 
an der Gesamtsterblichkeit ein viel grösserer und auch 
dort, wo diese eine relativ niedrige ist; in vielen andern 
zeigt sich wiederum eine grössere Abnahme der Phthisis- 
Sterblichkeit als die der Gesamtsterblichkeit. — In dem 
Strafgefängnis Plötzensee waren in dem Zeitraum von 1873 
bis 1901/02 im ganzen 465 Gefangene gestorben und unter 
diesen waren 270 Phthisiker d. i. 68 % auf 100 Gestorbene. 
In einzelnen Jahren erreicht die Phthisis-Mortalität eine 
Höhe von 80 ®4. 

In den preussischen Zuchthäusern sind in der drei¬ 
jährigen Periode von 1898/99—1900/01 jährlich im Durch¬ 
schnitt 4430 Gefangene auf dem Lazarett behandelt und von 
diesen waren 335 an Tuberkulose erkrankt d. h. von je 
100:7,56; in den demselben Ministerium unterstehenden 
Gefangenanstalten war die Zahl der Erkrankten 2281 und 
die der Phthisiker 121 = 5,30 *4. 

In den französischen Strafanstalten (viaisons centrales) 
war im Jahre 1900 bei den weiblichen Lazarettkranken 
die Zahl der Phthisiker 11,97 *4 gegen 17,92 */„ Jahre 


Digitized by v^ooQle 



— 500 


1899; und bei den männlichen Lazarettkranken 1900 sogar 
17,22 %. Auf die Gesamtzahl der Gefangenen berechnet, 
heisst es an der Berichtsquelle,') zeigt sich, dass ca. ein 
Zehntel der Gefangenen der Tuberkulose anheimfällt. 
„Dieser Zustand ist seit langer Zeit bekannt und sollten 
Hygieniker und Moralisten sich mit ihm beschäftigen“. 

Die Sterblichkeit an Schwindsucht ist in den Gefäng¬ 
nissen, wie schon oben angedeutet, noch immer eine excessiv 
hohe. „Die Zahl der an Tuberkulose Gestorbenen, meint 
Cor net*) ist in den Anstalten weit höher, um das Dreifache, 
in manchem Jahre sogar um das Fünffache als bei der freien 
Bevölkerung“. Und Geissler*) kommt auf Grund seiner 
vortrefflichen statistischen Feststellung zu dem Ergebnis, 
dass die Gefahr, an Tuberkulose zu sterben, bei den der 
Strafanstalt (Waldheim) zugewiesenen Bevölkerungsschichten 
um etwas mehr als das Doppelte grösser gewesen sei als 
in der männlichen Gesamtbevölkerung. (In den Jahren 
1876—1890 schwankt der Anteil der Lungentuberkulose 
an der Zahl der Todesfälle dort zwischen 31—65 %). 

Im Jahre 1897 sind in der allg. Bevölkerung in 
Preussen 18,5 7o etiler über 15 Jahre alten Gestorbenen 
der Tuberkulose erlegen, 1898/99 hingegen 35,2 % der 
verstorbenen männlichen Zuchthaus- und 29,8 der Gefängnis¬ 
gefangenen. Von 100 Gestorbenen entfallen in der freien 
Bevölkerung in Preussen auf die Todesursache an Tuber¬ 
kulose : ■') 


1876: 

12,53 Männliche 

11,61 

Weibliche 

1886: 

12,26 

11,47 

n 

1896: 

10,85 

10,24 

n 

1900: 

9,74 

9,18 

7) 


*) Statistique penitentiaire de 1900. Revue penitentiaire 1903, 

p. 368. 

*) C o r II • t: Die Tuberkulose in deu Strafanstalten. Zeitschrift 
für Hygiene, 1891, S. 445. 

q Geissler: üeber die Morbiditäts- und Mortalitätsverhältnissc 
der Sträflinge etc. 25. Jahresberichts d. K. Sächs. Landes-Medissinal- 
rollegiums 1894. 

*) Preussische Statistik. Heft 179. Berlin 1903. S. 15 n. lA'. 
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und von 1896—1901 bei 100 Personen überhaupt 9,85 
Phthisis. 


Woher diese grosse Häufigkeit der Phthisis in den 
Gefängnissen? 

Die Ursache ist erstlich zu suchen in dem ungünstigen 
Gesundheitszustand der Gefangenen, in der Minderwertig¬ 
keit ihrer Organisation, und dann in den ungünstigen 
Momenten des Gefangenschaftslebens. Viele Gefangene 
sind mit einer angeerbten oder erworbenen Schwäche der 
Organisation behaftet, die sie zu Krankheiten verschiedener 
Art und auch zur Phthisis prädisponiert. Viele Gefangene 
sind in der Kindheit mit ausgedehnter Skrofulöse behaftet 
gewesen und tragen bis zum späteren Lebensalter die 
Zeichen der Drüsentuberkulose an sich. Viele Ge¬ 
fangene kommen bereits mit ausgesprochener oder mit 
latenter Phthisis in die Gefangenanstalt und werden hier 
von derselben früher oder später hingerafft. Aber sicher 
werden eben so viel und noch mehr Gefangene erst in der 
Gefangenschaft tuberkulös. Sie gehen in guter Gesundheit 
der Anstalt zu und erleiden durch die ungünstigen Lebens¬ 
bedingungen in dieser allmählich eine Schwächung des 
Gesamtorganismus, welcher sie zu einem guten Nährboden 
für die Invasion des Tuberkelbacillus macht. Alles was 
den Organismus in seiner Widerstands- und Lebensfähig¬ 
keit schwächt, schafft die Disposition für die Erkrankung 
an Phthisis. Und die Gefangenschaft vermag durch die 
vielen der mit ihrem Wesen verbundenen nachteiligen 
Einflüssen diesen günstigen Nährboden je nach der 
Individualität des Gefangenen schneller oder langsamer 
herzustellen. Der anhaltende Aufenthalt in geschlossenen 
Räumen, der Mangel an Bewegung in freier Luft, das 
Einatmen einer meist verbrauchten oder gar verunreinigten 
Luft, die Beschäftigung in meist sitzender oder gebückter 
Stellung, bei welcher die Funktion der Lunge in ihren 
oberen Teilen sehr herabsetzt und die Lungenspitzen fast 
ganz ausser Tätigkeit gesetzt werden; — die Entbehrung 

Butter für Gefängni!.kunde. XXXVII. 6 
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vieler Lebensgenüsse, die ungenügende monotone, mangel¬ 
hafte Ernährung bei einer anstrengenden zwangsweisen 
Arbeit; alle diese nachteiligen Momente bringen einen Zu¬ 
stand allgemeiner Inanition hervor, welche die Entstehung 
der Phthisis erfahrungsgemäss ungemein begünstigt. Und 
in vereinzelten Fällen ist es auch die traurige Qemüts- 
und Seelenstimmung, welche das somatische Leben schwer 
beeinträchtigt. „Nicht selten gehen Gefangene, welche in 
tiefer Reue und Zerknirschung ihre Strafe verbüssen, in 
verhältnismässig schneller Zeit an Schwindsucht und Ab¬ 
zehrung zu Grunde. Blühend aussehende Gefangene welken 
unter der Last schwerer Gewissensbisse schnell dahin; 
trübe Nachrichten, unglückliche Ereignisse in der Familie 
draussen, getäuschte Hoffnungen auf Begnadigung oder auf 
frühzeitige Entlassungen geben nicht selten den Anlass zu 
dem Ausbruch der Krankheit“. Von 22 jugendlichen 
Mördern, die in unserer Anstalt untergebracht waren, 
sind 4 an Phthisis verstorben unter den Erscheinungen 
der tiefsten Reue und Gewissensbisse (1 nach 27i, 1 nach 
2*/,, 1 nach 2 ^ 1 ^ und 1 nach Sjähriger StrafverbOssung). 

Gefangene, welche in einem früheren Stadium der 
Gefangenschaft an Phthisis zu Grunde gehen, haben die 
Krankheit in die Anstalt mitgebracht und diejenigen, welche 
nach einer längeren Inhaftierung der Schwindsucht erliegen, 
haben diese erst hier erworben. Aeltere und neuere Ge¬ 
fängnisärzte haben darauf hingewiesen, dass das Maximum 
der Phthisismortalität im das zweite und dritte Jahre der 
Haft fällt und wie es scheint bei solchen, die die Krank¬ 
heit in der Gcfangenanstalt erworben haben. Von 255 in 
der Anstalt Plötzensee an Phthisis verstorbenen Gefangenen 
hatten eine Strafzeit verbüsst bei Eintritt ihres Todes: 

80 bis zu 3 Monaten 

49 „ „ 6 „ 

46 „ „ 9 

33 „ „ 1 Jahr 
33 „ „ 2 Jahren 

6 » » J » 

6 über 3 Jahren. 
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Sicher sind diejenigen Gefangenen, welche bis zu 
3 Monaten an Tuberkulose gestorben sind, schon schwer 
krank in die Anstalt gekommen; die innerhalb des 
ersten Jahres verstorbenen sind mit einer beginnenden 
latenten Affektion in die Anstalt gekommen (128 an der 
Zahl) und endlich haben die nach 1'/, Jahren Strafver- 
büssung Verstorbenen die Phthisis höchst wahrscheinlich 
in der Anstalt acquiriert (47 an der Zahl). Es ist zu be¬ 
merken, dass diese Zahlen keinen Beweis dafür erbringen, 
wie die Gefangenschaft mit der Länge der Strafverbüssung 
die Phthisis häufiger oder weniger verursacht, weil in 
unsere Anstalt relativ kurzzeitige Gefangene gelangen und 
Strafdauern von längerer Zeit (über 2 Jahre) immer sel¬ 
tener werden. 

Gefangene, welche mit gesunden Atmungsorganen in 
die Gefangenanstalt eingeliefert werden und nach einer 
längeren Strafverbüssung durch die Einflüsse der Haft 
die Disposition zur Phthisis erwerben, werden früher 
oder später von dieser befallen, wenn sie nicht schon in 
einem früheren Stadium der noch nicht ganz manifesten 
Erkrankung den Einflüssen des Gefangenschaftslebens ent¬ 
zogen werden. Die Infektion findet in den Gefängnis¬ 
räumen leicht statt. In der Gemeinschaftshaft geschieht 
diese wohl am häufigsten und leichtesten durch die Ein¬ 
atmung der vertrockneten und zerstäubten bacillenhaltigen 
Sputa. Je mehr phthisische Gefangene mit gesunden Ge¬ 
fangenen bei der Arbeit oder im Schlafsaal gemeinschaftlich 
zusammengehalten werden, desto grösser ist die Wahr¬ 
scheinlichkeit der Ansteckung; die Verbreitung geht um 
so leichter vor sich, je mehr die phthisisch Kranken den 
Auswurf unbeachtet verschleppen, je mehr sie ihre Kleidungs¬ 
stücke, den Fussboden, die Wände mit diesen beschmutzen. 
Die Infektion ist in der Gemeinschaftshaft um so mehr 
erleichtert, je überfüllter die Gefängnisräume sind, je 
mehr die Gefangenen in den geschlossenen Räumen dicht 
nebeneinander in staubiger unreiner Luft zu leben ge¬ 
zwungen sind. Man hat in dem Staube an den Wänden 

6 * 
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in den Gefängnissen und an den Kleidern der Gefangenen 
Tuberkelbacillen gefunden, i) Hier wird derjenige Ge¬ 
fangene am ehesten infiziert, welcher durch das längere 
Leben in der Gefangenschaft zur Erkrankung disponiert 
worden ist. Hier ist die Uebertragung von einem Ge¬ 
fangenen auf den andern ausser der Sputuminhalation, wie 
oben angegeben ist, durch die sogen. Tröpfcheninfektion 
leicht ermöglicht. 

Schwieriger ist die Erklärung für die Uebertragung 
des Krankheitskeimes in der Einzelhaft, wenn der Gefangene 
in gesundem Zustande in die Anstalt eingeliefert und in 
einer Zelle, in welcher kein Phthisiker früher stationiert, 
oder wenn das der Fall gewesen, diese auf das sorgsamste 
desinfiziert war, von anderen Mitgefangenen fast absolut 
getrennt untergebracht wdrd und in dieser Zelle dennoch 
phthisisch erkrankt. Hier kann von einer Infektion von 
Person auf Person — wenn nicht ein phthisischer Beamter 
mit den Gefangenen verkehrt — nicht die Rede sein. Und 
doch ist die Phthisis-Mortalität in der Einzelhaft bekannt¬ 
lich ungemein gross, sie erreicht hier das Maximum nicht 
selten von 80 ®/o und noch mehr. In neuester Zeit hat 
marr an den Utensilien, an dem Handwerkszeug in der 
Zelle (Hobelwerkzeug) an der Rückseite des Essgeschirrs 
Tuberkelbacillen gefunden und man ist geneigt, anzu¬ 
nehmen, dass die Gefangenen durch Berührung dieser 
Gegenstände sich selbst infizieren. Alleinauch in der 
Einzelhaft werden nur diejenigen Gefangenen phthisisch, 
bei welchen sich die Einflüsse der Haft in ungünstiger 
Weise geltend machen und bei denen durch die Nach¬ 
teile der Gefangenschaft die Disposition aufgedrückt 
ist. „Die Invasionsarten, meint Schäfer*) sind ver¬ 
schieden, aber das auffallend gemeinsame haben sie, 
dass sie einen geschwächten Körper benötigen, sei er 

0 Cor net: Die Verbreitung der Tub. ausserhalb des Körpers. 
Zeitschr. füs Hyg., 1888, S. 191. 

■*) Schäfer: Die Tuberkulose im Zuchthaus Kaisheim. Archiv 
f. Hyg., 1890, S. 455. 
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heruntergekommen durch die Haft oder durch eine voraus¬ 
gegangene Krankheit, die sich gewöhnlich auf den Brust¬ 
organen abgespielt hat. Der Gefangene hat sich eine 
Disposition erworben“. 

Um die Verbreitung der Phthisis unter den Gefangenen 
einzuschränken, hat man auf die Anordnung der Zentral¬ 
behörden in den meisten Kulturstaaten, in denen man 
bestrebt ist, das Leben und die Gesundheit der Ge¬ 
fangenen zu schützen und zu erhalten, prophylaktische 
Massnahmen getroffen, deren Anwendung im Sinne der 
neuen Lehre sich als notwendig ergaben. Da man weiss, 
dass jeder Schwindsüchtige einen Herd bildet, von welchem 
die Krankheit direkt und indirekt auf andere Menschen 
in der Nähe und Ferne übertragen werden kann, so 
sollen die mit Phthisis behafteten Gefangenen von den 
gesunden abgesondert werden. Da in dem Sputum der 
Schwindsüchtigen der Erreger und Verbreiter der Krank¬ 
heit enthalten ist, so werden die Phthisiker an gehalten 
jenes nicht in unreinlicher Weise zu zeretreuen, sondern 
in besonderen Gefässen zu sammeln und zu beseitigen. 

Schon früher hat man beobachtet, dass mit der Ver¬ 
besserung der allgemeinen Salubrität in den Gefängnissen 
durch Aufbesserung der Nahrung, durch Verminderung der 
Belegzahl in den einzelnen Detentionsräumen, durch grössere 
Reinlichkeit und Beschaffung einer gesunden Atmungsluft 
nicht nur die allgemeine Sterblichkeit, sondern ganz be¬ 
stimmte Krankheiten, und unter diesen auch die Phthisis 
sich erheblich vermindern liess. „Günstiger noch wie in 
der allgemeinen Sterblichkeit, meint der Ob.-Med.-Rat 
Giess 1) habe sich die günstige Wirkung der sanitären 
Massnahmen in der Abnahme der Phthisis gezeigt. Während 
1850—1859 in den Württembergischen Zivilstrafanstalten 
auf je 1000 lebende Gefangene durchschnittlich 24 Sterbe¬ 
fälle auf Phthisis kamen, beträgt diese Zahl 1859—1876 

Die Gesundheitsverhältnisse der Zivilstrafanstalten des König¬ 
reiches Württemberg. Deutsche V. j. sehr. f. öff. Gesundheitspflege, 
1889, Heft 3. 
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(nach Einführung jener Massnahmen) nur 8. Der Haupt¬ 
faktor für die Abnahme der Sterblichkeit, hebt er hervor, 
konzentriert sich in diesen Anstalten in der Verminderung 
der Tuberkulose“. Solche generellen sanitären Massnahmen 
haben dann auch neben den angeführten spezifischen 
prophylaktischen Massregeln schon seit Jahren dazu 
beigetragen, die Phthisis-Mortalität in den Gefangenanstalten, 
so viel als es unter den gegebenen Umständen tunlich ist, 
herabzudrücken, und der Erfolg hat sich um so günstiger 
gestaltet überall dort, wo die letzteren reichlich gewährt 
und streng durchgeführt wurden. 


Auch die Behandlung der Phthisis hat in der Neuzeit 
neue und erfolgreiche Umwandlungen erfahren. Wissen¬ 
schaft und Erfahrung haben gelehrt; dass die Tuberkulose 
im Beginn ihres Auftretens heilbar ist, aber nur dann, wenn 
der Kranke allen nachteiligen Einwirkungen der Umgebung 
entrückt, einer angepassten diätetisch medikamentösen Be¬ 
handlung unter günstigen physikalisch-hygienischen Lebens¬ 
bedingungen möglichst lange unterzogen bleibt. Der an¬ 
dauernde Genuss einer reinen, staubfreien Luft, der ausge¬ 
dehnteste Aufenthalt im Freien, die reichlichste Zufuhr 
einer rationellen Nahrung, um einen starken Stoffansatz zu 
erzielen, die Anwendung spezifischer Heilmittel und physi¬ 
kalischer Agentien (Ruhe und Bewegung, Bäder, Gym¬ 
nastik, Massage), diese und die wohltätige psychische Be¬ 
einflussung sind die Mittel, welche in den modernen 
Lungenheilstätten zur Anwendung kommen und viele gute 
Erfolge erzielen. 

Und wie ist die Behandlung der an der Schwindsucht 
erkrankten Gefangenen? Der Kranke wird im Beginn des 
Leidens beim febrilen Verlauf im Lazarett behandelt, in 
Gemeinschaft mit anderen Kranken, oder von diesen ge 
trennt. Hier wird in diätetischer und medikamentöser Be¬ 
ziehung dem Kranken jede zulässige Rücksicht zu teil, 
und hier bleibt er so lange, bis eine relative RekonvaleS- 
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ceaz eingetreten und der Ernähruugs- sowie Kräftezustand 
sich gehoben hat. Um eine Abwechselung in der trost¬ 
losen Monotonie des Lazarettlebens zu erhalten, wird der 
Kranke auf eigenes Drängen oder auch widerwillig auf 
die Station zu einer leichten Arbeit entlassen, eventl. auch 
in der Zelle bei einer geeigneten Beschäftigung, im 
günstigsten Falle bei einer Beschäftigung im Freien ge¬ 
halten, bis er am Ende der Strafverbüssung angelangt, 
aus der Haft entlassen wird, oder bis die Krankheit wieder 
neue Nachschübe macht und die Verlegung in’s Lazarett oder 
in eine Abteilung für Arbeitsunfähige (Invaliden - Station) 
notwendig wird. In Gemeinschaft mit andern Phthisikern 
geht er hier einem schnellen oder langsamen Verfall ent¬ 
gegen, bis der Tod ihn von seinem Leiden erlöst. 

Kann in der Art der Behandlung und Verwahrung 
der Phthisiker in den Gefangenanstalten eine Aenderung 
und wie wir meinen, eine günstigere Aenderung eintreten ? 

Die Beantwortung dieser Frage wird davon abhängen, 
ob man eine solche mit dem strafrechtlichen Standpunkte 
vereinbar und im Sinne der Gerechtigkeit für erwünscht 
erachtet. Man könnte meinen, dass, so lange Tausende 
von armen und ehrlichen Leuten in der freien Bevölkerung 
an der Schwindsucht zu Grunde gehen, ohne dass ihnen 
die Wohltat der oben angedeuteten modernen Behandlung 
zuteil wird, so lange braucht die staatliche Fürsorge den 
Verbrechern eine solche auch nicht zu gewähren. Andrer¬ 
seits kann man der Meinung sein, dass mit dem Vollzüge 
einer Freiheitsstrafe keineswegs die Vernichtung von Ge¬ 
sundheit und Leben verbunden sein soll, dass, wie dem 
Gefangenen bei allen anderen Krankheiten jede Hilfe und 
Behandlung, welche ärztliche Wissenschaft und Kunst 
jeweilig zu gewähren imstande ist, gewährt wird, auch die 
geeignete günstige Behandlungsweise bei der Schwindsucht 
gewährt werden muss, so lange sie nicht dem Wesen der 
Strafverbüssung widerspricht. Will man den Gefangenen 
aus der Strafhaft in einem Zustande entlassen, dass er 
auch körperlich derartig beschaffen ist, sich rechtlich durch 
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ehrliche Arbeit fortzuhelfen, so muss auch dem an Schwind¬ 
sucht erkrankten Gefangenen die Möglichkeit nicht ent¬ 
zogen werden, während der Strafverbüssung von seinem 
Leiden geheilt oder gebessert zu werden. 

Giebt man diesen letzteren Standpunkt zu und ist mau 
gewillt, dem Gefangenen eine zweckmässige Phthisis- 
behandlung zuzugestehen, so sind auch bei den jetzt be¬ 
stehenden Verhältnissen erhebliche Verbesserungen zu er¬ 
zielen. Schon jetzt ist nach § 487 Abs. 2 der Str.-Pr.-O. 
für das Deutsche Reich zulässig, die Vollstreckung einer 
Freiheitsstrafe aufzuschieben bei allen Krankheiten „wenn 
von der Vollstreckung einer Freiheitsstrafe eine nahe 
Lebensgefahr für den Verurteilten zu besorgen steht“. Diese 
Gesetzesbestimmung gewährt die Möglichkeit, den Ge¬ 
fangenen, w'enn er phthisisch krank wird, aus der Straf¬ 
haft zu entlassen. Jeder Gefängnisarzt wird bestätigen, 
dass unter dem Einflüsse der Haft, unter den vielen nicht 
zu vermeidenden nachteiligen physischen und psychischen 
Einwirkungen die Phthisis in verderblichster Weise und sehr 
rapide verläuft. Da eine Heilung der Phthisis erfahrungs- 
mässig nur im ersten Stadium des Leidens erwartet werden 
kann, so wird die Prognose um so ungünstiger, je länger 
der Aufenthalt in der Gefangenschaft andauert. Es liegt 
demnach tatsächlich mit dem Augenblick, w'o das Vor¬ 
handensein einer Erkrankung an Schwindsucht festgestellt 
ist, durch den weiteren Aufenthalt in der Gefangenanstalt eine 
nahe Lebensgefahr vor. Wer aus Erfahrung weiss, wie schnell 
sich schwindsüchtige Gefangene in der Freiheit erholen, 
bessern und relativ genesen, der wird aus voller Ueber- 
zeugung dafür eintreten, dass die Wohlthat des §487 für den 
aus der Strafhaft beurlaubten Phthisiker eine um so grössere 
ist, je früher die Strafunterbrechung eintritt. In dem Straf¬ 
gefängnis Plötzensee sind innerhalb 28 Jahren (1874 bis 
1901) von 436 Entlassungen aus ärztlichen Gründen (§ 487 
Abs. 2) 118 w'egen Phthisis = 27 % geschehen. Diese 
Zahl würde eine erheblich grössere sein, wenn die Ent¬ 
lassung nicht wie bisher üblich in den späteren und eventl. 
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letzten, sondern schon in den frühei-en Stadien der Krank¬ 
heit zulässig sein würde. 

Nicht alle Phthisiker werden aus der Strafhaft beur¬ 
laubt werden können. Heurlaubungen von Zuchthaus- 
Sträflingen kommen vermutlich aus (irüiulen dei’ Kriminal¬ 
justiz, soweit nach den amtlichen statistischen Mitteilungen 
zu urteilen gestattet ist, gar nic ht vor. Aueli m(‘lirfac*h rüc‘k- 
fälligen Gefängnissträflingen wird voraussic*htlic*h von der 
entscheidenden Zentralbeln'äule die Beurlaubung aus straf¬ 
rechtlichen Küeksiehten kaum zugebilligt werden. Knd end¬ 
lich wird auch dem erstmaligen und vertrauener\vec*kenden 
Gefängnissträfling diese verweigert werden müssen, wenn es 
sicher steht, dass er in der Freiheit aus Ai’inut u. dergl. nicht 
imstande ist, etwas für die Heilung seines LcMclens zu tun, 
wenn es sicher ist, dass für ihn in der Gefangenanstalt mehr 
gesorgt wird, als er in der Freiheit für sich sorgen kann. Die 
ausehnliche Zahl aller dieser Gefangenen wird in den An¬ 
stalten verbleiben, sie l)ildet dc‘n Beistand d(M‘ Phthisiker 
in den Gefängni.ssen und bildcni die lavstäncligc^ (^fuclle für 
die Verbreitung der Plithisis in diesen. Sie sind hier dem 
Siechtum und dem 'rod(‘ sicdier verfallen, oder sie werden, 
wenn sie am Ende der Strafhaft entlassen, der Kommune 
eine Last, und ein Herd für die Verbreitung d(‘r KrankhcMt. 

In der Neuzeit haben sic'h Siimmen ('rlioben, welc-hc» 
eingreifende Umänderungen in der Behandlung dieser Ge¬ 
fangenen verlangen. So verlangt Schäfer,') dass schwilch- 
liche, hereditär behaftete oder schon tuberkidös Fingeliefei'te 
gar nicht in geschlossc'iien Häunnm beschäftigt wiirchm: 
letztere müssten in einer ganz b(‘sondei*(‘n Abt(‘ilung g(‘- 
halten werden mit vorwiegender Bescli;iftigung in (hu* 
Landwirtschaft. Dia'ngend notwendig, meint (m*, ist eiiu' 
Verbesserung der Kost. Dr. Büdingen- geht von 

Dr. M. S c h ii f (i r : lhü»er (it^fäiig’iiiskr.nikhfitrii. Ulättfr f. 
Gefängnis k. 1000, S. ff. 

Dr. Tli. r> ii (I i 11 g (* 11 ; Zur r»ck;iiii|ifuiig »ü-i- Limgi'ii- 

schwindsuc'ht. .Strcdf/.ünr cine.s .\r/ai's in das tlchiot d»*r Sti’aficrht.s- 
pflege. Deutsche \k j. sehr. f. üff. Gc.^undlKdispt'lcgc, ispo. 
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dem Gesichtspunkt aus, dass bei der Bekämpfung der 
Lungenschwindsucht als Volkskrankheit der Angriffs¬ 
punkt sich hauptsächlich gegen die Seuchenherde richten 
müsse, da von diesen aus die Infektion sich massenhaft 
über die Bevölkerung verbreitet. Zu diesen Phthisis- 
herden rechnet er auch die Strafanstalten, in welche die 
Lungenschwindsucht endemisch vorkommt. Die grosse 
Zahl der Lungenschwindsucht in den Gefängnissen, weist 
nach ihm darauf hin, dass der Wahrspruch des Richters 
auf Freiheitsstrafe zuweilen das Todesurteil ist, und andrer¬ 
seits bildet der schwindsüchtig entlassene Sträfling eine 
Infektionsquelle für die freie Bevölkerung. Büdingen ver¬ 
langt daher, dass dem effektiv Lungenkranken ein Straf¬ 
aufschub resp. die bedingte Begnadigung gewährt werde und 
schlägt eine Zwangsbehandlung der bedingt begnadigten, in 
den Frühstadien der Lungentuberkulose stehenden Kranken 
in besonderen Anstalten oder in besonderen Abteilungen 
der Volkssanatorien vor. Auf diese Weise wird eine 
Heilung der Kranken, vielleicht auch eine sittliche Rege¬ 
neration, und eine Verhütung der Infektionsgefahr für die 
freie Gesellschaft erreicht. Personen hingegen, welche in 
vorgerückten Stadien der Tuberkulose zur Verurteilung 
kommen, müssen, wie er weiter verlangt, in der Anstalt 
und derartig verwahrt werden, dass sie keine Gefahr für 
gesunde Sträflinge werden können. 

Dieser Vorschlag, bis jetzt ohne sonderliche Be¬ 
achtung ein theoretisch-ideales Postulat, hat in einzelnen 
amerikanischen Staaten in der neuesten Zeit eine prak¬ 
tische Ausführung erfahren. So verlangt Dr. Blake, der 
Arzt des Gefängnis-Inspektionsamtes vom Staate Alabama, 
dass ganz besondere Anstalten, besondere Gebäude, je mehr 
von den andern Gefängnisbauten entfernt, um so besser, 
für die tuberkulösen Gefangenen errichtet werden, weil 
die nicht tuberkulösen Gefangenen auf diese Weise vor 
jeder Infektion geschützt, und weil in diesen Anstalten die 
Kranken einer besseren Behandlung unterzogen werden 
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könueii. „Die Aufgabe des Staats, meint er,‘) ist in dieser 
Frage einfach und klar. Er hat das Recht, den Verbrecher 
seiner Freiheit, aber er hat kein Recht, ihn seiner Gesund¬ 
heit zu berauben“. In Texas*) ist dieser fortschrittliche 
Gedanke ausgeführt. Hier werden die phthisischen Ge¬ 
fangenen nicht nur von den anderen Gefangenen getrennt, sie 
erhalten auch in einem eignen Sanatorium dieselbe Behand¬ 
lung wie sie in den gewöhnlichen Heilstätten für Schwind¬ 
süchtige üblich ist. „The Example set by Texas is one to 
he copied" („Das von Texas ausgeführte Beispiel sollte 
nachgeahmt werden“), heisst es an der Berichtstelle. 

Will man eine Umänderung in der Behandlung der 
Phthisiker in den Gefängnissen ein treten lassen, so wird 
die Einrichtung besonderer Veranstaltungen eine unum¬ 
gängliche Notwendigkeit. Diese müssen die räumliche 
Trennung der tuberkulösen von den gesunden Gefangenen 
zulassen und eine systematische rationelle Behandlung, wie 
sie in der Jetztzeit in den Lungenheilstätten als notwendig 
erachtet und geübt wird, ermöglichen. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wird es keineswegs notwendig sein, besondere 
grosse Anstalten eigens zur Verwahrung der phthisischen 
Gefangenen zu errichten. Von solchen grossen Spezial-Ge¬ 
fängnissen würde im Gegenteil abzusehen sein, weil die 
Kranken von weit her in diese transportiert werden müssten, 
weil die zwangsweise Detinierung und Disziplinierung so 
vieler kranker Elemente viele unvorhergesehene Unzu¬ 
träglichkeiten mit sich bringen, und endlich weil eine grosse 
besondere Anstalt sehr viele finanzielle Kosten verursachen 
und der Staat zur Zeit kaum bedeutende Opfer für unsern 
Zweck zu bringen geneigt sein wird. Leichter ausführbar 
und vollkommen ausreichend werden sich einzelne Ab¬ 
teilungen in grossen Gefangenanstalten erweisen, in der 
Weise eingerichtet, wie sie jetzt als Haus-Sanatorium zur 

‘) Separate Prisons for Tuberculosis Convicts. The Laiieet 1900, 
S. 1769. 

’) Isolation of Consumptive Convicts in Texas. The Laucet 1901, 
S. 1577. 
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Behandlung von Lungenkranken in grossen Krankenhäusern 
verlangt werden. Diese Sonder-Abteilungen sollen 40—50 
Kranke aufnehmen und so eingerichtet sein, dass in ihnen 
die Kranken je nach den verschiedenen Stadien der 
Krankheit in kleinen Gruppen getrennt und auch einzeln 
genau individualisiert untergebracht werden können. ,,Mit 
solchen Sonder-Abteilungen für Lungenkranke, meint der 
Charitö-Direktor Gen.-Arzt Dr. Schaper,^) der wärmste 
Vorkämpfer für diese Einrichtungen in den grossen 
Krankenhäusern, glaubte man sich nur Totenkammern zu 
schaffen; haben wir aber zweckmässige Einrichtungen, die 
uns in den Stand setzen, die Kranken individualisierend 
zu verteilen, so werden sich diese Sonder-Abteilungen 
ebenso vorzüglich bewähren, wie die Lungenheilstätten. 
Diese Krankenhaus-Sanatorien müssen kleine Zimmer mit 
Liegehallen, Wandelbahnen, Speiseräumen haben und mit 
allen Hilfsmitteln der modernen Therapie ausgestattet sein.*' 
Ein solches Haus-Sanatorium ist nach Schaper’s wohlaus- 
gedachtem Plan in dem Neubau der Charitö in Berlin vor¬ 
gesehen und wird zweifellos eine mustergiltige Einrichtung 
abgeben. 

Ein solches Haus-Sanatorium hat L a r s e n *) in Kopen¬ 
hagen mit erfreulichen Resultaten seit 1896 durchgeführt 
und er ist überzeugt, dass sich in zahlreichen Provinzial¬ 
krankenhäusern mit geringem Kostenaufwand eine Art von 
Sanatoriumbehandlung Schwindsüchtiger einrichten lässt. 

Die Einrichtung von Haus-Sanatorien für grosse 
Militärhospitäler hat in den letzten Jahren Dr. Unter¬ 
berg e r ■'‘) eifrig befürwortet und selbst mit grossem Erfolge 


*) Ueber die Notwendigkeit der Einrichtung besonderer Abteil¬ 
ungen f. Lungenkranke in grossen Krankenhäusern. Dr. H. Schaper; 
Berl. klinische Wochenschrift, 1898, S. 161. 

’) A. Larsen. Om Behandlung af Lungentuberkulose pan 
Provinssygehüse. Deutsche med. Wochenschr. 1903, 5. März. 

*) Ueber die Notwendigkeit der Einrichtungen von Haus-Sana¬ 
torien für Tuberkulöse in den Militärspitälern mit Berücksichtigung 
des heutigen Standpunktes über die Tuberkulosenfrage. Von Dr. med. 
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in den russischen Hospitälern eingeführt. Seine Resultate 
im Hospitale zu Zarskoje-Sselo sind ungemein befriedigend. 
(Im Laufe von 7 Jahren sind in seinem Haus-Sanatorium 
in Behandlung gewesen 310 Kranke in Änfangsstadien; 
von diesen sind als dienstunfähig, d. h. arbeitsunfähig ent¬ 
lassen 90 d. s. 29 % und als arbeitsfähig 210 d. s. 71 %). 
„Frische sauerstoffreiche Luft und Sonnenschein, energische 
Hautpflege durch hydropatische Massnahmen, kräftige 
Nahrung bei nötiger geistiger und körperlicher Ruhe, das 
ist es, wodurch die Sanatorien den Tuberkulosen Kraft und 
Gesundheit verleihen. Diese Bedingungen, meint er, sind 
in einem hohen Grade in den von mir proponierten Haus- 
Sanatorien zu erreichen“. 

Was in den grossen Krankenhäusern, in den grossen 
Militär-Hospitälern mit so grossen Vorteilen zu erreichen 
ist — kann sich auch in den grossen Gefangenanstalten 
erreichen lassen. Ein grosses Haus-Sanatorium in einer 
Anstalt reicht für mehrere Straf- und Gefangenanstalten 
aus, so dass die Zahl dieser Phthisiker-Abteilungen nur 
eine sehr beschränkte zu sein braucht. Mit dieser leicht 
herzustellenden und keineswegs finanziell sehr belastenden 
Reform werden auch den Gefangenen die Wohltaten unsrer 
modernen, die ganze Nation zur Mittätigkeit anrufenden 
Lungenheilstätten - Bewegung zu teil und vielen von ihnen 
Leben und Gesundheit erhalten. Die Fürsorge und die 
Heilung, die diese Reform den Kranken gewähren soll, 
wird im Grunde genommen immerhin im Sinne der Billig¬ 
keit nur das auszugleichen suchen, w'as die strafende Hand 
der Gerechtigkeit durch die Gefangenschaft ihnen an Leid 
nicht zu verhüten vermag. 


Was wir am Schluss dieser Betrachtungen verlangen, 
und was als Antwort auf die Eingangs gestellten Fragen 
gelten soll, ist: 

J. Unterbergsr, Staatsrat und Oberarzt des Milittlrhospitals in 
Zarskoje-Sselo. Deutsche Militärärztliche Zeitschrift 1898 und die 
Tnberkulosenfrai'e. St. Petersburg, 1903, S. 2. 
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1. Es empfiehlt sich eindringlich, phthisische Ge¬ 
fangene zu ihrer Heilung in geeigneten Fällen schon in 
den Frühstadien der Krankheit zu beurlauben, weil die 
Einflüsse des Gefangenschaftslebens auf den Verlauf der 
Schwindsucht erfahrungsgemäss ungemein nachteilig ein¬ 
wirken und die Strafunterbrechung je später desto weniger 
nützlich sich erweist. Die gesetzliche Vorschrift der Straf¬ 
unterbrechung (§ 487 Abs. 2 d. Str.-P.-O. f. d. D. R.) würde 
sich auch hier als zutreffend ergeben. 

2. Es empfiehlt sich, eigene besondere Abteilungen 
zur Behandlung schwindsüchtiger Gefangenen, sogenannte 
Haus-Sanatorien in einzelnen Gefangenanstalten zu er¬ 
richten. Solche Anstalten sind dringend erforderlich, weil 
die Schwindsüchtigen einen Ansteckungsherd für die Ver¬ 
breitung der Krankheit unter den gesunden Gefangenen 
bilden und von diesen getrennt werden müssen. Solche 
Anstalten sind auch notwendig, weil in ihnen allein 
eine systematische und erfolgreiche Behandlung der 
phthisischen Gefangenen zu erzielen möglich ist, uud weil 
der Staat verpflichtet ist, soviel als zulässig, zur Heilung 
der in den Gefängnissen Erkrankten beizutragen. 
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Leitsätze zum Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903 

über die Frage: 

Wie ist die Beschäftigung der jugend¬ 
lichen Gefangenen zu gestalten, wenn der¬ 
selben ein dauernder Nutzen nach der Ent¬ 
lassung entspringen soll? 

Von Landesanstalts-Inspektor Freund in Bautzen. 


1. Zur Bekämpfung des Verbrechertums überhaupt ist 
es von grösster Wichtigkeit, dass man dem immer¬ 
mehr überhand nehmenden jugendlichen Verbrecher- 
tume zu begegnen versucht. 

2. Die Abänderung der gesetzlichen Bestimmungen über 
Strafmündigkeit und Strafvollstreckung an .Jugend¬ 
lichen, sowie eine allgemeine Durchführung der 
Zwangserziehung für sittlich gefährdete Kinder sind 
als prophylaktische Mittel wohl von Wert; für das 
Strafhaus einmal verfallene Jugendliche kommt zu¬ 
nächst die Art des Strafvollzuges besonders in Frage. 

3. Neben den übrigen Faktoren spielt in demselben eine 
Hauptrolle die Beschäftigung der jugendlichen Rechts¬ 
brecher. Darunter ist zu verstehen 1. die Arbeit und 
2. die Beschäftigung dieser Sträflinge in der arbeits¬ 
freien Zeit. Insofern als er in die tägliche Arbeits¬ 
zeit einzurechnen ist, ist 3. auch der Unterricht zu 
der Beschäftigung der jugendlichen Gefangenen zu 
zählen. 

4. Wie alle Massnahmen des Strafvollzuges von dauern¬ 
der Wirkung sein sollen, so soll auch der aus den 
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drei genannten entspringende Nutzen ein dauernder 
sein. Hierfür ist betreffs der Arbeit im Auge zu be¬ 
halten, deren praktische und erziehliche Bedeutung 
für die Bestraften, die dadurch arbeitsfähig, aber auch 
arbeitswillig gemacht werden sollen. Erreicht die 
Arbeit diesen Erfolg, so dient sie damit zugleich der 
Allgemeinheit; denn sie hilft so und so viel gefährdete 
Arbeitskraft erhalten und durch ihren erziehlichen 
Einfluss dem jugendlichen Verbrechertume steuern. 

5. Solch günstiger Erfolg ist aber nur zu erwarten, 
wenn Auswahl und Verteilung der Arbeiten, sowie 
die Anleitung zu denselben unter sachkundiger Leitung 
und Aufsicht in zweckentsprechender Weise erfolgen. 

6. Auch bei der Beschäftigung der jugendlichen Sträf¬ 
linge in der arbeitsfreien Zeit kommen praktische 
und erziehliche Momente in Frage. Zur Erreichung 
dahin zielender Absichten macht es sich nötig, dass 
diesem Gegenstände in Zukunft vermehrte Aufmerk¬ 
samkeit geschenkt und die Freiheit an Sonn- und 
Werktagen tunlichst zweckmässig ausgenutzt wird. 

7. Der für jugendliche Sträflinge gesetzlich gebotene 
Unterricht ist in die Arbeitszeit zu verlegen und in 
die täglichen Arbeitsstunden einzurechnen. Während 
seine Gestaltung durch das Schulgesetz bestimmt 
wird, ist die Art desselben durch die Strafvollzugs¬ 
zwecke zu normieren; denn der Strafanstaltsunterricht 
hat, wenn er auch den praktischen Zweck des Lernens 
nicht ausser acht lassen wird, in erster Linie erzieh¬ 
lichen Zwecken zu dienen. 
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Gutachten 

zur Vereinsversammlung in Stuttgart 1903. 


A) Wie ist die Gesundenkost für Gefangene nach 
den bisher gemachten Erfahrungen ein¬ 
zurichten, beziehungsweise in welchem Ver¬ 
hältnis sind verdauliches Eiweis, Fett, 
Kohlenhydrate zur Erhaltung ihrer Gesund¬ 
heit und Arbeitskraft mit den Nahrungs¬ 
mitteln zu reichen, dabei aber überdas un¬ 
umgänglich Notwendige nicht hinauszu- 
gehenV 

B) Ist das Mitt.agsgericht inSuppe und feste 
Speisen zu trennen? 

C) Lässt sich eine Verminderung der Kost- 
reichung an Zuchthausgefangene im Ver¬ 
hältnis zu Gefangenen anderer Art recht¬ 
fertigen? 

D) Welche Erfahrungen sind mit der Verwend¬ 
ung von Margarine gemacht worden? 

Von Dr. Kall mann, Grossh. Anstaltsarzt an der Zellenstrafanstalt 
Butzbach und dem Landeszuchthause Marienscbloss. 


Wenn ich dem Ersuchen des Vorstandes des Vereins 
Deutscher Strafanstaltsbeamten folgend das Wort zu vor¬ 
stehenden Fragen ergreife, so möchte ich das nicht nur 
vom Standpunkte der Ernährungsphysiologie, sondern auch 
von demjenigen der Pathologie der Verdauungsorgane aus 
tun. Im modernen StrafvoUzuge gilt bezügl. der Be¬ 
köstigung neben Kostenpunkt und Strafzweck gleich¬ 
berechtigt der Grundsatz: nil nocere; d. i. positiv aus¬ 
gedrückt: Erhaltung des Körpers auf seinem stofflichen 
Bestände und Vermeidung von Schädigungen des Magen¬ 
darmkanals im engeren Sinne. Diese Bedingungen haben 
zur Voraussetzung, einmal die zweckmässige Verbindung 

Blätter fUr Gefängniskunde. XXXVII. 7 
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der Nährstoffe untereinander zur Nahrung derart, dass sie 
im Körper, möglichst vollständig ausgenutzt werden und 
der Menge nach zur Deckung des Bedarfes ausrdchen, 
dann aber auch sowohl in qualitativer, wie quantitativer 
Hinsicht der Leistungsfähigkeit des Magendarmkanals an¬ 
gepasst sind. Einen allgemeinen Ausdruck fanden diese 
Grundsätze bereits in mehreren Thesen der Frankfurter 
Versammlung des Jahres 1886. Praktische Betätigung er¬ 
fuhren sie, im Verein mit den langjährigen Erfahrungen 
hervorragender Gefängnisärzte, wie A. Bär u. a. bei der 
demnächst erfolgten Ausarbeitung der jetzt geltenden Kost¬ 
tarife, mit der die Beköstigungsfrage gewissermassen zu 
einem vorläufigen Abschlüsse gelangt war. Seitdem Voit 
und Pettenkofer durch ihre fundamentalen Unter¬ 
suchungen und eine jüngere Generation, A^ie König, 
Rubner, Munk, Uffelmann, Flügge und andere durch 
exakte experimentelle Studien die Vorgänge des normalen 
Stoffwechsels klargelegt haben, kann kein Zweifel mehr 
herrschen über diejenigen Grundsätze, nach denen sowohl 
qualitativ und quantitativ, wie bezügl. des Mengenverhält¬ 
nisses zwischen animalem und vegetabilem Eiweiss im all¬ 
gemeinen bei der Einzel- und Massenernährung zu verfahren 
ist. Das Bedürfnis nun, nach 17 jähriger Pause die Beköstig¬ 
ungsfrage wieder zur Diskussion zu stellen, beweist, dass mit 
den neuen Tarifen, in denen die Forschungen der Genannten 
tunlichste Berücksichtigung fanden, das erstrebte Ziel 
noch nicht vollkommen erreicht wurde. Die Erklärung 
hierzu ist darin zu suchen, dass die leitenden Gesichts¬ 
punkte bei der Beköstigung neben dem Kostenpunkte 
und dem Strafzweck fast ausschliesslich auf physiologischen 
Erwägungen basierten, während die in der Strafhaft so 
häufig zu beobachtenden funktionellen Störungen und Er¬ 
krankungen des Magendarmkanals wohl mangels eingehender 
experimenteller Aufklärung nicht die gebührende Berück¬ 
sichtigung fanden. Ich habe nun den Versuch gemacht, 
in dieses bisher experimentell noch nicht bearbeitete Ge¬ 
biet einzudringen und die über Störungen der peptischen 
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Kraft erzielten Resultate bereits in einer Arbeit*) nieder¬ 
gelegt. Sie sowohl, wie eine grössere Untersuchungsreihe 
über das Verhalten der motorischen Kraft des Magens, die 
hier ihren Platz finden soll, bilden im Verein mit den Grund¬ 
zügen der Ernährungsphysiologie die Grundlage zu dem, 
was ich zu vorstehenden Fragen zu sagen haben werde. 

Als Ausgangspunkt meiner Erörterungen möchte ich 
einen Satz aus genannter Arbeit, auf die ich im folgenden 
noch öfter genötigt sein werde, zurückzukommen, voraus¬ 
schicken, nämlich, dass bei der Gefangenernährung es sich 
nicht allein um die Deckung des Stoff bedarf es, sondern in 
erster Linie auch darum handelt, in w’elchem Masse der Ver¬ 
dauungskanal unter den abnormen Lebensbedingungen der 
Gefangenschaft in Anspruch genommen wird, und ob das 
Mass der seitens der Verdauungsorgane geforderten Arbeits¬ 
leistung auf die Dauer innerhalb der Grenzen der physio¬ 
logischen Leistungsfähigkeit bleibt, oder nicht. Wir werden 
demnach zunächst zu untersuchen haben, wie die Kost 
heute beschaffen ist, welche Nährstoffe und in w'elcher 
Form sie diese bietet, ob sie zur Deckung des notw endigsten 
Bedarfes genügen oder nicht, welche gesundheitliche 
Störungen durch sie bedingt sind und schliesslich, welche 
Folgerungen wir unter Berücksichtigung sow ohl der Zwecke 
des Strafvollzuges wie der finanziellen Seite zur Beant¬ 
wortung der gestellten Fragen aus alledem zu ziehen 
haben. 

Es würde zu weit führen, hier nochmals die all¬ 
gemeinen grundlegenden Anschauungen über Stoffverbrauch 
und Stoffersatz darzulegen. Ich muss sie als bekannt 
voraussetzen, zumal sie von Bär auf der Versammlung 
im Jahre 1886 in mustergiltiger Weise dem allgemeinen 
Verständnis bereits nahegebracht worden sind. 

Der Speiseplan unserer beiden hessischen Haupt¬ 
anstalten, des Landeszuchthauses Marienschloss und der 

*) Ueber den Einfluss der Gefitngnishaft auf die peptische 
Kraft des Magens, Vierteljahrsschrift f. gerichtl. Med. und öffentl. 
Sanitatswesen. 3. Folge. XXIII. Bd. 2. Heft (1902). 
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Zellenstrafanstalt Butzbach entspricht im grossen und 
ganzen dem neuen; am 12. Juli 1887 für die zum Ressort 
des Ministeriums des Innern gehörenden Straf- und Ge¬ 
fangenanstalten erlassenen Preussischen Eostetat und die 
bei uns mit dethselben gemachten Erfahrungen werden 
daher auch ohne weiteres auf letzteren übertragen werden 
können. Der Unterschied zwischen beiden besteht darin, 
dass unsere Fettgabe, statt 50 gr nur 40 gr auch für Männer 
beträgt, dagegen unsere Brotration mit 625 gr täglich die 
Preussische mit täglich' 550 gr um 75 gr übersteigt. Der 
hessische Speiseplan setzt sich an sieben beliebigen Wochen¬ 
tagen, in folgender Weise zusammen: 


Kosifibersicht 

der Grossh. Zellenstrafanstalt Butzbach. 


1« Morfi^ens: 



ElnaafOhrtM > RttorbierbarM 
tlweitt Eiweist 

F«tt 

Kuhlaa* 

Mrat« 

Calorisee 

50,0 Milch . . 

1,7 

1,7 

1,8 

2,4 

34 

300,0 Brot . . 

18,2 

10,3 

1,2 

150,0 

700 


Sa. 19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: ' 




200,0 Linsen 

52,0 

36,4 • 

4,0 

106,0 

685 

750,0 Kartoffeln 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

40,0 Fett. . . 

— 

— 

30,6 

— 

284 

150,0, Brot . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 75,7 

53,2 

36,3 

336,4 

2026 



Ab enda: 




15,0 Brot . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 

50,0 Käse . . 

. 17,5 

16,4 

5,6 

2,7 

135 

10,0 Schmalz . 


— 

7,6 


70 

175,0 Brot . . 

10,6 

7.4 

0,8 

87,5 

960 


Sa. 37,2 

32,3 

14,6 

165,2 

1515 

Sa. j)ro Tag 132,8 

97,5 

53,9 

654,0 

3720 


Davon sind Animal-Eiweiss = 19,2. 

Eiweissausnutznng* in Prozenten des eingeführten Eiweisses 

= 73 4 0 ' 

/o- 
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2. Morgens: 



ElMefUhrt» 

BweiM 

1 ResorbiarSarM 
Eiwaita 

Fatt 

Kohlen 

Hydrate 

Calorieen 

Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




90,0 Reis . . . 

7,0 

5,6 

0,4 

68,7 

310 

750,0 Kartoffeln . 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

40,0 Fett . . . 

— 

— 

30,6 

— 

284 

150,0 Brot . . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 30,7 

22,4 

32,7 

299,1 

1651 



Abends: 




80,0 Roggenmehl 

8,7 

7,0 

1,5 

55,2 

275 

5,0 Fett . . . 

— 

— 

3,8 

— 

36 

175,0 Brot . . . 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 


Sa. 19,3 

14,4 

6,1 

142,7 

716 

Sa. pro Tag 69,9 

48,8 

41,8 

594,2 

3101 

Davon sind animal. Eiweiss = 1,7. 




Eiweissausnutzung in 

. Prozenten des 

eingeführten 

Eiweisses 

= 69,8 ®/o. 

3 

t Morgens: 




Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




200,0 weisse Bohn. 

46,0 

32,2 

4,0 

112,0 

685 

750,0 Kartoffeln , 

14,6 

11,6 

1,1 

115,4 

707 

90,0 Rindfleisch . 

15,5 

14,5 

23,4 

. — 

281 

150,0 Brot . . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 85,2 

74,1 

29,1 

342,4 

2023 



Abends: 




80^0 Hafergrütze 

10,4 

7,3 

4,8 

52,0 

300 

10,0 Fett . . , 

— 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot . . . 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

100,0 Salzhäring . 

18,9 

18,1 

16,8 

1,5 

234 


Sa. 40,9 

35,5 

30,0 

141,0 

1009 

Sa. pro Tag 145,0 

121,6 

62,1 

635,8 

3766 


Davon sind animal. Eiweiss = 36,1. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführteii Eiweisses 

= 83,8*/.. 
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4« Morgens: 



EingtfOhrttt Retorbierbaret 

Elweitt Elweltt 

Fatt 

Kohlen- 

hyilrate 

CaloriMB 

Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

Mittags: 

3,0 

152,4 

734 

750,0 Kartoffeln 
200,0 Weisskraut, 
Rotkraut od. 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

Wirsing . . 

3,7 

3,0 

0,4 

4,5 

38 

40,0 Schwarzbrot 

2,4 

1,6 

0,1 

18,7 

88 

15,0' Roggenmehl 

1,6 

1.6 

0,2 

10,4 

51 

40,0 Fett . . . 

— 

— 

30,6 

— 

284 

100,0 Wurzelgewächse 2,0 

2,0 

— 

8,0 

41 

150,0 Brot . . . 

9.1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 



Sa. 33,4 

27,0 

33,0 

272,0 

1559 




Abends: 




80,0 Weizenmehl 


7,1 

5,7 

0,8 

59,2 

274 

10,0 Fett . . 


— 

— 

7,6 


70 

175,0 Brot . . 


10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 


säT 

17,7 

13,1 

9,2 

146,7 

749 

Sa. pro Tag 71,0 

52,1 ‘ 

45,2 

571,1 

3042 

Davon sind animal. Eiweiss = 1,7. 




Eiweissausnutzung in 

Prozenten des 

eingeführten 

Eiweisses 

= 73,3 %. 









5- 

Morgens: 




Wie sub. 1. . . 


19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 




Mittags: 




100,0 Erbsen 


23,0 

19,0 

2,0 

56,0 

342 

200,0 Sauerkraut 


3,5 

2,8 

0,5 

10,0 

59 

750,0 Kartoffeln . 


14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

15,0 Roggenmehl 


1,6 

1,6 

0,2 

10,4 

51 

40,0 Fett . . 


— 

— 

30,6 

— 

284 

150,0 Brot . . 


9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 

51,8 

40,2 

35,0 

306,8 

2093 




Abends: 




80,0 Gerstengrütze 

8,7 

6,0 

1,5 

55,2 

275 

10,0 Fett . . 


— 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot . . 


10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 


Sa. 

19,3 

13,4 

9,9 

142,7 

750 

Sa. pro Tag 91,0 

65,6 

47,9 

601,9 

3517 


Davon sind animal. Eiweiss = 1,7. 

Eiweißsausnutzung in Prozenten des eingeführten Eiweisses 
= 72%. 
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6« Morgrens: 



EkM^rtM 

UW«iM 

Ratorbieriiares 

Eiw«l«t 

Fftt 

KoIiImi* 

hytfrats 

CatoH«M 

Wie sub. 1. . . 

19,9 

12,0 

3,0 

152,4 

734 



Mittags: 




100,0 Erbsen 

23,0 

19,0 

2,0 

56,0 

342 

30,0 Reis . . 

2,4 

1,9 

0,1 

22,8 

104 

20,0 Gerste 

2,2 

1,7 

0,4 

13,8 

69 

750,0 Kartoffeln 

14,6 

11,6 

1,1 

155,4 

707 

40,0 Fett . . 

— 

— 

30,6 

— 

284 

150,0 Brot . . 

9,1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 


Sa. 51,3 

39,4 

34,8 

323,0 

ia56 



Abends: 




80,0 Gerstengrütze 8,7 

6,0 

1,5 

55,2 

275 

10,0 Fett . . 

— 

— 

7,6 

— 

70 

175,0 Brot . . 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5. 

405 

50 Käse . . . 

. 17,5 

16,4 

5,6 

2,7 

135 


Sa. 36,8 

29,8 

15,5 

145,4 

885 

Sa. pro Tag 108,0 

83,4 

63,3 

620,8 

3475 


Davon sind animal. Eiweiss = 19,2. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführten Eiweisses 


= 77,2%. 

7< 

> Morgens: 




Wie sub. 1. . . . 

19,9 

12,0 

Mittags: 

3,0 

152,4 

734 

500,0 grüne Bohnen 





eingemacht . 

10,0 

7,0 

0,5 

36,5 

195 

1000,0 Kartoffeln 

17,9 

12,2 

1,6 

205,6 

931 

15,0 Roggenmehl 

1,6 

1,6 

0,2 

10,4 

51 

94,0 Schweinefleisch 13,6 

12,7 

35,0 

— 

291 

150,0 Brot . . . 

9.1 

5,2 

0,6 

75,0 

350 

säT 

.52,2 

45,4 

37,9 

327,5 

1818 



Abends: 




80,0 Reis . . . 

6,4 

5,1 

0,4 

60,8 

279 

100,0 Milch . . . 

3,4 

3,0 

3,6 

4,8 

67 

175,0 Brot • • • ^ 

10,6 

7,4 

0,8 

87,5 

405 

Sa. 

20,4 

15,5 

4,8 

153,1 

751 

Sa. pro Tag 92,5 

72,9 

45,7 

633,0 

3303 


Davon sind animal. Eiweiss = 18,7. 

Eiweissausnutzung in Prozenten des eingeführten Eiweisses 
= 78,5 7o. 
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Der tägliche Durchschnitt des Eiweisses beträgt 
hiernach 101,4, des Fettes, 49,9 und der Kohlenhydrate 
615 gr, die zusammen einen Verbrennungswert von 3426 
Wärmeeinheiten darstellen. Nach unseren bisherigen 
wissenschaftlichen Erfahrungen nun wird von dem ein¬ 
geführten Eiweiss nur ein Teil wirklich verdaut, besser 
gesagt: ausgenützt oder resorbiert. Ich möchte gleich hier 
feststellen, dass der Ausdrück „verdaulich“ nicht das trifft, 
was in unserer Fragestellung unter ihm verstanden ist. 
Die „Verdaulichkeit“ einer Nahrung bezieht sich lediglich 
auf die bei der Verdauung auftretenden subjektiven Em¬ 
pfindungen, ist daher identisch mit „Bekömmlichkeit“, 
während die Ausnutzbarkeit den Anteil der Nährstoffe 
bestimmt, der überhaupt schliesslich zur Lösung und 
Resorption, d. h. zur Aufnahme in den Körper gelangt, 
in diesem letzteren Sinne soll offenbar das Beiwort „ver¬ 
daulich“ in Frage A verstanden werden. Das eingeführte 
Eiweiss also verhält sich, je nach Herkunft, und Kombina¬ 
tion in welcher es gegeben wird, bezüglich seiner Ausnutz¬ 
barkeit sehr verschieden. Das animale Eiweiss gelangt 
bei reiner Fleischkost bis zu 977o> bei gemischter bis zu 
etwa 87%—90% der eingeführten Mengen zur Resorption, 
während die Zahlen für vegetabiles Eiweiss je nach Her¬ 
kunft und Zubereitung zwischen 68®/,—83®/, schwanken. 
Es handelt sich hier selbstverständlich um Durchschnitts¬ 
zahlen, bei denen eine Reihe wichtiger, die Ausnutzbarkeit 
beeinflussender Momente, wie z. B. Individualität, Volumen, 
und Zubereitung nicht direkt zum Ausdruck kommen. 
Immerhin zeigen sie die gute ResoiTtionsfähigkeit des 
animalen Eiweisses gegenüber dem vegetabilen sehr deut¬ 
lich. Bei Anwendung dieser Ausnutzungszahlen auf unseren 
Kosttarif gelangen wir, wie ein Blick auf die Uebersicht 
lehrt, zu einem täglichen Durchschnitt resorbierbaren 
Eiweisses von 77,4 gr gegenüber einer Zufuhr von 101,4 gr. 
Dieser Durchschnitt wurde in der Weise gewonnen, dass 
in der Kolumne „resorbierbares Eiweiss“ die Menge des¬ 
selben auf Grund der neben, in Rubrik: „eingeführtes 
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Eiweiss^' für die einzelnen Nahrungsmittel gefundenen 
Eiweisszahlen berechnet und am Ende addiert wurde. Bei 
Zugabe von Animalien w’urde die Ausnutzbarkeit der ge¬ 
mischten Nahrung entsprechend dem durch Ausnützungs¬ 
versuche von Schuster u. A. gefundenen Prozentsätze 
mit 87®/o der eingeführten Mengen angesetzt. Nur durch 
die gesonderte Betrachtung jeder einzelnen Mahlzeit be¬ 
züglich ihrer Eiweissausnutzung erhält man ein annähernd 
reines Resultat, w'ährend bei einer pauschalen, sich auf 
den ganzen Tag oder gar eine Woche erstreckenden Be¬ 
rechnung die durch die wechselnde Kombination der ein¬ 
zelnen Mahlzeiten bedingten Differenzen in der Ausnutzung 
nicht zum Ausdruck gelangen können. In der Durch¬ 
schnittszahl vermissen wir natürlich die einzelnen Tages¬ 
schwankungen ; diese sind, wie ein Blick auf die Tabelle 
zeigt, recht erheblich und zeigen deutlich sowohl den grossen 
Unterschied in der Ausnutzung zwischen animalem und 
vegetabilem Eiweiss, wie die Vorteile einer zweckmässigen 
Kombination beider. Munk*) berechnet auf Grund der 
von Förster, C. Voit und Uffelmann ermittelten 
Zahlen das hygienisch zweckmässige Minimum der anhnalen 
Zulage für einen kräftigen Erwachsenen von etwa 65—70 
Kilo bei mittlerer Arbeit zu '4, während die übrigen -4 
aus Vegetabilien gedeckt werden können. Voraussetzung 
hierbei ist, dass das Individium nicht an reichlichen Ge¬ 
nuss von Animalien gewöhnt ist; für diesen Fall wäre 
dieser Satz zu gering. Ein Mann der arbeitenden Klasse, 
die im allgemeinen dem Rekrutirungsbezirk unserer An¬ 
stalten entspricht, bleibt bei dieser Quote arbeitsfähig und 
nützt das eingeführte Eiweiss gut (87%—00%) aus. Sehen 
wir unsere Uebersicht auf diese Verhältnisse hin an, so 
finden wir, dass wir diese '4 Quote an keinem Tage der Woche 
erreichen, vielmehr oft erheblich hinter ihr Zurückbleiben und 
demgemäss, wie die in Prozenten der eingeführten Eiweiss- 


') J. Munk, Einzel- und Ma.sscnern!Uining. In Weyl, Handbueli 
d. Hygiene. Bd. III, pag. 76 u. 77. 
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mengen ausgedrückter Zahlen zeigen, eine sehr mässige Ver¬ 
wertung der Ei Weisszufuhr einerseits, und mehr oder minder 
hohe Vergeudung dieses Nährstoffes im Form ungenutzten 
Abgangs andrerseits. Die schlechteste Ausnutzung zeigt der 
zweite Tag mit 69,8 %, an dem von 69,9gr Eiweiss im Ganzen 
52,5 gr durch Brot und Kartoffeln, 15,7 durch Reis und 
Roggenmebl mit vegetabilem und nur 1,7 gr in der Milch durch 
animales Eiweiss gedeckt sind. Der 4. und 5. Tag giebt 
bei gleicher animaler Quote, wenn man die 1,7 gr über¬ 
haupt als solche bezeichnen will, infolge Zusatzes von 
besser nutzbarem Getreidemehl und Erbsen mit 73,3 7o 
bezw. 72% ein etwas günstigeres Resultat. Diese 3 Tage 
bieten eine rein vegetarische Kost und ihre Ausnutzungs¬ 
zahlen entsprechen daher denen des vegetabilen Eiweisses 
nach F1 ü g g e 1). Am besten schneidet der dritte Tag mit 
83,8% Ausnutzung der Eiweisszufuhr ab; sie erklärt sich 
aus der relativ hohen animalen Quote von */«> während 
der 6. und 7. Tag mit ^jf> animalen Zusatzes eine etwas 
geringere Ausnutzung (77,2% bezw. 78,5®/o) ergeben. Von 
besonderem Interesse ist der erste Tag unserer Uebersicht, 
dessen sehr reichliche, zu */, aus Leguminosen bestehende 
Eiweisszufuhr nur mit 73,4% verwertet wird; die animale 
Quote ist mit V; so niedrig, dass sie die Ausnutzbarkeit 
des vegetabilen Eiweisses überhaupt nicht beeinflusst. 

Die ausnutzbare gesamte Eiweissmenge unseres Kost- 
tarifes erhebt sich mit 77,4 gr. nicht unbedeutend über 
die von Böhm, Flügge, Meiner! und von Recken¬ 
berg in den Kostsätzen armer Arbeiterfamilien in Sachsen, 
der Niederlausitz und der Handweber im Zittauer Kreise 
gefundenen Zahlen. Diese Menschen fristen mit ca. 50,0 
Eiweiss, 25,0—30,0 Fett und 300,0—400,0 Kohlenhydraten 
ihr dürftiges Dasein, sehen elend aus und können nur 
wenig leisten. Es sind schwächliche, von Jugend auf an 
eine karge Kost gewöhnte, muskelarme Menschen, die sich 
mit dieser Stoff menge wohl auf dem Gleichgewicht, aber 

') Flügge, Hygiene. S. 237. 
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nicht leistungsfähig zu erhalten vermögen. Diese sogenannte 
„Erhaltungskost“ kann deshalb als Massstab für eine 
normale Ernährung nicht in Betracht kommen. Ander¬ 
seits haben J. Ranke*) und Benecke,-) Beaunis,®) 
Pflüger und Bohland,*) Bleibtreu und Bohland^) 
sowie Uffelmann*) durch zahlreiche Versuche bezügl. 
des Ei weissbedarf es ermittelt, dass der leicht tätige er¬ 
wachsene Mensch von 65—70 Kilo Gewicht im Durch¬ 
schnitt mit 90,0—100,0 Eiweiss auskommt, gegenüber den 
früher von v. Voit geforderten 118,0 und man wird daher 
90—IQO gr resorbierbares Eiweiss als die durch Experiment 
und Erfahrung sichergestellte Tagesmenge ansehen dürfen, 
die für die Dauer bei leichter Arbeit genügt. Munk ’) 
geht mit seiner Forderung von 100—110 Eiweiss, 56,0 Fett 
und 450—500 Kohlenhydraten zur Erhaltung des Stoff¬ 
bestandes und der Leistungsfähigkeit eines mittleren Ar¬ 
beiters hinsichtlich des Eiweisses allerdings etwas über 
die obige Tagesmenge hinaus. Von diesen 90—100 gr 
wären nach dem früher Gesagten zur Erzielung einer ge¬ 
nügenden Ausnutzung etwa Vs, d. h. 30—;15 gr durch 
Animalien, das übrige durch Vegetabilien zu decken. 

Der Fettgehalt unserer Gesundenkost entspricht an¬ 
nährend, nicht ganz, dem Bedürfnis. Es ist in den hessischen 
Anstalten mit knapp 50 gr einschliesslich der in den 
Nahrungsmitteln präformiert enthaltenen natürlichen Fetten 
etwas niedriger bemessen, wie in dem Preussischen Etat, 
der mit etwa 56 gr pro Tag für männliche Gefangene 
ausreichend erscheint. Dagegen ist, wie nach unseren 
Feststellungen über das Verhältnis zwischen vegetabilem 


*) J. Ranke, A. f. Anat. n. Physiol. (1862) 311. 

*) Benecke, Marb. Naturw. Sehr. 11. Bd. 277. 

•) Beaunis, Recherehes e.\per. Paris (1881) 4. 

*) Pflüger n. Bohland, Pflüg. Archiv 36, Bd. 163. 

‘) Bleibtreu u. Bohland, ebenda, 38. Bd. 1. 

*) Uffelmann, Jahresb. üb. d. Fortschr. n. Leist, auf d. (leb. 
d. Hygiene 1883-90. 

9 Munk, Vergl. Hd. d. Hyg. Bd. III. 87. 
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und animalem Eiweiss a priori gar nicht anders zu er¬ 
warten war, die 615 gr betragende Masse der Kohlen¬ 
hydrate, die an 3 Wochentagen den ganzen, an den übrigen 
4 den grössten Teil des Ei Weissbedarfes mit zu decken 
haben, entschieden zu hoch, selbst wenn wir berück¬ 
sichtigen, dass sich die Masse der Gefangenen aus den 
niederen Volksschichten rekrutiert, die von Jugend auf 
an grössere Speisevolumina gewöhnt sind, wie die besser 
situierten Klassen. Aus den Mitteilungen der Gefangenen 
geht im Einklang mit den statistischen Nachweisen un¬ 
zweifelhaft hervor, dass die animale Quote in der Tageskost 
des erwachsenen Arbeiters — des ländlichen nicht aus¬ 
genommen — entsprechend dem allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen Aufschwünge und der mit diesem Hand in Hand 
erfolgten materiellen Besserstellung der arbeitenden Klassen 
innerhalb der letzten 20—25 Jahre ganz erheblich ge¬ 
stiegen ist. Das Bedürfnis nach Magenfüllung mittelst 
reichlicher Kohlenhydratmengen zum Zwecke ausreichender 
Sättigung besteht bei der jüngeren Arbeitergeneration da¬ 
her sicher nicht mehr in demselben Masse, wie vor ge¬ 
nannter Zeit. Mit der Forderung eines geringen Volumens, 
das bekanntlich von jeher einen Angelpunkt bildete, um 
den sich die Klagen der Gefängnisärzte immer wieder 
drehten, werden wir alle heute mehr noch, wie früher auch 
den Verhältnissen des gewöhnlichen Lebens Rechnung 
tragen. Nachdem wir den Ei weissbedarf mit ca. 100 gr 
pro Tag festgestellt haben, lässt sich die Kohlenhydrat¬ 
menge für unsere Zwecke leicht berechnen. Für den er¬ 
wachsenen mittleren Arbeiter sind 270 gr Kohlenstoff 
erforderlich, von diesen liefern die 100 gr Eiweiss bereits 
ca. 55 gr, da 1,0 Eiweiss 0,54 Kohlenstoff entspricht. Wollte 
man den Kohlenstoffrest von 210—215 gr mit Kohlen¬ 
hydraten decken, so wären hierzu etwa 620—630 gr der¬ 
selben nötig; diese entsprechen jedoch so enormen Nah¬ 
rungsmengen, z. B. 1150 gr Weissbrot, 1300 gr Roggenbrot 
oder 3200 gr Kartoffeln, dass sie zum Teil durch isodjmame 
Fettmengen ersetzt werden müssten, wenn man die Eiweiss- 
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gäbe nicht erhöhen kann. Nun beträgt die zur Zeit in 
der Gefängnisskost festgesetzte Fettgabe 50—55 gr, die 
nach ihrem kalorischen Nutzeffekte etwa 120 gr Kohlen¬ 
hydraten entsprechen und nach Massgabe dieses Effektes, 
ähnlich wie das Eiweiss, das Kohlenhydrat vertreten kann. 
Es bleiben sonach als mittlere Tagesmenge 500 gr Kohlen¬ 
hydrate übrig. Nach den Volumbestimmungen von Forster 
und Uffelmann*) soll das Tagesvolum nicht unter 
1500 ccm heruntergehen, da sonst leicht das Gefühl der 
Sättigung ausbleibt, andrerseits wegen der Ueber- 
lastungsgefahr 2100 ccm nicht übersteigen. Man wird in 
Uebereinstimmung mit Munk demnach 1600—2000 ccm 
als das mittlere Tagesvolum eines gesunden Erwachsenen 
von mittlerem Gewicht bezeichnen können. Dieses Volumen 
wird zur Zeit in den Gefängnissen ausnahmslos bedeutend 
übersteigen. Es beträgt vorgeschriebenermassen 2500 gr, 
die sich mit 500 gr auf das erste Frühstück, 1200—1250 gr 
aufs Mittagessen und 750 gr auf die Abendsuppe verteilen; 
hierzu kommt die tägliche Brotration mit 550—625 gr, 
woraus sich eine Tagesmenge von 3050—3125 gr ergiebt. 
Ich wiederhole nur Bekanntes, wenn ich an dieser Stelle 
betone, dass diese Massen nicht nur die Arbeitslust beein¬ 
trächtigen, sondern bei den meist mit Sitzarbeit beschäf¬ 
tigten Gefangenen mangels reichlicher Körperbewegung 
und kräftiger Muskelarbeit früher oder später je nach An¬ 
lage und Beschaffenheit ihrer Verdauungsorgane zu 
Störungen führen. Abgesehen davon, dass die schon an 
sich im Vergleich zu den Animalien schlechtere Ausnütz¬ 
barkeit des vegetabilen Eiweisses bei zunehmender Masse 
der Nahrung wegen der raschen Passage durch den Darm 
infolge der schnelleren Verdrängung des Speisebreies noch 
mehr beeinträchtigt wird, führt die Ueberschwemmung 
des Darmes mit Kohlenhydraten sehr leicht zu saurer 
Gährung und Gasbildung, die ihrerseits wieder Reizzustände 
der Darmschleimhaut mit häufigen und reichlichen Eut- 

*) Förster, Z. f. Biol. 9. Bd. 381. 

*) Uffelmann und Munk, Ernährung. 2. Aufl. 1891. 339. 
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leerungen bedingen. Dass es nach den Untersuchungen 
von Liebig,') Ranke,*) Steinheil®) und Ohlmüller^) 
Menschenklassen giebt, die, wie die oberbayrischen Holz¬ 
knechte, italienischen Ziegelarbeiter, nassauischen Berg¬ 
leute oder siebenbürgischen Feldarbeiter ihren Bedarf fast 
ausschliesslich aus Vegetabilien deckend bis zu der kolossalen 
Masse von 950 Kohlenhydraten mit 150,0 Eiweiss und 180,0 
Fett pro Tag gelangen und dabei vollkommen gesund und 
zu den schwersten Arbeiten befähigt bleiben, sind Aus¬ 
nahmen, welche die Regel bestätigen. Die Bewältigung 
so enormer Speisemassen ohne Schaden ist nur zu er¬ 
klären, einmal durch Gewöhnung und ferner durch die 
ständige Bewegung im Freien unter angestrengtester Mus¬ 
kelarbeit, bei der Nieren, Lungen und Haut durch über¬ 
reichliche Wasserabsonderung zur Entlastung des Magen¬ 
darmkanals beitragen, Faktoren, die bei der heutigen Form 
des Strafvollzuges, insbesondere der Zellenhaft gar nicht 
in Betracht kommen. Wir wissen andrerseits, dass manche 
fast rein vegetarisch lebende Völker, wie die Japaner, die 
grossen Nahrungsmengen, die sie zur Deckung ihres Stoff¬ 
bedarfes durch Vegetabilien allein (vorwiegend Reis) auf¬ 
nehmen müssten, empirisch durch Fleisch- und Fischzusatz 
zu verringern suchen. 

Aus dem bisher Gesagten ersehen wir, das unsere 
derzeitige Gesundenkost den Eiweissbedarf weder qualitativ 
noch quantitativ deckt, während die Fettgabe annährend 
genügt, die Kohlenhydratmenge und damit gleichzeitig 
auch das Tagesvolum der Nahrung das zulässige Mass 
stark überschreiten. 

Hinsichtlich unserer Erfahrungen nun ergeben sich, 
abgesehen von individuellen Eigentümlichkeiten ganz all¬ 
gemein Unterschiede je nach Alter, Strafdauer und Art der 
Beschäftigung. 

’) V. Liebig Münch, ac. Sitz.-Ber. (1869) 463. 

*) Ranke, Ztschr. f. Biol. 13. Bd. 130. 

’) S t e i n h e i 1 ebenda, 415. 

') O h I m ü 11 e r ebenda, 20. Bd. 415. 
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Zvveifellos kommt das Gros der kurzzeitigen, jungen 
gesund in die Anstalt eintretenden Gefangenen mit unserer 
Kost vollkommen aus. Wir beobachten bei ihnen in der 
Regel weder einen Rückgang der Leistungsfähigkeit, noch 
sehen wir bei ihnen zunächst objektiv nachweisbare 
Schädigungen der Gesundheit auf treten. Unter dem Einfluss 
der geregelten Lebensweise der Anstalt bekunden die meisten 
kurzzeitigen Gefangenen — es sind dies vorzugsweise 
unsere 18—24 jährigen, wegen Körperverletzungen, anderen 
Roheitsdelikten oder kleineren Diebstählen bis zu etwa 
6 Monaten bestraften Zellensträflinge, — soweit sie nicht 
von vornherein infolge psychischer Veranlagung unter 
der Strafhaft leiden, sogar eine mehr minder erhebliche 
Steigerung ihres körperlichen Wohlbefindens. Die Er¬ 
klärung besteht, abgesehen von dem bereits erwähnten 
Einfluss einer zwischen Arbeit, Ruhe und geistiger An¬ 
regung geteilten, streng geregelten Lebensweise in der 
Tatsache, dass die Kohlenhydrate die wirksamsten Spar¬ 
mittel darstellen für den Eiweissumsatz. Sie drücken in 
grossen Gaben neben mässigen, selbst unzulänglichen Ei¬ 
weissrationen, dessen Umsatz herab, ja sie vermögen dies 
bei genügender Fettzufuhr, wie dies ja bei unserer Kost 
annährend der Fall, einige Zeit sogar bis unter die Grösse 
des Eiweissumsatzes herunter, so dass aus an sich kaum 
ausreichenden Eiweissmengen neben etwas erhöhtem Fett¬ 
ansatz bereits geringer Eiweissansatz zustande kommen 
kann. ‘) 

Dieses günstige Verhältnis besteht selbstverständlich 
nur so lange, als die Funktionen der Verdauungsorgane 
diesem Missverhältnis ZAvischen Arbeitslast und Arbeits¬ 
leistung gegenüber stand halten und durch die anhaltende 
Ueberbürdung des Magendarmkanales mit den breiigen 
Massen noch nicht das Gefühl dauernder Uebersättigung 
mit Nachlass oder völligem Schwinden des Appetits oder 


•) J. Mank, Virch. Archiv. 101. Bd. 112, 131. Bd. Suppl. 22.5 
und Kumagava ebenda 116. Bd. 370. 
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absoluter Widerwille gegen die Kost eingetreten ist. Allein 
diese ‘günstigen Voraussetzungen, unter denen die Anstalts¬ 
kost von den Verdauungsorganen zur Not ausgenutzt und 
zur Deckung des substanziellen Bedarfes verarbeitet werden 
kann, pflegen nach meinen Erfahrungen bei einer relativ 
grossen Anzahl von Gefangenen bald zu schwinden. Wie 
es sich bei meinen Untersuchungen herausgestellt hat, 
traten im Laufe eines Jahres bei 138 unter 450—470 nach¬ 
weislich früher vollkommen gesunden Gefangenen frühstens 
vom 6. Monat der Strafhaft ab dyspeptische Beschwerden 
auf, denen nachweisbare Störungen der Magensaftsekretion 
und, wie ich auf Grund neuer, später zu besprechender 
Beobachtungen gleich hier vorweg nehmen will, auch der 
motorischen Magenfunktion zugrunde lagen. Es handelte 
sich dabei mit wenig Ausnahmen um Gefangene mit Sitz¬ 
arbeiten. In einer Versuchsreihe dieser 138 Fälle konnte 
ich durch die Untersuchung des mittelst Ausheberung des 
Mageninhalts nach einem sogen. Probefrühstück von stets 
gleicher Menge und Zusammensetzung gewonnenen Magen¬ 
saftes feststellen, dass in 47 \ dieser 138 Fälle Verminderung 
bis zum völligen Fehlen der peptischen Kraft bestand d. h. 
die Absonderung der verdauenden Säfte, in erster Linie, der 
freien Salzsäure, teils vermindert, teils bis zur völligen Achylie 
d. h. Saftschwund, aufgehoben war. Da Hypochylieen oder 
gar Achylieen bei sonst scheinbar Gesunden höchst zufällig 
und äusserst selten anzutreffen sind, müssen diese Störungen 
unbedingt mit der Anstaltskost in Zusammenhang gebracht 
werden. Dieser Nachlass der Verdauungskraft war in der 
Minderzahl der Fälle ein rein funktioneller d. h. die Abson¬ 
derung der Säfte erfolgte in geringerer Intensität bei völliger 
Intaktheit der Magenschleimhaut und des Drüsenparenchyms, 
weil die zur Auslösung einer reichlicheren Saftsekretion 
wirksamen Faktoren, in erster Linie das animale Eiweiss, 
in der Nahrung fehlte bezw. in zu geringer Menge vor¬ 
handen war. Wurde diesen Gefangenen eine reichliche 
Fleischmahlzeit verabfolgt, so stiegen die Säurewerte, die 
nachgewiesener Massen vorher Wochen- ja monatelang bis 
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zum Tage vor dem Versuche vermindert und selbst ver¬ 
schwunden waren, plötzlich zur normalen Höhe an. Einen 
stringenten Beweis für diese Tatsache bieten die Versuchs¬ 
reihen 3 und 4 der genannten Arbeit. Bei der ersteren 
handelte es sich darum, nicht nur den Effekt einer reich¬ 
lichen Fleischzufuhr an sich, sondern auch durch ent¬ 
sprechende Beeinflussung des Nervensystems in Form 
besonders appetitlicher Zubereitung die Wirkung der auf 
diese Art aktivierten reflektorischen Auslösung der Saftab¬ 
sonderung in den subaciden Mägen zu beobachten, während 
in der letzteren der digestive Reiz allein in Form einer 
sehr wenig angenehm schmeckenden Liebig's Fleischextrakt¬ 
lösung zur Geltung kommen sollte. Der Erfolg war in 
beiden Versuchsreihen da, wo das secernierende Parenchym 
noch intakt war, ein eklatanter Säureanstieg und zwar 
gleich intensiv bei beiden Nahrungsstoffen; wir werden 
später sehen, dass auch von anderer Seite diese starke 
unmittelbare Reizwirkung des Fleisches und seiner Extraktiv¬ 
stoffe im Gegensatz zu den Kohlenhydraten, bestätigt wurde. 
Diese Versuche beweisen also zunächst, dass das Fehlen 
von Sekretionsreizen, wie dies bei einer fleischarmen Nah¬ 
rung der Fall ist, zur Inaktivierung des entsprechenden 
Drüsenparenchyms, führen kann. In Parallele hierzu führe 
ich die Versuche von J. Munk ‘) am Hunde an, der diesen 
4 bis 6 Wochen hindurch mit grossen Kohlenhydratmengen 
und mässigon Fettgaben im Gleichgewicht hielt, in der 7. bis 
9. Woche aber Störungen der Verdauung und Ausnutzung 
mit Nachlass des Appetits, Schwäche und Kraftlosigkeit 
und schliesslich in einem eigenen und 2 Fällen Rosen- 
heims*) ein plötzliches Eingehen der Tiere beobachtete. 
Er konnte diese schweren Störungen nur durch grosse 
Eiweissgaben bekämpfen. Er erwies, wenigstens für die 
Galle, mit Bestimmtheit, dass diese schweren Verdauungs- 


') J. Munk, A. f. Physiol. (1891) 338; Virch.-Arch. 132. Bd. 91. 
’) Th. Rosen he im, A. f. Physiol. (1891) 341; Pflttg.-Arch. 53, 
Bd. 61. 
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Störungen zum grössten Teil auf spärlicherer Absonderung 
der Verdauungssäfte beruhen und warnt auf Grund solcher 
Erfahrungen davor, die Eiweissration eines gesunden mittleren 
Arbeiters unter 90 Gramm herunter zu drücken. Ueber 
den zwischen Art der Nahrung und der Saftsekretion 
bestehenden Zusammenhang hat uns ferner in neuester 
Zeit P a w 1 0 w *) in einer grossen Reihe genial durchdachter 
Tierversuche weitere Aufklärung geschafft. Er hat durch 
dieselben nachgewiesen, dass die Arbeit der Verdauungs¬ 
drüsen ganz bestimmten Gesetzen unterliegt. Der Kost 
entspricht eine spezifische Arbeit dieser Drüsen, sowohl in 
Bezug auf die Eigenschaften des Verdauungssaftes, als auch 
bezüglich dessen Menge, des Verlaufs und der Dauer seiner 
Absonderung. So erhielt er z. B. auf Brot in derselben 
Beobachtungszeit einen nach Menge und Beschaffenheit 
ganz andersartigen Saft, wie auf Fleisch; die Produktion 
dieser beiden Säfte setzte natürlich eine ebenso verschieden¬ 
artige Drüsenaktion voraus. In unseren Versuchsreihen 
.3 und 4 konnten wir, wie bereits erwähnt, diese Tatsache 
für Fleischnahruug bezw. Fleischextraktlösung auch beim 
Menschen bestätigen. Es erhellt weiter aus diesen Versuchen, 
dass durch eine längere Zeit durchgeführte einseitige Kost 
bestimmte Drüsenorgane funktionell derart überlastet 
werden, dass sie 'in einen Zustand dauernder Reizung 
geraten, der zu ernsten Störungen führen kann. Nur eine 
zweckmässig gemischte Kost, die alle Sekretionsorgane gleich- 
mässig und im richtigen Verhältnis zu ihrer Leistungsfähigkeit 
beschäftigt, entspricht auf die Dauer den physiologischen 
Gesetzen. Durch seine interessanten Untersuchungen hat 
P a w 1 0 w einen weiteren Faktor der Saftsekretion in 
Form psychischer Vorgänge ermittelt, den er sogar höher 
bewertet, als die direkte digestive Reizwirkung. Er stellte 
fest, dass gewisse, von den Endapparaten centripetaler 
Nerven der verschiedensten Sinnesgebiete, wie Gefühl, 
Geruch und Geschmack aufgenommenen und nach dem Ge- 

J. P. Pawlow, die Arbeit der Verdauungsdrüsen, Wies¬ 
baden, Bergmann (1898.) 
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hirn geleitete Reize von dort durch den nerims vagus 
und sympathicus nach den Verdauungsdrüsen weitergeleitet 
werden und diese Drüsen zu einer den gesetzten Reizen 
qualitativ und quantitativ genau entsprechenden Sekretion 
anregten, ohne dass dabei irgendwelche Nahrungsstoffe 
in den Magen selbst gelangt waren. Er nennt dieses 
Reaktiv den „psychischen Saft“ und hält die ihn auslösende 
psychische Erregung für den wichtigsten Anreiz zur 
Saftsekretion. Den sichern Nachweis, dass der nervus 
vagus der Sekretionsnerv des Magens ist, durch dessen 
Vermittlung die Psyche zur Geltung gelangt, hat in 
absolut einwandfreier und allseitig anerkannter Weise 
Schneyer^) durch seine Versuche erbracht. Wie das 
psychische Reaktiv nach Pa wiow eine der wichtigsten Vor¬ 
bedingungen für die Einleitung und den normalen Ablauf 
des Verdauungsaktes darstellt, so wird es leicht verständ¬ 
lich, dass andrerseits ein Wegfall der durch psychische 
Erregung auslösbaren reflektorischen Sekretion durch 
Vorstellungen depressiver Art, wie es Abneigung oder gar 
Widerwillen gegen die Kost sind, Abweichungen der Saft¬ 
sekretion von der Norm zur Folge haben muss. Uebrigens 
haben J. Troller, M. Schreuer und A. Riegel durch 
Versuche in der medizinischen Klinik zu Giessen am 
Menschen diese Pawlow’schen Befunde bestätigt und zum 
Teil erweitert. Auch sie fanden eine reichliche reflektorische 
Absonderung vollwertigen Magensaftes nach dem Kauen 
wohlschmeckender Nahrungsmittel in den vorher rein aus¬ 
gewaschenen Mägen vor. Sicherlich spielt gerade dieser 
experimentell nachgewiesene Einfluss des psychischen 
Momentes auf die Magensaftsekretion unter den eigen¬ 
artigen Lebensbedingungen der Gefangenen eine gewisse 
Rolle und bringt Gesichtspunkte in die Frage der Gefangen¬ 
beköstigung hinein, die bei der Massenernährung freier 
Menschen zum Teil gar nicht in Betracht kommen. Klinisch 
sind nervöse Einflüsse als ätiologisches Moment bei Magen- 


*) Sehneyer, Zeitschr. f.Klin. Med. Bd. XXXII. 131. 

»* 
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erkrankungen seit Leube’s bekanntem Vortrage auf dem 
III. Kongress für innere Medizin im Jahre 1884 allgemein 
anerkannt. Diese Störungen werden als Magenneurosen 
bezeichnet und können das sekretorische, motorische und 
sensible Nervengebiet des Magens betreffen. Je nachdem 
es sich um Depressions- oder Reizzustände handelt, zeigen 
die betreffenden Funktionen Abweichungen nach der nega¬ 
tiven oder positiven Seite hin. Für die Saftsekretion hat, 
wie wir gesehen haben, Pawlow die'Ricbtigkeit der klinischen 
Auffassung dieser Anomalieen experimentell bewiesen. Die 
meisten von mir untersuchten Fälle verminderter(Hypochylie) 
oder völlig aufgehobener (Achylie) Saftsekretion waren, im 
Gegensätze zu den oben beschriebenen rein funktionellen 
Anomalieen, chronische Gastritiden. Die chronische Gastritis 
entwickelt sich neben anderen Ursachen primär aus 
häufigen Ueberladungen des Magens mit unzweckmässigen 
Speisen. Diese Genese dürfen wir bei dem zur Zeit üb¬ 
lichen Speisevolumen für unsere Fälle sicher in Anspruch 
nehmen. Prognostisch ist diese Erkrankung bedenklicher 
wie die rein funktionellen Anomalieen, da es sich hier be¬ 
reits um entzündliche Veränderungen der anatomischen 
Substrate, des schleimproduzierenden Oberflächenepithels, 
des Drüsenparenchyms und nicht selten auch des inter¬ 
stitiellen Gewebes zu handeln pflegt. Mikroskopisch findet 
man das Epithel der Schleimhaut teils gelockert, teUs ab- 
gestossen im Zustande mehr oder minder hochgradiger 
Verschleimung. Das Drüsenepithel ist getrübt, granuliert, 
verfettet, selbst stellenweise verödet. Auch die Drüsen 
selbst weisen degenerative Veränderungen auf. Bei langer 
Dauer beteiligt sich auch das interglanduläre Gewebe an 
dem Prozesse; es wird kleinzellig infiltriert, schwillt, drückt 
auf die Drüsenschläuche und verfällt schliesslich der 
Schrumpfung. Letztere erleiden imter diesem Drucke Ver- 
zerrimgen und cystoide Entartung durch Sekretstauung. 
Als endlicher Ausgang einer chronischen Gastritis kann ein 
Schwund (Atrophie) der Schleimhaut resultieren. Es braucht 
nicht jede Gastritis alle die beschriebenen Phasen zu durch- 
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laufen, sie kann es aber, falls ihr durch längere Strafhaft 
die genügende Zeit hierzu gelassen wird. Wenn aber, wie 
in der I. Versuchsreihe der mehrfach zitierten Arbeit, der 
experimentelle Nachweis geführt ist, dass bei Gefangenen 
chronische Gastritiden von den leichtesten (Hypochylieen), 
bis zu den schwersten (Achylieen) Formen in relativ grosser 
Zahl Vorkommen können und zwar im Zusammenhang mit 
der Beköstigung, so liegt meiner Meinung nach in dieser 
Tatsache ebenfalls ein ernster Hinweis auf geeignete Pro¬ 
phylaxe durch zweckmässigere Einrichtung der Eost. 

Die praktische Bedeutung aller Sekretionsanomalien 
bängt ausschliesslich ab von dem Verhalten der motorischen 
Tätigkeit des Magens. Während bei Kompensation dieser 
Störungen durch eine gute motorische Funktion wie 
V. Noorden^) und nach ihm Einhorn*) und Ewald*) 
gezeigt haben, der Darm den Ausfall der peptischen Kjaft 
des Magens vollkommen zu ersetzen vermag und alte 
krankhaften Symptome von seiten des letzteren fehlen 
können, der allgemeine Ernährungszustand infolge der 
vikariirenden Darmtätigkeit selbst jahrelang keine wesent¬ 
liche Alteration zeigt, ändert sich die Sachlage sofort, 
wenn die motorische .Kraft nachlässt. Es treten dann 
durch Stagnation des Mageninhaltes nicht allein Störungen 
des Allgemeinzustandes, sondern auch bald stärkere, bald 
geringere der übrigen Magenfunktionen und ein Rückgang 
des allgemeinen Ernährungs- bezw. Kräftezustandes mit 
absoluter Sicherheit ein. Meiner bisherigen Erfahrung 
nach vollzieht sich in solchem Falle dieser Rückgang meist 
ganz allmählich und wenig auffallend. Das äussere An¬ 
sehen und das Körpergewicht erhalten sich infolge Ersatzes 
des schwindenden Körpereiweisses und Fettes durch das 
in der Nahrung überreichlich enthaltene Wasser lange 
gut. Erst beim gelegentlichen Uebergang von einer leich¬ 
teren zu einer schwereren Arbeit, z. B. von der Schnei- 

*) V. No Orden, Zeitschr. f. Klin. Med. Bd. XVII. 

’) Einhorn, Medical record, Juin 1892. 

>) Ewald, Berlin. Klin. W. Sehr. 1892. No. 26 und 27. 
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derei zum Kalfaktordienst, wird der Gefangene seine 
Schwächung im vollen Umfange gewahr. Es ergiebt sich 
hieraus als ein weiteres und dringliches Postulat: Die Er¬ 
haltung einer guten motorischen Funktion durch ein 
geeignetes Volum der Gefangenkost bezw. Vermeidung 
motorischer Insufficienz durch ein zu grosses Nahrungs¬ 
volum. Ich habe bereits an der Hand unserer Kostüber¬ 
sicht hervorgehoben, dass dieses Volum entschieden noch 
zu hoch ist und dass es, wollen wir den physiologischen 
Verhältnissen gerecht werden, etwa um Vs d. h. bis 
zu 2000—2100 ccm herunter verringert werden muss. 
Ich befinde mich hierin im Einklang mit allen Aerzten, 
die sich bisher zu unserer Frage geäussert haben. Den 
Nachweis, dass bei unserer derzeitigen Anstaltskost relativ 
häufig Fälle mehr oder w'eniger erheblicher motorischer 
Insufficienz zu beobachten sind, habe ich durch die 
folgende Untersuchungsreihe zu führen gesucht. (Siehe 
Tabelle S. 552—567.) 

Die Tabelle ist gewonnen innerhalb eines Zeitraumes 
von einem Jahre bei einem durchschnittlichen Gefangenen¬ 
stand von 470 Köpfen. Zur Untersuchung gelangten nur 
solche Fälle, bei denen dauernd die in der betreffenden 
Rubrik bezeichneten Beschwerden bestanden. Bei weniger 
kritischer Auswahl wäre ihre Zahl mit Leichtigkeit auf 
die doppelte Höhe gekommen. Die Prüfung der motorischen 
Funktion fand in der Weise statt, dass der Gefangene ein 
aus ca. 380—400 ccm Thee und zwei Milchbrötchen be¬ 
stehendes Probefrühstück erhielt. Etwaige vorhandene 
Brotreste wurden vor dem Versuche aus der Zelle ent¬ 
fernt, ebenso durfte der Gefangene bei dem Versuche kein 
Wasser trinken. Eine Stunde nach Einnahme dieses Probe¬ 
frühstückes, das von Ewald-Boas in die Magendiagnostik 
eingeführt wurde, erfolgte die Ausheberung. Der normale 
Magen wird mit diesem Probefrühstück in spätestens U/s 
bis 2 Stunden fertig. Hebert man nach einer Stunde aus, 
so ist man in der Lage, aus der Menge des ausgeheberten 
Mageninhalts einen Schluss zu ziehen auf die motorische 
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Kraft, insofern, als bei Intaktheit derselben schon zu dieser 
Zeit grössere Mengen — von etwa 80 höchstens 100 ccm 
aufwärts — nicht mehr vorhanden sind. Ein Blick auf 
unsere Versuchsreihe lehrt, dass diese Bedingung nur in 
einer ganz kleinen Zahl von Fällen zutrifft, wobei noch 
zu bemerken ist, dass in einigen der auch hier beobachteten 
Hypochylieen der Rückstand nicht vollständig gewonnen 
worden konnte, da er wegen seiner dickbreiigen zähen 
Beschaffenheit die Sonde nur schwer passierte. Die 
motorische Insufficienz bedingt je nach ihrem Grade eine 
mehr oder weniger weit über die normale Zeit hinaus¬ 
gehendes Verweilen der Ingesta im Magen, eine Stagnation 
des Mageninhalts. Dieser gerät infolge seines Reichtums 
an Kohlenhydraten unter Bildung von Milchsäure, dann 
sehr rasch in saure Gährung. Der Nachweis dieser Säure, 

— bei unseren Versuchen mittelst des üblichen Uffel- 
mann’schen Reagens — ist deshalb im Verein mit abnorm 
grossen Quantitäten des Ausgeheberten von grosser 
diagnostischer Bedeutung für die motorische Insufficienz. 
Die Tabelle zeigt daher neben den Befunden der Salz¬ 
säure und Gesamtacidität auch diejenigen der Milchsäure. 
Der Nachweis der letzteren ist in der weitaus grössten 
Mehrzahl der Fälle gelungen. Unterwerfen wir gleich¬ 
zeitig die Säurewerte dieser letzten Versuchsreihe einer 
Durchsicht, so haben wir in 22% (bis zu 10%, freier Salz¬ 
säure gerechnet) Achylieen resp. Hypochylieen, in den 
übrigen 787o zum geringsten Teil normale, zum grössten 
Teil erhöhte Säurewerte. Durchschnittlich werden in 
unserer Gegend nach Riegel in der freien Bevölkerung 
20—40 freie Salzsäure und 40—60 Gesamtacidität ge¬ 
funden, während ich in einer früheren Versuchsreihe 23 
für freie Säure und 36 für Gesamtsäure als die unsrer 
Anstaltskost entsprechenden Mittelwerte fand. Diese 
letzteren werden in ca. 56 Fällen zum Teil sehr erheblich 

— bis zu 75 freier Salzsäure — überschritten, so dass 
wir unter gleichzeitiger Berücksichtigung der subjektiven 
Beschwerden und dem im Vergleich zu den Animalien relativ 
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geringen Salzsäurebedarf der Vegetabilien in diesen Fällen 
das Vorhandensein einer Hyperacidität annehmen müssen. 
Sie ist, ähnlich wie in den zahlreichen Fällen von Hyperacidität 
in der Versuchsreihe I meiner ersten Arbeit, als die Folge 
eines chronischen Reizzustandes der Magenschleimhaut zu 
deuten, der, wie ich auf Grund eines Vergleiches mit den 
Untersuchungsresultaten bei langjährigen Zuchthausge¬ 
fangenen, die fast durchweg anacide Formen des Magen¬ 
katarrhs zeigten, schon früher annahm, das einleitende 
Stadium des bei dem einen früher, bei dem anderen später 
eintretenden, bei dem dritten ganz ausbleibenden anaciden 
chronischen Magenkatarrhs ist, wie ich ihn oben beschrieben 
habe. Ich habe beobachtet, dass diese Fälle von Hyperacidi¬ 
tät wegen der sehr stark erhöhten Sensibilität (Hyperästhesie) 
der Magenschleimhaut subjektiv weit intensivere Beschwerden 
zu verursachen pflegen, als der subacide Katarrh. Habe 
ich somit durch mehr oder weniger grosse Rückstandsmengen 
im Verein mit dem Nachweis von Milchsäure in fast sämt¬ 
lichen Fällen vorstehender Tabelle verschiedene Grade 
motorischer Insufficienz bei einer im Vergleich zum Gesamt¬ 
beleg der Anstalt recht erheblichen Zahl von Gefangenen 
festgesteUt und gleichzeitig gefunden, dass auch hier wieder 
fast ausschliesslich die mit Sitzarbeit Beschäftigten betroffen 
sind, so möchte ich noch kurz auf die Folgen dieser Funk¬ 
tionsstörung für den Magen selbst mit einigen Worten ein- 
gehen. Die durch andauerndes Missverhältnis zwischen 
Elastizität und Muskelkraft als den austreibenden Kräften 
des Magens einerseits und den an diese Kräfte gestellten 
Anforderungen andererseits bedingte motorische Insufficienz 
beruht auf einer Muskelschwäche, Atonie, des Magens, die 
ihrerseits wieder leicht zu einer Erweiterung, Ectasie, d. h. 
einer anatomischen Veränderung führen kann, wenn auch 
nicht immer führen muss. In den für uns ausschliesslich 
in Betracht kommenden unkomplizierten Fällen — Komp¬ 
likationen nenne ich in erster Linie Verwachsungen und 
Stenosen des Pylorus — erreicht die Ectasie nur sehr 
selten höhere Grade. Unterstützend für das Zustande- 
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kommen atonischer Ectasieen wirken neben der Dauer der 
Ueberlastung alle den Gesamtorganismus schwächenden 
Momente und von lokalen Ursachen, ausser stärkerer Gas¬ 
bildung durch Vergährung von Ingestis vor allem degene- 
rative Veränderungen der Magenmuskulatur, wie solche 
durch eine chronische Eiweissunteremährung sehr gefördert 
werden. 

Bezüglich der Konsistenz der Mittagskost ist zu sagen^ 
dass nach dem heutigen Stande unserer Kenntnisse von der 
physiologischen Bedeutung des Kauaktes der festen Form 
unbedingt der Vorzug gegeben werden muss. Mit einzelnen 
Mittagsspeisen wie z. B. Schellfisch oder Abendbrot, wie 
Käse und Häring wird man in vielen Anstalten dieser 
Forderung heute schon gerecht. Die Zerkleinerung der 
festen Nahrung im Munde, auf die schon die Natur durch 
die Einrichtung mechanischer Vorrichtungen, der Zähne, 
am Eingänge des Verdauungsapparates hinweist, verfolgt 
verschiedene Zwecke. Zum ersten ist die Nahrung in 
zerkleinertem Zustande der Einwirkung der Verdauungs¬ 
säfte zugänglicher, die in ihr enthaltenen Nährstoffe werden 
ausgiebiger extrahiert, wie dies bei derberen Bissen der 
Fall ist; dann ist die zerkleinerte Nahrung bekömmlicher, 
wie die grob oder gar nicht gekaute, und schliesslich trägt 
eine reichliche Einspeichelung wie sie nur bei genügendem 
Kauen stattfindet zur Formung eines schlüpfrigen, plastischen 
Breies und zur Erzielung einer ausgiebigen Diastasewirkung 
auf die stärkemeblhaltigen Nahrungsmittel bei. Letztere 
scheint allerdings nach neueren Untersuchungen von 
Strauss^) weniger während des Kauaktes selbst, als im 
Beginn der Magenverdauung einzutreten, insofern er zeigte, 
dass die Amylumkörnchen innerhalb eines aus Eiweiss 
bestehenden Bindegerüstes liegen, die Speichelwirkung daher 
erst nach Verdauung dieses Gerüstes durch den Magensaft, 
also erst im Magen selbst, einsetzen kann. Immerhin wird 
die Amylolyse, möge sie nun bereits in der Mundhöhle oder 


*) Strauss, Berl. Klin. Wochenschr. 1897, No. 8. 
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erst im Magen beginnen, um so flotter sein, je reichlicher 
die Nahrung eingespeichelt ist und da die Speichelsekretion 
und die gehörige Einspeichelung ausser aut reflektorischem 
Wege durch Vermittlung von Geschmack, Geruch und 
Gesicht nur durch das Kauen ermöglicht wird, so ist 
gerade bei vorwiegend stärkemehlhaltiger Kost ein gründ¬ 
liches Durchkauen unbedingtes Erfordernis. 

Indes, das zu Brei zusammengekochte Essen schliesst 
noch andre höchst wichtige physiologische Vorgänge 
geradezu aus. Tr oll er*) hat ln einwandfreier Versuchs¬ 
anordnung die hohe physiologische Bedeutung des Kau¬ 
aktes nachgewiesen durch die Differenzen in Menge und 
Wertigkeit des Magensekrets nach normalem Essakte einer¬ 
seits und Sonderfütterung, also nach vollkommenem Aus¬ 
schluss des Kauens andrerseits. Im letzteren Falle erhielt 
er im Vergleich zu ersterem so ausnahmslos niedere Werte, 
dass er den Verdauungsakt darnach in zwei Sekretions¬ 
perioden, eine reflektorische der Mundhöhle, und eine 
digestive des Magens zerlegt. M. Schreuer u.A. Riegel-) 
haben die Troller’schen Befunde bei Nachprüfung seiner 
Versuche vollkommen bestätigen können. Besonders 
bemerkenswert sind die Untersuchungsergebnisse letzterer 
deshalb, weil sie sich auch über die Bedeutung des Kau¬ 
aktes bei verschiedenen Nahrungsstoffen, wie Eiweiss und 
Kohlenhydrate, erstrecken. Sie fanden nämlich, dass bei 
Fleisch und dessen Extraktivstoffen weder qualitative noch 
quantitative Unterschiede in der Magensaftsekretion nach 
Sondenfütterung und normalem Essakte auftraten; das 
animale Eiweiss bezw. die Extraktivstoffe des Fleisches, wie 
wir sie z. B. in der Fleischbrühe finden, üben einen so 
intensiven digestiven Reiz auf die Magendrüsen aus, dass 
die Reflexwirkung des Kauaktes neben ihm vollkommen 

') Tr oll er, über Methoden zur Gewinnung reinen Magensaftes, 
Zeitschr. f. Jvlin. Med. 1899. Bd. 38. 

■) .Schreuer und Kiegel, über die Bedeutung des Kauaktes 
für die. Magensaftsekretion Zeitschr. f. diätet. u. physikal. Therapie 
1900/1901. 
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verschwindet. Ganz anders verhält es sich nach den ge¬ 
nannten Autoren mit den Kohlenhydraten. Fällt hier der 
Kauakt aus, so tritt regelmässig ein mehr oder minder 
grosses Defizit der Salzsäurewerte auf; der normale Magen 
ist also bei Kohlenhydraten, da sie im Vergleich zum 
Fleische und dessen Extraktivstoffen bezw. dem animalen 
Eiweisse eine viel zu geringe direkte digestive Reizwirkung 
ausQben, nicht imstande, den dureh Umgehung des Kau¬ 
aktes bedingten Ausfall an Sekret wieder auszugleichen. 
Dass gerade die kohlenhydratreiche Gefängniskost, soll 
eine möglichst ausgiebige Saftsekretion erzielt werden, 
kaubar eingerichtet werden muss, geht aus dem Gesagten 
ohne weiteres hervor. 

Nach diesen Ausführungen komme ich bezüglich der 
sub. A, u. B. gestellten Fragen zu folgendem Schlüsse: Der 
mässig arbeitende Gefangene mittleren Gewichtes bean¬ 
sprucht täglich 90—100 gr resorbierbares Eiweiss, 50—56 gr 
Fett und 500 höchstens 520 gr Kohlenhydrate, wenn Ge¬ 
sundheit und Arbeitskraft erhalten werden sollen, ohne da¬ 
bei Ober das unumgänglich Notwendige hinauszugehen. 
Die Eiweissration der Mittags- und wenn möglich auch der 
Abendkost, besteht mit Rücksicht auf eine gute Ausnutzung 
und die Erzielung einer genügenden digestiven Wirkung 
zweckmässig zu 7» aus Animalien zu 7» Vegetabilien 
und zwar ist dieses Verhältnis nicht nur für einige, sondern 
tunlichst sämtliche Tage der Woche zu verlangen. Das 
Tagesvolum der Kost soll 2000—2100 ccm nicht über¬ 
schreiten, da grössere Mengen erfahrungsgemäss relativ 
häufig zum Nachlass der motorischen Kraft und in weiterer 
Folge zu Störungen in der Ausnutzung und mehr oder 
weniger ernsten Erkrankungen des Magens selbst führen 
können. 

Die Nahrung ist kaubar einzurichten und daher so 
oft wie angängig in Suppe und feste Speisen zu trennen, 
da die Umgehung des Kauakts, insbesondere bei kohlen¬ 
hydratreicher Nahrung, einen unkorrigierbaren Ausfall der 
Saftsekretion ^ur Folge hat. 
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Der Öpeiseplan, den ich auf Grund dieser Forderungen 
in Vorschlag bringe, gestaltet sich an sieben aufeinander¬ 
folgenden Tagen folgendernaassen. 


Speiseplan A. 


I. 


Linsen mit Schweinefleisch und Kartoffeln 

(ohne 

Suppe). 



E 

F 

K 

Preis Pfg. 

100,0 Linsen . , 

. 

. . 26,0 

1,9 

53,0 

2,10 

500,0 Kartoffeln . 

. 

. . 10,4 

0,7 

103,6 

2,00 

80,0 Schweinefleisch . , 

. . 11.7 

29,8 

— 

8,96 

150,0 Brot . . . 

. 

9,1 

0,8 

75,0 

— 



57,2 

33,2 

231,6 

13,06 



Abends: 





Brotsuppe mit Handkäse (50,0). 


100,0 Brot . . . 

. . 

. . 6,1 

0,4 

46,9 

— 

10,0 Schmalz 


. . - 

9,5 

— 

1,22 

50,0 Käse . . . 


. . 17,5 

5,6 

2,7 

4,00 

175,0 Brot . . . 

. . 

. . 10,6 

0,8 

87,5 

— 


34,2 16,3 137,1 5,22 


Im ganzen pro Tag animal. E = 111,3, F = 52,5, K = 521,1. 
Darunter animal. E-Quote = 30,9. 

Resorbierbares E = 96,8. 

Gesamte Brotration = 625 gr = 11.88 Pfg. 

Kosten = 30,16 Pfg.+1,50 für Kaffee+ 1,0 für Salz pp. = 32,66 Pfg. 
im ganzen. 


II. 

Weizengriessuppe mit Kartoffeln und Quark. 


.50,0 Milch. 

1,7 

1,8 

2,4 

0,70 

100,0 Quark .... 

36,6 

6,0 

0,9 

2,40 

700,0 Kartoffeln . . . 

14,5 

1,0 

144,9 

2,80 

80,0 Weizeiigries . . 

7,5 

0,8 

60,7 

2,24 

20,0 Fett. 

— 

19,0 

— 

2,44 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


66,4 

29,0 

257,9 

10,58 
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Abends: 

Dicke Bohnensuppe. 



E 

F 

K 

Preis Pfg. 

100,0 Bohnen. 

23,6 

1,9 

55,6 

2,20 

20,0 Fett. 

. — 

19,0 

— 

2,14 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

2,44 

— 


29,7 

21,3 

104,6 

4,34 

Im ganzen pro Tag animal. E = 

116, F = 

53,3, K = 

= 514,3. 

Darunter animal. E-Quote = 40,0. 




Reaorbierbares E = 

104,0. 




Gesamte Brotration 

= 500 gr = 9,50 Pfg. 



Kosten=24,34 Pfg.+ 1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp. 

=26,84 P 

im ganzen. 






III. 




Gelbe Rüben mit Fleisch (ohne Suppe). 


200,0 Gelbe Rüben . . . 

2,4 

0,6 

18,2 

2,00 

50,0 Bohnen. 

11,8 

0,8 

27,8 

1,10 

500,0 Kartoffeln .... 

10,4 

0,7 

103,6 

2,00 

80,0 Rindfleisch . . . 

14,6 

21,6 

— 

8,00 

150,0 Brot. 

9,1 

0,8 

75,0 

— 


48,3 

24,5 

224,6 

13,10 


Abends 

• 

• 



Hafersuppe mit Saizhäring. 



80,0 Hafergrütze . . . 

10,4 

4,8 

52,0 

2,76 

5,0 Fett. 

— 

4,5 

— 

0,61 

100,0 Salzhäring .... 

18,9 

16,8 

1,5 

4,00 

150,0 Brot. 

9,1 

0,8 

75,0 

— 


38,4 

26,9 

128,5 

7,37 

Im ganzen pro Tag animal. E = 

107,6, F = 

= 54,4, K 

= 505,5. 


Darunter animal. E-Quote = 35,2. 

Resorbierbares E = 93,6. 

Gesamte Brotration = 600 gr =11,40 Pfg. 

Kosten = 31,87 Pfg.+1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp. = 34,30 Pfg. 
im ganzen, 

IV. 

Erbsen mit Sauerkraut und Schweinefleisch (ohne Suppe). 


100,0 Erbsen. 

23,0 

2,0 

56,0 

2,15 

300,0 Sauerkraut .... 

5,4 

0,5 

16,2 

6,00 

80,0 Schweinefleisch . . . 

11,7 

29,8 

— 

8,96 

500,0 Kartoffeln. 

10,4 

0,7 

103,6 

2,00 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


56,6 

33,4 

224,8 

19,11 
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Abends: 

Milchreissuppe mit Käse (25,0). 



E 

F 

K 

Frei« Pfft. 

100,0 Reis. 

7,8 

0,6 

76,4 

2,60 

250,0 Milch. 

8,7 

8,9 

— 

3,50 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

46,0 

— 

25,0 Käse. 

8,7 

2,8 

1,3 

2,00 


31,3 

12,7 

123,7 

8,10 

Ira ganzen pro Tag animal. E 
. Davon animal. E-Quote = 30,8. 

= 107,8, F 

= 49,1, K 

= 500,9. 

Resorbierbares E = 93,7. 
Tägliche Brotration = 500 

gr = 

= 9,50 Pfg. 




Kosten = 36Jl Pfg.4-1,50 für Kaffee-1-1,00 f. Salz pp.=39,26 Pfg*. 
im ganzen. 


Speiseplan B. 


V. 



Französische Suppe. 

E F 

K 

Freit Ffg. 

600,0 Kartoffeln . . . 

. . 12,4 

0,9 

125,4 

2,40 

200,0 Weisskraut, Rotkraut 

oder Wirsing .... 3,7 

0,4 

4,5 

2,00 

40,0 Linsenmehl . . 

. . 10,1 

0,9 

22,9 

1,00 

40,0 Fett. 

. . — 

39,0 

— 

4,88 

150,0 Brot. 

. . 9,1 

0,6 

75,0 

— 

100,0 Wurzelgewächse 

. . 2,0 

— 

8,0 

1,0 


37,3 

41,8 

235,8 

11,28 

400,0 Kartoffeln . . . 

Abends: 
Kartoffeln mit Quark. 

. . 7,6 0,6 

82,8 

1,60 

60,0 Milch. 

. . 2,1 

2,2 

2,9 

0,84 

150,0 Quark . . . . 

. . 54,9 

9,0 

— 

3,00 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


70,7 

12,2 

134,7 

5,44 


Im ganzen Tag animal. E = 127,9, F = 57,0, K = 522,9. 

Davon animal. E-Quote = 56,6. 

Resorbierbares E = 91,4. 

Tägliche Brotration = 550 gr = 10,45 Pfg. 

Kosten=27,14 Pfg,1,50 für Kaffce+1,0 für Salz pp.=29,64 Pfg. 
im ganzen. 
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VI. 

Erbsen-Kartoftelsuppe mit Specknudeln und Fleisch. 



E 

F 

K 

Preis Pfg. 

125,0 Nudeln . . . 

. . . 11,2 

0,3 

95,7 

5,00 

10,0 Speck . . . 
80,0 Erbsenmehl od. 

grüne 

9,0 

— 

1,30 

Erbsen . . . 

... 20,1 

1,6 

45,6 

2,00 

150,0 Kartoffeln . . 

... 3,1 

0,2 

31,3 

0,60 

80,0 Rindfleisch 

. . . 14,6 

21,6 

— 

8,00 

100,0 Brot .... 

... 6,1 

0,4 

49,0 

— 

55,1 33,1 

Abends: 

Gerttensuppe mit Käse (25,0). 

221,6 

16,90 

80,0 Gerstengrütze 

... 8,7 

1,5 

55,2 

0,96 

10,0 Fett .... 

... — 

9,5 

— 

1,22 

25,0 Käse .... 

... 8,7 

2,8 

1,3 

2,00 

175,0 Brot .... 

. . . 10,6 

0,8 

87,5 

— 


28,0 

14,6 

144,0 

4,18 

Im ganzen pro 

Tag animal. E = 

103,0, F = 

50,7, 

K = 518. 


Davon animal. E-Quote = 25,0. 

Resorbierbares E = 89,6. 

Tägliche Brotration = 575 gr = 10,93 Pfg. 

Kosten=32,01 Pfg.+ 1,50 für Kaffee+1,0 für Salz pp. = 34.51 Pfg. 
im ganzen. 

VII. 

Bohnen mit Salzhäring. 



E 

F 

K 

Preis Pfg. 

500,0 Schnittbohnen . . . 

13,6 

0,7 

33,0 

10,00 

40,0 Bohnen zusammen mit 
Schnittbohnen . . . 

9,4 

0,7 

22,2 

1,00 

550,0 Kartoffeln. 

11,4 

0,7 

114,0 

2,20 

100,0 Salzhäring .... 

18,9 

16,8 

1,5 

4,00 

15,0 Fett. 


14,0 

— 

1,83 

100,0 Brot. 

6,1 

0,4 

49,0 

— 


59,4 

33,3 

219,7 

19,03 

Abends: 

Hafermehlsuppe mit Käse (25,0). 


100,0 Hafermehl. 

13,4 

1,5 

67,0 

2,50 

10,0 Fett. 

— 

9,5 

— 

1,22 

25,0 Käse. 

8,7 

2,8 

1,3 

2,00 

150,0 Brot. 

9,1 

0,6 

75,0 

— 


31,2 

14,4 

143,3 

5,72 
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Im ganzen pro Tag animal. E = 110,5, F = 50,7, K = 515. 

Davon animal. E-Quote = 29,3. 

Resorbierbares E = 96,1. 

Tägliche Brotration = 550 gr = 10,45 Pfg. 

Ko8ten=35,20 Pfg.-|-1,50 für Kaffee+1.0 für Salz pp. = 37,70 Pfg. 
im ganzen. 

Dieser Speiseplan gewährt im Durchschnitt der 7 Tage 
täglich 112,0 Eiweiss, von denen 35,4 durch Animalien ge¬ 
deckt sind und in Toto 95,0 resorbiert werden; ferner 53,4 
Fett und 514 Kohlenhydrate. Das Essen wird möglichst 
getrennt gekocht; an 4 Tagen enthält er eine Suppe als 
Vorkost. Die Verteilung sämtlicher Nährstoffe auf die 
7 Wochentage ist, wie ein Blick auf den Speiseplan lehrt, 
eine annähernd gleichmässige, worauf ein besonderer Wert 
gelegt werden muss. Das erste Frühstück besteht an allen 
Tagen in 50,0 Milch mit Kaffee und 300,0 Brot; sein Ge¬ 
halt an Nährstoffen beträgt 19,9 Eiweiss, 3,0 Fett und 152,4 
Kohlenhydrate. Diese Zahlen sind in dem neuen Speise¬ 
plan mitverrechnet. Unsere Verpflegungskosten betragen 
zur Zeit 30,90 Pfg. pro Kopf und Tag. In vorstehendem 
Plane erhöht sich dieser Satz um 2,66 Pfg. = 33,56 Pfg. 
pro Kopf und Tag. Diese Differenz darf in Anbetracht 
der mit ihr erreichten qualitativen Verbesserung der Kost 
als ausserordentlich gering bezeichnet werden. Für die 
Zellenstrafanstalt Butzbach würde bei 171700 Verpflegungs¬ 
tagen dieser Mehrbetrag von 2,66 Pfg. eine Erhöhung des 
jährliehen Kostetats um etwa 4567 Mark bedeuten. Dieser 
Mehraufwand könnte durch Erhöhung des Arbeitspensums, 
das meiner bisherigen Erfahrung nach durchaus noch nicht 
an der oberen Grenze angelangt ist, sehr leicht ausgeglichen 
werden. Ich betrachte diese Erhöhung sowohl aus finanziellen 
wie aus strafrechtlichen Gründen als das notwendige Korrelat 
einer allen Anforderungen genügenden Aufbesserung der 
Gesundenkost. 

Der bessern Uebersicht halber ist in nachstehender 
Tabelle der Eiweissgehalt der Nahrung von 7 Wochentagen 
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des Speiseplanes der Zellenstrafanstalt und des von mir 
oben zusammengestellten unter Berücksichtigung der ani¬ 
malen Quote nebst Resorption der absoluten Mengen und 
Prozente der gesamten Eiweisszufuhr nochmals neben¬ 
einander eingetragen. 


] Das Elweiss 




cd 

1 in der gesmiden Kost der 

Zellenstrafanstalt 

in dem vorgeschlagenen Speiseplan 


Eingeführt 

Animal. 

Resorbiert 

Eingeführt 

Animal. 

Resorbiert 


im Ganzen 

Ouote 

i. Gramm 

in 

im Ganzen 

Quote 

i. Gramm 

in ‘* 0 

1. 

91,0 

1,7 

65,6 

72»; 

111,3 

30,9 

96,8 

87«; 

2. 

108,0 

19,2 

83,4 

77.2«; 

116,0 

40,0 

104.0 

89«; 

3. 

92,0 

1«,7 

72,9 

78,5 ^ 

107,6 

35,2 

93,6 

87«; 

4. 

132,8 

19,2 

97,5 

73,4«; 

107,8 

30,8 

93,7 

86,9«/,, 

5. 

69,9 


48,8 

69,8»; 

127,9 

56,6 

91,4 

71,5«; 

6 . 

145,0 

36,1 

121.6 

83,8 »„ 

103,0 

25,0 

89,6 

00 

7. 

71,0 

1,7 

52,1 

73,3«; 

110,5 

29,3 

96,1 

87 »„ 


Vorpflegungskosten pro Tag 30,9 Pf. Verpflegungskosten pro Tag 33,5() Pf. 


Zu Frage C.: 

Wenn es schon feststehender Grundsatz sein soll, in 
der Gesundenkost den Gefangenen das „Notwendigste“ zu 
reichen, so lässt sich weder vom hygienischen noch straf¬ 
rechtlichen Standpunkte aus eine Verminderung dieses an 
sich schon geringsten Kostmasses für Zuchthausgefangene 
unter das „Notwendigste^^ herab rechtfertigen, zumal ihr 
Arbeitspensum dem der Gefängnisgefangenen in der Regel 
gleich, mancherorts für jugendliche Sträflinge sogar eher 
bemessen sein dürfte. 

Zu Frage D.: 

In den hessischen Strafanstalten hat meines Wissens 
die Margarine bis jetzt keine Verwendung gefunden, es 
kann daher auch über Erfahrungen mit derselben nic*ht 
berichtet werden. Hygienisch ist gegen ein streng nach 
Vorschrift hergestelltes und nach Jlassgahe der gesetzlichen 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVII. 9 
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Bestimmungen deklariertes Produkt nichts einzuwenden. 
Es ist fast ebenso gut ausnutzbar für den Organismus, wie 
Butter und der geringere Wohlgeschmack wird aufgewogen 
durch den geringeren Preis. Bei der Abneigung besonders 
der ländlichen und teilweise wohl auch der städtischen 
Arbeiterbevölkerung gegen derartige Kunstprodukte dürften 
ihrer praktische Verwendung in reiner Form grosse Schwierig¬ 
keiten entgegenstehen. 


Digitized by v^ooQle 








Digitized by v^ooQle 


552 


ö 

Datum 

Name 

u 

CU 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung- 

Beschwerden 

"c 

«9 

Monat 

ä£ 

cs 

< 

(lanzc 

Bisher 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 

1 

1901 

Okt. 

22 

Dunkel . . 

38 

24 Mt. 

10 Mt. 

Schrift¬ 

steller 

Sehrei¬ 

ber 

Aiifstoesen, Hodbrennen, Kr 
lircchcn naeht# and Kopf¬ 
schmerzen. Hc'isshungcr 
wechselnd mit Appetitlosig¬ 
keit. Regelnilssiger StuhU 

2 


22 

Kr eher . . 

40 

57 Mt. 

30 Mt. 

Maurer 

Schnei¬ 

der 

Aurircibuiig, Dnirk und Volk- 
noch dem Ktsen. Starkes 
Aufstossen. Msgenschmerzen. 
Stuhl unregehnll*<f(E. Hdi» 
hiinger and rasche ^Uigaos:. 
Koplscbmerzen. 

3 

yf 

22 

Förster . . 

30 

15 

Jahre 

10 

Iahre u 
‘ 2 Mt. 

Melall- 

dreher 

llglz- 

dreher 

Saures Aafstost^n mit Horh- 
konimen vou FlOsslgkdt. 
Msgenschmerzen nach dem 
Kssen. Druck u. Völle in der 
.Uagengegend. Apin-üt gat. 
Stuhl regelmlUsig 

4 

n 

22 

Jordan . . . 

50 

60 Mt. 

48 Mt. 

Taß- 

lühner 

Porte- 

fcuillcr 

Appetitlosigkeit, Druck u. Völle 
nach dem K^seu. Stuhl us- 
regelra&ssig. KopfschwindrL 

5 

ff 

22 

Lenges . . . 

24 

26 Mt. 

17 Mt. 

Tag- 

lühner 

Korb¬ 

macher 

Hetsshungcr. rasche SAttiguns, 
dann wieder Hunger. Stuhl 
regelmilMtlg. Kopfschwiadei. 

6 

« 

V 

22 

Henker , . . 

22 

54 Mt. 

23 Mt. 

Knecht 

Stepper 

Appetitlosigkeit Stuhl nnrege’.- 
mkssig. Dnick und Völle 
nach dem K-ssen, bitteres 
Aufstossen nach dem Ks^eu. 

7 

rt 

30 

Heinrich . . 

Sebastian 

19 

27 Mt. 

2rMt. 

Schnei¬ 

der 

Schnei¬ 

der 

Saures Aufstossen, Msgendruo*. 
Schlaflosigkeit. Appetit mA-*- 
sig. Kör|»erli.-h matt. Hst 
dabei seil dem 3. Hirt IfMtO 
bis 20. Okiolwr 1901 IS kg 
Eugenommeii. 

81 

» 

30 

Sippel . . . 

21 

48 Mt. 

13 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Schnei¬ 

der 

Beschwerde nach gewissoij 
Speise« (derste, Gclhrühen). 
Msgendruck und Schniencn. 

9 

r* 

30 

Sankel . . . 

23 

48 Mt. 

46 Mt. 

Bück er 

Schnei¬ 

der 

Druck, Völle, Verstopfnuf. 

Hunger, aher rasch ssii, 
fauliges Aufstossen. 

10 

V 

30 

Walter . . . 

23 

18 Mt. 

7 Mt. 

Tag- 

löhnci 

P.ügler 

Druck, Völle. Aul»to«pn 

Stuhl regelmSs-ig. Apjwtit 
gut 

11 

Nov. 

6 

Küpper . . 

27 

15 Mt. 

12 Mt. 

Bahnbe¬ 

amter 

Düten- 

kleber 

! 

Magenschmerzen nach de» 
Essen. Hela-«hunfcr, ra-srh 
satt Stuhl iinregelmSwlg. 

12 


6 

Lott .... 

25 

38 Mt. 

17 Mt. 

Maurer 

Porte- 

feuillei 

Druck. V’öllc nach wanehii! 
Speisen. Saure« Aufstossen- , 
Appetit gut. Stuhl rege’ 
missig. 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

''fj 

N 

z 

Oesamt- 

Acidität 

u 

'fl 

'p. 

Bemerkungen 

üU UUni Brotreste. Hat die 
Nacht vorher erbrochen. 

sauer 

+ 67 

73 

neg. 

stets magengesund. 

00^ mn fein verteilt mit 
fcfcw Uvill einzeln, groben 
Brotresten. 

sauer 

+ 33 

54 

Spuren 

in den 80er Jahren in Otten¬ 
bach im Krankenhaus 
wegen Magenkatarrh in 
Behandlung. 

dünnüüssig.fein 
OUU UOIII verteilt,einzelne 
grobe Brotrestc. 

sauer 

+ 46 

64 

neg. 

stets magengesund. 

Q zäher, schleimiger 

O UUIII Brotbrei. Ergiebt 
filtriert nur 5 ccm Saft. 

schwach 

sauer 

— 12 

4 

lieg. 

stets magengesund. 

nnm fein verteilt und 
l#UIII gut verdaut. 

sauer 

+ 

65 

neg. 

bekam 1900 wegen Magen¬ 
katarrh den Magen aus¬ 
gespült. 

1 0^ reichlich Brot- 

) restc u. Schleim. 

sauer 

+ 6 

14 

Spuren 

stets magengesund. 

i 

,100 ccmroabrd.wf„?« 

Filtrat. 

sauer 

— 6 

7 

pos. 

Gewichtszunahme v 3 3.1900 
bis 20. 10. 01 ^ 13 kg bei 
subjectivem Gefühl von 

A altigkeit und Schwäche. 

nnm J^chrfcinverteilt 
l/l/lll ohne gröbere 
Brotreste. 

sauer 

+ 54 

69 

neg. 

.slet^ magengesund. 

1 

i 9 RH PPm lässig fein ver¬ 
zoll ccm teilt mit zahl¬ 
reichen groben Brotresten. 

sauer 

+ 4« 

68 

neg. 

stets magengesund. 

125 CCm^-^vertelir*'’ 

sauer 

+ 51 

67 

neg. 

stets magengesund. 

*^0 mm verteilt, mit 

vlU UUIII einzelnen groben 
Resten. Ausheberung wegen 
Widerstands unvollständig 

sauer 

+ 44 

64 

lieg. 

stets magengesund. 

17*\ rrm mittelmässigver- 
l/v l/l/lll teilt, dickflüssig. 

sauer 

+ 9 

24 

pos. 

stets magengesund. 




Laufende Xo. 


N a ni e 


1901 

13 Nov. I 0 Oeiss 


Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

( lanze 

Ilishcr 

in ilcr ^ in tler 
h'reiheit Anstalt 

1 1 


Besehwerdfn 


Ol ISMt 7 Ml Metall- Korb- i»ruok ..ud \juic dm 
“i ^ (irchcr macher g*;;**' 


14 , (i Guiltlei-sdorf . l'j UMl. lü>ll. ^^^hloss/Aussen^ 


151 ^ 12 SchiieidtT . 


20 12 Mr. 


7 Mt. I M‘‘urer! Korb- 
I maihcr 


Driuk. V.illi- uaoh liein K>«ii 
iiiiil .^rtimem'ü. Billmi 
AufstO'Mn. Appflll iclilecijl. 
Sluli! rcK'-lna3-''ig- Brei'hrdi 
>ehr h&utig. 


IG I „ 12 Doimci* 


23 9 Mt. 


5 Mt I Knecht Aussen- 
arbeite. 


tchuii rx u. SchwiudeL l‘ruck | 
uud volle uai'li dem EsMO 
in der Mngt-uiiegeuJ. Appftil | 
oclileciit. Stuhl rcgelmäuif. | 


12 Heil . . . 


0-4 0()Mt i ISMt Kutsch. Schnei- Aufst-^eu. Oruck uud vaite 

— •) -.t/.'II. 1' .’ll. , uoeb iIa-IU K.^fclrll. AplMftll 

' * »cJilcclit. S.uLlgang alle rwet 

Ttire. 


181 „ 15 Sattler 


22 42Mt. i 


ehre- Schrei- 


»riick uud Vr.iii,' uikch dnn 
Ki^kcii. K.u|itkc-hurrz oud 
SfliM iiidel. .\p|>(ftlÜo«UlceiL 
l>aui>ritil I'iarrhfle, »aarct 
HuuRt^rgrlüh'. , 
■ labei ra>i’b -«aU. 


19 „ 2 G Lfin 


3 G I 3 GMt. 


M.Mt. I 

1 löhncr 


W eber I idiflkiit. >oliU.<-rtcn iu def 
.MiU{tMige»tt!iid. Appetit wfndi- 
äelnd. .s^iuhl iiurt'tplmis.sic. 
.Säurt'!» Aufitoüacu. Druck 
und VclU- nach dem KMCa. 


201 „ 2 G (Iross . 


21 13Mt. 


G Mt. ^idiuh- 

bihner tnai her 


sauro Atifi*t>>»?u;u. Druck und 
Vrdlf nach dt-tu Ei»»*». 
Appctitlnsigk'il. KrhrecLen 
nach dem K—cn n. St htuenca. 
Stuhl alle zwei Tage. 


21 „ |29 Knaf . . . 22 3 GMl. 


22 „ ,29 Bauer . . . 22 21 Mt. 


1 Mt. t hr- St.il)ih.- 

in..eher macher 


Sudhrcun«-ii. App«!litl<i»|gkaL 
AiifTtus- u mit HochkemBK*» 
\on Spciscu. Druck und 
kramplartige Schmerzen iia 
Mugfu. 


(1 Ml Heizer j 1 iiilen- 
machcr 


Vnf-tti-'eu. Itruck, Völl» and 
.\ufi>irüiung nach dem E«en. 
Appetit »chlfchl. Stuhl rügcl- 
mäikig. 


23 „ 29 Klack . 


3 :} 11 

Jahre 


lOsMt. Kutsch.' I’orie- 
ITcuiller 


Sodhrenucn, AuI*io»a«u, Appe¬ 
tit KUt. Stuhl 3-dÜgiK. 
Drtii k lind VölU* nach de» 


24 Dez. 5 Scliueider 
Lud will' 


25 24Ml. 


3 Mt. band- , Torie- 
wul fcuiller 


.AnhalU'udcs Krhrcchen. Magcu- 
tichmcrzcii besoudenj nach 
Itrot. Druck und Vflll*. 
dabei Ap]>t;Üt ichlecht Vor- 
Stopfung bis tu 4 Tagen. 
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Menge u. Beschaffenheit 

Reaktion 

£ 

_g 

S 2 

u 

Xi 


des Ausgeheberten 

des 

Filtrats 

q5 

CO 

0^ o 

o < 

Cß 

C-i 

Bemerkungen 

355 ccm,l!lUü„Vü^" 

sauer 

+ 23 

32 

neg. 

früher zeitweise magenkrank. 

mm ziemlich fein 

OOlll verteilt, mit ein¬ 
zelnen gröberen Brotresten. 
Dickflü>sig. 

sauer 

+ 36 

57 

neg. 

stets magengesund. 

^9^ Prm «iic^^flüssiger 

UOIII Brotbrei mit zu- 
5ammenhüngenden zähen 
Schleimmassen vermischt. 

sauer 

+ 14 

30 

Spuren 

stets magengesund 

Filtriert langsam. 






225 ccm ÄÄ 

zähem zusammenhängendem 
Schleim vermischt. Filtriert 
langsam. 

neg. 

— 15 

4 

pos. 

^tets magengesund. 

99 R PMH dünnflüssig, gut 
l#UIII verteilt mit ver¬ 
einzelten gröberen Brotresten, 
Filtriert gut. 

sauer 

+ 31 

40 

ueg. 

stets inagengesund. 

300 ccmeiÄ‘®i„T‘’ 

sauer 

+ 12 

24 

pos. 

stets magengesund ; am 7.12. 

1/4 Std. nach dem Kaffee 

durchgehend grob. Brotteilen, 





ccm erbrochen. React. 

^ gleichmässig m. zäh. Schleim 





sauer, Congo. neg. H CI. — 2, 

vermischt, langsam filtrierend. 





G. A. 10, M. pos,, durchaus grobe 
Brotresle. Reiebl. Soblelmbaiuiisob. 

' OAfl dünnflüssig fein 

1 fcT'w Ul#lll verteilt,einzelne 

sauer 

+ 57 

69 

neg. 

1806 Magen-Darmkatarrh 
durchgemacht. 

gröbere Brotreste. 





225 ccm 

sauer 

+ 58 

82 

neg. 

stets niagcngesund. 

beimengung- Filtr. langsam. 






Onn mm fein verteilt mit 
^UU ucm gröberen Brot¬ 

sauer 

+ 35 

54 

neg. 

stets magengesund 

resten, 






lUU uum teilt, zum teil 
grobe Brotreste; reichliche, 
zähe Schleimbeimengung, 

sauer 

+ 14 

30 

neg. 

stets magengesund 

schlecht filtrierend. 






4(1 ppm massig gut yer- 
*tU vvIII teilt, reichliche 
zähe Schleimbeimengung: 
schlecht filtrierend. 

sauer 

+ 24 

42 

ueg. 

stets magengesund 

9nfl rrm zum teil feinvcr- 
^UU Uülfl teilt, zum teil 
gröbere Brotreste. Massige 
Schleimmcngc, längs, filtrier. 

sauer 

+ 15 

29 

neg. 

stets magengesund 
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d 

IS 

4) 

Datum 

Name 

u 

D 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

Beschwerden 

C 

fl 

e« 

Monat 

c« 

H 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 

F reiheit 

in der 
Anstalt 


1901 









25 

Dez. 

6 

Straschütz 

28 

18Mt. 

9 Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

klcbcr 

Brechreiz u. Erbrechen. Appeli: 
(tchlechL Stuhl verstopft 

Koplschuien. Druck uu VöUe 
im Magen. Au(stOü««n. 

18a 

» 

8 

Sattler . . . 

22 

42Mt. 

22Mt. 

Schrei¬ 

ner 

Schrei¬ 

ner 

Dauernd Krbreebeu u. Appetit- 
loBigkeit. .Schmerzen ln der 
Magengegend. Verstopfung. 

26 

Tt 

10 

Schneider . . 

Ludwig* 

24 

lOOMt. 

45Mt. 

Maurer 

Schnei¬ 

der 

Sodbreuuen. M agensebmersea 
nach dem Ksaeti. Appetit 
gut Stuhl regeUnAaelg. 

Magendruck. Aufstosaen. 

27 

n 

31 

Hübner. . . 

24 

14Mt. 

llMt. 

Weber 

Weber 

Stuhlverstopfung 2—StAgig. 

28 

D 

31 

Zimmer Lud. 

22 

12Mt. 

11 Mt. 

Fuhr¬ 

mann 

Düten- 
macher 
u. Kal¬ 
faktor 

Mageusebmerz, i>esondeni nach 
Brot Druck uud V&Ue nach . 
dem Essen uud aaures Auf- [ 
BtoascQ. Appetit schlecht 
Stuhl Verstopfung. 

29 

» 

1902 

31 

Buss, Paul, J. 

21 

5 Mt. 

3 Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Küche 

Stuhlverstopfuug bis zu S und 

4 Togen. Appcüt sehr gut | 
Nacii dem E.sseu Druck uud 
Völle. Während- uud nach¬ 
dem starkes sauresAufstoesen. 

30 

Jan. 

10 

Haas, Konr. . 

28 

lOMt. 

8 Mt. 

Tag- 

löhncr 

Kar- 

toffcl- 

schiiler 

Appetitlus 2—H tägiger StuhL 
Aufgetrlebeusein. 

31 

ff 

10 

Müller, Lud. , 

25 

24Mt. 

13Mt. 

Schlos:». 

Schnei¬ 

der 

1 

Appetitlosigkeit Druck. Völle 
nach dem Ksscu. Stuhl ' 

meistens verslopit Hunger- 
gelQhl, dann aber rasch satt 

32 

n 

10 

Ott, Anton . 

26 

70Mt. 

12Mt. 

Weiss¬ 

binder 

Schnei¬ 

der 

AppeÜUosigkeit steu. Stahl- 
verHtopf. 2—3 läg. Aufrtossea 
sauer und KopfHchmerzeu. 
Druck n. Völle ln der Msgen- 
gegend. Auf steigen saurer 

FlQsslgkcit beim Liegen. 

33 

ff 

17 

Kohn . . . 

20 

lOMt. 

8 Mt. 

Knecht 

Stäbch.- 

macher 

Appetit zeitweise schlecht, zeit¬ 
weise sehr gut Druck nnd 
Völle nach dem Essen. Atem¬ 
not besonder» nachts. Stuhl 
bald verstopft bald dlar- 
rhöiseb. Saures Aufstossen. 

34 

ff 

17 

Geist . . . 

40 

30Mt. 

14Mt. 

Bucker 
u. Land¬ 
wirt 

Ranzen¬ 

macher 

Api>etil schlecht Aufsiosseu 
von Speisenmassen nach dem 
Essen. Auftreibung der 

Magengegend nach demKsseu, 
besonders abends. Stuhl- 
Verstopfung. 

35 

ff 

17 

Cordey , . . 

30 

120Mt. 

72Mt. 

Küfer 

Schnei¬ 

der 

Appetit im ganzen gering. 
Verträgt schlecht; Bohnen, 
Erbsen, Linsen bosondera in 
Brcif.: zeitw. Druck, Völle n. 
Stechen I. d. Msgcngeg. Stuhl | 
wech».baldanhaItb.Dlanhoc. | 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milclisäure 

Bemerkungen 

150 ccm 

* 

schwach 

sauer 

- 4 

8 

pos 

angeblich früher magenlei¬ 
dend gewesen (Magenge¬ 
schwüre). 

550 ccm 

reichlich zäher Schleim, 
gleichmäbsig verteilt. 

sauer 

+ 16 

31 

lieg. 

die Menge des verabreichten 
Thees betrug 550ccm, stets 
magengesund. 

rrm verteilt, 

l/v Ul/Ill dünnflüssig imd 
und gleichmässig. 

sauer 

+ 40 

56 

lieg. 

stets magengesund. 

250 ccm 

tricrend. 

sauer 

+ 39 

53 

neg. 

stets magengesund. 

zifler Rückstand 
• fcw bvlll durc-hweg aus un¬ 
verdauten Brotresten und 
Schleim bestehend. Filtriert 
schlecht. 

schwach 

sauer 

— 6 

6 

stark 

pos. 

stets magengesund. 

17*1 nnm verteilt und 

l/vlll zieml. Schleim- 
beimengung. 

sauer 

+ 28 

42 

pos. 

stets magengesund. 

Rn nnm verteilt mit 

vvlll einzel. gröberen 
Drotpartikeln. 

sauer 

+ 29 

44 

neg. 

stets magengesund. 

100 ccm^l^f^erÄt 

ziehender Brotbrei mit reich¬ 
lichen groben Brotresten. 

sauer 

+ 10 

22 

neg. 

stets vollkommen magen¬ 
gesund. 

150 ccm 

tricrend, und reichlich. 

sauer 

+ 53 

67 

neg. 

stets magengesund. 

nnm fein verteilt, flüs- 
vvlll sig rasch u. reich¬ 
lich filtrierend. 

sauer 

+ 47 

60 

neg. 

stets magengesund. 

nrm f®^*' verteilt mit 
vUlll einzelnen grö¬ 
beren Brotresten. 

sauer 

+ 31 

48 

neg. 

stets magengesund. 

^nn rrm verteilt mit 

OUU l/vin einzelnen grob. 
Brotrcst, v. etwas zäher. Kon- 
sist. Infolge massig. Schleim- 
beimengung längs, nitrierend 

sauer 

+ 27 

46 

pos. 

stets magengesund. 
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d 

'j 

Datum 

N a m e 


Strafdauer 

Bcschäf- 

tigUDg 

Beschwerden 

c 








►3 

Monat 

rs 

H 


< 

Gan2e 

llishcr 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 



1902 






• 


i 

36 

Jan. 

18 

Schweitzer . 

28 

20Mt. 

18Mt. 

Koch 

Ranzen¬ 

macher 

Saures AuIsUwmju, Stuhl sehr 
verstopft. Druck und Tfllle 
nach dem Rssen. Sch«iBdi:l 
im Kopi. Appetit gerinc. 

37 


18 

Germann . . 

30 

72Mt. 

49Mt. 

Hand¬ 

arbeiter 

Haus¬ 

arbeiter 

Eckel vor dem Kssen aod 
scblecbter Appetit. UAafige* 
ErbrecbcD. Stuhlverstopfnn^ 
Druck u. Völle in derlfagoi 
gegend. 

38 

» 

18 

Mühlhäuser . 

31 

24Mt 

loMt. 

Student 

Düten- 

macher 

Druck. Völle unch dem Kssen 
in der Magengegend. Starkes 
Aufstossen. Sodbrennn. 

Stublverstoplang. Besonders 
Beschwerdeu nach Schwan- 
brot. Appetit guu 

39 

Fehl*. 

5 

Kraus . . . 

23 

12Mt. 

4 Mt. 

Porte- 

feuillcr 

Porte¬ 

feuiller 

Druck und volle in der Magen 
gegeud. Saures AuIstoMeou 
Stuhlgang regelmässig. App« 

Üt gut. 

40 

n 

5 

Heuze . . . 

25 

24Mt. 

23*4 

Monat 

Schwei¬ 

zer 

Korb¬ 

macher 

Druck und Völle. Sebmerseo 
in der Magengegend nach d«u 
Essen, nur naebu. StoU 
unrcgelmftasig. Aufstoesen u 
Hoebkommen der genoaseaca 
SpeiaCD. Appetit gut. 

41 


5 

Becker . . . 

23 

18Mt. 

l2Mt. 

Porte- 

feuiller 

Porte- 

feuiller 

Völle, Druck uud Schmerecn 
nach dem Essen in der 
Magcugegeud. Bitteres Auf- 
stoasen. VersUtpfung. Kopl- 
schmerz. 

42 

» 

12 

Grieser . . . 

25 

60Mt. 

14Mt. 

Knecht 

Schnei¬ 

der 

Druck. Völle In der Magen- 
gegeud. Appetitloiigkeli.saai. 
Aulstussen. Stuhl regclmÄssig. 

43 


12 

Krüg:er . . . 

24 

48Mt. 

20Mt. 

hisen- 

gic^ser 

Schnei¬ 

der 

.Appetitlosigkeit. SchlaJetörung. 
Saures Aulslossen. Siuh. 
regcliu&ssig. Nach dem Mor- 
genkaflec bluDg Aufslossefi 
und Hoebkommen von Brot. 

44 

w 

12 

Laii^’ . . . 

24 

12Mt. 

4 Mt. 

Tag- 

lühner 

Korb¬ 

macher 

Druck, Völle nach dem Essen. 
Stuhl 4 tftg. Faul- u. hiiter 
achmeckendes Aulstosecn. 

AppeUi erhalten. 

25a 

w 

12 

Straschütz 

28 

18.Mt. 

l4Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

macher 

Magcu- und Kopfncbmenea. 
Schlallosigkelt. Saures Aal- 
sto.ssen. Stuhl uaregelm&SfiC 
AppeUüosigkeit. 

45 

r> 

19 

Jochum . . 

22 

6 Mt. 

4 Mt. 

Scheer.- 

schleif. 

Korb- 

machei 

Brechreiz. Stuhl regelmisiig 
Appetit gut Saurca Auf- 
stosscu. 

46 


19 

Strauch . . 

19 

20Mt. 

6 Mt. 

Maurer 

Korb¬ 

macher 

Aufstosseu. Schuicrten 
dem Ksaen. Druck u. VölW 
in der Magengcgend. 
guL Stuhl mgehuisslg. 
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] 

j Meage u. Beschaffenlieit 
^ des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bemerkungen 

1 

400 ccmJlUüÄ 

filtrierend. 

sauer 

+ 39 

53 

neg. 

stets magengesund. 

Rn orm 

vw UUIII teilt, zum teil grö¬ 
bere Brotrestc. 

sauer 

+ 32 

42 

lieg. 

^tets magengesund. 

RO orm 

vU Ul/Ill teilt, zum teil grö¬ 
bere Brotrestc. 

IS.Il.elne qualitative Untentuchuu^ v. 
W ccm ergab keine freie H. C. L. 

sauer 

+ 30 

42 

lieg. 

stets magengesund. 

19R rrm ^er- 

vvlll teilt mit ziemlich 
reichlichen Brotrest. Flüssig, 
gut und reichlich filtrierend. 

sauer 

+ 36 

56 

neg. 

stets magengesund. 

220 ccm^ÄÄ 

liehen groben Brotresten. 
Langsam filtrierend. 

sauer 

+ 6 

21 

neg. 

Stets magengesund. 

9^n rrm verteilt, m. 

äOU UUIII vereinzelten 
gröberen Brotresten. Flüssig. 

sauer 

+ 63 

85 

neg. 

stets magengesund. 

275 ccm 

durchweg aus gröberen Brot¬ 
resten bestehend. 

sauer 

— 2 

16 

pos. 

stets magengesund. 

MR mwi l^üchstand fein 
Uvill verteilt, sehr 
dünnflüssig und reichlich fil¬ 
trierend. 

sauer 

-{“ 59 

75 

neg. 

stets magengesund. 

7R zäher Brotbrei aus 

i %ß vvlll durchweg groben 
Brotrest. Langsam filtrierend. 

sauer 

- 6 

11 

pos. 

war 1895 wegen Magenkrank¬ 
heit in der med. Klinik 
Giessen in Behandlung. 

inn rrm ä»^rc^weg grobe 

lUU Uvin Brotreste v. zäh. 
breiiger Konsistenz, sehr 
schwer filtrierend 

schwach 

sauer 

— 4 

5 

Spuren 

angeblich früher magen¬ 
leidend gewesen (Magen¬ 
geschwüre). 

160 ccmrcfr 

beimengung. 

sauer 

+ 49 

69 

lieg. 

stets magengesund. 

360.ccm:itz;eÄt. 

gröbere Brotrestc. 

sauer 

4- 53 

79 

lieg. 

stets magengesund. 



-a 

Datum 

N a m e 

u 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

■ 

Beschwerden 

c 

u 

Monat 

b« 

n 

H 

< 

(ianze 

Bisher 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 


1902 








47 

Fehl*. 

19 

Sommor . . 

24 

54Mt. 

26Mt. 

Tag- 

lohner 

Schnei¬ 

der 

Druck ood Völle io der Majca- ^ 
«egend nach deni Kacee. 
Schtuerzen daselbxl. Appetit * 
guu .Stuhl 

1 

48 

>* 

19 

Schütz . . . 

39 

24Mt. 

12Mt. 

Schmied 

Borte- 

feuillcr 

Druck und VöUe unch den , 
Kftseu. Schuierzeu im Magen, i 
Auf.Htoiwen mit Qblem Geruch. 
Appetit gut. Stuhl regelmlDeig. ' 

49 

» 

26 

Gross ^^eii.Laiig“ 

24 

78Mt. 

8 Mt. 

lag- 

lühncr 

Korb¬ 

macher 

Säuret AuInlOMCn. Appetit gut 
Stuhl regelmfUtelg. 

f 

50 


26 

Weitzel. . . 

34 

60Mt. 

36Mt. 

Knecht 

Porte¬ 

feuiller 

Biechrelx. Appctltlouigkcit. 

Aut«tu»i»en von SpelMreutec 
nach dem Eiiieu. Kopf- 

Hchmerzen und SchvindeL 
Stuhl regelmlMig. 

51 

März 

17 

Ballmert . . 

36 

120Mt. 

66Mt. 

Tag. 

lohner 

Portc- 

fcuiller 

Sudbrenneu. Saures .iutsuiwsea. 
Druck uud Völle nach dem 
Kssen. Schwindel. Ap|>eiii 
schlecht. Stuhl regehnisslg. 

52 

» 

17 

Ganzmanii 

24 

26Mt. 

2 Mt. 

Weiss¬ 

binder 

Porte¬ 

feuiller 

Saures Au(sU>»m.*d. .Sodbreuneu 

2 Stund, nach dem 

Druck u. VöUe in derMagen- 
gegt'iid. SchuiiideL Ap{>etlt 
beblecht. Stuhl jeden 1 «eiten 
Tug. 

53 

April 

8 

Bopp . . . 

24 

30Mt. 

18Mt. 

Zimmer¬ 

mann 

Schrei¬ 

ner 

Krbrecheu. Saures Aut>i«k^B. 
Eckel Vor dem K»scn. kopl- 
Hcliiuerz. Druck und Volle 
nach dem K»oen. Stuhl un- 
regelniAiuiig. 

54 

r? 

8 

FJlert . . . 

20 

:iOMt. 

13Mt. 

.Schuh¬ 

macher 

Schuh¬ 

macher 

Saures Autsto^iien. Schmerzeu | 
Im Leib nach den R.-wen. 
Appetitlosigkeit. Stuhl uu- 
regelmisidg. 

55 

Jf 

25 

Kaiser, Wilh. 

23 

16Mt. 

7 Mt. 

Tag- 

,lühncr 

Porte- 

fcuiller 

UebelkciU Schwiudol. Stnhl- 
verstopfung. AppeüUosigfceii. 

56 

» 

25 

Vogel, Nikol. 

23 

36Mt. 

15Mt. 

Kanal¬ 

arbeiter 

.Schnei¬ 

der 

Aligeges»eu. BltlcresAuDlObJ^n. 
Druck. Vrdle im Migeo. 

Stuhlverotoplaug. 

57 

Mili 

13 

Marx, Maxim. 

48 

42Mt. 

16Mt. 

Bank¬ 

geschäft 

Stäbch.- 

machci 

Sluhlverstopfung. Dnick in 
der Magciigegend. Bllbung. 
AuDtoMteu. Ap{>ctit schlecht. ' 

5.S 


13 

Sehollenberger 

25 

6 Mt. 

4 Mt. 

Stein¬ 

metz 

Korb¬ 

macher 

MageuHchmerzen und Druck ic 
der M Bgeugegand. Stak. 

rcgelmSasig. Appetit guu 
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561 


Menge u. Beschaffenheit 
des Aiisgeheberteil 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bem(*rkungen 

400 ccm dtnn- 

flüssig. 

sauer 

+ 60 

78 

i 

neg. 

stets magengesund. 

100 ccm 

bere Brotrcste mit Schleim¬ 
beimengung. 

Fan er 

+ •'■>» 

72 

Spuren 

angebl früher wegen Mngen- 
hesi hw ei ilen behandelt. 

i9R mm mittclmÜssig 

bOIII feine Verteilung, 
leichte Schlcimbcimengung. 
ciwa.s breiige Konsistenz. 

sniier 

+ 35 

5") 

neg. 

stets magengesund. 

UOIII verteilt zum teil 
gröbere IJrotreste, dünnflüssig 
und gut filtrierend. 

sauer 

+ 60 

75 

neg. 

.stets m.Tgcngcsund. 

260 ccm 

schnell filtrierend. 

sauer 

+ 40 

58 

pos. 

stets magengesund. 

|Cn MAin tein verteilt ein- 
lUil UUlll ;?elnc grob. Brot- 
restc. Schleimbeimengung. 

sauer 

-f- (13 

74 

pos. 

stets magergesund. 

94/1 mm durchweg 

äW Uem ziemlich fein 

verteilt und von dickflüssiger 
beschaflPenheit, gut filtrierend. 

sauer 

- 1 

18 

pos. 

stets magcrge.sund. 

160 

und durchweg groben Broi- 
resten, schlecht filtrierend. 

.sauer 

— 6 

8 

pos. 

stets magcrgt'sund, 

Ififl mm durchweg 

lüU ccm fein verteilt. 

sauer 

+ 23 

42 

jtos. 

stets mngengesund 

nnm ziemlich reichliche 
^ vvlll jrröbere Brotreste 
mit mäs.siger Schleimbci- 
meogung. 

sauer 

+ 27 

51 

pos. 

vor zwei jahren Magcn- 
kat.in h. 

100 ccm 

Schleim von zah-breiiger 
Konsist., langsam filtrierend. 

.sauer 

16 

28 

neg. 

nie m.igenlcidend'. 

17 R mm vereinzelt grolle 
vvlll Brotiesle. meist 
sehr fein verteilt und diinn- 
flüssig, gut filtrierend. 

sauer 

+ :(.s 

(13 

Spuren 

nie lu.igt iilc idcinl. 
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o 

Datura 

Name 

(-• 

o; 

Strafdauer 

Beschäf¬ 

tigung 

Beschwerden ' 

”5 

p 

« 

Monat 

tc 

rs 

H 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 


1902 









59 

Mai 

24 

Voiialt, Aug. 

;k) 

39Mt. 

5‘/',Mt. 

Buch¬ 

druck 

Besitzer 

Düten- 

macher 

AppetitloB. F.rbrccbea nach 
dem Kucn. Druck u. 

Hlufig Diarrhoe. 

25b 

n 

29 

Straschütz 

28 

18Mt. 

17Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

machcr 

Magen- nnd Eoptadimencen. 
Schtaflosigkeit. Saures Aul- 
«tonen. Stuhl unregelniAMig. 
AppeUUosigkelt. 

60 

V 

29 

Poter . . . 

20 

28Mt. 

20Mt. 

Schnei¬ 

der 

Schnei¬ 

der 

IfagenaehinerzeD. Stuhl regcl- 
miaalg. 

61 

n 

29 

Hofraann . . 

21 

24Mt. 

5 Mt. 

Glas- 

bli^^e^ 

Schnei¬ 

der 

Appell tloiigkelt. Druck und 

Völle. 

62 

Juni 

3 

Sassgen.Krüger 

20 


5 Mt. 

Kol¬ 

porteur 

Spuler 

Säuret Aufttoasen. Völle und 
Druck naeh dem Kaaenu 
Stuhl 2—a tägig. 

()3 

n 

13 

Sippel . . . 

22 

48Mt. 

20Mt. 

Tag- 

löhner 

Schnei¬ 

der 

Saurea Aufttoteen na^ dem 
Raten. Druck in der Magen¬ 
gegend. Appetit adhleeht 
.Stuhl rcgelmiaalg. 

64 


13 

Heinrich, Jak, 

22 

16Mt. 

13Mt. 

Kauf¬ 

mann 

Düten- 

macher 

Bitterea (aaurea?) AofatMaen. 
Schwindel. F.rbreeheai. An¬ 
haltender Druck in der Magen- 
gegend tagatlhcr. App>etlt 

achlecht. Stuhl nnregetm&aaig. 

65 

7t 

13 

Walter . . , 

24 

8 Mt. 

4 Mt. 

Metzger 

Düten- 

macher 

Saurea Anlatotiiea. Stuhl nor¬ 
mal. Appetit gtiU Beach werden 
nehmen nach RmtgenaB«i au. 

66 

n 

30 

Friedrich . . 

22 

18Mt. 

9 Mt. 

Ziramer- 

mann 

Bügler 

Bitterea Aufttoasen. Druck u. 
Völle in der Magengegeaad. 
Kopfweh. SchwIndcL Appeth 
■ohleobt. Stnhl regelmkasig. 

67 

Aiig. 

9 

Franz . . . 

23 

19Mt. 

12Mt. 

Tüncher 

Düten- 

macher 

Bitterea Anfttossen noch dem 
F.eaen. Schmerzen In der 
Magengegend. Api>eUt gut. 
Stuhl regclmknig. 

68 

n 

14 

Eeifkohl . . 

21 

2f)Mt. 

lOMt. 

Wei-v. 

binder 

Schnei¬ 

der 

Druck und Völle nach den 
Rasen. Brechreix. Appetit- 
loaigkeiU Saures Aufftoseen. 
Hochgrad. Stuhlvcratoplung. 
5—4 tägig. 

69 

rt 

16 

Jrägor . . . 

20 

3(>Mt. 

lOMt. 

Friseur 

Schnei¬ 

der 

Schmerlen ln der Magengegend. 
Breohrela. Druck und Völle 
naeh dem Rnen. Snures 
Aufttoasen. Zeitweise Durch¬ 
fälle. 
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563 


Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

B'iltrats 

’ir 

r. 

Gesamt- 1 
Acidität 

v 

'äj 

ZJ 

P! 

Bemerkungen 

200ccm?|.'iUanz:.": 

einzclte gröbere brotresic, 
dünnflüss., schnell filtrierend. 

sauer 

+ 51 

70 

.'Spuren 

stets magvigcsund. 

ffLO rrm durchweg 

l%IU Vl/Ill gröb Brotreste 
in Form eines ziihen Breies. 

neg* 

— 9 

4 

pos. 

angeblich früher magen¬ 
leidend gewesen (Magen- 
geschwii re). 

200 ccm 

rasch filtrierend. 

sauer 

+ 56 

71 

Spuren 

stets magengesund. 

rrm verteilt, cin- 

Ifcv Uvlll zclne grobe Biot- 
reste, massige ^hleimbei- 
raengung, flüssig, doch lang¬ 
sam filtrierend. 

sauer 

+ 53 

63 

Spuren 

nie magenleidend. 

IRO rrm verteilt, ein- 

lUU Uem zelnc grobe 
Weckrestc. wenig schleimig, 
langsam filtrierend. 

sauer 

+ 30 

57 

pos. 

stets magengesund. 

230 ccm^'‘„\vÄc 

gröbere Brotreste, flüssig, 
gut filtrierend. 

sauer 

+ 53 

78 

Spuren 

stets magengesnnd. 

fein verteilt, 
fcvU ccm dünnflüssig. 

sauer 

+ 54 

76 

Spuren 

stets magengesund. 

rrm 

i%ß%ß VVlII teilt, teils gröbere 
Brotreste, Schleimbelmeng- 
ung. 

sauer 

+ 48 

69 

Spuren 

stet.8 magengesund. 

100 ccm 

sauer 

+ 19 

39 

Spuren 

angeblich früher an Magen¬ 
geschwüren gelitten. 

350 ccm Sf'Ä- 

Brotrcstc. 

sauer 

+ 20 

41 

Spuren 

stets magengesund. 

9nn verteilt, 

fcUU Cvlll vereinzelt grobe 
Brotreste. 

sauer 

24 

r>4 

pos. 

stets magengesund. 

99 R rrm leichlichl grobe 
Uvlll Brotreste, dick- 
fiüssig. breiig. 

sauer 

+ 19 

39 

Spuren 

stets magenge.siind. 
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70 

Sept. 

30 

Dickler. . . 

23 

50Mt. 

15Mt. 

Schrei¬ 

ner 

S( hrei- 
ncr 

Abg«g«Mea. Stuhl r«:g<plm&Asijc 
Koiifwi-h. 

71 

Okt. 

23 

Dolp, Heinr. . 

20 

33Mt. 

! 

1 

1 9 Mt. 

Weiss- 

l'inder 

Korb¬ 

macher 

1 

nruck und .Sehmmra In [ 

Magengpgend nach d<-ra Ewn. 1 
V5lle. .Stuhlvmio|‘foit);. 

Bitteres Aufstnssen. .ipiirtu 
■dilccht. 

72 


25 

Velto, Heinr. 

24 

9 Mt. 

8 Mt. 

Schnei¬ 

der 

Schnei¬ 

der 

Druck und Schmerzen in •it-r 
.Mogengegend. Vfille nsdi 
dem Kueu. Ritu^re« Auf | 
■lossen. Stuhl unr^imiftiiiE. j 
Appetit gut. 

7:J 

Nov. 

7 

Ohl, Michael . 

19 

12Mt. 

11 Mt. 

Maurer 

Düten- 

macher 

Appetitlosigkeit. Rittcres Auf- 
stnsjieu. .Stuhl regelni&Mi.:- 

74 


7 

Deines, Lu<hv, 

21 

18Mt. 

14Mt. 

Maurer 

Porle- 

l’cuiller 

Druck und Vaile nnch dera 
Kisen. Abnelgting rnr Rei* 
und KartofTcIo. 

75 


7 

Geisel, Peter 

37 

30Mt. i 

22Mt. 

T.ig- 

lühner 

Schuh¬ 

macher 

1 

Druck und Völle nach dem | 
Kssen. Stuhl unrwlmtei^. | 

7(; 


11 

Schefer. . . 

19 

18Mt. 

8 Mt. 

Packer 

Korb¬ 
mac her 

Appetitlosigkeit. Dniek uni 
Völle narb dem F.ssimi. l'u- 
rcgi'lml&siger Stuhl. Starte 
Gewichtaabnahmr. Schsü^h*" 

77 

V 

IS 

ItOSS .... 

24 

37Mt. 

12Mt. 

Tag- 

lühner 

Korb¬ 

macher 

Appetit schlecht. Dnick nsch 
dom Essen in der Magen 
gegend. Bitteres Aiifsl««*'u- 
Durchrnll. 

7S 

n 

20 

Schreiner . . 

42 

9 Mt. 

2 Mt. 

Rechner 

Düten- 

macher 

1 

Druck. Völle o. Schniersen nach ' 
dem Kssen In der Magen 
gegend. Api>ctU a«-hlerht 
Stublverstopfnng. SchwimH 

79 

Doz. 

1 

17 

VValter,Lutlw. 

39 

30Mt. 

14Mt. 

.Sattler 

Porte- 

feuillcr 

Druck und .Schmerzen ia der 

Magi*ngegeiid. Brechen inimrr 

nach Linsen, Krhsen ua-i 
Bohnen. Biiieres Aur»toK«eu. 
ApiK'Ut schleicht. Stuhl «a- 
rcgeluiAasig. 

19m 

1903 

27 

Pein .... 

37 

3(>Mt. 

34Mt. 

Weber 

Weber 

Aufatouen naucr und atlnkend. 
Schmerzen im Unterkdä- 
Zeitveiae Verstopfung. Api^e- i 
tit unregelm&ssig. j 

so 

1 

Jfin. 1 

9 

Tjitz, Peter . 

25 

38Mt. 

27Mt. 

Gürtler 

Porte- 

fc'uillci 

Sodbrennen. Druck, im Mag« i 
Sclimerrcn. Zdtwelae 
niopfuug. Apiietitloslgkclt. 

Stjvrke Abneigung 
l.iiiseu tind Sauerkranliuilt'*- . 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktion 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure 

Bemerkungen 

350 ccm 

sauer 

+ 75 

94 

neg. 

stets magengesund. 

9*^0 rrm grobe 

ÄÜU cum Brotreste, zäh¬ 
flüssig. 

sauer 

+ 16 

36 

pos. 

stets magengesund. 

225 ccm 

Konsistenz. 

sauer 

+ 29 

51 

neg. 

stets magengesund. 

reichlich grobe 
I9U cum Brotreste, dicker 
zäher Speisebrei. 

sehr sauer 

— 9 

8 

st. pos. 

angeblich früher dasselbe 
Leiden gehabt. 

17R Prm Brotreste, 

l/U uum teils fein ver¬ 
teilt. Schleimbeimengung. 

sauer 

+ 32 

47 

neg. 

stets magengesund. 

175 ccm 

Schleim. 

sauer 

+ 14 

29 

schwftch 

pos. 

stets magengesund. 

7n mm Schwer auszu- 
• U ccm hebern, dick, brei¬ 
iger Rückstand, durchgehends 
grobe Brotreste. Schwer fil¬ 
trierend. 

schwach 

sauer 

— 4 

8 

pos. 

stets magengesund. 

275 ccm 

Brotreste, dünnflüssig. 

sauer 

+ 20 

46 

pos. 

stets magengesund. 

240 ccm 

groben Brotresten. Schlecht 
nitrierend. 

neg. 

“ 7 

3 

pos. 

seit 1898 magenleidend, lebte 
deshalb immer diät. 

1in Prm breiig, reich- 

IIU uum lieh grobe Brot¬ 
reste. Langsam filtrierend. 

pos. 

- 2 

24 

pos. 

seit 8—4 Jahren musste er 
diät leben, wegen öfteren 
Magenbeschwerden. 

lOOccmSÄ'fi" 

gröbere Brotreste. 

sauer 

+ 30 

60 

pos. 

1896 Magen- u. Darmkatarrh 
überstanden. 

99fl rrm verteilt, 

uum einzelne grobe 
Brotreste. Massiger Semeim- 
gehalt 

sauer 

+ 28 

48 

Spuren 

stets magengesund. 
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Datum 

Name 


Strafdauer 

Bescliäf- 

tigung 

Beschwerden 

c 

n 

U 

Monat 

H 

< 

Ganze 

Bisher 

in der 
Freiheit 

in der 
Anstalt 

81 

1903 

Febr. 

3 

Schwarz, Hnr. 

27 

60Mt. 

30Mt. 

Kutsch. 

Schnei¬ 

der 

Druck in der Masengesrad. 
Saures Aulatoeaen. Appetit 
miaaig. Stuhl regelmiasig 
nach Natr. bicar bonicuB, 
aonat uuregelmAasig. 

66a 

rt 

10 

Friedrich, Gg. 

23 

I8Mt. 

1«*/, 

Monat 

/immer- 

mann 

Bügler 

Druck in der HagengegeBd. 
ITebclkcittagsQber. Kopfweh. 
Schwindel. Bitteres Anl- 
atosaen. Matiigkeiu 

82 

n 

17 

Fröber, Karl 

20 

21Mt. 

9 Mt. 

Zimmer- 

mann 

.Schrei¬ 

ner 

AufatoaacD. Druck in der 
klagengegend und VCUe. 

83 

Mftrz 

23 

Lampe . . . 

24 

6 Mt. 

5 Mt. 

Fuhr¬ 

mann 

Düten- 

macher 

Druck und VOllc in dcrMagen- 
gegend nach dem Raeeo. 
Erbrechen. .4uIstos*eo. Stuhl, 
regelmftasig. 

84 

n 

30 

Flachsland, E. 

22 

6V',Mt. 

4V,Mt. 

Speng. 

1er 

Düten- 

macher 

Schmerzen in der If aigengegend. 
Saurea Aulatnaaen Appetit 
acbiechc Stuhl unregel- 

mfiaaig. 

85 

April 

1 

Arno Id,Herrn. 

21 

32Mt. 

18Mt. 

Bahn¬ 

arbeiter 

Schnei¬ 

der 

Bchmcnen im Magen. Appetit¬ 
losigkeit. Bitter«« Aulstoaaen. 
Abwcchaelnd Durchtalt und 
Verstopfung. 

86 

j) 

1 

Best .... 

19 

15Mt. 

13Mt. 

Schrei¬ 

ner 

Koch¬ 

küche 

Appetit- und Schlaflosigkeit. 
Stuhl regelmiaalg. 

87 

j) 

3 

Arndt, Ludw. 

19 

12Mt. 

5 Mt. 

Tag- 

lühner 

Stabch.- 

macher 

Abgegessen. Brechreiz nach 
dem Käsen. Stuhl nonnaL 

88 

j* 

4 

Weber, Wilh. 

23 

24Mt. 

9 Mt. 

Tag¬ 

löhner 

Korb¬ 

macher 

Schmerzen im Magen nach dem 
Käsen. Starkes HnngergefQhL 
Stuhl regclmkaaig aber dünn. 

89 

»» 

6 

Schwab, Fr. . 

25 

24Mt. 

lOMt. 

Bäcker 

Korb¬ 

macher 

Schmerzen tm Magen nach dem 
Ksacn. Brechreiz. Saures 
Anfstossen. Appetit mbsig. 
Stuhl regelmlssig, ziemlich 
hart. Kckcl ror Sauerkraut 
und Qersteuiuppe. 

91 


11 

Rühl, Ludw. . 

24 

24Mt. 

llMt. 

Weiss¬ 

binder 

Korb¬ 

macher 

Schmerzen beim Atmen and 
nach dem Eaaen im Magen. 
Saures Aufatossen. Stuhl nn- 
regelmiaalg. Appetit schlecht. 

69a 


19 

Jäger, Wilh. . 

21 

36Mt. 

20Mt. 

Friseur 

Schnei¬ 

der 

Schmerzen ln der Magengegend. 
Brechreiz nach dem Essen. 
Saure« Anlstossen. Oefters 
Kopfschmerzen. 
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Menge u. Beschaffenheit 
des Ausgeheberten 

Reaktioi 

des 

Filtrats 

Salzsäure 

Gesamt- 

Acidität 

Milchsäure' 

Bemerkungen 

190 ccm 

sauer 

+ 34 

52 


sicts magengesund. 

9nn Pnm <iünnf1ass., fein 
äUU I/Oin verteilt, gut fil- 
trierend. 

sauer 

+ 9 

28 

pos. 

angcbl. früh. Magenkrämpfe 
u. Magenschmerzen öfters 
bekommen. 

250 ccm säleim unter¬ 
mischter Speisebrei, mit 
reichlich groben Brotresten. 

sauer 

— 2 

12 

pos. 

stets magengesund. 

200 ccm 

sauer 

62 

77 


stets magengesund. 

150 ccm 

Brotreste. 

sauer 

+ 34 

56 

pos. 

im Februar 1902 wegen 
Magenkatarrh 6 Tage in 
ärztlicher Behandlung. 

150 ccm 

beimengung, langsam fil¬ 
trierend. 

sauer 

+ 39 

66 

pos. 

stets magengesund 

19^ PPm verteilt, 

1^^ Ul/Ill rasch filtrierend. 

sauer 

oc 

49 

neg. 

stets magengesund. 

^nn dünntlüss. fein 

OUU ccm verteilt, gut fil¬ 
trierend. 

sauer 

+ 32 

58 

pos. 

stets magengesund. 

QOR onm dünntlüss., 

ccm fein verteilt, 
rasch filtrierend. 

sauer 

+ 44 

63 

pos. 

stets magengesund. 

350 ccm 

teil fein verteilt, viel Schleim. 

sauer 

+ 14 

34 

pos. 

stets, magengesund. 

19*1 mm ^ein verteilt, ver- 
ccm einzelte gröbere 
Brotrcstc. 

sauer 

+ 29 

55 

pos. 

wurde angebl. beim Militär 

4 Wochen wegen Magcn- 
beschwerden behandelt. 

300 ccm^li',^»4l«-,„. 

teilt, einzelne gröbere Brot¬ 
reste u. Schleimbeimcngung, 
langsam filtrierend. 

sauer 

+ 19 

56 

pos. 

stets magengesund. 
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Tagesordnung 

zur 

Vereinsversammlung in Stuttgart. 


1. Beratung der in diesem Band bereits bekannt 
gegebenen Fragen. 

2. Beratung des Wortlautes der neu zu fassenden 
Statuten. 

3. Entgegennahme des Berichtes der Bibliotheks¬ 
kommission. 

4. Beschlussfassung über den Antrag des Verbandes 
der deutschen Schutzvereine eine nähere Verbin¬ 
dung zwischen dem Verband und unserem Verein 
in Kraft treten zu lassen. 

5. Beschlussfassung über die Einladung des Herrn 
Pastors Dr. Seyfarth in Hamburg, der Vor¬ 
sitzende des Vereins möge als solcher in das 
Comit6 der von ihm gegründeten Gesellschaft zur 
Arbeitsbeschaffung für zui- Entlassung kommende 
Gefangene in fremden Ländern eintreten. 

6. Beschlussfassung über Ergänzung des Ausschusses 
und Wahl von Ehrenmitgliedern. 
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Personalnachrichten. 


Vereinsmltsrlieder. 

Bayern. 

Ernannt wurde: 

Kellner, Pfarrer, katholischer Hausgeistlicher, zum Königl. Geist¬ 
lichen Rat und gleichzeitig an das Zuchthaus Würzburg versetzt. 

Versetzt wurde: 

Dörfler, Strafanstaltslehrer in Sulzbach, in gleicher Eigenschaft 
nach Amberg. 

Preussen. 

Ernannt wurden: 

Aschrott Dr., Landgerichtsrat in Berlin zum Landgerichtsdirektor 
in Elberfeld. 

Maltzahn, Freiherr von, Hauptmann a. D., bisher Inspektor zum 
Direktor am Zentralgefängnis Qollnow. 

Sommerfeld, Gefängnisinspektor in Plötzensee zum Oberinspektor 
daselbst. 

Versetzt wurde: 

Beck von, Strafanstaltsinspektor in Siegburg-Brückberg in gleicher 
Eigenschaft nach Diez. 

Sachsen. 

Gestorben ist: 

Michel, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Oesterreich. 

Ernannt wurde: 

Bothe, Strafanstaltsadjunkt in Marburg zum Strafanstaltsinspektor 
in Vigaun. 

Nemanitsch Dr., k. k. Staatsanwalt in Marburg in die VI. Rang¬ 
klasse versetzt. 


Eingetreten. 

Bayern. 

Brosius Hans, königl. Pfarrer am Zuchthaus Ebrach. 
B^loffstein Leo Freiherr von, königl. Sekretär am Arbeitshaus 
Rebdorf. 

Heinzeimann, Ministerialrat im königl. Staatsministerium der 
Justiz in München. 

Schilling Dr., königl. Hofrat, Hausarzt am Zellengefängnis Nürnberg. 
Wäglein, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Sulzbach. 
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Hamburg. 

Scheer, Lehrer am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Preussen. 

Köhler, Strafanstaltsinspektor in Crone a. d. Br. 

Sachsen (Königreich). 

Gebauer, Inspektor an der Landesanstalt Zwickau. 

Vogel, Inspektor ebenda. 

Sachsen-Meiningen. 

Untermassfeld, Herz. Direktion des Zuchthauses. 

Württemberg. 

Bachteler, Inspektor am Arbeitshaus für Weiber in Rottenburg. 
Elsässer, Pfarrverweser, evang. Hausgeistlicher am Landesgefängnis 
in Rottenburg. 

Klein, Landgerichtsrat in Stuttgart. 

Wein mar, Hauslehrer am Landesgefängnis in Rottenburg. 

Oesterreich. 

S u b e n, k. k. Strafanstalt. 

Ausgetreten. 

Hamburg. 

Breckling, Lehrer am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Oldenburg. 

Haberkamp, Gefängnisinspektor in Oldenburg. 

Sachsen. 

Bach Dr., früher Anstaltsinspektor in Waldheim, jetzt Regicrungs- 
assessor bei der Amtshauptmann ckaft Glauchau. 


-- 
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Die Unterbringung geisteskranker Strafgeiangener 
in Württemberg. 

Vortrag des Ministerialrats v. Schwab, gehalten am 26. April 1903 
bei einer Versammlung von Juristen und Aerzten in Stuttgart. 


I. 

Meine Herren! Schon die kurze Zeit, welche für die 
einzelnen Vorträge des heutigen Tages zu Gebot steht, 
nötigt zu dem Verzicht darauf, die allgemeine, vielum¬ 
strittene Frage nach der zweckmässigsten Fürsorge für die 
verbrecherischen Irren und die geisteskranken Verbrecher 
hier in ihrem ganzen Umfang aufzurollen. Gestatten Sie 
mir nur wenige einleitende Bemerkungen. Ich will sprechen 
über die Unterbringung der geisteskranken Straf¬ 
gefangenen in Württemberg: es haben daher auszu¬ 
scheiden diejenigen Geisteskranken, welche nicht zu gericht¬ 
licher Strafe verurteilt sind, also Angeschuldigte, welche 
gemäss § 81 der Strafprozessordnung zu ihrer Beobachtung 
in eine Irrenanstalt zu verbringen sind, Personen, welche 
Verbrechen begangen haben, aber wegen mangelnder Zu¬ 
rechnungsfähigkeit strafrechtlich nicht verfolgt oder vom 
Strafrichter freigesprochen worden sind, endlich Geistes¬ 
kranke mit verbrecherischen Neigungen. Ich habe mich 
also, folgend der gewöhnlich gemachten Unterscheidung 
zwischen verbrecherischen Irren und geisteskranken Ver¬ 
brechern, zwischen dem „criminal hmatic'* und dem ,,insane 
convict' des englischen Rechts, nur mit der letzteren Kate¬ 
gorie zu befassen. Unter den geisteskranken Verbrechern 
bezieht sich mein Vortrag sperfell auf diejenigen, bei welchen 
die Geisteskrankheit oder der Verdacht einer solchen 
während der Verbüssung einer Freiheitsstrafe hervor- 

!♦ 
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getreten ist, also auf die geisteskranken Strafgefangenen, 
wobei übrigens diejenigen ausser Betracht bleiben können, 
welche ihre Strafe nicht in den gerichtlichen Strafanstalten, 
sondern nur in den amtsgerichtlichen Gefängnissen (bis zu 
4 Wochen) oder in den Polizeigefängnissen zu erstehen 
haben. Andererseits haben von meiner Betrachtung aus¬ 
zuscheiden diejenigen Gefangenen, welche zwar nicht als 
völlig geistesgestört, als geisteskrank im eigentlichen Sinn 
anzusehen sind, wohl aber wegen geistiger Schwäche, 
Imbezillität, Degeneration, Epilepsie u. dergl. einer beson¬ 
deren, von der strengen Durchführung der Hausordnung 
der Strafanstalt abweichenden Behandlung bedürfen. Für 
diese Gefangenen ist in Württemberg seit dem Jahr 1888 
die Invalideiistrafanstalt auf Hohenasperg eingerichtet. 

In den vielfachen Erörterungen, die in der Literatur 
und auf Kongressen von Irrenärzten und Praktikern des 
Strafvollzugs über die Frage der Unterbringung der geistes¬ 
kranken Strafgefangenen gepflogen worden sind, besteht 
volle Einigkeit nur darüber, dass dieselben dem regulären 
Betrieb der Strafanstalten nicht unterstellt werden dürfen, 
sondern eine besondere Behandlung verlangen. Für eine 
solche kommen in Betracht: 

1. Verbringung in die gewöhnlichen Irrenanstalten; 

2. Unterbringung in besonderen räumlich von der 
Hauptanstalt getrennten Annexen der Irren¬ 
anstalten ; 

3. Unterbringung in Centralasylen, gemeinschaftlich 
mit verbrecherischen Irren; 

4. Unterbringung in Annexen an Strafanstalten. 

Eine besondere Unterart dieser letztgenannten Unter¬ 
bringung bildet die Angliederung der Irrenstation an 
Invalidengefängnisse. 

Alle diese Systeme haben in der Praxis Verwirklichung 
gefunden.^) Wie seither in Wüi'tteinberg, so wird beispiels- 

Näheres bei Bär, die Hygiene des Gefängniswesens S. 160 ff. 
S. auch Ribstein in v. Holtzendorff u. v. Jagemann, Handbuch des 
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weise auch in Bayern, im Grossherzogtum Hessen, in 
Eisass - Lothringen, in der Schweiz, in Oesterreich, in 
Schweden, Norwegen, Dänemark und in Holland der 
geisteskranke Strafgefangene der Irrenanstalt überwiesen. 
Besondere Abteilungen der Irrenanstalten für Verbrecher 
bestehen in Belgien, in Frankreich an der Irrenanstalt 
Bic6tre in Paris, in England in der Irrenanstalt Bedlam. 
Centralasyle für geisteskranke Verbrecher und ver¬ 
brecherische Irre wurden errichtet in Broadmore in Eng¬ 
land und in Dundrum in Irland, doch ist man in England 
in neuerer Zeit wieder zu einer Trennung beider Kategorien 
gelangt. Auch in der im Jahre 1886 in Italien eingerichteten 
Spezialanstalt Ambrosiana Montelupo bei Florenz werden 
die kriminellen Irren und die geisteskranken Sträflinge in 
verschiedenen Abteilungen untergebracht. Als Annexe an 
Strafanstalten für Geisteskranke sind zu nennen solche, 
bei dem Gefängnis in Perth in Schottland (seit 1864), bei 
dem Centralgefängnis in Auburn im Staat New - York 
(seit 1859), bei der Strafanstalt Gailion in Frankreich 
(seit 1876), in Budapest in Ungarn, in Aversa bei Neapel 
und einigen andern italienischen Strafanstalten; bei diesen 
letzteren ist die Unterbringung eine gemeinschaftliche mit 
invaliden Gefangenen. 

In Deutschland bestehen Irrenabteilungen an Straf¬ 
anstalten in Preussen, Sachsen und Baden, worauf später 
noch näher einzugehen sein wird. 

Gegen alle die aufgeführten Systeme lassen sich Ein¬ 
wendungen erheben; gegen die Unterbringung in den 
Irrenanstalten die Rücksicht auf die unbescholtenen In¬ 
sassen dieser Anstalten; die Unverträglichkeit mit der 
modernen freieren Form der Irrenpflege, die Schwierigkeit 
der Ueberwachung und der Verhütung der Entweichung; 

Gefängniswesens Bd. II S. 328 ff. Dr. Günther, Ueber Behandlung 
und Unterbringung irrer Verbrecher (Leipzig 1893); Dr. Näcke, 
Die Unterbringung geisteskranker Verbrecher (Halle 1902); Aschaffen- 
burg Im Centralblatt für Nervenheilkunde und Psychiatrie (No. 148 
des XXV. Jahrganges 1902.) 
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gegen die Annexe an die Irrenanstalten die Gefahr, dass 
diese zu kleinen Zuchthäusern in den Irrenanstalten werden; 
gegen die Centralasyle die grosse Gefährdung des Anstalts¬ 
personals durch eine solche Häufung gefährlicher Elemente; 
gegen die Annexe an Strafanstalten die Kleinheit der Anstalt 
und mögliche Kollisionen der ärztlichen Leitung mit der 
Verwaltung der Hauptanstalt. 

In neuerer Zeit scheinen sich für Deutschland trotz 
manchen Widerspruchs die meisten Stimmen der Ein¬ 
richtung von Annexen an den Strafanstalten zuzuwenden. 
Der Verein Deutscher Irrenärzte hat sich auf seiner 
Jahresversammlung im Jahr 1895 für die Eliminierung der 
geisteskrank gewordenen Verbrecher aus den Irrenanstalten 
ausgesprochen und auf der Jahresversammlung desselben 
Vereins in Frankfurt im Jahr 1900 blieb folgender von 
Professor Simerling aufgestellte Satz unwidersprochen: 

„Die Einrichtung besonderer Annexe an grossen 
Gefängnissen erscheint als eine zweckmässige 
Lösung des Problems der Unterbringung wenigstens 
für die geisteskranken Verbrecher, so lange sie 
im Strafvollzug sind“.i) 

Auf den Kongressen der Strafanstaltsbeamten in 
Berlin (1874), in Stuttgart (1877) und in Bremen (1880) 
wurde die Errichtung von Annexen an grösseren Straf¬ 
anstalten für ein Bedürfnis erklärt. Auf der Versammlung 
in Wien (1883) wurde allerdings ein entgegengesetzter 
Beschluss gefasst: allein die Anstaltsärzte erklärten sich 
entweder für Annexe an Strafanstalten oder für Invaliden- 
gefängnisse mit Irrenabteilungen. 

Der Verfasser einer im Jahr 1902 erschienenen Mono¬ 
graphie über die Unterbringung geisteskranker Verbrecher, 
Medizinalrat Dr. Näcke, Oberarzt an der sächsischen 
Irrenanstalt Hubertusburg, hält seinerseits, wenigstens für 
den Kontinent, das System der Annexe an die Straf¬ 
anstalten für das beste. Im Uebrigen wird man bei der 

*) Zeitschrift für Psychiatrie Bd. 52, S. 841, Bd. 57, S. 581. 
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Schwierigkeit des Problems und den Gründen für und 
wider gewiss seinen Worten beistimmen dürfen, wenn 
er sagt: 

„Immer wird man daran festhalten müssen, dass 
man hier nicht Prinzipienreiter sein darf, sondern 
sich stets nach den gegebenen Verhältnissen riehten 
muss, und zwar vorurteilsfrei. *) 

II. 

Wie bereits kurz erwähnt, wurden in Württemberg 
von jeher, schon vor dem Strafedikt von 1824 und dem 
Strafgesetzbuch vom 1. März 1839, die geisteskranken 
Strafgefangenen den Irrenhäusern überwiesen. Auf die 
„von dem Königlichen Oberjustizkollegio am 2. Juni 1806 
gemachte Anfrage, ob eine Strafgefangene, welche puncto 
incestus cum adulterio conjuncti auf drei Jahre in das 
Ludwigsburger Zucht- und Arbeitshaus condemniert worden, 
aber wegen an ihr verspürtem Wahnsinn nur 8 Monate 
im Zuchthaus, die übrige Zeit aber im Irrenhause zu¬ 
gebracht, nach Ablauf ihrer Strafzeit in ihr Heimwesen 
entlassen werden dürfe oder aber, nachdem sie jetzo ihres 
Verstands wieder vollkommen mächtig, den Rest ihrer 
Zuchthausstrafe vollends zu erstehen habe? — erging 
unterm 7. Juni 1806 von dem K. Staatsministerio das 
gnädigste Dekret, dass die N. N. umsomehr, als die Straf¬ 
zeit derselben verflossen, und deren Aufenthalt im Kranken¬ 
zimmer oder Irrenhause in allewege in ihre Strafzeit 
einzurechnen, in ihr Heimatwesen zu entlassen sei“. 

Der Weg von dem Zuchthaus in die Irrenanstalt war 
damals allerdings kein weiter. Denn es bestand damals 
noch die räumliche und organisatorische Verbindung des 
im Jahr 1735 gegründeten Zuchthauses in Ludwigsburg 
mit dem Waisenhaus und dem Irrenhaus daselbst. 

Als Kuriosum möchte ich übrigens mitteilen, dass in 
jenen Zeiten vor Erlassung des Strafedikts vom Jahr 1824 

') a. a. 0. S. 52. 
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auch geistig völlig gesunde Gefangene nicht selten zur 
Erstehung ihrer Strafe in die Irrenanstalten, welche sich 
jetzt so sehr gegen die Aufnahme der geistig erkrankten 
Gefangenen wehren, abgeliefert wurden, nämlich dann, 
wenn die Züchtlinge als sog. Hofschäffer verwendet werden 
sollten. Häufig wurde schon im Urteil ausdrücklich auf diese 
Hofschäfferarbeit erkannt. So enthält das Regierungsblatt 
von 1816 Seite 242 unterm 27. Juli den Vermerk: 

„Eodem wurde die zu Rottenburg verhaftete 
Rosina Barbara Heim von Cannstatt wegen Dieb¬ 
stahls, Fälschung und Skortation neben Bezahlung 
aller Kosten mit fünfmonatlicher Zuchthausarbeit 
als Hofschäfferin in dem Irrenhaus zu 
Zwiefalten bestraft“. 

Wächter bemerkt hierüber in seinem 1832 erschienenen 
Werk über die Strafen und Strafarten in Württemberg: 

„Das Höchstungeeignete, Verbrecher und Irre in 
einer Anstalt auch nur so zu vereinigen, bedarf 
keines Beweises“. 

Das zuvor erwähnte Dekret des Staatsministeriums 
vom 7. Juni 1806 über die Anrechnung der in der Irren¬ 
anstalt zugebrachten Zeit auf die Strafzeit geriet, wie sich 
bei den Vorarbeiten zu dem Strafgesetzbuch von 1839 er¬ 
gab, mit der Zeit völlig in Vergessenheit. Es wurde viel¬ 
mehr, wenn sich die Notwendigkeit einer Versetzung eines 
geisteskranken Strafgefangenen in eine Irrenanstalt ergab, 
dessen Beurlaubung aus der Strafanstalt, also eine Unter¬ 
brechung der Strafe verfügt, woraus sich ergab, einmal, 
dass die in der Irrenanstalt zugebrachte Zeit nicht mehr 
in die Strafzeit eingerechnet wurde und dass der betreffende 
Sträfling nach erfolgter Wiedergenesung den Rest der Strafe 
nachzuholen hatte, sodann, dass die Kosten des Aufenthalts 
in der Irrenanstalt von dem Sträfling, dessen Familie und 
eventuell der Gemeinde aufgebracht werden mussten. Die 
Frage der Anrechnung der Strafzeit wurde sodann durch 
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Artikel 38 des Strafgesetzbuchs vom 1. März 1839 geregelt; 
derselbe lautet in seinem ersten Absatz: 

„Wenn wegen Geistes- oder körperlicher Krank¬ 
heit eines Strafgefangenen vor gänzlicher Voll¬ 
ziehung einer Freiheitsstrafe dessen Versetzung in 
eine öffentliche Heilanstalt notwendig wird, so ist 
die in letzterer bis zu seiner Herstellung zuge¬ 
brachte Zeit an seiner Strafzeit abzurechnen“. 

Die seitherige Beurlaubung des Gefangenen fand 
nunmehr nicht mehr statt, derselbe wurde vielmehr als 
noch im Strafverband stehend angesehen. Trotzdem 
aber blieb es noch lange Zeit dabei, dass die Kosten der 
Unterbringung in der Irrenanstalt nicht von der Kasse 
der Strafanstalt, sondern bei Unvermöglichkeit des Ge¬ 
fangenen von der Heimatgemeinde getragen werden mussten. 
Im Jahr 1855 kam es infolge der ablehnenden Stellung¬ 
nahme eines Oberarats in einem Spezialfall zu einer prin¬ 
zipiellen Erörterung dieser Kostenfrage und noch damals 
waren die Stimmen hierüber im Strafanstaltskollegium 
geteilt. Diejenigen Mitglieder, welche für eine Uebernahme 
der Kosten auf die Strafanstalt waren, beriefen sich darauf, 
dass nach Artikel 38 des Strafgesetzbuchs in dem Aufenthalt 
in der Irrenanstalt eine fortdauernde Detention, eine un¬ 
unterbrochene Forterstehung der Strafe, wenn auch ausser¬ 
halb der Strafanstalt, liege, während von der Gegenseite 
aus den Motiven des Strafgesetzbuchs und den Kammer¬ 
verhandlungen darzutun versucht wurde, dass die Ein¬ 
rechnung der Strafzeit lediglich auf Humanitätsgründen, 
nicht auf der Anschauung, als ob es sich um eine Fort¬ 
setzung der Strafe handle, beruhe. 

Das Justizministerium sprach sich nach Verhandlungen 
mit dem Ministerium des Innern über die Kostenfrage in 
einem Erlass an das Strafanstaltenkollegium vom 18. Juni 1855 
(nach inzwischen erfolgter Erledigung des Spezialfalls) dahin 
aus, dass es angesichts der gewichtigen Gründe gegen eine 
Uebernahme der fraglichen Kosten auf die Heimatgemeinde 
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zur Herbeiführung einer Entscheidung in entgegengesetztem 
Sinne keine weitere Schritte tun wolle, worauf sich nunmehr 
die feststehende Praxis gebildet hat, die Kosten der Unter¬ 
bringung in der Irrenanstalt auf die Kassen der Straf¬ 
anstalten zu übernehmen. Im selben Erlass vom 18. Juni 1855 
bemerkte das Justizministerium noch weiter: die Versetzung 
in eine Irrenanstalt unter Einrechnung in die Strafzeit sei 
nur dann zu rechtfertigen, wenn Aussicht auf Heilimg und 
Kückversetzung des Sträflings in die Strafanstalt vor Ablauf 
der Strafzeit vorhanden sei; andernfalls sei auf eine Be¬ 
gnadigung des Gefangenen hinzuwirken. 

Das Württembergische Strafgesetzbuch wurde durch 
Artikel 1 des Landesgesetzes vom 26. Dezember 1871 
seinem ganzen Umfang nach aufgehoben. Bei der Beratung 
des Reichsstrafgesetzbuchs wurde ein Antrag auf Auf¬ 
stellung eines dem Artikel 38 des Württembergischen 
Strafgesetzbuchs konformen Grundsatzes über die Ein¬ 
rechnung der in der öffentlichen Heilanstalt zugebrachten 
Zeit in die Strafe zwar gestellt, aber abgelehnt. Es fehlte 
daher hierüber in Württemberg (bis zur Emanation der 
Reich.S8trafprozessordnung) an einer — positiven oder 
negativen — gesetzlichen Bestimmung. Die Strafkammer 
des Königl. Obertribunals hat sich jedoch in einem vom 
Justizministerium erforderten Gutachten vom 25. November 
1872dahin ausgesprochen, dass allgemeine rechtliche 
Erwägungen — auf die im einzelnen einzugehen hier zu 
w'eit führen würde — zu dem gleichen Ergebnisse führen 
wie die in Artikel 38 des Württembergischen Strafgesetz¬ 
buchs ausgesprochene Norm, somit nach wie vor die in 
der Irrenanstalt zugebrachte Zeit auf die Strafzeit anzu¬ 
rechnen sei. 

Für das jetzt geltende Recht ist § 493 der Reichs¬ 
strafprozessordnung vom 1. Februar 1877 massgebend, 
welcher lautet: 

»Ist der Verurteilte nach Beginn der Straf¬ 
vollstreckung w'egen Krankheit in eine von der 

') Abgedruckt im Württ. Gerichtsblatt Bd. VI, S. 257. 
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Strafanstalt getrennte Krankenanstalt gebracht 
worden, so ist die Dauer des Aufenthalts in der 
Krankenanstalt in die Strafzeit einzurechnen, wenn 
nicht der Verurteilte mit der Absicht, die Straf¬ 
vollstreckung zu unterbrechen, die Krankheit 
herbeigeführt hat“. 

Auf Grund des Artikels 26 des Strafgesetzbuchs von 
1839 ergingen die je durch Königl. Verordnungen ein¬ 
geführten Hausordnungen für die gerichtlichen Straf¬ 
anstalten aus den Jahren 1842, 1851 und 1855. Sodann 
wurden durch Königl. Verordnung vom 23. Juni 1874 
für die Zuchthäuser, Landesgefängnisse und das Zellen¬ 
gefängnis Heilbronn neue Hausordnungen erlassen. Alle 
diese Hausordnungen enthalten die gleichlautende Be¬ 
stimmung : 

„Geisteskranke Gefangene sind in eine Irren¬ 
anstalt zu versetzen“. 

Die mit Königl. Verordnung vom 11. Dezember 1888 
erlassene Hausordnung für die Civilfestungsstrafanstalt 
Hohenasperg hat die Fassung: 

„Verfällt ein Gefangener in Geisteskrankheit, so 
ist seine Verbringung in eine Irrenheilanstalt zu 
veranlassen“. 

Die gleiche Vorschrift enthalten die nach Aufhebung 
der früheren Hausordnungen nicht durch Königl. Ver¬ 
ordnung, sondern durch Verfügung des Justizministeriums 
erlassenen Hausordnungen vom 4. März 1899. 

In den Motiven zu den Hausordnungen von 1874 
ist gesagt: 

„Was die Behandlung von Geisteskranken an¬ 
langt, so ist von ärztlicher Seite die Forderung 
aufgestellt worden, dass für Individuen, welche 
dem Strafgesetz verfallen und zugleich geisteskrank 
sind, eigene von Strafanstalten wie von Irren¬ 
anstalten getrennte Aufenthaltsorte herzustellen 
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seien. Bei der geringen Zahl solcher Individuen 
in unserem Land hat diese Forderung keinen An¬ 
spruch, in Betracht gezogen zu werden“. 

Auf Grund der Hausordnungen hat sich die Ver¬ 
bringung der geisteskranken Gefangenen in die Irren¬ 
anstalten in Württemberg bis in die neuere Zeit herein 
im Wesentlichen ohne Anstände vollzogen. Zu einer Ver¬ 
setzung wurde seitens des Strafanstaltenkollegiums die 
Genehmigung des Justizministeriums eingeholt und sodann 
das Medizinalkollegium um weitere Einleitung ersucht; 
nach Bezeichnung der betreffenden Anstalt durch das 
Medizinalkollegium wurde der Gefangene direkt von der 
Strafanstalt in die Irrenanstalt überführt. Zu einer Rück¬ 
versetzung in die Strafanstalt wurde gleichfalls die Ge¬ 
nehmigung des Justizministeriums eingeholt. Im Jahre 1883 
wurde, einem Wunsche der Irrenanstaltsverwaltungen ge¬ 
mäss, angeordnet, dass die geisteskranken Strafgefangenen 
nicht mehr Sträflingskleidung zu tragen haben. Mit 
Erlass des Justizministeriums vom 11. Januar 1892 wurde 
das mehrfach üblich gewesene Verbringen der geistes¬ 
kranken Gefangenen in die Privat-Irrenanstalten 
abgestellt. 

So verlief bis in die 90er Jahre des vorigen Jahr¬ 
hunderts alles in schönster Harmonie — aber, wie es in 
dem Liede heisst: „0 du Zeit, wie hat sich’s g’wendt!“ 


HI. 

Die grundsätzliche Frage einer anderweitigen Unter¬ 
bringung der geisteskranken Verbrecher in Württemberg 
wurde in neuerer Zeit erstmals in einem Bericht des 
K. Medizinalkollegiums an das K. Ministerium des Innern 
vom 20. Februar 1892 des näheren erörtert. Nach der 
damals aufgestellten Statistik befanden sich in den Irren¬ 
anstalten des Landes aus der Strafhaft eingelieferte Ge¬ 
fangene zusammen 26. In dem Bericht wurde auf die 
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Gefährlichkeit der öffentlichen Sicherheit durch die damals 
mehrfach vorgekommenen Entweichungen gefährlicher 
Verbrecher aus Irrenanstalten, auf die Lästigkeit dieser 
Eingewiesenen und die Diskreditierung der Irrenanstalten 
durch sie hingewiesen. Die Direktionen in Schussenried 
und Zwiefalten hatten sich für die Unterbringung der 
geisteskranken Verbrecher in einem Annex an einer Straf¬ 
anstalt, die Direktion in Winnenthal für einen Annex an 
einer Irrenanstalt ausgesprochen. Das Medizinalkollegium 
trat den ersteren beiden Direktionen bei, reklamierte 
übrigens für den zu gründenden Annex an die Strafanstalt 
unter der Voraussetzung, dass hingegen rechtliche Bedenken 
nicht bestehen, nicht bloss geisteskranke Strafgefangene, 
sondern auch solche Geisteskranke, welche sich, ohne 
derzeit eine Strafe zu verbüssen, mehrfache Uebertretungen 
der Strafgesetze in Absicht auf Leib und Leben, Eigentum 
oder Sittlichkeit haben zu Schulden kommen lassen. Für 
den Fall, dass eine solche Vereinigung von Geisteskranken 
in einem Annex an einer Strafanstalt nicht möglich sein 
sollte, sprach sich das Medizinalkollegium für eine Ver¬ 
wahrung der verbrecherischen Geisteskranken in einer 
ausschhesslich für sie bestimmten Abteilung einer Irren¬ 
anstalt aus. Das Strafanstaltenkollegium, welchem das 
Justizministerium beitrat, wies hierauf auf die erheblichen 
rechtlichen Bedenken gegen eine Unterbringung anderer 
als Strafgefangener Geisteskranker in einem Annex an eme 
Strafanstalt hin und sprach sich mit Rücksicht auf die 
kleine Zahl der in Betracht kommenden Geisteskranken 
gegen die Errichtung eines Annexes an einer Strafanstalt 
— wie ein solcher damals auch von einigen Strafanstalts¬ 
verwaltungen schon befürwortet wurde — aus. Das Er¬ 
gebnis war, dass damals zum Schutz gegen Entweichungen 
sechs feste Zellen in Zwiefalten eingerichtet wurden. Vier 
weitere solche Zellen folgten im Jahr 1895 nach, wobei 
übrigens das K. Ministerium des Innern betonte, dass dies 
nur ein Notbehelf sei und dauernde Abhilfe nur durch 
gesonderte Einrichtungen möglich sei. Es steigerten sich 
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nun mehr und mehr die Schwierigkeiten der Unterbringung 
der geisteskranken Strafgefangenen in den Irrenhäusern: 
die Anstaltsdirektionen, auch gedrängt durch die Ueber- 
füllung ihrer Anstalten, suchten sich dieser lästigen Gäste, 
die zu den modernen freieren Verpflegungsformen nicht 
mehr passten, möglichst zu erwehren und zu entledigen. 
Im Jahr 1896 waren drei besonders schwere und gefährliche 
Verbrecher, die sowohl für die Irren-, wie für die Straf¬ 
anstalten eine wahre Crux waren, aus der Irrenanstalt in 
die Strafanstalt zurückgeliefert worden. Ein Ende 1897 
unternommener Versuch, diese drei Verbrecher, welche 
sämtlich nach Ansicht des Zuchthausarztes völlig geistes¬ 
gestört waren, in die Irrenanstalt zurückzuversetzen, miss¬ 
lang. Die von der Justizverwaltung festgehaltene Ansicht, 
dass der Wortlaut der auf K. Verordnung beruhenden 
Hausordnungen der Strafanstalten, wonach geisteskranke 
Gefangene in die Irrenansttilten zu versetzen sind, 
für die Irrenanstaltsverwaltungen die verbindliche Weisung 
enthalte, solche Gefangene aufzunehmen und solange zu 
behalten, als die Geisteskrankheit dauert, wurde von dem 
K. Medizinalkollegium und dem K. Ministerium des Innern 
bekämpft, vielmehr in der genannten Vorschrift nur die 
Weisung an die .Justizbehörden erblickt, die Versetztmg in 
die Irrenanstalt zu veranlassen, d. h. nach der Ent¬ 
wicklung, die die Sache genommen hat, vergeblich zu ver¬ 
suchen. Wer in dieser Kontroverse nach meiner Ansicht 
Recht hatte, können Sie sich denken; allein wir können 
in dieser Richtung die Streitaxt begraben sein lassen — 
da die jetzt geltenden Hausordnungen nur auf Verfügung 
des Justizministeriums beruhen und daher für Behörden 
ausserhalb dieses Departements keine unmittelbare ver¬ 
bindliche Kraft haben. 

Die immer unhaltbarer werdenden Zustände, wie sie 
sich aus den Jahresberichten der Strafanstaltsärzte ergaben, 
veranlassten nun das Justizministerium, erneut mit dem 
Ministerium des Innern in eine Erörterung über die Frage 
besonderer Einrichtungen einzutreten. Der Vorschlag des 
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Justizministeriums, eine Exigenz für die Errichtung eines 
Annexes an einer Irrenanstalt in den Etat des Departe¬ 
ments des Innern einzustellen, fand bei dem Medizinal¬ 
kollegium keinen Anklang mehr. Die Justizverwaltung 
werde sich, erklärte das Königl. Medizinalkollegium, ebenso 
wie sie für ärztliche Behandlung der körperlich kranken 
Gefangenen sorgen müsse, „der Pflicht der Fürsorge für 
die psychisch Erkrankten nicht entziehen können“. Auch 
das Königl. Ministerium des Innern sprach sich am 12. Juli 
1898 für die Errichtung eines Annexes an einer Strafanstalt 
aus, umsomehr, als „die Fürsorge für geisteskranke Straf¬ 
gefangene doch in erster Linie Obliegenheit der Justiz¬ 
verwaltung“ sei. 

Diesem Satz kann jedoch folgendes entgegengehalten 
werden: nicht nur wird in der Literatur von gewichtigen 
Stimmen die Ansicht vertreten, dass eine Strafvollziehung 
an unzurechnungsfähigen Gefangenen ausgeschlossen sei 
und die betreffenden Gefangenen, wenigstens sobald die 
dauernde Geisteskrankheit feststehe, den Irrefürsorge¬ 
behörden zu überlassen seien, sondern es wurden auch aus 
solchen Erwägungen Bestimmungen über die geisteskranken 
Verbrecher in den im Jahr 1879 dem Bundesrat vorgelegten 
Entwurf eines Strafvollzugsgesetzes nicht aufgenommen. 
Auch wurde damals die von dem Vorstand des Vereins 
der deutschen Irrenärzte unterm 15. Juli 1876 an den 
Reichskanzler gebrachte Eingabe auf Einrichtung von Straf¬ 
anstaltsannexen für Geisteskranke dahin beschieden, dass 
die Unterbringung verurteilter geisteskranker Verbrecher 
nicht in das Gebiet des Strafvollzugs gehöre, da begriffs- 
mässig an Geisteskranken eine Freiheitsstrafe nicht voll¬ 
zogen werden könne. 

Aber, wenn dem so ist, begeben wir uns nicht auf 
ungesetzlichen Boden, wenn wir im Verband einer Straf¬ 
anstalt eine Abteilung für geisteskranke Gefangene ein¬ 
richten ? Doch nicht; denn ein positives gesetzliches 
Verbot, einen geisteskrank gewordenen Gefangenen in 
einer Strafanstalt zu belassen, besteht nicht, und er kann 
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daher rechtlich unbedenklich darin belassen werden, wenn 
er nur als Kranker behandelt wird. Der den Auf¬ 
schub der Vollstreckung im Fall der Geisteskrankheit 
anordnende § 487 Absatz 1 der Strafprozessordnung befasst 
sich mit dem Fall des Ausbruchs der Geisteskrankheit 
nach Antritt der Strafe nicht. Auch die Strafkammer 
unseres Obertribunals hat in dem erwähnten Gutachten 
sich dahin ausgesprochen: Der Satz, dass an einem Un¬ 
zurechnungsfähigen eine Strafe nicht vollzogen werden 
kann, weil er die rechtliche Bedeutung derselben nicht 
einzusehen im Stande ist, beweist zu viel, denn er würde 
dahin führen, die Zeit der aufgehobenen Zurechnungs¬ 
fähigkeit überhaupt in die Strafzeit nicht einzurechnen — 
was für die Zeit, solange der Gefangene nach Ausbruch 
der Geisteskrankheit, aber vor der Verbringung in eine 
Irrenanstalt noch in der Strafanstalt ist, niemand verlangt. 
Der oft gebrauchte Ausdruck, der geisteskrank gewordene 
Gefangene sei nicht strafvollzugsfähig, bedeutet meines 
Erachtens nichts weiter, als dass er tatsächlich und 
aus Humanitätsgründen dem vollen, dem normalen Straf¬ 
zwang nicht unterworfen werden kann, nicht, dass eine 
Verwahrung dieses Geisteskranken bis zum Strafende in 
einer zur Strafanstalt gehörigen Krankenanstalt gesetzlich 
unzulässig wäre. Aber eine prävalierende Pflicht der 
Justizverwaltung, für die dauernde Unterbringung dieser 
Kranken innerhalb ihres Betriebs zu sorgen, lässt sich, 
wie ich glaube, nicht behaupten: mir scheint es eine reine 
Zweckmässigkeitsfrage zu sein, ob die Justizverwaltung 
oder die allgemeine Irrenpolizeiverwaltung die Fürsorge 
für diese Unglücklichen in die Hand nehmen will. 

Die ablehnende Haltung der Irren an staltsverwaltungen 
und ihrer Vorgesetzten Behörden, der gegenüber übrigens 
sehr beherzigenswert ist, was der Hausarzt der Strafanstalt 
Moabit, Sanitätsrat Dr. Leppmann, auf der Landes-Ver- 
sammlung der internationalen kriminalistischen Vereinigung 
in Strassburg im Juni 1900 über die Sicherungs¬ 
aufgabe der Irrenanstalten neben ihren Heilzwecken 
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ausgeführt hat,*) sowie die eingetretenen praktischen 
Missstände, die nur durch das Entgegenkommen der 
psychiatrischen Klinik in Tübingen einigermassen gemildert 
werden, mussten der Justizverwaltung nahelegen, auf eine 
Abhilfe Bedacht zu nehmen. Es blieb unter den gegebenen 
Umständen nichts anderes übrig, als die Errichtung eines 
Annexes für geisteskranke Strafgefangene an einer Straf¬ 
anstalt ins Auge zu fassen. 

Betrachtete man sich nun die Vorgänge inPreussen 
und Sachsen, so schienen diese für unsere Verhältnisse 
nicht empfehlenswert. In Preussen wurde bei der Straf¬ 
anstalt Moabit im Jahr 1888 eine Irrenabteilung für 
55 Gefangene eingerichtet und seither sind weitere der¬ 
artige Abteilungen bei den Gefängnissen in Breslau, Münster, 
Köln, Halle, Graudenz nachgefolgt. Diese Anstalten dienen 
aber nicht zur dauernden Verwahrung der Geisteskranken, 
sondern nur zur Durchführung eines Beobachtungs- und 
Heilverfahrens, wobei die in dieser Station zugebrachte 
Zeit auf die Strafe angerechnet wird. Wird dagegen der 
Sträfling als unheilbar oder dauernd geisteskrank er¬ 
kannt, so wird von der Strafvollstreckungsbehörde die 
Unterbrechung der Strafe ausgesprochen und der 
Gefangene in die Provinzialirrenanstalt versetzt. Die dort 
zugebrachte Zeit wird auf die Strafe nicht ange¬ 
rechnet. Ob diese Nichtanrechnung dann, wenn der 
Kranke im Anschluss an die Strafverbüssung von Amts 
wegen in die Irrenanstalt gebracht wird, mit dem § 493 
der Strafprozessordnung vereinbar ist, kann ich hier nicht 
untersuchen. Entscheidungen des Reichsgerichts, sonstiger 
höherer Gerichte und des Bundesamts für das Heimatwesen 
scheinen Bedenken dagegen zu erwecken.*) Jedenfalls aber 

Mitteilungen der internationalen kriminalistischen Vereinigung 
Bd. IX, S. 166 ff. 

*) Zu vergl. Entsch. des IV. Zivilsenats des Reichsgerichts vom 
15. November 1883 (Bd. X S. 230), des Oberlandesgerichts Colmar vom 
7. Juli 1891 in Goltdammers Archiv Bd. 39 S. 325, des Bundesamts 
für das Heimatwesen vom 14. Sept. und 9. Nov. 1889 (Preuss. Justiz¬ 
ministerialblatt von 1891 S. 208). Siehe auch Juristen-Zeitung von 
1902 S. 318. 
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ist, wenn einmal eine Aenderung des bestehenden Zustandes 
iin Sinne der Einrichtung von Irrenstationen an Straf¬ 
anstalten getroffen werden soll, die dauernde Entlastung 
der Irrenanstalten von den noch im Strafverband stehenden 
Gefangenen vorzuziehen. 

In Sachsen besteht seit 1876 eine Irrenabteilung 
bei der Strafanstalt Waldheim. Da sie sich aber nicht 
auf die Aufnahme von geisteskranken Strafgefangenen be¬ 
schränkt, so kann sie als Vorgang gleichfalls nicht in 
Betracht kommen. 

In Bruchsal in Baden befindet sich schon seit 1864 
eine mit der früheren dortigen Hilfsstrafanstalt und mit 
dem jetzigen Anstaltslazarett verbundene, zur Aufnahme 
und dauernden Verwahrung von geisteskranken Gefangenen 
aus allen badischen Strafanstalten bestimmte Irrenabteilung, 
mit welcher nach Auskunft der Grossherzoglieh Badischen 
Regierung sehr befriedigende Erfahrungen gemacht worden 
sind. Die Gefangenen erfahren dort unter Gestattung einer 
von der Hausordnung abweichenden freieren Bewegung 
eine dem Charakter ihrer Erkrankung entsprechende irren- 
ärztliche Behandlung, befinden sich aber im Uebrigen 
in sicherer Verwahrung und erstehen unter den ihrem 
Zustand angemessenen Erleichterungen ihre Strafe. Eine 
von hier aus zur Besichtigung abgegangene Kommission 
hat von dieser Anstalt einen durchaus günstigen Eindruck 
erhalten. Da die Räumlichkeiten in Bruchsal sich mit der 
Zeit als unzulänglich erwiesen, so wurden im Budget für 
1899/1900 zur Erbauung eines neuen, speziell für Geistes¬ 
kranke bestimmten und auf 40 Insassen berechneten 
Gebäudes innerhalb der Strafanstalt 180000 Mk. exigiert 
und von den badischen Landständen ohne Debatte be¬ 
willigt. Der Neubau ist, soviel uns bekannt, noch nicht 
bezogen. 

Unsere .Justizverwaltung hat sich nun, nachdem auch 
anlässlich der Beratung des Justizetats im Jahr 1901 die 
Sache in der Kammer der Abgeordneten zur Sprache 
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kam,^) entschlossen, eine Exigenz zur Errichtung einer 
zunächst auf männliche Gefangene beschränkten und zur 
Verwahrung derselben bis zum Strafende bestimmten 
Irrenabteilung auf Hohenasperg einzubringen.*) Die¬ 
selbe gliedert sich an die daselbst bestehende Invaliden¬ 
strafanstalt organisch an. Die Leitung soll zugleich mit 
dem sonstigen ärztlichen Dienst auf Hohenasperg einem 
psychiatrisch ausgebildeten, mit den Oberärzten der Irren¬ 
anstalten roulierenden, im Hauptamt angestellten Arzt 
übertragen werden, welchem ein Oberwärter und sechs 
speziell in der Irrenpflege ausgebildete Wärter zur Seite 
stehen sollen. Die Maximalzahl der aufzunehmenden 
Geisteskranken wurde unter Zugrundelegung der in den 
letzten Jahren in den Strafanstalten behandelten FäUe 
von Geisteskrankheit auf ca. 50 berechnet. Als Gebäude 
der Irrenabteilung würde — ohne Veränderung des 
Landschaftsbildes des Hohenasperg — der sogenannte 
Kommandantenbau mit einer Wachabteilung, 4 Tobzellen, 
4 Einzelzimmern, 4 Badezellen, 3 Schlafsälen, 2 Arbeits¬ 
sälen und einem grossen, nach Süden gehenden Tagraum 
(Korridor) nebst Ergehungsraum im Freien eingerichtet. 
Der Gesamtbedarf des Projektes ist einschliesslich der 
herzustellenden Wohnungen für das Personal auf 136000 
Mark angeschlagen. Für die geringe Zahl der weib¬ 
lichen geisteskranken Gefangenen trägt sich die Ein¬ 
richtung einer besonderen Anstalt nicht aus. 

Meine Herrn! Sie werden sich mit mir in dem innigen 
Wunsche begegnen, dass die geplante Einrichtung, welche 
auch auf der Stuttgarter Jahresversammlung südwest¬ 
deutscher Irrenärzte im November vorigen Jahres dankbar 
begrüsst wurde,*) für unser engeres Vaterland einen segens¬ 
reichen Fortschritt auf dem Gebiet des Strafvollzugs sowohl 
wie auf dem der Irrenfürsorge bedeuten möge. 

*) Sitzung vom 4. Mai 1901, Prot. S. 838 ff. 

*) Nachtragstttat pro 1903/04, Heft XIV, S. 9 der Drucks, der 
Kammer der Abgeordneten. 

Medizinisches Korrespondenzblatt 1902 S. 760. 
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Die 74. Jahresversammlung der Rheinisch-Westfälischen 
Getängnis-Gesellschaft') 

fand am 15. und 16. Oktober 1902 in der Tonhalle zu Düsseldorf 
statt. Sie zählte 194 Teilnehmer, Regierungsvertreter, Strafanstalts- 
beamte, Juristen, Geistliche und Vertreter der Fürsorgevereine. Der 
Verlauf war ein sehr befriedigender. Eine ganze Reihe interessanter 
und wichtiger Fragen wurde teils neu angeschnitten, teils tiefer 
begründet und weitergeführt. 

Zu den durchaus neuen Gedanken gehörte der Vorschlag von 
Pastor Dr. Seyfarth in H a m b u r g - Fuhlsbüttel, geeignete Ent¬ 
lassene im Auslande unterzubringen. An sich ist ja dieser 
Gedanke nicht unbekannt; neu ist aber die von dem Vortragenden 
eingeleitete Organisation, durch die es möglich werden soll, die Leute 
nicht nur übers Meer zu schaffen, sondern sie drüben sofort in 
geordnete Verhältnisse und Beschäftigung zu bringen. Um die 
richtigen Leute auszuwählen, die nicht blos schöne Versprechungen, 
sondern auch eine gewisse Gewähr innerer Tüchtigkeit geben, sollen 
sie zuerst hier in einer Art Arbeiterkolonie gesammelt und erprobt 
werden. Beide Hauptgedanken drückt Dr. Seyfarth in folgender 
Weise aus: 

1. Für manche Entlassene, namentlich solche aus 
gebildeteren Ständen, ist eine Rehabilitierung in Deutschland 
unendlich schwer, wenn nicht unmöglich, auch wenn sie noch nicht 
oder doch nur unerheblich vorbestraft sind, und die gegenwärtige 
Praxis des Fürsorgewesens reicht nicht aus, um sie wieder hoch zu 
bringen. 

2. Die einzige Möglichkeit, sie in ihrem gestörten Selbstvertrauen 
wieder aufzurichten und sie auch äusserlich zu rehabilitieren, ist eine 
dauernde oder zeitweise Verbringung nach dem Auslande, 
in ganz neue Verhältnisse und Umgebungen. 

3. Es genügt indessen nicht, ihnen — wie dies von manchen 
Seiten geschieht —, die Mittel zur Auswanderung zu gewähren und 
sie dann ihrem Schicksal zu überlassen; es muss vielmehr alles für 
sie vorbereitet werden, dass sie alsbald nach ihrem Eintreffen in der 
neuen Heimat in geordnete Lebensverhältnisse eintreten, und einen 
Menschen vorfinden, der für sie interessiert ist, und ihnen mit Rat 
und Tat zur Seite steht. 


1) Die sämtlichen Verhandlungen sind im 75. Jahresbericht der Rheinisch- 
Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft vereinigt und durch den Geschäftsführer Pastor 
Dr. V. Roh den-Düsseldorf-Derendorf oder die llofbuchdruckerei von L. Voss&Ge.- 
Düsseldorf zum Preise von 75 Pfg zu haben (portofrei direkt zugeschickt 85 Pfg.). 
Alle Vorträge sind ausführlich darin wiedergegeoen, ausserdem die Mitteilungen über 
die Fürsorgearbeit der einzelnen Vereine. 



4. Zur körperlichen und seelischen Vorbereitung auf das neue 
Leben ist, nach der Entlassung aus der Strafanstalt, eine mehr- 
monatliche Uebergangszeit erforderlich, welche unter der 
Aufsicht von christlichen Persönlichkeiten in geeigneten Anstalten 
mit nützlichen körperlichen Arbeiten auszufüllen ist, und in der die 
Betreffenden auch theoretisch über alles informiert werden, was ihnen 
später von Wichtigkeit sein kann. 

5. Ein solches Uebergangsstadium ist auch schon deshalb 
unbedingt erforderlich, um Abenteurer abzuhalten. — eine 
strenge Sichtung unter denen herbeiführen zu können, welche diese 
Art von Hülfe erbitten, — und dieselben zugleich in den Stand zu 
setzen, sich einen Teil der Reisekosten selbst zu verdienen. 

6. Ein zu bildendes Komitee würde alle Einzelheiten dieses 
neuen Planes zur Fürsorge für Entlassene festzustellen haben, für 
dessen Ausführung die hauptsäclilichsten und notwendigsten Vor¬ 
arbeiten bereits geleistet sind. 

Ebenso würde das Komitee über die Aufbringung eines kleinen 
Kapitals zu beraten haben, das vorhanden sein muss, damit nicht 
in einzelnen Fällen das Rettungswerk am Geldpunkte scheitert. 

Sodann wurde in dem Vortrage eine schon ältere Forderung 
der Fürsorge vereine berührt, die Verwandlung der Polizeiaufsicht 
in Schutzfürsorge durch die Vereine. Dieses Verlangen ist ja schon 
in Preussen durch die neue Instruktion über die Ausübung der 
Polizeiaufsicht vom 30. Juni 1900 befriedigt, indem es dort im § 9 
heisst: Solange der Verurteilte einer geordneten Fürsorge untersteht, 
sind alle Massrcgeln, welche geeignet sind, ihm eine geordnete 
Tätigkeit zu erschweren, wie z. B. Erkundigungen nach ihm durch 
Polizeibeamte, unbedingt zu vermeiden. 

Die Polizeibehörden haben von Zeit zu Zeit bei den Fürsorge¬ 
organen anzufragen, ob der Verurteilte der Fürsorge noch untersteht. 
Die Fürsorgeorgane werden ihrerseits von dem Eintritt und der 
Beendigung der Fürsorge den Polizeibehörden Kenntnis geben“. 

Diese Vergünstigung müsste nun, war die Forderung des Vor¬ 
tragenden, erst recht den vorläufig entlassenen Gefangenen zu 
teil werden, die ja einer solchen Wohltat in der Regel noch mehr 
wert sind als die unter Polizeiaufsicht gestellten Sträflinge. 

In der Diskussion wurde die so oft vorkommende Verwechselung 
von Polizeiaufsicht und polizeilicher Aufsicht aufs neue klargestellt 
und nach dem Vorschlag des Reichstagsabgeordneten, Landgerichts¬ 
direktor Schmitz, die These des Vortragenden in folgender Fassung 
angenommen: „Für vorläufig entlassene Gefangene ist eine Ueber- 
tragung der strengen Kontrolle, unter die sie gestellt werden und 
die bisher von der Polizei ausgeübt wurde, auf die Fürsorgeorgane 
zu empfehlen“. 

Die Verhandlung über den Hauptvorschlag war eine ungemein 
lebhafte, da die Idee der Verpflanzung von Entlassenen ins Ausland 
nicht nur ihre warmen Verteidiger, sondern auch ihre entschiedenen 
Gegner fand. Pastor Schlegtendal, der längere Jahre in Brasilien 
gestanden, trat aber mit grossem Nachdruck für die Sache ein und 
wies aus seinen Erfahrungen nach, dass dieser Plan sehr wohl durch¬ 
führbar sei. Die oben mitgeteilten Leitsätze des Vortragenden wurden 
daher auch schliesslich fast einstimmig angenommen. 

Dies war in der ersten allgemeinen Konferenz der 
Beamten, Geistlichen und Fürsorgevereinsvertreter. 
Dann teilte sich die Versammlung in die drei Sonder-Konferenzen 



der St raf anstalts- und Justizbeamten, der evangelischen 
und der katholischen Anstaltsgeistlichen. In der ersteren 
berichtete Oberlandesgerichtsrat Schmölder aus Hamm in sehr 
gründlichen und interessanten Ausführungen über die Geldstrafe. 
Der Vortragende stellte sich sehr entschieden auf die Seite der 
klassischen Schule des Strafrechts, indem er einleitend „als den 
Zweck der Strafe die Erhaltung der Heiligkeit der Gesetze, die 
Wahrung des Rechtsinns, die Wahrung des öffentlichen Gewissens“ 
gezeichnet. Hiermit stelle ich mich „auf die Seite derer, die sagen: 
Die Strafe muss angepasst werden der Straftat und nicht dem Ver¬ 
brecher“. Diese Anpassung findet er nicht gegeben in dem jetzigen 
Freiheitsstrafensystem, das, abgesehen von allen anderen Mängeln 
nicht den nötigen Unterschied macht zwischen entehrender und 
nichtentehrender Strafe. Demgegenüber muss die Geldstrafe in die 
ihr gebührende Stellung im Strafmittelsystem erhoben werden. Beide 
Strafarten dürfen nicht mehr gegeneinander ausgetauscht werden 
und im Nichtvermögensfalle soll es bei den Ehrenfolgen für solche 
Staatsschuldner — Ausschliessung vom Wahlrecht — sein Bewenden 
haben. Eine wesentliche Steigerung des Ehrgefühls im Volks¬ 
bewusstsein verspricht sich der Vortragende von solcher Reform, 
und führt dabei ein bedeutsames Wort aus dem Preussischen 
Abgeordnetenhaus gelegentlich der Beratung der Gemeindeordnung 
an: „Das Wahlrecht wird uns dahin führen, eine grössere Ehrliebe 
im bürgerlichen Leben erwachsen zu sehen“. Durch einen recht 
grossen Spielraum in der Festsetzung der Strafhöhe will er auch für 
die Besitzenden die Geldstrafe zu einem wirklichen Uebel machen 
und erinnert dabei an das Sklavcngesetz vom Jahre 1895 und seinen 
Maximalsatz von 100 000 Mark. Herrn Schmölders Leitsätze lauteten 
folgendermassen: 

1. Der Geldstrafe gebührt die ausschliessliche Herrschaft bei 
den Uebertretungen. Neben der zeitigen Freiheitsstrafe ist sie sodann 
anzudvollen einmal wahlweise bei den Vergehen, sodann häufungs¬ 
weise bei den Vergehen und den Verbrechen. 

2. Dieser dreifachen Aufgabe kann die Geldstrafe in ihrer 
jetzigen Gestalt nicht gerecht werden. 

Sie ist zu befreien von den verschiedenen zivilrechtlichen 
Anklängen, die ihr immer noch anhaften. 

Bei ihrem Ausbau ist Rücksicht zu nehmen auf die Ungleichheit 
der Quellen, aus denen die Einnahmen der Rechtsbrecher fliessen 
und auf die Ungleichheit des Umfangs dieser Einnahmen. 

3. Die nicht zur Beitreibung kommenden Geldstrafen sind nicht 
in eine andere Strafe umzuwandeln. 

Leider kam es nicht zu einer ausgiebigen und befriedigenden 
Verhandlung und die Beschlussfassung über die sämtlichen Leitsätze 
wurde vertagt. 

Die Konferenz der evangelischen Anstalts- und 
Asyl-Geistlichen verhandelte das Thema: „Die Minder¬ 
wertigen und ihre Behandlung“ nach dem Bericht von Straf¬ 
anstaltsgeistlichen Müller-Oslebshausen. Er fasste seine Dar¬ 
legungen in folgenden Leitsätzen zusammen: 

1. Es ist eine längst bekannte Tatsache, dass unter den In¬ 
sassen der Gefängnisse und Zuchthäuser sich eine grosse Anzahl, 
wenigstens 10 %, psychopatisch Minderwertiger befinden, für deren 
sachgemässe Unterbringung und Behandlung aber die Verhandlungen 
noch nicht über theoretische Erörterungen hinausgekommen sind. 



2. Alle Minderwertigkeiten, erworbene oder ererbte, beruhen auf 
Krankheiten oder Schädigungen der Nerven und des Gehirns, daher 
die damit Behafteten als leiblich Kranke anzusehen und zu behan< 
dein sind. 

3. Die bisherige gesetzliche Praxis, welche keine verminderte 
Zurechnungsfähigkeit kennt und dieser Art Kranke als Gesunde be¬ 
handelt, ist als eine Unbilligkeit anzusehen, die der Rektifikation 
bedarf; die erstmalige, durch das Gesetz begangene Unbilligkeit 
wiederholt sich in einer fortlaufenden, für die Kranken schädlichen, 
für den Strafvollzug peinlichen und lästigen Weise nach der Unter¬ 
bringung dieser Leute in die Strafanstalten. 

4. Der den Strafanstalten gesetzlich aufgegebene Strafvollzug 
kann um dieser 10 % willen nicht wohl so von Grund aus geändert 
werden, wie es für sie nötig sein würde. Darum ist die Forderung 
berechtigt, dass die Minderwertigen anderweitig, eventuell in besondere 
Anstalten überwiesen werden. 

5. So lange der Staat nicht in der Lage ist, für diese Kranken 
genügend zu sorgen, ist die christliche Barmherzigkeit zum Werke 
aufzurufen, in deren Anstalten zudem bereits viele Minderwertige 
sich befinden und unter sachverständiger Behandlung und Leitung 
in gesegneter Arbeit stehen. 

In der Besprechung wurde allerdings festgestellt, dass der Vor¬ 
tragende zu weit gegangen sei, indem er nicht nur die Minderwertigen 
im engeren Sinne, sondern auch Geisteskranke oder im Beginn der 
Geisteskrankheit Stehende in sein Thema einbezogen habe. Auch 
habe er bei den eigentlichen Minderwertigen nicht hinreichend zwischen 
den strafvollzugsfähigen und nichtstrafvollzugsfähigen unterschieden. 
Die Beteiligung von Dr. P o 11 i t z, Arzt der Irrenabteilung der Straf¬ 
anstalt Münster machte die Verhandlung besonders fruchtbar und 
stellte jedenfalls die erfreuliche Tatsache fest, dass Geistliche und 
Aerzte in dieser Richtung bewusster und verständnisvoller als bisher 
Hand in Hand zu arbeiten gesonnen sind. Schliesslich gelangte die 
von Pastor Rohden formulierte Resolution einstimmig zur Annahme: 
„Efhe grosse Anzahl geistig minderwertiger Verbrecher sind sowohl 
um ihrer selbst wie um der Strafvollzugsfähigen willen dem gewöhn¬ 
lichen Strafvollzug zu entnehmen und anderen ihrem Krankheits¬ 
zustande angemessenen Anstaltseinrichtungen zuzuwiesen**. 

In der von 23 Teilnehmern besuchten Fachkonferenz 
der katholischen Gefängnisgeistlichen behandelte Pfarrer 
Schelhasse-Benninghausen das Thema: „Einrichtung von 
Chroniken seitens der Anstaltsgeistlichen". Wie die Anfertigung von 
Pfarrgeschichten und die Anlegung von Schulchroniken heutzutage 
allgemein als höchst zweckmässig anerkannt und erstrebt würde, so 
sei auch für den Anstaltsgeistlichen die Einrichtung einer Chronik 
angezei^. Da die Stellen an den Straf- und Korrektionsanstalten 
noch keine grosse Geschichte hätten, sondern alle im abgelaufenen 
Jahrhundert eingerichtet worden seien, so begegne diese Arbeit jetzt 
noch keinen grossen Schwierigkeiten. Jedoch sei es für die später 
neu eintretenden Geistlichen von grösster Wichtigkeit, wenn sie sich 
aus einer Chronik über die auf ihr Amt bezüglichen Vorgänge orien¬ 
tieren, wenn sic auf den Erfahrungen ihrer Vorgänger aufbauen und 
deren Fingerzeige verwerten könnten. An das Referat schloss sich 
eine lebhafte Diskussion über den Wert und die Zweckmässigkeit 



solcher Chroniken, sowie über den Umfang und Inhalt der darin be¬ 
handelten Fragen an. Schliesslich wurden von den vorgeschlagenen 
3 Thesen des Referenten folgende 2 angenommen: 

1. Unter Chronik des Anstaltsgeistlichen ist zu verstehen die 
von jedem Stelleninhaber fortzuführende Darstellung aller 
Vorkommnisse, welche die Stelle und ihre Verwaltung be¬ 
treffen. 

2. Es ist wünschenswert, dass der Anstaltsgeistliche eine solche 
Chronik anfertigt und fortführt“. 

Es ist dies eine Anregung, die in unseren Kreisen besonders 
berücksichtigt zu werden verdient. Der kurze Bericht ist daher auch 
im Sonderdruck zu haben und steht den Interessenten durch den 
Unterzeichneten gern zur Verfügung. 

Ferner wurde auch das in unserem Verein gegenwärtig syste¬ 
matisch in Angriff genommene Thema der Gefangenenbücherei 
von Lehrer Zen der in Siegburg, einem von dem Verein der Straf¬ 
anstaltsbeamten für diese Aufgabe erwählten Komitee-Mitgliede, aus¬ 
giebig behandelt. Schon im vorigen Jahre hat er über die Bedeutung 
der Gefangenenlektüre berichtet; diesmal führte er uns in eindring¬ 
licher Darlegung den Strafanstaltslehrer als Bibliothekar 
vor. Die Besprechung drückte die wärmste Zustimmung zu dem Vor¬ 
getragenen in allem Wesentlichen aus, erörterte dann besonders die 
Frage, inwieweit der Bibliothekar das aufgestellte Ideal, sowohl die 
Bücher wie deren Empfänger zu kennen und darnach die Verteilung 
vorzunehmen (Leitsatz 2), verwirklichen könne. Auch wurde hervor¬ 
gehoben, dass die Bibliothek nicht für alle Gefangene ausnahmslos 
und nach deren Gefallen zu Diensten stehen dürfe; dass Unterhaltung 
und Belehrung der Gefangenen durch Lektüre nicht in jedem Falle 
dem Zwecke des Strafvollzuges entspreche; in der ersten Zeit sollten 
die Inhaftierten nicht angeregt und zerstreut werden, sondern erst 
zur Besinnung und Einkehr kommen. Man einigte sich zu der For¬ 
derung, dass die Gefangenen in den ersten 14 Tagen keine Unter¬ 
haltungslektüre erhalten sollten. 

Die Leitsätze des Berichterstatters wurden in folgender Fassung 
angenommen: 

1. Die beste Gefangenenlektüre wird erst dann rechten Nutzen 
bringen, wenn die Verausgabung der Bücher in die Hand 
eines tüchtigen Bibliothekars gelegt ist. 

2. Der Bibliothekar muss die Bücher kennen, um dieselben 
zweckentsprechend verteilen, die Leser auf den Inhalt des 
Gelesenen prüfen, Unverstandenes erklären und die nötigen 
Anregungen und Belehrungen geben zu können; ebenso muss 
er die Leser kennen, um bei der Verteilung der Bücher der 
Eigenart, dem Bildungsgrad, den Anlagen und dem Berufe 
der Gefangenen Rechnung tragen zu können. 

3. Die Wünsche der Gefangenen bezüglich der Lektüre sollen 
tunlichst Berücksichtigung finden, jedoch nur in Würdigung 
einer guten Führung, in der Aussicht auf Besserung und 
unter Garantie einer nützlichen Verwertung der Bücher. 

4. Der Bibliothekar hat die Lektüre zu überwachen und mit 
Konsequenz zu fordern, dass der Gefangene das ihm passend 
zuerteilte Buch mit Aufmerksamkeit und Verständnis lese. 
Bücher, deren Inhalt eine eingehende Beschäftigung erfordert, 
sind den Gefangenen längere Zeit zu belassen. Die ersten 
14 Tage erhalten die Gefangenen kein Buch. 



5. Die Lesetätigkeit der jugendlichen Gefangenen erfordert 
die besondere Aufmerksamkeit, eine planmässige Führung 
und Leitung von Seiten des Lehrers. Insbesondere sind 
lehrreiche Stoffe an die Jugendlichen zu verteilen; solche 
Erzählungen, welche die Phantasie überreizen, sind fem- 
zuhalten. Beim Schulunterrichte ist das von den Schülern 
Gelesene auszunutzen und passend zu verwerten. 


Am folgenden Tage tagte sodann die 74. General-Ver¬ 
sammlung der Rheinisch-Westfälischen Gefängnis-Gesellschaft. 

Nach einigen einleitenden Begrüssungsworten des Vorsitzenden, 
Direktor Pfarrer Karsch, erstattete dieser den Geschäftsbericht 
über das abgelaufene Jahr. Dieser stellt zunächst fest, dass die 
Frage der Umgestaltung der Gesellschaft zur Zentralstelle der 
Gefangenen-Fürsorge für Rheinland und Westfalen noch weiterer 
reiflicher Erwägung bedürfe, weshalb der Ausschuss noch nicht in 
der Lage gewesen sei, den Anweisungen einer in der vorjährigen 
Generalversammlung gefassten, hierauf bezüglichen Resolution zu 
entsprechen, vielmehr sich zu seinem Bedauern genötigt sehe, Ver¬ 
tagung der auf der heutigen Tagesordnung vorgesehenen Beratung 
über die hierdurch bedingte Satzungsänderungen zu beantragen, 
womit sich die Generalversammlung einverstanden erklärte. 

Ein weiterer Beschluss der vorjährigen Generalversammlung 
hatte den Ausschuss beauftragt, bei den Ressortministern dahin vor¬ 
stellig zu werden, dass der grundsätzliche Ausschluss bestrafter Per¬ 
sonen von der Arbeit in Staatsbetrieben aufgegeben und bei den 
Gemeindebehörden auf ein gleiches Verf .hren hingewirkt werden 
möge. Der Bericht sagt hierzu, dass über das Ergebnis Mitteilungen 
noch nicht gemacht werden könnten, dass aber eine Eingabe, welche 
sich mit diesem Gegenstände befasst, dem Oberpräsidium der Rhein¬ 
provinz zur Vorlage an die obersten Instanzen unterbreitet worden 
sei. Doch glaubt der Ausschuss nach einem mit der Eisenbahn¬ 
direktion Elberfeld geführten Schriften Wechsel auf ein günstiges 
Ergebnis dieser Vorstellungen hoffen zu können, da aus dieser 
Korrespondenz hervorgeht, dass Bestrafte als solche nicht grund¬ 
sätzlich von jeder Anstellung oder Wiederanstellung im staatlichen 
Eisenbahnbetriebe ausgeschlossen sind, sondern dass in jedem ein¬ 
zelnen Falle befunden werden muss, ob das bürgerliche Ansehen 
der Betreffenden durch die Strafe eine wesentliche Einbusse erlitten 
hat. Ferner stellt der Bericht bedauernd fest, dass die Frage der 
Anstellung eines dritten evangelischen Gefängnisgeistlichen im Ruhr¬ 
bezirk immer noch schwebe. 

Endlich verdient hervorgehoben zu werden, dass der Gesellschaft 
18 neu gegründete Gefängnisvereine beigetreten sind, so dass die 
Zahl der angeschlossenen Vereine heute insgesamt 67 beträgt. 

Der Kassenbericht schlies.st im Einnahmenteile mit 15172 88 Mk., 
im Ausgabenteile mit 14685 24 Mk.'ab, weist also eine Mehreinnahme 
von 487.64 Mk. auf. Dem Schatzmeister wurde die erbetene Ent¬ 
lastung erteilt. 

Es wurden sodann Ergänzungswählen zum Ausschüsse getätigt. 
Eine Reihe ausscheidender Mitglieder wurde wiedergewählt, an Stelle 
des Wirkl. Geheimen Oberjustizrats Oberstaatsanwalts a. D. Irgahn 
(Hamm) und des Landgerichtspräsidenten Wolff (Coblenz), welche 
ihre Aemter niedergelegt haben, wurden Oberlandesgerichtspräsident 
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Holtgreven (Hamm) und Oberstaatsanwalt Zaehle (Hamm) zu 
Ausschussmitgliedern bestimmt und Oberstaatsanwalt Irgahn zum 
Ehrenmitgliede der Gesellschaft ernannt. 

Hierauf wurden die Berichte der gestern stattgehabten Fach¬ 
konferenzen entgegengenommen. 

Sodann ging inan zu dem Hauptgegenstande der Tages¬ 
ordnung über, zur Verhandlung über das Thema: „Verminderte 
Zurechnungsfähigkeit“. Geheimrat Professor Ür. Pelm an 
(Bonn) erstattete den ersten Bericht. Nach einem kurzen Rückblick 
auf die bestehenden Gesetze, die mildernde Umstände vorsehen, ging 
der Vortragende zur weiteren Ausführung seines Leitsatzes über, 
dass das Reichsstrafgesetzbuch einer Bestimmung über verminderte 
Zurechnungsfähigkeit bedarf. Die strafrechtliche Zurechnungsfähig¬ 
keit ist in dem z. Zt. geltenden Strafgesetz in verschiedener Weise 
abgegrenzt. Auf jede positive Bestimmung des Begriffes ist jedoch 
verzichtet. Für den Irrenarzt wird es immer lediglich darauf 
ankommen, ob sich krankhafte Faktoren nachweisen lassen, welche 
die Willensäusserung des Individuums zu beeinflussen geeignet sind. 
Ist dies der Fall, so wird man auf Unzurechnungsfähigkeit erkennen 
müssen, gleichviel ob die freie Willensäusserung aufgehoben oder 
nur vermindert ist. Darüber kann kein Zweifel sein, dass da, wo es 
sich um typische Psychose handelt, von Zurechnungsfähigkeit keine 
Rede sein kann. Die Gesetzgebung muss daher den wissenschaft¬ 
lichen Anschauungen Rechnung tragen, der Staat muss ihre Forder¬ 
ungen berücksichtigen. An anderer Stelle ist dies bereits geschehen, 
wie bei Taubstummen und bei Jugendlichen von 12—18 Jahren, wo 
in jedem Falle geringere Strafen vorgesehen sind, das heisst keine 
volle Zurechnungsfähigkeit angenommen wird. Im weiteren Teile 
seiner Ausführungen führte der Vortragende die Fälle an, in denen 
eine verminderte Zurechnungsfähigkeit anzunehmen ist. Er unter¬ 
scheidet dabei sowohl psychische wie körperliche Zustände. An sich 
bedingen diese Zustände nicht ohne weiteres Unzurechnungsfähigkeit, 
wohl aber dann, wenn hochgradige Affekte, Alkoholgenüsse etc. 
hinzutreten. In der Hauptsache verlangt Professor Pelman in all 
diesen Fällen — und diese Anschauung ist bei allen seinen Fach¬ 
genossen vorhanden — wo verminderte Zurechnungsfähigkeit vor¬ 
handen ist, keine mildere Strafe, sondern eine andere Art der 
Bestrafung. Wenn man sich hierüber einig sei, dann biete der 
Begriff: Abgrenzung der verminderten Zurechnungsfähigkeit voraus¬ 
sichtlich keine Schwierigkeiten. Der Redner kommt zu folgenden 
Schlüssen; 

1. Es gibt Zwischenstufen, die weder als Zurechnungsfähigkeit, 
noch als Unzure'’hnungsfähigkeit zu bezeichnen sind. 

2. Die gegenwärtige Gesetzgebung berücksichtigt diese 
Zwischenstufe nicht. 

3. Zu verlangen seien hier qualitativ andere Massregeln neben 
oder an Stelle der Strafe. 

Das gleiche Thema behandek Strafanstaltsdirektor Dr. Finkeln¬ 
burg-Düsseldorf als Korreferent, der sich im Anschlüsse an die 
medizinischen Ausführungen seines Vorredners als Jurist haupt¬ 
sächlich mit der Frage beschäftigte, welche Konsequenzen sich für 
Strafrecht und Strafvollzug aus der Feststellung ergeben, dass es in 
der Psyche des Menschen Zustände von verminderter Zurechnungs¬ 
fähigkeit gibt. Es gibt eine Unmenge von Delikten, die bei der 
legislativen Versäumnis in Betracht kommen. Im Anfang machte sich 
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allerdings das Fehlergebiet noch nicht mit seinem ganzen Nachdrucke 
fühlbar. Die Indikatur war noch klein. Inzwischen hat sich die 
Herrschaft des Reichsstrafgesetzbuches über eine Bevölkerungsmasse 
von bald 60 Millionen gespannt. Die Kasuistik ist dementsprechend 
von Jahr zu Jahr reichhaltiger geworden, hat aber zugleich immer 
greller die in Rede stehende Blösse des Reichsstrafgesetzbuches auf¬ 
gedeckt. Wie schaffen wir nun am besten Abhülfe ? Zwei Hauptwege 
öffnen sich: 1. Aufnahme einer besonderen Gesetzesbestimmung, über 
verminderte Zurechnungsfähigkeit. 2. Nichtaufnahme einer besonderen 
Gesetzesbestimmung, jedoch eine erschöpfende Ausweitung sämtlicher 
Strafrahmen nach unten hin, sowohl was das Strafmass anlangt (also Ab¬ 
schaffung aller besonderen Strafminima), als auch was die Strafmittel 
anlangt (also Verschaffung der Möglichkeit, überall selbst das mildeste 
Strafmittel unter Umstän&n anwendeii zu dürfen. Die Einschlagung 
dieses zweiten Weges würde dem Vortragenden deshalb besonders 
sympathisch sein, weil sich bei ihm ein doppelter Nutzen ergeben 
würde. Die Freigebung eines solchen Strafzumessungsspielraums — 
ein Idealzustand, dem sich übrigens die Entwickelung mancher 
europäischen Gesetzgebungen schon erfreulich nähert — würde nicht 
nur die vollste Berücksichtigung aller abnormen Seelenbeschaffen¬ 
heiten ermöglichen, sondern überhaupt den deutschen Spruchrichter 
erst auf diejenige Höhe des liberum arbitrium heben, die ihm längst 
gebührt und die ihm allein ermöglicht, volle Gerechtigkeit zu üben. 
Wir wollen in Fällen der verminderten Zurechnungsfähigkeit deshalb 
geringer strafen, weil es dem Defektsmenschen schwerer fällt, Gesetz¬ 
widriges zu vermeiden, als dem gewöhnlichen Menschen und weil 
seine Willensschuld deshalb kleiner ist. Aber andere Faktoren des 
Lebens, insbesondere die sozialen Faktoren können ebendenselben 
Effekt haben, nämlich, wie der pathologische Faktor, die Willens- 
schuld sehr klein zu machen. Die Konstellationen des modernen 
Lebens, besonders in Gressstädten, sind sehr häufig so verwickelt, 
dass der Spruchrichter sich sagt, die Summe der andrängenden Um¬ 
stände ist so mächtig gewesen, dass ich den Delinquenten — Strafe 
muss ja sein — aber doch nur auf die allerleichteste Weise strafen 
will. Bei dem jetzigen Stande der Gesetzgebung ist dem Spruch- 
richtor bei vielen Paragraphen einfach die Alöglichkeit nicht gegeben, 
Schuld und Strafe in ein richtiges Verhältnis zu bringen. Der inter¬ 
nationale Gefängniskongress hat schon im Jahre isfe in Rom eine 
Reform in dem angedeuteten Sinne verlangt, und wenn im Sinne 
der damaligen Resolution auch bei uns Wandel geschafft würde, so 
wäre eine besondere Gesetzesbestimmung über die verminderte 
Zurechnungsfähigkeit überflüssig. Aus dem allgemeinen Indi¬ 
vidualisierungsprinzip heraus würde der Richter alsdann ebenso 
wie alle übrigen charakteristischen Momente, so auch das 
Moment prüfen, ob der Täter ein psychopathischer Mensch sei, der 
infolge von ScWachsinn leichteren Grades oder infolge von krank¬ 
hafter Erregbarkeit, epileptischen Dämmerzuständen oder sonstigen 
Anomalien nicht die volle Fähigkeit besessen hat, sein Verhalten den 
strafrechtlichen Geboten und Verboten anzupassen. Es würde 
hierbei — nämlich bei Nichteinführung des neuen Begriffes — der 
Vorteil sich ergeben, dass die Zuspitzung auf die Alternative weg¬ 
fiele: Liegt verminderte Zurechnungsfähigkeit vor: Ja oder Nein? 
Die menschliche Psyche ist von einer unendlichen Kompliziertheit. 
Ueberall sind fliessende Uebergänge, tausend und abertausend 
Schattierungen, Nüancen, Abstufungen. Ebenso wie es ein Zwischen- 



gebiet gibt zwischen voller Geisteskrankheit und verminderter 
Zurechnungsfähigkeit, so gibt es auch ein Zwischengebiet zwischen 
geminderter Zurechnungsfähigkeit und voller Geistesgesundheit. 

An massgebender Stelle dürfte eine solche durchgreifende Reform 
des StrafzumessungsWesens in absehbarer Zeit schwerlich in Erwägung 
gezogen werden. Wohl aber stehe zu hoffen, dass Neigung vor¬ 
handen ist, eine Sondervorschrift im Interesse der Defektsmenschen 
dem § 51 des Reichsstrafgesetzbuches beizufügen. In ausländischen 
Gesetzgebungen ist man bereits in ähnlicher Weise verfahren. Es 
wäre bei uns zunächst die Erlangung einer Gesetzesbestimmung über 
die verminderte Zurechnungsfähigkeit anzustreben und ferner, dass 
an Stelle der Worte: „so ist auf eine Strafe zu erkennen, die nach 
den über die Bestrafung des Versuchs aufgestellten Grundsätzen 
abzumessen ist, die Worte treten: „so ist auf eine Strafe zu erkennen, 
die nach den Strafvorschriften im § 57, Absatz 1—4 (Jugendparagraph) 
abzumessen ist“. Der praktische Unterschied des Versuchsparagraphen 
und des Jugendparagraphen ist erheblich. Der Jugendparagraph ist 
weitherziger, er kennt keine Todesstrafen, kein Zuchthaus und keinen 
Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte. Seine höchste Freiheitsstrafe 
beträgt nur 15 Jahre Gefängnis. Er trägt dem Individualisierungs¬ 
prinzip insbesondere auch dadurch Rechnung, dass bei allen Ueber- 
tretungen und sogar bei den leichteren Vergehen (z. B. Bagatell¬ 
diebstählen) blosser Verweis treten darf. Soweit das Strafrecht. 
Nun der Strafvollzug. In Rede und Schrift tritt immer und immer 
wieder die Forderung auf, dass eine Doppelreform notwendig sei. 
Nicht nur bei der Urteilsfällung, sondern auch bei der Urteils¬ 
vollstreckung müsse es von Belang sein, ob es sich um Fälle von 
verminderter Zurechnungsfähigkeit handele. Die Defektsmenschen 
dürfen nicht an die gewöhnlichen Straforte zur Strafvollstreckung 
gebracht werden. Es müssten besondere Gebilde geschaffen werden: 
Zwischenanstalten. Der Vortragende sprach sich, unter eingehender 
Darlegung seiner Gründe, entschieden gegen diese Zwischenanstalten 
aus, deren Bedürfnis er nicht anerkennen kann. Dagegen wies er 
auf die Notwendigkeit einer anderen Massnahme hin Was soll nach 
Ablauf der Strafzeit mit solchen Defektsmenschen geschehen? Wir 
stehen da vor einer einschneidenden Frage. So viel ist sicher, ein 
grosser Teil der minderwertigen Leute, welche aus den Strafhäusem 
entlassen werden, ist verhältnismässig harmlos, ihr antisozialer 
Charakter ist jedenfalls nicht so stark ausgeprägt, wie bei Gewerbs- 
und Gewohnheitsverbrechern, die auch nach der Strafverbüssung 
auf freien Fuss gesetzt werden. Der Vorschlag, sämtliche Sträflinge, 
die nur eine verminderte Zurechnungsfähigkeit besitzen, zum Schluss 
in ein Zwangsasyl zu bringen, würde eine Härte sein, die sich nicht 
rechtfertigen liesse. Es leben in der Stadt und auf dem Lande 
verstreut Tausende von imbecillen, neurasthenischen, affektuösen 
Personen, die man sich ruhig in der Freiheit bewegen lässt, obwohl 
immer die Möglichkeit gegeben ist, dass sie durch Straftaten ihren 
Mitmenschen lästig fallen können. Man nimmt aber das Risiko hin. 
Ebenso werden wir das Gros der minderwertigen Sträflinge wieder in 
ihre Heimat entlassen müssen. Aber der Rest, eine immerhin nennens¬ 
werte Anzahl, trägt den Stempel der Gemeingefährlichkeit an sich 
und bedeutet in der Freiheit eine fortwährende Gefahr für ihre 
Umgebung. 

Die von dem Vortragenden im Anschluss hieran aufgestellte 
These lautet: Das R.-Str.-G.-B. bedarf einer Bestimmung über die 



geminderte Zurechnungsfähigkeit. Die These geht absichtlich nicht 
in die Details. Nur der entscheidende Grundgedanke liegt zur Ab¬ 
stimmung vor. Der deutsche Juristentag, der vor wenigen Wochen 
in Berlin versammelt war, hat das gleiche Thema für die nächste 
Tagung zur Diskussion gestellt. Es wird ihm ein schätzbares Material 
sein, wenn die vornehmste Gefängnis-Gesellschaft Deutschlands sich 
für die geplante Reform ausspricht. Es handelt sich bei ihr nicht um 
einen Ausfluss falschen Mitleids. Es ist ja eigentlich überflüssig, das 
zu sagen, aber es finden sich immer Zweifler, die bei jeder beab¬ 
sichtigten Neuerung im Strafrecht befürchten, dass der Themis das 
Schwert genommen und ihr dafür eine Tränendrüse in die Hand ge¬ 
geben werden solle. Es handelt sich lediglich um die Erfüllung 
eines Gerechtigkeitspostulats. Man gebe dem gesunden Menschen, 
was des gesunden Menschen ist, aber auch dem kranken Menschen, 
was des kranken Menschen ist. 

Die Besprechung über beide Vorträge war eine äusserst leb¬ 
hafte und gehaltvolle, namentlich durch das Eingreifen so hervor¬ 
ragender Autoritäten wie Oberlandesgerichts-Präsident Hamm in 
Köln und Geheimrat K r o h n e. Ersterer bemängelte in seiner tempera¬ 
mentvollen, scharfsinnigen Weise den Begriff verminderte Zurech¬ 
nungsfähigkeit. Zwar erkannte er die bisherigen Ausfühi-ungen des 
so hochangesehenen Psychiaters durchaus an, der einen Mittelzustand 
zwischen völliger Geisteskrankheit und geistiger Gesundheit feststellt; 
aber für die strafrechtliche Behandlung solcher Minderwertiger schienen 
ihm die vorgetragenen juristischen Darlegungen nicht hinreichend. 
Er verlangt eine klare Gegenüberstellung von Schuld und Nichtschuld. 
Besteht ein Zweifel an der vollen Zurechnungsfähigkeit, so ist der 
Angeklagte nicht milder zu bestrafen, sondern überhaupt nicht zu 
bestrafen. — Strafanstaltsgeistlicher Müller- Oslebshausen und Pastor 
Heinrich Fliedn er-Kaiserswerth wie auch ihrerseits Direktor Sc hell¬ 
mann und Pfarrer Grosse traten noch einmal warm für Geheimrat 
Pelman bezw. die in der Konferenz der evangelischen Geistlichen 
erhobene Forderung der Unterbringung von Minderwertigen in 
Zwischenanstalten oder Zwangspflegeanstalten ein. Ihnen gegenüber 
erklärt Geheimrat Kr oh ne in nachdrücklichen Ausführungen, dass 
unsere Gefängnisse mit den Minderwertigen durchaus fertig zu werden 
wüssten. W'ollte man diese Kategorie ausschliessen, so wäre das ein 
testimonium paupertatis. Natürlich erfordere diese Aufgabe eine Selbst¬ 
schulung der Vorsteher und eine Schulung der ihnen unterstellten 
Beamten. Gewiss stehen wir in dieser Beziehung noch nicht auf der 
Höhe, besonders was die Tüchtigkeit des Aufseherpersonals für diese 
Aufgabe betrifft. Auch ist zuzugeben, dass besondere Einrichtungen 
dazu gehören, um auch diesem Teil unserer Aufgabe gerecht zu 
werden, und dass wir diese Einrichtungen vielfach noch nicht haben. 
Jedenfalls, so lange ein Rechtsbrecher noch ein Verständnis für die 
von ihm begangene Tat hat, gehört er in die Strafanstalt. 

Direktor Schellmann bemerkte Professor Pelman gegenüber, 
dass der Prozentsatz der Minderwertigen in seinem Arbeitshause 
Brauweiler doch nicht so gross sei wie er angenommen habe; immer¬ 
hin seien von 900 Korrigenden 300 mehr oder minder schwachsinnig. 

Schliesslich wird die These der beiden Berichterstatter: Das 
Reichsstrafgesetzbuch bedarf einer Bestimmung über 
die verminderte Zurechnungsfähigkeit einstimmig an¬ 
genommen. 


Dr. von Rhoden, 
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Der vorliegende 59. JahreBbericht der Gefängnis- 
gesellBchaft von New-York, von Abbildungen ihres in N. Y. East 
gelegenen Hauses begleitet, gewährt einen Einblick einmal in das 
Leben und Wirken dieser tätigen Gesellschaft, dann auch in das 
Gebiet ihrer Tätigkeit, die Behandlung der Straffälligen seitens der 
verschiedenen dabei in Betracht kommenden und infolge der neueren 
Anschauung damit beschäftigten Faktoren Die genannte Gesellschaft 
bezeugt schon durch ihre Organisation, mit welchem Ernst sie sich 
ihrer Aufgabe annimmt. Sie hat ausser einem Präsidenten, vier Vize¬ 
präsidenten, unter denen zwei Geistliche sind, zwei Sekrätere und einem 
Schatzmeister, 24 aktive Mitglieder, die in sechs Kommissionen arbeiten, 
die sich beziehungsweise mit der einschlägigen Gesetzgebung, mit 
der Fürsorge für entlassene Sträflinge, mit der Fürsorge für die in 
Haft Befindlichen, mit der Literatur und mit der Verwaltung des 
Eigentums und der Geldmittel der Gesellschaft befassen. 

Die Gesellschaft steht in engster Beziehung zu den gesetz¬ 
gebenden Körperschaften und den die Strafe vollstreckenden 
Behörden. Indem sie das Recht und die Aufgabe hat, alle Gefäng¬ 
nisse des Staates zu besuchen, durch ihre Agenten Verkehr mit den 
Gefangenen haben, alle Einrichtungen auf dem Gebiet der Straf¬ 
vollziehung mustern darf, erhalten ihre Mitglieder ein Urteil über 
den Wert der bestehenden Einrichtungen, sowohl wie über notwendige 
Bedürfnisse, und kann die Gesellschaft nach beiden Seiten hin, der 
der Gesetzgebung und der der Verwaltung als zuverlässige Beraterin 
dienen. 

New-York hat zu den bisherigen Strafanstalten Elmira und 
Sing-Sing am 1. Oktober 1900 eine neue in dem Eastern New-Y’ork 
Reformatory erhalten, das von der Gesellschaft im Dezember 1901 
besucht wurde. Es ist ein langgestrecktes Gebäude, dessen nördlicher 
Flügel 272 und dessen südlicher 224 Zellen von je 9 engl. Fuss Länge, 
6 Breite und 8'/.^ Höhe enthält. Die Zellen sind in doppelter Reihe 
in der Mitte der Flügel angeordnet und von den Mauern des 
Gebäudes durch grosse Korridore getrennt, an deren Aussenseite 
mächtige Fenster das Licht für Korridor und Zellen liefern. Der 
Mittelbau enthält Verwaltungs-, Wirtschaftsräume, Speisesäle in denen 
die Mahlzeiten von den Gefangenen gemeinsam eingenommen werden, 
und eine Kapelle. Die äusseren Mauern sind von Sandstein, der 
auch zu den Zellenfussböden verwendet ist, alles übrige ist Back- 
steinbau. Die Zellentüren haben ausser ihren Riegeln noch einen 
Balkenriegel für die Nacht. Das Gefängnis war zurzeit des Besuchs 
der Gesellschaft, noch nicht völlig ausgebaut und beschäftigte seine 
Gefangenen ausser beim Bau vorläufig nur mit Landarbeit und 
Gartenbau, welche der Anstalt einen bedeutenden Teil der Beköstigung 
ihrer Insassen liefern. Trotzdem belief sich der Unterhalt pro Kopf 
und Tag auf 0,92 Dollar, also zirka M. 3,80. 

Mit Genugtuung begrüsst der Bericht ein neues Frauen- 

f efängnis des Staates zu Bedford. Es sind nun 3 Gefängnisse für 
rauen im Staat vorhanden und dem modernen Besserungsverfahren 
entsprechend eingerichtet, und sie bieten Raum für so viel Gefangene, 
als nach Bevölkerung und Kriminalität nötig sind, sodass eine 
Ueberfüllung nicht zu befürchten ist. Das genannte Gefängnis 
kann 238 Frauen aufnehmen. 

In ähnlicher Weise ist ein Fortschritt in der Behandlung 
geisteskranker Verbrecher zu verzeichnen. Für diese sind zwei 
Anstalten, eine zu Matteawan und eine zu Dannemora vorhanden. 
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von denen die erstere meist an Ueberfüllung litt. Dieselbe ist durch 
die Einrichtung beseitigt, dass alle auf lange Zeit zu Detinierenden 
nach Dannemora gebracht werden. 

Auch die kleinen Lokalgefängnisse haben an vielen Stellen 
eine Bessei*ung erfahren. Einige sind neu gebaut und modern ein¬ 
gerichtet. Wichtiger noch dürfte sein, dass die Absonderung der 
FVauenabteilungen von denen der Männer noch strenger als bisher 
durchgeführt und auch bei den Gefangenen einerlei Geschlechts 
Vorkehrung für eine zweckmässige Klassifizierung getroffen ist. 

Nach der Art unserer Zuchthäuser besitzt der Staat New-York 
sechs Anstalten, die unter einem schweren üebelstande leiden: sie 
haben für die Gefangenen keine genügende Beschäftigung. Nur drei 
von ihnen vermögen sie noch zu beschaffen. Ein Hauptgrund des 
Leidens ist die grosse Zahl kurzzeitiger Gefangener, welche die 
nötige Fertigkeit nicht erlangen können, um dann vorteilhaft für den 
Unternehmer zu arbeiten. 

Mit Sorgen schaut der Bericht auf das neue grosse Stadt-^ 
gefängnis in New-York, dessen Ausbau einerseits durch die grossen 
Strikes, andererseits durch unglücklichen Wechsel der den Bau aus¬ 
führenden Baufirmen und der Architekten verzögert ist. Hierdurch 
und durch den Umstand, dass einige dieser Firmen ungenügendes- 
Material verwandt haben, das dann wieder entfernt und durch 
besseres ersetzt werden musste, sind auch die Kosten sehr hohe 
geworden. Das Gefängnis, das nicht mehr als 320 Zellen hat, wird 
gegen eine Million Dollar, also ungefähr 4'/* Million Mark kosten l 
Jede Zelle kostet danach 3000 Dollar oder 12 700 M. Man rechnet 
sonst dort mit Vs dieser Summe. Das Gefängnis scheint ein 
dringendes Bedürfnis zu sein, da die Gefängnisgesellschaft bei einem 
Besuch des alten Gefängnisses 340 Zellen für Männer und 32 für 
Knaben Nachts doppelt belegt fand! 

Mit Recht beklagt die Gesellschaft die Zustände in dem Arbeits¬ 
haus auf Blackwell Island. Sie fand bei einem Besuch dort 21 junge 
Menschen zwischen 16 und 21 Jahren, allermeist wegen kleiner Ver¬ 
gehen bestraft, von denen nur sechs eine Beschäftigung als Lauf¬ 
burschen hatten. Die andern waren unbeschäftigt, ohne Unterricht,, 
ohne erziehliche und religiöse Beeinflussung, nur eine kleine aus- 
Geschenken bunt zusammengewürfelte Bibliotek bot etwas Unter¬ 
haltung, der natürlich die lebendige Unterhaltung dieser Vagabonden 
untereinander und die Belehrung der jüngeren durch die älteren 
Verbrecher vorgezogen wurde. Dabei waren die jungen Menschen 
wie der Bericht hervorhebt, äusserst bildungsbedürftig, weil sie die 
Elementarschule nur auf den untersten Stufen besucht hatten, und 
— nach dem durchgängigen Eindruck der geistigen Gewecktheit — 
auch bildungsfähig. Natürlich ist ein solcher Aufenthalt im Arbeits¬ 
haus eine Lehrzeit für s Verbrechertum. 

Der Bericht erwähnt noch zwei Frauengefängnisse, das in der 
Raymond Street und das Kings County Penitentiary. In dem ersteren 
herrscht ebenfalls der schon beklagte Mangel an Beschäftigung, es 
scheint aber auch sonst hinter den nötigsten Ansprüchen auf Ordnung 
und Bequemlichkeit zurückzustehen. Es hat keine Einteilung der 
Insassen, in den Wohnräumen befinden sich nur Betten, je 8—10 in 
einem Raum, keine Stühle, keine Tische, auf den Bänken der Gänge 
sitzend, nehmen die Gefangenen ihre Mahlzeiten ein. Das zweite 
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der genannten Gefängnisse ist in allen Punkten das Gegenteil vom 
ersten. Seine Insassen werden mit Waschen beschäftigt, haben jeder 
seine Zelle, sind sehr sauber gehalten und werden gut verpflegt. 

Hervorragenden Anteil hat die Gesellschaft in der neueren 
Strafgesetzgebung des Staates New-York, namentlich an dem Gesetz 
betreffs Entlassung auf Probezeit, ein Amendement zu den §§ 483 ff. 
der New-York er Strafprozessordnung. Es wurde von der Exekutiv¬ 
kommission der Gesellschaft vorbereitet, kam Anfang 1901 vor die 
gesetzgebenden Körperschaften, Senat und Abgeordnetenhaus, und 
erlangte im wesentlichen so, wie es entworfen war, September 1901 
Gesetzeskraft. Dieser § 483 lautet jetzt: 

.... Der Gerichtshof kann in ailen Fäiien, wo es ihm bei einem 
Verurteilten im Alter Ober 16 Jahr nach dessen Vorleben und Verhältnissen 
richtig erscheint, eine Milderung der Strafe zu veranlassen, nach seinem Er¬ 
messen die Entlassung des Verurteilten auf Probezeit in folgender Weise 
verfugen: 

1. Bei Strafaufschub soll derselbe nach seiner Anweisung solange und 
unter den Beschränkungen und Bedingungen stattfinden, als er beschliesst, 
Während dessen setzt er die betreffende Person auf Probezeit und beauftragt 
einen zu diesem Zweck angestellten Beamten mit der Ueberwachung derselben. 

2. Bei Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe im Falle des Unvermögens, 
die Geldstrafe, auf die erkannt ist, zu bezahlen, hört die verfügbare Probezeit 
mit der Bezahlung der Geldstrafe auf. 

3. Der Gerichtshof oder die kompetente Justizbehörde können jederzeit 
die Probeentlassung widerrufen und beendigen War eine bestimmte Strafdauer 
noch nicht verhängt, so kann auf eine solche innerhalb der durch das Straf¬ 
gesetzbuch gesteckten Grenzen erkannt werden und es gelangt diese Strafe 
ebenso wie die bereits verhängte aber noch nicht vollzogene nunmehr ohne 
Beschränkung zur Vollstreckung. 

§ 487 bestimmt: 

.... Wenn der Gerichtshof das Urteil ausgesetzt oder nach Ver¬ 
urteilung Strafaufschub bewilligt hat, muss der Schuldige oder Verurteilte 
sofort unter Fürsorge und Ueberwachung des Ueberwachungsbeamten gestellt 
werden, den der Gerichtshof bestimmt und bleibt in derselben bis Beendigung 
der Probezeit, die auferlegt ist Wird dieselbe durch Widerruf abgekürzt so 
ist er sofort dem Strafvollzugsbeamten zu übergeben. 

Von der grössten Bedeutung sind bei der Ausführung dieses 
Gesetzes die Ueberwachungsbeamten. Die Gerichtsbehörden bestellen 
sie, aber sie nehmen sie aus allen Ständen und Staatsarten, aus Män¬ 
nern und aus Frauen. Es sind zum Teil Beamte oder Hülfsbeanite 
des betreffenden Gerichtes oder der Distriktsanwälte, Polizeibeamte 
oder Schutzleute oder endlich Privatpersonen. Die letzteren werden 
von wohltätigen Vereinen entschädigt oder verwalten ihr Amt kosten¬ 
los als Ehrenamt. Diese Beamte haben die Pflicht, auf Veranlassung 
des Gerichts das Vorleben, den Charakter und die Straffälligkeit ihres 
Pfleglings genau zu erkunden und darüber an die Gerichte zu be¬ 
richten. Aus diesen Berichten, wie überhaupt aus der ganzen Er¬ 
fahrung, welche sie in der Ausübung dieses Berufs sammmn, werden 
nach gesetzlicher Anordnung statistische Tabellen gefertigt und den 
obersten Justizbehörden übermittelt, ebenso Zusammenstellungen 
betreffend Alter, Geschlecht, Geburt, Herkunft und Charakter der 
Straftat des Straffälligen. 

Dieser systematischen Anwendung der Probation war eine ge¬ 
legentliche schon längst vorangegangene. Sie hatte ihren Ausgang 
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von allerlei kleinen den Richtern bei Strafurteilen verliehenen dis¬ 
kretionären Vollmachten genommen und vermehrte sich namentlich 
mit dem Erscheinen des Strafaufschubs. Wie sich aber damit immer 
mehr die Notwendigkeit herausstellte, in jedem Fall die Verhältnisse 
genau kennen zu lernen, um danach die Anwendbarkeit und nach 
der Anwendung den Erfolg zu beurteilen, entstand das Amt der Ueber- 
wachungsbeamten. Auch die New-Yorker Gefängnisgesellschaft 
unterhielt seit 50 Jahren in den „Tomes", dem bekannten alten Stadt- 
gefängmis, einen Agenten, der von Zelle zu Zelle ging, die Verhält¬ 
nisse der Gefangenen untersuchte und, wenn möglich, ihnen nach 
irgend einer Richtung Hülfe leistete. Es ist natürlich, dass diejenigen 
Leute, von deren Feststellungen der Antrag auf Probezeit seinen 
Ausgang nimmt, mit der grössten Gewissenhaftigkeit und Umsicht 
arbeiten müssen. Es darf, wie der Bericht sagt, dem Verbrechen 
nicht Straflosigkeit vermittelt werden, während andrerseits es wohl¬ 
getan ist, wenn einem sittlich ins Schwanken geratenen Individuum 
durch die Probezeit sein sittliches Gleichgewicht wieder verschafft 
wird. Zwanzig Prozent der untersuchten Fälle, sagt der Bericht¬ 
erstatter, gaben Veranlassung, das Setzen auf Probezeit zu empfehlen. 
Die erstmalige Straffälligkeit giebt nicht immer ein sicheres Merkmal 
der Würdigkeit zu einer solchen Empfehlung; es sind dem Schritt vor 
den Strafrichter manchmal schon viel verbotene, aber unentcleckt 
gebliebene Schritte vorangegangen oder es ist nicht gut, den Straf¬ 
fälligen seiner schlechten Umgebung zurückzugeben, er bedarf viel¬ 
mehr der Erziehung. Sehr richtig betont der Bericht eine dreifache 
Erziehung, die dem straffällig Gewordenen nötig ist: „Erziehung des 
Kopfes“, des „Herzens und der Hand“. Geistige Bildung, Charakter¬ 
bildung und Erlernung einer Gewinn bringenden Tätigkeit sind ihm 
nötig, um künftig mit den Gesetzen nicht in Konflikt zu geraten und 
der menschlichen Gesellschaft zu nützen. Dies aber lernt er nicht in 
der Probezeit, sondern in einem gut organisierten Gefängnis. Daher 
tritt auch die N€fw-Yorker Gefängnisgesellschaft so sehr für zweck¬ 
mässige Einrichtung der Gefängnisse ein, sie will sie zu Erziehungs¬ 
stätten für solche machen, die durch eigene oder fremde Schuld im 
Leben eine richtige Erziehung zu gesetzmässiger, geordneter Be¬ 
tätigung des Willens und zur Ausübung nutzbringender Beschäftigung 
nicht gefunden haben. Ein ähnliches Gebiet für die Tätigkeit der 
Gesellschaft ist die Fürsorge für die auf Ehrenwort Entlassene. Diese 
Entlassung gründet sich auf §§ 74—76 des revidierten Statuts für die 
Staatsgefängnisse der Jahre 1889 und 1901. Hier heisst es: 

Wenn Jemand in einem Staategefängnie wegen Verbrechens eine Strafe 
von höchstens 5 Jahren Strafmass verbüsst und vorher noch nie wegen eines 
Verbrechens, auf welches Gefängnis als Strafe steht, verurteilt worden ist, 
kann ebenso wie die auf unbestimmte Zeit Verurteilten und von derselben 
Kommission, welche für die Letzteren besteht, auf Ehrenwort entlassen werden. 
Dabei soll die verhängte Strafzeit die äusserste Zeit seiner völligen Entlassung 
und ein Drittel derselben die geringste Zeit des Aufenthaltes am Strafort 
bestimmen. 

§ 75 ordnet die Bildung einer Kommission für diesen Zweck 
und die Bestellung eines parole-officer für ein jedes Gefängnis an mit 
einem Gehalt von 1200 Dollar ausser Reiseunkosten. § 76 bestimmt, 
dass alle solche Kommissionen einen Ausschuss bilden, der jeden 
Januar, April, Juli und Oktober sich versammelt und über die ein- 
gezogenen Anträge befindet. 
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Die Verurteilung auf unbestimmte Zeit wird durch Gesetz vom 
1. September 1901 in § 687 a des Strafgesetzbuchs folgendermassen 
geregelt: 

Wenn Jemand, der wegen eines mit Gefängnis bedrohten Verbrechens 
zuvor nicht bestraft war, wegen eines Verbrechens, das höchstens mit 5 Jahr 
Gefängnisstrafe zu bestrafen ist, verurteilt und zur Verbüssung seiner Strafe 
einem Staatsgefängnis überwiesen wird, so soll gegen ihn auf unbestimmte 
Strafteit erkannt werden, die wenigstens ein Jahr und im Höchstmass nicht 
mehr betragen darf, als die Strafe für das Verbrechen, dessentwegen er ver> 
urteilt ist 

Es ist eine schwere Aufgabe für die, welche auf Probezeit oder 
Ehrenwort oder vorläufig entlassen werden, im Leben Stellung und 
Beschäftigung zu finden, in welchen die schwankenden Charaktere 
wieder zu festem, sittlichen Leben gewonnen werden. Einmal die 
Abneigung der Gesellschaft gegen entlassene Bestrafte, andrerseits 
aber auch die Fehler derselben bereiten grosse Schwierigkeiten. Jene 
beschränkt die Gelegenheit, gewinnbringende Beschäftigung in 
genügendem Masse zu finden, diese aber verführen den sittlich 
eben erschütterten, noch schwachen Menschen besonders leicht und 
machen ihn rückfällig. Darum wollen Entlassene mit grosser Vorsicht 
untergebracht sein, wenn die Unterbringung der gesetzlichen Wohltat,, 
unter der sie stehen, dienen soll. Die Zeit für die Beobachtung dea 
Erfolges war bis zur Erstattung des vorliegenden Berichtes nur eine 
kurze, sie umfasste erst einige Monate. Es lässt sich also noch kein 
Urteil über den Erfolg gewinnen. Allerdings wird darauf verwiesen, 
dass schon vor gesetzlicher Festlegung der vorläufigen Entlassung 
einer oder der anderen Art sie tatsächlich vorkain und dass die 
guten Erfahrungen, die man damals gemacht, eben die Gesetzgebung 
zur Sanktion und Erweiterung dieses Gebietes gewonnen haben, aber 
die früheren Fälle dieser Art waren doch nur vereinzelte und konnten 
darum auch besonders gut ausgesucht werden. Immerhin gibt eine 
grosse Anzahl von Beispielen ein schönes Bild von der edlen, freudig 
aufgenommenen und energisch betriebenen Arbeit an den entlassenen 
Verurteilten. 

Der Berichterstatter sagt wohl mit Recht, dass ein gewisser 
Bruchteil der Entlassenen, der in das Gefängnis zurückwandern 
muss, keinen Beweis gegen die Brauchbarkeit der neuen Gesetze 
über vorläufige Entlassung liefert. Die Zahl der Erfolge, meint er,, 
beweist zur Genüge, dass es unnütz ist, diejenigen weiter inr 
Gefängnis zu behalten, die dort Tüchtigkeit genug gezeigt haben, 
dass man sie versuchsweise entlässt. Kein Richter, fährt er fort,, 
kann wissen, nach welcher Strafzeit der Charakter des Verurteilten 
von seinen Fehlern so weit befreit ist, dass er der Gesellschaft 
zurückgegeben werden kann, diejenigen, denen er infolge der neuen 
gesetzlichen Einrichtung zur Beobachtung übergeben wird, sind viel 
besser imstande zu bestimmen, wann die Grenzen seiner Unfreiheit 
zum Teil oder gänzlich beseitigt werden können. Er bleibt auch in 
der vorläufigen Freiheit noch in Gewahrsam von Obrigkeiten, er ist 
noch von dem parole-ofßcer überwacht. Er erhält seine vollständige 
Entlassung nicht eher, bis er es durch ein gesetzmässiges, fleissiges- 
und ordentliches Benehmen verdient hat. 

Während 1901 erhielten von 344 auf Ehrenwort entlassene 
und der Gesellschaft zur Ueberwachung übergebene Leute 131 ihre 
völlige Freiheit. Es wäre wichtig zu wissen, wie viele von den 344 
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nach dem Gefängnis zurückgebracht werden mussten oder sich der 
Ueberwachung entzogen, um Erfolg und Misserfolg vergleichen zu 
können. Jedenfalls sind 131 Existenzen durch die Gesellschaft in 
diesem Jahr von neuem gegründet und schon diese Leistung ver¬ 
pflichtet zu grossem Dank für die christliche Liebesarbeit der 
Gesellschaft. Aus einer beigefügten Tabelle kann man die mannig¬ 
fachen Unterstützungen ersehen, mit der sie sich der Entlassenen 
annimmt. Sie liefert ihnen Werkzeuge, gibt ihnen vorläufig Arbeit, 
sie hat im Laufe des Jahres 786 in feste Arbeitsstellen entlassen, 
1760 Kleidungsstücke verteilt, 2181 Tage Wohnung, 4763 Mahlzeiten 
und 6950 Bücher verschenkt. 

Um die bürgerliche Gesellschaft und namentlich die Angehörigen 
der christlichen Kirche für die Gefängnissache zu interessieren, hat, 
wie der Bericht erwähnt, die Nationale Gefängnisgesellschaft der 
Vereinigten Staaten an die verschiedenen Kirchengemeinden den 
Wunsch ergehen lassen, den letzten Sonntag des Oktober dem Dienst 
der Gefängnissache durch Wahl der Predigttexte, zweckmässige 
Erwähnung des Gegenstandes und Sammlung einer Kollekte zu 
weihen. Materiell war der Erfolg gering, aber, wie mit Recht 
bemerkt wird, der ideale Nutzen ist der wertvollere: einer grossen 
Menge die Sorge für die Gefangenen als einen Teil der befohlenen 
christlichen Liebestätigkeit zum Bewusstsein gebracht zu haben. 
Der Bericht schliesst mit einem Verzeichnis der Mitglieder der 
Gesellschaft und ihres vom Staate New-York ausgestellten Patentes. 
Möge ihre Tätigkeit weiter in Segen gedeihen! 

y. Rauchstein. 

Dem Bericht .über die Wirksamkeit der Centralstelle für 
das Gefangenen-Fürsorgewesen der Provinz Brandenburg 

pro 1902 entnehmen wir, dass nunmehr abgesehen von der Rhein¬ 
provinz und Westfalen jede preussische Provinz eine Zentralstelle 
besitzt, die aber misslicherweise sich nicht alle so benennen, sondern 
die Namen Gefängnisgesellschaft, Provinzialverband etc. führen. 
Dem Bericht ist eine wertvolle Beigabe in Gestalt einer Nachweisung 
der in Preussen bestehenden Zentralstellen für das Gefangenen- 
Fürsorgewesen und der Vereine zur Fürsorge für Gefangene und 
Korrigenden beigefügt. 

Der Bericht über Wirksamkeit des Vereins zur Besserung 
der Strafgefangenen in Berlin pro 1902 giebt anlässlich der 
Feier seines 75jährigen Bestehens einen Ueberblick über die Tätig¬ 
keit des Vereins seit dem Jahre 1827 in Gestalt der schönen Festrede 
die Herr Geheimrat Dr. Felisch hielt. 

An Stelle des zurückgetretenen hochverdienten Wirkl. Geh.-R. 
Dr. Starke, wurde Herr Geh. Oberjustizrat Wachler, Oberstaats¬ 
anwalt am Kammergericht Berlin, zum Präsidenten gewählt. 
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Deutsche Juristen-Zeitun^* Zweites Halbjahr 1902. 

Das grosse Bauwerk des deutschen Bürgerlichen Reichsrechts 
ist fertig gestellt und seit drei Jahren in Benützung genommen, bei 
der sich allerdings, wie ganz natürlich, herausstellt, dass man sich 
im Innern des Baus erst noch einzurichten hat. Wissenschaft und 
Rechtsprechung bemühen sich, herauszufinden, wie man mit dem neuen 
Werk, an dessen Grundlagen kaum gerüttelt wird, am besten aus¬ 
kommt. Wie es nirgends im Leben einen Stillstand giebt, so auch 
im Rechtswesen. Die lange schon vorhandenen lebhaften Wünsche 
nach einer Neuordnung unseres, übrigens erst ein Menschenleben 
alten, Strafrechts regen sich jetzt, da das Bürgerliche Recht auf 
lange Zeit hinaus gesichert dasteht, mit Macht und auch die Reiehs- 
regierung hat zu erkennen gegeben, dass sie bereit ist, an die von 
allen Seiten gewünschte Arbeit zu gehen. Der Juristentag von 1902 
hat die in ihn gesetzte Hoffnung nur in geringem Masse erfüllt. Denn 
wenn es auch dringend erwünscht ist, dass die Herstellung eines 
ebenso bedeutungsvollen wie umfassenden Werkes, wie es ein Straf¬ 
gesetzbuch für das Deutsche Reich ist, nicht überstürzt wird, so hat der 
Juristentag doch allzuwenig getan, wenn er sich darauf beschränkte, 
ein nur einzelne Teile eines neuen Gesetzbuchs behandelndes Arbeits¬ 
programm aufzustellen, dessen Erledigung zudem eine beträchtliche 
Reihe von Jahren in Anspruch nehmen wird. Einen kurzen Bericht 
hierüber findet man in No. 19 (vom 1. 10. 02) vom Regierungsrat 
Dr. Damme. 

Dagegen fängt die Wissenschaft an, sich ungleich stärker zu 
regen, worauf wir bereits in unserem letzten Bericht (Bd. 36, S. 480) 
hillgewiesen haben, und wie die Deutsche Juristenzeitung seit ihrem 
Bestehen mit Erfolg bestrebt gewesen ist, allen auf dem Gebiete des 
Rechts zu Tage tretenden Erscheinungen eingehend zu folgen, so 
sorgt sie auch jetzt dafür, dass ihre Leser über die Arbeiten für das 
neue Str.-G.-B. unterrichtet werden, indem sie dadurch gleichzeitig 
an diesen Arbeiten tätig teilnimmt. In dieser Hinsicht steht ein Auf¬ 
satz des Senats-Präsidenten am Reichsgericht Dr. von Bülow „Zur 
Revision des Strafgesetzbuchs*^ (No. 17/18 vom 15. 9. 02) an aller¬ 
erster Stelle. Er lehnt, davon ausgehend, dass es ohne Schuld eine 
wahre Strafe nicht geben könne, die sogen. „Sicherungsstrafe“ als 
Strafe ab und sieht sie nur als in den Bereich der Sicherheits- und 
Wohlfahrtspolizei fallende Massregel an. Die Strafe ist ein den 
Schuldigen treffendes Uebel, das allerdings so ausgestaltet sein kann, 
dass es auch Nebenzwecken, wie Besserung, Erziehung, Abschreckung, 
dienen kann. Diese Nebenzwecke dürfen aber nicht dergestalt das 
Uebergewicht erlangen, dass sie zur Verhängung von Strafen führten, 
ohne dass eine Schuld gegeben wäre. Im Anschlüsse daran erörtert 
er die Frage, ob man nach den heutigen Anschauungen noch von 
einem „Schuldigen“ und einer „Schuld“ oder nur noch von einem 
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Opfer der angeborenen Naturanlage und der äusseren Umstände 
sprechen dürfe. Aber wenn er auch den Determinismus als die vom 
philosophischen Standpunkt aus herrschende Weltanschauung bezeich¬ 
net und eine Schuld ohne Freiheit des Handelnden als undenkbar 
erklärt, so gelangt er doch zu dem Ergebnis, dass „ohne das Gefühl, 
die Ueberzeugung, die praktische Anerkennung, dass der Mensch an 
sich frei ist und verantwortlich für sein Wollen und Handeln, — 
gleichviel, wie dies philosophisch zu begründen ist — keine mensch¬ 
liche Gesellschaft bestehen“ könne. Er zollt daher Kahl und 
V. Liszt (siehe unseren letzten Bericht) besondere Anerkennung, 
dass sie den Schulenstreit zurückstehen lassen und an dem grossen 
Werke raitarbeiten wollen, ohne dem Gesetzgeber das Bekenntnis zu 
einer der Strafrechtstheorien zuzumuten. Er stellt sich damit in 
Gegensatz zu dem im letzten Berichte besprochenen Aufsatze von 
Birkmeyer (in No. 14). Ich neige noch immer der Birkmeyer¬ 
sehen Ansicht zu, dass der Gesetzgeber Stellung zu den wichtigsten 
Streitpunkten der beiden Schulen nehmen müsse, wie ich auch glaube, 
dass die Absicht, Auseinandersetzungen hierüber zu umgehen, die 
Ursache dafür gewesen ist, dass die Verhandlungen des Juristentags 
zu diesem Punkte der Tagesordnung eine so geringe Ausbeute er¬ 
geben haben. Mit Recht bemerkt v. Bülow, dass die Fragen, wie 
Freiheit und Verantwortlichkeit mit dem allgemeinen Kausalitäts¬ 
gesetze zu vereinigen sei, metaphysischer Natur seien, die der Gesetz¬ 
geber nicht lösen und auf deren Lösung er nicht warten könne. Deshalb 
könne es sich auch jetzt nicht darum handeln, ein den Schulenstreit 
beendendes Strafrecht zu schaffen, sondern eine Umarbeitung herzu¬ 
stellen, die darauf ausgehe, etwaige in der Praxis hervorgetretene 
Mängel zu beseitigen und er wirft die Frage auf, ob von diesem Ge¬ 
sichtspunkt aus eine umfassende Revision des Strafrechts überhaupt 
nötig sei, eine Frage, deren Beantwortung er vor gründlicher Prüfung 
der vorhandenen Mängel für noch nicht spruchreif erklärt. Die nächsten 
Jahre werden lehren, ob diese Neigung zu einer die Grundlagen 
weniger berührenden Neuordnung dem Wunsche des Volkes entspricht, 
soweit es ein Urteil darüber hat, und ob, selbst wenn man sich die 
von V. Bülow gewünschte Beschränkung auferlegt, nicht eine Reihe 
von Fragen zu regeln ist, für die Stellungnahme zu dem Streite der 
Schulen unumgänglich ist. Der Verfasser erörtert nun einzelne Punkte, 
die er als besonderer Erwägung würdig bezeichnet, von deren hier 
nur einige kurz berührt werden sollen, v. B. verlangt, dass das neue 
Gesetz die Lösung der Frage des Versuchs mit untauglichen Mitteln 
oder am untauglichen Gegenstände nicht länger der Wissenschaft und 
Rechtsprechung überlasse, sondern klare Stellung dazu nehme. Wie 
berechtigt dies Verlangen ist, ergiebt sich aus zwei Aufsätzen über 
diese Frage von dem Strassburger Privat-Dozemten Dr. Mayer und 
vom Reichsgerichtsrat a. D. St eng lein in No. 14 (vom 15. 7. 02), 
die beide von einem neuerlichen Urteile des Reichsgerichts ausgehen, 
das, wie bereits früher, die Strafbarkeit des Versuchs mit untauglichen 
Mitteln am untauglichen Gegenstände bejaht. Während Mayer be¬ 
mängelt, dass das R.-G., ohne neue Gründe vorzubringen, an dieser 
vor 20 Jahren ergangenen Entscheidung festhält, trotz des starken 
Widerspruchs, den sie fortdauernd von den Gerichten und von der 
Rechtswissenschaft erfahren habe, eines Widerspruchs, dessen Be¬ 
rechtigung er eingehend nachzuweisen sucht, nimmt Stenglein das 
R.-G. in Schutz und weist mit Recht darauf hin, dass hier sich zwei 
verschiedene rechtliche Grundanschauungen gegenüberstehen, deren 
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Streit nur durch die Gesetzgebung entschieden werden könne. Er 
gelangt also zu dem gleichen Ergebnisse wie v. Bülow. 

Ein zweiter von v. B. behandelter Einzelpunkt, über den er 
sich bereits verschiedentlich ausgesprochen hat, betrifft die Ungleich¬ 
heit im Schutze des Eigentums einerseits und der Ehre andrerseits. 
Wenn er diesen Punkt mit der Frage abschliesst: „Und warum hat 
der Zuchthaus verdient, der mir im Rückfalle 20 Mark stiehlt, aber 
nicht der, der im Rückfälle meinen guten Namen antastet oder mir 
Arme und Beine zerschlägt?“, so wird man ihm unbedingt zustimmen 
müssen. Eine Aenderung der Gesetzgebung wird hier aber solange 
keine ausreichende Abhilfe gewähren, als die Gerichte sich nicht 
entschliessen können, die Ehre wirksamer zu schützen. Denn die 
Erfahrung lehrt, dass die jetzt zur Verfügung stehenden — unzu¬ 
länglichen — Straf-Arten und -Masse auch in Fällen, die dazu 
angetan erscheinen, selten ausgenutzt werden! Zum Schlüsse hebt 
er die Unzulänglichkeit des Rahmens der Geldstrafen gegenüber 
reichen Leuten hervor und tritt für eine Verschärfung der Geldstrafen 
ein. Die in diesem Aufsatze wie in anderen Arbeiten bekundeten 
Auffassungen des Verfassers rechtfertigen den Wunsch, dass seine 
amtliche Tätigkeit ihm Müsse lassen möge, sich möglichst ausgiebig 
an den Arbeiten für das neue Gesetzeswerk zu beteiligen. 

Derselben Veranlassung, der bevorstehenden Neuordnung des 
Strafgesetzbuchs, verdanken wir einen längeren Aufsatz des bereits 
erwähnten Strassburger Privatdozenten Dr. Mayer, „das gewerbs¬ 
mässige Verbrechertum und die Reform des Strafgesetzbuchs“, dem 
er die Gutachten vonLiszt’s und vanCalker’s, erstattet für den 
letzten Juristen tag, zu Grunde legt. Unsre Strafanstalten füllen sich 
immer mehr mit Vorbestraften und immer mehr mit vielmals Vor¬ 
bestraften, ein Beweis, dass, wie Mayer zutreffend bemerkt, unser 
Strafensystem versagt und Wandel geschaffen werden muss. v. Liszt, 
der Vertreter des Zweckgedankens, der Aufgabe des Strafrechts als 
Bekämpfer des Verbrechertums, schlägt vor, bei Verurteilung wegen 
eines Verbrechens oder wegen Vergehens, falls Gewerbsmässigkeit 
festgestellt wird, Zuchthaus nicht unter 5, und im Rückfalle nicht 
unter 10 Jahren. Und er verlangt diese Strafen ohne Rücksicht auf 
die sonstigen persönlichen und sachlichen Umstände, um die gesell¬ 
schaftsfeindliche Gesinnung des Täters zu brechen. Dr. van Calker, 
der den alten Grundsatz der Vergeltungslehre vertritt, kann selbst¬ 
verständlich diese Strafen, die auch den gewerbsmässigen Vorüber 
geringer Taschendiebstähle treffen würden, nicht gutheissen, aber 
helfen will er auch. Sein Vorschlag geht dahin, den Richter zu 
ermächtigen, gegenüber solchen, die durch wiederholten Rückfall 
eine starke Rückfallneigung gezeigt haben, neben der Strafe auf 
Ueberweisung an die Laudespolizeibehörde zu erkennen, zwecks 
Unterbringung in einem Arbeitshaus auf die Dauer von 1—15 Jahren, 
eine Massregel, die nicht Strafe, sondern Schutz sein soll. Wie Mayer 
ebenso eingehend wie zutreffend ausführt, besteht zwischen beiden 
Vorschlägen zwar nicht für den Verbrecher, der in beiden Fällen 
ungefähr gleich lange zu „sitzen“ hat, wohl aber sonst ein sehr erheb¬ 
licher Unterschied. Nach seiner Ansicht würden die Richter bei 
Gesetzwerdung des Calker’schen Vorschlags, abgesehen von der doch 
immerhin selteneren Aburteilung derartiger Gewohnheitsverbrecher, 
die Strafen wesentlich in dem jetzt herrschenden Geiste ausmessen, 
d. h. in erster Linie den äusseren Erfolg und erst an zweiter Stelle 
die Gesinnung des Täters berücksichtigen. Dagegen bringe v. Liszt 
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einen neuen Geist in die richterliche Strafzumessung, denn wenn der 
Eichter genötigt werde, für ein äusserlich geringfügiges Vergehen in 
gewissen Fällen mindestens 10 Jahre Zuchthaus festzusetzen (anstatt 
die Ausführung der Verschärfung, wie Calker will, dem Ermessen der 
Verwaltungsbehörden zu überlassen), so zwinge dies dazu, auch in 
anderen Fällen, in erster Linie den Täter und erst in zweiter die Tat 
zu treffen. Es komme also bei der Abwägung beider Vorschläge 
immer wieder auf den Gegensatz der beiden Schulmeinungen heraus. 
Wir müssen uns hier versagen, den weiteren sehr beachtenswerten 
Ausführungen des Verfassers zu folgen, aber das darf hier doch 

f esagt werden, dass auch aus diesem Aufsatze sich die Richtigkeit 
er von Birkmeyer vertretenen, in unserem letzten Bericht erwähnten 
Auffassung ergiebt, dass die Vertreter der beiden Richtungen unter 
Beiseitelassung des „Streites der Schulen“ an dem neuen Gesetzes¬ 
werke mit Erfolg kaum arbeiten können. Die schwerwiegende Ver¬ 
schiedenheit der grundsätzlichen Auffassung wird nur an wenigen 
Stellen nicht hervorbrechen. 

Kurz erwähnt sei hier nur noch, dass Assessor Dr. L i n d m a n 
in No. 17/18 zu der eben erwähnten Frage Stellung nimmt, indem er 
für das erkennende Gericht die Entscheidung über die Bemessung 
der Hauptsicherungsmassregel verlangt. In No. 19 bespricht Dr. Stern 
die Frage der „Strafregisterverjährung“, d. h. der Tilgung der älteren 
Vermerke, nach längerer Straflosigkeit, eine neuere Bestrebung, gegen 
die er u. E. mit Recht kämpft. Wenn wir dann noch einen längeren 
Aufsatz des Wiener Prof. Stooss, „Aerztliche Behandlung und 
Körperverletzung“ in No. 24 und einen Bericht des Kammergerichts¬ 
rats Dr. Kronecker über den vorjährigen Kongress der Internatio¬ 
nalen Kriminalistischen Vereinigung in Petersburg in No. 21 erwähnen, 
so haben wir unserer Berichtspflicht genügt. 

Breslau. Simonson. 


lieber die sogenannte »»Moral Jnsanity<< von Dr. P. Näcke, 
Med.-Rat und Oberarzt an der Kgl. Sächs. Irrenanstalt zu Hubertus¬ 
burg. Wiesbaden. 1902. Heymann. 

Der Gegenstand, welchen der bekannte Verfasser in der oben 
bezeichneten Schrift eingehend behandelt, verdient auch die Beachtung 
seitens der Strafvollzugsbeamten in reichem Masse. Er betrifft die 
viel besprochene Frage, ob ein Mensch bei vollständig gesunder 
Geistesfähigkeit, bei intakter Intelligenz mit dem absoluten Mangel 
alles sittlichen Fühlens geboren sein kann, und ob dieser Mensch für 
die von ihm begangenen gesetzwidrigen Handlungen verantwortlich 
zu machen ist. Die Anhänger der Lehre von der „sittlichen Ver¬ 
blödung“ (Moral Jnsanity) behaupten, dass das Fehlen des Sittlichkeits¬ 
sinnes allerdings in ungemein seltenen Fällen, aber doch ebenso 
selbständig und allein Vorkommen kann, wie das Fehlen des Denk¬ 
vermögens. Der angeborene Mangel des moralischen Empfindens 
sei eine selbständige Krankheit, und die aus diesem sich ergebenden 
immoralischen Handlungen seien selbstverständlich die Ergebnisse 
einer krankhaften Anlage. Personen dieser Art zeigen einen hoch¬ 
gradig entwickelten Egoismus, sie haben absolut kein Gefühl für 
Andere, sie begehen wiederholt und häufig Verbrechen der ver¬ 
schiedensten Art ohne Erscheinungen von Reue und Gewissen. Diese 
Ansicht wird von vielen Anderen ganz geleugnet. Diese meinen — 
(und mit Recht, Ref.) —, dass es einen Sinn für Sittlichkeits- 
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"•efühl nicht gebe, dass die Moral das Ergebnis sehr vieler angeborener 
und anerzogener Faktoren sei und dass dort, wo ein krankhafter Hang 
zu einem Verbrechen führe, wo dieses also auf einer krankhaften Basis 
entstehe, auch stets andere Geistesfähigkeiten mit erkrankt seien, 
dass alsdann auch ein Defekt des Vorstellens, Denkens, der Intelligenz 
niemals fohle. 

Sehr anschaulich und belehrend führt Verfasser verschiedene 
Typen von sittlich Blödsinnigen vor; diejenigen, welche unmoralische 
Handlungen verüben und gemeingefährlich, und diejenigen, welche 
mehr passiv durch Unterlassungen aller sittlichen Grundsätze kenntlich 
sind. In gleich gelungener Weise werden Verlauf und Symptome 
dieser verschiedenen Entartungszustände geschildert. 

Verfasser kommt nach weiten Ausführungen zu dem Schluss, 
dass es eine wahrscheinlich auch anatomisch begründete und klinisch 
demonstrable Moral Jnsanity geben kann, dass diese Fälle aber so 
selten sind, dass sie praktisch aus der Betrachtung ausgeschieden 
werden dürfen und der Name „Moral Jnsanity“ ganz gestrichen 
werden kann. (Eine Ansicht, für die auch wir sehr energisch einge¬ 
treten sind. Ref.) Der Ansicht von Lombroso, diese Sittlich-Kranken, 
dem Kinde, dem Wilden, dem „Geborenen Verbrecher*^, endlich auch 
dem Epileptiker gleichzustellen, wird lebhaft entgegengetreten. 

Die Erkennung dieses Zustandes, die Diagnose dieses sehr 
wichtigen Momentes bei der forensischen Beurteilung des Falles, wird 
eingehend besprochen, ohne dass jedoch prägnante Hinweise gegeben 
werden. Dies ist bei dem vielgestaltigen und vielen Deutungen 
unterworfenen Wesen dieses Zustandes auch kaum möglich. Für 
die Behandlung dieser Sittlich-Kranken, Unverbesserlichen verlangt 
Verfasser in der Hauptsache, dass die Gesellschaft vor ihnen geschützt 
werde. Die einzelnen Kategorien müssen verschieden untergebracht 
werden bald in Gefängnissen, bald in Irrenanstalten; ein anderer 
Teil kann sogar in der elterlichen Familie verbleiben. 

Um die Fortpflanzung dieser Elemente zu verhüten, will Verf. 
diese solange internieren bis ihre Zeugungskraft wahrscheinlich 
erloschen ist. Er schlägt sogar für bestimmte Fälle die Kastration 
vor, eine Prozedur, die er demnächst in Amerika verwirklicht zu 
sehen glaubt. Wenn der Herr Verfasser nur erst die Merkmale einer 
solchen „Unverbesserlichkeit^^ mit Bestimmtheit anzugeben vermöchte, 
dann wäre dieses wenig sympatische Prophylaktikum diskutabel. So 
lange die diagnostischen Mittel für diese Entscheidung so sehr un¬ 
sicher und unzuverlässig sind, wird wohl kaum ein Richter auf die 
Kastration eines solchen „Morali.sch Blödsinnigen“ erkennen. 

Die Monographie enthält eine Menge von Belehrungen und 
gewährt eine Fülle von Anregungen. 

Dr. Baer^ Berlin. 


Das Verbrechen und seine Bekämpfung* Kriminal¬ 
psychologie für Mediziner, Juristen und Soziologen; ein Beitrag zur 
Reform der Strafgesetzgebung. Von Prof. Dr. G. Aschaffenburg 
in Halle-Heidelberg 1903, C. Winter’s Universitätsbuchhandlung. 
— Gr. 8®, 244 S. — FJn sehr lehrreiches Buch in drei Teilen. 
Inhalt: Im ersten Teil: Die sozialen Ursachen des Verbrechens, 
als da sind der Einfluss der Jahreszeit, der Rasse und Religion, des 
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Landes, Standes, Berufes, der Volkssitten, des Alkohols und anderer 
Genussmittel, der Prostitution, des Spiels und Aberglaubens, der 
wirtschaftlichen und sozialen Lage. Der zweite Teil handelt von 
den individuellen Verbrechensursachen, wozu gerechnet werden: 
Abstammung und Erziehung, Bildung, die Altersstufen, das Geschlecht, 
der Familienstand, die körperlichen und geistigen Eigenschaften des 
Verbrechers. Sodann ist die Rede von Geistesstörungen der Ver¬ 
brecher und auf Grund beider Arten von Verbrechensursachen 
wird eine Einteilung der Verbrecher in sieben Gruppen vorgeschlagen. 
Im dritten Teil stellt der Herr Verfasser die Aufgaben der 
heutigen Gesetzgebung und der Gesellschaft im „Kampf gegen 
das Verbrechen“ dar. 

Mit grösstem Interesse und vielem Beifall verfolgten wir die 
Ausführungen in den zwei ersten Teilen des Buches, worin der 
gelehrte Herr Verfasser den toten Zahlen der unter den ver¬ 
schiedensten Gesichtspunkten immer lichtvoller sich entwickelnden 
und vertiefenden Kriminal- und Moralstatistik, Geist, Verständnis und 
Leben einzuhauchen sich alle Mühe giebt und dabei einer wohl- 
thuenden Objektivität sich befleissigt. Die Untersuchungen und 
Prüfung-en der einzelnen Verbrechensursachen führen jeweils zu recht 
besonnenen und darum doppelt beachtenswerten Schlussfolgerungen, 
Schlussurteilen und Schlussfordeningen. 

Im dritten Teil wird uns zunächst unter der Ueberschrift: 
„Die kriminelle Physiognomie der Gegenwart“ ein recht 
betrübendes, ja erschreckendes Bild von der heutigen „weitgehenden 
Rechtsunsicherheit“ gegeben und vor ihren schädlichen Folgen „für 
Ehre, Gesundheit und Eigentum“ der Gesellschaft. Was sodann in 
dem Kapitel: „Vorbeugung“ gesagt und gefordert wird, dürfte 
von keiner Seite auf Widerspruch stossen und ist grösstenteils auch 
schon verwirklicht. Insbesondere verdienen die Bemerkungen über 
die „Aufgaben der Presse“ die ernsteste Beherzigung. 

In den folgenden Kapiteln CVerantwortlichkeit, Strafzweck, 
Strafmittel, Abschaffung des Strafmasses etc.) finden wir dagegen 
einen Standpunkt vertreten, der in seinen Konsequenzen allerdings 
eine völlige Umgestaltung unseres gegenwärtigen Strafrechts und 
Strafwesens herbeiführen müsste. Der Grundsatz von der individuellen 
Verantwortlichkeit, die Seele unserer gesamten Strafgesetzgebung, 
kann nämlich, nach der Ansicht des Herra Verfassers, die er mit der 
anthropologischen und teilweise auch der soziologischen Schule teilt, 
von den Ergebnissen der „naturwissenschaftlichen Forschung“ 
über Ursprung und Wesen des Verbrechens nicht mehr bestehen. 
Es giebt keine Willensfreiheit! Das Denken, Fühlen, Wollen und 
Handeln des Menschen ist teils innerlich teils äusserlich determiniert. 
Die sittliche Charakterbildung steht nicht im freien Willen der 
Menschen. Auch jedes Verbrechen ist lediglich ^das Produkt der 
Veranlagung und Erziehung einerseits und der sozialen Verhältnisse 
andererseits.“ Es giebt keine persönliche und moralische, sondern 
nur eine soziale Verantwortlichkeit. Das Verbrechen ist nur in 
seiner Bedeutung für den Bestand der Gesellschaft aufzufassen 
und gesetzlich zu behandeln. Sühne und Vergeltung kann nicht 
Zweck der Strafe sein, sondern nur der Schutz der Gesellschaft 
vor Angriffen und Gefahren. 

Unter den Strafmitteln ist das vornehmste die Freiheits¬ 
entziehung, die so lange zu dauern hat, als der Verurteilte für 
gemeingefährlich angesehen werden muss, worüber einem 



Beamtenkollegium die Entscheidung zusteht. Also: „Abschaffung 
des Strafmasses!*' Das ist das Ziel, worauf das ganze Buch 
hinsteuert und damit kämen wir zu den Ideen und Vorschlägen, die 
Kräpelin schon im Jahre 1880 in einer kleinen Schrift in die 
Oeffentlichkeit gebracht hat. („Die Abschaffung des Strafmasses“. 
Von Dr. Emil Kräpelin, Irrenarzt. Stuttgart 1880.) Diese Schrift 
habe ich bereits im 17. Band der „Blätter für Gefängniskunde“ 
S. 340 ff. eingehend besprochen. Der Verfasser des vorliegenden 
Buches, bewegt sich ganz in dem Kräpelin’schen Gedankenkreis. 
Sein Buch ist auch dem derzeitigen „Professor Dr. E. Kräpelin in 
Dankbarkeit gewidmet“. — Als Theologe, wie als Mann der Erfahrung 
beharre ich auf der Annahme der individuellen Verantwortlichkeit, 
der, wenn gleich durch innere und äussere Einflüsse bedingten, aber 
dennoch im tiefsten Bewusstsein eines jeden Menschen sich 
ankündigenden Willensfreiheit. Das Gewissen ruft dem Verbrecher 
zu: „DeineTat war keine Notwendigkeit für dich; du konntest 
sie unterlassen, wenn du ernstlich gewollt hättest“. Bezeichnend 
für das Ganze ist aber der Satz (S. 198): „Nur das müssen wir 
zugeben, wenn wir den Charakter nicht mehr als unseres Willens 
Werk betrachten dürfen, dass mehr die Empfindung des Mitleides 
mit den Missratenen (Sic!), als das der sittlichen Entrüstung am 
Platze ist“. 

Ach, ihr lieben Verbrecher, Tränen nur und keine Strafen 
mehr darf man für euch übrig haben! — Gewiss ist die Behauptung 
des Verfassers begründet, dass der heutige Vollzug der Freiheits¬ 
strafen im grossen und ganzen wirkungslos ist. Daraus sollte die 
Gesetzgebung aber die einzig richtige Folgerung ziehen: Also, 
Vermehrung der Straf -Arten. Kratiss. 


Saloinon, Alice, Soziale Frauenpflichten. Berlin 1902. 
Verlag von 0. Liebmann. 

Die Schrift bietet fünf Vorträge, welche die Verfasserin in 
verschiedenen Frauenvereinen gehalten hat. Es ist eine geistreiche 
und energische Feder, die sich hier in den Dienst der Frauenbe¬ 
wegung gestellt hat. Die modernen Frauen müssten dtis Recht sich 
erkämpf4*n, soziale Pflichten ausüben zu dürfen. Der Beweis für die 
Gleichwertigkeit weiblicher Leistungen mit den männlichen für die 
Kulturarbeit sei unschwer zu erbringen. Unsere Töchter sind in das 
Verständnis für ihre bezüglichen Pflichten einzuführen, dazu anzu¬ 
leiten; es genüge nicht mehr, sie bloss für das Haus zu erziehen 
und auszubilden. Die Frauen müssten lernen sich als Bürgerinnen 
zu fühlen, die dem Staat gegenüber nicht nur Pflichten zu erfüllen 
hätten, sondern auch Rechte von ihm beanspruchen könnten. Bestes 
und höchstes Ziel der heutigen Frauenbewegung sei „die Ent- 
faltung der Frau zur freien, rechtskräftigen Persön¬ 
lichkeit.“ Die Zeit dürfe nicht ausbleiben, wo „die Frauen Ein¬ 
fluss auf Verwaltung und Gesetzgebung erlangen, offizielle Aemter 
in der Gemeinde und im Staat zuerkannt erhalten“. Einstweilen 
müssten aber die Frauen sich wenigstens volle Anerkennung und 
Berechtigung erkämpfen auf speziellen Gebieten der sozialen Arbeit, 
wo sie „durch Helfen und Heilen“ den Einzelnen wie der Gesamtheit 
„bessere Daseinsmöglichkeiten zu schaffen“, ganz besonders geeignet 
seien. Die Frau besitze doch unstreitig das richtigste Verständnis und das 
teilnehnienste Herz zunächst einmal für die Bedürfnisse und Nöten 



ihrer eigenen Geschlechtsgenossinnen, sodann seien Armen-, Kranken-, 
Waisen-, auch Gefangenenpflege, ferner Ausbildung und Erziehung 
der Mädchen, Mitwirkung in den Bestrebungen für Arbeiterinnen¬ 
schutz u. dergl. m. als ureigenste Domäne für soziale Frauentätigkeit 
zu betrachten. Es handle sich dabei um „die Umsetzung des er¬ 
weiterten Mutterschaftsgedankens, die Uebertragung der hilfreichen, 
barmherzigen Mutterliebe vom Haus auf die Gemeinde, auf die Welt.“ 
In einzelnen Zweigen dieser weiblichen sozialen Tätigkeit könne 
dieselbe entweder unentgeldlich oder als bezahlte Berufsarbeit geübt 
werden, wozu geschulte Kräfte erforderlich seien. Was die Armen¬ 
pflege betrifft (2 Vortrag), so fordert die Verfasserin nicht nur den 
Beizug weiblicher Hilfsvereine und privater Wohltätigkeit zur Er¬ 
füllung ihrer Aufgaben, sondern vielmehr die organische gesetzliche 
Eingliederung der Frauen in den Verwaltungsapparat des Armen¬ 
wesens, mit gleichen Rechten und Pflichten wie die Männer sie be¬ 
sitzen. Man schweige doch einmal mit der schalen Redensart: „die 
Frau gehört in’s Haus“ und gebe die vorgefassten Meinungen auf, 
die gegen die Frauen als gesetzliche Armenpflegerinnen bestehen. 
Eine solche irrige Meinung sei z. B. auch die, das Weib sei zu gut¬ 
herzig und könnte der öffentlichen Armenunterstützung über¬ 
triebene Grenzen stecken. Die Verfasserin bezweifelt es überhaupt, 
— und sie muss doch ihr Geschlecht besser kennen als wir —, dass 
Frauen gutmütiger seien als Männer“. Der Nachweis dafür sei nicht 
schwer zu liefern. Es gebe viele harte Frauenherzen und die 
sprichwörtliche Redensart vom „zarten, weichen Frauenherzen“ sei 
lediglich ein Erzeugnis jahrhundertlanger Vernachlässigung der 
weiblichen Verstandes kraft und einseitig geübter Gemüts- und 
Herzenspflege-Voilä! Indessen, das „gute Herz“ der Frauen zu¬ 
gegeben : so mache es diese gerade am geeignetsten zu Organen der 
Armenpflege; denn wo es schlage, da kommen neue warme Impulse 
in die Verwaltungen hinein, „da wird es den Armenpflegerinnen ge¬ 
lingen, eine wirksame Hilfe, ein reichliches Eingreifen am rechten 
Ort, zur rechten Zeit und mit den rechten Mitteln herbeizuführen“, 
während man jetzt noch vielfiich damit sich begnügt, dem Bedürftigen 
„zu wenig zum Leben und zu viel zum sterben“ zu geben. Allein 
das Vorurteil gegen amtliche Armenpflegerinnen habe noch vor 
einig*en Jahren sogar in Berlin einen heftigen Protest der dortigen 
3000 Armenkommissionsmitglieder gegen die vom Stadtrat in Aussicht 
genommene Zulassung der Frauen zur öffentlichen Armenpflege hervor¬ 
gerufen. Inzwischen sei ein Umschwung der Ansichten zu Gunsten 
der Frauen da und dort zutage getreten; z. B. der „deutsche 
Verein für Armenpflege und Wohltätigkeit“ habe auf 
seiner Generalversammlung zu Strassburg die Mitarbeit der Frau als 
eine „dringende Notwendigkeit“ bezeichnet. „Wird doch auch 
die Frau die beste xmd wirksamste Hilfe leisten können, wenn sie 
mit der Autorität des Gesetzes ausgestattet in amtlicher Eigen¬ 
schaft an diese Aufgaben herangeht.“ Eine solche organische Mit¬ 
arbeit der Frau hat sich in England längst bewährt. In Deutschland 
besteht sie erst in wenigen Städten, während man anderwärts den 
Frauen wenigstens eine ergänzende Tätigkeit in der öffentlichen 
Armenpflege eingeräumt hat, z. B, die Ueberwachung der Ziehkinder, 
Anstellung von Hauspflegerinnen. (In Baden da und dort die Patronage 
der Sträflingsfamilien.) In den meisten Städten arbeiten dagegen die 
weiblichen Vereine füi* die verschiedenen Zweige der Wohltätigkeit 
ganz selbständig und in privater Freiwilligkeit. Ein weiterer Vor- 



trag- verbreitet sich über den „öffentlichen und privaten 
Kinderschutz“ wobei namentlich die Arbeiterbevölkerung 
in Betracht kommt. Es werden besprochen die Findelhäuser, die 
Ziehmütter, die Krippen — lauter bekannte Einrichtungen. 
Interessant sind für uns besonders die Ausführungen über den Ein¬ 
fluss der erwerblichen Kinderarbeit auf die Moralität und Kinder¬ 
kriminalität. Im Gefängnis zu Plötzensee wurde festgestellt, dass 
sich unter 100 jugendlichen Verbrechern 70 befanden, die solcher 
Erwerbsart (Hausieren, Kegelaufsetzen, Zeitungstragen, Hausboten¬ 
dienste etc.) nachgegangen waren. — Manchfach sind die Bestrebungen 
und Einrichtungen zum Schutze der gefährdeten und verwahrlosten 
Kinder. Dazu gehören auch die Gesetze über Fürsorge und Zwangs¬ 
erziehung, deren „Ausführung ohne Mithilfe der Frauen gar nicht 
denkbar“ sei. Die Gesellschaft soll diesen unglücklichen Kindern des 
Volkes nicht schuldig bleiben, was die Eltern ihnen nicht gewährten 
oder nicht gewähren konnten. 

Der 4. Vortrag behandelt den Schutz der Arbeiterinnen 
und die Ziele der Frauenbewegung. Zunächst werden die 
staatlichen oder gesetzlichen Schutzmassregeln für die weibliche 
Arbeiterwelt, speziell für die Fabrik- und Industriearbeiterinnen 
kritisch besprochen und nach verschiedenen Beziehungen für unzu¬ 
reichend erklärt. So z. B. sei das Unterstützungsgeld für Wöch¬ 
nerinnen als Ersatz des ausfallenden Lohnes zu niedrig bemessen. 
Insbesondere sei es empörend, wie im allgemeinen die weibliche 
Arbeitskraft von den Produzenten ausgebeutet werde durch verhält¬ 
nismässig viel zu geringe Bezahlung. J)ie Arbeiterinnen sollten nicht 
ruhen, Ms die Forderung: „Gleicher Lohn für gleiche Leistung“ 
erfüllt sei. Trotz allem aber dürfe auf ein gänzliches Verbot 
der weiblichen Fabrikarbeit im Interesse der wirtschaftlichen Freiheit 
der Frauen niemals eingegangen werden. — Zur Staatshilfe muss 
sodann die Selbsthilfe kommen und diese werden die Frauen am 
wirksamsten sich verschaffen können, wenn sie nach dem Vorbild 
der männlichen Berufsorganisationen sich ebenfalls in Berufs¬ 
verbänden zusammentun. Zu dieser organisierten Selbsthilfe 
gehöre aber auch die unbeschränkte Vereins- und Ver¬ 
sammlungsfreiheit, die den Frauen noch versagt sei. Als 
äusserstes Mittel zur Verbesserung ihrer Lage könnten alsdann die 
organisierten Arbeiterinnen aller Geschäftsbräuchen gleich den männ¬ 
lichen Arbeitern zum Streik ihre Zuflucht nehmen. Die Bestrebungen 
der weiblichen Arbeiterwelt im Sinne einer kräftigen Selbsthilfe 
müssten aber nicht nur diese selbst, sondern alle Frauen, auch die 
bessersituierten unterstützend sich anschliessen. Auch alle bestehenden 
Frauenvereiiie sollten Stellung zu der Frage nehmen. Es handle 
sich heute nicht mehr um Sonder- oder Klasseninteressen, sondern 
um die weiblichen G esch 1 ech tsinteressen und da gelte: Eine für 
Alle und Alle für Eine. Frauen, deren Verhältnisse es gestatten, 
sollten in Versammlungen belehrend und aneifernd für die Hebung 
der rechtlichen Stellung ihres Geschlechts tätig sein. „Freigabe 
aller Berufe für ihr Geschlecht“ bleibe ein Hauptziel der 
modernen Frauenbewegung. 

Wir haben hiermit der Schrift eine vielleicht zu ausgedehnte 
Besprechung gewidmet. Gewiss liegen noch viele weibliche Kräfte 
brach, welche in den Dienst der Gesellschaft gestellt werden könnten. 
Der Hauptberuf der Weiber bleibt aber immer das Wirken im häus 
liehen Kreise und von der Familie aus verbreitet das Weib viel Segen 
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oder auch viel Unheil. Für die Gesellschaft gebiert und erzieht 
die Frau ihre Kinder; sie ist sozusagen die Quelle und der Nährboden 
aller menschlichen Sozietät. Auch die Beschaffenheit der letzteren 
ist wesentlich bedingt von der Beschaffenheit der Mütter. Eine brave 
Hausfrau erfüllt somit auch die schönsten „sozialen Frauenpflichten“. 
Wenn die Verfasserin schreibt: „Der schwerste Konflikt im Leben 
der modernen Frau gipfelt in der Frage: „Wie weit gehöre 
ich dem Haus und der Familie und wie weit dem Beruf 
und der Welt?“, so ist diese Frage für alle verheirateten 
Frauen längst gelöst. Ihr Beruf konzentriert sich in der Familie 
und ihr Ideal findet sich — mtit. mtu. auch für die heutige Frauenwelt 
zutreffend geschildert — im „Buch der Sprüche“, verfasst von 
einem männlichen „Salomon“, welcher der Verf. wohl nicht un¬ 
bekannt sein dürfte. Sprüchw. 31, 10 ff. Dieses salomonische Frauen¬ 
lob wurde schon im A. T. das „goldene Alphabet der Frauen“ 
g^enannt. Wohl aber haben die vielen Tausende von weiblichen 
Wesen, die nicht zu ihrem natürlichen Berufe gelangen können, Grund 
und Veranlassung genug, danach zu streben, dass auch sie als 
soziale Wesen irgend einen sozialen Beruf erfüllen können. AU 
Grundbedingung zur Erlangung eines solchen Berufes bezeichnen wir 
jedoch Lust und Liebe zur Arbeit, die für Niemanden, auch nicht 
für „höhere“ Töchter eine Schande ist und wäre es auch in 
dienenden Stellungen. Das Dienen ist auch eine soziale Pflicht. 
Endlich noch die Bemerkung: Die in der Schrift von Alice Salo¬ 
mon behandelten Materien könnten auch in ihrer Bedeutung für 
die Volksmoralität und Volkskriminalität beleuchtet werden. 
Und das werde ich demnächst an einem andern Orte besorgen. 

Krams. 


Das bayerische Gesetz betr. die Zwangserziehung vom 
10. Mai 1902 von Amtsrichter von der Pfordten, München, 
J. Schweitzer. 2 Mark. 

Das Buch, welches als Kern einen eingehenden Kommentar des 
bayerischen Zwangserziehungsgesetzes enthält und deshalb in erster 
Linie den bayerischen Behörden wertvolle Dienste leistet, bietet auch 
für weitere Kreise Interesse. Der Verfasser giebt nämlich in der Ein¬ 
leitung einen gut orientierenden Ueberblick über die Rechtsentwicke¬ 
lung in Bayern und im Reich bis zur Einführung des B.-G.-B., be¬ 
spricht sodann die Bestimmungen des letzteren über die Zwangs¬ 
erziehung eingehend und fügt eine Vergleichung über die neuen 
Zwangserziehungsgesetze der grösseren Bundesstaaten Deutschlands an. 

Für die Praktiker besonders wichtig und angenehm ist das 
beigegebene Verzeichnis der Erziehungs- und Besserungsanstalten 
Bayerns, in denen Minderjährige zur Zwangserziehung untergebracht 
werden können. 

£. 


Geschichte der Gefängiiisreformen in der Schweiz von 

Hafner, cand. jur., Bern bei Stämpfli & Cie., 1901. 

Der Verfasser giebt ein sehr ausführliches Bild über die Ent¬ 
wickelung des Gefängniswesens in der Schweiz von den Zeiten des 
Mittelalters bis in die Neuzeit und schliesst hieran eine Geschichte 
der Gefangenenfürsorge an. 
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Nicht nur derjenige, welcher sich speziell für die schweizerischen 
Verhältnisse interessiert, wird aus dem Buch Anregung und Belehrung 
schöpfen. Eine ausführliche Bibliographie ist dem Werk beigegeben. 

E. 


Der »»Trunksucht» ihren Folgen und ihrer Bekämpfnng<< 

widmet der erfahrene Gefängnisarzt, Dr. A. Bär, eine anregende 
und inhaltsreiche Studie (Deutsche Klinik, herausgeg. v. Leyden und 
Kiemperer 1902). 

Verfasser bespricht zunächst die experimentell gewonnenen 
Resultate der Alkoholwirkung auf die physiologischen Funktionen 
des Körpers, die Aufnahme, Verarbeitung und Ausscheidung des 
Alkohol im Organismus, die Beeinflussung der Drüsentätigkeit, der 
Atmung, des Kreislaufs und der Verdauung, der Nerven- und Geistes¬ 
tätigkeit, und schildert dann eingehend die pathologischen Ver¬ 
änderungen, welche an den verschiedenen Organen und ihren Funk¬ 
tionen der chronische Alkoholmissbrauch hervorruft. Mit besonderem 
Nachdruck werden die Beziehungen des Potus zur Lungenschwind¬ 
sucht und zu Geisteskrankheiten hervorgehoben. 

Der vielfach verbreiteten Wert-schätzung des Alkohols als 
Nahrungs- und Genussinittel tritt Verfasser energisch entgegen, an¬ 
dererseits aber wendet er sich auch gegen diejenigen, die in extremen 
Abolitionsneigungen auf die Verbannung des Alkohols aus der Heil¬ 
kunde, in der er noch immer eine bedeutende Rolle spiele, empfehlen 
möchte. 

Ein weiterer Abschnitt der Bär’schen Schrift ist der unheilvollen 
Bedeutung gewidmet, die der Alkohol im sozialen Leben einnimmt. 
Er untergräbt den physischen Wohlstand des Volkes, beeinflusst in 
greifbar ungünstiger Weise die Morbiditäts- und Mortalitätsziffer und 
ist in erster Reihe mitverantwortlich zu machen für die zweifellose 
Zunahme der Geisteskrankheiten. Nicht minder schädlich wirkt er 
auf den moralischen Zustand des Volkes ein; unter seinem Einfluss 
nimmt der Selbstmord an Häufigkeit zu, er zerstört das Familien¬ 
glück und eine grosse Anzahl von Verbrechen ist direkt oder indirekt 
auf ihn als Ursache zurückzuführen. Hand in Hand mit ihm kommt 
Armut und Elend. Verfasser wendet sich hier gegen die Ansicht, 
dass der Alkoholismus allgemein als Folgeerscheinung des sozialen 
Elends anzusehen sei; vielmehr werde durch die Tatsache seiner 
Verbreitung unter allen Gesellschaftsklassen und unter den civilisa- 
torisch und sozial verschiedensten Völkern das Gegenteil bewiesen. 

An der Hand eines reichen statistischen Materials giebt nun 
Verfasser Aufschluss über die Art und den Umfang des Konsums der 
verschiedenen Alkoholgetränke in deutschen Ländern, und geht dann, 
nach einem kürzeren Üeberblick über die Ursachen des Alkoholismus, 
unter denen er die Erblichkeit und vor allem den Trieb zur Nach¬ 
ahmung obenan stellt, zu dem interessantesten und praktisch wich¬ 
tigsten Kapitel seines Themas über, zur Besprechung derjenigen Maas« 
nahmen, die im Kampfe gegen die unheilvolle Volksseuche in den ver¬ 
schiedenen Ländern bisher zur Anwendung gelangten und welche 
füi* die Zukunft in Betracht zu kommen haben. 

Staat und Gesellschaft haben sich bei dem gemeinsamen Kampf 
die Hände zu reichen. 

Dem Staat fällt die Aufgabe zu, die Beseitigung der Bedingungen 
anzustreben, die den Alkoholismus begünstigen. Hier gilt es zu- 



nächst mit hohen Fabrikatsteuern den Hausbrennereien zu Leibe zu 
rücken, die einen schlechten fuselhaltigen Branntwein weiten Kreisen 
leicht zugänglich machen. Extreme Massregeln schaden. So zeigten 
sich bei Versuchen des Staates, in radikaler Weise alle Produktion, 
Handel und Ausschank von Alkoholicis zu verbieten (wie in einigen 
Staaten von Nordamerika) durchaus nicht die erwarteten Wirkungen, 
vielmehr waren heimlicher Verschank schlechter, durch Beimengung 
verdorbener Getränke, Schmuggel und andere Unehrlichkeiten die 
Folgen dieser weitgehenden Bestimmungen. 

Ein wirksameres Mittel ist die Verminderung der Schankstellen, 
mit deren Zahl die Gelegenheit und Versuchung zur Angewöhnung 
des Lasters abnimmt. Eine Verringerung der Anzahl von Schank¬ 
stellen kann auf verschiedene Weise erreicht werden. So kann es 
z. B. vom Staate den Gemeinden überlassen werden, ob sie über¬ 
haupt Ausschank genehmigen oder verbieten (Ortsveto bezw. Ortswahl; 
in einzelnen nordamer. Staaten, Norwegen). Oder aber der Ausschank 
wird zum Monopol erhoben, dessen Inhaber für Verminderung der 
Schänken sorgt. Das Monopol kann vom Staate (Russland, Schweiz, 
einige nordamer. Staaten) oder von Privatgesellschaften übernommen 
werden. Das Letztgenannte, sogen. Qothenburg’sche System wurde 
zunächst in Schweden, dann in Norwegen eingeführt und hat in diesen 
Ländern in relativ kurzer Zeit geradezu grossartige Erfolge gezeitigt. 
Nach der Ueberzeugung des Verfassers kann es als das glücklichste 
und nachahmenswerteste System allenthalben empfohlen werden. 

In anderen Ländern sucht man durch hohe Besteuerung der 
Schenkerlaubnis (High Licence) oder durch die Festsetzung eines 
bestimmten Verhältnisses der Schankstellenanzahl zur Einwohnerzahl 
der Gemeinden (Limitation: Niederlande) dem erstrebten Ziel näher 
zu kommen. In Deutschland ist die von Gemeinde- und Polizeiver¬ 
waltung zu erteilende Erlaubnis von der subjektiv schwankenden 
„Bedürfnisfrage“ abhängig gemacht. 

Dass tatsächlich die Anzahl der Schankstellen mit der Aus¬ 
breitung der Trunksucht innig zusammenhängt, lehren die schlimmen 
Erfahrungen von Ländern, in denen das Schankgewerbe uneinge¬ 
schränkt freigegeben ist (Frankreich, Belgien). 

Dem Staat stehen ferner in hoher Besteuerung der Alkohol¬ 
produktion (besonders bei gleichzeitiger Entlastung anderer Getränke), 
in der Polizeistunde, im Verbot der Verabreichung alkoholischer Ge¬ 
tränke gegen Borg und an jugendliche Personen wirksame Mittel zur 
Verfügung. 

Verfasser tritt für die Bestrafung der öffentlichen Trunkenheit 
als einer Beleidigung des allgemeinen Sittlichkeitsgefühls, sowie für 
Schonung solcher verbrecherischer Handlungen ein, die im Zustande 
„sinnloser“ Trunkenheit begangen wurden, wobei diese selbst als das 
zu ahndende Delikt anzusehen wäre. Als eine Milderung der Strafe 
sollte der Deliquent nicht in den gewöhnlichen Gefängnissen, sondern 
in Trinkerasylen interniert werden, in denen zugleich seine Heilung 
erstrebt wird. In diese soll der Staat jedoch auch den nicht ver¬ 
brecherischen Trinker zwangsweise zu verbringen und festzuhalten 
befugt sein, wenn derselbe gemeingefährlich oder gemeinschädlich 
geworden oder wenn er sich infolge seines Lasters den Pflichten 
gegen die Angehörigen entzieht (so in England, Skandinavien, Finn¬ 
land, Schweiz, einzelnen nordamerikan. Staaten). In Deutschland ist 
die zwangsmässige Verwahrung eines nicht geisteskranken Trinkers- 



noch an seine vorheri^^e Entmündigung wegen Trunksucht gebunden. 
Als die notwendige Voraussetzung des Erfolges dieser Internierungen 
betont Verfasser die Leitung der Asyle durch einen Arzt. 

Der Staat kann ferner die Ausbreitung der Mässigkeitbestre- 
bungen durch einen Druck auf das Heer seiner Beamten, durch 
strenge Ahndung auf Alkoholmissbrauch zurückzuführender dienst¬ 
licher Vergehen, durch geeignete Erziehung des Volkes im Heer und 
der Marine (Häseler) und besonders durch die Mitarbeit der Schule 
wesentlich unterstützen. 

Erfahrenerniassen aber versprechen alle diese staatlichen Mass¬ 
nahmen einen dauernden Erfolg nur dann, wenn in den weitesten 
Kreisen die Einsicht sich Bahn gebrochen hat, dass der Kampf gegen 
die Trunksucht eine Notwendigkeit geworden ist und allgemein auf¬ 
genommen werden muss. In dieser Hinsicht erzieherisch, warnend 
und belehrend zu wirken ist die Pflicht der Privatgesellschaft. Sie 
kommt diesem Ziel näher durch alle, die materielle und ethische 
Hebung des Volkes begünstigenden Massnahmen. Ein billiges und 
gesundes Heim, Vergnügungen und Unterhaltungen, die nicht unter 
dem Stern des Alkohols sich vollziehen (wie Sonntagsunterhaltungs¬ 
abende etc.), Kaffeehäuser mit reichlicher guten Lektüre und Zeitungen, 
Verbesserungen der Kost ausserhalb des Hauses (Volksküchen) und 
in der Familie (Kochschulen für Arbeitermädchen), all dies sind her¬ 
vorragende Mittel, die Angehörigen der breiteren Schichten der Be¬ 
völkerung vom Wirtshaus abzulenken. 

Vor allem aber bedarf es des guten Beispiels, der eigenen 
Massigkeit, der Durchführung dieser Anschauung in der eigenen 
Familie und der Beteilig^ing dieser Prinzipien in Vereinen, die einer 
energischen Propaganda dienen. Verfasser giebt einen Ueberblick 
über die Tätigkeit der hier hauptsächlich in Betracht kommenden 
Gesellschaften und schliesst mit einer Besprechung der Streitfrage, 
ob Totalabstinenz oder Temperenz als der richtigere Weg zur aus¬ 
sichtsreichen Verfolgung dieses Zieles anzusehen sei, wobei er der 
letztgenannten Richtung den Vorzug einräumt. 

Mannheim. Dr. Nitka, 


Aus der französischen Literatur. 


Revue Penitentiaire. 

In den Heften Mirz bis Mal 1901 findet sich u. a. auch eine 
Reihenfolge von Notizen über die Transportation der Verbreeber. 
Sie gehen aus von der Kommission, die zwecks Besprechung der 
Frage der Errichtung von Strafkolonieen zusammengetreten war, 
bezw. der Organisation der Sträflingskolonnen, zur Ausführung von 
Staatsarbeiten verwendet werden sollten. 

Es handele sich hierbei nicht um die Frage, wie man entlassene 
Sträflinge dem sozialen Leben wieder zuführe, sondern um Zweck¬ 
mässigkeitsfragen bezüglich der Bestrafung selbst. 

Schon während der Strafzeit müsse sich der Verurteilte an ein 
ordentliches Leben, an Arbeit gewöhnen; der beste Weg hierzu sei, 
ihn als Pionier der Kolonisation zu verwenden zur Ausführung von 
Staatsarbeiten in den Kolonien. Es empfehle sich im Interesse einer 
einheitlichen Organisation daher, feste Kolonnen zu bilden, die bald 
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hier, bald dort nach Bedarf arbeiten würden, unter Beibehaltung von 
eingeborenen Arbeitern für die für Europäer ungesunden Gegenden. 

Mit der Verwendung von Sträflingen in den Kolonien schade 
man dem eigenen Ansehen nicht, denn dieses beruhe in den Augen 
der Naturvölker nur auf der militärischen Stärke, auf nichts anderem. 

Bei der Aussendung von Sträflingskolonnen sei noch eine 
schwierige Frage; sie betreffe das Aufsichtspersonal. Dasselbe 
werde nämlich seine Pflicht bei dem schweren Dienste wohl nur 
dann in genügendem Masse erfüllen, wenn es auch selbst noch Vor¬ 
teile besonderer Art von der Reise habe. 

Man müsse es deshalb an dem Resultat beteiligen, vielleicht in 
der Weise, dass man ein Mindestmass der zu leistenden Arbeit be¬ 
stimme und von dem darüber hinaus Geleisteten ihnen eine nach 
gewissen Grundsätzen zu regelnde Prämie gewähre. 

Nun möchte manchen die hiermit verbundene" Idee den Sträf¬ 
lingen Arbeitslohn zu geben ungeheuerlich erscheinen; doch mit 
Unrecht. 

Denn auch jetzt bezahle man diese schon, zwar nicht direkt, 
sondern mittelbar, indem man ihnen für ihre dürftigen Leistungen 
Wohnung, Kost u. s. w. gew^ähre. 

Zur Förderung seiner Gedanken hatte M. C h e s s ö ein besonderes 
System mit militärischer Organisation der Sträflinge ausgearbeitet, 
aus dem wir nur folgendes erwähnen wollen. 

Die Sträflinge sind für den staatlichen Wege-, Kanal-Bau u. s. f. 
zu verwenden. Die Dauer ihrer derartigen Beschäftigung soll die 
Hälfte der ausgesprochenen Strafe betragen, mindestens aber 2 Jahre. 
Je nach der Leistung der Leute sei ihr Lebensunterhalt zu bemessen; 
faule sollten nur trocken Brot und Wasser; fleissige aber die Kriegs¬ 
rationen der Soldaten erhalten. Die 2te Hälfte der Strafe dürften 
die Sträflinge event. in der Weise abbüssen, dass sie in den Kolonien 
für Unternehmer — jedoch unter staatlicher Kontrolle — arbeiteten. 

Ferner sei vor allem zu wünschen, dass das Aufsichtspersonal 
aus besseren Ständen, nicht aus den gewöhnlichen Soldaten, genommen 
werde. — 

Alle diese Vorschläge stiessen auf heftigen Widerspruch, teils 
aus praktischen, teils aus idealen, teils aus finanziellen Gründen. 

Zum Schluss wurden dann etwa folgende Giundgedanken fest- 
gelegt. 

Man werde es nicht umgehen können den Sträflingen einen 
Arbeitslohn zu gewähren, jedoch sei dafür zu sorgen, dass die Sträf¬ 
linge ihren Verdienst nicht in Grundbesitz in den Kolonien anlegten, 
um so zu tunlichst vermeiden, dass nicht eine Sträflingskolonie sich 
inmitten der freien Bevölkerung sesshaft mache. 

Die durch die Gesetze von 1894 vorgesehenen Sträflings¬ 
kolonnen seien nun zu verwirklichen. Ihre Organisation schliesse 
sich empfehlenswert an das Muster der Kolonialtruppen an und ihre 
Leitung sei nur gesetzlich und moralisch best-qualifizierten Staats¬ 
beamten zu übertragen. 

Praktisch sei es endlich, die Sträflinge vor der Transportation 
in Vorbereitungsanstalten an strenge Disziplin und Arbeit zu gewöhnen, 
und es seien nur solche zu transportieren, die voraussichtlich das 
Kolonialklima gut vertragen würden. 

Blatter für Gefängniskunde. XXXVIII. 4 
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Aprll'Hsfl 1901. Zunächst wird die Beratung über den Schutz 
der individuellen Freiheit (Vergl. Bd. 36, Heft 5/6) zu Ende 
geführt, der wir folgendes entnehmen. 

Als Hauptmomente zum Schutze der persönlichen Freiheit 
wurden empfohlen, Dezentralisation der Strafrechtspflege, Reorgani¬ 
sation des Richterstandes, Begrenzung der Dauer einer Inhaftierung, 
Unverletzlichkeit des Hauses, denn Haussuchungsbefehle würden zu 
leicht missbraucht, und seien letztere nur gegen solche, gegen die 
schon ein Verfahren schwebt, zu gestatten, nicht gegen Dritte. 

M. Co ulen vertrat seine Anschauungen gleich in einem Ge- 
setzesentwurf, den er ausgearbeitet hatte, und dem folgende Gedanken 
zu Grunde liegen. 

Täter von Verbrechen und von Vergehen seien gleich zu behandeln, 
denn beide hätten das gleiche Recht auf Freiheit. Als Regel sei die 
provisorische Freiheitsbelassung aufzunehmen, die Untersuchungshaft 
aber gelte als Ausnahme. Dies gehe soweit, dass auch in den Fällen, 
wo Untersuchungshaft eigentlich vorgesehen sei, noch immer die 
Möglichkeit einer vorläufigen Entlassung nach Zahlung einer im 
Verhältnis zu der Tat und den persönlichen Verhältnissen des Be¬ 
schuldigten stehenden Kaution zu gewähren sei. 

Von den 25 Artikeln der Novelle sind am bemerkenswertesten: 
Art. 2, der die vorläufige Freiheitsbelassung als Regel aufstellt, 

Art. 3, der die Untersuchungshaft kasuistisch beschränkt und regelt, 
Art. 9, der bei Nichtbefolgen der für die liberte provisoire verlangten 
Voraussetzungen Festnahme androht, 

Art. 19, der den Untersuchungshäftlingen Kleiderfreiheit gewährt, imd 
Art. 23, der die Prostitution gestattet und Aufhebung aller diesbezgl. 
Polizeibestimmungen verlangt. 

Im Anschluss hieran verbreitet sich M. Hayen über die 
Regelung der Prostitution» der ebenfalls in den bezgl. Bestim¬ 
mungen eine willkürliche Freiheitsbeschränkung erblickt und gegen 
die sittenpolizeiliche Ueberwachung protestiert. M. Puibarand 
verteidigt — auch trotz aller von ihr geübter Irrtümer — die Polizei. 
Er wünscht — im Gegensatz zu den Vorrednern — strenge Bewachung 
und Verfolgung der Dirnen, und ihre Entfernung von der Strasse im 
Interesse aller Bürger und ihrer Familien. M. Bertrand ist der 
Ansicht, die persönliche Freiheit sei nur durch eine magistraturc 
franchement independente zu schützen. Während die anderen Redner 
ebenfalls in übertriebener Weise ihre Wünsche zum Schutz der per¬ 
sönlichen Freiheit, z. B. allgemeine Besetzung der Gerichte mit 
mehreren Richtern — vorbrachten, warnt M. Arboux davor, den 
Schutz der Freiheit und die Humanitätsduselei nicht zu weit zu 
treiben. 

M. Lama Ilde gab sodann einen Ueberblick und eine Kritik 
des Besprochenen. Er empfahl mehr als einschneidende Reformen, 
bescheidene Aenderungsversuche. Weniger halte er davon, die 
Stellung der Richter zu reformieren, und sie noch selbständiger zu 
machen, denn es würden dadurch der Vergehen doch nicht weniger 
werden. Diese erklärten sich eben daraus, dass man es mit Menschen 
zu tun habe, und man müsse mit den menschlichen Fehlern rechnen. 
Auch eine Umgestaltung der Exekutivbehörden — wie vorgeschlagen 
— empfehle er nicht, denn man setze sich bei solchem Versuch zu 
viel Gefahren aus und schaffe häufig einen Zustand, schlechter als 
den bisherigen. Das Gleiche gelte von dem Vorschlag, die Freiheit 
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der Person dadurch mehr zu schützen, dass man die Richter für 
etwaige Missgriffe verantwortlich mache, umsomehr, als die geschicht¬ 
liche Entwickelung gegen einen solchen spreche. 

Andrerseits sei der Gedanke, die Untersuchungshaft auf ein 
bestimmtes Höchstmass einzuschränken, gewiss verständig, und 
Reformen dürften nur Einzelheiten des Gefängniswesens und der 
Untersuchungshaft — als erreichbare Ziele — betreffen, alle anderen 
Vorschläge aber seien abzulehnen. 

Somit seien die, von der hierzu eigens gebildeten Kommission, 
zu untersuchenden VerbesserungsVorschläge nur die: 

1. Wem steht ein Verhaftuugsrecht zu? 2. Sind gegen eine 
(vermeintlich) ungerechtfertigte Verhaftung Rechtsmittel zuzulassen 
und welche? 3. Umänderung des Art. 113 des Code d’tnstr. crim. 

Les Maisons de Correction et la proposition A* Mateau. 

Die Kommission für Strafgesetzgebung hatte den Antrag 
Mut eau: sur le rattachement des maison de correction a VAssistancepublique 
geprüft und eine Umfrage über diese Anstalten und eventuelle 
Aenderungsvorschläge veranstaltet. 

Der Artikel giebt das Ergebnis von 4 Versammlungen der 
Society Generale des prisons wieder. 

Einer Vereinigung der Korrektionshäuser mit den colonies 
puhliques d* e’ducation penitentiaire Stünden Viele Momente entgegen. 
Vor allem sei die verschieden strenge Lebens-Auffassung und Lebens¬ 
weise zu nennen und die Vereinigung der — dem Charakter der 
Anstalten entsprechend — verschiedenen Elemente sei nicht wünschens¬ 
wert. 

Auch der Zweck der Anstalten, der ausgebildete Unterrichts¬ 
plan, die Verschiedenheit der Beamten, kurz alles wäre dem Vorschläge 
ungünstig. Ebenso stehe es mit der verschiedenen Dauer des Auf¬ 
enthaltes, welcher in den colonies publiques im Interesse des Schutzes 
der Zöglinge bis zur Volljährigkeit auszudehnen sei, wenn möglich. 

Mai^Hsft 1901. Siamesische Strafgesetzgebung und Straf¬ 
rechtspflege. 

Das siamesische Strafgesetzbuch kennt nur drei Strafarten: ^) 
Todesstrafe (durch Enthaupten), zeitliche und lebenslänglich Gefängnis¬ 
strafe, und Busse. 

Die Todesstrafe steht nur auf Kapitalverbrechen und kommt 
etwa 14 mal pro Jahr vor. Sie wird nach einem alten, feierlichen 
Zeremoniell vollzogen; meist sind jedoch die Scharfrichter so un¬ 
geschickt, dass sie erst mit dem zweiten und dritten Schlage das 
Haupt vom Rumpf trennen. 

Die Gefängnisstrafe wird in gemeinsamer Haft vollstreckt; nur 
die zum Tode Verurteilten werden bis zur Exekution isoliert gehalten, 
ebenso, wie die, welche als Häftlinge ein Delikt begehen. 

Ausser den gewöhnlichen Sträflingen giebt es solche, die zur 
^^hard labour^^ verurteilt sind. 

Die wegen Bandendiebstahl, Plünderei und Raub von Büffeln 
Verurteilten werden zu zwei und zwei aneinandergefesselt. 

1) Die belgischen Juristen, denen Siam die Reorganisation der Gerichte und die 
Umgestaltung der Prozessordnung verdankt, beabsichtigen auch eine neue Strafenglieder¬ 
ung dem König zur Annahme zu empfehlen; darnach soll es geben; Todesstrafe, Depor¬ 
tation, zeitliche und lebenslängliche Gefängnisstrafe, Polizeiaufsicht, Einziehung des Ver¬ 
mögens, Geldbusse und Geldhinterlegung als Garantie für gute Führung. 

4* 
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Die sich gut führenden Häftlinge erhalten mancherlei Ver¬ 
günstigungen und werden zum teil Aufseher über ihre Mitgefangenen. 

Es giebt in Bangkok zwei grosse, 1890 neu erbaute und nach 
europäischem Muster eingerichtete Gefängnisse, von denen eines der 
Aufnahme von ausschliesslich Untersuehungsgefangenen, von Sträf¬ 
lingen, die zu weniger als 6 monatlichem Gefängnis verurteilt sind, 
und nur solchen dient, die böswillig ihre Gläubiger nicht befriedigen 

(ddbiteurs de mauvaise foi). 

Von den Sträflingen sind etwa 2,33 Frauen, meist Chinesen. 
Ein belgischer Arzt ist Anstaltsarzt au beiden Gefängnissen. 

Es besteht Arbeitszwang für alle Sträflinge, die übrigens nur 
mit Korbmacherei, Tischlerei und wenig mit Schmieden beschäftigt 
werden. 

Busse wird als Hauptstrafe gegen die Alkoholiker, Opium-Pächter 
u. s. w. ausgesprochen. Im Nichtbeitreibungsfalle tritt Schuldhaft ein. 
Der König hat absolutes Begnadigungsrecht. 

Im Anschluss hieran wird kurz das Gefängnisreglement für die 
Provinzen vom Jahre 1897 dargestellt, das die Pflichten der Aufsiehts- 
beamten, die Einkerkerung der Sträflinge, deren In-Freiheit-Setzung, 
Anketten als Straferschwerung und die Hausordnung in den Ge¬ 
fängnissen in 5 Kapiteln behandelt. 

Der Sitzungsbericht betrifft die Frage: 

„Welches sind, vom Standpunkt einer neuen 
Strafrechtskodifikation aus, die Folgen des von 
den Jüngeren anerkannten Grundsatzes, den 
seelischen Momenten mehr Wert beizulegen als 
den äusseren Verhältnissen?“ 

An der Diskussion der Frage, für die wiederum M. Larnaude 
Referent war, beteiligten sich ausser einer Reihe namhafter fran¬ 
zösischer Gelehrter auch Professor v. Liszt und v. Mayr aus 
Deutschland, van Hamei aus Holland, sowie Vertreter von Dänemark, 
Ungarn, Oesterreich und Russland. 

Nachdem an der Hand eines geschichtlichen Rückblickes die 
Entwickelung der verschiedenen Strafrechtstheorien, Determinismus 
und Indeterminus besprochen imd ihre Eigenarten und Lehren kurz 
dargestellt sind, stellt sich der Referent auf einen vermittelnden, 
mehr zum Indeterminismus hinneigenden Standpunkt. 

Er betont die Bedeutung des „verbrecherischen Willens, voUntc 
criminelle*^ und stellt die Forderung auf bei der Verurteilung der 
Täter weniger auf den juristischen Charakter der Tat, weniger auf 
das durch diese der Allgemeinheit zugefügte Unrecht zu sehen, als 
auf Betrachtung der psychologischen Situation des Willens, des sub¬ 
jektiven Zustandes des Täters vor der Tat, sowie seiner Erscheinungs¬ 
form der Gemeinschaft gegenüber. 

Demgemäss sind auch die Gesichtspunkte, die s. A. nach bei 
der richterlichen Beurteilung des Falles einzunehmen sind. 

Der Richter wird auf eine Massnahme zu denken haben, die 
möglichst wirksam für den konkreten Fall ist, die am besten für die 
Verhältnisse etc. des Täters passt und auch den anderen gegenüber 
möglichst wirksam und schützend erscheint. 

Hierfür sei am geeignetsten das System der Parallelstrafen, 
die man aber nicht als Ehren- und nicht entehrende Strafen neben¬ 
einander stellen darf. 



Nach Besprechung des Charakters der Strafen und ihrer 
jetzigen Bedeutung kommt L. etwa zu folgendem Schluss. 

Der eigentliche Streit zwischen den verschiedenen Strafrechts¬ 
schulen sei der um Festlegung der rückwärts schauenden Rolle des 
Gesetzgebers beziehungsweise des Richters bezüglich der Auslegung 
der subjektiven Konzeption seitens des Täters. 

Dieses Problem, in wieweit die psychischen Hauptfaktoren 
zu berücksichtigen seien, sei lösbar nur, indem man die Täter nach 
ihren tatsächlichen psychischen Anlagen in verschiedene Gruppen 
einteile, und nicht nach deren Erscheinungsform im einzelnen urteile. 

V. Liszt hat mit seiner bekannten 8-Gruppeneinteilung zwar 
einen solchen Versuch gemacht, aber er kommt der Lösung der 
Frage doch nicht näher. 

Das Ziel müsse nach jeder Richtung hin, möglichste Indivi¬ 
dualisierung sein, und so kommt der Referent zu folgenden fünf 
Schlüssen: 

Die Schwere eines Verbrechens etc. ist zu messen an dem 
Unrechts-Willen des Täters. 

Um der psychischen Beschaffenheit der Täter mehr Rechnung 
tragen zu können, müsse die Bedeutung dör Strafanstalten und ihre 
Ausgestaltung gehoben und die Gesetzgebung und die richterliche 
Gewalt hintan^setzt werden. 

Um die Delikte nach dem Mass ihrer Perversität einteilen zu 
können, wird man sich erst über jeweils genügende Kennzeichen 
einigen müssen, eine Einteilung, die sich vielleicht an die der Täter 
anschliesken könne. '' 

Die Stellung, die Gesetzgeber und Richter zu der Tat ein¬ 
zunehmen haben, bestimmt zu regeln, sei zu schwierig. 

Bei der Vollstreckung der Strafe müsse die individuelle Anlage 
des Verurteilten in Betracht gezogen werden. 

Das Messsystem Bertillon soll in Zukunft auch auf 
Delinquenten aus dem Heere Anwendung finden. — 

Weiter folgen: Berichte über den Kongress der deutschen Gruppe 
der internationalen strafrechtlichen Vereinigung, der in Strassburg vom 
7. bis zum 9. Juni 1900 stattfand, und den der russischen Abteilung 
in Moskau vom 16. bi.s 20. April, sowie über den Wiener Kongress 
gegen den Alkoholismus vom 9. bis zum 13. April 1901. 

Jnni-Hsfl 1901. Von den Einzel-Aufsätzen u. s. w. seien hervor¬ 
gehoben : des temoignages devant la Jastice crimi¬ 

nelle. 

Dieser Aufsatz ist veranlasst durch sine Abhandlung des 
M. Gautier in Genf, der diese Frage auf Grund der in den ver¬ 
schiedenen Schweizer Kantons geltenden Grundsätze in der Revue 
pönale suisse behandelt hat. 

Seine dort entwickelte neuartige Theorie beruht auf der Gleich¬ 
stellung und Wertabschätzung aller Zeugenaussagen. 

Ebenso, wie in unserer Gesetzgebung fehlt eine solche in der 
Schweiz und in Frankreich. Es giebt verschiedene Kategorien von 
Zeugen, indem gewisse Personen überhaupt keine gerichtliche Aus¬ 
sage abgeben dürfen, die anderen nur unter gewissen Bedingungen, 
indem die einen beeidigt, andere nur einfach zu vernehmen sind. 

Diese Einteilung greift M. Gautier, als oft zu subtil und 
überflüssig an, indem er davon ausgeht, dass das Zeugnis-Ablegen 
eine öffentliche Pflicht sei. Er verwirft diese Einteilung und ihm 
schliesst sich der französische Berichterstatter an. 



Ein Zeuge sei ja weiter nichts, als eine Person, die eine Aus¬ 
sage machen soll über etwas, was sie gesehen oder gehört hat, oder 
wovon sie sonst etwas weiss, und deren Aussagen der Richter 
würdigen soll. 

Dem Grundsatz der freien Beweisführung zufolge (fais~toi ta 
conviction seien ta conscience) wäre Schon eine Klassifizierung abzulehnen. 

Gleichwohl beständen auf ihr sowohl die schweizerische und 
di« französische Gesetzgebung, und das Gleiche gilt bei uns. 

Bestimmungen wie z. B. die — auch bei uns anerkannte — 
des Art, 322 du Code d*instr. crim. — der Bruder eines Angeklagten 
sei weniger glaubwürdig sind auch nach M. J o 11 3 ^ ’ s Ansicht unnöthig, 
indem eine genaue Wertschätzung dadurch gesichert sei, dass der 
Richter dazu berufen sei, sein Urteil über die verschiedenen Vor¬ 
gänge, über das Gehörte unter verständiger Beachtung aller Momente 
zu bilden, und dieser Pflicht auch stets genügen kann und wird. 

Das Gleiche folge daraus, dass die Zeugnisabgabe eine Pflicht, 
im Staatsinteresse sei und als solche alle Bürger betreffe und sich 
nicht einschränken lasse. Von eben diesem Standpunkt aus verwirft 
Gautier die — auch bei uns gütige — Bestimmung, dass gewisse 
verurteilte Verbrecher nicht als Zeugen auftreten dürften. 

Demnach sei auch die Auffassung falsch, in der Vernehmung 
von Verbrechern als Zeugen eine Vergünstigung zu sehen, denn 
eine Staats-^Pflicht*^ lasse sich nicht zeitweilig, z. B. während der 
Strafzeit unterdrücken. Dieses alles erkläre sich eben nur aus dem 
Irrtum des Gesetzgebers in der Zeugnisabgabe ein besonderes Recht 
zu sehen, eine Auffassung, welche der Referent, M. Jo lly, nur bezgl. 
des Strafprozesses gelten lassen will, anders sei es im Zivilprozess, 
bei dem man ja unter meist vielen Zeugen die geeignetsten wählen 
könne. 

Im Zusammenhang damit stehe die Frage nach dem Fide. 
Ebenso, wie Gautier Gleichstellung und gleiche Zulässigkeit für 
alle als Zeugen wünscht, fordert er Zulassung aller zum Eide, trotz¬ 
dem er zugeben muss, dass der Eid eigentlich überhaupt abzuiehnen 
sei, da er überflüssig sei für ehrenhafte Menschen, für andere aber 
ausser Betracht bleiben müsse, und es demgemäss auch falsch sei 
jemandem zum Eid zu zwingen (diesen Standpunkt vertritt Jolly 
auch). Zur Erhöhung der Sicherheit der Aussagen schlägt er daher 
die Möglichkeit vor, gewisse Personen von der Zeugenpflicht zu 
befreien, ein Vorschlag, der ja bei uns schon durchgeführt ist und 
bezgl. dessen es wunderbar ist, dass der Autor nicht hierbei auf die 
deutsche Gesetzgebung verwiesen hat. 

Genau wie es bei uns gilt, empfiehlt Gautier als Befreiungs¬ 
grund z. B. Verwandtschaft. 

Im Kanton Neuchätel treffe dies zu auf Verwandte bis zum 
3. Grade. In Vaud und Genf hingegen seien diese Personen nur vom 
Eide befreit, während in Frankreich nach Art. 322 des Code d'insfr. 
crim. Aussagen von Eltern des Angeklagten überhaupt nicht zuge¬ 
lassen sind, jedoch nach Art. 269 eine freie Vernehmung in das Ent¬ 
scheiden des Präsidenten gestellt ist. 

Als weitere Befreiungsgründe werden — wie bei uns geltend 
— Berufs- und Amts-Geheimnis empfohlen. — 

Die Vernehmung der Zeugen sei als ein von Staatsanwalt und 
Verteidiger ausgehendes Kreuzverhör ausznbilden. (Vergl. d. engl. 
Cross examinafiot^.^ während der französische Referent das System der 



laufenden Erzählung mit dem Recht der Fragestellung durch den 
Präsidenten, Staatsanwalt oder Angeklagten empfiehlt. 

Gautier kommt schliesslich dahin, es seien vom Staatsanwalt 
alle noch rechtzeitig für das Verfahren genannten Be- nnd Ent- 
lastimgszeugen zu laden; ein zweiter Vorschlag entspricht den § 51,3, 
54, 58 und 60 unserer Str.-Pr.-O. und endlich verlang er noch einmal 
Ziilassung eines Jeden als Zeuge und zum Eide. 

Wenngleich man in den Ausführungen Gautier’s und Jolly’s 
gewisse richtige Anschauungen und Schlüsse zugeben muss, so ist 
meines Erachtens das Problem nicht gelöst und kann es auf dem 
Wege der Theorie von Staatsrechten und -Pflichten nicht werden. 

Handelt es sich doch meines Erachtens hierbei um ein rein 
praktisches Problem, um die Frage: Ist es nach den gemachten 
Erfahrungen, betreffend den Wert von Zeugenaussagen, praktisch, 
gewisse Personen als Zeugen zu bevorzugen und andere nicht. Nur 
auf diesem Wege ist meines Erachtens möglich, die Streitfrage zu 
beantworten, und glaube ich, dass die bezüglichen Bestimmungen 
unserer Str.-Pr.-O. auf praktische Erfahrung gestützt die Frage am 
besten und ausgiebigsten entscheiden und daher stets als Muster zum 
Studium zu empfehlen sind. 

Ali^n^s crituinela. Nach Bedarf sollen in den verschiedenen 
Landesteilen, Heime für geisteskranke Verbrecher unter dem Namen 
asyle d*Etat pour les alicnes crimineh begründet werden. Der Staat 
wird die Einrichtungskosten übernehmen, während die Departements 
die Unterhaltungskosten aufbringen müssen. 

Bericht über das Frauenobdach. Die im Jahre 1888 
eröffnete Anstalt nimmt vorübergehend arbeits- und wohnungslose 
Frauen auf, um sie vor dem Untergang zu bewahren, und unterstützt 
sie möglichst in den Bemühungen sich ein ordentliches Unterkommen 
zu suchen. 

Von der Aufnahme ausgeschlossen sind Professionsbettlerinnen. 
Gegen eine 3 Frcs. kostende Karte können sich die Frauen mit 
ihren Kindern eine Woche in der Anstalt aufhalten und erhalten 
Schlafgelegenheit, Lebensmittel und Wäsche dafür. 

Selbst bei genügendem Platz ist ein längerer Aufenthalt nur 
unter der Voraussetzung gestattet, dass sich die Frauen an den 
Hausarbeiten beteiligen. In den Jahren 1898/1901 fanden 480 Frauen 
mit 68 Kinder Aufnahme, es wurden 13 400 Aufenthaltstage gewährt. 

Das sich bei einem Budget von 9000 Frcs. anno 1900 auf über 
2500 Frcs. belaufende Defizit ist infolge einer ausserordentlichen 
Schenkung um */* gesunken. 


Bert ho Id. 
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Vorwort. 


Einer Einladung der Königlich Württembergischen 
Regierung folgend, wurde die diesjährige Vereinsversamra- 
lung in der Zeit vom 1. bis 4. Juni in Stuttgart abgehalten. 

Vielfache Beweise von wertvoller Beachtung, von 
Aufmerksamkeit und Auszeichnung sind dem Verein, den 
Teilnehmern und den Arbeiten der Versammlung zuteil 
geworden. 

Obenan steht die Allerhöchste Gnade. Seine Majestät 
der König Wilhelm von Württemberg, Höchstweiche 
bekanntlich den Fragen des Gefängniswesens dasselbe 
tiefe und ernste Interesse entgegenbringt, wie den übrigen 
Zweigen der Staatsverwaltung, haben Allergnädigst geruht, 
am 2. Juni dem Vorsitzenden der Versammlung, Herrn 
Geheimrat Wach, und dem Vorsitzenden des Vereins 
huldvollst besondere Audienzen zu gewähren. Se. Majestät 
zeigte hierbei eine so tiefe Vertrautheit mit den Tendenzen 
unseres Vereins und eine so genaue Kenntnis der das 
Strafrecht und das Strafvollzugswesen zur Zeit bewegenden 
Fragen, dass der Unterzeichnete von aufrichtiger Be¬ 
wunderung über das ernstes Studium verratende Wissen 
und voll Dankbarkeit über das für unsere Bestrebungen 
Allerhöchst vorhandene Wohlwollen erfüllt wurde. 

Von unschätzbarem Wert für den Verlauf der Ver¬ 
sammlung war ferner das Wohlwollen, welches Se. Exz. 
der Herr Staatsminister Dr. v. Breitling von den ersten 
vorbereitenden Schritten bis zum Schluss der Versammlung 
uns entgegenbrachte. Unermüdlich in dem Bestreben, den 
Teilnehmern der Versammlung bei ihren wissenschaftlichen 
Arbeiten jeglichen Vorschub zu leisten und ihnen auch in 
den Musestunden den Aufenthalt so behaglich wie möglich 
zu machen, erreichte es Se. Exz. unter Beihilfe des sich 
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förmlich aufopfernden Herrn Ministerialrates v. Schwab, 
dass über den Ausfall der Versammlung nur eine Stimme 
der Befriedigung und des Dankes herrschte. 

Die Versammlung war zahlreicher als je eine besucht. 
Die Präsenzliste wies die Zahl 197 auf. 

Mit Dank müssen wir erwähnen, dass hierunter 14 offi¬ 
zielle Regierungsvertreter waren, deren Erscheinen uns 
eine Bürgschaft sein kann, dass man höheren Orts unseren 
Arbeiten das Interesse entgegenbringt, ohne welches wir 
nennenswerte Erfolge nie erzielen können. Es hatten die 
Versammlung mit ihrer Anwesenheit folgende Herren 
beehrt: 

V. Breitling, Dr., Exz., Ministerpräsident, Staats¬ 
minister der Justiz in Stuttgart. 

V. Tischendorf, Dr., Geheimer Oberregierungsrat, 
Vertreter des Reichsjustizamts in Berlin. 

Reichardt, Dr., Ministerialrat, Vertreter desQrossh. 
Badischen Justizministeriums in Karlsruhe. 

Baumgärtl, Königl. Ministerialrat undl, , 

Heinzeimann, Königl. Ministerialrat^ 

Kgl. Bayr. Staatsministeriums der Justiz in München. 

Frhr. v. Liebenstein, Kaiserl. Geh. Regierungsrat, 
Vorstand und Vertreter der Gefängnis Verwaltung 
im Ministerium für Elsass-Lothringen in Strassburg. 

Preetorius, Dr., Generalstaatsanwalt, Vertreter des 
Grossh. Hessischen Ministeriums der Justiz in 
Darmstadt. 

Ogorelica, Dr., Direktor der Landesstrafanstalt 
Lepoglava, Vertreter der Justizabteilung der Königl. 
Kroatisch-Slavonischen Landesregierung. 

Böhmer, Regierungsrat, Vertreter der Fürstlich 
Lippischen Regierung in Detmold. 

H eu ck, Ministerialrat, Vertreter des Grossh. Mecklen¬ 
burgischen Justizministeriums Schwerin. 

Kr ohne, Dr., Geh. Oberregierungsrat, Vortragender 
Rat und Vertreter des Königl. Preussischen Mini¬ 
steriums des Innern in Berlin. 
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Gelbhaar, Dr., Geh. Regierungsrat, vertragender 
Rat und Vertreter des Eönigl. Sächsischen Mini¬ 
steriums des Innern, Dresden. 

Siefert, Strafanstaltsdirektor, Vertreter des Herzogi. 
Sächsischen Staatsministeriums, Gotha, 

Köhler, Dr., Ministerialrat, Vertreter des Eönigl. 
Württemberg. Ministeriums des Innern, Stuttgart. 

Der Ausschuss hielt am 1. Juni nachmittags von 4 bis 
72^ Uhr, am 2. Juni von 1/26 Uhr bis Uhr und am 
3. Juni von 8 bis 9 Uhr morgens Sitzungen. Man beschloss, 
den Herrn Prof. Geh. Rat Dr. W a c h in Leipzig zu bitten, die 
Versammlung zu leiten. Als dieser vorbehaltlich der Zu¬ 
stimmung der Versammlung den Vorsitz zugesagt hatte, 
wurde er, sowie die Herren Referenten zu den zwei ersten 
Sitzungen zugezogen. 

In diesen beiden Beratungen wurden die Thesen zu 
den auf der Tagesordnung stehenden Fragen, wie sie weiter 
unten verzeichnet sind, beschlossen. Zum grossen Be¬ 
dauern des Ausschusses konnten die Fragen 3, 4 und 8 nicht 
zur Beratung kommen, da die Frage 2 angesichts ihrer 
Schwierigkeit den ganzen zweiten Tag in Anspruch nahm. 
Es wurde dies um so mehr bedauert, als die Fragen vor¬ 
trefflich vorbereitet waren und namentlich die Herren Dr. 
Kullmann und Oberjustizrat Schwandner ungemein 
zeitraubende Arbeiten zur Vorbereitung der Referate ge¬ 
macht hatten, Herr Geh. Rat Baer aber trotz seiner so 
sehr in Anspruch genommenen Zeit, die Liebenswürdigkeit 
gehabt hatte, ein vortreffliches Gutachten auszuarbeiten. 

Mögen sich die Herren mit mir trösten, denn auch 
meine umfangreiche Umarbeitung der Statuten konnte 
nicht beraten, sondern musste auf die nächste Versamm¬ 
lung verschoben werden. 

Aus Anlass des 40 jährigen Bestehens des Vereins 
beschloss der Ausschuss, der Versammlung die Wahl 
mehrerer Ehrenmitglieder vorzuschlagen. 

Der Ausschuss hatte ferner Veranlassung, der Ver¬ 
sammlung Vorschläge zur Ergänzung des Ausschusses zu 
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machen. Abgesehen von einer nicht besetzt gewesenen 
Stelle war ein Platz durch den Tod des leider für uns 
zu früh dahingeschiedenen Generalstaatsanwaltes Schlippe 
erledigt, zwei fernere Plätze wurden durch den Rücktritt 
des Geheimen Rates Freiherrn von der Goltz und des 
Herrn Pfarrers Krauss frei. In beiden Herren verliert der 
Ausschuss treue, fleissige Mitarbeiter, deren Verdienste wir 
uns stets voll Dankbarkeit erinnern werden. Für ersteren 
Herrn war die Berufung aus dem bisherigen Wirkungskreis 
zum Präsidenten des Kaiserlichen Rates in Strassburg, für 
letzteren Krankheit Ursache des Ausscheidens. 

Als Vorsitzenden wählte der neue Ausschuss den 
U nterzeichneten. 

Soviel über die Arbeiten des Ausschusses während 
der Versammlungstage, welche strenge Anforderungen an 
die in Betracht kommenden Herren stellten. 

Ueber die Sitzungen der Hauptversammlungen gibt 
der folgende stenographische Bericht Auskunft. 

Auch sie waren anstrengend und währten jeweils von 
9 Uhr bis nach 3 Uhr. Es stellt deshalb dem Interesse, 
das die Beratungsgegenstände fanden, das beste Zeugnis 
aus, dass der Sitzungssaal an beiden Tagen bis zur letzten 
Stunde gefüllt blieb. 

Die Sitzungen begannen am 2. Juni um 9 Uhr im 
Saal des oberen Museums mit einer herzlichen Begrüssungs- 
rede Sr. Exzellenz des Herrn Staatsministers Dr. v. Breit¬ 
ling, welcher der Versammlung allergnädigsten Gruss und 
Willkomm Seiner Majestät des Königs entbot. Nach an¬ 
schliessender Begrüssung durch Herrn Geh. Rat Dr. Krohne 
wurde in die Beratungen der Fragen eingetreten, deren 
Ergebnisse auf Seite 85—87 verzeichnet sind. 

Wenn dieselben trotz der unendlichen Schwierigkeiten 
der behandelten Fragen zufriedenstellend ausgefallen sind, 
so ist das neben der gewissenhaften Vorbereitung durch 
die Herren Gutachter und Referenten in erster Linie dem 
Vorsitzenden der Versammlung, Herrn Geheimerat Wach 
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zu danken, dem wir alles das, was er selbstlos für den 
Verein schon getan hat, nie werden vergelten können. 

Von den übrigen Beschlüssen der Versammlung 
seien erwähnt: 

1. Auf Antrag des Herrn Verwalters Lang aus 
Mainz, der die Freundlichkeit hatte, die Rechnung 
zu prüfen, wurde dem Rechner Decharge erteilt 
und derselbe angewiesen, von jetzt ab von jedem 
Mitglied, das den Beitrag bis 1. Februar nicht 
bezahlt hat, denselben unverzüglich durch Post¬ 
vorschuss zu erheben. 

2. Zu Ehrenmitgliedern wurden ernannt: 
Ministerpräsident Dr. v Breitling, Exzellenz, 

Stuttgart. 

Staatsminister Dr. Freiherr v. Leonrod, Exzellenz, 
München. 

Präsident des Kaiserlichen Rates, Geh. Rat Freiherr 
von der Goltz, Strassburg. 

Geheimrat, Professor Dr. Wach, Leipzig. 
Strafanstaltsdirektor von Köstlin, Stuttgart. 
Geheimrat Dr. Wirth, Plötzensee. 

3. Als Ausschussmitglieder wurden gewählt: 

Appell US, Dr., Kammergerichtsrat in Berlin. 
Bär, Dr., Geh. Sanitätsrat, Oberarzt des Straf¬ 
gefängnisses Plötzensee bei Berlin. 

Baumgärt 1, Ministerialrat im Justizministerium 
in München. 

Böhmer, Geh. Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in 
Waldheim. 

Gruse, Ober-Reg.-Rat, Direktor der Gefangenen¬ 
anstalten in Wolfenbüttel. 

V. Engelberg, Dr. Regierungsrat, Direktor des 
Landesgefängnisses Mannheim. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltsgeistlicher, Werden a. R. 
Junghanns, Erster Staatsanwalt in Konstanz^ 
Klein, Dr., Amtsrichter a. D., Direktor des Straf¬ 
gefängnisses in Tegel. 
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Kopp, Major a. D., Ober-Reg.-Rat, Strafanstalts- 
direktor in Freiburg i. B. 

Marcovich, K. K. Oberdirektor der Strafanstalt 
Carlau bei Graz. 

Michal, Oberlandesgerichtsrat a. D., Regierungs¬ 
rat, Direktor des Zellengefängnisses in Nürnberg. 

Nemanitsch, Dr., K. K. Staatsanwalt in Mar¬ 
burg a. D. 

Preetorius, Dr., Generalstaatsanwalt, Darmstadt. 

Reich, Reg-Rat, Strafanstaltsdirektor in Zwickau. 

Rohden, Dr., v., Pfarrer, Hauptagent der Rhein.- 
Westf. Gefängn.-Gesellsch. in Düsseldorf. 

Schellmann, Direktor der Prov.-Arbeitsanstalt 
in Brauweiler. 

V. Schwab, vortr. Rat im Justizministerium, 
Mitglied des Strafanstalts-Kollegiums in Stuttgart. 

V. Sichart, Strafanstaltsdirektor in Ludwigsburg. 

Simonson, Oberlandesgerichtsrat in Breslau. 

Stellmacher, Reichsgerichtsrat in Leipzig. 

Zeis, Oberrechnungsrat, Strafanstalts - Verwalter 
in Mannheim. 

Zilligus, Major a. D., Strafanstalts - Direktor in 
Berlin. 

4. Die Versammlung spricht der Königl. Sächsischen 
und Königl. Preussischen Regierung den verbindlichsten 
Dank für die Einladungen aus, die nächste Versammlung 
in Dresden bezw. Cöln abzubalten und beschliesst als 
nächsten Versammlungsort Dresden für 1905 in’s Auge zu 
fassen, da der Ausschuss der Königl. Sächsischen Regierung 
die erste Einladung erhalten hatte und mit derselben schon 
in’s Benehmen getreten war, als die zweite Einladung einlief. 

Einem anregenden und befriedigenden Verlauf der 
Beratungen pflegt in der Regel ein fröhlicher Ver¬ 
lauf der der Geselligkeit geweihten Stunden zu ent¬ 
sprechen. So war es auch dieses Jahr. Das Lokalkomitee 
mit Herrn Ministerialrat v. Sch w a b an der Spitze hatte 
durch Auswahl herrlicher Zusammenkunftsorte Anregung 
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gegeben, dass die Versammlungsteilnehmer sich an den 
Abenden auf der Uhlandshöhe und im Stadtgarten stets 
vollzählig zusammenfauden und hatten uns namentlich 
durch die Bemühungen des Herrn Kommerzienrates 
Schiedmayer im Hotel Marquart ein vorzügliches Fest¬ 
diner arrangiert. Dasselbe verlief durch die Anwesenheit 
Seiner Exzellenz des Herrn Staatsministers v. Breitling 
verherrlicht und durch viele Reden gewürzt auf’s glänzendste. 
Es ‘wurde unter allgemeinem Enthusiasmus beschlossen, 
ein Huldigungstelegramm an Seine Majestät den König 
von Württemberg zu schicken, auf welches folgende Ant¬ 
wort einlief: 

„An den Vorstand des Vereins deutscher Straf¬ 
anstaltsbeamten, Herrn Regierungsrat Dr. v. Engelberg: 

Seine Majestät der König hat wegen Abwesenheit 
bei den Rennen in Weil mit anschliessendem Diner das 
Begrüssungstelegramm des Vereins deutscher Straf¬ 
anstaltsbeamten gestern erst in später Abendstunde er¬ 
halten. Allerhöchstem Befehl gemäss habe ich die Ehre, 
den freundlichsten Dank Seiner Majestät für die dar¬ 
gebrachte Huldigung zu übermitteln. Seine Majestät 
haben die Beratungen der Versammlung mit grösstem 
Interesse verfolgt und begleiten den Verein mit den 
besten Wünschen nach Rottenburg und den Hohenzollern. 

Kabinetschef 

Gemmingen. 

Am Donnerstag, den 4. Juli, führte ein von der 
Königl. Staatsregierung zur Verfügung gestellter Extrazug 
die Versammlungsteilnehmer, denen sich mehrere Damen 
anschlossen, durch das schöne, im Sommerschmuck pran¬ 
gende Schwabenland nach Rottenburg. Nach Besichtigung 
der dortigen Strafanstalt mit ihrer schön eingerichteten 
Abteilung für Jugendliche nahm man ein von der Königl. 
Regierung gegebenes opulentes Frühstück ein, in dessen 
Verlauf Seine bischöfliche Gnaden, welche dasselbe mit 
ihrer Anwesenheit beehrten, den Bestrebungen des Vereins 
ihre Sympathie auszudrücken geruhten. Am Nachmittag 
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ging es weiter gegen Zollern, wo von der Stammburg 
unseres Kaiserhauses folgendes begeistertes Huldigungs¬ 
telegramm an Seine Majestät den Kaiser abgeschickt 
wurde: 

„Euer Kaiserlicher Majestät wagt der Verein der 
deutschen Strafanstaltsbeamten, nacli Abschluss seiner 
diesjährigen Sitzung auf der erhabenen Stammburg der 
Hohenzollern versammelt, unter dem Gelöbnis uner¬ 
schütterlicher Treue für Kaiser und Reich ehrfurchtsvolle 
Huldigung darzubringen. 

Der Vereins Vorstand: 

Dr. V. Engelberg. 

Hierauf lief folgende Antwort ein: 

„Seine Majestät der Kaiser und König haben 
Allerhöchst sich über den treuen Gruss des Vereins 
Deutscher Strafanstaltsbeamten gefreut und lassen 
bestens danken. Auf Allerhöchsten Befehl der Geheime 
Kabinetsrat v. Lucanus. 

Nach einer genussreichen Fahrt kamen die Teilnehmer 
erst spät wieder in Stuttgart an, um sich alsbald wieder 
in alle Gaue unseres Vaterlandes zur Ausübung der Berufs¬ 
pflichten zu zerstreuen. 

Wenn letztere dann manchmal so recht schwer auf 
uns liegen und uns zu erdrücken scheinen, so soll uns die 
Erinnerung an die schönen Tage in AVürttembergs Haupt¬ 
stadt und das Gedenken an alle die dortlebenden Gönner 
und Freunde, mit denen ein gütiges Geschick uns bekannt 
gemacht hat, neuen Mut und Ansporn verleihen. 

Für den Vereinsausschuss: 

Dr. V. Engelberg. 
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Der Vereinsausschuss beehrt sich nachstehend die 
Tagesordnung der diesjährigen Vereinsversammlung be¬ 
kannt zu geben und die Mitglieder zum Besuch derselben 
freundlichst einzuladen. 

Er hofft angesichts der Wichtigkeit der zur Beratung 
gestellten Fragen, der warmen Aufnahme, die wir bei Eönigl. 
Württembergischen Regierung finden, und endlich der Tat¬ 
sache, dass es gerade 40 Jahre sind, seit in Stuttgart der 
Grundstein zur Vereinigung der deutschen Strafanstalts¬ 
beamten gelegt wurde, auf recht zahlreiche Beteiligung 
der Mitglieder. 

Für den Vereinsausschuss: 

Dr. von Engelberg. 


Montag, den l.Juni (Pfingstmontag) 

Nachmittags 4 Uhr: 

Sitzung des Vereinsausschusses im Königs¬ 
zimmer des oberen Museums (Kanzleistrasse 11 und Linden¬ 
strasse 10). 

Abends von V 28 Uhr an: 

Gesellige Vereinigung zur gegenseitigen Be- 
grüssung im Kleinen Saal des oberen Museums. 


Dienstag, den 2. Juni 

Vormittags 9 Uhr: 

Erste Hauptversammlung im kleinen Saal des 
Museums. 

Tagesordnung: 1 . Begrüssung der Versammlung. 

2. Wahl eines Vorsitzenden und Bestimmung seiner Stell¬ 
vertreter, sowie der Schriftführer. 3. Erstattung des Ge¬ 
schäftsberichts durch den Vorsitzenden des Ausschusses. 
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4. Rechnungsvorlage. 5. Beratung und Beschlussfassung 
über die zur Diskussion gestellten Fragen, i) 

Nachmittags 3 Uhr: 

Gemeinschaftliches Mittagessen im grossen Saale des 
oberen Museums (Gedeck ä 3 Mark). 

Abends von 7 Uhr an: 

Gesellige Vereinigung im Restaurant „Uhlandshofe“ 
(Kanonenweg No. 44, vom Schlossplatz aus mit der elek¬ 
trischen Strassenbahn — Linie Ostheim — in 10 Minuten 
zu erreichen). 


Mittwoch, den 3. Juni 

Vormittags 9 Uhr: 

Zweite Hauptversammlung im kleinen Saal 
des oberen Museums. 

Tagesordnung: 1. Fortsetzung der Beratung und Be¬ 
schlussfassung über die zu erledigenden Fragen. 2. Berat¬ 
ung über Aenderung und Anpassen der Statuten an die 
Bestimmungen des B. G.-B. 3. Dechargeerteilung für den 
Rechner. 4. Wahl des Ausschusses. 5. Ernennung von 
Ehrenmitgliedern. 


' Nachmittags 3 Uhr: 

Offizielles Festessen im Hotel Marquardt (Ge¬ 
deck h. 3 Mark). 

Abends von 7 Uhr an: 

Gesellige Vereinigung im Stadtgarten (auf dem Alleen¬ 
platz). Eintritt an diesem Abend gegen Vorzeigung der 
Mitgliedskarte frei. 

Donnerstag, den 4. Juni 

Morgens 7 Uhr: 

Freie Fahrt mit Extrazug nach Rottenburg 
am Neckar, Besichtigung des Landesgefängnisses daselbst 

') Das Verzeichnis der Fragen und Gutachten befindet sich am 
Schluss des Programms. Die Reihenfolge der Beratung bestimmt 
der Vorsitzende der Versammlung. 
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und Gabelfrühstück, gegeben von der König 1. 
Württemb. Regierung. Nachmittags Fortsetzung der 
Fahrt über Tübingen nach der Station Zollern. Besichtigung 
der Burg Hohenzollern und Rückfahrt nach Stuttgart. 
Ankunft daselbst Abends 8^4 Uhr. 


Das Anmelde- und Auskunftsbureau befindet 
sich am Montag, den 1 . Juni (Pfingstmontag) von Nach¬ 
mittags 3 Uhr bis Abends 8 Uhr im Hotel Marquardt (im 
Erdgeschoss. Eingang kann direkt vom Bahnhof aus ge¬ 
nommen werden), am Dienstag, den 2. Juni von 9 Uhr 
Vormittags bis 2 Uhr Mittags im oberen Museum (Ver¬ 
waltungsratszimmer). 

Jeder Teilnehmer an der Versammlung hat für sich 
bei dem Anmelde- und Auskunftsbureau eine Teilnehmer¬ 
karte gegen einen Beitrag von je 3 Mark zur Deckung 
der Versammlungskosten zu lösen. Jedem Teilnehmer wird 
ein „Fremdenführer durch Stuttgart“ kostenfrei ausgefolgt. 

Den Teilnehmern an der Versammlung ist gegen Vor¬ 
zeigung der Mitgliedskarte der unentgeltliche Besuch des 
Königl. Residenzschlosses, der Königl. Schlösser Rosenstein 
und Wilhelma, sowie der Villa Berg gestattet. 

Die Teilnehmer werden gebeten, womöglich 
schon einige Tage vor Beginn der Versammlung ihre 
Beteiligung an dieser und an den einzelnen Veran¬ 
staltungen mittelst der angeschlossenen Postkarte 
dem Sekretariat des Kgl. Strafanstaltenkollegiums 
in Stuttgart vorläufig anzuzeigen. 


Zum Wohnen werden empfohlen: 

Hotel Marquardt (neben dem Bahnhof) Zimmer von 
M. 2.50 an. 

„ Royal (dem Bahnhof gegenüber) Zimm. v. M. 2.— an. 
„ Viktoria (beim Bahnhof) Zimmer von M. 2 .— an. 
„ Silber, Dorotheenstrasse 2 (AVagen am Bahnhof) 
Zimmer von M. 2.— an. 

„ Dierlamm (beim Bahnhof) Zimmer von M. 2.— bis 
M. 2.50. 

„ Bilfinger, Friedrichsstr. 21, Zimmer v. M. 2.— an. 


Digitized by 


Google 



71 


Bahnhofhotel Drei Mohren (Oskar Zeiler, dem Bahnhof 
gegenüber) Zimmer von M. 1.80 an. 

Hotel Textor, Friedrichsstrasse 50, nahe dem Bahnhof, 
Zimmer von M. 1.80 an. 

„ König von Württemberg, Ecke Kronprinz- und 
Langestrasse) Zimmer von M. 1.50 bis M. 2.50. 
Herzog Christoph, evang. Vereinsgasthaus, Christoph¬ 
strasse 16, Zimmer von M. 1.25 an. 
Europäischer Hof, kath. Vereinshaus, Friedrichsstr. 15, 
nahe dem Bahnhof, Zimmer v. M. 1.— bis M. 1.50 an. 

Zur Bestellung von Wohnungen ist auf Wunsch Herr 
Kanzleirat M a y s e r bei dem Königl. Strafanstaltenkollegium 
in Stuttgart bereit. 
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Frage 1, 

„Welche Gefangenen sind vom Standpunkte des 
Strafvollzugs und der Gefängnisverwaltung aus als 
„rückfällig“ zu erachten? 

Dürfen „rückfällig“ Bestrafte durch Vorschrift 
der Hausordnung einer anderen strengeren Behand¬ 
lung am Straforte unterworfen werden als die „nicht 
Rückfälligen“ oder ist hierzu eine gesetzliche Vor¬ 
schrift erforderlich bezw. zweckmässig? 

Ist es nicht dringend geboten, die „Rückfälligen“ 
einer strengeren Behandlung zu unterwerfen und in 
welchen Punkten hätte sich diese zu äussern?“ 

Gutachten haben geliefert: 

Clement, Strafanstaltsdirektor in Butzbach (Blätter für 
Gef.-Kunde, Band 32, Seite 238). 

Dr. V. Engelberg, Regierungsrat in Mannheim (Band 32, 
Seite 209). 

Jenner, Landesanstaltsinspektor in Zwickau (Band 37, 
Seite 112). 

Dr. Mittermaier, Professor in Bern (Band 32, Seite 227). 
V. S i c h ar t, Strafanstaltsdirektor in Ludwigsburg (Band 32, 
Seite 219). 


Referent: 

Freiherr v. d. Goltz, Präsident des Kaiserlichen Rats in 
Strassburg. 


Frage 2. 

„Hat sich das jetzige Strafensystem auf Grund 
praktischer Erfahrungen von Strafvollzugsbeamten 
bewährt? Verneinendenfalls, welche V'^orschläge für 
ein neues System künnen auf Grund solcher Erfahrungen 
aufgestellt*^ werden ?“ 
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Gutachten haben geliefert: 

Dr. 6 e n n a t, Strafanstaltsdirektor in Hamburg (Band 37, 
Seite 3). 

Junghanns, Erster Staatsanwalt in Konstanz (Band 37, 
Seite 314). 

Rossmy, Regierungsrat in Hoheneck (Band 37, Seite 324). 
V. Si chart, Strafanstaltsdirektor in Ludwigsburg (Band 37, 
Seite 59). 


Frage 3. 

„Wie ist die Beschäftigung der jugendlichen Ge¬ 
fangenen zu gestalten, wenn ans derselben für diese 
ein dauernder Nutzen nach der Entlassung entspringen 
soll?“ 


Gutachten haben geliefert: 

Freund, Anstaltsinspektor in Zwickau (Band 37, Seite244). 
Marcovich, Oberdirektor in Graz (Band 37, Seite 236). 
Dr. Nemanitsch, Staatsanwalt in Marburg i. B. (Band 37, 
Seite 228). 

Referent: 

Pastor Dr. v. Rohden in Düsseldorf. 


Frage 4. 

A) „Wie ist die Gesundenkost für Gefangene nach 
den bisher gemachten Erfahrungen einzurichten, bezw. 
in welchem Verhältnis sind verdauliches Eiweiss, Fett, 
Kohlenhydrate zur Erhaltung ihrer Gesundheit und 
Arbeitskraft mit den Nahrungsmitteln zu reichen, dabei 
aber über das unumgänglich Notwendige nicht hinaus- 
zngehen ? 

B) Ist das Mittagsgericht in Suppe und feste 
Speisen zu trenneu? 

C) Lässt sich eine Verminderung der Kostreichung 
an Znchthansgefangene im Verhältnis zu Gefangenen 
anderer Art rechtfertigen?“ 

D) Welche Erfahrungen sind mit der Verwendung 
von Margarine gemacht worden?“ 
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Gutachten wurden erstattet von: 

Oberjustizrat Schwandner, Vorstand des K. W. Landes¬ 
gefängnisses Schwab. Hall. (Bd. 37, Seite 253). 

Dr. Kullmann, Butzbach. 

Referent: Ebendieselben. 


Frage B. 

„Hat sich die Altersgrenze, welche das Reichs¬ 
strafgesetzbuch für die Strafmündigkeit festgesetzt, be¬ 
währt oder empfiehlt sich bei einer Reform desselben 
ein Hinaufrücken derselben?“ 

Gutachten haben geliefert: 

Dr. Gennat, Strafanstaltsdirektor in Hamburg (Band 37, 
Seite 303). 

Marcovich, Oberdirektor in Graz (Band 37, Seite 276). 
Dr. Mayer, Oberjustizrat in Schwäb. Gmünd (Band 37, 
Seite 284). 

Dr. Preetorius, Generalstaatsanwalt in Darmstadt 
(Band 37, Seite 379). 

Referent: 

Direktor Zilligus, Berlin. 


Frage 6. 

„Welches sind die Erfahrungen über die Wirkung 
der Einzelhaft auf den Gefangenen in gesundheitlicher 
wie in sittlicher Beziehung?“ 

Gutachten haben geliefert: 

Freund, Anstaltsinspektor in Zwickau (Band 37, Seite 401). 
Marcovich, Oberdirektor in Graz (Band 37, Seite 411). 

Referent: 

Sanitätsrat Leppmann aus Berlin. 
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Frage 7. 

„Nach welchen Grundsätzen soll die Dauer der 
korrektionellen Nachhaft hemessen werden?“ 

Gutachten haben geliefert: 

Bornemann, Oberinspektor in Zwickau (Band 37, 
Seite 199). 

Dü 11, Arbeitshausdirektor in Rebdorf (Band 37, Seite 205). 

Referent: 

Freiherr v. d. Goltz, Präsident des Kaiserlichen Rats 
in Strassburg. 


Frage 8. 

„Empflehlt es sich, phtysische Gefangene (Schwind¬ 
süchtige) a) in geeigneten Fällen zu beurlauben, 
gegebenenfalls in welchen? b) in eigenen Anstalten 
zu verwahren?“ 

Gutachten hat geliefert: 

Geh. Sanitätsrat Dr. Baer in Plötzensee. 

Referent: Ebenderselbe. 
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Verzeichnis der Teilnehmer. 


V. Breitling, Dr., Exzellenz, Ministerpräsident, Staats- 
minister der Justiz in Stuttgart. 

V. Tischendorf, Dr., Geh. Oberregierungsrat, Vertreter 
des Reichsjustizamts in Berlin. 

Reichardt, Dr., Ministerialrat, Vertreter des Grossh. 
Badischen Justizministeriums in Karlsruhe. 

Baumgärtl, Königl. Ministerialrat l Vertreter des KönicL 

Heinzeimann, Königl. Ministerialrat!' *^onigi. 

Bayr. Staatsministeriums der Justiz in München. 

V. Liebenstein, Freiherr, Kaiserl. Geh. Regierungsrat, 
Vorstand und Vertreter der Gefängnisverwaltung im 
Ministerium für Elsass-Lothringen in Strassburg. 

Preetorius, Dr., Generalstaatsanwalt, Vertreter des 
Grossh. Hess. Ministeriums der Justiz in Darmstadt. 

Ogorelica, Dr., Direktor der Landesstrafanstalt Lepoglava, 
Vertreter der Justizabteilung der Königl. Kroatisch- 
Slavonischen Landesregierung. 

Böhmer, Regierungsrat, Vertreter der Fürstlich Lippischen 
Regierung in Detmold. 

Heuck, Ministerialrat, Vertreter des Grossh. Mecklen¬ 
burgischen Justizministeriums Schwerin. 

Kr ohne, Dr., Geh. Oberregierungsrat, vertragender Rat 
und Vertreter des Königl. Preuss. Ministeriums des 
Innern ln Berlin. 

Gelbhaar, Dr., Geh. Regierungsrat, vertragender Rat und 
Vertreter des Königl. Sachs. Ministeriums des Innern, 
Dresden. 

Siefert, Strafanstaltsdirektor, Vertreter des Herzoglich 
Sächsischen Staatsministeriums, Gotha. 

Köhler, Dr., Ministerialrat, Vertreter des Königl. Württ. 
Ministeriums des Innern, Stuttgart. 


Arnst, Verwalter der Straf- und Korrektionsanstalt St. 
Annen in Lübeck. 

Bachteier, Inspektor am Arbeitshaus in Rottenburg. 
Baer, Dr., Geh. Medizinalrat, Oberarzt des Strafgefäng¬ 
nisses in Plötzensee. 

B a u m a n n, Dr., Hausarzt der Gefangenanstalt in Lichtenau. 


Digitized by Google 



77 


Bayer, Königl.Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Zucht¬ 
haus in Wasserburg. 

Beger, Baurat, Mitglied des Strafanstaltenkollegiums Stutt¬ 
gart. 

Benedix, Dr., Erster Staatsanwalt in Halberstadt. 

Bessler, Landgerichtsrat in Stuttgart. 

Birkigt, Anstaltskatachet in Zwickau. 

Birett, Strafanstaltsdirektor in Straubing. 

Blawert, Gefängnisinspektor in Dortmund, Vertreter des 
Gefängnishilfsvereins. 

Bornemann, Hauptmann a. D., Direktor in Marienschloss. 

Brosius, Königl. Pfarrer, Hausgeisthcher am Zuchthaus 
Ebrach. 

Brunco, Königl. Pfarrer, prot. Hausgeistlicher am Zellen¬ 
gefängnis Nürnberg. 

Büttner, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Breslau. 

Caspari, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt 
Voigtsberg. 

Classen, Gefängnispfarrer in Düsseldorf. 

Clement, Direktor der Zellenstrafanstalt in Butzbach. 

Cie SS, Dr., prakt. Arzt, stellv. Gefängnisarzt in Stuttgart. 

V. Cronmüller, Ministerialdirektor im Justizministerium 
Stuttgart. 

Cruse, Oberregierungsrat, Direktor der Gefangenen¬ 
anstalten Wolfenbüttel. 

Deyrer, Königl. Regierungsrat, Direktor der Gefangenen¬ 
anstalt in Amberg. 

Doerfler, Strafanstaltslehrer in Amberg. 

Dorn, Vikar, ev. Hausgeistlicher am Zuchthaus Ludwigs¬ 
burg. 

Drossbach, Dr. med., Hausarzt in Laufen. 

Dürr, Leutnant a. D., Strafanstaltssekretär in Düsseldorf- 
Derendorf. 

Eberl, Königl. Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher in Rebdorf. 

Eggert, Oberjustizrat in Stuttgart, Vorstand des vor¬ 
maligen Zuchthauses daselbst. 

V. Egloffstein, Freiherr, Königl. Sekretär am Arbeits¬ 
haus Rebdorf. 

Elsässer, Pfarrverweser, evangel. Hausgeistlicher in 
Rotten bürg. 

Engel, Dr., Geheimer Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor 
in Dreibergen. 

V. Engelberg, Dr., Regierungsrat und Strafanstaltsdirektor 
in Mannheim. 
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Erfurth, Kantor am Strafgefängnis in Plötzensee. 
Faber, Landgerichtsrat in Stuttgart. 

Fa Ich, Oberregierungsrat in Stuttgart. 

Finger, Dr., Universitätsprofessor in Halle a. S. 
Finkelnburg, Dr., Gefängnisdirektor in Düsseldorf- 
Derendorf. 

Finkl, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher, Niederschönenfeld. 

V. Fischer, Oberlandesgerichtsrat in Stuttgart. 
Fleischmann, Kirchenrat, Hausgeistlicher in Kaisers¬ 
lautern. 

Fleck, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher in Lichtenau. 
Fliegenschmidt, Strafanstaltsdirektor in Wehlheiden. 
Franz, Strafanstaltsdirektor in Niederschönenfeld. 
Feistle, Hauslehrer am Zuchthaus in Kaisheim. 
Fritschi, Dr., Medizinalrat, Hausarzt am Landesgefängnis 
in Freiburg. 

Gebhardt, kath. Hausgeistlicher in Zweibrücken. 
Gennat, Dr., Gefängnisdirektor in Fuhlsbüttel-Hamburg. 
Glauner, Gefängnisdirektor in Mühlhausen. 

Godelück, Gefängnisdirektor in Strassburg. 

V. d. Goltz, Freiherr, Wirkl. Geheimer Oberregierungsrat, 
Präsident des kaiserlichen Rats für Elsass-Lothringen 
in Strassburg. 

Gonser, Pfarrer, ev. Hausgeistlicher in Heilbronn. 
Götze, Gefängnisgeistlicher in Preungesheim. 
Grofebert, Direktor der Korrektionsanstalt in Könitz. 
Gross, Pfarrer, ev. Hau.sgeistlicher in Gotteszell. 
Gutsch, Dr. med., Geheimer Hofrat in Baden-Baden, 
früherer Strafanstaltsarzt in Bruchsal, Ehrenmitglied 
des Vereins. 

Härtl, Dr., Königl. Bezirksarzt, Hausarzt in Wasserburg. 
Hagmann, Hausgeistlicher am Landesgefängnis Hall. 

V. Harling, Hauptmann a. D., Direktor des provinzialständ. 
Werkhauses in Moringen. 

Heiter, Königl. geistlicher Rat, Pfarrer in Kaiserslautern. 
Held, Dr., Hausarzt der Strafanstalt Straubing. 
Helling, Gefängnisdirektor in Hannover. 

Hess, Königl. Assessor bei der Gefangenanstalt in Sulzbach. 
V. Hessert, Oberstaatsanwalt in Dannstadt. 

Hoene, Gefängnisgeistlicher in Essen. 

Hof mann, Königl. Pfarrer, kath. Strafanstaltsgeistlicher 
in Ebrach. 

Hogg, Pfarrer, Hausgeistlicher in Bruchsal. 

Horn, Direktor des Zuchthauses St. Georgen, Bayreuth^ 
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Huber, Regierungsrat, Direktor des Zuchthauses in 
Plassenburg. 

Huelsberg, Strafanstaltsdirektor in Wohlau. 

Hurst, kath. Pfarrer, Hausgeistlicher in Kaisheim. 
Husslein, Hauslehrer des Zuchthauses in Lichtenau. 
Jacob, Strafanstaltsassessor in Kaiserslautern. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltspfarrer in Werden a. R. 

Jäger, Oberfinanzrat, Mitglied des Strafanstaltenkollegiums 
in Stuttgart. 

Jäger, Dr., Pfarrer und Strafanstaltsgeistlicher in Amberg. 
Jäger, Reallehrer, Strafanstaltslehrer in Bruchsal. 

Jehle, Oberjustizrat, Vorstand des Landesgefängnisses in 
Rottenburg. 

Junghanns, Erster Staatsanwalt in Konstanz. 

Kälber, Justizreferendär in Rottenburg. 

Kalb, Pfarrer und Gefängnisgeistlicher in Stuttgart. 
Kellner, Königl. geistlicher Rat, Zuchthauspfarrer in 
Würzburg. 

Kellner, Strafanstaltslehrer in Straubing. 

V. Kirchenheim, Dr., Professor der Rechte in Heidelberg. 
Kirchner, Kaplan, kath. Hausgeistlicher in Gotteszell. 
Kleemann, Lehrer am Arbeitshaus in Rebdorf. 

Klein, Landgerichtsrat in Stuttgart. 

Klein, Amtsrichter a. D., Direktor des Strafgefängnisses 
Tegel. 

Klingler, Arresthausverwalter in Mainz. 

Kluhs, Gefängnisinspektor in Landsberg a. W. 

Köhler, Strafanstaltsinspektor in Crone. 

Ko erb er, Dr., Königl. Medizinalrat, Hausarzt des Zucht¬ 
hauses in Würzburg. 

Kopp, Major a. D., Oberregierungsrat, Strafanstaltsdirektor 
in Freiburg. 

Krapf, Strafanstaltsbuchhalter in Zweibrücken. 
Kueffner, Pfarrer, prot. Hausgeistlicher in Plassenburg. 
Kulimann, Dr., Anstaltsarzt in Butzbach. 

V. Länderer, Landgerichtspräsident, Vorstand des Straf¬ 
anstaltenkollegiums in Stuttgart. 

Länderer, Amtsrichter in Stuttgart. 

Lang, Grossh. Gefängnis Verwalter in Mainz. 
Langebartels, Strafanstaltsdirektor in Halle a. S., Ver¬ 
treter der Gefängnisgesellschaft für die Provinz 
Sachsen und Herzogtum Anhalt. 

Lenhard, Regierungsrat, Direktor des Landesgefängnisses 
Bruchsal. 
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Leppmann, Dr.,Medizinalrat, Kreisarzt,Strafanstaltsarzt, 
Berlin. 

Lindner, Königl. Regierungsrat, Direktor in Laufen. 

Link, Strafanstaltsdirektor in Lichtenau. 

Locher, Hauslehrer am Zellengefängnis in Heilbronn. 

Lohmann, Strafanstaltsdirektor in Wittlich. 

Lumpp, Dr., Hausarzt in Bruchsal. 

V. Massow, Geheimer Oberregierungsrat, Vortragender 
Rat beim Rechnungshof des deutschen Reichs in 
Potsdam. 

Mayer, Dr., Oberjustizrat, Vorstand der Strafanstalt in 
Gotteszell. 

Mayer, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher in Ludwigsburg. 

Mayer, Pfarrer in Lichtenau. 

Meck, Pfarrer, Strafanstaltsgeisthcher in Mannheim. 

Merta, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher am Landesgefängnis 
in Freiburg. 

Meseth, Dr., Bezirksarzt, Hausarzt des Zuchthauses in 
Plassenburg. 

Michal, Regierungsrat, Direktor des Zellengefängnisses 
Nürnberg. 

Mi ekel, Major a. D., Gefängnisdirektor in Metz. 

Migul a, Hauptmann a. D., Gefängnisdirektor, Preungesheim. 

V. Mühlverstedt, Direktor des Zentralgefängnisses in 
Bochum. 

Müller, Dr. med., Bezirks- und Anstaltsarzt in Hohenek. 

Muser, Ministerialrevisor in Karlsruhe. 

Nemanitsch, Dr., K. K. Staatsanwalt in Marburg. 

V. Nestle, Regierungsdirektor in Stuttgart, Vorstand des 
württ. Vereins zur Fürsorge für entlassene Straf¬ 
gefangene. 

Neubert, Gefängnisdirektor in Zwickau. 

Peters, Pfarrer, ev. Hausgeistlicher, Plötzensee. 

Poch, Strafanstaltsdirektor in Zweibrücken. 

Pracht, Pfarrer, Hausgeistlicher am Arbeitshaus in Rebdorf. 

Ramsauer, Strafanstaltsdirektor in Vechta. 

Ranft, Strafanstaltsdirektor in Ebrach. 

Reich, Regierungsrat, Direktor der Strafanstalt Bautzen. 

Renner, Dr., Bezirksarzt und Hausarzt der Strafanstalt 
Zweibrücken. 

Ribstein, Dr., Medizinalrat, Strafanstaltsarzt in Bruchsal. 

Röcker, Landgerichtsrat, Kanzleidirektor des Justiz¬ 
ministeriums Stuttgart. 

Röhrer, Pfarrer, Königl. Hausgeistlicher in Nürnberg. 


Digitized by v^ooQle 



81 


V. Rohden, Dr., Pfarrer, Hauptagent der Rheinisch-West¬ 
fälischen Gefängnisgesellschaft Düsseldorf. 

Rosenfeld, Dr. jur. et ph., Gerichtsassessor in Berlin. 

Rossmy, Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor in Hohenek. 

Rudolf, Rechnungsrat, Strafanstaltsverwalter in Freiburg. 

Rudolph, Strafanstaltslehrer in Zweibrücken. 

Rüstow, Gefängnisdirektor in Wronke. 

Saeltzer, Pfarrer, ev. Gefängnisgeistlicher in Freiburg. 

Sauer, Direktor des Untersuchungsgefängnisses in Berlin. 

Schairer, Pfarrer, ev. Hausgeistlicher in Hall. 

Schaumann, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Moringen. 

Scheef, Dr., Oberamtsarzt, Hausarzt in Rottenburg. 

Schiedmayer, Kommerzienrat, Jlitglied des Straf- 
anstaltenkollegiums in Stuttgart. 

Schmidt, Dr., Geh. Hofrat, Professor des Strafrechts in 
Freiburg i. B. 

Schmidt, Oberstaatsanwalt in Mainz. 

Schmidt, Dirigent der Korrektionsanstalt Breitenau. 

Schmitt, Pfarrer, Königl. Hausgeistlicher am Zuchthaus 
Plassenburg. 

Schneeweiss, Königl. geistlicher Rat, Strafanstaltspfarrer 
in Straubing. 

Schöpff, Anstaltspfarrer in Sachsenburg. 

Scholz, Inspektor, Vertreter der Gefangenanstalt in 
Wolfenbüttel. 

V. Schwab, Ministerialrat, vortrag. Rat ira Justiz¬ 
ministerium und Mitglied des Strafanstaltenkollegiums 
in Stuttgart. 

Schwandner, Oberjustizrat, Vorstand des Landesgefäng¬ 
nisses in Hall. 

V. Sichart, Direktor des Zuchthauses in Ludwigsburg. 

Sieber, Kaplan, kath. Hausgeistlicher am Landesgefängnis 
in Rottenburg. 

Speck, Pfarrer am Strafgefängnis in Halle a. S. 

Stahl, Direktor der Zentralstrafanstalt in Zwickau. 

Staerk, Dekan und kath. Hausgeistlicher am Zellen¬ 
gefängnis Heilbronn. 

V. Stengel, Freiherr, Major a. D., Oberregierungsrat, 
Direktor in Bruchsal. 

Stickel, Dr. med., Hausarzt der Gefangenanstalt Nieder¬ 
schönenfeld. 

Streit, Gefängnisinspektor, Vertreter des Ersten Staats¬ 
anwalts in Hagen. 
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Stritzel, Dr., prakt. Arzt und Hausarzt am Zuchthaus 
Kaisheim. 

Süsskind, Dr., Oberamtsarzt und Hausarzt des Landes¬ 
gefängnisses Hall. 

Theobald, Oberstaatsanwalt in Giessen. 

Triebs Wetter, Königl. Pfarrer, kath. Hausgeistlicher, 
Amberg. 

Troelltsch, Hauslehrer am Zellengefängnis Nürnberg. 

Voigt, Rittmeister a. D., Direktor der Provinzial-Besserungs- 
und Landarmenanstalt in Tapiau. 

Volkmann, Strafanstaltspfarrer in Zwickau. 

Wach, Dr., Geh. Rat, Professor des Strafrechts, Rektor 
der Universität in Leipzig. 

Wahl, Dr., Regierungsrat, Mitglied des Strafanstalten¬ 
kollegiums in Stuttgart. 

Walser, Staatsanwalt in Stuttgart. 

Walter, Oberleutnant, pr. Arresthausverwalter in Darm¬ 
stadt. 

Weinmar, Hauslehrer am Landesgefängnis Rottenburg. 

V. Weisser, Senatspräsident des Oberlandesgerichts und 
Mitglied des Strafanstaltenkollegiums in Stuttgart. 

Widmer, Direktor der Stnvfanstalt Basel. 

Will, Hauslehrer am Zellengefängnis Nürnberg. 

Winter, kath. Strafanstaltsgeistlicher in Hagenau. 

Wuthenow, Erster Staatsanwalt in Hechingen. 

Zeis, Oberrechnungsrat, Strafanstaltsverwalter in Mannheim. 

Zeit 1er, Dr., Bezirksarzt, Strafanstaltsarzt in Ebrach. 

Ziegel er, Pastor, Hausgeistlicher in Wolfenbüttel. 

Zilligus, Major a. D., Strafanstaltsdirektor in Berlin- 
Moabit. 

Zindel, Ministerialrat, vertrag. Rat im Justizministerium 
Stuttgart. 
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Leitsätze, 

welche durch den Vereinsausschuss für die Vereins¬ 
versammlung in Vorschlag gebracht wurden. 


I. Zu Frage 6. 

Der erste Teil dieser Frage: „Hat sich die Alters¬ 
grenze, welche das Reichsstrafgesetzbuch für die Straf¬ 
mündigkeit festsetzt, bewährt“ 

ist zu verneinen. 

Der zweite Teil: „Empfiehlt sich bei einer Reform 
desselben ein Hinaufrücken der Altersgrenze“ 

ist zu bejahen mit der Modalität, dass die Alters¬ 
grenze auf das 14. Jahr festgesetzt werde unter der 
Voraussetzung ausreichender Zwangserziehung. In 
§ 56 des R.-Str.-G.-B. ist das Kriterium der für die 
Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen Einsicht zu 
ersetzen durch, eine Fassung, welche als entscheidend 
die Reife der Persönlichkeit überhaupt betont. 

II. Zu Frage 6. 

Die Einzelhaft hat nach überaus reiflicher Er¬ 
fahrung keine nachteiligen Einwirkungen auf die 
körperliche und geistige Gesundheit der Gefangenen. 
Sie ermöglicht die sittliche Beeinflussung der Ge¬ 
fangenen in hervorragender Weise. 

Dabei wird vorausgesetzt, dass die Einzelhaft 
Strafvollzugsart bleibt, an gesetzliche Zeitdauer nicht 
gebunden, und bei Jugendlichen nicht ausgeschlossen 
sein soll. 

III. Zu Frage 1. 

1. Als „vorbestraft“ ist hausordnungsgemäss 
strenger zu behandeln, wer, sei es innerhalb oder 
ausserhalb des deutschen Reichs, eine Freiheitsstrafe 
von mindestens einem Jahr verbüsst oder Nachhaft er¬ 
litten hat oder statt einer Freiheitsstrafe aus dem 

6 * 
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Reichsgebiet verwiesen war, sodann wer überhaupt 
drei Gefängnis- oder Haftstrafen auf Grund des § 361 
Ziffer 3—5 R.-Str.-G.-B. verbüsst hat, vorausgesetzt, 
dass im einen wie im andern Faile seit der begangenen 
neuen strafbaren Handlung und der verbüssten letzten 
Strafe, falls das bezügliche Urteil auf mindestens 
2 Monate Gefängnis oder auf Korrektionshaft lautete 
oder im Falle des Erlasses dieser Strafen seit dem 
Ablauf der Straffrist ein Zeitraum von 5 Jahren noch 
nicht verflossen ist. 

2. Vorbestrafte können durch Vorschriften 
der Hausordnung am Strafort einer strengeren Be¬ 
handlung unterworfen werden, falls das Wesen der 
Strafart dadurch nicht geändert wird. Da das 
R.-St.-G.-B. über die individuelle Behandlung der 
Gefangenen keine Bestimmungen enthält, darin viel¬ 
mehr der Strafvollzugsgewalt volle Freiheit lässt, ist 
die Notwendigkeit der gesetzlichen Regelung für 
die Anwendung strengerer Behandlung nicht vor¬ 
handen. Es erscheint aber richtig, dass in einem 
zu erlassenden Strafvollzugsgesetz jener Grundsatz 
Ausdruck finde unter allgemeiner Bezeichnung der 
Punkte, in welchen die strengere Behandlung an¬ 
gewandt werden darf. 

3. Es ist dringend geboten, die Vorbestraf ten 
strengerer Behandlung am Straforte zu unterwerfen. 
Diese hausordnungsmässig strengere Behandlung hat 
sich auf bestimmte Punkte zu beschränken, um nicht 
der unerlässlichen Individualisierung des Strafvollzugs 
bei den einzelnen Gefangenen Hindernisse zu bereiten. 
Jene hat Ausdruck zu finden in der Entziehung oder 
der Beschränkung von Besuchen, in der Verkürzung 
der Arbeitsbelohnung und der Beschränkung der Ver¬ 
fügung über dieselbe, sowie in der Entziehung des 
Einkaufs von Lebens- und Genussmitteln. 

IV. Zu Frage 2. 

Der erste Satz dieser Frage: „Hat sich das jetzige 
Strafensystem auf Grund praktischer Erfahrungen 
von Strafvollzugsbeamten bewährt?“ 

ist zu verneinen. 
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Wortlaut 

der in den 

Hauptversammlungen angenommenen Beschlüsse. 


Zu Frage 1. Hat sich die Altersgrenze, welche das 
Str.-G.-B. für die Strafmündigkeit festsetzt, bewährt oder 
empfiehlt sich bei einer Reform des Str.-G.-B. ein Hinauf¬ 
rücken derselben? 

Der erste Teil der Frage ist zu verneinen, der zweite 
mit der Modalität zu bejahen, dass die'Altersgrenze auf 
das 14. Jahr festgesetzt werde unter der Voraussetzung 
ausreichender disziplinärer Massregeln. In § 56 des 
R.-Str.-G.-B. ist das Kriterium, der für die Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderlichen Einsicht zu ersetzen durch eine 
Fassung, welche als entscheidend die Reife der Persönlich¬ 
keit überhaupt betont. 

Zu Frage 2. Welches sind die Erfahrungen über die 
Wirkung der Einzelhaft auf den Gefangenen in gesund- 
heitlic*her wie in sittlicher Beziehung? 

Die Einzelhaft hat nacdi überaus reiflicher Erfahrung 
keine nachteiligen Einwirkungen auf die körperliche und 
geistige Gesundheit der Gefangenen. Sie ermöglicht die 
sittliche Beeinflussung der Gefangenen in hervorragender 
Weise. 

Dabei wird vorausgesetzt, dass die Einzelhaft Straf¬ 
vollzugsart bleibt, an gesetzliche Zeitdauer nicht gebunden 
und bei Jugendlichen nicht ausgeschlossen sein soll. 

Zu Frage 3. Welche Gefangenen sind vom Stand¬ 
punkte des Strafvollzugs und der Gefängnisverwaltung aus 
als „rückfällig^ zu erachten? Dürfen „rückfällig“ Be¬ 
strafte durch Vorschrift der Hausordnung einer anderen 
strengeren Behandlung am Straforte unterworfen werden 
als die „nicht Rückfälligen^^ oder ist hierzu eine gesetz¬ 
liche Vorschrift erforderlich bezw. zweckmässig? Ist es 
nicht dringend geboten, die „Rückfälligen^* einer strengeren 
Behandlung zu unterwerfen, und in welchen Punkten hätte 
sich diese zu äussern? 
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1. Als „vorbestraft“ ist hausordnungsgeraäss 
strenger zu behandeln, wer, sei es innerhalb oder ausser¬ 
halb des Deutschen Reiches, eine Freiheitsstrafe, ausser 
Festungshaft, von mindestens einem Jahr verbüsst oder 
Nachhaft erlitten hat oder statt einer Freiheitsstrafe aus 
dem Reichsgebiet verwiesen war, sodann wer überhaupt 
drei Gefängnis-, oder Haftstrafen auf Grund des § 361 Z. 3 
bis 8 R.-Str.-G.-B. verbüsst hat, vorausgesetzt, das im einen 
wie im andern Falle seit der begangenen neuen strafbaren 
Handlung und der verbüssten letzten Strafe, falls das be¬ 
zügliche Urteil auf mindestens 3 Monate Gefängnis oder 
auf Korrektionshaft von gleicher Dauer lautete oder im 
Falle des Erlasses dieser Strafen seit dem Ablauf der Straf¬ 
frist ein Zeitraum von 5 Jahren noch nicht verflossen ist. 

2. Vorbestrafte können durch Vorschriften der 
Hausordnung am Strafort einer strengeren Behandlung 
unterworfen werden, falls das Wesen der Strafart dadurch 
nicht geändert wird. Da das R.-Str.-G.-B. über die indi¬ 
viduelle Behandlung der Gefangenen keine Bestimmungen 
enthält, darin vielmehr der Strafvollzugsgewalt volle Frei¬ 
heit lässt, ist die Notwendigkeit der gesetzlichen Regelung 
für die Anwendung strengerer Behandlung nicht vorhanden. 
Es erscheint aber richtig, dass in einem zu erlassenden 
Strafvollzugsgesetz jener Grundsatz Ausdruck finde unter 
allgemeiner Bezeichnung der Punkte, in welchen die 
strengere Behandlung angewandt werden darf. 

3. Es ist dringend geboten, die Vorbestraften 
strengerer Behandlung am Straforte zu unterwerfen. Diese 
hausordnungsmässig strengere Behandlung hat sich auf be¬ 
stimmte Punkte zu beschränken, um nicht der unerläss¬ 
lichen Individualisierung des Strafvollzugs bei den einzelnen 
Gefangenen Hindernisse zu bereiten. Jene hat Ausdruck 
zu finden in der Entziehung oder der Beschränkung von 
Besuchen, in der Verkürzung der Arbeitsbelohnung und 
der Beschränkung der Verfügung über dieselbe, sowie in 
der Entziehung des Einkaufs von Lebens- und Genussmitteln. 

Zu Frage 4. a) „Hat sich das jetzige Strafensystem 
auf Grund praktischer Erfahrungen von Strafv^ollzugs- 
beamten bewährt?“ b) Verneinendenfalls, welche Vor¬ 
schläge für ein neues System können auf Grund solcher 
Erfahrungen aufgestellt werden?“ lautete bezüglich a) die 
Antwort verneinend, bezüglich b) kamen folgende Reso¬ 
lutionen zur Annahme: 
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1. Es ist eine Differenzierung der mit Arbeitszwang 
verbundenen Freiheitsstrafe unerlässlich in der Richtung, 
dass unter dem Namen „Zuchthaus“ eine ipso iure mit 
Ehrverlust verbundene Freiheitsstrafe unterschieden wird 
von dem Gefängnis, welches ehrenmindernde Wirkung 
nicht hat und ihrer bürgerlichen Ehrenrechte verlustige 
Personen nicht trifft. 

Diese Unterscheidung soll sich des ferneren erstrecken 
auf den Strafvollzug und zwar insbesondere in der Richtung, 
dass der Zuchthäusler unbedingtem Zwang zu den in der 
Anstalt eingeführten Arbeiten unterliegt, und dass ihm 
keinerlei Vergünstigungen zu teil werden, während der 
Gefangene verlangen darf, in Einzelhaft gehalten zu werden, 
seine eigene Kleidung zu tragen, sich selbst zu beköstigen 
und dem Arbeitszwang in freierer Weise unterworfen 
werden kann. 

2. a) Die Verhängung von korrektioneller Nachhaft ist 

im künftigen Str.-G.-B. beizubehalten und zwar 
als Hauptstrafe; 

b) diese Hauptstrafe ist durch den Richter ohne 
Bestimmung der Dauer in der Form der Ver¬ 
weisung in das Arbeitshaus auszusprechen und 
durch die staatliche Vollzugsgewalt zu voll¬ 
strecken ; 

c) die Dauer bestimmt sich nach dem Ermessen 
der dem Arbeitshaus Vorgesetzten Aufsichts¬ 
behörde. 

3. Im Str.-G.-B. hat eine einfache Freiheitsentziehung 
mit Ueberwachung der Beschäftigung und Lebensweise 
und unter Bestimmung eines weit über die „Haft“ hinaus¬ 
gehenden Höchstbetrags Aufnahme zu finden. 


Digitized by v^ooQle 



88 


Sitzungsbericht 

nach stenographischen Aufzeichnungen. 


Dienstag, den Z- Juni, vormittags 9 Uhr. 

Erste Hauptversammlung. 

Reg.-Rat Dr. v. Engelberg: 

Hochgeehrte Exzellenz! Verehrte Anwesende! Ich 
begrüsse Sie namens des Ausschusses und danke Ihnen 
für Ihr Erscheinen bei der heutigen Versammlung. Gleich¬ 
zeitig eröffne ich dieselbe, welche die 13. unserer Mit¬ 
gliederversammlungen ist. 

Seine Exzellenz der Herr Staatsminister Dr. v. Breitling 
wird uns die Ehre geben, die Versammlung zu begrüssen. 

Staatsminister Dr. v. Breitling: 

Meine hochgeehrten Herren ! Seine Majestät der König, 
mein allergnädigster Herr, hat mir den ehrenvollen Auftrag 
erteilt, den Mitgliedern des Vereins der deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten bei ihrem heutigen Zusammentritt freund¬ 
lichen Gruss und Willkomm zu entbieten und den Ver¬ 
handlungen des Vereins schönsten Verlauf und reichsten 
Erfolg zu wünschen. Indem ich mich dieses allerhöchsten 
Auftrags entledige, darf ich bitten, mir auch meinerseits 
einige Worte zu gestatten. 

Wie Sie wissen, sind es in diesen Tagen gerade 
40 .Jahre, seit in der schwäbischen Hauptstadt — und ich 
kann hinzufügen: in dem Hause, in dem Sie sich hier 
befinden, — die ersten Bausteine zusammengetragen worden 
sind zu der Gründung des Vereins der deutschen Straf- 
anstaltsbcamten. Der württemhergischen Regierung gereicht 
es daher zu ganz besonderer Freude, dass der Verein für 
seine diesjährige Tagung wieder unser Stuttgart zum Ver¬ 
sammlungsort auserkoren hat und ich schätze mich glück¬ 
lich, namens der Regierung die Mitglieder des Vereins 
hier heute nicht nur begrüssen, sondern Sie gleichzeitig 
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auch beglückwünschen zu dürfen zu der hocherfreulichen, 
hochbedeutsaraen Entwicklung, auf welche dem Verein 
zurückzublicken heute vergönnt ist. 

Meine Herren! Es hiesse Eulen nach Athen tragen, 
wollte ich an dieser Stelle eingehender darlegen, welche 
Förderung das deutsche Gefängniswesen in den letzten 
40 Jahren der hingebenden treuen Arbeit des Vereins 
deutscher Strafanstaltsbearaten zu verdanken hat. Die 
wertvollen Erfahrungen auf dem Gebiete des Strafvollzugs, 
welche von so vielen ausgezeichneten Männern der Wissen¬ 
schaft und Praxis jahraus jahrein dem Vereine zur Ver¬ 
fügung gestellt sind, haben auch der württembergischen 
Regierung stets die Verpflichtung auferlegt, diese Er¬ 
fahrungen des genauesten nach ihrem Wert und ihrer 
Bedeutung zu prüfen und ich kann ja wohl sagen: wenn 
Sie unsere Strafanstalten überblicken, werden Sie allüberall 
nützliche Anregungen verkörpert finden, die von Ihrem 
Verein ausgegangen sind. 

Was vom Standpunkt des geltenden Strafen¬ 
systems aus für den einheitlichen, gleichmässigen Vollzug 
der Freiheitsstrafen im Deutschen Reich geschehen konnte, 
das ist ja wohl durch die bekannten bundesrätlichen 
Grundsätze vom Jahr 1897 in der Hauptsache erreicht. 
Heute ist uns, wie ich glaube, ein weitergehendes, ein 
höheres Ziel gesteckt. Nachdem das vergangene Jahr¬ 
hundert uns das bürgerliche Gesetzbuch gebracht, tritt 
mit dem neu beginnenden Jahrhundert an uns die Aufgabe 
einer allgemeinen Revision des Strafrechts und damit 
auch notwendigerweise einer Revision des Strafen¬ 
systems heran, welche grundlegend sein wird auch für 
eine gesetzliche, einheitliche Regelung des Straf¬ 
vollzugs. Mit vollem Recht hat daher der Verein der 
Frage der Wertschätzung des geltenden Strafensystems 
einen ausgiebigen Raum unter den Aufgaben der gegen¬ 
wärtigen Tagung angewiesen, und ich glaube, mich nicht 
zu täuschen, wenn ich sage, dass alle Beteiligten Ihren 
Beratungen gerade über diesen Gegenstand mit dem aller¬ 
grössten Interesse entgegensehen. Niemand ist ja mehr 
berufen, zu diesem hervorragend praktischen Teil des 
Reformwerks das Wort zu nehmen, den gesetzgebenden 
Faktoren mit sachverständigem Rat an die Seite zu treten, 
als gerade die Männer, die als Leiter und Vorsteher 
unserer Strafanstalten den nächsten, sichersten Einblick 
dahin haben, was nottut, um der uns allen gestellten 
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sozialen Aufgabe der Bekämpfung des Verbrechens gerecht 
zu werden. 

So seien Sie uns also nochmals willkommen, meine 
Herren, für Ihre Arbeit im Lande Schwaben. Mögen Ihre 
Beratungen der guten Sache, der wir alle dienen, in jeder 
Hinsicht fördernd und segenbringend sein, mögen sie 
beherrscht sein von dem Geist, der in den schlichten 
Worten zum Ausdruck kommt: in siroeritate hunmnitas! 
(Beifall.) 

Dr. V. Engelberg: 

Der Herr Oberbürgermeister der Stadt Stuttgart wird 
uns ebenfalls die Ehre geben, uns zu begrüssen. 

Oberbürgermeister Gauss: 

Meine Herren! Auch ich und die Stadtverwaltung 
möchten nicht versäumen. Sie hier in Stuttgart willkommen 
zu heissen. Die Stuttgarter freuen sich stets, wenn Kon¬ 
gresse und sonstige Vereinsveranstaltungen Stuttgart zum 
Mittelpunkt ihrer Zusammenkünfte ausersehen. Sie dürfen 
darin ein Zeugnis dafür erblicken, dass Stuttgart für eine 
Stadt gilt, in der sich’s leben lässt. Aber nicht bloss dieses 
lokalpatriotische Interesse ist es, das uns unsere Auf¬ 
merksamkeit auf Ihre Verhandlungen lenkt, vielmehr sind 
die Fragen des Strafvollzugs von grosser, allgemeiner, 
kultureller Bedeutung, so dass keine öffentliche Verwaltung 
daran gleichgültig und teilnahmslos vorübergehen kann, 
und ebenso wird auch die Stadtverwaltung Stuttgart, 
wenngleich sie, ich möchte sagen glücklicherweise, mit 
dem Strafvollzug an sieh nichts zu tun hat, Ihren Ver¬ 
handlungen mit Aufmerksamkeit und Interesse folgen. 

Ich wünsche, dass Ihre Verhandlungen von schönem 
Erfolg begleitet sein mögen; ich wünsche aber auch, dass, 
wenn Sie in einigen Tagen Stuttgart verlassen, Sie nur 
erfreuliche, angenehme Eindrücke mit nach Hause 
nehmen! (Beifall.) 

Dr. V. Engelberg: 

Meine hochverehrten Herren! Die warmen Worte, 
welche Seine Exzellenz der Herr Staatsrainister an uns 
gerichtet hat, und die liebenswürdige Begrüssung, W'elche 
das Oberhaupt der Residenzstadt des w'ürttembergischen 
Landes uns soeben darbrachte, veranlassen uns alle, zu 
danken für das Entgegenkommen, welches wir hier ge¬ 
funden haben. Ich will nicht leugnen, dass allerdings, wie 
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Seine Exzellenz ausgeführt hat, innerhalb unserer Reihen 
während der Zeit des Bestehens des Vereins emsig und 
eifrig und mindestens mit dem besten Wollen gearbeitet 
worden ist; aber wir sind auch alle, wie es früher schon 
in Versammlungen zum Ausdruck kam, fest überzeugt, 
dass, wenn irgend ein Einfluss seitens des Vereins auf die 
Gesetzgebung des Deutschen Reiches stattgefunden hat, 
dieses uns nur dadurch möglich gewesen ist, dass eben 
die Gedanken, die Anregungen und die Wünsche, welche 
aus unserer Mitte laut geworden sind, bei den mass¬ 
gebenden Kreisen ein so williges Ohr gefunden haben. 
Andernfalls wären wir vielleicht für uns selbst befriedigt, 
wir hätten aber für das Allgemeinwohl wenig Erspriess- 
liches geleistet, wenn wir nicht dieser schützenden Pro¬ 
tektion der Regierungen von Anfang des Bestehens des 
Vereins an sicher gewesen wären. Deshalb wollen wir 
heute am Anfang dieser Versammlung gleich wieder das 
Gelübde ablegen, bestrebt zu sein, auch in dieser jetzigen 
Tagung alles einzusetzen, um uns dieses Vertrauens 
würdig zu erweisen. 

Meine Herren! Wir haben satzungsgemäss zunächst 
in den geschäftlichen Teil eintretend nach § 11 unserer 
Statuten einen Präsidenten zu wählen, dem die Leitung 
der diesjährigen Verhandlungen obliegt. Es w\ar eine un- 
gemeine Beruhigung für den Ausschuss, dass auf eine 
vertrauliche Anfrage hin der Herr Geh. Rat Prof. Dr. 
Wach aus Leipzig die Annahme der Wahl, wenn sie auf 
ihn fallen sollte, in Aussicht stellte. Sie alle kennen 
*die Energie und Liebenswürdigkeit, die Herr Geh. Rat 
als Vorsitzender unserer früheren Versammlungen ent¬ 
wickelt hat, und Sie wissen, dass ihr Gelingen auf 
dessen vortreffliche Art der Leitung zurückzuführen ist. 
Es bedarf keiner weiteren Empfehlung, es bedarf auch 
keiner weiteren Bitte an sie, damit einverstanden zu sein, 
dass der Herr Geh. Rat das verantwortungsvolle und, 
ich darf auch sagen, heuer wirklich schwierige Amt eines 
Vorsitzenden übernimmt. 

Erheben Sie sich, bitte, zum Zeichen der Zustimmung 
und des Dankes von Ihren Sitzen. (Geschieht.) Ich darf 
den Herrn Geh. Rat nunmehr wohl bitten, die Ver¬ 
handlungen leiten zu wollen. 

Vorsitzender Geh. Rat Prof. Dr. Wach: 

Meine hochgeehrten Herren! Es ist das drittemal, 
dass Ihr Vertrauen mich auf den Stuhl des Vorsitzenden 
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beruft. loh kann diesen Ruf nicht besser beantworten als 
dadurch, dass ich Ihnen meinen wärmsten Dank dafür 
ausspreche und mich nochmals bereit erkläre, nach meinen 
Kräften die Verhandlungen zu leiten. Ihr Ruf, meine 
Herren, hat diesmal für mich einen ganz besonderen Wert, 
denn erst allmählich lernt man die Sache lieb gewinnen. 
Es geht mit solchen Dingen wie etwa in der Ehe: die erste 
Liebe verrauscht schnell, aber wenn sich die Gewohnheit 
einstellt, ist das feste und dauernde Band geschlossen. 
Und so ist dieser Rückfall, dessen Sie sich schuldig ge¬ 
macht haben (Heiterkeit) für mich ein ganz besonders er¬ 
freulicher. 

Es ist bereits von Sr. Exzellenz dem Herrn Minister¬ 
präsidenten betont worden, dass wir grossen Dingen ent¬ 
gegengehen. Die Zeiten sind sehr ernst und sehr ent- 
scheidungsscliwanger, nicht nur auf dem Gebiet des 
allgemeinen politischen Lebens, sondern insbesondere auf 
dem Gebiete Ihres Berufes. Die allgemeine Erkenntnis, 
dass unser Strafrecht unzulänglich sei, ist gleichbedeutend 
mit der Pflicht zu bessern, und wir begrüssen es mit 
Freude, dass die Bundesregierungen die Hand an dieses 
grosse Werk legen wollen. Die Vorarbeiten sind einge¬ 
leitet, aber man möchte an der Aufgabe verzweifeln, wenn 
ihr Gelingen abhinge von der grossen grundlegenden Frage, 
des Problems der Wirkung der Freiheitsstrafen. Sie alle 
stehen inmitten des Lebens, und wenn irgendwo ist hier 
der Satz, dass alle Theorie grau ist, ganz zutreffend. Auf 
dem Gebiete des Strafensystems lässt sich keine Schablone 
anwenden. Kein Theoretiker vermag zu Avissen und zu 
sagen, was wir eigentlich mit unsern Strafen tun ; nur wer 
sie übt, wer an lebendigen Menschen arbeitet, der weiss 
es: und diese Ihre Wissenschaft kund zu tun und über die 
Fundamentalfrage des Strafensystems Ihre Erfahrungen zu 
äussern, den massgebenden Instanzen zu unterbreiten, das 
ist wohl eine Aufgabe, deren sich der Verein in hohem 
Grade freuen darf. 

An diese Aufgabe werden wir ja auch in dieser 
Tagung, wenn auch nur einleitend, herantreten ; vollständig 
kann der Gegenstand natürlich hier nicht behandelt 
werden. Es musste aber ein Anfang gemacht werden und 
ich bin beglückt darüber, dass Seine Exzellenz ganz 
besonders Gewicht gelegt hat auf die Besprechung der 
Frage II. 
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Wenn ich nun den Vorsitz übernehme, liegt es mir 
zunächst ob, das Bureau zu konstituieren und ich gestatte 
mir, die Bitte an die Herren Geh. Oberregierungsrat 
Dr. Krohne und Ministerialrat v. Schwab zu richten, die 
Stellvertretung des Vorsitzenden zu übernehmen, und ferner 
an die Herren Oberjustizrat Jehle und Kaplan Hagmann, 
als Schriftführer gütigst fimgieren zu wollen. 

Ich frage, ob die Herren bereit sind, dem Ruf zu 
folgen ? (Zustimmung). Darf ich die Herren bitten, hier 
Platz zu nehmen. 

An Stelle des verhinderten Herrn Jehle bitte ich Herrn 
Verwalter Rudolf das Schriftführeramt zu übernehmen. 

Ich gestatte mir ferner, einige Bestimmungen unserer 
Satzungen in das Gedächtnis zurückzuführen; Die Ab¬ 
stimmungen erfolgen durch einfache Mehrheit der An¬ 
wesenden und zwar stimmen wir ab durch Aufstehen bezw'. 
Sitzenbleiben. Anträge sind schriftlich einzugeben. Ein 
Schlussantrag wird ohne vorgängige Debatte zur Ab¬ 
stimmung gestellt. Es gilt der heilsame Satz, dass Referenten 
nicht länger als ’/a Stunde, Redner nicht länger als 10 
Minuten sprechen dürfen. Die Meldungen zum Wort er¬ 
folgen bei den Herren Schriftführern. 

Die Herren, welche nicht Mitglieder des Vereins sind, 
können mit Zulassung des Vorsitzenden unseren Verhand¬ 
lungen beiwohnen und diese Zulassung ist jetzt von mir 
eventuell ausgesprochen; um aber sicher zu gehen bei den 
Abstimmungen, da Nichtmitglieder nicht stimmberechtigt 
sind, bin ich genötigt, diejenigen Herren, welche nicht 
Mitglieder sind, zu bitten, sich von ihren Sitzen zu erheben, 
damit ich deren Zahl übersehen kann. (Geschieht). Ich 
kann feststellen, dass nicht mehr als 10 Herren etwa als 
Gäste unter uns weilen — ich möchte aber die Gäste nicht 
abschrecken, sie sind freundlichst eingeladen! 

Wir würden nun in den weiteren Gegenstand der 
Tagesordnung eintreten: 

Erstattung des Geschäftsberichts durch den Vor¬ 
sitzenden des Ausschusses, und bitte ich den Herrn Re¬ 
gierungsrat Dr. V. Engelberg das Wort zu ergreifen. 

Reg.-Rat Dr. v. Engelberg: 

Hochverehrte Herren! Statutengemäss habe ich der 
Versammlung nunmehr Rechenschaft über die Tätigkeit 
des Ausschusses seit der letzten Versammlung abzulegen 
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und Auskunft zu erteilen über den gegenwärtigen Stand 
unserer Vereinsangelegenheiten. Da mahnt mich denn 
die Freude des Wiedersehens so vieler alten Freunde und 
Kollegen, welche uns die diesjährige Versammlung ver¬ 
schafft, in erster Linie derer zu gedenken, die leider für 
immer unsern Zusammenkünften fernbleiben werden und 
deren Abberufung aus ihrer uns gewidmeten Tätigkeit uns 
gebieterisch auffordert, die Zeit zu nützen, die uns zum 
Wirken auf Erden gegeben-ist. Treffliche Männer sind es, 
die uns der Tod in den letzten 2 Jahren entriss, und wenn 
auch Ihnen Allen die Anzeigen der einzelnen Verluste s. Zt. 
in den „Blättern“ bekannt gegeben wurden und wenn ich 
auch nicht alle dahingeschiedenen Freunde heute nennen 
kann, so sei doch der Ehrenmitglieder Geh. Rat Lüttgen 
aus Hannover und Direktor Salis aus Bern, sowie des 
Ausschussmitgliedes Geh. Rat Schlippe aus Darmstadt 
namentlich gedacht. Während die beiden ersteren ver¬ 
möge ihres Alters in den letzten Jahren nicht mehr aktiv 
hervortraten, bedeutete der Tod des Geh. Rats Schlippe 
den Verlust einer Arbeitskraft, den zu ersetzen wir alle 
Mühe haben werden. Erheben wir uns zum Andenken an 
alle uns entrissenen Mitglieder mit dem Gelöbnis von den 
Sitzen, dass wir ihre Verdienste um unsere Sache nie ver¬ 
gessen wollen. (Geschieht.) 

Ich glaube ferner in Ihrem Sinne zu handeln, w^enii 
ich im Anschluss an den bereits abgestatteten Glückwunsch 
des Ausschusses in unser aller Namen an dieser Stelle 
dem verehrten Ausschussmitglied, Oberregierungsrat Gruse 
in Braunschweig, zu seiner kürzlich zurückgelegteu 
25jährigen Gefängnisdienstzeit die herzlichsten Glück¬ 
wünsche ausspreche. Mögen die jungen Kollegen .an 
diesem Mann emporschauen und sich seinen Lebenslauf 
als Beispiel nehmen. 

Es hiesse meiner Aufgabe nicht gerecht werden, wenn 
ich nicht am Schlüsse dieser persönlichen Mitteilungen 
unserer Freude Ausdruck gäbe, dass wir dieses Jahr 
Kollegen aus Oesterreich - Ungarn in grösserer Zjihl in 
unserer Mitte sehen und dass auch ein ^litglied des uns 
so eng befreundeten schw^eizerischen Vereins für Straf- 
und Gefängnis wesen sich eingefunden hat. 

Auf das rein Geschäftliche übergehend habe ich zu 
bemerken die Ehre: dem Auftrag der letzten Versammlung^ 
nachkommend, hat der Ausschuss neue Statuten, die den 


Digitized by kjOOQle 



95 — 


Bestimmungen des B. G.-B. über die eingetragenen Vereine 
entsprechen, ausgearbeitet, über die morgen zu beraten 
sein wird. Es wurde ferner eine Bibiiothekskommission zur 
Durchführung der diesbezüglichen Beschlüsse der letzten 
Versammlung gewählt, welche bereits ins Leben getreten 
ist und einen in Band 36 der „Blätter^* veröffentlichten 
Bericht erstattet hat. Es ist ein Einwand gegen deren 
Zusammensetzung von einer Seite erhoben worden, als sei 
der Lehrerstand nicht berücksichtigt, was aber unrichtig 
ist, indem Herr Birkigt in Zwickau und Herr Zender 
in Siegburg als Repräsentanten dieses Standes in der 
Kommission sitzen. Der Vorsitzende der Kommission, Herr 
Oberjustizrat Eggert, wird morgen über die Arbeiten der 
Kommission berichten. 

Die Entwicklung des Vereins kann als günstig be¬ 
zeichnet werden, indem die Mitgliederzahl von 733 auf 788 
gestiegen ist. Besonders zu bemerken ist der Beitritt der 
elsässischen, der preussischen — soweit sie noch aus¬ 
standen — und der württembergischen Staatsanwaltschaften, 
sowie verschiedener Staatsbehörden nämlich der Herzogtümer 
Sachsen-Altenburg und Meiningen, sowie der Fürstentümer 
Lippe-Detmold und Schaumburg-Lippe. Nichtsdestoweniger 
hat der Ausschuss die Wahrnehmung gemacht, dass eine 
Reihe von Strafanstaltsbeamten nicht Mitglieder sind. Es 
muss unsere Sorge sein, diese zu gewinnen, umsomehr, 
als die Schuld des Nichtbeitritts bisweilen in dem Miss¬ 
verständnis zu suchen ist, dass neuzugehende Kollegen 
zum Beitritt aufgefordert würden, wenn man ihre Mit¬ 
gliedschaft wolle, oder dass es genügend sei, wenn die 
Anstalt als solche Mitglied sei. Wenn die Versammlung 
einverstanden ist, wird der Ausschuss in dieser Richtung 
Schritte tun. (Zustimmungs- und Billigungszurufe.) Dieser 
Werbezug, den ich nun mit Ihrer Zustimmung unternehmen 
will, rechtfertigt sich namentlich auch im Hinblick auf die 
Finanzen. Unser Vermögen beträgt 4342.42 Mk., weist 
also gegenüber der vorigen Rechnung ein Minus von 
627.56 Mk. auf. Der Ausschuss schlägt Ihnen vor, Herrn 
Verwalter Lang aus Mainz zum Revisor der abgeschlossenen 
Rechnung zu ernennen, der hiezu bereit ist (Zustimmung 
durch Zuruf). Die Verminderung des Vermögens ist lediglich 
auf die Erhöhung der Buchdruckerpreise zurückzuführen. 
Diese Tatsache sowie die, dass seitens des Ausschusses 
auch seit meiner Leitung nichts versäumt wurde, um die 
Einnahmen zu heben, bezeugt folgende Zusammenstellung: 
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Jahr 

Beiträge 

Erlös aus Verkauf 
der Blätter für 
Gefängniskunde 
im Buchhandel 

Ein¬ 

nahmen 

aus 

Inseraten 

Ausgaben 

für 

Drucksachen 



Ji 




1892 


2556 

247 

— 

917 

1893 


2446 

280 

— 

1718 

1894 


2383 

445 

— 

1793 

1895 

• a 

ST? 

2419 

393 

— 

1983 

1896 

a 

a 

2536 

277 

— 

1624 

1897 


2459 

392 

— ■ 

1969 

1898 ; 

i 

2742 

345 

44 

2177 

1899 


2568 

466 

36 

2109 

1900 


2436 

501 

30 

2102 

1901 

0 9 

3792 

800 

50 

2220 

1902 

1 M 2. 

1 

2792 

554 

130 

3478 


Dafür, dass der Vereinsausschuss mit der Art und 
Weise der Redigierung des Vereinsorgans auf dem rechten 
Wege ist, dafür sprechen wohl vor allem die Einnahmen, 
welche die im Buchhandel vertriebenen Bände der Blätter 
eingebracht haben. Der Ausschuss und mit ihm der Verein 
erfüllt nur eine Pflicht der Dankbarkeit, wenn er an dieser 
Stelle den ständigen Mitarbeitern: cand jur. Berthold in 
Berlin, Professor Dr. v. Kirchenheim in Heidelberg, Staats¬ 
anwalt Dr. Nemanitsch in Marburg, Assessor Dr. Rosen¬ 
feld in Berlin und Oberlandesgerichtsrat Simonson in 
Breslau, sowie ferner den Herren Geh. Rat Wt\ch-Leipzig, 
Professor Hiller-Graz, Oberrichter Dr. Crusen-Kiautschou 
und Dr. Weideinann-Berlin, welche uns in der letzten Periode 
mit grösseren Arbeiten bedacht haben, seinen tiefsten Dank 
ausspricht. 

Solange uns solche Mithilfe nicht versagt ist, wird es 
gelingen, die Blätter für Gefängniskunde und dadurch den 
Verein auf der Höhe zu halten. Helfe deshalb jeder von 
uns an seinem Platz mit, tüchtige Mitarbeiter aus unseren 
Reihen und den Männern der Wissenschaft für unsere Zeit¬ 
schrift zu gewinnen. Mit dieser Bitte schliesse ich meinen 
Geschäftsbericht. 
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Vorsitzender: 

Ich möchte fragen, ob die Herren den Geschäfts¬ 
bericht akzeptieren? Welche damit einverstanden sind, 
bitte ich, sich zu erheben. — Einstimmig angenommen. 

Es wird mir mitgeteilt, dass noch Gelegenheit ge¬ 
geben werden möchte, Begrüssungen darzubringen und 
darf ich zunächst dem Herrn Geheimen Oberregierungsrat 
Dr. V. Tischendorf, dem Vertreter des Reichsjustizamtes 
in Berlin, das Wort erteilen. 

Dr. V. Tischendorf: 

Meine geehrten Herren! Ihrer freundlichen Einladung 
habe ich gerne Folge geleistet und ich bin namens der 
Reichsjustizverwaltung beauftragt, auch in diesem Jahr 
den Verhandlungen beizuwohnen. Sie können daraus ent¬ 
nehmen, dass die Reichsjustizverwaltung dem Verein und 
den von Ihnen verfolgten Bestrebungen andauernd grösste 
Sympathie, grösstes Interesse entgegen bringt. M. H., Ihre 
Verhandlungen beanspruchen z. Z. allgemeines Interesse, 
weil ja die grosse Frage der Reform des Strafrechts, des 
Strafprozesses und damit untrennbar verbunden die Frage 
der gesetzlichen Regelung des Strafvollzugs in das Stadium 
der Vorbereitung getreten sind. Die Reichsjustizverwaltung 
kann es nur mit grossem Dank begrüssen, wenn Sie viel¬ 
leicht noch mehr, als bisher schon geschehen, diese Fragen 
zum Gegenstand Ihrer Verhandlungen machen und damit 
den reichen Schatz der bisher von Ihnen gesammelten Er¬ 
fahrungen für die erspriessliche Lösung all dieser Fragen 
zur Verfügung stellen. 

Ich habe also namens der Reichsjustizverwaltung die 
Ehre, Sie zu begrüssen und Ihnen guten Erfolg für Ihre 
Beratungen zu wünschen. (Beifall.) 

Vorsitzender: 

In der gleichen Angelegenheit erteile ich das Wort 
dem Herrn Geheimen Oberregierungsrat Dr. Krohne. 

Geh. Oberreg.-Rat Dr. Krohne: 

Meine Herren, es ist mir der angenehme Auftrag zu 
teil geworden von den verbündeten Deutschen Regierungen, 
dem Verein Gruss und rege Teilnahme auszusprechen. 
Diese Aufgabe ist um so ehrenvoller für mich, als ich 
vielleicht eines von den wenigen älteren ^litgliedern bin, 
welche dem Verein von Anfang an angehören, umsomehr, 
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als ich von 1865 an alle Versammlungen des Vereins bis 
auf 2 besucht habe. 

Meine Herren, dass der Verein hier in Stuttgart tagt, 
das ist bedeutsam; noch bedeutsamer, dass der Verein hier 
gegründet worden ist. „Furchtlos und treu!“ das ist der 
Wahlspruch des Landes, auf dessen Boden wir jetzt stehen; 
„furchtlos und treu!“ das hat der schwäbische Stamm ge¬ 
zeigt im Laufe der Jahrhunderte, von der Zeit an, wo die 
Schwaben das Panier des alten deutschen Reiches, die 
Reichssturmfahne, vorangetragen haben, bis zu dem Augen¬ 
blick, wo die schwäbischen Krieger mit ihrem Blute das 
neue Deutsche Reich haben gründen helfen! „Furchtlos 
und treu!“ das ist der Wahlspruch gewesen der Geistes¬ 
helden, welche in grosser Zahl ausgegangen sind aus dem 
schwäbischen Lande; mögen sie gewirkt haben in der 
eigenen Heimat oder mögen sie ihre Eigenart hinaus¬ 
getragen haben in alle deutschen Gaue, bis an die Ostsee 
und bis an die Nordsee. Wo sie gewirkt haben und w'as 
sie geleistet haben, eins hat man ihnen nachsagen und 
zugestehen müssen; „furchtlos und treu“ haben sie ge¬ 
handelt; „furchtlos und treu!“ die Denker, welche hinauf¬ 
gestiegen sind auf die höchsten Höhen der Wissenschaft, 
dass sie fast den Boden unter den Füssen verloren haben, 
„furchtlos und treu“, mag sie der Zweifel und die Kritik 
hinab geführt haben in die tiefsten Tiefen des menschlichen 
Forschens, wo sie mit ihrem Herzen bezahlt haben das 
Forschen nach Wahrheit; „furchtlos und treu!“ die Dichter, 
welche gesungen haben — ich erinnere nur an das Wort, 
welches durchklingt durch das ganze deutsche Volk und 
uns begleitet hat von unsern tiefsten Erniedrigungen bis 
zu der höchsten Erhöhung: 

„Nichtswürdig ist die Nation, 

Die nicht ihr Alles setzt an ihre Ehre!“ 

„Furchtlos und treu!“ meine Herren, das ist das Ge¬ 
schenk, welches dieses Land unserem Verein in die Wiege 
gelegt hat! Und nachdem 40 Jahre ins Land gegangen 
sind, hat unser Verein zu prüfen, ob er das Geschenk ge¬ 
wertet hat, ob er des Geschenkes w'ert gewesen ist? 

Meine Herren, wir sind Männer ernster Arbeit, 
schwerer Arbeit, die uns auch hineinführt in die tiefsten 
Tiefen menschlichen Elends, welche uns dazu zwingt, den 
Menschen zu erforschen, leiblich, sittlich, geistig. Ich 
glaube, wir überheben uns nicht, wenn wir sagen: wir 
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sind „furchtlos und treu^^ gewesen in unserer Arbeit, haben 
es wenigstens sein wollen und das Wort: „in magnis voluisse 
sat est* mag auch uns zu gute kommen. 

Seine Exzellenz der Herr Ministerpräsident hat uns 
so freundlich begrüsst im Namen des erhabenen Landes¬ 
herrn, unter dessen Schutz wir tagen; wenn Sie uns das 
Zeugnis geben — Ihr erhabener Herr und Sie, Exzellenz — 
dass unser Verein dem Wahlspruch des Landes gefolgt 
ist, wäre das unser schönster Lohn! 

So begrüsse ich als Vertreter der verbündeten 
Regierungen und als Vertreter des Königl. Preussischen 
Ministeriums des Innern den Verein; möge der Verein 
seine Bahn ziehen „Furchtlos und treu!“ (Beifall.) 

Vorsitzender: 

Wir treten nun ein in die Beratung und Beschluss¬ 
fassung über die zur Diskussion gestellten Fragen. Das 
Programm ist in Ihren Händen und Sie entnehmen aus 
demselben, dass uns 8 Fragen vom Ausschuss vorgelegt 
worden sind. Der Ausschuss hat gestern Beratung gepflogen 
über die Reihenfolge der Erledigung und im Anschluss 
daran werde ich zunächst zur Diskussion stellen die 
Frage 5, welche lautet: 

„Hat sich die Altersgrenze, welche das Reichs¬ 
strafgesetzbuch für die Strafmündigkeit festsetzt, 
bewährt, oder empfiehlt sich bei einer Reform 
desselben ein Hinaufrücken derselben?“ 

Referent für diese Frage ist der Herr Strafanstalts¬ 
direktor Major a. D. Zilligus-Berlin-Moabit; ich bitte ihn, 
das Wort zu ergreifen. 

Direktor Zilligiis-Berlin: 

Meine Herren! Als mir vor Kurzem durch unseren 
verehrten Herrn Vorsitzenden die Aufforderung zuging, 
über Frage 5 zu referieren, war ich nicht allzu freudig 
überrascht; nicht gerade wegen der damit verbundenen 
Arbeit, sondern weil ich mir sagte, dass für dieses Referat 
besser ein Jurist, Vorsteher einer Erziehungsanstalt oder 
ein Strafvollzugsbeamter passe, der Erfahrung in der 
Strafvollstreckung an Jugendlichen habe; mir fehlt leider 
jede dieser Eigenschaften. So habe ich mich denn bemüht, 
das für die Beurteilung der Frage Erforderliche aus 
den vorliegenden Gutachten zu entnehmen. Der Herr 
Vorsitzende empfahl mir, das Referat kurz zu halten; 
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überdies ist ja auch die vorliegende Frage in der Literatur 
so ziemlich abgetan. Das preussische Strafgesetzbuch 
vom Jahr 1851 enthielt die Bestimmung, dass, wenn der 
Angeklagte das 16. Jahr noch nicht erreicht hat und es 
würde entschieden, dass er ohne Unterscheidungsvermögen 
gehandelt habe, so sei er freizusprechen. Eine gleiche 
Bestimmung enthielt das bayerische Strafgesetzbuch; die 
übrigen Bundesstaaten hatten ein Lebensalter unbedingter 
Straf u n mündigkeit festgesetzt, innerhalb dessen der Täter 
unter keinen Umständen wegen gesetzwidriger Handlungen 
gestraft werden konnte. Das Ende dieser Lebensperiode 
schwankte zwischen dem 10. und 14. Lebensjahre. 

In der geltenden Strafgesetzgebung ist die Alters¬ 
grenze für die strafrechtlich zu Verfolgenden nach unten 
hin auf das 12., nach oben hin auf das 18. Lebensjahr 
festgelegt. Die Bedeutung dieser Altersgrenzen findet in 
den §§ 55—57 des Reichsstrafgesetzbuches ihren Ausdruck. 
Die Feststellung der unteren Strafmündigkeitsgrenze auf 
das 12. Lebensjahr stützt sich im wesentlichen auf ein 
Grutachten der Königl. preussischen wissenschaftlichen 
Deputation für das Medizinal wesen, welches sich dahin 
aussprach, da.ss bis zum 12. Lebensjahre die Eigentümlich¬ 
keiten des Kindesalters vorherrschten, dass der Mensch 
bis dahin von rein kindlichen Trieben geleitet werde 
und unter diesem Alter ohne Ausnahme für unzurechnungs¬ 
fähig zu erachten sei, Der Gesetzgeber nahm diese Alters¬ 
grenze für die absolute Straflosigkeit an und bestimmte 
von diesem Alter ab eine Uebergangszeit vom 12. bis zum 
18. Lebensjahre, in dem der Richter ermessen müsse, ob 
der Angeklagte bei Begehung der strafbaren Handlung 
die zur Erkenntnis der Strafbarkeit erforderliche Einsicht 
gehabt habe. 

Wenn die wissenschaftliche Deputation dazu das 
12. Lebensjahr in Vorschlag brachte, so mag sie von 
ihrem Standpunkte aus ganz recht haben, vom Standpunkt 
des praktischen, wirklichen Lebens wohl nicht; jedenfalls 
deckt sich dieser Vorschlag nicht mit der allgemeinen 
Anschauung, die das Kind, welches die Schule besucht, 
— das ist bis zum 14. Lebensjahre — als das betrachtet, 
wms es ist — als Kind. Solche Kinder vor Gericht zu 
stellen, ist fehlerhaft, die schüchternen geben gar keine 
oder verkehrte .4ntworten, die anderen bringen Dinge 
vor, die dem in Frage stehenden Hergange nicht ent¬ 
sprechen. Das Kind kommt sich wichtig vor, es kehrt in 
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die Schule zurück, macht, je nach den Eindrücken, welche 
es erhalten, Erzählungen, die den Keim von sittlichen 
Schädigungen in sich tragen. Tritt eine Verurteilung ein, 
so liegt natürlich die Sache weit schlimmer. Das Kind 
kommt aus dem Gefängnis in die Schule, es ist gewisser- 
massen dem Kindesalter entrückt, es hat ein Stück, 
vielleicht sehr dunklen, Lebens kennen gelernt und spricht 
davon, je nach seiner Veranlagung; es wird angestaunt 
und regt wohl gar den Reiz in anderen an, so etwas auch 
einmal durchzumachen. Das Kind und mit ihm andere 
Kinder haben den Schrecken vor den Gefängnismauern 
verloren, manch’ eines hat es im Gefängnis viel besser 
gehabt als zu Hause und geht mit dem Gedanken heraus: 
es war darin gar nicht so schlimm, lange nicht so schlimm, 
wie ich es mir gedacht; es bewahrt dem Gefängnis eine 
freundliche Erinnerung. Es ist fraglos unerwünscht, der¬ 
artige Kinder in der Schule zu wissen; jede Berührung 
mit dem Gericht und dem Strafhause ist besser zu ver¬ 
meiden. 

Und nun der Strafvollzug selbst; an den meisten 
wird er wirkungslos vorübergehen, er wird schlechte 
Früchte zeitigen und um so mehr, als die Einrichtungen 
der meisten Anstalten nicht derartige sind, dass die Ab¬ 
sonderung der Jugendlichen, so, wie sie wünschenswert 
wäre, stattfinden kann. 

Einzelhaft ist für Kinder in solchem Alter sehr be¬ 
denklich und die Gemeinschaftshaft hat ihre so schweren 
Schattenseiten, dass von ihr kein Segen zu erwarten ist. 
Binder im schulpflichtigen Alter gehören nicht in’s Straf¬ 
haus, sie gehören in’s Erziehungshaus, in die Schule. Die 
Einsperrung im Gefängnis bedeutet für .Jugendliche eine 
Härte, die sie zwar während des Vollzugs selbst nicht 
empfinden, die ihnen aber einen Makel anfügt, der ihnen 
w'ährend des ganzen Lebens, in welches sie noch nicht 
einmal eingetreten sind, anhängt. 

Erscheint es jxus diesen Gründen notwendig, die Alters¬ 
grenze von 12 .Jahren hinaufzurücken, so entsteht die Frage: 
bis zu w’^elchem Alter das zu geschehen hat, als deren Be¬ 
antwortung, das 14. Lebensjahr allgemein empfohlen wird. 
Mit dem 14. Lebensjahr endigt in Deutschland die Schul¬ 
pflicht, gleichzeitig findet gewöhnlich die Einsegnung statt, 
die Knaben gehen meist als Handwerkslehrlinge, I^auf- 
burschen u. s. w. aus dem Elternhause; sie treten damit 
aus der Zucht desselben und aus der Schule, sie treten in 


Digitized by Google 



102 — 


die Oeffentlichkeit ein und müssen sich Geboten und Ver¬ 
boten fügen. Aus diesen rein praktischen Gründen wird 
ziemlich allgemein die Hinaufrückung der Altersgrenze vom 
12. auf das 14. Lebensjahr empfohlen. 

Dazu tritt noch eine fernere Erwägung: begeht ein 
Kind, welches eben erst das 12. Lebensjahr vollendet hat 
bezw. im Lebensalter von 12—14 Jahren steht eine straf¬ 
bare Handlung, so wird es vor Gericht gestellt und es ist 
Sache des Richters, den Grad seiner Einsicht festzustellen. 
Hält sich der Richter an den Wortlaut des § 56 des Reichs¬ 
strafgesetzbuches und stellt an die Einsicht nur die For¬ 
derung, dass der Angeklagte wusste, dass er etwas Un¬ 
rechtes begeht, so wird der Angeklagte ziemlich regel¬ 
mässig ins Gefängnis wandern; stellt er an die Einsicht 
eine hohe Anforderung, dann wird der Angeklagte im Alter 
von 12—14 Jahren ziemlich regelmässig freigesprochen 
werden. So entsteht eine Verschiedenheit in der Recht¬ 
sprechung. 

Dass diese Verschiedenheit tatsächlich besteht, dafür 
gibt das Gutachten des Herrn Generalstaatsanwalts Dr. 
Preetorius einen Beleg. Nach diesem Gutachten schwankte 
nach der Reichskriminalstatistik in den Jahren 1894—1900 
die Zahl der Freisprechungen auf je 100 Aburteilungen 
zwischen 91 und 12. Diese Verschiedenheiten entfallen 
haturgemäss auf die Jüngsten, also auf die Altersklasse von 
12 bis 14 Jahren; sie haben ihren Grund in der Dehnbar¬ 
keit des Begriffs „Einsicht^^; dehnbar vom Begriff des ein¬ 
fachen Wissens, dass eine bestimmte Handlung unerlaubt, 
bis zum Erwägen der Gegenüberstellung der Handlung an 
sich und der sich aus ihrer Begehung ergebenden Folgen. 

Zur möglichsten Vermeidung solcher Verschiedenheiten 
hat man sich bemüht, für die Prüfung, ob der Angeklagte 
zwischen 12 und 18 Jahrendiezur Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderliche Einsicht besessen oder ob sie ihm gemangelt 
habe, nach einem mehr sicheren Massstab zu suchen. Bei 
der Prüfung des Grades der Einsicht kommt der Richter 
gewiss nicht selten zu dem Resultat, dass der Angeklagte 
wohl die Einsicht gehabt habe, dass er etwas Strafbares 
begehe, gleichzeitig aber auch zu dem, dass er bei Be¬ 
gehung der strafbaren Handlung von rein kindlichen Trieben 
geleitet wnirde und kein Verständnis für die Tragweite des 
von ihm begangenen Rechtsbruches hatte, dennoch muss 
er strafen; straft er nicht und folgt seinem Billigkeitsgefühl, 
so verfährt er mindestens nicht nach dem Wortlaut des 
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Gesetzes, er begeht eine Rechtsbeugung. Die Prüfung der 
Einsicht ist schwer und trotz aller aufgewendeten Mühe 
das Resultat unsicher; zumal bei der Vieldeutigkeit des 
Begriffes „Einsicht“. Der Richter ist nicht in der Lage, 
den Grad der Einsicht so festzustellen, wie es nötig wäre; 
er hat zu einer so eingehenden Prüfung nicht Zeit und 
Gelegenheit genug. 

Es wird empfohlen, statt der Einsicht „die sittliche 
Reife“ zu fordern, deren Beurteilung dem Richter einen 
etwas besseren Massstab in die Hand geben dürfte; über¬ 
dies wird solche Prüfung mit dem zunehmenden Lebens¬ 
alter des Angeklagten sicherer. Einsicht ist Wissen, dass 
eine bestimmte Handlung unerlaubt ist, sittliche Reife ist 
das Vermögen, nicht nur das Unerlaubte der Handlung zu 
erkennen, sondern auch das Für und Wider vor Begehen 
der strafbaren Handlung zu erwägen. Mit dem 14. Lebens¬ 
jahre wird durchschnittlich der Mensch diese Reife erlangt 
haben. Auch die Annahme des 14. Lebensjahres ist von 
einer gewissen Willkür nicht freizusprechen, denn der 
Mensch entwickelt sich nicht in scharfen Grenzen. Es ist 
gewiss nicht zu bestreiten, dass unter den 12—14 Jährigen 
sich schon einzelne grosse Bösewichter befinden, aber solche 
befinden sich auch unter den noch nicht 12Jährigen; beide 
gehören besser in ein Erziehungshaus als in ein Strafhaus; 
in eine ernste Erziehung, die das Versäumte nachzuholen 
versucht und staatlich überwacht wird, also in die Zwangs¬ 
erziehung. Ich führe nach dieser Richtung eine Stelle aus 
dem Gutachten des Herrn Strafanstaltsdirektors Dr. Gennat 
an, er sagt: „Wer jugendliche Gefangene unter den Händen 
hat, wird oft vom Mitleide gerührt werden; der Mensch¬ 
heit ganzer Jammer aber fasst ihn an, wenn er noch nicht 
halbwüchsige Schulbuben oder -Mädchen hinter Mauern 
und Gittern, Tür und Riegel einschliessen und mit dem 
Brandmal des Gesessenhabens behaftet gehen lassen muss“. 

Von den vier Herren Gutachtern sprechen sich 3 aus 
den angeführten Gründen für die Hinaufrückung der Alters¬ 
grenze vom 12. auf das 14. Lebensjahr aus; ein Gutachten 
spricht sich dagegen aus und will die Altersgrenze auf 12 
belassen. Dieses Gutachten des Herrn Oberjustizrats 
Dr. Maier führt aus: es sei auf der einen Seite eine 
Uebertreibung des Schutzes jugendlicher Personen, wenn 
die unbedingte Strafmündigkeit in solange erstreckt wird, 
bis gemeinhin der heranwachsende Mensch die Fähigkeit, 
sein Handeln nach sittlichen Beweggründen zu bestimmen. 


Digitized by 


Google 



104 


erlangt hat; dazu würde auch die Grenze von 14 Jahren 
bei weitem nicht ausreichen; auch der Begriff der sittlichen 
Reife als Kriterium der Strafmündigkeit sei ungeeignet, 
weil dem subjektiven Ermessen des Richters ein zu grosser 
Spielraum gelassen sei. Der Herr Gutachter bestreitet, 
dass der dem Strafrichter durch die Natur der Sache 
gelieferte Massstab des Vorhandenseins derjenigen Einsicht, 
welche zur Erkenntnis der Strafbarkeit einer Tat befähigt, 
nicht sollte verwendet werden können; den Missständen, 
welche unbestreitbar mit Strafprozessen und dem Vollzug 
der Freiheitsstrafe gegen Täter dieses Alters verbunden 
seien, sei durch andere Mittel abzuhelfen, unter anderem 
durch Einschränkung der Oeffentlichkeit der Verhandlungen 
gegen jugendliche Angeklagte, durch bedingte Verurteilung 
oder Begnadigung oder auch dadurch, dass es in das 
Ermessen des Staatsanwalts gestellt werde, entweder gegen 
den Beschuldigten öffentliche Klage zu erheben, oder ihn 
dem Vormimdschaftsgericht zu überweisen. 

In den Gutachten der Herren Generalstaatsanwalt 
Dr. Preetorius und Oberjustizrat Dr. Maier wird dargelegt, 
dass der Anteil der 12—14 Jährigen an den Verurteilungen 
der 12—18 Jährigen nur ein geringer ist. Im Grossherzogtum 
Hessen standen im Jahre 1901 149 000 im Lebensalter von 
12—18, und in dem Lebensalter von 12—14 43 000. Von 
den 149 000 verbüssten 794 Freiheitsstrafen; das sind 0,5 % 
der sämtlichen Jugendlichen; von diesen 794 Bestraften 
entfallen auf das Alter von 12—14 nur 57 Personen, das 
sind 0,04% von sämtlichen vorhandenen Jugendlichen 
und 7,5%, also nur 1/13 aller im Alter von 12—18 Jahren 
Bestraften. Fast das gleiche Ergebnis haben die von 
Herrn Oberjustizrat Dr. Maier aus dem württembergischen 
Strafvollzüge mitgetcilten Zahlen. Herr Generalstaatsanwalt 
Dr. Preetorius führt das an, um darzutun, wie gering die 
Einschränkung wäre, welche die staatliche Strafgewalt 
durch Hinaufrückung der Altersgrenze von 12 auf 14 
erführe. Diese Tatsache kann ebenso dafür wie dagegen 
sprechend angeführt werden, diese Jugendlichen in die 
Hinaufrückung einzuschliessen bezw. davon auszuschliessen. 
Es ist aber doch wohl besser, zu ihren Gunsten zu sprechen 
und sie einzuschliessen. Der Herr Oberjustizrat Dr. Maier 
führt an 56 Jugendlichen im Alter von 12—14 Jahren, 
deren Entwicklung nach der Strafverbüssung von der 
Strafanstalt im Auge behalten wurde, aus, dass solche 
vielfach im Verbrechen dieselbe gefährliche Bösartigkeit, 
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stählerne Energie und gänzliche Skrupellosigkeit erkennen 
lassen, wie die erwachsenen, gewerbsmässigen Verbrecher. 
Von den 56 — von denen 8 vor ihrer Einlieferung oder 
nach einer früheren Strafentlassung in einem Rettungshause 
gewesen waren — waren bereits 15 rückfällig und 6 andere 
wurden es in kürzester Frist nach ihrer Entlassung; die 
Strafe hatte sich also als machtlos erwiesen. Ich hielt es 
im Sinne der Fragestellung liegend, dass es sich haupt¬ 
sächlich darum handelt, ob die untere Altersgrenze der 
relativen Strafmündigkeit hinaufzurücken sei und in diesem 
Sinne haben denn auch die meisten der Herren Gutachter 
das aufgefasst. 

Mehrfach ist die Frage behandelt, ob nicht, wenn 
die Strafmündigkeit bis zum vollendeten 14. Lebensjahre 
erstreckt wird, von da ab die Strafmündigkeit eine absolute 
sein, also die Prüfung der Einsicht oder sittlichen Reife 
entbehrt werden könne. Die körperliche und geistige Ent¬ 
wicklung des Menschen ist individuell, eine Entwicklung 
ist von einem Tag auf den andern, auch nicht in einem 
verhältnismässigen längeren Zeiträume, festzustellen; es 
ist deshalb ausgeschlossen, mit dem Aufhören der absoluten 
Strafunmündigkeit die absolute Strafmündigkeit beginnen 
zu lassen; daher ist ein dieser Entwicklungsdauer ent¬ 
sprechender Zeitraum als Uebergang geboten; er beträgt 
nach dem geltenden Recht 6 Jahre; bei der Hinaufrückung 
von 12 auf 14 nur 4; so entsteht die Frage, ob, um die 
verlorene Zeitspanne wieder einzubringen, die obere Grenze 
nicht auf das 20. Jahr hinaufgerückt werden müsse. 

Für die Belassung des 18. Lebensjahres wird an¬ 
geführt, dass die Erziehung bis zu diesem Jahre vollendet, 
und mit diesem Jahre der Regel nach das Maas der sitt¬ 
lichen Reife für die volle Verantw'ortlichkeit vorhanden 
sei, dass bei einer Hinaufrückung dieser Altersgrenze die 
Zeitspanne für die Zwangserziehung zu sehr abgekürzt 
werde, sowie, dass gerade das Lebensalter zwischen 18 
und 20 das sei, in dem sich der zur Entwicklung gelangte 
gesunde Mensch am meisten fühle und seinem Kraftgefühl 
Ausdruck zu geben suche, durch dessen Betätigung am 
Unrechten Orte oft schwere Delikte herbeigeführt würden; 
es würde nicht verstanden werden, wenn solche Angeklagte 
vom Strafgesetz nicht voll getroffen werden könnten. Für 
die Hinaufrückung auf das 20. Lebensjahr wird angeführt 
die beginnende Militärpflicht, der Eintritt in das Heer und 
die hier stattfindende Zucht und Erziehung, w'elcher Grund 
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von anderen nicht als durchschlagend angesehen wird, da 
ein verständiger Richter, soweit tunUch nicht auf Zucht¬ 
haus oder Verlust der Ehrenrechte erkennen werde. Für 
die Hinaufrückung auf das 21. Lebensjahr wird angeführt, 
dass es nicht gerechtfertigt sei, die geforderte Einsicht 
oder sittliche Reife ohne weiteres mit dem 18. Lebensjahre 
als abgeschlossen anzunehmen, dass es daher vorzuziehen 
sei, die volle Verantwortlichkeit erst später und zwar zu¬ 
sammen mit der zivilrechtlichen Mündigkeit eintreten zu 
lassen. Ein Herr Gutachter spricht sich über die Hinauf- 
rtickung der oberen Grenze überhaupt nicht aus; 2 sind 
für die Belassung des 18. Lebensjahres, einer für die Hinauf¬ 
rückung auf das 21. Lebensjahr. Ebensolche Verschieden¬ 
heiten sind in den bisherigen Verhandlungen dazu be¬ 
rufener Vereinigungen hervorgetreten. 

Somit erscheint diese Frage noch nicht spruchreif 
und weiterer Verhandlungen bedürftig. Der Ausschuss 
schlägt vor, in der heutigen Versammlung von Besprechung, 
ob die obere Altersgrenze von 18 Jahren zu belassen oder 
hinaufzurücken sei, abzusehen und nur in die Beratung 
über die untere Altersgrenze der relativen Strafmündigkeit 
einzutreten. Die Frage der Hinaufrückung dieser Grenze 
vom 12. auf das 14. Lebensjahr ist von den meisten und 
von namhaften Schriftstellern bejaht worden; sie ist ferner 
bejaht worden durch Beschlüsse der rheinisch-westfälischen 
Gefängnisgesellschaft in den Jahren 1893 und 1895, sowie 
durch die Gefängnisgesellschaft der Provinz Sachsen und 
Anhalt, ferner durch die internationale kriminalistische 
Vereinigung zu Bern 1890, durch die deutsche Landes¬ 
gruppe dieser Vereinigung in Halle 1891; zu Berlin 1890 
und 1893. 

Im Anschluss an diese Beschlüsse schlägt der Aus¬ 
schuss die folgenden Leitsätze vor: 

Der erste Teil dieser Frage: ,,Hat sich die Alters¬ 
grenze, Avelche das Reichsstrafgesetzbuch für die Straf¬ 
mündigkeit festsetzt, bewährt^^ 

ist zu verneinen. 

Der zweite Teil: „Empfiehlt sich bei einer Reform 
desselben ein Hinaufrücken der Altersgrenze“ 

ist zu bejahen mit der Modalität, dass die 
auf das 14. Jahr festgesetzt werde unter der V( 
ausreichender Zwangserziehung. In § 56 de? 
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ist das Kriterium der für die Erkenntnis der Strafbarkeit 
erforderlichen Einsicht zu ersetzen durch eine Fassung, 
■welche als entscheidend die Reife der Persönlichkeit über¬ 
haupt betont. 

Vorsitzender: 

Ich eröffne die Diskussion. Wir können, glaube ich, 
nicht die einzelnen Thesen des Ausschusses besonders 
debattieren, sondern werden gut tun, über die Gesamtfrage 
zu verhandeln, aber selbstverständlich werden die Thesen 
succesive zur Abstimmung gebracht werden. Es steht 
jedoch nichts entgegen, dass der eine oder andere der 
Herren durch Anträge die Tliesen vermehrt. 

Das Wort hat der Herr Geheime Oberregierungsrat 
Dr. V. Tischendorf. 

Dr. V. Tischendorf: 

Der vorliegende Gegenstand ist ein so wichtiger, 
dass ich mich für verpflichtet halte, einige Worte dazu 
zu sagen. 

Die Frage, ob sich die Altersgrenze, welche das 
Reichsstrafgesetzbuch für die Strafmündigkeit festsetzt, 
bewährt habe, wird allerdings zu verneinen sein. Schon 
das Strafverfahren, insbesondere die öffentliche Haupt¬ 
verhandlung wirkt auf sittlich noch unreife Kinder un¬ 
günstig, bald ihr Ehrgefühl abstumpfend, bald ihre Eitelkeit 
weckend. Nicht minder wird zuzugeben sein, dass die 
Vollstreckung einer Freiheitsstrafe auf 12—14jährige 
Kinder keinen erziehlichen, häufig aber einen verderblichen 
Einfluss übt. Daraus folgt aber nicht ohne Weiteres, dass 
nun auf jede strafrechtliche Repression gegenüber Per¬ 
sonen von 12—14 Jahren verzichtet werden müsse. Ein 
solcher Verzicht könnte schlimme Folgen haben; er könnte 
die Sicherheit insbesondere des landwirtschaftlichen Eigen¬ 
tums gefährden. Nach der Reichskriminalstatistik sind im 
Deutschen Reich in den Jahren 1894 bis 1898 durchschnittlich 
jährlich 9000 Personen unter 14 Jahren eines Verbrechens 
oder Vergehens gegen Reichsgesetze überführt und zwar 
zu neun Zehntel zu Strafe verurteilt, zu einem Zehntel 
wegen mangelnder Einsicht freigesprochen worden. Die 
Hauptrolle bei der Kriminalität dieser Altersklasse spielt 
der Diebstahl. Während bei Erwachsenen nur etwa ein 
Viertel der'**“rurteilungen Diebstahl und Unterschlagung 
betreffen bei Jugendlichen unter 14 Jahren fast 
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Jugendlichen erkannten Strafen wird anzunehraen sein, 
dass es sich vorwiegend um kleine Diebstähle handelt. 
Forst- und Felddiebstähle werden in der Reichskriminal¬ 
statistik nicht gezählt. Es ist zu vermuten, dass auch 
diese Art von Diebstählen von Kindern sehr häufig be¬ 
gangen wird. 

Nun erscheint es undenkbar, dass gegenüber geringen 
Verfehlungen solcher Art immer gleich Zwangserziehung ein- 
treten könnte. Andererseits dürfte es doch bedenklich sein, 
von jedem strafenden Einschreiten gegen die jugendlichen 
Uebeltäter abzusehen. Es möchte daher die Frage noch ein¬ 
gehend zu erwägen sein, ob nicht auf dem Boden des gelten¬ 
den Rechts, also mit Beibehaltung der jetzigen Altersgrenze 
den bestehenden Uebelständen abzuhelfen sei. Es könnte 
sich dabei handeln zunächst um Einführung eines be¬ 
sonderen, mehr nach pädagogischen Gesichtspunkten ge¬ 
regelten Strafverfahrens gegen Jugendliche. Weiter würde 
ein Ersatz der Freiheitsstrafe in Frage kommen. Zur 
Zeit findet schon der Verw^eis gegen 12—14Jährige sehr 
häufig Anwendung, ebenso bei Freiheitsstrafen der bedingte 
Strafaufschub mit Aussicht auf endgiltigc Begnadigung. 

Vielleicht dürfte es sich empfehlen, nur den ersten 
Teil der Frage, nämlich ob sich die geltende Altersgrenze 
bewährt habe, und zwar im verneinenden Sinne zu be¬ 
antworten. In der Tat möchte noch weitere Erwägung 
bedürfen, ob die Ilinaufrückung der Altersgrenze das 
einzige und beste Hilfsmittel gegen die vorhandenen 3Iiss- 
stände bilde. 

Vorsitzender: 

Das Wort hat der Herr Gefängnisdirektor Dr. Gennat- 
Haraburg: 

Dr. Gennat: 

Was zunächst die Frage des Strafprozesses betrifft, 
so bin ich der ^leinung, dass das Strafverfahren umgestaltet 
w^erden muss; um den Strafprozess selbst aber kommen 
wir dadurch nicht herum und das bleibt der springende 
Punkt. Ich wünsche daher tunliche Einschränkung der 
Prozesse selbst nach Abänderung des Verfahrens. Man 
stelle sich doch vor, was es heisst, einen Jungen von 12 bis 
14 Jahren in den Mittelpunkt eines gerichtlichen Verfahrens 
zu stellen — das ist unter keinen Umständen vorteilhaft. 

Es wird darauf hingewiesen, dass neue Strafmittel 
einzuführen seien. Da komme ich aber zu demselben 
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Resultat, nämlich dass die Prozesse bleiben. Im Uebrigen 
bin ich der Meinung des Herrn Geh. Rates, dass eine 
grosse Zahl der Fälle auf jugendliche Unbesonnenheit zu- 
rückzuführ^n ist. Kleine Uebereilungen sind aber nicht 
geeignet, ein richterliches Strafverfahren einzuleiten. 
Denken wir an den Fall, dass ein Junge ein paar Aepfel 
vom Baum gebrochen — das gehört nicht vor den Richter 
und wurde früher vom Geschädigten mit einigen Ohrfeigen 
kurzerhand erledigt. Jetzt aber wird eine grossartige 
Denunziationswut entfaltet, persönliche Feindschaften spielen 
eine Rolle, uralte Dinge werden ausgegraben und oft müssen 
Kinder die Sünden ihrer Eltern auf sich nehmen! 

Ich halte es auch für bedenklich, zu einem Verweis 
zu verurteilen und dann die Zwangserziehung eintreten 
zu lassen; die Zwangserziehung sollte man an die erste 
Stelle treten lassen, sie sollte bei so jugendlichem Alter 
erschöpft sein, ehe das Strafgesetzbuch Platz zu greifen 
hätte. 

Ich glaube ferner, dass man sich bei dieser Frage 
auf einen allgemein-menschlichen Standpunkt stellen muss, 
vielmehr, als es im grossen Ganzen bisher der Fall ge¬ 
wesen ist und auch in der Rede des Herrn Geh. Rats zum 
Ausdruck kam. Es handelt sich nicht allein oder in der 
Hauptsache um eine spezifisch juridische Frage, sondern 
um eine allgemein menschliche, namentlich ethische und 
soziale. In diese allgemein-menschliche Frage spielen 
freilich juridisch-medizinische Erwägungen hinein, sind aber 
nicht ausschlaggebend. 

Vorsitzender: 

Das Wort hat der Herr Generalstaatsanwalt Dr. Pree- 
torius-Darmstadt. 

Dr. Preetorius: 

Meine Herren, es ist die hessische Kriminal Statistik 
erwähnt worden, die von mir zur Verfügung gestellt worden 
ist; da möchte ich anschliessend an das, was Herr Geh. 
Rat V. Tisehendorf ausgeführt hat, noch einiges beifügen 
und auch anführen, wie ich zu dieser Statistik gelangt bin. 

Es kommt der Reichs-Kriminalstatistik nicht darauf 
an, festzustellen, ob der Jugendliche zu Strafe verurteilt 
worden ist, sondern es genügt ihr, festzustellen, dass der 
Jugendliche ein Verbrechen oder Vergehen begangen hat. 
Vom Standpunkt des Strafvollzugs ist es aber von w^esent- 
licher Bedeutung, nur diejenigen Fälle in den Bereich der 
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Betrachtung zu ziehen, in denen eine wirkliche Verur¬ 
teilung zu Freiheitsstrafe erfolgt ist. Weil ich aus den 
Zahlen der Reichs-Kriminalstatistik diese Fälle nicht aus- 
scheiden konnte, deshalb habe ich mich veranlasst ge¬ 
sehen, die erwähnte hessische Statistik aufzustellen und, 
ich möchte speziell betonen, dass diese Statistik nicht bloss 
die Fälle enthält, die in der Reichskriminalstatistik aufge¬ 
zählt sind, sondern auch diejenigen Fälle, in denen es sich 
um Zuwiderhandlungen gegen die Landesgesetze, also auch 
um Forst- und Polizeiübertretungen handelt. 

Ich möchte nun von vornweg nicht auf dem Stand¬ 
punkt stehen, dass jeder jugendliche Angeklagte, der 
mangels sittlicher Reife freigesprocheo wurde, in Zwangs¬ 
erziehung zu geben wäre. Jeder Praktiker wird mir zu¬ 
geben, dass es eine Reihe von derartigen Fällen giebt, in 
denen Zwangserziehung ganz unangebracht ist. Es kann 
sich z. B. einer aus Liebhaberei zu Tieren dazu verleiten 
lassen, einen Stallhasen zu entwenden — ein Delikt, das 
häufig vorkommt. Ob man solchen Jungen, wenn er 
mangels sittlicher Reife freigesprochen wird, in Zwangs¬ 
erziehung geben soll, das ist eine Frage, die für sich zu 
behandeln ist. 

Ich glaube aber, es gibt noch andere Mittel als ge¬ 
richtliche Kognition, um vor kleinen Uebeltaten abzu¬ 
schrecken. So ist hier zu erinnern an die Haftbarkeit der 
Eltern, wie wir sie in Hessen haben bei Uebertretung von 
Forst- und Feldpolizeibestimmungen, sobald der Betreffende 
noch nicht das strafmündige Alter hat. 

Ich bin der Meinung, dass wir auf den Thesen, die 
von seiten des Herrn Referenten vorgeschlagen worden 
sind, verharren sollten. 

Vorsitzender: 

Das Wort hat Herr Oberjustizrat Schwandner-Hall. 

Oberjnstizrat Schwandner: 

Meine Herren, ich war ursprünglich auch der Ansicht, 
dass die Altersgrenze von 12 auf 14 Jahre hinaufgerückt 
werden sollte; namentlich die Ausführungen, die in Krimi- 
nalisten\"ereinigungen gepflegt worden sind, haben mich 
zu dieser Ansicht gebracht. Ich habe aber meine Ansicht 
nach reiflicher Ueberlegung auf Grund von Gutachten, 
namentlich des Gutachtens meines Kollegen Dr. Mayer- 
Gmünd, geändert und bin bekehrt worden. Meine Herren, 
es haben uns Praktiker, die an Jugendlichen arbeiten, zu 
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deutlich gesagt, dass es unter den Jugendlichen von 12 bis 
14 Jahren doch Naturen und Leute gebe, die in der Inten¬ 
sität des verbrecherischen Willens und in der Betätigung 
dieses Willens schon so fortgeschritten sind, dass sie als 
wirkliche Bösewichter zu bezeichnen sind. Das Gutachten 
des Hrn. Dr. Mayer hat uns verschiedene Beispiele vorgeführt, 
und ich meine: gerade solche verbrecherische Naturen, die 
sich schon so bald, im 12.—14. Jahre betätigt haben, ge¬ 
hören in das Strafhaus und nicht von Anfang an in die 
Zwangserziehung; sie gehören unter die Strafzucht der 
Strafanstalt. Man würde es — darauf muss man auch 
Rücksicht nehmen — im Volke nicht verstehen, unddasöffent- 
liche Rechtsbewusstsein würde verletzt werden, wenn gerade 
solche jugendliche Verbrecher einfach nur der Wohltat der 
Zwangserziehung unterstellt würden und nicht auch der 
Strafe. Das öffentliche Rechtsbewusstsein verlaiigt, dass 
solche jungen Verbrecher gestraft werden und in das Straf¬ 
haus kommen. Sie halten mir vor: es sind diese Jungen 
von 12—14 Jahren in der Mehrzahl sogenannte kleine Leute,^ 
von kleiner Kriminalität, die kleine Diebstähle begangen 
haben; aber ich kann sagen, dass das, was der Herr 
Vertreter des Reichsjustizamtes gesagt hat, einen tiefen 
Eindruck auf mich gemacht hat. Wir können sagen: 
man kann, wie der Strafvollzug sich jetzt gestaltet hat,, 
helfen. Ueberall im deutschen Lande ist bedingte Be¬ 
gnadigung eingeführt und gerade solche kleine Kriminalisten 
im Alter von 12—14 Jahren werden wohl bedingt begnadigt 
werden und man hat mit dieser bedingten Begnadigung 
überall gute Erfahrungen gemacht. Also darf uns das 
nicht abhalten. Aus diesen rein praktiscihen Erwägungen 
heraus glaube ich, dem Gutachten des Herrn Dr. Mayer 
beitreten zu sollen, dass die Strafgrenze der Strafmündig¬ 
keit nicht hinaufgerückt werden sollte. 

Was die andere Frage betrifft über das Kriterium 
der Strafmündigkeit im kritischen Alter von 12—18 Jahren, 
so kann ich mich da den Ausführungen des Ausschusses 
anschliessen; wir können nicht alles auf die Erkenntnis 
wälzen, sondern müssen die sittliche und geistige Reife 
der Persönlichkeit in Betracht ziehen. Hierin möchte ich 
also dem Ausschuss beitreten. Aber im Punkte der Straf¬ 
mündigkeit möchte ich den Standpunkt des geltenden 
Rechts vertreten. Ich habe gestern bei der Vorbesprechung 
den Eindruck gehabt, dass es sich um eine gesiebte Sache 
handle, dennoch aber glaubte ich, mich, wie geschehen, 
aussprechen zu sollen. 
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Vorsitzender: 

Ich erteile das Wort dem Herrn Geheimen Regierungs¬ 
rat Dr. Gelbhaar-Dresden. 

Geh. Reg.-Rat Dr. Gelbhaar-Dresden: 

Die Bedenken, die der Herr Vertreter des Reichs- 
justizarats vorhin ausgesprochen hat, vermag ich nicht in 
ihrem vollen Umfange zu teilen. Durch eine Verschärfung 
der kriminellen Repression würde auch nur eine erheblich 
grössere Zahl von Delinquenten im Alter von 12—14 
Jahren gegeben werden, womit die Sachlage kaum ver¬ 
bessert, sondern eher verschlimmert werden würde. 

Der Herr Generalstaatsanwalt Dr. Preetorius kam be¬ 
reits auf ein Mittel zu sprechen, das bei einem Teile der von 
Jugendlichen verübten Vergehungen wirksam anzuwenden 
sein würde, nämlich auf die Heranziehung der Eltern, 
wodurch er glaubt, eine Rückwirkung auf die Jugend ein- 
treten lassen zu können. 

Ich glaube, diesem Mittel noch ein weiteres anfügen 
zu sollen, das darin besteht, in erhöhtem Masse die Jugend¬ 
lichen von 12—14 Jahren unter die Zucht und Strafe der 
Schulen zu stellen. Die Schule soll erziehen. Wir ver¬ 
weisen doch auch sonst die Mängel, die an den einzelnen 
Kindern hinsichtlich der Erziehung hervortreten, wohl 
oder übel zur Beseitigung an die Schule. 

Ich für meinen Teil, um das persönlich auszusprechen, 
bin für unbedingtes Hinaufrücken der Grenze auf 14 Jahre. 
Bei dem Besuche von Strafanstalten für Jugendliche hat 
es mich manchmal mit Grauen erfasst, Kinder in so 
jugendlichem Alter in die Verhältnisse einer Strafanstalt 
gebracht und unter die Einwirkung der Strafhaft gestellt 
zu sehen. Suchen wir einen anderen Weg, den Weg 
erweiterter Strafbefugnis der Schule und verweisen wir 
alle Fälle, soweit sie noch etwas leichter erscheinen, soweit 
sie eine Folge jugendlichen Leichtsinns, eine Folge schlechter 
Erziehung im Elternhause sind, an die nach Befinden mit 
körperlicher Züchtigung verbundene Schulstrafe! Die 
Ausführung der Strafe in der Schule könnte in eine etwas 
ernste äusserliche Form gebracht werden — sie wird 
wirken. Erweist sich aber die Schulzucht, die Bestrafung 
durch die Schule, als nicht genügend, dann gibt es meines 
Erachtens ein sehr wirksames Mittel, nämlich das der 
Zwangserziehung. Dann ist die Zeit für sie da. Ein 
grosser Teil der Fälle, die jetzt in das strafprozessuale 
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Verfahren hinübergeleitet werden müssen, würde für dieses 
beseitigt werden, was im Interesse der Strafjustiz und 
ihrer immer mehr zunehmenden Ausdehnung gewiss nur 
als ein günstiger Erfolg zu erachten sein würde. Wir 
strafen an sich schon zu viel — das ist meine Auf¬ 
fassung — und vor allem leiden wir unter dem Mangel 
einer Beschränkung der Straftätigkeit des Staates durch 
die Bestimmung: minima non judicantur. Wir haben aber 
ferner den Grundsatz, wenn kleine Mittel helfen, nicht 
grosse anzuwenden. Dieser Grundsatz möchte hier gelten. 

Ich bin also für Hinaufsetzung der Strafmündigkeit 
und halte an dem Standpunkte fest, dass man kein Mittel 
zur Besserung der Jugendlichen von 12—14 Jahren scheuen 
soll, dass sie zu verweisen sind an die strafende Ein¬ 
wirkung, in erster Linie aber auf die erziehende Ein¬ 
wirkung der Schule! (Beifall.) 

Vorsitzender: 

Das Wort erteile ich dem Herrn Ministerialrat v. Schwab. 
Ministerialrat v. Schwab: 

Meine Herren, die württembergische Justizverwaltung 
hat im Lauf der letzten 30 Jahre zweimal Gelegenheit gehabt, 
die unterstellten Behörden zu gutächtlichen Aeusserungen 
darüber aufzufordern, ob sich etwa eine Aenderung der 
in unserem Reichsstrafgesetzbuch statuierten Strafmündig¬ 
keitsgrenze empfiehlt. Es ist für Sie gewiss von Interesse, 
wenn ich kurz mitteile, welches Resultat diese Enquete 
in beiden Fällen gehabt hat. 

Das erstemal wurden im Jahre 1874, als es sich um 
die später zu Stande gekommene Novelle zum Strafgesetz¬ 
buch handelte, in dieser Beziehung Gutachten eingefordert. 
Das Ergebnis war, dass eine erhebliche Zahl unserer mit 
der Justiz befassten Behörden, darunter namentlich auch 
die Strafkammer unseres damaligen Obertribimals, sich 
dahin aussprachen: es sei sehr der Erwägung wert, ob 
nicht die frühere Strafmündigkeitsgrenze unseres württem- 
bergischen Strafgesetzbuches vom Jahre 1839, welches die 
beschränkte Strafmündigkeit mit dem 10. Jahre beginnen 
und mit vollendetem 16. Jahre aufhören liess, sich zur 
Wiedereinführung empfehlen würde. 

Die zweite Enquete wurde veranstaltet im Jahre 1899, 
und hier ist wieder zu bemerken, dass der Strafsenat 
unseres Oberlandesgerichts, ebenso wie die Staatsanwalt¬ 
schaft an unserem Oberlandesgericht, sich mit Enschieden- 
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heit gegen eine Hinaufsetzung der Strafmündigkeitsgrenze 
vom 12. auf das 14. Jahr ausgesprochen haben. Die gleiche 
Ansicht wurde von der überwiegenden Zahl der Staats¬ 
anwaltschaften vertreten, während bei den Strafkammern 
allerdings die Stimmen geteilt waren. 

Aber, meine Herren, und das ist doch auch gewiss 
zu beachten — die beiden Vorstände unserer Strafanstalten, 
in welchen unsere männlichen und weiblichen jugendlichen 
Gefangenen interniert werden, haben sich mit allem Nach¬ 
druck und aller Entschiedenheit dahin ausgesprochen, es 
solle bei der Grenze von 12 Jahren belassen werden! Das 
gibt doch zu denken, und ich bedaure im allerhöchsten 
Grade, dass der Herr Oberjustizrat Dr. Mayer, welcher 
allerdings mit seinem Gutachten allein steht, nicht anwesend 
ist, sondern heute durch dienstliche Verhältnisse seiner 
Strafanstalt abgehalten worden ist, persönlich in unserer 
Mitte zu erscheinen und sein von ihm erstattetes schrift¬ 
liches Gutachten, das ich nicht genug der Beachtung 
empfehlen kann, auch hier in unserem Kreise mündlich 
zu vertreten. 

Vorsitzender: 

Die Leitsätze, die der Ausschuss aufgestellt hat, be¬ 
finden sich gedruckt in den Händen der Herren und möchte 
ich darauf verw'eisen. 

Meine Herren, ich glaube, darüber ist Einstimmigkeit, 
dass Kinder von 12 Jahren ab nicht unbestraft gelassen 
werden — man lässt ja auch Kinder unter 12 Jahren nicht 
unbestraft! 

Die Frage ist die, ob kriminell oder disziplinarisch 
bestraft werden soll, ob eine Repression in Form einer 
Erziehung eingreifen soll oder ob ein Strafverfahren 
mit Anwendung der Grundsätze des Strafgesetzbuches 
Platz greifen soll. Und hiegegen wenden sich die 
Leitsätze des Ausschusses. Ich stehe auf dem Stand¬ 
punkt dieser Leitsätze; ich bin der Ansicht, dass ein 
Mensch, der noch der Erziehung bedarf, der das 14. Jahr 
noch nicht vollendet hat, nicht kriminalistisch anzufassen 
sei. Ich bin der Ansicht, dass ein Strafverfahren nur ver¬ 
derblich wirken würde, was ja schon betont worden ist; 
ich bin der Ansicht, dass die Anwendung der Kriminal¬ 
strafe auf derartige Kinder nicht nützlich, sondern schäd¬ 
lich wirkt. Eine Bestrafung wünsche ich, aber nicht in 
Form eines kriminellen Verfahrens, in Form einer Kriminal- 
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strafe, in einer Form, die für solche Kinder nicht geeignet 
erscheint. 

Unsere Strafanstalten können mit solchen Kindern 
doch nichts Rechtes anfangen. Ich glaube aber, dass die 
Fassung der Leitsätze in ihrem zweiten Teil nicht ganz das 
ausdrückt, was wünschenswert erscheint; ich bin der 
Ansicht, dass an Stelle der Zwangserziehung ein diszipli¬ 
näres Verfahren überhaupt gesetzt wird und ich werde 
das in einem Unterantrag zum Ausdruck bringen. 

Freiherr v. d. Goltz-Strassburg: 

Ich bin der Ansicht, dass das Volksbewusstsein da¬ 
durch, dass der Betreffende nicht strafrechtlich behandelt, 
sondern nur in Zwangserziehung gegeben wird, nicht ver¬ 
letzt wird. Das ist meine Erfahrung. Das Volk weiss 
genau zu unterscheiden, wo Zwangserziehung angebracht 
wäre und wo ein strafrechtliches Einschreiten statt- 
ziifinden hätte. 

Dr. V. Engelberg-Mannheim: 

Meine Herren, es ist betont worden, dass bei dem 
jetzigen Verfahren die strafprozessuale Behandlung von 
sehr ungünstiger Einwirkung auf die Jugendlichen sei. Das 
ist richtig und zwar erstens deshalb, weil der Jugendliche 
bei den Verhandlungen in ganz ungebührlicher Weise in 
den Vordergrund gerückt wird, und zweitens deshalb — ein 
Punkt, auf den ich besonders hinweisen möchte — weil das 
Strafverfahren jetzt im allgemeinen sehr lange dauert. Das 
heutige umständliche Verfahren ist geradezu angetan, in den 
jugendlichen Köpfen den Gedanken aufkommen zu lassen, 
dass sie doch wohl nicht gar so Schlimmes getan haben 
könnten, wenn die gelehrten Herren sich so lange die Köpfe 
zerbrechen müssen, um ein Urteil zu bekommen, ob eine 
Strafe verwirkt ist oder nicht. (Heiterkeit.) Das ist ein 
Punkt, meine Herren, der doch sehr der Beachtung wert 
ist, denn derartige Erscliütterungen der ethischen Anschau¬ 
ungen müssen in einer Kinderseele verderblich wirken. 

Wenn diese prozessualen Mängel, wie» ich nicht zweifle, 
beseitigt werden können, wenn 12—14Jährige nicht mehr 
kriminell behandelt werden müssen, so werden wir über 
einen Punkt hinw’egkommen, welcher für uns Praktiker 
überaus wichtig ist, nämlich darüber, dass Kinder von 
12—14 Jahren wegen geringfügiger Dinge überhaupt ins 
Gefängnis hineinkommen. Da liegt der Schwerpunkt nach 
meiner Ansicht. Wenn diese Jugendlichen wegen gering- 
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wertiger Delikte, die im Volk ihnen selbst nicht so schwer 
angerechnet werden, ins, Gefängnis kommen, wird die 
Scheu vor dem Gefängnis beseitigt, mindestens aber wird 
das Gefühl in dem Kind getötet, dass das Sitzen im Ge¬ 
fängnis eine Schande ist. Wenn aber das Ehrgefühl in 
dieser Richtung geschwunden oder verloren gegangen 
ist, dann werden junge Menschen von 12, 13, 14 Jahren 
sich sagen: Ich habe wegen einer Kleinigkeit im Gefängnis 
gesessen, es ist keine Schande, wenn ich auch wegen 
anderem hereinkomme! Dann, meine Herren, haben wir 
den Hauptwert der Strafe, nämlich das Gefühl, es sei eine 
Schande überhaupt ins Gefängnis zu kommen, untergraben 
und beseitigt — und um das zu vermeiden, möchte ich 
bitten, die Thesen anzunehmen. 

Gefängnisdirektor Helling-Hannover : 

Meine Herren! Es ist ganz zweifellos, dass eine 
grosse Anzahl von 12—14Jährigen ins Gefängnis kommt, 
die nicht hineingehören; es lässt sich aber auch nicht 
vermeiden, dass solche Jugendliche überhaupt ins Ge¬ 
fängnis kommen. Das sind zwei Gesichtspunkte, die sich 
aber nach meiner Ansicht leicht vereinigen lassen und 
damit dürfte, glaube ich, dem Grundgedanken aller Herren 
Redner Rechnung getragen sein. 

Es ist erstens gesagt worden, wenn jugendliche Ver¬ 
brecher in Strafanstalten verwiesen werden, könne unter 
Umständen das Rechtsbewusstsein des Volkes darunter 
leiden; in solchen Fällen kann man in der Tat, wenn das, 
was der Junge begangen hat, nicht schwer ist, vom 
Gefängnis absehen und Disziplinarstrafen eintreten lassen. 

Zweitens, es ist die sittliche Reife allein als Massstab 
vorgeschlagen bei der Beurteilung des Jugendlichen; das 
möchte ich nicht als allein entscheidend gelten lassen; 
es gibt Fälle, w^o dieser Gesichtspunkt nicht allein aus¬ 
schlaggebend sein kann. 

Drittens, in allen Fällen, wo es sich um Jugendliche 
von 12—14 Jahren handelt, ist dem Richter die Möglich¬ 
keit gegeben, auf Zwangserziehung zu erkennen. Das 
Ermessen des Richters wird manchem vielleicht etwas 
weitgehend erscheinen, aber ich glaube doch, dass es, 
namentlich in gewissen Fällen in den unteren Klassen, 
günstig wirken wird. 

Viertens, auch die Bestimmung sollte aufgenommen 
iverden, dass bei Jugendlichen von 12—14 Jahren nur 
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dann eine gerichtliche Strafe verhängt wird, wenn der 
Betreffende durch sein Vergehen eine Gefängnisstrafe von 
mindestens 3 Monaten verdient. 

Das sind ganz kurz gefasst die Punkte, um die es 
sich handelt und von denen ich glaube, dass sie in dieser 
Zusammenstellung zur Klärung der Sachlage beitragen 
werden. 

Pfarrer Peters-Plötzensee: 

Meine Herren! Die Erfahrungen, die ich an den 
Jugendlichen gemacht habe, haben mich dazu bestimmt, 
mich den Resultaten des Gutachtens von Dr. Mayer, das 
in so tiefgründiger Weise behandelt worden ist, anzu- 
schliessen und zu sagen: es muss und kann ruhig bei 
dem bestehenden Modus belassen werden. Es kommen 
die Fälle nicht selten vor, dass wirklich verbrecherische 
Handlungen von Jugendlichen von 12—14 Jahren begangen 
werden. Sind wir in der Zwangslage vor der Oeffentlich- 
keit bekennen zu müssen, wir hätten mit der bisherigen 
Praxis an den fraglichen Jugendlichen ein Unrecht be¬ 
gangen, in dem Augenblick, wo der Strafvollzug an den 
Jugendlichen auf eine — man kann sagen — ideale Höhe 
gebracht worden ist und wo die geistige, die intellektuelle 
Entwicklung der Jugend sich in beschleunigtem Tempo 
vollzieht ? Ich glaube, es sind nicht praktische Unerträglich¬ 
keiten, welche uns auf die ganze Frage bringen, es ist 
vielmehr eine Konzession an die Humanitas, die doch nur 
zusammen mit der Severitas so sehr betont werden sollte. 
Ich kann mich meinem Herrn Vorredner anschliessen 
nach derRichtung^ dass bei Jugendlichen von 12—14 Jahren, 
wenn einmal eine gerichtliche Strafe verhängt wird, die¬ 
selbe nur verhängt werden sollte, wenn mindestens auf drei 
Monate erkannt wird. 

Es wird für die Ansicht, dass die Strafen an Jugend¬ 
lichen von 12—14 Jahren wenig Erfolg haben, auch 
angeführt, dass gerade aus dieser Zeit viele Vorstrafen 
datieren. Meine Herren! Ich kann sagen: 1, 2, 3 Tage 
bis 4 Wochen Gefängnis sollten nicht als Vorstrafen 
angesehen werden, da der mit der Strafe verbundene 
Zweck auf diese Weise an dem Betreffenden nicht erfüllt 
werden kann. 

Sodann möchte ich noch auf einen Punkt aufmerksam 
machen. Es ist ein Unterschied zwischen Zwangserziehung 
und Fürsorge-Erziehung. Bei der Fürsorge-Erziehung darf 
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nie und nimmer an den Charakter eines Strafmittels 
gedacht werden. Die Fürsorge - Erziehung können wir 
unter die Mittel nicht rechnen, die gegen die strafwürdigen 
Jungen zur Anwendung zu bringen sind. Da möchte ich 
nun sagen: Schicken Sie uns die Knaben nicht auf 
1, 2 Tage oder 4—6 Wochen, sondern schicken Sie sie, 
wenn es sich um ein Verbrechen handelt, auf wenigstens 
3 Monate ins Gefängnis. Nach meinen Erfahrungen sind 
wir sehr oft in der glücklichen Lage, den Jungen das 
discernevient, welches ihnen bisher vielleicht gefehlt hat, 
noch ersetzen zu können. Wir haben eine ganze Reihe 
von Fällen — darin werden die Männer der Praxis mit 
mir einer Meinung sein — in welchen durch die Strafe 
der Zweck derselben gerade an schulpflichtigen Kindern 
aufs Vollkommenste und in der schönsten Weise erfüllt 
wurde. Der Einwiind, das Kind werde der Schule ent¬ 
rissen, es sei ihm ein regelmässiger Schulunterricht und 
eine Schulzucht genommen, kommt nicht in erster Linie; 
wenn vielmehr ein Kind verbrecherische Neigungen besitzt, 
wenn solche verbrecherische Neigungen schon zur Tat 
geworden sind, so hat es sich längst der Schulzucht ent¬ 
zogen, und dann lassen Sie es ruhig bei der Verurteilung. 
Wenn es vorher geheissen hat: in scveritatc hiunanitas, 
dann muss es heissen, wenn es zur Verurteilung kommt: 
in huma7iitate scveritas: dann gründlich und fest zugefasst. 

Regierungsrat Lenhard-Bruchsal: 

Meine Herren, was ich sagen wollte, hat bereits mein 
verehrter Herr Vorredner ausgeführt; ich halte mich aber 
für verpflichtet, noch einige Worte beizufügen. Ich bin 
seit 10 Jahren an der Bruchsaler Abteilung für männliche 
und weibliche jugendliche Verbrecher tätig und muss sagen : 
in diesen JO Jahren habe ich noch keinen Jugendlichen 
kennen lernen, bei dem ich unter genauester und wohl¬ 
wollendster Prüfung der Verhältnisse hätte sagen müssen, 
er hätte nicht in die Strafanstalt gehört. Gerade die 
Jugendlichen von 12-14 Jahren sind die schlimmsten; ich 
habe Brandstifter und Brandstifterinnen unter ihnen, ferner 
solche, die sich sonstiger schwerer Verbrechen schuldig 
gemacht haben, besonders auch in Bezug auf die Sittlich¬ 
keit. Da muss ich doch fragen, ob es nicht besser ist, 
dem Strafprozess seinen Lauf zu lassen. Wir haben in 
der Strafanstalt eine Fürsorge für die Jugendlichen, wo 
der Erziehungszweck in den Vordergrund gestellt ist, wir 
haben eine Schule und geben umfassende Anleitung auf 
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gewerblichem Gebiet. Ich würde es geradezu als eine 
Verantwortung betrachten, wenn man diese verdorbenen 
Bürschchen, wie sie oft aus den Erziehungsanstalten 
herüberkommen, bei uns ausschliessen wollte, gerade jetzt, 
wo alle Staaten Zwangserziehungsgesetze machen. Ich 
glaube, man würde mit diesem Schritt der Hinaufsetzung 
der Strafmündigkeit von 12 auf 14 Jahre zu weit gehen. 

Es ist gesagt worden, in dem Alter der Schulpflichtig- 
keit müsse die Schule, nicht die Strafanstalt eingreifen. 
Meine Herren, ich meine, wir verlangen von der Schule 
zu viel. Wenn in der Schule der Junge einmal ordentlich 
vorgenommen wird — da schreit alles und der Lehrer 
steht da, ohne Schutz. 

Ich kann also nur sagen: lassen Sie den Strafvollzug, 
wie er ist; und was Baden betrifft, so ist hier noch nie 
ein Jugendlicher verurteilt worden, dem es nicht gehört 
hätte. Dagegen musste ich oft bedauern, dass Jugendlichen 
bei öfterem Rückfall, auch wenn sie in raffiniertester Weise 
vorgegangen waren, immer wieder der Strafmilderungs- 
grund des jugendlichen Alters zugebilligt werden musste. 

Ich möchte nur noch auf eine Andeutung zu sprechen 
kommen, die der Herr Geh. Rat Gelbhaar angeführt hat, 
von der ich annehme, dass sie nicht auf Bruchsal berechnet 
war. Wir haben die Einzelhaft mit grossem Vorteil, mit 
grossem Erfolg durchgeführt; wir haben diejenigen, für die 
aus irgendwelchen Gründen die Einzelhaft nicht angängig 
war, tagsüber in die gewerblichen Lehrsäle gebracht oder 
ihnen einfache mechanische Beschäftigung zugewiesen, 
haben sie aber nachts immer wieder in ihre Zellen, welche 
den Anforderungen des Reichsgesundheitsamts vollständig 
entsprechen, zurückgebracht — ein Vorgehen, das seinem 
Zweck vollständig entsprochen hat. Wir sind in der Für¬ 
sorge in der heutigen Zeit auf einer Höhe angelangt, von 
der aus ich glaube, dass wir einen Fehler machen würden, 
wenn wir die Strafmündigkeit auf 14 Jahre hinaufsetzen 
würden. 

Geh. Ober-Regierungsrat Dr. Krohne: 

Meine Herren! Meine Stellung zu dieser Frage wird 
Ihnen bekannt sein. Ich kann mich den vom Ausschüsse 
aufgestellten Leitsätzen rückhaltlos anschliessen, namentlich 
nachdem der Herr Pfäsident an die Stelle von „Zwangs¬ 
erziehung“ gesetzt hat: „unter der Voraussetzung aus¬ 
reichender disziplinärer Massregeln.“ — Gegen die Hinauf- 
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hat das Reichsjustizamt das Bedenken gehabt, dass dann 
gegen Jugendliche unter 14 Jahren bei Begehung straf¬ 
barer Handlungen nicht eingeschritten werden würde. 
Diese Bedenken müssen fallen, sobald durch Gesetz nicht 
nur die Möglichkeit, sondern auch die Verpflichtung ge¬ 
geben ist, die der staatlichen Strafe entzogenen jugendlichen 
Rechtsbrecher in eine erziehliche Behandlung zu nehmen, 
die dem Zwecke besser entspricht als Kriminalstrafe. 
Nachdem sämtliche deutsche Bundesstaaten durch den 
Erlass von Zw^angs- oder Fürsorge-Erziehungsgesetzen sich 
bereit gezeigt haben, diese Forderung zu erfüllen, w^erden 
die Bedenken gegen die Hinaufrückung des strafmündigen 
Alters sich nicht mehr aufrecht erhalten lassen. Ich möchte 
indessen bei dieser Gelegenheit darauf hin weisen, dass 
diese Gesetze nach zw^ei Richtungen erhebliche Mängel 
zeigen. Alle Jugendlichen, die Straftaten begehen, sind 
fast ausnahmslos in ihrer Erziehung vernachlässigt oder 
verwahrlost. Die Ursache dafür liegt in der Regel in 
einem schuldhaften Verhalten der Eltern, welches alle 
Stufen vom einfachen sich nicht Kümmern bis zum be¬ 
wussten körperlichen und sittlichen zu Grunderichten der 
Kinder aufw^eist, häufig sogar mit der Absicht, die Kinder 
in Zwangserziehung zu bringen, um der Sorge für sie sich 
zu entledigen. Das hat sich mir auf's Klarste bei Be¬ 
arbeitung der ersten Statistik über die Wirkung des 
preussischen Fürsorge - Erziehungsgesetzes ergeben. Aus 
fast jedem der etw^a 8000 sehr eingehend aufgestellten 
Personalbogen der Fürsorgezöglinge springt das mehr oder 
weniger schuldhafte Verhalten der Eltern in die Augen. 
Soweit mir bekannt, hat keines derZwangserserziehungs-(Für- 
sorgeerziehungs-)gesetze Massnahmen getroffen, um diesem 
schuldhaften Verhalten der Eltern entgegenzutreten, und 
ihnen zum Bewusstsein zu bringen, dass sie nicht nur das 
Recht haben, Kinder in die Welt zu setzen, sondern auch 
die Pflicht, sie so zu erziehen, dass sie nicht eine Gefahr 
für die Rechtsordnung der Gesellschaft werden. Bei einer 
reichsgesetzlichen Regelung der Massnahmen gegen die 
verbrecherische Jugend wird ein strafrechtliches Ein¬ 
schreiten gegen Eltern, welche unter Missachtung ihrer 
Elternpflichten die Kinder dem Verbrechen verfallen 
lassen, vorzusehen sein. 

Weiterhin lassen die Nachweisungen über die Für¬ 
sorgezöglinge erkennen, dass in vielen Fällen, in denen die 
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Verwahrlosung der Kinder in der materiellen Not der 
Eltern ihren Grund hat, die Armenbehörden nicht recht¬ 
zeitig eingeschritten sind, um derselben abzuhelfen oder 
die Kinder dieser Not zu entnehmen, um sie vor der Ver¬ 
wahrlosung zu bewahren Ja, die Annahme drängt sich 
auf, dass die Verwahrlosung der Kinder als ein will¬ 
kommener Anlass benutzt wird, um die Fürsorge für eine 
notleidende Familie auf die zur Fürsorgeerziehung ver¬ 
pflichteten Organe abzuwälzen. Auch die Frage wird zu 
erwägen sein, wie durch Reichs- oder Landesgesetz 
Armenbehörden, welche durch Vernachlässigung der Für¬ 
sorge für notleidende Jugendliche diese in’s Verbrechen 
treiben, dafür haftbar gemacht werden können. 

Der geeignete Weg zum Ziele wird sein: ausreichende 
disziplinäre Massregeln gegen die Kinder, aber auch Mass- 
regeln gegen die Eltern, und wrenn es sein muss, gegen 
die Armenbehörden. 

Medizinalrat Dr. Leppmann-Berlin: 

Meine Herren, obwohl ich fürchte, etwas ins Weite 
zu gehen, möchte ich doch an Einzelnes erinnern. Vor 
10 Jahren, bei einer Versammlung von Vertretern der 
deutschen Strafanstalts- und Erziehungspraxis, waren diese 
Praktiker, ich kann wohl sagen, ohne Ausnahme der 
Meinung, dass die Strafmündigkeit heraufgesetzt werden 
müsse. Wenn das heute Erstaunen hervorruft gerade in 
den Kreisen, die andere Meinungen laut werden lassen, 
so ist es wohl das Bedenken einer allzugrossen Humanität 
gegenüber strafbaren Personen, und es ruft Bedenken her¬ 
vor bei denjenigen Leuten, die ohne solche Verstösse gegen 
die Rechtsordnung hinwandeln. 

Der Herr Geh. Rat Krohne hat bereits bewiesen — 
und das muss immer betont werden — dass ein Teil dieser* 
jugendlichen Bösewichter unschuldig sind an dem, was ge¬ 
schehen ist, weil sie bloss das Produkt einer verfehlten 
Erziehung sind, und da möchte ich besonders dem Herrn 
Pastor Peters erwidern: was er im Strafhaus mit solchen 
Persönlichkeiten erreichen kann, kann er in staatlich 
überwachter Erziehung noch viel besser und viel aus¬ 
giebiger erreichen, und ich möchte ihm ferner erwidern, 
dass er es unterschätzt, dass eine kleine Vorstrafe un¬ 
wesentlich sei für das Leben. Das Leben ist anderer 
Meinung. Eine Strafe entsittlicht gewissermassen den 
Menschen; der Mensch bekommt eine Scheu bei Nennung 
seiner Vergangenheit, er kann andern Menschen nicht ins 
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Auge sehen und infolgedessen wird er innerlich schlechter 
in dem Bewusstsein: du hast eine Vorstrafe! Ich glaube, 
dass die Ausgestaltung der Strafgesetzgebung dazu kommen 
wird, nicht vom Standpunkt der Humanitas aus, sondern 
vom Standpunkt der Sittlichkeit und Billigkeit aus, die 
ersten Verfehlungen unter dem Gesichtspunkt der noch 
nicht vollendeten geisügen Entwicklung der Strafe zu ent¬ 
ziehen. 

Nun wurde von anderer Seite gesagt, dass es grausig 
sei, wenn wir in ein Strafhaus hineinkommen und diese 
jugendlichen Bösewichter sehen, und dass wir uns denken 
können, warum diese Personen nicht ausserhalb des Straf¬ 
vollzugs gelassen werden. Nun, meine Herren, gerade bei 
diesen Kardinalbösewichtern, den Kindern, hat auch der 
Arzt ein Wort mitzureden! Sehen wir diese jugendlichen 
Bösewichter an, wie sie im Alter von 12 Jahren Pläne zu 
Raub und Mord fassen, wie sie Mörder sind; diese 
14jährigen Kindsmörderinnen, Personen mit vorzeitig er¬ 
wachtem Geschlechtstrieb — alle haben etwas gemein¬ 
sames: sie stammen nicht aus verwahrlosten Familien, sie 
stammen aus ehrbarer Umgebung, auf ihr Leben ist kein 
Stäubchen gefallen, sie sind erzogen nach moralischen 
Grundsätzen, haben mindestens eine gute Durchschnitts- 
erziehung, und doch sind solche Taten aus ihnen heraus¬ 
gekeimt, obwohl sie eigentlich in ihnen etwas Fremdes 
waren! Und wenn wir weiter forschen, werden wir finden, 
dass es Abnormitäten der Gehirnentwicklung sind, welche 
diese jugendlichen Personen zu Verbrechern machen! 
Meine Herren, Sie wissen, der geistigen Entartung ist im 
Strafgesetzbuch kein Raum gegeben, aber es sollte in 
Fällen moralischer Farbenblindheit der § 51 des Straf¬ 
gesetzbuchs ausgeschlossen werden aus dem bestehenden 
*Recht, wir sollten, wo cs sich de lege ferenda handelt, 
solche Personen auf irgend eine Weise unschädlich machen. 
Glauben denn die Herren Strafrecditspraktiker, wenn sie 
an solchen Personen von 14 bis 20 Jahren 6, 10 Jahre 
arbeiten, dass diese dadurch sittlicher werden ? Sie machen 
sie zu Heuchlern! Diese Jugendlichen bleiben wie sie 
sind, und werden sie aus der Strafanstalt entlassen, gehen 
sie — an die Strafanstaltskost gewöhnt — hinaus und 
werden zu Feinden und Schädigern ihrer Mitmenschen. 

Wir müssen, meine Herren, bei den Jugendlichen von 
12—14 Jahren unterscheiden 2 Gruppen: die gewöhnlichen 
Dutzend Verbrecher und die jugendlichen Heroen des Ver- 
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brechertums — und diese letzteren können nun nicht dazu 
dienen, zu rechtfertigen, dass die Strafmündigkeit auf 12 
Jahre bestehen bleibt. 

Dann wurde gesagt, das öffentliche Rechtsbewusstsein 
würde darunter leiden! Meine Herren, wir haben grosse 
Wandlungen im Strafrecht erlebt; man hat vor 50 Jahren 
noch Kindsmörderinnen hingerichtet — heute bekommen 
sie kaum 2 Jahre Gefängnis. Das öffentliche Rechts¬ 
bewusstsein ist nicht verletzt worden und die Zahl der 
Kindsmörderinnen ist nicht, wie ein Theoretiker sagte, „ins 
Ungemessene“ gestiegen. 

Ich halte es für erwünscht, meine Herren, wenn Sie 
mit möglichster Einhelligkeit den Antrag des Ausschusses 
annehmen würden. 

Direktor Rüstow-Wronke: 

Meine Herren! Gestatten Sie mir, der ich ebenfalls 
einer Anstalt vorstehe, einige wenige Worte: wenn gesagt 
worden ist, dass sämtliche jugendliche Verbrecher unter 
14 Jahren unbedingt ins Gefängnis gehören, möchte ich 
das so ausnahmslos nicht gelten lassen, es ist auch die 
Begnadigung ins Auge zu fassen. Ich möchte aber noch 
einen andern Punkt erwähnen, auf den ich persönlich das 
meiste Gewicht lege: in der Schule wird bekanntlich Vor¬ 
sorge getroffen zum Schutze gegen ansteckende Krank¬ 
heiten, Schwindsucht und alles mögliche; das ist ganz 
recht, aber ich glaube, ein Kind, das im Gefängnis war 
und dann wieder in die Schule soll, hat auch eine Krank¬ 
heit an sich, die ansteckend wirkt. Das ist ein Uebel- 
stand, der schon oft hervorgehoben worden ist. Meine 
Meinung geht dahin, dass die Schule vor solchen Elementen, 
die ihr einen moralischen Schaden zufügen können, auch 
geschützt werden sollte. 

Reg.-Rat Dr. v. Engelberg: 

Ich möchte mit einem Wort dem Herrn Regierungs¬ 
rat Lenhard inbezug auf die Anstalten in Baden ent¬ 
gegnen. Er hat gesagt, dass alle Jugendlichen, welche in 
seine Anstalt eingeliefert werden, für die Anstalt reif seien. 
Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass in die Anstalt, 
welche Herr Lenhard im Auge hat, nur Jugendliche mit 
Strafen von über 4 Wochen kommen — und wir müssen 
doch auch die berücksichtigen, die mit Strafen unter 4 
Wochen bestraft sind. Diejenigen, die über 4 Wochen 
ins Gefängnis kommen, mögen so verderbt sein, dass 
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sie unter Umständen interniert werden müssen, dass sie 
dauernd in die Zwangserziehung gebracht werden müssen. 
Ich erinnere aber an solche, welche Strafen von 1, 2, 4, 
8, 14 Tage haben, bezüglich deren das Urteil der Vorstände 
der Jugendstrafanstalten bei uns nicht massgebend sein 
kann, weil sie ins Amtsgefängnis, in die kleinen Gefäng¬ 
nisse kommen. Gerade dieser Teil der Jugendlichen ist es, 
der keiner Gefängnisstrafe zur Sühnung der begangenen 
Ueberschreitungen bedarf; ihn gerade möchte ich vor dem 
Gefängnis behüten. Es ist bei weitem der grössere Teil. 

Ministerialrat Dr. Reichardt-Karlsruhe: 

Hochverehrte Herren! Auch ich bin der Ansicht, 
dass die Heraufsetzung der Altersgrenze auf das 14. Lebens¬ 
jahr das richtige ist. Die Festlegung einer Altersgrenze 
hat immer etwas Willkürliches und ich glaube,. Sie werden 
vielleicht meiner Ansicht sein, dass es bisher schon Jugend¬ 
liche unter 14 Jahren gegeben hat, die für kriminelle 
Bestrafung reif gewesen sind. Allein derartige Ausnahmen 
können nicht in Betracht kommen. 

Ich bin ferner der Ansicht, dass statt des Begriffs 
der für die Erkenntnis der Strafbarkeit erforderlichen 
Einsicht nicht der Begriff der Reife der Persönlichkeit 
das Kriterium bilden sollte. Ich meine das, nicht weil 
ich etwa der Ansicht wäre, dass der Begriff der allgemeinen 
Reife nicht eine gute Voraussetzung für die Strafbarkeit 
wäre, sondern deshalb, weil ich diesen Begriff für zu 
schw^er fassbar halte. Schon jetzt werden diejenigen 
Herren unter uns, w^elche mit der Strafrechtspflege und 
dem Strafvollzug beschäftigt waren, die Erfahrung gemacht 
haben, dass schon die Feststellung der zur Erkenntnis 
der Strafbarkeit erforderlichen Einsicht in vielen Fällen 
ausserordentlich schwierig ist. Ich glaube aber, dass die 
Feststellung vor Gericht, wie reif ein Jugendlicher ist, 
nicht nur nach seiner intellektuellen, sondern nach seiner 
moralischen Seite, noch schwieriger ist. Nach dem jetzigen 
Strafverfahren wird natürlicherw^eise über diese intellektuelle 
Seite gefragt bei Lehrern und sonstigen Persönlichkeiten, 
welche den Jugendlichen kennen; aber die Lehrer und 
gerade die gewissenhaften Lehrer sind in ihrem Urteil 
ausserordentlich zurückhaltend und geben dem Richter 
sehr geringe Handhaben, um die Jugendlichen zu beurteilen. 
Dass der Richter in der kurzen Zeit, in der er den An¬ 
geklagten sieht, selbst wenn er ihn im Vorverfahren schon 
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vernommen hat, nicht imstande ist, sich ein Urteil zu 
bilden, ein zutreffendes, genaues Urteil, darüber werden 
Sie alle einig sein. Ich glaube auch, dass der Gesetz¬ 
geber dem Richter möglichst solche Begriffsbestimmungen 
an die Hand geben sollte, mit denen er leicht arbeiten 
kann, mit denen er überhaupt arbeiten kann. 

Ich wäre deshalb der Ansicht, man soll den letzten 
Absatz des zweiten Satzes streichen. 

Vorsitzender: 

Es liegen zwei Schlussanträge vor, die ich sofort zur 
Abstimmung bringen werde und bitte ich diejenigen Herren, 
die gegen den Schlussantrag sind, sich zu erheben. — 
Einstimmig angenommen. Ich erteile dem Herrn Bericht¬ 
erstatter das Schlusswort. 

Direktor Zilligns: 

Ich möchte gegenüber den Ausführungen des Herrn 
Ministerialrates Reichardt nur erwähnen, dass zwischen 
„Einsicht“ und „sittlicher Reife“ insofern ein Unterschied 
besteht, als letztere die erstere zwar einschliesst, aber 
ausserdem mehr besagt. Eine Folge dieses Unterschiedes 
ist, dass die sittliche Reife beziehungsweise der Grad ihrer 
Ausbildung mit dem zunehmenden Alter immer leichter zu 
erkennen ist. Ich bitte die Ausschussthesen mit dem 
Amendement Wach anzunehmen. 

Vorsitzender: 

Wir schreiten zur Abstimmung. Wir werden zuerst 
abstimmen über den ersten Absatz der Leitsätze zu 
Frage 5: „Der erste Teil dieser Frage: „„Hat sich die 
Altersgrenze, welche das Reichsstrafgesetz¬ 
buch für die Strafmündigkeit festsetzt, bewährt““, 
ist zu verneinen“. 

Diejenigen Herren, welche gegen den Ausschuss¬ 
antrag sind, bitte ich, sich zu erheben. — Das ist die 
Minorität; der Ausschussantrag ist mit grosser Mehrheit 
angenommen. 

Es folgt nun der zweite Teil, zu dem ich einen Unter¬ 
antrag gestellt habe, über den zuerst abgestimmt werden 
muss. Unter der Voraussetzung also, dass Sie überhaupt 
das Hinaufrücken der Altersgrenze auf das 14. Lebensjahr 
beschliessen sollten, habe ich den Unterantrag gestellt, zu 
sagen: „festgesetzt werde unter der Voraussetzung aus¬ 
reichender disziplinärer Massregeln“ — an 
Stelle „ausreichender Zwangserziehung“. 
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Diejenigen Herren, die gegen meinen Antrag sind, 
bitte ich, sich zu erheben. — Der Antrag ist einstimmig 
angenommen. 

Nun bringe ich den zweiten Teil des Antrages des 
Ausschusses mit dieser eben angenommenen Modifikation zur 
Abstimmung, der nun also lautet: 

Der zweite Teil: 

„Empfiehlt sich bei einer Reform desselben 
ein Hinaufrücken der Altersgrenze“ ist zu be¬ 
jahen mit der Modalität, dass die Altersgrenze 
auf das 14. Jahr festgesetzt werde unter der 
Voraussetzung ausreichender disziplinärer 
Massregeln. In § 56 des Reiohsstrafgesetzbuchs 
ist das Kriterium der für die Erkenntnis der 
Strafbarkeit erforderlichen Einsicht zu ersetzen 
durch eine Fassung, welche als entscheidend 
die Reife der Persönlichkeit überhaupt betont. 

Ich frage nun zunächst, ob einer der Herren eine 
getrennte Abstimmung wünscht in der Weise, dass über 
den Schlusssatz besonders abgestimmt wird? (Zuruf: Ich 
beantrage das!) 

Wir stimmen also ab zuerst über den ersten Satz 
bis zu dem Worte „ausreichender Disziplinarmassregeln“. 

Ich bitte die Herren, die gegen diesen Antrag sind, 
aufzustehen. — Das ist die Minderheit, der Antrag ist 
mit grosser Majorität angenommen. 

Und nun der Schlusssatz: „In § 56 des Reichsstraf¬ 
gesetzbuchs ist das Kriterium der für die Erkenntnis der 
Strafbarkeit) erforderlichen Einsicht zu ersetzen durch eine 
Fassung, welche als entscheidend die Reife der Persönlich¬ 
keit überhaupt betont“. 

Die Herren, die dagegen sind, bitte ich, sich zu 
erheben. — Das ist die Minderheit, der Antrag ist an¬ 
genommen. 


Wir gehen über zu Frage 6. Dieselbe lautet: 

„Welches sind die Erfahrungen über die 
Wirkung der Einzelhaft auf die Gefangenen 
in gesundheitlicher wie in sittlicher Be¬ 
ziehung?“ 

Referent zu dieser Frage ist Herr Medizinalrat 
Dr. Leppmann-Berlin, dem ich hiemit das Wort erteile. 
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Medizinalrat Dr. Leppmann-Berlin: 

Meine Herren! Ich glaube, heute die leichteste Auf¬ 
gabe zu haben, denn unter den Praktikern des Straf¬ 
vollzugs, die hier versammelt sind, wird wohl kein einziger 
sein, der nicht von der Richtigkeit der Leitsätze überzeugt 
ist, die der Ausschuss aiifgestellt hat; es wird wohl jeder 
ein Freund der Einzelhaft geworden sein. 

Wenn ich die Vorzüge und angeblichen Nachteile 
der Einzelhaft hier in dieser Versammlung noch einmal 
zusammenfassep soll, so geschieht das vielleicht deshalb, 
weil wir über die Wände dieses Saales hinaus der Oeffent- 
lichkeit sagen wollen, dass wir bei jeder Strafrechtsreform, 
wie sie auch kommen möge, freie Hand haben wollen mit 
der Einzelhaft, dass wir sie befreit sehen wollen von den 
Einschränkungen, die sie bisher noch hatte. 

Was sind die Vorzüge der Einzelhaft in sittlicher 
Beziehung? Wir sehen, dass Personen, die aus einem 
verbrecherischen Leben kommen, ja,' ich möchte auch 
sagen, Personen, welche nicht in ihrem innersten Kern 
verbrecherisch verderbt sind, die aber ohne vieles Nach¬ 
denken, wie Göthe sagt, nur so durch das Leben gerannt 
sind, in der Einsamkeit der Zelle am ehesten dazu kommen, 
in ihrer Vergangenheit und in ihren Herzen — wenn ich 
den trivialen Ausdruck gebrauchen darf — Inventur zu 
machen, einmal ernstlich über ihre Vergangenheit, über 
ihre Gegenwart und über ihre Zukunft nachzudenken und 
infolgedessen am ehesten geneigt und geeignet sind, in 
der Einzelhaft diejenigen Einwirkungen zu empfangen, 
welche ihnen sittliche Kraft geben sollen. Infolgedessen 
ist für jeden sittlich bessernden Einfluss die Einzelhaft 
der beste Nährboden. 

Wir sehen aber auch, dass die meisten Personen aus 
der Reihe Derer, welche an die staatliche Rechtsordnung 
anstossen, schwache Charaktere sind, dass sie sich beein¬ 
flussen lassen durch ihre Umgebung. Schon wenn sie mit 
ihrem innersten Fühlen aus sich herausgehen sollen, schielen 
sie mit einem Auge darnach, was wird wohl dein Nachbar 
dazu sagen? Infolgedessen finden wir es nicht selten, 
dass dieselben Personen, die in der Zelle an sich sehr 
beeinflussbar sind, in der Gemeinschaftshaft störrisch und 
widerstandsfähig sind gegenüber den sittlichen Mahnungen, 
weil sie sich vor den andern Gefangenen genieren; es 
spielen — das wird den Strafrechtspraktikern bekannt 
sein — dadurch oft in der Gemeinschaftshaft die schlechtesten 
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Charaktere die Matadorenrolle, welche mit einem Blick ihrer 
Augen den Leuten befehlen, den sittlichen Ermahnungen, 
die an sie herantreten, sich nicht zugänglich zu erweisen. 
Auch aus diesen Verhältnissen heraus ist für den eventuell 
bessernden Einfluss des Strafvollzugs die Einzelhaft die 
beste Vorbereitung. 

Aber selbst dann, wenn die Meinungen darüber geteilt 
sein sollen, in wieweit überhaupt durch Zuspruch ein solch 
wirklich läuternder und bessernder Einfluss auf den Ge¬ 
fangenen ausgeübt werden kann, gibt die Einzelhaft — was 
unbestritten ist — ich möchte sagen das positivste sittliche 
Ergebnis, das der Strafvollzug überhaupt zu bieten vermag; 
sie verhindert, dass der Mensch schlechter aus dem Ge 
fängnis herausgeht als er hineinkommt, sie verhindert die 
Infektion mit verbrecherischen Anschauungen, die in der 
Gemeinschaftshaft unvermeidlich ist, denn wir wissen ja, 
dass das Hineingeraten in das Gewohnheitsverbrechen sehr 
häufig dadurch erfolgt, dass namentlich die ersten, die 
kleinen Strafen, nicht in Einzelhaft ausgeführt werden 
und dass dadurch die betreffenden Bestraften die Ehrfurcht 
vor der strafenden Macht des Staates verlieren. Ein 
solches Zusammensitzen in Gemeinschaftshaft, ja, ich 
möchte sagen, ein solches Büssen, gemeinschaftlich mit 
allen Arten von Verbrechern, entsittlicht den Menschen, 
schafft in den geistig Beschränkten eine Art Bewunderung 
vor den Kapitalverbrechern und mindert die Scheu vor 
dem Gefängnis, weil sie sich sagen, es sei doch nicht so 
schlimm über eine kurze Strafe wegzukommen. 

Deshalb ist nur die Einzelhaft geeignet, eine Infektion 
mit verbrecherischen Neigungen zu verhindern und es 
wird jedem Strafrechtspraktiker aus der Seele gesprochen 
sein, wenn ich sage: die Forderung, die wr in dieser 
Beziehung für die Zukunft haben, ist die, dass jede Art 
von Strafe zunächst in Einzelhaft verbüsst oder wenigstens 
begonnen werde. (Beifall!) 

Nun, meine Herren, wie ist es in gesundheitlicher 
Beziehung? Man hat, als die Einzelhaft eingefOhrt wurde, 
theoretisch eine Reihe Einwendungen gegen sie erhoben : 
man hat gesagt, sie richte den Menschen zu Grunde, 
körperlich und geistig. Was die geistige Einwirkung be¬ 
trifft, wurde gesagt, die Einzelhaft mache den Menschen 
stumpf, der Mensch werde gleichsam blöde, er sinke auf 
ein tierisches Dahinsumpfen herab, und wenn wir die 
Einzelhaft in der Phantasie der Menge, im Drama auf der 
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Bühne sehen, so wird der Mensch in der Einzelhaft dar¬ 
gestellt wie einer, der Leben und Welt vergessen hat und 
wünsch- und interesselos vegetiert. So hat man sich die 
Wirkung der Einzelhaft gedacht. Wir dürfen jedoch auch 
nicht vergessen, dass die Einzelhaft früher etwas anderes 
war, dass es sich wirklich um eine Art Schweigsystem, 
um vollständige geistige Isolierung handelte; wir müssen 
bedenken, dass diese Auswüchse der Einzelhaft beseitigt 
sind und dass die gesundheitsschädlichen Wirkungen, ob¬ 
wohl sie zwar nie so gewesen sind, wie sie sich das Publi¬ 
kum in seiner Phantasie vorgestellt hat, sich gemildert 
haben. 

Was die Wirkung der Einzelhaft in körperlicher Be¬ 
ziehung betrifft, so hat noch niemand recht ernsthaft be¬ 
hauptet, dass die Einzelhaft auf den Körper von besonderem 
Nachteil wäre. Wenn die Anforderungen der Gesundheits¬ 
pflege inbezug auf den notwendigen Luftraum und die Be¬ 
wegung im Freien beachtet werden, verdient die Einzel¬ 
haft gewiss den Vorzug; sie schliesst Verbreitung an¬ 
steckender Krankheiten aus und ist deshalb in körperlicher 
Beziehung von grossem Vorteil, wenn sie richtig ausgeführt 
wird. 

Nun ist die Frage, ob bestimmte Kategorien von 
körperlich Kranken aus der Einzelhaft auszuscheiden 
wären. Da hat einer der Herren, die ein Gutachten ab¬ 
gegeben haben, gemeint, dass Epileptiker grundsätzlich 
nicht in die Einzelhaft gehören. Gerade diese Frage be¬ 
schäftigte uns in Nürnberg, und ich möchte betonen, was 
ich da gesagt habe: schaffen wir nicht zu viel Grundsätze! 
Grundsätze sind Fesseln, die uns binden und uns nicht 
vorwärts bringen! Auf unserer Fahne steht: Individualität 
im Strafvollzug! Deshalb möchte ich nochmals betonen: Es 
gibt Epileptiker, die in der Zelle bleiben können und es 
gibt Epileptiker, für die die Zelle unanwendbar ist. Ich 
will einen Fall erwähnen: als ich an die Strafanstalt 
Moabit kam, fand ich einen Epileptiker, der mit einem der 
gefährlichsten Werkzeuge beschäftigt war; er hatte einen 
sogenannten Reisser, einen krummen Säbel an den Arm 
geschnallt und riss grosse Stücke von den Platten der 
Rinde der Korkeiche herunter. Ich sagte mir: der Mann 
braucht bloss einen Anfall zu bekommen, dann schneidet 
er sich den Kopf herunter! Aber als Neuling wollte ich 
in die Gerechtsame des Herrn Geheimrat Krohne in keiner 
Weise eingreifen (Heiterkeit), ich liess ihn an der Arbeit 
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stehen und er hat 4, 5 Jahre die Arbeit weiter ausgeführt. 
Er wusste, wann der Anfall kam, dann schnallte er den 
Säbel ab, setzte sich hin, bis der Anfall vorüber war und 
arbeitete nachher weiter. Und noch ein Punkt, meine 
Herren, Epileptiker sind erregbar, es sind für die Gemein¬ 
schaftshaft häufig sehr unangenehme Mitglieder, die Einzel¬ 
haft aber wirkt bisweilen auf sie ausgezeichnet. Ich habe 
selbst die Beobachtung an manchem epileptischen Ge¬ 
fangenen gemacht; draussen, wo sie Schnaps trinken, 
Tabak kauen und schwer arbeiten, regen sie sich auf, 
sind streitsüchtig und unsozial, sobald sie aber 14 Tage 
in der Zelle sitzen und eine inittelschwere Arbeit leisten, 
wird ihr Zustand gut, die Anfälle wie die Reizbarkeit 
werden geringer. Also, meine Herren, wir wollen nicht 
Menschen mit bestimmten Krankheitskategorien bei der 
Einzelhaft ausschliessen! 

Nun die Kardinalfrage: sind die geistigen Störungen 
in der Einzelhaft häufiger als in der Gemeinschaftshaft. 
Zu dieser Frage hat Herr Oberdirektor Marcovich in 
einigen Gutachten recht wertvolle statistische Beiträge ge¬ 
liefert, indem er bezeugt, dass es sich statistisch beweisen 
lasse, dass diese Störungen in der Einzelhaft häufiger sind 
wie in der Gemeinschaftshaft. In die Strafanstalts-Irren¬ 
abteilung, die ich amtlich leite, sind im Laufe eines Jahr¬ 
zehnts circa 1000 Gefangene aufgenommen und wieder 
aus derselben entlassen worden; da ist mir oft die Frage 
aufgestossen: waren diese Personen durch die Einzelhaft 
besonders gefährdet? Ich muss diese Frage verneinen! 
Ich kann es statistisch nicht beweisen und zwar deshalb 
nicht, weil man bei einer reinen Zahlenstatistik mit grossen 
Fehlern rechnen würde. Es kommt nämlich nicht selten 
vor, dass Gefangene, welche sich erregt und sonderbar 
benehmen, weil in ihnen eine noch nicht deutlich erkennbare 
geistige Störung sich regt, deshalb in Einzelhaft kommen. 
Dann wird die Geistesstörung, die bereits in der Entwick¬ 
lung begriffen ist, nur schneller gezeitigt. Wenn man aber 
nur die Fälle in Betracht zieht, wo die ersten Spuren der 
geistigen Störung in der Einzelhaft wirklich erzeugt sind, 
dann verschiebt sich das Verhältnis zu Gunsten der Einzel¬ 
haft oder mindestens nicht zum Nachteil der Einzelhaft. 
Es w'ürde mich zu weit führen, wenn ich Ihnen das Alles 
hier noch einmal vorführen wollte, was ich bereits an 
anderer Stelle wiederholt ausgeführt habe, dass der Verfall 
in geistige Störung in der Haft auf sehr komplizierten 
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Ursachen beruht, dass der Mensch niemals aus einer 
einzigen Ursache geisteskrank wird, sondern dass es eine 
Häufung körperlicher und geistiger Schädlichkeiten ist, 
die in einem Menschen — nicht miteinander, sondern nach¬ 
einander — den Keim der schlummernden Krankheit zur 
Reife bringen und dass die Haft als solche gewöhnlich 
nur der letzte Tropfen ist, der den vollen Becher zum 
Ueberlaufen bringt und die Krankheit hervorbringt. Nun 
gebe ich zu^ dass bei solchen zum Erkranken vorbereiteten 
Personen das Nachdenken über sich selbst, das für den nor¬ 
malen Menschen von Vorteil ist, in der Einzelhaft schädlich 
ist; aber diese spezifische Schädlichkeit der Einzelhaft kann 
vermieden werden, wenn man nur die Leute in der Zelle ge¬ 
nügend beobachtet, ja, wenn man die Individualität jedes Ge¬ 
fangenen schon bei der Einlieferung möglichst feststellt und 
wenn man bei denjenigen, die geistig gefährdet sind, die 
strenge Einzelhaft aufhebt. Ein allgemeines Schema für 
Einzelhaftfähige und Unfähige lässt sich nicht aufstellen. Es 
wird keine Art körperlicher und geistiger Gebrechlichkeit 
geben, die nicht eventuell in die Einzelhaft passen würde, 
doch lassen sich einige allgemeine Gesichtspunkte für Aus¬ 
nahmen anführen: so z. B. lasse ich nicht gern Schwer¬ 
hörige in der Einzelhaft, weil sich unter der Einwirkung 
der Einzelhaft leicht Sinnestäuschungen bilden. Auch bei 
geistig Beschränkten mache ich einen Unterschied zwischen 
denen, die aus weltfremden Verhältnissen vom Lande 
kommen und zwischen denen, die in grossen Städten gelebt 
haben. Der Berliner schwachsinnige Junge hat bei allem 
Schwachsinn einen angeregten Geist, so dass ihm tat¬ 
sächlich die Einzelhaft auf lange Zeit nichts schadet, 
sondern nützt; dagegen der jugendliche Verbrecher vom 
Lande, der nie mit dem Leben in Berührung gekommen 
ist und in die fremden Verhältnisse des Strafvollzugs 
ängstlich und bebend eintritt, dai*f nicht lange in der 
Einzelhaft belassen werden, dies wäre für ihn eventuell 
gefährlich. Es ist also nötig, wie ich schon gesagt habe, 
dass man immer individualisiert. 

Nun ist die Frage: hemmt das gegenwärtige Gesetz 
uns in dieser Individualisierung? J<a, ganz entschieden! 
Denn wir haben nur die jMöglichkeit, unsere Gefangenen 
höchstens 3 Jahre in der Einzelhaft zu haben. Sie wissen, 
dass diese gesetzliche Bestimmung von manchen Anstalts¬ 
vorständen etwas sophistisch ausgelegt wird. Wir haben 
Personen, die weit länger als 3 Jahre, auch gegen ihren 
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Willen, in der Einzelhaft gehalten werden müssten, für 
die ein längeres Halten dienlich wäre. Ferner können 
Umstände bei langstrafigen Verbrechern eintreten, wo ein 
Zurücktun in die Einzelhaft notwendig ist. Das liegt dann 
nicht so im Interesse der Personen selber, wie im Interesse 
des Strafvollzugs. Meine Herren, es gibt unter den lang¬ 
jährigen Verbrechern Personen, die einen besonders un¬ 
günstigen Einfluss auf ihre Umgebung ausüben, die die 
Disziplin der Gefangenenanstalt, die Ordnung des Straf¬ 
vollzugs in erheblicher Weise stören, die geradezu eine 
Geissei sind für die besseren Elemente. Da müssen wir 
nun die Möglichkeit haben — nicht bloss die Verwaltungs¬ 
möglichkeit aus disziplinären Gründen — solche Personen 
entweder dauernd in Einzelhaft zu verbringen oder sie in 
die Einzelhaft zurückzutun. Bei solchen Personen, meine 
Herren, die dem sozialen Organismus absolut verloren 
sind, soll nicht überflüssige Humanität Platz greifen, selbst 
wenn sie unter der Wucht der Einzelhaft geistig zugrunde 
gehen; ihnen ist nicht zu helfen. Das erfordert das Interesse 
der Mehrheit und das Interesse des Staates, welches über 
der Behaglichkeit des Einzelnen steht. Infolgedessen würde 
es ein grosser Vorteil sein, wenn die Einzelhaft in der 
neuen Ausgestaltung unseres Strafgesetzbuches keinerlei 
gesetzliche Bes(*hränkung erführe. Bei den Jugendlichen 
muss man bei der Einzelhaft mit besonderer Vorsicht Vor¬ 
gehen, es ist aber trotzdem, möchte ich sagen, etwas zu 
einengend, wenn in den Grundsätzen über den Strafvollzug 
uns auch wieder ein bestimmtes Einheitsmaximum gegeben 
wird, wenn die Tätigkeit des Strafvollzugsbeamten einge¬ 
schränkt wird. 

Meine Herren, um nichts Ueberflüssiges zu sagen, habe 
ich dasjenige skizzenhaft zusammengefasst, was haupt¬ 
sächlich dazu dienen könnte, die Leitsätze des Anschusses 
zu begründen. Ich bin der festen Ueberzeugung, dass 
Sie mit Majorität diese Leitsätze genehmigen werden, die 
dahin gehen: 

„Die Einzelhaft hat nach überaus reiflicher Erfahrung 
keine nachteiligen Einwirkungen auf die körperliche und 
geistige Gesundheit der Gefangenen. Sie ermöglicht die 
sittliche Beeinflussung der Gefangenen in hervorragender 
Weise. Dabei wird vorausgesetzt, dass die Einzelhaft 
Strafvollzugsart bleibt, an gesetzliche Zeitdauer nicht 
gebunden und bei Jugendlichen nicht ausgeschlossen sein 
soll“. (Beifall.) 
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Vorsitzender: 

Meine Herren, in der Fassung muss eine Korrektur 
erfolgen; es muss heissen: „die Wirkung der Kinzelhaft 
auf die Gefangenen“ statt „auf den Gefangenen“. 

Wird das Wort zu dieser These gewünscht? 

Geheimer Medizinalrat Dr. Baer - Plötzensee: 

Meine Herren! Es ist nicht das erste Mal, dass die 
Einzelhaft in dieser Versammlung zur Sprache gebracht 
wird. Sie erinnern sich, dass gerade hier in Stuttgart 1877 
die eingehendsten Details in dieser Frage besprochen 
worden sind. Wenn heute dieselbe no(*h einmal hier aut 
die Tagesordnung gesetzt ist, so ist das ein Beweis, dass 
eine Meinungsäusserung dieser Versammlung an sich 
wünschenswert und auch aus dem nachstehenden Grunde 
notwendig ist. Auf dem letzten internationalen kriminal¬ 
anthropologischen Kongress in Amsterdam 1901, an dem 
ich als Mitglied teilgenommen, war das System der 
Einzelhaft in seiner gesamten Einrichtung auf das 
heftigste angegriffen worden. Namentlich war es Herr 
Enrico Ferri, der bekannte italienische Politiker und Straf¬ 
rechtslehrer, welcher in Anschluss an seinen Vortrag über 
„die Symbiose des Verbrechens^^ die Ansicht vertreten hat, 
dass man dahin streben müsse, die Einzelhaft, diese Ver¬ 
irrung des vorigen Jahrhunderts, Avie er sie nannte, 
diese Tortur, die noch aus diesem übrig geblieben, aus 
dem Strafensystem zu verbannen. 

Es wurde der Einzelhaft der Vorwurf gemacht, dass 
sie die körperliche Gesundheit der Gefangenen untergrabe, 
ihre geistige Gesundheit vernichte und die Gefangenen 
zum Selbstmord treibe, dass sie eine unerträgliche, bar¬ 
barische, unmenschliche Strafart darstelle. 

Gegen diese Anschauung glaubte ich auf Grund lang¬ 
jähriger Erfahrungen einen energischen Einspruch erheben 
zu müssen, wie es auch von Dr. Granier aus Paris und 
Dr. Struelens aus Brüssel geschehen ist. Jene schlechten 
Wirkungen der Einzelhaft meinte ich, könnten sicherlich 
nur auf Beobachtungen beruhen, welche in schlecht ein¬ 
gerichteter und mangelhaft ausgeführter Einzelhaft gemacht 
sind. Wenn Sie, meine Herren, heute die vom Ausschuss 
vorgelegten Thesen annehraen, dann helfen Sie jene 
ungerechten Vorwürfe widerlegen, welche auch Ihren 
praktischen Erfahrungen nicht entsprechen können. 
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Der Herr Referent bat bereits dargetan, wie wenig 
schädlich die Einzelhaft in physischer und psychischer 
Beziehung auf die Gefangenen einwirkt. Nur hätte ich 
gewünscht, dass in der These noch die Kautele hinzu¬ 
gefügt würde, dass es dringend notwendig sei, dass die 
Einzelhaft rationell ausgeführt und auch ent¬ 
sprechend überwacht werde. 

Soll die Einzelhaft keine nachteiligen Folgen für die 
Gefangenen haben, so muss die Garantie für ihre gute Aus¬ 
führung gegeben sein, und deshalb wünsche ich, dass ge¬ 
sagt wird: „Dabei wird vorausgesetzt, dass die Einzelhaft 
in rationellem Sinn ausgeführt und in derselben Weise auch 
überwacht wird“. 

Ausserdem hätte ich noch einen Wunsch bezüglich 
des letzten Satzes: „Und bei Jugendlichen nicht ausge¬ 
schlossen sein solU. Hier möchte ich eingefügt wissen: 
„Bei Jugendlichen von 14 Jahren aufwärts“. Auch ich bin 
nach meinen Erfahrungen der Meinung, dass Kinder von 
12—14 Jahren überhaupt nicht in das Gefängnis und am 
allerwenigsten in die Einzelhaft gehören. Die meisten 
dieser Kinder sind so unreif, dass die Strafe ohne jede 
Wirkung an ihnen vorübergeht. Die geistig Beschränkten 
und Unerfahrenen erdulden sie mit einer apathischen 
Ruhe ohne jede sichtbare Gemüts Veränderung. Auf andere 
und besonders auf solche, welche stets im elterlichen 
Hause gross gezogen und gelegentlich durch Verführung 
die strafwürdige Tat begangen, wirkt die Einzelhaft zuweilen 
geradezu erschütternd. Das stete Alleinsein ruft bei diesen 
ein Gefühl von Furcht und Angst, von krankhaftem 
Heimweh hervor, dass sie schleunigst aus derselben ent¬ 
fernt werden müssen. Und auf die frühreifen jugendlichen 
Verbrecher, welche in staunenswerter Raffiniertheit, be¬ 
sonders in den Gressstädten, bandenmässig organisiert, 
kriminelle Handlungen begehen, wirkt die Zellenstrafe 
ebenso wenig bessernd als abschreckend. Sehr viele von 
unseren alten Gewohnheitsverbrechern haben in ihrer 
Jugend schon die Einzelhaft kennen gelernt. Gegen die 
Einsperrung von Kindern unter 14 Jahren in der Einzel¬ 
haft muss ich mich ganz entschieden aussprechen. 

Was die Wirkung der Einzelhaft auf die körperliche 
Gesundheit bei Erwachsenen angeht, kann ich anführen, 
dass diese bei gesunden Gefangenen keine Krankheit irgend 
welcher Art hervorzurufen geeignet ist, dass sie vielmehr 
die Entstehung von Krankheiten durch Uebertragung und 
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in der Einzelhaft für 


für Erwachsene und 1,71 700 
Jugendliche. 

Von wesentlichster Bedeutung ist die Einwirkung der 
Einzelhaft auf die geistige Gesundheit, aut die etwaige 
Verursachung geistiger Störungen. Es hat schon Herr 
Dr. Leppmann überzeugend dargelegt, dass die Einzelhaft 
bei gesunden IMenschen keine Geistesstörungen hervorruft. 
Allerdings möclite auch ich hervorheben, dass es seltene 
Ausnahmen von dieser Regel geben kann. Wenn jemand 
aus bisher guten Verhältnissen, aus einer glücklichen Um¬ 
gebung herausgerissen wird und auf eine lange Strafzeit 
hinaussieht voller Sorgen und Kummer um sich und die 
Seinen, dass ein solcher Gefangener in der Einzelhaft eher 
geisteskrank werden kann als in der Gemeinschaftshaft, 
ist wohl erklärlich, ln den allermeisten Fällen entwickelt 
sich jedoch die Geistesstörung bei Personen, welche mit 
einer Disposition zu einer solchen behaftet oder psycho¬ 
pathisch und hereditär belastet sind. Die Geistesstörung 
wird in der Einzelhaft aber schon in ihrem Beginn erkannt; sie 
kann meist ganz verhütet werden, wenn bei dei* Ausführung 
derselben eine strenge Individualisierung und eine sorgsame 
Ueberwachung der Gefangenen stattfindet, wenn die Beamten 
und vor allen der Arzt auf diesen Umstand ihr stetes 
Augenmerk haben. Auf diese Weise allein wird auch das 
Vorkommen von Selbstmord in der Einzelhaft verhütet 
und auf ein Minimum reduziert. Aus diesem Grunde ist 
ein grosses Gewicht darauf zu legen, dass in der proponierten 
These di^ rationelle Ausführung und Ueberwachung der 
Einzelhaft vorausgesetzt wird. 

Geh. Hofrat Dr. ined. Gutsch-Karlsruhe: 

]\Ieine Herren! Ich möchte mir erlauben, an der 
Hand der Erfahrungen, die ich in langjähriger Stellung als 
Arzt des Zellengefängnisses Bruchsal zu machen Gelegen¬ 
heit hatte, meinen Standpunkt zu der vorliegenden Frage 
und besonders gegenüber den befremdenden l.eitsätzen 
des Ausschusses, welche jede nachteilige Wirkung der 
Einzelhaft auf die Gesundheit des Gefangenen ohne jeden 
Vorbehalt in Abrede stellen, mit einigen wenigen AVoiten 
darzulegen. 

Trennen wir die AVirkungen der Einzelhaft auf den 
Gefangenen in solche auf dessen körperliche, und solche 
auf dessen geistige Gesundheit, so kann ich bezüglich der 
ersteren bestätigen, dass auch mir keine Einflüsse bekannt 
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wurden, die schlimmer als bei jeder anderen Haftweise sich 
dargestellt hätten. Ira Gegenteile weisen die hygienischen 
Lebensbedingungen des Zellen gefangenen in vieler Hinsicht 
günstigere Verhältnisse auf, als sie gemeinsame Massen¬ 
verwahrung zu bieten vermag: individuellem Bedürfnisse 
zu entsprechen ist hier eher ermöglicht, jeder ist gewisser- 
massen Herr in seiner Zelle, kann sich Lufterneuerung, 
Ruhe und Bewegung selbst regulieren, Bazillen haben 
weniger Gelegenheit zur Ausbreitung, und wenn die tuber¬ 
kulöse Spezies derselben auch in den besteingerichteten 
Zellengefängnissen ihre deletäre Wirkung äussert, so 
sprechen doch im grossen und ganzen bezüglich der Mor¬ 
bidität und Mortalität alle in den 55 Jahren seit Einführung 
von Zellengefängnissen auf dem europäischen Kontinente 
erschienenen Berichte und Statistiken entschieden zugunsten 
des Isolierungssystems. 

Anders aber verhält sich dies bezüglich der Wirkung 
auf die geistige Gesundheit. Hier ist doch allgemein und 
unzweifelhaft eine intensivere Macht der Gemütsaffekte 
anerkannt, welche zu ihrem grössten sittlichen Vorzüge 
der Einzelhaft anhaftet, die aber auch leicht zum Ausgangs¬ 
punkte geistiger Störung werden kann. 

Es ist unzweifelhaft, dass der Komplex psychischer 
Krankheitsursachen, welche dem Verbrechen und der Ge¬ 
fangenschaft anhängen, durch die selbstbeschauenden Wirk¬ 
ungen des Alleinseins, welche die Seele des Gefangenen 
mächtig erschüttern, eine Förderung erfährt, und dass man 
eine Prädisposition der Einzelhaft an sich zu, geistiger 
Krankheitsentwicklung um so eher anzunehmen berechtigt 
ist, als uns in ihr zahlreiche Fälle begegnen, in denen jede 
anderweitige Krankheitsanlage ausgeschlossen ist. Ich zähle 
unter 265 Fällen geistiger Störung, die ich in Bruchsal zu 
beobachten Gelegenheit hatte, 83, bei denen keine sonstige 
Veranlagung nachzuweisen war, und die daher lediglich 
oder doch vorzugsweise als Wirkungen der Einzelhaft an¬ 
zusprechen waren. Aber auch in allen den Fällen, welche 
in individuellen ausser der Gefangenschaft liegenden An¬ 
lagen, hereditärer Belastung, angeborener Schwäche und 
Degenerationszuständen ihre Wurzel hatten, ist es doch 
wohl nicht angängig, jede Mitwirkung der Einzelhaft bei 
ihrer Entwicklung zu wirklicher Störung ausschliessen 
zu wollen. Die Prädisposition der Einzelhaft an sich er¬ 
gibt sich aber auch recht augenfällig aus dem ganz gleich¬ 
artigen Gepräge, mit dem die ersten Erscheinungen der 


Digitized by 


Google 




\ ff »ytvy B * 4.1 



reinen Einzelhaft-Psychosen in Erscheinung treten, und aus 
der Tatsache, dass sie frühzeitig erkannt und beobachtet, 
mit Aufhebung der Isolierung meist rasch wieder zu ver¬ 
schwinden pflegen: cessante cama cessat effectus. 

Jeder aufmerksame und gewissenhafte Arzt und Beamte 
an Isolierungsgefängnissen muss bestätigen, dass Einzel¬ 
gefangene, die bis dahin durch nichts auffielen, plötzlich 
beunruhigt erscheinen, durch neckende, verspottende oder 
ihnen die Entlassung verkündende Stimmen, die sie vor 
der Zelle gehört, die ihnen den Schlaf rauben und ihr 
ganzes sonst geordnetes Benehmen beeinflussen. Gehen 
diese Erscheinungen bei geeignetem Einschreiten, namentlich 
Aufhebung der Isolierung, auch meist vorüber, ohne sich 
zu ausgeprägteren Krankheitsformen weiter zu entwickeln, 
so verlieren sie deshalb nichts an ihrer Bedeutung, da sie 
auch längere oder kürzere Zeit latent bleiben können; 
der misstrauische Gefangene hält mit den sich ihm auf¬ 
drängenden Sinnestäuschungen und Wahnvorstellungen 
zurück, er deutet sie nur in flüchtigen Aeusserungen an, 
so dass es der sorgfältigsten Aufmerksamkeit bedarf, um 
aus seinem sonstigen Benehmen auf solche zu schliessen, 
oder aber, um nicht, wie dies nicht selten der Fall ist, 
von plötzlichen Aufregungszuständen desselben überrascht 
zu w’erden, die dann schon den entwickelteren Formen 
der hallucinatorischen Melancholie oder Verrücktheit 
angehören. 

Diese in allen Zellengefängnissen wiederkehrenden 
Beobachtungen, meine Herren, die mir erst heute wieder 
durch Umfragen bei anw^esenden Direktoren und Aerzten 
von Zellengefängnissen bestätigt wurden, stellen also doch 
sicher, wenn nicht bleibend nachteilige Wirkungen, aber 
immerhin Gefahren der Einzelhaft dar, die durch mehrfache 
Modifikationen und Kautelen der Durchführung eine wesent¬ 
liche Minderung, aber keineswegs Beseitigung erfahren 
haben, und gerade auch die Notwendigkeit solcher Modi¬ 
fikationen und Kautelen hat das Vorhandensein von 
Wirkungen und Gefahren zur Voraussetzung, gegen die 
sie gerichtet sind. Wir werden dem System und den 
Gefangenen einen besseren Dienst erweisen, wenn wir 
immer wieder auf sie hinweisen, anstatt sie verschleiern, 
oder gar in Abrede stellen zu wollen. Kennen und beachten 
wir die Gefahr, so sind wir auch in der Lage, rasch die 
bereiten Mittel in Anwendung bringen zu können und es 
muss neben ihr als ein Vorzug, eine Entlastung der Einzel- 
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haft betont werden, dass sie schon frühzeitig jede Abweichung 
von dem normalen psychischen Verhalten des Gefangenen 
erkennen lässt, und dass sie in sittlicher Beziehung gleich¬ 
zeitig den erwünschten Ausdruck einer Gemütserschütterung 
darstellt, die in richtige Bahnen geleitet, zum Angriffs¬ 
und Ausgangspunkt der Besserung des Verbrechers 
werden kann. 

Medizinalrat Dr. Ribstein-Bruchsal: 

Ich möchte mich nur mit einigen kurzen Worten den 
beiden Herren Vorrednern anschliessen. Ich bin kein 
Gegner der Einzelhaft, aber ich glaube, dass man ihr keinen 
Dienst tut, wenn man sich über alle ihre Wirkungen volle 
Klarheit verschafft, ln der Beziehung bin ich mit dem 
Herrn Referenten nicht ganz in Uebereinstimmung, wenn 
er sagt, dass die Einzelhaft in psychischer Beziehung keinen 
Nachteil habe. Ich glaube, nach den Beobachtungen, die 
ich in vielen Jahrzehnten in Bruchsal gemacht habe, sagen 
zu können, dass geistige Störung in Einzelhaft häufiger 
vorkommt als in Gemeinschaftshaft. Man würde ja auch 
die ganze Einwirkung der Einzelhaft auf den Gefangenen, 
die ihn psychisch erschüttern, die ihn bessern soll, leugnen, 
wenn man nicht eine grosse Einwirkung auf den Geist 
und das Gemüt durch die Form der Einzelhaft annehmen 
würde. Es entspricht dem auch die Tatsache, dass die 
Formen der Störung mit den Sinnestäuschungen anfangen. 
Diese kommen zwar auch in der Gemeinschaftshaft vor, 
in der Einzelhaft aber weitaus häufiger, hier sind sie eine 
nicht seltene Erscheinung. Wenn sie genau beobachtet 
werden und wenn der Kranke aus der Einzelhaft heraus 
in Gemeinschaftshaft oder noch besser natürlich in ein 
Krankenhaus kommt, so gehen sie gewöhnlich rasch vor¬ 
über und haben keinen weiteren Nachteil für den Einzelnen, 
aber vorhanden waren sie eben doch. Es ist Tatsache, 
dass die Einzelhaft den Menschen mehr erschüttert und 
dass bei geistig labilen Persönlichkeiten mit voraus¬ 
gegangener schlechter Erziehung die Geisteskrankheit 
häufiger vorkommt, aber bei geistig vollständig Gesunden 
weniger zu fürchten ist. Dieser Gefahr, von der ich spreche, 
ist, wie gesagt, zu begegnen dadurch, dass, wenn Sinnes¬ 
täuschungen beobachtet werden, der Betreffende vor dem 
Ausbruch geistiger Störung aus der Einzelhaft in die Ge- 
meins(!haftshaft oder in ein Krankenhaus gebracht wird. 

Ich möchte die Thesen auch unterschreiben, nur 
würde ich es begrüssen, wenn der Beisatz des Herrn 
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Geh. Rats Baer gemacht würde, dass die Einzelhaft richtig 
ausgeführt und überwacht wird. 

Direktor Küstow-Wroiike: 

Ich möchte einiges aus meinen Beobachtungen mit- 
teilen, speziell bei Jugendlichen. Als unsere Anstalt gebaut 
wurde, war sie für jugendliche männliche Gefangene vor¬ 
gesehen. Es sollten nur Normalzellen in dem Gefängnis 
gebaut werden; es wurde aber schliesslich von mass¬ 
gebender Stelle die Befürchtung ausgesprochen, die Einzel¬ 
haft möchte auf die geistig tiefstehende Bevölkerung der 
Provinz Posen einen sehr ungünstigen I]influss haben, es 
möchte die an sich etwas stumpfsinnige Jugend dieser 
Gegend noch weiter degenerieren. Infolgedessen wurden 
im letzten Augenblick eine grosse Anzahl Schlafzellen 
eingebaut — die Beschäftigung aber findet in gemeinsamer 
Haft statt. Die Befürchtungen, die damals ausgesprochen 
wurden, haben sich in keiner Weise bewährt, im Gegenteil 
haben wir die Beobachtung gemacht, dass gerade die 
Jugendlichen die Einzelhaft vorzüglich ertragen — ich 
möchte beisetzen: je tiefer geistig stehend, desto besser. 

Was nun die Wirkung der Einzelhaft auf die weib¬ 
lichen Gefangenen betrifft, so wurde auch bei ihnen die 
Einzelhaft vorzüglich ertragen. Fälle von Geisteskrankheit 
sind bei unserem ziemlich bedeutenden Bestand von Ge¬ 
fangenen sehr selten; der eine Fall, der überhaupt vorkam, 
wäre auch ohne die Einzelhaft ausgebrochen. ^lädchen, 
die schon über 3 Jahre in Einzelhaft sind, haben dieselbe 
ohne jeden Schaden ertragen. 

Was nun speziell die Wirkung der Einzelhaft auf die 
Erwachsenen betrifft, so möchte ich glauben — das ist von 
dem Herrn Vorredner schon betont worden — dass die 
Zahl der geistigen Erkrankungen in der Einzelhaft nicht 
grösser ist als in gemeinsamer Haft; ich möchte da mit 
dem Herrn Referenten übereinstimmen, dass in manchen 
Fällen Täuschungen vorliegen, die in der Einzelhaft besser 
bemerkt wurden als in der Gemeinschaftshaft und denen 
dann auch sofort entgegengetreten werden kann. 

Ich möchte nun nocli ein Wort über die Einzelhaft 
bei Kindern unter 14 Jahren sagen. Auch da bin ich 
anderer Ansicht als einige der Herren Vorrednei-. Ich bin 
überhaupt dagegen, dass Kinder unter 14 Jahren ins 
Gefängnis kommen; aber wenn es einmal sein muss, dann 
bin ich für die Einzelhaft und ich würde grundsätzlich 
niemals für ein Kind die Gemeinschaftshaft empfehlen. 
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Vorsitzender: 

Meine Herren! Ich erkläre mich meinerseits ein¬ 
verstanden mit den Thesen des Ausschusses und möchte 
bitten, den Zusatz, den Dr. Baer vorgeschlagen hat: „unter 
der Voraussetzung rationeller Ausführung“ abzulehnen. 

Direktor Fliegenschmidt-Wehlheiden: 

Wenn Anstalten mit einem Aufwand von grosser 
Arbeitslast und Arbeitskraft dahin gebracht sind, dass 
sie einen vollkommenen Apparat des Vollzugs der 
Strafe in der Einzelhaft darstellen, so meine ich, dürfen 
Sie, wenn hier in den Thesen von „sittlicher Beeinflussung 
auf die Gefangenen in hervorragender Weise“ die Rede 
ist, nicht vergessen, dass in solchen Anstalten auch der 
richtige Geist herrscht. In solchen Anstalten haben wir eine 
richtige, rationelle Ausbildung des Aufsichtspersonals und 
wir haben unter den Aufsehern, die vorgebildet sind, 
tatsächlich eine ganze Reihe, die imstande sind, eine be¬ 
ginnende Geisteskrankheit zu finden und den Arzt und den 
Direktor aufmerksam zu machen. 

Ich möchte also bitten, den Zusatz: „unter der Vor¬ 
aussetzung rationeller Ausführung der Einzelhaft“ als selbst¬ 
verständlich und deshalb unnötig nicht anzunehmen. 

Professor Frank: 

Jede der beiden Strafarten, die Einzelhaft wie die 
Gemeinschaftshaft, haben selbstverständlich ihre Vorzüge 
und ihre Nachteile; weshalb ich um das Wort gebeten 
habe, hat seinen Grund nur darin, dass ich das Verhältnis 
zwischen dem ersten und dem zweiten Satz der These 
nicht ganz verstehe. Der erste Satz Aveist die nachteiligen 
Wirkungen der Einzelhaft zurück, der zweite Satz betont 
die Vorzüge, die die Einzelhaft hat oder haben soll und 
dann beginnt der zweite Absatz: „Dabei wird voraus¬ 
gesetzt, dass u. s. w^“ Ich w^eiss nicht recht, wie dieses 
Verhältnis zu verstehen ist. Soll beispielsweise die Einzel¬ 
haft die Möglichkeit einer Beeinflussung des Gefangenen 
gewähren, wenn sie an eine gesetzliche Zeitdauer nicht 
gebunden ist? Ich glaube, der Ausschuss meint doch, dass 
die Einzelhaft einen guten Einfluss ausübt ? Ich meine, es 
wäre erwTinscht, wenn diese zw^ei Gesichtspunkte bei der 
Einzelhaft geregelt WHirden. Ich möchte nur fragen, ob 
nicht einer der Herren einen Antrag stellen will; ich für 
meine Person kann ihn nicht stellen, sonst wdirde ich ver¬ 
anlasst sein, gegen denjenigen Teil der These zu stimmen, 
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der sagt, es solle die Miiizelliart an g('set/liclie Zeitdauer 
nicht gehiuiden s(mii. 

Meine Herren, gestattcni Si(' mir nur noeli das eine 
zu sagen: di(' Mt'lii'zalil d(‘r An\ves(Mid(‘n sind, wie schon 
der Name drs Wummus hewiast, \h‘i‘waItungsheamte. Da 
stehen si(*li aber nun zw ei Iiiter(‘ss(m geg(miil)(M' : der \’(*r- 
\valtimgsh(‘aint(‘ und d(‘i' r.cst'tzga'lxa-. Dei* (h'setzgeher 
wird d(‘ii Miit(‘lw'(‘g einzuseldag<‘ii lialem . (U* wii’d di(‘ 

benwlitigten Intm'essi'n \ermilh ln ^\h‘nll ein(‘ h^'stiinnite 
ZeitdaiKO’ lestgi'setzt wird, z. !>. .'l Jalirc', dann ist imnun* 
noch die Möglichkeit gc'gihxui. diese' Zoitdum'i* aiiszudehmm ; 
aber zun;ielist dürrmi Si(' id)ei*z(Migt s(‘iii, nu'in(‘ lleiMam, 
der Ivdehstag wird niemals daraid’ ('ingelHai, die* Zulassimg 
der IMnze'lhaFt einfach der Xh'rwaltmig zu ilhealasse'n. Ich 
möchte^ l)iit(‘ii. das'< Sie si(*h nicht (*ins(*itig als \h*rwallungs- 
beamt(‘ cnts( he*iden. sondern auch dem Faktor, eh*n ele/r 
Reichstag hihh't, ins Auge' fasse*!). 

\ <>rsil/(*nd(n*: 

Die* lh‘dew e*nehmg „elahci w irel \mraiisge'seazt - in 
Absatz - soll s()\i(‘l h<‘iss<‘n als ..e*'^ ist (‘i’wüiisc ‘hf* „man 
nimmt als ange*me*ssem an**. Im nl)iigcii mochte* iehi elarauf 
auFme*rk^ani macliem, ehass elie* Aiisfiihrimge‘ii elcs lle*rrn 
Prof (*ss()rs F’raiick \'e ranlassimg gehe*]) keaine'ii, die e*iiiz<‘lne*n 
Punkte* ge*tri*niil zur Ahstimmimg zu leriiigcii. 

()l)eri*egi(‘niiig’si*at Ko|)|eFr(‘ilHii‘g : 

M(‘ine* ll(‘rre'ii, der ^\h)l'te‘. ehe* (ihe*r (lie*-(*ii ticge*iistand 
seit lh*stt*he*n eh*s \’'e*i-e*ins sche)n gesproe-in*]) \\(tr<le*ii >inel, 
sind Le'gion. Was i>t eh*nn se) Schi*i*ckli(‘hes an ele*i‘ Finze*!- 
haff." IS siiiel imme*r die*scli)(*n }>e(h*iikcn laut ge*weirde*n. 
Meine* Ilerre*]), wir hahem eloch ha-utzutage* keine* lse)liea*- 
haft, sonelern e*ine* re*chr aiigeme*hme* Trcimiingshaft : wir 
habe*!) kenne l'anze'lhafr. in elea* elie Fe'iile* zu t.iuinU* ge4it*n, 
kör]»' ‘rlie-li unel ge'istig ge.*l)roe-hen w ea’elcii \\ e*!e-li(‘ii Dire*kroi*, 
den ehe* ( )l)e‘l’l)e*lie*rde auf e‘ine‘n se)lche*ji Fe»->Iem gc<rc]ll hat. 
gibt e''^ luaite*, eh*)- iiie-ht wiisstc, wann und wo (a* eaii/.ii- 
setzem Initte* in Ih'ziig auf ehe* De)li(*rung? Fs wed'^s jeMlma 
wann iinel waj (*r (Mnse'tze*ii muss. Me*ine* Ilea’rcn. wir sinel 
auf <h*m Festem uml sinel am*!), was dir l-'rage* elm’ Finze'lhaft 
anbe*langt, \'ollst;lnelig eliiredi»Irunge*)), ela^> wir iiiedit (*iiie‘n 
Schritt zurCiekwea'e'he*)) ehii*fe*n \e»n el(*r .\nsicln. dass die* 
Einze'lhafr ele*r einzig richtige* Straf\e»llzua' i'^i. Fra\e).) 
Meine Ile'rrem, wir hahem eaiiem l*’e*hle*r hcga!ig<*ii hea i!iisea‘e*r 
heutigen Versammlung unel das i'>t ei<a’. eins- w ir nitdii (‘ine 
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Deputation unserer Sträflinge mit in den Saal gebracht 
haben. (Sehr gut!) Meine Herren, holen Sie einige von 
diesen Edelknaben; es fällt ihnen im Schlaf nicht ein, die 
Einzelhaft gegen die Gemeinschaftshaft zu tauschen. 
Warum? wissen sie ganz genau, weil sie es besser haben in 
ihren Zellen und andere, die noch nicht in eine grössere 
Strafanstalt gekommen sind, aber durch Brief und Wort davon 
erfahren, die sagen: wenn ich nur statt in ein kleines Amts- 
gerichtsgefängnis gleich in eine Strafanstcilt gekommen 
wäre und wenn ich nur Besuch von dem Direktor oder 
Lehrer u. s. w. gehabt hätte, dann wäre ich nicht wieder 
hier! Das ist der Kernpunkt der Sache. (Ganz richtig!) 

Ich bin unbedingt für die Thesen, meinetwegen in 
veränderter Form, aber ich möchte es recht laut aus¬ 
sprechen, dass die Einzelhaft das ist, was wir brauchen 
und beibehalten müssen! 

Vorsitzender: 

Es hat sich niemand mehr zum Wort gemeldet; ich 
gebe zum Schluss das Wort dem Herrn Referenten. 

Med.-Rat Dr. Leppniann-Berlin: 

Meine Herren! Wenn ich zum Schluss das Wort 
ergreife, geschieht es nur deshalb, weil ich wünsche, dass 
die Leitsätze des Ausschusses mit möglichster Einstimmig¬ 
keit angenommen werden. Deshalb muss ich auch auf 
die Bedenken gegen dieselben eingehen, die vorgebracht 
worden sind. 

Was die Bedenken des Herrn Professor Frank betrifft, 
die er auf juridischem Gebiet gemacht hat, so bin ich der 
festen Ueberzeugung, dass es einen Reichstag geben wird 
und zwar in nicht zu ferner Zeit, der uns eine diskretionäre 
Gewalt in Bezug auf die Einzelhaft einräumt. Wenn es 
bei Fassung des jetzigen Strafgesetzbuchs anders ist, so 
ist das nur deshalb so, weil der Begriff der Einzelhaft 
bisher eiji ganz anderer war. Sie dürfen nicht vergessen, 
dass die Einzelhaft gedacht war als Haftart, die gleichsam 
dem Gefangenen eine besonders schmerzliche Kasteiung 
auferlegcn sollte und dass mit der Einzelhaft der Begriff 
verbunden vvar, dass sie gleichsam wettraacht eine längere 
Haft in Gemeinschaftshaft. Gerade als man das Straf¬ 
gesetzbuch herausgab, war man noch in dieser Anschauung; 
seitdem ist aber eine Klärung eingetreten und wenn wir 
erst den gesetzgebenden Körperschaften bewiesen haben 
werden, dass der Begriff sich geändert hat, wird es 
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anders werden und wir Praktiker des Strafvollzugs werden 
trotz Reichstag an unserer Anschauung festhalten. (Bravo!) 

Nun noch einige Worte gegenüber den Bedenken 
mehr theoretischer Natur, in Bezug auf die Gestaltung der 
Einzelhaft. Meine Herren, ich bin auf die Gestaltung der 
Einzelhaft gar nicht eingegangen, weil ich als selbst¬ 
verständlich voraussetzte, dass die Einzelhaft nur ausgeführt 
werden kann, wenn sie ausgestattet ist mit den nötigen 
Kautelen, mit allen Vorschriftsmassregeln; wenn der Mann, 
der in die Einzelhaft kommt, in anthropologischer, seelischer 
und körperlicher Beziehung untersucht ist, wenn man das 
Vorleben des Betreffenden in geistiger und körperlicher 
Beziehung genau kennt. Nur so ist ein objektiver, rationeller 
Strafvollzug möglich; das ist die Vorbedingung der Einzel¬ 
haft. Ich habe nicht gesagt, dass die Einzelhaft keine 
schädliche Wirkung habe; ich habe gesagt: jede Haft hat 
eine schädliche Wirkung, aber die Einzelhaft ist nicht 
mehr schädlich als eine sonstige Haft, im Gegenteil, wenn 
sie rationell ausgeführt ist, in geringerem Masse. 

Nun muss ich auf die Ausführungen des Herrn Geh. 
Rats Gutsch zurückkommen. Meine Herren! Man muss 
erforschen, was die reine Wirkung der Einzelhaft ist! 
Einer meiner Volontärärzte hat sich die Aufgabe gestellt, 
aus dem Material der Irrenärzte diejenigen Fälle aus¬ 
zuscheiden, die reine Gefängnispsychosen sind. — Der Ge¬ 
fangene springt auf, er glaubt den Aufseher sprechen zu 
hören u. s. w.; dieser Zustand hält an, solange er in Haft 
ist; nimmt man ihn aus dem Gefängnis heraus, verschwindet 
das. Das ist eine Gefängnispsychose. Meine Herren, es 
wird Sie interessieren, die Ergebnisse jener Nachforschungen 
zu erfahren: unter 1000 (befangenen der Irrenabteilung 
befinden sich nach unserer genauen Forschung nur 3 reine 
Gefängnispsychosen. Unser Volontärarzt Dr. Widmann, 
hat mit wahrhaftem Bienenfleiss die Fälle untersucht; er 
ist zu den Eltern der Leute gefahren, um nach dem Vor¬ 
leben zu forschen, er ist den Leuten nachgefahren, wenn 
sie aus der Haft entlassen wurden. Aber wie gesagt: 
Fälle von reiner Haftpsychose sind selten und ich muss 
in dieser Beziehung betonen: es kommt der gleichmässige 
Betrag auf die Einzelhaft wie auf die Gemeinschaftshaft. 

Nun hat der Herr Geh. Rat Baer einen Zusatz beantragt. 
Ich bin aber der Meinung, dass wir dem Ausschuss nicht 
vorgreifen, sondern auf den Leitsätzen desselben beharren 
sollten. 

Blätter fttr Gcfängniskunde. XXXVIII. IQ 
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Nun nur noch ein kurzes Wort in Bezug auf die 
prinzipiellen Gegner der Einzelhaft. Herr Regierungsrat 
V. Engelberg schrieb mir, ich möchte in meinem Referat 
Rücksicht nehmen auf den anthropologischen Kongress in 
Amsterdam, den der Geh. Rat Baer geschildert hat. Ich 
habe es nicht getan, weil ich der Meinung bin, dass unsere 
Strafvollzugspraktiker einen viel schärferen Standpunkt 
haben. Meine Herren ! Mit den internationalen Kongressen 
ist es eine eigene Sache. Ich habe in dieser Beziehung 
mit Herrn Geh. Rat Krohne meine Gedanken ausgetauscht. 
Wenn unter irgend einer Flagge die Leute zusamraen- 
getrommelt werden, so kommt heutzutage leider so viel 
Volk mit, das gar keine Legitimation besitzt; es sind 
einzelne hervorragende Persönlichkeiten da, die dann aber 
wie Fetische wirken, hinter denen die ganze Herde herläuft, 
die meint, dass bei jeder Frage des öffentlichen Lebens 
auch die Frauen und der Alkohol herangezogen werden 
müssen! Deshalb halte ich auf die internationalen Kongresse 
nicht viel; es sprechen da Leute mit; die von dem tat¬ 
sächlichen Strafvollzug keine Ahnung haben. 

Ich spreche es deshalb noch einmal aus, dass es doppelt 
zu wünschen wäre, dass die Leitsätze einstimmig zur 
Annahme gelangen. Ich vertrete, wie gesagt, die Leitsätze 
in ihrer ursprünglichen Fassung und möchte nur anheim¬ 
stellen, ob nicht ein Zusatz beliebt wird in der Weise, dass 
auf die Gefangenen gebührend Rücksicht genommen wird. 

Vorsitzender: 

Es liegen vor: ein Zusatz des Herrn Geh. Rat Baer, 
dahin: im 2. Absatz nach „gebunden“ einzuschalten „und 
rationell ausgeführt und überwacht wird“. Dann der Zu¬ 
satz desselben Herrn, welcher dahin geht, als Schlusssatz 
zum zweiten Absatz zu setzen: „zumal die Strafmündigkeit 
auf das 14. Lebensjahr hinaufgerückt wird“; endlich eine 
von dem Herrn Referenten gewünschte Aenderung, aber 
nur für den Fall, dass der Antrag Baer angenommen wird, 
dass nämlich nach „dabei wird vorausgesetzt“ eingeschaltet 
werde, „dass sie auf die Eigenart der Gefangenen ge¬ 
bührend Rücksicht nimmt“. 

Ich werde zuerst den Antrag des Herrn Referenten 
unter der Voraussetzung, dass der Unterantrag Baer an¬ 
genommen wird, zur Abstimmung bringen. Wer überhaupt 
gegen einen Zusatz ist, wird natürlich gegen die Aenderung 
des Herrn Referenten stimmen. 


Digitized by v^ooQle 



147 


Wir stimmen also ab über den Antrag des Herrn 
Referenten. Ich bitte die Herren, die für diesen Antrag 
sind, sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit, der Antrag 
ist also hypothetisch angenommen. 

• Nun stimmen wir ab über den Antrag 2 Baer, als 
Schlusssatz zu setzen: „zumal die Strafmündigkeit auf das 
14. Lebensjahr hinaufgerückt wird“. Ich bitte die Herren, 
die dafür sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit; 
der Antrag ist abgelehnt. 

Nun werde ich die Frage stellen, ob überhaupt ein 
Zusatz gemacht werden soll zu dem Absatz 2 im Sinn des 
Antrags Baer? Ich bitte die Herren, die dafür sind, sich 
zu erheben. — Das ist die Minderzahl, der Antrag ist ab¬ 
gelehnt. 

Jetzt stelle ich die Thesen zur Abstimmung und zwar 
ungetrennt. 

Professor Frank: 

Zur Geschäftsordnung! Ich möchte bitten, die einzelnen 
Absätze getrennt zur Abstimmung zu bringen und im zweiten 
Absatz auch die einzelnen Punkte. 

Vorsitzender: 

Ich bringe also zunächst den ersten Absatz zur Ab¬ 
stimmung. Wer dafür ist, wolle sich erheben. — Ange¬ 
nommen. 

Nun bringe ich den zweiten Absatz zur Abstimmung: 
„Dabei wird vorausgesetzt, dass die Einzelhaft Strafvoll¬ 
zugsart bleibt“. Wer dagegen ist, erhebe sieh. — Ein¬ 
stimmig angenommen. 

„an gesetzliche Zeitdauer nicht gebunden“. Ich bitte 
die Herren, die dagegen sind, sich zu erheben. — Gegen 
eine Stimme angenommen. 

„und bei Jugendlichen nicht ausgeschlossen sein soll“. 
Wer dies ablehnen will, möge sich erheben. — Einstimmig 
angenommen. 


Nun wäre Frage 6 erledigt und wir kommen an 
Frage 1. 

Dieselbe lautet: 

„Welche Gefangenen sind vom Standpunkt 
des Strafvollzugs und der Gefängnisverwaltung 
aus als rückfällig zu erachten? 

10 * 
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Dürfen „rückfällig“ Bestrafte durch Vor¬ 
schrift der Hausordnung einer anderen strengeren 
Behandlung am Straforte unterworfen werden 
als die „nicht rückfälligen“ oder ist hierzu eine 
gesetzliche Vorschrift erforderlich beziehungs¬ 
weise zweckmässig? 

Ist es nicht dringend geboten, die „Rück¬ 
fälligen“ einer strengeren Behandlung zu unter¬ 
werfen und in welchen Punkten hätte sich diese 
zu äussern? 

Referent zu dieser Frage ist der Herr FreiheiT 
V. d. Goltz, dem ich hierdurch das Wort erteile. 

Präsident Freih. v. d. Goltz: 

Meine Herren, ich muss um Ihre Nachsicht bitten, 
wenn ich nicht so deutlich, wie es sonst meine Gewohnheit 
ist, zu Ihnen rede. Wie Sie hören, bin ich heiser und wird 
es mir schwer, laut zu reden. 

Die erste Frage lautet: „Welche Gefangenen sind 
vom Standpunkt des Strafvollzugs und der Gefängnis¬ 
verwaltung als rückfällig zu erachten?“ 

Es bedarf wohl keiner Rechtfertigung, wenn ich mich 
eng an die Fragestellung zu halten versuche und von 
meiner Betrachtung völlig ausschliesse die Untersuchung, 
was im strafgesetzlichen Sinne als Rückfall anzusehen ist, 
wie unser Reichsstrafgesetzbuch den Rückfall behandelt 
und welche Stellung letzterem bei Erneuerung oder Er¬ 
gänzung des Strafgesetzbuches anzuweisen sein würde. 

Die Frage der Behandlung Rückfälliger am Straforte 
steht nicht zum erstenmal auf der Tagesordnung der Ver¬ 
sammlung der deutschen Strafanstaltsbeamten. Es ist 
darüber hier in Stuttgart schon 1877 und 1886 in Frankfurt 
verhandelt worden. Die damaligen Beschlüsse lauteten, 
wie sie in Band XXXH Seite 215 niedergelegt sind. Wir 
haben uns wohl im allgemeinen auf den Boden dieser Be¬ 
schlüsse zu stellen; nur möchte der Stuttgarter Beschluss 
noch einer Ergänzung, oder, wenn man lieber will, einer 
Einschränkung bedürfen, da begründete Bedenken be¬ 
stehen, alle, die überhaupt einmal mit einer Gefängnis¬ 
strafe belegt sind, als Rückfällige einer besonderen Be¬ 
handlung zu unterwerfen. Auch halte ich es nicht für 
richtig — worauf ich später zurückkommen werde — 
allgemeine härtere Disziplinarstrafen bei Rückfälligen vor¬ 
zuschreiben. Ich habe schon vorher geäussert, dass ich 
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mich an die Fragestellung halten werde, unterwerfe die¬ 
selbe daher auch keiner Kritik, möchte mir aber den 
Vorschlag erlauben, ein für allemal, wo es sich um den 
Strafvollzug von Gefangenen handelt, anstatt sich des 
Ausdrucks „Rückfällige^ des Wortes „Vorbestrafte“ zu 
bedienen. Ich weiss wohl, dass man damit nicht ver¬ 
meiden kann, auch ferner „Vorbestrafte“ im Sinne der 
Gefängnisordnung sagen zu müssen, da man ja nicht alle 
Vorbestrafte der besonderen, der strengeren Behandlung 
wird unterwerfen wollen. Aber es kann nur zu Ver¬ 
wirrungen Anlass geben, ohne Nötigung eine Bezeichnung 
beizubehalten, welche das Strafgesetzbuch in einem anderen 
Sinne versteht und mit der ein künftiges Strafgesetzbuch 
oder eine Novelle zu dem heutigen, vielleicht einen be¬ 
stimmten, für den Strafvollzug an sich nicht massgebenden 
Begriff verbinden wird. Wir und die Gefängnisordnungen 
sollten es vermeiden, Gefangene als rückfällig, zu be¬ 
zeichnen, die im Sinn des heutigen und möglicherweise 
eines zukünftigen Strafgesetzbuchs zu einem grossen Teil 
dazu nicht gehören. 

Ich gebe anheim, sich damit einverstanden zu er¬ 
klären, dass in den vorzuschlagenden Leitsätzen statt 
„Rückfällige“ das Wort „Vorbestrafte“ gebraucht werde. 

Es liegt mir nun ob, über die einzelnen, sehr wert¬ 
vollen Gutachten zusammenfassend mich zu äussern, und 
soll dies in möglichster Kürze geschehen. 

1. Die Frage findet in der Mehrzahl der Gutachten 
wie auch in den zu Recht bestehenden Gefängnisordnungen 
eine verschiedene Beantwortung. Die neue Gefängnisordnung 
für die unter dem preussischen Justizministerium stehenden 
Anstalten kennen überhaupt eine besondere Behandlung 
Vorbestrafter nicht. Die erwähnten Verschiedenheiten be¬ 
ruhen offenbar nicht auf prinzipiellen, sondern auf praktischen 
Erwägungen. Am strengsten ist Sichart, der alle Gefangenen, 
w^elche innerhalb 5 Jahren vor ihrer Einlieferung eine 
Freiheitsstrafe in der Dauer von mindestens 3 Monaten in 
einer Strafanstalt erstanden haben, einer strengeren Be¬ 
handlung unterworfen haben will. Am mildesten und 
meines Erachtens allzu nachsichtig ist die neue preussische 
Gefängnisordnung für die Gefängnisanstalten im Ressort 
des Ministers des Innern, nach der wenigstens 3 Freiheits¬ 
strafen — Zuchthaus, Gefängnis oder Korrektionshaus — 
unter Ausschluss von Haftstrafen verbüsst sein müssen, 
darunter wenigstens eine von 6 Monaten. Hiernach ist 
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z. B. ein früher mit 5 Jahren Zuchthaus und mit 2 Jahren 
Gefängnis bestrafter Verbrecher, wenn die letzte dieser 
Strafen auch erst seit 2 Monaten verbüsst ist, bei neuer 
Strafhaft nicht strenger zu behandeln. So sehr sich beide 
Bestimmungen durch Kürze und Einfachheit auszeichnen, 
so kommt man doch damit nicht wohl aus, und glaube ich, 
eine Mittellinie vorschlagen zu sollen, die sich dem Engel- 
berg’schen Votum nahe anschliesst, danach würde die 
Resolution zu lauten haben: Als „vorbestraft“ ist haus- 
ordnungsmässig strenger zu behandeln, wer, sei es inner¬ 
halb oder ausserhalb des Deutschen Reichs, eine Freiheits¬ 
strafe von mindestens einem Jahr verbüsst oder statt einer 
Freiheitsstrafe aus dem Reichsgebiet verwiesen war, sodann, 
wer überhaupt 3 Gefängnisstrafen oder Haftstrafen auf 
Grund des § 361 Ziff. 3—8 des Reichsstrafgesetzbuchs 
verbüsst hat, vorausgesetzt, dass im einen wie im andern 
Falle seit der begangenen neuen strafbaren Handlung und 
der verbüssten letzten Strafe, falls das bezügliche Urteil 
auf mindestens 2 Monate Gefängnis oder auf Korrektions¬ 
haft lautete oder im Falle des Erlasses dieser Strafen seit 
dem Ablauf der Straffrist ein Zeitraum von 5 Jahren noch 
nicht verflossen ist. 

Die Aufnahme der Worte „innerhalb oder ausserhalb 
des Deutschen Reichs“ sowie „aus dem Reichsgebiet ver¬ 
wiesen“ und die Fristbestimmung sind wohl nicht von der 
Hand zu weisen. 

Die Mittermaier'schen Vorschläge gehen über die 
Fragestellung insofern hinaus, als sie die Rückfälligkeit 
im Sinne des Gesetzgebers, des Richters und des Straf¬ 
vollzugs gleichmässig umfassen und für letzteren Unter¬ 
schiede in der Behandlung Rückfälliger beim Strafvollzüge 
aufstellen, welche doch wohl als vom Richter bei der Urteil- 
sprechung bestimmt gedacht sind und für den Strafvollzug 
massgebend bleiben müssen. Damit stünde aber die von 
Mittermaier am Schlüsse seines Gutachtens geforderte 
Individualisie]*ung der Behandlung der Gefangenen in einem 
gewissen Widerspru(*h. 

2. „Dürfen rückfällig Bestrafte durch Vorschrift der 
Hausordnung einer strengeren Behandlung am Strafert 
unterworfen werden als die nicht rückfälligen oder ist 
hiezu eine gesetzliche Vorschrift notwendig beziehungs¬ 
weise zweckmässig?“ Hier stimmen die Gutachten, soweit 
sie überhaupt eine Antwoii: geben, darin überein, dass sie 
eine Anordnung strengerer Behandlung der „Rückfälligen“’ 
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durch die Bestimmungen der Hausordnung für zulässig, 
mithin eine desfallsige gesetzliche Vorschrift nicht für 
erforderlich erklären. Mittermaier sagt: „Zu solchen 
Massregeln bedürfen wir eines besonderen Gesetzes nicht. 
Das Strafgesetzbuch lässt Individualbehandlung als etwas 
ganz Selbstverständliches zu. Da das Gesetz gar keine 
positiv bindende Bestimmung für die innere Disziplin gibt, 
so lässt es diese völlig frei, soweit nicht die Grenze der 
Strafart geändert wird“. Dagegen wird in den Gutachten 
es mehrfach für zweckmässig erachtet, gelegentlich eines 
Strafvollzugsgesetzes die strengere Behandlung Vorbestrafter 
ausdrücklich den Gefängnisordnungen anheimzustellen. 

Diesen Ausführungen kann man sich nur anschliessen, 
wenn auch nicht zu verhehlen ist, dass Anschauungen be¬ 
stehen, wonach das Recht der Strafvollzugsgewalt ange- 
zweifelt wird, einen Gefangenen gleicher Strafart von 
vornherein anders zu behandeln wie andere, ohne dass 
ein richterliches Urteil dazu Vollmacht erteile. Es wird 
nun vom Ausschuss folgende Resolution vorgeschlagen: 

„Vorbestrafte können durch Vorschriften der Haus¬ 
ordnung am Strafort einer strengeren Behandlung unter¬ 
worfen werden, falls das Wesen der Strafart dadurch nicht 
geändert wird. Da das R.-St.-G.-B. über die individuelle 
Behandlung der Gefangenen keine Bestimmungen enthält, 
darin vielmehr der Strafvollzugsgewalt volle Freiheit lässt, 
ist die Notwendigkeit der gesetzlichen Regelung für die 
Anwendung strengerer Behandlung nicht vorhanden. Es 
erscheint aber richtig, dass in einem zu erlassenden Straf¬ 
vollzugsgesetz jener Grundsatz Ausdruck finde unter all¬ 
gemeiner Bezeichnung der Punkte, in welchen die strengere 
Behandlung angewandt werden darf“. 

3. „Ist es nicht dringend geboten, die Rückfälligen 
einer strengeren Behandlung zu unterwerfen und in welchen 
Punkten hätte sich diese zu äussern?“ 

Das Bedürfnis einer strengeren Behandlung Vor¬ 
bestrafter wird in den Gutachten übereinstimmend aner¬ 
kannt, Mittermaier will die Anwendung aber auf Unver¬ 
besserliche beschränkt wissen. Abgesehen davon, dass die 
Unterscheidung und Entscheidung oft recht schwer fallen 
möchte, wer als unverbesserlich zu erachten, trägt jene 
Beschränkung nicht hinlänglich Rechnung dem erziehlichen 
Moment, welches in der strengeren Behandlung oder doch 
der Zulässigkeit derselben gegenüber allen unseren Vor¬ 
bestraften liegt. Die Anschauungen, wo die strengere 
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Behandlung einzusetzen hat und wie solche in Ausführung 
zu benützen ist, gehen leicht erklärlicherweise in den Gut¬ 
achten ziemlich auseinander. Mit der „strengeren“ Be¬ 
handlung geht es aber ähnlich wie mit der so oft lebhaft 
geforderten unterschiedlichen Behandlung von Zuchthaus¬ 
und von Gefängnisgefangenen; sie wird sich bei näherer 
Erwägung auf ein verhältnismässig kleines Gebiet ange¬ 
wiesen sehen. Ihre Grenze ist durch das unerlässliche 
Erfordernis der möglichsten Individualisierung bei der Be¬ 
handlung von Gefangenen gesteckt. Die Individualisierung 
muss oberstes Prinzip bleiben, so sehr auch die Aufgabe 
der Gefängnisverwaltuiig dadurch erschwert und die An¬ 
forderungen an die Leiter der einzelnen Anstalten gesteigert 
werden. Man kann und darf nicht unterschiedslos für das 
gleiche Vergehen gegen die Hausordnung mechanisch die 
gleiche Strafe aussprechen. Wenn irgendwo, dann ist in den 
Gefängnisanstalten die ganze Psychologie des einzelnen FaUs 
— wenn ich mk*h so ausdrücken darf — in Betracht zu 
ziehen. Es wäre daher falsch, ganz allgemein härtere Be¬ 
handlung, verschärfte Strafen für Vorbestrafte vorzu¬ 
schreiben; wo solche angezeigt, wenn diese sich der Ord¬ 
nung des Hauses dauernd nicht fügen wollen, wird die 
Disziplinarbehörde ohnedem die nötige besondere Strenge 
walten lassen. Dabei ist zu bedenken, wie schwer es sein 
würde, im einzelnen Falle klarzustellen, wie nun der 
strengeren Behandlung deutlicher Ausdruck gegeben werden 
soll, da die einzelnen Fälle so verschiedenartig gelagert 
zu sein pflegen, dass es in der Regel an der Möglichkeit 
der Anwendung einer Schablone für das Urteil fehlen wird. 
Ich muss konstatieren, dass das SicharPsche Gutachten — 
Seite 224 — den gleichen Standpunkt einnimmt. Es heisst 
darin u. a. am Schlüsse des betreffenden Passus: ^Die 
Anwendung besonderer Strenge bei Verhängung von Dis¬ 
ziplinarstrafen gegen Rückfällige bärge eine Gefahr für 
das Ansehen des Gefängnisvorstandes als gerechten und 
unparteiischen Richters.“ 

Aus ähnlichen Gründen ist es nicht für richtig zu 
halten, wenn man ohne Unterschied bei Vorbestraften eine 
strengere Begutachtung bei der Frage des Straferlasses 
oder der Begnadigungen vorschreiben oder höhere Arbeits¬ 
leistungen von ihnen verlangen wollte. Erstere wird, 
wenn angebracht, auch ohne Vorschrift Platz greifen und 
letzteres könnte doch nur durch Verlängerung der Arbeits¬ 
zeit geschehen und würde einen empfindlichsten Eingriff 
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in die ganze Ordnung des Hauses bedeuten, verbunden 
mit einer neuen Belastung des ohnedem auf’s Aeusserste 
angespannten Aufsichtspersonals. Dabei hindert nichts, 
das Arbeitspensum in geeigneten Fällen für die Habitues V« 
der Gefangenenanstalten entsprechend höher zu bemessen. 

Noch weniger zulässig erscheint mir die allgemeine Ein- ’M 

Schränkung des Briefwechsels, der Lektüre und der Be- J 

wegung im Freien. Die Zeit für letztere ist bereits knapp \m 

genug bemessen und geht nicht über das in gesundheitlicher M 

Beziehung Notwendige hinaus. Die Beschränkung der *3 

Lektüre und des ohnedem in knappster Weise zugelassenen .3 

Briefwechsels ist gewiss eine wertvolle Disziplinär- 
massregel, kann aber obligatorisch gemacht, ein wichtiges ij 

Erziehungsmittel lahmlegen. Was bleibt aber dann noch 4 

für die „strengere Behandlung“ übrig? Zunächst die Ein- 4 

Schränkung der Besuche. Es ist zuzugeben, dass das für 
die Mehrzahl der Gefangenen wenig bedeutet. Auch sind 
die nach den Grundsätzen des Bundesrats in dieser Richtung 
gezogenen Schranken bereits so eng, dass nur geringer 
Raum für weitere Einschränkungen bleibt. Ueberdem 
wird der Leiter der Anstalt immer Vollmacht haben müssen, 
Ausnahmen zu gestatten und Vorbestraften selbst eine 
grössere als die sonst regelmässige Zahl von Besuchen zu 
gestatten. Nach meinen Erfahrungen liegt die empfindlichste 
Stelle für die Gefangenen — und hier ist bei den Vor¬ 
bestraften wirksam einzusetzen — in der Verkürzung der 
Arbeitsbelohnung und der Einschränkung der Verfügung 
über dieselbe, sowie in der Entziehung des Einkaufs von 
Nahrungs- und Genussmitteln. Einschränkungen in beiden 
Richtungen, und nach Sichart’s mit meinen Erfahrungen 
übereinstimmender Anschauung besonders die letzteren, 
treffen die Gefangenen an einer sehr empfindlichen Stelle. 

Es dürfte aber zu weit führen und über den Zweck unserer 
Beratung hinausgehen, heute bestimmen zu wollen, wie 
weit hier im Einzelnen die Behandlung der Vorbestraften 
zu gehen hat. Es würde dies schon deshalb Schwierigkeit 
haben, weil die ganze Frage der Zulässigkeit des Einkaufs 
von Nahrungsmitteln bezw. von Genussmitteln, wenigstens 
für Zuchthausgefangene, im Flusse ist und die Meinungen 
dieserhalb auseinandergehen 

Die Empfehlung unter Ziff. 2 der bezüglichen Stutt¬ 
garter Beschlüsse vom Jahre 1886, wonach „Vorbestrafte“ 
möglichst in besonderen Abteilungen zu vereinigen sind, 
wird nur wiederholt werden können. Die Fragestellung 
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war — wie ich zum Schlüsse bemerke — nicht darauf 
gerichtet, ob die strengere Behandlung für die bezeichneten 
Vorbestraften ohne Unterschied einzutreten habe. Ich bin 
daher auch nicht darauf eingegangen, will aber nicht ver¬ 
schweigen, dass die Meinungen über diesen Punkt aus¬ 
einandergehen. Der einzelne Fall kann allerdings so liegen, 
dass man sich sagen muss; die strengere Behandlung recht¬ 
rechtfertigt nicht ein Rückfall an sich, sondern die Ge¬ 
sinnung, welche ihn herbeigeführt hat und sich in ihm 
äussert. So kommen wir zu der folgenden Beantwortung 
der dritten Frage: 

„Es ist dringend geboten, die Vorbestraften strengerer 
Behandlung am Straforte zu unterwerfen. Diese haus- 
ordnungsmässig strengere Behandlung hat sich auf be¬ 
stimmte Punkte zu beschränken, um nicht der unerlässlichen 
Individualisierung des Strafvollzugs bei den einzelnen Ge¬ 
fangenen Hindernisse zu bereiten. Jene hat Ausdruck zu 
finden in der Entziehung oder der Beschränkung von Be¬ 
suchen, in der Verkürzung der Arbeitsbelohnung und der 
Beschränkung der Verfügung über dieselbe, sowie in der 
Entziehung des Einkaufs von Lebens- und Genussmitteln“. 

Vorsitzender: 

Meine Herren, ich möchte vor Eintritt in die Debatte 
einige Bemerkungen machen: 

In Ziff. 1 der gedruckten Leitsätze heisst es: „Als 
vorbestraft ist u. s. w. zu behandeln“; in Ziff. 2: „Vor¬ 
bestrafte können u. s. w. unterworfen werden“. Zwischen 
diesen beiden Worten ist kein Widerspruch, denn dieses 
„können“ in Ziff. 2 ist die Antwort auf die Frage; „Dürfen 
rückfällig Bestrafte u. s. w.“; also dcis „können“ ist gleich¬ 
bedeutend mit „dürfen“. 

Sodann ist in Ziff. 1 ein Druckfehler zu berichtigen; 
es muss heissen, in der Mitte, „Ziff. 3 bis 8“ und nicht 
„Ziff. 8 bis 5“. 

Nun habe ich den Herren noch mitzuteilen, dass ich 
zur Audienz bei Sr. Majestät dem König befohlen bin, 
weshalb ich den Vizepräsidenten bitte, den Vorsitz weiter¬ 
zuführen. 

Vorsitzender Dr. Krohne: 

Ich erteile das Wort dem Herrn Direktor Gennat. 

Direktor Dr. Gennat-Hainbnrg: 

Meine Herren, wenn ich das Wort erbeten habe — 
ich will Sie nicht lange aufhalten — so habe ich es getan 
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mit dem Wunsche, dadurch die Debatte über das zur 
Erörterung gestellte Thema möglichst abzukürzen. Ich 
glaube in der Lage zu sein, dazu beitragen zu können, 
indem ich Sie bitte, die wenigen Aenderungen, die ich 
Ihnen Vorschlägen möchte und die mehr redaktioneller 
Natur sind und nur die Ziff. 1 betreffen, anzunehmen. 

Was die Ziff. 1 selbst betrifft, so bin ich an der 
Sache insofern beteiligt, als wir in Hamburg seit 1896 
Bestimmungen über die Rückfälligen haben, die von mir 
vorgeschlagen worden sind, und zwar aus der Erwägung, 
erstens, dass die Bestimmungen über die Rückfälligen im 
Strafgesetzbuch höchst mangelhafte sind, zweitens, dass 
es sich um eine Strafschärfung handeln kann, wenn von 
den Gerichten übertrieben milde Strafen verhängt worden 
sind, und drittens getragen von der Erwägung, dass wir 
im Zuchthaus sogenannte Stammgäste haben, die immer 
wieder kommen und ihren gewohnten Platz aulsuchen, die, 
wenn sie wiederkommen, sagen: damals habe ich dort 
gesessen oder bin bei jener Arbeit beschäftigt gewesen. 
Diesö Leute hatten sogleich den Genuss ihrer vollen Arbeits¬ 
prämie und beschafften sich davon soviel Zusatznahrungs¬ 
mittel als möglich. Die Begünstigung der Prämie wird 
von den Stammgästen anders aufgefasst, als sie gemeint 
ist; es ist diesen Leuten nicht darum zu tun, etwas Geld 
mitzubekommen, es ist ihnen viel wichtiger, das Geld 
aufzuzehren. Um diesem Unfug — anders kann ich es 
nicht nennen — zu steuern, sind wir in Hamburg zu meinen 
Vorschlägen übergegangen, denen sich die Vorgesetzten 
Behörden mit einer einzigen unwesentlichen und hier nicht 
interessierenden Ausnahme angeschlossen haben. Es waren 
dabei zunächst strafrechtliche oder wohl richtiger staats¬ 
rechtliche Bedenken zu prüfen, nämlich, ob im Wege der 
Verordnung solche Bestimmungen getroffen werden dürfen. 
Ueber diese Bedenken sind wir weggekommen, indem wir 
gesagt haben: rückfällig im Sinne der Hausordnung ist 
etwas ganz anderes, als rückfällig im Sinne des Straf¬ 
gesetzbuchs, so dass uns nicht der Vorwurf gemacht werden 
kann, dem Strafgesetzbuch entgegengehandelt zu haben. 
Soviel ich weiss, haben denn auch Preussen und Sachsen 
ähnliche Anordnungen getroffen. 

Da die Gesetzgebung uns nicht mehr oder bessere 
Mittel zur Bekämpfung des Rückfalles an die Hand gibt, 
sind wir darauf angewiesen, mit derartigen kleinen Mitteln 
zu rechnen. An grosse Erfolge haben wir nicht gedacht, 
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immerhin haben wir Erfolge erzielt, das weiss ich aus dem 
Hunde verschiedener Leute, die erklärten, früher seien sie 
besser daran gewesen, aber seit der neue Direktor da sei, 
der die Rückfälligkeitsbestimmungen eingeführt habe, passe 
es ihnen nicht mehr, sie wollten überall hin, bloss nicht 
nach Fuhlsbüttel. Das beweist mir, dass die Massnahmen 
einen gewissen Einfluss gehabt haben, dass sie sich als 
praktisch und segensreich bewähren. 

Rückfällig im Sinne der Hausordnung ist bei uns 
jeder, der eine Zuchthausstrafe oder eine Gefängnisstrafe 
von mehr als 3 Monaten oder Korrektionshaft von mehr 
als 3 Monaten verbüsst hat und innerhalb dreier Jahren 
nach der Verbüssung wieder eingeliefert wird. Diese Leute 
sind ausgeschlossen vom Tragen eigener Kleidung und von 
der Benutzung eigener Wäsche und eigener Bettstücke, 
lieber die Selbstbeschäftigung, die wir damals noch nicht 
kannten, ist nichts gesagt. Ich erachte sie für aus¬ 
geschlossen, sie spielt auch keine Rolle. Rückfällige erhalten 
während des ersten Vierteljahres, wiederholt Rückfällige 
während des ersten Halbjahres keine Arbeitsprämie für ihr 
Pensum, beziehungsweise keinen Tagelohn, dagegen werden 
sie voll bezahlt für das Ueberpeiisum, um sie zu dessen 
Leistung anzuspornen. Ferner sind sie in Bezug auf die 
Zusatznahrungsmittel in der Weise beschränkt, dass sie 
während des ersten halben, wiederholt Rückfällige während 
des ganzen ersten Jahres nichts, von da bloss die Hälfte 
desjenigen aufwenden dürfen, was sie als erstmalig Bestrafte 
verwenden dürfen, und selbst für die erstmals Bestraften 
besteht die Schranke, dass sie ein Arbeitsguthaben von 
5 Mark besitzen müssen und wöchentlich nicht über 50 Pfg. 
verbrauchen dürfen. Da nun also Rückfällige nicht mehr 
als 25 Pfg. zu verzehren haben, ist für sie der Genuss, 
gewisser Gegenstände, z. B. Butter, von der 100 gr 25 Pfg. 
kosten, ausgeschlossen. 

Was meine Vorschläge zu Ziff. 1 betrifft, so ist der 
Druckfehler, dass es heissen soll „Ziff, 3 bis 8^^ und nicht 
„Ziff. 3 bis 5^^ schon beseitigt. Ferner wünsche ich die 
Worte „ausserhalb des Deutschen Reiches“ gestrichen zu 
sehen, und zwar aus dem einfachen Grunde, weil wir über 
Strafen, die ausserhalb des Deutschen Reiches erlitten 
wurden, höchst mangelhaft orientiert und meist auf die • 
Angaben der Leute angewiesen sind und diese werden sich 
in der Regel hüten, zu sagen, dass sie ausserhalb des 
Deutschen Reiches bestraft worden sind, wenn sie wissen, 
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worauf es ankommt. Ich möchte ferner daran erinnern, 
dass selbst die Rückfallsbestimmung des Strafgesetz¬ 
buches sagt: innerhalb des Deutschen Reichs. Ich lege 
endlich auf die Streichung der Worte einen gewissen Wert, 
weil ausserhalb des Deutschen Reiches der Charakter, das 
Wesen und der Wert der Freiheitsstrafen meist ein anderer 
ist als bei uns und im Falle der Beibehaltung ein Zwie¬ 
spalt, eine Disharmonie hineingebracht würde. 

Ich bin ferner dafür, dass hinter „Freiheitsstrafe'^ 
gesetzt wird, „ausser Festungshaft^^ Ich wünsche nicht, 
dass auch diese Rückfälligkeit begründe, zur Wahrung des 
Charakters als custodia ho7iesta, • Ich möchte also bitten, 
zu beschliessen, dass Leute, die Festungshaft verbüsst 
haben, wegen dieser Bestrafung nicht unter die Rück¬ 
fälligen fallen. 

Dann möchte ich bitten, dass in den Worten „eine 
Freiheitsstrafe von mindestens 1 Jahr verbüsst oder Nach¬ 
haft erlitten haben^^ hinter „Nachhaft^‘ die Worte „von 
gleicher Dauer^^ eingefügt werden. Warum ein Korrektionär, 
der meinetwegen 3, 6, 7, 8 oder 9 Monate verbüsst hat, 
strenger bestraft werden soll, als wer eine Gefängnisstrafe 
von mindestens 1 Jahr hinter sich hat, vermag ich nicht 
einzusehen. 

Sodann wünsche ich, dass in den Worten: „auf 
mindestens 2 Monate Gefängnis oder auf Korrektionshaft^^ 
die Zahl 2 auf 3 erhöht und auch hier hinter „Korrektions- 
haft^^ eingeschaltet werde „von gleicher Dauer^^ 

Ich erlaube mir, meine Anträge schriftlich zu über¬ 
geben. 

Wirkl. Geh. Oberregierungsrat Freih. v. (1. Goltz- 
Strassbiirg: 

Wenn der Herr Vorredner die Worte „ausserhalb des 
Deutschen Reiches^^ gestrichen wünscht, so befindet er sich 
nicht im Einklang mit den Gutachten, weder der Theoretiker 
noch der Praktiker und ich wundere mich, dass der Antrag 
von ihm ausgeht, da er doch an der Grenze des Reichs 
seine Tätigkeit hat. 

Die Bedenken gegen die Gleichartigkeit, die er vor¬ 
gebracht hat, sind durchaus zutreffend; ich glaube aber, 
darauf kommt es nicht an und wir dürfen in unserem Mit¬ 
leid mit den Betreffenden nicht zu weit gehen. Ich habe 
sehr viel mit ausländischen Gefangenen zu tun, Schweizern 
und Franzosen. Warum soll ich die Ausländer besser be¬ 
handeln als die Inländer? Ich lege keinen grossen Wert 
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auf die fehlende Gleichwertigkeit bei in- und ausländischen 
Strafen. 

Was die Korrektionshaft betrifft, so bin ich der 
Meinung, dass nach der generellen Anordnung des Bundes¬ 
rats beim ersten Fall der Verurteilung zur Korrektionshaft, 
überhaupt bloss eine Festhaltung bis 6 Monate stattfinden 
kann. Es ist freilich Vorbehalten, dass bei schlechter 
Führung die Haft verlängert werden kann. Ich will aber 
nur auf einen bestimmten Fall hinweisen, wenn nämlich 
jugendliche Prostituierte überwiesen werden. In Preussen 
sowohl wie in Eisass Lothringen ist man dazu übergegangen, 
diese Ueberweisung sofort immer auf 2 Jahre eintreten zu 
lassen, d. h. nicht so, dass diese betreffenden Personen 
immer 2 Jahre in Verwahrung behalten werden müssten, 
aber von vornherein lautet die Ueberweisung auf 2 Jahre, 
und nur, wenn innerhalb der 2 Jahre sich herausstellt, 
dass der Zweck der Korrektionshaft erfüllt ist, findet 
frühere und je nachdem vorläufige Entlassung statt. 

Ob man des weiteren sagen will 2 oder 3 Monate — 
ich lege darauf keinen grossen Wert; ich habe, wie gesagt, 
die Mittellinie gezogen. 

Direktor Helling-Hannover: 

Meine Herren, darüber sind wir alle einig, dass die 
Vorbestraften strenger bestraft werden sollen und unbe¬ 
schadet dessen eine Individualisierung stattfinden soll; aber 
ich meine, wir sollten des Guten nicht zu viel tun und keine 
Einzelheiten in die Thesen aufnehmen, sondern nur zum 
Ausdruck bringen: „wer rückfällig ist, wird entsprechend 
der durch die Zahl und Schwere der Vorstrafen bekundeten 
verbrecherischen Hartnäckigkeit im allgemeinen strenger 
behandelt und zwar bezüglich der disziplinären Strafen 
wie der Vergünstigungen^'! Dann haben wir alles, was wir 
wollen. Wenn wir darüber hinausgehen, bekommen wir 
alle möglichen schiefen Folgerungen. Ich glaube, allge¬ 
meine Gesichtspunkte sollten genügen und das übrige sollte 
der Individualisierung überlassen bleiben. Ein Mass von 
Vertrauen wird in dieser Sache richtiger sein als zu weit 
gehende Bestimmungen. 

Ich erlaube mir deshalb den Antrag zu stellen: „Mehr¬ 
fach vorbestrafte Gefangene sind im allgemeinen strenger 
zu behandeln entsprechend der durch die Zahl und Schwere 
der Vorstrafen bekundeten verbrecherischen Hartnäckig¬ 
keit und zwar bezüglich der disziplinären Strafen wie der 
Vergünstigungen“. 
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Vorsitzender: 

Wenn Niemand mehr das Wort begehrt, bitte ich den 
Herrn Referenten um seine Öchlussäusserung. 

Freih. v. d. Goltz: 

Gegen den Inhalt des von dem letzten Herrn Redner 
Vorgebrachten ist nicht viel einzuwenden. Er stellt ganz 
auf dem Standpunkt — wie ich es wenigstens aufgefasst liabe 
— den der Ausschuss hat; er will nur die Dinge noch 
kürzer fassen. Wir haben uns an die Fragestellung lialten 
zu sollen geglaubt. 

Ich möchte nun aber noch eine Bemerkung gegenüber 
dem ersten Herrn Redner machen. Ich meine, wir sollten 
auf dem Standpunkt bleiben, uns nicht in Einzelheiten zu 
verlieren, wie etwa in betreff des Einkaufs von T.ebens- 
mitteln oder der Arbeitsbelohnung. Wenn ferner darauf 
aufmerksam gemacht wurde, dass in Hamburg die Bestim¬ 
mung bestehe, dass die Betreffenden keine eigene Wäsche 
u. s. w. tragen dürfen, so ist das ein Nebenpunkt, den ich 
bitte, auszuschliessen, denn er gehört zur Individualisierung 
bezw. zur Aufgabe der Konferenz, in welche einzugrcifen 
mir überflüssig erscheint Auch auf die Frage der Selbst¬ 
beköstigung sollten wir uns nicht einlassen. 

Ich möchte daher bitten, es bei den Vorschlägen des 
Ausschusses zu lassen. 

Vorsitzender: 

Meine Herren, wir kommen zur Abstimmung. Ich will 
zunächst den Vorantrag, welchen Herr Helling gestellt hat, 
noch einmal verlesen: „Mehrmals vorbestrafte Geraugene 
sind im allgemeinen strenger zu behandeln entsprecliend 
der durch die Zahl und Schwere der Vorstrafen bekundeten 
verbrecherischen Hartnäckigkeit und zwar bezüglich der 
disziplinären Strafen wie der Vergünstigungen“. 

Es könnte sich also fragen, über diesen Antrag als 
den w'eitgehendsten zuerst abzustimmen. 

Direktor Dr. Gennat: 

Mein Antrag will bezwecken, dass Herren, die aus 
kleinen Gründen den Antrag des Ausschusses nicht billigen 
können und deshalb sich veranlasst sehen könnten, den 
Antrag des Ausschusses abzulehnen, eventuell für den 
Ausschussantrag stimmen können, so dass dem vorgebeugt 
ist, dass der Antrag des Ausschusses fällt. 


Digitized by 


Google 



160 


Vorsitzender: 

Ich bin der Ansicht, dass es sich zunächst nur darum 
handeln soll, einen allgemeinen Grundsatz aufzustellen 
und dass die Anträge des Ausschusses nacher ihre weitere 
Erledigung finden können. 

Helling: 

Ich möchte bitten, die Worte bezüglich der disziplinären 
Strafen in meinem Antrag zu streichen, so dass nur ein 
allgemeiner Grundsatz durch meinen Antrag aufgestellt ist. 

Vorsitzender: 

Nachdem diese Worte gestrichen sind, heisst nun der 
Antrag: „Mehrmals vorbestrafte Gefangene sind im all¬ 
gemeinen strenger zu behandeln.“ Ich bitte diejenigen 
Herren, die für diesen Antrag stimmen wollen, sich zu 
erheben. — Das ist die Majorität, der Antrag ist an¬ 
genommen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Anträge 
des Ausschusses. 

Dazu sind eine Reihe Anträge gestellt. 

Herr Direktor Gennat stellt den Antrag, in dem Satze 
„Als vorbestraft ist hausordnungsgemäss anzusehen, wer, 
sei es innerhalb oder ausserhalb des Deutschen Reiches, 
eine Freiheitsstrafe von mindestens 1 Jahr verbüsst oder 
Nachhaft erlitten hat oder statt einer Freiheitsstrafe von 
dem Reichsgebiet verwiesen war“ — die Worte „ausser¬ 
halb des Deutschen Reiches“ zu streichen; ausserdem soll 
hinter das Wort „Freiheitsstrafe“ gesetzt werden „ausser 
Festungshaft“. 

Ferner soll hinter das Wort „Nachhaft“ gesetzt 
werden „von gleicher Dauer“. 

Es heisst dann weiter: „sodann wer überhaupt drei 
Gefängnisstrafen oder Haft auf Grund des § 361 Ziff. 3—8 
des Reichsstrafgesetzbuchs verbüsst hat, falls das letzte, 
eine Gefängnisstrafe aussprechende Urteil auf mindestens 
2 Monate Gefängnis lautete“. Hier beantragt Herr Gennat, 
statt „2 Monate“ zu setzen „3 Monate“ und hinter „Ge¬ 
fängnis“ einzuschalten die Worte „oder Nachhaft von 
gleicher Dauer“. 

Ich werde nun zunächst abstimmen lassen über die 
Amandements, so dass diese eventuell bedingungsweise 
angenommen werden können; sodann über die ganze 
Ziffer 1. 
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Ich werde die verschiedenen Amandements im Ein¬ 
zelnen zur Abstimmung bringen; bitte also diejenigen Herren, 
welche für Streichung der Worte „ausserhalb des Deutschen 
Reichs^' sind, sich zu erheben. — Das ist die Minderheit, 
der Antrag ist abgelehnt. 

Nun bitte ich die Herren, welche gegen die Einfügung 
der Worte „ausser Festungshaft^' sind, sich zu erheben. — 
Da sich niemand erhebt, stelle ich fest, dass sie einstimmig 
angenommen sind. 

Wer ferner gegen den Antrag ist, dass statt „2 Monate'' 
„3 Monate" gesetzt werden soll, wolle sich erheben. — 
Ebenfalls angenommen. 

Ich bitte ferner diejenigen Herren, welche sich gegen 
die Einschaltung der Worte „oder Nachhaft von gleiclier 
Dauer" aussprechen wollen, sich von ihren Sitzen zu 
erheben. — Ebenfalls angenommen. 

Nun bitte ich die Herren, welche den Antrag des 
Ausschusses annehmen wollen, sich von ihren Sitzen zu 
erheben. — Mit grosser Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zu der zweiten Ziffer. Abänderimgs- 
anträge liegen nicht vor, wir schreiten zur Abstimmung. 
Ich bitte diejenigen Herren, welche gegen den Antrag 
stimmen wollen, sich von ihren Sitzen zu erheben. — Das 
ist die Minderheit; der Antrag des Ausschusses ist mit 
überwiegender Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zum dritten Punkt. Da Abänderungs¬ 
vorschläge nicht gemacht sind, stimmen wir ab. Ich l)itte 
diejenigen Herren, welche gegen den Antrag des Aus¬ 
schusses sind, sich von ihren Sitzen zu erheben. — Das 
ist die Minderheit, der Antrag ist mit überwiegender 
Majorität angenommen. 

Ich konstatiere nochmals, dass diese Vorschläge des 
Ausschusses, wie sie aus unseren Beratungen mit den 
Abänderungsanträgen des Herrn Gennat hervorgegangen 
sind, als Beschluss der Versammlung angenommen sind. 

Reg.-Rat Direktor Reich-Bautzen: 

Ich glaube, dass durch die Geschäftsordnung (hu- 
Antrag Helling erledigt ist. Ich glaube, Herr Helling ging 
davon aus, es sollte nicht festgestellt werden, was man 
unter „vorbestraft" versteht, es sollte nur ausgesproc In-n 
werden, dass Vorbestrafte strenger zu behandeln sind. 
Nachdem aber durch die Annahme der Leitsätze des Aus¬ 
schusses die Versammlung dazu gelangt ist, festzusetzen, 
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was man unter „vorbestraft'^ versteht; glaube ich, dass es 
der Logik entspricht, wenn ausdrücklich erklärt würde, 
dass der Antrag Helling erledigt ist, damit nicht diese 
4 Dinge, die 3 Leitsätze des Ausschusses und der Antrag 
des Herrn Helling, nebeneinanderstehen, denn ich glaube 
nicht, dass sie sich nebeneinander vertragen. Ich stelle 
also einen diesbezüglichen Antrag. 

Vorsitzender: 

Ich bin der Meinung, dass diejenigen, die für den 
Antrag Helling gewesen wären, gegen die Anträge des 
Ausschusses hätten stimmen sollen; nachdem diese nun 
aber angenommen sind, bin ich wie der Herr Vorredner 
davon ausgegangen, dass der Antrag Helling erledigt ist. 

Ich will nun aber ausdrücklich fragen, ob gewünscht 
wird, dass über den Antrag des geehrten Herrn Vorredners 
abgestimmt wrrd, dass erklärt wird, dass durch die Aus¬ 
schussanträge, wie sie vorliegen, der Antrag Helling erledigt 
ist. Wünschen die Herren in die Abstimmung einzutreten'? 
Richtig wäre es nicht nach der Geschäftsordnung. Diejenigen, 
welche in diese Abstimmung eintreten wollen, bitte ich, 
sich von ihren Sitzen zu erheben. — Das ist die Minorität. 
Es bleibt also bei der Abstimmung, wie sie vorliegt 

Damit ist unsere heutige Tagesordnung erledigt: wir 
werden unsere morgige Versammlung um 9 Uhr beginnen. 
Ich schliesse die heutige Beratung. 

Sf'hluss der Sitzung: nachmittags 3 Uhr. 


Zweiter Tag. 

Vorsitzender Geh. Rat Wach: 

Ich eröffne die Versammlung. Wir erledigen zunächst 
die auf Seite 548 der Blätter für Gefängniskunde aufgestellte 
Tagesordnung — die No. 2, 3, 4, 5, 6. 

Das Wort erteile ich Herrn Dr. v. Engelberg. 

Dr. V. Engelherg: 

Es sollen dieses Jahr die neu aufzustellenden Statuten 
beraten werden, der Ausschuss hat aber gestern in Anbetracht 
der Wichtigkeit der Frage 2 beschlossen, der Versammlung 
den Vorschlag zu machen, die Statutenänderung noch einmal 
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auf die nächste Versammlung zu vertagen. Es wird in 
der Zwischenzeit der Entwurf in den Blättern für Gefängnis¬ 
kunde veröffentlicht w^erden, sodass sämtliche Mitglieder 
Gelegenheit haben, sich zu äussern. 

Vorsitzender: 

Dieser Punkt wäre erledigt und wir hätten den Bericht 
der Bibliotheks-Kommission zu No. 3 entgegenzunehmen. 

Oberjustizrat Eggert-Stuttgart: 

Meine Herren! Als Vorsitzender der von Ihnen auf der 
Nürnberger Versammlung eingesetzten Bibliotheks-Kommis¬ 
sion, w^elcher die Aufgabe der Herstellung und Fortführung 
eines für unsere Gefangenenbibliotheken gütigen Muster¬ 
katalogs übertragen w^orden ist, habe ich die Ehre, über den 
Stand unserer Arbeiten Ihnen heute zu berichten; hierbei 
kann ich mich w'ohl kürzer fassen, indem ich Sie auf den 
von uns in dem 5. und 6. Heft des 36. Bandes unseres Ver¬ 
einsorgans erstatteten Tätigkeitsbericht hinweise, der von 
der Redaktion mit einer so wohlw’^ollenden Vertrauenskund¬ 
gebung begleitet worden ist. 

In diesem Bericht haben wir auf Grund einer erst¬ 
maligen in Frankfurt im August v. J. abgehaltenen Kon¬ 
ferenz der Kommissionsmitgliider, w^elche aus den Herren 
Pfarrer Dr. Jacobs-Werden, Dr. Jäger-Amberg, Straf- 
anstaltskatecdiet Birkigt-Zwickau, Strafanstaltslehrer Zender- 
Siegburg und meiner Person als Vorsitzender besteht, die 
Grundlinien unseres künftigen Musterkatalogs sowohl nach 
der formalen als nach der materiellen Seite festgelegt, wde 
sie sich aus den in den Nürnberger Verhandlungen auf¬ 
gestellten Gesichtspunkten und Grundsätzen ergeben haben. 
Nach der formalen Seite haben wir zur raschen Orien¬ 
tierung und sicheren Handhabung für den Bibliothekar 
klare Uebersichtlichkeit in der Anordnung, nach der mate¬ 
riellen Seite möglichst erschöpfende Berücksichtigung 
und Auswahl des Stoffes angestrebt. Gerade dieser Teil 
unserer Aufgabe beansprucht indes naturgemäss eine so 
umfangreiche Tätigkeit, dass der Kommission zu ihrem Be¬ 
dauern die Erfüllung ihres ursprünglh h gehegten Wunsches 
versagt bleiben musste, den Musterkatalog — der übrigens 
schon knapp 4 Wochen nach der Nürnberger Versammlung 
von mir verlangt worden ist — heute dem Verein als An¬ 
gebinde an diese Stuttgarter Versammlung in die Hand 
geben zu können. Was besondere Mühe und Zeit kostet, 
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ist nicht allein die unter den Händen uns anschwellende 
Fülle der Literatur, die tausende von Büchern und Schriften 
umfasst, sondern viel mehr die Art ihrer Prüfung, die wir 
nicht mit dem Gaumen des bloss Geniessenden oder mit 
dem flüchtigen Blick des Berufsrezensenten uns gestatten 
können, sondern mit dem, jede Zeile nachkontrolierenden 
Auge des Korrektors vornehmen müssen, wenn wir — im 
Gefühl unserer Verantwortlichkeit — das sicher treffende 
und massgebende Urteil darüber abgeben wollen. Dass 
wir uns dabei nicht allzu ängstlich in kleinliche Subtilitäten 
verlieren, brauchen Sie unter meinem Präsidium nicht zu 
besorgen. 

Von vornherein haben wir uns auf den Standpunkt 
gestellt, dass — von der religiösen und Erbauungsliteratur 
natürlich abgesehen — das konfessionelle Moment mög¬ 
lichst wenig betont werden dürfe, dass konfessionelle 
Tendenzschriften jeder Art überhaupt ausgeschieden werden 
sollen. 

Wir werden Ihnen also, meine Herren, keine nach 
Konfessionen getrennten, sondern einen für beide Kon¬ 
fessionen und für beide Geschlechter gleichermassen gütigen 
Katalog hersteilen, und wir werden Ihnen, was ein Verdienst 
sein soll, vor allem einen zeitgemässen Bücherschatz 
darbieten. Dass wir für die jugendlichen Gefangenen einen 
besonderen Katalog bearbeiten, werden auch Sie gutheissen. 
Um uns in den Besitz der Kenntnis der für unsere Zwecke 
in Betracht kommenden Werke setzen zu können, haben 
wir verschiedene Wege eingeschlagen. Der erste war und 
ist ein Gang durch die allgemeine und deutsche Literatur¬ 
geschichte, wo wir die Schätze der Klassiker heben; der 
zweite führte uns in die Gegenwart, indem ich in einer 
Bekanntmachung im Buchhändlerbörsenblatt den deutschen 
Verlegern von unserem Vorhaben zu dem Zwecke Kenntnis 
gab, uns ihre Verlagskataloge und "Werke mitzuteilen, und 
den dritten Weg begehe ich heute mit der Einladung und 
Bitte an Sie, die verehrten Mitglieder unseres Vereins, 
solche Bücher und Schriften, die sie etwa aus eigener Er¬ 
fahrung und Kenntnis als besonders gute und unsern Ab¬ 
sichten dienliche empfehlen können, der Bücherkommission 
namhaft machen zu w^ollen. Eine solche Mitbetätigung 
Ihres Interesses würde ich besonders hoch einschätzen und 
darin eine wesentliche Förderung unseres Zieles erblicken, 
in Wirkliclikeit einen Musterbücherkatalog herzustelleu, 
der seiner Bezeichnung volle Gültigkeit verschafft und 
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dem Verein der deutschen Strafanstaltsbearaten zur Ehre 
gereicht. 

Noch bin ich heute nicht in der Lage, meine Herren, 
Ihnen den Zeitpunkt zu bezeichnen, bis zu welchen wir unsere 
Arbeit abgeschlossen haben werden. Um aber jetzt schon 
die bisherigen Ergebnisse derselben den Gefangenen¬ 
bibliotheken zu geneigter Benützung zu vermitteln, wollen 
wir dieselben bruchstückweise in unserem Vereinsorgan mit 
Ihrer und der verehrlichen Redaktion Zustimmung gleich 
mit den nächsten Heften beginnend veröffentlichen. 

Meine Herren, ich habe an dieser Stelle noch einen 
weiteren Punkt zur Sprache zu bringen. Wenn Sie den 
schon erwähnten, in den grünen Heften veröffentlichten 
Tätigkeitsbericht der Kommission gelesen haben, so wird 
Ihnen erinnerlich sein, dass wir uns damals auch vor die 
Frage gestellt sahen: sollen die bei uns bekannten illu¬ 
strierten Zeitschriften, sogenannten Familienblätter auch 
in unsern Strafgefängnissen zugelassen werden oder nicht, 
denn wenn wir einmal unternommen hatten, die Literatur 
überhaupt nach den für uns in Betracht kommenden Ge¬ 
sichtspunkten und Grundsätzen einer Prüfung zu unter¬ 
ziehen, so konnten und können diese Zeitschriften um so 
weniger davon ausgeschlossen werden, als sie heutzutage, 
besonders auch wegen ihres Bilderschmuckes, in der allge¬ 
meinen Lesewelt die vorherrschende und eine einflussreiche 
Rolle spielen, eben deshalb aber auch und weil sie den 
Zeit- und Tagesinteressen dienen, also vorwiegend aktueller 
Natur sind, uns eine viel schärfere Kontrolle zur Pflicht 
machen, ehe wir sie in die Gefängnisse hereinlassen. Ich 
habe die Kontrolle schon jahrelang geübt, und ich glaube 
kaum, dass mir ein Blatt von einigem Belang unbekannt 
geblieben ist. Zu welchem Urteil ich in Hinsicht auf unsere 
Bedürfnisse gekommen bin, habe ich auf unserer Frank¬ 
furter Konferenz dargelegt und diese Darlegungen haben 
die ungeteilte Zustimmung der übrigen Herren erfahren. 
Die Kommission hat einmütig anerkannt, dass die bei uns 
bestehenden illustrierten Zeitschriften samt und sonders 
für unsern Zweck ungeeignet seien; sie hat aber ebenso 
einstimmig anerkannt, dass Verzicht auf dieselben eine 
beklagenswerte Einbusse für uns bedeute. Wenn wir das 
feststellen müssen, haben wir da nicht die Pflicht, darauf 
bedacht zu sein, den Verlust auf andere Weise zu decken? 
Und was läge näher als der Gedanke, dass wir uns das¬ 
selbe Mittel dienstbar machen, das wir bei andern eine so 
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grosse Anziehungskraft und Wirkung üben sehen, dass Sie, 
meine Herren, den Baustein, den wir verwerfen mussten, 
nunmehr zum Eckstein erheben? Es ist derselbe Gedanke, 
der mich zur Schaffung eines gemeinsamen Gefangenen¬ 
katalogs veranlasst hat, welcher mich Ihnen heute den lang 
und wohl überdachten Vorschlag machen lässt: eine eigene 
illustrierte Zeitschrift für unsere Gefangenen zu gründen. 

Ich habe dabei keineswegs an ein Blatt gedacht, das 
einen besonderen Gefängniszuschnitt tragen soll, denn der 
würde die Gefangenen von vornherein dagegen einnehraen; 
im Gegenteil soll unser Organ in seiner inneren Anlage 
und äusseren Erscheinung bezw. Ausstattung den besten 
unserer sogenannten Familienblätter ebenbürtig und von 
ihnen nur dadurch unterschieden sein, dass eben alles 
darin vermieden wird, was uns heute bestimmt, jene aus 
unsern Gefängnissen auszuschliessen. Was ihm aber einen 
besonderen Vorzug und einen'dauernden Wert sichern soll, 
ist eine solche planmässige und zeitgemässe Auswahl und 
volkstümliche Bearbeitung der verschiedenen mannigfaltigen 
Stoffgebiete, dass unseren Lesern ein bleibender Gewinn 
für Geist und Herz, ein auch durch das spätere Leben be¬ 
gleitender Segen daraus erwachsen solL — Es ist für uns 
eine feststehende Tatsache, dass eine der Quellen des Ver¬ 
brechens auch die Unwissenheit ist, die den Irrtüraern und 
falscdien Propheten der Zeit schwach und hilflos, weil 
kritiklos, gegeiiübersteht. Da gilt es fün unsere neue Zeit¬ 
schrift, einzusetzen mit einer kräftigen und sicher anhaltenden 
Führung der Geister zur Selbständigkeit durch Selbst¬ 
erkenntnis und Selbsterziehung und Erkennen des Grundes 
und Zieles alles menschlichen Daseins durch Erweckung 
eines gesteigerten Verantwortlichkeitsgefühls, das wieder 
zur Achtung vor dem göttlichen und menschlichen Gesetz 
führt. Freilich haben wir in unsern Gefängnisbibliotheken 
ja Bücher genug, die dasselbe lehren und bezwecken; allein 
Sic dürfen mir glauben, dass in einer einzigen solchen 
Zeitschrift mehr Plan steckt und zielbewusste Wirkung, als 
oft in einer ganzen Bibliothek; denn es ist eine bevorzugte 
Eigenschaft der Gegenw^artssprache, wie sie nun eben ein¬ 
mal eine Zeitschrift spricht, dass sie, weil von dem frischen 
Blut des wirklichen Lebens erfüllt und von dem Hauche 
des Zeitgeistes bew^egt, um solcher aktuellen Natur willen 
auch unmittelbarer auf Geist und Gemüt eines Lesers von 
heute wirkt, zumal wenn sie, w^as hier geplant ist, durch 
gute, reine Bilder von Heisterhand oder durch interessante 
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Wirkli(!hkeits-un(iAugenblick8bilder wirksameUnterstützung 
und reizvolle Abwechslung erfahren wird. Seit mir in 
Frankfurt die Herausgabe dieser Zeitschrift für Gefangene 
nahegelegt worden ist, habe ich an der Verwirklichung 
des Planes mit Eifer und wachsendem Interesse gearbeitet, 
Schriftsteller und Künstler gesammelt und, was die Haupt¬ 
sache ist, auch einen tüchtigen Verleger gewonnen, so dass 
wir jetzt schon loslegen könnten. Bei diesem aber setzt 
diejenige Frage ein, an welcher so vieles Gute schon im 
Entstehen gescheitert ist, die Finanzfrage. Mit berechtigter 
Vorsicht verlangt der Verleger die Garantie, dass mindestens 
2500 und lieber 3000 als 2500 Abonnenten gezeichnet sein 
müssen, wenn die Zeitschrift bei einem Jahrespreis von 
nur 4 Mk. gesichert sein solle. Ich wäre Optimist genug, 
diese Zusage zu machen. Wenn in sämtlichen Straf¬ 
anstalten, Korrektionshäusern etc. Deutschlands und Oester¬ 
reichs die Zeitschrift je in mehreren Exemplaren, in sämt¬ 
lichen Amtsgerichts- und polizeilichen Gefängnissen, deren 
Bibliotheken erfahrungsgemäss eine Auffrischung besonders 
bekömmlich wäre, je in einem Exemplar angeschafft 
würde, so w'äre meines Erachtens die geforderte Grundlage 
schon gegeben. Ich dachte aber weiter noch daran, dass 
den Gefangenen selbst gestattet werden sollte, aus ihren 
eigenen Mitteln, wenn sie es wünschen, die Zeitschrift 
kaufen zu dürfen, wie dies z B. die Hausordnungen in 
Württemberg und, wie ich jüngst gelesen habe, sogar die 
russischen allgemein erlauben. Ich denke mir das umso 
mehr, als dadurch einem wirklichen Bedürfnis unserer 
Gefangenen entsprochen und erst auf diese Weise die 
Zeitschrift zu ihrer vollen Wirkung kommen würde, wenn 
sie, die vornehmlich doch auch den Gegenwartsfragen 
dienen und den Rapport mit der Zeit vermitteln will, nicht 
erst nach Jahresfrist in die Hände derselben gelangte. 

Wie Sie sich nun, meine Herren, zu dieser Frage, 
die ja für unsere Diskussion ausgeschlossen ist, stellen 
w'ollen, darüber w'erde ich mir als Vorsitzender der 
Bibliothekskommission die Antwort von den hohen Regie¬ 
rungen in besonderer Zuschrift erbitten. Möge diese Antwort 
für die Lösung der idealen Aufgaben des modernen Straf¬ 
vollzugs einen Fortschritt bedeuten ! (Beifall!) 

Vorsitzender: 

Meine Herren! Ich danke dem Herrn Berichterstatter 
für seinen umfassenden Bericht und bitte, das Ergebnis 
der Rechnungsprüfimg mitzuteilen. 
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Verwalter Lang-Mainz: 

Die Rechnimg wurde bei der Prüfung in musterhafter 
Ordnung gefunden und ich darf den Antrag stellen, dem 
Rechner Entlastung zu erteilen. Ich möchte jedoch eines 
Umstandes erwähnen in der Voraussicht, dass die Ver¬ 
sammlung in der Lage ist. Abhülfe schaffen zu können: 
Es betrifft die teilweise unregelmässige Entrichtung der 
Beiträge. Es mussten in diesem Jahr 120 Mk. ausgebucht 
werden, welche allerdings nicht im letzten Jahre rück¬ 
ständig geblieben sind, sondern bis in das Jahr 1895 zurück¬ 
datieren. Dies einerseits. Andererseits ist es vorgekommen, 
dass Beiträge doppelt gezahlt wurden. Es ist eine empfind¬ 
liche Sache, zum Zahlen mahnen zu müssen, aber ebenso 
unlieb ist es für die Kasse, die musterhaft sein soll, wenn 
die Beiträge nicht pünktlich eingehen. Ich hatte zuerst 
geglaubt, nur wenn eine Aenderung der Statuten stattge¬ 
funden hätte wäre dem abzuhelfen gewesen ; ich habe aber 
bei nochmaligem Durchsehen der bestehenden Statuten 
gefunden, dass § 7 den Modus gestattet, nicht rechtzeitig 
gezahlte Beiträge durch Postnachnahme einzuziehen. Wer 
empfindlich ist, wird aber dies uns übelnehmen, deshalb nahm 
man bisher, wenn immer tunlich, davon Abstand. Dieser 
Missstand fällt weg, w’enn wir beschliessen, es sei ein für 
alle Male und in allen Fällen von der postalischen 
Bestimmung Gebrauch zu machen, die Beiträge einfach per 
Postkarte zu erheben. Dies wäre für beide Teile eine 
recht schöne Lösung. Ich möchte als Termin den 1. Februar 
in Vorschlag bringen, damit auch die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des Einzelnen in weitestgehendem Masse 
berücksichtigt werden. 

Ich möchte also anheimgeben, darüber Beschluss zu 
fassen, dass eine Statutenänderung nicht nötig sein wird, 
sondern dass nur dem § 7 eine andere Bedeutung bei¬ 
zumessen wäre bezüglich des Postauftrags. 

Vorsitzender: 

Dieser Vorschlag ist nur zu billigen. Ich ersuche die 
Herren, die damit einverstanden sind, sich zu erheben. — 
Einstimmig angenommen. 

Sodann möchte ich mitteilen, dass der Ausschuss 
beschlossen hat, die No. 4 und 5 von der Tagesordnung 
abzusetzen, deren Behandlung man dem dis^etionären 
Ermessen des Vorsitzenden überlassen sollte. 
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Ergänzung des Ausschusses. Ich erteile das Wort dein 
Vorsitzenden des Ausschusses. 

Regieruiigsrat I)r. v. Engelberg: 

Die Versammlung hat statutengemäss einen Ausschuss 
für die Zeit bis zur nächsten Versammlung zu wählen. 
Auch für den aus der I\litte der Versammlung bereits als 
zutreffend bezeichneten Fall, dass der bisherige Ausschuss 
wiedergewählt werden sollte, sind Neuwahlen nötig. Es 
sind nämlich z. Z. zwei Plätze frei und dann droht uns 
der schwere Schlag, den Herrn Präsidenten Frhr. v. d. Goltz 
aus unserer Mitte zu verlieren. Der Austritt ist die Folge 
der Beförderung des genannten Herrn, welche es ihm 
leider unmöglich macht, seine Stellung als Ausschuss¬ 
mitglied beizubehalten, müssen uns also darein finden, 

ihn künftig bei unseren Beratungen nicht mehr zur Ver¬ 
fügung zu haben, aber in unseren Herzen werden wir ihn 
behalten (Beifall). Ferner veranlasst eine andauernde 
Krankheit Herrn Pfarrer Krauss, auf seinem Rücktritt zu 
bestehen. Auf Bitte der letzten Versammlung hatte der 
Herr Pfarrer seine Rücktrittserklärung zurückgenommen, 
nachdem er aber nun die Bitte um Enthebung abermals 
stellt, müssen wir ihn, wenn auch ungern, seiner Stellung 
entheben, in der er so lange und so eifrig gedient hat. 
Wir dürfen aber die Hoffnung hegen, dass er den „Blättern^^ 
nicht völlig fremd werden wird. 

Zur Ausfüllung dieser Lücken schlägt Ihnen der 
Ausschuss die Wahl folgender Herren vor: Generalstaats¬ 
anwalt Dr. Preetorius in Darmstadt, Direktor Klein 
in Tegel, Regierungsrat Michal in Nürnberg, Pfarrer 
Dr. Jacobs in Werden. (Die Versammlung stimmt der 
Wiederwahl und der Neuwahl zu.) 

Der Ausschuss hat ferner, im Hinblick darauf, dass 
dieses Jahr 40 Jahre seit der Gründung des Vereins ver¬ 
flossen sind, beschlossen, die Zahl seiner Ehrenmitglieder 
zu ergänzen. Die Männer, die der Ausschuss zu dieser 
höchsten Ehre, die der Verein zu vergeben hat, vorschlägt, 
sind der Art, dass es nicht nötig fällt, eine Begründung 
beizufügen, warum wir diese Namen wählten. Ihre Ver¬ 
dienste um die Strafrechtswissenschaft und das Gefängnis¬ 
wesen sind ebenso bekannt, wie ihr Wohlwollen unserem 
Verein gegenüber in unsere Herzen gegraben ist. Wir 
schlagen Ihnen vor: 
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Exzellenz Dr. v. Breitling, Ministerpräsident in 
Stuttgart, 

Exz. Frhr. v. Leonrod, Staatsminister in München, 

Präsident Frhr. v. d. Goltz in Strassburg, 

Geh. Rat Professor Dr. Wach in Leipzig, 

Direktor v. Köstlin in Stuttgart. 

(Allgemeine lebhafte Zustimmung.) 

Ministerpräsident Staatsininlster der Justiz Dr. 
von Breitling-Stiitt^^art: 

Meine hochgeehrten Herren! Die Auszeichnung, die 
Sie zu meiner grossen Ueberraschung mir soeben haben 
zuteil werden lassen, verpflichtet mich zu lebhaftestem 
und aufrichtigstem Dank. Es wird mir in der Tat schwer, 
die richtigen Worte zu finden, um diesem meinem Dank 
den gebührenden Ausdruck zu geben, denn ich bin in der 
Tat der Auffassung, dass irgendwelches Verdienst, welches 
zu dieser Ehrung führen könnte, mir nicht zugeschrieben 
werden kann. Als ein solches Verdienst kann ich es vor 
allem nicht ansehen, dass es in diesen Tagen zwar aller¬ 
dings noch nicht 40, wohl aber gerade 20 Jahre her sind, 
seit ich die Ehre habe, dem Verein als Mitglied anzugehören. 
Wenn sie aber etwa ein Verdienst meinerseits darin er¬ 
blicken wollten, dass ich während dieser Zeit in mehr oder 
weniger massgebender Stellung bemüht gewesen bin und 
mitgearbeitet habe im Sinn und Geist der Bestrebungen 
des Vereins der deutschen Strafanstaltsbeamten die württein- 
bergischen Strafanstalten verwalten zu lassen, so ehren Sie 
in mir in erster Linie die Leiter und Vorstände dieser An¬ 
stalten, deren bewährtem Rate tunlichst zu folgen ich stets 
mir zur Pflicht und zur Aufgabe gemacht habe und mit 
deren Hülfe ich auch hoffe, fernerhin die Gedanken und 
Ziele des Vereins in die Wirklichkeit umsetzen zu können. 
In ihrem Namen und als Ehrung für sie, glaube ich daher, 
die mir zugedachte Ehrung annehmen zu können. 

Was mich selbst betrifft, so bitte ich meine Verdienste 
mich einschätzen zu lassen mit den Worten, die gestern 
schon in anderem Zusammenhang gebraucht worden sind: 
Tn rebus magjiis et voluisse sat cst. 

Vorsitzender: 

Für die Verdienste, die ich mir etwa zuschreibeu 
könnte, bin ich stets übermässig belohnt worden durch die 
Freundlichkeit, die mir die Herren bewiesen haben. In 
hohem Grade aber bin ich erfreut und überrascht, dass 
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Sie mich in die Reihe der illustren Ehrenmitglieder des 
Vereins tuifnehmen. Ich kann daran nur die Versicherung 
knüpfen, dass meine Hand und mein Herz, die Urnen seither 
zugehörten, sich nur noch fester dem Verein anschliessen 
und für den Verein leben und wirken werden. Ich danke 

Ihnen für die erwiesene Ehrung. (Beifall.) 

• 

Nun kämen wir an die Behandlung der Programm¬ 
fragen; wir haben noch verschiedene zu erledigen, nämlich 
die Fragen 2, 3, 4, 7 und 8 und es ist sonach noch ein 
schönes Feld offen. Der Ausschuss hat mm gestern be¬ 
schlossen, die Beratung zu konzentrieren auf die Frage 2. 
Es wird dadurch allerdings den Herren, die Referate über 
die dann nicht behandelten Fragen übernommen haben, 
ein nicht geringes Opfer angesonnen, allein wir befinden 
uns in einer Zwangslage. Der Ausschuss hat sich deshalb 
gesagt, dass die wichtigste Frage die No. 2, w'eil sie grund¬ 
legend ist für eine Reihe anderer, zuerst in Angriff ge¬ 
nommen w'erden soll. 

Die Frage No. 4 ist zurückgestellt worden aus einem 
ganz besonderen Grunde, w’eil die Vorbereitungen für diese 
Frage in einem Stadium sind, dass sie zu dem schon in 
unseren Akten sich befindlichen hochwichtigen Material 
noch neues für ganz Deutschland schaffen werden, das 
dann auch benützt werden kann. Wenn Herr Geh. Rat 
Krohne anwesend wäre, würde ich ihn bitten, über diese 
Angelegenheit noch weitere Aufklärung zu geben. 

Die Frage 8 steht mit der Frage 7 in einer Kategorie, 
in der Kategorie der hygienischen Fragen; das gilt auch 
gewissermassen von Frage 3. 

Geh. Oherreg.-Kat I)r. Krohne: 

Meine Herren! Ich möchte bitten, die Frage 4 von der 
Tage.sordnung abzusetzen. Es liegen uns ja sehr wert¬ 
volle Gutachten dazu vor, aber zu gleicher Zeit sind von 
dem preussischen Ministerium des Innern nach Benehmen 
mit dem Minister des geistlichen Unterrichts und ]\lcdizinal- 
angelegenheit Untersu<dmngen über die Einilhrung der 
Gefangenen und namentlich über die Ausnutzung der Ge- 
fangenen-Kost bei den Strafanstalten Moabit in Berlin und 
Münster angeordnet. Die Untersuchung findet unter Mit¬ 
wirkung der Anstaltsärzte durch die Professoren Dr. Rub- 
ner in Berlin und Dr. König, beide auf dem Gebiete der 
Ernährungslehre anerkannte Autoritäten, statt. Wir beab- 
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sichtigen, die Ergebnisse dieser Untersuchungen im Vereins¬ 
blatt zu veröffentlichen und können auf der nächsten Ver¬ 
sammlung dann die Frage gründlicher erörtern. 

Vorsitzender: 

Wir gehen an die Frage 2: „Hat sich das jetzige 
Strafensystem auf Grund praktischer Erfaly’ungen von 
Strafvollzugsbeamten bewährt?“ Verneinenden Falles, 
welche Vorschläge für ein neues System können auf 
Grund solcher Erfahrungen aufgestellt werden?“ 

Der Ausschuss hat sich gestern eingehend mit der 
Frage beschäftigt, wie ein Problem von so grossem Um¬ 
fang möglichst erschöpfend in engem Rahmen gelöst 
werden könne. Ich will gleich bemerken, dass die Gut¬ 
achten, die geliefert worden sind, in überaus gründlicher 
Weise den Gegenstand behandeln. Der Ausschuss ist sich 
darüber klar gewesen, dass es völlig unmöglich und völlig 
erfolglos sein würde, wenn der gesamte Umfang der Frage 
Gegenstand der Erörterung bilden würde und er hat es 
für das Beste gefunden, sich der Aufstellung von Thesen 
zu entschlagen; er hat gemeint, man könne sich nur ein¬ 
leitend über die Grundfragen verständigen, um dann die 
Frage bei der nächsten Tagung in den Mittelpunkt der 
Erörterung zu stellen, sozusagen mit Nachholung der auf 
der Tagesordnung stehenden sanitärisch - hygienischen 
Fragen. Da wir auch davon ausgehen können, dass die 
gesetzliche Regelung des Strafgesetzbuches eine weit¬ 
ausschauende ist — und es werden Jahre vergehen, bis 
an die Feststellung des Entwurfs des Strafgesetzbuchs 
wirklich Hand gelegt werden kann, werden bis dahin die 
eingehendsten und sorgfältigsten Vorarbeiten gemacht 
werden können und es wird uns völlig ausreichende Zeit 
bleiben, unsere Stimme in die Wagschale zu werfen. 
Dieses Gewicht würden wir aber ausserordentlich schmälern 
und gefährden, wenn wir eine so umfangreiche und ge¬ 
wichtige Angelegenheit kurzer Hand erledigen wollten; 
das würde auch gegen das Prinzip des Vereins verstossen, 
welches nicht Schönrednerei ist, sondern ernste, sach¬ 
verständige Erörterung und Prüfung auf Grund langjähriger 
Erfahrungen der Mitglieder des Vereins. Der Ausschuss 
hat geglaubt, sich auf die Erfahrungen in Bezug auf die 
Freiheitsstrafen beschränken zu sollen und nicht auf das 
Gebiet der Geldstrafen überzugehen, welche von den Ge¬ 
richten zu vollziehen sind: auch nicht auf das Gebiet der 
Todesstrafe. 


Digitized by LjOOQle 




werden und es unterbreitet Ihnen der Ausschuss eine dies- J 

bezügliche These, die in einem einzigen Wort das ganze 
Schwergewicht einschliesst, in dem Wort „Nein“. „Hat ■ 

sich das jetzige Strafensystem auf Grund praktischer Er- " 

fahrung von Strafvollzugsbeamten bewährt?“ — „„Nein.““ 

Die zweite Unterfrage: „Verneinenden Falles, welche j 

Vorschläge für ein neues System können auf Grund solcher i 

Erfahrungen aufgestellt werden ?^^ wurde vom Ausschuss ^ 

nicht in Form von Thesen beantwortet, mit Rücksicht auf | 

die positiven Gefahren, die mit einer nicht vollständig um- 
fassenden Beantwortung verknüpft wären. Diesem Stand- i 

Punkt können wir nur beitreten. Die Konsequenz ist also, 
dass wir zunächst über die erste Unterfrage debattieren, S 

bezüglich deren ein Antrag des Ausschusses vorliegt. Wenn i 

wir über diesen uns entschieden haben, können wir dann J 

in eine Generaldebatte über die weitere Frage eintreten 3 

und auch in die Spezialdebatte über einzelne Punkte, die 3 

sich dazu eignen. Das alles wollte ich feststellen, damit J 

vollständige Khirheit besteht über unsern Standpunkt. Ich j 

möchte z. B. darauf hinweisen, dass die Generaldebatte A 

sich zu bewegen hätte in Bezug auf gewisse Gruppen von I 

Verbrechern — Gelegenheitsverbrecher und Gewohnheits- J 

verbre(*her, nichtbesserungsfähige Gewohnheitsverbrecher ä 

— dagegen könnte die Spezialdebatte sich sehr wohl er- 1 

strecken beispielsweise darüber: Soll eine mit obligatorischem 
Arbeitszwang verbundene Freiheitsstrafe differenziert ,3 

werden als eine entehrende und eine nicht entehrende? ^ 

Soll das Zwangsarbeitshaus als Haftstrafe fortbestehen ? | 

Soll es aufgehen etwa im sogenannten Zuchthaus? Soll j 

eine Freiheitsstrafe als einfache Freiheitssistierung bei- 'J 

behalten werden, als Haft oder Festungshaft? Soll eine j 

custodia honesta und dergleichen eingeführt werden? Soll S 

diese bestehen neben den mit Zwang:sarbeit verbundenen .) 

Freiheitsstrafen ? ^ 

Jede dieser Fragen würde geeignet sein, den ganzen 
Vormittag in Anspruch zu nehmen, aber nur wenn wir ^ 

uns, wie ich angedeutet habe, konzentrieren, können wir I 

etwas Erspriessliches leisten. Ich für meine Person kon- 1 

statiere allerdings — das liegt vielleicht in meiner Ab- j 

neigung gegen jMajoritätsbeschlüsse auf dem Gebiet der j 

Wissenschaft und einer Angelegenheit, wie es die unsere 1 

ist, die wissenschaftlich und praktisch ist — dass mir I 

x\eusserungen, die dann protokollarisch festgelegt sind, j 
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unter Umständen viel wichtiger sind als Konklusionen und 
Beschlüsse, die wir fassen; nach meiner Ansicht ist schon 
die Debatte an und für sich von grossem Wert. 

Referent für die Frage 2 ist Herr Direktor Klein, den 
ich bitte das Wort zu ergreifen. 

Amtsrichter a. D., Direktor Klein-Tegel: 

Meine Herren! Aus verschiedenen Gründen musste 
die Frage 2 der gegenwärtigen Tagesordnung: 

„Hat sich das jetzige Strafensystem auf Grund 
„praktischer Erfahrungen von Strafvollzugsbeamten 
,,bewährt? Verneinendenfalls, welche Vorschläge 
„für ein neues System können auf Grund solcher 
„Erfahrungen aufgestellt werden ?“ 
zuletzt zur Verhandlung kommen. Die Zeit ist schon so 
vorgerückt, dass die ganze Frage nicht mehr erörtert 
werden kann, geschweige denn erschöpfend; vielmehr 
wird noch für die nächste Versammlung überreicher Be¬ 
ratungstoff bleiben. Es ist daher, wie der Herr Präsident 
vorhin bereits hervoritob, für heute wohl nur mit einer 
Generaldebatte zu rechnen, die sich auf die Grundzüge 
des Strafensystems beschränkt. Der Ausschuss hat dem 
entsprechend auch von der Formulierung von Thesen zu 
dem zweiten Teile der Frage abgesehen und vorläufig 
Ihnen lediglich die einfache Verneinung des ersten Teiles 
empfolilen. 

Bei dieser Sachlage muss der Referent in anderer 
Weise referieren, als es dem Inhalte der Frage an sieh 
entsprechen würde. Ich will im Hinblick auf die in Aus¬ 
sicht gestellte Generaldebatte versuc*hen, die Richtung der 
bevorstehenden Strafrechtsreform überhaupt, kurz und iu 
grossen Zügen zu skizzieren, und im Anschluss daran er¬ 
örtern, inwieweit der Verein zu einem neuen Strafensystem 
zweckmässig wird Stellung nehmen können. 

Die Gutachter, namentlich die Herren Rossmy und 
Gennat, haben den Begriff „Strafensystem“ in unserer 
Frage sehr weit gefasst und fast das ganze Gebiet der 
strafrechtlichen Reformfragen gestreift. Das eigentliche 
Feld unserer Vereinstätigkeit aber ist das Gefängniswesen, 
der Vollzug der Freiheitsstrafen. Freilich ist der Zusammen¬ 
hang der Freiheitsstrafe mit den übrigen Gebieten des 
Strafrechts ein sehr verzweigter. Dieser Zusammenhang 
ist ohne die Gefahr von Widersprüchen schwer zu trennen 
oder auch nur zu ignorieren. Es möge daher eine allge- 


Digitized by v^ooQle 



175 


meine Umschau über die Reformfrageii den weiteren 
Verhandlungen vorangehen. 

Der Gegensatz der beiden sogenannten Schulen soll 
tunlichst unerörtert bleiben, zumal ja eine Verständigung 
auf vielen Gebieten zu erhoffen steht. 

I. 

Und nun zu den einzelnen Vorw^ürfen, Wünschen 
und Reformvorschlägen. 

1. Man tadelt die Unübersichtlichkeit der bisherigen 
Strafgesetzgebung. Abgesehen von dem Landesstrafrecht 
stehen neben dem Reichsstrafgesetzbuch an 200 Reichs¬ 
gesetze mit strafrechtlichem Inhalte. Hierdurch werden 
veranlasst zahlrei(*he Wiederholungen, aber auch Besonder¬ 
heiten, Widersprüche, Lücken und Ungleic^hheiten. Die 
Handhabung ist schwierig. Es empfiehlt sich daher, die 
Nebengesetze in das künftige Reichsstrafgesetzbuch 
tunlichst einzuarbeitmi. Dies würde die Kenntnis und 
Handhabung des Rechtsstoffes w^esentlich erleichtern. 
Aber es lässt sich nicht alles in das künftige Reichsstraf¬ 
gesetzbuch einfügen, schon aus Rücksichten auf das System 
eines solchen Gesetzbuches. 

Manche Gesetze, z. B. die Gewerbeordnung, unter¬ 
liegen fortwährendem Wechsel. Andere Gesetze, wn'e die 
Seeraannsordnung, berühren nur verhältnismässig enge 
Berufskreise. Wieder andere Gesetze setzen technische 
Vorkenntnisse voraus. Der Tatbestand ihrer strafrechtlichen 
Bestimmungen wird nur im Zusammenhänge mit den viel 
umfangreicheren sonstigen Bestimmungen verständlich. 
Hierher gehören die Zoll- und Steuergesetze, das Wein¬ 
gesetz, das Gesetz über die Fleischbeschau, auch die schon 
erwähnte sehr umfangreiche Gew'erbeordiiung u. s. w. 

2. Andererseits will man das Gebiet eines künftigen 
Reichsstrafgesetzbuches auf das kriminelle Unrecht be¬ 
schränken und das Polizeiunrecht entw^eder einem be¬ 
sonderen Reichsgesetze (Reichspolizeiordnung) oder der 
Landesgesetzgebung überweisen, liier sind zwei w-eitere 
Fragen zu berühren: 

a) Soll die jetzige Ilaftstrafe ganz fortfallen, oder nur 
für das Gebiet des kriminellen Unrechts, für das 
Polizeiunrecht aber beibehalten w^erden? 

b) Welchen Charakter hat das Polizeiunrecht? Ist es 
wesentlich von dem kriminellen Unrecht verschie¬ 
den oder ist es nur eine leichtere Art des letzteren? 
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In dem einen Gutachten (Junghanns) wird die Ansicht 
vertreten, die Uebertretung sei nicht wie das Verbrechen 
und Vergehen die Verletzung eines Rechtsgutes, sondern 
nur eines polizeilichen Ge- oder Verbotes, erfordere weder 
Vorsatz noch Fahrlässigkeit, sondern nur Ungehorsam zum 
Tatbestände. Die entgegengesetzte Anschauung nimmt an, 
dass ein qualitativer Unterschied nicht vorhanden sei; es 
handle sich bei dem Polizeiunrecht nur um Rechtsgüter¬ 
verletzungen leichterer und in der Volksmeinung nicht als 
ehrenrührig empfundener Art. Erforderlich sei nur eine 
einfachere prozessuale Behandlung. 

Falls man zu einer von dem Reichsstrafgesetzbuch 
getrennten Polizeiordnung kommen sollte, müssten aller¬ 
dings einzelne der bisherigen Uebertretungen, z. B. die 
Tierquälerei und die gefährliche Vagabondage, ausge¬ 
schieden und als kriminelles Unrecht behandelt werden. 

3. Grundlegend für die Bewertung der strafbaren 
Handlungen ist bisher nach Reichsrecht der § 1 des Straf¬ 
gesetzbuches : 

„Eine mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit 
Festungshaft von mehr als 5 Jahren bedrohte Hand¬ 
lung ist ein Verbrechen. 

Eine mit Festungshaft bis zu 5 Jahren, mit Ge¬ 
fängnis oder mit Geldstrafe von mehr als 150 Mark 
bedrohte Handlung ist ein Vergehen. 

Eine mit Haft oder mit Geldstrafe bis zu 150 Mark 
bedrohte Handlung ist eine Uebertretung“. 

Diese aus dem französischen Recht stammende Drei¬ 
teilung der Straftaten sollte ursprünglich die Zuständigkeit 
der Gerichte regeln und deshalb der Dreiteilung der Ge¬ 
richte entsprechen. Diesem Ziele dient sie nicht mehr, 
denn die Schöffengerichte urteilen nicht nur über Ueber¬ 
tretungen, sondern auch über Vergehen, die Strafkammern 
nicht nur über Vergehen, sondern auch über Verbrechen. 

Für die Einteilung der strafbaren Handlungen ent¬ 
scheidet die an sich höchste Strafandrohung, bei wahlweiser 
Strafandrohung die schwerste, welche die Handlung, den 
Tätigkeitsakt als solchen, trifft. Tn der Person des einzelnen 
Angeklagten liegende subjektive Gründe kommen nicht in 
Betracht. 

Diese Auffassung ist bekanntlich einer der Haupt¬ 
angriffspunkte. 
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Das Gennat'sche Gutachten (Blätter für Gefängnis¬ 
kunde, Band 37, Seite 11, 12) geht dahin: Verbrechen 
sind die mit Zuchthaus und alle mit Ehrverlust bedrohten 
Straftaten, wenn im Einzelfalle auf solchen erkannt wird 
und die urteilsmässige Freiheitsstrafe 6 Monate übersteigt 
und ferner die Straftaten Jugendlicher, wenn sie vermöge 
Kichterspruchs mehr als 3 Jahre Gefängnis nach sich 
ziehen. Die üebertretungen scheiden aus; alles Uebrige 
ist Vergehen. „Die starren Scheidewände des Gesetzes 
würden mithin vor flüssigen Grenzlinien fallen. Die Tat 
in Eigenart, Beweggrund und Beurteilung durch den Richter 
entschiede über die Klasseneinteilung“. 

Junghanns (a. a. 0. S. 315, 319) meint: „Die Klassi¬ 
fizierung des Keichsstrafgesetzbuches nach Verbrechen 
und Vergehen muss verschwinden“. „Die Üebertretungen 
sind in ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch zu verweisen. 
An Stelle der p]inteilung der Delikte hat zu treten eine 
Einteilung der Strafen und zwar in Besserungs-, zugleich 
Abschreckungs- und in Sicherungsstrafen“. 

Aehnlich führt Sichart aus (a. a. 0. S. (52 ff., 69 ff.), 
dass viele Leute, die in das Zuchthaus gehörten, heute in 
das Gefängnis kämen und umgekehrt. Der Versuch des 
Gesetzgebers, einen Unterschied zwischen Zuchthaus und 
Gefängnis durch verschiedenartige Normierung des Arbeits- 
zwanges zu erreichen, sei misslungen. Ziel oder Zweck 
der Strafe müsse sich nach dem Verbrecher richten, nicht 
nach der Tat, die der Vergangenheit angehöre und an der 
nichts mehr zu ändern sei. Zweck der Strafe könnte nur 
sein : Besserung des Gelegenheitsverbrechers und Sicherung 
der Gesellschaft gegen den Gewohnheitsverbrecher. Die 
Schwere der Tat komme bei der Strafausmessung zur 
Geltung, dürfe aber nicht die Strafart bestimmen. 

4. Zu den schwierigsten Aufgaben der künftigen 
Gesetzgebung gehört die Behandlung der jugendlichen 
Rechtsbrecher. Hier darf ich mich auf die gestrigen Ver¬ 
handlungen zu I^rage 5 des Programms beziehen. 

5. Mit dem gegenwärtigen Strafmittelsystem und der 
Art und Weise zu strafen, ist man vielfach und meist 
nicht ohne Grund unzufrieden. 

Man klagt über eine schlechte Strafenökonomie; es 
Averde zu viel gestraft. Die Freiheitsstrafen namentlich 
würden zu häufig angewendet. Man müsse die allerdings 
erst besser zu regelnde Geldstrafe und den Verweis mehr 
anwenden. 
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Es wird Umschau gehalten nach neuen Strafmitteln 
und Strafformen. Ich erinnere an die Erörterungen über die 
Prügelstrafe, den Hausarrest, die Aufenthaltsbeschränkung, 
die Friedensbürgschaft, die Deportation und die bedingte 
und unbestimmte Verurteilung. 

Die Vorwürfe gegen unsere Strafgesetzgebung und 
Strafrechtspflege steigern sich bis zu der offenbar über¬ 
triebenen Aeusserung: beide hätten abgewirtschaftet, Fiasko 
gemacht. Richtig ist, dass die Zwecke der Abschreckung, 
Besserung und Sicherung nicht voll erreicht werden; gar 
Vieles bleibt da zu wünschen. i\Iit Recht beklagt man, 
dass viele Rechtsbrecher nicht diejenige Strafe treffe, 
welche ihnen gebühre. Man verlangt eine allgemeine und 
schärfere Berücksichtigung des Rückfalles und des gewerbs- 
und gewohnheitsmässigen Verbrechertums, überhaupt der 
Person des Täters. 

Zahlreiche Vorwürfe richten sich gegen das System 
der mildernden Umstände, gegen die Strafandrohungen im 
Gesetz und gegen die richterliche Strafzumessung. Man 
erhebt, namentlich in letzter Hinsicht, mancherlei unbe¬ 
rechtigte Angriffe auf unseren Richterstand, während doch 
der Grund der sicher vielfach unbefriedigenden Rechts¬ 
sprechung meist an ganz anderer Stelle liegt. 

Scharfe Kritik wird an dem heutigen System der Frei¬ 
heitsstrafen geübt. Man tadelt die zu vielen Arten: Ge¬ 
fängnis, Zuchthaus, Festungshaft, einfache und geschärfte 
Haft, Arbeitshaus und man rügt die mangelnde Differen¬ 
zierung. Das Gesetz sei nicht einmal imstande, Zuchthaus 
und Gefängnis im Vollzüge genügend auseinander zu halten. 

Gefordert wird die Einführung der Einzelhaft und des I 
Arbeitszwanges für alle künftigen Freiheitsstrafen. Beklagt 
wird das Versagen der kurzzeitigen Freiheitsstrafen und 
der Mangel an Strafschärfungen für geeignete Fälle. 

Die Ansichten über die Beibehaltung oder andere 
Gestaltung der Arbeitshausstrafe gehen weit auseinander. 
Mit Recht wendet man sich dagegen, dass der Staat den 
Vollzug dieser Strafart den Kommunalverbänden überlässt, 
deren Arbeitshäuser manches zu wünschen übrig lassen, 
z. B. eine genügende Durchführung der Einzelhaft. 

Die Frage der Einzelhaft im allgemeinen hat uns 
gestern beschäftigt und schon früher in Nürnberg, die 
durch § 22, Abs. 2 R -Str.-G.-B. festgesetzte Beschränkung 
der Einzelhaft auf 3 Jahre, wenn der Gefangene einer 
Verlängerung nicht zustinmit. 
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■ Die vorläufige Entlassung nach §§ 23 ff. R.-Str.-O-B. 
wird bald als eine wenn auch verbesserungsbedürftige, so 
doch bewährte Einrichtung, bald als eine der „tibt lsten 
Missgestalten gesetzgeberischen Schaffens^^ bezeichn(‘t. 

Die Polizeiaufsicht in ihrer gegenwärtigen Gestalt hat 
wenig Verehrer. 

Und doch sind die Bestimmungen des bisherigen 
Reichsstrafgesetzbuches unentbehrlich, auch brauchbar, 
nur müssen sie gegen missbräuchliche Auslegung gesehützt 
werden. Die Mitwirkung der Fürsorgevereine kann sielier 
viel Segen bringen. 

Die Entziehung bürgerlicher Ehrenrechte soll ander¬ 
weitig geregelt und dabei der Eindruck der alten injamia 
vermieden werden. Empfohlen wird für geeignete Fälle 
die Entziehung der väterlichen Gewalt und des Ke( htcs 
zur Ausübung ausdrücklich zu bezeichnender Gewerbe- 
und Berufsarten. 

Zuletzt aber nicht als Geringstes sei erw^ähnt das alte 
Verlangen nach reichsgesetzlicher Regelung des Strafvoll¬ 
zuges. Die wesentlichen Unterschiede der künftigen Frei¬ 
heitsstrafen sollten in dem neuen Strafgesetzbuche selbst 
bestimmt werden. 

Zu allen diesen Forderungen treten die zahlreichen 
Wünsche und Vorschläge für die Umgestaltung d(*s be¬ 
sonderen Teiles des Reichsstrafgesetzbuches, auf die liier 
nicht einzugehen ist, obwohl die Gutachten zu Fiage 2 
mancherlei Anlass dazu bieten. 

Schweigen will ich auch von den Sicherungsnhtteln 
im Gebiete des Strafrechts. 


II. 

Es kann, meine Herren, wohl nicht daran gcMladir 
werden, weder in dieser noch in der nächsten oder sogai- 
noch übernächsten Tagung des Vereins, alle in den <bit- 
achten gestreiften Reformfragen zu behandeln. Vi( Inn lir 
wird sich empfehlen, den sehr weiten Begriff: „Sriabii 
system^^ in unserer Frage, w^enigstens vorläufig, <‘inzu- 
schränken auf den engeren Begriff: „Strafmittelsysicni“. 
Auf diesem Gebiete sind wir kompetent, während viele 
andere von den Herren Gutachtern behandelten oder doch 
gestreiften Fragen nicht oder nicht vorwiegend dem J)ei (‘i( li 
des Strafvollzuges angehören. 

Für heute will ich in der Beschränkung des Siollos 
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Gutachter 

Zuchthaus 

Gefäng^nis 

Reg.-Rat Rossniy 
Anstaltsdirektor in 
Hoheneck 

Blätter für Gefängnis¬ 
kunde Bd. 37, S. 324 ff. 

Bcibchaltcn. 

Beibehalten 

Dr. Gennat, 
Direktor der Hambur- 
gisehen Gefängnisse 

a. a. 0. S. 44 ff. 

Das Wesentliche ist: ..Die Zucht*', „der Drill**. 
Lebenslänglich oder 8 bis 15 Jahre; eine unter 
allen Umständen und durch sich selbst ent¬ 
ehrende Strafe, für ehrlose Handlungen, die 
vereinzelt und ausnahmsweise kraft Gesetzes 
zu solchen erklärt werden können, regel¬ 
mässig aber in festgewurzelter Ehrlosigkeit 
der Gesinnung des Täters ihren Ursprung 
haben müssen. Gemeint ist eine dauernde, 
als Charaktereigenschaft anzuschende Ehr¬ 
losigkeit, z. B. bei wiederholtem Rückfall, 
bei geschäfts-, gewerbs- oder gewohnheits- 
mässiger Verbrechensbegehung, bei Unver¬ 
besserlichkeit. 

Bei mildernden Umständen nicht unter 

6 Monaten, aber Zuchthaus. 

1 Woche bis zu 3 Jahren 
in denjenigen Fällen, in 
w'elchen weder Zuchthaus, 
noch Festungshaft noch 
Arbeitshaus angemessen 
ist. Für Jugendliche 1 Tag 
bis 16 Jahre. 

V. Sichart, 
Strafanstalts-Direktor 
in Ludwigsburg 

a. a. 0. S. 59 ff. 

Kennt nur Ver 

a) als ausserordentliche und Sicher¬ 
ungsstrafe Zuchthaus, lebenslänglich oder von 

1 bis 15 Jahren, für Gewohnheitsverbrecher, 
d h. solche, die wegen gleicher oder gleich¬ 
artiger Verbrechen schon mehrere Strafen 
und darunter die höchste dafür angediohte 
Gefängnisstrafe erlitten haben. 

^rechen und 

b) als ordentliche und 
Besserungs- u. Abschreck- 
ungsstrafc Gefängnis von 

1 lag bis zu 15 Jahren, für 
Gclcgenheits Verbrecher. 

Junghanns, 
Erster Staatsanwalt 
in Konstanz 

Siche rungs strafe, hat sich ausser auf 
die Fälle, in denen sie jetzt als lebensläng¬ 
liche angedroht ist, zu beschränken auf 
wiederholt Rückfällige, bei denen eine Besser¬ 
ung ausgeschlossen ist. Dauer: Ibis 15Jahre. 

Besscrungs- und 
.\bschreckungsst rafe, 
bis zu 15 Jahren. Würde 
in vielen Fällen, in denen 
jetzt Zuchthaus erkannt 
wird, Anwendung finden. 


a. a. O. S. 314 ff. 
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Festungshaft 

Arbeitshaus 

(Ueberweisung an die Landcspolizeibchorde, 

§ 862 R.-Str.-G.-B.) 

Haft 

Beibehaltcn. 

Beibehalten, aber nicht als Nebenstrafe und 
unter Wegfall der kurzen, zweck- und wirk¬ 
ungslosen Haftstrafen. 

Bcibchaltcn. 

Eine nie die Ehre an- 
tastendc Strafe. Im Ueb- 
rigcn wie in dem jetzigen 
R.-Str.-G.-B., auch hin¬ 
sichtlich der Dauer. 

Bestimmt für arbeitsfähige, aber nicht ar¬ 
beiten wollende Erwachsene und anwendbar 
auf alle strafbaren Handlungen, sie mögen 
heissen, wie sie wollen, deren Ursprung in 
Arbeitsscheu. Müssiggang, Trunksucht oder 
Lüderlic hkeit aller Art zu suchen ist. Haupt¬ 
strafe von 3 Monaten bis 6 Jahren gegen das 
Stromer-, Schnorrer- und Schmarotzertum! 
Die Arbeit ist hier das Hauptmittel zur Ge¬ 
wöhnung an Ordnung in der Lebensführung. 

Ausscheiden. 

Ausscheiden, 

weil geeignet, den Vor¬ 
wurf einer Klassenju.stiz 
hervorzurufen und über¬ 
flüssig neben der Gefäng¬ 
nisstrafe in Einzelhaft. 

Ausscheiden. 

Ersatz durch Gefängnis bis zu 2 Jahren. 

Ausscheiden. 

Besserungs- und 
Abschreckungsstraf c. 
hat ausser in den bisherigen 
Fällen auch bei Beleidig¬ 
ungen an Stelle der Haft 
und bei allen Fahrlässig¬ 
keitsdelikten alternativ 
neben der bisherigen Ge¬ 
fängnisstrafe cinzutreten. 

Nebenstrafen als: 

a) Besserungsstrafe in der Form der 
Zwangserziehung zur Arbeit bis zu 

3 Jahren gegen Personen, die mehr als 3 Mo¬ 
nate Gefängnis wegen auf Arbeitsscheu be¬ 
ruhender Straftaten erhielten Der Anstalts¬ 
vorstand kann eventuell die Zeit abkürzen. 

b) Sicherungs strafe neben Zuchthaus¬ 
strafe gegen hoffnungslose Rückfällige i n 
einer Arbeitsanstalt, eventuell lebens¬ 
länglich. Alljährliche Entscheidung über die 
Fortdauer. 

Ausscheiden: 

vertritt den Standpunkt, 
die Uebertretung sei nicht 
wie das Verbrechen und 
Vergehen die Verletzung 
eines Rcchtsgutcs, sondern 
nur eines polizeilichen 
Ge- oder Veibots, erfor¬ 
dere weder Vorsatz noch 
Fahrlässigkeit, sondern 
nur Ungehorsam zum Tat¬ 
bestände. 
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noch weiter gehen. Wenn nicht alles täuscht, wird ein 
neues Reichsstrafgesetzbuch nur eine Reform, nicht eine 
Revolution des heutigen Strafrechtes bringen. Namentlich 
meine ich, dass das Strafmittelsystem in seinem Bestände 
wenig verändert werden wird, jedenfalls nicht in seinen 
Kategorien. Hier nimmt die Freiheitsstrafe die erste Stelle 
ein. Sie hat, wie einer der Herren Gutachter (Direktor 
Gennat) sagt, zu viele Vorzüge, als dass daran gedacht 
werden könnte, sie ihrer Führerrolle zu berauben, wohl 
aber kann und soll mit ihrer Tyrannei gebrochen werden. 

Sie bleibt, weil sie eines der zweckmässigsten Strafmittel 
ist, Grundlage und Mittel-, Angel- und Schwerpunkt jedes 
neueren Strafrechtes und Strafensystems und damit die 
Hauptstrafe. Bei der Frage nach einer Reform des Straf- 
Gesetzbuches muss sie daher im Vordergründe und an 
erster Stelle stehen. 

Demgemäss will ich heute mein Referat schliessen mit 
einem Bericht über die Stellungnahme der vorliegenden ! 
4 Gutachten lediglich zu der künftigen Gestaltung der Frei¬ 
heitsstrafe. 

Zwei Gutachter, die Herren Rossmy und Gennat, sind 
Vertreter der Vergeltungsstrafe, die beiden anderen, die 
Herren von Sichart und Junghanns, Anhänger der Zweck¬ 
strafe. Die Vorschläge habe ich mir der Uebersichtlichkeit 
wegen tabellarisch nebeneinander gestellt. 

Freilich geht bei dem mündlichen Bericht die Tfibellen- 
form verloren. Die Tabelle (Seite 180 und 181) ist aber 
vielleicht nicht ohne Wert für den gedruckten Bericht über 
unsere Verhandlungen. 

Mit diesen Ausführungen meine ich, den Bericht ab¬ 
brechen zu sollen, damit die ohnehin knappe Zeit für die 
Beratung nicht noch mehr verkürzt werde. Ich hoffe, 
meine Herren, dass die Debatte eine recht lebhafte werde 
und dass als Ergebnis schon der heutigen Verhandlung 
nicht nur das von dem Ausschuss Ihnen vorgeschlagene 
lakonische: ,,Nein^‘ herauskomme, sondern dass weitere 
positive Beschlüsse gefasst werden, die wir dem Gesetz¬ 
geber als brauchbare Beiträge für sein grosses Reformwerk 
anbieten können. 

Vorsitzender: 

Ich danke dem Herrn Redner für seinen klaren Vor¬ 
trag und eröffne die Debatte über den Satz 1 der Frage 2: 
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„Hat sich das jetzige Strafensystem auf Grund praktischer 
Erfahrungen von Strafvollzugsbeamten bewährt?“. Das 
Wort erteile ich dem Herrn Professor Finger. 

Professor Finger: 

Wenn ich das Wort genommen habe, meine Herren, 
so geschieht es nur deshalb, weil ich glaube — die Herren 
Ausschussmitglieder verzeihen — dass die Fragestellung 
eine unglückliche ist. Es hat hier der Ausschuss den 
gleichen Fehler begangen, wie voriges Jahr der Juristen¬ 
tag, als er die Frage aufgestellt hat: Nach welchen Grund¬ 
sätzen soll das neue Strafgesetzbuch reformiert werden? 
Auf solc^he allgemeine Fragen lässt sich nicht schlechthin 
eine Antwort geben — ausser nein! Wir Menschen sind 
immer in der Lage, uns gewisse ideale Bilder zu machen 
und zu versuchen, sie real erreichbar zu gestalten. Wenn 
wir das Idealvorgestellte mit dem Realen vergleichen und 
fragen, ob wir mit dem Realen das ideale Ziel erreichen, 
muss die Antwort immer nein lauten. Ich möchte aber, 
meine Herren, dringend vermieden sehen, dass eine Ver¬ 
sammlung von gewiegten Praktikern, eine Versammlung 
von Männern von reifer Erfahrung einfach einen Beschluss 
fasst, welcher einer Bankrotterklärung der deutschen Straf¬ 
rechtswissenschaft gleichkäme. Wenn man die Frage auf¬ 
wirft, hat sich der deutsche Hochschulunterricht, wie er 
eingerichtet ist, bewährt? — so muss man sie immer mit 
nein beantworten. Wenn man vergleicht, was durch die 
jetzige Einrichtung des Hochschulunterrichts erreicht wird 
und was erreicht werden will. Ich meine also, dass die 
Frage eine unglücklich gestellte ist und da diese unglück¬ 
liche Stellung der Frage notwendig zur Beantwortung mit 
nein führt und da ich ferner für unsere Gesetzgebung und 
unsere Wissenschaft eine so bedauerliche Beantwortung 
der Frage durch einen Beschluss einer Versammlung nicht 
gern gegeben sehen würde, möchte ich glauben, dass wir 
die Frage überhaupt zunächst verwerfen sollten dadurch, 
dass wir über sie zur Tagesordnung übergehen. Es geht 
nicht so, meine Herren, dass wir die Frage aufwerfen: 
„Hat sich das jetzige Strafensystem auf Grund praktischer 
Erfahrungen von Strafvollzugsbeamten bewährt?“, sondern 
wir müssen fragen: Welche konkreten Mängel haben wir 
in unserem bisherigen Strafensystem gefunden? Was wollen 
wir an die Stelle dieser konkreten Mängel setzen? Ich 
meine nun nicht, dass man, wenn man auf dem beschrittenen 
Weg das ganze Ziel nicht erreicht, umkehren müsse; das 
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ist nicht nötig; es lassen sich unter Umständen kleine Ver¬ 
änderungen, Modifikationen vornehmen und es lässt sich 
vielleicht so das Ziel erreichen. Ich behalte mir vor, wenn 
ich den Herren nicht lästig falle, später, wenn konkrete 
Vorschläge vorliegen, neuerlich das Wort zu ergreifen. 
Im gegenwärtigen Augenblick beschränke ich mich auf die 
Stellung des Antrags: Es ist über die Frage des Aus¬ 
schusses zur Tagesordnung überzugehen; eine Abstimmung 
über die Frage hat nicht stattzufinden, bis konkrete Vor¬ 
schläge vorliegen und formuliert sind. 

Vorsitzender: 

Ich möchte meinerseits bemerken: Das Nein kann 
auch in einem anderen Sinne betrachtet werden, in der 
Richtung nämlich, dass man sagen würde, das jetzige 
Strafensystem ist verbesserungsbedürftig und verbesserungs¬ 
fähig. Ich weiss deshalb nicht, ob es angängig wäre, über 
eine solch wichtige Frage zur Tagesordnung überzugehen. 

Ich bitte die Herren, welche über diesen Antrag 
sprechen wollen, das Wort zu nehmen. — Es wird nicht 
gewünscht, ich bitte die Herren, welche dafür sind, dass 
über die Frage zur Tagesordnung übergegangen wird, 
sich zu erheben. — Das ist die Minorität, der Antrag ist 
abgelehnt. 

Professor Beling: 

Meine Herren, ich möchte nur auf einige allgemeine 
Gesichtspunkte hinweisen. In erster Linie scheint es mir 
ein Mangel der Strafgesetzgebung zu sein, dass diese bei 
den als Verbrechensfolgen in Betracht kommenden Mass- 
regeln nicht überall deutlich angibt, ob die betreffende 
Massregel eine Strafe sein soll oder nicht, was eigentlich 
überhaupt eine Strafe sein soll und was nicht Strafe sein 
soll. Es ist Ihnen bekannt, dass z. B. die Frage, ob das 
Arbeitshaus eine Strafe sein soll oder keine Strafe, eine 
wahre Crux ist, ich sehe da ganz ab von anderen Mass- 
regeln, wie z. B. Polizeiaufsicht. 

An zweiter Stelle scheint mir ein Hauptmangel des 
geltenden Strafensystems der zu sein, dass es durch die 
Zulassung von Neben strafen allzu stark verkünstelt 
ist. Es ist ein eigentümliches Rechenexempel, wenn man 
erst diejenige Strafgrösse herausrechnen muss, die als 
Einheit von Nebenstrafe und Hauptstrafe das richtige 
Strafübel darstellen soll. Deshalb scheint es mir am Platze 
zu sein, dass der Inhalt der Nebenstrafen, soweit sie über- 
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haupt aufrecht erhalten bleiben sollen, beibehalten werden 
möge in der Funktion von ni(*htkriininellen Neben- 
massregeln. ]\lan kann diese Strafen recht wohl ihres Straf¬ 
charakters entkleiden, sodass sicli die Strafverhängung 
als solche dann allein auf die Hauptstrafe konzentriert 
und dadurch vereinfacht. 

An dritter Stelle scheint mir eine dringende For¬ 
derung zu sein, die icli wohl nicht weiter auszuführen 
brauche, — dass die H r e n z z i e h u n g zwischen den Straf¬ 
arten eine haarscharfe sein muss, dass nicht, wie es 
heute der Fall ist, der Unterschied zwischen Zuchthaus 
und Gefängnis u. s. w. gegeneinander verschwindet. 

Ein vierter Punkt ist der, es möge die künftige 
Gesetzgebung die Strafen zentralisieren, es möge, 
wie es schon von Herrn Direktor Klein hervorgehoben 
wurde, alles Strafwesen und was damit zusaninienhängt, 
V e r s t a a 11 i (* h t werden. Ich denke an das Arbeitshaus, 
das nicht länger denn Staat entzogen bleiben darf. Mir 
scheint es selbstverständlich, dass alle Strafgewalt dem 
Staat gehören muss. 

Endlich ein fünfter Punkt: Unsere heutige Straf¬ 
gesetzgebung ist verschwenderisch inngcgangen mit den 
Freiheitsstrafen. Wir werden darauf zu sehen haben, wie 
weit wir die Freiheitsstrafen entbehren können, namentlich 
ob nicht stellenweise (‘ine sozusagen „halbe Freiheitsstrafe^‘ 
eintreten kann, ich meine eine paidielle Entziehung der 
Freiheit in Form des Zwangs zur Arbeit unter staatlicher 
Aufsicht. 

Ich glaube, das sind fundamentale Gesicüitspunkte, 
die ich nicht unangedeutet lassen wollte. 

Erster Staatsanwalt Juiiglianiis-Konsfaiiz: 

Zui' tieschäftsordnung. Ich bin dei’ Heinung, dass 
die von Sichart und mir gestellten Anti*üge s])ätei* im 
Zusammenhang zu behand(*In wären mit den positiven 
Vorschlägen. Ich werde mir Vorbehalten, je nach der 
Geschäftslage und dem Hang der I)(‘batte darauf zurück- 
zukonimen. Im allgemeinen kann ich mich dem Hei'rn 
Vorredner anschliessen. Ich möchte hervorheben, dass 
ein Hauptfehler der jetzigen Strafgesetzgebung darin 
besteht — darin sind wir alle (unig — dass sie, was 
Freiheitsstrafen aiibelangt — und darum handelt es sich — 
nicht differenziert, wenigstens im Effekt nicht diffeF'cnziert. 
Tatsache ist, dass zurzeit zwischen Zu(‘hthaus und t m‘- 
fängnis ein wesentlicher Unterschied ni(*ht l)(‘steht. 
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Der zweite Fehler ist der — das hängt mehr oder 
weniger damit zusammen — dass das jetzige Strafgesetz¬ 
buch zu wenig Rücksicht nimmt auf die Persönlichkeit 
des Verbrechers und zu sehr von der äusseren Form der 
Tat ausgeht. 

Ich wollte das jetzt einstweilen hervorheben, um die 
beiden Hauptpunkte, um die es sich handeln wird, in den 
Vordergrund zu stellen und behalte ich mir spätere Aus¬ 
führungen vor. 

Erster Staatsanwalt Dr. Benedix-Halberstadt: 

Meine Herren, aus dem Gesichtspunkt der historischen 
Entwickelung heraus möchte ich zu der grundsätzlichen 
Frage: Hat sich unser Strafensystem auf Grund prak¬ 
tischer Erfahrungen von Strafvollzugsbeamten bewährt 
oder nicht bewährt? — bitten, nicht nein zu sagen. Das 
Strafensystem mit allem was drum und dran hängt, materiell 
und formell, das hat sich meines Erachtens bewährt; es 
ist etwas, was gut und fest und sicher steht, in jahi hunderte- 
langer Entwicklung, in den einzelnen Phasen fortschreitend, 
auf die richtige Grundlage gestellt ist, die den praktischen 
Bedürfnissen der ganzen Grundanschauung des deutschen 
Volkes in jeder Beziehung genügend Rechnung trägt. Hier 
handelt es sich nach meinem Dafürhalten lediglich um 
die Frage: Hat die Freiheitsstrafe, die unser bestehendes 
Recht kennt als solche sich bewährt? Und diese Frage, 
glaube ich, müssen wir zunächst prinzipiell mit Ja beant¬ 
worten. Ohne Freiheitsstrafen werden wir niemals aus- 
kommen. Der Grundsatz, dass wir die Freiheitsstrafe in 
unserem Strafensystem als solchem haben, ist als richtig 
anzuerkennen. Hat sich nun aber die Form der Freiheits¬ 
strafe, wie sie in unserem Strafensystem erscheint, bewährt 
oder hat sie sich nicht bewährt? Bekanntlich haben wir 
sie in der Vierteilung: Zuchthaus, Gefängnis, Haft, Festungs¬ 
haft. Ich möchte in dieser Beziehung darauf hinweisen, 
das sich eine Teilung der Freiheitsstrafe in verschiedene 
Arten bew^ährt hat. Einheitliche Freiheitsstrafen als solche 
zu konstruieren ist meines Erachtens unmöglich, wir müssen 
einen Unterschied so oder so beibehalten. Ich meine, die 
Vierteilung, die wir in unserem System haben, genügt den 
Anforderungen der Gegenw^art, auch bei dem kulturellen 
Fortschritt, bei der ganzen Entwickelung unserer Verhält¬ 
nisse auf politischem und industriellem Gebiet; überall 
reicht es vollkommen hin, wenn wir die Möglichkeit, eine 
strafrechtliche Verfehlung zu sühnen, auf verschiedenem 
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Wege durch Freiheitsstrafen haben wollen. In allen Erörter¬ 
ungen, die ich über diese Frage bisher gelesen habe wird 
immer von vornherein gesagt: Aus Einzelheiten, aus Rück¬ 
schlüssen weise ich nach, dass dieses oder jenes im Strafrecht 
nicht richtig ist, dass für diese oder jene Straftat die Wahl 
zwischen zwei Strafarten nicht richtig ist — ergo ist das 
System falsch! Das ist meiner Meinung nach unrichtig. 
Ich möchte konstatieren, dass ich bei gründlicher und ein¬ 
gehender Prüfung der Frage: Ist die positive Notwendig¬ 
keit einer Abänderung unseres Freiheitsstrafen - Systems 
erbracht oder nicht? zu der Erkenntnis gekommen bin, 
dass ein positiv sicherer Nachweis, dass unsere Vierteilung 
der Freiheitsstrafe als solche nichts taugt und deshalb auf 
den Müllhaufen des alten Eisens zu werfen wäre, nicht 
erbracht werden kann. (Sehr richtig!) Etwas anderes, meine 
Herren, ist die Frage bezügl. der Freiheitsstrafe nach der 
Richtung, dass etwas neues hinzugefügt, oder dass sie in 
den vier einzelnen Arten abgeändert und verbessert wird. 
Gewiss, das kann geschehen; dazu aber, glaube ich, braucht 
es in erster Reihe nicht der Gesetzgebung, sondern das 
kann im wesentlichen auf dem Verwaltungsweg und durch 
die richtige Handhabung der vier Freiheitsstrafen, die wir 
haben, erreicht werden. Hier haben wir uns mit der 
Frage zu beschäftigen: Hat sich aus dem praktischen Ge¬ 
sichtspunkt des Strafvollzugsbeamten und aus seiner Er¬ 
fahrung heraus das Strafensystem, also die Mehrteilung 
der Freiheitsstrafen, wie wir sie in unserem Rechtsstaat 
haben, bewährt oder nicht? Darum handelt es sich nicht, 
ob der Vollzugsbeamte einverstanden ist, ob dem, der eine 
Tat begangen hat, drei Jahre Gefängnis oder fünf Jahre 
Zuchthaus zugemessen werden, sondern darum, dass für 
ihn der Strafvollzug lediglich eine Verwaltungsmassregel 
ist, ein unter Umständen sehr heilsames Korrektiv für eine 
nun einmal festgestellte rechtskräftige Strafe. Und darin 
liegt nach meiner Meinung gerade die hohe, ideale Be¬ 
deutung des Strafvollzugsbeamten : Er kann einem Lumpen, 
dem der Richter mildernde Umstände zugebilligt hat, das 
Gefängnis zur Hölle machen und er kann einem Mann, 
dem der Richter Zuchthaus auferlegt hat, das Zucht¬ 
haus, wenn auch nicht zum Himmel, so doch zu einer 
Stätte machen, wo er in ganz anderer Weise durch die 
Strafvollstreckung gewonnen wird, ein brauchbarer Mensch 
zu werden. An der Ausführung des Strafvollzugs, die in 
Ihren Händen ist, meine Herren, als Strafanstaltsbeamten, 
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liegt es, aber nicht am System. Von diesem Standpunkt 
aus bin ich der Meinung, dass wir bei aller Autoritäts¬ 
achtung des Vorschlags, der vom Ausschuss gekommen ist, 
die Frage: Hat sich das System bewährt? nicht glatt ver¬ 
neinen, sondern, wenn Sie nicht dazu gelangen können 
es glatt zu bejahen, eine Lösung finden, die das Nein in 
so abgeschwächter Form gibt, dass wir anerkennen: Wir 
haben ein gutes, bewährtes und zu erhaltendes Strafrecht 
in Deutschland. 

Vorsitzender: 

Ich möchte selbst ein paar Worte zu diesem Gegen¬ 
stand sagen — ich tue es zur Salvierung meines Gewissens. 
Ich habe den Antrag des Ausschusses hier zur Debatte 
gestellt: ich teile die Ueberzeugung des Ausschusses in 
gewisser Weise. Ich glaube, wenn sich die einzelnen Mit¬ 
glieder des Ausschusses näher aussprechen würden, vielleicht 
das Gleiche herauskommen würde im wesentlichen, was 
hier eben ausgesprochen wurde und auch vorhin durch 
Herrn Professor Beling ausgesprochen wurde. Ich bin 
der Meinung: Man muss wohl unterscheiden zwischen 
der Bewährung unseres Strafrechts und zwischen der 
Verbesserungsbedürftigkeit unseres Strafensystems. Das 
Strafrecht hat seinen Zweck erfüllt. Was ist der 
Zweck? Wir leben in einem wohlgeordneten Staatswesen 
und diese Verhältnisse werden trotz der Leidenschaftlichkeit 
der Massen und Einzelner nicht gestört — also das Straf¬ 
recht hat sich bewährt, denn hätte es sich nicht bewährt, 
so wäre der Staat in Stücke zerfallen. Ebenso verhält es 
sich auch mit der Anwendung des Strafrechts in der 
richterlichen Judikatur in Gestalt der Strafvollstreckung, 
des Strafvollzugs. Aber das Bessere ist der Feind des 
Guten — oder richtiger ausgedrückt: Was sich hier 
bewährt, ist nicht schlechthin gut, sondern nur in dem 
Sinn, was praktisch durchführbar ist. Daher soll ja eine 
Revision des Strafrechts erfolgen. Der Hauptfehler liegt 
gewiss in unserem Strafgesetzbuch und dieser Fehler ist 
zu suchen nicht nur in dem, was wdr das Strafensystem 
nennen, sondern in dem ganzen Aufbau, in der Fülle der 
einzelnen Bestimmungen dieses Buches, in der Technik 
dieses Gesetzbuchs. Das sind Sachen, über die wir heute 
nicht sprechen, aber es ist doch senstis omnium in Deutsch¬ 
land geworden, dass die Bestimmungen über die Strafen 
nicht genügen, weil sie Schablonen enthalten, unausgefüllte 
Schablonen, die ausgefüllt werden durch die Landesgesetz- 
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gebung und mannigfach sehr defekt ausgefüllt sind, sodass 
das Zuchthaus vielfach eine Strafe ist, die verschieden 
gestaltet wurde je nach der landesgesetzlichen Bildung 
und Handhabung. Daher ist der Ruf nach einem Reichs 
Strafvollzugsgesetz ein ständiger, nie von der Tagesordnung 
verschwindender, der nur deshalb nicht befriedigt wird, 
weil die Durchführbarkeit, die enormen Unkosten und 
dergleichen, die Sache zurückdrängt oder problematisch 
macht. Es wird, aber auch davon abgesehen, niemand 
darüber streiten können, dass unser Strafensystem, wie 
sich dasselbe in der Landesgesetzgebung entwickelt hat, 
reformbedürftig ist. Indem man die Reformbedürftigkeit 
bejaht, wird nicht ein wegwerfendes Urteil über unser 
jetziges Gesetz gesprochen; jedes neue Gesetz enthält die 
Kritik des alten, aber das neue Gesetz ist nicht die 
Dementierung des alten. Wenn wir ein neues Gesetz 
machen, sagen wir nicht, das alte ist verwerflich, sondern 
sagen nur, es muss dem Fortschritt angepasst sein, wir 
wollen den Fortschritt gesetzgeberisch festlegen. An 
dieser Aufgabe des Gesetzgebers können wir uns nach 
unseren Mitteln beteiligen. 

Oberregierungsrat Kopp-Freibiirg: 

Meine Herren! Wir haben uns an den lichtvollen 
Ausführungen des Herrn Vorredners gefreut und es ist 
gewiss manches Körnchen Wahrheit darin, aber meine 
Herren, ich komme wieder darauf zurück, dass wir hier 
Männer aus der Praxis sind, Strafvollzugsbeamte; wir sollen 
uns Rechenschaft geben und ein Fazit ziehen darüber: Was 
ist der Erfolg des bisherigen Strafensystems? um sodann 
indirekt darauf zu schliessen: Hat es sich bewährt oder 
hat es sich nicht bewährt? Meine Herren, wenn ich mir 
die Frage vorlege: Welches sind die Erfolge des jetzigen 
Strafensystems? so muss ich sagen: Es hat sich nicht be 
währt, und zwar so lange wird es sich nicht bewähren, 
als unsere Häuser in hellen Haufen aufgesucht werden von 
Leuten, die x-mal bestraft sind, die gern zurückkommen, 
weil sie die Strafe nicht als Streife empfinden. Meine Herren, 
so lange Dutzende, hundert und mehr Gefangene in einer 
Anstalt sind, von denen die Strafanstaltsbeamten sagen, 
die gehören im Vergleich mit den anderen Insassen nicht 
ins Gefängnis, so lange sind wir nicht auf dem richtigen 
Weg, was das Strafensystem anbelangt. 
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Vorsitzender: 

Ich möchte meinesteils den Gedanken des Ausschusses 
auch noch eine Interpretation hiiizuftigen. Ich glaube, 
wenigstens nach den Verhandlungen, die gestern im Aus¬ 
schuss stattfanden, ist die Meinung desselben die gewesen, 
es sollte mit dem Nein des Ausschusses eben nicht, was 
genannt wurde, eine Bankrotterklärung ausgesprochen 
werden, es soll dieses Nein sich richten gegen das Frei¬ 
heitsstrafensystem, von dem die Rede ist, es soll aber auch 
bezwecken, dass die Arten der Strafe und die Differen¬ 
zierung der Arten damit getroffen werden. Es würde von 
dieser Auffassung aus die Ablehnung des Antrags aufgefasst 
werden müssen als eine Bejahung der Verbesserungs¬ 
bedürftigkeit in dem Sinn, dass die bessernde Hand auch 
an die Arten der Strafe gelegt w^erden soll. Das würde 
sich aber decken mit dem Antrag Finger, sodass im 
Grund genommen nur eine formelle Differenz zwischen dem 
Ausschussantrag und dem Antrag des Herrn Prof. Finger 
zu erblicken wäre. Ich weiss nicht, in welcher Reihen¬ 
folge ich beide Anträge zur Abstimmung bringen soll. 

Wer sagt: das geltende Strafensystem hat sich nicht 
bewährt, der spricht damit indirekt aus: es ist verbesser¬ 
ungsbedürftig; wer sagt: es ist verbesserungsbedürftig, 
spricht damit aus: das geltende Strafensystem hat sich 
nicht bewährt, denn sonst wäre es nicht verbesserung-s- 
bedürftig. 

Ich werde daher zunächst den Ausschussantrag zur 
Abstimmung bringen, falls nicht aus der Mitte des Aus¬ 
schusses widersprochen wird. Nachdem ich die Inter¬ 
pretation des Antrags gegeben habe, glaube ich, kann 
kein Missverständnis entstehen, wie das Nein aufzufassen 
sein wird. 

Professor Dr. Finger-Halle: 

Ich möchte fragen, ob der Ausschuss nicht geneigt 
wäre, seinen Antrag zugunsten des meinigen zurückzu¬ 
ziehen? In dem Resultat der Abstimmung tritt die Inter¬ 
pretation des Herrn Geh. Rats ni(‘ht hervor, während es 
zweckmässiger erscheinen würde, wenn diese Interpretation 
zum Ausdruck käme. 

Vorsitzender: 

Es wird gewisse Schwierigkeiten haben, dem Wunsche 
des Herrn Professors nachzukommen, da der Ausschuss 
nicht vollzählig vorhanden ist; es fehlt der Vorsitzende 
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des Ausschusses infolge plötzlicher Erkrankung. Ich glaube 
jedoch, nachdem ich die Interpretation gegeben habe, dass 
kein Zweifel besteht, was mit dem „Nein“ alles gesagt 
ist. Man kann beides verbinden: „Hat sich das jetzige 
Strafensystem auf Grund praktischer Erfahrungen von Straf¬ 
vollzugsbeamten bewährt?“ Nein, es ist verbesserungs¬ 
bedürftig! (Zuruf: „Im Allgemeinen verbesserungs¬ 
bedürftig !“) 

Vorsitzender: 

Ich glaube, meine Herren, das Einfachste ist. Sie 
sagen glatt nein. Nachdem wir wissen, wie das Nein zu 
verstehen ist, ist nichts zu befürchten. 

Wir können zur Abstimmung schreiten: Ich bitte die 
Herren, die für dieses Nein sind, für den Ausschussantrag, 
sich zu erheben. — Das ist die überwältigende Mehrheit. 

Vorsitzender: 

Es liegen nun noch vor der Antrag Junghanns: 

I. Die bisherige Dreiteilung der strafbaren Hand¬ 
lungen in Verbrechen, Vergehen und Uebertretungen 
hat wegzufallen. 

Die Uebertretungen mit Ausnahme einiger 
besonders zu bestimmenden, insbesondere derjenigen 
gegen § 361 Ziff. 3—8 Str.-G.-B., sind in ein 
besonderes Polizeistrafgesetzbuch zu verweisen. 

II. An Stelle der Einteilung der Delikte hat zu treten 
eine Einteilung der Strafen und zwar in Besserungs-, 
zugleich Abschreckungs- und Sicherungsstrafen. 

III Besserungsstrafe ist — abgesehen von anderen 
Strafarten — als Freiheitsstrafe regelmässig die 
Gefängnisstrafe und zwar in der. Dauer von 1 Tag 
bis zu 15 Jahren. 

IV. Gefängnisstrafen, welche die Dauer von 6 Wochen 
nicht übersteigen, können in den vom Gesetz 
bestimmten Fällen durch Richterspruch geschärft 
werden. 

V. Sicherungsstrafe ist neben der Todesstrafe die 
Zuchthausstrafe. Dieselbe ist — soweit nicht das 
Gesetz Lebenslänglichkeit festsetzt — in der Dauer 
von 1 — 15 Jahren zu erkennen, vorzugsweise gegen 
solche Personen, welche als rückfällig zu be¬ 
trachten sind. 

VI. Der Begriff der Rückfälligkeit ist nicht in der 
bisherigen Weise auf einzelne Arten an Delikten 
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zu beschränken, sondern in den allgemeinen Teil 
des Strafgesetzbuches aufzunehmen. 

VII. Die wesentlichen Unterschiede zwischen Gefängnis- 
und Zuchthausstrafe sind im Strafgesetzbuch genau 
zu bestimmen. 

Ferner der Antrag des Herrn Prof. Finger: Unser 
geltendes Strafensystem ist der Verbesserung bedürftig. 

Es empfiehlt sich insbesondere: 

1. Schärfere Abgrenzung der Strafmittel gegenüber 
anderen Verwaltungsmassregeln. 

2. Schärfere Abgrenzung der einzelnen Freiheits¬ 
strafarten gegeneinander. 

3. Beseitigung der Nebenstrafen. 

4. Oekonomischere Verwendung der Freiheitsstrafen. 

5. Volle Verstaatlichung des Strafvollzugs. 

Ich bin nun der Meinung, dass sich über diese Spezial¬ 
fragen am Besten in Verbindung mit der Generaldebatte 
über den 2. Teil der Frage sprechen liesse. Als solche 
Spezialfragen könnte man an sehen: 

1. Soll man haben: Freiheitsstrafen ohne Arbeits¬ 
zwang neben Freiheitsstrafen mit Arbeitszwang? 

2. Soll man haben: Freiheitsstrafen mit Arbeits¬ 
zwang entehrend und nichtentehrend — das 
erste: Zuchthaus, das zweite: Gefängnis? Oder 
soll man 

3. differenzieren nach anderen Gesichtspunkten? 

Soll neben diesen beiden Strafen aufrechterhalten 

werden das Zwangsarbeitshaus und soll dieses als Nach¬ 
haft oder Hauptstrafe ausgestattet werden. Das wären die 
Gesichtspunkte, nacli denen sich unsere Debatte bewegen 
kann und das wären auch die Gesichtspunkte, über die 
eine Abstimmung möglich sein würde, zumal, da ganz 
bestimmte Thesen aufgestellt sind. 

Ich eröffne also die Generaldebatte zu der Frage: 
„Welche Vorschläge für ein neues System können auf 
Grund solcher Erfahrungen aufgestellt werden?“ 

Direktor v. Sichart-Ludwigsburg: 

Die erste, von Herrn Staatsanwalt Junghanns und 
mir aufgestellte These lautet dahin: „Die bisherige Drei¬ 
teilung der strafbaren Handlungen in Verbrechen, Ver¬ 
gehen und Uebertretungen hat wegzufallen. Die Ueber- 
tretungen mit Ausnahme einiger besonders zu bestimmenden, 
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insbesondere derjenigen gegen § 361 Z. 3—8 R.-Str.-G.-B., 
sind in ein besonderes Polizeistrafgesetzbuch zu verweisen“. 

Wir sind zu dieser These dadurch gekommen, weil 
wir den Grundsatz für falsch halten, der in die wenigen 
Worte sich kleidet: Für die Art der Strafen sei mass¬ 
gebend die Schwere des Verbrechens. Unter dieser An¬ 
sicht, unter diesem Dogma, hat bisher unsere Strafvoll¬ 
streckung ausserordentlich zu leiden gehabt; wir bekommen 
dadurch, dass wir zur Grundlage der Einteilung der Straf¬ 
arten die Schwere des Verbrechens wählen, Leute ins 
Zuchthaus, welche bisher eine gute Vergangenheit auf¬ 
zuweisen hatten, sich eines guten Rufes zu erfreuen hatten. 
Diese Leute kommen ins Zuchthaus, und andere, gänzlich 
verkommene, für die Gesellschaft verlorene Menschen, die 
wandern ins Gefängnis! Warum? Der eine hat im Sinne 
des Gesetzes ein schweres Verbrechen begangen, der 
andere ein leichteres. So wird die Zuchthausstrafe häufig 
als viel zu schwer, als viel zu streng, als zu hart er¬ 
scheinen und häufig als zu lange dauernd. Die Folge 
davon ist, dass unsere Züchtlinge verbittern und dass Ver¬ 
besserungsvorsätze in ihnen überhaupt nicht aufkommen. 
Die Gefängnisgefangenen dagegen, wie ich sie vorhin kurz 
geschildert habe mit den Worten „verkommen und ver¬ 
loren für die Gesellschaft“, werden diese Art der Be¬ 
strafung recht wenig empfinden; jedenfalls ist die Strafe 
nicht geeigenschaftet, auf sie irgend eine abschreckende 
Wirkung zu üben. 

Nun handelt es sich darum, wenn wir die bisherige 
Einteilung der strafbaren Handlungen und damit die Art 
der Strafe verurteilen: welches Kriterium haben wir dann 
zu w'ählen für die Bestimmung der Art der Strafe? Dieses 
Kriterium zu finden, glaube ich, müssen wir uns vor allem 
klar werden — über die Bedeutung und das Wesen des 
Verbrechens und der Strafe. Man behauptet, dass das 
Verbrechen eine soziale Erkrankung sei; man erblickt 
darin die Erkrankung eines Menschen als sozialen Wesens; 
in der Strafe sieht man das Heilmittel gegen dieses soziale 
Uebel. Daraus folgt aber, dass das Heilmittel sich zu 
richten hat nach der Krankheit, nach der Natur, nach der 
Konstitution des Leidenden. Nun gibt es einen leider vom 
Gesetzgeber bisher allzu lang nicht in Betracht gezogenen 
Unterschied zwischen zwei himmelweit von einander ver¬ 
schiedenen Kategorien von Verbrechern: Wir unterscheiden 
zwischen Leidenschafts-, Gelegenheits-Verbrechern auf der 
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einen Seite, auf der anderen Seite stehen gewerbsmässige 
und gewohnheitsmässige Verbrecher. Bleiben wir bei dem 
Bilde, das ich genannt habe, so können wir vielleicht die 
erste Kategorie von Verbrechern als akut erkrankte bezeich¬ 
nen, die anderen als chronisch leidende. Diese verschiedenen 
Krankheitsarten werden also wohl ganz verschieden be¬ 
handelt werden müssen: Bei den einen unserer Patienten 
handelt es sich darum, den Betreffenden als erkranktes 
Ghed der Gesellschaft wieder in gesunden Zustand zu 
bringen, bei den anderen, den unverbesserhchen, werden 
wir uns damit begnügen müssen, dass wir eine Ver¬ 
schlimmerung des Zustands der Erkrankung des ganzen 
sozialen Körpers der bürgerlichen Gesellschaft zu be¬ 
seitigen, fernzuhalten suchen, indem wir das erkrankte 
Glied in die richtige Behandlung nehmen. In dem einen 
Fall, um mich kurz zu fassen, wird es sich darum handeln, 
den Verbrecher zu bessern, im andern Fall handelt es 
' sich um die Sicherstellung der Gesellschaft gegen weitere 
Schädigung durch das erkrankte Gesellschaftsglied. Durch 
dieses Gleichnis kommen wir von selbst auf eine Besserungs¬ 
und Sicherungsstrafe. Wir können aber auch auf einem 
anderen Weg zu diesem Ziel gelangen. Die Strafe besteht, 
wie wohl nicht widersprochen werden kann, in der Ein¬ 
wirkung auf den Willen des Verbrechers. Diese Ein¬ 
wirkung geschieht in zweierlei Weise: Wir suchen einmal, 
wo überhaupt noch Besserung zu erhoffen ist, den Ver¬ 
brecher zu gewinnen, mit einem Wort, wir wollen seinen 
antisozialen Willen in einen sozialen zu verwandeln suchen; 
bei andern wollen wir uns darauf beschränken, dass wir 
den Verbrecher für die Zukunft — wenn auch nicht für 
alle Zeit, so doch für geraume Zeit — behindern w^erden, 
in abermalige Betätigung seiner verbrecherischen Begierden 
zurückzufallen. 

Ich erlaube mir, zur Begründung meines Satzes, dass 
die Art der Strafe auf anderem Wege wie bisher gesucht 
werden muss, hierauf hinzuweisen, und damit hoffe ich 
unsere Versammlung, und unseren Ilerrn Vorstand ganz 
besonders, zu gewinnen. Ich glaube, wir haben erst gestern 
uns bereits mehr oder weniger gebunden für die nach 
unseren Ansichten richtige Strafe; wir haben in unserem 
Beschluss über die Behandlung Rückfälliger uns dahin 
ausgesprochen, dass Rückfällige einer anderen Behandlungs¬ 
weise zu unterwerfen sind d. h. einer viel strengeren 
Behandlungsweise als erstmals Bestrafte. Weiter gehen 
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die Beschlüsse, die in Stuttgart im Jahre 1877 und in 
Frankfurt im Jahre 1886 aufgestellt wurden, die wir 
neuerlich angenommen haben, nämlich dahin, die beiden 
ganz verschiedenen Kategorien von Verbrechern in ver¬ 
schiedenen Anstalten unterzubringen. So kämen wir also 
dazu, diese beiden verschiedenen Kategorien von Ver¬ 
brechern räumlich zu trennen. Das ist nichts anderes als 
was gestern schon implicite ausgesprochen wurde, dass 
erstmals Bestrafte und wiederholt Bestrafte oder Rückfällige 
und Unverbesserliche nach verschiedenen Arten bestraft 
werden sollen und so möchte ich, um mich kurz zu fassen, 
als das Kriterium, welches der Einteilung der Strafarten 
zu Grunde gelegt ist, betont haben die Modifizierbarkeit 
des Willens oder, wenn man sich für einen anderen Aus¬ 
druck entscheiden will, die Kriminalität. 

Regierungsrat Direktor Reich-Bautzen: 

Meine Herren, nur ein kurzes Wort. Ich glaube, es 
herrscht Uebereinstimmung darüber, dass unseren Straf¬ 
anstaltsbeamten im deutschen Reichsstrafgesetzbuch die¬ 
jenigen Bestimmungen am wenigsten gefallen, welche der 
Strafausmessung einen so grossen Spielraum gewähren. 
Die Frage hängt mit der unsrigen sehr zusammen, denn 
wir haben bei der Strafvollstreckung darunter zu leiden, 
wie der Herr Vorredner bereits gesagt hat, durch die 
Durcheinanderwürfelung der Insassen. Das ist der Schwer¬ 
punkt. Weiter haben wir Strafanstaltsbeamte zu klagen 
im Gegensatz zu der Verschiedenheit der Strafurteile, 
dass unsere Strafen selbst zu wenig verschieden sind. 
Ich selbst würde für meine Person schliesslich nicht an¬ 
stehen, dem Richter nur eine einzige Freiheitsstrafe zur 
Verfügung zu stellen und der Strafvollzugsbehörde zu 
überlassen, diejenigen Verurteilten, denen der Richter die 
bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt hat, in die Straf¬ 
anstalt A zu stecken, die anderen in die Strafanstalt B. 
Das wäre nach meinem Dafürhalten schliesslich auch ein 
Fingerzeig für die öffentliche Meinung, wen sie in der 
Strafanstalt A zu suchen hat und wen in der Strafanstalt B. 
Aber das wäre nach dem Urteil unseres Herrn Referenten 
eine Revolution und dazu sind wir ja noch nicht reif. Ich 
glaube, da die Empfehlung geben zu können, die Schere 
zu nehmen und von dem Freiheitsstrafensystem, das wir 
haben, diejenigen Strafen abzuschneiden, die wir nicht für 
passend halten. Nun ist für uns Strafanstaltsbeamte kein 
Zweifel mehr, dass z. B. ein wesentlicher Unterschied 
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zwischen Haftstrafe und Gefängnisstrafe, namentlich bei 
kurzen Strafen, kaum besteht. Kleine Strafen von 1 bis 
14 Tagen, die in kleinen Gefängnissen verbüsst werden, 
sehen den Haftstrafen so ähnlich wie ein Ei dem andern. 
Also mindestens eine dieser Strafen könnte abgeschnitten 
werden — ob die Haftstrafe oder Gefängnisstrafe, will ich 
nicht entscheiden; ich würde mich für die Haftstrafe aus¬ 
sprechen. Scheidet man die Haftstrafe aus und es wird 
die Gefängnisstrafe nur so bemessen, wie sich’s gehört, so 
fällt auch das Arbeitshaus für uns, die Korrektionshaft, 
unter den Tisch. Die Festungshaft ist nach meinem Dafür¬ 
halten eine Ausnahmestrafe für Ausnahmevergehen und da 
dieselbe nicht lediglich in Strafanstalten verbüsst wird, 
sondern einfach in Verkehrs- und Freiheitsbeschränkung 
besteht, glaube ich, kann man diese Haft ruhig bestehen 
lassen. Es bleiben für uns also nur noch Gefängnis und 
Zuchthaus. Das wäre die Zweiteilung, die auch die Herren 
des Ausschusses empfohlen haben. Ob man nun diese 
nach der Seite scheidet: Zuchthaus und Gefängnis für 
ehrlose und ehrberechtigte oder nach anderen Gesichts¬ 
punkten als Sicherungs- und Schreckstrafe, als Besserungs¬ 
strafe, ist gleich nach meinem Dafürhalten. Ich empfehle 
also, bei dem gegenwärtigen Strafensystem das abzu¬ 
schneiden, was wir nach unseren praktischen Erfahrungen 
als fortfallend ansehen können und uns an die Zweiteilung 
zu halten. 

Geh. Regierungsrat Dr. Gelbhaar-Dresden: 

Meine Herren, wir haben vorhin hören können, worauf 
die Vorschläge gerichtet sind, nämlich zu scheiden in 
Sicherungs- und Besserungsstrafen. Wir begeben uns mit 
dieser Scheidung bereits sehr weit hinein in das Gebiet 
der Strafrechstheorien. Also in Richtung der Sicherung 
oder Besserung soll durch die Gestaltung der Freiheits¬ 
strafen gesorgt werden. Ich glaube, die Frage, welcher 
von diesen Zwecken in Zukunft dem Strafensystem zu 
Grunde zu legen sei, ist noch nicht spruchreif; sie wird 
vor allem den Erwägungen unterliegen müssen, die aus 
Anlass der Revision des Strafgesetzes einzutreten haben. 
Es ist von meinem Herrn Vorredner — und auch von 
früheren Vorrednern — gesagt worden, dass jetzt kein 
Grund vorhanden sei, so grundsätzlich der Frage näher¬ 
zutreten, wie sich unsere Freiheitsstrafen zu gestalten 
hätten. Ich meine aber — und wir haben aus dem Munde 
des Herrn Vorsitzenden vorhin gehört, dass in weitgehender 
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Weise gerade die Grundlagen des Strafgesetzes und der 
Strafprozessordnung der Püfung unterzogen werden — dass 
wir bei dem hier gebotenen Anlasse auch einmal mit 
Ernst der Frage nähertreten müssen, in welcher Beziehung 
wir unsere Freiheitsstrafen in der gewünschten Weise zu 
differenzieren in der Lage seien. Wenn wir aus dem Gut¬ 
achten die Aeusserung entnehmen, dass gegenwärtig z. B. 
die Haft von der Gefängnisstrafe in ihrer Vollstreckung 
sich nicht unterscheide, wenn wir weiter gehört haben, 
dass Zuchthaus- und Gefängnisstrafe im wesentlichen und nur 
mit geringen Ausnnahmen ganz gleich vollstreckt werden, 
so entsteht die Frage: Worauf ist das zurückzuführen? 
Wir müssen zur Beantwortung dieser Frage den Einricht¬ 
ungen des Strafvollzugs und der zu vollstreckenden Strafen 
etwas nähertreten. Worin besteht die Freiheitsstrafe? 
Zunächst in Ab- und Einsperrung und dann in der Art, 
wie der Bestrafte in bezug auf die räumlichen Verhält¬ 
nisse, in bezug auf Arbeit. Disziplin und Verköstigung 
gehalten werden muss. 

Alle Strafvollzugspraktiker werden gerade in der 
Schwierigkeit, hier zu differenzieren und durch diese 
Differenzierung eine verschiedene Gestaltung der Strafe 
herbeizuführen, die Gründe für die jetzigen Uebelstände 
finden. Wenn das Reichsstrafgesetzbuch nur völlig un¬ 
genügende Differenzbestimmungen enthält, so ist jene 
Schwierigkeit schon Ursache dazu gewesen. Wir sind — 
dieses Zugeständnis wird durch die Verhältnisse nahe¬ 
gelegt — nicht in der Lage, die Strafe so zu differenzieren, 
dass diese Differenzierungen geeignet und genügend wären, 
eine Grundlage zu Systemen der Strafen abzugeben. 

Um zunächst mit den räumlichen Verhältnissen an¬ 
zufangen, so sind wir durch die Entwickelung des Straf¬ 
vollzuges von den schlimmeren Verhältnissen der früheren 
Zeit, Kerker etc. bis zu den vorzüglich eingerichteten 
Zellenpalästen und Gemeinschaftseinrichtungen gekommen. 
Wie denken Sie sich, meine Herren, zunächst eine Differen¬ 
zierung in der Behandlung der verschiedenen Strafarten? 
Es würde hierbei eine Abstufung der Räumlichkeiten nach 
Grösse und Beschaffenheit je nach der Schwere der Strafe 
in Frage kommen müssen. Je länger die Strafe dauert, 
je schwerer sie also ist, desto mehr fordert der Arzt, zur 
Vermeidung einer gesundheitlichen Schädigung des Ge¬ 
fangenen, dass er in einem ausreichend grossen und ge¬ 
sundheitlich genügenden Raum untergebracht wird; es 
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wird die lichte Weite der Fenster und alles genau bestimmt. 
Die Differenzierung mit dem Zwecke, dass die schwerere 
Strafe unter ungünstigeren räumlichen Verhältnissen zu 
verbüssen ist, wird hiernach schon aus sanitären Gründen 
undurchführbar. Eine für den Gefangenen empfindbare 
Unterscheidung der Strafen dadurch, dass für die eine Art 
der Strafe so und soviel Kubikmeter Raum und so und so 
grosse Fenster und für die andere Art eine andere Grösse 
bestimmt werden, wird auch deshalb nicht erzielt, weil 
ein Vergleich der Raumverhältnisse für den Gefangenen 
in der Regel ausgeschlossen ist. Wir würden mit einer 
Aenderung der jetzigen Verhältnisse einen Rückschritt tun 
gegenüber dem Verlaufe, den die Entwickelung des Straf¬ 
vollzugs in dieser Beziehung genommen hat. 

Die Beköstigung — nun meine Herren, wir dürfen 
es wohl zugestehen — ist bei der Strafvollzugsfrage der 
springende Punkt, der wesentlichste Teil bei der Ein¬ 
richtung der Strafe. Wir alle sind nach jahrelangen Be¬ 
ratungen und auf Grund der Erfahrungen doch zu der 
Ueberzeugung gelangt, dass man bei der Beköstigung da¬ 
von auszugehen hat, ohne Unterschied der Strafart nur 
das unbedingt Nötige zu gewähren. Das schliesst in sich 
nach der Seite derjenigen, die wir — ich will es kurz be¬ 
zeichnen — als einer schonenderen Behandlung Bedürftige 
ansehen, und derjenigen, die wir scharf anfassen wollen, 
dass sie in Rücksicht auf die Beköstigung nicht verschieden 
behandelt werden können. Wollten wir zu Gunsten der 
mittleren oder leichten Strafarten eine bessere Beköstigung 
eintreten lassen, würden wir über den Standpunkt der 
Gleichheit, den wir einnehmen, hinausgehen und eine Be¬ 
vorzugung eintreten lassen. Uebrigens wird gerade bei 
langdauernden, also besonders den schwereren Strafen 
ärztlicherseits zur Erhaltung der Gesundheit der Gefangenen 
eine genügendere Kost als nötig erachtet. 

Weiter die Arbeit! Da kann man dazu kommen, zu schei¬ 
den zwischen Anstalten, bei denen Arbeitszwang besteht und 
bei denen kein Arbeitszwang besteht. Neuerdings hat sich 
aber immer wieder die Auffassung geltend gemacht, dass ohne 
Arbeit und auch ohne Zwang dazu — das spricht sich in den 
Gutachten aus — schliesslich die Vollziehung der Strafe 
kaum möglich ist. Es würde höchstens, um eine Differen¬ 
zierung herbeizuführen, etwa wie wirs jetzt haben, eine 
Verschiedenheit in bezug auf die Dauer der Arbeitszeit, 
vielleicht auch in bezug auf die Arten und Qualitäten der 
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Arbeiten, auch in bezug auf die Entlohnung der Arbeiten 
bestimmt werden können. Das ist möglich. Ich würde 
aber auch diese nur geringen Unterschiede nicht ausreichend 
finden, um auf ihnen die Strafarten und Strafverschieden¬ 
heiten zu konstruieren. 

Hinsichtlich der Disziplin, meine Herren, wird in den 
Vorschlägen hervorgehoben, dass sie gerade in den als 
Sicherungsanstalten von den Herren Begutachtern vor¬ 
geschlagenen Anstalten besonders streng sein soll. Die 
Herren Strafvollzugspraktiker werden mir recht geben, 
dass der grosse Teil der Gefangenen, für die die Sicherungs¬ 
anstalten bestimmt werden sollen, an sich den geringeren 
Anlass gibt zu Disziplinierung und zu Disziplinarstrafen. 
Die Leute sind durch Gewohnheit — ich will es nennen 
Uebung — so gereift, dass sie sich in die strengste An¬ 
staltsordnung, ohne zu erheblichen Ausstellungen Anlass 
zu geben, einfügen. Es wurde gestern in der Debatte mit 
Recht erwähnt, dass es nachgerade Härten erzeugen 
w'ürde, solche Gefangenen, lediglich um fehlende Unter¬ 
schiede für die Strafarten herbeizuführen, ohne dass die 
Gefangenen diu*ch ihr Verhalten Grund dazu gegeben 
haben, sofort mit Disziplinarstrafen zu belegen. Das 
widerspricht dem Gerechtigkeitsgefühl. Ich darf daran 
erinnern, dass ähnliche Einrichtungen früherer Zeit erst 
durch eine den neueren Auffassungen und dem gegen¬ 
wärtigen Stande des Strafrechts entsprechenden Gestaltung 
des Strafvollzugs beseitigt worden sind. Wenn ich von 
diesem Gesichtspunkt ausgehe, komme ich dazu, nur eine 
einheitlich gestaltete Freiheitsstrafe als das richtige zu 
finden. Ich gebe zu, es ist das ein w’^eiteres Abgehen 
von jahrhundertlanger Erfahrung, aber ich scheue das 
nicht. Bei einer solchen einheitlichen Freiheitsstrafe, bei 
der ich aber voraussetze, dass sie gleichmässig ernst und 
streng gestaltet sei, würde die Wirkung erzielt w'erden, 
dass selbst die kleinen Strafen nachhaltig wirken, wms ja 
leider jetzt nicht der Fall ist und ebenso beklagt wird, als 
die Unwirksamkeit der schwereren Strafen, und ebenso 
lange Strafen empfindlich w^erden für den Bestraften. 
Durch eine solche gleichmässige, einheitliche Strafe würde 
voraussichtlich der Strafzw'eck vollständiger und nach¬ 
haltiger erreicht werden, als es jetzt der Fall ist. Wir 
würden nur eine zeitlich unterschiedene Freiheitsstrafe, 
eine solche von kürzerer, mittlerer oder längerer und 
lebenslänglicher Dauer haben. Ich lasse dahingestellt. 
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inwieweit man das Zeitmass weiter oder enger ziehen will. 
Diese Systematisierung würde meines Erachtens über 
viele Schwierigkeiten der Strafgesetzgebung hinweghelfen. 
Denken Sie an die Bewertung der einzelnen Strafen unter 
einander: Da wandeln wir um, Zuchthaus in Gefängnis, 
Gefängnis in Festungshaft, nehmen den und den in der 
Strafeinrichtung nicht begründeten verschiedenen Geltungs¬ 
wert an! Das würde im wesentlichen w'egfallen. Denken 
Sie weiter an die Strafdrohungen, die durch ihre Gestaltung 
im Strafgesetzbuche zufolge des in ihm angenommenen 
Strafensystems dauernd Anlass zum Drängen nach einer 
Reform der Strafgesetzgebung geworden sind. Durch die 
verschiedene Auffassung der Gerichte und durch die Weite 
des Rahmens der Strafdrohungen wird fortgesetzt das Ge¬ 
fühl der Rechtsbeschwerung hervorgerufen. Wie wesent¬ 
lich einfacher würden sich die Strafdrohungen und deren 
ganzes System gestalten bei Festsetzung einer Freiheits¬ 
strafe, nur mit verschiedener Dauer, in der berührten 
Weise. 

Meine Herren! Es ist hier bei der Kürze der Zeit 
nicht möglich, das angegebene System in eingehender 
Weise darzulegen, nur als Anregung sollen meine Worte 
dienen, der Frage näherzutreten, wie weit man auf dem 
angegebenen Weg zu einem entsprechenden Erfolg gelangen 
könnte. Auch wenn man einwendet, dass das ganze jetzige 
System umgeworfen werde, haben wir doch gerade bei 
dem heutigen Anlasse die Verpflichtung, mit den Anregungen, 
die sich aus dem Strafvollzüge ergeben, hervorzutreten, 
sei es, dass sie Anerkennung und Berücksichtigung finden 
oder nicht. 

Vorsitzender: 

Ich bemerke zu den Ausführungen des Herrn Regierungs¬ 
rats Reich, dass vom Ausschuss allerdings die Beschränkung 
auf Zuchthaus und Gefängnis empfohlen wird. Wenn von 
„Haft“ gesprochen wird, bitte ich die Haft als Folge der 
Uebertretungen des Polizeigesetzes beiseite zu lassen. 

Wirkl. Geh. Oberregiei'ungsrat Frhr. v. d. Goltz- 
Strassburg : 

Meine Herren! Auf der Tagesordnung steht unter 
No. 7 die Frage: „Nach welchen Grundsätzen soll die 
Dauer der korrektioneilen Nachhaft bemessen werden?“ 
Ich werde mich zunächst nicht näher hierauf einlassen, 
sondern auf den allgemeineren Boden stellen und mich an 
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Frage 2 bezüglich der Reform unseres Strafensystems 
halten. Sie haben aus den gehörten Ausführungen ver¬ 
nommen, dass die Ansichten über die Nachhaft sehr von 
einander abweichen. Es ist auch auffallend, wie die 
Hauptanschauungen sich in den vier Gutachten wider¬ 
sprechen. Der Eine will die korrektioneile Nachhaft über¬ 
haupt beseitigt haben, der Zweite will ihr den Charakter 
als Hauptstrafe gegeben wissen, der Dritte will den 
Charakter als Nebenstrafe beibehalten. 

Meiner Meinung nach sollte die erste Frage die sein: 
Hat sich im Allgemeinen — abgesehen von der Art der 
Vollstreckung am einzelnen Orte, im einzelnen Lande — 
die Arbeitshausstrafe bewährt oder nicht? Hat sich im 
Kreis derjenigen Beamten, die damit zu tun. haben, und 
ihrer Vorgesetzten Behörden, hat sich im Volksbewusstsein 
durchschlagend die Meinung dahin geäussert: Weg damit!? 
Meine Herren! Meine Erfahrungen sind ja vielleicht ein¬ 
seitig; ich habe aber die volle Ueberzeugung, dass die 
Frage zu verneinen ist. Ich glaube, eine zweckmässig 
durchgeführte Arbeitshausstrafe ist unentbehrlich in unserem 
Strafensystem. Es ist vorgeschlagen worden, für ein und 
dieselben Uebertretungen oder Vergehen, wie Sie diese 
bezeichnen wollen, sowohl die Möglichkeit der Verhäng¬ 
ung von Arbeitshaus als die Möglichkeit der Strafvoll¬ 
streckung zuzulassen. In dem von mir beantragten 
Sinn wird die Differenzierung zwischen Zuchthaus- und 
Gefängnisstrafe recht deutlich gemacht. Gefängnisstrafe 
ist etwas ganz anderes als Zuchthausstrafe und nun wollen 
Sie diejenigen, die dem Arbeitshaus überwiesen wurden, 
zu der milderen, der Gefängnisstrafe verurteilen. Meine 
Herren, ist das eine richtige Anschauung? Die Arbeits¬ 
häusler, um sie kurz so zu bezeichnen, gehören zu den 
Verkommensten unseres Volkes; sie stehen im Durchschnitt, 
in ihrem sittlichen Standpunkt, auch vielleicht hinsichtlich 
der Gefahr für die Allgemeinheit, jedenfalls aber in ersterer 
Rücksicht, unter den Zuchthausgefangenen und wir sollen 
nun denen eine Gefängnisstrafe auflegen, also eine Strafe, 
durch die sie von vornherein im Volks- und Rechtsbewusst¬ 
sein für weniger bedenkliche Uebertreter der Rechts¬ 
ordnung gehalten werden, weil oft nur an und für sich 
unbedeutende Delikte zu unmittelbarer Ahndung vorliegen? 
Ich glaube, das ist nicht richtig gedacht. 

Was nun den Erfolg der Arbeitshäuser anbelangt, 
wird der Sachkenner zugeben, dass die Erfolge bei den 
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einzelnen Individuen in der Regel recht geringe sind, dass 
es immerhin wenige sind, die für ein geordnetes bürger¬ 
liches Leben wiedergewonnen w'erden. Aber es gibt 
schwerlich ein anderes durchschlagendes Mittel für die 
Möglichkeit, sie wieder dafür zu gewinnen, dabei wird 
man immer der Meinung bleiben müssen, dass jemand, der 
bettelt, der zum zweitenmal bettelt, zum drittenmal 
bettelt, darum noch kein grosser Verbrecher ist. Gewiss, 
selbst unter den als Landstreicher Verurteilten gibt es 
recht wenig im Sinne der Verletzung der Rechtsordnung 
bedenkliche Personen. Jeder, der in die Verhältnisse der 
Arbeitshäuser hineingesehen hat, weiss, dass es unter deren 
Insassen viele willensschwache Leute gibt, die vielleicht 
überdies noch ein geringes körperliches Gebrechen haben 
und zwar ein solches, das sie hindert überall ihren Lebens¬ 
unterhalt zu fristen. Denen kann man doch nicht, wenn 
sie vor den Richter kommen, eine Gefängnisstrafe auferlegen, 
die mehrere Jahre dauert! Die Arbeitshausstrafe hat mehr 
wie andere Freiheitsstrafen den Zweck der Besserung und 
Sicherung, weil sie viel klarer und bestimmter diesen 
Zweck verfolgt. Ich glaube deshalb, dass wir die Arbeits¬ 
hausstrafe als eine Hauptstrafe nicht entbehren können 
und dass das künftige Strafgesetzbuch sie beibehalten 
wird. Ich bin dann allerdings der Meinung, dass sie nur 
durch den Richter ausgesprochen werden kann. Es darf 
nicht der Landespolizeibehörde überlassen bleiben, ob sie 
es für richtig hält, Korrektionshaft zu verfügen. Diese 
sollte vielmehr nur Anwendung finden auf den direkten 
Richterspruch hin : Er wird eingewiesen! Sie ist natürlich 
nicht zu vollstrecken durch den Richter; die Straf¬ 
vollstreckung muss bei der Strafvollzug-sgewalt verbleiben. 
Ob diese Strafvollzugsgewalt nun gelegt wird in die Hände 
einer Justizverwaltungsbehörde oder einer Verwaltungs¬ 
behörde aus dem Ressort des Ministeriums des Innern ist 
in der Hauptsache gleichgültig. Im Bezug auf die Dauer 
will ich mich auch kurz fassen und darauf beschränken, 
zu sagen, dass die Dauer der Verwahrung im Arbeitshaus 
nicht definitiv und endgültig durch den Richter bestimmt 
werden kann und darf. Ich stehe auf dem Standpunkt: 
Der Mann kann erst richtig beurteilt werden, wenn er 
im Arbeitshaus sitzt, wenn er dort beobachtet worden ist 
von den verschiedenen Beamten, die mit ihm zu tun haben, 
die sich daher ein Urteil bilden können über die ganze 
Persönlichkeit. Ich vermag mich weiter unter keinen 
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Umständen für eine kurze Dauer der Arbeitshausstrafe 
auszusprechen. Wenn wir daran festhalten, die beiden 
Zwecke derselben sind Besserung und Sicherung — ich 
stelle an die Spitze die Besserung — und wenn Sie be¬ 
trachten, welche Personen dem Arbeitshaus überwiesen 
werden — auch das künftige Strafgesetzbuch wird an der 
Kategorie der dem Arbeitshaus zuzuweisenden Leute nicht 
viel zu ändern vermögen — dann möchte ich fragen: 
Glauben Sie denn, dass auf einen Menschen, der vielleicht 
Jahre hindurch sich der Arbeit entwöhnt hat, der in ein 
Bummelleben hineingekommen ist, der Krämpfe kriegt, 
wenn er angestrengt arbeiten soll, der nebenbei vielleicht 
noch dem Trünke verfallen ist, eine geordnete Lebens¬ 
weise während drei oder selbst sechs Wochen einen solchen 
Einfluss hat, dass er nicht nur einsieht: Auf dem Weg 
kann es nicht weitergehen, sondern dass er auch die 
Kraft gewinnt, den Versuchungen, die an ihn herantreten, 
sobald ihm die Türe aufgemacht wird, zu widerstehen? 
Ich glaube, das kann in solchem Fall nur eine ganz 
seltene Ausnahme sein. Eine andere Kategorie von 
Individuen, die dem Arbeitshaus überwiesen werden, sind 
recht gefährliche Persönlichkeiten, von denen Sie annebmen 
dürfen, dass, wenn die Gelegenheit dazu geboten ist, sie 
zu Verbrechen aller Art fähig sind: Diebstahl, schwerer 
Diebstahl, Raub, schwere Sittlichkeitsverbrechen, Brand¬ 
stiftung. Es sind Leute, von denen der Beamte sagen 
wird: Sobald der wieder hinauskommt und ihm Gelegen¬ 
heit gegeben ist, wird er es mit Sicherheit dahin bringen, 
dass er deiti Zuchthaus überwiesen wird. Die Gesellschaft 
hat den Anspruch, vor den Angriffen solcher Leute mög¬ 
lichst bewahrt zu werden. Da meine Zeit zu sprechen 
jetzt um ist, will ich mir nur noch erlauben, einen dies¬ 
bezüglichen Antrag vorzulesen, er geht dahin: 

1. Die Verhängung korrektioneller Nachhaft ist in 
dem künftigen Strafgesetzbuch beizubehalten und 
zwar als Haiiptstrafe. 

2. Diese Hauptstrafe ist durch den Richter auszu¬ 
sprechen und durch die Strafvollzugsgewalt zu 
A'Ollstrecken. 

3. Die Dauer kann durch die dem Arbeitshaiise Vor¬ 
gesetzte Aufsichtsbehörde verkürzt oder verlängert 
Averden. 
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Geh. Oberregierungsrat Dr. Krohne: 

Meine Herren! Wenn ich jetzt zu der vorliegenden 
Frage zu Ihnen rede, tue ich es als alter Strafvollzugs¬ 
beamter, der sich 40 Jahre praktisch mit diesen Dingen 
beschäftigt und ebenso lange als Mitglied unseres Vereins 
für eine planmässige, zielbewusste Gestaltung des Straf¬ 
vollzugs gekämpft hat. Zunächst halte ich mich ver¬ 
pflichtet, unserem verehrten Herrn Kollegen aus Dresden 
dafür zu danken, dass er unsere Debatte von dem Streite 
um Strafrechstheorien und Prinzipien losgelöst und wieder 
auf den Boden der praktischen Ausgestaltung des Straf¬ 
vollzugs gestellt hat, um den es sich heute meines Erachtens 
handelt. 

Meine Herren! Wir wissen, dass die Absicht besteht 
an eine Aenderung des Strafgesetzbuchs heranzutreten und 
schweren Uebelständen, die sich aus seiner jetzigen 
Gestalt und Handhabung ergeben haben, abzuhelfen. Eine 
Aenderung, die auch aus der Mitte unseres Vereins wieder¬ 
holt und mit Nachdruck gefordert ist, und mit der wir 
uns auch jetzt wieder in den Verhandlungen über die 
Heraufrückung der Grenze des Strafmündigkeitsalters und 
der Begrenzung der Dauer der Einzelhaft beschäftigt 
haben. Da werden uns nun zwei bestimmte Fragen 
gestellt: 

1. Hat das jetzige Strafensystem insbesondere das 
System der Freiheitsstrafen in seiner fünffachen 
Differenzierung — Zuchthaus, Gefängnis, einfache 
Haft, geschärfte Haft, Festungshgft — sich 
bewährt. 

2. W’^ird die Frage verneint, welches System ist an 
seine Stelle zu setzen. 

Indem man diese Fragen unserem Vereine stellt, gibt 
man ihm ein grosses Vertrauenszeugnis, das wir dankbar 
aber auch selbstbewusst hinnehmen, denn wenn irgend 
Jemand, so steht unserem Vereine, der sich wesentlich 
aus Strafanstaltsbeamten zusammensetzt, die die Freiheits¬ 
strafen auszuführen und dem Gesetze sowie den Zwecken, 
welche die Strafrechtspflege verfolgt, zu gestalten haben, 
ein Urteil darüber zu. Wir haben denn auch von dieser 
unserer Befugnis bei unseren früheren Verhandlungen den 
ausgiebigsten Gebrauch gemacht. Indem man uns heute 
diese Fragen stellt, steht unser Verein vor einem folgen¬ 
schweren Ereignis. Meine Herren! Die Regierungen der 
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einzelnen Bundesstaaten sowohl wie die Reichsregierung 
haben unserem Vereine grosses Interesse geschenkt und 
ihn gefördert, seine Verhandlungen und Beschlüsse haben 
bei Organisationen und gesetzgeberischen Massnahmen die 
gebührende Würdigung gefunden, ich erinnere nur an die 
Versuche zu einer reichsgesetzlichen Regelung des Straf¬ 
vollzugs und an die vom Bundesrate erlassenen Grundsätze 
über den Vollzug der Freiheitsstrafen Heute verlangt 
man von uns Auskunft über die meines Erachtens ein¬ 
schneidendste und bedeutungsvollste Frage bei der in 
Aussicht genommenen Aenderung des Strafgesetzbuches, 
über die Neugestaltung des Strafensystems. Können wir 
diese Auskunft nicht in einer klaren, präzisen, für den 
Gesetzgeber und die Verwaltung brauchbaren Form geben — 
so wird man über unsern Verein zur Tagesordnung über¬ 
gehen. 

Der Hauptübelstand, an dem unser jetziges Strafen¬ 
system krankt, ist der, dass wir die einzelnen Strafarten 
im Vollzüge nicht scharf genug differenzieren können, weil 
das Strafgesetzbuch sie nicht scharf genug gegen einander 
abgrenzt; dass Menschen, die auf der untersten Stufe der 
Verbrecherlaufbahn angelangt sind, mit derselben Strafe 
belegt werden, wie solche, die sich nur leichter Verfehl¬ 
ungen, die die bürgerliche und ethische Ehre nicht tangieren, 
schuldig gemacht haben; dass diese Menschen mit einander 
in demselben Strafhause untergebracht und demselben 
Regime unterworfen werden. Wir sollen an dem alten 
Zuchthausbruder, den die Milde des Gesetzes oder des 
Richters wegen einer neuen Straftat ins Gefängnis schickt, 
an dem Kuppler, Sittlichkeitsverbrecher, Schwindler, Be¬ 
trüger u. s. w. dieselbe Gefängnisstrafe vollziehen wie an 
dem Schläger, Beleidiger, Auflehner gegen die staatliche 
Ordnung; wir müssen sie unterbringen in denselben An¬ 
stalten ohne die Möglichkeit zu haben, sie von einander 
zu trennen. Nun hat allerdings v. Holtzendorff dem Straf¬ 
vollzüge die hohe Aufgabe gestellt, die Strafe, für welche 
das Gesetz und der Richter den äusseren Rahmen, die 
Form gibt, mit Inhalt zu erfüllen, und wir selbst haben 
es als höchste Kunst des Strafvollzugs hingestellt, den 
Bestraften seiner Individualität entsprechend zu behandeln. 
Wenn das aber heissen soll, dass wir im Strafvollzüge die 
Differenzierung der Strafe vornehmen sollen, an der der 
Gesetzgeber es hat fehlen lassen, so müssen wir die Auf¬ 
gabe ablehnen; das muss zu Willkür und Parteilichkeit 
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führen. Wenn der Strafvollzug in der Strafrechtspflege 
gleichberechtigt neben der Rechtsprechung stehen soll, 
so müssen wir für die Gestaltung der Strafe ebenso festen 
gesetzlichen Boden haben wie der Richter für die Fest¬ 
setzung der Strafe. Auf Grund dieser Erwägungen haben 
wir die erste Frage: hat unser jetziges Strafensystem sich 
bewährt, verneint. Auch über die zweite Frage, welche 
Strafen sind an ihre Stelle zu setzen, herrscht, wie aus 
unseren Verhandlungen hervorgeht, Uebereinstimmung. 
Als schwerste Strafe wird unsere jetzige Zuchthausstrafe 
bleiben müssen; sie ist auch im Strafgesetzbuch, und den 
vom Bundesrate erlassenen Grundsätzen im wesentlichen 
fest umgrenzt. Also: Unbedingter Zwang zur Arbeit inner¬ 
halb der geschlossenen Anstalt oder ausserhalb; Tragen 
der Anstaltskleidung, Verschneiden der Haare und des Bartes, 
Beschränkung der hausordnungsmässigen Vergünstigungen 
auf ein Mindestmass, Gewährung derselben erst nach 
längerer Strafzeit, Zulässigkeit härterer Disziplinarstrafen, 
Vollzug der Strafe in Einzelhaft oder gemeinsamer Haft, 
lediglich nach Bestimmung der Anstaltsverwaltung. Inner¬ 
halb dieses Rahmens bleibt für die individuelle Behandlung 
der Sträflinge, um den Zweck der Strafe zu erreichen, 
ausreichender Raum. Hinzuzufügen sind aber noch folgende 
wesentliche Bestimmungen. Die Zuchthausstrafe muss 
immer den Verlust der bürgerlichen Rechte nach sich 
ziehen, sie muss verhängt werden für alle, die schon mit 
Zuchthaus vorbestraft sind, für alle Straftaten, die sie be¬ 
gehen in der Zeit während sie noch unter dem Verluste 
der bürgerlichen Rechte stehen. 

Die zweite Strafe ist die Gefängnisstrafe: sie ist 
bestimmt für Straftaten, die nicht aus ehrloser Gesinnung 
hervorgehen, sie darf niemals verhängt werden gegen einen 
Rechtsbrecher, der schon mit Zuchthaus bestraft ist, so 
fange er noch unter dem Verlust der bürgerlichen Rechte 
steht; der Verlust dieser Rechte darf nie mit ihr ver¬ 
bunden werden. Auch für den Gefängnissträfling gilt 
Arbeitszwang, denn arbeiten ist jedes Menschen Pflicht 
und der Staat kann dem Bestraften nicht gestatten, dass 
er sich ernähren lässt und mit Nichtstun die Zeit verbringt. 
Aber der Arbeitszwang ist nicht unbedingt. Kann der 
Bestrafte sich eine Arbeit verschaffen, die mit dem Zwecke 
der Strafe und der Ordnung der Anstalt verträglich ist, 
so hat er ein Recht sie zu verlangen, aber auch die Pflicht, 
sie ernst und gewissenhaft zu betreiben. Kann er sich 
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nicht selbst beschäftigen, so ist ihm Arbeit von der Anstalt 
zuzuweisen, wobei auf seine Individualität die w'eitest¬ 
gehende Rücksicht zu nehmen ist. Die Gefängnisstrafe 
kann in Einzelhaft oder Gemeinschaftshaft vollzogen 
werden, jedenfalls kann der Gefangene verlangen, seine 
Strafe in der Zelle zu verbüssen. Er hat das Recht, eigene 
Kleider zu tragen, sofern diese ausreichend, ordentlich und 
schicklich sind, Haar- und Barttracht darf nur soweit ver¬ 
ändert werden, als Reinlichkeit und Schicklichkeit es verlangt; 
Selbstbeköstigung ist zu gewähren, wenn es aus gesund¬ 
heitlichem Interesse notwendig ist; Briefwechsel, Besuche, 
Bücher und Zeitschriften sind in weiterem Umfange zu 
gestatten. 

Meine Herren! Ich glaube, dass dadurch diese beiden 
Strafen: Zuchthaus und Gefängnis scharf von einander 
geschieden sind, und die Scheidung wird noch schärfer 
werden, wenn wir unsere Strafvollzugseinrichtungen so 
getroffen haben, dass Zuchthaus- und Gefängnisstrafen 
stets in getrennten Anstalten vollzogen werden. 

Neben diesen beiden Strafen werden wir eine dritte, eine 
custodia honesta, nicht entbehren können, der Name dafür ist 
im Strafgesetzbuch gegeben — Haft —, sie würde die jetzige 
Festungshaft in sich schliessen. Die Strafe wäre zu 
charakterisieren als einfache Freiheitsentziehung mit 
Beaufsichtigung der Beschäftigung und Lebensweise. Ihre 
Anwendung ist zu beschränken für ganz bestimmte 
Kategorien von Rechtsbrüchen, sie darf nie verhängt 
werden gegen den mit Zuchthaus Vorbestraften und sie 
darf niemals vollzogen werden in Anstalten für Zucht¬ 
haus- und Gefängnisstrafen. 

Bei diesem Strafensystem ist vorausgesetzt, dass 
Bettler, Landstreicher, Dirnen u. s. w., welche nach dem 
geltenden Recht mit geschärfter Haft belegt und dann dem 
Arbeitshause überwiesen "werden können, unter Wegfall 
der Haftstrafe diesem sofort zugeführt werden. 

Meine Herren! Ich glaube das sind praktische Vor¬ 
schläge, die wir auf Grund unserer Erfahrungen für die 
künftige Aenderung des Strafgesetzbuchs machen. Ich 
möchte meine Ausführung aber nicht schliessen, ohne darauf 
hinzuw'eisen, dass wir vor dieser Aenderung eine sorg¬ 
fältige Prüfung unserer Strafvollzugseinrichtungen vor¬ 
nehmen, um festzustellen, ob wir die geeigneten Gebäude 
und Menschen haben, diese Strafen, so wie das Gesetz sie 
festlegt, zu vollziehen. Es darf uns nicht gehen wie 
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anderen Ländern, die neue Strafgesetzbücher machen, 
Strafen gesetzlich definieren und denen die Anstalten und 
Menschen fehlen, um die Strafen nach dem Wortlaute und 
im Sinne des Gesetzes zu vollziehen. Das ist ein ungesetz¬ 
licher Zustand, der auf dem Gebiete der Strafrechtspflege 
verwirrend, ja verheerend wirkt. Ich möchte Ihnen und 
allen, welche mit der Aenderung des Strafgesetzbuches 
befasst w'erden, das Wort des bedeutenden niederländischen 
Strafrechtslehrers van den Tex ins Gedächtnis rufen. Als 
im Jahre 1825 die niederländische Regierung ein neues 
Strafgesetzbuch machen wollte als Ersatz des auf¬ 
gezwungenen codc Napoleon, und ihn um seinen Rat und 
seine Mitwirkung anging, erwiderte er: Zeigt mir Eure 
Strafanstalten und Gefängnisse und die Menschen, die die 
Strafe vollziehen sollen, dann will ich Euch sagen, wie 
das neue Strafgesetzbuch beschaffen sein muss. (Beifall.) 

Oberregierungsrat Major a. D. Kopp-Freiburg: 

Es sind nur wenige Worte, die ich zu sagen hätte. 
Es ist ganz derselbe Gedanke, der mich leitet, den der 
Herr Geh. Rat Dr. Krohne und der Herr Geh. Rat Gelbhaar 
aus Dresden ausgesprochen haben. Insbesondere ihre 
Worte haben mich veranlasst, das Wort zu erbitten und 
darzutun, inwiefern differenziert werden soll: Zuchthaus 
und Gefängnis. Ich muss vorausschicken, dass ich auf 
dem Standpunkt stehe, dass wir unbedingt beibehalten 
müssen das Zuchthaus und das Gefängnis, dass also ein 
neues Gesetz uns entschieden die zw^ei Strafarten erhält. 
Wir müssen darauf ausgehen, den Abschaum aus den 
Gefängnissen herauszubekommen in das Zuchthaus. Dort 
haben wir die richtige Hausordnung, das richtige Personal. 
Dann werden wir Vorstände von Gefängnissen die Freude 
haben, im Gefängnis bessere Resultate zu erzielen, weil 
wir bessere Leute drin haben. 

Nun, meine Herren, was das Differenzieren anlangt, 
möchte ich nur wenige Worte beifügen. Ich habe den 
Eindruck, dass der Apparat unserer polizeilichen Straf¬ 
anstalten — insbesondere bei uns in Baden — viel zu 
teuer für eine ganze Masse von Menschen ist, die drin 
sind. Diese Tatsache hat mir Anlass gegeben, darüber' 
nachzudenken, wie eine Besserung möglich wäre. Ist der 
neueintretende Sträfling gesund, was hindert uns, ihm in 
den ersten Monaten eine Pritsche statt eines guten Bettes 
zuzuweisen? Das würde seine Wirkung nicht verfehlen. 
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Was braucht der Zuchthaussträfling, wenn er gesund ist, 
alle anderen Tag sein Fleisch ? Lesen Sie die Briefe 
der Angehörigen. Sehen Sie hinaus in die Welt — wer 
in aller Welt hat alle anderen Tag Fleisch? Ver¬ 
günstigungen gehören überhaupt keine dem Zuchthaus¬ 
sträfling. Arbeit, unbedingter Arbeitszwang und Disziplin 
muss mit dem Zuchthaus verbunden sein. Auch das Stehen¬ 
lassen oder Wegnehmen von Haar und Bart ist wesentlich 
für die Leute. Und dann die Schule — das ist etwas, 
worüber sich sprechen lässt, aber um Liebhabereien zu 
treiben, braucht man die Schule im Zuchthaus nicht. 

Mit der Lektüre möchte ich es entsprechend gehalten 
wissen. Das sind einige Gesichtspunkte, die wohl wert 
wären, darüber nachzudenken und ich habe nur das Wort 
erbeten, um als Praktiker auch einiges Material beizu¬ 
schaffen. 

Vorsitzender: 

Es ist angeregt, in die Spezialdebatte einzutreten. Ich 
frage deshalb, wollen die Herren den Schluss der Debatte 
annehmen? Ich bitte die Herren, die dafür sind, sich zu 
erheben. — Angenommen. 

(Pause.) 

Vorsitzender: 

Meine Herren! Es gelangt soeben eine Zusammen¬ 
stellung der ausnutzbaren Nährstoffe in der Gesundenkost 
der Gefangenen verseiliedener Strafanstalten Deutschlands 
und Oesterreichs — gefertigt auf Grund der Mitteilungen 
der einzelnen Verwaltungen von Oberjustizrat Schwandner 
in Hall — zur Verteilung. 

Wir werden jetzt in die Spezialdebatte eintreten mit 
der Behandlung der Frage: „Ist mit Arbeitszwang ver¬ 
bundene Freiheitsstrafe zu differenzieren?“ Wir wollen 
gleich festlegen, dass etwaige Differenzierungen bezeichnet 
werden mit den /r/'////>//„Zuchthaus“ und „Gefängnis“. Sie 
haben in der Debatte gehört, dass von den verschiedensten 
Seiten betont worden ist, das Zuchthaus und Gefängnis 
beizubehalten. Das Zuchthaus wäre i/>so jure ehrenmin¬ 
dernd, das Gefängnis sei Freiheitsstrafe ohne Ehrverlust. 
Es wird sich auch darum handeln, ob eine oder zwei Frei¬ 
heitsstrafen mit Arbeitszwang gedacht werden. Aber es 
würde möglich sein, noch auf andere Weise zu differen¬ 
zieren; es wurde gesagt, die Unterscheidung könne erfolgen 

niättcr für Gefängniskunde. XXXVIII. 


Digitized by LjOOQle 



210 


dadurch, dass den Zuchthäuslern keinerlei Vorzüge gewährt 
werden, den Gefangenen dagegen ein Recht auf einzelne 
Sachen bezüglich der Kleidung, Beköstigung u. s. w. Ich 
wollte dieses vorausschicken, um anzudeuten, wie die Er¬ 
örterung erfolgen wird. 

Ich stelle also jetzt zur Debatte: Soll in unserem 
künftigen Strafgesetzbuch, also in der Reform des Straf¬ 
rechts, eine mit Arbeitszwang verbundene Freiheitsstrafe 
unterschieden werden in zwei Unterarten, der Unterart des 
Zuchthauses und der Unterart des Gefängnisses und zwar 
in der Art, dass etwa das Zuchthaus ipso jure mit Ehr¬ 
verlust verbunden ist, das Gefängnis dagegen für die andere 
Kategorie Vorbehalten bleibt. Es wird sich dann noch 
weiter um die Frage des Arbeitshauses handeln. Das lassen 
wir aber vorerst bei Seite, ebenso wie die Frage, ob neben 
den mit Arbeitszwang verbundenen Freiheitsstrafen eine 
Haftstrafe, zugleich an Stelle der Festungshaft bei¬ 
behalten werden soll. 

Ich bitte nun die Herren, das Wort zu nehmen und 
sich zu äussern. 

Direktor-Dr. Gennat-Hamburg: 

Meine Herren! Es hat mir Freude bereitet, aus den 
Ausführungen der geehrten Herren Vorredner entnehmen 
zu dürfen, was auch ich in den Vordergrund meines Gut¬ 
achtens gestellt habe, dass wir eine Strafe haben sollen, 
die unter allen Umständen entehrend wirkt und die uns 
Elemente aus den Anstalten entfernt, die nicht dorthin 
gehören. Auch in der Beurteilung dieser Elemente herrscht 
Uebereinstimmung. Damit ist eines meiner Hauptpostulate 
und eines derjenigen Desiderien, das mir am meisten 
am Herzen liegt, erfüllt: eine entehrende Strafe, selbst¬ 
verständlich mit Arbeitszwang in der allerschärfsten 
Form. Wenn wir nun eine solche unter allen Umständen 
entehrende Strafe erhalten, so ist die Frage: sollen wir 
daneben eine andere haben, die unter allen Umständen 
nicht entehrend ist? Herr Geh. Rat Krohne hat sich auf 
den Standpunkt gestellt: Gefängnisstrafe soll nicht ent¬ 
ehrend sein, und er hält dabei an der Bezeichnung ^Ge- 
fängnis“ fest. Ich stimme im allgemeinen mit diesem 
Standpunkt überein, nur mit der Aufrechterhaltung der 
Bezeichnung nicht; ich möchte „Haft“ oder „Festungshaft“ 
dafür sagen. 

Eine weitere Frage ist: Soll zwischen diese beiden 
Strafen noch ein Mittelding treten ? Die Frage wird bejaht 
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werden müssen, denn es gibt unendlich viele, die nicht 
geeignet sind, ins Zuchthaus gesteckt zu werden und auch 
nicht geeignet, die Milde der „Haft“ zu geniessen. Nur 
glaube ich, dass die Möglichkeit gegeben sein muss, mit 
dieser Strafe Ehrverlust zu verbinden. Also nicht eine 
absolut ehrlos machende und auch nicht eine — wenn Sie 
den Ausdruck gestatten — absolut ehrenhafte Strafe. 
Handelt es sich doch hier um Fälle, die auf der Grenze 
liegen und dem Richter die Entschliessung, sich so oder 
so zu entscheiden, schwer machen. 

Wir würden damit zur Dreiteilung der Freiheitsstrafen 
kommen und es bleibt noch übrig das Arbeitshaus, über 
das weder Herr Geh. Rat Krohne, noch Herr Oberregierungs¬ 
rat Kopp gesprochen hat, wohl aber Herr Präsident v. d. 
Goltz. Wir können das Arbeitshaus unter keinen Um¬ 
ständen entbehren. In den Mittelpunkt des Begriffs 
„Arbeitshaus“ wäre zu stellen die Arbeit, d. h. die Er¬ 
ziehung zur und die Gewöhnung an Arbeit und dadurch 
an Ordnung und Gesittung. Damit ist angedeutet, für 
welche Fälle das Arbeitshaus angewandt werden soll, 
nämlich in der Hauptsache bei Vagabunden und Bettlern, 
wie Herr v. d. Goltz schon ausgeführt hat. Ich darf viel¬ 
leicht etwas aus meiner Erfahrung anfügen; In Hamburg 
gibt es sogenannte Gelegenheitsarbeiter, die ich am besten 
schildere als Leute, die jede Gelegenheit, wo sie arbeiten 
können, versäumen. Für solche ist nun das Arbeitshaus 
da mit seiner energischen Betonung der Arbeit, unter 
Hintenansetzung aller anderen Gesichtspunkte. Durch 
Arbeit sollen diese Leute zu einem geregelten Lebens¬ 
wandel angehalten werden. Damit kommen wir zur Vier¬ 
teilung: Zuchthaus, Haft (Festungshaft) und neben der an 
sich nicht entehrenden Freiheitsstrafe des Gefängnisses 
eine zweite, nicht unter allen Umständen ehrlosmachende 
Freiheitsstrafe — Arbeitshaus. 

Ich möchte noch auf einen Gesichtspunkt aufmerksam 
machen: Selbst bei der von mir vorgeschlagenen Haft¬ 
strafe möchte ich den Arbeitszw'ang nicht entbehren, denn 
ich kann mir nicht helfen, ich stehe auf dem Standpunkt: 
Der Mensch ist zur Arbeit geboren, jeder Mensch muss 
und soll arbeiten, wir wollen keine Staatspensionäre, die 
auf Kosten des Staats ernährt werden und leben, ohne 
dem Staate etwas zu leisten. Wenn auch in der „Haft“ 
der Arbeitszwang nicht nach gesetzlicher Formel ausgeübt 
werden kann, wenn vielmehr den Leuten das Recht zu 
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geben ist, sich selbst zu beschäftigen oder sich eine vor¬ 
handene Beschäftigung zu wählen, so darf doch nicht ge¬ 
sagt werden: Ihr braucht unter keinen Umständen zu 
arbeiten, auch nicht, wenn es sich um Selbstbeschäftigung 
handelt. Das würde ich nicht für richtig halten; ein ge¬ 
wisser Arbeitszwang ist auch hier nötig. 

Direktor Helling-Hannover: 

Meine Herren! Dass man differenzieren soll, das scheint 
der Standpunkt der ganzen Versammlung zu sein; ich 
möchte nur noch darauf hinweisen, ob wirklich zwischen 
Gefängnis und Zuchthaus unterschieden werden muss. Wir 
haben gestern die These angenommen, dass die rückfälligen 
bezw. die vorbestraften Gefangenen schärfer zu behandeln 
sind. Es genügt nicht zu sagen, diejenigen, die vorbestraft 
sind, kommen in die Strafanstalt A, die anderen in die 
Strafanstalt B herein. Es wird ein Gewicht darauf gelegt, 
zu sagen: Ins Zuchthaus sollen nur diejenigen kommen, 
die Ehrverlust haben, bezw. das Zuchthaus soll unter allen 
Umständen entehrend wirken. Ich bin nun der Meinung, 
man brauchte zwischen Gefängnis und Zuchthaus keinen 
Unterschied zu machen, wohl aber zwischen Gefängnis 
und Haft. Wir Gefängnisbeamte, die wir in dem praktischen 
Strafvollzug stehen, verlangen einen ziemlich grossen Wirk¬ 
ungskreis, ziemlich viel Vollinacht, aber wir wollen keine Will¬ 
kür. Wenn die Möglichkeit gegeben ist, im Gefängnis dem 
einen Selbstbeschäftigung zu geben, den andern zur Arbeit zu 
zwingen, dem einen eigene Kleider zu geben, dem andern 
Gefängniskleider, so würde dadurch die Haft wegfallen 
und eine derartige Trennung zwischen den sozial besser 
stehenden Elementen und den anderen, würde den Verdacht 
der Willkür erwecken und aufkommen lassen. Wir Straf¬ 
vollzugsbeamte sind keine Engel; wir haben auch eine 
Menge Beamte, die nicht individualisieren können — ich 
bitte mir das nicht übel zu nehmen; ich habe nichts Per¬ 
sönliches im Auge — aber ich glaube, dass es nicht gut 
wäre, wenn der Gefängnisvorsteher jedem einzelnen Be¬ 
amten so wichtige Entscheidungen überlassen müsste, zu 
differenzieren je nach ihrem Gutdünken und damit den 
Richter gleichsam zu korrigieren. Die Haft aber werden 
wir haben müssen, weil es Delikte gibt, die mit Ehr¬ 
verlust absolut nichts zu tun haben. Wenn wir aber Ge¬ 
fängnis und Zuchthaus unterscheiden wollen — in den 
Augen des Volkes wird Gefängnis doch entehrend sein. 


Digitized by Google 



213 


Und wer im Gefängnis gewesen ist, wird auch keine Aus¬ 
sicht haben, Reserveoffizier werden zu können, auch wejiii 
es nicht entehrend ist. Ich möchte für einfaclie Einsperi ung 
sprechen, wo der Gefangene im Gegensatz zu den Aus¬ 
führungen des Herrn Gennat das Recht hat, sidi zu 
beschäftigen oder nicht, sich selbst zu kleiden und sicli 
selbst zu verköstigen. Es liegt mir also daian — ab¬ 
gesehen von der Gefängnisstrafe — eine Ilaftstrale test¬ 
zusetzen, die diesen Erwägungen Rechnung trägt. Aller¬ 
dings würde diese Haftstrafe ein grösseres Maxiininn haben 
müssen als bisher. 

Vorsitzender: 

Ich möchte mich mit einigen Worten zu den Aus¬ 
führungen des Herrn Vorredners wendeji in bezug aut 
seine Bemerkungen, was entehrend ist und was nicht ent¬ 
ehrend. Da spielt meines Erachtens die Qualirizierung 
zum Reserveoffizier gar keine Rolle, sondern es dreht sic h 
um die sittliche Qualifizierung der Persönliclikeit. es dreht 
sich darum, wie sich in den Augen des Volkes, in den 
Augen der Gesellschaft die Sache abspielt. Das X'olk legt 
nur Wert darauf, ob jemand als gemeiner Kerl anzusehen 
ist oder nicht. Man kann die Qualifikation als KesiM vc- 
offizier entbehren und kann doch in den Augen des \h)lkes 
ein ganz anständiger Mensch sein. (Beifall). Die Frage 
von der Rechtsüberzeugung des Volkes ist nicht Sache 
des Strafvollzugsbeamten zunächst. Früher hat k(un ^lensch 
gezweifelt, dass Zuchthaus entehrend sei und wer hinein¬ 
kommt, ist gebrandmarkt. Das hat sich dur('h unsere un¬ 
glückliche doktrinäre Behandlung des Sti algesetzbuches 
verändert; weshalb? Weil man gesagt hat: Besserung 
und nicht Bestrafung! Für uns ist der sj)ringen(h' Ihinkt 
der: Welches sind die Strafarten, mit welchen wii- wirt¬ 
schaften können? Würde man sagen: es liegt (une Straftat 
vor, nur weiss ich nicht, sperrt man den ^lann ins Zik ht- 
haus oder ins Gefängnis — so würde das zur vollstruidigen 
Demoralisation führen, es würde eine Zerriitlnng (h s sitt¬ 
lichen Bewusstseins des Volkes bedeuten. Wdiii z. 1>. (uii 
vornehmer Herr als Mitglied des Aufsichtsrats ( iiu^r Akii(‘n- 
gesellschaft, mit einem sehr erheblichen EinkomiiKU], sich 
einer ansehnlichen Verschleierung schuldig g^ inacht hat 
und ein klein bischen Betrug dabei ist und (*r ins Zucht¬ 
haus kommt, so ist es notwendig, dass wir das Zuchthaus 
für eine entehrende Strafe erklären; der ist in der 
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Beziehung* fertig und so muss es sein (Beifall!) Es darf 
nicht sein, dass der Mann die bürgerlichen Ehrenämter 
fortbehält und damit das moralische Bewusstsein des Volkes 
mit Füssen getreten wird. (Beifall). Wenn man aber nicht 
weiss, ob jemand, der im Zuchthaus ist, entehrt ist, oder 
wenn jemand im Gefängnis ist, es nicht ist, so ginge ja 
alles durcheinander! Man muss markante Signaturen haben; 
das richterliche Urteil wird nicht gelesen, es verschwindet 
in den Akten. Also ich glaube, dass es zwar nicht für 
den Strafvollzug, aber für die richterliche Beurteilung und 
Repression des Delikts, für die Stärkung des rechtlichen 
und sittlichen Bewusstseins ganz unerlässlicli ist, dass 
wir mit Arbeitszwang verbundene Freiheitsstrafen in diesem 
Punkt unterscheiden. Dann kommt man dazu, dass wir 
den Strafvollzug unterscheiden in der Konsequenz, wie es 
Herr Geh. Rat Krohne näher ausgeführt und Herr Oberreg.- 
Rat Kopp fortgeführt hat. Wenn man nur eine einheitliche 
Strafe mit Arbeitszwang hat und der gegenüber nur Haft 
ohne Arbeitszwang, also einfache Ueberwachung der Be¬ 
schäftigung, dann können wir entfernt nicht mehr dem, 
was ich die Gerechtigkeit nenne, nachkommen. (Beifall.) 

Direktor Dr. Gennat-Hainburg: 

Meine Herren! Arbeit ist eine Wohltat für den 
Menschen und eine sittliche Pflicht jedes ordentlichen 
Menschen; das gute alte deutsche Sprichwort „Arbeit 
schändet nicht^ — es will sagen, dass der Mensch in eine 
Lage kommen kann, dass er einmal eine Arbeit verrichten 
muss, die seinen Neigungen und seiner sozialen Stellung 
am Ende nicht ganz entspricht. Daraus kann man sehen, 
dass man bei Freiheitsstrafen, mögen sie heissen, wie sie 
wollen, sich nicht auf den Standpunkt stellen darf, einem 
Menschen die Wahl zu lassen: du kannst arbeiten oder 
kannst nicht arbeiten, du kannst auch müssig gehen. Als 
selbstverständlich möchte ich betonen, dass wir unter 
Arbeitszwang die mildere Form desselben verstehen: dia 
Arbeitsverpflichtung, und ich bin der Ansicht, dass wohl 
gesagt werden kann: eine jede Freiheitsstrafe enthält eine 
Verpflichtung zur Arbeit. 

Vorsitzender: 

Es ist jetzt die Frage, ob die mit Arbeitszwang ver¬ 
bundene Strafe — abgesehen vom Zwangsarbeitshaus — 
unterschieden werden soll in 2 Kategorien: Zuchthaus 
und Gefängnis. Ich will mir erlauben, in dieser Richtung 
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nun eine Fassung vorzuschlagen, die Ihnen annehmbar 
erscheinen dürfte; ich will sie verlesen — vielleicht könnte 
sie auch Herr Staatsanwalt Junghanns für annehmbar finden; 
sie lautet: „Die Versammlung spricht die Ueberzeugung 
aus, es ist eine Differenzierung der mit Arbeitszwang ver¬ 
bundenen Freiheitsstrafe unerlässlich in der Richtung, dass 
unter dem Namen Zuchthaus eine ipso jure mit Ehrverlust 
verbundene Freiheitsstrafe unterschieden wird von dem 
Gefängnis, welches ehrenmindernde Wirkung nicht hat 
und ihrer bürgerlichen Ehrenrechte verlustige Personen 
nicht trifft. 

Diese Unterscheidung soll sich des Ferneren erstrecken 
auf den Strafvollzug und zwar insbesondere in der Richtung, 
dass der Zuchthäusler unbedingtem Zwang zu den in 
der Anstalt eingeführten Arbeiten unterliegt, und ihm 
keinerlei Vergünstigungen zu Teil 'werden, während der 
Gefangene verlangen darf in Einzelhaft gehalten zu werden, 
seine eigene Kleidung zu tragen, sich selbst zu beköstigen 
und dem Arbeitszwang in freierer Weise unterworfen 
werden kann“. 

Das soll nicht heissen, dass mit jeder Freiheitsstrafe 
Arbeitszwang verbunden ist, die Haftstrafe kommt nachher; 
ich meine nur die mit Arbeitszwang verbundenen Strafen. 

Ich bitte die Herren, die für die verlesene Resolution 
sind, sich zu erheben. — Nahezu einstimmig angenommen. 

Jetzt kämen wir an die zweite Frage, wie es mit 
dem Arbeitshaus gehalten wird? Ich will hier zunächst 
die Anträge des Herrn Präsidenten Frhr. v. d. Goltz 
verlesen: 

1. Die Verhängung von korrektioneller Nachhaft ist 
im künftigen Strafgesetzbuch beizubehalten und 
zwar als Hauptstrafe. 

2. Die Hauptstrafe ist durch den Richter auszusprechen 
und durch die Strafvollzugsgewalt zu vollstrecken. 

3. Die Dauer denselben kann’ durch die dem Arbeits¬ 
hause Vorgesetzte Aufsichtsbehörde verkürzt oder 
verlängert werden. 

Mit diesem Antrag zusammen fällt der Antrag des 
Herrn Prof. Finger in No. 5: soll die Verstaatlichung des 
Strafvollzugs ausgesprochen werden? 

Ich eröffne die Debatte über diesen Gegenstand. 
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Direktor v. Sicliart-Ludwigsburg: 

Meine Herren! Ich habe mich in meinem Gutachten 
gegen die Nachhaft ausgesprochen, weil ich sie eben im 
Strafgesetzbuch für entbehrlich halte, wenn wir Bettel 
und Landstreicherei u. s. w. überweisen wollen an das 
künftige Strafgesetzbuch. Ich nehme jetzt nur Veranlassung, 
darauf zurückzukommen, dass einige der Herren Vor¬ 
redner an meinen Schlusssatz die Bemerkung geknüpft 
haben, dass ich an Stelle der sogenannten Nachhaft künftig 
nur Gefängnisstrafe in höchster Dauer von 2 Jahren be¬ 
antragt habe. Dabei ist übersehen worden, dass in 
Abs. 13 lit. d von mir gesagt ist: 

„Der dritte und jeder weitere Rückfall soll mit dem 
Maximum der durch das neue Verfahren verwirkten Strafe 
getroffen, und soll diese, wenn das Gericht die Ueber- 
zeugung gewonnen hat, dass die ordentliche Strafe (Ge¬ 
fängnis) auch in ihrer längsten Dauer den Angeschuldigten 
künftig von weiteren Verbrechen nicht abhalten werde, 
im Zuchthaus vollzogen werden“. 

Damit habe ich nachgewiesen, dass ich unverbesser¬ 
liche Bettler und Vagabunden auch für das Zuchthaus 
und nicht bloss, wie mir vorgehalten wurde, für das 
Gefängnis bestimmt habe. Die Gründe, welche mich 
bestimmten, mich überhaupt gegen das Arbeitshaus, die 
Korrektionshaft, die Nachhaft auszusprechen, kann ich in 
wenige Worte zusammenfassen. Ich kann keinen wesent¬ 
lichen Unterschied finden zwischen Bettel und Land¬ 
streicherei und den sonstigen verbotenen strafbaren Hand¬ 
lungen. Der Unterschied ist nach meiner Ansicht höchstens 
ein gradueller und ich kann deshalb nicht recht ein- 
sehen, warum man für das bestimmte Delikt, Bettel und 
Vagabundage, die besondere Strafe des Arbeitshauses zu 
konstruieren sich genötigt sah. Weiter sage ich mir: die 
ordentlichen Strafen, die für das Strafgesetzbuch bei¬ 
behalten werden sollen nach unserer Absicht, werden 
doch denselben Zweck erreichen, den wir überhaupt bei 
Strafen verfolgen: Verbesserung und Unschädlichmachung. 
Etwas anderes wird durch das Arbeitshaus nimmermehr 
erreicht werden können; ich habe auch noch nie gehört, 
dass der Strafvollzug im Arbeitshaus sich wesentlich unter¬ 
scheidet von der Gefängnisstrafe oder Zuchthausstrafe. Im 
allgemeinen haben wir es mit Freiheitsstrafen zu tun in 
der Dauer von 2 Jahren. Aus diesen Gründen sehe ich 
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nicht ein, warum das Arbeitshaus für unser künftiges 
Strafgesetzbuch noch beibehalten werden soll. 

Ich nehme aber auch Gelegenheit, darauf zurück¬ 
zukommen, dass mir von einem Herrn Kollegen ein Vor¬ 
wurf daraus gemacht worden ist, dass ich ein zu scharfes 
Urteil gefällt habe in meinem Gutachten und zwar über 
die Leitung und Organisation der Arbeitshäuser. Die 
betreffende Stelle wird wahrscheinlich, so vermute ich, 
die sein: „Der Strafvollzug im Arbeitshaus lässt nahezu 
noch alles zu wünschen übrig. Diese Anstalten, deren 
Verwaltung und Unterhaltung in manchen Staaten noch 
Sache von Kommunal verbänden ist, stehen in ihrer 
Organisation und Leitung gegen die Strafanstalten zurück. 
Klassifikation der Definierten, Einzelhaft, vorläufige Ent¬ 
lassung u. s. w^ sind in den Arbeitshäusern mehr oder 
weniger unbekannte Dinge^^. Nachdem ich inzwischen 
Erkundigungen eingezogen habe über die gegenwärtigen 
Zustände und mir gesagt wurde, dass dieselben in mancher 
Beziehung sich verbessert haben, möchte ich die Schärfe 
meines Urteils etwas abschwächen und möchte mich dahin 
aussprechen, dass ich — die Wahrheit der mir gewordenen 
Mitteilungen vorausgesetzt — meinen Standpunkt als einen 
der Vergangenheit ungehörigen und nicht mehr zeit- 
gemässen, als einen überwundenen Standpunkt erklären 
möchte — und damit hoffe ich, den Frieden zwischen mir 
und meinen Gegnern wiederhergestellt zu haben. 

Vorsitzender: 

Es Hessen sich vielleicht folgende Aenderungen in den 
Anträgen anbringen. 

Ich schlage vor, in Ziffer 2 vor „Strafvollzugsgewalt^^ 
das Wort „staatliche“ einzuschalten, ferner würde ich Vor¬ 
schlägen zu sagen: „ist durch den Richter in dem gesetz¬ 
lichen Minimalbetrag auszuspreehen“. Wie dieser nun 
fixiert wird, ist eine andere Frage. Der Richter ist bei 
dieser beweglichen Strafe nicht in der Lage, zu ermessen, 
wie lange man braucht. 

Präsident Geh. Oberreg.-Rat Frhr. v. d. Goltz: 

Ich bin einverstanden bis auf einen Punkt. Ich habe 
geschrieben „verkürzt oder verlängert werden“. Ich möchte 
bitten, „verkürzt“ nicht zu streichen. Wenn für die und 
die Delikte eine Arbeitshausstrafe selbst von 1 Jahr be¬ 
stünde, müsste dieser Minimalsatz vernünftiger Weise je 
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nachdem dennoch durch die Aufsichtsbehörde verkürzt 
werden. Gestatten Sie mir ein paar Beispiele: Der Be¬ 
schluss des Bundesrats gestattet eine Verkürzung auf 
3 Monate. Ja, das steht geschrieben, aber in der Praxis 
wird allgemein eine weitere Verkürzung vorgenommen 

— aus zwingenden Gründen. Wenn sich nach einigen 
Tagen herausgestellt hat, dass das Arbeitshaus den Zweck 
nicht erreichen kann, werden mit Recht sofort Anträge 
auf Entlassung gestellt und diese erfolgt und der Bundes¬ 
rat würde seinen Segen dazu geben. Ein anderer Fall: 
es kommt vor, wenn auch nicht häufig, dass Personen in 
das Arbeitshaus eingewiesen werden, die nicht hingehören 

— das hat der Richter nicht ersehen können, auch nicht 
aus den Akten der Polizeibehörde. Da sind junge Bursche 

— wie es vor etwa 20 Jahren ziemlich häufig vorkam —, 
die keine Arbeit gefunden haben, aus besseren bürgerlichen 
Familien; sie sind vom Gensdarmen beim Fechten erwischt 
worden; werden wiegen Bettels verurteilt, zum zweitenmal, 
zum drittenmal, und schliesslich dem Arbeitshaus über- 
w’iesen, sind aber sittlich unverdorben und stehen keines¬ 
wegs auf dem Standpunkt der Landstreicher. Das wird 
nach Korrespondenz mit den Angehörigen und der heimi¬ 
schen Polizeibehörde erkannt, und nach 4 Wochen stellt 
die Direktion des Arbeitshauses den Antrag an die Landes¬ 
polizeibehörde, den Mann zu entlassen. Aus solchen Gründen 
scheint es notwendig, das Minimum festzusetzen und das 
Wort „verkürzt“ beizubehalten. Im übrigen bin ich mit 
dem Herrn Präsidenten einverstanden. 

Prof. Dr. Finger-Halle: 

Ich bin mit den Ausführungen des Frhrn. v. d. Goltz 
im allgemeinen einverstanden, möchte aber doch ein Be¬ 
denken aussprechen: ist ein Vorschlag brauchbar, in dem 
die Arbeitshausstrafe diese Stellung im Strafgesetzbuch 
einnimmt, wie es heute der Fall ist? Ich habe grosse Be¬ 
denken dagegen, dass die Arbeitshausstrafe eine Haupt¬ 
strafe sein soll und dass wir die Verwaltungsbehörde 
ermächtigen, die vom Richter festgesetzte Strafe abkürzen 
zu können. Ich glaube, wir befinden uns da auf einer 
schiefen Ebene, auf einem Boden, den ich für meine Person 
nicht betreten würde, der aber von anderer Seite vor¬ 
geschlagen worden ist, nämlich dass richterliche Urteile 
überhaupt unter gewisse Kontrolle gestellt werden sollen. 
Ich fürchte, dass Konsequenzen gezogen w’erden für andere 
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strafarten. Was Herr Frhr. v. d. Goltz für die Zwangs¬ 
arbeit vorgeschlagen hat, wird man verlangen für Zucht¬ 
haus und Gefängnis, vielleicht mit den gleichen Argumenten, 
wie es Herr v. d. Goltz verlangt hat für die Arbeitshaus¬ 
strafe. Ich möchte hier sagen: principiis obsta und möchte 
dringend bitten, Punkt 3 des Antrags v. d. Goltz abzulehnen. 

Direktor Dr. Geiinat-Hamburg: 

Ich möchte auf die Ausführungen des Herrn Professor 
Finger erwidern: dieses Institut haben wir bereits in 
Sachsen und auch in Hamburg. Auf Grund der Bestimmungen 
über die vorläufige Entlassung ist man dazu übergegangen, 
vorzeitig aus der Korrektionshaft, d. h. dem Arbeitshause, 
zu entlassen. Ich habe für die Arbeitshäusler ziemlich 
wenig übrig und komme selten in die Lage, Anträge auf 
Verkürzung der Nachhaft zu befürworten, aber doch 
möchte ich Gelegenheit haben, auch für solche Leute 
einmal eintreten zu können. Was Herr Professor Finger 
bezüglich der Kontrolle des richterlichen Urteils gesagt 
hat, ist nicht unwichtig. Wenn aber aus dem Arbeitshause 
etwas anderes wird, kann man daran denken, für die 
Insassen etwas zu tun, nicht mehr im Wege rein dis¬ 
kretionären Ermessens, sondern in der Weise, dass man 
das Arbeitshaus als Korrelat der anderen Freiheitsstrafen 
ansieht und eine Verkürzung der Strafe in gleicher Art 
wie bei diesea nachlässt. Ich darf vielleicht aus eigener 
Erfahrung einiges beifügen: es ist ein oft nicht zu recht¬ 
fertigendes Verfahren, wie die Leute ins Arbeitshaus ein¬ 
gesperrt werden. Das Gericht sagt: hier ist Arbeitshaus 
zulässig, also wird darauf erkannt, was die Polizeibehörde 
mit dem Erkenntnisse macht, ist ihre Sache. Diese sagt 
sich: dir ist die facultas gegeben, den Mann ins Arbeitshaus 
zu sperren, der Richter muss daher doch die Ueberzeugung 
gehabt haben, dass der Mann ins Arbeitshaus gehört, also 
verhängst du Arbeitshaus. Und nun wird gewöhnlich 
durch einen Subalternbeamten das weitere schriftlich 
besorgt. Nehmen wir ein Beispiel: ein Mann ist sechsmal 
wegen Betteins vorbestraft. Flugs werden von einem 
Schreiber 6, 7, vielleicht auch 8 oder 9 Monate — war 
schon einmal Arbeitshaus verhängt, auch mehr — vor¬ 
verfügt, ein Vorgesetzter setzt seine Chiffre dazu, ein 
weiterer (Rat) tut desgleichen und der Polizeidirektor 
unterschreibt. So wenigstens bei uns. Inwieweit etwa 
unglückliche Verhältnisse mitgespielt haben, wird nicht 
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untersucht. Das ist schon auf dem Gerichte so. Wenn 
ein sogenannter Bettlertermin anberaumt ist, kommen bis 
zu 50 und mehr Mann hintereinander daran, es werden 
die Vorstrafen heruntergelesen — ich muss an die eigene 
Brust schlagen, i(*h selbst bin als Assessor kurze Zeit mit 
diesen Dingen beschäftigt gewesen und habe es nicht 
anders gemacht; das unliebsame Geschäft bekommen 
immer die jüngsten — und das Urteil wird, wenn die Leute 
geständig sind, was selten nicht der Fall, ohne Zuziehung 
von Schöffen und selbst bei deren Zuziehung, ohne irgend¬ 
wie genauer orientiert zu sein, ob es sich um einen 
wirklich Arbeitsscheuen oder um einen armen Teufel — 
wenn Sie mir den Ausdru(‘k gestatten — der Brot, alte 
Hemden, Schuhe u. s. w. erbettelt hat — gesprochen. Ich 
bedauere solche freute und freue mich, nun sagen zu 
können: Ihr habt seine Verhältnisse nicht gekannt, ich 
kenne sie, lasst ihn heraus, wenn er 4 Wochen gesessen 
hat, ist es überreich genug! 

Vorsitzender: 

Ich möchte noch eine Variante versuchen: vielleicht 
Hesse sichs machen, dass man in Nummer 2 der Anträge 
sagt: „die Dauer bestimmt die Aufsichtsbehörde“. Das 
würde voraussetzen, dass eine Minimaldauer im Gesetz be¬ 
stimmt wäre, über die hinaus die Aufsichtsbehörde nicht 
gehen darf. 

Freiherr v. d. Goltz: 

Ich würde dem nicht entgegen treten. Ich wollte nur 
ein Gerippe geben und habe deshalb alle Details vermieden, 
sonst wäre ich darauf auch zu sprechen gekommen. Mir 
schwebte vor, dass im Gesetz eine bestimmte Minimalstrafe 
ausgesprochen würde. Ich habe an 2 Jahre gedacht, aber 
wenn 8ie 1 Jahr wollen, bin ich auch zufrieden. Der An¬ 
regung des Richters muss Folge gegeben werden, aber die 
Dauer liegt bei der Aufsichtsbehörde; es kann eine Ver¬ 
kürzung oder eine Verlängerung eintreten. 

Prof. Beling-Tübingen: 

Ich möchte mich dagegen wenden, dass die Zwangs- 
arbeitsmassregel zur Hauptstrafe gemacht wird. Fügen 
wir die Zwangsarbeitsstrafe ein in die Reihe der Ilaiipt- 
strafen, dann müssen wir eine Proportion hersteilen, wie 
die Strafarten sich zu einander verhalten. Ich kann mir 
überhaupt nicht denken, was diese Zwangsarbeitshaupt- 
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Strafe unterscheiden soll von Zuchthaus und Gefängnis, 
denn Arbeitshaus ist Freiheitsentziehung verbunden mit 
Arbeit, entehrend oder nicht entehrend, also ganz dasselbe 
wie Zuchthaus oder Gefängnis. Wollen wir aber selber 
davon absehen, so fragt es sich: wie verhält sich diese 
Arbeitshausstrafe der Schwere nach zu Zuchthaus und Ge¬ 
fängnis? Das Schwereverhältnis ist juristisch von grosser 
Bedeutung; es muss festgesetzt werden, ob mit Arbeitshaus¬ 
strafe belegte Delikte schwerere Delikte sein sollen als 
mit Gefängnis belegte oder ob die Arbeitshausstrafe für 
eine leichtere Strafe gelten soll als Gefängnisstrafe, was 
auch zw^eifelhaft ist. Mir scheint, dass wir Klarheit nur 
erzielen, wenn wir das Arbeitshaus überhaupt lediglich in 
die Reihe der reinen Verwaltungsmassregeln rücken, 
wenn wir es ausschalten aus der leiste der Strafen und 
nur als eine reine Verwaltungsmassregel gelten lassen. 
Dadurch gewinnt überdies das Arbeitshaus an Brauch¬ 
barkeit. Es liegt auf der Hand, dass nicht bloss Bettler 
und Landstreicher, sondern alle Personen dorthin gehören, 
die, mögen sie Verbrecher sein oder nicht, mögen sie ein 
Delikt begangen haben oder nicht — sich als arbeitsscheu 
darstellen. Ist das Arbeitshaus eine Verwaltungsmassregel, 
so ist auch dagegen nichts zu erinnern, dass ihre Dauer 
festgesetzt wird im Verwaltungswege, was nicht zugegeben 
werden könnte, wenn es sich um eine Strafe handelte. 
Ich möchte also proponieren, dass das Arbeitshaus nicht 
als Ilauptstrafe eingereiht wird in die Reihe der Strafarten, 
sondern als eine durchaus vom Strafrecht unabhängige, 
selbständige Verwaltungsmassregel. 

Geh. Oberregierungsrat I)r. Krolme: 

Meine Herren! Ich möchte zunächst feststellen, worüber 
wir in der Frage des Arbeitshauses einig sind: einig sind 
wir, dass die Arbeitshausstrafe vorhanden sein muss und 
zwar vorhanden sein mu.ss für gewisse Elemente; einig 
sind wir, dass die Arbeitshausstrafe eine Dehnbarkeit haben 
muss und dass die Grenze dieser Dehnbarkeit festgestellt 
werden soll von der Verwaltungsbehörde, welcher das 
Arbeitshaus untersteht; einig sind wir ferner darin, dass 
die Verhängung der Arbeitshausstrafe nicht gelegt werden 
soll in die Hand der Verwaltungsbehörde, sondern dass 
sie verhängt werden soll auf richterliche Anordnung. 

Fraglich ist nur: sollen wir das Arbeitshaus aus dem 
Strafgesetzbuch ausscheiden, sollen wir es als reine Ver- 
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waltungsmassregel ansehen oder sollen wir es in den 
Rahmen des Strafgesetzbuches hineinnehmen unter die 
andern Freiheitsstrafen und eine solche Definition für das 
Arbeitshaus treffen, wie wir sie getroffen haben für die 
Zuchthausstrafe, die Gefängnisstrafe? Nun, meine Herren, 
möchte ich bitten, die geschichtliche Entwicklung des Arbeits¬ 
hauses ein wenig im Auge zu behalten: die Arbeitshaus¬ 
strafe wird nicht vollzogen werden können in demselben 
Raum wie die Zuchthausstrafe. Es sind vielleicht ähnliche 
Elemente wie im Zuchthaus, aber es ist doch ein Unter¬ 
schied; es sind durch ihre Kriminalität nicht übermässig 
gefährliche Menschen, sie erfordern nicht dieselben 
Sicherungsmassregeln wie im Zuchthaus und deshalb ist 
auch die ganze Behandlung und Beschäftigung anders als 
bei den Zuchthaussträflingen. Ich würde dafür sein, dass 
wir nicht den Versuch machen, das Arbeitshaus aufgehen 
zu lassen im Zuchthaus, sondern es zu lassen, wie es sich 
in seiner geschichtlichen Entwicklung gestaltet hat. Wenn 
nun der Richter die Anordnung trifft und — wenn Sie 
weiter gehen wollen — auch die minimale Dauer, unter 
welche man nicht heruntergehen darf und wenn im übrigen 
der Verwaltungsbehörde die Befugnis beigemessen ist, die 
Dauer innerhalb des gesetzlichen Rahmens zu bestimmen, 
so haben wir, glaube ich, was wir brauchen. Eine andere 
Frage ist, ob der jetzige Rahmen von 2 Jahren genügt; 
uns ist er viel zu kurz. Ich will aber diese Frage nicht 
anschneiden. Wenn wir auf diesem Wege bleiben, bringen 
wir nicht zu viel Neues in die demnächst zu erlassende 
Umgestaltung des Strafgesetzbuches hinein. Man sollte 
nicht mehr an dem Alten ändern, als unbedingt notwendig 
ist und nur solche Aenderungen vorschlagen, welche auf 
Grund der gemachten Erfahrung als unbedingt notw^endig 
sich herausgestellt haben. 

Vorsitzender: 

Wünscht noch jemand das Wort? Es ist nicht der 
Fall. Ich Wierde jetzt die Frage stellen: 

1. Soll die Arbeitshausstrafe als Hauptstrafe bei¬ 
behalten werden? — Diejenigen Herren, die diese Frage 
bejahen wollen, bitte ich aufzustehen. — Das ist die grosse 
Mehrheit. 

2. Soll der Richter diese Strafe aussprechen und die 
staatliche Vollzugsgewalt sie vollstrecken? — Die 
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Herren, die dafür sind, bitte ich aufzustehen. — Einstimmig 
angenommen. 

3. Soll der Richter die Dauer dieser Strafe in dem 
Minimalbetrag fixieren oder soll das Urteil in dieser 
Beziehung unbestimmt lauten? — Ich bitte die Herren, 
welche für unbestimmte richterliche Verurteilung sind, 
sich zu erheben. — Das ist die grosse Mehrheit. — 
Angenommen. 

Die Thesen des Freiherrn von der Goltz sind also 
mit folgender Modifikation angenommen: 

a) Die Verhängung von korrektioneller 
Nachhaft ist im künftigen Strafgesetz¬ 
buch beizubehalten und zwar als Haupt¬ 
strafe. 

b) Diese Hauptstrafe ist durch den Richter 
ohne Bestimmung derDauer in derForm 
der Verweisung in das Arbeitshaus aus¬ 
zusprechen und durch die staatliche 
Vollzugsgewalt zu vollstrecken. 

c) Die Dauer bestimmt sich nach dem Er¬ 
messen der dem Arbeitshaus Vorgesetzten 
Aufsichtsbehörde. 

Damit ist auch dieser wichtige Gegenstand erschöpft 
und habe ich nun die einfache Freiheitsentziehung mit 
Ueberwachung der Beschäftigung ohne Arbeitszwang in 
staatlichen Strafanstalten zur Debatte zu stellen, also 
Festungshaft — ich lege keinen Wert auf den Namen. 
Es wird sich also darum handeln, die aistodia honesta in 
grösserem Masse als bisher zum Ausdruck zu bringen. 
Ich will ein Beispiel anfüliren: es handelt sich um Beamten¬ 
beleidigung. Wenn ein Herr, der der besseren Gesellschaft 
angehört, sich eine Beleidigung gegen einen andern geleistet 
hat, einem andern seine Ehre abgeschnitten hat, so erkennt 
der Richter auf Haft oder Geldstrafe. Da wird aber dem 
Betreffenden die Wahl nicht schwer, es wird zur Geld¬ 
strafe gegriffen und die Strafe selbst ist pro nihilo. Wenn 
wir eine custodia honesta hätten, bei welcher es nicht darauf 
ankommt, den Mann zu bessern, für ein Handwerk heran¬ 
zubilden, um ihn zukünftig erwerbsfähig zu machen, sondern 
ihm für eine bestimmte Zeit seine Freiheit zu nehmen, 
wenn man ihn 6 Monate in Haft sperren würde — da 
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würde er seine blauen Wunder erleben auf dem Gebiet 
der Beleidigung; und wenn man ihn ^4 Jahre oder 1 Jahr 
einsperren würde, so würde er sehen, dass das Töten des 
guten Namens einer Person nicht ganz gleichgültig ist, 
dass mit der Ehre des Mitmenschen es sich verhält wie 
mit dem Leben eines Menschen oder annähernd so, und 
die Folge wäre, dass wir einen vollständigen Umschw’ung 
der öffentlichen Meinung auf diesem wichtigen Gebiet 
erleben würden. Jetzt können wir den Mann nicht fassen, 
wir können ihn nicht in das Zuchthaus sperren, nicht in 
das Gefängnis und auch nicht in das Arbeitshaus. 

Das möchte ich ausgesprochen haben, um verständlich 
zu machen, w^eshalb die Frage gestellt ist. Die Frage 
richtet sich darauf, ob man solche custodia honesta als 
eine gegen ehrlose Gesinnung des Handelnden gerichtete 
Strafe, eine solche Freiheitsentziehung mit Beaufsichtigung 
der Beschäftigung zulassen will in grösserem Masse, als 
bisher. Ich stelle den Antrag: „Im Strafgesetzbuch 
hat eine einfache Freiheitsentziehung mit 
Ueberwachung der Beschäftigung und Lebens¬ 
weise und unter Bestimmung eines weit überdie 
„Haft“ hinausgehenden Höchstbetrages Auf¬ 
nahme zu finden“. 

Erster Staatsanwalt Jiinghanns-Konstanz: 

Ich darf wohl den Worten des Herrn Vorsitzenden 
folgendes beifügen: Ich finde das Beispiel der Beleidigung 
sehr passend und möchte namentlich die Beleidigungen 
durch die Presse in Betracht ziehen, bei denen diese Strafe, 
w'o man nicht auf Geldstrafe erkennen will, am passendsten 
W'äre; auch habe ich gedacht — das ist meine Privatansicht — 
an die grosse Zahl von Fahrlässigkeitsvergehen, wenigstens 
w^ahlweise. 

Vorsitzender: 

Ich stelle den vorhin erw^ähnten Antrag zur Ab¬ 
stimmung, w^onach im zukünftigen Strafgesetzbuch eine 
einfache Freiheitsentziehung mit Beaufsichtigung der Be¬ 
schäftigung und der Lebensw^eise und bei Zulässigkeit von 
dem Ermessen der Anstaltsbehörde unterstellter, mit der 
Einrichtung der Anstalten vereinbarter Freiheiten, im Straf¬ 
gesetzbuch Aufnahme finden soll und zw^ar mit einer w'eit 
über die bisherige Haftstrafe hinausgehenden, zulässigen 
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Zeitdauer. — Die Herren, die dafür sind, bitte ich, sich 
zu erheben! — Nahezu einstimmig angenommen. 

Erster Staatsanwalt Junghanns: 

Herr v. Sichart und ich ziehen unsern Antrag zurück! 

Vorsitzender: 

Nun, meine Herren, haben wir soviel geleistet, dass 
wir kaum noch etwas zu tun übrig haben. Wir könnten 
noch in verschiedene Details eintreten, wie es mit der Zeit¬ 
dauer der einzelnen Freiheitsstrafen besteht und dergl.; 
ich glaube aber, wir können das und alles andere bei der 
nächsten Tagung erledigen. Das Fundament haben wir 
gelegt und aut Grund dieses können wir dann Weiter¬ 
arbeiten. Sind die Herren einverstanden? (Zustimmung!) 
Dann schliesse ich die Verhandlung über diesen Gegenstand. 

Geh. Oberregierungsrat Dr. Krohne: 

Meine Herren! Als wir heute in unsere Verhandlungen 
eintraten, ich glaube, da ist manchem unter uns, dem sonst 
nicht gerade sehr bänglich ist, doch etwas unbehaglich 
zu Mute geworden und mancher hat sich gefragt: wird 
es gehen oder nicht gehen? Ich will gestehen, ich habe 
mich zu denjenigen gerechnet, denen es sehr bange war. 
Meine Herren! Dass wir erreichten, was wir wirklich er¬ 
reicht haben, dass wir so einmütiglich und friedlich und 
sicher zusammengestanden haben und dass es uns gelungen 
ist, dasjenige, was wir aus unserer reichen Erfahrung 
heraus als richtig anerkannt haben, zum Ausdruck zu 
bringen, meine Herren, das verdanken wir wesentlich der 
ganz ausserordentlich geschickten Leitung unseres Herrn 
Präsidenten, in dessen Händen wir alle miteinander ge¬ 
wesen sind wie weiches Wachs (Heiterkeit)! Wohin hat 
er uns gebracht! Wie soll ich sagen? — die bestimmtest 
ausgesprochenen Wünsche und Anträge u. s. w., er hat sie 
gedreht, er hat sie formuliert und schliesslich sagt jeder 
von uns: was der Herr Präsident sagt, wollte ich eigentlich 
auch (Heiterkeit) — und es haben alle zugestimmt. Nehmen 
Sie unsern aufrichtigsten Dank, Herr Präsident, für die 
grosse Liebenswürdigkeit, mit der Sie die Versammlung 
geleitet haben! Sie seh^n, wir sind Anstaltszöglinge, die 
auch ans Anstaluleben gewöhnt sind und immer der Leitung 
des guten Direktors gern und willig folgen und wenn wir 
aus der Anstalt entlassen werden, auch sagen: Nicht 
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wahr, wenn wir Ihnen wieder begegnen auf der Strasse, 
dürfen wir Sie auch grüssen und uns bedanken für die 
Behandlung. (Heiterkeit und Beifall.) 

Vorsitzender: 

Meine hochgeehrten Herren! Das Bild, das zuletzt 
von Herrn Geh. Rat Krohne gebraucht worden ist, möchte 
ich eigentlich umdrehen. Nach unsern Statuten, nach der 
Verfassung des Vereins, ist die Anstalt, im Grunde ge¬ 
nommen, der Ausschuss — und der Vorsitzende ist der 
dieser Anstalt unterstellte Zögling. Es ist doch eigentlich 
80 , wie ich früher mir zu bemerken erlaubt habe und mit 
grossem Dank zu betonen gestattete, dass der Vorsitzende 
an dem zarten Gängelband des Ausschusses geführt wird 
und er in der Sitzung nur dasjenige, was der Ausschuss 
beschlossen hat, und die Thesen, die er aufgestellt hat, zur 
Verhandlung und Abstimmung bringt — und dabei hat er 
sich eben an Unterordnung zu gewöhnen, damit er keine 
Störung in den Haushalt bringt (Heiterkeit). Nun haben 
Sie heute eine Art Emanzipation vollzogen, indem Sie mir 
die Flügel wachsen Hessen und mich, wenn es zweifelhaft 
aussah — so ein Professor hat eben einen Kopf für sich — 
von dem meinigen Gebrauch machen Hessen, was mich 
ausserordentlich freute. Ich kann nicht verhehlen: auch 
ich habe vor dem Ergebnis gebangt. Es war mir klar 
die Tragweite der Sache und die Unübersehbarkeit der 
Verhandlung; nur das eine wusste ich, dass ich in Gesell¬ 
schaft trefflicher Männer mich befand, welche ihr Augen¬ 
merk nur auf die Sache gerichtet haben und welche sich 
mit dem Schatz ihrer reichen Erfahrung und ihres Wissens 
an der Debatte unzweifelhaft beteiligen wollten und bei 
denen die Tendenz, in glänzenden Vorträgen zum Fenster 
hinaus zu reden und ihren Kopf durchzusetzen, nicht mit¬ 
sprach. Diese Versicherung hat mir auch den Mut ge¬ 
geben, mich in der relativen Freiheit zu bewegen, die mir 
der Ausschuss gelassen hatte und dass Sie so freundlich 
waren, mir die zu lassen, verpflichtet mich zu lebhaftem 
Danke. Sie haben mir eine Ehrung erwiesen, die ich bis 
an mein Lebensende nicht bloss ira Gedächtnis, sondern 
im Herzen haben werde. Da wir noch nicht scheiden, 
sage ich noch nicht Lebewohl, aber ich darf mit Beziehung 
auf unsere Versammlung jetzt schon den Schluss ziehen, 
dass sie gelungen sei und ich darf daran die Hoffnung 
knüpfen, dass Sie alle dieser Versammlung eine gute Er¬ 
innerung bewahren werden. (Beifall!) 
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Regieriingsrat Dr. v. Engelberg: 

Meine Herren! Ehe wir aus der Versammlung scheiden, 
muss ich Sie statutengemäss noch darüber benachrichtigen, 
wo der Vereinsausschuss die nächste Versammlung abzu- 
halten gedenkt. Ich habe in Anbetracht dessen, dass 
bereits früher die Königl. Sächsische Regierung die Liebens¬ 
würdigkeit gehabt hat, eine Aufnahme unsererseits in 
Aussicht zu stellen, mich im Laufe des Jalires in Ver¬ 
bindung mit den massgebenden Kreisen gesetzt und habe 
in einem Schreiben vom 5. Januar ds. Js. die Auskunft 
von dem Königl. Ministerium des Innern in Dresden erhalten, 
dass die Ausführung unserer Absicht, in Sachsen zu tagen, 
seitens des Ministeiiums in wolilwollender Weise geprüft 
worden ist und dass dasselbe unsere Versammlung zu 
unterstützen gerne bereit sein wird. 

Es ist ferner in den letzten Tagen vor der Ver¬ 
sammlung eine Einladung seitens der Königl. Preussischen 
Regierung eingetroffen, indem Herr Geheimerat Dr. Krohne 
die Liebenswürdigkeit gehabt hat, mir initzuteilen, dass 
wir auch in Preussen und zwar in Köln das nächste Mal 
willkommen sein wx^rden. Ich habe, da die Verhandlungen 
mit der Königl. Sächsischen Regierung bereits abgeschlossen 
waren und nur noch von der onizidlen Einladung abhingim. 
unter dem Ausdruck des aufrichtigsten und verbindlichsten 
Dankes an Herrn Geheimerat Dr. Krohne erwidert, dass 
wir zunächst die definitive Entschlii ssung der Königl. 
Sächsischen Regierung abzuwarten haben. 


Geh. Regierungsrat Dr. Gelbhaar-Dresdeii: 

Meine Herren! Es w ird der Sächsischen Regierung, 
wie ich zu erklären ermächtigt bin, die in Aussicht ge¬ 
nommene Abhaltung der nächsten Versammlung des Vereins 
der Deutschen Strafanstaltsheamten in Dresden zur Ehre 
und besonderen Freude gereichen und ich darf Sie ver¬ 
sichern, dass die Sächsische Regierung, was an ihr liegt, 
zum Gelingen der Versammlung bereitwilligst beitragen 
wird. (Beifall.) 

Regierungsrat Dr. v. Engelberg: 

Meine Herren! Es erübrigt nur noch; die Zeit der 
nächsten Versammlung zu bestimmen. Mit Rücksicht auf 
die ganze Lage der Gesetzgebung möchte ich vorschlagen, 
in 2 Jahren wieder zusammenzukommen. Sind die Herren 
einverstanden ? (Zustimmung.) 

15 * 


Digitized by 


Google 


J 







— 228 


Dann bleibt mir noch übrig, der Eönigl. Sächsischen 
Regierung unseren Dank auszusprechen für das Entgegen¬ 
kommen, welches sie uns bezeigt hat. 

Vorsitzender: 

Ich schliesse die Versammlung. 

(Schluss: Nachmittags 3 Uhr.) 
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Personalnachrichten. 


Ehrenmitgrlieder. 

von Jagemann, Dr., Exzellenz, ausserordentlicher Gesandter und 
bevollmächtigter Minister, Wirklicher Geheimerat in Berlin, auf 
Ansuchen in den Ruhestand getreten und zum ordentlichen 
Honorarprofessor an der Universität Heidelberg ernannt; ferner 
das Grosskreuz des Badischen Ordens Berthold des Ersten 
sowie den Königl. Preussischen Roten Adlerorden I. Klasse 
verliehen. 

Zu Ehrenmitgliedern wurden ernannt: 

von Breitling, Dr., Exzellenz, Königl. Württ. Ministerpräsident 
und Staatsminister der Justiz in Stuttgart. 

V. d. Goltz, Freiherr Wirkl. Geheimer Oberregierungsrat, Präsident 
des Kaiserl. Rats in Strassburg. 

von Köstlin, Gefängnisdirektor a. D. in Stuttgart. 

vonLeonrod, Freiherr, Dr., Exzellenz, Staats- und Justizminister in 
München. 

Wach, Dr., Geheimerat und Universitätsprofessor in Leipzig. 

Wirth, Dr., Geh. Justizrat, Strafanstaltsdirekter in Plötzeusee. 


Ausschussmitglieder. 

A p p e M u 8, Dr., Kammergeriehtsrat in Berlin infolge Austritts aus 
dem Verein ausgeschieden. 


Vereinsmitsrlieder. 

Baden. 

Ordensauszeichnung wurde verliehen: 

von Engelberg, Dr., Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor in Mann¬ 
heim, das Ritterkreuz I. Klasse des Königl. Württ. Friedrichs¬ 
ordens. 


Ernannt wurde: 

Hübsch, Geheimerat, Ministerialdirektor im Ministerium der Justiz 
in Karlsruhe von der juristischen Fakultät Heidelberg zum 
Ehrendoktor. 
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Bayern. 

Ordensauszeichnungen wurden verliehen: 

Baumgärtl, Ministerialrat im Staatsministeriuin der Justiz in 
München der König!. Bayr. Verdienstorden vom hl. Michael 
III. Klasse. 

Brun CO, Königl. Pfarrer und Hausgeistlicher am Zellengefän^is 
Nürnberg derselbe Orden IV. Klasse. 

Verliehen wurden: 

Fleck, kath. Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Lichtenau. 

Triebswetter, kath. Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt 
Amberg der Titel Königlicher Pfarrer. 

Ernannt wurden: 

Birett, I. Direktor der Strafanstalt Straubing und 

Deyrer, Direktor der Gefangenanstalt Amberg zu Regierungsräten. 

Haggemiller, rechtik. Funktionär an der Gefangenanstalt Lichtenau 
zum Strafanstaltsassessor daselbst. 

Jacob, Assessor an der Strafanstalt und dem Arbeitshaus Kaisers¬ 
lautern zum Direktor dieser Anstalten. 

Scherer, Assessor an der Strafanstalt Straubing zum 2. Direktor 
an dieser Anstalt. 

Schröder, rechtsk. Funktionär an der Gefangenanstalt Zweibrücken 
zum Assessor an der Strafanstalt und dem Arbeitshaus Kaisers¬ 
lautern. 


Versetzt wurde: 

Dollacker, Direktor an der Strafanstalt und dem Arbeitshaus 
Kaiserslautern in gleicher Eigenschaft an das Zuchthaus 
Wasserburg. 

Bremen. 

Ernannt wurde: 

Fliegenschmidt, bisher Strafanstaltsdirektor in Wehlheiden zum 
Strafanstaltsdirektor in Oslebshausen. 

Eisass - Lothringen. 

Ernannt wurde: 

Brinkmann, Gefängnisinspektor in Ensisheim zum Oberinspektor. 

Gestorben sind: 

Recktenwald, Oefängnisinspeklor in Metz, zuletzt Gefängnis¬ 
vorsteher in Zab«‘rn. 

Thiele, Gefängnisoberinspektor und Vorsteher in Zabern. 

Preussen. 

Berufen wurde: 

Finger, ordentlicher Professor der Rechte an der Universität Würz¬ 
burg an jeno in Halle. 
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Ernannt wurden: 

Grusen, Dr. jur., Eönigl. Preuss. Amtsrichter, zuletzt Professor der 
Gefängniswissenschaft und Beirat für Gefängniswesen im Kais. 
Jap. Ministerium des Innern in Tokio zum Kaiserlich Deutschen 
Oberrichter in Tsingtau-Kiautschou. 

Denzner, Oberinspektor am Strafgefängnis Plötzensee, zum Direktor 
des Stadtvoigteigefängnisses in Berlin. 

Schröder, Sekretär am Strafgefängnis Plötzensee zum Inspektor 
am Strafgefängnis Tegel. 

Versetzt wurden: 

Sauer, Direktor des Untersuchungsgefängnisses Moabit in gleicher 
Eigenschaft an das Strafgefängnis Plötzensee. 

W a 1 d o w, Pfarrer, Hausgeistlicher am Strafgefängnis Plötzensee in 
gleicher Eigenschaft an das Stadtvoigteigefängnis in Berlin. 

In Ruhestand getreten ist: 

Wirth, Dr., Geh. Justizrat, Direktor am Strafgefängnis Plötzensee. 

Sachsen (Königreich). 

Ordensauszeichnung wurde verliehen: 

Mühlhausen, Direktor der Gefangenanstalt Chemnitz das Ritter¬ 
kreuz des Königl. Sächs. Albrechtordens. 

Versetzt wurde: 

Tränkner, Anstaltsinspektor in Sachsenburg in gleicher Eigenschaft 
nach Waldheim. 


Eingetreten. 

Baden« 

Arnold, Stadtpfarrer, evang. Hausgeistlicher am polizeil. Arbeits¬ 
haus Kislau, wohnhaft in Wiesloch. 

Baumeister, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher am Männerzuchthaus 
Bruchsal. 

Berger, Johanna, Hauslehrerin an der Weiberstrafanstalt Bruchsal. 

Gau pp, Dr., Privatdozent der Medizin an der Universität Heidelberg. 

Haager, Referendär, Hilfsarbeiter am Landesgefängnis Frei bürg. 

Kapferer, Strafanstaltsbuchhalter in Bruchsal. 

Lewin, Dr., Stadt- und Bezirksrabbiner, Israel. Hausgeistlicher am 
Landesgefängnis Freiburg. 

Mayer, Grossh. Oberamtsrichter, Vorsitzender des Aufsichtsrats am 
Männerzuchthaus Bruchsal. 

Rübenacker, Hauslehrer an dieser Anstalt. 

Schick, Grossh. Strafanstaltsverwalter in Bruchsal. 

Schmidt, Richard, Dr., Geh. Hofrat, Professor des Strafrechts an 
der Universität Freiburg. 

Zahn, Buchhalter am polizeil. Arbeitshaus Kislau. 
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Bayern« 

Beck, Dr, Medizinalrat, Hausarzt am Arbeitshaus Rebdorf in 
Eichstätt. 

Dist 1er, Königl. Militärpfarrer, kath. Hausgeistlicher am Arbeits¬ 
haus St. Georgen. 

von Dreer, Eönigl. Assessor an der Gefangenanstalt Nieder¬ 
schönenfeld. 

Götz, Sfadtvikar, funkt, protestantischer Hausgeistlicher am Zuchthaus 
Würzburg. 

Gossmann, Dr., Königl. Bezirksarzt an der Gefangenanstalt 
St. Georgen-Bayreuth und am Arbeitshaus St. Georgen. 
König, Anna, Hauslehrerin an der Strafanstalt Sulzbach. 

L e c h n e r, Hauslehrer an der Gefangenanstalt St. Georgen-Bayreuth. 
Mausser Barbara, Hauslehrerin am Arbeitshaus St. Georgen. 
Munsch, Rechtspraktikant an der Gefangenanstalt Laufen. 
Nützel, Strafanstaltsbuchhalter am Zuchthaus Würzburg. 
Rebhaun, Kgl. Pfarrer, kath. Hausgeistlicher an der Gefangen- 
anstalt St. Georgen-Bayreuth. 

Roth, Dr , Hausarzt an der Strafanstalt Kaiserslautern. 

St Öhr, Hauslehrer an d*T Gefangenanstalt Laufen. 

Weigand, Dr, Rechtspraktikant an der Gefangenanatalt Amberg. 
Weindel, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Niederschönenfeld. 

Bremen. 

Bruckmeyer, Dr., Anstaltsarzt an der Strafanstalt Oslebshausen. 
Fies, Lehrer an dieser Anstalt. 

Kölle, Inspektor an dieser Anstalt. 

Müller, Pastor, evang. Hausgeistlicher an dieser Anstalt. 
Schumacher, Kassenbeamter an dieser Anstalt. 

Zoglowek, Inspektor an dieser Anstalt. 

Elsass-Lothringen. 

Bauer, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher am Landesarbeitshaus 
Pfalzburg. 

Bour, kath. Gefängnisgeistlicher in Metz. 

Braun, Gefängnis-Inspektor am Landesarbeitshaus Pfalzburg, 
von Georgii-Georgenau, Leutnant a. D., Gefängnis-Inspektor 
in Metz. 

Kuhlmann, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Zabem. 
von Lieb enstein, Freiherr, Kais Geh. Regierungsrat, Vorstand 
der Gefängiiisrerwaltung im Ministerium für Elsass-Lothringen 
in Strass bürg. 

Mauroch, Polizeirat, Stellv. Direktor am Gefängnis Mülhausen. 
Winter, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Hagenau. 

Hamburg« 

Rösing, Dr., Hilfsarzt am Zentralgefängnis Fuhlsbüttel. 

Waas er, Inspektor am Untersuchungsgefäng^iis Hamburg. 
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Hessen. 

Es eher, Lehrer am Gefängnis und Provinzialarresthaus Darmstadt, 
von Hessert, Oberstaatsanwalt, Vorstand des Gefängnisses und 
Provinzialarresthauses Darmstadt. 

Klingle, Arrest haus Verwalter in Mainz. 

Lang, Gefängnisverwalter in Mainz. 

Mainz, Gr. Arresthausverwaltung. 

Muth, Gefängnisverwalter in Darmstadt. 

Schwan, Dr., Kreisassistenzarzt, Anstaltsarzt a^n Gefängnis Darmstadt. 
Walter, Oberleutnant a D., Provinzialarresth aus Verwalter in Darmstadt. 
Weissgerber, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Arbeitshaus 
Dieburg. 


Lübeck. 

Boy, Rendant des Werk- und Zuchthauses zu St. Annen. 

Lütge, Pastor, Anstaltsgeistlicher an derselben Anstalt. 
Tegtmeyer, Pastor, Anstaltsgeistlicher beim Marstall- und Unter¬ 
suchungsgefängnis. 

Velhagen, Amtsrichter a. D., Rat am Polizeiamt und Dezernent 
für das Gefängniswesen. 

Mecklenburg-Strelitz. 

Strelitz (Alt), Strafanstalt. 


Preussen. 

B a a s n e r, Anstaltssekretär an der Provinzialbesserungsanstalt Tapiau. 
von Baudissin, Graf, Oberinspektor, Strafanstaltsvorsteher in 
Lüneburg. 

Bengert, Gefängnis- und Hospitalgeistlicher in Koblenz. 
Benninghausen, Provinzialarbeitshaus 
Bergmann, Oberinspektor am Zentralgefängnis Wronke. 
Bernards, Lehrer an der Rhein. Provinzialarbeitsanstalt Brauweiler. 
Bi eh 1er, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Gefängnis Oels. 
von Biesen, Direktor der Arbeits- und Landarmenanstalt Gross- 
Salze. 

Bleek, Gefängnisinspektor in Köslin. 

Bodet, Dr., Anstaltsarzt an der Rhein. Provinzialarbeitsanstalt 
Brauweiler. 

von Böhm. Oberinspektor, Vorsteher des Gefängnisses Hamm, 
von Bredow, Oberleutnant a. D., Inspektionsgehilfe am Unter¬ 
suchungsgefängnis Berlin-Altinoabit. 

Budezinski, Gefängnisinspektor am Zentralgefängnis Gollnow. 
Classen, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Düsseldorf. 

Clodius, I. Staatsanwalt am Königl. Landgericht Oppeln. 

Conrad, Lehrer an der Strafanstalt Rendsburg. 

Döricht, Strafanstaltsvorsteher in Delitzsch. 
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Dommes, Oberleutnant a. D., Strafanstaltssekretär in Kassel-Wehl¬ 
heiden. 

Dorow, Oberpfarrer, Anstaltsgeistlicher am Arbeitshaus Rummels- 
burg. 

Dortmund, Gefängnishilfsverein. 

Fleischhauer, Inspektor des Landgerichtsgefängnisses Kassel. 
Freybe, Superintendent, Anstaltsgeistlicher an der Provinzial-, 
Korrektions- und Landarmenanstatt Wunstorf. 

Frey er, Dr., Geh. Medizinalrat, Anstaltsarzt in Naugard. 

Fricke, Hilfsarbeiter am Gefängnis Bonn. 

Frö.mling, Inspektor am Gerichtsgefängnis Hannover. 

Gallewski, Dr., Assistenzarzt am Arbeitshaus Rummclsburg 
Ganse, Erzpriester, Anstaltsgeistlicher in Waldenburg. 

Geis 1er, Inspektor am Strafgefängnis Breslau. 

Gehrke, Insp.-Assistent am Zentralgefängnis Wronke. 

Glatzel, Anstaltslehrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Götze, Pfarrer, Hausgeistlicher am Straf gef ängnis Preungesheim. 
Goldschmidt, Inspektor am Gefängnis Bonn. 

Gosche, Direktor des Arbeitshauses Rummelsburg. 

Grawe, Inspektor an der Strafanstalt Rendsburg. 

Gr et zier, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Grodzicki, Pfarrer am Strafgefängnis Breslau. 

Grün au, Inspektor an der Strafanstalt Moabit. 

Härtel, Oberstadtsekretär in Dortmund. 

Hahn, Strafanstaltsdirektor in Wartenburg. 

Hamilton, von, Gefängnisdirektor in Beuthen. 

Hardeland, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher in Lüneburg. 

Harling, von, Hauptmann a. D., Direktor des Provinzialwerkhauses 
Moringen. 

Havemann, Dr., Oberarzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 
Hein, Strafanstaltsinspektor in Sonnenburg. 

Hentschel, Insp.-Assistent am Zentralgefängnis Wronke. 

Heyn. Staatsanwalt in Breslau. 

Hickmann, Dr., Gerichtsassessor am Königl. Amtsgericht Wronke. 
Hirsch, Pfarrer am Untersuchungsgefängnis Berlin. 

Hoene, Gefängnisgeistlicher in Essen. 

Hoffmann, Oberin an der Prov.-Besserungsanstalt Tapiau. 

H 0 11 s t e i n, Gefängnisinspektor in Kiel. 

Hoppe, Dr., Anstaltsarzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 
Hülsberg, Strafanstaltsdirektor in Wohlau. 
von Jaraczewski. I. Staatsanwalt am Landgericht Oels. 
von Jarotzky, Strafanstaltsdirektor in Sonnenburg. 

I s e r m e y e r, Pastor, evang. Hausgeistlicher an der Prov.-, Korrektions¬ 
und Landarroenanstalt Himmelsthür. 

Kemner, Inspektor am Gefängnis Elberfeld. 
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Kempe, Inspektor der Prov.-, Besserungs- und Landarmenanstalt 
Könitz. 

Klein, Lehrer an der Rhein. Prov.-Arbeitsanstalt Braiiw imIct. 
Kollath, Dr., Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Gollnow. 

Köpp, Pastor, evang. Hausgeistlicher an der Strafanstalt Delitzsch. 
Kor sek, Insp.-Assistent am Zentralgefängnis Wronke. 

Krakow, Dr., Anstaltsarzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 
Kramaschke, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Krinke, Hilfsarbeiter an der Strafanstalt Insterburg. 

Krüger, Gerichtsassessor in Schneidemühl. 

Langer, Staatsanwalt am Königl. Landgericht Gels. 

Langer, Hauptmann a. D., Inspektor am Strafgefängnis Plötzensee. 
Lemcke, Pastor an der Strafanstalt Moabit. 

Leppmann, Dr., Fritz, Arzt an derselben Anstalt. 

Loh mann, Strafanstaltsdirektor in Wittlich. 

Lukowski, kath. Pfarrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Lympius, Pastor am Strafgefängnis Breslau. 

Mang, Strafanstaltsinspektor in Lüneburg. 

Matz, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Zentralgefängnis Grdliiow. 
Mess er Schmidt, Inspektor an der Strafanstalt Instcrlmrg. 
Mevius, Pastor, Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt Sagan. 
Migula, Hauptmann a. D., Gefängnisdirektor in Preung(*sheini. 
Minning, Anstaltslehrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Müller, Inspektor an der Strafanstalt Ratibor. 
von Mülverstedt, Staatsanwalt a. D., Direktor des Zentral¬ 
gefängnisses Bochum. 

Nave, Pastor, kath. Anstaltsgeistlicher in Hameln. 

Nendzig, Inspektor an der Strafanstalt Ratibor. 

Neunast, Gefängnisdirektor in Danzig. 

N icolai, Oberleutnant a. D., Strafanstaltsassistent in Kassel-Wehl¬ 
heiden. 

Nikel, Pfarrer, kath. Hausgeistlicher am Strafgefängnis Plötzensee. 
Pape, Kuratus an der Prov.-Besserungs- und Landarnunanstalt 
Könitz. 

Passarge, Inspektor an der Strafanstalt Insterburg. 

Paulisch, Oberin.'^pektor, Vorsteher der Landarmen-und Koii igenden- 
anstalt Landsberg. 

Philipp, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Pin off, I. Staatsanwalt am Königl. Landgericht Stettin. 
Poppendieck,!. Staatsanwalt am Königl. Landgericht Seliiu‘i(hnnühl. 
Preussisch-Stargard, Fürsorgeverein für entlassein* Grfangiiie. 
Puppe, Dr., Professor, Gerichts- und Gefängnisarzt in Krniigshcrg. 
Rautenberger, Gefängnisinspektor in Pr. Stargard. 

Raykowski, Strafanstaltsdirektor in Lichten bürg. 

R e i m a n n, Inspektor an der Strafanstalt Ratibor. 
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Roeike, Dr, Oberarzt, Hausarzt am Arbeitshaus Kummelsbur^. 
Rohs, I. Staatsanwalt am Königl. Landgericht Hagen. 

Rosinski, Dr, Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Wronke. 

Rüstow, Direktor an derselben Anstalt. 

San et t, evang. Pfarrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Sass, Strafanstaltsinspektor in Sonnenburg. 

Sauer, Direktor am Untersuchungsgefängnis in Berlin. 

Schaumann, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Moringen. 

Schmidt, Rendant, Strafanstaltsinspektor in Lüneburg. 

Schneider, Lehrer am Strafgefängnis Plötzensee. 

Schräder, Gefängnisinspektor in Hannover. 

Schröter, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Schueideinühl. 

Schwartz, Sekretär an der Strafanstalt Insterburg. 

Schultz, Direktor des Arbeits- und Landarmenhauses Bojanowo. 
Schultze, Dr., Staatsanwalt in Memel. 

Schweigger, I. Staatsanwalt am Königl. Landgericht Könitz. 
Seibt, Pastor prim., Anstaltsgeistlicher in Waldenburg. 

Siebert, Dr., Gerichtsassessor in Schneidemühl. 

Staffhorst, Dr., Medizinalrat, Anstaltsarzt am Gefängnis Oels. 
Stechow, I. Staatsanwalt am Königl. Landgericht Schneidemühl. 
Steger, Dr., Kreisarzt, Gefängnisarzt in Thorn. 

Symanski, Gefängnisinspektor in Düsseldorf-Derendorf. 
Thiermann, Hauptmann a. D., Direktor der Prov.-, Korrektions- und 
Landarmenanstait Himmelsthür. 

Traut mann, Strafanstaltsinspektor in Surbrodt. 

Warn eck, Strafanstaltsinspektor in Sonnenburg. 

Wich mann, Leutnant a. D., Inspektions-Assistent am Untersuchungs¬ 
gefängnis Berlin-Altmoabit. 

Wilm, Strafanstaltsgeistlicher in Sonnenburg. 

Wolff, Vorsteher des Arbeits- und Landarmenhauscs Fraustadt. 
Zechlin, Strafanstaltsinspektor in Wohlau. 

Zimmer in ann, Oberinspektor, Strafanstaltsvorsteher in Ziegenhaia. 

Sachsen. 

Auerswald, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheim, 
von Beringe, Anstaltsinspektionsassistent in Waldheim. 

Böttcher, Anstaltsarzt und Anstaltsbezirksarzt in Hohnstein. 
Friedlein, Pfarrer, evang. Geistlicher bei der Gefangenanstait. 
Dresden. 

Ge 1 b k e, Dr., Medizinalrat, Anstaltsbezirksarzt an der Gefangenanstalt 
Chemnitz. 

Glauning, Inspektionsassistent an der Strafanstalt Hoheneck. 
Grohmann, Anstaltspfarrer an derselben Anstalt. 

Haupt, Pastor, Hilfsgeistlicher an der Gefangenanstalt Dresden. 
Kirchhof, Katechet an der Strafanstalt Hoheneck. 
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Möbius, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Müller, Pfarrör, kath. Geistlicher an der Gefangenanstalt Chemnitz. 
Neuhof, Anstaltsgeistlicher in Sachsenburg. 

Noack, Anstaltskatechet in Waldheim. 

Palazko, Anstaltspfarrer in Hohnstein. 

von Schönberg, Anstaltsoberinspektor an der Strafanstalt Hoheneck. 
Schubert, AWaltsinspektor an derselben Anstalt. 

Wacker, Pastor, evang. Geistlicher an der Gefangenanstalt Chemnitz. 
Weber, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheim. 

W e i g a n d t, Anstaltsinspektor in Sachsenburg. 

Winter, Kantor, Oberlehrer an der Gefangenanstalt Chemnitz. 
Zezschwitz, Anstaltsinspektor in Waldheim. 

Zuckerschwerdt, Pastor, Austaltsgeistlicher daselbst. 

Sachsen - Weimar. 

Keys er, Major a. D., Direktor des Arbeitshauses Eisenach. 
Sachsen-Meiningen. 

A m b r 0 n n, Geh. Regierungsrat und vortr. Rat im Staatsministerium 
in Meiningen. 

Deusing, Direktor des Zuchthauses Untermassfeld. 

Württemberg. 

Bert sch, Inspektor am Zellengefängnis Heilbronn. 

CI es8, Dr., prakt. Arzt, stellv. Gefängnisarzt in Stuttgart. 

Falch, Oberregierungsrat in Stuttgart 

Frank, Dr., Professor der Rechte an der Universität Tübingen. 
Guter, Buchhalter am Zellengefängnis Heilbronn. 

Kalb, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Stuttgart. 

Kälber, Justizreferendar in Rottenburg. 

Pfeilsticker, Dr., Oberamtsarzt, Hausarzt an der Weiberstraf¬ 
anstalt Gotteszell. 

Röcker, Landgerichtsrat, Kanzlei direkter des Königl. Justizmini¬ 
steriums in Stuttgart. 

Rothmaier, Buchhalter am Landesgefängnis Hall. 

Scheu, Inspektor an dieser Anstalt. 

Wieland, Buchhalter am Zellengefängnis Heilbronn. 

Oesterreich. 

Heilingötter, k. k. Oberleutnant, Strafanstaltsadjunkt in Stein. 
Hora, Joroslav, k. k. Leutnant, Kontrolor an der Strafanstalt Graz. 
Lachmayer, k. k. Strafanstaltsverwalter in Mürau. 

Lang, k. k. Direktor der Landeszwangsarbeits- und Besserungs¬ 
anstalt zu Messendorf. 

Müller, k. k. Strafanstaltsadjunkt in Karthaus. 

Nowak, k. k. Strafanstaltsverwalter ebenda. 
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Oels, Oberleutnant, k. k. Strafanstalts-Kontrolor ebenda. 

Pelko, k. k. Verwalter an der Strafanstalt Capodistria. 

Peschek, k. k. Kontrolor ebenda. 

Rimsa, Wenzl, k. k. Inspektor der Weiberstrafanstalt Repy. 

Wien, k. k. Oberstaatsanwaltschaft. 

ZÄvodny, k. k. Direktor der Landeszwangsarbeitsanstalt in Prag. 

Ungarn« 

Eisenbacher, Franz, Dr., Hausarzt bei der Landesstrafanstalt 
Lepoglava. 

Gedeon, Emil, Königl. Direktor der Landesstrafanstalt Sopron. 
Glina, Königl. Direktion der Landesbesserungsanstalt. 

K o ni p o 11 i, Adolf J., Königl. Verwalter der Landesstrafanstalt Sopron. 
Koscec, Mirko, Königl. Gerichtsadjunkt an der Landesstrafanstalt 
Lepoglava. 

Kostic, Milan, Dr., Königl. Gerichtsadjunkt an derselben Anstalt. 
Meiser, Königl. Direktor des Distriktskerkers und des StaatsgefRng- 
nisscs Szeged. 

Miletic, Johann, röra. kath. Hau.sgeistlicher an der Landesstraf> 
anstalc Lepoglava. 

Ogorelica, Nicola, Dr., Königl. Direktor an derselben Anstalt. 

Rosner, Ludwig, Königl. Offizial an der Landesstrafanstalt Sopron. 
Sa dar, Ivan, Königl. Verwalter der Landesstrafanstalt Mitrowitz. 

Ausgetreten. 

Baden. 

Fuchs, Dr., Grossh. Oberamtsrichter in Karlsruhe. 

Braunschweig. 

von Praun, Herzogi. Staatsanwalt beim Landgericht Braunschweig. 

Elsass-Lothringen. 

Brenke, Gefängnisinspektor in Mühlhausen. 

Preusseu. 

Appelius, Dr., Kammergerichtsrat in Berlin. 

Berner, Dr., Geh. Justizrat, Professor an der UniversitÄt Berlin. 
Frankfurt a. O., I. Staatsanwalt am Landgericht. 

Oesterreich. 

Wien, k. k. Oberlandesgerichtspräsidium. 
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Zur Deportationufrage. 

Von Professor Dr. jur. Felix Friedrich Bruck-Breslau. 


Der Direktor des Fuhlsbütteler Zentralgefängnisses, 
Herr Dr. Gennat, hat in seinem Gutachten für die Ver¬ 
einsversammlung in Stuttgart 1903 (abgedruckt in „Blätter 
für Gefängniskunde“, Band 37 Seite 1 ff.) auch die Depor¬ 
tationsfrage berührt und sich in einem die Deportation 
ablehnenden Sinne geäussert. Wenn auch seine Aus¬ 
führungen a. a. O. S. 31, 32 nirgends tiefer auf das Wesen 
und die Bedeutung der Deportation in kriminal-, sozial- 
und kolonialpolitiscber Hinsicht eingehen und seine Be¬ 
denken bereits in verschiedenen Schriften, die ich der 
Deportationsfrage gewidmet habe, ihre eingehende Wider¬ 
legung gefunden haben, so fühle ich mich doch veranlasst, 
gerade in dieser Zeitschrift auf den von der Deportations¬ 
frage handelnden Exkurs näher einzugehen, weil die Art, 
wie Gennat diese wichtige Frage abtut, bei einem grossen 
Teile seiner Kollegen die übliche geworden ist. Die 
Gegnerschaft setzt sich hauptsächlich aus höheren Straf- 
anstalts- und Justizbeamten, sowie aus Geistlichen zusammen, 
die alle besonders in den Versammlungen der provinziellen 
Gefängnisvereine in Sachen der Deportation das Wort 
führen. Einzelne von ihnen, besonders die höheren Straf¬ 
anstaltsbeamten , können wohl in Fragen des binnen¬ 
ländischen Strafvollzuges, nicht aber in Sachen der Depor¬ 
tation ohne weiteres als Sachverständige angesehen werden. 
Gewöhnlich wird in diesen Versammlungen die Deportations¬ 
frage mit einem allgemeinen Räsonnement abgetan, nach¬ 
dem der Hauptredner irgend eine Schwierigkeit, 
die sich, wie bei allen Strafmitteln, so auch bei der 

1 * 
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Deportation einstellen könnte, als ein unüberwind¬ 
liches Hindernis hingestellt hat. Alsdann wird nach 
einer kurzen Debatte der ablehnende Standpunkt meist 
mit Stimmeneinhelligkeit zum Ausdruck gebracht. Die 
Versammlung spricht entweder ihr Verdammungsurteil über 
die Deportation aus oder sie erreicht denselben Zweck 
dadurch, dass sie, wie dies z. B. Gennat tut, die Frage 
zur Zeit für noch nicht spruchreif erklärt oder 
gar den nichtssagenden Satz annimmt, dass der Verein 
als solcher keine Veranlassung habe, näher auf die Depor¬ 
tation einzugehen. Solche Kundgebungen, so unbegründet 
sie auch dem Kenner erscheinen, vermögen doch, wenn 
sie durch die politische Presse Verbreitung finden, der 
guten Sache zu schaden, indem sie die öffentliche Meinung, 
auf die bei der bekannten Abneigung der leitenden bureau- 
kratischen Kreise gegen die Deportation nicht verzichtet 
werden kann, nachteilig zu beeinflussen vermögen. 

Es soll deshalb hier an einem Beispiele die Bedeutungs¬ 
losigkeit derartiger Angriffe nachgewiesen werden. 

Von vornherein erklärt Gennat, „dass er die ein¬ 
schlägige Literatur zum grossen Teile kenne, dass er ins¬ 
besondere sämtliche Schriften Brucks gelesen habe, dass 
er ihm aber nur soviel zuzugeben vermöge, dass einige 
unserer Schutzgebiete ganz oder teilweise ein auch dem 
körperlich schwer arbeitenden Europäer zuträgliches Klima 
haben“. Gleichwohl lehnt Gennat die Einführung 
der Deportation ab, weil „deren Zweckmässigkeit stark 
bestreitbar und bestritten ist“. Hören wir nun die Be¬ 
gründung : 

„Versuche im Kleinen“, sagt er, „haben keinen Zweck 
und zu solchen im Grossen könne es leicht an Menschen 
fehlen, da nur die Gesündesten, Rüstigsten und Kräftigsten 
brauchbar seien. Mit ihnen sollte sich doch aber wohl 
noch etwas anderes anfangen lassen . . . Unter allen 
Umständen seien, was selbst ihr eifrigster Vorkämpfer 
Bruck einsehe, Ainvendbarkeit und damit Wirkung der 
Deportation eng begrenzt. Eine bemerkenswerte EntlJistung 
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der Gefangenhäuser stehe somit nicht zu erwarten. Das 
spreche entschieden gegen sie.“ Ich habe aber in 


keiner meiner Schriften ein derartiges Zugeständnis ge¬ 
macht. Bedeutet doch die Durchführung meines Deportations¬ 
projekts nichts Geringeres als eine Umwälzung des be¬ 
stehenden Strafvollzuges — eine sukzessive Verdrängung des 
geltenden Systems der Freiheitsstrafen. Von der Ansicht 
ausgehend, dass ein weiser Gesetzgeber das Strafleiden so 
einrichten müsste, dass es der Gesellschaft wirklich Nutzen 
bringe und den Verbrecher nicht unnötigerweise quäle, 
wies ich in meiner Schrift „Fort mit den Zuchthäusern!“ 
nach, dass das herrschende System der Freiheitsstrafen, 
insbesondere die langzeitigen Freiheitsstrafen diesen Zweck 
durchaus nicht erreichen; denn nicht die Länge der Frei¬ 
heitsentziehung wirke abschreckend, sondern, wenn über¬ 
haupt etwas, einzig und allein der Modus des Strafvollzuges. 
Ein Jahr harte Arbeit, magere Kost und hartes 
Lager wirken abschrekender als eine jahrelang an¬ 
dauernde Freiheitsentziehung bei einer Arbeitsleistung und 
Verpflegung, wie solche der freie Arbeiter vergeblich 
erstrebt. 

Wie bereits vielfach empfohlen worden, sollte man 
diese nicht vermeidbaren Freiheitsstrafen mehr indivi¬ 
dualisieren, insbesondere sollte man neben der einfachen 
Gefängnisstrafe für solche Vergehen, welche auf Arbeits¬ 
scheu zurückzuführen sind, eine besondere Freiheits¬ 
strafe setzen, welche dem Charakter der Delikte mehr 
entspricht, als die einfache Gefängnisstrafe, nämlich das 
Arbeitshaus. Aber auch die Arbeitshausstrafe sollte 
in ihrer Höchstdauer ein Jahr nicht überschreiten. „Wer 
trotz strenger Zucht und magerer Kost in einem Jahr nicht 
arbeiten gelernt hat, der wird auch, wenn er nach zwei 
oder drei Jahren entlassen wird, diese Fähigkeit nicht er¬ 
worben haben“. Deshalb schlug ich vor, prinzipiell die 
jugendlichen und arbeitsfähigen Gewohnheitsverbrecher 
zwischen dem 18. bis 30. Lebensjahre nach Südwestafrika 
zu deportieren. Gerade diese Personen seien am geeig- 
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netsten für die Deportation, weil sie am akklimatisations¬ 
fähigsten und für ihren zukünftigen Beruf am bildungs- 
fätiigsten seien. Auch würde, wenn die Deportation in 
diesem Altersstadium erfolge, das nicht mehr eintreten 
können, was Ben necke (Jahresbericht des Gefängnis¬ 
vereins für Schlesien und Posen 1894), befürchtet: „dass 
der Mensch, ehe er nach Bruck’s Vorschlag in die 
Kolonieen käme, meist eine stürmische Vergangenheit, ins¬ 
besondere eine Anzahl von Freiheitsstrafen, hinter sich 
hat“. Nach unserem Projekt, das die Freiheitsstrafen auf 
eine Höchstdauer von einem Jahre herabsetzt, können 
derartige schlimme Folgen der Freiheitsstrafen über¬ 
haupt nicht mehr eintreten. Uebrigens wird sich auch für 
blos schwächliche Personen — also nicht für völlig 
heruntergekommene, zu jeder Arbeit unfähige — in den 
Kolonieen viel eher eine Arbeit finden lassen, "welche den 
Deportierten nicht nur genügend beschäftigt, sondern bei 
vernünftiger Verwendung sogar kräftigt, als in unseren 
Zuchthäusern, in welchen das schwächliche Individuum noto¬ 
risch eine Last dieser Anstalt ist, bis es der Tod erlöst. 

Es ist nicht nötig, dass die wiederholt Rückfälligen 
bereits zuchthauswürdige Verbrechen im Sinne unseres 
Strafgesetzbuchs begangen haben, Adelmehr werden auch 
diejenigen von der Massregel betroffen, welche wegen 
Arbeitsscheu (Landstreicherei, Bettelei, Zuhälterei) wieder¬ 
holt im Arbeitshause detiniert waren, ferner diejenigen, 
welche aus Mangel an Subsistenzmitteln wiederholt Delikte 
gegen das Eigentum (Diebstahl, Hehlerei, Erpressung, 
Betrug, Sachbeschädigung) verübt, endlich solche, die durch 
RoheitsA^ergehen Aviederholt ihre Mitmenschen gefährdet 
oder geschädigt haben. Statt dieselben Aviederum ins 
Gefängnis oder Arbeitshaus zu stecken und nach ihrer 
Entlassung zu Avarten, bis sie fürs Zuchthaus reif geworden 
sind, ist es jedenfalls weiser, sie beim zweiten oder dritten 
Rückfalle nach den Strafkolonien zu deportieren. 

Bei der von mir getroffenen Auswahl ist also die Be¬ 
fürchtung Gennats hinfällig, dass es uns bei einem Ver- 
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suche der Deportation im Grossen leicht an Menschen 
fehlen würde. Was sich aber Gennat dabei gedacht 
hat, wenn er an diese Befürchtung die Betrachtung an¬ 
knüpft: „Mit ihnen (d. h. mit den Gesündesten, Rüstigsten 
und Kräftigsten) soll sich doch aber wohl noch etwas 
anderes machen lassen“, bleibt das Geheimnis Gennats. 
Nach der „Statistik der zum Ressort des Preussischen 
Ministeriums des Innern gehörenden Strafanstalten und 
Gefängnisse für das Etatsjahr 1901“ ergibt das .Jahr 1901 
die vorher noch niemals erreichte Ziffer des Zugangs von 
72 Prozent männlichen und 68 Prozent weiblichen, bereits 
mehr als dreimal Vorbestraften. Die Gesamtzahl dieser 
Personen belief sich für die Zeit vom 1. Oktober 1894 bis 
zum 31. März 1902 auf 29 745 Männer und 4718 Weiber. 
Von diesen 34463 Gefangenen hatten 9357 bereits 3—5, 
13966 6 bis 10, 10300 11 bis 30 und 840 sogar mehr als 
30 Freiheitsstrafen erlitten. Bei n i c. h t weniger als 
32663, nämlich 28272 Männern und 4391 Weibern 
war nach dem Gutachten der Anstaltsbeamten 
nach der Entlassung der Rückfall wahrschein¬ 
lich, bei 1070 zweifelhaft und nur bei 715 unwahr¬ 
scheinlich. 


Was wollte nun Gennat mit den Kräftigsten in 
diesem Heere von Unverbesserlichen anfangen? So viel 
steht fest, dass ich nirgends von einer Beschränkung der 
Anwendbarkeit der Deportation gesprochen habe und ebenso 
wenig habe ich irgendwo der Befürchtung Ausdruck gegeben, 
dass auch nach Durchführung meines Projekts eine be¬ 
merkenswerte Entlastung der Gefangenenhäuser nicht zu 
erwarten stehe. Ich trage mich sogar mit der Hoffnung, 
dass nach rationeller Durchführung meines Projekts 
schliesslich nur eine verhältnismässig sehr geringe Anzahl 
von Sträflingen für unsere Strafanstalten übrig bleiben 
wird. Ich hatte mich bisher nur gegen den Vorwurf der 
Uehertreibung zu verwahren gehabt, so insbesondere gegen 
Korn (Deportation S. 243), der meinen Plan als einen 
durchaus phantastischen bezeichnete. Allein dieser Auf- 
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fassung lag ein Missverständnis zu Grunde. Man batte 
meinen Weckruf: „Fort mit den Zuchthäusern!“ wörtlich 
genommen. In meiner Schrift (Neu-Deutschland etc. S. 52) 
habe ich ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, dass 
ich vielfach missverstanden worden sei. Denn wenn ich 
auch empfahl, an Stelle der langjährigen Freiheitsstrafen 
die Deportationsstrafe zu setzen, so dachte ich doch nicht 
daran, sämtliche Strafanstalten an einem Tage 
abzuschaffen und deren Insassen auf einmal 
nach unseren Kolonieen abzuschieben. Dies 
ist schon deshalb unmöglich, weil zur Aufnahme einer 
so grossen Anzahl von Verbrechern in unseren Kolonieen 
alle Vorbereitungen fehlen und weil zur Zeit durch die 
Art des Strafvollzuges in der Tat eine sehr grosse Anzahl 
von Sträflingen körperlich bereits so geschwächt ist, dass 
sie nicht mehr als deportationsfähig angesehen werden 
können. 

Ich stelle mir die Leerung der Strafanstalten nur sehr 
allmählich vor; die Zuchthäuser sollten in erster Linie 
keinen Zuwachs durch jugendliche Personen 
im Alter von 18 bis 30 Jahren erhalten, weil diese das 
brauchbarste Material für die Deportation sind. Wenn 
nicht Misserfolge unausbleiblich sein sollen, so müsste vor¬ 
erst eine nicht zu grosse Zahl körperlich gesunder Ver¬ 
brecher nach Deutsch-Südwestafrika deportiert werden. 
Diese hätten an verschiedenen Orten desSchutz- 
gebietes durch Anlage von Reichs-Straffarmen 
erst die Lebensbedingungen für eine grössere Anzahl depor¬ 
tationsreifer Sträflinge zu schaffen. Alsdann mögen ver¬ 
hältnismässige Nachschübe stattfinden. Die Neuankommen¬ 
den werden zum Zwecke ihrer Strafverbüssung je nach 
Bedürfnis auf die verschiedenen Straffarmen verteilt. 

Dabei ist zu bedenken, dass nach Einführung meines 
Deportationsprojekts die Zahl der Rückfälligen im 
I n 1 a n d e erheblich abnehmen muss; denn gerade die 
jugendlichen Sträflinge im Alter von 18 bis 30 Jahren, die 
nach meinem Projekt regelmässig in den Kolonieen ver- 
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bleiben/) stellen das Hauptkontingent der Rückfälligen: 
Aus demselben Grunde würde auch die Zahl der nicht 
deportationsfähigen alten und schwachen Insassen der Straf¬ 
anstalten sicher erheblich sinken, wenn auch diese Insassen 
niemals ganz aussterben werden. Wenn auch insofern der Ruf: 
„Fort mit den Zuchthäusern nicht av örtlich genommen 
werden darf, sondern ebenso gut lauten könnte: „Be¬ 
schränkung der Zuchthausstrafe, überhaupt der Freiheits¬ 
strafen, durch Einführung der Deportation auf das unum¬ 
gänglich notwendige Mass^^, so läge doch in der Verwirk¬ 
lichung dieses Gedankens ein enormer Fortschritt im Ver¬ 
hältnis zu dem jetzt herrschenden Strafvollzüge. Die 
weitere Befürchtung Gennats, „die Deportierten würden 
fast ausnahmslos in die Heimat zurückkehren, es sei daher 
nicht recht ab- und einzusehen, um Avas Avir gebessert 
wären'^ ist wenigstens gegenüber dem von mir aufgestellten 
Deportationsprojekt gegenstandslos. Zwar ist nach diesem 
die Deportationsstrafe entweder eine lebenslängliche oder 
eine zeitliche. Der Höchstbetrag der zeitlichen Deportations¬ 
strafe soll fünfzehn Jahre, ihr Rlindestbetrag sieben Jahre 
betragen und der Richter soll innerhalb dieses Rahmens 
unter Berücksichtigung der Tat und des Vorlebens des 
Täters beurteilen, ob und Avie lange der für schuldig Be¬ 
fundene zu deportieren sei. Die Rückkehr eines Depor¬ 
tierten nach dem deutschen Reiche soll indes auch nach 
Verbüssung der Strafe nur zulässig sein, Avenn der Depor¬ 
tierte nachzuweisen imstande ist, dass er sich und seine 
Familie zu ernähren vermag. Es Aväre unklug und unbillig, 
entlassene Sträflinge nach Verbüssung ihrer Strafe in der 
Kolonie ohne Av^eiteres Avieder nach Deutschland abzu¬ 
schieben. Denn dort angelangt, müssten sie, ohne Mittel 
in den Händen und bei der Schwierigkeit der Erwerbs¬ 
verhältnisse, die für den nach jahrelanger Abwesenheit 
Zurückgekehrteii noch mehr gesteigert Avird, und aus vielen 

*) Vergl. Bruck, Die gesetzliche Eiiiführiiiig der Deportation, 
Seite 5 ff. 
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bekannten, den Rückfall verursachenden Gründen von 
neuem Verbrechen begehen. In der Kolonie dagegen wird 
den Entlassenen die Möglichkeit gewährt, zu. ökonomischer 
Selbständigkeit zu gelangen. Man wird deshalb in der 
Erschwerung der Rückkehr eher eine Wohltat als eine 
Härte erkennen können. 

Begeht ein in das Deutsche Reich zurückgekehrter 
Deportierter wieder ein deportationswürdiges Verbrechen, 
trifft ihn lebenslängliche Deportation. 

Bei solcher Regelung der Deportationsstrafe wird 
nicht, wie Gennat befürchtet, eine erhebliche Anzahl 
Deportierter ins Vaterland zurückkehren, beziehungsweise 
daselbst verbleiben. 

Weiter fragt Gennat: „Und was dann, wenn sie (die 
Deportation) sich trotz glänzender Vorherverkündigung 
nicht bewährt? Wir sind dann allerdings um eine Er¬ 
fahrung bereichert, von der sich aber sehr fragt, ob sie 
nicht zu teuer erkauft ist, womit ich nicht sowohl die Geld¬ 
aufwendung, als das Einschlagen eines uns völlig neuen 
und unbekannten Kurses gemeint habe“. 

Was soll man nun dazu sagen ? Welcher Gesetzgeber 
vermochte je den Erfolg irgend einer neuen Institution, die 
er nach vernünftigem Ermessen für notwendig erachtete 
zu verbürgen. Zuzugeben ist, dass die Wegschaffung von 
Verbrechern nach entlegenen Weltteilen und die erste An¬ 
siedelung derselben in Wüsteneien ein gewagtes Unter¬ 
nehmen ist. Das sind aber sehr viele Unternehmungen, 
deren Ausführung gleichwohl gewagt werden muss, beson¬ 
ders wenn der bestehende Zustand,trotz aller erdenklichen 
Bemühungen sich als ein unhaltbarer erwiesen hat. Frei¬ 
lich gebietet die Vorsicht, dass solche Unternehmungen 
nicht überstürzt werden, dass insbesondere bei der Gründ¬ 
ung von Strafkolonieen nicht eine grössere Anzahl von 
Sträflingen an den Deportationsort gebracht wird, als dort 
Beschäftigung und Unterhalt finden kann. Hierzu gehört, 
wie bereits umständlich ausgeführt worden ist, eine sorg¬ 
same Vorbereitung des geplanten Unternehmens. 
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Ein Versuch wie er von mir vorgeschlagen wird, 
verursacht weder grosse Kosten noch kann er sonst irgend 
welche Nachteile für das Reich zur Folge Haben. Im 
Gegenteil würde z. Zt. das Reich beziehungsweise das 
Schutzgebiet aus der Pionierarbeit unserer Sträflinge den 
grössten Nutzen ziehen. Ein irgendwie haltbarer Grund 
gegen einen Versuch lässt sich nicht angeben. 

Sollte der Versuch glücken, so kann er mit Leichtig¬ 
keit immer grössere Dimensionen annehmen und, wenn er 
auch dann noch die Probe besteht, eine definitive Ein¬ 
richtung im grossen Stile werden. Freilich darf man schon 
beim ersten Versuche hinsichtlich seines Umfanges nicht 
an unpraktische Extreme denken. Bei „dem Versuch im 
Kleinen^^ ist weder an eine Deportation von nur 100 Mann 
zu denken, was eine blosse Spielerei wäre, noch an eine 
Deportation von Tausenden, was von vornherein die Ueber- 
nahme eines unüberlegten Risikos seitens des Reiches be¬ 
deuten würde. Jedenfalls muss ein Versuch gemacht 
werden, denn ohne einen Versuch lassen sich überhaupt 
keine Erfahrungen sammeln und ohne solche erscheint 
auch die von Gennat an den an sich richtigen Gemein¬ 
platz: „Im Kampfe gegen das Verbrechertum soll und darf 
man nicht scheu und ängstlich sein. Hier ist jedes mit der 
Menschlichkeit und dem jeweiligen Kulturzustande verein¬ 
bare Mittel recht^‘ geknüpfte Bemerkung, „es muss aber 
auch ein rechtes Mittel sein und das ist die Deportation 
schwerlich^^ nicht genügend substanziiert. Ist nicht 
unser zur Zeit herrschendes, äusserst kompliziertes System 
der Freiheitsstrafen auch nur ein Experiment und, wenn 
man die Millionen betrachtet, die hierbei der Staat in 
einem vergeblichen Kampfe gegen das Verbrechertum auf¬ 
gewendet hat, ein durchaus misslungenes Experiment? 

Alsdann fährt Gennat fort: „Wie seltsam übrigens, 
dass auf der einen Seite (Gennat zitiert hierbei meine 
Schrift: „Neu-Deutschland und seine PioniereS. 28) die 
Deportation damit anempfohlen wird, dass sie die trockene 
Guillotine der Zuchthäuser, die man lieber durch die 
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Todesstrafe ersetzen sollte, entbehrlich mache, auf der 
anderen (unter Berufung auf Julius, Amerikas Besserungs¬ 
systeme S". 218) die Deportation Verwerfung erfährt, weil 
sie auf einem Umwege das Leben raube, sodass die ehr¬ 
liche Vollstreckung der Todesstrafe vorzuziehen sei“. 
Gennat konstatiert hiermit einen Gegensatz zwischen 
mir und Julius, der aber tatsächlich gar nicht existiert. 
In der von Gennat aus meiner Schrift: „Neu-Deutschland 
und seine Pioniere“ zitierten Stelle heisst es wörtlich: 
„Von vornherein ist klar, dass wir unsere Sträflinge nur 
nach solchen Ländern deportieren dürfen, in welche über¬ 
haupt eine deutsche Einwanderung möglich ist; denn 
unsere Sträflinge sind Deutsche, und deshalb müssen, 
wenn es sich auch um Abschiebung von Verbrechern 
handelt, dieselben Bedingungen für deren körperliches 
Wohlbefinden vorhanden sein, wie solche für freie deutsche 
Einwanderer erforderlich wären. Die bisweilen sich 
findenden Aeusserungen in der politischen Presse, dass 
zur Deportation für Verbrecher auch ungesunde Land¬ 
striche verwendet werden könnten, entspringen einer 
oberflächlichen Betrachtungsweise. Ein derartiges Vor¬ 
gehen fände im Zweck und Wesen der Strafe keine Recht¬ 
fertigung, es sei denn, der Gesetzgeber beabsichtigte durch 
die Wahl der Strafart die Gesundheit des Sträflings zu 
untergraben, beziehungsweise zu vernichten. Eine derartige 
Strafe wäre aber barbarisch und zweckwidrig; alsdann 
wäre die Todesstrafe vorzuziehen, weil sie schneller zum 
Ziele führt und menschlicher ist“. 

Daraus geht doch hervor, dass ich gleich Julius 
nur eine Deportation nach solchen Gegenden verwerfe, 
die wie z. B. Cayenne, durch ihre Ungesundheit geeignet 
sind, den Sträflingen das Leben zu rauben, was aber bei 
einer Deportation nach Deutsch - Südwestafrika, wie 
Gennat a. a. O. S. 30 selbst zugibt, nicht der Fall ist. 

Wenn dann Gennat zur Stützung seines ablehnenden 
Standpunktes anführt: „Auch Beschlüsse unseres Vereines 
von 1886 und der schlesisch-posenschen Gesellschaft von 
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1894 sprechen sich dahin aus, dass die Deportation nicl)t 
oder doch zur Zeit nicht zu empfehlen sei, und Russland 
denkt infolge eines neuerlichen Befehles des Kaisers an 
bedeutsame Beschränkungen“, so hat er damit wohl ein 
paar der Deportation feindliche Tatsachen angeführt, aber 
sachlich noch nichts bewiesen. Auf die Beschlüsse der 
Versammlungen der provinziellen Gefängnisvereine wird 
man (vergl. oben) ein erhebliches Gewicht nicht legen 
können. 

Was aber die Misserfolge Russlands anlangt, auf die 
Gennat zum Zwecke der Diskreditierung des Deportations¬ 
wesens trotz wiederholter Richtigstellung wiederum Bezug 
nimmt, so beweisen diese garnichts, denn wir kennen die 
Ursachen jener Misserfolge. Sie haben, wie von berufenster 
Seite versichert worden ist,') mit dem Wesen der Deportation 
{v’s solcher nichts zu tun. Mangel an ausreichenden 
Mitteln zur Organisation einer erfolgreichen Kolonisation 
und planloses Abschieben einer ungemessenen Zahl von 
Landstreichern nach Sibirien trugen dazu bei, die Masse 
der Deportierten zu einer vagabundierenden Bevölkerung 
zu machen, welche sich von Bettel und Diebstahl nährt. 
Die dagegen von der russischen Regierung durch die 
Deportationsgesetze seit 18.30 unternommenen Repressic- 
massregeln, durch welche die Deportierten für die Freiheit 
durch Zwangsarbeit vorbereitet werden sollten, konnten 
bei dem einmal im Zuschnitt verfahrenen System zu keinem 
besseren Erfolge führen, um so weniger, als durch das 
Deportationsgesetz von 18.53 die jährliche Zahl der 
Deportierten noch um 50 Prozent erhöht wurde. Die Folge 
dieser Ueberschwemmung Sibiriens mit dem Abschaum 
des europäischen Russlands führte zu einem völligen 
Scheitern eines geordneten Strafvollzuges und der beab¬ 
sichtigten Kolonisation. Es ist daher sehr erklärlich und 
durchaus gerechtfertigt, dass der Zar bestrebt ist, diese 


') Bruck, Neu-Deutschland etc. S. 36, ferner: Die Gegner der 
Deportation, S. 35 ff. 
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Art von Deportation zu beseitigen. Die Unbrauchbarkeit 
dieser Institution an sich ist damit aber durchaus nicht 
bewiesen. Ebensowenig vermag dies dadurch zu ge¬ 
schehen, dass Gennat zum Schluss seiner gegnerischen 
Ausführungen auf einen misslungenen preussischeti 
Deportationsversuch hinweist. Er sagt dort: „Es wird 
bekannt sein, dass Preussen im vorigen Jahrhunderte 
unter Friedrich Wilhelm III. nach Sibirien deportiert hat, 
indessen mit dem Erfolge, dass die Sache bald aufgegeben 
wurde“. Das klingt so, als ob in Preussen bereits einmal 
ein ernsthafter Versuch gemacht worden wäre, die 
Deportation einzuführen. Allein dieser erste Deportations¬ 
versuch in Preussen verdient nur als eine Kuriosität in 
den Annalen der preussischen Strafpflege Erwähnung. 
Das Tatsächliche beschränkt sich darauf, dass Friedrich 
Wilhelm III., durch die schlechten Zustände in den 
damaligen preussischen Gefängnissen bewogen, 58 Ver¬ 
brecher auf Grund eines Abkommens mit Russland zur 
Deportation nach Sibirien tiberwies, dass aber Russland 
die Annahme weiterer Nachschübe verweigerte mit der 
sehr verständlichen Motivierung, „dass es dem moralischen 
Gefühle des Zaren widerstrebe, solche verworfenen 
Menschen im eigenen Lande unterzubringen“.*) Man kann 
daher nicht einmal von einem misslungenen Versuch der 
Deportation sprechen, da die weitere Deportation nach 
Russland aus einem Grunde unterblieb, der mit dem Wesen 
der Deportation gar nichts zu tun hat, ganz abgesehen 
davon, dass man von einem Versuch, der sich im ganzen 
auf 58 (sage achtundfünfzig) Verbrecher beschränkt, keine 
Schlüsse auf den Wert oder Unwert der Deportation 
ziehen kann, wie das von Gennat geschieht, der den 
Misserfolg dieses mehr abenteuerlichen Unternehmens mit 
den Worten begleitet: „Das ermutigt gerade nicht und 
weitere Erfahrungen stehen für Deutschland nicht zur 
Verfügung. Im Hinblick hierauf scheint mir ein Umsturz 
unserer Gesetzgebung um so verfänglicher“. 

') Stölzel, Brandenburjj-Preussoiis Reehtsverwaltung, Bd. 11 
S ;!47 ff. 
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Es ist hier nicht der Ort, auf die grossen Erfahrungen 
einzugehen, welche England seit dem Jahre 1788 bis zur 
Mitte des 19. Jahrhunderts bei der Strafkolonisation von 
Australien, insbesondere von Neu Süd-Wales, gemacht hat. 
Wiederholt habe ich sehr ausführlich gezeigt, in welcher 
Weise sich das Deutsche Reich für den Fall der Einführung 
der Deportation die Erfahrungen anderer Länder zunutze 
machen könnte. Nur soviel sei gesagt: Ich warnte vor 
einer einfachen Nachbildung der englischen oder französi¬ 
schen Deportation in unseren Kolonieen, indem ich im 
Verlaufe der Darstellung auf die Gründe des teilweisen 
Misslingens jener ausländischen Versuche hinwies. Nur 
diejenigen Einrichtungen, die sich bereits bewährt haben, 
empfahl ich zur Nachahmung. 

Aber so beachtenswert auch die Erfahrungen sind, 
welche andere Länder mit der Deportation gemacht haben, 
so sind sie für die Lösung der Frage in Deutschland allein 
nicht ausschlaggebend. Die eine rationelle Deportation be¬ 
dingenden Verhältnisse weichen in Deutschland und in dem 
als Deportationsland vorgescblagenen Eolonialgebiet in 
vielfacher Beziehung von den Verhältnissen anderer Staaten 
ab. Hier kann eben nur ein Versuch entscheiden, und 
dass sich Gennat einem solchen entgegengestellt, wird 
für nicht genügend motiviert erachtet. 

Somit glaube ich dargetan zu haben, dass die Be¬ 
denken und allgemeinen Betrachtungen, auf Grund deren 
Gennat zu dem Schlüsse gelangt, dass die Deportation 
zur Zeit noch nicht spruchreif sei, meinem Deportations¬ 
projekte gegenüber nicht gerechtfertigt erscheinen. 

Ich schliesse diese Ausführungen mit der Bitte, meine 
Gegner aus den Kreisen der höheren Strafanstaltsbeamten 
mögen nach nochmaliger eingehender und vorurteilsfreier 
Prüfung meines Projekts erwägen, ob sich bei der Trost¬ 
losigkeit der Ergebnisse unseres herrschenden Strafvoll¬ 
zuges nicht wenigstens schon jetzt ein Versuch mit der 
Deportation empfehle. 
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Gedanken eines Arztes Ober Sträflings-Diagnostik 
ynd Sträflings-Therapie. 

Von Dr. mcd. Gust. Beck in Bern. 


„Qiii bene disünguit bene medebitur“. Kaum geringere 
Geltung als für die medizinische Wissenschaft darf diese 
Sentenz in strafrechtlicher Beziehung beanspruchen. Denn 
gleich wie der Heilswissenschaft, so fällt auch dem Straf¬ 
recht die Aufgabe zu, die Mittel und Wege zu finden, die 
am ehesten geeignet sind, einen gestörten Normalzustand 
wieder herzustellen. Gestört ist hier der durch die Rechts¬ 
ordnung geregelte Zustand der Beziehungen eines Menschen 
zur Gesamtheit der Staatsbürger; und zwar liegt die Ur¬ 
sache der Störung dieses Normalzustandes in der Willens¬ 
funktion, dem Animus des Delinquenten, dessen störende 
Betätigung auf ein Objekt gerichtet war, das unter dem 
Schutze der Rechtsordnung steht. Wenn nun das Straf¬ 
recht sanierend auf diese Beziehungsstörung einwirken soll, 
so wird es den richtigen Weg hiezu nicht durch die Klassi¬ 
fizierung der von der Störung betroffenen Objekte, sondern 
durch die Klassifizierung der Ursachen gewiesen erhalten, 
die diese Störungen hervorzubringen im Stande sind. 

Die bisher übliche Art, das verletzte Rechtsgut zuin 
Ausgangspunkt für die Klassifzierung der Delikte zu nehmen, 
scheint mir zur Klassifizierung nach dem Animus in einem 
ähnlichen Verhältnis zu stehen, wie die Klassifizierung der 
Pflanzen nach dem Linne’schen zu derjenigen nach dem 
sogen, natürlichen System. Sie benützt ein allerdings leicht 
erkennbares, aber die Natur der Pflanze nur nach einer 
einzigen Richtung charakterisierendes Merkmal als allei¬ 
nigen Eintellungsgrund und verhindert so den Forscher, die 
physiologischen Bedingungen zu erkennen, vermöge deren 
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in ihi'em Aeussern verschiedene Erscheinungsformen sich 
zu einer Einheit vereinigen lassen, woraus sich ergibt, 
dass bei dieser Art der Rubrizierung oft genug ihrer innern 
Natur nach ganz verschiedene Objekte in ein- und dasselbe 
Prokrustes-Bett gezwängt werden. Immerhin muss man 
zugeben, dass das Ergebnis der sogen, künstlichen Klassi¬ 
fizierung mit demjenigen der sogen, natürlichen, hier wie 
dort, meistenteils so ziemlich übereinstimmt, weil die Ge¬ 
stalt des verletzten Rechtsgutes (wie dort die Gestalt der 
Blume) meistens auch die Natur des Animus als Keim des 
Delikts mit annähernder Sicherheit enthüllt. 

Zu diesen und andern Ideen strafrechtlicher Natur 
wurde ich durch den Umstand veranlasst, dass mir der 
Zufall den Auftrag in den Schoss w^arf, die schweizerische 
Sträflings-Statistik zu bearbeiten oder vielmehr die bereits 
im Jahre 1892 begonnene, seit 1896 aber wieder sistierte 
Statistik wieder aufzunehmen, zu welcher das seither in 
den Räumen des eidgenössischen statistischen Amtes an¬ 
gesammelte Zählkartenmaterial brachliegend aufgestapelt 
Avar. Es sei mir nun vergönnt zu schildern, in welcher 
Weise sich meine ziemlich revolutionären strafrechtlichen 
Anschauungen bei dieser Arbeit entwickelt haben, An¬ 
schauungen, die ich zum Schluss in einigen Thesen zu- 
§animenfassen werde. 

Als erstes Material fielen mir günstigerw^eise die (jedoch 
nur den Zeitraum vom 1. Januar 1900 bis zum 31. Dezember 
1902 umfassenden) Zählkarten aus den Strafanstalten des 
Kantons Basel-Stadt in die Hände, demnach eines Kantons, 
der als exquisiter Grenz- und Stadtkanton eine Art von 
Musterkarte für die am häufigsten vorkommenden Delikte 
liefern musste. 

Die Durchmusterung dieser Zählkarten liess mich 
sofort erkennen, dass sich die ganze mir augenblicklich 
zu statistischer Bearbeitung verfügbare Sträflingswelt in 5 
deutlich unterschiedene Gruppen ein teilen lasse, nämlich 
in 1. Betrüger und Fälscher, II. Diebe, Einbrecher, Räuber, 
III. Raufbolde, Totschläger, Mörder, IV. sexuelle Verbrecher, 
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V. Landstreicher und Müssiggänger. Betrachtet man diese 
Gruppen vom psychologischen Standpunkt, so erkennt man 
sofort tiefgreifende Unterschiede, die darin bestehen, dass 
bei No. I und II der Zweck oder Animus des Delinquenten 
auf „lucrari“, bei No. III auf „nocerc“, bei No. IV auf 
„voluptate frui“, bei No. V auf „nmi parerr“ gerichtet ist. 
No. I und II unterscheiden sich dadurch, dass bei No. I 
der Animus lucrandi fast ausschliesslich nur die Intelligenz, 
bei No. II dagegen in erheblich verstärktem Masse auch 
die körperlichen Funktionen in Anspruch nimmt, wozu ein 
stärkerer Animus als bei No. I erforderlich ist. Bei No. III 
und IV lässt sich die Rubrizierung nach dem Rechtsgut in¬ 
sofern mitbenützen, als hier der Animus, nicht wie bei I 
und II auf die Erwerbung eines materiellen Rechtsgutes, 
sondern auf psychischen und physischen Genuss gerichtet 
ist, indem bei No. III die Befriedigung rein seelischer 
Triebe, wie Rache, Neid, Streitsucht etc., bei No. IV da¬ 
gegen die Befriedigung des physischen Sexual-Triebes ge¬ 
sucht wird. Insofern könnte man der No. IV auch den 
sogen. Mundraub als leichtestes und den Kannibalismus 
als schwerstes physisches Delikt beigesellen. Bei No. V 
endlich geht der Animus des Delinquenten dahin, sich der 
durch die Rechtsordnung gebotenen Beschränkung seiner 
Handlungsfreiheit zu entziehen. So gelangte ich dazu, 
sämtliche in den mir vorliegenden Zählkarten aufge¬ 
schriebenen Delikte vorläufig in folgende Reihenfolge 
zu bringen. 

I. Gruppe. Animus fraude lucrandi. 

1. Betrug. 

2. Bankerott. 

3. Fälschung von Ausweispapieren oder des Zivilstandes. 

4. Fälschung vermögensrechtlicher Urkunden. 

5. Falsches Zeugnis. 

6. Münzfälschung. 

7. Unterschlagung. 
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8. Sachhehlerei. 

9. Erpressung. 

II. Gruppe. Animus vi lucrandi. 

10. Einfacher Diebstahl. 

11. Schwerer Diebstahl. 

12. Kaub (und Raubmord). 

III. Gruppe. Animus nocendi. 

13. Sachbeschädigung. 

14. Brandstiftung. 

15. Einfache Körperverletzung. 

16. Körperverletzung mit gefährlichem Instrument. 

17. Totschlag. 

18. Mord. 

19. Fahrlässige Körperverletzung und Tötung. 

IV. Gruppe. Animus voluptatc fruendi. 

20. Kindestötung und Aussetzung. 

21. Abtreiben der Leibesfrucht. 

22. Strafbare Unsittlichkeit. 

23. Unzüchtige Handlungen, besonders mit Kindern unter 
14 Jahren. 

24. Missbrauch von Mädchen unter 14 Jahren. 

25. Notzucht (Lustmord). 

26. Blutschande. 

27. Ehebruch und Konkubinat. 

28. Kuppelei. 

V. Gruppe. Animus non parcndi. 

29. Widersetzlichkeit, Drohung, Beschimpfung. 

30. Gefangenenbefreiung. 

31. Hausfriedensbruch. 

32. Landstreicherei, Verweisungsbruch, Bettel, ärgerliclie 
Trunkenheit, Skandal, Prostitution. 
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3o. Liederlichkeit und Müssiggang von Vätern und Müttern 
unmündiger Kinder oder sonstigen zur Erhaltung 
Familienangehöriger verpflichteten Personen. 

Bei der Untersuchung dieser Reihenfolge vom oben 
besprochenen Standpunkt des Zwecks werden jedem Leser 
rücksichtlich mancher Nummern des Verzeichnisses zum Teil 
sehr berechtigte Zweifel darüber aufsteigen, ob sie wirklich 
an der richtigen Stelle sich eingereiht befinden. Ich will 
nun diese Zweifel, einen nach dem andern in folgendem 
beleuchten, da der Leser sich aus dieser Erörterung ein 
Urteil darüber bilden kann, ob meine Klassifizierung nach 
dem Zweck sich in der Tat für die strafrechtliche Praxis 
verwenden und ausarbeiten lasse. 

Zu I No. 3. Die „Fälschung von Ausweisschriften^ 
geschieht wohl nur selten zum Zweck des ,,lucrarv% sondern 
um sich den polizeilichen Nachforschungen zu entziehen. 
Sie scheint mir daher viel eher in die V. Gruppe zu passen 
und wird, soweit ich dies aus den Zählkarten zu erkennen 
vermochte, auch fast ausschliesslich von den Delinquenten 
dieser Gruppe begangen. 

Zu I No. 5. Das „falsche Zeugnis“ und der Meineid 
der in den Zählkarten gar nicht vertreten war, sind der 
Rubrizierung nach dem Zweck nicht wohl zugänglich, da 
in solchen das Objekt des Delikts nicht durch den 
Delinquenten bestimmt, sondern ihm von der Staatsgewalt 
gleichsam dargeboten wird. Bei folgerichtiger Ausbildung 
meines Rubrizierungssystems würde wohl aus diesen, w^ie 
aus manchen anderen das ,jiori parerc* per fratide7n ver¬ 
wirklichenden Delikten eine neue an Gruppe V anschliessende 
Gruppe gebildet werden müssen. Vorläufig wird man die 
im ganzen nur spärlich vorkommenden Delikte dieser Art 
bei Gruppe I belassen können, weil sie rücksichtlich des 
bei der Begehung in Anwendung gebrachten, in Täuschung 
bestehenden Mittels mit den übrigen Delikten dieser Gruppe 
übereinstimmen. 

Zu I No. 6. Die „Münzfälschung“ ist eines jener 
Delikte, an denen sich am besten der Unterschied zwischen 
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einem künstlichen und natürlichen Klassifizierungssystem 
klar stellen lässt. Das künstliche System trennt dieses 
Delikt weit ab von den übrigen inagressiven Lukrativ- 
Delikten, obschon es mit allen psychologischen Merkmalen 
eines solchen versehen ist, in dem es auf psychischem 
Wege, d. h. mittelst Täuschung den unberechtigten Ver¬ 
mögenszuwachs vermitteln soll. Ob die Täuschung auf 
eine Privatperson oder auf den Fiskus zugespitzt wird, 
kann rücksichtlich der psychologischen Natur des Delikts 
nicht den geringsten Unterschied bedingen, abgesehen 
davon, dass der Münzfälscher sich nicht auf Kosten des 
Staats, sondern auf Kosten derjenigen Personen zu be¬ 
reichern gedenkt, bei denen er seine falschen Münzen, 
Stempel, Banknoten etc. anbringt. 

Zu I No. 7. Die »Unterschlagung“ figuriert üblicher 
Weise als »strafbare Handlung gegen ein dingliches 
Recht“ neben Diebstahl und ähnlichen Delikten, obschon 
der psychologische Unterschied zwischen ihr und den 
anderen Delikten der Gruppe II ein sofort in die Augen 
springender ist und dieses Delikt sich deutlich genug 
als ein mittelst Täuschung, Lüge oder Verheimlichung, 
sonoit auf psychischem Wege vermitteltes Lukrativdelikt 
manifestiert. 

Zweifelhaft ist die Stellung von No. 8 I die „Sach¬ 
hehlerei“, weil dieselbe wohl selten ein aus der eigenen 
Initiative des Delinquenten hervorgegangenes Delikt, auch 
keineswegs immer Lukrativdelikt ist, sondern meistens 
sekundär im Gefolge eines andern und von einer anderen 
Person begangenen Delikts, zumeist Diebstahl, auftritt. In 
Berücksichtigung des ihr zukommenden Merkmals der 
./ratis“ dürfte die Hehlerei doch wohl passender in Gruppe I 
als in H eingereiht werden. 

I No. 9 „Erpressung“ steht der Gruppe der agressiven 
Lukrativdelikte schon sehr nahe, indem dieses Delikt 
bald einem „animus frande lucrandi", bald einem „a. vi 
lucrandi" seinen Ursprung verdankt. Ein Beispiel der 
ersteren Art liefert jener oft praktizierte Schwindel, wo 
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einige junge Taugenichtse sich dahin einigen, bisher un¬ 
bescholtene Bürger zu sexuellen Delikten zu verleiten, um 
sodann unter Bedrohung gerichtlicher Anzeige Geld von 
ihnen zu erpressen, Beispiele der letzteren Art jene Fälle, 
wo die Erpressung mittelst brieflicher Totschlagsbedrohung 
bewirkt wird. Solche Mischformen kommen bei jeder noch 
so rationellen Klassifikation vor, und es mag daher dem 
Urteil des Lesers überlassen bleiben, ob er im vorliegenden 
Fall die Existenz einer Mischform als Argument gegen 
meine Klassifikation ansehen will. 

III No. 13 „Sachbeschädigung“ ist ein exquisites Bei¬ 
spiel dafür, wie durch das künstliche Rubrizierungssystem 
nach dem verletzten Rechtsgut psychologisch Zusammen¬ 
gehöriges getrennt und Unzusammengehöriges in ein- und 
derselben Kategorie vereinigt wird. Denn es kann nieman¬ 
den entgehen, dass Sachbeschädigung und Körperverletzung 
genau der nämlichen psychischen Ursache, nämlich dem 
Animus nocendi, ihre Enstehung verdanken. Der ganze 
Unterschied besteht nur darin, dass der Delinquent die 
Sachbeschädigung an Stelle einer Körperverletzung unter¬ 
nimmt, entweder weil er zu feige ist, die letztere auszufübren 
oder weil er die Entdeckung der Sachbeschädigung leichter 
verhindern kann als diejenige der Körperverletzung, oder 
weil er seinen Gegner durch die Sachbeschädigung noch 
empfindlicher schädigen zu können glaubt, als durch eine 
Körperverletzung. 

Wenn ich die „Brandstiftung“ UI No. 14 als Super¬ 
lativ der Sachbeschädigung in diese Gruppe eingereiht 
habe, so geschah dies nicht in der Absicht, die „Gemein¬ 
gefährlichkeit“ als mitzubenützendes Unterscheidungsmerk¬ 
mal innerhalb der verschiedenen Gruppen ausser Kurs 
setzen zu wollen. Nur finde ich, dass man auch hier mit 
Rücksicht auf den Animus einen Unterschied machen muss. 
Wenn der Animus nocemdi bei der Brandstiftung auf eine 
bestimmte Person als Eigentümer eines bestimmten Hauses 
zugespitzt ist, so ist sie nach meiner Ansicht nicht als 
gemeingefährliches Delikt zu bezeichnen, obschon sie noch 
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andere Personen, als gerade den Eigentümer beschädigen 
kann, wie dies auch in der Tat meistens der Fall ist. 
Dieser Umstand charakterisiert nur den Delinquenten als 
einen mehr als gewöhnlich gefährlichen Verbrecher. Als 
„gemeingefährliches Verbrechen“ scheint mir die Brand¬ 
stiftung erst dann betrachtet werden zu müssen, wenn der 
Animus zu dieser Tat dahin geht, eine ganze Bevölkerung 
ohne Ansehen der Person, z B. durch fortgesetzte 
Brandstiftung bald an dieser, bald an jener Stelle eines 
Dorfes, in Aufregung und Schrecken zu versetzen. 

Zu III No. 15 und 16. Sehr zweckmässiger Weise findet 
sich in den die Basler Sträflingswelt betreffenden Zähl¬ 
karten der Unterschied zwischen „einfacher Körperver¬ 
letzung“ und „Körperverletzung mit gefährlichem Instru¬ 
ment“ durchgeführt, obschon weder im Basler Strafgesetz, 
noch in den andern kantonalen Strafgesetzen, noch sogar 
im Vorentwurf für das schweizerische Strafgesetz auf diesen 
vom Standpunkt des Animus hochwichtigen Unterschied 
Rücksicht genommen wird, sondern einfach nach dem Er¬ 
folge der Tat, bezw. nach dem objektiven Tatbestand 
zwischen einfacher und „schwerer“ Körperverletzung unter¬ 
schieden wird. Diese Tatsache zeigt besser als jede andere, 
in welch’ verhängnisvollem, der öffentlichen Sicherheit ge¬ 
radezu hohnsprechendem Irrtum sich die heutige Straf- 


*) Bei dieser Gelegenheit möchte ich die Frage aufwerfen, 
ob es sich nicht empfehlen würde, neben dem Begriff des „gemein¬ 
gefährlichen Verbrechens“ auch denjenigen des „gemeingefähr¬ 
lichen Verbrechers“ in die Strafrechtspflege einzuführen? Als 
„gemeingefährlich“ wäre dann jeder Verbrecher zu bezeichnen, 
dessen Gesinnung derart verdorben ist, dass von ihm stetig neue 
gegen die wirtschaftliche oder physische Persönlichkeit seiner Mit¬ 
bürger gerichtete rechtswidrige Handlungen mit annähernder 
Sicherheit erwartet werden dürfen. Jeder Rezidivist w^äre demnach 
auf dem Wege, ein „gemeingefährlicher Verbrecher“ zu werden. 
Es will uns scheinen, dass von diesem Gesichtspunkte die straf¬ 
rechtliche Behandlung der Rezidivisten einen gänzlich neuen, dem 
Interessenschutze weit besser als bisher entsprechenden Charakter 
erhalten würde. 
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rechtspraxis befindet, wenn sie im objektiven Tatbestand 
den allein richtigen oder wenigstens den alle übrigen Rück¬ 
sichten beherrschen sollenden Massstab für die Strafzu¬ 
messung zu finden glaubt. Denn jedermann, der ohne 
historisch suggestive Befangenheit über diese Dinge nach¬ 
denkt, muss einsehen, dass ein Mensch, der beim gerin^^- 
fügigsten Anlass zum Messer, Dolch oder Revolver greift, 
gerade wie der Brandstifter als ein mehr als gewöhnlich 
gefährlicher Verbrecher zu betrachten ist und sofern er 
nach seinem Animus beurteilt würde, stets als Totschläger 
behandelt werden sollte, mag seine Waffe eine schwere, 
leichte oder gar keine Wunde verursacht haben, da er 
sich der tötlichen Gefahr seiner Handlungsweise vollkommen 
bewusst ist. 

Zu III No. 19. Die .,fahrläs8igc Körperverletzung’* 
hat bei der Klassifikation nach dem Animus hier gänzlich 
wegzufallen. Sie gehört, wie alle übrigen Fahrlässigkeits¬ 
delikte nicht in das kriminalistische, sondern in das polizei¬ 
liche Strafrecht, da hier der Animus des Delinquenten 
nicht in der Absicht besteht, den rechtswidrigen Erfolg 
einer bestimmten Handlung herbeizuführen, sondern darin, 
dass er jene von der Staatsgewalt oder der eigenen Ver¬ 
nunft diktirten Normen verachtet, die von diesen beiden, 
den bürgerlichen bezw. menschlichen Verkehr schützenden 
Mächten aufgestellt werden, um dem Bürger bezw. dem 
Menschen die Gewohnheit beizubringen, Leben und Ge¬ 
sundheit seiner Mitbürger bezw. Mitmenschen der seinigen 
gleich zu achten. Die Strafe muss und soll hier in gleicher 
Weise jeden treffen, der diese Normen verachtet, gleich¬ 
viel ob im Einzelfall das Spiel des Zufalls Beschädigungen 
der Mitbürger herbeigeführt hat oder nicht. Wirkt es nicht 
geradezu komisc h, wenn z. B. ein Architekt, dessen Fahr¬ 
lässigkeit in der Konstruktion eines Gebäudes an dem Tode 
mehrerer bei dem Neubau beschäftigter Familienväter 
schuld war, zu einem Monat Gefängnis als „Sühne^^ für 
den Tod mehrerer Menschen verurteilt wird? Notabene, 
ich bemängle diese Strafe nur als Sühne eines Tat- 
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bestandes, nicht aber, wenn sie genau in gleicher 
Weise über alle Architekten verhängt würde, die sich 
einer Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften der Bau¬ 
polizei schuldig machen. Die Frage des „Fahrlässigkeits¬ 
delikts“ ist übrigens durch den „Automobilismus“ zu einer 
höchst aktuellen geworden, deren nähere Erörterung hier 
indessen unterbleiben muss. 

Die Rubrizierung der Delikte nach dem Zweck ent¬ 
fernt die Delikte IV No. 20 und 21 „Kindestötung und 
Fruchtabtreibung“ von den übrigen gegen Leib und Leben 
gerichteten Delikte, weil die Vernichtung des Kindes oder 
der Leibesfrucht nicht den eigentlichen Zweck dieser Delikte 
darstellt, sondern dieser in der Absicht begründet ist, ein 
bereits vorher begangenes sexuelles Delikt zu verheim¬ 
lichen. Ihres innigen Zusammenhanges mit sexuellen 
Delikten wegen hielt ich es daher für zweckmässiger, sie 
der Gruppe IV als der Gruppe III beizuzählen. 

Aehnlich, aber umgekehrt, verhält es sich mit IV 
No. 28, der „Kuppelei“, die eigentlich unter Berücksichtigung 
ihres Zweckes als lukratives Delikt in die erste Gruppe 
gehört und vielleicht der oben gekennzeichneten „psychischen 
Erpressung“ am nächsten steht, um des Zusammenhangs 
mit dem Geschlechtsleben willen indessen doch zweck¬ 
mässiger der Gruppe IV zugeteilt wird. 

In der Gruppe V endlich ist nur die Stellung von 
No. 31 „Hausfriedensbruch“ zweifelhaft. Da dieses Delikt 
nicht sowohl in einem „non parcre“, als in einem initiativen 
Vorgehen gegen eine Privatpersoj» besteht, so dürfte das¬ 
selbe vielleicht am passendsten als eine leichte Form des 
Animus noccndi in Gruppe III eingestellt w'erden. 

Die in Obigem charakterisierte Klassifizierung der 
Delikte nach ihrem Zwecke erhebt nicht den Anspruch, 
ein detailliert ausgearbeitetes Strafrechtssystem darzustellen. 
Allein der Umstand, dass sich die hier skizzierte Art der 
Einteilung der einzelnen Delikte, wie ich bewiesen zu 
haben glaube, wenigstens rücksichtlich der weitaus am 
häufigsten auftretenden Delikte als ausführbar und brauchbar 
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erweist, dürfte das Zweckprinzip als der Prüfung würdig 
erscheinen lassen. 

Sofern dieses in den Vordergrund der Strafrechts¬ 
pflege gestellt wird, so kann von einer Bemessung der 
Strafe nach dem objektiven Tatbestand nicht mehr die 
Rede sein und es stellt sich somit sofort die Frage ein, 
welche Art der Strafbemessung an deren Stelle treten soll 
und hieran knüpft sich die weitere Frage, ob denn wirklich 
dem modernen Strafrecht kein anderes Mittel, das sich 
zugleich zu einer entsprechenden Graduierung eignen würde, 
zur Verwirklichung der verschiedenen Strafzwecke zu 
Gebote stehe, als die allerdings sehr leicht, ja nur allzu¬ 
leicht nach Wochen, Monaten und Jahren abgezirkelte 
Einsperrungs-, bezw. Gefängnis- und Zuchthausstrafe ? Zur 
Beantwortung dieser beiden Fragen sehe ich mich ge¬ 
nötigt, dem Vergeltungsprinzip, das heute noch ausschliess¬ 
lich die Strafzumessung beherrscht, einige betrachtende 
Worte zu widmen. Dasselbe enthält den zweifellos an und 
für sich richtigen Gedanken, dass der Verbrecher durch 
seine Missetat nicht nur dem Geschädigten, sondern auch 
der menschlichen Gesellschaft, bezw. der sie jeweils ver¬ 
tretenden Staatsgewalt gegenüber eine Schuld auf sich 
geladen hat, die durch die Strafe getilgt werden soll. 
Allein niemand wird mich überzeugen können, dass diese 
letztere rein ethische, materiell gänzlich unmessbare 
Schuld, nach Art einer gewöhnlichen Warenschuld be- 
w'ertet werden könne, nämlich mittelst Festsetzung des 
Preises der Schuld, bezw. Straf wäre, in Zeitmassen, bezw. 
in Tagen, Wochen, Monaten etc. Lässt .sich z. B. die Straf¬ 
schuld nach dem Betrage der entwendeten Summe ab- 
raessen, wenn ein liederlicher Arbeiter seinem fleissigen 
Kameraden, der sich durch schwere Arbeit eine Summe 
von einigen hundert Franken erspart hat, diese ganze Er¬ 
sparnis durch Betrug oder Diebstahl entwendet, und ist 
es nicht barer Unsinn, wenn in einem solchen Fall die 
Strafkompetenz des Richters nur bis zu 3 Monaten Ge¬ 
fängnis geht, sofern die entwendete Summe 299 frs., da- 
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liegen bis zu mehreren .lahren Zuchthaus, wenn sie 301 frs. 
beträgt? Aus diesem einfachen und täglich sich ereignenden 
Beispiel ziehe ich folgende Folgerung: Vergeltung oder 
Sühne hat nicht den geringsten Wert, w^enn sie nicht 
der eigenen Initiative des Täters entspringt, 
bezw^ als „tätige Reue“ sich manifestiert. Ziel und Zw^eck 
der ganzen Strafrechtspflege muss daher darauf gerichtet 
sein, 1. die Willensfunktion, bezw^ die Gesinnung des Misse¬ 
täters so lange zu trainieren, bis er sich zur Sühne 
aus eigener Initiative entschliesst und 2. ihm die 
Möglichkeit zu verschaffen, diesen Entschluss auszuführen. 

Die \veiter unten folgende Besprechung der Grund¬ 
sätze, nach w'elchen ich mir die soeben genannten Postu- 
late der Strafrechtspflege ausgeführt denke, nötigt mich 
dazu, auch der bisherigen Formulierung des Strafbegriffs 
eine Betrachtung zu widmen. Die bisher als unfehlbar 
betrachtete Definition der Strafe besteht darin, dass die 
Strafe als ein Uebel definiert wird, demnach, wie 
V. Liszt und andere ausdrücklich betonen, als eine Rechts 
Verletzung, die der Staat berechtigt sein soll, dem Ver¬ 
brecher beizubringen, w^eil der letztere selbst eine solche 
begangen hat. Wenn nun dies der Sinn der Strafe sein 
soll, dann w^ar vom logischen Standpunkt gewiss die alte 
Talion, das „Auge um Auge, Zahn um Zahn^* die einzig 
richtige Strafart. Nun ist aber der Sinn der Strafe nach 
meinem Dafürhalten nicht in die Rechtsverletzung, sondern 
in die Rechtsentziehung zu verlegen. In der Ent 
Ziehung derjenigen Rechte, w^elche die Staatsgew^alt allen 
Bürgern gewährt und garantiert, bei w^elchen sie einen 
vernunftgemässen Gebrauch dieser Rechte präsumieren darf, 
hierin besteht der w^ahre und wie mir scheint logisch und 
psychologisch w^ohl begründete Sinn und Zweck der Strafe. 

Die Worte „Handlungsfähigkeit und Rechtsfähigkeit“, 
deren erstes bekanntlich die Fähigkeit, Handlungen vor 
zunehmen, die einen rechtlichen Erfolg haben, deren zweites 
die Fähigkeit bezeichnet, Inhaber von Rechten zu sein, 
enthalten den Inbegriff sämtlicher durch die Rechtsordnung 
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den Staatseinwohnern, welchen Alters und Geschlechts sie 
auch sein mögen, gewährten Rechte. Die verschiedene Be¬ 
deutung dieser beiden Ausdrücke lässt bereits die Möglich¬ 
keit erkennen, eine Graduierung in dem Entzug dieser 
Rechte eintreten zu lassen. Dass der Staatsgewalt unter 
gewissen durch die Rechtsordnung festgetzten Umständen 
die Befugnis zustehe, die Handlungsfähigkeit zu beschränken, 
wird wohl von niemandem bestritten. Dagegen wird von 
manchen Strafrec^htstheoretikern das Axiom aufgestellt, 
dass die Rechtsfähigkeit zu den sogen. Menschenrechten 
gehöre, auf welche jeder Mensch eo ipso denselben Ansprucli 
habe und deren ihn die Staatsgewalt unter keinen Um¬ 
ständen berauben dürfe. Ich meinerseits vermag nicht 
einzusehen, welchen Anspruch auf Rechtsfähigkeit z. B. 
ein Mensch noch haben kann, der die Rechtsfähigkeit 
seines Nebenmenschen so gering achtet, dass er sogar 
dessen ganze Persönlichkeit zu vernichten bestrebt ist. 
Dies nebenbei. Zur Frage der Strafgraduierung zurück¬ 
kehrend, so lässt sich eine solche in qualitativer und 
quantitativer Richtung denken. In qualitativer Be¬ 
ziehung kennt unser heutiges Strafrecht, sofern man von 
der sogen. Einstellung in den bürgerlichen Ehrenrechten 
(einer Strafart, welche für eine Menge von Personen gar 
keine Strafe ist, da sie entweder ihr ganzes Leben lang 
nicht zur Ausübung solcher Rechte gelangen oder auf 
deren Ausübung nicht den geringsten Wert legen) absieht, 
eigentlich nur die Graduierung durch Verschärfung der in 
Gefangenschaft bestehenden absoluten Entziehung der 
Handlungsfähigkeit durch Zwangsarbeit. Denn die Geld¬ 
strafe, die man zur Entkräftung meiner Behauptung an¬ 
führen könnte, dient nicht sowohl der Graduierung, als 
dazu, die eine Strafart durch die andere zu ersetzen, wenn 
die individuellen Vennögensverhältnisse des Sträflings diese 
Aenderung als opportun erscheinen lassen und zwar in 
gänzlicher Verkennung des idealen Charakters, den die 
Strafe stets bewahren soll, wenn sie anders dem Ver¬ 
geltungsprinzip treu bleiben will. Sie kann und darf in 
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diesem Sinn nichts anderes sein als Ehrenstrafe, d. h. eine 
Strafe, die den Delinquenten der Ehre beraubt, als voll 
wertiger, für alle seine Handlungen verantwortlicher Bürger 
zu gelten. Wird die Geldstrafe als eine der Freiheitsstrafe 
gleichwertige betrachtet, so entkleidet man die letztere 
völlig ihres idealen bezw. moralischen Charakters, und 
kaum hat w^ohl irgend ein anderes Verfahren der Straf 
gerichtspraxis mehr zur Verwilderung des Rechts- und 
Ehrgefühls im Volke beigetragen, als diese unterschieds¬ 
lose Anwendung der Geld- und Freiheitsstrafen. 

Als vollwertiger Bürger darf nach meiner Ansicht 
der Delinquent erst dann wieder betrachtet und behandelt 
werden, nachdem er seine Missetat sowohl dem Geschädigten 
als der Staatsgewalt gegenüber gesühnt hat. Die erst¬ 
genannte privatrechtliche Sühne kann bei den Lukrativ- 
delikten unter Umständen leicht durch vermögensrechtliche 
Einbusse geschehen, die letztgenannte staatsrechtliche 
Sühne nur durch möglichst untrügliche Leistung des Be¬ 
weises, dass der Delinquent seine ganze Gesinnung gründlich 
geändert habe, wovon später die Rede sein soll. Bei allen 
erstmaligen Delinquenten muss präsumiert w^erden, dass 
diese Gesinnungsänderung, beziehungsweise Gesinnungs 
trainierung bei zw^eckentsprechender Organisation der 
Strafanstalten möglich ist. Sie wird aber je nach dei* 
psychologischen Natur des Delinquenten, die sich aus der 
Natur des Delikts mit annähernder Sicherheit erkennen 
lässt, vermutlich kürzere oder längere Zeit in Anspruch 
nehmen, woraus sicdi die Notw’endigkeit einer quantitativen 
Graduierung der Strafe ergibt. Aus diesem Gesichtspunkte 
aber w ird dieselbe ni(*ht in superklugen hach dem objektiven 
ratbestande abgezirkelten Zeiträumen von Wochen und 
Monaten zu bestehen haben, sondern es fällt dann dem 
Richter die der ärztlichen ähnliche Aufgabe zu, die Diagnose 
der psychischen Natui* des Delikts zu machen und die 
Prognose zu stellen, in w^elchem Zeitraum sich die Sanierung 
der Gesinnung des Delinquenten bei geeigneter Behandlung 
desselben erwarten lässt. Selbstverständlicdi indessen darf 
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hier die prognostische Bestimmung der Behandlungs¬ 
beziehungsweise Strafzeit nicht gänzlich der willkürlichen 
Abschätzung durch den Richter anheim gestellt werden, 
sondern sie muss grosso modo in wenigstens halbjährigen 
Zeiträumen für jede der obgenannten ])eliktsgruppen unter 
Berücksichtigung der bisher auf diesem Gebiet gemachten 
Erfahrungen gesetzlich festgelegt werden. Denn vom 
kriminalistischen Patienten kann man billigerweisc nicht 
verlangen, dass er die Bestimmung seiner Kurzeit der 
Willkür derjenigen Personen (des Richters oder des 
Gefängnisdirektors) überlassen soll, in denen er von vorn¬ 
herein seine natürlichen Feinde sieht, dies um so weniger, 
als er selbst nach abgelaufener Strafzeit den Beweis der 
erfolgten Heilung zu leisten hat. Diese besteht hier in 
der vernunftgemäss geregelten Willenstätigkeit und die 
Beweisleistung liegt daher vollständig in der Macht 
des Delinquenten, zum Unterschied vom ärzt¬ 
lichen Patienten, der über die Regelung seiner 
organischen Funktionen keine Macht besitzt, am aller¬ 
wenigsten gerade der Irrsinnige, der rücksichtlich des 
Sitzes der Krankheit dem Verbrecher bekanntlich am 
nächsten steht oder zu stehen vermutet wird. Ich bitte 
hier ans dieser Bemerkung schliessen zu wollen, dass 
meine Anschauungsweise in diesem Punkt derjenigen 
Lombroso’s und seiner namentlich im Kreise naturwissen¬ 
schaftlicher Dilettanten zahlreichen Anhänger direkt ent¬ 
gegengesetzt ist. 

Die quantitative Graduierung der Strafe auf psychischer 
Grundlage hätte, wie aus obigem hervorgeht, zugleich den 
Vorteil, mit den kurzzeitigen Freiheitsstrafen gründlich 
aufzuräumen, und würde somit ein Postulat der modernen 
Strafrechtswissenschaft erfüllen, das sich mit Recht je 
länger je lebhafter geltend macht und es scheint mir nur 
eines logisch und psychologisch unanfechtbaren grund¬ 
legenden Gedankens zu bedürfen, um ihm zu baldigem 
Siege zu verhelfen. 
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Auch zu Gunsten einer Aenderung beziehungsweise 
Erweiterung der qualitativen Graduierung scheint die öffent¬ 
liche Meinung hinlänglich vorbereitet zu sein, insofern die 
sogen, „bedingte Verurteilung^, wie auch die in neuerer 
Zeit befürwortete „bedingte Entlassung“ es dem Sträfling 
ermöglichen soll, in quasi halber Freiheit d. h. unter 
stetiger Aufsicht der Behörde stehend, das Gefängnis vor 
angetretener, beziehungsweise vor abgelaufener Sti*afzeit 
zu verlassen und im bürgerlichen Verkelir seine vorige 
oder eine neue Stellung einzunehmen. Man kann dies als 
eine Graduierung ad fninora, statt ad majora auf fassen, da 
die behördliche Aufsicht eben doch Antritt beziehungsweise 
Fortsetzung einer Strafe bedeutet. 

Ich sehe nun nicht ein, warum sich dieses Institut 
der „bedingten Verurteilung oder Entlassung“, das eigentlich 
in nichts anderem, als in dem Ersatz der Gefangenschaft 
durch eine Art von staatlicher Vormundschaft besteht, 
nicht in der Weise verallgemeinern Hesse, dass die Bevor¬ 
mundung gleich von vornherein als qualitativ geringere 
Strafe über den Delinquenten verhängt würde. Dieses 
bereits von v. Massow und Vargha, von letzterem 
freilich von einem von dem meinigen gänzlich verschiedenen 
Gesichtspunkt, befürwortete Institut der pönalen Vor¬ 
mundschaft scheint mir ein überaus fruclitbarer Ge¬ 
danke, der die grössten und allgemein empfundenen Uebel- 
stände der gänzlichen Freiheitsentziehung mit einem Schlage 
beseitigen würde. Nur dürfte dieses Institut, wenn es als 
Strafe für ein begangenes Delikt und nicht als 
Belohnung für gutes Verhalten im Gefängnis an¬ 
gewendet würde, nicht, wie Vargha meint, der Führung 
freiwilliger gemeinnütziger Vereine überlassen werden, 
sondern müsste unter allen Umständen den staatsrecht 
li(!hen Charakter der übrigen Strafen bewahren 
und daher der Leitung einer staatlich bestellten und ge 
regelten pönalen Vormundschaftsbehörde unterstellt werden. 
Als vorzugsweise geeignet für eine solche Strafart würden 
mir sämtliche Lukrativdelikte mit Ausnahme von Erprcs- 
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sung, Einbruchsdiebstahl und Raub erscheinen, jedoch nur 
zum Zweck erstmaliger Bestrafung und nur für Delinquenten, 
die im Lande der Inhaftierung ansässig sind, demnach 
nicht für eigentliche Vaganten und nicht für landesfremde 
Personen, die zufälligerweise im Moment der Begehung im 
Inhaftierungslande beschäftigt sind. Von diesen Prämissen 
ausgehend habe ich mir ein vorläufiges Urteil über die 
Möglichkeit der Durchführung der „pönalen Bevormundung" 
zu bilden gesucht und hiefür das mir zur Verfügung stehende 
dreijährige Zählkartenmaterial der Basler Sträflings weit 
benützt, das zwar natürlich nur sehr minime Zalilen 
liefert, aber immerhin einen Mikrokosmus der westeuro¬ 
päischen Gefangenschaftsbevölkerung darstellen mag. Die 
nachfolgende kleine Tabelle ist das Ergebnis dieser Unter¬ 
suchung. 



Gesamtzahl der 
vom 1. Jan. 1900 bis 
31. Dez. 190*2 zur 
Inhaftierung gelang¬ 
ten Straffälle 

Davon begangen 
durch in Basel wohn¬ 
hafte erstmals für 
Lukrativdelikte 
bestrafte Delin¬ 
quenten 

Gesamtstrafdauer 
der in Rubrik 2 ge¬ 
zählten Fälle 

Monate Tage 

Betrug. 

87 

24 

94 

168 

Bankrott .... 

4 

2 

6 

— 

Fälschung, ver¬ 
mögensrechtlicher 
Urkunden . . . 

34 

12 

60 

84 

Münzdelikte . . . 

5 

1 

6 

— 

Hehlerei .... 

2G 

12 

24 

70 

Unterschlagung . . 

59 

21 

82 

105 

Einfacher Diebstahl 

228 

53 

184 

189 

Total 

443 

126 

456 

616 


In runden Zahlen ausgedrückt, sagte mir diese 
Tabelle, dass 28 "/o der hier aufgezählten Fälle sich nach 
meinem Dafürhalten für die Strafbehandlung durch pönale 
Vormundschaft geeignet hätten und dass den 125 Sträf¬ 
lingen hiedurch eine Gefangenschaftszeit von fast genau 
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40 Jahren erspart worden wäre. Da die Gesamtheit aller 
während der nämlichen Periode in die Strafanstalten des 
Kantons Baselstadt erfolgten Eintritte 1023 beträgt, so 
würde somit eine Entlastung der Anstalten um mehr als 
12®/o bewirkt worden sein, ein statistisches Ergebnis, das 
mir, vom ethischen Standpunkt ganz abgesehen, schon in 
finanzieller Beziehung den Gedanken der pönalen Vor¬ 
mundschaft als prüfungswürdig erscheinen lässt. Die 
Finanzfrage gipfelt natürlich in der Bestellung und Führung 
der pönalen Vormundschaftsbehörde. Zu weiterer Er¬ 
örterung dei- Finanzfrage fehlt mir indessen der Anlass 
und die Befähigung. Bei weitem wichtiger ist jedenfalls 
das ethische Moment dieser Strafart. Es liegt in ihr ein 
ähnlicher Sinn wie in der capitis deminutio des römischen 
Rechts, nämlich derjenige einer Minderung der recht¬ 
lichen Persönlichkeit, als logisch berechtigte Strafe 
für den Missbrauch derselben, während die Gefangenschaft 
die vollständige Suspendierung derselben, capitis deminutio 
7naxima, darstellt. Die erstere Strafe (als pönale Bevormund¬ 
ung gedacht) bedeutet somit nicht „Aufhebung der Schuld¬ 
knechtschaft“, wie Vargha meint, sondern im Gegenteil ge- 
wissermassen eine Legalisation dieses Instituts, insofern durch 
Verurteilung zu einem geringem Grade der Schuldknecht¬ 
schaft der stärkere Grad, nämlich die Gefangenschaft, den 
auch Vargha nicht gänzlich abzuschaffen vermag, seine 
wahre Bedeutung „Schuldknechtschaft unter der Gewalt 
der öffentlichen, an Stelle der privaten Person“ zu sein, 
erhält. Bei den Kriminalisten der Lombroso-Häckel’schen 
Observanz scheint es freilich Mode werden zu wollen, 
die Frage nach der Schuld bezw. die Frage nach der 
Verantw'ortlichkeit des Menschen für seine Handlungen, 
soweit es die Strafrechtspflege betrifft, gänzlich abzu- 
schaffen. Dass nach dem ABC der Logik von diesem 
Standpunkt die Frage nach Schuld und Verantwortlichkeit 
auch aus dem Obligationenrecht gestrichen werden müsste, 
stört die Herren Vargha und Konsorten nicht im mindesten, 
ihr „naturwissenschaftliches“ Strafrecht für den Gipfel der 
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Weisheit zu proklamieren, und alle diejenigen, die das 
Dogma von der cellular-pathologischen Beschaffenheit der 
grauen Hirnrinde der Uebeltäter nicht akzeptieren, mit 
Lourdes-Pilgern und allem übrigen wundergläubigen geisti¬ 
gen Gelichter in einen Topf zu werfen! Gewiss ist ja 
freilich eine Krankheit ira Uebeltäter vorhanden, aber eine 
Krankheit der Gesinnung und der ihr entspriessenden 
Willenstätigkeit, die nur durch den Kontakt mit gesunden 
Gesinnungen und den Konflikt mit der eigenen Gesinnung, 
soweit noch Gesundes in ihr ist, geheilt zu werden vermag. 
Allein ob diese Krankheit ein materielles Substrat habe 
und welcher Natur dasselbe sei, das haben bis heute 
weder Philosophen noch Naturforscher zu ergründen ver¬ 
mocht und werden es nie ergründen. Bezeugt wird dieser 
Satz durch die von Seite dieser Herren am häufigsten 
zitierte Autorität mit den bekannten Worten: „In's Innere 
der Natur dringt kein erschaffener Geist‘^ 

Ich habe oben die Erziehung des Missetäters zur 
„tätigen Reue^^ und die Verwirklichung der Möglichkeit, 
sie ins Werk zu setzen, als die beiden Hauptpostulate der 
Sträflings-Therapie bezeichnet. Es dürfte nun kaum von 
jemanden bezweifelt werden, dass die pönale Bevormundung 
bei gewissenhafter und saehgemässer Durchführung von 
Seite der Staatsgewalt, diesen beiden Indikationen, wie keine 
andere Strafart dort entsprechen würde, wo das Delikt vor¬ 
wiegend im blossen Missbrauch der eigenen Handlungsfähig¬ 
keit und nicht in der Verleugnung der Rechtsfähigkeit, 
mit anderen Worten, des Existenzrechts einer andern Per¬ 
sönlichkeit besteht. Ferner würde sie mir auch dazu be¬ 
rufen erscheinen, den Klassenunterschied, der sich bei der 
Anwendung der Geldstrafen auf so gehässige Art fühlbar 
macht, wenigstens zu mildern, wo nicht zu beseitigen: 
nämlich in der Weise, dass der Unvermögliche, der die 
Geldstrafe nicht bezahlen kann, anstatt eingesperrt zu 
werden und hierdurch auch seine Familie in Mitleidenschaft 
gezogen zu sehen, pro tempore seiner Zahlungsunfähigkeit 
unter pönale Vormundschaft gestellt würde. 
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Niemand dürfte bezweifeln, dass die Gefangenschaft 
in der x\rt und Weise, wie sie heutzutage fast überall 
durchgeführt wird, den obgenannten Postulaten nicht nur * 

in keiner Hinsicht entspricht, sondern meistens geradezu 
entgegenarbeitet, und hieran ist wiederum die verkehrte ■- 
Anwendung des Vergeltungsprinzips schuld, wonach das 
Wesen der Sühne nicht in der tätigen Reue, sondern in 
der gleichsam pfundweise nach dem objektiven Tatbestand 
abgewogenen Gefangenschaftsdauer, bezw in der Aus- % 
gleichung der Uebeltat des Delinquenten durch eine von 
Seite der Staatsgewalt an ihm verübte Uebeltat erblickt , #]*' 
wird. Nach meiner Anschauung würden diese Zustände ;[■ 
mit einem Schlage geändert, wenn die Gefangenschaft als 
wirkliche Schuldknechtschaft, somit als capäis deminuHo 
maxima betrachtet wurde, was soviel sagen will, dass sie 
ausnahmslos mit Z^vangsarbeit verbunden würde. Mittelst ^ 

der Zwangsnrbeit soll womöglich das Ziel erreicht w^erden, > 

den Delinquenten zur tätigen Reue zu erziehen. Dies kann ■ 

aber nur geschehen, w'enn er das Bewusstsein erlangt, 
dass „Arbeit des Bürgers Zierde und Segen der Mühe Preis*^ 
ist. Als einen grossen Segen wird er es indessen nicht 
empfinden, w'enn die Frucht seiner Arbeit in den Staats¬ 
säckel gelangt oder ihm im besten Fall beim Austritt aus 
der Strafanstalt ein kleines Bettelgeschenk verabfolgt w ird, 
das ihn für w^enige Tage der Nahrungssorge enthebt. Den 
Segen wdrd er erst empfinden, wenn er weiss, dass seine 
Arbeit in erster Linie dem Geschädigten zu gute kommt, 
w^odurch sein Gewissen entlastet wird, in zw^eiter seiner 
eventuell darbenden Familie, in dritter ihm selbst als Spar¬ 
pfennig, und erst in vierter dem Staat, der seinen Anspruch 
auf Entschädigung erst dann verdient, wenn er durch 
richtige Erziehungs- bezw\ Strafgrundsätze dafür gesorgt 
hat, dass der in seiner Gesinnung gebesserte Sträfling die 
steuerzahlende Bürgerschaft nicht von neuem belästigt 
und beunruhigt. 

Dass der hier gekennzeichnete Zweck der Sträflings- 
Therapie durch kurzzeitige Gefangenschaft, namentlich 
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wenn sie über Rezidivisten verhängt wird, nimmermehr 
erreicht werden kann, und dass unsere Strafrechtspraxis 
wirklich für die grosse Mehrzahl der schwerem Verbrechen 
verantwortlich zu machen ist, wird zur Genüge durch 
die Tatsache illustriert, dass jedenfalls weit über 50 7o 
aller das Publikum in erheblichem Masse aufregenden 
Einbruchsdiebstähle, Raubmorde, Lustmorde etc. von 
Rezidivisten begangen werden und zwar meist von solchen, 
die bereits 10 bis 20 bis 50 mal die Strafanstalten der 
verschiedenen Länder passiert haben, so dass man beinahe 
auf den Gedanken kommen muss, die Rechtspflege habe 
das grösste Vergnügen daran, diese Bestien auf die ge- 
ängstigte Menschheit loszulassen. Ich gebe ja gerne zu, 
dass unsere gesellschaftlichen Zustände vielfach derart 
sind, dass Menschen schliesslich zu Bestien werden, und 
dass diese Erkenntnis die politischen und wirtschaftlichen 
Parteien vollauf berechtigt, ihr Möglichstes zur Sanierung 
derselben nach bestem Wissen und Gewissen beizutragen, 
aber keineswegs dazu jene Menschen, die nun einmal 
Bestien geworden sind, dem Arm der Strafrechtspflege zu 
entziehen. Dieser bleibt nach meiner Ansicht, in solchen 
Fällen nichts anderes übrig, als Bestien, deren Natur nun 
einmal nicht mehr zu ändern ist, für dahin und daweg 
unschädlich zu machen. Auf welche Weise dies geschehen 
mag, halte ich für eine ganz sekundäre Frage, über welche 
sich zu erhitzen nicht der Mühe wert ist. 

Sobald man die Sühne und Vergeltung in die „tätige 
Reue“ verlegt, so erkennt man sofort, dass bei Rezidivisten 
der objektive Tatbestand zur Beurteilung des Strafmasses 
nicht mehr in Frage kommen kann und dass die konträre 
staatliche Uebeltat einer kurzzeitigen Freiheitsstrafe, die 
im Grunde nichts anderes ist, als eine verballhornte Talion, 
gänzlich ausser Kurs gesetzt werden muss, da die Er¬ 
ziehung des Rezidivisten zur tätigen Reue nicht Monate, 
sondern Jahre erfordert. Bessere Belehrung Vorbehalten, 
bin ich auch der Meinung, dass die kurzzeitigen Freiheits¬ 
strafen der Rezidivisten in den Kosten, die das Sträflings- 
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wesen dem Staat verursacht, den grössten Betrag aus- 
inachen, weil die Leistungen ihrer Zwangsarbeit viel zu 
gering sind, um ihre Unterhaltungskosten zu decken. 
Würde die Schuldkneclitschaft der Rezidivisten auf Jahre, 
statt auf Monate ausgedelint, wie dies bereits der er¬ 
zieherische Zweck der Strafe erfordert, so könnten land¬ 
wirtschaftliche oder industrielle Zwangsbetriebe eingerichtet 
werden, mittelst deren vielleicht nicht nur ihre Unter¬ 
haltungskosten gedeckt, sondern auch dem vornehmsten 
Postulat der tätigen Reue, der Entschädigung des Ge¬ 
schädigten Genüge geleistet werden könnte. Wenn die 
Zwangsbetriebe diesem Postulate dienstbar gemacht würden, 
so würde wahrscheinlich auch die ^Missgunst schwinden, 
mit welcher namentlich der Handwerkerstand ziemlich 
berechtigtigterweise diesen Instituten gegenüber steht. 

Meine bisherigen Ausführungen bezogen sich haupt¬ 
sächlich auf die Lukrativdelikte, die ja ohnehin in weitaus 
grösster Zahl die gerichtliche Strafpraxis fim Gegensatz 
zur polizeilichen gemeint) beschäftigen. Für die erstmalig 
zu verurteilenden Delinquenten der dritten Gruppe, nament¬ 
lich die Beschädiger von Sachgütern, die dem öffentlichen 
Schutze unterliegen, sowie für die erstmals mit ]\Ie.sser und 
Revolver hantierenden Helden, wäre eigentlich die Prügel¬ 
strafe das richtige und ihrem Vergehen adäquate Kur¬ 
mittel ihrer Gesinnung. Leider ist diese Strafe durch ihre 
abscheulich verkehrte Anw^endung gegen Delimiuenten der 
V. Gruppe, bei welchen sie das bereits stark gesunkene 
Ehrgefühl noch vollständig vernichtet, in derartigen und 
wohlverdienten Misskredit geraten, dass von ihrer 
Wiedereinführung selbst in Fällen, avo sie vollständig an¬ 
gebracht wäre, keine Rede mehr sein kann. Passender 
Weise dürfte sie hier durch Körperstrafen indirekter Art, 
Einsperrung bei Wasser und Brot, schwere zwölfstündige 
Zwangsarbeit und dergl. mehr ersetzt werden. Aehnliclies 
dürfte bei den männlichen Veibrechern der TV. Gruppe in 
Anwendung gezogen Averden: bei den Verführern von 
Kindern und erAvachsener unbescholtener Mädchen, rück- 
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sichtlich deren sie als intellektuelle Urheber des von 
solclien Mädchen begangenen Kindsmordes zu betrachten 
sind. Die ßezidivisten der hier genannten Gruppen halte 
ich für ganz oder nahezu unheilbar, daher lebenslängliche 
oder mindestens langjährige Einsperrung mit oder ohne 
Zwangsarbeit vom Standpunkt des Interessenschutzes für 
unerlässlich. 

Das schwierigste und mit Rücksicht auf die Zahl der 
Delinquenten beinahe wichtigste Problem wird der Straf¬ 
rechtspflege (und zwar hier der polizeilichen) in der Be¬ 
handlung der V. Gruppe gestellt. Die Zählkarten der dies¬ 
bezüglichen Statistik, die oft genug im nämlichen Jahr 
sechsmal für den nämlichen Sträfling ausgestellt w^orden, 
beweisen zur Genüge, dass hier die Strafzumessung nach 
dem Vergeltungs- oder Sühneprinzip ein vollständiges Fiasko 
darstellt. Der Grund hievon ist leicht einzusehen: denn 
hier gibt es gar nichts zu sühnen, als das „non parere“. 
Die Vergeltungspraxis weiss daher nichts anderes zu tun, 
als „Landstreicherei, Bettel, Widersetzlichkeit etc.“ als 
„kleine“ Vergehen zu betrachten, die in früherer Zeit nach 
dem Muster der damaligen Schulpädagogik mit Prügel, 
heute den modernen Anschauungen entsprechend, mit kurz¬ 
zeitigem Arrest „gesühnt“ werden. 

Zur Orientierung in dieser Frage halte ich es für 
nötig, das Wesen der Polizeistrafe näher zu charakterisieren. 
Mir scheint der Unterschied zwischen der Gerichts- und 
der Polizeistrafe darin zu liegen, dass dort eine wirklich 
verübte rechtswidrige Handlung, hier bereits die aus mehr 
oder minder triftigen Gründen präsumierte Absicht zu 
einer solchen bestraft wird, wozu die Polizei zum Zwecke 
des Schutzes gewisser Interessen des Gemeinwohls genötigt 
wird. Wenn sie z. B. den Verkauf unreifer Früchte ver¬ 
bietet und bestraft, so geschieht dies, w-eil sie die Absicht 
des Betruges beim Verkäufer präsumiert, während der 
Verkäufer vom Standpunkt der Handelsfreiheit der nicht 
ganz unberechtigten Ansicht sein kann, es sei Sache des 
Käufers sich diejenigen Früchte zu w'ählen, die ihm zu 
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essen belieben. In ähnlicher Weise lässt sich vom polizei¬ 
lichen Standpunkt die Bestrafung der Landstreicher und 
Bettler motivieren, indem bei ihnen die Absicht allerlei 
Unfug und Skandal, wenn nicht Schlimmeres zu verüben 
präsumiert wird, während sie doch andererseits keiner 
Schädigung irgend eines privaten Rechtsgutes bezichtigt 
werden können, so lange nämlich sich ihr Verhalten auf 
Landstreicherei und Bettel beschränkt. Dass die genannte 
Präsumtion bei der grossen Mehrzahl dieser Leute zutrifft, 
kann wohl nicht bestritten werden, aber noch unbestreit¬ 
barer ist die Tatsache, dass die kurzzeitige Inhaftierung 
weder den einzelnen Delinquenten von seinem Hange zur 
Landstreicherei kuriert, noch die Proletarierklasse im 
allgemeinen daran verhindert, sich dieses mühelosesten 
Mittels zu bedienen, um ihr Leben zu fristen. Wenn der 
Staat, wie es seine Pflicht ist, prophylaktisch und thera¬ 
peutisch gegen dieses Krebsübel der Gesellschaft ankämpfen 
will, so muss eben auch wieder die psychologische Ursache 
desselben studiert werden. Diese liegt meines Erachtens 
in dem gänzlichen Mangel an Ehrgefühl dieser Klasse, 
dem natürlich wieder eine andere causa generatrix tm Grunde 
liegt, eine causa, die jedermann kennt, da sie in nichts 
anderem besteht, als in dem Mangel jeglichen materiellen 
Besitzes. Denn nur mittelst materiellen Besitzes, er mag 
noch so gering sein, vermag sich das Bewusstsein von 
Rechten und Pflichten, in welchen allein das Ehrgefühl 
besteht, heranzubilden und im Verkehr mit anderen 
Menschen zu äussern. Die dem Uebel angemessene Kur 
ergibt sich hieraus ohne weiteres; Sie besteht in der 
Gewöhnung an fruchtbringende Arbeit. Aber 
fruchtbringend muss sie sein, womit gesagt sein soll, dass 
der Delinquent von vornherein die Ueberzeugung gewinnen 
soll, dass er durch fleissige Arbeit zu Eigentum gelangen 
werde. Auch sollte sie, bei erstmals aufgegriffenen Vaganten 
wenigstens, nicht den Charakter der Schuldknechtschaft 
tragen, da der Delinquent hier nicht die Schuld der Ver¬ 
letzung irgend eines materiellen Rechtsguts auf sich 
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geladen hat, die allein die Verurteilung zur Schuldknecht¬ 
schaft rechtfertigt. Sie musste im Gegenteil den Charakter 
eines freiwillig für mindestens ein Jahr eingegangenen 
Arbeitsvertrages erhalten, allerdings unter Bedrohung von 
Arbeitszwang, falls der Delinquent bei Verweigerung des 
Vertrages oder bei Vertragsbruch zum zweitenmal wegen 
Landstreicherei inhaftiert werden muss. Die näheren 
Bestimmungen eines derartigen Vertrages, wie überhaupt 
die Gestaltung des Verfahrens, das im Sinn der hier 
geäusserten Grundsätze befolgt werden müsste, halte ich 
mich nicht für kompetent zu detaillieren. Ohnedies hängt 
der Gegenstand mit den grössten volkswirtschaftlichen 
Problemen so innig zusammen, dass von einer weiteren 
Erörterung desselben hier abstrahiert werden muss. 

Zum Schlüsse meiner Ausführungen eilend, die eine 
anfänglich nicht beabsichtigte Ausdehnung gewonnen haben, 
kann ich nicht umhin auch noch der Geldstrafe einige 
Worte zu widmen. Meines Erachtens .sollte dieselbe 
namentlich bei Delikten der Gruppen III und IV er¬ 
gänzend neben der Freiheitsstrafe in jenen Fällen ver¬ 
hängt werden, wo dies geschehen kann, ohne die un¬ 
schuldige Familie in Mitleidenschaft zu ziehen, unter 
Ausschluss der Freiheitsstrafe dagegen in jenen Fällen, 
wo die Erzielung des psychologischen Strafzwecks mittelst 
dieser als unangemessen oder aussichtslos erscheint, 
wie dies bei der Verletzung idealer Rechtsgüter, Ehren¬ 
kränkungen etc. stets der Fall sein dürfte. Den Nachdruck 
möchte ich aber darauf legen, dass die gezahlten Straf¬ 
summen weder in den unersättlichen Rachen des Fiskus, 
noch in den Rachen der meist geldgierigen Ankläger 
gelangen, sondern dazu verwendet werden sollten, der 
tätigen Reue der in Schuldknechtschaft befindlichen Delin¬ 
quenten in den obengenannten Richtungen zu Hülfe zu 
kommen, wenn sie trotz guten Willens aus eigener Kraft 
diese nicht zu verwirklichen vermögen, ferner dazu, solchen 
Delinquenten nach vollzogener Sühne, bezw. nachdem sie 
ihre Schuld dem Verletzten und dem Staat gegenüber 
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getilgt haben, eine wohlverdiente und ehrenhafte Existenz 
zu ermöglichen, endlich dazu, die Erziehung verwahrloster 
Kinder und jugendlicher Verbrecher nach Möglichkeit zu 
fördern und zu unterstützen. 

Ich schliesse meine Gedankenspäne über Strafrechts¬ 
pflege mit folgenden Thesen: ’ 

1. Die Klassifizierung der Delikte nach dem vom 
Missetäter beabsichtigten Zweck leistet viel Er- 
spriesslicheres für die Strafrechtspflege, als die 
Klassifizierung nach dem geschädigten Rechtsgut. 
Namentlich ist sie allein im Stande, die Grundlage 
für eine rationelle Umgestaltung unserer Straf¬ 
anstalten in dem Sinn zu liefern, dass diese letz¬ 
tem dem modernen Zweck, Kuranstalten für 
tnoral insanity zu sein, entsprechen können. 

2 Die qualitative Differenzierung der Strafzumessung 
soll in der Weise geschehen, dass Lukrativ-Delikte 
je nach Umständen mit pönaler Bevormundung oder 
mit Zwangsarbeit in geschlossener Anstalt (in der 
Regel mit Ausschluss von Einzelhaft), Schädigungs¬ 
delikte dagegen (Sachbeschädigung, sexuelle und 
gewöhnliche Angriffe auf die Person) mit relativ 
kurz bemessener, aber stark verschärfter Einzel¬ 
haft bestraft werden. 

3. Die quantitative Differenzierung der Strafzumessung 
soll in Abstufungen geschehen, die bei pönaler Be¬ 
vormundung und Zwangsarbeit, bezw. bei Lukrativ- 
Delikten nach mindestens halbjährigen, bei Einzel¬ 
haft, bezw. bei Schädigungsdelikten nach mindestens 
monatlichen Zeiträumen abzumessen sind. Bei der 
quantitativen Differenzierung soll hauptsächlich die 
erzieherische Prognose, die sich im Einzelfall aus 
der Natur des Tatbestandes ergibt, massgebend 
sein, immerhin aber auch unter Berücksichtigung 
der ethischen, aber nicht der materiellen Grösse 
der Verschuldung. 
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4. Der eigentlichen Strafe, die man als „ethische 
Schuldbehaftung“ bezeichnen kann, ist die finan¬ 
zielle Schuldbehaftung hinzuzufügen, die so lange 
zu dauern hat, bis der Sträfling den ganzen oder 
einen bestimmten durch Urteilsspruch festzusetzen¬ 
den Prozentsatz • seiner finanziellen Schuld bezw. 
des angerichteten Schadens mittelst Zwangsarbeit 
oder, unter pönalei Vormundschaft stehend, in freier 
Arbeit getilgt hat. Die Tilgung dieser materiellen 
Schuld gilt als Beweis seiner „tätigen Reue“. 

5. Zur Ermöglichung dieses Postulats muss die 
Zwangsarbeit der Sträflinge derart organisiert 
werden, dass sie Produktionswerte zu erzeugen 
vermag, deren Ertragstiberschuss in erster Linie 
denjenigen Teil des Schadenersatzes an die Ver¬ 
letzten liefern soll, der nicht aus dem Vermögen 
des Delinquenten geleistet werden kann. 

6. Wo kein materieller Schaden durch das Delikt 
entstanden ist, so namentlich bei den meisten 
Wollust-Delikten, soll an die Stelle des Schaden¬ 
ersatzes eine schwere, durch Zwangsarbeit abzu¬ 
tragende Geldstrafe treten, deren Betrag weder 
dem Verletzten noch dem Fiskus, sondern einem 
besonderen Fonds zugute kommen soll, der den 
Zwecken der Kriminalitäts-Prophylaxe zu dienen hat. 

7. Unter keinen Umständen darf das Delikt als ge¬ 
sühnt betrachtet werden, bevor nicht der Delin¬ 
quent den vollgültigen Beweis der „tätigen Reue“ 
erbracht hat. Ist dies geschehen, so ist er wieder 
als vollwertiger Bürger zu betrachten. Aus diesem 
Gesichtspunkt verliert nicht nur die „bedingte Ent¬ 
lassung“, sondern auch die Nebenstrafe der „Ein¬ 
stellung in bürgerlichen Ehren“ ihre Existenz¬ 
berechtigung. An die Stelle der „bedingten Ver¬ 
urteilung“ tritt ohnehin bei dieser Organisation der 
Strafrechtspflege „die pönale Bevormundung“. 
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8. Wo „Sühne“ in dem oben gekennzeichneten Sinn 
sich als nicht mehr durchführbar erweist, bleibt 
für die Strafrechtspflege nichts mehr übrig, als 
dem Utilitätsprinzip einer möglichst wirksamen 
Unschädlichmachung des Delinquenten zu huldigen. 


Die modeme amerikanische Strafgeset^bung 

nach S. Batrows New Legislation conceming crimes, misdenieanors aml 

Penalilies. 

Von Pfarrer Rauchstein. 


„Verbrechen, Vergehen und Strafen“ nach 
neuester Gesetzgebung betitelt der Kommissar der Ver¬ 
einigten Staaten für die internationale Gefängniskommission, 
Herr Samuel J. Barrows, ein grossartiges Mosaikgemälde 
der Strafpraxis seines Vaterlandes mit der Tendenz, sowohl 
den Geist und die Ziele derselben als auch andrerseits zu 
zeigen, wie die Eingangs genannten Begriffe in den ein¬ 
zelnen Staaten sittlich aufgefasst und rechtlich bestimmt 
werden. So soll und kann die Arbeit nicht bloss der Straf¬ 
rechtskunde dienen, sondern auch praktisch zu der Arbeit 
der Vereinheitlichung der amerikanischen Strafgesetzgebung 
einen Beitrag leisten, der ihr bei ihrer Zwiefältigkeit als 
teils föderaler, teils staatlicher Gesetzgebung und der 
Vielfältigkeit der letzteren in den 47 Staaten der Union 
zu gönnen ist. Der Verfasser weiss, dass dieser Beitrag 
zunächst nichts weiter als eine Darstellung dieser Mannig¬ 
faltigkeit ist, aber eine solche Ueberblick verschaffende 
Zusammenstellung lässt die Aufgaben deutlich erkennen, 
deren Lösung ein einheitliches Recht herbeiführt. 

Ausserdem aber nimmt die Arbeit des Herrn Barrows 
das Interesse für die Zivilisation Nordamerikas und seiner 


Digitized by Google 



282 


einzelnen Staaten in Anspruch. Gerade die Verschieden¬ 
heit in der Stellungnahme der einzelnen Staaten zu Ver¬ 
brechen und Strafe zeigt den sittlichen Standpunkt ihrer 
Bewohner ebensowohl wie die Eigentümlichkeit ihres sozialen 
Lebens. 

Um ein Bild der amerikanischen Strafgesetzgebung 
zu geben, das der Gegenwart und Wirklichkeit entspricht, 
hat der Verfasser alles historische ausgeschlossen und 
seinen Stoff so gewählt, wie er sich in den Strafgesetz¬ 
büchern der einzelnen Staaten nach den Sitzungen ihrer 
gesetzgebenden Körperschaften in den beiden Jahren 1897 
und 1898 gestaltet hat. Ausgeschlossen blieb auch der 
eigentliche Strafprozess, dagegen musste hin und wieder 
das Privatrecht berührt werden, weil tatsächlich dieselben 
Vergehen in dem einen Staat unter das Privatrecht, in 
dem andern unter das Strafrecht fallen und weil hier und 
da privatrec^htlich verhängte Qeldbussen im Unvermögens¬ 
fall durch Freiheitsstrafen ersetzt werden können. 

Endlich berührt sich die staatliche Gesetzgebung mit 
der munizipalen Gerichtsbarkeit. Nicht nur, dass den 
einzelnen Gemeinwesen in einem Staat eine gewisse Be¬ 
fugnis eingeräumt ist, Strafen zu verhängen, sondern von 
Staatswegen ist ihnen die Verfolgung bestimmter Vergehen, 
die Art und das Ilöchstmass der Strafe vorgeschrieben. 
Die Art der Vergehen selbst ist in solchen Fällen keines¬ 
wegs immer schwerer als die, welche der lokalen Autorität 
überlassen zu werden pflegt. So könnte z. B. das Verbot, 
in der Nähe von oberirdischen Telegraphenleitungen Drachen 
steigen zu lassen, der städtischen Polizei überlassen werden, 
es ist aber durch Staatsgesetz des Staates New-York 
für die Hauptstadt nebst einigen 50 anderen ähnlichen 
erlassen und das Verbotene mit einer Geldstrafe von 
10 Dollar belegt. Auch was die Höhe der Strafen betrifft, 
so geht diese bei den meisten der durch Staatsgesetz be¬ 
stimmten und der lokalen Gerichtsbarkeit überlassenen 
nicht über das Mass der von dieser selbständig zu ver¬ 
fügenden hinaus: nur in einzelnen Fällen schwerer Ver- 
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gehen, die eigentlich vor das Forum der staatlichen Ge¬ 
richtsbarkeit gehören, geschieht dies. Es herrscht also 
in der Verteilung der Strafgerichtsbarkeit auf staatliche 
und lokale Gerichtshöfe kein einheitliches Prinzip. 

Der Verfasser setzt weiter die Einteilung der Straf¬ 
taten auseinander. Sie stimmt mit der in England überein 
und enthält zwei Arten: „/elonies“ und „misdemeanors“, die 
den deutschen Worten „Verbrechen“ und „Vergehen“ nur 
ungefähr entsprechen. 

Insofern nämlich entsprechen sie ihnen nicht, als man 
unter Vergehen einen leichteren, unter Verbrechen einen 
schwereren Verstoss gegen die Gesetze versteht, während 
die Unterscheidung zwischen felonie und misdemeanor im 
englischen wie amerikanischen Strafrecht nicht auf der 
Natur der Straftaten, sondern auf der Art ihrer Bestraf¬ 
ung beruht. So gehört, wie aus der „Allgemeinen Ueber- 
sicht des englischen Strafrechts, von Stephen“ angeführt 
wird: Untreue und Bigamie zu der einen. Betrug durch 
Vorspiegelung falscher Tatsachen und Meineid zu der 
andern der angeführten Klassen. Ebenso erscheint, wenn 
die Strenge der Bestrafung und die Bedeutung des Straf¬ 
falles massgebend sein sollen, darin ein grosser Wider¬ 
spruch, dass über verschiedene Verbrechen vor dem 
Polizeigericht, über Vergehen unter Umständen vor dem 
höchsten Strafgericht verhandelt wird. „Eine genaue 
Definition“, sagt ein englischer Strafrechtslehrer, „könnte 
ein Rechtsgelehrter von der einen oder andern Art der 
Straftaten nur geben, wenn er alle Straftaten aufzählt, 
welche die eine Art umfasst“. Trotzdem ist für das, was 
in England und Amerika felonie benannt wird, ursprüng¬ 
lich ein bestimmtes Kennzeichen da gewesen; es umfasste 
alle Straftaten, deren Bestrafung Einziehung von be¬ 
weglichem oder unbeweglichem Gut einschloss. 

Wie die Auffassungen über die genannten beiden 
Arten der Straftaten in der Gesetzgebung der Staaten der 
Union auseinandergehen, zeigt sich beispielsweise an einem 
Fall, wo „Betrügerei bei Wahlen“ in einem Staat als 
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„Vergehen^^, in einem andern als „Verbrechen“ bezeichnet 
wird. Der erstere bestraft ’-das „Vergehen^^ mit einer 
Geldstrafe von 500 Dollar oder mit Zwangsarbeit von 
6 Monat bis 1 Jahr oder mit beidem, der andere bestraft 
dieselbe Tat als „Verbrechen“ und lässt für Zwangsarbeit 
eventuell Zuchthaus eintreten. 

Was die Strafdauer betrifft, so kann sie bei einem 
„Vergehen“ länger sein, als bei einem „Verbrechen“, und 
ähnlich verhält es sich mit der Ausführung der Strafe. 
Sie müsste nach allgemeiner Annahme für letzteres ja 
strenger sein, als für ersteres und ist es wohl auch 
ursprünglich gewesen, aber die Beeinflussung der Straf¬ 
vollstreckung durch das christliche Prinzip der Wieder¬ 
gewinnung der Seele des Verbrechers und damit auch 
seiner ganzen Leistungsfähigkeit in der Richtung seines 
Willens nach göttlicher und menschlicher Ordnung, kurz 
gesagt, die Ausnutzung der Strafzeit zur Besserung des 
Bestraften hat dies Verhältnis geändert. Die Anwendung 
und Durchführung dieses Prinzips empfahl sieh mehr in 
den grossen als in den kleinen Gefängnissen und zwar 
aus verschiedenen Gründen. Zunächst war, was die An¬ 
wendung betraf, diese bei den Insassen jener Anstalten 
am meisten nötig und durch die meist lange Strafdauer 
begünstigt. Dann aber lieferte auch ihre festere Organi¬ 
sation der pädagogischen Behandlung in der Durchführung 
des Prinzips einen festen Halt. Endlich machte der Aufent¬ 
halt in einem organisierten Gefängnis mit der gewaltsamen 
festen Einfügung des Insassen in eine strenge Lebensregel 
sein Herz den Bestrebungen, es zur Aufnahme der Arbeit 
an sich selbst und damit zum Bewusstsein der Selbst¬ 
ständigkeit, Freiheit, Persönlichkeit wiederzugewinnen, zu¬ 
gänglicher. 

So wurden die grossen Gefängnisse mit musterhaften 
Einrichtungen und Ausstattungen versehen und bieten 
dadurch den Gefangenen einen viel angenehmeren Aufent¬ 
halt, als die kleinen in alter Weise ausgestatteten. Beim 
Hinblick auf dieselben ruft der Verfasser aus: Es kann 
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keine schlimmere Bestrafung für einen Gefangenen geben 
als die, welche ihn zu einem Verbrecherl eben verurteilt. 
In der Tat machen der Umgang mit Straf genossen und 
der Mangel erziehlicher Einwirkung auf den Willen im 
Gefängnis manchen erstmalig Straffälligen zu einem Ge- 
wohnheits- und berufsmässigen Verbrecher. 

Innerhalb der einfachen Einteilung aller Straftaten 
in felonies und ndsdemeanorsy also in schwerere und leichtere 
Verbrechen ist die Reihe der im Gesetz verfügten Strafen 
eine sehr grosse und bei den verschiedenen Staaten eine 
sehr verschiedene. Sie sind mit einem Höchstmass und 
einem Mindestmass angegeben, zwischen denen sie nach 
Befinden des Gerichtshofes und je nach dem einzelnen 
Fall ihre bestimmte Grösse erhalten. Es ist schwer zu 
entdecken, sagt der Verfasser, nach welchem Grundsatz 
in einem amerikanischen Gesetzbuch die Unterschiedlich¬ 
keit der angegebenen Strafmasse abgewogen ist. Am 
grössten ist sie bei den leichteren Vergehen. Oberflächlich 
lässt sie einen Schluss auf die relative Bewertung des 
Schadens zu, der durch die für strafbar erklärten Hand¬ 
lungen verursacht wird, und zwar sowohl in einem einzelnen 
Staat wie — durch Vergleich der betreffenden Gesetz¬ 
bücher — in bezug auf andere Staaten. 

In einigen wenigen Staaten sind die (Gesetzbücher 
anders. Sie enthalten nicht Strafzumessungen für einzelne 
Vergehen bis zu den kleinsten hinab, sondern teilen mit 
Ausnahme der schweren Verbrechen alle übrigen Straftaten 
in zwei Teile und verfügen ein und dasselbe allgemeine 
Strafmass für alle Fälle eines jeden Teils. So verhält es 
sich z. B. mit dem Staate New-Jersey. Einige besondere 
Verbrechen erhalten ihre besondere Strafe, alle übrigen 
Verbrechen und Vergehen sind in Vergehen und sc^hwere 
Vergehen nusdenieanors - high niisdeineanors geteilt, und 
Abschnitt 217 des revidierten Strafrechts von 1898 setzt 
fest: „Wenn irgend eine Person eines Verbrechens für 
schuldig befunden wird, welches durch dieses oder irgend 
ein anderes Staatsgesetz für ein schweres Vergehen erklärt 
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und für welches eine Strafe nicht ausdrücklich festgesetzt 
ist, soll er mit einer Geldstrafe nicht über 2000 Dollar 
oder mit einer Freiheitsstrafe ohne oder mit Zwangsarbeit 
bis 7 Jahr, oder mit Geld- und Freiheitsstrafe bestraft 
werden“. — Im Fall „schwerer“ Vergehen gehen die 
Strafen über das angegebene Mass hinaus, wie z. B. bei 
beabsichtigtem Giftmord, wenn der Tod nicht erfolgt ist. 
Hier beträgt merkwürdiger Weise die Geldstrafe nicht 
mehr als 1000 Dollar, Freiheitsstrafe aber kann bis zu 
15 Jahren verhängt werden; Entführung ist mit Strafe bis 
5000 Dollar oder Einsperrung bis 20 Jahre belegt. 

Abschnitt 218 desselben Gesetzes bestimmt ent¬ 
sprechend dem vorangehenden, dass jemand wegen einer 
Handlung, die vom Gesetz als Vergehen bezeichnet wird, 
mit Geldstrafe bis 1000 Dollar und Einsperrung bis 3 Jahr 
mit oder ohne Zwangsarbeit zu bestrafen ist. Ebenso ist 
in dem Staat Georgia 1895 die Strafe für ein Vergehen 
auf 1000 Dollar höchstens, Einsperrung auf 6 Monat, Straf¬ 
kolonnenarbeit 1 bis 12 Monat nach dem Ermessen des 
Richters festgesetzt und wird seitdem in allen Strafgesetzen 
dieses Staates, sobald die spezielle Handlung als Ver¬ 
gehen bezeichnet ist, auf die obige Straffestsetzung ver¬ 
wiesen. 

Es ist wahr, was der Verfasser an diesem System 
lobt: dass die Aufgabe des Gesetzgebers durch dasselbe 
sehr vereinfacht wird. Inwiefern es lobenswert ist, dass 
die Gesetze dadurch gleichförmiger und auch die Strafen 
gleichartiger werden, muss dahingestellt bleiben. Das ist 
sicher, dass der Richter durch eine solche Straffestsetzung 
die grösste Freiheit erhält, bei der Strafabmessung nach 
den besonderen Verhältnissen des einzelnen Falles und 
nach der Persönlichkeit des Straffälligen zu verfahren. 

Um ein Urteil über die neue Vereinfachung der Straf¬ 
festsetzung gewinnen zu lassen, hat der Verfasser tabel¬ 
larisch die Festsetzungen des neuen revidierten Straf¬ 
gesetzbuches von New-Jersey mit denen des früheren 
dieses Staates zusammengestellt. Im ganzen ergibt sich 
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bei ihrer Betrachtung, dass das Höchstmass der Strafe 
nach dem neuen Gesetzbuch höher ist, als nach dem alten, 
das Mindestmass aber niedriger, sodass die Grenzen für 
das Strafmass nach beiden Richtungen hinausgerückt er¬ 
scheinen. Allerdings legt diese Tabelle auch die Frage 
nahe, ob nicht die Klassifizierung der Straftaten unter nur 
zwei Titel doch eine zu magere ist und nach der Richtung 
der leichteren Vergehen hin zu streng wirkt, sodass eine 
dritte unterste Abteilung für eine Reihe dieser Vergehen 
mit noch geringeren Strafen als die angegebenen notw^endig 
erschiene. 

Einen noch grösseren Fortschritt in der Strafabmessung 
erhofft der Verfasser von der eventuellen Einführung der 
unbestimmten Verurteilung, w’odurch nach seiner Meinung 
die beiden Schwierigkeiten; die Strafe genau der Tat oder 
genau dem Täter anzupassen, Schwierigkeiten, die dem 
Gesetzgeber ebensoviel wie dem Richter zu schaffen machen, 
vermieden w^ürden. 

Wie aus der Entwicklung des Lebens in immer neuen 
Einrichtungen beständig auch neue Rechtsgüter entstehen 
und neue Willenssphären sich bilden, die des gesetzlichen 
Schutzes bedürfen, so werden auch neue Strafandrohungen 
für die Verletzung derselben notwendig. Bei der raschen 
Vegetation des amerikanischen Lebens tritt dies besonders 
hervor, und daher erscheinen in den neuen amerikanischen 
Strafgesetzen eine grosse Anzahl neuer Vergehen mit den 
dazu gehörigen Strafen. Die richtige Bemessung der 
letzteren ist schwer zu beurteilen. Wenn »sie, wie der Ver¬ 
fasser sagt, nach der jetzigen Theorie des Strafrechts von 
den beiden Gesichtspunkten aus: abzuschrecken oder den 
Straffälligen für die Zukunft vor dem Verbrechen zu be¬ 
wahren, also von der General- oder Spezialprävention 
bestimmt wird, so muss doch immer die Erfahrung in der 
Zukunft lehren, ob der Zweck erreicht wird. Wie vieles 
aber sonst noch bei der Strafabmessung mitspricht, zeigt 
die grosse Verschiedenheit der für dasselbe Vergehen oder 
für ähnliche in den verschiedenen Staaten angesetzten 
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Strafen. Ein dem vorliegenden Werke beigefügtes Ver¬ 
zeichnis sämtlicher in den Gesetzen der einzelnen Unions¬ 
staaten genannten Vergehen, alphabetisch nach der Art 
derselben und innerhalb dieser nach den Staaten bezw. 
Bezirken deren geordnet, gestattet in dieser Beziehung- 
leicht Uebersicht und Vergleich. 

Die grosse Verschiedenheit in der Bestrafung, die 
dieser Vergleich zeigt, ist um so auffälliger, als die be¬ 
treffenden Strafen von den verschiedenen Staaten doch 
gleichzeitig verfügt sind. Die Zeit ändert ja unter Umständen 
die Auffassung und Bewertung von Straftaten, aber die 
Strafbestimmungen der Unionsstaaten sind alle für die 
Gegenwart revidiert und festgesetzt. Dazu kommt, dass 
die Verschiedenheit in der Bestrafung desselben Vergehens 
sogar innerhalb ein und desselben Staates vorkommt, dass 
durch Staatsgesetz die Strafe für ein Vergehen in den 
verschiedenen Bezirken verschieden festgesetzt ist, wie 
z. B. bei den Gesetzen über Glückspiel und Missbrauch 
geistiger Getränke. Es liegt nahe als Erklärungsgrund 
dafür eine lokalverschiedene Schädlichkeit oder Ueber- 
handnahme des betreffenden Vergehens anzunehmen, aber 
der Verfasser selbst meint, dass es unmöglich ist, einen 
Grundsatz oder eine Richtschnur in diesem Verhältnis der 
einzelnen Staaten zu finden. Der Unterschied in den 
Strafen ist oft so klein, sagt er, dass man sich fragen 
muss, wozu er überhaupt da ist und doch andrerseits 
bedeutend genug, um erkennen zu lassen, dass er nicht 
zufällig ist. Er meint, dass die Sache ebenso unerklärlich 
ist, Avie die Verschiedenheit in der Rechtsprechung, die 
ja allerdings diesseits wie jenseits des Ozeans schon viel 
Kopfzerbrechen verursacht hat. Endlich kommt er zu dem 
Schluss, dass die Verschiedenheit besteht, weil man noch 
keinen ernsten Versuch gemacht hat, die Sache einheitlich 
zu regeln und weil man unbewusst immer noch der Meinung 
folgt, dass Verbrechen Gegenstand lokaler Behandlung ist. 
Es dürfte dies gerade in Amerika allerdings zu begreifen 
sein. Das grosse Gebiet der Union ist ja aus lauter einzelnen 
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Niederlassungen entstanden, die erst vereinzelt und ohne 
Verfassung dann weiter sich ausbreiteten, ohne noch sich 
zu berühren und so unabhängig von einander je nach 
ihrem Bedürfnis Verfassung gewannen und ebenso zum 
Schutz derselben ohne langes Erwägen und Abmessen 
Strafen aussetzten, deren rohe mehr willkürlich gewonnene 
Form noch durch keine ursprünglich unnütze, jetzt aber 
notwendig werdende Rücksichtnahme auf die Bestimmungen 
der Nachbargebiete geändert ist. 

Die neue Gestalt der amerikanischen Strafgesetze ist 
grösstenteils durch redaktionelle Umarbeitung der schon 
bestehenden gewonnen, die den Zweck verfolgte und 
erreichte, den Gesetzen im ganzen und im einzelnen einen 
scharfen Ausdruck ihrer Substanz und eine abgerundete 
Form zu geben. Weniger tritt eine Veränderung der 
Strafen hervor. Allgemein ist letztere stets die bemerkens¬ 
wertere, denn es lässt sich aus ihr die Bewegung des 
Zeit- und Volksgeistes dem Verbrechen gegenüber erkennen. 
Aber bei den amerikanischen Gesetzen ist dies, wie der 
Verfasser meint, wenig oder gar nicht der Fall. Es herrscht 
hier dieselbe Unerklärbarkeit wie bei der lokalen Ver¬ 
schiedenheit der Strafbestimmungen. Die neuen Gesetze 
entbehren auch der Bezugnahme auf die früheren, des Aus¬ 
drucks eines organischen Zusammenhangs mit ihnen. Nur 
ein mühseliges Suchen in den früheren Gesetzen, sagt der 
Verfasser, lässt erkennen, ob man es bei einem neuen 
Gesetz mit einem neuen Gegenstand strafrechtlicher Be¬ 
stimmung oder bloss mit einer neuen Form zu tun hat. 
Ohne verschärft oder ermässigt zu sein, haben die Strafen 
einen weiten Umfang bekommen, um alle Verletzungen 
der durch Amendements erweiterten Gesetze zu decken, 
in denen die einzelnen Bestimmungen wie Brombeeren auf 
einer dickbesetzten Ranke sich ausnehmen, ln der Tat 
lässt sich beim Durchblättern der amerikanischen Straf¬ 
gesetze die Vorstellung von einem Dickicht leicht gewinnen. 
Namentlich ist dies der Fall bei den Bestimmungen, die 
eine hervorragende, beliebte und darum äusserst durch- 
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gebildete Betätigung des öffentlichen Lebens, die Ausübung 
des Wahlrechts betreffen. 

Wenn auch bei einzelnen Veränderungen der neuen 
Strafgesetze eine Aenderung der öffentlichen Meinung in 
bezug auf die Schwere eines Verbrechens, oder in bezug 
auf das Bedürfnis der Abschreckung von einem solchen 
gefunden werden kann, so ist doch die grosse Mehrzahl 
derselben wunderlicher Art. So wurde z. B. in einer 
14tägigen Session über eine zum Bedürfnis gewordene andere 
Fassung eines Eisenbahngesetzes, obwohl ausdrücklich nur 
die Fassung in Frage stand, die Strafe für Unterlassung 
der Berichterstattung seitens der Eisenbahngesellschaft an 
die Behörde, die früher 50 bis 100 Dollar betrug, auf 
mindestens 60 Dollar erhöht, ohne dass ein Anlass dazu 
vorlag und ohne dass man behaupten könnte, dass diese 
Mehrandrohung von 10 Dollar um so abschreckender 
gegen diese einfache Unterlassungsünde wirken wird. 

Ein anderes Beispiel für willkürliche aus der Luft 
gegriffene Strafmassänderungen bieten die Jagdgesetze in 
Tennessee, deren Uebertretung in einem Fall mit ein paar 
Dollar mehr, in einem andern Fall mit ein paar Dollar 
weniger gegen früher belegt ist. Auffällig ist übrigens 
bei den Jagdgesetzen mehrerer Staaten das Verbot des 
Wildexportes und der auf ihn entfallenden Strafe, die 
hier und da sogar Gefängnis einschliesst. 

Als beabsichtigt deutlich erkennbare Verschärfung 
der bisherigen Strafe zeigt sich die Bestrafung ungesetz¬ 
licher Verteilung oder Aufspeicherung von Waffen mit 
Gefängnis zusätzlich zu der bisher bestehenden Geldstrafe 
von 20 bis 50 Dollar in Wiskonsin. In Nebraska geht 
man den Seifenfabrikanten zu Leibe, die an Seuchen 
gefallenes Vieh kaufen, und hat die Strafe für jeden Fall 
auf das Doppelte des früheren Satzes, von 25 bis 100, 
auf 50 bis 200 Dollar erhöht. Ausserdem steht wie bisher 
Gefängnis bis 6 Monat darauf. In demselben Staat ist 
gesetzwidriges Verfahren mit einem Leichnam, z. B. Ver¬ 
stümmelung, Sezieren, aber auch Aussetzen, Versenken in 
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einen Wasserlauf und dergl. Jetzt mit Geldstrafe bis 2500 
Dollar eventuell mit Zuchthaus von 1 bis 3 Jahren oder 
mit beiden bedroht, während früher die Strafe nur 100 bis 
500 Dollar betrug. 

In Missouri müssen wohl arge AVahlvorgänge statt¬ 
gefunden haben, denn hier ist die Strafe für ungesetzliche 
Stimmabgabe bei Hauptwahlen auf das fünffache von ur¬ 
sprünglich 100 auf 500 Dollar erhöht worden, ebenso ist die 
Gefängnisstrafe von 30 auf 90 Tage gestiegen. 

Eine Strafe, die namentlich wegen ihrer Herkunft 
aus dem liberal denkenden Amerika uns befremden, zu¬ 
gleich aber bei vielen ein beifälliges Lächeln erzeugen 
muss, besteht in Nebraska für diejenigen, welche an junge 
Menschen unter 21 Jahren Zigaretten mit oder ohne Be¬ 
zahlung abgeben, und diese Strafe ist im Mindestmass 
jetzt zehnfach, im Höchstmass vierfach erhöht. Sie betrug 
früher 10 bis .50 Dollar und beträgt jetzt 100 bis 200 
Dollar. 

Vielleicht noch bemerkenswerter ist, dass in Texas 
Veröffentlichungen, die gegen die Schamhaftigkeit ver- 
stossen, bisher mit Geldstrafe bis 100 Dollar, von jetzt an 
als schwere Vergehen mit Zuchthaus von 2 bis 5 Jahren 
Bestraft werden. In Nord-Dakota wird ein sogenannter 
Interessenten-„Ring“, der sich zwecks Beeinflussung des 
Warenhandels oder der Fabrikation bildet, jetzt mit dem 
zehnfachen der früheren Strafe, die 500 Dollar oder Ge¬ 
fängnis bis 1 Jahr betrug, bestraft. Diese Strafe erscheint 
bei aller Strafwürdigkeit des mit ihr bedrohten Vergehens 
streng. Weit überboten aber wird ihre Bemessung durch 
die Strafe, welche in Alabama für das Uebertreten auf 
fremdes Gebiet bei der Jagd bisher verhängt war und die 
5000 Dollar betrug. 

Wie hart und unbillig ist diese Strafe z. B. in dem 
Fall, dass ein tötlich getroffenes Tier noch eine kurze 
.Strecke über die Grenze läuft und von dem Schützen nach 
der Verendung zurückgeschleppt wird! Bei der Revision 
des Strafgesetzes 1897 wurde sie auf 20 Dollar ermässigt. 
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Der Verfasser bemerkt hierzu, dass strenge Straf¬ 
festsetzungen nicht immer ihr Ziel erreichen. In der Tat 
wird der Richter bei der Subsummierung des Straffalls unter 
einen so strengen Gesetzesparagraphen mit äusserster Zu¬ 
rückhaltung verfahren, er wird sich vor der Anw’endung 
einer übermässig strengen Strafbestimmung scheuen. Das 
wiederum kann, wenn es den Verbrechern bewusst wird, 
diesen eine gewisse Vertrauensseligkeit verschaffen, die 
sie zum Verbrechen ermutigt. Ein neues Beispiel würde 
dies für die Berechtigung der Meinung sein, dass vieles in 
der modernen Strafgesetzgebung zwar auf das Verbrechen, 
aber nicht auf den Verbrecher zugeschnitten ist. 

Eine grosse Reihe von Strafbestimmungen verdankt 
ihre Entstehung der modernen Zivilisation und lässt 
interessante Beziehungen der grossen Erfindungen unserer 
Zeit zu dem verbrecherischen Sinn erkennen. Zunächst 
lenkt sich hierbei der Blick auf das weite Gebiet der 
Elektrizität. Es bedarf des Rechtsschutzes wie jedes andere 
Gebiet, es liefert zugleich dem Verbrecher Mittel zu seinem 
Zweck. Nachdem Franklin durch Fliegenlassen seines 
Drachens die Elektrizität einmal vom Himmel geholt hat, 
ist jetzt dies Vergnügen in der Nähe von elektrischen 
Leitungsdrähten, die durch die Luft gezogen sind, mit 
empfindlichen Strafen belegt, weil es sowohl denen, die die 
Drachen steigen lassen, als auch den Leitungen und denen 
die auf ihnen zu arbeiten haben, sehr schädlich werden 
kann. Andrerseits kann der elektrische Strom, dessen Er¬ 
zeugung Geld und Arbeit kostet, unberechtigt abgeleitet 
und zur Verschaffung eines Vermögens Vorteils verwendet 
werden. Daraus entsteht die Strafandrohung für Diebstahl 
elektrischer Energie. Die Beschädigung oder Zerstörung 
elektrischer Anlagen bedarf natürlich keines besonderen 
Gesetzes, wenigstens nicht im grossen Ganzen, da der¬ 
gleichen Verbrechen unter den schon vorhandenen Titel 
der Sachbeschädigung fallen. Ein Beispiel, wie die Elek¬ 
trizität dem Verbrecher helfen kann, bietet das bis jetzt 
wohl nur in Amerika übliche Anlegen von Apparaten an 
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telegraphische Luftleitungen, um Depeschen abzufangen 
und ihren Inhalt zur Ausübung von Betrügereien zu ver¬ 
werten. Die Elektrizität rächt sich für diesen Miss¬ 
brauch an dem Verbrecher durch ihre Hülfe im Dienst 
der Kriminalpolizei — und neuerdings auch des Henkers — 
an dem Verbrecher. Wie durch die Benutzung der 
Elektrizität, so ist auch durch die Eisenbahn eine stattliche 
Reihe von Vergehen veranlasst, unter denen das Stehlen 
,,einer Fahrt“ besonders erwähnenswert ist. Für unter¬ 
nehmende Leute bietet ja ein Eisenbahnzug oder -Wagen 
trotz aller Vorkehrungen noch Gelegenheit genug, ohne 
Billet mitzukommen, sei es in Lowrys oder im verschlossenen 
Güterwagen, auf den Puffern oder gar unter dem Wagen. 
Die Strafen dafür sind in den verschiedenen Staaten der 
Union verschieden. Georgien bestraft es mit 1000 Dollar 
oder 6 Monat Gefängnis oder 12 Monat Strafkolonne, Utah 
mit nur 50 Dollar oder 50 Tage Gefängnis höchstens. Das 
scheusslichste Verbrechen auf diesem Gebiet ist das Herbei¬ 
führen von Zugentgleisung, wogegen scharfe Strafen in 
Amerika notwendig wurden. Der Staat Newyork erhöhte 
die bestandene Strafe bereits 1889 bei Gefährdung von 
Menschen von 10 auf 20 Jahre Gefängnis, ohnedem von 
3 auf 5 Jahre. Ist ein Mensch dabei ums Leben ge¬ 
kommen, so gilt jetzt das Verbrechen als Mord im ersten 
Grade, Avorauf der Tod steht. Michigan bestraft schon 
den Versuch mit Einsperrung und Zwangsarbeit von 
5 Jahren bis lebenslänglich. Wiskonsin bestraft das 
vollendete Verbre(*hen, wenn der Tod eines Menschen er¬ 
folgt, mit lebenslänglichem Gefängnis. 

Zu den Neuerungen, welche Gesetze veranlassen, ge¬ 
hört auch das Fahrrad. Diese Gesetze nehmen zum Teil 
die Radfahrer gegen das Publikum, zum Teil das Publikum 
gegen die Radfahrer in Schutz. So verbietet in Konnektikut 
ein Gesetz den Radfahrern, in stark bevölkerten Städten 
schneller als 10 IMeilen (englisch) per Stunde zu fahren, 
was aber schwer zu kontrollieren sein dürfte. Sympathisch 
berührt eine Strafandrohung des Staates Illinois, der die 
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Radfahrer gegen diese selbst in Schutz nimmt. Ein Gesetz 
dieses Staates vom Juni 1897 verbietet einer Körperschaft 
und einer einzelnen Person ein Rennen einzurichten, zu 
leiten, an demselben Teil zu nehmen, das länger als 
12 Stunden hintereinander dauert oder das, wenn es länger 
dauern soll, nicht hinter je 12 Stunden Fahren 6 volle 
Stunden Ruhe hat — bei einer Geldstrafe von 25 — 500 
Dollar oder Gefängnisstrafe von 30 Tagen bis 1 Jahr. 

Eine andere Reihe von Strafbestimmungen gibt ein 
Spiegelbild der fortgeschrittenen Gewissenlosigkeit in Handel 
und Gewerbe, aber auch der ernsten Abwehr .seitens der 
zum Schutz der menschlichen Gesellschaft berufenen 
Organe. Dahin gehören die Gesetze über den Verkauf von 
feuergefährlichem Petroleum, von Dynamit und ähnlichen 
explosiven Stoffen. Der Staat Wiskonsin bestraft den 
Verkäufer von explosivem Petroleum, durch dessen Ent¬ 
zündung in einer Lampe eine Person den Tod gefunden 
hat, wegen Todschlag. Narkose oder Anaesthesie erzeugende 
Mittel dürfen nur von privilegierten Leuten und nur nach 
ärztlicher Verordnung abgegeben Averden. Zuwiderhand¬ 
lungen werden im ersten Fall je in den einzelnen Staaten 
mit Geldstrafen von 5, 10, 25, 50 Dollar, im Wiederholungs¬ 
fall mit solchen bis 300 Dollar mit oder ohne Gefängnis 
bis 30 Tage bestraft. Umherreisende Verkäufer von Heil¬ 
mitteln zahlen in Süd-Karolina, wenn sie ergriffen werden, 
100 Dollar oder müssen 100 Tage absitzen, Maryland führt 
jetzt lasten über Ammen und Hebammen und bestraft den 
freihändigen Verkauf von Brillen und Lorgnetten. 

In Bezug auf die Verfälschung der Nahrungsmittel, die 
in den Strafgesetzen der Union ebenfalls eine bedeutende 
Rolle spielen, hat Kalifornien die sehr anerkennenswerte 
Bestimmung getroffen, dass in jede Anstalt, die der Fürsorge 
für Kranke und Notleidende dient, nur reine Naturbutter 
und eben solcher Käse geliefert werden darf: Zuwider¬ 
handlungen sind mit Strafe bis 300 Dollar und Gefängnis 
bis G Monate bedroht. 
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Von anderen Gesetzesniaterien des amerikanischen 
Kodex dürften besonderes Interesse beanspruchen: 1. Die 
Arbeitergesetze, welche die Arbeitszeit die Verwendung 
von Frauen und Kindern bei der Arbeit regeln, die Ge¬ 
sundheit bei der Arbeit und in manchen Erwerbszweigen 
den gelernten Arbeiter gegen die Konkurrenz der ungelernten 
schützen. 2. Die Gesetze über Glücksspiele, die in Amerika 
sehr verbreitet sind. 3. Die Gesetze über alkoholische 
Getränke, von ungeheurer Zahl und vorwiegend lokalem 
Charakter. 4. Die Jagdgesetze von merkwürdiger Ver¬ 
schiedenheit in den einzelnen Territorien. 5. Schutzgesetze 
für Kinder und Minderjährige. Hier sei erwähnt, dass 
dem oben angeführten Verbot des Staates Tennessee 
(vom Jahre 1891), den Jlinderjährigen Zigaretten zu ver¬ 
kaufen, 1897 ein Gesetz folgte, welches die Einfuhr und 
das Feilhalten von Zigaretten überhaupt untersagte — 
ein eigentümlicher Kampf gegen die kleinen Papier¬ 
stummel ! — Aber der Staat verbietet auch den Besitzern 
von Lokalen, Minderjährige ohne Erlaubnisschein ihrer 
Eltern in die Billardzimmer eintreten zu lassen. 

Der kaleidoskopische Charakter der amerikanischen 
Gesetzgebung ist endlich den Unionsstaaten und ihren 
Gesetzgebern selbst zum Bewusstsein gekommen und über¬ 
drüssig geworden, wie aus dem Werk des Herrn Barrows 
zu ersehen ist. Es gibt bereits Staatsgesetze, welche der 
Zersplitterung des Rechts in lokale Bestimmungen Einhalt 
gebieten, indem sie die Arten der Vergehen nennen, die 
nur staatlich bedroht w^erden sollen. Es war auch 
wohl die höchste Zeit. Die Strafgesetze der 45 Unions¬ 
staaten füllen, wie der Verfasser mitteilt, 30000 Seiten. 
Sie enthalten aber auch eine so detaillierte Zeichnung 
des I^ebens, für das sie erlassen sind, wde bei keinem 
Staat der Welt, sie sind der Ausdruck eines grossartigen 
Lebens mit seinen Schatten- und auch Uchtseiten, aber 
auch das Zeugnis ernsten Strebens nach sittlicher Be¬ 
freiung und Vervollkommnung des Lebens. 
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Die FamilienfOrsorge im Berliner Verein zur 
Beeeerung der Stra^ngenen. ’ 

Vortrag, gehalten in der öffentlichen Versammlung des 

Vereins. 

Von Dr. Ernst Kosenfeid, Gerichtsassessor in Berlin. 


Seitens des Direktoriums unseres Vereins ist mir der 
ehrenvolle Auftrag geworden, über die Tätigkeit der „Ab¬ 
teilung für Familienfürsorge^^ Bericht zu erstatten. Da es 
das erste Mal ist, dass von dieser Stelle über die genannte 
Einrichtung gesprochen werden soll, so kann ich mir nicht 
versagen, etwas auf die Erwägungen und die Veran¬ 
lassungen einzugehen, w^elche uns dazu geführt haben, in 
planmässiger Weise für Weib und Kind des in Haft befind¬ 
lichen Gefangenen zu sorgen. 

Unser Verein heisst „Verein zur Besserung der Straf- 
gefangenen^^ und nicht, wie er nur zu häufig genannt 
wird „Verein zur Besserung entlassener Strafgefangener*^ 
Solchen Namen haben die Väter unseres Vereins ihm nicht 
gebeh w^ollen: Nicht den entlassenen Gefangenen wollten 
sie bessern, nein, gerade auf den in Haft befindlichen 
Sträfling wollten sie bessernd einwnrken — und so haben 
sie sich in der ersten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts 
durch Einführung von Seelsorge und Unterricht, sowie 
durch Errichtung von Knaben- und Mädchenstationen in 
den Berliner Stadtvoigteigefängnissen eifrig bemüht, das 
ihrige zu tun, um die Strafgefangenen zu bessern. 

Daneben waren sie in ausgiebiger Weise auf dem 
Gebiete der Entlassenenfürsorge tätig. 

Von einer Sorge für die Familien Inhaftierter ist 
damals nicht die Rede; allerdings taucht in den Jahres- 

*) Siehe Blätter f. Gefäiignisk. Band 34 S. 50 ff. (Dr. Feliseh). 
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berichten aus den dreissiger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts wiederholt die Frage auf, ob der Verein sich 
nicht auch dieser Unglücklichen annehmen solle; sie wird 
aber regelmässig verneint, weil „abgesehen davon, dass 
eine solche Fürsorge lediglich in das Gebiet der Armen¬ 
pflege gehöre, den Leichtsinnigen noch allein die Rück¬ 
sicht auf Frau und Kind von dem Verüben eines neuen 
Vergehens abhalte, diese Rücksicht daher von ihm nicht 
entfernt Averden dürfe“. 

Heute ist der Verein anderer Meinung: Er hat die 
Familienfürsorge in sein Arbeitsprogramm aufgenommen 
und damit ein di’eifaches anerkannt: Einmal, dass den 
notleidenden Angehörigen der Detinierten geholfen werden 
muss, zweitens, dass die Familienfürsorge im Interresse 
der Arbeit der Gefängnisvereine notwendig ist und drittens, 
dass gerade die Fürsorgevereine für entlassene Straf¬ 
gefangene berufen sind, sich dieser Armen anzunehmen. 

Den notleidenden Familien der Detinierten muss ge¬ 
holfen werden! Dass den Notleidenden als solchen bereits 
geholfen werden muss, das bedarf in einem Staate mit der 
sozialen Gesetzgebung Preussens gewiss keiner Erörterung; 
aber gerade den notleidenden Familien muss geholfen 
werden: Die bürgerliche Gesellschaft beruht auf der Ge¬ 
samtheit der in einem Staate befindlichen Familien, die 
Familien trennen, heisst also dem Staate seine Grundlage 
entziehen — solches tun wir aber, wenn wir untätig Zu¬ 
sehen, wie der Haushalt der einzelnen Familien durch die 
zwangsweise Entfernung ihres Oberhauptes auf immer zer¬ 
fällt. Das Aufrechterhalten des Haushaltes ist also eine 
wichtige Aufgabe der Sozialpolitik; aber noch mehr — ihre 
Erfüllung bildet eine Ergänzung und zwar eine notwendige 
Ergänzung der bisher geübten Tätigkeit der Gefängnis¬ 
vereine: 

Der Staat tut das Seine, um durch Seelsorge und 
Unterricht, sowie durch Gespräche der Oberbeamten mit 
dem Gefangenen ihn moralisch und intellektuell zu bessern, 
er ist bemüht, ihm das ehrliche Fortkommen nach der 
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Haftentlassung zu erleichtern, indem er ihn ein Handwerk 
lehrt, ihm das Fürsorgegeld, den sogenannten Arbeitsver- 
dienstanteil, mitgibt, endlich anordnet, dass die Anstalts¬ 
leiter zum Zwecke der Unterbringung des Strafentlassenen 
rechtzeitig mit den Fürsorgeorganen in Verbindung zu 
treten haben. 

Aber was nützen diese Massnahmen, was hilft es, 
dass der Gefangene die besten Vorsätze gefasst hat, wenn 
er nun hinaustritt ins Leben und sein Heim im Zustande 
der Verwahrlosung wiederfindet! Was sage ich: sein 
Heim! Dieses wird er ja nur zu häufig nicht Wiedersehen, 
allenfalls die Seinen, und diese im Zustande des Jannnei's 
und Elends. 

Wie werden sich denn regelmässig die Vorgänge ab¬ 
spielen, wenn der Familienvater gefängiich eingezogen 
wird? AVir haben es bei den Bestraften zum grössten 
Teile mit den ärmsten Klassen der Bevölkerung zu tun, 
also mit Leuten, die einen Spargroschen nicht ihr. eigen 
nennen. Aber besitzen sie selbst einen solchen, dann ist 
derselbe auch bald ausgegeben — und nun beginnt das 
Schuldenmachen, die Not. Einige Zeit helfen vielleicht 
mitleidige Flurnachbarn, einige Zeit lang geduldet sieh 
vielleicht der Hausverwalter mit dem Eintreiben der 
Miete, dann aber muss die Frau hinaus, um Arbeit, jeden 
falls aber um Hilfe zu suchen. Die Kinder, bereits der 
väterlichen Zucht ledig, entbehren nun auch der mütter¬ 
lichen Aufsicht, treiben sich auf der Strasse umher und 
geraten in schlechte Gesellschaft. Die Frau bleibt tags¬ 
über, sie selbst Versuchungen jeder Art ausgesetzt, ausser¬ 
halb des Hauses, ihre Ernährung, gleichwie die der Kinder 
wird noch dürftiger und unregelmässiger als bisher, die 
Kinder werden krank, sie selbst wird leidend. Der Ge¬ 
richtsvollzieher kommt schon lange nicht mehr, da er 
Pfändbares nicht vorfindet; dem Vermieter reisst endlich 
auch die Geduld, er strengt die Exmissionsklage an und 
stösst Weib und Kind auf die Strasse. Ist die Frau krank, 
so wird sie in das Krankenhaus geschafft, die Kinder 


Digitized by 


Googk 




Y;' werden in Waisenpflege gebracht, andernfalls und besten- 
falls finden sie alle Aufnahme im städtischen Familien- 
f Obdach. 

t Und nun kommt der Mann aus der Anstalt. Ja, wie 

^ sollen die guten Vorsätze, mögen sie noch so fest Wurzel 
^ gefasst haben, von Bestand sein, wenn er sich diesem 
I Uebermasse von Unglück gegenübersieht; weiss er ja 

■ nicht, an welcher Stelle er anfangen soll, um nur den 
[ Zustand wenigstens herzustellen, der bestanden hat, als er 
i den Seinen entrissen w'urde! Er wird, die Erfahrung zeigt 
f es ja täglich, das ihm von der Anstalt initgegebene Für- 
' Sorgegeld benützen, um im Rausche momentan seine Sorgen, 

■ seine Verzweiflung zu vergessen, und dann — wird er 
I rückfällig. 

* Das ist es aber ja gerade, was die Gefängnisvereine 
f vermieden sehen wollen und deshalb ist die Familien- 
I fürsorge ein notwendiger Bestandteil der Entlassenen- 
I fürsorge, ganz abgesehen davon, dass eine Umkehr auf 
I dem Wege des Verbrechens viel eher zu erwarten ist, 

wenn der Gefangene weiss, dass w'ährend seiner Haft 
; einigermassen füi‘ die Seinen gesorgt wird. 

Aber ist diese Familienfürsorge nicht Sache der öffent- 

• liehen Armenpflege, hat unser Verein nicht recht, w'enn 
er noch im Jahresberichte pro 1889 sagt: „Wir erachten 
es nicht für eine Aufgabe des Schutzvereins, sondern der 

\ allgemeinen bürgerlichen, wie der kirchlichen Armenpflege, ' 
sich der oft in grosser Not befindlichen Familien anzu- 
nehmen. Gegenüber den .Armenbehörden und den Vereinen, 
f deren Ziel speziell die Armenpflege ist, stehen die Familien 
; der Verhafteten in keiner anderen Lage als alle anderen, 
in Not befindlichen Familien, denn für sie ist die Abwesen¬ 
heit des Ernährers wegen Verhaftung keine Schuld, sondern 
■ ein Unglück, ebenso w ie eine Erkrankung oder der Tod 
des Familienvaters“. 

( Gewiss hatten w'ir damals recht, als wJr dies schrieben. 

V Und unentwegt halten wir daran fest, dass es in erster 
1 Reihe Sache der kommunalen .Armenpflege ist, für die 
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bedürftigen Fainilienglieder Inhaftierter einzutreten; und 
eine der Hauptaufgaben unserer Pfleger besteht darin, die 
Frauen von Gefangenen auf ihr Recht aufmerksam zu 
machen, in ihrer Not von dem Armenkommissions-Vorsteher 
gehört, von der Stadt unterstützt zu werden. 

Aber schliesst das aus, dass wir Fürsorgevercine uns 
mit diesen Unglücklichen zu befassen haben? Keineswegs! 

Die kommunale Armenpflege will und kann nur so 
viel geben, dass die von ihr Unterstützten sich notdürftig 
körperlich über Wasser halten können, wir aber wollen 
mehr, wir wollen, wenn möglich, den Haushalt 
der Sträflings-Familien vor dem Verfall be¬ 
wahren. Diese Aufgabe der fi’eien Liebestätigkeit erfüllen 
in Berlin auf seiten der Unbestraften Wohltätigkeitsvereine 
und Anstalten in grösster Zahl, an einer Ergänzung der 
kommunalen Armenpflege auf seiten der Bestraften aber 
fehlte es — ich erinnere nur daran, dass der grösste Teil 
der dem Berliner Magistrat zur Verfügung stehenden 
Stiftungen ausdrücklich die Bestimmung enthält, dass nur 
Unbescholtene und Familien solcher zu bedenken sind — 
bis wir eingriffen. Die anderen wenden sich von den, 
häufig selbst unbescholtenen Familienmitgliedern der Ge¬ 
fangenen ab, wir aber setzen gerade unseren Stolz darein, 
diesen Aermsten der Armen zu helfen! 

Nun tritt aber noch ein weiteres, überaus wichtiges 
Moment hinzu: Die Sorge für die heranwachsende Gene¬ 
ration, die Zukunft Preussens, Deutschlands. Die Statistik 
der zum Ressort des Königl. Preussischen Ministeriums des 
Innern gehörenden Strafanstalten und Gefängnisse zeigt, 
dass bei etwa 50 % der bestraften Jugendlichen der Vater 
oder die Mutter bereits mit Gefängnis oder Zuchthaus be¬ 
straft waren. Wir sehen den Zusammenhang zwischen der 
Kriminalität der Eltern und der Kinder, die Gefahr, der 
ein noch unverdorbenes Kind in solcher Familie ausgesetzt 
ist. Hier gilt es vor allem, dafür zu sorgen, dass die 
moralische Luft, in welcher sich das Kind befindet, eine 
bessere, wenigstens aber, dass sie nicht eine schlechtere 
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werde. Wie Sie wissen, ist gerade.in den letzten Jahren 
der Kampf gegen das Verbrechertum auf der ganzen IJnie 
damit aufgenommen w'orden, dass man bei der Jugend 
den Hebel angesetzt hat und im Sinne des Fürsorge- 
Erziehungsgesetzes (vom 2. Juli 1900) tätig gewesen ist. 
Auch dem Gefängnisverein ist eine mehrfache Aufgabe auf 
diesem Gebiete zugewiesen: Er hat für die verAvahrlosten 
oder der Verwahrlosung ausgesetzten Knaben und Mädchen, 
wenn sie zur Entlassung aus dem Gefängnis kommen, da 
durch zu sorgen, dass er sie in Arbeit eventuell in Für¬ 
sorgeerziehung bringt; für die noch nicht bestraften Kinder 
eines Definierten sorgt er einmal mittelbar dadurch, dass 
er des letzteren Familie hilft und den Hausstand vor Ver¬ 
fall zu bewahren bemüht ist, zweitens dadurcli, dass er 
gegebenenfalls die im Fürsorge-Erziehungsgesetz gegebenen 
Massregeln zur Anwendung bringt. Die letzteren beiden 
Aufgaben fallen in den Wirkungskreis der Familienfürsorge. 

Lind so hat sich der Verein seit einer längeren Keihe 
von Jahren wiederholt der Angehörigen Inhaftierter an¬ 
genommen — aber nur in einzelnen Fällen. Regere Tätig¬ 
keit entfaltete er auf diesem Gebiete, als auf Herrn Ge 
heimrat Dr. Felisch’s Anregung die Geschworenen- 
stiftung ins Leben gerufen wurde, die sich aus Geldern 
zusammensetzt, welche die Berliner Geschworenen zu 
Gunsten der Vereinskasse zeichneten und deren Zinsen 
in erster Reihe zu Zwecken der Familienfürsorge bestimmt 
sind. Ein planmässiges Vorgehen wurde aber erst er¬ 
reicht, als der Verein in der Sitzung vom 15. Mai 1889 
auf Herrn Geh. Sanitätsrat Dr. Baer’s Vorschlag den 
Beschluss fasste, die Familienfürsorge zu einem wesein 
liehen Teile seiner Tätigkeit zu machen. Es wurde damals 
ein Ausschuss zum Zwecke dei* Vornahme der notwendigen 
Vorarbeiten eingesetzt. Diesem Organisationskomite war 
es von vornherein klar, dass der Verein in erster Linie 
auf die Hülfe von Frauen rechnen müsse, nicht nur, weil 
es häufig bedenklich erscheinen kann, einen ]\Iann in die 
Familien von Gefangenen zu senden, sondern, weil die 




Digitized by v^ooQle 




— 302 — 


Frau, zumal die verheiratete Frau, in ganz anderer Weise 
befähigt ist als der Mann, zu erkennen, wo bei W’^eib und 
Kind die Not am grössten und wie ihr am leichtesten ab¬ 
zuhelfen ist. 

Nun besass aber der Verein damals eigentlich nur 
zwei weibliche Mitglieder — ich freue mich, an dieser 
Stelle Frl. Mellien und Frl. Friedlaender nennen zu können 
— welche tätig für die weiblichen Strafentlassenen sorgten. 
Diese Damen waren die letzten Mitglieder der „Kommission 
für weibliche Strafentlassene“, die im Jahre 1861 gegründet 
worden, jahrelang unter Leitung der Frau des Arbeitshaus¬ 
predigers Busse tätig gewesen war, dann aber im Jahre 1896 
aufgehoben wurde, weil ihr Wirkungskreis dadurch zu klein 
geworden war, dass Herr Prediger Berendt vom Frauen¬ 
gefängnis in der Bamimstrasse, dem einzigen grösseren 
Berliner Gefängnis für weibliche Strafgefangene, im grossen 
Massstabe für seine Strafentlassenen sorgte. 

Es wurde nun beschlossen, diese ruhende Kommission 
ins Leben zu rufen und sie in erster Linie mit der Aufgabe 
der Familienfürsorge zu betrauen. Man einigte sich ferner, 
aus denselben Gründen, aus denen man sich auf die Hülfe 
von Frauen angewiesen sah, dahin, zur Vorsitzenden jeweils 
eine Dame zu wählen, ihr aber in dem stellvertretenden 
Vorsitzenden und dem Schriftführer einen Herrn zur Seite 
zu stellen. 

Die „Abteilung für Familienfürsorge und weibliche 
Strafentlassene“ arbeitet nun in der folgenden Weise: 

Die Abteilungsvorsitzende, zurzeit Frau Landgerichtsrat 
Langerhaus, (Grunew’ald, Bilsestr. 4) erhält von den An¬ 
staltsgeistlichen der in Betracht kommenden Strafanstalten, 
Gefängnisse und dem Arbeitshause zu Rummelsburg in 
regelmässigen Zwischenräumen das Verzeichnis der Familien, 
welche der Fürsorge des Vereins empfohlen werden. Sie 
füllt einen Pflegebogen mit dem Namen und den sonstigen 
ihr bekannten Angaben (Detentionsdauer, Religion, Wohnung 
der Familie) aus und sendet ihn an eines der Vereinsinit- 
glieder, die sich ein für alle mal bereit erklärt haben, 
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Pflegschaften zu übernehmen. Die Pfleger finden für ihr 
Vorgehen eine Anleitung, einmal in den auf dem Pflege¬ 
bogen vermerkten Fragen, zweitens in der ihnen über¬ 
gebenen Geschäftsordnung. Hiernach wird das grösste 
Gewicht auf die persönliche Fürsprache der Pfleger gelegt 
und hier haben wir auch die schönsten Erfolge zu ver¬ 
zeichnen. Die Pfleger sollen zunächst die bedürftigen 
Frauen auf die städtische Armenunterstützung hinweisen 
und durch Rücksprache mit dem Armenkommissionsvorsteher 
im Falle, dass Unterstützung noch nicht gewährt wurde, 
eine solche, eventuell eine höhere zu erreichen suchen; 
sie sollen zu wohlhabenderen Verwandten gehen und sie 
zugunsten ihrer in Not befindlichen Familienangehörigen 
in Anspruch nehmen, endlich sollen sie mit dem Haus¬ 
eigentümer oder dem Verwalter in Verbindung treten, um 
von ihm ein Hinausschieben des Zahlungstermins oder eine 
Herabsetzung des Mietsgeldes zu erreichen. Ferner sollen 
die Familien auf die ihnen durch den Armenarzt, die 
kirchliche Armenpflege und andere Vereine gebotene Hülfe 
im Bedürfnisfalle hingewiesen werden; hier kommen vor 
allen Dingen Arbeitsnachw’eise für Frauen und wenn die 
Frau zur Arbeit das Haus verlassen muss, Hauspflege¬ 
vereine und Krippen in Betracht. 

Ueberhaupt soll die Familienabteilung eine Art Ver¬ 
mittlungsamt zwischen den Mitgliedern der Sträflingsfamilien 
und den verschiedenen, in Berlin auf so vielen verschiedenen 
Gebieten tätigen Wohltätigkeitsanstalten bilden. Bis nun 
aber der auf dem in Betracht kommenden Felde arbeitende 
Verein in Tätigkeit tritt, vergeht regelmässig eine Spanne 
Zeit, lang genug, um ein späteres Helfen als zu spät 
erscheinen zu lassen — denn der Haushalt hat so lange 
nicht zusammengehalten werden können, die Exmission hat 
bereits stattgefunden. Da haben wir nun einzugreifen, 
und das tun wir, indem wir uns bemühen, unseren Schütz¬ 
lingen Arbeit zu verschaffen, indem wir ihnen Anweisung 
auf Naturalien (Milch, Kohlen etc.), Speisemarken der 
Volksküchen, Kleidung u. s. w. geben. Bares Geld wollen 
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wir nur ausnahmsweise gewähren, da wir uns aber nicht 
der Wahrheit des Umstandes verschliessen, dass in vielen 
Fällen nur mit Geld geholfen werden kann, so sind die 
Pfleger ermächtigt, für jede Familie je ein Mal zwischen 
zwei Sitzungen einen Betrag von 3 Mark aus Vereinsmitteln 
zu schenken. Erheblichere Ausgaben werden in den Monats¬ 
sitzungen besprochen; hier kommen auch die schwierigeren 
Fälle zur Erledigung, wobei die verschiedenen Pfleger, 
welche vielfach gleichzeitig Mitglieder anderer Vereine 
sind, sich häufig die Pfleglinge gegenseitig abnehmen oder 
einschlägigen Rat zu erteilen vermögen. 

Die Tätigkeit der Pfleger erschöpft sich aber niclit 
in einem einmaligen Besuche, vielmehr erstreben wir eine 
ununterbrochene Fühlung zwischen Verein und Schützling 
bis zum Tage der Haftentlassung des Vaters, um auf diese 
Weise der alleinstehenden Frau vor Augen zu führen, dass 
es noch Menschen gibt, die an ihrem Schicksale Anteil 
nehmen und ihr zu helfen bereit sind. Die Pflegerin, die 
ihr Amt recht begreift, wird für die Frau immer einen 
guten Rat, ein Wort des Trostes haben — wenn letzterer 
auch nur für den Augenblick darin besteht, dass sie auf¬ 
merksam und anteilvoll den Klagen der Frau zuhört. 

Auf die genannte Art und Weise sind im Jahre 
1900/1901 etwa 150 Fälle, seit März 1901 bis Oktober 1901 
aber bereits über 120 Fälle von der Familienabteilung 
erledigt worden. An Geld haben wir für die letztgenannte 
Zeit 270 Mark ausgegeben, eine im Vergleich zur Zahl 
der Unterstützten gewiss nicht grosse, aber im Hinblick 
auf die schwachen Mittel des Vereins immerhin erhebliche 
Summe. Und es bleibt dringend zu hoffen, dass unsere 
Einnahmen steigen. Unsere erste Sorge indess ist dies 
nicht; vielmehr bekümmert uns, dass die Zahl der Pfleger 
und Pflegerinnen trotz der energischen Bemühung vieler 
Mitglieder nicht gestiegen, sondern sogar zurückgegangen ist. 

Ich richte daher an die Versammlung die dringende 
Bitte: Kommen Sie, helfen Sie uns, werden Sie unsere 
Pfleger; sind Sie hieran verhindert, so unterstützen Sic 
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unsere Sache durch Zuwendung eines Geldbeitrages, von 
Arbeit oder wenigstens von getragener Kleidung und Schuh¬ 
werk, wie deren doch in jedem Haushalte vorhanden ist. 

Unsere Aufgabe ist eine dankbare: nicht dankbar in 
dem alltäglichen Sinne — im Gegenteil, oft mag es Vor¬ 
kommen, dass unsere Pfleger auf Missverstehen, ja auf 
gewolltes Missverstehen stossen, aber bedenken Sie, dass 
Sie es hier mit den Aermsten der Armen zu tun haben, 
mit Leuten, welche nur zu oft ohne eigene Schuld ins 
Unglück geraten sind und nun verbittert dastehen. 

Dankbar aber bleibt unsere Aufgabe, weil sie in uns 
das beseligende Gefühl erweckt, dass wir unseren Brüdern 
und Schwestern insoweit unser Können reicht, geholfen 
haben. Seien Sie eingedenk jener AVorte, die einst ein 
Gefangener seinem Anstaltsgeistlichen im Gedichte zurief: 

Pflanze, lass die goldnen Aehren 
Fall’n ans milder offner Hand, 

Unter Schutt und Steingerölle 
Ist auch hier noch gutes Land. 


Die Unterbringung geieteskranker Strafgefangener i 

in Württemberg. | 

Im Heft 1/2 des Bandes 38 dieser Zeitschrift ent- : 

wickelte Herr Ministerialrat v. Schwab aus Stuttgart ■ 

die Gründe, welche das Königl. Württembergische Mini- 
sterium der Justiz bestimmt haben, den Landständen die ; 

erforderlichen Mittel für die Errichtung einer zunächst auf ' 

männliche Gefangene beschränkten und zur Verwahrung \ 

derselben bis zum Strafende bestimmten Irrenabteilung auf 
Hohenasperg aufzufordern. j 

Die durch diese Exigenz hervorgerufenen Verhand- \ 

lungen in der Kammer der Abgeordneten, welche mit der ‘ 
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Annahme der Regierungsvorlage endeten, nahmen folgenden 
Verlauf: 

Sitzung vom 10. .luli 1903. 

Präsident: Ich eröffne zunächst die Beratung über: 

Ziff. 5. „ZurErrichtung einer Irrenanstalt 
für Strafgefangene auf Hohenasperg 136000 
Mark“. 

Berichterstatter der Kommission ist der Herr Abgeordn. 
Haussmann-Gerabronn. Ich erteile demselben das Wort; 

Berichterstatter Haussmann -Gerabronn: Meine 
Herrn, in früherer Zeit hat man die Gefangenen, welche 
geisteskrank geworden sind, und nur von diesen handelt 
es sich, bei welchen die Geisteskrankheit nach der Tat 
ausgebrochen ist, in Irrenanstalten zur Behandlung und 
Heilung untergebracht. Die Fälle waren damals minder 
zahlreich als jetzt. Es hat sich aber bald ein gewisser 
Gegensatz zwischen den Irrenanstalten und den Gefangenen¬ 
anstalten, zwischen der .Justiz und dem Innern heraus¬ 
gebildet über die Frage, ob solche Gefangene in den 
Irrenanstalten untergebracht werden sollten. Die Ver- 
w'altungen der Irrenanstalten und das Ministerium des 
Innern haben das häufig verneint, wenn es seitens der 
Justizbehörden angenommen worden ist. Wenn das früher 
eine Einzelfrage gewesen ist, die zu Komplikationen geführt 
hat, so ist neuerdings die 8ache dadurch akut gew^orden, 
dass die Belegung der Irrenanstalten eine so starke 
geworden ist, dass der Raum immer mehr gebrach, um 
dem Ansuchen der Gefängnisanstalten, mochte es in dieser 
oder jener Form ergehen, entsprechen zu können. Daraus 
hat .sich, ich möchte sagen, in quantitativer Beziehung die 
Frage ergeben, wie hier Wandel geschaffen werden könnte, 
und nachdem dieses Bedürfnis hervorgetreten und an¬ 
erkannt worden war, sah sieh die Verwaltung vor die 
weitere Frage gestellt, in welcher Weise dem Bedürfnis 
Rechnung getragen werden könne und solle. Diese Frage 
kulminiert in der Frage, ob eine Angliederung an eine 
Strafanstalt oder eine Angliederung an eine Irren¬ 
anstalt das empfehlenswertere sei. Mit dieser Frage 
hat sich die Praxis der Irrenärzte, die Praxis der Anstalts¬ 
direktoren, die Literatur derselben in den verschiedenen 
Ländern umfangreich beschäftigt. Ich bin nicht geneigt, 
das Plenum in diese zum Teil theoretischen Fragen hinein- 
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zuführeii, jedes Land hat schliesslich die der Gestaltung 
seiner Verhältnisse im Einzelfall entsprechende Lösung- 
gesucht, und man wird anerkennen müssen, dass die 
Lösung in co7icreto der abstrakten Erledigung vorzuziehen 
ist. Unsere Vorlage schlägt vor, in einem Annex zu dem 
Zuchthaus Ludwigsburg auf dem Hohenasperg, wo, wie 
Sie wissen, andere Kategorien bereits untergebracht sind, 
Invaliden etc., eine Irrenanstalt zu etablieren. 

Was das System anlangt, so ist uns unter Berufung 
darauf, wie es in anderen Ländern gehalten wird, als das 
Vorbild hauptsächlich Baden beziehungsweise Bruchsal 
bezeichnet, wo in einem Annex des Landesgefängnisses, 
der in der letzten Zeit noch erweitert worden ist, die 
geisteskranken Gefangenen untergebracht worden sind. 
Es ist geplant, für zirka 50 Betten Raum zu schaffen, und 
zwar nur für männliche Personen^ für weibliche ist das 
Bedürfnis vorerst quantitativ nicht in diesem Masse vor¬ 
handen. Es ist geplant, im sogenannten Kommandanten¬ 
bau — Sie haben die Pläne hier vor sich — Raum zu 
schaffen für solche Belegung, und in dem daneben gelegenen 
sogenannten Arsenalbau Raum zu schaffen für die Beamten, 
die erforderlich sind. Es ist die Absicht, einen leitenden 
Arzt für die Irrenabteilung auf dem Hohenasperg an¬ 
zustellen, einen Oberwärter und 6 in der Behandlung von 
Geisteskranken geschulte Wärter. 

Was das bauliche Projekt anlangt, so ist beabsichtigt, 
in dem Bau — ich will nur von dem sprechen, in welchem 
die Gefangenen untergebracht werden sollen — in dem 
Erdgeschoss des Kommandantenbaues, das gegen den Hof 
herausgeht, die Verwaltungsräume u. s. w. unterzubringen, 
in dem ersten Stockwerk, das auch gegen den Hof heraus¬ 
geht, denn auf der anderen Seite steckt es im Wall, die¬ 
jenigen Kranken, welche im Bett gehalten werden müssen, 
und im oberen Stockwerk die übrigen, welche nicht im 
Bett gehalten werden müssen, hier sind Säle, gegen den 
Hof gelegen, und ein Gang, in den sie heraustreteu können, 
nach der anderen Seite gelegen, welchem erweitertes Licht 
dadurch verschafft werden soll, dass ein Teil des Walls 
zu einem Lichtschacht abgegraben Avird 

Ihre Kommission hat in ihrer überwiegenden iMehr- 
heit dieses Projekt genehmigt. Sie hat erstens das Be¬ 
dürfnis bejaht und zweitens auch die Lösung in concreto 
für akzeptabel erklärt. Ich meinerseits Avar nicht bei der 
.Mehrheit, und, nachdem ich Ihnen die Gründe dargelegt 
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habe, welche für die Mehrheit massgebend waren, bemerke 
ich in möglichster Kürze, da ich voraussehe, dass die 
Mehrheit der Kommission auch eine Mehrheit in diesem 
Hause hinter sich haben wird: 

Ich anerkenne ebenfalls das Bedürfnis, dass etwas 
geschehen muss, ich kann mich aber der Ueberzeugung 
nicht erwehren, dass eine Angliederung an eine Irren¬ 
anstalt zweckmässiger sei als eine Angliederung an eine 
Strafanstalt; denn für mich prävaliert der Gesichtspunkt, 
dass der Betreffende, wenn auch Gefangener, ein Kranker 
ist. Ich bin dabei nicht der Meinung, dass man die Irren¬ 
anstalt nötigen sollte, diese Gefangenen im Internat bei 
sich aufzunehmen, ich anerkenne vielmehr, dass das mit 
Unzuträglichkeiten für die übrigen Kranken verbunden 
wäre; aber ich meine, wenn man einmal daran geht, die 
Sache zu regeln und eine Einrichtung zu treffen, so würde 
bei einem Bauwesen, welches in einer Entfernung von einer 
viertel oder einer halben Stunde von einer Irrenanstalt ge¬ 
legen ist, die Oberleitung durch den leitenden Arzt verbürgt 
sein, während andererseits irgendwelcher Kontakt mit den 
anderen Kranken vollständig ausgeschlossen werden könnte, 
und auch landschaftlich wäre die Sache so, bei einer Ent¬ 
fernung, wovon ich gesprochen habe, dass irgendwelche 
nachteilige Eindrücke weder für die Kranken noch für das 
übrige Publikiun daraus resultieren würden. Ich würde 
wünschen, dass der medizinale Charakter der Oberleitung 
dadurch genügend gewahrt wird, während ich die Besorgnis 
habe, dass, wenn ein Funktionär gewissermassen als Neben¬ 
strafanstaltsverwalter auf dem Hohenasperg etabliert wird, 
dass er im Laufe der Zeit nach den Jahrfünften und 
Jahrzehnten, die er in seinem Amte sein wird, allmählich 
den Mediziner in sich durch den Strafanstaltsdirektor auf¬ 
zehren lässt bis zu einem gewissen Grade. Ich glaube, 
dass das ein menschlicher Prozess ist, der in der Regel 
eintreten wird. 

Ich habe dann aber auch noch Bedenken gegen die 
Lösung auf dem Hohenasperg in gebäulicher Beziehung. 
Ich finde, dass es nicht die rationellste Lösung ist, hier 
die Kranken unterzubringen derart, dass die, die im Bett 
gehalten werden müssen, nur das Nordlicht haben, das 
gegen den Hof geht, und in einem Gebäude untergebrachf 
sind, welches auf der andern Seite vollständig im Wall 
steckt, und ich halte es auch für ungenügend, dass den¬ 
jenigen, welche nicht ira Bette gehalten werden müssen. 
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so lange sie nicht im Freien sein können, und das ist 
doch die grösste Zeit des Tages und des Jahres, nur ein 
Gang, der vier Meter breit ist, auf der Sonnenseite belassen 
ist, während unsere kundigen Psychiater darüber keinen 
Zweifel lassen, dass eine der wesentlichsten Heilwirkungen 
auf das menschliche Gemüt der Blick ins Licht, der Strahl 
der Sonne und der Anblick des Grüns ist. Das ist nach 
meiner Meinung so zweifellos, dass darüber ernstlich nicht 
gestritten werden kann, und wenn gesagt wird, es dringe 
Licht ein dadurch, dass ein Lichtschacht ausgehoben werde, 
so erachte ich das eben nicht für genügend. Aber, meine 
HeiTn, ich will Ihnen das nicht verhehlen, und das wird 
ja die Entscheidung auch in diesem Hause herbeiführen, 
dass es eine billigere Lösung ist, als wenn — hier wird 
nur umgebaut, wird etwas Disponibles verwendet, das ist 
billiger — als wenn etwas Neues eingerichtet würde, und 
das wird ja wohl, wie ich schon gesagt habe, den Aus¬ 
schlag in diesem hohen Hause geben. Ich meinerseits 
kann mich nicht entbrechen, zu glauben, dass-, wenn man 
an eine Regelung geht, man verpflichtet ist, die rationellere 
ins Auge zu fassen und den Gesichtspunkt, ob es das 
billigere ist, nicht in die erste Linie zu stellen. Ich bin 
damit zu Ende. 

Präsident; Da.s Wort hat der Herr Minister¬ 
präsident : 

Präsident des Staatsministeriums, Staatsminister der 
Justiz Dr. V. Breitling: Meine Herrn, der Gegenstand, 
der uns heute beschäftigt, ist schon im Zusammenhang 
mit der Etatsberatung im Jahre 1901 in ausgiebiger Weise 
zur Diskussion gestanden. Die Verhältnisse, wie sie be¬ 
züglich unserer irren Verbrecher dermalen bestehen, habe 
ich damals des eingehendsten in diesem Hause erörtert, 
so dass ich heute kaum nötig habe, demjenigen, was der 
Herr Abgeordnete und Beriehterstatter soeben ausgeführt 
hat, meinerseits noch viel beizufügen. Die Art und Weise, 
wie die damals von mir entwickelten Pläne der Regierung 
von dem Anfragenden, dem Herrn Abgeordneten v. Aalen, 
beurteilt worden sind, ist wesentlich, abgesehen von dem 
Notstand, in dem wir uns befinden, der Anlass gewesen, 
warum wir nun heute mit derjenigen Exigenz vor Sie treten, 
von der ich schon vor zwei Jahren als einer notwendigen 
gesprochen habe. Dass es absolut geboten ist, bezüglich 
unserer irren Verbrecher eine Massnahme zu treffen, 
darüber kann gar kein Zweifel sein. Es ist heutzutage 
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allerorts unbestritten, dass es unmöglich und unzulässig 
ist, Gefangene, die während der Gefangenschaft geistes¬ 
krank werden, die während der Gefangenschaft von einer 
Geisteskrankheit umnachtet werden, in der Strafanstalt zu 
belassen und sie im Zusammensein mit den gesunden Ge¬ 
fangenen zu behandeln. Die Frage, die entsteht, ist also 
nur die, was hat zu geschehen, um den Uebelständen, die 
mit der Vereinigung von irren und gesunden Gefangenen 
verbunden sind, abzuhelfen. Der Herr Berichterstatter hat 
Ihnen bereits auseinander gesetzt, dass nach dieser Seite 
hin die Auffassungen sowohl in der Theorie als in der 
Praxis, die Auffassungen der Aerzte, die Auffassungen der 
Strafanstaltsbeamten ausserordentlich verschieden sind. 
Während die einen davon ausgehen, dass nur geholfen 
werden könne dadurch, dass man die irren Gefangenen in 
eine Anstalt bringt, die im Zusammenhang mit einer son¬ 
stigen Irrenanstalt steht, gehen andere davon aus, dass 
es das zweckmässigere und korrektere, das richtigere sei, 
im Anschluss an eine Strafanstalt einen Annex zu machen, 
in dem diese irren Gefangenen unterzubringen wären. 
Meine Herrn, ich meinerseits will diese Frage so wenig 
wie der Herr Berichterstatter hier heute zum Gegenstand 
einer eingehenden Diskussion machen. Ich erachte mich 
auch meinerseits gar nicht für sachverständig genug, diese 
in das ärztliche Gebiet einschlagende Frage irgendwie 
massgebend zu behandeln. Für die Stellungnahme des 
Justizministeriums ist es zudem mehr oder weniger gleich¬ 
gültig, nach welcher Seite hin man sich bei dieser Frage 
entscheidet. Mir vom Standpunkte des Strafvollzugs aus 
kann nur daran gelegen sein, die Unzuträglichkeiten zu 
vermeiden, die eben aus der Verbindung der kranken, der 
irren Gefangenen mit den gesunden Gefangenen hervor¬ 
gehen. Wenn ich diese irren Kranken, diese irren Ge¬ 
fangenen in eine saatliche Irrenanstalt, in einen Annex 
einer staatlichen Irrenanstalt verbringen kann und darf, 
so ist mir gerade so von meinem Standpunkt aus geholfen, 
wie dann, wenn ich einen Annex an einer Strafanstalt 
besitze, in welcher diese irren Gefangenen weiterbehandelt 
werden können. Warum ich gerade die letztere Massnahme 
Ihnen vorschlage, dafür liegt der Grund einfach darin, 
dass unsere bisherigen Bemühungen, unsere kranken 
Gefangenen an einer Irrenanstalt oder in einem Annex 
einer Irrenanstalt unterzubringen, durchweg fehlgeschlagen 
sind. Seit Jahren besteht, wie auch der Herr Bericht- 
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erstatter hervorgehoben hat, zwischen dem Ministerium des 
Innern und dem Ministerium der Justiz ein Kampf darüber, 
was mit diesen irren Gefangenen anzufangen sei. Während 
anfänglich gar kein Zweifel darüber bestand, dass in der 
einen oder andern Irrenanstalt ein solcher Gefangener 
untergebracht werden konnte, sind nun neuerdings die Be¬ 
hörden des Ministeriums des Innern auf den Standpunkt 
getreten, dass es ganz unzulässig sei und zwar aus ver¬ 
schiedenen Gründen unzulässig sei, kranke Gefangene, irre 
Gefangene in einer staatlichen Irrenanstalt behandeln zu 
lassen. Das hat mich geradezu genötigt, einen andern 
Ausweg zu suchen, und das ist der Grund, warum ich heute 
vor Sie mit dem dringenden Verlangen treten muss, eben 
gerade die Lösung zu genehmigen, die wir Ihnen jetzt Vor¬ 
schlägen. Wenn wir nicht in der Lage sind, unsere Ge¬ 
fangenen in einer Irrenanstalt unterzubringen, so brauchen 
wir notwendig eine eigene Anstalt zu diesem Zweck. Ge¬ 
währen Sie diese Anstalt nicht, so muss ich, um für diese 
Gefangenen sorgen zu können, notwendig dazu schreiten, 
sie, als zum Strafvollzug ungeeignet, zur Begnadigung zu 
empfehlen, damit sie ihren Gemeinden überwiesen und von 
diesen Gemeinden w'eiter behandelt werden können: die 
Gemeinden werden dann in der Lage sein, diese irren 
Gefangenen, die begnadigt sind und nicht mehr als Ge¬ 
fangene erscheinen, ihrerseits einer Irrenanstalt zuzu¬ 
weisen, der Unterschied ist dann nur der, dass in letzterem 
Falle die fernere Behandlung, Verpflegung, Heilung dieser 
Kranken regelmässig auf Rechnung der Gemeinden bezw'. 
Armenverbände zu erfolgen hat, während sie jetzt erfolgt 
auf Kosten des Staates. 

Dass die nähere Art und Weise, wie wir unsere irren 
Gefangenen in einer besonderen Anstalt, die ein Annex der 
Strafanstalt Ludwigsburg werden soll, unterbringen w'ollen, 
vom medizinischen Standpunkt aus möglich und zulässig 
ist, darüber, meine Herrn, habe ich mich in der Kommission 
bereits ausgesprochen. Ich habe in der Kommission aus¬ 
geführt, dass wir nicht blos unsere technischen Sach¬ 
verständigen bei dem Strafanstaltskollegium über diese 
Frage gehört haben, sondern ich habe weiter auch aus¬ 
geführt, wie ich im Zusammenhang mit der jüngst hier 
stattgehabten Versammlung des Vereins der deutschen 
Strafanstaltsbeamten eine Reihe auswärtiger höherer Straf¬ 
anstaltsbeamten, wie auch eine Reihe von medizinischen 
Zelebritäten darüber gehört habe, ob der Plan, den wir 


Digitized by LjOOQle 



312 — 


zur Durchführung bringen wollen, ein zweckmässiger ist 
oder nicht. Von allen Seiten wurde mir bestätigt, dass 
bezüglich unseres Plans nicht die geringsten Schwierig¬ 
keiten bestehen, und so bin ich ermutigt, auch Ihnen 
gegenüber diesen Plan bestens empfehlen zu können. Ich 
bemerke hierbei, dass ich noch in neuester Zeit mich 
wiederholt erkundigt habe, ob es nicht möglich wäre, trotz¬ 
dem, dass bisher die Behörden des Ministeriums des Innern 
sich unbedingt gegen einen Annex an eine Irrenanstalt 
ausgesprochen haben, den Anregungen des Herrn Bericht¬ 
erstatters entsprechend, doch in solcher Weise vorzugehen. 
Ich habe mir aber sagen lassen müssen, dass eine Anstalt, 
wie sie der Herr Berichterstatter ins Auge fasst, eine An¬ 
stalt, etwa einen Kilometer entfernt von einer Irrenanstalt, 
in schöner, landschaftlich anmutender Gegend uuter- 
gebracht, im Grün gebettet, mit einer Mauer, mit einer 
Einzäunung umgeben, Kosten verursachen würde, welche 
in diesem Hause niemals gebilligt werden könnten. Es 
würde sich darum handeln, statt der 136000 Mark, von 
denen wir in unserer Exigenz reden, weit mehr als das 
Doppelte zur Ausgabe zu bringen. Ich glaube, dass schon 
dieser Gesichtspunkt für Sie durchschlagend sein muss, 
wenn Sie den Weg zu wählen haben, der in der Sache 
zu gehen ist. Es wird dieser Weg für Sie um so deut¬ 
licher vorgezeichnet sein, wenn ich Hnien ferner sagen 
kann, dass die baulichen Verhältnisse, unter denen auf 
dem Hohenasperg diese Anstalt eingerichtet und durch¬ 
geführt werden soll, vom medizinischen, vom technischen 
Standtpunkt aus in gar keiner Weise zu beanstanden sind, 
wenn ich Ihnen weiter sage, dass die Bedenken, die gegen 
die Leitung dieser Anstalt durch einen Arzt erhoben sind, 
gleichfalls wohl nicht als begründet betrachtet werden 
können, denn es ist doch nicht abzusehen, warum nicht 
ein Arzt, der psychiatrische Kenntnisse und Erfahrungen 
hat, an die Spitze einer solchen Anstalt soll gestellt werden 
könne, um in stellvertretender Weise gleichzeitig neben 
der Behandlung der Gefangenen auch den Vorstand zu 
vertreten. Nach allen diesen Seiten hin übrigens, meine 
Herrn, sowohl bezüglich der Frage, ob es geeignet und 
zweckmässig ist, einen Annex an die Strafanstalt Ludwigs¬ 
burg zu bauen, und ob auch sonst die Art und Weise, wie 
wir die Lösung suchen wollen, vom medizinisch technischen 
Standpunkt aus gerechtfertigt erscheint, nach allen diesen 
Richtungen bitte ich Sie, nunmehr auch zu hören die 
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Auffassung des ärztlichen Sachverständigen, der im Straf¬ 
anstaltskollegium den Ihnen vorliegenden Plan geprüft und 
gewürdigt hat und der Ihnen nunmehr auch hier aus¬ 
einandersetzen wird, wie er sich zu den beiden von mir 
bezeichneten Fragen stellt. Ich wiederhole: ich empfehle 
Ihnen den Plan, den wir Ihnen vorgelegt haben, aufs 
wärmste. Geht dieser Plan nicht durch, billigen Sie den 
Vorschlag der Regierung nicht, so werden Jahre in das 
Land gehen, bis auf andere Weise der Notstand, in dem 
wir uns befinden, beseitigt werden kann, ich würde, wie 
bereits bemerkt, in die Lage versetzt sein, diesem Not¬ 
stand dadurch zu begegnen, dass ich alle diese irren Ge¬ 
fangenen zur Begnadigung in Vorschlag bringe, und sie 
abschiebe auf die Gemeinden. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Obermedizinal¬ 
rat Dr. V. Rembold. 

Obermedizinalrat Dr. v. Rembold: Meine Herrn, 
die von dem Herrn Berichterstatter aufgeworfenen Fragen 
haben selbstverständlich uns ebenfalls lange beschäftigt 
und ich darf Sie versichern: auf die Erörterung dieser 
Fragen kann mit vollem Recht das Wort Anwendung 
finden: nxyjium premahir in annuni. Schon in den 80er 
Jahren ist innerhalb des Medizinalkollegiums angesichts 
der freieren Regungen in der Psychiatrie dieser Frage 
entgegengetreten und sie vielfach erörtert worden. Zu¬ 
nächst allerdings nur unter den Mitgliedern des Medizinal¬ 
kollegiums. Aber schon damals sind die 3 Fragen: ob 
eigene Anstalt für geisteskranke Verbrecher oder ob 
Annex an eine Strafanstalt oder ob Annex an eine Irren¬ 
anstalt, vielfach unter uns verhandelt worden und das 
damalige ärztliche Mitglied des Strafanstaltenkollegiums, 
Herr Obermedizinalrat Dr. v. Hölder, der auf eine beson¬ 
ders schätzbare langjährige Erfahrung in diesen Sachen, 
auch namentlich als sehr gewiegter und erfahrener Ge¬ 
richtsarzt, zurückblicken konnte, hat schon damals als die 
einzig richtige Lösung der Sache die Erbauung von 
Annexen an Strafanstalten bezeichnet. Offiziell zum ersten¬ 
mal hat das Medizinalkollegium sich mit dieser Frage im 
Jahre 1890 beschäftigt, zu einer Zeit, wo die Verhältnisse 
für die Strafanstalten wenigstens noch nicht so sehr 
dringend geworden waren, wo aber in den Irrenanstalten 
bereits die Erkenntnis durchgedrungen war, dass so, wie die 
Sache damals lag, es nicht weitergehen könne. Damals 
ist auch der Vorschlag, den Ihnen jetzt der Herr Bericht- 
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erstatter gemacht hat, eingehend erörtert und es sind Er¬ 
hebungen gemacht worden, in welcher Weise wohl derartige 
Annexe an eine Irrenanstalt ausgefUhrt werden könnten. 
Es hat sich dann bald herausgestellt, wenn man in das 
Detail hineingetreten ist, wie die Sache denn nun aus¬ 
zuführen sei, dass eine Trennung in der Form eines 
besonderen Hauses nur für Strafanstaltsgefangene die 
richtige Lösung der Frage für die Irrenanstalten nicht 
bilden könne. Und zwar deswegen, meine Herrn: In den 
Irrenanstalten müssen wir der Behandlung der Kranken 
halber Abteilungen nach Kategorien von Kranken bilden, 
wir haben da z. B. Abteilungen für unruhige Kranke, wir 
haben Abteilungen für unreinliche Kranke, wir haben Ab¬ 
teilungen für gesellschaftsfähige Kranke u. s. w. Also die 
Einteilung unserer Irrenanstalten in einzelne Abteilungen 
geht nach dem Prinzip der Krankheitsformen. Nun sollten 
wir auf einmal eine neue Abteilung hereinkriegen, in der 
alle diese Formen untereinander gewürfelt bei einander 
sein sollten und nur nach dem Gesichtspunkt, der uns 
Mediziner gar nicht berührt, nämlich nach dem, ob der 
Insasse ein Strafgefangener ist oder nicht, abgetrennt sein 
sollte. Das widerspricht vornweg dem Prinzip der Ein¬ 
teilung einer Irrenanstalt. Zugleich besteht aber die 
Schwierigkeit, in diesem Annex nun die einzelnen Formen 
zu trennen. Es sind verhältnismässig der Fälle nicht so 
sehr viele, dass es möglich wäre, noch einmal innerhalb 
einer solchen Abteilung weitere kleinere Abteilungen zu 
machen. Nun ist man auf die Idee gekommen, die ander¬ 
wärts praktisch durchgeführt worden ist, die Sache über¬ 
haupt anders zu machen. Die grossen Schwierigkeiten, 
welche der Aufnahme von gefangenen Geisteskranken in 
Irrenanstalten entgegenstehen, sind hauptsächlich durch 
diejenigen Formen der Geisteskrankheiten verursacht, in 
weichen die Kranken einen bösartigen Charakter haben: 
das sind nicht etwa blos tobende Elemente, sondern es sind 
räsonnierende Elemente, die in der Anstalt Komplotte 
machen, ausbrechen u. s. w., und uns hauptsächlich dazu 
gezwungen haben, mitten in der Irrenanstalt Zwiefalten 
ein förmliches Zuchthaus zu etablieren. Also man hat 
auch den Ausweg ins Auge gefasst, dass man gesagt hat: 
Wir machen besondere Annexe, wir machen eine beson¬ 
dere Abteilung für gefährliche Geisteskranke, nicht blos 
aus der Kategorie der Strafgefangenen, nicht blos für irre 
Verbrecher, sondern auch für verbrecherische Irre, d. h. 
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für solche, welche in der Geisteskrankheit ein Verbrechen 
begangen haben und deshalb in der Irrenanstalt interniert 
sind, und auch für andere gefährliche Geisteskranke; die¬ 
jenigen geisteskranken Strafgefangenen aber, welche sonst 
traktabel sind, die nehmen wir in andere freie Abteilungen 
heraus. Nun, meine Herrn, dieses Projekt hat sich als 
undurchführbar erwiesen. Erstens einmal hat sich heraus¬ 
gestellt, dass solche Annexe sehr viel grösser sein müssten 
als das Projekt, das Ihnen jetzt vorliegt. Wir müssten 
für mehr als die doppelte Anzahl von Geisteskranken — 
nach den damaligen Verhältnissen, jetzt ist es jedenfalls 
das Dreifache — bauen; das würde eine sehr teure Sache 
werden. Im Ausland hat sich in solchen Anstalten ferner 
herausgestellt, dass eine derartige Admassierung von 
unruhigen, bösartigen Elementen ganz ausserordentlich 
gefährlich ist, und .wo die Sache gemacht worden ist, hat 
man sie teilweise wieder verlassen. Also auch mit diesem 
Projekt war es nichts und nun, meine Herrn, je länger, 
je mehr wir in das Detail gegangen sind, je mehr wir 
versucht haben, in tatsächlicher Anlehnung an unsere 
Verhältnisse, wie wir sie nun einmal haben, die Frage 
dadurch zu lösen, dass ein Annex an die Irrenanstalt 
gebaut wird, umsomehr kamen wir zu der Ueberzeugung, 
dass auf diesem Wege die Sache nicht einer richtigen 
Lösung zugeführt wird. So sind wir nach vielem Hin und 
Her bis zum Jahre 1898, und zwar — das möchte ich 
hervorheben — in Uebereinstimmung mit allen Direktoren 
unserer Irrenanstalten, zu der Ueberzeugung gekommen, 
dass die einzig richtige'Lösung die Erbauung eines Annexes 
an eine Strafanstalt ist. Von da an datieren die Bemüh¬ 
ungen des Medizinalkollegiums und der Organe des Mini¬ 
steriums des Innern, auch die Justizverwaltung zu der 
Ueberzeugung zu bringen, dass dies die richtige Lösung 
sei, und das Resultat der Verhandlungen, die gepflogen 
Avorden sind, liegt Ihnen jetzt vor. 

Nun, meine Herrn, wird es nötig sein, auf die Gründe 
einzugehen, die uns schliesslich dazu gebracht haben, diesen 
Standpunkt energisch zu vertreten; sie sind teils allgemeiner 
Natur, teils beruhen sie auf unseren speziellen württera- 
bergischen Verhältnissen in den Irrenanstalten. Die allge¬ 
meinen Gründe sind die: 

Erstens einmal die Schwierigkeit der Unterstellung 
eines solchen Annexes unter die Direktion einer Irren¬ 
anstalt. Der Herr Berichterstatter hat Ihnen gesagt, 
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es werde ganz leicht sein, eine Viertel- oder eine halbe 
Stunde von der Irrenanstalt ein solches Annex zu bauen, 
es würde von da ganz gut versorgt werden können. Ja, 
meine Herrn, so einfach ist die Sache doch nicht. Wir 
bauen ja Irrenanstalten, in welchen die einzelnen ünter- 
bringungsräume getrennt von einander sind, aber es ist 
doch etwas anderes um ein relativ sehr grosses Annex, das 
doch sehr weit entfernt ist, und vor allem, das so wichtige 
Kranke enthält. Kranke, für die der Vorstand der Anstalt eine 
doppelt schwere Verantwortung hat. Das ist doch etwas 
anderes, als wenn allgemein die Räume einer Irrenanstalt 
mehr disloziert erbaut werden. Meine Herrn, dann ist es 
ganz unmöglich, anders auszukommen, als dass dieses 
Annex ein besonderer Arzt bewohnt, ein besonderer Ober¬ 
arzt dafür angestellt wird. Ja, meine Herrn, dieser Ober¬ 
arzt ist dann eigentlich doch wieder ebenso verantwort¬ 
licher Arzt wie der Oberarzt, der in der neuen Anstalt 
angestellt werden soll. 

Darüber, dass es einen grossen Nachteil für eine Irren¬ 
anstalt nach aussen hin hat, wenn eine solche Abteilung 
mit ihr verbunden ist, glaube ich nicht viel sagen zu dürfen. 
Das Vertrauen und der Ruf einer Anstalt, welche gleich¬ 
zeitig ein Zuchthaus in ihrem Rayon hat, dass dieses Ver¬ 
trauen beeinträchtigt wird, werden Sie wohl verstehen. 
Und ein Zuchthaus bleibt ein solches Annex, bleibt es für 
die Insassen und bleibt es für die Umgebung, bleibt es für 
die Aussenweit und bleibt es für die Angestellten der An¬ 
stalt. Der Kontrast wird gerade heutzutage, wo wir die 
freieste Behandlung in den Irrenanstalten durchzuführen 
suchen und durchführen, ein besonders scharfer und grosser 
sein, wenn wir da einen eigenen Pavillon, eine eigene 
Nebenanstalt haben, die ummauert und vergittert ist, Dinge, 
die wir sonst in der Irrenanstalt ja nur mehr mit äusserster 
Seltenheit anwenden. Die kranken Gefangenen, die dort 
sind, werden umsomehr das Gefühl haben, dass sie eben 
immer noch Gefangene sind, wenn sie innerhalb eines 
solchen für sich isolierten Gebäudes zurückgehalten werden 
müssen. 

Damit komme ich auf den Punkt, den der Herr Be¬ 
richterstatter als massgebend angegeben hat. Er sagte, 
er wolle, dass diese Leute als Kranke und nicht mehr als 
Gefangene angesehen werden, oder wenigstens in erster Linie 
als Kranke und erst in zweiter Linie als Gefangene. Ja, 
meine Herrn, damit bin ich vollständig einverstanden, aber 
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ich bin der Meinung, dass die kranken Gefangenen sich in 
einem Annex einer Strafanstalt viel mehr als Kranke fühlen, 
wie in einem ummauerten Annex einer Irrenanstalt. Da ist 
der Kontrast ausschlaggebend. Im Irrenanstaltsannex sind 
die Strafgefangenen abgesondert von den übrigen Kranken; 
da kommen sie nicht zu dem Bewusstsein, dass sie diesen 
gleichgestellt sind, sondern sie kommen zu dem Bewusstsein, 
dass sie ihnen nicht gleichgestellt sind, sie kommen zu dem 
Bewusstsein, dass sie nicht wie die anderen Kranken be¬ 
handelt werden, sondern dass sie behandelt werden wie 
Gefangene. Umgekehrt ist es in dem Annex zu der Straf- J 

anstalt, dort kommt ihnen zum Bewusstsein, dass sie jetzt 
nicht mehr behandelt werden, wie andere Strafgefangene, 
sondern dass jetzt etwas besonderes mit ihnen geschieht, 
weil sie krank sind, dass sie also als Kranke angesehen 
werden. 

Wenn man sich übrigens auf den Standpunkt stellt, i 

dass überhaupt Kranke nicht mehr in der Strafanstalt sein i 

sollen, ja dann müsste man alle Kranken aus Strafanstalten > 

herausnehmen; die Konsequenz wäre dann die, dass wir : 

überhaupt in den Strafanstalten keine besonderen Abteil¬ 
ungen für Kranke, die sogen. Krankenhäuser für Straf¬ 
gefangene, mehr haben dürften, sondern wir müssten bei 
den verschiedensten Krankenanstalten Annexe für sie bauen, 
ich will mal sagen für chirurgische Strafgefangene oder 
für innerlich kranke Strafgefangene. Gerade aber weil 
ich auf dem Standpunkt stehe: der Geisteskranke ist ein 
Kranker wie alle anderen, gerade deswegen, sage ich, 
muss auch die Frage, wie er untergebracht wird, wenn er 
Strafgefangener ist, ebenso gelöst werden wie bei anderen 
Kranken, und das ist eben so, dass innerhalb der Straf¬ 
anstalt eine besondere entsprechende Krankenanstalt er¬ 
richtet wird. 

Nun, meine Herrn, hätten wir auch noch einen an¬ 
deren Nachteil, wenn wir die geisteskranken Strafgefangenen 
bei den Irrenanstalten beibehalten: das ist der Einfluss auf 
die Aerzte und das Personal. Das hat sich bei der Art 
und Weise, wie bis jetzt die Sache gehandhabt worden ist, 
in Zwiefalten, wo wir eine solche besondere Abteilung ja 
tatsächlich haben, allerdings eine kleine und mitten in der 
Anstalt, ganz evident herausgestellt. Das Personal, die j 

Krankenwärter, die mit diesen Leuten zu tun haben, die ] 

stehen denen nicht gegenüber wie den übrigen Kranken; ] 

schon wegen ihrer Bösartigkeit kriegt das Personal Angst I 
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vor ihnen, es fühlt sich in eine gewisse Verteidigungs¬ 
stellung gedrängt, es bekommt mehr den Charakter des 
Ueberwachungs- als des Pflegepersonals. Das ist nur 
natürlich, da sie doch dazu da sind, die Leute nicht blos 
als Kranke, sondern als Gefangene anzusehen — und das 
ist nicht von gutem Einfluss auf die Qualität und auf die 
Qualifikation dieses Personals auch gegenüber den übrigen 
I^anken. Wir haben mehrfach den Eindruck gehabt, als 
ob gerade durch dieses Vorhandensein dieser störenden 
Elemente, dieser unruhigen, gefährlichen Elemente inmitten 
unserer Irrenanstalt in Zwiefalten, als ob dadurch nicht 
wenig dazu beigetragen worden wäre, dass wir weniger 
rasch, als wir gewünscht hätten und als es wünschenswert 
gewesen wäre, dort mit der Durchführung der freien Be¬ 
handlung der übrigen Kranken vorwärts gekommen sind. 

Meine Herrn, nun hat der Herr Berichterstatter noch 
das Bedenken gehabt, dass der Arzt, wenn er jahrelang 
an dieser neuen Anstalt draussen sei, mehr den Charakter 
eines Strafanstaltsdirektors als den eines Arztes bekommen 
werde. Ja, meine Herrn, ich kann nicht bestreiten, dass 
da vielleicht theoretisch etwas dran ist, aber ich glaube 
doch nicht, dass die Sache so schlimm ist. Wir beab¬ 
sichtigen nicht, einen jungen Mann hinzutun, der erst ein 
oder zwei Jahre in der Psychiatrie tätig gewesen ist, und 
der nun sein ganzes Leben lang dort droben bleiben solle; 
so werden wir auch keinen bekommen, ich glaube nicht, 
dass das irgend jemand machen würde, sondern es soll 
dieser Arzt aus der Zahl der Irrenärzte genommen werden, 
der älteren Aerzte, die bereits selbständig Abteilungen in 
Irrenanstalten besorgt haben. Und wir beabsichtigen auch 
nicht, den Arzt dann für sein ganzes Leben lang dort 
droben zu lassen, sondern vielleicht nach sechs, acht oder 
zehn Jahren ihn wieder in den Dienst der Irrenanstalten 
zurückzunehmen, er soll weiter roulieren mit den Kollegen 
in den Irrenanstalten. Es wird also diese Tätigkeit in der 
Anstalt für geisteskranke Strafgefangene für ihn nur eine 
Episode in seiner psychiatrischen Lebenslaufbahn darstellen, 
und ich glaube, meine Herrn, das wird für diesen Herrn 
eine Episode sein, die ihm von grossem Nutzen sein wird, 
von grossem Nutzen für seine Tätigkeit als Psychiater 
wieder später in der Irrenanstalt und für seine Tätigkeit 
namentlich auch als gerichtlicher Sachverständiger. Er 
hat auch so viel ärztlich zu tun da droben, dass er ganz 
gewiss nicht znm reinen Verwaltungsbeamten oder Straf- 
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austaltsbearaten heruntersinkeii wird — es ist dieser Aus¬ 
druck selbstverständlich nicht so zu verstehen, dass ich 
meine, er trete dadurch im allgemeinen tiefer, sondern so, 
dass er in seinen ärztlichen Leistungen sinken würde. 

Dann vergessen Sie nicht, meine Herrn; wir haben 
auf dem Asperg auch zugleich die Anstalt für Invaliden, 
und unter diesen Invaliden hat er noch ein sehr weites 
Objekt seiner Tätigkeit. Sie haben gehört, dass die neue 
Anstalt allerdings nur für 50 Betten projektiert ist, aber 
es sind ausserdem eine viel grössere Anzahl von Invaliden 
droben, die auch ständig ärztliche Tätigkeit in Anspruch 
nehmen. Im Jahre 1902 hat diese Anstalt 174 Insassen gehabt, 
und unter diesen waren immer auch noch solche, die speziell 
den Irrenarzt interessieren, nämlich: 17 Epileptiker, 20 
Schwachsinnige, 9 Nervenkranke; ja, da hat der Mann immer 
noch neben der Irrenanstalt ganz schöne Gelegenheit, sich 
in seinen ärztlichen Erfahrungen zu festigen und weiter zu , 

bilden. Uebrigens ist es auch mit der Tätigkeit an der 
Anstalt selber nicht so, dass er nun blos die Kranken, die 
40 oder 50 Kranken, wie sie das Projekt voraussetzt, vor 
sich hat, der Wechsel in der Anstalt muss auch mit in 
Betracht gezogen werden. Ich habe eine Zusammenstellung 
gemacht aus dem letztjährigen Jahresbericht der Straf¬ 
anstaltsärzte; da stellt sich heraus, dass drei Vierteile, 
sämtlicher in diesen behandelten oder an Irrenanstalten 
abgegebenen Geisteskranken im Laufe des Jahres zuge- 
gaugen sind, und nur ein Viertel ist vom Vorjahr über¬ 
nommen worden. Also, meine Herrn, es ist ein sehr grosser 
Wechsel; die 40 Kranken, für die wir Betten verlangen, 
das sind keine 40 Kranken im Jahr, das sind vielleicht 70, 

80 Kranke und der Mann hat also immerhin im Durch¬ 
schnitt seine 60 frischen Fälle von Geisteskrankheit im 
Jahr zu behandeln. Und, meine Herrn, dass ist eine ganz 
respektable Arbeit; denn bis so ein Geisteskranker von 
einem Arzt vollständig in seinem psychischen Verhalten 
durchbeobachtet und in seinem ganzen Charakter u. s. w. 
erkannt und studiert ist, ja dazu gehört denn doch eine 
ziemliche Arbeit und ziemliche Zeit. 

Nun, meine Herrn, kommt aber noch ein Gesichts¬ 
punkt. Ich habe bis jetzt ja in der Hauptsache vom Stand¬ 
punkte der Irrenanstalten gesprochen, nun kommt noch 
ein Gesichtspunkt, der vom Standpunkt der geisteskranken 
Strafgefangenen selber aus zu würdigen ist, und das ist 
der. Meine Herrn, diese Geisteskranken, diese Leute, die 
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in den Strafanstalten krank werden, die werden das nicht 
über Nacht; es ist nicht so oder wenigstens ist es nur 
ausnahmsweise so, dass der Mann heute gesund und morgen 
auf einmal ein wilder Mann oder ein vor sich hinstierender 
Melancholiker ist. Die Sache ist in der Regel vielmehr 
so, dass sich eine solche Krankheit allmählich, langsam 
entwickelt, und es ist sogar sehr häufig so, dass in der 
ersten Zeit, in den ersten vierzehn Tagen, ja sogar in den 
ersten zwei oder drei Monaten noch gar nicht mit Sicher¬ 
heit erkannt werden kann: ist der Mann geisteskrank 
oder nicht. Gerade in dieser Zeit aber wäre es wichtig, 
solch einen Mann ärztlicher, spezialärztlicher Untersuchung 
und Behandlung zuzuführen. Wenn wir nun, meine Herrn, 
innerhalb der Strafanstalt eine Anstalt haben, welche diese 
zur Diagnose — manchmal auch zur Entlarvung einer 
Simulation — notwendigen Beobachtungen bietet, dann 
geht das viel rascher und schneller, als wenn man den 
Mann erst in eine Irrenanstalt verbringen muss; der An¬ 
staltsdirektor und die Aerzte (da spreche ich von den 
Hausärzten der Strafanstalten), die besinnen sich viel 
länger, einen solchen Mann zur Beobachtung in die Irren¬ 
anstalt zu schicken, als wenn ihnen ganz nahe liegt, ihn 
einfach in die Abteilung für geisteskranke Strafgefangene 
innerhalb der Strafanstalt zu schicken. 

Also das sind im grossen und ganzen die Gründe, 
die für die allgemeine Entscheidung der Frage, warum 
wir für das Annex bei der Strafanstalt uns entschieden 
haben, vorzutragen gewesen wären. Aber wir haben auch 
noch spezielle, in den Verhältnissen unserer württem- 
bergischen Irrenanstalten gelegene Gründe. 

Meine Herrn, wir haben uns umgesehen in unseren 
Irrenanstalten, nicht einmal, sondern dutzenderaal: bei 
den Visitationen ist immer und immer wieder die Frage 
zur Sprache gebracht worden: Wie können wir am zweck- 
mässigsten ein solches Annex bei unseren Irrenanstalten 
machen? Meine Herrn, wir sind immer wieder darauf 
gekommen, wir mögen es machen, wie wir wollen, es ist 
mit grossen Schwierigkeiten verknüpft und würde zwei¬ 
fellos Kosten verursachen, die ganz unverhältnismässig 
wären. 

Vielleicht darf ich mir gestatten, dazu nur kurz 
einiges auszuführen, warum wir es z. B. in Winnenthal nicht 
machen können. Winnenthal ist eine Anstalt, in der wir 
einen jährlichen Zugang von 170 Kranken haben. Nun 
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rechnen Sie dazu noch diesen Zugang von frischen und 
besonders wichtigen und schwierigen Kranken aus den 
Strafanstalten, das macht eine Arbeit, die ein einzelner 
Direktor wohl nicht mehr mit seiner Verantwortung decken 
kann. 

In Schussenried liegt die Sache ebenso. Der jähr¬ 
liche Zugang ist etwa 160; die Belegung selbst ist aber 
ja viel grösser als in Winnenthal. 

In Zwiefalten hat die Anstalt jetzt schon weit über 
500 Kranke, und es wäre eine Vermehrung dieser Zahl 
und eine Vergrösserung der Anstalt unzweckmässig. Zu¬ 
dem ist die Lage der Anstalt in Zwiefalten eine derartige, 
dass wir kaum wissen, wo wir in diesem engen Tal noch 
einen Annexbau sollen hinstellen können. 

In Weissenau haben wir eine besondere Abteilung 
für Epileptiker, die noch weiter ausgebaut werden muss 
und die Tätigkeit des Direktors neben seiner übrigen 
Tätigkeit vollständig in Anspruch nimmt. 

Die neue Anstalt bei Weinsberg mit einem derartigen 
Annex zu belasten — ja, meine Herrn, ich weiss nicht, 
ich glaube, die Herren von Ihrer Finanzkommission haben 
die Sache ja selbst angesehen, und sie werden sich über¬ 
zeugt haben, dass es wirklich schade wäre, wenn diese 
Anstalt dadurch belastet würde, dass man in dieses fried- 
jiche Dorf nun auch noch ein Gefängnis hineinstellen 
würde. 

Meine Herrn, auch von diesem Standpunkt aus, von 
den speziell württembergischen Verhältnissen unserer Irren¬ 
anstalten aus haben wir also geglaubt, für das Projekt 
eines Annexes zu einer Strafanstalt eintreten zu müssen. 

Nun hat der Herr Berichterstatter noch Bedenken 
ausgesprochen in Bezug auf die Pläne selbst, und zwar 
solche Bedenken, die medizinischer Natur sind. Nun gebe 
ich ohne weiteres zu, dass es besser und vom ärztlichen 
Standpunkt aus wünschenswerter wäre, wenn die Wach¬ 
abteilungen nicht nach Norden, sondern nach Süden gelegt 
würden. Ja, meine Herrn, ich habe an Ort und Stelle, 
wo wir die Sache angesehen haben, sofort dieses Bedenken 
geltend gemacht; aber, meine Herrn, die Summe Geldes, 
die dann seitens des Herrn Bauverständigen genannt 
wurde, welche ein solches Umdrehen der Situation erfordern 
würde, ist sehr gross; sie beträgt das Doppelte von dem, 
was jetzt vorliegt, so dass ich gestehen muss, dass ich 
angesichts derselben mich bescheiden musste und mir 
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sagte: Wenn nur die Sache zustande kommt und bald zu¬ 
stande kommt, so kann man darauf schliesslich verzichten, 
denn so schlecht ist es eigentlich doch auch noch nicht. 
Der Hof, gegen den die Räume hinausgehen, ist ein sehr 
schöner, sehr grosser; er ist mit einem sehr schönen 
Baum, mit einer sehr schönen Linde bepflanzt; er ist, wie 
die Herren auch wissen, immer als Ausflugsort sehr beliebt 
gewesen; in diesen Räumen haben viele Jahre lang die 
Kommandanten und Offiziere der Garnison gewohnt, ohne 
dass das zu besonderen Jlissständen geführt hätte. Dafür 
zu sorgen, dass Licht hereinkommt, ist Sache des Bau¬ 
verständigen ; er muss eben die Oeffnungen in entsprechen¬ 
der Weise vergrössern. 

Ausserdem sind noch beanstandet die Tagräume. 
Meine Herrn, die Tagräume liegen nach Süden. Nun ist 
allerdings gesagt, es seien blos Lichtschächte davor; die 
Abhebung geht aber herunter bis zur Brüstung der Fenster. 
Die Tagräume werden eine Flut von Lieht und Luft be¬ 
kommen. Und was die Grösse anbelangt, so sind sie z. B. 
grösser als ein Teil unserer Tagräume in unseren staat- 
liehen Irrenanstalten. 

Damit wäre ieh mit dem, was ich in der Hauptsache 
von meinem Standpunkt aus zu sagen hätte, zu Ende. 
Ich möchte nur noch das eine anfügen; 

Wenn jetzt dieses Projekt nicht zur Annahme kommt, 
dann werden wir selbstverständlich bemüht sein, Projekte 
ausfindig zu machen im Sinne des Herrn Berichterstatters. 
Aber, meine Herrn, ich kann vorher sagen: Es wird uns 
schwerlich gelingen, etwas ausfindig zu machen, was 
wirklich wesentlich besser ist als das vorliegende Projekt, 
etwas ausfindig zu machen, namentlich, was uns vom 
psychiatrischen Standpunkt und insbesondere vom Stand¬ 
punkt der Irrenanstalten aus befriedigt. Und wenn es 
uns doch gelingt, etwas derartiges zu machen, dann, meine 
Herrn, bin ich fest überzeugt, dass die Sache ein ganz 
anderes Geld kosten wird, als das vorliegende Projekt. 

Ganz sicher wird aber sein, dass alle derartigen 
Arbeiten, obwohl wir nach allen Richtungen schon vor¬ 
gearbeitet haben, doch noch eine sehr erhebliche Zeit in 
Anspruch nehmen werden, und ich muss sagen, im Interesse 
der Kranken würde ich es bedauern, wenn die Sache noch 
weiter hinausgeschoben würde. Denn, meine Herrn, nicht 
die Beamten der Strafanstalten und die Aerzte und Be¬ 
amten unserer Irrenanstalten werden durch das Hinaus- 
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zögern in einer Weise betroffen, dass sie es nicht ertragen 
könnten; sie müssen es eben ertragen, wenn es auch mehr 
Arbeit und mehr Mühe und insbesondere mehr Schreiberei 
u. s. w. gibt; die Kranken sind es, in deren Interesse 
die schleunige Beseitigung der jetzigen Missstände liegt; 
bei einer Verzögerung sind es die Kranken, die den Scha¬ 
den haben. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Vizepräsident. 

Dr.v. Kiene: Meine Herrn, in der Finanzkommission 
waren wir alle einig in Beantwortung der ersten Frage, 
der B e d ü r f n i s f r a g e, dass nämlich eine besondere 
staatliche Fürsorge für die Unterbringung und Behandlung 
geisteskranker Strafgefangener eintreten soll. Wir haben 
einmütig die Zustimmung zu einer Exigenz betreffend die 
Errichtung einer Irrenabteilung für solche Strafgefangene 
beschlossen. Uneinig waren wir nur in der zweiten Frage, 
nämlich darin, ob die Bedürfnisfrage ihre Lösung finden 
soll in einem Annex an eine Strafanstalt oder 
eine Irrenanstalt. Der Herr Berichterstatter hat in 
dieser Frage nicht den Standpunkt vertreten, den der Ent¬ 
wurf und den die Konnnissionsinehrheit einninnnt. l(*h will 
Ihnen ferner mitteilen, dass auf seinen Standpunkt die 
Herren Kollegen v. Gess und Hildenbrand getreten sind, 
wogegen die Mehrheit der Kommission die in den Motiven 
niedergelegten Gründe füi* die Errichtung des Annexes 
an eine Strafanstalt gebilligt und zwar auch bezüglich 
der Lokalfrage mit der Lösung Hohenasperg, die ange¬ 
führten Gründe als durchschlagende und überwiegende 
angesehen hat. 

Meine Herrn, dass man in dieser zweiten Frage sehr 
verschiedener Ansicht sein kann, haben Sie selKst aus dem 
Vortrag des Herrn Obermedizinalrats v. Rembold entnehmen 
können und es ist schon nach dem Inhalt der Motive ein¬ 
leuchtend, dass man den anderen Standpunkt sich näher 
erwägt und schliesslich auch zu einem anderen Resultat 
als der Entwurf gelangen kann. Wenn schon, wie man 
sagt, die Gelehrten in der Frage uneinig sind, so kann man 
es auch den Abgeordneten nicht verübeln. Aber ich glaube 
doch, die für den Entwurf sprechenden Gründe sollten für 
dieses Haus, mögen auch in Beantwortung der mehr wissen¬ 
schaftlichen Frage die Ansicditen verschieden sein, immer¬ 
hin durchschlagend sein. Denn einmal haben alle vom 
medizinischen wie vom Standpunkt des Strafvollzugs zu¬ 
ständigen Behörden bei uns, d. h. die in dieser ^laterie 
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zuständigen Ministerien der Justiz und des Innern, sodann 
hervorragende Autoritäten auf dem Gebiet der Ge¬ 
fängniskunde sowohl wie der Psychiatrie, speziell auswär¬ 
tige in dieser Richtung anerkannte Autoritäten, ferner die 
berufenen Praktiker in dieser Frage, nämlich das Medi¬ 
zinalkollegium und sämtliche Direktoren von Irrenanstalten 
in Württemberg sich für diese Lösung ausgesprochen, und 
da meine ich, müssen wir gegen die auf diesem Standpunkt 
vereinigte Sachkunde und Autorität, selbst wenn wir zu¬ 
nächst noch eine entgegenstehende Ansicht haben sollten, 
doch zurücktreten und vermögen von uns aus mit durch¬ 
schlagenderen Gründen diesem Standpunkt gegenüber nicht 
wohl aufzukommen. Dazu kommt auch der praktische in 
gleicher Richtung liegende Vorgang in Preussen, Sachsen 
und Baden; ich meine speziell die Anstalt in Bruchsal, die 
uns auch örtlich zunächst liegt, durchweg als erprobt gilt, 
und welche als das brauchbarste Vorbild für die bei uns 
zu errichtende Anstalt nach den Motiven zu erachten ist. 
All dies weist uns auf diesen Weg, und dazu kommt noch 
ein Hauptmotiv, das wir in den letzten Tagen wiederholt 
in diesem Hause betont haben, und das ist die Billigkeit 
und Sparsamkeit, der wir bei einer Finanzlage wie der 
für die Etatszeit 1903/04 vor allem Rechnung tragen sollten. 
Die Lösung des Entwurfs aber ist die billigste. Wir haben 
gehört, und können uns es übrigens auch selbst denken, 
nachdem wir wissen, dass es sich auf dem Hohenasperg 
bloss um einen Einbau in vorhandene Gebäude handelt — 
ich sage, wir haben gehört, dass bei jeder anderen Lösung 
und speziell bei der Lösung, die der Herr Berichterstatter 
im Auge hat, der Kostenpunkt ein ganz erheblich anderer 
w äre und die Sache mindestens noch einmal soviel kosten 
würde, w-enn wir bei einer der bestehenden Staatsirren¬ 
anstalten, in einer Entfernung von etwa V 2 Stunde, wie 
gesagt wmrde, eine besondere Irrenabteilung dieser Art 
errichten würden. Ich denke doch, dass speziell dieses 
Motiv uns bei Lösung der Frage, selbst wenn mancher 
vielleicht sachlich noch einen verschiedenen Standpunkt 
gegenüber dem Entwurf einnehmen mag, hier bestimmen 
sollte, dem Entwurf zu folgen. Sie ist, wie gesagt, die 
billigste und hat die Autoritäten auf ihrer Seite. 

Die verschiedenen Einwendungen, w^elche der 
Herr Berichterstatter vorgebracht hat, sind von dem Ver¬ 
treter der Regierung eingehend und sachkundig gewürdigt, 
meines Erachtens auch zureichend widerlegt wwden. Der 
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Hen' Berichterstatter hat schon in der Koinmissionsbera- 
tung dieselben Einwendungen vorgetragen, ohne dass die¬ 
selben uns überzeugen konnten. AVenn er sagt, dass eben 
der Gefangene mehr als Kranker zu behandeln sei denn 
als Gefangener in diesem Stadium, so ist ja dies an sich 
gewiss richtig, aber auch nicht zu übersehen, dass der 
Mann daneben doch auch Strafgefangener bleibt und es 
braucht dieser Standpunkt nicht dahin zu führen, die Er¬ 
richtung des Annexes an eine Irrenanstalt unserseits mehr 
zu befürworten. Denn ich sehe nicht ein, warum beim 
Annex der Irrenabteilung an die Strafanstalt die Beach¬ 
tung des kranken Zustandes gegenüber dem Verhältnis und 
der Eigenschaft als Strafgefangener nicht sachentsprechend 
und genügend erfolgen und zum Ausdruck kommen soll, 
abgesehen von der öffentlichen Diskreditierung einer Staats¬ 
irrenanstalt, in der oder bei der auch Verbrecher unter¬ 
gebracht sind. Wenn er weiterhin als Moment angeführt 
hat, dass man in diesem Stadium die strenge üeberwachung 
nicht mehr so brauche wie in einer Strafanstalt, so ist 
auch das in gewissem Sinn richtig, aber anderseits ist hier 
eben doch eine weitere üeberwachung noch notwendig, 
d. h. im Verhältnis der Strafgefangenen gegenüber anderen 
Geisteskranken, und ferner zu beachten, dass das moderne 
System in der Behandlung der Irren mehr in der Linie 
der möglichst freien Bewegung und Behandlung gegenüber 
früher liegt, wo man die Leute in die Zwangsjacke und 
zwischen Gitter zu sperren pflegte. Auch ist zutreffend 
schon ausgeführt worden, dass keine Gefahr bestehe, es 
werde sich der Vorstand dieser Irrenabteilung mehr als 
Strafanstaltsbeamter auswachsen und der Psychiater in ihm 
zurücktreten. Wir haben insbesondere gehört, dass nach 
den seitherigen Erfahrungen bei Strafgefangenen mehr mit 
einer allmählichen Entwicklung der Geisteskrankheit zu 
rechnen ist und dass so fortlaufend Gelegenheit für den 
jeweiligen Vorstand gegeben ist, in den auftretenden ver¬ 
schiedenen Stadien der Krankheit sein Wissen und sein 
Können zu betätigen und auch zu bereichern. 

Endlich scheint mir auch die Lokalfrage, die als 
letzter Einwand vorgeführt wurde, richtig gelöst zu sein. 
Ich beziehe mich auf die Ausführungen des sachverständigen 
Regierungsvertreters und füge nur bei, Licht und Luft hat 
man zureichend auf dem Hohenasperg, das wird jeder zu¬ 
geben, der schon da oben war (Heiterkeit) — ich sagte 
nicht, in welcher Eigenschaft; nun es war bei einem Ausflug, 
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sonst könnte man denken, ich sei in anderer Eigen¬ 
schaft droben gewesen, was ich hiemit bloss konstatieren 
will. Auch vermag ich mich überhaupt nicht in der Weise, 
wie es geschehen ist, daran zu stossen, dass die Kranken¬ 
zimmer, d. h. der so bewohnte Gebäudeteil in der Haupt¬ 
sache nach Norden liegen. Ich meine, man kann da die 
Fürsorge und Vorsicht doch etwas übertreiben! Schliess¬ 
lich kommt man noch so weit zu fordern, dass gar keine 
Wohnung mehr nach Norden gelegen sein darf, dass jeden¬ 
falls ein Kranker nicht mehr in einem Raum untergebracht 
werden darf, der nach Norden liegt. Ein solches allge¬ 
meines Verlangen ist übertrieben; es ist ja gewiss hygie¬ 
nisch wünschenswert und immer zweckmässiger, seine 
Zimmer nach Süden zu haben, speziell das Krankenzimmer, 
aber das können andere, geistig und sonst freie Leute auch 
nicht immer so machen, wie sie wollen. 

Haussmann-Gerabronn: Spital! 

Dr. V. Kiene: Wie? Vom idealen Standpunkt? 
Gewiss! 

Haussmann -Gerabronn: Spital! 

Präsident: Ich bitte, den Herrn Redner nicht zu 
unterbrechen. 

Dr. V. Kiene: Nun, ich kenne auch Spitäler, wo das 
nicht durchweg zutrifft, was der Herr Berichterstatter hier 
verlangt. Es handelt sich dann blos darum, dass in anderer 
Weise entsprechend gesorgt wird, und da wird hier gut 
gesorgt; wir haben gehört, dass die Tagräume für die 
Kranken nach Süden, nach der Lichtseite, liegen und das 
ist für die Geisteskranken doch die Hauptsache; so ist es 
auch in jenen Spitälern, wo die Zimmer nicht immer nach 
Süden liegen. Jedenfalls ist diese Sache kein Grund, der 
uns veranlassen könnte, die Exigenz abzulehnen, um dafür 
später eine solche in doppeltem oder gar dreifachem Be¬ 
trage verwilligen zu müssen, wozu es sicher käme, der 
Anstaltsbetrieb aber, ich meine, der dauernde Betrieb nuirde, 
soweit ich die Sache überschauen kann, jedenfalls Kosten 
ln derselben Höhe verursachen, ob man nun die Anstalt 
als Annex an eine Strafanstalt oder an eine Irrenanstalt 
errichtet. 

So glaube ich, meine Herrn, dass die grosse Mehr¬ 
heit der Kommission Ihnen beruhigt die Annahme ihres 
Antrags empfehlen darf. Ich will nur noch formell be¬ 
merken, dass durch ein Versehen in unserem Antrag ein 
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Wort ausgefallen ist. Es ist auf meinen Vorschlag noch 
das Wort „für „männliche“ Strafgefangene“ herein¬ 
genommen worden. Es ist nämlich diese Irren abteilung 
nur und ausschliesslich bestimmt für männliche geistes¬ 
kranke Strafgefangene, für die weiblichen soll nach den 
Motiven in anderer Weise gesorgt werden. Da halte ich 
es doch für zutreffend, dass auch in unserem Beschluss 
klar zum Ausdruck kommt, für wen die Exigenz verwilligt, 
d. h. diese besondere Irrenabteilung geschaffen werden 
soll. Der gedruckte Antrag ist hienach zu korrigieren. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abg. v. Gess. 

V. Gess: Meine Herrn, der Herr Vizepräsident hat 
mich als Gegner der Vorlage bezeichnet. Das ist nur bis 
zu einem gewissen Grade richtig. Ich werde mit wenigen 
Worten meine Ansicht begründen. 

Ich habe mich in der Kommission der Auffassung des 
Herrn Berichterstatters angeSchlossen. Meine persönliche 
Ansicht geht auch jetzt noch dahin, dass es richtiger wäre, 
die gefangenen Irren nicht in einer Strafanstalt oder 
in einer Abteilung der Strafanstalt, sondern in einer 
Irrenanstalt oder in einer Abteilung einer Irren¬ 
anstalt unterzubringen. Denn solange die Geisteskrank¬ 
heit dauert, meine Herrn, handelt es sich nicht um Be¬ 
strafung, sondern um Heilung. Auf diesem Gesichts¬ 
punkt beruht auch die preussische Einrichtung. Allerdings 
besteht in Württemberg die Einrichtung, dass, wenn 
während der Gefangenschaft der Gefangene geisteskrank 
wird, dadurch die Strafzeit nicht unterbrochen wird. Die- 
Irrenhaft, wenn ich .sie so nennen darf, wird als Straf- 
haft behandelt und wird abgezogen von der eigentlichen 
Strafhaft selbst. Dies ist eine Milderung, welche wir alle 
anerkennen werden, allein diese Milderung beruht auf 
einer Fiktion, denn an sich ist es kein Strafvollzug, son¬ 
dern sie bezweckt Heilung einer Krankheit, und während 
der Erkrankung Ist der Begriff der Strafe ausgeschlossen. 
Es gehört, meine Herrn, zu dem Begriff der Strafe, dass 
der Gefangene das Uebel, welches ihm als Strafe zugefügt 
wird, auch als Strafe empfinden kann. Das ganze Straf¬ 
recht, meine Herrn, richtet sich ja überhaupt nur gegen 
den schuldvollen Willen, und wo kein Wille ist, wo der 
Wille vorübergehend oder gänzlich gebunden ist, kann 
auch von einer Strafe nicht die Rede sein. Also wäre es 
richtiger, meine Herrn, wenn man einen Geisteskranken, 
welcher willenlos ist, nicht in der Strafanstalt behalten, 
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sondern in einer Irrenanstalt unterbringen würde. Aber 
selbstverständlich hat der Staat das Recht, Sicherheits- 
massregeln zu ergreifen, damit der spätere Strafvollzug 
gesichert wird. Aber allerdings Verwahrung in einer 
Irrenanstalt stösst, das erkenne ich an, auf Hindernisse. 
Es sind triftige Gründe dagegen angeführt worden, nament¬ 
lich die Rücksicht auf die anderen Geisteskranken. Also, 
meine Herrn, muss eine besondereAn statt für geistes¬ 
kranke Gefangene errichtet werden, und in dieser Richtung 
waren wir alle mit der Regierung vollständig 
einverstanden, in dieser Richtung war in der Kom¬ 
mission kein einziger Gegner der Vorlage. Nur insofern 
war eine Meinungsverschiedenheit vorhanden, als der eine 
Teil, die Majorität, behiiuptet hat, man könne die geistes¬ 
krank gewordenen Gefangenen in einer Abteilung einer 
Strafanstalt unterbringen, während die Minorität davon 
ausgegangen ist, es sollte die Unterbringung in einer 
besonderen Anstalt erfolgen, welche ein Annexum einer 
Irrenanstalt sei, in Verbindung mit der Irrenanstalt stehe. 
Meine Herrn, nach meiner Ansicht ist diese letztere An¬ 
sicht der Minorität die richtigere. Denn zwei Gründe 
sprechen für dieselbe, nämlich erstens der schon erwähnte 
Umstand, dass der Gefangene, solange er geisteskrank ist, 
keinen Willen hat, überhaupt nicht bestraft werden kann, 
und daun zweitens die Erwägung, dass die Behandlung 
eines Geisteskranken in einer unserer grösseren, sehr gut 
eingerichteten Irrenanstalten, bezw. in einer Anstalt, welche 
mit einer grösseren Irrenanstalt in Verbindung stehen 
würde, wahrscheinlich eine erfolgreichere sein würde, als 
in einer kleineren isolierten Anstalt. Meine Herrn, bei 
unseren grossen Irrenanstalten ist ein vortreffliches Aerzte- 
personal mit reicher Erfahrung in allen Heilmethoden 
vorhanden, es entsprechen auch alle Einrichtungen der 
Heilanstalt den Fortschritten der Wissenschaft. Es ist in 
der Natur der Sache gelegen, dass diese Einrichtungen 
nicht in so reichem Masse in einer kleinen mit einem 
Gefängnis verbundenen Irrenanstalt, welche nur von einem 
einzigen Arzt geleitet wird, vorhanden sein werden, wie 
in grossen Anstalten. Insbesondere aber, meine Herrn, 
hat der Herr Kollege Haussmann mit Recht darauf hin¬ 
gewiesen, dass Luft und Licht und Bewegung im Freien 
auf dem llohenasperg etwas beschränkt sein würden, 
und Licht und Luft sind ja gewaltige Ueilfaktoren, ins¬ 
besondere auch bei der Heilung von Geisteskranken. Aller- 
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dings, meine Herrn, spricht auf der andern Seite für den 
Hohenasperg, für die Vorlage der Regierung der Stand¬ 
punkt der Billigkeit, der Wohlfeilheit. Ich, meine Herrn, 
würde da, wo es sich um die Heilung von Kranken han¬ 
delt, diesen Gesichtspunkt zurückstellen, ich würde den 
finanziellen Standpunkt nicht als massgebend betrachten. 
Allein der Antrag des Herrn Kollegen Haussmann w^ürde, 
wenn er gestellt würde, eine Mehrheit nicht finden und 
ich habe schon in der Kommission erklärt, dass ich, wenn 
ein solcher Antrag eine Mehrheit nicht finden sollte, be¬ 
reit sei, für die Regierungsvorlage zu stimmen, damit doch 
etwas geschieht, um den jetzigen Zustand wenigstens zu 
verbessern. Nach Lage der Sache werde ich also der 
Regierungsvorlage zustimmen. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Berichterstatter. 

Berichterstatter Haussmann-Gerabronn: Nur vier 
Worte! Die Polemik, welche gegen den Standpunkt, den 
ich vertreten habe, gerichtet worden ist, richtet sich zum 
Teil gegen das Internat in den Irrenanstalten. Die Gründe, 
die angeführt w'erden, sprechen gegen das Internat, aber 
nicht gegen den Vorschlag, von dem ich ausgegangen bin. 
Warum kann man nicht einen Oberarzt mit 6 Wärtern, 
den man jetzt eine Stunde von Ludwigsburg entfernt etab¬ 
lieren will, eine halbe Stunde von einer Irrenanstalt ent¬ 
fernt halten unter Oberleitung eines Arztes, statt unter 
Oberleitung des Zuchthausverwalters? Das ist eine Frage, 
die nicht gelöst worden ist von dem gegnerischen Stand¬ 
punkt, soweit es sich um die prinzipielle Auseinandersetzung 
handelt. Es klingt eben schon aus den Berichten der 
Irrenanstalten heraus, auf die sich wiederholt berufen 
w’orden ist, der Grund, den die Herren Vertreter der Re¬ 
gierung am Schlüsse auch angeführt haben, das Schreiberei¬ 
wesen etc. sei so misslich und entziehe die Kräfte, es klingt 
heraus: Verschone uns mit der Schreiberei und dem Sach, 
das damit verbunden ist. Das ist nach dem Grundsatz: 
Sankt Florian, verschon’ mein Haus, zünd’ andere an. Das 
Ende vom Liede — und das wird ja in wenigen Augen¬ 
blicken zum Beschluss erhoben werden, nachdem keine 
Gegenanträge vorliegen und keine Aussicht vorhanden ist, 
dass solche angenommen werden — ist, dass man die 
Kranken, die im Bett gehalten w'erden müssen, unterbringt 
in Räumen, w^elche durchaus im Walle drinstecken von 
der Südseite her. Ferner, und das erwidere ich dem Herrn 
V. Kiene, wenn man eine Spitalbehandlung einrichtet, so 
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hat man so fundamentale Grundsätze wie die Lichtseite 
nach meiner Meinung nicht ausser acht zu lassen. Ausser¬ 
dem legt man sie dann, es ist ja vorhanden und ist billiger, 
in ein Haus hinein, wo die Lichthöhe der Säle 2,^0 und 
2,90 m ist; in jedem Spital hat man für ein Zimmer bis 
3 m und für einen Saal 4 m. (Oho!) Jawohl, sehen Sie 
sich die Spitäler an, wie sie gebaut werden! Also eine 
Lichthöhe, wie sie in Räumen, wo Gefangene tagaus und 
tagein sich aufhalten müssen und zum Teil im Bett gehalten 
werden, als schlechterdings nicht die richtige Lösung er¬ 
scheint. Aber ich bescheide mich, weitere Ausführungen 
zu geben, weil die Sachlage derartig ist, dass dadurch doch 
nichts erzielt würde. 

Präsident: Das Wort wird nicht weiter verlangt, 
die Beratung ist geschlossen, wir kommen zur Beschluss¬ 
fassung. Der Antrag der Kommission geht dahin, wenn 
ich es recht verstehe, zu bestimmen: 

„5) zur Errichtung einer Irrenanstalt für männliche 
Strafgefangene auf Hohenasperg. 136000 M.“ 

Es liegt nur dieser Antrag vor. Ich ersuche diejenigen 
Heri’en, welche denselben annehmen wollen, sich von ihren 
Sitzen zu erheben. — Das ist die Mehrheit, der Kommis¬ 
sionsantrag ist angenommen. 
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Gorrespondenz. 


Die 75. Jahresversammlung der Rheinisch-Westfälischen 
Gefängnis-Gesellschaft 

uahm den angeregtesten, befriedigendsten Verlauf. Nach bewährtem 
Herkommen war der erste Tag, der 13. Oktober, vollständig den 
Fachkonferenzen eingeräumt, doch so, dass das Ganze mit einer 
gemeinsamen Konferenz der Beamten, Geistlichen und 
Vertreter der Fürsorgevereine eingeleitet wurde. Diese 
erste Verhandlung w^ar die für die diesmalige Tagung zweifellos be- ^ 
deutsamste. In einer Zeit, wo allenthalben die Strafrechts- und Straf¬ 
prozessreformfragen auf der Tagesordnung stehen, konnte unsere 
Gesellschaft an diesen wichtigen, für die Verbrechensprophylaxe so 
ungemein belangreichen Problemen nicht wohl vorübergehen. In 
diesem Sinne war die Eidesfrage zur Beratung gestellt und Land¬ 
gerichtsrat K ule mann in Braunschweig hatte es freundlichst über¬ 
nommen, über diesen schwierigen Gegenstand zu berichten. Man 
konnte von einem so angesehenen, erfahrenen Juristen nichts anders 
als eine sehr eindringende, gediegene Behandlung der Sache er¬ 
warten und da seine einschneidenden Grundgedanken z. T. schon 
vorher bekannt geworden waren, so lauschte die grosse Versammlung 
sehr gespannt auf seine Ausführungen. Sie wurde nicht enttäuscht. 

Die hier mitgeteilten Leitsätze beweisen, wie scharf durchdacht der 
ganze von der herrschenden Auffassung so stark abweichende Ge¬ 
dankenbau war: 

1. De?r heutige Eid ist ein in religiöser Form, insbesondere 
unter Anrufung Gottes abgegebenes Versprechen (pro¬ 
missorischer Eid) oder eine in dieser Form abgegebene Ver¬ 
sicherung über Wahrheit oder Unwahrheit einer Tatsache 
(assertorischer Eid). 

2. Der assertorische Eid wird, sofern sein Inhalt der Wahrheit 
nicht entspricht, je nachdem er in Kenntnis dieser Unwahr¬ 
heit oder infolge schuldvoller Nichtkenntnis geleistet ist, mit 
krimineller Strafe in verschiedenen Abstufungen geahndet. 

Die Verletzung des promissorischen Eides hat keine straf¬ 
rechtlichen Folgen. 

3. Beide Arten von Eiden bezwecken, den moralischen Zwang 
des Gewissens durch das religiöse Moment zu verstärken. 
Dazu kommt bei dem assertorischen Eide die Furcht vor 
bürgerlicher Strafe. 

4. Das Bedürfnis, den moralischen Zwang durch ein religiöses 
Moment zu verstärken, ist am geringsten bei gewissenhaften 
und am stärksten bei wenig gewissenhaften Menschen; es 
steht zu der Gewissenhaftigkeit im umgekehrten Verhältnisse. 

5. So wenig sich behaupten lässt, dass nur religiöse Menschen 
gewissenhaft wären, so ist doch jeder religiöse Mensch ge¬ 
wissenhaft. Religiosität und Gewissenhaftigkeit stehen in 
gradem Verhältnisse. 
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6. Daraus folgt: a) bei gewissenhaften Menschen ist der Einfluss 
eines religiösen Eides am grössesten, seine Notwendigkeit 
aber am geringsten: b) bei wenig geAvissenhaften Menschen 
ist die Notwendigkeit, das Defizit des moralischen Zwanges 
zu ergänzen, am grössesten, aber die Wirkung des religiösen 
Moments am geringsten. Notwendigkeit und Wirksamkeit 
des religiösen Eides stehen im umgekehrten Verhältnisse. 

7. Der Einfluss des religiösen Moments im Eide ist abhängig 
von dem Vorhandensein religiösen Empfindens. Er fällt 
weg, wo dieses fehlt, er stuft sich ab nach dessen Intensität 
und erreicht bei vielen Menschen eine solche Stärke, dass 
die Leistung eines Eides in jedem Falle, insbesondere aber 
dann, wenn es sich um minder wichtige Angelegenheiten 
handelt oder ihre Erinnerung nicht ganz sicher ist, für sie 
zur Gewissenscjual wird. 

8. Infolge hiervon wird unter gleichen Umständen ein stark 
religös empfindender Mensch einen Eid nicht leisten, dessen 
Leistung einem anderen kein Bedenken bereitet. Der religiöse 
Eid führt deshalb im praktischen Ergebnisse zu einer Be¬ 
nachteiligung stark religiös empfindender Personen. 

9. Es ist ein allgemeines psychologisches Gesetz, dass jeder 
psychische Einfluss mit seiner Wiederholung sich abschwächt. 
Da der Einfluss des religiösen Moments im Eide pyschischer 
Natur ist, so muss er an Wirkung verlieren, je häufiger er 
geleistet wird. 

10. Vom Standpunkte des religionslosen Staates ist der religiöse 
Eid ein Uebergriff des Staates in ein ihm fremdes Gebiet. 
Will man an einer religiösen Grundlage des Staates fest- 
halten, so liegt freilich ein solcher Uebergriff nicht vor, der 
Staat ist aber verpflichtet, den Eid für staatliche Zwecke 
nur in soweit zu benutzen, Avie hierdurch das religiöse 
Interesse nicht beeinträchtigt Acird. 

11. Die heutige massenhafte Verwendung des Ei4es bedeutet 
einen Raubbau an dem Schatze des religiösen Empfindens 
im Volke, gegen den nicht allein vom kirchlichen und reli¬ 
giösen Standpunkt, sondern ebenso im eignen Interesse des 
Staates energisch Einspruch erhoben AA^erden muss. 

12. Von der Verstärkung der psychologischen Zwangskraft des 
Eides durch äussere Mittel, wie eindringliche Verwarnung, 
feierliche Form, Zuziehung eines Geistlichen u. dgl. ist ein 
Erfolg jedenfalls so lange nicht zu erwarten, wie die jetzige 
Häufung der Eidesleistungen bestehen bleibt; in allen Fällen 
versagen solche Mittel bei den Personen, bei denen sie am 
nötigsten sein würden. 

13. Die befriedigendste Lösung der Eidesfrage besteht in der 
Abschaffung des religiösen Eides und dessen Ersetzung 
durch eine Beteuerungsformel, deren Anwendung im Falle 
beAvusster oder fahrlässiger Verletzung der Wahrheitspflicht 
strenge Strafen zur Folge hat. Daneben ist die bewusst un¬ 
wahre Aussage vor Gericht auch ohne Anwendung dieser 
Beteuerungsformel unter Strafe zu stellen. 

14. Unabhängig hiervon und jedenfalls solange diese Forderung 
nicht erfüllt ist, ist auf eine Verminderung der Eide Bedacht 
zu nehmen. Der promissorische Eid ist ausnahmslos zu be¬ 
seitigen. Der assertorische ist nur da zu erfordern, wo er 



zur Erreichung eines wichtigen Zweckes unentbehrlich ist 
und jedenfalls nicht dann, wenn das Gericht ohnehin von 
der Wahrheit der Aussage überzeugt ist oder dem Eide 
keinen Einfluss auf die Bildung seiner Ueberzeugung bei- 
niisst, ebenso in minder wichtigen Angelegenheiten. Die 
Auferlegung des Eides ist in allen Filllen von dem Ermessen 
des Gerichtes abhängig zu machen. 

15. Der Nacheid ist schon an sich dem Voreide aus dem Grunde 
vorzuziehen, weil er das Verantwortlichkeitsgefühl schärft, 
indem er den verpflichtenden Akt in einen möglichst kurzen 
Zeitraum zusammendrängt. Ausserdem bietet, solange 
allein der Verzicht der Parteien das Gericht von der Ver¬ 
pflichtung zur Beeidigung von Zeugen und Sachverständigen 
entbindet, der Nacheid die einzige Möglichkeit, in tunlichst 
zahlreichen Fällen einen solchen Verzicht herbeizuführen. 
Endlich ist der Nacheid die notwendige Vorbedingung des 
unter 14. geforderten richterlichen Ermessens. 

Die Besprechung wurde freilich diesem ernsten, innerlichen Ge¬ 
dankengang nicht voll gerecht, was ja bei einer so grossen gemischten 
Versammlung und bei der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit 
kaum anders sein konnte. Die nahe liegenden Bedenken, die einer 
Annahme der Hauptforderung: Beseitigung des Eides, entgegenstehen, 
erschienen zu schwerwiegender Natur und nur eine geringe Minorität 
erklärte sich dafür bei der schliesslichen Abstimmung. l5och wurde 
es mit genügender Deutlichkeit hervorgehoben, dass gerade vom rein 
religiösen Standpunkt aus die Forderung des Referenten sympathisch 
gewürdigt werden müsse, wie auch andererseits aus dem Munde eines 
angesehenen Juristen, des Oberstaatsanwalts Zaehle in Hamm, das 
Zugeständnis wertvoll war, dass der Staat bei Rechtsprechung event, 
auch ohne Eidesleistungen auskommen könne. Die Eidesnot selbst 
wurde von keiner Seite bestritten. Daher fand auch der Antrag 
des Oberlandesgerichtspräsidenten Hamm einstimmige Annahme: 
„Es ist auf tunlichste ^"erminderung der Eide Bedacht 
zu nehmen“. Die Besprechung musste nunmehr leider abgebrochen 
werden, so dass die letzten beiden Thesen des Berichterstatters, die 
sich mit den Grundsäten einer solchen Eides Verminderung näher be¬ 
fassten, nicht mehr beraten werden konnten. Das soll in einer der 
nächsten Versammlungen geschehen. 

Die Fachkonferenz der Strafanstalts- und Justiz¬ 
beamten, die um 12 Uhr folgte, befasste sich ebenfalls mit einem 
sehr wichtigen Problem des Strafrechts, der Geldstrafe. Die 
Frage war bereits im letzten Jahre nach dem gediegenen, viel neue 
Gedanken bietenden Bfiricht des Oberlandesgerichtsrats Schmölder 
in Hamm erörtert worden, aber man war bei der Schwierigkeit der 
Sache nicht zu einem Ergebnis gekommen, sondern hatte die Beratung 
auf die diesjährige Sitzung vertagt. Professor Rosenfeld in 
Münster erstattete den Bericht und stellte folgende Thesen auf: 

1. Bei den Strafsachen unterster Ordnung gebührt der Geld¬ 
strafe die ausschliessliche Herrschaft. 

2. Bei den übrigen Strafsachen ist sie, wenn nicht zur Wahl 
zu stellen, so doch stets als fakultative Nebenstrafe (also 
„häufungsweise“) zuzulassen. 

3. In den Strafsachen unter 2. ist die Geldstrafe nach den 
Einkommens- und Erwerbsverhältnissen der Verurteilten zu 
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bemessen. Die Höchst- und Mindestmasse jetziger Art haben 
fortzufallen. 

4. Die Uneinbringlichkeit der Geldstrafe ist durch Fristen, 
Ratenzahlungen, aber auch Lohnbeschlagnahme und andere 
Massnahmen möglichst einzuschränken. 

5. Uneinbringliche Geldstrafen sind in Freiheitsstrafe nicht 
umzuwandeln. 

Es gelang ihm auch, den Hauptinhalt seiner Thesen zur 
Anerkennung zu bringen, was nicht ohne Belang sein dürfte, da so 
gewiegte Juristen wie Oberlandesgerichts - Präsident Hamm und 
Landgerichtsdirektor Aschrott, sowie Geheimrat Dr. Kr ohne sich 
an der Besprechung beteiligten. Satz 1 wurde in der von Herrn 
Hamm vorgeschlagenen Fassung angenommen: „Bei den blossen 
Polizeidelikten ist regelmässig nur Geldstrafe als Prinzipalstrafe 
anzudrohen“. Der 2. Satz erhielt folgende Fassung: „Bei den übrigen 
Strafsachen ist sie stets als fakultative Nebenstrafe zuzulassen, in 
geeigneten Fällen ist sie zugleich alternativ anzudrohen“. Die 3. These 
wird dahin abgeändert: „Die Geldstrafe ist nach den Einkommen- 
und Erwerbsverhältnissen zu bemessen“. Satz 4 wird in folgender 
Fassung angenommen: „Die Beitreibung der Geldstrafe ist durch 
Fristen, Ratenzahlungen, als auch durch Lohn beschlagnahmen, 
Arbeitszwang und andere Massnahmen möglichst zu erleichtern“. 
Die 5. These wird nach Herrn Hamms Vorschlag so redigiert: „Geld¬ 
strafen, zu deren Entrichtung der Verurteilte ausser stände ist, sind 
durch Gerichtsbeschluss zu erlassen“. 

Die gleichzeitig stattfindende Konferenz der evangel. 
Geistlichen erörterte die Seelsorge an Untersuchungs- 
gefangeneu, einen Gegenstand, über den bisher so wenig ver¬ 
handelt und veröffentlicht worden ist, dass man meinen könnte, die 
üntersuchungsgefangenen würden kaum dieser Wohltat für bedürftig 
angesehen. In der Tat gibt es eine verbreitete Auffassung, die die 
Untersuchungsgefangenen nur dann der Seelsorge teilhaftig machen 
möchte, wenn sie das ausdrückliche Verlangen darnach aussprechen. 
Dem gegenüber wurde in dic.'^er Konferenz sehr nachdrücklich die 
Notwendigkeit betont, den Untersuchungsgefangenen mindestens 
ebensoweit mit der Seelsorge entgegenzukommen, wie den Straf¬ 
gefangenen, schon aus dem Grunde, weil fast alle, die das Gefängnis 
zum erstenmal betreten, dies als Untersuchungsgefangene tun. Pastor 
Dr. Beneke in Hamburg hat nun jüngst eine Monographie „Ge¬ 
fängnisstudien“ herausgegeben, die sich vorzugsweise mit dieser 
Frage befassen. Er war daher der geeignetste Berichterstatter für 
die Konferenz. Sein Gedankengang war folgender: 

1. Es ist wünschenswert, dass selbständige Pfarrämter für die 
Untersuchungsgefängnisse errichtet werden, weil der Unter¬ 
suchungsgefangene mindestens ebenso sehr wie der Straf¬ 
gefangene der persönlichen Seelsorge bedarf. Der Gang 
der gerichtlichen Untersuchung wird durch den Geistlichen, 
wenn derselbe sich nur auf die Seelsorge beschränkt, nicht 
beeinflusst. 

2. Es ist notwendig, das Gemüt des Untersuchungsgefangenen 
durch den Zuspruch des Geistlichen und durch geeignete 
Lektüre zu beruhigen. Zu der letzteren gehören besonders 
das Neue Testament, das Gesangbuch und der Katechismus. 
Dieselben müssen stets in jeder Zelle vorhanden sein. 
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3. Es ist ratsam, da der Geistliche die Aussage des Uiiter- 
suchungsgcfangeiien nicht auf ihre Wahrheit prüfen kann, 
dieselben zunächst ohne Beurteilung hinzunehmen und den 
Untersuchungsgefangenen anzuleiten, sein ganzes bis¬ 
heriges Leben unter das Licht von Gottes Wort, insbesondere 
unter das Urteil des göttlichen Gesetzes zu stellen. 

4. Es ist wünschenswert, dass im Untersuchungsgefängnisse 
sonntäglich Gottesdienst abgehalten wird und dass die Ein¬ 
richtungen derartig getroffen werden, dass jeder Unter¬ 
suchungsgefangene, welcher den Wunsch hat, die Kirche 
zu besuchen, Zutritt erhalten kann. 

Es ist aber zu überlegen, ob der Geistliche einem Unter¬ 
suchungsgefangenen das heilige Abendmahl reichen soll 
oder nicht. 

Er fand mit diesen Forderungen lebhaften Anklang; namentlich 
machte sich die Konferenz das Desiderium der Gleichstellung der 
Untersuchungs- mit den Strafgefangenen bezgl. der Seelsorge und 
der womöglich sonntäglichen Gottesdienste zu eigen und erklärte die 
Bedürfnisnormierung seitens des Justizfiskus für unzureichend. 

Die Konferenz der katholischen Anstaltsgeistlichen 
verhandelte gleichzeitig über die Bedeutung derGeständnisse 
der Gefangenen für die Seelsorge — nach einem Bericht 
von Pfarrer l3r. Lummer in Wittlich. Es wurden folgende Leit¬ 
sätze angenommen: 1. Wenn auch der Geistliche im allgemeinen, 
abgesehen von dem sakramentalen Bekenntnis, zu einem Geständnis 
nicht verpflichten kann, so ist dasselbe doch aus Gründen der Seel¬ 
sorge zu erstreben. 2. Zur Herbeiführung eines Geständnisses ver¬ 
helfen vorzüglich: a) das im Gefangenen wachgerufene Vertrauen 
zum Seelsorger und b) die Erweckung der Bussgesinnung durch 
Mitiel der Religion (Beiwohnung der Gottesdienste, Lektüre u. s. w.) 
3. Auch der Ungeständige ist nicht zu vernachlässigen, sondern mit 
grosser Sorgfalt seelsorgerisch zu behandeln — Sodann wurde betont, 
dass die Amtsverschwiegenheit des Gefängnisgeistlichen besonders 
sorgfältig zu wahren und deshalb in den Mitteilungen über die 
Gefangenen und in den Eintragungen in die Akten grosse Vorsicht 
zu üben sei, um das durchaus nötige Vertrauen der Gefangenen 
nicht zu verlieren. 

Die letzte Fachkonfereuz war die der Strafanstaltslehrer, 
die sich mit der schwierigen Frage der Minderwertigen und 
ihrer Behandlung beschäftigte. Im vorigen Jahre hatte hier Geheimrat 
Pe lm an von Bonn und Direktor Dr. Finkelnburg in der Haupt¬ 
versammlung das Problem behandelt. Der erstere hatte die Aus¬ 
scheidung dieser Kranken aus dem Strafvollzug, wie auch dem 
strafrechtlichen Verfahren selbst gefordert, drang aber damit, 
namentlich infolge des entschiedenen Widerspruchs von Geheimrat 
Krohne nicht durch. Diesmal Hessen sich die Lehrer durch einen 
pädagogischen Fachmann auf diesem Gebiete, Inspektor Gelderblom 
von der Idiotenanstalt in M. Gladbach über das Wesen der Minder¬ 
wertigkeit und die dementsprechende Behandlung im allgemeinen 
unterrichten. Die Leitsätze des Berichterstatters lauteten folgender- 
massen: 

I. Die Sachlage. 

1. Ausser den geistig gesunden und den geisteskranken gibt 
es viele geistig minderwertige Menschen. 
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2. Die geistig Minderwertigen bedürfen einer besonders sorg¬ 
fältigen Erziehung und Pflege. 

3. Die Eltern sind häufig selbst minderwertig und nicht imstande, 
Erziehung und Pflege richtig zu leiten. 

4. Deshalb ist Anstaltserziehung und -pflege oft dringend 
notwendig. 

5. Der Arzt der Anstalt kann durch seine Mitwirkung bei der 
Pflege oft viel zur Heilung oder Besserung beitragen. 

6. Durch geeignete Erziehung, Unterricht und Beschäftigung 
werden die Minderwertigen so weit als möglich zu nütz¬ 
lichen Menschen herangebildet und vor Schädigungen 
bewahrt. 

7. Die Anstaltspflege hat so lange zu dauern, als der minder¬ 
wertige Zustand anhält. Es wird dadurch auch verhindert, 
dass der Minderwertige mit der menschlichen Gesellschaft 
und dem Gesetz in Konflikt gerät. 

8. Beim Eintiitt der Volljährigkeit ist der Minderwertige zu 

entmündigen oder ein Pfleger zu bestellen (Bürgerl, Gesetz¬ 
buch § und § 1910), von der Wehrpflicht ist er zu 

befreien. 

9. So lange die geistig Minderwertigen nicht geisteskrank 
sind, gehören sie nicht in die Irrenanstalten. 

II. Folgerungen. 

1. Da die geistig Minderwertigen auch minder zurechnungs¬ 
fähig sind, so gehören sie nicht vor den Strafnehter und 
ins Gefängnis. 

2. Stellt sich nach der Verurteilung von Straffälligen ihre 
Minderwertigkeit heraus und damit die Unmöglichkeit, sic 
einem geordneten Strafvollzug einzurangieren, so sind sie 
andern ihrem Krankheitszustand angemessenen Anstalts¬ 
einrichtungen zuzuweisen. 

Die angeregte Besprechung, an der sich Mediziner, Juristen 
Geistliche und Lehrer beteiligten, ergab, dass der Begriff der Minder¬ 
wertigkeit noch keineswegs einheitlich verstanden und gebraucht 
wird. Die Konferenz nahm daher von einer formellen Stellungnahme 
zu den Thesen Abstand. 

Die Generalversammlung fand sodann am 14. Oktober unter 
recht zahlreicher Beteiligung der Vertreter hoher und höchster 
Behörden — im ganzen über 200 Teilnehmer — statt. Nach der 
üblichen Begrüssung trug der Vorsitzende, Direktor Pfarrer Karsch, 
den Jahresbericht vor, dem einige allgemein interessante Notizen 
entnommen werden mögen. 

Das Netz der Hülfsvereine hat sich in diesem Geschäftsjahre 
durch 8 neugegründete Fürsorgevereine wesentlich erweitert, so dass 
jetzt 71 angeschlossene Hülfsvereine bestehen. Die erstrebte Ein¬ 
richtung einer Fürsorge-Zentrale hat sich bis jetzt nicht verwirklicht. 
Die den Staatsbehörden vorgetragene Bitte, dass der grundsätzliche 
Ausschluss bestrafter Personen von der Arbeit in den Staatsbetrieben 
aufgegeben werde, ist bis jetzt nur von dem Ministerium der geist¬ 
lichen, Unterrichts- und Medizinal - Angelegenheiten und zwar in 
zustimmendem Sinne beantwortet worden; hoffentlich werden auch 
die anderen Zentral-Behörden sich derselben Auffassung anschliessen. 
Die vom Ministerium des Innern am 1. April ds. Js. erlassene neue 



Dienstordming für die Strafanstalten ist von praktischer Bedeutung. 
Dieselbe besagt: Die Aufsichtsbehörde kann einem Mitgliede der 
Zentralstelle oder einer von ihr dazu beauftragten Person den Verkehr 
mit den Gefangenen in der Anstalt, insbesondere Zellenbesuche und 
die Teilnahme an derjenigen Konferenz der Oberbeamten, in welcher 
über die Fürsorge beraten wird, gestatten. An diese neuen Fürsorge¬ 
bestrebungen hat sich die Gesellschaft angelegentlich beteiligt, zumal 
sie ihren Statuten und der ersten Ausübung ihrer freien Liebestätig¬ 
keit, sowie einer schon 20jährigen Praxis in den Frauen gef ängnissen 
unseres Gebiets durchaus entsprechen. Nach dem Belicht über die 
Kassenverhältnisse beträgt die Einnahme 14 355.64 Mk., die Ausgabe 
13 163.26 Mk , so dass eine Mehreinnahme von 1192.28 Mk. verbleibt. 
Es folgt sodann die Revision der Statuten, wobei einige Abänderungen 
beschlossen wurden. Den Hauptpunkt bildete hierbei die Neufassung 
des § 8, in den jetzt die neue Bestimmung aufgenommen wurde, 
dass der Vorsitzende und dessen erster Stellvertreter von ver¬ 
schiedenem Bekenntnisse sein müssen. 

Herr Geheimer Regierungsrat Landesrat Klausener berichtet 
sodann über pDie Tätigkeit der Fürsorge-Vereine“ wie folgt: 

Es ist eine in sich selbst begründete Tatsache, dass ein ver- 
vollkomneter Strafvollzug auch eine vervollkomnete Fürsorge für die 
Entlassenen zur Folge haben muss. Der vervollkomnete Strafvollzug 
hat die Besserung des Gefangenen zum Gegenstände, die Fürsorge 
die Verhütung eines Rückfalls. Strafvollzug und Fürsorge folgen 
einander und ergänzen sich gegenseitig. Die Rheinisch-Westfälische 
Gefängnis-Gesellschaft hatte die mit dem Staatsgesetze überein¬ 
stimmende Förderung beider Aufgaben zum Gegenstände ihrer Be¬ 
strebungen gemacht und es sich zunächst angelegen sein lassen, die 
Besserung der Gefangenen durch Beseitigung nachteiliger und Ver¬ 
mehrung wohltätiger Einwirkungen auf dieselben während der Haft¬ 
zeit herbeizuführen. Als sie nach rastloser Tätigkeit auf segen¬ 
bringende Erfolge zurückschauen durfte, erblickte sie ihre weitere 
Aufgabe, die auch bis dahin, wie wir später sehen w^erden, nicht aus 
dem Auge gelassen worden war, in der Organisation und Ausgestal¬ 
tung der Fürsorge für entlassene Gefangene. Gemäss § 7 ihrer 
Gmndgesetze wäll sie den Entlassenen Quellen ehrlichen Erwerbs 
eröffnen und sie in angemessene Verhältnisse zu bringen suchen, 
um hierdurch, sowie durch Aufsicht chrLstlich gesinnter Menschen 
den Rückfiillen zu neuen Vergehen möglichst vorzubeugen, ln 
diesen einfachen, schlichten Worten ist der Gesamtumfang der Für¬ 
sorgetätigkeit enthalten. Verschaffung von Arbeit und Unterkommen, 
Vorfürsorge und Schutzfürsorge waren schon bei Gründung der Ge¬ 
sellschaft die leitenden Grundgedanken. Wie sie sich in ihrer heute 
ausgebildeten Form darstellen, wird Gegenstand meiner Ausführungen 
sein. , 

Ich möchte meine Ausführungen in drei Teile zerlegen und 
die Tätigkeit der Fürsorgevereine schildern, wie sie sich darstellen 
kann und vielleicht auch darstellen soll auf dem Gebiete der Prophy- 
laxi.s, ferner während der Haftzeit und endlich nach der Entlassung 
aus dem Gefängnis. 

Die Tätigkeit der Gefängnisvereine umfasst die Gebiete der 
Verbrechensprophylaxe, der Vorfürsorge während der Haft und der 
Schutzfürsorge nach der Entlassung. 

1. Die Prophylaxis betätigt sich in Darbietung von Arbeits¬ 
gelegenheit durch Wanderarbeitsstätten, Schreibstuben, 
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Arbeiterkolonien; ferner durch Unterbringung* Gefährdeter 
in Trinkerheilanstalten, Asylen (Mädchenfürsorgeheimen) 
etc.; durch die Bahnhofsmission und ähnliche Einrichtungen 
bewahrender Art. 

Auch an der Erforschung der Verbrechensursachen und 
entsprechenden statistischen Arbeiten können sich die Ver¬ 
eine erfolgreich beteiligen 

2. An der Vorfürsorge während der Haftzeit wirken 
die Vereine mit 

a) durch Entsendung ihrer Vertreter in die Ortsgefängni.'isc 
zum persönlichen Verkehr mit den Schützlingen, in 
engster Fühlung mit dem Anstaltsvorstand und dem 
betreffenden Geistlichen, 

b) durch Beratung und Unterstützung der Familien In¬ 
haftierter, 

c) durch Fürsorge für das Eigentum Inhaftierter. 

3. Die Sc hu t zfür SOI* ge an^ Entlassene wird ausgeübt 

a) vor allem durch geeignete Unterbringung (nicht blo.ss 
Arbeitsvermittelung), zumal jugendlicher und weiblicher 
Personen in Anstalten oder bei zuverlässigen Pflegern 
und Arbeitgebern, Empfehlung an gute Vereine etc., 

b) durch zweckentsprechende Verwaltung der Arbeitspräinic, 

c) durch Beschaffung von zunächst event. nur vorläufiger 
Arbeitsgelegenheit, namentlich auch zur Abwehr arbeits¬ 
scheuer Schmarotzer. 

Der Herr Referent führt sodann mit dem ersten Punkt beginnend 
aus, dass die Arbeitslosigkeit mit Recht als die Geisel der Arbeiter¬ 
schaft gelte. Durch Gründung von Wanderarbeitsstätten, die sich 
meist selbst unterhalten, wenn sic geschickt geleitet werden, wird den 
Arbeitslosen und Hilfesuchenden vorübergehend lohnende Beschäftig¬ 
ung geboten, ebenso durch die Errichtung* von Schreibstuben und 
dem damit zu verbindenden Arbeitsnachweise. Die Arbeiterkolonien 
bieten ebenfalls ein prophylaktisch wirkendes Hülfsmittel zur Ver¬ 
hütung der Arbeitslosigkeit und ist von der Rheinisch-Westfälischen 
Gefängnis Gesellschaft die Gründung derselben nicht nur erstrebt, 
sondern auch ausgeführt worden, es sind davon in der Provinz West¬ 
falen 2 und in der Rheinprovinz 4 ins Leben gerufen worden und 
kann die Inanspruchnahme den Fürsorgevereinen nicht genug ans 
Herz gelegt werden. Zu erwähnen ist ferner die Gründung von 
Trinkerheilanstalten, von denen sich in der Rheinprovinz neben ein¬ 
zelnen kleineren zwei grössere konfessionell getrennte befinden. Die 
Schäden, die durch die Trunksucht veranlasst werden, ergibt ein ab¬ 
schreckendes Beispiel, nachdem sich am 27. September er. unter 1403 
ift der Arbeitsanstalt in Brauweiler Internierten nach ihrer eigenen 
Angabe 524 oder 37 Prozent gewohnheitsmässige Trinker befanden. 
Hiervon den Unterhalt pro Tag und Kopf auf §0 Pfennig gerechnet, 
ergibt sich ein Kostenbetrag von 153000 Mark pro Jahr, wofür die 
Provinz aufzukommen hat. Ausserdem befinden sich noch 28 Prozent 
in der Anstalt, die sich selbst nur als Gelegenheitstrinker bezeichnen; 
das sind im ganzen 911 Personen, für die jährlich die erschreckliche 
Zahl von 2G6000 Mark aufzubringen ist. Dem Arbeitsmarkt geht die 
Arbeitskraft dieser Menschen verloren und es kommt ferner hinzu, 
dass die meisten Verbrechen und Vergehen am Sonnabend, Sonntag 
und am blauen Montag infolge von Trunkenheit verübt werden. 




Die Bahnliofsniissionen möchten durch rege Beteiligung der 
weiblichen Mitglieder der Fürsorgevereine tatkräftig unterstützt wer¬ 
den. Auch die übrigen Einrichtungen, wie Fürsorgeheime, Vincenz 
häuser, Mägdeherbergen u. s. w. sind für die Fürsorgevereine von 
grösster Wichtigkeit. Die Verbrecherstatistik muss durch die Für¬ 
sorgevereine noch mehr gefördert werden, um zu sehen, wo die Für 
sorge am meisten Not tut. 

An der Fürsorge während der Haftzeit wirken die Vereine mit 
durch Entsendung ihrer Vertreter in die Ortsgefängmisse. Eine Haupt¬ 
aufgabe besteht darin, den Inhaftierten vor einem Rückfalle zu be¬ 
wahren. Hierzu ist nötig, dass die Fürsorgevereine und ihre Mit¬ 
glieder durch persönlichen Verkehr den Inhaftierten und seine 
Fainilienverhähnisse kennen lernen, und bei seiner Entlassung aus 
dem Gefängnisse für geeignete Arbeitsgelegenheit sorgen. Die Be¬ 
strebungen des Vereins, auch Frauen bei weiblichen Strafgefangenen 
zu Gefangenenbesuchen zu verwenden, seien von dem Herrn Minister 
des Innern unterstützt worden und diese Einrichtung hat sich glänzend 
bewährt; die Teilnahme von Vereinsmitgliedern an den Konferenzen 
der Gefängnisoberbeamten, in denen über die Fürsorge beraten w ird, 
ist ebenfalls gestattet worden Den Vereinsvorständen empfiehlt der 
V^ortragende grösste Vorsicht bei der Auswahl der Besucher und 
empfiehlt an der Hand der gemachten Erfahrungen bei männlichen 
Gefangenen solche Personen zu verwenden, die der Umgangssphäre 
der Inhaftierten am nächsten standen, bei w eiblichen Gefangenen sei 
jedoch gerade das Gegenteil der Fall, hier erreiche die gesellschaftlich 
höher stehende Dame am meisten. Besonders sei dringend davor zu 
w arnen, dem Gefangenen hierbei Versprechungen zu machen, um ihn 
v'or späterer Enttäuschung und Entrüstung zu bewahren, und damit 
dadurch die Fürsorge nicht in Misskredit gerate und der Hass gegen 
die besitzende Klasse, die helfen könnte aber nicht wmlle, nicht ge¬ 
nährt werde. Stets sei im Auge zu behalten, dass die Fürsorgearbeit 
nur Hilfe zur Selbsthilfe sei, und dass die Fürsorgearbeit nur 
halbe Arbeit sei, wenn die Mitwirkung der Inhaftierten fehle. Eine 
weitere Fürsorgetätigkeit bildet die Unterstützung der Familie des 
Inhaftierten während der Strafzeit, die Verschaffung von Arbeits¬ 
gelegenheit für die Frau, Unterbringung der Kinder in Waisenhäuser 
oder geeigneten Familien, Einleitung der Fürsorge-Erziehung, In¬ 
anspruchnahme von Wohltätigkeitsvereinen. Auch die Sorge um 
Hab und Gut des Inhaftierten während seiner Haftzeit ist nicht 
minder wichtig; hierzu gehört auch die Erwirkung von Beurlaubungen 
des Gefangenen zur Regelung seiner Angelegenheiten. Die Fürsorge 
für Arbeit und Unterkommen nach der Entlassung wird in vielen 
Fällen den Gefangenen davor bewahren, seinen früheren Lebenswandel 
w ieder aufzunehmen. B(‘sonders gelle dies für jugendliche Inhaftierte, 
die durch das Elternhaus den nötigen Schutz nicht finden und die 
leicht wieder straucheln und fallen, wenn nicht rechtzeitig Schritte 
getan werden, um sie vor w'eiteren Fehltritten zu bew'ahren. Durch 
Unterbringung in Arbeiterkolonien gegen Arbeitsleistung wird 
w^enigstens vorübergehend Unterkommen und Arbeit verschafft, und 
von da aus kann dann für die w^eitere Versorgung des Zöglings die 
nötige Fürsorg® getroffen w^erden 

Wohl den wichtigsten Teil der Fürsorgetätigkeit bildet die 
Schutzfürsorge. Durch dieselbe erlangen die Fürsorgeorgane eine 
gewisse Macht über den Entlassenen. Auszuschliessen von der Schutz¬ 
fürsorge seien die wiederholt Rückfälligen, Gew^ohnheitsverbrecher 
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und schwachen Verbrechematuren. Hierzu gehören die Hochstabler, 
Bandendiebe, Münzfälscher, Wilddiebe. In der richtigen Verwendung 
und Verwaltung des Arbeitsgeschenkes sei ein ergänzendes Schutz¬ 
mittel zu erblicken und zwar durch Ueberweisung des Geschenkes 
an die Fürsorgevereine und nicht an die Polizeibehörden, da hier¬ 
durch eine zweckmässigere Verwendung erzielt werden kann, aber 
auch gleichzeitig die Fühlung des Betreffenden mit den Fürsorge¬ 
organen bedingt wird. Nur in äussersten Fällen sei die Verwaltung 
der Revenuen durch die Polizei anzustreben. Ganz besonders empfiehlt 
sich die Verwaltung der Revenuen durch den Heimatsgeistlichen, wo¬ 
durch der Verkehr mit diesem und dem Fürsorgebedürftigen sofort 
angebahnt wird. 1300 Geistliche beider Konfessionen haben sich 
hierzu bereit erklärt. An zweiter Stelle fallen unter die Schutz¬ 
fürsorge die frühzeitig Entlassenen, bei denen der Besserungszweck 
vor Ablauf der urteilsmässigcn Strafzeit bereits erreicht ist; hier 
tritt die Fürsorge an die Stelle der polizeilichen Ueberwachung und 
bewahrt den Schützling vor allen ungeschickten Massnahmen, die 
mit einer solchen Ueberwachung verbunden zu sein pflegen. Der 
vorzeitig zu Entlassenden möchten sich die Fürsorge vereine und ihre 
Organe ganz besonders annehmen. 

Bei den Prostituierten werden zwei Gruppen unterschieden, 
und zwar solche, die nicht unter Sittenkontrolle gestanden haben 
und solche, die derselben bereits unterstehen. Die ersteren sollen bei 
guter Führung der Kontrolle nicht unterstellt, die letzteren werden 
durch Eintritt ins Asyl von der Kontrolle befreit und nicht mehr der 
Beaufsichtigung unterstellt. Dasselbe ist der Fall bei der Einweisung 
in eine Stelle durch Vermittlung des Asyls. Die Tätigkeit der Für¬ 
sorgeorgane ist darauf zu richten, den Schützling unter Hinweis auf 
die ihm dadurch gebotenen Erleichterungen zum Eintritt in ein Asyl 
geneigt zu machen. Gelingt dies, dann ist begründete Hoffnung vor¬ 
handen, dass die Rettung gesichert ist. Die Schutzaufsicht kann sich 
dann bei der Stellenvermittelung und Aufrechterhaltung von Be¬ 
ziehungen zu der Entlassenen in ihrer späteren Stelle notwendig und 
segensreich irweisen. Die Vereine haben es in der Hand, durch ihre 
Statuten das Gebiet ihrer Tätigkeit den örtlichen und persönlichen 
Verhältnissen entsprechend abzugrenzen. In grösseren Städten empfiehlt 
sich, die Fürsorge auf alle aus den in diesen Städten befindlichen 
Gefängnissen Entlassenen und auch auf die aus anderen Gefängnissen 
nach dem Sitz des Vereins Entlassenen zu erstrecken. Bei kleinen 
Vereinen, die nicht am Sitze eines Gefängnisses bestehen, empfiehlt 
sich die Fürsorge für die in ihrem Bezirk zur Entlassung kommenden 
zu erstrecken. Ein zweites Mittel, die Fürsorgetätigkeit allseitiger 
zu gestalten, besteht in der Bildung der Vorstände mit einer reichlich 
grossen Zahl von Mitgliedern. Es empfiehlt sich, solche Männer mit 
in den Vorstand aufzunehmen, die mit dem gewerbetreibenden Pub¬ 
likum vielfach in Verbindung stehen, z. B. Handwerker, Innungs¬ 
meister, Bauunternehmer, Fabrikanten u. s. w. Der Einwand mangelnder 
Zeit ist nicht stichhaltig; bei gutem Willen lässt sich unschwer eine 
Freistunde finden, die dem Gefangenenbesuch oder den Arbeiten zur 
Unterbringung derselben geopfert werden kann. Auf diese Weise 
wird sich sodann die Tätigkeit unserer Fürsorge-Vereine zu einer 
segenbringenden ausgestalten, sie wird die im Gefängnisse angestrebte 
Besserung des Gefangenen nach seiner Entlassung immer mehr 
festigen und so der Hoffnung Raum geben, dass die von unserer 
Gesellschaft mit so viel Liebe ^und Treue verfolgten Ziele immer mehr 
erreicht werden. 



Der Herr Vorsitzende dankte dem Herrn Vortragenden für seine 
Ausführungen und Anregungen. 

In der sich hieran anschliessenden Diskussion kam insbesondere 
die Prophylaxe an Trinkern zur Sprache. Empfohlen wurde hierbei 
die Anbahnung eines Fürsorgegesetzes für Trinker. Sodann wxirde 
die Frage der Wanderarbeitsstätten und die Förderung ihrer Organi¬ 
sation erörtert. Besonders wurde die Fürsorge für weibliche Ent¬ 
lassene besprochen und die Einrichtung von Fürsorgeheimen für 
Fabrikarbeiterinnen unter Leitung gebildeter Frauen empfohlen nach 
dem Muster der betreffenden Anstalten des Zimmer'schen Diakonissen¬ 
vereins in Hummersbach und Dieringhausen. Sodann hatten der Ver¬ 
treter der Fürsorgevereine und Strafanstaltsdirektionen eine Reihe 
von Desiderien bezüglich der Entlassenenfürsorge gegen einander 
vorzubringen. Durch die ganzen Verhandlungen zog es sich als 
leitender Grundgedanke hindurch, dass Fürsorge Arbeit von 
Person zu Person ist, dass daher der bureaukratische Schema¬ 
tismus der „Ueberweisungs“formulare der „Charakteristiken“ und Stati¬ 
stiken hier am wenigsten am Platze sei. — Mit einer Fülle von An¬ 
regungen und Belehrungen schieden die mehr als 200 Teilnehmer aus 
der fünfstündigen Versammlung. 

Dr. V. Rohdin. 


lieber die Fürsorge - Erziehung in Preussen 1901 

schreibt eines unserer Mitglieder in der „Strassburger Korrespondenz“ 
wie folgt; 

In Elsass-Lothringen war man nach dem Vorgänge Hessen- 
Darmstadts und Badens im weitesten Sinne in die Fürsorge der ver¬ 
wahrlosten Kinder durch das Gesetz vom 18. Juli 1890 eingetreten. 
Die Ausdehnung, welche diese Fürsorge durch die infolge der 
Einführung des B.-G.-B. getroffenen gesetzlichen Massnahmen erfahren 
hat, ist nicht von erheblichem Umfange. In den anderen grö.sseren 
deutschen Staaten hat man sich bis zu dem letztgedachten Zeitpunkte 
wesentlich darauf beschränkt, im Wege der Gesetzgebung für die 
Unterbringung der auf Grund des § 55 St.-G.-B. Erziehungs- oder 
Besserungsanstalten überwiesenen Kinder von 6—12 Jahren Vorsorge 
zu treffen. In Preussen war dies durch Gesetz vom 31. März 1878 
geschehen. Das preussische Gesetz vom 2. Juli 1900 über die Für¬ 
sorge-Erziehung verwahrloster Kinder zog dann die dem B. G.-B. 
bezw. dem Einführungsgesetz entsprechenden Folgerungen, und wurde 
dadurch vom 1. April 1901 ab die Fürsorge verwahrloster Kinder in 
ausgedehntem Masse ins Leben geführt. 

Der Minister des Innern hat nun eine Statistik über die Er¬ 
gebnisse der Fürsorge-Erziehung Minderjähriger und der Zwangs¬ 
erziehung Jugendlicher (§ 56 St.-G.-B.) für den Zeitraum vom 1. April 
1901 bis zum 31. März 1902 zusammenstellen lassen und veröffentlicht, 
welche die grösste Aufmersamkeit beanspruchen darf. Die Statistik 
ist aufgestellt worden auf Grund von Personalbogen, welche für jeden 
einzelnen Zögling in umfassender Weise die Verhältnisse klar zu 
legen geeignet sind, aus welchen sich die Notwendigkeit der Fürsorge 
entwickelt hat. Die Ergebnisse der Statistik leisten auch für Eisass- 
Lothringen eine Fülle interessanter Gesichtspunkte. Endgültige 
Schlüsse wird man aber aus den Ermittlungen für ein einzelnes Jahr 
nicht ziehen dürfen. Die Aufgabe jener Statistik soll nur sein, die 
persönlichen Verhältnisse — physische, wie geistige und sittliche — 



der Fürsorgezöglinj^e so sorgfältig darzulegen, wie es mit Hülfe der 
Statistik überhaupt möglich ist und auf einige daraus sich ergebende 
Fragen hinzuweisen; ferner die Familien, aus denen die Zöglinge 
stammen, die Umgebung, in der sie aufgeuachsen sind, die sozialen 
Einflüsse, welche auf sie eingewirkt haben, festzustellen, um zu er¬ 
mitteln, ob man es mit vorübergehenden oder dauernden Missständen 
zu tun habe. Aber schon diese erste Statistik zeigt, dass von ihr manches 
neue Licht auf die Behandlung der heranwachsenden Jugend in Haus, 
Schule, gewerbliche Beschäftigung, Fortbildung in strafrechtlicher und 
vormundschaftlicher Beziehung fällt, und dass dieselbe Schäden auf¬ 
deckt, die unbedingt und ungesäumt der Abhülfe bedürfen. 

Während auf Grund des Zwangserziehungsgesetzes vom 31. März 
1878 vom 1. April 1900 bis zum 31. März 1901 nur 1504 Kinder im 
Alter von 6—12 Jahren in staatliche Erziehung genommen worden 
waren, wurden infolge der Anwendung des Gesetzes vom 2. Juli 1900 
vom 1. April bis zum 31. März 1902 jener 7787 Minderjährige, welche 
das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht hatten, überwiesen. Darunter 
befanden sich 6,5 Prozent im Alter bis zu 6 Jahren, 36,1 Prozent in 
einem solchen von 6—12 Jahren, 57,4 Prozent im Alter von 12—18 
Jahren. Die grosse Zahl der im Alter von 12—18 Jahren Ueber- 
wiesenen zeigt deutlich das Bestreben, anstatt der strafrecht¬ 
lichen Behandlung der Jugendlichen, welche ihre Wirkung offenbar 
meistenteils versagt, die erziehliche treten zu lassen. Von der 
Befugnis, Minderjährige über 16 bis zum vollendeten 18. Lebensjahre 
zu überweisen, ist in sehr beträchllichem Umfange Gebrauch gemacht 
worden. Es gehörten dieser Altersklasse 13,5 Prozent der männlichen 
und 25 Prozent (!) der weiblichen in Fürsorge-Erziehung genommen 
an. Bei den Knaben ist denn auch die Zahl der in den beiden letzten 
Schuljahren Eingewiesenen mit 16,2 Prozent eine auffallend hohe. 
Die Erläuterungen zur Statistik sagen hierzu: „die Kinder stehen in 
der Entwicklungsperiode, der Tätigkeitsdrang macht sich geltend, die 
Phantasie erstarkt und bringt auf allerlei abenteuerliche Ideen, die 
sich in übermütige und rohe Streiche umsetzen. Es ist die Aufgabe 
der erziehenden Faktoren, des Elternhauses und der Schule, diesen 
Tätigkeitsdrang zu zügeln und in die richtigi-n Bahnen zu führen. 
Vernachlässigen sic ihre Pflicht, verstehen sie nicht die Jugend zu 
leiten, so artet der Drang in Zuchtlosigkeit, Roheit aus und der sitt¬ 
liche Verfall beginnt. Gewiss hat bei den Fürsorgezöglingen das 
Elternhaus zuerst versagt, aber die Frage ist doch nicht abznweisen, 
warum die Schule nicht ausgereicht hat, um die üblen Einflüsse dos 
Elternhauses und der sonstigsn sozialen Umgebung zu überwinden 
Die Hälfte der Zöglinge hat die Schule nur unregelmässig besucht 
und, wenn trotzdem die Ergebnisse der Schulbildung nicht allzu 
schlecht, so bleibt doch die Frage, ob die Schule ihrer erziehlichen 
Aufgabe gerecht geworden ist, ob nicht in den Schulen die lehrende 
Tätigkeit auf Kosten der erziehlichen zu s(*hr in den Vordergrund 
tritt und der T.ehrer den Erzieher überwiegk Offenbar ist während 
der beiden letzten Schuljahre den Knaben in städtischen Verhältnissen 
keine hinreichende Gelegenheit gegeben, ihrem Tätigkeitsdrange zu 
genügen. Eine verständige, planmässige Regelung der Beschäftigung 
solcher Kinder würde Tausende von Jugendlichen von der Verwahr¬ 
losung behüten“. 

Im Durchschnitt fielen in dem Berichtsjahre in Preussen auf 
10000 Einwohner 2,3 Zöglinge (in Elsass-Lothringen durchschnittlich 
rund 1,20), in den einzelnen Landesteilen, abgesehen von Hohen- 
zollern und Brandenburg 1,7—2,8 Köpfe. 



In seltener Uebercinstiinniung ist die Fürsorge-Erziehung: von 
den zur Ausführung des Gesetzes Berufenen dazu in Tätigkeit gesetzt 
worden, der Prostitution der Jugendlichen mit fester Hand entgegen¬ 
zuwirken. Während im allgemeinen ebenso wie in Klsass-Lothringen 
nur stark ein Drittel der Zöglinge dem weiblichen Geschlecht ange¬ 
hören, ist in Preussen deren Zahl iin Alter von 16—18 Jahren höher 
als die der männlichen und sind überhaupt 25 Prozent sämtlicher 
weiblicher Zöglinge aus dieser Altersklasse eingewiesen worden. In 
Berlin sind z. B. von 10000 gleichaltrigen weiblichen Personen 21,2 
im Alter von 16—17 und 30,8 im Alter von 17—18 Jahren der Für¬ 
sorge-Erziehung verfallen. 

Auf die Städte von mehr als 20 000 Einwohner kommen 50,9 
der Zöglinge, während ihr Anteil an der Bevölkerung nur 30,4 Prozent 
betrug; die Gemeinden mit 5000-20000 Seelen waren mit 17,3 Prozent 
der Zöglinge und mit 14 Prozent der Bevölkerung beteiligt, die 
kleineren Gemeinden mit 31,8 Prozent der Zöglinge bei 55 Prozent 
der Bevölkerung. Die grossen Städte gaben daher den günstigsten 
Nährboden für die Verwahrlosung. Ebenso wenig kann Wunder 
nehmen, dass die Zahl der unehelich geborenen Zöglinge im Verhält¬ 
nisse weit mehr als das Doppelte der ehelich geborenen betrug. Von 
den iin Alter von 12—18 Jahren stehenden (strafniündigen) Knaben 
hatten bereits gerichtliche Strafen erlitten 33,2, von den Mädchen 
14,4 Prozent, von den schulentlassenen allein bei den Knaben 77,3 von 
den Mädchen 39,2 Prozent. 

Schlechten Neigungen waren über 40 Prozent sowohl der männ¬ 
lichen als der weiblichen Verwahrlosten ergeben; bei den männlichen 
handelt es sich vornehmlich um Landstreicherei und Betteln, bei den 
weiblichen schulentlassenen um Unzucht. Auf 1114 schulentlassene 
Mädchen kommen 64 Prozent unzüchtige, davon 9,7 Prozent mit 
geschlechtlicher Krankheit. Auch von den schulpflichtigen Mädchen 
fröhnt immer noch ein erheblicher Prozentsatz der Unzucht. 

Weiter ist hervorzuheben, dass die landwirtschaftliche Beschäf¬ 
tigung einen weit höheren Schutz gegen die Verwahrlosung bietet 
als die gewerbliche. Das gibt zugleich einen deutlichen Wink für 
die fernere erziehliche Behandlung der Zöglinge, welche sich fast 
immer förderlicher gestalten wird bei dem Aufenthalt auf dem Lande 
und der Beschäftigung mit landwirtschaftlichen Arbeiten. Von Schul¬ 
entlassenen fanden sich prozentualisch am meisten gefährdet Bäcker, 
Barbiere und Friseure. 

Einen sehr grossen Einfluss auf die Verwahrlosung hat die Zer¬ 
störung einer Familie, mag solche durch den Tod eines oder beider 
Eltern teile, durch Trennung oder Scheidung der Eltern hervorgenifen 
sein. Leider weist die Statistik auch nach, dass die behördliche Vor¬ 
mundschaft oder Pflegschaft den Kindern sehr geringen Schutz ver¬ 
leiht, indem 30 Prozent der Ueberwiesenen unter ersterer, 4,7 Prozent 
unter letzter standen. 

Bestrafung, Unzucht, Trunksucht, Armut, geistige Mängel, 
grosse Kinderzahl bei den Eltern sind nachweislich häufig die Ur¬ 
sachen der Verwahrlosung. 

Von den am Schlüsse des Rechnungsjahres Untergebrachten 
befanden sich 69,6 Prozent in Anstalten, 30 Prozent in fremden und 
0,4 Prozent in eigenen Familien. 

Die Einleitung zu den einzelnen Zusaiinuenstelhingen schliesst 
mit dem Bemerken: 



„Soviel Personalbogen soviel zerrüttete Familien. Zu den meisten 
Fürsorgezöglingen gehört noch eine Anzahl Geschwister, die ebeii’ 
falls vei*\^"ahrlost sind oder der Verwahrlosung entgegengehen. Wenn 
noch irgend ein Zweifel über die Notwendigkeit des Gesetzes be¬ 
standen haben sollte, diese Statistik wird ihn beseitigt haben“. 


Die Frage über Berechnung der Reststrafen. Zu Seite 454 
des 36. Bandes 5. u. 6. Heft der „Blätter“) gestatte ich mir ergebenst 
anzuführen, dass nach meiner Auffassung in den preussischen Justiz- 
Gefängnissen keinerlei Zweifel über die Art der Berechnung 
von Reststrafen beim Eintritte von Strafunterbrechungen bestehen 
können. 

Der § 87 der Gefängnisordnung für die preussische Justizver¬ 
waltung vom 21. XII. 98 schreibt im Verfolg des § 19 St.-G.-B. für 
das deutsche Reich folgendes vor: 

„Es wird der Tag zu 24 Stunden, die Woche zu 7 Tagen, der 
Monat und das Jahr nach der Kalenderzeit gerechnet. Bei Frei¬ 
heitsstrafen beginnt die Strafzeit mit dem Eintritte in das Gefängnis, 
falls nicht ein anderer Zeitpunkt durch besondere Anordnung fest¬ 
gesetzt ist. Nach Ablauf der festgesetzten Strafzeit sind Strafgefangene 
ohne besondere Anweisung durch die Gefängnisverwaltung zu ent¬ 
lassen. Zu diesem Zwecke ist der Zeitpunkt der Entlassung 
zu berechnen und im Kalender für die Entlassungstermine zu 
vermerken“. 

Die Hauptfaktoren, Beginn und Ende der Strafzeit, sind 
hiernach gegeben; findet nun während des Vollzugs der Strafe eine 
Unterbrechung statt, so bleibt zweifellos als Reststrafe die 
Zeit vom Eintritte der Unterbrechung bis zu dem im Kalender ver¬ 
merkten Entlassungsterniine. 

Da § 87 Gef.-Ordn. resp. § 19 St.-G.-B. vorschreiben, den Monat 
und das Jahr nach der Kalenderzeit zu rechnen, so kann nur 
eine Berechnungsweise angewendet werden, nämlich den Rest der 
Strafzeit in Tage umzuwandeln, bezw. den nicht vollen Tag in 
Stunden und Minuten. 

Das gleiche Resultat bezüglich des neuen Entlassungstennins — 
nach dem Antritt der Reststrafe — muss man erhalten, wenn die auf 
freiem Fusse zugebrachte Zeit — ebenfalls nach der Kalender¬ 
zeit in Tage umgewandelt — dem zuerst vermerkten Ent¬ 
lassungstermine zugerechnet wird. 

In dieser Weise hat auch daa Kammergericht die Berechnung 
angeordnet. (Siehe Zeitschrift „Der Gerichtssaal“, Band XXVII 
Seite 558/560.) 

Vergleiche ferner Oppenhof, St.-G.-B. 12. Aufl. Noten zu § 19 
und Reskript des Preuss. Justizministers vom 5. IV. 83 I 1369. 

Vorliegende Ausführungen dürften dazu beitragen, etwa ent¬ 
standene Zweifel zu beseitigen. 


Dreier^ Kgl. Gefängnis-Inspektor. 
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Deutsche Juristen-Zeitung. Erstes Halbjahr 1903. 

Die Tatsache, dass die Reichsregierung seit einiger Zeit ihr 
Interesse der Neuregelung des Strafrechtes und des Strafprozesses 
zuwendet, hat die mit ungewöhnlichem Geschick und grosser Rührig¬ 
keit geleitete Deutsche Juristen-Zeitung veranlasst, auch ihrerseits an 
den Arbeiten auf diesen so wichtigen Gebieten mitzuwirken. Das 
Reichsjustizamt geht, was nur zu billigen ist, mit grossem Bedacht 
und ohne jede Ueberstürzung vor. Zum Zwecke der Neuregelung 
des Strafrechtes sind eine Reihe von Professoren zusammengetreten, 
deren Arbeiten die Regierung sicherlich bei ihren späteren Vorarbeiten 
zur Aufstellung eines Entwurfes verwerten wird. Für die Neuregelung 
des Strafprozesses hat aber das Reichs justizamt eine unter den Vor¬ 
sitz des Reichsgerichtsrats Kaufmann gestellte Kommission berufen, 
in der sich Praxis, Wissenschaft und Parlament zusammenfinden. 
Ihr ist eine eingehende, das gesamte Gebiet umfassende Arbeits¬ 
ordnung* gegeben, deren Erledigung aber auch nicht etwa den Re¬ 
gierungsentwurf, sondern nur die Grundlage für die künftigen Vor¬ 
arbeiten der Regierung bilden soll. Die Juristen-Zeitung hat es sich 
zur Aufgabe gestellt, diesen Arbeiten fördernd zur Seite zu stehen 
und zu den wichtigeren Fragen Stellung zu nehmen. In der ersten 
Nummer des neuen Jahres bringt sie einen ausführlichen, sehr wert¬ 
vollen einleitenden Aufsatz ihres leider für die Wissenschaft viel zu 
früh verstorbenen Mitherausgebers Stenglein, an den sich bis zum 
Schlüsse des ersten Halbjahres 1903 mit der Behandlung von Einzel¬ 
fragen angeschlossen haben: der frühere Oberreichsanwalt, jetzige 
Oberlandesgerichts-Präsident in Köln, Dr. Hamm (No. 3), Amtsgerichts¬ 
rat Samter in Brandenburg (No. 7) und Rechtsanwalt Dr. Mamroth in 
Breslau (No. 13). Die Wichtigkeit der behandelten Fragen und der 
Umstand, dass deren Erörterung auf Jahre hinaus die Fachkreise 
und vielfach auch die öffentliche Meinung beschäftigen wird, recht¬ 
fertigt es, wenn wir hier eine etwas eingehendere Besprechung geben. 

Stenglein streift die Frage der Berufung gegen landgericht- 
liehe Urteile nur ganz kurz mit dem Hinweise darauf, dass Neues 
darüber zu sagen kaum möglich und bei der Gegensätzlichkeit der 
Anschauungen hier nur Uebereinstimmung, nicht Ueberzeugung denk¬ 
bar sei. So werde denn auch die Kommission über diese Frage langer 
Beratungen nicht bedürfen, sondern sofort zur Abstimmung schreiten 
können. Anders stehe es dagegen mit der Frage wegen Beibehaltung 
der Schwurgerichte. Er gibt in gedrängter Kürze eine Entwickeliings- 
geschichte dieser unter politischen Einwirkungen des Jahres 1848 zu 
stände gekommenen Einrichtung, die anfangs als Allheilmittel be- 
grüsst, wie er zutreffend bemerkt, immer mehr und mehr an Ver¬ 
trauen verloren hat. Stenglein steht der Abneigung gegen die Schwur¬ 
gerichte ziemlich kühl gegenüber und billigt jedenfalls nicht die 
Neigung, ihre Zuständigkeit, wie dies im Laufe der Jahre bereits 
geschehen, immer weiter zu beschränken. Aber auch er will das 
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Schwurgericht lieber verschwinden sehen, als dass es durch allzu 
eingeschränkte Zuständigkeit und bei verlorenem Vertrauen ver¬ 
kümmere. Mit Rücksicht darauf, dass, iin Gegensätze zu den Schwur¬ 
gerichten, über die Tätigkeit der Schöffen Klagen nicht laut geworden, 
erachtet er es nicht für ausgeschlossen, dass eine bereits vom früheren 
preussischen Justizminister Leonhard geplante Einrichtung von grossen, 
mittleren und kleinen Schöffengerichten den Sieg davon tragen 
möchte. Der Schreiber dieser Zeilen, der im kleinen Orte wie in der 
Grossstadt als Schöffenrichter gewirkt hat, hat die Begeisterung für 
die Schöffengerichte nie zu teilen vermocht und sie stets lediglich, im 
Verhältnis zum Schwurgericht, als das kleinere Uebel a'hgesehen. 
Die richterliche Tätigkeit ist eine Berufstätigkeit wie jede andere, 
die eine eingehende Erziehung und auf diesen Zweck gerichtete 
Durchbildung verlangt. Erscheint daher der Laie schon aus diesem 
Grunde nicht dazu geeignet, so ist weiter nicht abzusehen, w'arum 
der Richter nicht ebenso im Leben stehen sollte wie der Laie. Man 
komme doch nicht immer mit dem Gespenst der verknöcherten Straf¬ 
juristen, die von vornherein jeden Angeklagten für schuldig erachten. 
Insoweit aber die dauernde ausschliessliche Beschäftigung auf dem 
Strafrechtsgebict Gefahren mit sich bringen könnte, ist die Justiz¬ 
verwaltung in der Lage — und meistens auch bestrebt —, diesem 
Uebelstande durch Zuführung frischen Blutes durch Wechsel in der 
Beschäftigung der Richter Abhülfe zu schaffen. 

Stenglein bejaht die der Kommission vorgelegte Frage, ob das 
aus Misstrauen gegen die Unparteilichkeit der Rechtspflege 1879 ein¬ 
geführte Legalitätsprinzip zu beseitigen sei, aber er verlangt mit 
Recht gleichzeitig für diesen Fall die Aufgabe des Anklagcmoiiopols 
der Staatsanwaltschaft und die Einführung des Klagercchts des Ver¬ 
letzten und er spricht sich endlich gegen die Neigung aus, zwei 
Klassen von Zeugen zu schaffen durch die gesetzlich zu gestattende 
Nichtbeeidigung von Zeugen, deren Aussagen für unglaubwürdig 
oder auch ohne Eid für glaubwürdig erachtet werden. Er tritt end¬ 
lich ein für ein die Gleichheit des Strafvollzugs in sämtlichen 
Bundesstaaten sicherndes Gesetz, aber er hebt höchst zutreffend her¬ 
vor, dass ein solches Gesetz voraussetzt, dass über die Art und Regel¬ 
ung der Strafen, die Einteilung der Straftaten und die Zuständigkeit 
der Gerichte eine abschliessende Entscheidung getroffen ist. Auch 
hier tritt wieder hervor, dass die drei Gebiete des Strafrechtes, des Pro¬ 
zesses und des Strafvollzugs so untrennbar mit einander verbunden 
sind, dass sie nur gemeinsam geregelt werden können. 

Hamm, der an sich ein Gegner der Bemfung ist, tritt jetzt 
für sie ein, weil er sie als das geeignete Mittel ansieht, um uns von 
den Auswüchsen des Wiederaufnahmeverfahrens zu befreien, die er 
mit Recht darin sieht, dass die Wiederaufnahme, über die formellen 
Gründe hinaus, auch für die Beibringung neuer Tatsachen oder Be¬ 
weismittel zugelassen ist. Es darf ihm beigetreten werden, wenn er 
diese Ausdehnung des Wiederaufnahmeverfahrens als den grössten 
Fehler der Str.-Pr.-O. bezeichnet, die das Querulantentum gross¬ 
zuziehen geeignet ist. Ebenso zutreffend erscheint seine Bemerkung: 
„Entweder Berufung mit vollständiger neuer Verhandlung oder keine 
Berufung — so steht gegenwärtig die Frage“. Wie er sich zu der 
weiteren Frage stellt, ob die Mehrkosten der Berufung durch Herab- 
minderuiig der Richterzahl der Strafkammer von 5 auf 3 ausgeglichen 
werden dürfen, ist aus seinen Ausführungen nicht ersichtlich, weil 
er die Zuziehung des Laienelementes zu den Strafkammern und Ver- 
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handlung* der Berufung vor verstärkten, ebenfalls teilweise mit Laien 
besetzten Strafkaniinern empfiehlt. Er glaubt, dass man dem auf 
Beteiligung des Laienelementes gerichteten Zuge der Zeit folgen 
müsse. Mit Recht aber wirft S a m t e r, der sich hiergegen ausspricht, 
die Frage auf, ob denn die Laien den an sie zu stellenden Anfor- 
derungin gewachsen sind. Hamm wünscht für den Fall der Ein¬ 
führung der Laien in die Strafkammer und in die ßerufungsstraf- 
kammer die Beschränkung der Zuständigkeit der Schwurgerichte auf 
eigentliche Kapitalsachen. Samter erachtet die Oberlandesgerichte 
als die allein mögliche Berufungsinstanz Gewiss sind infolge des 
grossen räumlichen Umfangs ihres Bezirkes Nachteile damit ver¬ 
bunden; da diese aber wesentlich nur den Geldpunkt berühren, so 
darf erhofft weiden, dass dieser den allein sachgemässen Aufbau, 
wie bisher besetzte Strafkammern und ebenso voll besetzte Senate, 
nicht verhindern wird. 

Rechtsanwalt Dr. Mamroth, der das Gebiet der Verteidigung 
behandelt, nimmt Stellung zu den der Kommission vorgelegten Fragen, 
ob die notwendige Verteidigung zu erweitern ist, inwieweit davon 
bei Einführung der Berufung abgesehen werden kann und ob die 
Befugnisse des Verteidigers erweitert werden sollen. Er wendet sich 
mit scharfen Worten gegen das besonders im Entwürfe von 1895 
betätigte Ausgleichungssystem. Will man den Schutz des Angeklag¬ 
ten erhöhen, so solle man nicht mit der einen Hand nehmen, 'was 
man mit der anderen gebe und die Verteidigung werde nicht dadurch 
überflüssig, weil eine frühere Versäumnis vielleicht in der Berufungs¬ 
instanz geheilt worden könne. Er verlangt aber selbst eine Erweite¬ 
rung der Fälle der notwendigen Verteidigung nicht, wohl aber eine 
gesetzliche Bestimmung, dass die Bestellung des notwendigen Ver¬ 
teidigers bereits bei Erlass des Haftbefehls, jedenfalls aber bei Er¬ 
öffnung der Voruntersuchung zu erfolgen habe und zum gleichen 
Zeitpunkte der Angeschuldigte, gegebenenfalls auch sein gesetzlicher 
Vertreter, auf das Recht, die Bestellung eines Verteidigers zu bean¬ 
tragen, hinzuweisen sei. Er wünscht weiter, dass das Recht des 
Verteidigers zur Einsicht der gesamten Akten vom Augenblicke der 
Bestellung an klarer als bisher zum Ausdrucke gebracht werde. — 
In No. 3 bespricht Aschrott die englische Gefäimnisstatistik für 
1901/02, die ein seit 1885 nicht mehr beobachtetes Steigen der Ge¬ 
fängnisstrafen zeigt. Die englische Gefängnisbehörde sieht den Haupt¬ 
grund in dem Anwachsen der grossen Städte, in denen der Kampf 
um das Dasein schwerer und die Versuchung grösser sei, während 
andrerseits die dort besser eingerichtete Polizei häufiger zur Ent¬ 
deckung führe Aschrott tritt der Ansicht eines englischen Besprechers 
des amtlichen Berichtes entgegen, der die im Berichte gegebene 
Begründung bekämpft, da die Landflucht keine neue Erscheinung 
sei, und den wahren Grund für die Steigerung in dem südafrika¬ 
nischen Kriege findet. Aschrott wendet dagegen ein, dass ja gerade 
ein erheblicher Teil der an Verbrechen am meisten beteiligten Alters¬ 
klassen ausscheide, weil er im Berichtsjahr im Felde gestanden habe. 
Er meint vielmehr, dass eine Reihe von anderen Gmüden heran¬ 
zuziehen sei und zwar an erster Stelle die seit dem Gefängnisgesetze 
von 1898 von Jahr zu Jahr mehr hervortretende Milderung in dem 
Strafvollzug und er wirft die Frage auf, ob es nicht geratener sei, lieber 
diese „Verbesserungen“ in der Lage der Gefangenen wieder etwas ein¬ 
zuschränken, als sie, wie manche wollen, noch weiter auszudehnen. 

Breslau. Simof?son , Oberhnult -sifer/'i h tsrnt. 



Die Straffälligrkeit der Jugendlichen von Dr. Hugfo 
Hocgel, Sektionsrat im Justizministerium in Wien, Leipzig, Verlag 
von F. C. W. Vogel 1902, 69 S. 

Der Verfasser will an der Hand der Statistik zeigen, wie w'eit 
die Klage über die Straffälligkeit und Rückfälligkeit Jugendlicher in 
Deutschland, Fmgland, Italien, Frankreich und Oesterreich begründet 
ist. Er erinnert an das Horaz'sche Wort: ,,Naiuram expellas furca, 
tarnen iisque recnrret^ und verweist auf die in einem unabänderlichen 
Naturgesetze begründete Neigung der Jugend zu Ausschreitungen, 
denen gegenüber man sich auch dann kaltes Blut und Geduld be¬ 
wahren müsse, wenn sie sich in Formen von Gesetzes Verletzungen 
bewegen. Die gegenwärtige bedeutende Zunahme der Straffälligkeit 
der Jugendlichen erklärt sich nach der Ansicht des Verfassers zum 
grössten Teil durch die einschneidende Umbildung unseres gesamten 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Lebens, infolge welcher die 
Jugendlichen viel früher und in ganz anderer Art als bisher in das 
Leben einzutreten genötigt sind — zugleich durch die Blasen, welche 
dieser Gärungsprozess treibt. 

1. Die ö sterr ei c hi sch e Statistik ist nur bis zum Jahre 1897 
bccirbeitet. Die unterste Altersgrenze ist das vollendete 14. Lebens¬ 
jahr, dagegen fehlt eine Altersstufe, innerhalb welcher die Zurech¬ 
nungsfähigkeit der richterlichen Beurteilung unterliegt. Die persön¬ 
lichen Verhältnisse der Verurteilten werden nur bei V^erbrechen und 
Vergehen erhoben, nicht aber bei Uebertretungen. Nach dem öster¬ 
reichischen Strafgesetz zählen aber die wesentlichsten Tatbestände 
„minderer Ordnung“, die in Deutschland, Frankreich und Italien Ver¬ 
gehen sind, wie Diebstahl, Betrug, Veruntreuung, Körperbeschädigung 
zu den Uebertretungen. 1897 wurden wegen Verbrechen 29652, wegen 
Vergehen 7395 und wegen Uebertretung 536550 Personen verurteilt. 
Und die Jugendlichen sind natürlich bei den Uebertretungen stark 
beteiligt. Es fehlt auch die Berechnung der Zahl der Verurteilten 
auf die Zalil der zur betreffenden Altersklasse überhaupt und zu den 
Altersklassen der beiden Geschlechter gehörigen Personen. 

Der Verfasser gibt mit Rücksicht auf diese von ihm näher dar¬ 
gelegten Verhältnisse die Verurteilungsziffern in bezug auf die Ver¬ 
brechen, aus denen sich ergibt, dass die Verbrechensstraffälligkcit 
im allgemeinen absolut (1881: 33469, 1897: 29652) und daher umso¬ 
mehr relativ gesunken ist, (von 1880 mit 152 auf 100000 Bewohner, 
auf 117 im Jahre 1897), w’ährend bei den Jugendlichen die absoluten 
Ziffern gestiegen sind (1881: 10—14 Jahre 460, 14—20 Jahre 5405; 
1897: 10—14 Jahre 812, 14—20 Jahre 6473). In dem Zeitraum 1882 
bis 1897 entfielen von sämtlichen Verbrechensverurteilungen Jugend¬ 
licher (14—20 Jahre) 64,0 Prozent auf Diebstahl, 11,4 Ib-ozent auf 
schwere körperliche Beschädigung, 5,3 Prozent auf Betrug, 5,1 Prozent 
auf Unzuchtverbrechen, 3,3 Prozent auf gewaltsame Wider.setzuiig 
gegen obrigkeitliche Organe. 

Ueber die in Oesterreich bestehenden Besserungsanstalten ist 
gesagt, dass im Jahre 1897 in den westlichen Kronländern 11 Landes- 
anstalten, wovon 5 mit Zwangsarbeitsanstalten verbunden waren, und 
9 private Anstalten bestanden. Der Stand in den für über 14 Jahre 
alte Zöglinge bestimmten Landesanstalten war 600 Knaben und 139 
Mädchen, in den für unmündige Zöglinge bestimmten 651 Knaben 
und 124 Mädchen, in den Privatanstalten ungefähr 282 Knaben und 
241 Mädchen. 



2. Nach französischem Recht sind Jugendliche vor dem voll¬ 
endeten 16. Jahr, wenn sie ohne Unterscheidungsvermögen handelten, 
freizusprechen und je nach den Umständen den Eltern zu übergeben 
oder in eine ..matson de correctwn^' ZU bringen und werden dort wäh¬ 
rend einer im Urteil zu bestimmenden Zeit erzogen und verwahrt, 
nicht über das vollendete 20. Lebensjahr hinaus. Hat der Jugendliche 
mit Unterscheidungsvermögen gehandelt, so tritt Strafmilderung ein. 

Die Nach Weisungen der französischen Statistik über die Straf¬ 
fälligkeit der Jugendlichen sind, wie der Verfasser darlegt, sehr 
dürftig; insbesondere findet eine Umrechnung auf die Zahl der Alters¬ 
angehörigen und auf längere Zeiträume nicht statt. 

Der Verfasser beschränkt sich darauf, die Daten für 1899 mit¬ 
zuteilen und eine Vergleichung der Ziffer der Angeklagten vor dem 
Schwurgerichte und dem Zuchtgericht aus den Jäheren 1895 und 1899 
zu geben. Hienach ergäbe sich bei den Zuchtgerichten bezüglich 
der Jugendlichen unter 16 Jahren eine Minderung von 5680 auf 4665 
(männliche) und von 960 auf 716 (weibliche). Der Verfasser verweist 
aber darauf, dass darunter jene Jugendlichen nicht enthalten sind, 
gegen welche das Vorverfahren mit Rücksicht auf mangelnde Reife 
oder Geringfügigkeit der Taten abgebrochen wurde und deren Zahl 
sich statistisch nicht feststellen lasse, so dass aus den Zahlen nichts 
gefolgert werden könne. 

Im Jahre 1897 bestanden in Frankreich für Knaben 8 öffentliche 
Besserungsanstalten und 13 private, für Mädchen 2 öffentliche und 
7 private. Der Stand war am 31. Dezember 1897: 4698 Knaben, da¬ 
runter 4641 Freigesprochene (mangels Einsicht) und 1016 Mädchen, 
darunter 977 mangels Einsicht Freigesprochene. 

3. Sehr eingehend behandelt der Verfasser die italienische 
Statistik. Er schickt die Bestimmungen des italienischen Strafgesetzes 
über die Jugendlichen voraus Hienach findet gegen Kinder bis zura 
vollendeten 9. Lebensjahre kein Strafverfahren statt, sondern nur bei 
schweren Verbrechen Verwahrung in einer Erziehungs- oder Besserungs¬ 
anstalt bis höchstens zur Erreichung der Grossjährigkeit. Gegen Un¬ 
mündige vom vollendeten 9. bis vollendeten 14. Lebensjahre tritt 
keine Bestrafung ein, wenn sie ohne Unterscheidungsvermögen ge¬ 
handelt haben, doch kann bei schweren Verbrechen Verwahrung in 
einer Erziehungs- oder Besserungsanstalt durch den Strafrichter an¬ 
geordnet werden. Hat der Unmündige mit Unterscheidungsvermögen 
gehandelt, so ist auf mildere Strafen zu erkennen, z. B. statt des stets 
lebenslänglichen Zuchthauses auf Einschliessung von 6 bis 15 Jahren, 
statt einer 12 Jahre übersteigenden Strafe auf 3 bis 10 Jahre u. s. w, 

Die dritte Altersstufe reicht von der Vollendung des 14. Lebens¬ 
jahres bis zum noch nicht erreichten 18. Lebensjahre. 

Hier tritt nur Strafmilderung ein, z B. an Stelle von Zuchthaus 
Einschliessung von 12 bis 20 Jahren. Auch kann der Richter, wenn 
der Schuldige zur Zeit der Verurteilung noch nicht 18 Jahre alt ist, 
die Verbüssung einer Freiheitsstrafe in einer Besserungsanstalt an¬ 
ordnen. 

Bei der vierten, die Zeit vom vollendeten 18. bis zum vollendeten 
21. Jahre umfassenden Altersstufe ist statt auf Zuchthaus auf Ein¬ 
schliessung von 25 bis 30 Jahren zu erkennen, im übrigen werden die 
Strafen um ein Sechstel herabgesetzt. Die für den Zeitraum von 
1890 bis 1895 erschienene Bearbeitung der Statistik fusst auf der 
Volkszählung von 1881 und bezieht sich nur auf V(*rbrechen und 



Vergehen. Aus der hier beigegebenen, die Verteilung der Ver¬ 
urteilungen auf die Altersklassen umfassenden Tabelle für die Zeit 
1891—1895 ist ersichtlich, dass auf 100000 der Altersstufe jUhrlich 
verurteilt >vurden : 

von 9—14 Jahre . . 131 

„ 14-18 ^ . . 666 

„ 18—21 „ . . 1118 — dies ist der Höhepunkt. 

Der Verfasser hat auch eine Vergleichung der Steigerung und 
Senkung der Straffälligkeit in Italien mit jener von Deutschland und 
England vorgenommen, bemerkt aber gleich, dass die Höbe der auf 
100000 Angehörige der Altersklasse entfallenden Verurteilten der drei 
Länder wegen der Ungleichwertigkeit der statistisch einbezogencu 
Straftaten nicht verglichen werden dürfe und stellt nur fest, dass in 
allen drei Ländern gleichmässig der Höhepunkt mit der Altersstufe 
bis 21Jahren erreicht ist, in Deutschland und England die Straffällig¬ 
keit jedoch rascher sinkt. 

Aus einer Uebersicht ergibt sich, dass in den 5 Jahren, 1891 
bis 1895 die absoluten Ziffern der verurteilten Jugendlichen (bis zum 
21. Lebensjahr) von 30108 im Jahre 1890 auf 39109 im Jahre 1895 
steigen, und der Anteil der Jugendlichen an der Gesaintstraffälligkeit 
von 22,96 (auf 100 Verurteilte) im Jahre 1890, auf 23,28 im Jahre 1895. 
Eine besondere Tafel stellt die Gesamtsumme der Verurteilten der 
einzelnen Altersklassen in dem Jahrfünft 189.1 bis 1895 anfgeteilt nach 
Straftaten dar. Sic kann hier nicht mitgeteilt werden. Es sei nur 
hervorgehoben, dass die Diebstähle am häufigsten in der Altersklasse 
von 18 bis 21 Jahren Vorkommen, dass diese Klasse jedoch in der 
Straffälligkeit überhaupt den höchsten Platz einnimmt. 

Die Altersklassen von 9 bis 14 Jahren mit 131 Verurteilungen 
wird beherrscht von den beiden Arten der Körperbeschädigung 
(5 u. 14), den beiden Arten von Diebstahl (30 u. 59) und von der 
Sachbeschädigung (8). 

Die Altersklasse von 14 bis 18 Jahren mit 666 Verurteilungen 
wird beherrscht von den Drohungen (15), Widerstand gegen obrig¬ 
keitliche Personen (24), gewalttätiger Unzucht und Schändung (9) 
beiden Arten der Tötung (4), der Körperbeschädigung (28 und 83 , 
beiden Arten des Diebstahls (128 und 278) u. s. w. 

Die mangels Einsicht (difetto di discrrm'mrnto) freigesprochenen 
Jugendlichen betrugen 1890: 1616, 1891: 2178, 1892: 1859, 1893: 1598. 
1894: 1988, 1895: 2417, zusammen 10040. Die Altersstufe von 9 bis 
14 Jahren ist daher wesentlich höher belastet, als es nach den Ver¬ 
urteilungen scheint. In den fünf Jahren %vurden 17 831 verurteilt, 
100 40 freige^sprochen, die Begehung einer Straftat war daher nuch- 
gewiesen bei 27 871, die Belastung der Altersklasse betrug daher 
205,65 (statt 131,57) auf 100000. 

Eine Uebersicht gibt Aufschluss über die Vorbestrafungen Die 
Zahl der vorbestraften Mind(*rjährigen steigt von 5769 im Jahr 1890 
auf 6852 im Jahr 1895. Das Anw^aclisen der vorbestraften Verurteiiton 
steht im Verhältnis zum Anwachsen d(‘r Verurteilten überhaupt. Bei 
den weiblichen Verurteilten sinkt die Zahl der Vorbestraften. 

Der Verfasser bemerkt zu dieser Frage, dass sich ein ab¬ 
schliessendes Urteil nicht g’cwinnen lasce, da ein Zeitraum von 6 
Jahren schon mit Rücksicht auf den Umstand, dass zu Anfang jeder 
Statistik die Genauigkeit der Feststellungen viel zu wünschen übrig 
lasse, nicht ausreichend sei. 
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Die italienische Gefängnisstatistik gibt keinen Aufschluss 
über die jugendlichen Sträflinge der Gerichtsgefängnisse. 

In den Strafanstalten befanden sich am 31. Dezember 
1898 Sträflinge 

im Alter bis 16 Jahren männlich 46, weiblich 1 

. . « 18 « . 346, „ 4 

. n . 21 , , 1957, „ 37. 

An Besserungsanstalten gab es im Jahre 1898 im gan¬ 
zen 20 für Knaben, 23 für Mädchen, davon staatliche 8 für Knaben, 
1 für Mädchen, privat 12 für Knaben, 22 für Mädchen. Der Stand 
am 1. Januar 1898 war männliche 3688, weibliche 2633. Stand am 
31. Dezember 1898 männliche 3730, weibliche 2525. Aus einer Zu¬ 
sammenstellung über das Alter der Aufgenommenen im Jahr 1898 
ergibt sich, dass etwas über die Hälfte im Alter bis zum 14. Jahre 
standen. Der Verfasser weist darauf hin, dass die Zahl der Auf¬ 
nahmen nur einen geringen Bruchteil der Aufnahmsbedürftigen 
umfasst. 

4. Nach englischem Recht ist ein Kind vor vollendetem 
7. Lebensjahr frei von jeder strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Vom 
7. bis 14. Lebensjahr wird Unzurechnungsfähigkeit angenommen, doch 
kann der Grundsatz malitia supptet aetatem zur Anwendung kommen. 
Im Alter vom 14. bis zum 21. Lebensjahr wird Zurechnungsfähigkeit 
angenommen, doch gibt es Ausnahmen. Wichtig ist, dass der Court 
of Summary Jurisdiction nach Sect. 16 ermächtigt ist, die Anklage ohne 
Urteil zurückzuweisen, wenn er ungeachtet des erbrachten Beweises 
der Meinung ist, dass die Straftat zu geringfügig sei, um eine Strafe 
zu verhängen. Wie der Verfasser hervorhebt, stiegen die Freisprech¬ 
ungen dieser Art von 1893 bis 1899 von 21277 bis auf 37735. Die 
englische Statistik nimmt an, dass auf die Jugendlichen 20 Prozent 
solcher Freisprechungen fallen. Mit Recht weist der Verfasser darauf 
hin, dass man keinen Anhaltspunkt dafür habe, ob dieser Prozentsatz 
der Wirklichkeit nahe komme, und dass jeder höhere Prozentsatz 
das Bild ganz wesentlich verändere. 

Weiter kommt in Betracht, dass in vielen Fällen statt auf Strafe 
auf Abgabe in Industrial Schools oder Reformcitory Schools erkannt wird. 

Die Zusammenstellung der jugendlichen Verurteilten bis 21 Jahren 
ergibt zunächst von 1893 bis 1899 ein Herabgehen von 42926 auf 
39111, allerdings mit einigen Schwankungen. Unter Hinzurechnung 
der in Industrial Schools Abgegebenen und der nach Sect. 16 Frei¬ 
gesprochenen ergibt sich die Ziffer 50361 im Jahr 1893 und 51639 
im Jahr 1899. Auf 100000 der Gesamtbevölkening berechnet ergibt 
sich von 1893 bis 1899 die Klimax: 169, 173, 156, 160, 163, 175, 162. 
Das Verhältnis zur Stärke der Jugendlichen in der Bevölkerung ist 
in der englischen Statistik nicht gegeben. Der Verfasser betont, dass 
die englische Statistik sich dieser Aufstellung gegenüber selbst 
skeptisch verhält, und dass bei der Neigung der englischen Richter, 
statt zu verurteilen in die Industrial Schools abzugeben oder ganz frei¬ 
zusprechen, ein Sinken der Straffälligkeit selbst nicht erwiesen sei. 

Aus einer Zusammenstellung der Straftaten der Jugendlichen 
für die Zeit von 1893 bis 1899 ergibt sich, dass auch in England der 
Diebstahl weit überwiegt. Bezüglich der Zwangserziehung wird mit- 
g-eteilt, dass im Jahre 1900 977 Knaben in Besserungsanstalten und 
.5879 in Industrieschulen, 132 Mädchen in Besserungsanstalten und 995 
in Industrieschulen aufgenoinmen wurden. Der Verfasser zieht aus 
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diesen Ziffern den Schluss, dass auch in England keineswegs die 
Zwangserziehung als das allein wirksame Mittel angesehen werde, 
sondern nur zur Anwendung komme, wenn die anderen Mittel ver¬ 
sagen. Zugleich werden die Nachteile angedeutet, die aus einer 
allzureichlichen und bereitwilligen Verwendung des Mittels der 
Besserungsanstalten entspringen, dass sich nämlich pflichtvergessene 
Eutern der Sorge für ihre Kinder entledigen, dass ferner, w^enn 
solche Anstalten zu reich aiisgestattet werden, ein Missverhältnis ent¬ 
steht gegenüber den nicht straffällig gewordenen Kindern der arbeiten¬ 
den Bevölkerung. 

Zum Schluss gibt der Verfasser noch eine Zusammenstellung 
über Alter, Vorbildung und Vorstrafen der in englische Besserungs¬ 
anstalten im Jahr 19(Ä Aufgenommenen, sowie die Dauer der Ver¬ 
wahrung. 

5. Am Eingehendsten ist die deutsche Statistik behandelt. 
Vorausgeschickt wurden die Bestimmungen der §§ 55, 56 und 57 des 
R.-St.-G. und hierauf die Zahl der Jugendlichen des deutschen Reichs 
nach einer Zusammenstellung der Statistik des Jahres 1896 wieder¬ 
gegeben. Die Zahl steigt von 5460732 im Jahre 1882 auf 6310 788 
im Jahre 1895. 

An der Hand einer Berechnung für den Zeitraum von 1882 bis 
1891 und einer solchen von 1886 bis 1895, in welchem die Strafällig- 
keit aller Altersklassen getrennt nach Geschlechtern dargestellt wird, 
zeigt der Verfasser, dass der Höhepunkt der Straffälligkeit beim 
männlichen Geschlecht im Alter von 18—21 Jahren (4682 auf 100000 
der Altersklasse), beim weiblichen Geschlecht im Alter von 30—40 
Jahren (522) eintritt, und dass überhaupt nur die Straffälligkeit des 
männlichen Geschlechtes ausschlaggebend ist, das im Alter von 18 bis 
21 Jahren den Höhepunkt der Straffälligkeit insbesondere bei der 
gefährlichen Körperverletzung (1012), beim einfachen und schw’ereii 
Diebstahl (626 und 149) und bei der Sachbeschädigung (207) aufweiseii. 

Der Verfasser weist besonders auf das auch durch graphische 
Darstellung veranschaulichte rasche Steigen der Straffälligkeit bei 
Verbrechen und Vergehen im allgemeinen und bei der gefährlichen 
Körperverletzung und dem einfachen Diebstahl in den Altersklassen 
von 12 bis 15, 15 bis 18, 18 bis 21 Jahren und das Sinken nach Voll¬ 
endung der kritischen Altersstufe, woraus sich ergebe, dass nur ein 
Bruchteil der straffällig gewordenen Jugendlichen endgültig schiff¬ 
brüchig werde oder sich länger auf dem Abwege erhalte, und dass 
nur diesem Bmchteil gegenüber von dauernden Maasregeln die Rede 
sein könne 

Die Verurteilungen der Jugendlichen (12 bis 18 Jahre) wegen 
Verbrechen und Vergehen gibt der Verfasser nur von 1882 bis 1899. 
Der Band 139 der Statistik des Deutschen Reichs, der die Kriminal¬ 
statistik für das Jahr 1900 enthält, ist ihm daher noch nicht Vor¬ 
gelegen. Die Zahl der Verurteilten Jugendlichen betrug 1882 30719 
und stieg mit einigen Schwankungen l)is 1899 auf 47512. Die Ziffer 
des Jahres 1900 beträgt 48657. Auf 100000 Jugendliche trafen 1882 
568, im Jahr 1896 702. Der letzte Band der Statistik bemerkt hiezu: 
„Für die Jahre 1897 bis 1900 können Verhältniszahlen mangels 
sicherer Fe.ststellung der Bevölkerungsziffer zur Zeit noch nicht 
berechnet werden. Auf Grund einer vorläufigen Schätzung ist an¬ 
zunehmen, dass die Verhältniszahl im Jahr 1897 sich nicht erheblich 
von der des Jahres 1896 entfernt, dass sie 1898 gestiegen, 1899 und 
1900 dagegen wiederum gefallen ist.“ 
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Doch ist, wie ebendaselbst bemerkt wird, eine Anfwärtsbeweg*- 
ung der Zahlen nicht zu verkennen. Fasst man je 5 Jahre zusammen, 
so ergibt sich, dass von je 100000 Jugendlichen 1882/86 — 564, 
1887/91 —- 618, 1892/96 — 707 vei-urteilt worden sind. 

Der Verfasser löst in einer Zusammenstellung die allgemeinen 
Ziffern der Verurteilung der Jugendlichen im Verhältnis zu den Er¬ 
wachsenen in die auf die einzelnen Straftaten entfallenden Ziffern 
auf und sucht insbesondere das Ueberwiegen der Jugendlichen bei 
einzelnen Straftaten (Unzucht, Notzucht, einfachen Diebstahl, schweren 
Diebstahl, Brandlegung) psychologisch zu erklären. 

Auf Grund weiterer Zusammenstellungen beweist der Verfasser, 
dass bei den Erwachsenen die Körperverletzung seit 1893 das Ueber- 
gewicht über den Diebstahl bekommen hat, bei den Jugendlichen der 
Diebstahl aber noch alle anderen Straftaten überwiegt. 

Nach einigen Mitteilungen über die örtliche Verteilung der Ver¬ 
urteilungen wendet sich der Verfasser zu der Frage der Bekämpfung 
des Rückfalles. Er bekämpft den Satz, dass Strafandrohung und Be¬ 
strafung nichts tauge, weil die Jugendlichen trotz Strafandrohung 
und Bestrafung straffällig werden, man müsse erst wissen, was ohne 
diese Mittel geschehe, gibt aber zu, dass diese Mittel in vielen Fällen 
den Dienst versagen, und dass dann die Zwangserziehung einzutreten 
habe, wenn ein öffentliches Interesse sie fordere, meint aber zugleich, 
dass diese bei tief in Nationaleigenschaften und Volksgewohnheiten 
wurzelnden Straftaten, wie vielfach beim Raufhandel und der Wilderei 
nicht angebracht sei, dass vielmehr hier eine allmählige Umkehr in 
der Volksanschauung abgewartet werden müsse. Ob dies Warten 
nicht etwas zu lange dauern dürfte? — Jedenfalls ist, wie der Ver¬ 
fasser mit Recht betont, die Rückfälligkeit für die Frage, ob neben 
oder an Stelle der Strafe eine Zwangserziehung notwendig ist, von 
besonderer Bedeutung. 

Bei einer der deutschen Kriminalstatistik entnommenen Zu¬ 
sammenstellung vorbestrafter Jugendlicher für die Jahre 1894 bis 
1896 hebt der Verfasser hervor, dass die zur Beurteilung der Frage 
einschneidender Besserungsmassregeln wichtige Feststellung fehle, 
welche Straftaten diese Vorbestrafungen betroffen, insbesondere ob 
sie sich auf gleichartige Straftaten bezogen haben, dies sei nur bei 
Diebstahl, Raub, Hehlerei und Betrug in wiederholtem Rückfall 
ersichtlich. 

Aus den Zusammenstellungen über die Verurteilungen vor¬ 
bestrafter Jugendlicher sei nur wiedergegeben, dass 1889 die Zahl 
der ohne Vorbestrafung Verurteilten 31200, der nach Vorbe.strafung 
Verurteilten 5590 betrug, während diese beiden Ziffern im Jahre 
1899 38593 und 8919 waren. Im Jahr 1900 betrugen die Ziffern, wie 
hier hinzugefügt werden kann: 39646 und 9011. Der Verfasser be¬ 
zeichnet die auch von der deutschen Kriminalstatistik gezogene Schluss¬ 
folgerung als richtig, dass für das Anwachsen der Verurteilungen die 
Zahl der Rückfälligen ausschlaggebend ist, d. h. dass hier die Vor- 
beugungsmasregeln ungenügend sind. 

Durch Auszüge aus der deutschen Statistik über die gegen die 
Jugendlichen erkannten Strafen zeigt der Verfasser, dass die Zahl 
der Gefängnisstrafen von 27227 (1889) nur auf 28439 (1899), dagegen 
die Zahl der Geldstrafen von 3960 auf 8523, der Verweise von 5595 
auf 10641 gestiegen ist. Der neueste Band der Kriminalstatistik 
lässt diese Zahlen für das Jahr 1900 dahin ergänzen: Gefängnis 
28350, Geldstrafe 8960, Verweise 11447. Der Verfasser schliesst daraus, 

8 * 
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sowie aus den Strafmassen, dass bei der Steijcerung der Straffällig¬ 
keit Jugendlicher vorwiegend geringfügige Straftaten in Betracht 
kommen, gibt aber zu, dass auch gesteigerte Milde der Richter aus¬ 
schlaggebend gewesen sein kann. Letztere Ansicht kommt auch in 
der Bearbeitung der Kriminalstatistik durch das Reichsjuatizamt. zum 
Ausdruck. 

Von besonderer Bedeutung ist der Hinweis auf die Verur¬ 
teilungen Jugendlicher im Alter von 12 bis 14 Jahren. Für das 
Jahrfünft 1894 bis 1898 wurde erhoben, dass in diesen Jahren 9071, 
8488, 8490, 9146 und 10315, zusammen 45510 Personen dieses Alters 
eines Verbrechens oder Vergehens überführt wurden. Etwa ein 
Zehntel liiervon wurde gemäss § 56 R.-St.-G.-B. freigesprochen. Der 
Verfasser bezeichnet es als einen aus der gesetzlichen Bestimmung 
entspringenden Mangel, dass ausschliesslich auf die Verstandesreife 
Rücksicht genommen werde, während doch auch andere Faktoren, 
vor all(‘in eine gewisse Widerstandsfähigkeit gegenüber äusseren 
Antrieben in Betracht kommen, die im Alter der Unüberlegtheit eben 
fehle. Er sucht durch Hervorhebung der einzelnen Straftaten die 
Bedenklichkeit einer Altersgrenze von 12 Jahren darzutun, und man 
kann seinen Bedenken nicht entgegentreten, wenn unter 14 Jahre 
alte Kinder wegen fahrlässiger Brandstiftung (191 von 234), fahrlässiger 
Tötung (19 von 23), fahrlässiger Körperverletzung (178 von 202), fahr¬ 
lässiger Gefährdung eines P^isenbahntransportes (11 von 14) verurteilt 
werden. 

Ueber die Zwangserziehung gibt der Verfasser nur die auf Preussen 
bezüglichen Zahlen bekannt, wie sie der preussischen Statistik der 
Strafanstalten und Gefängnisse entnommen sind Statistische Erheb¬ 
ungen für das Reich liegen nicht vor. 

Es haben aber von dem durch Art. 135 des Einführungsgesetzes 
zum bürgerlichen Gesetzbuch geschaffenen Vorbehalt bis 1902 sämt¬ 
liche Bundesstaaten, mit Ausnahme von Lippe-Detmold und Hamburg, 
wo die bestehenden Zwangserziehungsgesetze in Geltung blieben, 
Gebrauch gemacht und das Recht der Zwangserziehung gesetzlich 
neu geordnet. 


Das Ergebnis der verdienstlichen Arbeit lässt sich dahin zu¬ 
sammenfassen: Die Ph gebnis8(* der Statistik in den einzelnen Ländern 
lassen sich wegen der Verschiedenheit der strafgesetzlichen Grund¬ 
lagen, der Ungleichwcrtigkeit der statistisch gewonnenen Zahlen und 
der Ungleichartigkeit der Bearl)eitung schwer vergleichen. 

Doch ist unvc*rkennbar die Straffälligkeit der Jugendlichen ini 
allgemeinem im Steigen begriffen. 

Die statistischen Erfahrungen sprechen für die Hinanfsetzimg 
der Strafmündigkeitsgrenze auf das vollendete 14. Lebensjahr. 

Dass die kriminelle Strafe und die Zwangserziehung wirksame 
P5iktoren - freilich keineswegs die Punzigen — bei Bekämpfung der 
jugendlichen Neigung zu Begehung verbrecherischer Handlungen 
bilden, wird durch die Statistik niciit widerlegt. 

Nürnberg. Mhhal. 


Dr. jiir. Frieda D u e n s i n g, Verletzuiig der Fiirsorge- 
pfliclit gegenüber Minderjährigen^ ein Versuch zu ihrer straf¬ 
gesetzlichen Behandlung. München, J. Schweitzer, Verlag 1903. 
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Die Untersuchung der bestehenden strafgesetzlichen Bestimm¬ 
ungen Deutschlands führt die Verfasserin zu dem Ergebnis, dass 
die in Betracht kommenden Bestimmungen, welche in erschöpfender 
Weise aufgezählt und im einzelnen erörtert werden, unzulänglich 
sind zu einer wirksamen Bekämpfung und Ahndung der Verletzung 
der Fürsorgepflicht gegenüber Minderjährigen. Der Staat, dessen 
Schicksal von der Qualität seiner Bürger abhängt, hat ein eminentes 
Interesse an der gesunden Entwickelung der Minderjährigen in leib¬ 
licher, geistiger und sittlicher Beziehung. Verantwortlich für diese 
gesunde Entwicklung sind dem Staate diejenigen, welche nach dem 
bürgerlichen Recht die Pflicht der Sorge für die Person eines Minder¬ 
jährigen haben, also neben den in erster Reihe in Betracht kommenden 
Eltern, der Vormund und der Pfleger. Die Verabsäumung dieser 
Pflicht, welche zu einer Gefährdung oder Verletzung des Wohls der 
Minderjährigen führt, ist ein gegen den Staat selbst — nicht gegen 
Familienrechte — gerichtetes Delikt und sollte als solches unter 
Strafe gestellt werden. Die Begehungsarten dieses Delikts sind sehr 
verschieden; es kommen in Betracht: grausame Behandlung des 
Kindes entweder in Ueberschreitung des Züchtigungsrechts oder zur 
Befriedigung eines brutalen Affekts wie des Hasses oder endlich in 
eigennütziger Absicht, wie bei Benutzung im Bettelgewerbe, ferner 
grobe Vernachlässigung, Anhalten des Kindes zu unangemessenen 
Arbeitsleistungen, Verlassen, ferner Ausschicken oder Mitnehmen zum 
Bettel, Verleiten eines Kindes zu strafgesetzlich verbotenem Verhalten, 
endlich Anreizen zur Unzucht oder Angriffe auf die geschlechtliche 
Sittlichkeit des Kindes. Da die bestehenden Strafgesetze diese delik- 
tischen Erscheinungen nicht unter allen Umständen und keinesfalls 
in ihrem wahren Wesen als Verletzung des Wohles Minderjähriger 
treffen, so schlägt die Verfasserin die Aufnahme folgender allgemeinen 
Bestimmung in den Abschnitt des Strafgesetzbuchs über die Verbrechen 
und Vergehen wieder die öffentliche Ordnung vor: 

„Wer vorsätzlich seiner elterlichen, vormundschaftlichen 
oder pflegschaftlichen Fürsorgepflicht zuwider das Wohl eines 

Minderjährigen gefährdet oder verletzt, wird.bestraft“. 

Die Verfasserin übersieht nicht völlig die Bedenken, welche 
gegen diese weite Fassung des Gesetzes erhoben werden müssen, 
aber sie unterschätzt dieselben doch sehr. Strafgesetze, welche dem 
Ermessen des Staatsanwalts und Richters einen so ungemein grossen 
Spielraum einräumen, wie das von Dr. Duensing* vorgeschlagene, 
werden von den einzelnen Strafverfolgungsorganen so verschiedenartig 
angewendet, dass sie das Rechtsgefühl des Volkes verwirren und 
dadurch mindestens ebensoviel schaden als die Zuwiderhandlung 
gegen die Norm, zu deren Schutze sie dienen sollen. So wenig wir 
daher die vorgeschlagene Formulierung des von der Verfasserin 
erörterten gesetzgeberischen Gedankens gutheissen können, so dankens¬ 
wert halten wir die Erörterung selbst, insoweit sie vor Augen führt, 
dass bei der Reform unserer Strafgesetzgebung die Frage, wie kann 
das Strafgesetz den Schutz Minderjähriger wirksamer gestalten, gelöst 
werden sollte Dr. Rekhardt. 


, 9 Aus dem Ziiehtliaiise^^ von Hans Leuss (Bd. VII der 
„Kulturprobleme der Gegenwart“), herausg. von Leo Berg, Berlin bei 
Joh. Rode 1903. 

Der gewesene Reichstags-Abgeordnete und nachherige Zucht- 
iniussträfling Hans Leuss hat 5 Jahre nach seiner Entlassung aus 
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dem Zuchthause in Celle a. d. Aller durch Veröffentlichung seines 
die Strafrechtspflege kritisierenden Buches eine flammende Anklage 
gegen die „vergeltende“ Gerechtigkeit und ihre Diener erhoben. 

„Aus dem Zuchthause“ das ist der Titel dieses tiefes Leid ver¬ 
kündenden Buches, dessen kritische Betrachtungen über die Straf¬ 
rechtspflege und speziell über den Strafvollzug in Deutschland so 
grosses Aufsehen erregt haben, weil sie an Dostojewskis Schilderungen 
der furchtbaren Zustände russischer Zuchthäuser erinnern. 

Hans Leuss geriet infolge eines Meineids, verschuldet durch 
den Konflikt zwischen Ehren- und Eidespflicht auf die Anklagebank 
und von dieser auf SVa Jahre in das tiefentehrende Zuchthaus, denn 
er hatte sich, vor die Alternative gestellt, eine angebetete Frau, mit 
der er in nahen Beziehungen gestanden, schändlich zu verraten und 
zu verderben, oder einen Meineid zu schwören, zu letzterem ent¬ 
schlossen. 

Unter dem Eindrücke der durch den Strafprozess und Straf¬ 
vollzug gesammelten trüben Erfahrungen und ausgestandenen Leiden 
hat Leuss sein Buch geschrieben, als einen Kampfruf gegen die 
heutige Strafjustiz, indem er die Strafgesetzgebung, speziell aber das 
Strafverfahren in der gegenwärtigen Beschaffenheit als sinnlos, zweck¬ 
widrig und grausam, als einen ungeheuren Irrtum binzustellen ver¬ 
sucht, da Wieder Vergeltung und Bache, obwohl verwerflich und der 
Menschlichkeit hohnsprechend, als die obersten Prinzipien der Straf¬ 
rechtspflege heute noch vielfach angesehen werden. 

Der erste Teil seines Buches befasst sich mit Keflexionen über 
Untersuchungshaft und Verurteilung, mit Ansichten über Moral und 
die juristische Streitfrage der zweiten Verurteilung. Leuss kritisiert im 
Vollgefühle der seiner Meinung nach in dem gegen ihn stattgefun¬ 
denen Prozesse vorgefallenen Irrtümer, Missverständnisse und Un¬ 
richtigkeiten das Fundament der Strafrechtspflege, das ist die Zeugen¬ 
aussage, die, wie er meint, geformt werden kann, wie sie eben ge¬ 
wünscht wird, indem er unter dem Ausruf: „Was ist Wahrheit?“ 
wörtlich schreibt: 

„Kriminalisten, die sich auf ihre Schulung und Erfahrung 
etwas einbilden, mögen einwenden, dass der gereifte Strafrichter 
die Aussagen zu bewerten wisse. Auch das ist nicht in dem 
Sinne wahr, dass aus dem Zusammenwirken des erfahrenen Rich¬ 
ters und des Zeugen die Wahrheit hervorginge. Der Richter, der 
die Verhandlung leitet, wird im besten Falle allzu schwere Miss¬ 
handlungen ausgleichen, welche die Wahrheit dadurch erleidet, 
dass Staatsanwalt und Verteidiger an ihren Zipfeln zerren und 
mit jedem Moment der Verhandlung leidenschaftlicher und ein¬ 
seitiger werden; aber nicht selten reisst der Richter an irgend 
einer anderen Stelle das Gewebe der Wahrheit zu Schanden, 
indem er die Zeugenaussagen lenkt und bestimmt. Die berüch¬ 
tigten, „suggestiven Fragen“ eine verruchte Verirrung — sind 
noch alltäglich bei den Gerichten; die Vorhalte an die Zeugen, 
die kritisch^en Bemerkungen, der Ton des Unwillens, des Vorwurfs, 
oder des ermunternden Wohlwollens, — sie alle dienen in der 
Verhandlung dazu, eine Zeugenaussage zu leiten, zu bestimmen, 
so dass oft genug ein Zeuge sich am Ende ganz anders wo be¬ 
findet, als er wollte. Des Richters vorgefasste Meinung prägt sich 
im Tonfalle seiner Stimme aus, kürzt die Vernehmung von Zeugen 
der einen Tendenz, während die der anderen freien Spielraum 
haben, macht jene zaghaft und ermutigt diese. So wird auch des 
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Richters Mitwirkung ein neues Moment der Verwirrung, anstatt 
der Wahrheit. Auch der Richter ist eben ein Mensch, und Men¬ 
schen sind weder Richter noch Zeugen zu sein fähig“. 

Nicht minder abfällig urteilt Leuss über das Strafmass: „Dieses“, 
so sagt er, „ist heute innerhalb der weit gesteckten Grenzen des 
Gesetzes nichts als Willkür, kann nichts anderes sein, weil die 
Richter Menschen sind. Darum hat kein Strafanstaltsbeamter eine 
grosse Meinung von den Richtersprüchen und Gerichten; er empfängt 
die Opfer zur Vergleichung, und — der Teppich hat kein Muster: 
Es ist alles „Laune“, „Zufall!“ 

Diese Worte zu ernst zu nehmen, d. h. Ausnahme als Regel 
gelten zu lassen, hiesse die Wirklichkeit verkennen, wenn auch nicht 
bestritten werden kann, dass Irrtümer zu allen Zeiten Vorkommen, 
wie dies der am 23. November 1903 in Berlin gegen die Gräfin 
Kwilecka abgeschlossene Sensationsprozess neuerlich erweist. Die in 
dieser Richtung durch Leuss gezogenen Schlüsse aber beruhen eben 
zum grossen Teile auf einer einseitigen subjektiven Auffassung und 
kaum zu billigenden Anschauungen über das Verhältnis des Staats¬ 
bürgers gegenüber dem Gesetze. Ebenso kann seinen Ansichten 
über Moral nicht beigepflichtet werden. Er trägt in seinem Buche 
neben Tatsächlichem und Persönlichem, über Strafrecht, über das 
Strafbare und die Sittlichkeit, über Verbrechen und Verbrecher, über 
Gott und die Welt Theorien vor, die aufs schärfste bekämpft werden 
müssen. 

Den grössten und Hauptteil seines Buches widmet Leuss dem 
Zuchthause in Celle, indem er dessen Einrichtungen schärfstens 
kritisiert und die nur dort gesammelten Eindrücke und Erfahrungen 
benützt, um über den Strafvollzug den Stab zu brechen. 

Ich will daher seine Ansichten über die Wirkungen der Freiheits¬ 
strafe umsoweniger bestreiten, als er speziell vom Standpunkte des 
Zuehthaussträflings spncht, doch frage ich im Hinblick auf die Qualität 
des grössten Teiles der „Zuchthäusler“, ob denn wirklich an 
deren Verderbtheit und Rückfälligkeit wirklich die Strafrechts¬ 

pflege und die sozialen Verhältnisse die Schuld tragen und ob der 
Ausruf „Fort mit den Zuchthäusern“ berechtigt ist? Ich muss dies 
entschieden verneinen! 

Menschen, die das Verbrechen zu ihrem Lebensberufe gewählt 
haben, die einer sittlichen Regeneration absolut unzugänglich sind, 
zu bessern, das vermag kein Gesetz, kein System, kein Mensch, denn 
die Erfahrung lehrt ja zur Genüge, dass gerade die verstocktesten 
Verbrecher, insolange sie in den Strafanstalten angehalten werden, 
die beste Aufführung an den Tag legen und durch Scheinheiligkeit 
zu täuschen wissen, um nach ihrer Entlassung der ausgiebigsten 
Fürsorge teilhaftig zu werden, welche sie jedoch bei der ersten sich 
ihnen bietenden Gelegenheit mit Begehung neuer Verbrechen lohnen 
und das Heer der Rückfälligen vermehren. 

Mit Rücksicht auf die grosse Zahl jener Unglücklichen aber, 
welche nur infolge der Ungunst der Verhältnisse, unter den wuchtigen 
Geisselhieben des Schicksals oder durch missliche Zufälle bis zu Ver¬ 
brechern herabgedrückt werden und dann die Gefängnisse füllen, 
betrachte ich es nicht nur als ein Gebot der fortschreitenden Kultur, 
sondern geradezu als die Pflicht eines auf der Höhe der Zeit stehenden 
Rechtsstaates, mit allen Mitteln auf die Wieder auf richtuug und sitt¬ 
liche Hebung solcher Gefangenen hinzuarbeiten und dies nicht nur 
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nach der negativen Richtung durch Beseitigung alles dessen, was 
der sittlichen Verschlechterung des Bestraften förderlich sein kann, 
sondern ganz besonders durch Anwendung positiver Mittel, als 
Organisation fähiger und tüchtiger Strafvollzugsbehörden, tüchtige 
Schulung, entsprechend angepasste Beschäftigung*) und religiös¬ 
sittliche Erziehung der Gefangenen, sowie endlich ein weit aus¬ 
gebreitetes, aber auch staatlich subventioniertes Fürsorge wesen.*) 

Bei jugendlichen Verbrechern vollzieht sich die sittliche Hebung 
gewiss leichter, als in späteren Stadien der Verbrecherlaufbahn, und 
erweist sich daher eine erhöhte Fürsorge und Beachtung der jugend¬ 
lichen Delinquenten und Verwahrlosten, denen nicht nur die leibliche 
Reife des Täters, sondern auch die Reife der Verbrechensschuld fehlt, 
als die beste Prophylaxe gegen die Zunahme des Verbrechertums. 

In Erkenntnis dessen streben die Kulturststaaten nach ent¬ 
sprechenden Massnahmen und Einrichtungen. Staaten jedoch, welche 
an altersschwachen Strafgesetzen und Strafvollzugsnormen festhalteii, 
welche dem wichtigsten Teile der Strafrechtspflege, das ist dem Ge¬ 
fängniswesen, nicht die gebührende Aufmerksamkeit zuwenden, deren 
Gefängnisse, Korrektions- und Zwangsarbeitsanstalten zu Lrehranstalteii 
des Verbrechens, zu Verbrecherschulen herabsinken, deren Gefangene 
nach Ablauf der Strafe die Anstalt in grösserer Verderbnis verlassen, 
als sie diese betreten haben, die den Entlassenen subsistenzlos und 
schutzlos seinem Schicksale überlassen, fördern so selbst das Ver¬ 
brechertum und tragen die Mitschuld an jenen Missetaten, die sie auf 
diese Weise vorbereiten und durch Gleichgiltigkeit begünstigen! 

Leuss schildert sein Einti'effen und seine Aufnahme in Celle 
in grellen Farben. Es ist das Entsetzen vor dem Zuchthause, das 
aus seinem, einem Roman gleichenden Buche, zu uns spricht, und 
deshalb dürften seine Schilderungen nicht als vollkommen objektive 
Darstellungen betrachtet werden. Keinesfalls aber darf man seine 
einseitigen Anschauungen auf die Gesamtheit des auf hoher Stufe 
stehenden Strafvollzuges in Deutschland beziehen. 

Der Kritik, welche Leuss über die Polizeiaufsicht und Tätigkeit 
der Fürsorgevereine übt, stimme ich vollkommen bei. Entschieden 
aber muss ich mich seinen Ausführungen über die schädlichen Ein¬ 
flüsse der Einzelhaft entgegenstellen. 

Ich habe, durch seine Schilderungen angeregt, eingehende Be¬ 
sprechungen mit Zellenhäftlingen gepflogen, um mich nicht allein 
auf meine langjährigen Erfahrungen zu stützen. Das Urteil der 
Meisten lautet zu Gunsten der Einzelhaft, über deren Wert die 
Statistik glänzende Daten liefert. Nicht bestreiten will ich jedoch, 
dass nicht alle Sträflinge zur Anhaltung iu Einzelhaft geeignet sind. 
Man muss eben auch da individualisieren. 

Was Leuss über die Charaktereigenschaften der Sträflinge 
schreibt, das krankt vollends an einseitiger Beurteilung, da er in der 
Schreiberstube nur 7 ausgewählte Mitgenossen beobachtet hatte, 


1) Geradezu entwürdigend und einer geordneten Sirafrechtspftege hohnsprechend 
ist cs, wenn Sträflinge ohne Begleitung von Aufsehern zu Handlangerarbeiten ausserhalb 
des Gefängnisses verwendet und sich selbst überlassen werden. Hiedurch wird, wie ich 
dies in meinem Buche „Das Gefängnisw-esen in Oesterreich** klargelegt habe, die Freiheits¬ 
strafe ihres gesetzlichen Charakters entkleidet, das Ansehen der Strafgesetze untergraben, 
das Rechtsgefühl der Bevölkerung verwirrt und die Rechtssicherheit gefährdet 

2) Ich muss hervorheben, dass von allen wegen Verbrechen und Vergehen 
Abgestraften 99 Prozent den unbemittelten Volksschichten angehören und dass es der 
Armut versagt ist, in ihren Kreisen für entsprechende Erziehung und Gesittung der 
Kinder zu sorgen. 
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welche sozusagen der Elite der Inhaftierten angehörten. Die bei 
denselben Vorgefundene Weichheit des Gemütes, die anschmiegende 
Dankbarkeit als die auffallendsten Eigenschaften der Zuchthäusler, 
welche alle das Leiden angeblich besser^) und liebenswürdiger ge¬ 
macht hat, bezeichnen zu wollen, ist ebenso gewagt, wie die Be¬ 
hauptung, dass „sie liebenswürdiger und besser waren als sonst 
Menschen im Durchschnitt!“ 

Weit eher stimme ich seiner Forderung bei, dass zur Behand¬ 
lung der Wiederaufnahms- und Gnadengesuche Sondergerichte ein¬ 
gesetzt werden sollen, wenn seine Ansicht richtig ist, dass die Justiz 
ihr Renommee durch möglichst starres Festhalten an einmal gefällten 
rechtskräftigen Urteilen zu bewahren sucht. Ich schliesse mich da 
der Ansicht des Lan(^erichtsrates Baron Klingspor an, welcher in 
seiner in der Neuen Fi*eien Presse am 22. Dezember 1903 veröffent¬ 
lichten Besprechung des Buches von Leuss anempfiehlt, mit der Ent¬ 
scheidung über die Frage, ob neue Momente vorliegen, welche eine 
andere Auffassung des Falles zulassen, nicht jene Personen zu 
betrauen, welche unter dem Banne ihrer früheren Rechtsanschauung 
stehen. 

Bemerkenswert ist auch das, was Leuss über die wichtige 
Stellung eines Zuchthausdirektors spricht. Zum grossen Teile sind 
diese Posten mit Offizieren besetzt, die er als noble, wohlwollende 
und energische Charaktere bezeichnet, dagegen die Versorgung eines 
früheren Diplomaten, der sein Geld in Paris verspielt hatte, durch 
Ernennung 2um Direktor von Celle, sowie dessen Gebahruiig 
schärfstens kritisiert. — Unter allen Verhältnissen ist die richtige 
Auswahl eines tüchtigen, nach allen Richtungen geeigneten Gefängnis¬ 
direktors schwer. 

Am unsympathischsten, ja geradezu abstossend muten seine 
kritischen Besprechungen über die den Sträflingen zuteil werdende 
ärztliche Behandlung an, doch auch da scheint er zu generalisieren, 
weshalb ich eine im „Hannoverschen Courier“ vom 24. Oktober 1903 
publizierte Aeusserung des Pastors Haase in Celle, welchem Leuss 
sein Buch gewidmet hat, hier wiedergebe. Diese lautet: „Mir tut es 
leid, wenn Herr Leuss in dem Zuchthause zu Celle nicht mehr von 
Humanität gesehen, als er in seinem Buche hievon erwähnt. Der 
Wirklichkeit entspricht dieses Bild mit seinen tiefen Schlagschatten 
nicht ganz, es ist zu grell“. 

Da wie schon erwähnt, die Idee der „vergeltenden Gerechtigkeit“ 
von Leuss am schärfsten bekämpft wird, teile ich hier anstatt jeder 
weiteren Bemerkung das Urteil Professors von Liszt mit, welches 
derselbe in seiner Kritik über die von Leuss verfochtenen Ansichten 
in der „Woche“ (Heft 43/3) veröffentlicht hat: 

„Auch wir verwerfen die „Vergeltung“ als Aufgabe der Straf¬ 
rechtspflege, weil wir den Menschen die Fähigkeit absprechen, Herz 
und Nieren des Verbrechers zu prüfen und die Gleichung zwischen 
Schuld und Sühne zu finden; wir verwerfen sie als eine Versündigung 
gegen den Grundgedanken des Christentums, wie gegen die erste 
Forderung der Nächstenliebe und der Menschlichkeit.“ 

„Von den Anhängern der vergeltenden Gerechtigkeit aber wird 
der Verfasser keinen einzigen überzeugen. Und das ist entscheidend, 
denn sie herrschen auch heute noch auf den Lehrstühlen wie auf 
der Richter bank, in den Ministerien wie in den Volksvertretungen. 


1) Das wären ja grosse Erfolge! 



Ueberzeugea kann man nur den, der seine Ansicht auf Gründe stützt; 
wer von Postulaten ausgeht und bei Schlagworten endet, steht ausser¬ 
halb der wissenschaftlichen Diskussion“. 

„Der buchhändlerische Erfolg ist dem Buche sicher, praktischen 
Erfolg aber wird es nicht haben, wenigstens nicht in absehbarer Zeit. 
Wer die strafrechtliche Reformbewegung der letzten 25 Jahre kennt, 
dem fällt es schwer, an die Zukunft des deutschen Rechts zu glauben. 
Woher sollte uns auch im Reich oder gar in Preussen der Staats¬ 
mann kommen mit dem scharfen Blick, der die durch die Ueber- 
lieferung geheiligten Vorurteile durchdringt, wie die Herbstsonne den 
Nebel; mit dem Mut, der der frömmelnden Heuchelei, diesem 
schlimmsten Feinde der Wahrheit und der Liebe, die Theaterlarve 
vom Gesicht zu reissen wagt, mit dem sicheren Selbstvertrauen, das 
nötig wäre, um die deutsche Bureaukratie aus dem Winterschlaf zu 
rütteln und zu schöpferischer Arbeit zu begeistern?“ 

„Das Buch wird viel gelesen und noch mehr besprochen werden. 
Aber unsere Strafrechtspflege wird den alten Gang weiter gehen. 
Sie wird fortfahren, das Verbrechen zu sühnen, indem sie vernichtet, 
was an gesellschaftlicher Brauchbarkeit noch in dem Verurteilten 
lebt, um den an Geist und Körper Gebrochenen dann wieder auf die 
Gesellschaft loszulassen. Sie wird fortfahren. Rückfällige in den Straf¬ 
anstalten auf Staatskosten heranzuzüchten. Und sie wird alle Ge¬ 
wissensregungen und alle Klugheitserwägungen ersticken durch die 
Anrufung der Göttin, in deren Namen zu allen Zeiten die schwersten 
Verbrechen an der Menschheit begangen worden sind: „der ver¬ 
geltenden Gerechtigkeit“. 

Beruhigend und erhebend zugleich wirkt diesen Worten gegen¬ 
über die hochbedeutsame Ansprache, welche Se. Excellenz der Minister¬ 
präsident Dr. V. Körber in seiner Eigenschaft als Leiter des Justiz¬ 
ministeriums gelegentlich der am 24. Dezember 1903 stattgefundenen 
Enthüllung eines Bildes Sr. Majestät des Kaisers im Wiener Schwur¬ 
gerichtssaale an die Beamten des Landesgerichtes hielt. 

Er sagte u. a.: „Wenn Sie in diesem Saale zu Gerichte sitzen, 
so blicken Sie zu dem Bilde auf und Sie werden an eine Eigenschaft 
gemahnt werden, die den Richter zieren muss, gleichviel ob er dem 
Staatsdienste angehört oder Geschworener ist, an die Gewissenhaftig¬ 
keit. Nichts ist verwerflicher, als die Oberflächlichkeit eines Richters. 
Sie stehen immer vor einer schweren Erwägung: Sie haben zu prüfen, 
ob Sie nicht durch Milde gegenüber den Unglücklichen — denn jeder, 
der hier fällt, ist ein Unglücklicher — der menschlichen Gesellschaft 
einen besseren Dienst erweisen, als durch die starre Anwendung des 
Gesetzes. In der Stunde der Entscheidung, meine Herren, blicken 
Sic zu diesem Bildnisse auf und urteilen Sie im Namen Sr. Majestät 
des Kaisers nach seinem Sinn und seinem Herzen!“ 

Anfon Marcovich^ 

Oberdirektor der k. k. Mdnnerstrafanstatt in Graz. 


Der Gerichtssaal 9 Zeitschrift für Strafrecht, Strafprozess, 
Gerichtliche Medizin, Gefängniskunde und die gesamte Strafrechts¬ 
literatur, Stuttgart, Verlag von F. Enke, bietet auch in den neueren, 
hier noch nicht besprochenen Bänden eine solche Fülle anregender 
Aufsätze, dass die Verfolgung dieser Zeitschrift nur immer wieder 
allen, die auf dem Laufenden bleiben und sich weiter bilden wollen, 
empfohlen werden kann. 



Aus dem Band 61/63 wird unseren Leserkreis besonders in¬ 
teressieren: Von Abhandlungen: Einige Worte über die Grenze der 
Strafmündigkeit von Ref. Schröter. — Zur Rechtssprechung in Für¬ 
sorgeerziehungsangelegenheiten von Löwenbach. — Die Statistik der 
bed. Verurteilung in Belgien und Frankreich von Dr. Hoegel. — Be¬ 
schränkungen der Vollstreckung der Freiheitsstrafen von Dr. Ortloff. 
— Bemerkungen über die Ergeb^nisse der österr. Strafrechtspflege von 
Prof. Zucker. — Zur Frage der bedingten Verurteilung von Dr. Gins¬ 
berg. Ferner sind beachtenswert die „vermischten Nachrichten“ über 
die bedingte Verurteilung in Massachusetts, Tessin, Italien, Newyork, 
Frankreich und England. 

Nachdem der bisherige Herausgeber Dr. Stenglein leider zu früh 
für die Wissenschaft und Alle, die ihm im Leben näher getreten 
waren, gestorben ist, wird die Zeitschrift vom 64. Bande an von den 
Professoren Dr. Oetker in Würzburg und Dr. Finger in Halle heraus- 
geg'eben werden. Neben Abhandlungen und Literaturberichten über 
die bisher bereits behandelten GeWete werden regelmässige Be¬ 
sprechungen wichtiger Entscheidungen des Reichsgerichts und Reichs¬ 
militärgerichts veröffentlicht werden. 

7 -. E. 


Das Rechte Rundschau für den Deutschen Juristenstand von 
Dr. Hs. Th. Soergel in München, Helwingsche Verlagsbuchhandlung 
Hannover und Leipzig. 

Von vorstehender, den Lesern der Blätter für Gefängniskunde 
wiederholt empfohlener Zeitschrift liegt der VH. Jahrgang nun 
vollendet vor. Ein Rückblick auf die 24 Nummern zeigt die Fülle 
des Inhalts und bestätigt von Neuem, wie geeignet die Zeitschrift ist, 
ihre Leser in allen Fragen des Rechtslebens auf dem Laufenden zu 
halten. Von den vielen speziell die Strafanstaltsbeamten interessierenden 
Artikeln und Besprechungen seien beispielsweise nur folgende genannt: 

Der russische Strafprozess. — Ueber die Zurechnungsfähigkeit 
der Hysterischen. — Die Anrechnung der Untersuchungshaft auf die 
erkannte Strafe im Militärstrafverfahren. — Das russische Gerichts¬ 
verfassungsgesetz in seinen Wandlungen im Laufe der letzten 10 Jahre. 

— Zur Charakteristik der Schwurgerichte. — Eine Lücke in der Straf¬ 
prozessordnung. — Zur Reform des Strafprozesses. — Zur Reform des 
Schwurgerichts. — Juristische Gesellschaft zu Berlin. — Die Behand¬ 
lung der Gefangenen. — Das Justiz wesen in Kiautschou. — Psycho¬ 
logisch - forensische Vereinigung. — Versammlung Deutscher Ötraf- 
anstaltsbeamten in Stuttgart. — Internationale kriminalistische Ver¬ 
einigung. — Der deutsche Juristentag 1904 in Innsbruck. — Zu 
Strafaufschub und -Rückfall. — Staatliche Bekämpfung des über¬ 
triebenen Alkoholgenusses. — Zur Frage der jugendlichen Verbrecher. 

— Neues Strafgesetzbuch in Russland. — Die Behandlung Verwahr¬ 
loster. — Zur Einheit der Strafrechtspflege. — Die Vollstreckung der 
Freiheitsstrafen an Geisteskranken. — Der sog. Super-Arrest im straf¬ 
prozessrechtlichen Verfahren. — Ersatz der Untersuchungshaft durch 
Meldepflicht. — Zur Reform der Schwurgerichte. — Wann endigt die 
vorläufige Unterbringung zur Fürsorge-Erziehung. 


Strafreclitspfiege 9 insbesondere Gefängniswesen in 
Ceylon, betitelt sich ein Aufsatz von Dr. jur. et. phil. E. Rosenfeld, 



Gerichtsassesor, im zweiten Band, 3. Heft. N. F. der Abhandlungen 
des kriminalistischen Seminars an der Universität Berlin, hcraus- 
gegeben von Prof. v. Liszt. Guttentag, Berlin. Der unseren Lesern 
ja genugsam bekannte Verfasser schildert in der ihm eigenen klaren 
und erschöpfenden Art die Strafrechtspflege in Ceylon so trefflich, 
dass man in der kurzen Zeit, die das Lesen des Aufsatzes erfordert, 
über die Gesetzbücher, die Gerichtsverfassung, das Strafensystem und 
die Anwendung der Strafmittel auf das Genaueste unterrichtet ist. 
Besonders interessant und anregend sind die Ausführungen über die 
Behandlung der Rückfälligen, Jugendlichen und das in den Gefäng¬ 
nissen eingeführte Klassensystem. Man kann für diese kurze und 
doch so lichtvolle und völlig orientierende Arbeit dem Verfasser nur 
dankbar sein. v. E. 


Amerikanisch 68 Gefängnis- und Strafen wesen von Dr. 
0. Hiiitrager, Amtsrichter, Tübingen. J. C. Mohr (Paul Siebeck) 1900. 
Obgleich dieses der Redaktion erst lange nach seinem Erscheinen 
zugegangene Buch, wohl schon den meisten Lesern bekannt sein 
dürfte, wollen wir nicht verfehlen auf dasselbe hier aufmerksam zu 
machen. Es gelangen über die Gefangenenbehandlung in Amerika 
soviel unglaubliche und unkontrollierbare Nachrichten zu uns auf 
den Kontinent, dass es höchst erfreulich ist, eine zuverlässige Dar¬ 
stellung der dortigen Verhältnisse zu besitzen. Diese gibt nun der 
Verfasser mit grosser Sachkenntnis und Ausführlichkeit. Abgesehen 
von der ungemein anregenden „allgemeinen Einführung“ sind die 
Abhandlungen über die Handhabung und Erfolge der unbestimmten 
Verurteilung und des bedingten Strafaufschubes, w'enn sie auch heute 
nicht mehr in so hohem Grade akut sind, interessant, und der 
Abschnitt über Gefängniseinrichtungen bietet zu vielem Nachdenken 
und Vergleichen Anlass, so dass jeder Praktiker dieselben gelesen 
haben sollte. v. E, 


Aus dem Zuchthause. Verbrecher und Strafrechtspflege. 
Von Hans Leuss. Berlin CW. Joh. Räde. 1903. 

Mit dem Worte: „Ein schlechtes Buch“ habe ich die eben 
genannte Schrift bei Seite gelegt. Ehe ich dieses Urteil hier begründe, 
muss ich zuerst meine Berechtigung zu einer solchen Kritik nach weisen. 
Ich stehe jetzt nahezu 40 Jahre im Gefängnisdienst. Ich habe während 
dieser langen Zeit in einer Strafanstalt mit gemischter Haft gewirkt, 
kann also über die Wirkung der gemeinsamen wie der Zellenhaft 
urteilen. In meinem Wirkungskreise befinden sich Zuchthaus- und 
Gefängnissträflinge, Männer und Weiber, ich weiss also, w^elchen 
Einfluss kurze und lauge Einsperrung auf beide Geschlechter ausübt. 
Meiner Tätigkeit untersteht ferner ein Arbeitshaus mit Männern und 
Frauen, sowie ein Zellengefilngnis für Untersuchungsgefangene und 
kurzzeitige Gefilngnisstrilflinge. Ich habe aber nicht nur diese An¬ 
stalten kennen gelernt, sondern viele Strafanstalten in Deutschland, 
Oesterreich, Dänemark, Frankreich und Italien besucht, ja sogar noch 
die Galeeren in Toulon und in Civita vecchia (zu päpstlicher Zeit) 
gesehen. Die wuchtigsten Schriften, die über Gefängniswesen 



erschienen sind, habe ich gelesen, auch die Akten der mir anvertrauten 
Gefangenen studiert und ausgezogen. Die Qualität, in solchen Fragen 
nütsprechen zu dürfen, wird mir also niemand absprechen können. 

Nun gehe ich dazu über zu berichten, was den Herrn Hans 
Leuss veranlasst hat, ein Buch über Zuchthäuser, Verbrecher und 
Strafrechtspflege zu verfassen Derselbe gehörte früher zu der Ge¬ 
folgschaft Stöckers, hat sich aber mit der Zeit, wie so manche Andere, 
nach links „entwickelt“. Er wurde Redakteur der Zeitung „Volk“; 
ob er aber hierzu qualifiziert war, möchte ich nach der mir hier vor¬ 
liegenden Leistung stark bezweifeln. Als Antisemit wurde er hierauf 
in den deutschen Reichstag gewählt. Von den Lebensgewohnheiten 
des Herrn Volksvertreters erfahren wir aus seiner Feder soviel, dass 
er der Konkubine eines Freundes, einer prostituierten Kellnerin, vorlas 
und bei der Arbeit half. (!) Aus dieser Laufbahn wurde er durch 
eigene Schuld mit rauher Hand plötzlich herausgerissen. Er warf 
seine Augen auf das Weib eines Andern, er wurde ein Ehebrecher, 
er leugnete das Verhältnis lange keck ab und als ihm deswegen vor 
Gericht der Eid zugeschoben wurde, lehnte er denselben nicht ab, 
sondern schwur einen dicken Meineid, während seine Mitschuldige, 
vom Gewissen ge<juält, bei der späteren Verhandlung ihre Schuld 
laut „herausschrie“. Er erhielt dafür eine Zuchthausstrafe von 3 Jahren 
und wegen eines Versuches, seine Geliebte durch einen Brief heimlich 
zu einer ungesetzlichen Handlung zu verleiten, eine Zusatzstrafe von 
4 Monaten. Er bekam damit Gelegenheit, die Wahrheit des Dichter¬ 
wortes zu erkennen: 

„Das eben ist der Fluch der bösen Tat, 

Dass sie fortzeugend Böses muss gebären“. 

Seine Strafe verbüsste er im Zuchthause zu Celle; mit welchem Erfolge, 
darüber belehrt uns das obengenannte Buch. Nach demselben zu 
schliessen ist er ein nicht übermässig begabter, überspannter, dabei 
reizbarer und sehr empfindlicher Mensch, empfindlich allerdings nur 
für vermeintliches oder wirkliches Unrecht, das er erleidet, nicht für 
solches, das er andern zufügt. Seine Tat bereut er nicht im geringsten, 
weder den Ehebruch noch den Meineid. Interessant wäre es aller¬ 
dings zu erfahren, wie er urteilen würde, wenn ein Anderer ihm die 
Frau verführt hätte. Nach alldem scheint der Anhänger Stöcker’s 
zugleich ein Anhänger der „freien Liebe“ zu sein. In Bezug auf den 
Meineid hält er dafür, er müsste ja ein Schurke sein, wenn er den¬ 
selben nicht geleistet hätte. Mit solchen Gefühlen und Anschauungen 
tritt er nun seine Strafe an. 

Von den in eine Strafanstalt frisch Eiiigelieferten bilden nach 
meiner Erfahrung diejenigen eine sehr geringwertige und hoffnungs¬ 
lose Sorte, die mit einem grossen Grimm gegen den Untersuchungs¬ 
richter, den Staatsanwalt, den Gerichtspräsidenten, die Zeugen, eventuell 
auch gegen die Geschworenen anrücken, obschon ihre Schuld unwider¬ 
leglich bewiesen ist. Der Untersuchungsrichter wurde vielleicht ob 
des vielen Lügens und Leugnens ungeduldig oder grob, der Staats¬ 
anwalt erschien in seiner Anklage vielleicht einseitig oder allzu 
scharf, dieser oder jener Zeuge hat in nebensächlichen Dingen ungenau 
oder falsch ausgesagt, das Urteil des Gerichtshofes ist härter aus¬ 
gefallen, als der Angeklagte erwartete, was diesen nun empört und 
aufbringt. Er fühlt sich ungerecht behandelt, er verliert den Glauben 
an die Gerechtigkeit der Gerichte, er verwünscht dieselben, er klagt 
zuletzt den Staat an. Seine Feindschaft richtet sich nun gegen das 
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ganze Staats wesen dem er angehört, speziell aber gegen die, welche 
seine Strafe herbeigefährt haben oder vollziehen müssen. Er kommt 
sich bald wie ein Märtyrer vor, seine Tat erscheint ihm in immer 
milderem Lichte, die Nebensachen seines Prozesses werden zur Haupt- 
säche, er gewinnt die Ueberzeugung, dass ihm vom Staate grosses 
Unrecht widerfahren ist. Er lässt das verfahren wiederholt aufnehmen, 
natürlich vergeblich, und wenn er, oft als Feind der menschlichen 
Gesellschaft, das Haus verlässt, hat er sich so lange und gründlich 
beleckt, dass er, wenigstens in seinen Augen, sauber und rein von 
jeder Schuld, ja vielleicht sogar mit einem gewissen Heiligenschein, 
in die Freiheit hinauszieht. Derartige Sträflinge bereiten den Ge¬ 
fängnisbeamten viele Arbeit und grossen Aerger, während die Strafe 
alles andere denn einen bessernden Einfluss ausgeübt hat. Diejenigen 
Sträflinge dagegen werden die wackersten und tüchtigsten Menschen, 
die bei ihrem Eintritte dem Hausgeistlichen offen und tapfer bekennen: 
„Dass ich im Zuchthaus bin, ist allein meine Schuld“. 

Zu diesen gehört Herr Hans Leuss keineswegs. Er bringt im 
Gegenteil nichts mit in seine Zelle als Anklagen gegen andere. Er 
hat die Achtung vor den Gerichten und Richtern eingebüsst, er ist 
voll Grimm gegen die Zeugen, er spricht verächtlich vom Gerichts¬ 
präsidenten, er bricht den Stab über das ganze gerichtliche Ver¬ 
fahren. Die Eide taugen nichts, die Zeugenaussagen sind nichts 
wert, auf diese Weise kann überhaupt die Wahrheit nicht an den 
Tag gebracht und ein gerechter Spruch nicht gefällt werden. Er 
vergisst dabei ganz, einen anderen, besseren Weg zur Feststellung 
der Wahrheit zu zeigen. Er erhält schon in der TJntersuchungshaft 
diejenige Lektüre, die seiner Stimmung zusagt und ihm zum richtigen 
Standpunkte verhilft. Er liest russische Romane, diese Sumpfblüten, 
die auf dem Boden des sittlichen Marasmus gedeihen, welche Ver¬ 
brechen und Verbrechertum in rührendem und verklärendem Lichte 
darstellen; er liest die Schriften des unklaren Schwärmers Tolstoi, 
der von der wahren Bedeutung des Christentums keine Ahnung hat; 
er liest natürlich auch den unvermeidlichen Nietzsche, den er ein 
moralisches Genie, einen Mann von höchstem sittlichem Enthusiasmus 
nennt. Unter solcher geistiger Führung gelangt man leicht „jenseits 
von Gut und Böse“ und hat nicht weit zum Uebermenschen, zumal ja 
selbst ein Cesare Borgia, der kein erhabener sondern ein verruchter 
Verbrecher war, nach Nietzsche ein Uebermensch erster Güte ge¬ 
wesen sein soll. Herr Hans Leuss beginnt zu sinnen und zu spinnen 
über Moral, Sittlichkeit, Gesetz, Wahrheit Willensfreiheit, wodurch 
seine Entwickelung nach links immer kräftiger gefördert wird. Da 
alle Menschen lügen, da es nach seiner Ansicht selbst Jesus einmal 
mit der Wahrheit nicht genau nahm, warum sollte Herr Hans Leuss 
allein gehalten sein, die Wahrheit zu sagen? Im Anfang hat er sich 
erleichtert gefühlt, weil er nach dem Urteil nicht mehr so hartnäckig 
zu lügen brauchte, später spricht er von seinem „Recht zur Lüge“ 
und dass ihm sein „Gewissen“ die Lüge diktiert habe. Er hat nichts 
zu bereuen, der Ehebruch ist für ihn kein Unrecht, der Meineid wird 
zur Heldentat. Sehr gut gefällt ihm das Wort Rousseaus, der 
„erhabene Verbrecher“ sei der richtige Held der Tragödie. Vielleicht 
greift ein Sudermann oder Maeterlinck auch einmal den „Fall Leuss“ 
auf, und zeigt in einem Theaterstück, wie Herr Hans Leuss inmitten 
der verderbten staatlichen Einrichtungen und verrotteten gesellschaft¬ 
lichen Verhältnisse als sittlicher Held dasteht. 
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In solcher sittlichen Verfassung betritt der Verfasser unseres 
Buches das Zuchthaus Celle. Man kann sich leicht vorstellen, welchen 
Eindruck die Strafe auf ihn macht und wie er sich innerlich weiter 
entwickelt. Die Zellen sind eng, kalt, schlecht zu lüften, die kräftige 
Nahrung kann er nicht verdauen, die Arbeit wirkt gesundheitsschädlich. 
Von allen Beamten findet nur Einer Gnade vor seinen Augen, das 
ist der Hausgeistliche, dem er auch sein Opus widmet. Ob er ihm 
damit einen Gefallen oder eine Ehre erwiesen hat, erscheint mir 
fraglich. Er sagt von ihm, dass „hinter ihm lagen Dogmen und 
Satzungen“. Derselbe äusserte einmal gelegentlich, „dass er es sei, 
der aus der Gesellschaft von Leuss Gewinn ziehe“. Bei der Beschreibung 
eines Gottesdienstes bricht er in folgenden Lobeshymnus aus; „Welch’ 
eine Gemeinde, und welch’ ein Mann! Menschen, die ihr, wie ich, 
den „Pfaffen“ nicht leiden könnt, hier hättet ihr lernen können, dass 
das „Pfäffische“ am Pfaffen sein „Menschliches“ ist, wo sich das 
Niedrigmenschliche eben in diesem Metier ausprägen muss — eine 
Parallele der juristischen, vor allem der strafrichteriichen, der schul¬ 
meisterlichen und so vieler Pfaffheiten, die man milde beurteilen 
muss, wie das Gewühl des Mittelmässigen überhaupt — dies eigent¬ 
liche Feld für den verzeihenden Humor“. Wenn, nebenbei gesagt, 
dieser nette Satz kein Blödsinn ist, dann gibt es keinen mehr in der 
ganzen Welt. Was der Mann Stöckers von der Religion hält, darüber 
lässt er uns nicht im Unklaren. Er sagt es offen heraus, dass er 
„auf das Gefühl der Reue kein Gewicht legt, sondern der Meinung 
ist, dass es besser sei, die vergangenen Dinge in Ruhe zu lassen (!) 
und sich um die Tat und noch mehr um das Wesen von heute zu 
kümmern, die gelten“. Er brüstet sich, „dass er den Saul von 
Tarsus nicht leiden kann“. Ist das nicht zum Lachen? Hans Leuss 
und Saul von Tarsus! Ist das nicht, als wenn eine Mücke wider 
einen Leuchtturin fliegt, um ihn einzurennen? Er ist durch das Leben 
dahin aufgeklärt worden, „dass die Religiösität keinen sittlichen 
Massstab ausmacht“. Der Mann, der die „Liebe“ so sehr rühmt, 
spricht von „pietistischer Demenz“ und gerät in Bezug auf orthodoxe 
Geistliche in folgenden Wutausbruch: „Wie ich sie kenne, wie ich 
sie hasse (!), um so mehr hasse, als sie nicht wissen, was sie tun (!) 
und unbelehrbar in einem Aberglauben tapetenhafter „Büsserei“ 
stecken und das Unglück der Unglücklichsten benützen, um diesen 
Elenden das allergrösste Elend ewiger Ungesundheit, die Seuche der 
Selbsttäuschung und die Pest der Heuchelei einzuimpfen! Und wahr¬ 
haftig, die guten Leute meinen in der Tat, und werden immer meinen, 
dass sie den „Gefallenen“ aiifrichten, den „Gefallenen“ der viel¬ 
leicht immer noch besser auf den Füssen stand, als die kastrierten 
Charaktere, die sich zu seinen Helfern auf werfen“. 

Je tiefer die Strafanstaltsheamten in der Achtung des Herrn 
Hans Leuss sinken, um so höher steigen in derselben die Sträflinge. 
Man darf behaupten, dass er geradezu für sie schwärmt. Er sitzt bei 
ein par Schullehrern, die Unzucht mit Kindern getrieben haben, bei 
einem Kerl, der wegen Notzucht und Mordversuchs zu 13 Jahren 
Zuchthaus verurteilt ist und selbst am Strafort mit anderen Gefangenen 
Unzucht treibt und rühmt von dieser seiner Gesellschaft: „Sie waren 
liebenswürdiger und besser, als sonst Menschen im Durchschnitt“. 
Ein Verbrecher, der wegen öfteren Raubes zu lebenslänglichem Zucht¬ 
haus verurteilt ist, der noch bei einem Ausbruchsversuche einen 
Aufseher ermorden wollte, bewegt ihn zu folgender Betrachtung: 
Solche Naturen werden nur deshalb furchtbar, weil ihre Energie 



keinen geeigneten nützlichen Gegenstand findet (!). Die Dunkelheit 
ihrer Umstände (!) hindert sie, sich ein grosses Ziel zu steckeu, 
Tyrannen, Eroberer, Conquistadoren zu werden, Aeniter und Auf¬ 
gaben zu suchen, in denen, wie die Geschichte lehrt, Leute ihres 
Schlages zuin höchsten Ruhme geschritten sind. Eine Organisation 
der Gesellschaft, die den natürlichen Anlagen Luft schafft (!), würde 
den Raubgesellen an die Spitze einer Armee geführt und die Tat¬ 
kraft, die just an Ketten und Blöcken geschmiedet ist und sich daran 
zerreibt, würde die Annalen der Welt mit ihrem Ruhm gefüllt haben“. 
Jeder Zusatz von meiner Seite ist hier überflüssig. Hans Leuss 
kommt allmählich zur Einsicht, dass die Zuchthäusler die Opfer der 
„Gesellschaft“ sind. Aber nicht Alle. Er spricht auch die nach meiner 
Erfahrung leichtfertige und unbegründete Ansicht aus, dass in den 
Zuchthäusern zahlreiche Opfer von Rechtsirrtüinern und falschen 
Zeugnissen sind“. Dass es einem Manne von der Natur und dem 
Charakter des Herrn Hans Leuss in einer Zelle nicht wohl wird, finde 
ich sehr begreiflich, während nach meiner Erfahrung alle gebildeten 
Sträflinge, die in unserer Strafanstalt untergebracht waren, Männer 
wie Frauen, die Zelle als Wohltat begrüssten, auch langjährige 
Isolierung ohne irgend welchen Nachteil überstanden und sehr dankbar 
waren, wenn man sie in ihrer Zelle bleiben und nicht die Schrecken 
der gemeinschaftlichen Haft durchkosten liess. 

Der Verfasser unseres Buches verfährt nun mit seinem Urteil 
über unser Gefängniswesen folgendermassen: Er kennt nur ein 
Zuchthaus, das zu Celle, das nach seiner Schilderung manche mangel¬ 
hafte Einrichtungen hat. Nun urteilt er: Alle Zuchthäuser taugen 
nichts. Er kennt nur die Zellen in jenem Zuchthause, die viel zu 
wünschen übrig lassen sollen. Also sind alle Zellen nichts wert. Er ver¬ 
trägt nach seiner besonderen Natur die Isolierung schwer, also ist die 
Isolierhaft zu verwerfen. Sein Magen verdaut die Kost nicht, folglich 
taugt alle Gefängniskost nichts. Er kennt einen oder zwei Inspektoren, 
die ihm nicht sympatisch — so sind sie alle. Der Hausarzt, der durch 
Simulanten schon oft angelogen worden war, verfährt einmal unrichtig 
und hart — so sind sie alle. Die Strafanstalten taugen nichts, die 
Gefängnisbeamten taxigen nichts, die Gerichte und das gerichtliche 
Verfahren taugen auch nichts, der ganze Strafvollzug ist bankrott. 
Herr Hans Leuss hat noch eine Anzahl von Büchern gelesen, in 
denen die steigende Zahl der Verbrechen, namentlich aber der rück¬ 
fälligen Verbrecher aufgezählt ist, wodurch er in seinem Urteile 
bestärkt wird. 

Wenn man nun fragt, was der Staxit denn eigentlich mit der 
stets wachsenden Zahl der Gesetzesübertreter anfangen soll, so erwartet 
der Leser unseres Buches nichts anderes, als dass Herr Hans Leuss 
für die Anfänger in dieser Laufbahn eine Nationalbelohnung, für die 
Meister im Verbrechen aber eine Art von Prytaneum empfiehlt, wo 
dieselben ihre Tage in Ehren beschliessen, da sie sich um das Vater¬ 
land verdient gemacht haben. Man wird überrascht, ja verblüfft, 
dass schliesslich etwas ganz anderes als letzte Hilfe verlangt wird, 
nämlich die Deportation, wie sie just der Oberlandesgerichtsrat Wagner 
in Zweibrücken den Deutschen in wärmster Weise predigt. Die 
Gründe, warum sich der Verfasser unseres Buches für diese Mass- 
regel entscheidet, sucht man vergeblich, es mag wohl die Verlegenheit 
sein. — So werden in unserer Zeit Bücher gemacht, so werden öffent¬ 
liche Urteile gefällt über eine der schwierigsten Fragen, welche je 


die Menschen beschäftigt hat. Damit dem Buche die nötige Würze 
nicht fehlt, wird selbstverständlich die ausführliche Beschreibung bei¬ 
gefügt, wie in einem preussischen Zuchthause ein Sträfling geprügelt 
wird. Dabei überläuft den Philister eine Gänsehaut und er kann 
nun auf der Bierbank über die Herzlosigkeit der modernen Kerker¬ 
meister losziehen. Das Buch erregt Aufsehen, es wird besprochen, 
es wird gelobt, namentlich von denen, die an unserm Staate und 
unserer Gesellschaftsordnung aus gewissen Gründen kein gutes Haar 
mehr lassen — obschon es ein schlechtes, vollständig wertloses Mach¬ 
werk ist. 

Es beginnt in unsern Tagen ein Sturmlauf gegen den jetzigen 
Strafvollzug, der in dieser Weise ungerechtfertigt ist. In bekannten, 
vielgelesenen Zeitschriften donnert man los gegen die Gefängnisse 
und das Gefängniswesen und die Gefängnisbeamten, und lässt an 
Allen keinen guten Faden mehr. Je weniger einer von der Sache 
versteht, um so lauter schreit er in die Welt hinaus, dass in unserm 
Gefängniswesen alles faul, dass der Strafvollzug bankrott, dass alles 
Geld für diese Zwecke hinausgeworfen sei und dass man andere, 
bessere Wege suchen und einschlagen müsse. 

Ich sehe unsere deutschen Strafanstaltsbeamten seit 40 Jahren 
au der Arbeit. Sie haben eine Zeitschrift gegründet die „Blätter für 
Gefängniskunde“ wie sie an Gründlichkeit und Gediegenheit in diesem 
Fache kein anderes Land besitzt. Darin werden alle einschlägigen 
Fragen mit grösster Sachkunde besprochen und beleuchtet und man 
gewahrt mit Freuden, wie viele wissenschaftlich tüchtige, eifrige 
Männer sich in diesem Berufe befinden. Ich habe unsere Gefängnis¬ 
beamten seit vielen Jahren in den meisten ihrer Vereinsversammlungen 
beobachtet und bekenne mit Freuden, dass diese ernsten, eingehenden, 
eifrigen und nützlichen Beratungen mich jedesmal mit Bewunderung 
erfüllt haben. Es gibt auch in unserm Berufe, wie überall, einzelne 
Beamten, die für ihr Amt nicht passen, zumal da alle Aemter in den 
Strafanstalten schwierige sind, vor allem das eines Direktors. Aber 
im ganzen muss ich sagen, dass ich eine sehr grosse Anzahl ehren¬ 
werter, pflichtgetreuer, ernster und eifriger Männer kennen gelernt 
habe, denen ihr Beruf am Herzen lag, die ihr Amt gewissenhaft ver¬ 
sahen und demselben gewachsen waren. Diese Männer wissen aber 
wohl am besten, wie es um unsern Strafvollzug steht, welche Mängel 
er hat, welche Reformen am Platze sind. Sie haben ihre Ansicht dem 
Staate stets frei und tapfer herausgesagt und können nichts dafür, 
wenn man ihre Stimme oft überhört hat, wenn ihre Gutachten aus 
verschiedenen Gründen — vor allem Geldmangel — noch bis heute 
nicht vollständig durchgedrungen sind. Dass wir noch nicht lauter 
Zellengefängnisse haben, dass die Isolierhaft namentlich in den kleinen 
Gefängnissen noch nicht ganz durchgeführt ist, dass das Zwangs¬ 
erziehungsgesetz, womit man in England so grossartige Erfolge erzielt 
hat, nicht früher eingeführt wurde, daran sind wahrlich die Straf¬ 
anstaltsbeamten nicht schuld. Erst wenn einmal das ganze moderne 
Erziehungs- und Isoliersystem durchgeführt ist und eine gewisse Zeit 
bestanden hat, kann man bestimmt von einem Erfolg oder Misserfolg 
sprechen. Auch für die Frage der Deportation wie für alle andern 
Katschläge verschliessen sich die Strafanstaltsbeamten durchaus nicht; 
sie wissen aber recht gut, welche Erfolge damit in anderen Ländern 
erzielt wurden, welche ungeheure Kosten eine derartige Umwandlung 
des Strafvollzuges erfordern würde, ohne dass ein befriedigender 
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Erfolg garantiert werden könnte und dass man über einen solchen 
Vorschlag erst nach eingehender Untersuchung und gründlicher 
Prüfung einen entscheidenden Entschluss fassen kann. Ich halte es 
für eine Schmach, dass man jetzt einen ganzen Stand, der seinen 
schweren Beruf mit Ehren versieht, in so wegwerfender Weise an- 

f reift und die Entrüstung über diese Tatsache hat mir die Feder in 
ie Hand gedrückt. Ich halte es vor meinem Scheiden aus dein 
Amte, das ich mit Liebe und Freude vei*sehen habe, für meine Pflicht, 
hier zu bezeugen, dass auf keinem Gebiete unseres Staatswesens 
intensiver und einsichtiger gearbeitet wird, als wie im Strafvollzug! 
Dixi et animam salvavi meam! 

Kaiserslautern, im März 1904. 

Otto Fleischmanriy prot. Hausgeist liehe r. 


Leu SS. Aus dem Zuehthause. 

Unter dem Titel: „Kulturprobleme der Gegenwart^* gibt Leo 
Berg in Rädes Verlag in Berlin ein Sammelwerk heraus, dessen 
siebenter Band das in der Ueberschrift genannte Buch bildet. Ich 
wurde auf dieses fast unmittelbar nach dem Erscheinen gegen Ende 
1903 aufmerksam, las es alsbald, legte es enttäuscht und unbefriedigt 
aus der Hand und ward darum desto überraschter, als ich nicht nur 
innerhalb meiner Behörde, sondern auch aus den Reihen dem Straf¬ 
vollzüge Fernstehender in lebhaftester Weise nach dem Inhalte und 
»einer Ansicht darüber gefragt wurde und eine Menge von Be¬ 
sprechungen zu Gesichte bekam, deren eine — von v. Liszt — au 
dieser Stelle gewürdigt werden soll. Seitdem sind erst wenige Monate 
in das Land gegangen, die kurze Zeitspanne genügte indessen, um 
das Interesse abzuebben, ja sogar ersterben zu lassen. Ich sah das 
voraus, da es unmöglich ist, die Schrift anders denn als Eintagser¬ 
scheinung zu bewerten. So nennt sie eine Kritik Stellings*) und selbst 
ihr Lobredner v. Liszt erkennt an, dass sie keine Spuren hinterlassen 
werde. Dem entspricht denn auch die Meinung der übrigen mir 
bekannt gewordenen Beurteilungen, sowie derjenigen meiner Mit- 
beamten und sonstiger Einsichtiger, denen ich das Buch zum Lesen 
gegeben oder in den Hauptzügen vorgetragen habe. Und dabei hatte 
ich mich auf die Lektüre gefreut und mit heisser Lembegier gestürzt, 
weil ich mir reiche Ausbeute an Erfahrungen, Gesichtvspunkten und 
Vorschlägen versprach. Ist der Verfasser doch ein auf der Univer¬ 
sität gebildeter und zu akademischer Würde emporgestiegener Mann, 
der sich über eine Strafe von 3*/., Jahren härtester Gefangenschjift 
— der des Zuchthauses — Gedanken zu machen hatte und gemacht 
hat, also andere Beobachtungen und Eindrücke sammeln konnte, als 
sie etwa durch Lindau von seinen zwei’'), oder durch Böttcher’^) von 
drei Wochen Gefängnis, durch Trojan^) von zweimonatlicher Festungs¬ 
haft oder durch Most^) von mehrjähriger Gefängnisstrafe g*eschildert 


*) Hannover^clier Kurier v 1904 

2) Vcrgnii^un>>sreiscn letzter Aufsatz, vorher in der Gegenwart, nachher in de: 
(Leipziger) Illustrierien Zeitung. 

Wegen Pressvergehen 
Zwei Monate Festungshaft. 

-) r)ic Pastille am Plützehsee. 
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worden sind. Uni so seltsamer, ja nahezu unerklärlich das klägliche 
Ergebnis und Erträgnis. Oder doch nicht unerklärlich Denn der ( 

Verfasser, der betont, sachlich zu sein, da er in „beiden Lagern stehe“ J 

(S 165), schwingt sich nicht über die Zinne der Partei hinaus, um 
auf höherer Warte Fuss zu fassen, und muss sich daher gefallen lassen, - 

dass der seinen Gegnern zugeschleuderte Vorwurf des Haftens an ; 

der Aussenseite (Vorw. S. VIII) auf ihn zurückprallt. Ueber so vieles 
im Strafrechte, Strafverfahren und Strafvollzüge er sich entgegen 
dem enger gewählten Titel des Buches derart vernichtend ausspricht, ^ 

dass er sich Mephistos Wort zu eigen gemacht zu haben scheint: 

„Dass alles, was besteht, wert ist, dass es zugrunde geht, so wenige .i 

Bausteine trägt er auch nur zur Ausbesserung, geschweige zur Neu* * 

aufführung herbei. Es ist eben Besserwissen nicht schwer. Besser- j 

machen aber sehr. Woher nun die auf den ersten Blick unbegreiflich A 

erscheinende, wie angedeutet, bei näherem Zusehen aber verständliche ’j 

Unfruchtbarkeit? Seinem politischen Leben entsprechend, hat Leuss »j 

in der Auffassung von Verbrechen und Verbrechern Umschwünge 3 

durchgemacht. Je tiefer die Umwälzung und je heisser das Blut, | 

wie bei Leuss, um so leichter der Fall in Extreme. Aus dem Saulus, S 

der für schmale Kost, Prügel und Richtbeil eingenommen war (S. 7 A 

bis 8), ward ein Paulus^, der sich des Redens von Vagabunden, i 

Hallunken und Einbrechern als einer Bierbankschwätzerei schämte J 

(S. 9), weil er einer der Ihren geworden war, mit ihnen ass und schlief. i 

Als Erleuchtung kam über ihn die Ueberzeugung, dass das Verbrechen i 

eine Folge sozialer Zustände sei (Vorw. S. IX). 

'5 

In der Ausführung dieses Lehrsatzes gehen ihm v. Liszt und 3 l 

seine Schule nicht weit genug und doch liegt hier einer der Grund- 
fehler des Buches. Es ist nicht am Orte, mit der soziologischen Rieh- 
tung, die unbestreitbare und kaum bestrittene Verdienste hat und * 

deswegen Beachtung und Berücksichtigung verdient, sich auseinander- A, 

zusetzen, soviel aber muss gesagt werden, dass sie weder die alleinige, J 

noch die ganze Wahrheit bringt. Auf den Fall des Verfassers an- i 

gewandt, stellt sich die Sache so, dass Leuss in einer Eheirrung 
geständigermassen einen Meineid geleistet hat und ferner wegen v 

Unternehmens der Verleitung zum Meineide seiner Mitschuldigeq j 

verurteilt worden ist. Ich frage nun, welche sozialen Zustände sollen 
das Verbrechen des Leuss gezeitigt haben? Etwa die, dass unsere j 

Gesetzgebung so hausbacken und altfränkisch ist, von „unverstan- ^ 

denen“ Frauen und ihrem Rechte, „sich auszuleben“, oder gar von 
freier Liebe im allgemeinen nach dem Muster von Bebels Buche 
.,Die Frau“ nichts wissen zu wollen und aus solcher Rückständigkeit 
heraus den Ehebruch als strafbar festzunageln, statt ihn in dich¬ 
terischer Verklärung zu schauen oder zum mindesten als gediegenen 
Spass anzusehen, dessen Kosten der betrogene Teil zu tragen hat, 
weil er zu vertrauensselig oder nicht gewitzigt genug war, auf seine 
Weise .sich schadlos zu halten? Oder ist es antisozial oder nur eine 
Forderung augenblicklicher Anschauungen, Gewöhnungen und Zu¬ 
stände, die Heiligkeit des Eides hochzuhalten und seine Verletzung 
strafrechtlich zu ahnden, selbst wenn sie zu Gunsten Mitschuldiger 
geschieht? Gerade der Fall Leuss scheint mir am wenigsten bestimmt, 
für V. Liszt und seine Anhänger Stimmung zu machen, weil er in 
seiner Eigenart ganz und gar nicht geeignet ist, der von der her¬ 
gebrachten grundsätzlich verschiedenen Auffassung des Rechtes und 
der Strafe das Wort zu reden. 
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Erfolg“ garantiert werden könnte und dass man über einen solchen 
Vorschlag erst nach eingehender Untersuchung und gründlicher 
Prüfung einen entscheidenden Entschluss fassen kann. Ich halte es 
für eine Schmach, dass man jetzt einen ganzen Stand, der seinen 
schweren Beruf mit Ehren versieht, in so wegwerfender Weise an¬ 
greift und die Entrüstung über diese Tatsache hat mir die Feder in 
die Hand gedrückt. Ich halte es vor meinem Scheiden aus dem 
Amte, das ich mit Liebe und Freude versehen habe, für meine Pflicht^ 
hier zu bezeugen, dass auf keinem Gebiete unseres Staats wesen s 
intensiver und einsichtiger gearbeitet wird, als wie im Strafvollzug! 
Dixi et animam salvarvi meamf 

Kaiserslautern, im März 1904. 

Otto Fleischniann^ prot. Hausgeistlicher. 


Leu SS. Aus dem Zuehthause. 

Unter dem Titel: „Kulturproblenie der Gegenwart“ gibt Leo 
Berg in Rädes Verlag in Berlin ein Sammelwerk heraus, dessen 
siebenter Band das in der Ueberschrift genannte Buch bildet. Ich 
wurde auf dieses fast unmittelbar nach dem Erscheinen gegen Ende 
1903 aufmerksam, las es alsbald, legte es enttäuscht und unbefriedigt 
aus der Hand und ward darum desto überraschter, als ich nicht nur 
innerhalb meiner Behörde, sondern auch aus den Reihen dem Straf¬ 
vollzüge Fernstehender in lebhaftester Weise nach dem Inhalte und 
»einer Ansicht darüber gefragt wurde und eine Menge von Be¬ 
sprechungen zu Gesichte bekam, deren eine — von v. Liszt — au 
dieser Stelle gewürdigt werden soll. Seitdem sind erst wenige Monate 
in das Land gegangen, die kurze Zeitspanne genügte indessen, um 
das Interesse abzuebben, ja sogar ersterben zu lassen. Ich sah das 
voraus, da es unmöglich ist, die Schrift anders denn als Eintagser¬ 
scheinung zu bewerten. So nennt sie eine Kritik Stellings^) und selbst 
ihr Lobredner v. Liszt erkennt an, dass sie keine Spuren hinterlassen 
werde. Dem entspricht denn auch die Meinung der übrigen mir 
bekannt gewordenen Beurteilungen, sowie derjenigen meiner Mil¬ 
beamten und sonstiger Einsichtiger, denen ich das Buch zum Lesen 
gegeben oder in den Hauptzügen vorgeta*agen habe. Und dabei hatte 
ich mich auf die Lektüre gefreut und mit heisser Lernbegier gestürzt, 
weil ich mir reiche Ausbeute an Erfahrungen, Gesichtspunkten und 
Vorschlägen versprach. Ist der Verfasser doch ein auf der Univer¬ 
sität gebildeter und zu akademischer Würde emporgestiegener Mann, 
der sich über eine Strafe von Jahren härtester Gefangenschaft 
— der des Zuchthauses — Gedanken zu machen hatte und gemacht 
hat, also andere Beobachtungen und Eindrücke sammeln konnte, als 
sie etwa durch Lindau von seinen zwei^), oder durch Böttcher^) von 
drei Wochen Gefängnis, durch Trojan^) von zweimonatlicher Fe.stungs- 
haft oder durch Most®) von mehrjähriger Gefängnisstrafe geschildert 
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worden sind. Uni so seltsamer, ja nahezu unerklärlich das klägliche 
Ergebnis und Erträgnis. Oder doch nicht unerklärlich Denn der 
Verfasser, der betont, sachlich zu sein, da er in „beiden Lagern stehe“ 
(S 165), schwingt sich nicht über die Zinne der Partei hinaus, um 
auf höherer Warte Fuss zu fassen, und muss sich daher gefallen lassen, 
dass der seinen Gegnern zugeschleuderte Vorwurf des Haftens an 
der Aussenseite (Vorw. S. VIII) auf ihn zurückprallt. Ueber so vieles 
im Strafrechte, Strafverfahren und Strafvollzüge er sich entgegen 
dem enger gewählten Titel des Buches derart vernichtend ausspricht, 
dass er sich Mephistos Wort zu eigen gemacht zu haben scheint: 
„Dass alles, was besteht, wert ist, dass es zugrunde geht, so wenige 
Bausteine trägt er auch nur zur Ausbesserung, geschweige zur Neu* 
aufführung herbei. Es ist eben Besserwissen nicht schwer. Besser¬ 
machen aber sehr. Woher nun die auf den ersten Blick unbegreiflich 
erscheinende, wie angedeutet, bei näherem Zusehen aber verständliche 
Unfinichtbarkeit? Seinem politischen Leben entsprechend, hat Leuss 
in der Auffassung von Verbrechen und Verbrechern Umschwünge 
durchgemacht. Je tiefer die Umwälzung und je heisser das Blut, 
wie bei Leuss, um so leichter der Fall in Extreme. Aus dem Saulus, 
der für schmale Kost, Prügel und Richtbeil eingenommen war (S. 7 
bis 8), ward ein Paulus^, der sich des Redens von Vagabunden, 
Hallunken und Einbrechern als einer Bierbankschwätzerei schämte 
(S. 9), weil er einer der Ihren geworden war, mit ihnen ass und schlief. 
Als Erleuchtung kam über ihn die Ueberzeugung, dass das Verbrechen 
eine Folge sozialer Zustände sei (Vorw. S. IX). 

In der Ausführung dieses Lehrsatzes gehen ihm v. Liszt und 
seine Schule nicht weit genug und doch liegt hier einer der Grund¬ 
fehler des Buches. Es ist nicht am Orte, mit der soziologischen Rich¬ 
tung, die unbestreitbare und kaum bestrittene Verdienste hat und 
deswegen Beachtung und Berücksichtigung verdient, sich auseinander¬ 
zusetzen, soviel aber muss gesagt werden, dass sie weder die alleinige, 
noch die ganze Wahrheit bringt. Auf den Fall des Verfassers an¬ 
gewandt, stellt sich die Sache so, dass Leuss in einer Eheirrung 
geständigermassen einen Meineid geleistet hat und ferner wegen 
Unternehmens der Verleitung zum Meineide seiner Mitschuldigen 
verurteilt worden ist. Ich frage nun, welche sozialen Zustände sollen 
das Verbrechen des Leuss gezeitigt haben? Etwa die, dass unsere 
Gesetzgebung so hausbacken und altfränkisch ist, von „unverstan¬ 
denen“ Frauen und ihrem Rechte, „sich auszuleben“, oder gar von 
freier Liebe im allgemeinen nach dem Muster von Bebels Buche 
„Die Frau“ nichts wissen zu wollen und aus solcher Rückständigkeit 
heraus den Ehebruch als strafbar festzunageln, statt ihn in dich¬ 
terischer Verklärung zu schauen oder zum mindesten als gediegenen 
Spass anzusehen, dessen Kosten der betrogene Teil zu tragen hat, 
weil er zu vertrauensselig oder nicht gewitzigt genug war, auf seine 
Weise sich schadlos zu halten? Oder ist es antisozial oder nur eine 
Forderung aug’enblicklicher Anschauungen, Gewöhnungen und Zu¬ 
stände, die Heiligkeit des Eides hochzuhalten und seine Verletzung 
strafrechtlich zu ahnden, selbst wenn sie zu Gunsten Mitschuldiger 
geschieht ? Gerade der Fall Leuss scheint mir am wenigsten bestimmt, 
für v. Liszt und seine Anhänger Stimmung zu machen, weil er in 
seiner Eigenart ganz und gar nicht geeignet ist, der von der her¬ 
gebrachten grundsätzlich verschiedenen Auffassung des Rechtes und 
der Strafe das Wort zu reden. 
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Das zweite ist, dass Leuss von den Genossen des Zuchthauses 
nur einen geringen und nicht den schlechtesten Bruchteil kennen 
gelernt hat Was er an oder in ihnen wirklich oder vermeintlich 
Gutes fand, übertrug er wahllos auf die Gesamtheit. Ich bin der 
Letzte, der, trotz eines Materials, das mindestens in Deutschland nicht 
seines Gleichen hat, sich anmasst, ein abschliessendes Urteil über 
alle Feinheiten, die in der Seele des Verbrechers schlummern oder 
ihr Wesen haben, abgeben zu wollen, und räume gern ein, dass 
wir Gefängnisbeamte öfter einseitig und eingenommen sind, behaupte 
das aber ven Leuss in weit höherem Grade, schon weil er eine 
Gefängniskunde, -lehre- und -Wissenschaft nicht anerkennt, (S 97,206), 
zugegeben also, dass es dem Direktor auch bei universitärer Bildung, 
samt seinen mindestens zum Teile auf der Hochschule gebildeten 
Mitarbeitern trotz allen Bestrebens häufig nicht gelingt, in die feinsten 
Verzweigungen, Regungen und Beweggründe der Verbrecherseele 
einzudringen, so fragt sich doch, ob Leuss das in vollem Umfange 
erreicht hat ? Ich verneine es, denn unser Wissen ist Stückwerk und 
unsere Erfahrung muss sich täglich Berichtigungen unterziehen, die 
wir iin Dienste Stehenden uns zu Nutze zu machen vermögen, während 
der von Leuss gesammelte Stoff in sich abgeschlossen ist. Den Be¬ 
amten gegenüber geben sich die Gefangenen oft anders, als sie sind, 
ist Leuss aber dessen so unbedingt sicher, dass sie das nicht auch 
vor einander tun, sondern jede Hülle abwerfen, selbst den letzten 
Schleier von ihrem Innern ziehen, und hat Leuss das für die eigene 
Person getan? Ich wage, wie leicht begreiflich, die Antwort nichts 
glaube aber nicht recht daran. Täuschen sich die Gefängnisbeamten 
nicht selten, so sind noch öfter sie die Getäuschten. Niemand kennt 
völlig das Geheimnis der menschlichen Seele als eines der grössten 
der Schöpfung, das nicht einmal dem Einzelnen selbst immer in allen 
Tiefen bekannt ist, und Leuss vermisst sich, weil er einige seiner 
Meinung nach vom Gesetze mehr oder weniger mit Unrecht zu Ver¬ 
brechern Gestempelte als in seinen Augen tüchtige und brave Men¬ 
schen erkannt hat, den Stab über Gesellschaft, Staat, Recht und Ge¬ 
rechtigkeit zu brechen? Hätte er sich in weiterem Kreise umgesehen, 
ich bin überzeugt, dass er sich mehr als geschehen, bedacht und ge¬ 
hütet hätte, den Verbrecher fast als Idealmenschen hinzustellen. Wer 
kümmert sich denn — nebenbei bemerkt — im gewöhnlichen Leben 
so angelegentlich um die Psyche seines Mitmenschen, wie es im Ge¬ 
fängnisse geschieht, und ist es nicht fast ein Hohn auf die Vernunft, 
dass jemand erst Verbrecher geworden sein muss, um davon in 
Wesen und Charakter beobachtet zu werden? 

Der Verbrecher ist und bleibt Mensch, aber eben Verbrecher. 
Ob und inwieweit, hängt freilich von der Gesetzgebüng und dadurch 
mittelbar von der Kulturentwickelung ab, in der sich gleichwohl ein 
allgemeines Gesetz widerspiegelt, nämlich dies, dass der Einzelne sich 
zu fügen hat, wenn es eine Ordnung auf Erden geben soll. Sittliche 
und Rechtsbegriffe schreiten trotz gelegentlicher Störungen, Irrungen 
und Wirrungen fort. Mag daher eine spätere Zeit denken, wie sie 
wolle, ich vertraue, dass sie weder die Ehe, auch nicht in der Form 
der Einehe, aufgeben, noch deren Verletzung und was damit zusammen¬ 
hängt, als Kinderkram erachten wird. Ich erwähne das, damit Leuss 
nicht eine Waffe gegen mich schmiede, indem er behauptet, sein 
Verhalten würde von nachfolgenden Zeiten als gerechtfertigt, zum 
mindesten als straffrei, erklärt werden und insofern behalte er mit 
.seiner Grundauffassung Recht. Wäre dem aber sogar so, dann trüge 
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er nur die Folge davon, dass er sich ausserhalb der Anschauungen 
seines Zeitalters zu stellen versuchte. Genies mag es vergönnt sein, 
diese Anschauungen zu durchbrechen oder über den Haufen zu 
werfen, der gemeine Sterbliche — und mehr ist Leuss nicht — ge¬ 
hört aber nicht zu jenen Grossen und scheitern letztere, so ist ihr 
Los das jedes anderen in gleicher Lage. Darin kann eine Tragik 
liegen, aber wer soll berufen sein, das Genie als solches heraus¬ 
zufinden und über die Niederungen des Erdendaseins hinwegzuhebeii ? 
Das vermeintliche Genie selbst? Im übrigen haben sich die grössten 
Menschen der Geschichte, Christus und Sokrates, bereitwillig unter 
das Gesetz gestellt. Wohin soll es führen, wenn jeder über das, was 
als Gesetz gilt, seine eigene Meinung hat und nur solange folgsam 
ist, als es ihm passt? Das erfrage man vielleicht bei Bebel, der über 
die Disziplin im Heere so Erbauliches zum besten zu geben weiss. 
Wer sich ausserhalb des Gesetzes stellen will, tue es, beklage sich 
aber nicht über die Folgen. Dabei kann es .selbstredend keinen 
Unterschied machen, ob das Gesetz verkehrt ist oder nur dafür ge¬ 
halten wird, wie denn auch dem Uebertreter des Gesetzes seine 
Meinung, dass er gerechtfertigt und das Gesetz töricht sei, unbe¬ 
nommen bleibt. 

Ich bezeiebnete den negativen Erfolg des Buches als uner¬ 
klärlich, im Grunde genommen aber wohl erklärlich. Denn, abgesehen 
von der einseitigen Betonung des Verbrechens als sozialer Erscheinung, 
verfällt Leuss, wie gesagt, in den Fehler des Verallgemeinerns, und 
zwar solcher Art, dass er im Verbrecher eine Art Helden- oder gar 
Uebermenschentumes erblickt. Ich wette, dass ihm vor der, ich möchte 
fast sag*en, Gottähnlichkeit dieser Leute bange geworden wäre, wenn 
ich ihm nur eins der vielen Dutzende verbrecherischer Pracht- und 
Musterexemplare aus allen europäischen und aussereuropäischen, alt- 
wie neuweltlichen Ländern, über die ich zu verfügen habe, zu 
seelenanalytischen Studien zu stellen gehabt hätte. 

Dem tritt nun dreierlei Besonderes hinzu, das in meinen Augen 
noch schwerer wiegt. Es ist, als sei die Luft der Strafhäuser mit 
Ansteckungskeimen geschwängert, die weniger als den Leib, Fühlen 
und Empfinden, Anschauung und Auffassung, Denken und Charakter, 
Brauch und Sitte* befallen. Man möchte von einem geistigen Kon- 
tagium sprechen. Niemand durchlebt mindestens eine längere Haft 
ohne solche Gefahr seines Selbst, eine Gefahr, der nach meiner Be¬ 
obachtung merkwürdigerweise gerade Gebildete besonders rasch und 
gründlich erliegen, wohl weil das Bollwerk ihrer Bildung schon vor¬ 
her morsch und brüchig gewesen ist. Der Verbrecher in seiner All¬ 
gemeinheit ist Egoist, baut sich seine eigene Welt auf und verlangt, 
dass andere seinen Standpunkt erfassen und teilen, während es ihm 
femliegt, jene verstehen zu wollen. Insoweit sondert er sich von der 
Menschheit ab. Strafanstalt und Gefängnis sind ein eigenes Gebilde, 
wo, weniger als äussere, besondere innere, ungeschrieb^ene und nicht 
von der Obrigkeit gegebene Gesetze gelten, verborgene Kräfte walten 
und selbst dem gewiegten und ergrauten Beamten immer neue Rätsel 
sich auf drängen. Eine so alltägliche und abgegriffene Münze diese 
Tatsache für den Kundigen ist, so verdient sie gerade um der vor¬ 
liegenden Veranlassung willen Hervorhebung, weil sie das viele 
Schiefe, Miss- und Unverstandene und Irrtümliche in dem Buche ver¬ 
ständlicher macht. Leuss ist dem Streben nach Wahrheit zum Trotze 
ein geistig Gefangener geworden und geblieben, weil die Verhältnisse 
stärker waren als er, er sich nicht die Freiheit überlegener Einsicht 
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zu wahren vermochte, sondern mit seinen Schicksalsgenossen eins 
wurde, verwuchs und sich verschmolzen fühlte, in denen wie in sich 
selbst ein Opfer mehr oder weniger verkehrter Gesetzgebung und 
Rechtspflege zu sehen er sich gewöhnt hatte. So ward er zum Opfer 
seiner Umgebung und verfiel nach der Tat dem Milieu, wie andere 
vor derselben. 

Ein weiterer Punkt, aus dem ich die Unfruchtbarkeit des Werkes 
herleite, ist eine zwar bestrittene, aber offenbar unüberwundene Ver¬ 
bitterung. Mag sein, dass dies und das an Leuss gefehlt worden, 
wenn auch schwerlich soviel, als er denkt, er hätte der Beruhigung 
und Abklärung zu Liebe, statt fünf Jahre mit seiner Veröffentlichung 
zu warten, das horazische nomim prematur in annum beherzigen sollen. 

Endlich ein drittes. Leuss ist gewaudter und beredter Stilist, 
den — vielleicht ihm selbst unbewusst — der Schwung der Feder 
gar leicht aus den Bahnen der Nüchternheit reisst, so dass er sich 
am eigenen Worte berauscht. Möglich auch, dass er etwas nach be¬ 
rühmten Mustern gearbeitet hat. 

Ob ich zu viel sage, sei nach folgenden Lesefrüchten beurteilt. 

„Die Gegenwart überlässt sich sonst — mit Ausnahme der 
Schule von Liszt's — in ihrem Urteile mit Vorliebe barbarischen 
Instinkten, rohen und perversen Regungen, die mit den abscheulichsten 
Erscheinungen in der Verbrecherwelt eng verwandt sind." (Vorwort 
S. IX.; 

— Wenn man damit die Schilderung der an sich edlen Ver¬ 
brechernaturen bei Leuss vergleicht, sollte man meinen, solche Er¬ 
scheinungen gebe es garnicht. - 

„Wägt man auf der einen Seite die Straftaten der Verbrecher 
gegen die Gesellschaft, auf der anderen die Barbarei dieser gegen 
jene wirklich mit rechter Wage, so sinkt die Schale der pharisäischen 
Welt sehr tief.“ (Das. S. X.) 

„Die Faktoren der Justiz kommen mir noch abstossender vor 
als die dämonische Bestialität des Lustmörders.“ (S. 20.) 

— Nicht zu denken, aber gedruckt! — 

„Es grassiert wieder eine blutrünstige Barbarei.“ (S. 23.) 

„Die Strafrechtspflege war zu aller Zeit die Zufluchtsstätte der 
rohesten Irrtümer.“ (S. 41.) 

„Die meisten Verurteilten in unseren Strafanstalten können 
dem Hinweise auf ihr Unrecht das Unrecht entgegensetzen, das ihnen 
angetan wird.“ (S. 47.) 

„Darum hat kein Strafanstaltsbeamter eine grosse Meinung von 
den Rechtssprüchen der Gerichte. Er empfängt die Opfer zur Ver¬ 
gleichung und — der Teppich hat kein Muster! Es ist alles Laune, 
Zufall.“ (S 49.) 

— Bescheidentlich sei eingeschaltet, dass die hamburgischen 
Gefängnisbeamten unter meiner Führung eine ausnehmende Achtung 
vor Richtersprüchen haben. — 

„Das Licht in diesem Hause, von einer einzigen Persönlichkeit 
ausgehend, war im beständigen Kampfe und Kontraste mit Finster¬ 
nissen, die k(‘ine Nacht so schwarz gebiert und denen des Abgrunds 
dickster Dampf nicht gleichkommt.“ (S. 83.) 

„Bei den meisten Mordtaten steht man vor einem Rätsel.“ (S. 87.) 

Leuss meint von den „Gefallenen“, dass sie vielleicht immer 
noch besser auf den Füssen stünden, als die kastrierten Charaktere, 
die sich zu ihren Helfern aufwerfen. (S. 91.) 
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— Diese Wendung ist zu geschmackvoll, als dass sie nicht tiefer 
gehängt zu werden verdient. — 

„Wir waren besser und liebenswürdiger als sonst Menschen im 
Durchschnitte.“ (S. 113.) 

»Von einigen politischen Bauern wird das Anschmieden Schwer¬ 
bestrafter und andere Rohheiten in unwissender Gemeinheit verlangt.“ 
(S. 118.) 

Es ist mir unklar, was Politik und Erwerbsstand mit solcher 
Forderung zu tun haben. Ich schwärme zwar nicht für Anschmieden, 
aber für andere einschneidende Massnahmen und werde dafür viel¬ 
leicht zum Erz- oder Oberbauern ernannt werden. — 

„Die grosse Masse der Gefangenen ist gutmütiger als der 
Durchschnitt der Menschen.“ (S. 122.) 

„Ich rate.alle diejenigen Schriftsteller und Urteiler, die 

in irgend einer Form uns einreden wollen, die Kriminellen wählten 
sich das Verbrechen als Gewerbe aus Vorliebe — diese törichten 
Leute nicht einmal anzuhören, weil sie nur Schwätzer sind von 
Dingen, von denen sie nicht mehr wissen als ein Idiot von der 
Grammatik.“ (S. 125.) 

— Ich bilde mir ein, ein klein wenig von Grammatik zu ver¬ 
stehen, und rede doch so. Folge im Zusammenhalte mit dem kurz 
zuvor Bemerkten: erzbäuerischer Idiot oder idiotischer Oberbauer. — 

„Kein Mensch ist so dankbar wie ein Gefangener.“ (S. 128.) 

„Wirkliche Teilnahme findet nirgends eine entfernt so dank¬ 
bare Unterkunft wie bei Gefangenen.“ (Das.) 

„Lustmörder mag man für Tiere halten — mit Recht — aber 
alle Todesurteile gegen sie sind Justizirrtum er.“ (S. 132.) 

— Warum, wenn es nicht Geisteskranke sind ? Gemeinschädliche 
Tiere tut man ab. — 

„Ich muss einen erheblichen Teil der Verurteilungen in Deutsch¬ 
land für Irrtümer halten.“ (S. 133.) 

„Alle Mörder dieses Landes, die ein Lustrum gebiert, wiegen 
zusammen an Furchtbarkeit, an Plan und Ueberlegung nicht das 
wirklich überlegte, geplante Quälen auf, das in der Strafprozedur 
des Todesurteils, der Begnadigung und der lebenslänglichen Ein¬ 
sperrung, der Pein der letzten Spannung und Enttäuschung gegen 
einen einzigen Mörder auszuüben als „Recht“ gilt.“ (S. 153). 

— Mit Verlaub: Ich bezeichne diese ungeheuerliche Verstiegen¬ 
heit als platten Aberwitz. Weiss der Verfasser, welche Qualen 
manchmal der Mörder seinem Opfer bereitet und wie gütig die so 
geschmähte Justiz verfährt, wenn sie den dem Tode Verfallenen erst 
einige Stunden vor dem Sterben von seinem Lose in Kenntnis setzt? — 

„Wie gnädig sind eure Opfer gegen euch (Ankläger und Richter 
und Zertreter), wie zaghaft! Sonst wäre des Mordens und der Rache 
der Verzweifelten kein Ende!“ (S. 165.) 

„Die Geheimnisse der Akten sind bei den Gefangenen nicht 
schlechter aufgehoben als bei Beamten.“ (S. 175.) 

— Nehme man dann doch gleich die Beamten aus den Ge¬ 
fangenen! — 

„Die Strafjustiz beruht auf nichts als Irrtümern.“ (S. 187.) 

„An dieser Welt begehen Gesellschaft und Staat um die Wette 
die schwersten und furchtbarsten Sünden.“ (S. 202.) 

Ich habe diese Zusammenstellung nur an einigen Stellen durch 
Zwischenbemerkungen unterbrochen, weil sie so meine Behauptungen, 
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insbesondere die, dass Lenss seine Vergangenheit hinter sich ge¬ 
worfen lind vom Korpsgeiste des Zuchthauses einen nur zu reich¬ 
lichen Teil abbekommen hat, durch sich selbst und damit auf das 
Schlagendste erweist. Wer in der Art, wie er auf den Markt des 
Lebens hinaustritt, muss .zu herbster Kritik stillhalten. 

Gleich ausschweifend sind die Lobeserhebungen, deren ausser 
Gefangenen, namentlich einzelner, nur der Geistliche sich erfreut, 
(S. V) dessen geistige Energie in einem Maasse in Anspruch ge¬ 
nommen werde, wie vielleicht keines anderen Menschen auf dieser 
Erde. (S. 93.) Der Verhimmelte hat seinen Anbeter in einem öffent¬ 
lichen Absagebriefe^) höflich, aber unzweideutig abgeschüttelt. 

Ich sagte schon, dass das Buch mehr enthält als der Titel er¬ 
raten lässt. Es bietet insbesondere in einer Einschaltung unter der 
Ueberschrift „über Moral“ einen Ausflug in das Sittliche, richtiger 
das Unsittliche, nämlich die Lüge, und soll das Verbrechen des 
Meineides unter höheren Gesichtspunkten, den Falschschwörer wo¬ 
möglich als Märtyrer erscheinen lassen. Den diesbezüglichen, auch 
auf die Bibel gestützten Auffassungen halte ich das der heiligen 
Schrift entnommene Wort entgegen, dass durch die Lüge alle Sünde 
in die Welt gekommen ist. Bekanntlich gilt der Teufel als Vater 
der Lüge. So kämpfen wir mit gleicher Waffe. Es handelt sich ja 
aber gar nicht um die Lüge an sich und im Allgemeinen, deren 
Bewertung natürlich von Kulturzuständen abhängig ist, sondern um 
die gerichtliche, in feierliche Formen gekleidete. Ich lasse dahin¬ 
gestellt, ob es richtig ist, der eidlichen Wahrheitsversicherung ein 
religiöses Gewand umzuhängen, sehe aber vor der Hand keine 
andere Möglichkeit. Bei Offizieren und sonstigen anständigen 
Menschen genügt das Ehrenwort. Wie aber bei anderen ? Sofort erhöbe 
sich das Geschrei über Klassenjustiz Wie dem auch sei, so handelt 
es sich nicht um Form, sondern Wesen der Sache und Leuss hätte 
zweifellos auch auf Ehrenwort gelogen. Es stand ihm offen, die 
Antwort auf die Frage nach den Beziehungen zu seiner Mitschuldigen 
zu verweigern. Mag sein, dass diese Verweigerung als Zugeständnis 
aiisgelegt worden wäre, nötig war das nicht, imUebrig^n konnte er sich 
verbergen, noch einfacher aber wäre es gewesen, die Frau hätte sich, 
wenn Grund vorlag, scheiden lassen, andernfalls ihre Pflicht als 
getreues Weib getan. Bequemer, aber nicht schöner ist es freilich, 
den lästigen Ehemann hinter das Licht zu führen, sich weiter von 
ihm unterhalten zu lassen und seinen Namen nicht abzulegen. Hat 
Leuss allein aus Rücksicht auf die Frau gehandelt, so förderte er 
doch mittelbar ein selbstisches Interesse, indem er sich vor einer 
Anklage wegen Ehebruchs sicher stellte. 

Dem ungefähr gleichen Vorstellungskreise gehören die Fälle 
des Mörders, der den Vater erschoss, weil er die Mutter quälte (S. 129) 
und des Sittlichkeitsverbrechers an, der die Frage aufwarf: „Weiss 
man denn, was man tut?“ (S. 104.) 

Dies vorausgeschickt, lässt Leuss an verschiedenen Orten über 
das strafgerichtliche Verfahren sich aus. Von dem seinigen, um 
damit zu beginnen, gibt er so Unglaubliches zu lesen, dass er Trug¬ 
bildern sich hingegeben haben oder in gröbste Missverständnisse 
verfallen sein muss oder öffentlich bestätigt oder berichtigt werden 
sollte. 


q Hannoverscher Kurier von 1908. 
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Leiiss «Teift aber weiter aus und zerpflückt deu Zeug*enbeweis. 
Zugegeben, dass ihm viel Unvollkommenes anhaftet, so erhebt sich 
doch zunächst die Frage: hat Leuss Ursache, sich darüber zu be¬ 
schweren, dass diese Unvollkommenheit, die übrigens doch wiedenim 
nur ein Erbstück aller menschlichen Einrichtungen ist, i h m Schaden 
gebracht habe. Er selber verneint es. Wozu also die Abschweifung, 
die sich, von einem bestimmten Zeugen ausgehend, auf die bekannten 
Versuche v. Liszts stützt und die Unzuverlässigkeit des auf Zeugen¬ 
aussagen gegründeten Beweismateriales darzutun sich bemüht? 
V. Liszts Unternehmen ist verdienstlich, hat aber nicht übermässig 
Neues gelehrt. Denn der gebildete Stand ist bei weitem nicht 
der beste Zeuge, weil ihm, selbst wenn er sich bemüht, gewisse 
Eindrücke festzuhalten, viel zu viel Anderes durch den Kopf geht 
und er aus Furcht, zuviel zu sagen, selbst in Dingen, die er auf das 
Bestimmteste weiss, lieber zaghaft sich ausdrückt. Jene Versuche 
kranken ausserdem an der Wurzel, denn es ist eine bekannte psycho¬ 
logische Erfahrung, dass, je mehr der Mensch angehalten wird, sich 
mit einer sinnlichen Wahrnehmung zu einem bestimmten Zwecke zu 
beschäftigen, und dieser Tätigkeit nachgeht, destomehr die frische 
Ursprünglichkeit ängstlicher Befangenheit das Feld räumt, weil sich 
von selbst — und je länger, je mehr und andere — Zweifel und 
Betrachtungen einmischen und des Gedankens Blässe überscbleicht, 
was auf rein natürlichem Wege durch Auge oder Ohr von den 
Sinnen aufgenonirnen worden ist. Man fragt doch auch billig, was 
den Zeugenbeweis ersetzen soll. Also: Vorsicht, aber nicht Verwerfung. 

Gegen Anzeichen (Inzichten) besteht noch lebhaftere Abneigung. 
Geständnisse sind oft genug nicht zu haben, Urkunden und Sach¬ 
verständige pflegen die zweite Rolle zu spielen und Augenscheins¬ 
einnahme für sich allein beweist garnichts. Zu mehr ist hier nicht 
der Raum. 

Im Zusammenhänge mit seiner prozessrechtlichen Aus¬ 
einandersetzung, aber in örtlicher Trennung, wie denn das Buch im 
ganzen mehr feuilletonistischen Charakter trägt und deshalb Aufbau 
und Gliederung nach logischen und systematischen Grundsätzen ver¬ 
missen lässt, spricht Leuss von den vielen Verurteilten, die ihre 
Unschuld beteuern (S. 70), und beklagt, an wieder anderer Stelle 
und doch im vornehmlichen Hinblicke auf den Zeugenbeweis, die 
Gestaltung des Wiederaufnahmeverfahrens (S. 146 ff). In Hamburg 
bezeichnen sich vier Fünftel der schweren und schwersten Verbrecher 
als unschuldig. Dass das Gericht sich so oft irren sollte, glaube, wer 
kann. Ja, manche, und zwar gerade unter den häufig Bestraften, 
wollen zwei-, dreimal und noch öfter zu Unrecht verurteilt sein. 
Dann gibt es solche, die bei jeder Neueinlieferung ihre Unschuld 
versichern und im Falle des Hinweises auf die gleiche Beteuerung 
bei vorangegangener Bestrafung nunmehr einräumen, damals mit 
Recht verurteilt zu sein, um desto hartnäckiger einen Irrtum des 
Gerichtes im augenblicklichen Falle zu unterstellen. Wer für 25 
Diebstähle verantwortlich gemacht worden ist, behauptet, es seien 
nur zwei Dutzend gewesen, wer Tausende von Mark veruntreut hat, 
bestreitet dies bei ein paar Hundert, der Dieb will nur gehehlt oder 
unterschlagen und der Hehler ohne jedes Arg gehandelt haben. Ich 
halte im schärfsten Gegensätze zu Leuss dafür, dass das Wiederauf¬ 
nahmeverfahren zu Gunsten des Verurteilten bei weitem zu leicht, 
zu Ungunsten übermässig schwer gemacht ist. Hier versuchen es 






— 376 — 


die meisten zu schweren Strafen Verurteilten mit Wiederaufnahme¬ 
anträgen. Ablehnung erzeugt Beschwerde, Verwerfung dieser Er¬ 
neuerung des Antrages und so fort. Dazwischen oder am Ende 
werden ein oder mehrere Gnadengesuche und mindestens ein Antrag 
auf vorläufige Entlassung eingereicht. Leute, die sich hinterher 
lächelnden Mundes als schuldig bekannten, beantragten, ja erreichten 
zum Teile die Wiederaufnahme Schwölle dieser Aufsatz nicht ohnehin 
über den üblichen Rahmen einer Besprechung an, ich könnte erquick¬ 
liche Beispiele beibringen, deren eines, bei dem es sich um eine viel¬ 
jährige Zuchthausstrafe wegen schweren Raubes handelte, wahrhaft 
herzerfreuendes Zeugnis für das verkannte Verbrechertum und gegen 
die blindwütende Justiz abzulegeii geeignet gewesen wäre. Der Be¬ 
weis gegen den einen Täter war recht stark und der andere über¬ 
nahm gegen ein Geldverspreclien alles auf sich. Die Abmachung 
wurde von mir sofort vermutet, blieb aber zunächst im Verborgenen. 
Darauf zweimaliger fruchtloser Wiederaufnahmeantrag mit nachfolgen¬ 
der, ebenso fruchtloser Beschwerde. Schliesslich gestand der angeblich 
Unschuldige der Hauptschuldige gewesen zu sein. 

Und nun zu dem für den Gefängnisbeamten Wichtigsten, 
nämlich den Wahrnehmungen des Verfassers im Zuchthause und über 
das Zuchthaus. 

Was er in Celle erlebte, hat keinen Anspruch auf allgemeine 
Geltung. Insofern ist der Titel des Buches zu weit gegriffen, denn 
man muss aus ihm schliessen, dass es überall so zugeht, dass es sich 
um Typisches handelt. Ich kenne die Verhältnisse in Celle nicht, 
kann mir aber nicht vorstellen, dass die Dinge sich so zugetragen 
haben, wie sie von Leuss geschildert werden, schon deswegen nicht, 
weil es neben dem früheren Direktor, dem Geistlichen und mehreren 
Gefangenen doch noch einiges Gute gegeben haben wird. Die Einzel¬ 
heiten durch die angegriffene Seite klarzustellen, wäre um so er¬ 
wünschter, als sie, wie das Verhalten des Arzte.s, geradezu undenkbar 
erscheinen. 

Dass das Schweiggebot eine d/ra nccessitas, weiss jeder Ge¬ 
fängnisbeamte, wenn aber 25 bis 30 Gefangene in einem Raume 
zusammen sind, vermag der Aufseher nicht zu hören, welche Ge¬ 
spräche harmlos, welche verbrecherisch sind. Im übrigen kommt es 
auf vernünftige Anwendung an, nämlich, dass, wie hier, nicht jedes 
Wort, sondern nur das längere oder fortgesetzte oder wiederholte 
oder trotz Ruhegebotes, Warnung oder vorheriger Bestrafung er¬ 
folgende Plaudern zur Anzeige gebracht wird. 

Mit Leuss verwerfe ich die Masken, aber aus zum Teile anderen 
Gründen. 

Ich erkenne des Weiteren an, dass die Predigt den Gefangenen 
— die zwangsweise hingeführt werden und vielfach seit der Ein¬ 
segnung in keiner Kirche gewesen sind — nur das Beste bieten soll 
und das von keinem Geistlichen Sonntag für Sonntag geboten werden 
kann, weil die sonstigen Amtsgeschäfte nicht Zeit und Ruhe genug 
zur Sammlung lassen. Jeder der drei mir beigegebenen geistlichen 
Herren hat sonntäglich sogar zweimal zu predigen. 

Die Bemerkungen über Fürsorgeerziehung sind so abgerissen, 
dass sich wenig dazu sagen lässt. Jedenfalls bin ich ihr aus¬ 
gesprochener Anhänger, in der Ernährungsfrage aber Gegner der 
Zusatznahrungsmittel, weil die Arbeitsbelohnung anderen Zwecken 
als deren Anschaffung dienen soll und der Staat das für notwendig 
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Erachtete von selbst zu bieten hat. Wieweit in Letzterem zu gehen, 
ist schwer zu sagen. Vielleicht ist der Fettgehalt der Speisen gering, 
es wird aber viel durch die gleichmässige, nebenbei auch sitzende 
Lebensweise wettgemacht und im übrigen in Preussen wie in Ham¬ 
burg an Verbesserung gearbeitet. 

In Ansehung der Prügelstrafe bringt Leuss nichts Besseres bei, 
als bis zum LTebelwerden breitgetretene Wendungen der Entrüstung, 
die ihrer Abgestandenheit und Geschmacklosigkeit wegen nicht ver¬ 
dienen, auch nur eines Wortes der Widerlegung gewürdigt zu werden. 
Nur Eins: der sogenannte Prügelaufseher erhält bei mir für Wahr¬ 
nehmung seines Amtes keinen besonderen halbfreien Tag. 

Es folgt eine Besprechung der Stellung des Direktors. Wohl 
ist sie eine ziemlich unbeschränkte und uneingeengte, der Natur der 
Sache nach aber kann sie keine andere sein und der Vergleich mit 
derjenigen entsprechender militärischer Vorgesetzter scheitert schon 
daran, dass zahlreiche Vergehen Gefangener lediglich disziplinäre 
sind, die, wären sie von ihnen als Soldaten begangen, stand- oder 
kriegsgerichtlich zu erledigen gewesen und meist mit mindestens 
mehreren Monaten Freiheitsstrafe geahndet worden wären. Freue 
man sich doch, dass es noch Posten gibt, auf denen der Mann etwas 
wert ist und zu beweisen hat, wer er ist und was er kann. Eine 
Strafanstalt gedeiht nur, wenn sie einheitliches Gepräge trägt und 
der in ihr herrschende Geist muss selbstredend der ihres Leiters sein. 
Vielherrschaft empfänden gerade die Gefangenen, die nicht recht 
wüssten, wie sich zu verhalten und an wen sich zu wenden, am 
schwersten. Taugt der Leiter nichts, dann fort mit ihm, und zwar 
je eher, je besser. Seine etwaige Unfähigkeit wird bald Schiffbruch 
leiden, und das früher, als sonst irgendwo. Rühmlicher Weise ist 
solches selten vorgekoramen. Was bei einem Dualismus oder gar 
Pluralismus herauskommt, beweist Bruchsal zurzeit von Diez und 
Bauer. Uns Direktoren ist eine Verantwortung auf die Schultern 
gelegt, die oft genug zu erdrücken droht, die uns aber, weil die 
Leute nicht weniger mit ihrem Wohle als mit ihrem Wehe uns an¬ 
vertraut sind, wären wir es nach menschlicher Kraft nicht so schon, 
gerecht zu sein zur ersten, heiligsten und gebieterischesten Pflicht 
macht. Leuss sei gewiss, dass wohl auf Seiten der Beamten, nicht 
aber unter den Gefangenen das Streben nach strengster Gerechtigkeit 
herrscht. Seine Annahme, dass es dem entlassenen Elenden nicht 
wohl in den Sinn kommen werde, sich zu beklagen (S. 121), ist ausser¬ 
ordentlich irrig. Für eine gewisse Presse sind solche Klagen ein ge¬ 
fundenes Fressen und hierorts beschweren sich die Gefangenen schon 
während der Haft in so ausgiebiger Weise, dass Leuss seine unge¬ 
trübte Freude hätte, z. B. selbst darüber, dass ein Brief verweigert 
worden ist, jemand nicht in Einzel- oder umgekehrt Gemeinschafts¬ 
haft oder zu anderer Arbeit versetzt worden ist. Meist ist es Zucht¬ 
hausgarde oder hinter den Ohren noch nicht trockene Jugend. Der 
Ton pflegt in beiden Fällen gleich dreist zu sein. 

Wer, wann und wie begnadigt werden soll oder kann, ist 
Sache des Souveräns. Zu häufige Ausübung des Rechtes schädigt 
das Ansehen der Gerichte. In Hamburg findet das Begnadigungs¬ 
recht reichliche Anwendung, sogar mehrmals zu Gunsten derselben 
Person. Ich erinnere mich, dass ein Mann zweimal begnadigt und 
ausserdem vorläufig entlassen worden ist. Im übrigen lehrt alte 
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Erfahrung, dass unter den Rückfälligen besonders viel Begnadigte 
sich befinden.*) 

Bezüglich der vorläufigen Entlassung ist der Verfasser in 
einem geschichtlichen Irrtum befangen, im übrigen stimme ich, aber 
aus anderen Gründen, dem zu: man würfe sie je eher, je lieber aus 
dem Strafgesetzbuche hinaus. Sie ist eine gesetzgeberische Jammer¬ 
gestalt, die eine — Verdientermassen — ebenso fragwürdige als 
klägliche Rolle spielt, in Hamburg aber verhältnismässig öfter als in 
Preussen zu ihren vermeintlichen Segnungen berufen wird. 

Es schliessen sich Auseinandersetzungen über den Arbeits¬ 
betrieb an. Wird dies Gebiet berührt, so schaudert es Einen, denn 
es ist zum Erbarmen, was ich darüber bereits habe zusamineii- 
schreiben müssen. Und so jemand mit Engelszungen redete, die 
kundigen Thebaner in Volksvertretungen, Innungen, Verbänden, Ge¬ 
werbe- und Handwerkerkaramern, sonstigen Vereinigungen und Ver¬ 
sammlungen und Presse bleiben fest, indem sie alles anders haben 
wollen, oder nichts oder Törichtes oder Unausführbares vorschlagen. 
Weiss Leuss ein Mittel, für Gefangene den ortsüblichen Tagelohn 
zu erzielen, so rücke er damit heraus und trete dadurch mit Oidi- 
pus in lauteren Wettbewerb. Kein Mensch stellt sich genügend die 
geradezu ungeheuren Schwierigkeiten vor, die dem Gefängnisbeam¬ 
ten in leitender Stellung gerade auf diesem Gebiete erwachsen, auf 
dem er vornehmlich sozial zu wirken berufen ist, sofern er einmal 
das fiskalische Interesse der Erzielung möglichst hoher Einnahmen 
verfolgen, zweitens die Gefangenen den sittlichen Wert der Arbeit 
lehren, drittens ihr Fortkommen durch tunlichst geeignete Beschäf¬ 
tigung fördern, viertens des* freien Arbeit möglichst wenig Abtrag 
tun soll. Was alles dazu gehört, weiss Leuss nicht und die Ausseu- 
welt noch weniger. In dem für Hamburg der Hauptsache nach 
allein in Betracht kommenden Zentralgefängnisse Fuhlsbüttel ist der 
als so schädigend verschrieene und darum so viel befehdete Unter- 
nehraerl)etrieb seit 1879 von 82,29 Prozent auf 28,58 Prozent zurück¬ 
gegangen. 

Was über den Einfluss von Geisteskrankheit und Alkoholismus 
und über die Kriminalität der Frau angeführt wird, deckt sich mit 
hiesigen Beobachtungen und bietet im allgemeinen nichts Ueber- 
raschendes. 

Ob die Zuchthaussträflinge geduzt werden sollen, macht wenig 
aus und ist mir gleichgiltig, ihre, beziehentlich die Beschäftigung von 
Gefängnissträflingen als Schreiber aber ist vom Hebel, wie schon 
daraus hervorgeht, dass Leuss allerlei über Eintragungen in die 
Personalakten, selbst von Seiten des Direktors, erfahren und sogar 
gelesen hat. Die Schreiber sehen sich als mindestens halbe Beamte 
an, nehmen sich mancherlei heraus, geniessen diese und jene Be¬ 
günstigung und werden vom Unterpersonal oft in gewisser Weise 
hofiert. Der anscheinend für Gefängnisse eine Naturnotwendigkeit 
bildende Klatsch unter Beamten und Insassen entsteht gar nicht 
selten in dieser oder jener Schreiberstube. Ist es denn nicht un- 
ziemlich, dass Gefangene in Verwaltungs- oder gar Personalakten 
von Beamten Einblick tun, wohl obenein in ihnen arbeiten, ja ver¬ 
bietet es sich nicht schon, auch nur die Akten Mitgefangener ihnen 
zugänglich zu machen, in denen sie den die innersten Familien¬ 
angelegenheiten berührenden Briefwechsel finden? Aus der Not eine 

n So schon 1843 Ristelhuber die Straf- und Besserungsanstalten S. 125 und 
noch früher für Holland J ul i us Vorlesungen über Gefingniskundc S. XLVI 


Digitized by v^ooQle 



Tugend machend, muss man unter Umständen Zuchthaussträflinge, 
selbst nach Vorbestrafung und sogar nach Vorverurteilungen zu 
Zuchthaus, als Schreiber verwenden. Wie gefährlich die so gewonnene 
Kenntnis von Personen und Verhältnissen werden kann, dafür gibt 
es Beispiele in hinreichender Zahl. 

Wertvoller als das Uebrige ist der Abschnitt über die Einzel¬ 
haft. Hier schöpft Leuss aus Eigenstem, aber die Eindrücke, Be¬ 
obachtungen, Wahrnehmungen und Erfahrungen sind lediglich sub¬ 
jektive. Andere können sehr Verschiedenes erleben und haben es ge¬ 
schildert. Ich erinnere an die jetzt etwa ein halbes Jahrhundert 
alten Schriften von Schiatter und Haegele, die von der Einzelhaft 
des Rühmlichen nicht genug zu sagen wissen. Wie jedes Ding, so 
hat auch sie zwei Seiten und fanatische Verteidiger unter den Straf¬ 
vollzugsbeamten sicherlich nicht mehr. Dass sie tinselbständig macht, 
lässt sich nicht leugnen, sie schützt aber nach Möglichkeit vor den 
— regelmässig schlechten — Einflüssen der Genossen oder macht die, 
von denen sie ausgehen, tunlichst unschädlich. Mag sein, dass sie 
auf den und jenen peinigend wirkt, das ist aber an sich weder ihr 
Zweck noch das Ziel der Gefängnisbeamten. Dass die Einzelhaft 
auch körperlich mehr schädige, als die gemeinsame, nimmt mich 
Wunder, denn gar nicht selten wird bei mir der Wunsch nach Ver¬ 
setzung aus dieser in jene mit Gesundheitsrücksichten begründet. 
Gewährt doch auch die Zelle mehr Luftraum als der gemeinsame 
Saal, wie sie des ferneren nur die Ausdünstungen und Blähungen 
des Einzelnen aufnimmt. In § 22 des Strafgesetzbuches ist von der 
Einzelhaft nur als einem Gegenstücke der Gemeinschaftshaft die Rede. 
Sie wird zu einer gesetzlichen Haftart erklärt, die darum ohne 
weiteres zulässig ist und je nach Bewandtnis der Umstände verhängt 
werden kann oder nicht. Manche Strafgesetzbücher erwähnten sie 
nicht. Sie bestand aber überall und es sollte der tatsächliche 
Zustand zum rechtlichen erhoben werden. Nur von dieser 
Einzelhaft gilt die Beschränkung auf eine dreijährige Dauer, nicht 
von der aus disziplinären Gründen verhängten. Die entgegen¬ 
gesetzte Darstellung von Leuss trifft daneben. 

Es folgen einige Worte für die Deportation, durch die ich 
meine abwartende Stellung nicht erschüttert fühle. 

Dass auf dem Gebiete des Fürsorgewesens noch viel zu tun, 
wissen wir alle, haben aber dafür das Bestreben, die Lücken auszu¬ 
füllen. Immerhin frage ich mich: wer nimmt sich der unbestraften 
Brotlosen in gleicher Weise an und ist es denn, wie Leuss durch- 
blicken lässt, ungerecht, wenn der .sofort in Arbeit tretende Entlassene 
Bedingungen einzugehen hat, wohl auch niedriger bezahlt wird, 
während jener hungert? 

Der Schlussabschnitt behandelt die Disziplin, beschäftigt sich 
aber nur mit Prügel und Lattenarrest. Für letzteren, der hier ohnehin 
nicht besteht, habe ich nichts übrig, um so entschiedener trete ich 
für jene', die übrigens nicht durch Bundesratsbeschluss auf tätlichen 
Widerstand beschränkt wird, ein, bin aber um der vorerwähnten 
Ursache wegen alles Eingehens überhoben. 

Die Frage, ob es unter den Gefangenen viel oder wenig Simu¬ 
lanten gibt, wage ich nicht zu entscheiden, ich glaube etwas mehr, 
als hier und da ärztlicherseits angenommen wird, aber weit weniger, 
als der Schein lehren will und Einzelne behaupten! 

In einem Anhang^e wird über die Statistik des Verbrechens, 
namentlich unter den Jugendlichen, gesprochen, in der Hauptsache 
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aber nur die Verletzung fremden Eigentums beleuchtet. Dem, was 
hier gebracht wird, lässt sich, abgesehen von Stilblüten in der Art 
der ausgezogenen, zustimmen. 

Ich komme zum Schlüsse. Die Person des Verfassers, sein 
redliches Mühen, das Aufsehen, das er mit dem Buche erregte, und 
die Art, in welcher ich zu der Besprechung aufgefordert wurde, haben 
mich weitläufiger werden lassen, als ich ahnte und wollte. Ich 
schuldete aber die Gründlichkeit, einerseits, damit klar sei, weshalb 
ich ein so absprechendes Urteil fälle, anderseits, weil in vernichtender 
Weise Staat und Gesellschaft, Strafrecht, Strafverfahren und Straf¬ 
vollzug durchgenommen worden, noch dazu in blendender, den 
Fernstehenden leicht betörender Form. 

Erheblich anders urteilt, wie eingangs erwähnt, v. Liszt.^) Er 
bezeichnet, obwohl auch er eine Schwäche neben der Stärke des 
Buches anerkennt und zart andeutet, dass der Verfasser sich von der 
Seelengrösse seiner Schicksalsgenossen möge haben bezaubern lassen*), 
dies als ein document humain und eine flammende Anklageschrift. Sie 
ist es freilich, ob aber mit Recht? Das ist der springende Punkt. 
V. Liszt sagt: ja, ich und viele andere mit mir: nein. v. Liszt ver¬ 
langt ernste Beachtung fast aller von Leuss in Betrachtung gezogener 
Punkte, allerdings ohne in das Einzelne zu gehen und ohne Begründung. 
Er lehnr. in schroffster Weise den Vergeltungsgedanken ab, an dem 
ich bei aller Würdigung der soziologischen Bestrebungen festhalte. 
Es bleibt zu hoffen, dass trotz scharfen Widerstreites der Meinungen 
eine Einigung zustande kommt. Das kann aber nicht geschehen, 
wenn man die Gegner so verletzend und wegwerfend behandelt, als 
es V. Liszt tut, der, um nur Eins zu erwähnen, mit den Worten 
schliesst: dass im Namen der vergeltenden Gerechtigkeit zu allen 
Zeiten die schwersten Verbrechen an der Menschheit begangen w^orden 
sind, und der die verführerische Ueberschrift wählt „Der Strafvollzug 
auf der Anklagebank“, eine Ueberschrift, die obenein unrichtig ist, 
da, wie v. Liszt selbst alsbald erklärt, auch Strafrecht und Straf¬ 
verfahren angeklagt werden. Mit jener Ueberschrift wird, rund¬ 
heraus gesagt, eine Ungerechtigkeit begangen, die um so tiefer 
wirkt, als sie unter gefeiertem Namen einhergeht und in einem 
weitverbreiteten Blatte steht, das meist nur zu flüchtigem Lesen 
gekauft wird. Sie muss bei dem nur ausnahmsweise fachmännisch 
gebildeten Publikum verwirrend wirken, indess gerade Aufklärung 
bitter not tut. 

StrafansUiltsdirektor Dr. Gt^nnat, Hamburg. 


Aus der englischen Literatur. 


Der Jahresbericht der Howard-Gesellschaft vom 
Oktober 1902 gedenkt zunächst des Rücktritts ihres berühmten 
Sekretärs, des Herrn Ta Hak und einiger anderer Veränderungen 
in seinem Komitee und beklagt dann die Zunahme der Verbrechen in 
England und Schottland, ohne einen Grund für dieselbe angeben zu 
können, denn dass die seit 1898 den Gefangenen während ihrer 
Leibesübungen im Freien gestattete Unterhaltung daran schuld sei. 


>) Die Woche 1903 S. IfMX) If. 

■-) .Schlaikjer nennt ihn kur^wc^ befangen (Die Hilfe 1904). 
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glauben auch wir nicht. Die strengere Durchführung der Absonder¬ 
ung der Jüngeren und erstmalig verurteilten Gefangenen 
von den älteren und gewerbsmässigen Verbrechern in den 

Strafgefängnissen, von der Howard-Gesellschaft und dem Herrn Tallak 
schon oft öffentlich besprochen, ist von den Komniissfirien des Gefäng¬ 
niswesens dem Staatssekretär in einer Eingabe dringend empfohlen wor¬ 
den, für die jugendlichen Gefangenen wird zugleich eine noch mehr 
auf Besserung berechnete Behandlung gefordert. Die Bedingungen, unter 
denen eine Gefängnisverwaltung imstande ist. diesem Zweck zu dienen, 
sind in einem besonderen Kapitel zusanimenge.stellt. Als erstes 
Erfordernis gilt dem Berichterstatter richtige Auswahl der Persönlich¬ 
keiten für die Aemter des Direktors, des Geistlichen und der Auf¬ 
seher, als zweites: die Eröffnung guter sittlicher Beeinflussung durch 
Leute ausserhalb des Gefängnisses. In Bezug auf den ersten Punkt 
wird bedauert, dass die Stellen der Gefängnisleiter mit abgedankten 
Offizieren besetzt werden. Di(* Disziplin in der Armee, meint der 
Verfasser, obwohl sie ausgezeichnete sittliche Eigenschaften ent¬ 
wickelt, ist doch nicht darauf zugeschnitten, Mönner zum Verkehr 
mit Individuen zu erziehen, aus denen sie mit rechter Liebe, was 
irgend noch gutes in ihnen ist, herauszubekommen suchen sollen. 

P^benso, heisst es weiter, sind Geistliche nötig, die nicht nur die 
Funktionen ihres Amtes, wenn auch mit noch so viel Treue und 
Fleiss ausüben, sondern besondere Neigung gerade für die seel¬ 
sorgerische Arbeit an den Gefangenen haben und mit der Gottesgabe 
gesegnet sind, die Herzen in persönlichem Verkehr zu erschliessen. 

Weil solche Leute und Gaben selten sind, soll man sie nicht blos 
in der Staatskirche, sondern auch unter den Noukonformisten suchen. 

Was den zweiten Punkt anbelangt, so wünscht der Bericht erleichterten 
Zutritt zu den Gefangenen durch geeignete Mitglieder religiöser 
Genossenschaften — Damen für die widblichen Gefangenen — um 
sittlich bildend auf sie ein wirken zu können. 

Auch die He.sehäftigiiiig der Gofaiigeiieii, iiuinejiitlieli der / 
Jiigeiidlielieii, soll dem Besserungszwt‘ck entsprechend eingerichtet 
w^erden. Sie soll so viel als möglich die Erwerbsfähigkeit fördern, die 
„Hand bilden^^ durch Mitteilung von Geschicklichkeit im Gebrauch der 
wichtigsten industriellen Werkzeuge, sie soll aber auch Schulunterricht 
und Selbstbelehruiig aus guten Büchern umfassen und geistbildend 
wirken. 

Der Bericht wendet sich dann der Arbeit zur Vorbeugung 
gegen das Verbrechen zu und weist auf die zuerst in Massachusetts in 
Amerika getroffene Einrichtung hin, nach welcher straffällig gewordene 
Kinder, Jugendliche und auch Erwachsene statt ins Gefängnis der 
Aiif.sielit von bt^isorider.s liierzii eriiaiinton Personen resp. 

Heainten überantwortet werden, um nach einer festgesetzten 
Zeit guter Führung statt des Strafaufschubes Straferlass zu erhalten. 

In der englischen Gesetzgebung ist dies Prinzip durch das Gesetz 
über jugendliche \'erbrecher vom Jahre PJOl bereits aufgenommen 
und die Gesellschaft zur Fürsorge für entlasstme Gefangene in York 
Castle hat zwei Agenten für derartige Z>\ ecke angestellt. Zu der 
vorbeugenden Arbeit gehört namentlich der Kampf g(*gen das un- 
mässige J’rinken. Der Bericht des die (mglischen Gefängnisse 
bereisenden Hev. Merrick klagt, dass Trunkfälligkeit auch nach der 
eigenen Aussage der Gefangenen die unmittelbare Veranla.ssung zu . 

den meisten Straftaten liefert und dass noch kein Zeichen einer .fl 

Abnahme derselben wahrzunehmen ist. Besonders beklagenswert ist 





dies Laster unter den Frauen, die noch dazu sich in der Haft so 
schlecht benahmen, dass man hin und wieder sogar einige entlassen 
musste, weil nichts mit ihnen anzufangen war. Die Gesetzgebung hat 
sich der Sache in dem Gesetz über Gewohnheitstrinker vom 
Jahre 1898 und durch das Gesetz über Feilhalten alkoholischer 
Getränke von 1902 angenommen, und die Regierung hat 2 Besserungs¬ 
anstalten für Trinker eingerichtet, denen die in den Gefängnissen 
Schwierigkeit bereitenden Trunksüchtigen zu strengerer Behandlung 
überwiesen werden. In dem Entwurf des Gesetzes von 1902 bestimmte 
ein Absatz, dass bei Trunkfälligkeit einer Ehefrau auf Trennung der 
Ehe erkannt werden könnte Diese Bestimmung warf die Frau auf 
die Strasse und erfüllte vielleicht in vielen Fällen den Wunsch eines 
Ehemanns, dessen Untreue oder Schlechtigkeit die Frau in ihr Laster 
getrieben hatte. Darum hat die Howard-Gesellschaft nach wieder¬ 
holter Erwägung sich nachdrücklich und mit Erfolg für Beseitigung 
der Bestimmung verwendet. 

Mit einem Ueberblick von Einwirkungen, Bemühungen, Erfolgen 
bei der Behandlung von Gefangenen in fremden Ländern, namentlich 
in Marokko, wo ein Vertreter der Gesellschaft unmittelbar mit dem 
Siiltan verhandeln konnte, dann in Indien und in Australien schliesst 
der Bericht. 

Christus, ein Lehrer für richtige Bestrafung, ist 
das Thema einer kleinen Schrift des Vertreters Amerikas in der Inter¬ 
nationalen Gefängnisgesellschaft. Er schaut Christus an als den 
Spender des Lichtes fiir das Denken der Menschen, das in neuen Ge¬ 
danken und Grundsätzen, in neuen Zielen und Zwecken sich, wenn 
auch sehr allmählich, eine segensreiche Bahn brach. Denn ziemlich 
zwei Jahrtausende hat es gedauert, meint der Verfasser, bis unser 
Gebiet, die Lehre der Strafmethode Christi’ Gedanken aufgenommen 
hat. Christus verwarf vor allem das „Auge um Auge, Zahn um Zahn“, 
das Prinzip der Wie der Vergeltung und nie wurde bei ihm der sitt¬ 
liche Widerwille gegen das Vergehen zu einem Rachegefühl. Er war 
ein Heiland und wollte retten, nicht rächen; Retten und Rächen unter¬ 
scheidet sich wie Leben und Tod imd die Rettung des Verbrechers 
kommt nicht nur ihm selbst, sondern mittelbar auch der Sicherheit 
der Gesellschaft zu gute — ein Grundsatz moderner Anschauung in 
der Strafvollziehung. Christi Methode besteht 1. in der Heilung des 
verdorbenen Herzens, 2. in der Teilnahme für den Verbrecher, d. h. 
für seine wiederherzustellende Persönlichkeit, 3. ist er das Vorbild 
eines treuen Wächters zur Besserung des Straffälligen. Nach seiner 
Ansicht würde das Gefängnis das letzte Mittel gegen das Verbrechen 
sein, 4. lehrt er, wie beharrliche Verbrecher allmählich bis zum Aus¬ 
schluss aus der Gesellschaft zu behandeln sind (Matth. 18), 5. weiss 
er uns den Sonnenschein und Regen auch dem Ungerechten als Gaben 
Gottes zu gönnen und so für das kostbare Gut der Gesundheit auch 
beim Verbrecher zu sorgen. Er weist ferner auf die Arbeit als un¬ 
bedingte Pflicht, auf die belebende und gewinnende Kraft der Liebe. 
Aber er lehrt auch in den Worten „ärgert dich dein Auge, so reiss 
es aus“ Ernst und Strenge gegen den Verbrecher. Ein Hinweis auf 
den Wert der Kinder vor dem Heiland und auf die Auffassung des 
Gesetzes, das nicht Buchstabe sein soll, beschliesst die geistreiche und 
lehrreiche Schrift. 


J. Raiichstein. 
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Aus der französischen Literatur. 


Revue P^nitentiaire. 

Jnli'AnoDSt'Hen I90i. 

Sitzungsbericht über: Le iravaU dans /es prisons. 

Nachdem der Referent die Bedeutung und Beurteilung der 
Frage, ob und inwieweit ein Arbeitszwang in den Gefängnissen aus¬ 
zuüben sei, vom philosophischen Standpunkt, von dem des Verbrechers 
und dem des Anstaltsleiters als Mann der praktischen Erfahrung ein¬ 
gehend gewürdigt hat, nach Beleuchtung der Frage, ob die Arbeit 
in eigener Regie oder durch Unternehmer auszuführen sei, präzisiert 
M. Brunot in einem Schlussüberblick über die wenigen in der 
folgenden Diskussion strittig gewordenen Punkte seine Ansicht dahin, 
dass man zur Beurteilung der Frage sich klar werden müsse, ob die 
Gefängnisarbeit der freien Industrie Konkurrenz mache oder nicht und 
welche Bedeutung man dem Worte „Konkurrenz“ beizulegen habe. 

Nach seiner Ansicht ist darunter im handelstechuischen Sinne 
,,/rt lütte pour la vente ou l*e'couUment des produits^* zu verstehen. Hier¬ 
von ausgehend könne man in Frankreich wenigstens von einer Kon¬ 
kurrenz nicht reden, denn es seien einmal die Preise für die Sträflings¬ 
arbeit durch Gesetz vom 15. IV. 1882 den Verhältnissen der freien 
Industrie angepasst (ob dies jetzt noch denselben entspräche, ist mir 
nach dem wirtschaftlichen Umschwünge der letzten Jahre zweifelhaft) 
und weiter sei die Nachfrage bezw. die Möglichkeit, die Sträflings¬ 
arbeiten unterzubringen, nicht gross. 

Hiermit im Zusammenhang zu behandeln ist die Frage, welches 
der type id^al du melier pe'nitentiaire sei. 

Nach dem belgischen System lernt der Gefangene ein ganz 
anderes, als das früher von ihm betriebene Handwerk, damit er in 
andere Verhältnisse komme und sich so leichter rehabilitieren könne. 

Nach dem französischen (und auch in den meisten anderen 
Ländern geltenden) System wird der Sträfling möglichst in seinem 
Handwerk beschäftigt und vervollkommnet. Dies ist besser, weil der 
Entlassene als tüchtig gewordener Arbeiter besseres leiste als vorher, 
demnach mehr Arbeit haben und dadurch von schlechten Gedanken 
ferner gehalten werde. (Müssiggang ist aller Laster Anfang.) 

Natürlich gelte das Prinzip nicht ohne Ausnahme; für Falsch¬ 
münzer z. B. sei das belgische System das einzige. 

Das Resultat des Vortrages wie der Diskussion lässt sich dahin 
zusammenfassen, dass für Frankreich der Regiebetrieb der Sträflings- 
arbeit empfohlen wurde; desgleichen, dass der Staat die Sträflings- 
Arbeiten und -Erzeugnisse in möglichst grossem Umfange für sich 
verwenden möge. 

Bestimmte Arten von Arbeiten seien nicht anzuraten; vielmehr 
müsse möglichste Verschiedenheit derselben bestehen, da ja auch alle 
gleich geeignet seien, die Delinquenten wieder auf den rechten Weg 
zu führen. 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVIII. 10 
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Aus dem Bericht der ersten Abteilung der Socicte gentrah d<s 
prtsons: 8ur ies garanties de la liherU individuelle (f. die Notizen 
aus dem April-Heft) seien kurz die Fragen erwähnt, wie sie besprochen 
wurden. 

1. Wer hat das Recht, wegen eines Verbrechens oder Ver¬ 
gehens den Täter — sei er auf frischer Tat ertappt oder 
nicht — zu verhaften? 

2. Wer darf eine vorläufige Festnahme in Untersuchungshaft 
um wandeln ? 

3. Welche Mittel soll das Opfer einer ungesetzlichen Festnahme 
der Gefangensetzung gegen diese haben und wie ist die 
Verantwortlichkeitsfrage zu regeln? 

4. Ist das Prinzip der d^tention preventive für alle Verbrechen 
und Vergehen anzuwenden? 

5. Ist die Dauer eines Verhaftungsbefehles gesetzlich zu be¬ 
schränken, unbeschadet dessen ihn im Notfall erneuern zu 
können? 

6. In welcher Form hätte solche Erneuerung zu erfolgen? 

7. Ist es angebracht, die in Frankreich geltenden Bestimmungen 
über die liberte provisoire einzuschränken ? 

8. Welche Massnahmen sind bezügl. der in detention preiettfive 
Befindlichen anzuwenden? 

Aus der Beantwortung seien als uns am meisten interessierend 
die Antworten auf Frage 1, 2, 3 und 5 hervorgehoben: 

Wird der Täter auf frischer Tat ertappt, so kann er von jedem 
Beamten der poUce judkiaire verhaftet werden; sonst ist Verhaftung 
nur statthaft auf Befehl des Untersuchungsrichters (juge d'instructiortf. 
Steht fest, dass ein Delikt verübt ist, so kann auch jeder Privatmann 
denjenigen, den er mit Recht für den Täter halten kann, .,duns un 
lieu public^^ festnehmen. 

Untersuchungsrichter kann ein Richter erst nach 3 jähriger 
Richter-Tätigkeit werden. 

In allen den Fällen, wo eine Festnahme, Verhaftung oder Durch¬ 
suchung unter Ausscrachtlassung der vorgeschriebenen Bedingungen 
oder Formen erfolgt ist, hat der Staat den daraus entstandenen 
Schaden zu ersetzen. 

Die Gültigkeitsdauer eines vom Untersuchungsrichter erlassenen 
Verhaftungsbefehles ist auf zunächst 1 Monat festzusetzen. Unter 
gewissen Kautelen kann er verlängert werden. 

Entstehungsgeschichte und Besprechung des — von der inter¬ 
nationalen strafrechtlichen Vereinigung auch in deutscher Ueber- 
setzung herausgegebenen — Vorentwurfes für ein Strafgesetz¬ 
buch für das Kaiserreich Japan. Der Referent fasst sein Urteil 
dahin zusammen: 

Si nous deinons d'ailleiirs porter sur le projet Japonais un jngenirnt 
d'cnsemble^ nous dirions qu'il cofistitue surtout un oeuvre de valeur inrgal<\ 

Von kleineren Abhandlungen, Besprechungen und Notizen seien 
erwähnt: 

Alkoholismus in Russland. Um dem in Russland weit ver¬ 
breiteten Laster des Alkoholismus entgegen zu treten, ist ein neuer 
Weg eingeschlagen worden. 

Von dem Gedanken ausgehend, dass eine erfolgreiche Be¬ 
kämpfung dieser Pflege nur durch frühzeitige Warnung u. s. w. der 
Jugend schon möglich sei, hat die Adelsversammlung im Gouvernement 
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Cherson durch den Bericht des Herrn v. Borzenko veranlasst an 
den Kultusminister eine Eingabe gerichtet, man möge dem erfolg¬ 
reichen Vorgehen Amerikas folgen und in der Schule im Unterricht 
besonders auf Enthaltsamkeit und Massigkeit hinwirken. 

Einem anerkennend besprochenen Buche des M. P. Nourrisson: 

Association contre le crime** entnehmen wir, dass der Verfasser 
auf Grund seiner in den verschiedenen Ländern, speziell England, 
gemachten Studien und Erfahrungen dafür eintritt, den Schutz ver¬ 
kommener und misshandelter Kinder der privaten Vereinstätigkeit zu 
überlassen, die allerdings Beziehungen zu den Gerichten und eine 
von Gesetz möglichst umfangreich erteilte quasi-richterliche Gewalt 
halben müssten. 

Aus der Bibliographie sei weiter genannt: 

Les fonctions de la peine par M. Cuche, in dem er die 
Strafen in zwei grossen Gruppen bespricht: 1. bezüglich ihrer 
moralischen Funktionen, 2. bezüglich ihrer Zweckmässigkeit. 

Unter dem Namen: Studien zum Strafrecht mit Präventiv- 
System (etudes de droit pdnal pr^entif) veröffentlichte P. D o r a d 0, 
Professor an der Universität Salamanka, einige kleinere Abhand¬ 
lungen, so u. a.: 

1. „l>a droit p€nal r^pressif au droit p^al pr€ventip** 

Das neue Strafrecht, das — im Gegensatz zum klassischen Straf¬ 
recht — vornehmlich die Folgezeit berücksichtigt, wird sich als Er¬ 
gebnis der verschiedenen Strömungen etwa folgendermassen darstellen 
nach D’s. Ansicht, nachdem er die Entwickelung vom Indeterminismus 
zum Determinismus, vom Gedanken der Vergeltungsstrafe zu dem, dass 
Strafzweck Schutz, Prävention sei, geschildert hat, unter Ziehung der 
allerdings äussersten Konsequenzen: 

Diese den Idealismus verlassende und zum Realismus über¬ 
gehende Entwicklung verlange eine Umgestaltung des Richterstandes. 
Aus dem bisher technisch gebildeten Juristen müsse ein Soziologe, 
ein Arzt u. s. w. werden, der auf der Grundlage der Anthropologie 
den Täter beurteile, der event. einem Kranken vergleichbar sei. 

Das Wesen der Strafrechtspflege werde analog dem der Medizin 
sich gestalten. 

An Stelle der persönlichen, subjektiven Verantwortlichkeit trete 
eine allgemein objektive. Gefährliche Unzurechnungsfähige und 
Zurechnungsfähige werde man nicht mehr trennen können. 

Damit wäre die Unterscheidung des Unrechtes in Verbrechen, 
Vergehen u. s. w. überflüssig und demnach das jetzige Strafverfahren 
und Strafensystem verkehrt. An Stelle von Strafanstalten müssten 
Schutzvereinigungen u. s. w. treten. 

Die Strafrechtswissenschaft müsse zur Soziologie, zur Sozial¬ 
politik werden; sie müsse für die Strafe als solche vielmehr für die 
Ausgleichung des Privatschadens und die Einführung von Vor- 
beugungsmassregeln sorgen. 

Endlich käme man zu dem von Tolstoj gefundenen Ergebnis, dasywj 
pnniendi Überhaupt zu leugnen. (Siehe „Blätter“ Bd. XXXVI, Heft 5/6). 

Eine eingehende Besprechung der hier angedeuteteii Fragen 
ist leider nicht möglich, nur sei kurz angedeutet, dass m. E. das 
Richtige^) in der Mitte zwischen den obigen Ausführungen und dem 
Bestehenden liegen wird. 

1) Siehe „BlÜlter- Bd. 36, S. 489, Abs, 3. 
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Um die RechtspfJege erfolgreich zu gestalten, wird man den 
Idealismus unbedingt nicht missen dürfen; man wird eine eigene 
Verantwortlichkeit, eine eigene Willensentscheidung fordern müssen, 
aber natürlich in weiterem Masse — als bisher geschehen — beachten 
müssen, dass diese durch äussere Einflüsse, Lebensstellung, Erziehung, 
physiologische und psychologische Anlagen beeinflusst wird und ein¬ 
zuschränken ist. 

Wollte man nämlich die vom Idealismus ausgehende Willens¬ 
entscheidung ganz aufgeben, so würde man damit der gesamten 
Pädagogik ins Gesicht schlagen, auf der sich doch unsere ganze 
Lebensführung u. s. w. aufbaut. 

Dann könnte man auch keinem die schlechte Tat zurechnen, 
ebensowenig, wie eine gute zuzurechnen wäre, und mit Ausmerzung 
dieser beiden Elemente würde unsere ganze gesellschaftliche Ordnung 
zweier ihrer festesten Säulen beraubt. 

Aber der Idealismus besteht noch und wird seinen Einfluss 
auch geltend machen müssen. Das sagt auch M. Jolly in seiner 
Besprechung des Entwurfes de Ramel zum Thema: Schutz der indi¬ 
viduellen Freiheit im Dezemberheft der Revue p^nitentiaire S. 1494: 

.Es besteht noch bei den Uebeltätern ein Gefühl, das man ja 
nicht abschwächen darf, die Furcht“. Diese würde man aber nach 
dem im Vor. Gesagten auch auszuscheiden haben, und wohin dies 
führt, schildert M. Jolly ebenfalls dort: „In dem Moment, wo die Ver¬ 
brecher keine Furcht mehr vor der Justiz haben, da wird es für die 
Gesellschaft keinen genügenden Schutz haben und in Rückstand ge¬ 
raten“. 

Wollte man von der Verantwortlichkeit lassen, dann ist es auch 
falsch, die Täter in »Straf“-Anstalten unterzubringen, ihnen damit 
einen Makel aufzudrücken u. s. w., vielmehr dürfte man sie höchstens 
der Gesellschaft entziehen, z. B. durch Unterbringen in Anstalten, in 
denen sie, wie freie Arbeiter für den Staat etwa arbeiten, um so zu 
verhindern, dass sie die Gesellschaft noch einmal verletzen können. 

Kurz, gerade vom praktischen, vom realistischen Standpunkt 
aus darf der Idealismus nicht aus dem Strafrecht entfernt werden, 
wenn auch zugegeben ist, dass die Würdigung der äusseren Um¬ 
stände etc. in weiterem Masse als bisher zu geschehen hat. 

Aehnliche Grundsätze finden wir auch in dem von C, de Jener 
behandelten Artikel des Fabto Luzzatto: über die „Rolle der Moral 
in der Strafrechtswissenschaft‘, aus dem wir nur zur Bekräftigung 
unserer Ansicht etwa folgendes anführen wollen. 

Es sei ein Fehler, die Strafrechtswissenschaft zur Soziologie zu 
machen. Man müsse stets daran denken, dass das moralische Element 
von grosser Bedeutung für die Würdigung eines Verbrechens sei. 
Juristisch seien die Mittel des Strafrechts, seine Grundlage die Moral. 

I>e la responsabilitS des magistrats. 

Dieser, die schwierige Frage der Verantwortlichkeit der Richter 
bezw. der Polizeiorgane für Missbrauch ihrer Gewalt durch ungerecht¬ 
fertigte Freiheitsentziehung behandelnde Aufsatz ist auch für uns von 
grossem Interesse. 

Während nach altem französischem Recht die Beamten völlig 
unverantwortlich waren, ist der jetzt herrschende Zustand noch un¬ 
haltbarer, indem heute eine Ueberschreitung der Amtsgewalt bald als 
Verbrechen mit Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte bestraft, bald 
gar nicht beachtet wird. Diese eigentümliche Ungleichheit erklärt 



sich aus der Eigenart der Doppelseitigkeit der Verfahren. Um dem 
abzuhelfen, war eine Kommission eingesetzt worden, welche folgende 
V^erbesserungen vorschlug: 

Nicht der Beamte, der als Mensch stets Fehlern ausgesetzt ist, 
sondern der Staat ist verantwortlich. 

Eine höhere Behörde hat über das angebliche Vergehen zu 
entscheiden. 

Ist auf Grund der Entscheidung des Obergerichts ein Missgriff 
festgestellt, so hat eine Entschuldigung zu erfolgen. 

Zur Vermeidung von Irrtümem ist die Zahl der Fälle zu er¬ 
weitern, in denen gerichtliche Ladung zulässig ist. 

Nachdem im Anschluss hieran eine anregende Uebersicht über 
die Behandlung der Frage ‘in England, in der Schweiz und deren 
einzelnen Kantons, in Oesterreich-Ungarn, in Portugal, Mexiko und 
Peru, sowie bei uns in Deutschland gegeben ist, empfiehlt M. L a c o i n 
folgende Reformen der französischen Gesetzgebung, die ich hier zum 
Teil anführen zu müssen glaube: 

1. Zu Art. 114 Code penal: Jede ungesetzmässige Verhaftung 
und Internierung begründet ein Vergehen. Sie sind ungesetzmässig, 
sobald sie sich ausserhalb der im Gesetz näher besimmten Formen, 
Voraussetzungen u. s. w. befinden und werden mit Gefängnis von 
3 Monaten bis zu 5 Jahren, event. Geldstrafe von 50 bis 5000 Frcs. 
bestraft. 

Ein Vergehen ist auch die ungesetzmässige Haussuchung; sie 
wird bestraft mit Gefängnis von 6 Tagen bis zu 2 Jahren oder ent¬ 
sprechender Geldstrafe. 

Die verletzte Partie hat das Recht sich beim Cour d'appcl zu 
beschweren. 

Entschuldbarer Rechtsirrtum, wie ein gewisses Mindestmass von 
Versehen begründen keinen Anspruch. 

2. Zu Art. 505 das Code de Proced. Civ.\ Verurteilung auf Grund 
oben angeführter Tatsachen, geht gegen den Staat, unbeschadet .seines 
Rückgriffsrechtes gegen den schuldigen Beamten. 

Strafrechtspflege der Vereinigten Staaten von Amerika. 

Nach einer Reihe von Berichten, die auf dem Brüsseler Kongress 
am 7. August 1900 vorgelegt waren. 

Amerika ist das Land der Wunder, und wundern muss man 
sich nicht beim Durchlesen der Berichte, so verschieden sind sie. 

Die Verwaltung der Strafanstalten wird zum Teil nicht von 
ständigen Beamten geführt, sondern diese wechseln mit der politischen 
Richtung jedes neuen Gouverneurs, so z. B. in Nebraska. 

In Kalifornien wieder hat weder der Senat noch das Gou¬ 
vernement einen Einfluss auf die Leitung der Strafanstalten, in denen 
übrigens das Auburn’sche System fast allgemein herrscht. 

In Pennsilvania wieder ist Einzelhaft eingeführt, gemildert durch 
Unterricht und den Besuch von Geistlichen. 

Obwohl man die Mängel der gemeinsamen Haft von erstmaligen 
Verbrechern und Rückfälligen wohl kennt, so behält man sie aus 
Geldgründen in Kalifornien bei. 

In hygienischer Beziehung könnten sämtliche Anstalten als 
Muster dienen. Dafür spricht auch, dass z. B. in Kolorado in einer 
10jährigen Berichtsperiode bei 600 Gefangenen nur 9 Todesfälle und 
1 ftozent Krankheitsfälle vorkamen. 



Körperliche Strafen gibt es nicht, weil sie einer Hebung des 
Häftlings durch die Strafe hinderlich wäre. 

Fast in allen Staaten besteht das sogenannte progressive 
clussification System, demzufolge die Sträflinge sich auf 3 Klassen ver¬ 
teilen, in deren einer Schulbesuch und literarischer Unterricht gewährt 
wird, während in einer zweiten Erlaubnis zum Rauchen, Brief verkehr 
und anderen auch bei uns bekannten Vergünstigungen gewährt wird. 

Das System, das also hervorragend an das Ehrgefühl der 
Sträflinge appelliert, soll nach der Statistik gute Erfolge aufweisen. 
So gehören in Konnektikut 70 Prozent zur ersten Klasse, und in 
Michigan von 816 Sträflingen gar 704 dahin. . 

Unternehmer-System bezüglich der Sträflingsarbeiten besteht 
nicht in North Carolina, Massachusetts, Lousiana u. a m., wohl aber 
z. B. in Nebraska, wo das sogenannte Contract limit. Syst, besteht, 
demzufolge der Unternehmer sich bloss mit der technisch-kommerziellen 
Seite der Arbeit befasst, während der Staat die Ueberwachung führt. 

Erwähnt sei ferner, dass in Pennsilvania jeglicher mechanisch- 
motorische Betrieb in Strafanstalten durch ein Gesetz aus dem 
Jahre 1898 ausgeschlossen ist, da als Bedingung für die Rehabilitierung 
der Sträflinge es anzusehen sei, dass sie ein „Handwerk“ lernten, 
durch das sie später einen ehrenhaften Lebenswandel führen könnten 
und da sie später nicht immer in der Lage sein werden, sich 
mechanischen Betrieb zu gestatten. 

Ueber die Zahl der Rückfälle lässt sich wegen mangelhafter 
Kontrolle nichts sagen. 

Eigenartig ist es auch, dass den Sträflingen 1. Klasse in 
manchen Staaten bei guter Führung Freilassung auf Ehrenwort 
gewährt wird, d. h. sie dürfen in einer angesehenen Fabrik arbeiten, 
deren Leiter in bestimmten kurzen Zeiträumen der Gefängnisleitung 
Bericht über den Schützling zu erstatten hat. Diese widerrufliche 
Erlaubnis soll als Vorbereitungszeit für die völlige Entlassung dienen, 
und ihr Erfolg ein guter sein. 

In manchen Staaten verbinden sich mit den Strafanstalten 
Privatgesellschaften mit viel Nutzen, sogenannten Boards of Charities 
and Correction, die die Oeffentlichkeit über strafrechtliche Fragen 
unterrichten und damit das allgemeine Interesse für Fortschritte und 
Verbesserungen anregen und vorbereiten. 


September-Dezember-Heft 1901. 

Der Sitzungsbericht bringt im Vortrag des M. Ferdinand 
Dreyfuss, Mitglied des Conseil superieur de CAssistance publique über 
den Mädchenhandel (traite des blanches), in dem er einen Ueber- 
blick über die Verhandlungen des Amsterdamer Kongresses zur Be¬ 
kämpfung des Mädchenhandels am 3/4. X. 1901 gibt. 

Auf dem Kongress waren vertreten : Deutschland, Belgien, Eng¬ 
land, Frankreich, Italien, Niederlande, Norwegen, Oesterreich-Ungam, 
Russland und die Schweiz. 

Nach der Beratung, nach den einzelnen Vorträgen — auf die 
wir nicht weiter mehr eingehen zu müssen glauben, da ja das Thema 
s. Z. auch in den Tageszeitungen behandelt wurde, wurde beschlossen 
— und das wiederholen wir seiner Wichtigkeit halber noch einmal 
hier — dem nächsten Kongress (der inzwischen schon Ende 1902 in 



Frankfurt a. M. getagt hat) etwa folgendes, unter Leitung des Prof. 
Hilty ausgearbeitetes Programm vorzulegen. 

1. Die auf dem Kongress beteiligten Staaten wollen sich zu 
gemeinsamem Vorgehen zusaminenschliessen. Man möge 
eine genaue Bestimmung des Deliktes und der Strafmittel 
finden. 

2 Sollten den Bestimmungen der Konferenz entsprechende. 
Spezialgesetze nicht in allen Staaten ergehen, so mögen 
diese sich wenigstens verpflichten, strenge Strafen, z. B 
Zwangsarbeit, zu treffen. 

3. Anerkennung des Territorialitätsprinzipes in weitestem Um¬ 
fange. 

4. Jeder Staat solle ein staatliches besonderes Amt einrichten 
zur Bearbeitung diesbezüglicher Fragen, die unter einander 
ohne diplomatische Vermittelung verkehren. 

5. Strengste Aufmerksamkeit auf den Mädchenhandel seitens 
der Beamten. 

6. Die Vertragsstaaten sollen die Namen der Verbrecher aus- 
tauschen und sich verpflichten, solchen die Erlaubnis zu 
konzessionsbedürftigen Betrieben (Gastwirtschaften etc.) zu 
versagen. 

7. Zulässigkeit der Landesverweisung. 

Bezüglich der Ergebnisse dieser, also 1902 in Frankfurt vor¬ 
gelegten Fragen sei auf die Zeitungen verwiesen. 

In derselben Sitzung erstattete Prof. Gau ekler den Bericht 
über den congr^s d'anthropologie criminelk^ der vom 9. bis 14. September 
1901 in Amsterdam getagt hat. 

Drei Fragen vornehmlich gelangten zur Besprechung: 

1. Eingehendes Studium des Verbrechens vom biologischen 
Standpunkt aus. 

2. Strenge Kritik des geltenden Strafrechtssystems vom obigen 
Gesichtspunkt aus. 

3. Gleichgiltigkeit der Juristen gegenüber soziologischen Fragen. 

Zu Frage 1 gelangte man zu dem Ergebnis, die Annahme eines 

„geborenen“ Verbrechertums sei ohne Bedeutung und der Typus 
„Verbrecher“ — wenn überhaupt solcher bestehe •— sei noch nicht 
wissenschaftlich erkannt. 

Zu Frage 2 wurden besonders besprochen: Das jugendliche 
Verbrechertum, ein — nicht angenommener — Vorschlag, erstmalige 
Verbrecher im Alter über 70 Jahre nach besonderen Regeln zu 
bestrafen, und die Frage nach den Sittlichkeitsverbrechen, wobei der 
italienische Berichterstatter, M. Aletrino unter allgemeinem Wider¬ 
spruch sich für Anschauungen und Bestrebungen erklärte, wie sie 
z. B. leider auch bei uns das sogenannte wissenschaftlich-humanitäre 
Komitee vertritt.^) 

Endlich wurde auch die Frage nach Repressiv- oder Präventiv- 
Strafbestimmungen erörtert, wobei als bestes Mittel letzterer Art auch 
wieder die Bekämpfung des Alkoholismus bezeichnet wurde. 

Schliesslich sprach sich eine grosse Mehrheit für Beseitigung 
der Einzelhaft aus, für die übrigens nur Dr. B a e r-Ploetzensee ein¬ 
getreten war und die gegen sie erhobenen Angriffe abgewehrt hatte, 

1) Vergl. die Zeitschrift; Der Eigene, Hcrausg. A. Brandt: Januar 1908, (für 
Lc^er, welche die Frage interessiert, der ich mich übrigens völlig ablehnend gegenüber 
verh.alte). 
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und M. Frrri und van Hamei traten für Abschaffung aller blos 
Strafcharakter tragenden Massnahmen ein. 

Zu Frage 3 konnten nur Auszüge aus den Berichten der ab¬ 
wesenden Referenten verlesen werden. 

Am Schluss glaubt der Berichterstatter G. der italienischen 
Schule — trotz der von ihr gemachten Fehler — das Verdienst zu¬ 
erkennen zu müssen, darauf hingewirkt zu haben, das empirische 
Verfahren beim Studium des Verbrechertums in weiterem Masse zu 
verwenden, und so zu Nachforschungen angeregt zu haben, die der 
wissenschaftlichen Vertiefung der Strafgesetzgebung dienen können. 

Züricher Strafrechts-Kongress im Oktober 1901. 

Nach 2 Vorträgen der Herren Zürcher und G a u t i e r wurden 
für die „bedingte Bestrafung“ folgende Leitsätze beschlossen: 

Einführung der bedingten Bestrafung in die schweizerische 
Gesetzgebung ist wünschenswert. 

Sie soll eine Art strenger Warnung sein und stellt sich so als 
Präventivmassnahme dar, die man den voraussichtlich sich bessernden 
Schuldigen gegenüber anwenden muss; sie soll gelten für Verbrechen 
wie für Vergehen, soweit diese mit Gefängnis oder Geldstrafe be¬ 
droht sind. 

Das dem Beispiel Massachusetts entnommene Verfahren 
der „Aufhebung der Vollstreckung der Strafe“ soll zur Aufnahme 
erwogen werden. 

In Moskau hat sich unter dem Vorsitz von Troltzky ein 
Verband der im Interesse der entlassenen Sträflinge bestehenden 
Vereine gebildet, dessen Ziele in einem gemeinsam aufgestellten 
Programm festgelegt werden sollen. 

PatrancLge des famiUes des fov^ats en Russie* 

Der Verein ist 1891 auf Anregung der Prinzessin Eugenie 
Maximilianowna von Oldenburg hin gegründet, um die unschuldigen 
Familien, speziell die Kinder der Galeerensträflinge zu unterstützen, 
die ihren Ernährer in die Verbannung begleiten wollen. Zuerst 
wurde im Gebiet des Transbaikal ein Heim für Sträflingskinder in 
Nertchinsk gegründet, wo sie praktische Berufe und ein gutes Hand¬ 
werk lernen können. 

1895/96 wurden weitere 6 Heime, ein Frauenarbeitshaus und 
eine Krippe für deren Kinder gegründet. 

Seit 1898 leitet der Patronage die Schulen auf Sachalin, jedoch 
hat er mit finanziellen Schwierigkeiten zu kämpfen, weshalb er sich 
an den Justizminister um Unterstützung wenden will. 

Unter dem Titel: 

Les transformations du crime et la civilisatian moderne 

(Rom 1901) veröffentlichte A. Niceforo seine Strafrechts-Antritts¬ 
vorlesung in Lausanne, in der er in 4 Hauptsätzen die Ergebnisse 
seiner Untersuchungen zufammenfasst; 

1. Unter dem Einfluss der modernen Kultur drängt das Ver¬ 
brechen — während es sich bis dahin vornehmlich mittelst 
der Gewalt durchsetzte — mehr und mehr dahin, sich durch 
Betrug zu verwirklichen. 

2. Die Zahl der gewaltsamen Verbrechen steigt in den weniger 
kultivierten Ländern und fällt in den höher entwickelten 
Staaten. 
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3. Die Zahl der Gewalt-Verbrechen neigt einer Zunahme auf 
dem flachen Lande zu, weniger in Städten. 

4. Reichtum und Wohlhabenheit verhindern ein Verbrechen 
nicht, aber sie setzen die Formen der List an Stelle der 
Gewalt. 

Das schwierige Problem wird wohl manchen zu anregenden 
Nachforschungen verleiten dürfen. 

Kriminalistatistik in Norwegen. 1898 betrug die Zahl 
der Sträflinge 591 Männer und 123 Frauen, zusammen 714 

1898/99 betrug der Zugang 541, der Abgang 543, sodass ein 
Bestand von 712 (511 Männer, 101 Frauen) am 31. Juni 1899 da war. 
Die Bestrafungen betrafen: zu 3 Prozent Vergehen gegen die öffent¬ 
liche Ordnung, zu 16 Prozent Angriffe auf Menschen; zu 9 Prozent 
Sittlichkeitsdelikte und zu 72 Prozent Raub- und Eigentumsdelikte. 

Elektrische Hinrichtung. Gelegentlich dieser an dem 
Mörder Mac Kinley’s vollzogenen Prozedur wurde Lombroso um sein 
Urteil über dieselbe befragt. 

Er ist ein Gegner derselben, da sie zu lange und für den 
Delinquenten quälende Vorbereitungen erfordern. 

Lombroso vertritt bekanntlich auch den Standpunkt, die Strafe 
sei nur ein Mittel, um ein der Gesellschaft gefährliches Individuum 
zu beseitigen. Daher müsse die Todesstrafe schnell und sanft voll¬ 
zogen werden und dies sei bei der Elektrokution nicht möglich; die 
Vorbereitungen, wie Anlegen der Kupfermaske u. s. w. nähmen zu 
viel Zeit in Anspruch und dienten nur dazu, die letzte qualvolle Zeit 
noch zu verschlimmern. 

„Das menschliche Gefühl“, fährt er fort, „verlangt, dass die 
Angst vor der Hinrichtung möglichst abgekürzt und die Form der 
Todesart selbst möglichst schmerzlos sei“. 

Daher empfiehlt Lombroso vor allem die Anwendung eines 
Gases, das den Tod unter angenehmen Halluzinationen herbeiführe, 
so wie es bei Anwendung von Chloroform, Aether u. s. w. sei. Dazu 
seien auch keine Vorbereitungen nötig und das Individuum gehe 
unmerklich von dieser Welt in jene über. 

Soll man nach diesem Vorschlag Lombroso noch Emst nehmen? 

Sein Eintreten für eine möglichst milde und schnelle Straf¬ 
vollstreckung in Ehren, aber dieser Vorschlag . . .! 

Bedingte Verurteilung im Staate New-York. Die be¬ 
dingte Verurteilung ist damit in 28 Staaten Amerikas eingeführt. 
Nach dem neuen diesbezüglichen Gesetz für New-York kann jeder in 
Freiheit on parote gesetzt werden, der verurteilt ist 1. wegen eines 
Deliktes, das mit einer Höchststrafe von 5 Jahren Gefängnis bedroht 
ist, wenn er 2. vorher noch nicht bestraft ist wegen eines Deliktes, 
das Gefängnisstrafe verwirken würde. 

Auf über 500 Anträge hin ist sie in nur 180 Fällen gewährt 
worden seit ihrer Einführung. 

Ein besonderer Beamter (prohation officer) ist an jedem Gefängnis 
angestellt, welcher den entlassenen Gefangenen behilflich sein soll, 
Arbeit zu finden und sie während der vorläufigen Infreiheitsetzung 
bewachen soll, bis über ihre definitive Entlassung entschieden ist. 
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Bibliographie der Gefängniskunde. 

Von Prof. V. K i r c h c n h e i m in Heidelberg. 

Bis 1. Februar 1904 erschienen: (Die mit * bezeichneten sind 
bei der Schriftleitung eingegangen.) Vergl. XXXVI 502 u. XXXV 514. 


Deutsche Literatur. 

*Aschaffenburg, Prof., Das Verbrechen und seine Bekämpfung; 
Kriminalpsychologie für Mediziner, Juristen und Soziologen, 
ein Beitrag"zur Reform der Strafgesetzgebung. VIII. 246 Seiten. 
Heidelberg, Winter. M. 6.— 

Behringer, E., Die Gefängnisschule. Ein Ueberblick über die 

geschichtliche Entwickelung, den heutigen Stand und die Be¬ 
deutung des Schul- und Bildungswesens in Strafanstalten. Leipzig, 
C. G. Hirschfeld. M. 3.60 

Bayern. 

Das Gesetz betr. die Zwangserziehung. Herausgegeben von 
V. d. Pfordten, München 1902, J. Schweitzer, 125 §. M. 2.— 
— Dasselbe von Englert. III. 164 S. München, Beck. Geb. M. 2.20 
Beiieke, H. F., Gefängnisstudien mit besonderer Berücksichtigung 
der Seelsorge im Untersuchungsgefängnis. 145 S. Hamburg, 
Herold. M. 2.— 

Büsing, W., Verbrechen? Tendenz-Drama. 202 S. München, Monachia- 
Verlag. M. 2.— 

Costa-Rossetti E. v. Rossanegg, A., Der Brünner Spielberg, 
insbesondere die Kasematten, und seine merkwürdigsten Ge¬ 
fangenen. Mit 3 Planskizzen und 2 Ansichten des Spielberges. 
7. Aufl. IV. 66 S. Brünn, Winkler. M. -.80 

Deutsch, L. G., 16 Jahre in Sibirien. Erinnerungen eines russischen 
Revolutionärs. VII. 336 8. mit 7 Bildnissen und 6 Abbildungen. 
Stuttgart, Dietz Nachf. M. 3.—, geb. M. 3.50 

Do roschewitsch, W., Die Verbrecher-Insel Sachalin. 216 S. Berlin, 
Steinitz. M. 2.— 

D u e n s i n g, Dr. jur., Frieda, Verletzung der Fürsorgepflicht gegenüber 
Minderjährigen, ein Versuch zu ihrer strafgesetzlichen Behand¬ 
lung. 126 S. München, J. Schweitzer, 1903. M. 2.80 

Fischer, W., Die Folter, die Leibes- und Lebensstrafen. Die Hexen¬ 
prozesse. 190 S. — Fischer, W., Der Inquisitions-Prozess. 
Das moderne Verbrechen und seine Bekämpfung. 160 S. Heil¬ 
bronn, Weber. 

^Fliegenschmidt, Strafanstalts-Direktor, der Beruf des Aufsehers 
in den Strafanstalten und Gefängnissen. Leipzig, Benno 
Konegen, 2. Aufl., 98 S. M. 1.80 

Geheimnisse des Spielberges. Romantische Enthüllungen aus dem 
Leben der Spielberger Sträflinge nebst der Geschichte und Be¬ 
schreibung dieser einstigen furchtbaren Strafanstalt. 3. Aufl. IV., 
223 S. mit Abbildungen und 1 Tafel. Brünn, Karafiat & Sohn. 

M. 3.— 
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Gross, H., Gesammelte kriminalistische Aufsätze. VIII.429. Leipzig, 
Vogel. M. 14.— 

*Hafner, K., Geschichte der Gefängnisreformen in der Schweiz. 
Bern, Stämpfli & Cie. 1901. 

Hel hing, F., Die Tortur. Mit 43 Illustr., 2 Bde. VII. 264 und 268 S. 

Berlin, Gnadenfeld. M. 12.— 

^Hippel, Ton, Dr., Zur Vagabundenfrage. 40 S. Berlin, O. Lieb¬ 
mann. M. 1.— 

*Hoegel, Dr., ,.Die Straffälligkeit der Jugendlichen“. 69 S. Leipzig, 
Vogel. M. 3.— 

Hus, Gefangenschaftsbriefe. Nach dem Originaldruck v. 1576, Text 
V. Kügelgen. XII. 30 mit Bild. u. 3 Tafeln. Leipzig, Wöpke. 

M. -.50 

Jühling, Die Inquisition. Enthüllungen a. d. geheimen Kerkern etc. 

IV. 419. Dresden, Dohm. M. 4.— 

Kahle, Der Kriminalbeamte. Erzählung. 92 S. Berlin, Weickert. 

M. —.20 

* K u r e 11 a, „Die Grenzen der Zurechnungsfähigkeit und die Kriminal- 
Anthropologie. Für Juristen, Aerzte und gebildete Laien- 
123 S. Halle a. S., Gebauer & Schwetschke. M. 3.— 

*Limberg, P., Die Gefängnis - Seelsorge und charitative Fürsorge 
für Gefangene und Entlassene in Preussen. IV. 128 S. Münster, 
Regensberg. M. 1.40 

*Miricka, A., Die Formen der Strafschuld. Leipzig, Hirschfeld. 

M. 7.- 

Link, Stellung der Einzelhaft im Strafvollzug. 90 S. Göttingen, 
Vandenhoek. M. 2.— 

Mönkemöller, Geistesstörung und Verbrechen im Kindesalter. Ber¬ 
lin, Reuther & Reichard. M. 2.80 

*NHcke, Dr., Medizinalrat, Die Unterbringung geisteskranker Ver¬ 
brecher. 57 S. Halle a. S. Karl Marhold. M. 2.— 

"^Rosenfeld, Abhandlungen, des kriminalist. Seminars a. d. Univer¬ 
sität Berlin. Neue Folge. H. Bd. 3. Heft. Strafrechtspflege, 
insbesondere Gefängniswesen in Ceylon. 116 S. Berlin, Gutten- 
tag. " M. 3.— 

Sacbaen. 

Geschäfte der Gefängnisbeamten, III. u. S. 1049—1116. 

Dresden, Heinrich. M. —80 

Seuffert, N. Ein neues Strafgesetzbuch für Deutschland, III. 83 S. 

München, Beck. M. 2.— 

Stade, Rh., Frauentypen aus dem Gefängnisleben. Beiträge zu einer 
Psychologie der Verbrecherin. VIII. 290 S. Leipzig, Dörffling 
& Franke. M. 4.—; geb. M. 5.— 

S t e n g 1 e i n, Die strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reichs, 
Berlin 0. Liebmann. 3. Aufl. Vollst. M. 20.— 

^Strafanstaltsverwaltung Berlin. Dienstordnung für die 
dem Ministerium des Innern unterstellten Strafanstalten und 
grösseren Gefängnisse 1902. 

U n g e r, Frz., Im Zeichen der Grausamkeit. Skizzen zur Geschichte 
der Leibes- u. Lebensstrafen im alten Wien mit Berücksich- 
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tigung der vergchiedenen Hinrichtungsarten und der Zauberei, 
nach Schlager, Realis und P. M. Fuhrmann. 85 S. München, 
Mickl. M. 2.50 

Usteri, P., Aechtung und Verbannung im griech. R. VIII. 172 S. 
Berlin, Weidmann. M. 6.— 

Wagner, C , Oberlandesgerichtsrat in Zweibrücken, Die Strafinseln, 
333 S. Stuttgart, Lehmann. M. 2.— 

Weien, K., Aus dem Berliner Verbrecherleben. 6. Aufl. III. 69 S. 
Berlin, Schuhr. M. 1.— 

— Wie man Verbrecher erkennt. Bertilion’s System. Aus den 

Geheimnissen der modernen Kriminalpolizei. 24 S. Arad. v. 
Jung. M. —15 

Statistik. 

Blau, Kriminalstatistische Untersuchungen im Kreise Marienwerder. 
67 S. Berlin, Guttentag. M. 2.— 

Weidemann, Ursachen der Kriminalistik in Meiningen. 65 S. Berlin, 
Guttentag. M. 2.— 

Deutsches Beleb. 

Kriminalstatistik für 1900. IV 55, 50 u. 333 S. Berlin, Putt- 
kamer & Mülbrecht. M. 10.— 

Preussen. 

^Strafanstaltsverwaltung Berlin: Statistik der zum Ressort 
des Königl. Preuss. Ministeriums des Innern gehörenden Straf¬ 
anstalten und Gefängnisse und der Korrigenden für 1901. 

^Statistik über die Fürsorgeerziehung Minderjähriger. (G. v. 2. VI. 
1900) und über Zwangserziehung Jugendlicher (§ 56 des St.-G.-B.) 
für das Etatsjahr 1901 (1. IV. 1901 bis 31. III. 1902). Bearbeitet 
im Königl. Ministerium des Innern. XXV. 165 u. 78 S. Berlin, 
Druckerei der Strafanstaltsverwaltung. 

Hessen. 

Beiträge zur Statistik des Grossherzogtums Hessen. 46. Bd. 1. Heft. 
Statistik der Straf- und Gefangen-Anstalten im Grossherzogtum 
Hessen für das J. v. 1. IV. 1899 bis 31. III. 1900. IV. 32 S. 
Darrastadt, Jonghaus. M. —.80 

Bayern. 

Ergebnisse der Zivil- und Strafrechtspflege und Bevölkerungsstand 
der Gerichtsgefängnisse und Strafanstalten des Königreichs 
Bayern im J. 1902. XXXVIII. 101 S. München, Kaiser. M. 3.— 

Oesterreich. 

Statistik, Österreich. 69. Bd. IV. Uebersicht der Verhältnisse der 
Österreich. Strafanstalten und die Gerichts-Gefängnisse im Jahr 
1899. II. II. XXVII. 91 S. Wien, Gerolds Sohn. M. 4.60 

Statistik der Strafrechtspflege 1898. Wien, Gerold. ' M. 6.— 

Zeltscbnflen. 

Archiv für Strafrecht, L. 3—4. Hübsch, Zum Reichsgesetz 
vom 30. VI. 1900 betr. Unfallfürsorge für Gefangene. Band 62 
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Seite 189. Kitzinger, Auslegung von § 862 R.-Str.-G.-B. 
S. 211—17, S. 292, 303 über bedingte Verurteilung. 
Gerichtssaal, 63, S. 1—40u.81—129. 0r11 off, Beschränkungen d. 
Vollstreckung von Freiheitsstrafen. S. 139—147. Zucker, üeber 
Ergebnisse der österreichischen Strafrechtspflege 1898. 
Zeitschrift für Strafrechtswissenschaft. Bd. 23 S. 509. 
Löffler, Alkohol und Verbrechen S. 687. Schultetus, Ent¬ 
schädigung zu Unrecht Verhafteter S. 746. Braune, PolizeL 
aufsicht 812—19. Drechsler, Französisches Gefängniswesen 
898—911. Clement, UeberGefängniswesen. Bd.24. S.88—128. 
Löwenstimrh, Die Deportation nach Sibirien vor u. nach d. G. 
V. 12. 6. 1900, S. 148—156. Engelberg, d. Versammlung des 
Vereins deutscher Strafanstaltsbeamten in Stuttgart. 

Neue Zeitschrift. 

*Der Pitaval der Gegenwart. Almanach interessanter Straf- 
reehtsfälle. Herausgegeben von Prof. Franke, Polizeidirektor 
Roscher, Oberstaatsanwalt Schmidt. Verlag Leipzig, Hirschfeld, 
Bd. von 4 Heften M. 6.—, 1 Heft 92 S. 

Aus anderen Gebieten. 

*Baer, Ueber die Trunksucht, ihre Folgen und ihre Bekämpfung. 
Sonderabdruck aus der „Deutschen Klinik“ Berlin, Urban und 
Schwarzenberg. 70 S. 

Gammert, Die kriminalist. Zählkarten und Strafnachrichten. Nach¬ 
trag. VIII. 3 S. Nordhausen, Selbstverlag. M. —.55 

♦Herz, Hugo, Dr., Arbeitsscheu und Recht auf Arbeit, gr. VIII. 

100 S. Leipzig, Wien, Franz Denticke. M. 3.— 

♦Jahresbericht der Juristischen Gesellschaft, 44er zu Berlin. 
♦Mitteilungen der deutschen Gesellschaft zur Bekämpfung der 
Geschlechtskrankheiten. (3 Hefte.) J. Ambrosius Barth i. Leipzig. 
♦Parent-Duchätelet, Die Prostitution in Paris, Freiburg i. B. 

E. P. Lorenz 262 S. M. 4.50 

♦Salomon, Alice, Soziale Frauenpflichten, 136 S. Berlin, Liebmann. 

M. 2.20 

♦H. Schindler, Was sollst du von Bier und Branntwein wissen? 
Dresden, Holbeinstr. 105. Landesverband gegen Missbrauch 
geistiger Getränke. 32 S. Bei 100 Exempl. 13 Pf. pro Stück. 
Stumme, Die deutsche Gaunersprache. 26 S. Leipzig, Seele & Co. 

M. —.30 


Ausländische Literatur. 

Dänische Werke. 

Müller, S., Dodsstraf. Lejlighedsbetragtninger, Danmarks Regering 
og Rigsdag tilegnede. 16 S. Kopenhagen. E. Langhoff. 35 öre 

Englische Werke. 

Grubb, E., Prison Industries. Howard Assoc. 
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’^Henderson, Ch. R., „Modern Prison Systems“ Their Organisation 
and regulation in various couutries of Europe and America. 
Washington: Governement Printing Office 1903 

— Justice, criminal Report, f. Indien Hyderabad 1901. sh 1.11 
Prisons, England and Wales. Report of Commissioners for 1902—03. 

Prisons, Irland 1901/02 7 

— Military 1901 6 

^Report of committee on supervision and control of penal institutions 

in The american Journal of Sociologie — November 1903 — 
Chicago university Press. (20 Seiten). 

Französische Werke. 

Viand, La peine de mort en nature politique. 449 S. Paris, 
Rousseau. 

Italienische Werke. 

Cuidera, L., Vivai criminali in Sicilia. I (Castellammare del Golfo). 

p. 121. Palermo. 1. 2.— 

*Levi, Alessandro. Delitto e pena nel pensiero dei greci: studi su 
le concezioni antiche e confronti con le teorie odieme, con 
prefazione del prof. Biagio Brugi. p. 283. Torino. 1. 3.50 
Negri, A. La pena nel secolo presente ed il problema penitenziario: 
prelezione. p. 48. Verona. 1.1.— 

Spanische Werke. 

Novisima legislacion de prisones. Herausg. r. d. Revisti de pri- 
siones. 87 S. Madrid 1901. Gongora & Albarez. p. 1.50 

Russische Werke. 

Schdanow, Drei Monate Einzelhaft. Eindrücke und Erinnerungen. 
(In russ. Sprache). 76 S. Berlin, Räde. M. 2.— 
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Gottlob Schall. 

t 

Am 3. Dezember 1903 hat ein Ehrenmann im schönsten 
Sinne des Wortes, Pfarrer Schall, evangelischer Haus¬ 
geistlicher am Zuchthause Ludwigsburg und an dessen 
Nebenanstalten auf Hohenasperg, nach langem, schweren 
Leiden sein inhaltsreiches Leben im Alter von 62 Jahren 
beschlossen. 

Von der Achtung, Liebe und Verehrung, die der Ver¬ 
storbene in weiten Kreiseji der Gesellschaft bis an sein 
Ende in vollem Masse geniessen durfte, gab die zahlreiche 
Trauerversammlung, die sein offenes Grab umstand, be¬ 
redtes Zeugnis. 

Aus dem ihm von einem langjährigen Freunde und 
ehemaligen Studiengenossen, Dekan Dr. Bacmeister, ge¬ 
widmeten, warm empfundenen Nachrufe durften die um 
seine letzte Ruhestätte versammelten Leidtragenden ver¬ 
nehmen, wie Schall als junger Geistlicher zunächst ein 
reiches Arbeitsfeld in der Diaspora des württembergischen 
Oberlandes fand, wie er dort für die Sache des Gustav- 
Adolf-Vereins in eigener Person tätig gewesen und seine 
jüngeren Freunde für ihn gewonnen hat, wie er von 1872 
an fünf Jahre lang einer ländlichen Gemeinde seiner schwä¬ 
bischen Heimat als treuer Seelsorger Vorstand und darauf 
die Stelle eines Inspektors der Heil- und Pflegeanstalt für 
Schwachsinnige und Epileptische in Stetten i. R. übernahm 
und da im Verein mit seiner ihm im Tode voran gegangenen 
ersten Gattin 17 Jahre lang in Segen gewirkt und sich als 
Vater, Freund und Wohltäter den Dank von Hunderten 
armer, bemitleidenswerter Geschöpfe und deren Angehöriger 
verdient hat. 

Seine hervorragenden Leistungen auf diesem Gebiete 
der inneren Mission fanden Allerhöchste Anerkennung durch 
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Verleihung des Olgaordens, eines für Werke der Liebe und 
Barmherzigkeit gestifteten Württemb. Ehrenzeichens. 

Von 1893 an galt seine hingebende und aufopfernde 
Tätigkeit der Gefangenen-Seelsorge. Die Erfüllung dieser 
seiner frei gewählten Aufgabe erblickte er nicht blos in 
der religiös-sittlichen Hebung und Besserung gefallener 
Mitmenschen während ihrer Gefangenschaft, sondern 
namentlich auch in der eifrigsten Fürsorge für deren red¬ 
liches Fortkommen nach ihrer Entlassung aus dem Straf- ; 
hause, und gross ist die Zahl derjenigen, denen er durch 
Rat und Tat die Wiederaufnahme in die bürgerliche Gesell¬ 
schaft und die Rückkehr zu einem geordneten und gesetz- 
mässigen Lebenswandel vermittelt oder auch durch eigene 
freigebige Handreichung ermöglicht oder gefördert hat. 

Schall verstand es vorzüglich, mit seinem geistlichen Be¬ 
rufe die strengen Pflichten des Gefängnisbeamten in schönen 
Einklang zu bringen. Wie — dank dieser seiner Klugheit — 
stets die vollste Harmonie zwischen ihm und den übrigen 
Mitgliedern der Beamten-Konferenz bestand, so machte sich 
Schall auch seine ausgeprägte, echt christliche Nächsten- * 
liebe um die Erhaltung des in hiesiger paritätischer Straf¬ 
anstaltsgemeinde von jeher bestandenen konfessionellen 
Friedens verdient. 

Nicht unerwähnt darf ferner bleiben, dass der Ver¬ 
storbene den Bestrebungen unseres Vereins, dem er nahezu 
zehn Jahre lang als Mitglied angehörte, seine rege Teil¬ 
nahme und warmes Interesse zugewendet hat. 

Wie alle, die dem Hingegangenen näher standen und 
seinen hohen sittlichen W’^ert wie seine hervorragende 
geistige Begabung ehren und schätzen zu lernen Gelegen- ] 
heit hatten, sich in der Gegenwart eins fühlen in der 
Trauer um den geschiedenen Freund und Amtsgenossen, 
so wird sie alle auch in Zukunft die gleiche dankbare Er¬ 
innerung an den edlen Mann verbinden, den sie mit Stolz 
zu den Ihrigen zählen durften, und dessen Name an hiesiger 
Anstalt stets mit vollster Verehrung genannt werden wird. 

Ehre seinem Andenken! 

Friede seiner Asche! 


Sichart. 
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Verzeichnis 

der Mitglieder 

des Vereins der deutschen und der österreichisch-ungarischen 
Strafanstaitsbeamten. 


Nach dem Stand am 15. März 1904. 


I. Ehrenmitglieder. 

Breitling, Dr. von, Exzellenz, königl. Württ. Ministerpräsident 
und Staatsminister der Justiz in Stuttgart. 

Goltz, Frhr. von der, Wirkl. Geh. Ober-Reg.-Rat, Präsident des 
Kaiserlichen Rates in Strassburg. 

Guillaume, Dr., Direktor des eidgenössischen statistischen Bureau 
in Bern. 

G u t s c h, Dr., Geh. Hofrat, früher Arzt der Strafanstalten in Bruchsal, 
in Karlsruhe. 

Hürbin, Strafaustaltsdirektor in Lenzburg. 

Jage mann, Dr. von, Exzellenz, Wirkl. Geh. Rat und ordentlich. 
Honorarprofessor in Heidelberg. 

Köstlin, von, Gefängnisdirektor a. D. in Stuttgart. 

Leonrod, Dr. von, Exzellenz, königl. bayerischer Staats- und 
Justizrainister in München. 

Scheffer, Pastor in Marburg. 

Tallack William in London. 

Wach, Dr., Geh. Rat und Professor des Strafrechts an der Universität 
Leipzig. 

W i 1 -1 h, Dr., Geh. Justizrat, Strafanstaltsdirektor a. D. in Pankow. (12) 


II. Ausschussmitglieder. 

Vorsitzender: 

Engelberg, Dr. von, Regierungsrat, Direktor des Landesgefäng¬ 
nisses Mannheim. 
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Mitglieder: 

Bär, Dr., Geh. Medizinalrat, Oberarzt des Strafgefängnisses Plötzensce. 
Baumgärtl, Ministerialrat im Justizministerium in München. 
Böhmer, Geh. Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Waldheim. 

Gruse, Ober-Reg.-Rat, Direktor der Gefangenanstalten in Wolfen¬ 
büttel. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltsgeistlicher in Werden. 

Junghanns, I. Staatsanwalt in Konstanz. 

Klein, Amtsrichter a. D., Direktor des Strafgefängnisses in Tegel. 
Kopp, Major a. D., Ober-Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Frei¬ 
burg i. B. 

Marcovich, k. k. Oberdirektor der Strafanstalt Carlau bei Graz. 

M i c h a 1, Regierungsrat, Direktor des Zellengefängnisses in Nürnberg. 
Nemanitsch, Dr., k. k. Staatsanwalt in Marburg a. D. 
Preetorius, Dr., Generalstaatsanwalt in Darmstadt. 

Reich, Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Bautzen. 

Rohden, Dr., von, Pfarrer, Hauptagent der Rhein. Westf. Gefängnis- 
Gesellschaft in Düsseldorf. 

Schellmann, Direktor der Prov.-Arbeitsanstalt in Brauweiler. 
Schwab, von, vortrag. Rat im Justizministerium, Mitglied des 
Strafanstalten-Kollegiums in Stuttgart. 

Sichart, von, Strafanstaltsdirektor in Ludwigsburg. 

SimonsoD, Ober-Landesgerichtsrat in Breslau. 

Stellmacher, Reichsgerichtsrat in Leipzig. 

Zeis, Ober-Rechnungsrat, Strafanstalts-Verwalter in Mannheim. 
Zilligus, Major a. D., Strafanstaltsdirektor in Berlin. (22) 


III. Alphabetisches Verzeichnis sämtlicher 
aktiver Mitglieder. 

Herzogtum Anhalt 

Brandt, Strafanstaltsinspektor, Dirigent der Strafanstalt in Coswig. 
Coswig, Strafanstalt. 

Dessau, herzogl. Staatsministerium. 

Dessau, herzogl. Strafanstalts-Kommission. (4) 

Grossherzogtum Baden. 

Arnold, Stadtpfarrer, evang. Hausgeistlicher am polizeil. Arbeitshaus 
Kislau, wohnhaft in Wiesloch. 

Baumeister, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Männerzuchthaus 
Bruchsal. 
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Baumgartner, Staatsanwalt in Mannheim. 

Behringer, Reallehrer, Gefängnislehrer in Freiburg. 

Benckiser, Dr., Oberamtsrichter, Karlsruhe. 

Berger, Johanna, Hauslehrerin an der Weiberstrafanstalt in Binichsal. 
Bert sch, Dr., Oberamtsrichter in Säckingen. 

Bitzel, Rechtsanwalt in Offenburg. 

Breisach, Bezirks verein für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge. 
Bruchsal, Direktion des Männerzuchthauses. 

Bruchsal, Direktion des Landesgefängnisses und der Weiber¬ 
strafanstalt. 

Büchner, Oberamtsrichter in Gengenbach. 

Dietz, Dr. jur., Rechtsanwalt in Karlsruhe. 

Dusch, Dr., Frhr. von, Landgerichtsrat in Mannheim. 

Ebb ecke, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Männerzuchthaus in 
Bruchsal. 

Engelberg, Dr. von, Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Mannheim. 
En gl er, Amtsrichter in Ettlingen. 

Freiburg, Direktion des Landesgefängnisses. 

Fritschi, Alfred, Dr., Medizinalrat, Hausarzt am Landesgefängnis 
in Freiburg. 

Fromherz, Amtsrichter in Waldshut. 

Fuchs, Geh. Ober-Finanzrat, Präsident der Zentralleitung der 
badischen Schutzvereine in Karlsruhe. 

Gaupp, Dr., Privatdozent der Medizin an der Universität Heidelberg. 
Greif f, Dr., Obermedizinalrat, Medizinalreferent im grossh. Ministerium 
des Innern in Karlsruhe. 

Grosseifinger, Dr., Staatsanwalt in Mannheim. 

Haager, Referendar, Hülfsarbeiter am Landesgefängnis Freiburg. 
Heintze, Dr., Oberamtmann und Amtsvortsand in Wiesloch. 
Hoffmann, Sträfanstaltslehrer in Mannheim. 

Hogg, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Bruchsal. 

Huber, Dr., Amtsrichter in Rastatt. 

Hübsch, Dr., Geh.-Rat, Ministerialdirektor im Ministerium der Justiz, 
des Kultus und Unterrichts in Karlsruhe. 

Hugelmann, Strafanstaltslehrer in Mannheim. 

Jäger, Reallehrer, Strafanstaltslehrer in Bruchsal. 

Junghanns, I. Staatsanwalt in Konstanz. 

Kaiser, Dr., Bezirksarzt, Medizinalrat in Karlsruhe. 

Kapferer, Strafanstalts-Buchhalter in Bruchsal. 

Kirchenheim, Dr. von, Professor der Rechte in Heidelberg. 
Kirsch, Reallehrer, Gefängnisoberlehrer in Freiburg. 

Köhler, Dr., Oberamtsrichter in Waldshut. 

Ko pp, Major a. D., Ober-Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Freiburg. 
Krauss, Amtsrichter in Mannheim. 
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Krauss, Strafaustaltsgeistlicher a. D., Pfarrer in Scherzingen bei 
Schallstadt. 

Krautinger, Rechnungsrat, Strafanstaltsverwalter in Bnichsal. 

Lenhard, Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Bruchsal. 

Lewin, Dr., Stadt- und Bezirksrabbiner, isr. Hausgeistlicher am 
Landesgefängnia Freiburg. 

L i 1 i e n t h a 1, Dr. von, Hofrat, Professor des Strafrechts an der Uni¬ 
versität in Heidelberg. 

Lumpp, Dr., Strafanstaltsarzt in Bruchsal. 

Mannheim, Direktion des Landesgefängnisses. 

Mayer, Oberamtsrichter, Vorsitzender des Aufsichtsrats am Männer¬ 
zuchthaus Bruchsal. 

Meck, Pfarrer, kathol. Strafanstaltsgeistlicher in Mannheim. 

Merta, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher des Landesgefängnisses 
Freiburg. 

Muser, Revisor im grossh. Justizministerium in Karlsruhe. 

Neumann, Buchhalter am Männerzuchthaus Bruchsal. 

Nitka, Dr., Bezirksassistenzarzt, Hausarzt am Landesgefängnis 
Mannheim. 

Rastatt, grossh. Amtsgericht. 

Reck, Frhr. von, Staatsanwalt in Karlsruhe. 

Reichardt, Dr., Ministerialrat im Ministerium der Justiz, des Kultus 
und Unterrichts in Karlsruhe. 

Ribstein, Dr., Medizinalrat, Strafanstaltsarzt in Bruchsal. 

Rosenlächer, Amtsrichter in Radolfzell. 

Ru dm ann, Dr., Amtsrichter in Pforzheim. 

Rudolf, Rechnungsrat, Strafanstaltsverwalter in Freiburg. 

Rübenacker, Reallehrer, Hauslehrer am Männerzuchthaus Bruchsal. 

Sältzer, Pfarrer, evang. Gefängnisgeistlicher in Freiburg. 

Scherr, Pfarrer in Weinheini früher Strafanstaltsgeistlicher in 
Bruchsal. 

Schick, Strafanstaltsverwalter in Bruchsal. 

Schmidt, Oberamtsrichter in Weinheim. 

Schmidt, Dr., Rieh., Geh. Hofrat, Professor des Strafrechts an der 
Universität in Freiburg. 

Schwöbei, Dr., Pfarrer, evang. Hausgeistlicher des Landesgefäng“- 
nisses in Mannheim. 

Sinsheim, grossh. Amtsgericht. 

Stengel, Frhr. von, Major a. D., Ober - Reg. - Rat, Direktor des 
Männerzuchthauses in Bruchsal. 

V i 11 i n g e n, Bezirks verein für Jugendschutz und Gefangenenfürsorge. 

Wohlgemuth, Oberamtsrichter in Müllheim. 

Zahn, Buchhalter am polizeilichen Arbeitshaus in Kislau. 

Zeis, Ober-Rechnungsrat, Strafanstaltsverwalter in Mannheim. 
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Oberstaatsanwalt am grossh. Oberlandesgericht Karlsruhe. 
Freiburg, I. Staatsanwalt. 

Karlsruhe, I. Staatsanwalt. 

Konstanz, I. Staatsanwalt. 

Mannheim, I. Staatsanwalt. 

Offenburg, I. Staatsanwalt. 

Heidelberg, Staatsanwaltschaft. 

Mosbach, Staatsanwaltschaft. 

Pforzheim, Staatsanwaltschaft. 

Waldshut, Staatsanwaltschaft. (83j 


Königreich Bayern. 

Bauer, Franz, königl. Assessor am Zuchthaus Ebrach. 

Baumann, Dr. med., Hausarzt der Gefangenanstalt in Lichtenau. 
Baumgärtl, Ministerialrat im Kgl. Staatsministerium der Justiz 
in München. 

Bayer, Ludwig, katholischer Hausgeistlicher des Zuchthauses in 
Wasserburg. 

Beck, Dr., Medizinalrat, Hausarzt am Arbeitshaus Rebdorf. 

Birett, Regierungsrat, I. Direktor der Strafanstalt Straubing. 
Böhm, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Niederschönenfeld. 
Brosius, königl. Pfarrer, Hausgeistlicher am Zuchthaus Ebrach. 
Brune 0 , Pfarrer, evang. Hausgeistlicher des Zellengefängnisses in 
Nürnberg. 

Bschorer, Dr., königl. Bezirksarzt I. Klasse in Neustadt a. Aisch. 
Deyrer, Regieningsrat, Strafanstaltsdirektor in Amberg. 

Di stier, königl. Militärpfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Arbeits¬ 
haus St. Georgen. 

Dörfler, Strafanstaltslehrer in Amberg. 

Dörnhöffer, Strafanstaltsdirektor in Kaisheim. 

Do Hack er, Strafanstaltsdirektor in Wasserburg. 

Dreer, von, königl. Assessor an der Gefangenanstalt Nieder¬ 
schönenfeld. 

Drossbach, Dr. med., Hausarzt an der Gefangenanstalt Laufen. 
Düll, Direktor des Arbeitshauses in Rebdorf. 

Eberl, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher in Rebdorf. 

Egloffstein, Leo, Frhr. von, Königl. Sekretär bei der Verwaltung 
des Arbeitshauses in Rebdorf. 

Eign, königl. Oberregierungsrat a. D. in München. 

Feistle, Hauslehrer am Zuchthaus Kaisheim. 

Fenzl, Pfarrer, 2. kathol. Hausgeistlicher an der Strafanstalt Straubing. 
Finkl, Pfarrer, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt in Nieder¬ 
schönenfeld. 
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Fischer, Emil, Strafanstalts-Assessorin St. Georgen-Bayreiith. 
Fleck, kgl. Pfarrer, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Lichtenau 
Fleisch mann, Kirchenrat, protestantischer Strafanstaltsgeistlicher 
in Kaiserslautern. 

Forsteneichner, Strafanstalts-Assessor in Straubing. 

Franz, Strafanstaltsdirektor in Niederschönenfeld. 

Gebhardt, kathol. Hausgeistlicher in Zweibrücken. 

Gerl, Strafanstaltslehrer in Ebrach. 

G ö t z, Stadtvikar, funkt, prot. Hausgeistlicher am Zuchthaus Würzburg. 
Gossmann, Dr., königl. Bezirksarzt an der Gefangenanstalt 
St. Georgen-Bayreuth und am Arbeitshaus St. Georgen. 
Gruber, Max Em., Dr. med., königl. Bezirksarzt, Gefängnisarzt in 
München-Giesing. 

llärtl, Dr., königl. Bezirksarzt, Hausarzt am Zuchthaus Wasserburg. 
Haggenmiller, königl. Assessor an der Gefangen an stalt Lichtenau. 
Heinzei mann, Ministerialrat im königl. Staatsministerium der Justiz 
in München. 

Heiter, Geistlicher Rat, Strafanstaltsgeistlicher in Kaiserslautern. 

H e 1 d, Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Straubing. 

Heldmann, Pfarrer, königl. geistl. Rat, Strafanstaltsgeistlicher in 
Sulzbach. 

Heller, Dr., königl. Hofrat, Hausarzt am Zellengefängnis Nürnberg. 
Herrmann, Frz. Jos., Hofkaplan bei S. K. H. dem Herzog Karl 
Theodor in Bayeim, München. 

Hess, Assessor an der Gefangenanstalt in Sulzbach. 

Hilger, von, Assessor am Zuchthaus Plassenburg. 

Hi 11 er, Domkapitular in Würzburg. 

Höchtl, Strafanstaltslehrer in Straubing. 

Hofmann, Pfarrer, kathol. Strafanstaltsgeistlicher in Ebrach. 

Horn, Direktor des Zuchthauses in St. Georgen-Bayreuth. 

Huber, Regierungsrat, Direktor des Zuchthauses in Plassenburg. 
Hurst, Anton Josef, Hausgeistlicher des Zuchthauses in Kaisheim. 
H u s s 1 e i n, Hauslehrer des Zuchthauses in Lichtenau. 

Jacob, Friedrich, Strafanstalts-Direktor in Kaiserslautern. 

Jäger, Dr., prot. Strafanstaltsgeistlicher in Amberg. 
Kaiserslautern, Direktion der Strafanstalt. 

Kellner, königl. geistl. Rat, Pfarrer am Zuchthaus Würzburg. 
Kellner, Lehrer der Strafanstalt Straubing. 

Klee mann, Lehrer des Arbeitshauses in Rebdorf. 

König, Anna, Hauslehrerin an der Strafanstalt Sulzbach. 

Körb er, Dr., Medizinalrat, Hausarzt des Zuchthauses in Würzburg. 
Kohl, Fr., königl. Assessor am Zellengefängnis Nürnberg. 

Krapf, Buchhalter der Strafanstalt Zweibrücken. 

Kretzer, königl. Inspektor des Gerichtsgefängnisses Regensburg. 


Digitized by LjOOQle 



— 405 — 


Kroyer, Strafanstaltsdirektor a. D. in München. 

Küffncr, G., Pfarrer, prot. Hausgeistlicher am Zuchthaus Plassenburg. 
Le ebner, Hauslehrer an der Gefangenanstalt St. Georgen-Bayreuth. 
Leybold, königl. Assessor an der Strafanstalt Straubing. 
Lichtenau, königl. Verwaltung der Gefangenanstalt. 

Lindner, Reg.-Rat, Direktor der Gefangenanstalt in Laufen. 

Link, Direktor der Gefangenanstalt in Lichtenau. 

M ausser, Barbara, Hauslehrerin am Arbeitshaus St. Georgen. 
Mayer, Ed., evang. Hausgeistl. der Gefangenanstalt Lichtenau. 
Mayer, Joseph, Inspektor der Gerichtsgefängnisse in Nürnberg. 

M e s e t h, Dr., Bezirksarzt, Hausarzt des Zuchthauses in Plassenburg. 
Micha 1, Regierungsrat, königl. Direktor des Zellengefängnisses 
Nürnberg. 

Miltner, von, königl. bayr. Staatsminister der Justiz, Exzellenz, 
München. 

Müller, Buchhalter am Zellengefängnis Nürnberg. 

München, königl. Staatsministerium der Justiz. 

Munsch, Rechtspraktikant an der Gefangen anstalt Laufen. 
Nürnberg, Zellengefängnis. 

Nützel, Strafanstaltsbuchhalter am Zuchthaus Würzburg. 
Oberhaus, königl. militärische Strafanstalten. 

Oheim, Buchhalter des Zuchthauses in Ebrach. 

Oheim, Friedrich Otto, königl. Assessor bei der Gefangenanstalt 
Laufen. 

Poch, Georg, Direktor der Gefangenanstalt Zweibrücken. 

Pracht, Hermann, Pfarrer, prot. Hausgeistlicher am königl. Arbeits¬ 
haus in Rebdorf. 

Ranft, Ludwig, Strafanstaltsdirektor in Ebrach. 

Rebhann, königl. Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher an der Gefangen¬ 
anstalt St. Georgen-Bayreuth. 

Reich, Philipp, Strafanstalts-Assessor in Sulzbach. 

Renner, Dr., Ed., Hausarzt an der Strafanstalt Zweibrücken. 

Röhr er, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Zellengefängnis in 
Nürnberg. 

Roeser, königl. Assessor beim Zuchthaus Kaisheim. 

Roth Dr., Hausarzt an der Strafanstalt Kaiserslautern. 

Rudolph, Strafanstalts-Assessor in Würzburg. 

Rudolph, Lehrer der Strafanstalt in Zweibrücken. 

Schäfer, Dr., Bezirksarzt, Hausarzt an der Gefangenanstalt Sulzbach. 
Scherer, 2. Direktor an der Strafanstalt Straubing. 

Schilling, Dr., königl. Hofrat, Hausarzt am Zellengefängnis Nürnberg. 
Schmelcher, Dr., Medizinal - Rat, Bezirksarzt, Hausarzt der 
Gefangenanstalt in Amberg. 

S c h m i 11, J., Pfarrer, kath. Hausgeistlieher am Zuchthaus Plassenburg 
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Schneeweis, Pfarrer, kathol. Geistlicher der Strafanstalt Straubing. 
Schroeder, Friedr., königl. Assessor an der Gefangenanstalt Zwei¬ 
brücken. 

Schunk, prot. Hausgeistlicher der Strafanstalt in Zweibrücken. 
Schweykart, Direktor der Gefangenanstalt Sulzbach. 

St eg er, Regierungsrat, Direktor der Strafanstalt in Würzburg. 

S t i c k 1, Dr., med., Hausarzt der Gefangenanstalt in Niederschönenfeld. 
Stöhr, Hauslehrer an der Gefangenanstalt Laufen. 

Straubing, königl. Verwaltung der Strafanstalt. 

S t r i t z 1, Dr., Hausarzt am Zuchthaus Kaisheim. 

Triebswetter, königl. Pfarrer, kath. Hausgeistlicher der Gefaiigen- 
anstalt in Amberg. 

Trölltsch, Hauslehrer des Zellengefängnisses in Nürnberg. 
Wäglein, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Sulzbach. 
Wambsganz, Strafanstalts-Assessor in Zweibrücken. 

Weigand, Dr., Rechtspraktikant an der Gefangenanstalt Ainberg. 
Weindel, Hauslehrer der Gefangen an stalt Niederschönenfeld. 
Werner, Lehrer a. D. der Straferziehungsanstalt für verwahrloste 
jugendliche Personen in Speyer. 

Will, Hauslehrer am Zellengefängnis in Nürnberg. 

Wüst, Wilh., Hauslehrer an der Strafanstalt Kaiserslautern. 
Zeltler, Dr., Bezirksarzt, Strafanstaltsarzt in Ebrach. 
Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Augsburg. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Augsburg. 

Eichstätt. 

Kempten. 

Memmingen. 

Neu bürg. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Bamberg. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Aschaffenburg 

Bamberg. 

Bayreuth. 

Hof. 

Schweinfurt. 

Würzburg. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht München. 

Erster Staatsanwalt am Landgericht Deggendorf. 
.... Landshut. 

.... München I. 

. . . . München II. 

.... Passau. 

.... Straubing. 

.... Traunstein. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Nürnberg. 
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Erster Staatsanwalt am Landgericht Amberg. 

, , „ „ Ansbach. 

, » , » Fürth. 

, » » , Nürnberg. 

„ , , „ Regensburg. 

, , » I. Weiden. 

Oberstaatsanwalt am Oberlandesgericht Zweibrückeii, 
Erster Staatsanwalt am Landgericht Frankenthal. 

„ „ „ „ Kaiserslautern. 

, „ , , Landau. 

- _ - , Zweibrücken. 


(140) 


Herzogtum Braunschweig. 

Braunschweig, herzogl. Landgericht. 

Gruse, Ober-Reg.-Rat, Direktor der Gefangenanstalten in Wolfen¬ 
büttel. 

Gummert, Gefängnis-Oberinspektor in Braunschweig. 
Wolfenbüttel, Gefangenanstalten. 

Ziege 1er, Pastor, Hausgeistlicher an den Gefangenanstalten 
Wolfenbüttel. (5) 


Freie Hansastadt Bremen. 

Bremen, Staatsanwaltschaft. 

Bruckmeyer, Dr., Austaltsarzt in Oslebshausen. 

Fies, Lehrer an der Strafanstalt Oslebshausen. 

Fliegenschmidt, Direktor an der Strafanstalt Oslebshausen. 
Kölle, Inspektor an der Strafanstalt Oslebshausen. 

Müller, Pastor, evang. Anstaltsgeistlicher in Oslebshausen. 
Schumacher, Kassenbeamter an der Strafanstalt Oslebshausen. 
Zoglowek, Inspektor der Strafanstalt Oslebshausen. (8) 

Eisass-Lothringen. 

Bauer, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher am Landesarbeitshaus 
Pfalzburg. 

Bour, kathol. Gefängnisgeistlicher in Metz. 

Braun, Konsistorialpräsident, Gefängnisgeistlicher in Metz. 

Braun, Gefängnisinspektor am Landesarbeitshaus Pfalzburg. 
Braun, Anstaltslehrer in Ensisheim. 

Brinkmann, Gefängnis-Oberinspektor in Ensisheim. 

Colmar, Bezirksgefängnis. 

Ensisheim, kaiserl. Strafanstalt. 

Eschbach, Geistlicher der Besserungsanstalt in Hagenau. 


Digitizeci by LjOOQle 



408 


Georgii-Georgenaii, von, Leutnant a. D., Gefängnisinspektor 
in Metz. 

Godelück, Gefängnisdirektor in Strassburg. 

Gringel, Gefängnis-Inspektor in Strassburg. 

Hagenau, kaiserl. Strafanstalt. 

Hennig, kaiserl. Notar in I^ützelstein. 

Hirt, Strafanstaltsgeistlicher in Hagenau. 

John, Ober-Inspektor, Vorsteher des Landesarbeitshauses Pfalzburg*. 
Kretzschmar, Strafanstaltsdirektor in Ensisheim. 

Kühl mann, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Zabem. 

Levy, Dr. med., Sanitätsrat, Strafanstaltsarzt in Hagenau. 
Lichtenthäler, Rechnungsrat, Ministerialsekretär in der Justiz¬ 
abteilung zu Strassburg. 

Liebenstein, Frhr. von, kaiserl. Geh.-Reg.-Rat, Vorstand der 

Gefängnis Verwaltung im Ministerium für Eisass - Lothringen in • 
Strassburg. 

Maurach, Polizeirat, Direktor am Gefängnis Mülhausen. 

Mauss, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Mülhausen. 

Mayer, Max Ernst, Dr. phil. et. jur, Privatdozent der Rechte, 
Strassburg. 

Metz, kaiserl. Gefängnisdirektion. 

Mi ekel, Major a. D., Gefängnisdirektor in Metz. 

Mülhausen, Bezirksgefängnis. 

Müller, kathol. Anstaltsgeistlicher in Ensisheim. 

Pfalzburg, kaiserl. Landes-Arbeitshaus. 

Schüler, Israel. Anstaltsgeistlicher im Nebenamt, Rabbiner in 
Bollweiler, Ensisheim. 

Seck, Dr. med, Strafanstaltsarzt in Ensisheim. 

Simon, Abb^, Gefängnisgeistlicher in Metz. 

Stadler, Geh. Justiz-Rat im Ministerium — Abteilung für Justiz — 
in Strassburg. 

St oll, Gefängnis-Inspektor an der Besserungsanstalt in Hagenau. 
Strassburg, kaiserl. Bezirksgefängnis. 

Wagner, Strafanstaltsdirektor in Hagenau. 

Weiss, Dr., Sanitätsrat, Gefängnisarzt in Metz. 

Weyerts, Gefängnisdirektor in Colmar. 

Winter, Pfarrer, Strafanstaltsgeistlicher in Hagenau. 

Woringer, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Ensisheim. 

Zabern, kaiserl. Bezirksgefängnis. 

Colmar, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Metz, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Mülhausen, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 
Saargemünd, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 
Strassburg, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 

Zabern, kaiserl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. (47) 
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Freie Stadt Hamburg. 

Bartens, Lehrer und Organist am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 
Carstens, Inspektor an der Korrektionsanstalt in Fuhlsbüttel. 
Drewes, Inspektor am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Fleisch, Lehrer und Organist am Untersuchungsgefängnis Hamburg. 
Gennat, Dr., Direktor der Gefängnisanstalten in Hamburg-Fuhls¬ 
büttel. 

Hörtel, Inspektor am Untersuchungsgefängnis in Hamburg. 
Huxdorff, Inspektor am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Kempf, Oberinspektor am Detentionshaus in Hamburg. 

Knaak, Inspektor am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Kritz, Inspektor am Untersuchungsgefängnis in Hamburg. 
Levsen, Johanna, Lehrerin am Frauengefängnis in Fuhlsbüttel. 
Meyer, Dr., Distriktsarzt, Gefängnisarzt in Hamburg-Fuhlsbüttel. 
Michaölis, Oberinspektor am Untersuchungsgefängnis in Hamburg. 
Miethe, G. A., Pastor am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Reuss, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher an den städt. Gefängnissen 
in Hamburg. 

Rösing, Dr., Hilfsarzt am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Scheer, Lehrer am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Schiersand, Inspektor am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 
Schulz, Lehrer und Organist am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 
Schwartze, Inspektor am Detentionshaus in Hamburg. 

Seyfarth, Dr., Pfarrer, Geistlicher der städtischen Gefängnisse in 
Hamburg. 

Sthamer, Dr., Gefängnisarzt am Detentionshaus in Hamburg. 

To dt, Inspektor am Zentralgefängnis in Fuhlsbüttel. 

Waas er, Inspektor am Untersuchungsgefängnis in Hamburg. 

(24) 


Orossherzogtum Hessen. 

All wohn, Pfarrer, evang. Anstaltsgeistlicher in Marienschloss. 
Ambos, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher in Butzbach. 
Bornemann, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Marien¬ 
schloss. 

Butzbach, grossh. Zellenstrafanstalt. 

Clement, Direktor der grossh. Zellenstrafanstalt in Butzbach. 

Da rmStadt, grossh. Gefängnisverwaltung. 

Darmstadt, hessischer Schutzverein für entlassene Gefangene. 
Darmstadt, grossh. Provinzialdirektion Starkenburg. 

Dittmar, Dr., grossh. hess. Justiz-Minister, Exzellenz, Darmstadt. 
Esch er, Lehrer am Gefängnis und Provinzialarresthaus Darmstadt. 
Fel sing, evang. Anstaltslehrer in Butzbach. 
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Grohe, kathol. Anstaltslehrer in Butzbach. 

Hauser, Dr., Ober-Medizinalrat in Darmstadt. 

Hessert, von, Oberstaatsanwalt, Vorstand des Gefängnisses und 
Provinzialarresthauses Darmstadt. 

Klingle, Arresthausverwalter in Mainz. 

Kr au SS, Strafanstaltslehrer in Mainz. 

Kreut er, Leutnant a. D., Gefängnis Verwalter in Darmstadt. 

Kuli mann, Dr., AnsUiltsarzt in Butzbach. 

Lang, Gefängnisverwalter in Mainz. 

Mainz, grossh. Arresthausverwaltung. 

Mainz, grossh. Gefängnisverwaltung. 

Marien schloss, grossh. Landeszuchthaus. 

Mittermaier, W., Dr., Universitätsprofessor in Giessen. 

Muth, Gefängnis Verwalter in Darmstadt. 

Preetorius, Dr., General-Staatsanwalt in Darmstadt. 

Rinn, Inspektor des Arbeitshauses Starkenburg in Dieburg. 

Roth, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Butzbach. 

Schwan, Dr., Kreisassistenzarzt, Anstaltsarzt am Gefängnis Darnistadt. 
Wald mann, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Landeszuchthaus 
Marienschloss. 

Walter, Oberleutnant a. D., Provinzial-Arresthaus-Verwalter in 
Darmstadt. 

Weissgerber, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Arbeitshaus 
Dieburg. 

Wen gl er, Dr., Anstaltsarzt an <ler Zellenstrafanstalt in Butzbach. 
Darmstadt, grossh. General-Staatsanwaltschaft am grossh. Ober¬ 
landesgericht. 

Darmstadt, Ober-Staatsanwalt am grossh. Landgericht der Provinz 
Starkenburg. 

Giessen, Ober-Staatsanwalt am grossh. Landgericht. 

Mainz, Ober-Staatsanwalt am grossh. Landgericht. (35) 

Freie Stadt Lübeck. 

Arnst, Verwalter des Werk- und Zuchthauses St. Annen in Lübeck. 
Boy, Rendant an dieser Anstalt. 

Lütge, Pastor, Anstaltsgeistlicher an dieser Anstalt. 

Tegtmeyer, Pastor, Anstaltsgeistlicher beim Marstall- und Unter- 
suchungsgef än gni s. 

Velhagen, Amtsrichter a. D., Rat am Polizeiamt und Dezernent für 
das Gefängniswesen. (5) 
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Orossherzogtfimer Mecklenburg-Schwerin und 

Strelitz. 

Böhlken, Strafanstalts-Inspektor in Dreibergen. 

B ü t z o w, Zentralgefängnis. 

Dreibergen, Strafanstalt. 

Engel, Dr., Geh. Reg.-Rat, Strafanstaltsdirektor in Dreibergen. 

Griewank, Dr. med., Hausarzt der Landesstrafanstalt Dreibergen 
und des Zentralgefängnisses Bützow in Bützow. 

Güstrow, grossh. Staatsanwaltschaft. 

Heuck, Ministerialrat im grossh. Justizministerium in Schwerin. 
Rostock, grossh. Oberstaatsanwaltschaft. 

Rostock, grossh. Staatsanwaltschaft. * 

Schwerin, grossh. Staatsanwaltschaft. 

Strelitz (Alt), Strafanstalt. (11) 

Grossherzogtum Oldenburg. 

Oldenburg, grossh. Oberstaatsanwaltschaft. 

Ramsauer, Strafanstaltsdirekter in Vechta. 

Ruhstrat, Regierungsrat in Eutin. (3) 

Königreich Preussen. 

Aachen, Gefängnisdirektion. 

A1 b r e c h t, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Sekretär in Düsseldorf- 
Derendorf. 

Anrath, Gefängnisverwaltung. 

Aschrott, Dr., Landgerichtsdirektor in Elberfeld. 

Baasner, Anstaltssekretär an der Provinzial - Besserungs - Anstalt 
Tapiau. 

Bär, Dr., Geh. Medizinalrat, Oberarzt des Strafgefängnisses Plötzensee. 
Baud iss in, Graf von, Oberinspektor, Strafanstaltsvorsteher in 
Lüneburg. 

Beck, von, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Inspektor in Diez. 
Bengert, Gefängnis- und Hospitalgeistlicher in Coblenz. 
Benninghausen, Provinzialarbeitshaus. 

Bergmann, Ober-Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Berlin, Direktion des Untersuchungsgefängnisses Alt-Moabit. 
Berlin, königl. Polizeipräsidium. 

Berlin, Straf- und Untersuchungsgefängnis a. d. Stadtbahn. 
Berlin-Moabit, Strafanstaltsdirektion. 

Bernards, Lehrer an der Rhein. Provinzialarbeitsanstalt Brauweiler. 
Beuthen, Direktion des Gerichtsgefängnisses. 

Bi eh 1er, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Gefängnis Oels. 
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Biesen, von, Direktor der Arbeits- und Landarmenanstalt Gross- 
Salze. 

Bleek, Gefängnisinspektor in Köslin. 

Bochum, Direktion des Zentralgefäng^nisses. 

Bodet, Dr., Anstaltsarzt an der Rh. Prov.-Arbeitsanstalt Brauweiler. 
Boehm, von, Oberinspektor, Vorsteher des Gefängnisses in Hamm. 
Bösenberg, Gefängnisinspektor in Meseritz. 

Bösenberg, Gefängnis-Oberinspektor, Gommern. 

Bojanowo, Direktion des Arbeits- und Landarmenhauses. 

Bonn, Gefängnisverwaltnng. 

Boppard, königl. Direktion der Erziehungsanstalt St. Martin. 
Brandenburg, Strafanstalt. 

Braunsberg, königl. Landgericht. 

B r e d o w, Oberleutnant a. D., Inspektionsgehülfe am Untersuchungs¬ 
gefängnis in Berlin-Altmoabit. 

Breslau, Gefängnisdirektion. 

Breslau, Landarmen verband für Schlesien. 

B r i e g, Strafanstalt. 

Budczinski, Gefängnis-Inspekektor am Zentralgefängnis Gollnow. 
Büttner, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Breslau. 
Cassel, Strafanstalt an der Fulda. 

Celle, Strafanstalt. 

Classen, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Düsseldorf. 

Clodius, I. Staatsanwalt am königl. Landgericht Oppeln. 

Cob lenz, Gefängnisverwaltung. 

(/ ö 1 n, Strafanstalts- und Gefäugnisdirektion. 

Conrad, Lehrer an der Strafanstalt Rendsburg. 

Cottbus, Gefängnisverwaltung. 

Cronthal bei Crone a. d. Brahe, Strafanstalt. 

Crusen, Dr. jur., kaiserl. Oberrichter in Tsingtau-Kiautschou. 
Delitzsch, Strafanstalt. 

Denzner, Direktor des Stadtvogteigefängnisses in Berlin. 

Diez a. d. Lahn, Strafanstalt. 

D o e r i c h t, Vorsteher der Strafanstalt Delitzsch. 

Dommes, Oberleutnant a. D., Strafanstaltssekretär in Cassel-Wehl¬ 
heiden. 

Dorow, Oberpfarrer, Anstaltsgeistlicher am Arbeitshaus Rummels¬ 
burg. 

Dortmund, Gefängnishülfsverein. 

Dürr, Leutnant a. D., Strafanstaltssekretär am Gefängnis Düsseldorf- 
Derendorf. 

Düsseldorf-Derendorf, Zellengefängnis. 

Eberbach, Fürsorge-Kommission desNassauischen Gefängnisvereins. 
Elberfeld, Gefängnisverwaltung. 
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Erfurth, Kantor am Strafgefängnis Plötzensee. 

Finger, ordentl. Professor der Rechte an der Universität Halle. 
Finkelnburg, Dr., Direktor des Gefängnisses in Düsseldorf- 
Derendorf. 

Fleischhauer, Inspektor des Landgerichtsgefängnisses Cassel. 
Fordon, Strafanstalt. 

Frankfurt a. M., Gerichtsgefängnis. 

Frankfurt a. 0., königl. Regierungspräsident. 

F r e y b e, Superintendent, Anstaltsgeistlicher an der Prov.-Korrektions- 
und Landarmenanstalt Wunstorf. 

Frey er, Dr., Geh. Medizinalrat, Anstaltsarzt in Naugard. 

Fricke, Hülfsarbeiter am Gefängnis Bonn. 

Friebel, Strafanstaltsdirektor in Rendsburg. 

F r ö m 1 i n g, Inspektor am Gerichtsgefängnis Hannover. 

Gau da, Strafanstalts-Direktor in Hameln. 

Gallewski, Dr., Assistenzarzt am Arbeitshaus Rummelsburg. 
Ganse, Erzpriestcr, Anstaltsgeistlicher in Waldenburg. 

Geisler, Inspektor am Strafgefängnis in Breslau. 

Gerke, Insp.-Assistent am Zentralgefäng*nis Wronke. 

Glatzel, Anstaltslehrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Glorius, Strafanstalts-Inspektor in Graudenz. 

Glückstadt, Korrektionsanstalt. 

Glückstadt, Strafgefängnis. 

Goebel, Gefängnisprediger in Bochum. 

Görlitz, Strafanstalt. 

Göttingen, königl. Universitätsbibliothek. 

Götze, Pfarrer, Hausgeistlicher am Strafgefängnis Preungesheim. 
Goldschmidt, Inspektor am Gefängnis Bonn. 

Gollnow, Verwaltung des Zentralgefängnisses. 

Gommern, königl. Amtsgericht. 

Gosche, Direktor des Arbeitshauses Rummelsburg. 

Grasshoff, Pfafrer, Hausgeistl. der Strafanstalt in Brandenburg. 
Graudenz, Strafanstalt. 

Grawe, Inspektor an der Strafanstalt Rendsburg. 

Gretzler, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Grodzicki, Pfarrer am Strafgefäng-nis Breslau. 

Grofebert, Direktor ’der Provinzial-Besserungs- und Landarmen¬ 
anstalt Könitz. 

Gross-Strehlitz, Strafanstalt. 

Grün au, Inspektor an der Strafanstalt Moabit. 

Hadamar, Direktion der Korrigendenanstalt. 

Hahn, Strafanstaltsdirektor in Wartenburg. 

Halle a. S., Gefängnisgesellschaft für die Provinz Sachsen und das 
Herzogtum Anhalt. 

11 * 
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Halle a. S., Strafanstalt. 

Hamann, Gefängnis-Inspektor in Plötzensee. 

Hameln, Gefängnis. 

Hamm, Gefängnis. 

Hamilton, von, Gefängnisdirektor in Beuthen. 

Hannover, Zellengefängnis. 

Hardeland, Pastor, Strafanstaltsgeistlicher in Lüneburg. 
Harling, von, Hauptmann a. D., Direktor des Provinzial-Werkhauses 
Moringen. 

Haseroth, Gefängnis-Inspektor in Stettin. 

Havemann, Dr., Oberarzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 
Hein, Strafanstalts-Inspektor in Sonnenburg. 

Helling, Gefängnis-Direktor in Hannover. 

Henning, Major a. D., Strafanstaltsdirektor in Glückstadt. 
Hentschel, Insp.-Assistent am Zentralgefängnis Wronke. 
Herford, Gefängnisdirektion. 

Hej^n, Staatsanwalt in Breslau. 

H ick mann, Gerichtsassesor am Amtsgericht Wronke. 

Hippel, von, Dr., ordentl. Professor an der Universität Göttingeu. 
Hirsch, Pfarrer am Untersuchungsgefängnis Berlin. 

Hoene, Gefängnisgeistlicher in Essen. 

Hoffmann, Oberin an der Prov. Besserungsanstalt Tapiau. 
Hollstein, Gefän^is-Inspektor in Kiel. 

Hoppe, Dr., Anstaltsarzt an der Landespflege-Anstalt Tapiau. 
Hülsberg, Strafanstaltsdirektor in Wohlau. 

Husung, Oberinspektor und Vorsteher des Filial-Gefängnisses der 
Stadtvoigtei in Berlin. 

Jacobs, Dr., Strafanstaltsgeistlicher in Werden a. Ruhr. 

J a e c k e 1, Oberstleutnant a. D., Anstaltsdirektor in Neustettin. 
Jarczewski, von, I. Staatsanwalt am Landgericht Oels. 
Jarotzky, von, Strafanstaltsdirektor in Sonnenburg. 

J a u e r, Strafanstalt. 

Insterburg, Strafanstalt. 

Isermeyer, Pastor, evang. Hausgeistlicher an der Prov.-Korrektions- 
und Landarmenanstalt Himmelsthür. 

Kattowitz, königl. Gefängnis Verwaltung. 

Kern ne r, Inspektor am Gefängnis Elberfeld. 

K e m p e, Inspektor der Provinzial-Besserungs- und Landarmenanstalt 
Könitz. 

Klein, Amtsrichter a. D., Direktor des Strafgefängnisses in Tegel 
Klein, Lehrer an der Rhein. Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler. 
Kleinfeller, Dr., Professor an der Universität in Kiel. 

K1 u h s, Gefängnis-Inspektor, Landsberg a. W. 

Koblinski, Dr. von, Superintendent in Eilsleben bei Eisleben. 
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Köhler, Strafanstalts-Inspektor in Crone. 

Köhne, C., Strafanstaltsdirektor in Ratibor. 

Köhler, Dr., Professor an dei* Universität in Berlin. 

Ko Hat h, Dr., Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Gollnow. 

Könitz, Prov.-Besserungs- und Landarmenanstalt. 
Konradshammer bei Oliva Erziehungs- und Besserungs - Anstalt. 
K o p p, Pastor, evang. Hausgeistlicher an der Strafanstalt Delitzsch. 
Kor sek, Insp.-Assistent am Zentralgefängnis Wronke. 

Kottmeier, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher in Plötzensee. 
Krakow, Dr., Anstaltsarzt an der Landespflegeanstalt Tapiau. 
Kramaschke, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Krinke, Strafanstaltshilfsarbeiter in Insterburg. 

Kroll ne, Dr., Geh. Ober-Reg.-Rat, Vortragender Rat im Ministerium 
des Innern in Berlin. 

Krüger, Ingenieur am Strafgefängnis in Plötzensee. 

Krüger, Gerichtsassessor in Schneidemühl. 

Kurnatowski, von, Strafanstalts-Inspektor, Hameln a. W. 
Langebartels, Strafanstalts-Direktor in Halle a. S. 

Langer, Staatsanwalt am königl. Landgericht Oels. 

Langer, Hauptmann a.D., Inspektor am Strafgefängnis in Plötzensee. 
Lemcke, Pastor an der Strafanstalt Moabit. 

Leppmann, Dr., Sanitätsrat, Bezirksphysikus, Strafanstaltsarzt in 
Berlin. 

Leppmann, Dr., Fritz, Arzt an der Strafanstalt Moabit. 

Levy, Anstalts-Rabbiner des Strafgefängnisses Plötzensee. 
Lichtenburg, Strafanstalt. 

Lin gen, Strafanstalt. 

Lissa, Verein zur Fürsorge für entlassene Gefangene 

Liszt, Dr., von. Geh. Justizrat, Prof, an der Universität in Berlin. 

Loh mann, Strafanstaltsdirektor in Wittlich. 

Lohmann, Hauptmann a. D., Strafanstaltsdirektor in Görlitz. 

L u c k a u, Strafanstalt. 

Lüneburg, Strafanstalt. 

Lukowski, kathol. Pfarrer am Zentralgefängnis Wronke. 
Lympius, Pastor am Strafgefängnis Breslau. 

Madai, von, Gefängnis-Direktor in Ra witsch. 

Malt zahn, Freiherr, von, Hauptmann a. D., Direktor des Zentral¬ 
gefängnisses Gollnow. 

Mang, Strafanstalts-Inspektor in Lüneburg. 

Massow, von, Geh. Ober - Reg. - Rat, Vortragender Rat beim 
Rechnungshof des Deutschen Reiches in Potsdam. 

Matz, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Zentralgefängnis Gollnow. 
Messerschmidt, Strafanstalts-Inspektor in Insterburg. 

Mevius, Pastor, Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt Sagan. 
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Mewe, Strafanstalt. 

Michaelis, von, Hauptmann a. D., Strafanstalts-Direktor in Aachen. 
Migula, Hauptmann a. D., Gefängnis-Direktor in Preungesheim. 
Minning, Anstaltslehrer am Zentralgefängnis Wronke. 

Moringen, Direktion des provinzialständischen Werkhauses. 
Müller, Strafanstalts-Inspektor in Ratibor. 

Müller, Dr., Strafanstaltsarzt in Wartenburg. 

Mülverstedt, von, Staatsanwalt a. D., Direktor des Zellengefäng¬ 
nisses Bochum. 

Münster, königl. Regierung, Abteilung des Innern. 

Münster, Strafanstalt. 

Münster, Gefängnis. 

Muschenheim, Inspektor d. Poliz.-Gef. Frankfurt a. M. 

Natzmer, von, Strafanstalts-Inspektor in Wartenburg. 

N a u g a r d , Strafanstalt. 

Nave, Pastor, kathol. Anstaltsgeistlicher in Hameln. 

Nendzig, Strafanstalts-Inspektor in Ratibor. 

Neuber, Domherr, Probst v. St. Hedwig in Berlin, fürstbischöfl. 
Delegat für Brandenburg und Pommern, päpstlicher Pretonotar, 
Berlin. 

Neumann, Lehrer des Strafgefängnisses Plötzensee. 

Neunast, Gefängnis-Direktor in Danzig. 

Nicolai, Oberleutnant a. D., Strafanstalts-Assistent in Kassel-Wehl¬ 
heiden. 

Nikel, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher am Strafgefängnis Plötzensee. 
Pape, Kuratus der Provinzial - Besserungs- und Landarmenanstalt 
Könitz. 

Passarge, Strafanstalts-Inspektor in Insterburg. 

Pa u lisch, Ober-Inspektor, Vorsteher der Landarmen- und Korri. 
genden-Anstalt Landsberg. 

Peters, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher in Plötzensee. 

Pfleger, Dr., Sanitätsrat, Hausarzt des Strafgefängnisses Plötzensee- 
Phi li pp, Inspektor am Zentralgefängnis Wronke. 

Philler, Pastor, Direktor der königl. Erziehungsanstalt St. Martin. 
Boppard. 

Pingsmann, Pfarrer und Rektor in M.-Gladbach. 

Pinoff, I. Staatsanwalt am Landgericht Stettin. 

Plötzensee, Strafgefängnis. 

Poppendieck, I. Staatsanwalt am Landgericht Schneidemühl. 
Preungesheim, Strafgefängnis. 

Preussisch-Stargard, Fürsorge verein für entlassene Gefangene. 
Puppe, Dr., Professor, Gerichts- und Gefängnisarzt in Königsberg. 
Puttkammer, von, Leutnant a. D., Polizei-Inspektor am Straf¬ 
gefängnis Plötzensee. 
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Kassmann, Pfarrer in Oestrich a. Bh., evang. Hansgeistlicher des 
Strafgefängnisses Eberbach. 

Ratibor, Strafanstalt. 

Rautenberger, Gefängnis-Inspektor in Pr. Stargard. 

Rawitsch, Strafanstalt. 

Raykowski, Strafanstalts-Direktor in Lichtenburg. 

Reden, von, Erster Staatsanwalt des königl. Landgerichts in 
Frankfurt a. M. 

R ei mann, Strafanstalts-Inspektor in Ratibor. 

Rendsburg, Strafanstalt. 

Rhein, Strafanstalt. 

Richter, Inspektor am Untersuchungsgefängnis in Berlin-Moabit. 
Roeske, Dr., Oberarzt, Hausarzt am Arbeitshaus Rummelsburg. 
Rohden, von, Dr., Pfarrer, Hauptagent der Rheinisch-Westfälischen 
Gefängnisgesellschaft in Düsseldorf. 

Rohs, 1. Staatsanwalt in Hagen. 

Rosenfeld, Dr. jur. et phil., Gerichtsassessor in Berlin. 

Rosinski, Dr., Anstaltsarzt am Zentralgefängnis Wronke. 

Rüstow, Direktor am Zentralgefängnis Wronke. 

Saarbrücken, Gefängnis. 

Sag an, Strafanstalt. 

Sagemüller, kathol. Gefängnispfarrer, Bochum. 

Sandt, evang. Hausgeistlicher am Zentralgefängnis Wronke. 

Sass, Strafanstalts-Inspektor in Sonnenburg. 

Sauer, Direktor des Strafgefängnisses in Plötzensee. 

Schaumann, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Moringen. 
Schellmann, Direktor der Arbeiisanstalt in Brauweiler. 

Schmidt, Direktor der Korrektions- u. Landarmenanstalt Breitenau 
Schmidt, Rendant, Strafanstalts-Inspektor in Lüneburg. 
Schneider, Lehrer am Strafgefängnis Plötzensee. 

Schnell, Oberst a. D., Vorsteher der KoiTektions- und Landarmen¬ 
anstalt Wunstorf. 

Schräder, Gefängnis-Inspektor in Hannover. 

Schraidt, Oberleutnant a. D., Gefängnisinspektor in Eberbach. 
Schröder, Inspektor am Strafgefängnis Tegel. 

Schubert, Hauptmann a. D., Inspektor der Strafanstalt in Koblenz. 
Schütz, Strafanstalts - Oberinspektor und Vorsteher in Saarbrücken. 
Schultz, Direktor des Arbeits- und Landarmenhauses Bojanowo. 
Schultze, Dr., Staatsanwalt in Memel. 

Schulz, Geh. Rechnungsrat im königl. Justizministerium in Berlin. 
Schwartz, Strafanstalts-Sekretär in Insterburg. 

Schweidnitz, Landarmen- und Arbeitshaus. 

Schweigger, I. Staatsanwalt am königl. Landgericht Könitz. 
Seiht, Pastor prim., Anstaltsgeistlicher in Waldenburg. 
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Siebert, Dr., Gericht§assessor in Schneidemühl. 

Siegbiirg, Strafanstalt (Zellengefängnis), Michaelsberg. 

S i e g b u r g, Gefängnis (Bruckberg). 

Simonson., Oberlandcßgerichtsrat in Breslau. 

Sommerfeld, Gefängnis-Oberinspektor in Plötzensee. 

Sonnen bürg, Strafanstalt. 

Speck, Pfarrer am Strafgefängnis Halle a. d. S. 

Staffhorst, Dr., Medizinalrat, Anstaltsarzt am Gefängnis Oels. 
Stechow, 1. Staatsanwalt am Landgericht Schneidemühl. 

Sieger, Dr., Kreisarzt, Gefängnisarzt in Thorn. 

Storz, Hauptmann d. L., Strafanstalts-Direktor in Crone a. Br. 
Striegau, Strafanstalts- und Gefängnisdirektion. 

S 3 " m a n s k i, Gefängnis-Inspektor in Düsseldorf-Derendorf. 

Tapiau, Direktion der ostpr. Besserungsanstalt. 

Tegel, Strafgefängnis. 

Thiermann, Hauptmann a. D., Direktor der Prov.-Korrektions¬ 
und Landarmenanstalt Himmelsthür. 

Thöus, Gefängnislehrer in Plötzensee. 

Thun, Gefängnis-Inspektor in Memel. 

Tie de, Strafanstalts-Sekretär in Düsseldorf. 

Frautmann, Strafanstalts-Inspektor in Sourbrodt. 

Voigt, Rittmeister a. D., Direktor der Provinzial-Besserungs- und 
Landarmenanstalt in Tapiau. 

Voormann, Strafanstalts-Pfarrer in Werden a. d. Ruhr. 

Wabern, Erziehungs- und Besserungsanstalt. 

Waldow, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Stadtvoigteigefängnis 
in Berlin. 

War neck, Strafanstalts-Inspektor in Sonnenburg. 

Wartenburg, Strafanstalt. 

We h 1 h e i d e n (Cassel) Strafanstalt. 

Werden a. d. Ruhr, Strafanstalt. 

Werther, Gefängmis-Direktor in Herford. 

Wich mann, Leutnant a. D., Inspektions-Assistent am Untersuchungs¬ 
gefängnis in B.erlin-Altmoabit. 

Wilm, Strafanstaltsgeistlicher in Sonnenburg. 

Wittlich, Gefängnis. 

W o h 1 au, Gefängnisdirektion. 

Wolff, Vorsteher des Arbeits- und Landarmenhauses Fraustadt. 
Wronke, Direktion des Zentralgefängnisses. 

Zechlin, Strafanstalts-Inspektor in Wohlau. 

Ziegenhain, Strafanstalt. 

Zilligus, Major a. D., Strafanstalts-Direktor in Berlin-Moabit. 

Z i m m e r m a n n, Oberinspektor, Strafanstalts-Vorsteher in Ziegenhain. 
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Königl. Oberstaatsanwaltschaft 
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Königl. erster Staatsanwalt am kgl. Landgericht in Glogan. 
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Königl. erster Staatsanwalt am kgl. Landgericht in Schweidnitz. 

„ „ „ „ Stade. 

» „ „ „ Stargard 

„ „ „ „ Stendal. 

„ „ „ „ Stettin. 

„ j» 11 11 Stolp 

„ „ „ „ Thorn. 

„ „ „ „ Tilsit. 

,, „ „ „ Torgau. 

11 11 11 11 Trier. 

11 11 11 11 Verden. 

„ „ ,, ,, Wiesbaden. 


( 392 ) 


Königreich Sachsen. 

Auerswald, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheim. 

Bässler, Strafanstalts-Direktor in Voigtsberg. 

Beringe, von, Anstalts-Inspektions-Assistent in Waldheim. 

Bin ding, Dr., Geh. Rat, Professor an der Universität Leipzig. 
Birkigt, Gurt, Anstalts-Katechet, Zwickau. 

Böhmer, Geh. Reg.-Rat, Strafanstalts-Direktor in Waldheim. 
Böttcher, Anstaltsarzt und Anstaltsbezirksarzt in Hohnstein. 
Bornemann, Oberinspektor in Zwickau. 

Brandt, Gefängnis-Direktor in Leipzig. 

Caspari, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher an der Strafanstalt Voigtsberg. 
01 au SS, Abteilungs-Inspektor an der Strafanstalt Waldheim. 
Dresden, Festungsgefängnis. 

Freund, Anstalts-Inspektor an der Landesstrafanstalt Bautzen. 

F r i e d 1 e i n, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher bei der Gefangenanstalt 
Dresden. 

Gebauer, Inspektor an der Landesanstalt Zwickau. 

Gelbhaar, Dr., Geh. Reg.-Rat und vortrag. Rat im Ministerium des 
Innern in Dresden. 

Gelbke, Dr., Medizinalrat, Anstaltsbezirksarzt an der Gefangen¬ 
anstalt Chemnitz. 

Glauning, Inspektions-Assistent an der Strafanstalt Hoheneck. 
Grohmann, Anstaltspfarrer an der Strafanstalt Hoheneck. 

G r ü n h a i n, Strafanstalt. 

de Guehery, Gefängnis-Inspektor in Chemnitz. 

Haupt, Pastor, Hülfsgeistlicher an der Gefangenanstalt Dresden. 
Hirschberg, K., Dr. med., Anstaltsarzt und Anstalts-Bezirksarzt 
Zwickau. 

Höckner, Landesanstalts-Direktor in Sachsenburg. 
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Hoheneck, Strafanstalt. 

Hohlfeld, Strafanstalts-Direktor a. D. in Coburg. 

Hohnstein, Landesanstalt. 

Jenner, Oberleutnant a. D., Anstalts-Inspektor in Zwickau. 
Kirchhof, Katechet an der Strafanstalt Hoheneck, 
de Lasalle, Pfarrer, Anstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Meinig, Gefängnis-Inspektor in Dresden. 

Möbius, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Zwickau. 

Mühlhausen, Gefängnis-Direktor in Chemnitz. 

Müller, Pfarrer, kathol. Hausgeistlicher an der Gefangenjanstalt 
Chemnitz. 

Müller, Dr. med., Anstalts- und Anstaltsbezirksarzt an der Straf¬ 
anstalt Hoheneck. 

Neubert, Gefängnis-Direktor in Zwickau 
Neuhof, Anstaltsgeistlicher in Sachsenburg. 

Noack, Anstaltskatechet in Waldheim. 

Pei sei, 0 ., Strafanstalts-Oberlehrer in Sachsenburg. 

Raabe, Dr., Direktor der Städt. Arbeitsanstalt in Dresden. 

Reich, Reg.-Rat, Strafanstalts-Direktor in Bautzen. 

Rossmy, Reg.-Rat, Strafanstalts-Direktor in Hoheneck. 
Rühlemann, Direktor der Landes-Strafanstalt Zwickau. 

Sahr, von. Oberst a. D. und Vereins Vorstand in Dresden. 

Schink, Direktor der Landeskorrektionsanstalt Hohnstein. 
Schönberg, von, Anstalts-Oberinspektor in Hoheneck. 

Schöpff, K., Anstaltspfarrer in Sachsenburg. 

Schubert, Anstalts-Inspektor in Hoheneck. 

Seidel, Anstaltsoberinspektor in Waldheim. 

Stellmacher, Reichsgerichtsrat in Leipzig. 

T a 1 a z k 0, Anstaltspfarrer in Hohnstein. 

Tränkner, Heinr., Leutnant a. D., Anstalts-Inspektor, Waldheim. 
Vogel, Hans, Inspektor der Landesanstalt Zwickau. 

Vogel, Regierungsrat, Direktor der Landesanstalten Hubertusburg. 
Voigtsberg, königl. Gefängnisdirektion. 

V o 1 k m a n n, Strafanstaltspfarrer in Zwickau. 

acker, Pastor, evang. Geistlicher an der Gefangenanstalt Chemnitz 
aldheim, Landesstrafanstalt, 
eher, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheim, 
eigan dt, Anstalts-Inspektor in Sachsenburg. * 

W^inter, Kantor, Oberlehrer an der Gefangenanstalt Chemnitz. 
Zezschwitz, Anstalts-Inspektor in Waldheim. 

Zuckerschwerdt, Pastor, Anstaltsgeistlicher in Waldheim. 
Zwickau, königl. Strafanstalt. ( 64 ) 
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Grossherzogtum Sachsen-Weimar. 

Eisenach, I. Staatsanwalt am grossh. Landgericht. 

Keyser, Major a. D., Direktor des Arbeitshauses Eisenach. 
Weimar, I. Staatsanwalt am grossh. Landgericht. ( 3 ) 

Herzogtum Sachsen-Altenburg. 

Altenburg, herzogl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. ( 1 ) 

Herzogtum Sachsen-Coburg-Gotha. 

Gotha, herzogl. Staatsanwaltschaft am Landgericht. 
Gräfentonna, Zuchthaus. 

Hassenberg, Weiberzuchthaus. 

Ichtershausen, Gefängnisanstalten. 

Sellner, Pfarrer, Geistlicher am Weiberzuchthaus Hassenburg in 

Gestungshausen. (5 

Herzogtum Sachsen-Meiningen. 

Ambro 11 nn, Geh. Reg.-Rat und vertrag. Rat im Staatsministerium 
in Meiningen. 

Deusing, A., Direktor des Zuchthauses in Untermassfeld. 
Meiningen, herzogl. Staatsanwaltschaft am gemeinschaftl. Land¬ 
gericht. 

Untermassfeld, herzogl. Direktion des Zuchthauses. ( 4 ) 

Fürstentum Lippe-Detmoid. 

Detmold, fürstl. Lippische Regierung. (1 

Fürstentum Schaumburg-Lippe. 

Bückeburg, fürstl. Staatsanwaltschaft. ( 1 ) 

Königreich Württemberg. 

Bacher, Dr., Amtsrichter a. D., Rechtsanwalt in Stuttgart. 
Bachteler, Inspektor am Arbeitshaus für Weiber in Rottenburg. 
Banz, Inspektor am Zuchthaus Ludwigsburg. 

Beger, königl. Baurat, Mitglied des Strafanstalten-Kollegiums in 
Stuttgart. 

Bert sch, Inspektor am Zellengefängnis Heilbronn. 

Bessler, Landgerichtsrat in Stuttgart. 

Giess, Dr., prakt. Arzt, stellv. Gefängnisarzt in Stuttgart. 

Eggert, Ober-Justizrat, Strafanstaltsvorstand a. D. in Stuttgart. 
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Elsässer, evang. Hausgelstlicher am Landesgefängnis in Rottenbnrg. 

Fab er, Landgerichtsrat, Mitglied des Strafanstalten-Kollegiums in 
Stuttgart. 

Fa Ich, Ober-Reg.-Rat in Stuttgart. 

Fischer, von, Oberlandgerichtsrat und Mitglied des Strafanstalten¬ 
kollegiums in Stuttgart. * 

Frank, Dr., Professor der Rechte an der Universität Tübingen. 

Gotteszell, königl. Verwaltung der Strafanstalt für weibliche 
Gefangene. 

Gross, Otto, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher in Gotteszell. 

Guter, Buchhalter am Zellengefängnis Heilbronn. 

Hag man 11 , Kaplaneiverweser in Comburg, kathol. Hausgeistlicher 
am Landesgefängnis Hall. 

Jäger, Ober-Finanzrat im königl. Finanzministerium, Mitglied des 
Strafanstalten-Kollegiums in Stuttgart. 

Kalb, Ernst, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Stuttgart. 

Kälber, Justiz-Referendar in Rottenburg a. N. 

Kirchner, Kaplan, Hausgeistlicher der Strafanstalt Gotteszell. 

Klein, Landgerichtsrat und Mitglied des Strafanstaltenkollegiums in 
Stuttgart. 

Knapp, Dr., Sanitätsrat, Strafanstaltsarzt in Ludwigsburg und auf 
Hohenasperg. 

Lamparter, Landrichter in Schw. Hall. 

L e h n e r, Amtsrichter und Hilfsrichter am Landgericht Schw. Hall. 

Locher, Strafanstaltslehrer in Heilbronn. 

Ludwigsburg, königl. Zuchthausdirektion. 

Mayer, Dr., Ober justizrat und Strafanstaltsvorstand in Gotteszell. 

Mayer, Pfarrer, Gefängnisgeistlicher in Ludwigsburg. 

Pfeilsticker, Dr., Oberamtsarzt, Hausarzt an der Weiberstrafanstalt 
Gotteszell. 

Remboldt, von, Dr,, Ober-Medizinal-Rat, Mitglied des Strafanstalten- 
Kollegiums in Stuttgart. 

Rocker, Landgerichtsrat, Kanzlei - Direktor des königl. Justiz¬ 
ministeriums in Stuttgart. 

Rothmaier, Buchhalter am Landesgefängnis Hall. 

Rottenburg am Neckar, Landesgefängnlss. 

Schairer, evang. Hausgeistlicher des Landesgefängnisses Schw.Hall. 

Scheef, Oberamtsarzt, Hausarzt am Landgefängnis Rottenburg a. N. 

Scheu, Inspektor am Landesgefängnis Hall. 

Schoffer, Landrichter am Landgericht Ulm 

Schwab, von, Vortragender Rat im Justiz-Ministerium, Mitglied des 
Strafanstalten-Kollegiums in Stuttgart. 

Schwandner, Ober-Justizrat, Gefängnisvorstand in Hall. 
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Sichart, von, Direktor des Zuchthauses in Ludwigaburg* und auf 
Hohenasperg, Vorstand der Zivilfestungs - Strafanstalt auf 
Hoheuasperg. 

Sieber, kathol. Hausgeistlicher am Landesgefängnis Kottenburg. 
Stärk, Dekan, Gefängnisgeistlicher in Heilbronn. 

Stuttgart, königl. Jusiz-Ministerium. 

Stuttgart, Strafanstalten-KoUegium. 

Süsskind, Dr., Oberamtsarzt, Hausarzt am Landesgefängnis Schw. 
Hall. 

Ungeheuer, Zuchthaus-Inspektor in Ludwigsburg. 

Vogel, Gefängnislehrer in Ludwigsburg 

Weinmar, Otto, Hauslehrer am L^ndesgefängnis in Rottenburg. 
Weisser, von, Senatspräsident, Mitglied des Strafanstalten- 
Kollegiums in Stuttgart. 

Wieland, Buchhalter am Zellengefängnis Heilbronn. 

Stuttgart, königl. Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht. 

Eil Wangen, königl. Staatsanwaltschaft beim Landgericht. 

n rf 

Heilbronn, „ » « » 

Ravensburg, „ „ „ » 

Rottweil, „ „ „ 

Stuttgart, „ » » » 

Tübingen, „ „ „ „ 

Ulm, , „ „ „ (60) 

fiesamtzaU der Mitglieder ln DeutecUand: 898. 


Oesterreich. 

I. Oberlandesgerichts-Sprengel Wien. 

Garsten, die Beamten der k. k. Strafanstalt. 

Heilingötter, Oberleutnant, k. k. Strafanstaltsadjunkt in Stein. 
Holzknecht von Hort, Dr., Ritter, k. k. Sektionsschef im k. k. 
Justizministerium in Wien. 

Kallina-Urbanow, Emilian, Dr., Freiherr von, in Wien. 
Korneuburg, k. k. Direktion der Landes-Zwangsarbeits- und 
Besserungsanstalt. 

Lammasch, Dr., Professor der Rechte an der Universität Wien. 
Nadastiny, Frz., k. k. Oberleutnant a. D. und Strafanstaltsdirektor 
in Stein a. d. D. 

Neifinann, k. k. Verwalter der Strafanstalt Garsten. 
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Plöchl, k. k. Oberleutnant a. D., Gefangenhaus-Verwalter in Wien. 

Pötting Persing, Norbert, Graf, k. k. Staatsanwalt in Wiener 
Neustadt. 

Stein a. d. Donau, k. k. Männerstrafanstalt. 

Suben, k. k. Strafanstalt. 

Weben au, Karl, Edler von, k. k. Kontrolor in Suben. 

W e n e d i c t e r, k. k. Oberleutnant a. D., Strafanstaltsdirektor in 
Suben. 

Wien, k. k. Oberstaatsanwaltschaft. (15) 

II. Oberlandesgericlits-Sprengel Graz. 

Amschi, Oberlandesgerichtsrat, k. k. Staatsanwalt in Graz. 

Bazalla, k. k. Adjunkt an der Männerstrafanstalt Graz. 

Bothe, August, k. k. Strafanstalts-Inspektor, Oberleutnant i. d. R., 
in Vigaun. 

Hill er, Dr., k. k. Regierungsrat und Professor des Strafrechts an 
der Universität Graz. 

Hora, Joroslav, Leutnant in d. R., Kontrolor an der Strafanstalt 
Graz. 

Lang, k. k. Direktor der Landeszwangsarbeits- und Bessemngs- 
anstalt zu Messendorf. 

Marcovich, k. k. Oberleutnant a. D., k. k. Oberdirektor der Straf¬ 
anstalt Carlau in Graz. 

Marx, Wilh., k. k. Verwalter an der Mänuerstrafanstalt Carlau b. Graz. 

Migli tz, k. k. Regierungsrat u. Strafanst.-Oberdirektor a. D. in Graz. 

Nemanitsch, Dr., August, k. k. Staatsanwalt in Marburg a. Dran. 

Prinzhofer, Wilhelm, k. k. Oberleutnant a. D., Verwalter des 
landesgerichtlichen Gefangenenhauses in Graz. 

Rabitsch, Julius, k. k. Oberleutnant a. D., k. k. Verwalter des 
landesgerichtlichen Gefangenenhauses in Laibach. 

Reisei, Joseph, Strafanstalts-Oberdirektor in Marburg a. d. Drau. 

Schimm, Johann, Dr., k. k. Strafanstaltsarzt, kaiserlicher Rat, in 
Marburg a. d. Drau. 

S e r d a, Alois, k. k. Oberleutnant a. D. und k. k. Strafanstalts- 
Kontrolor in Marburg a. d. D. 

Zoratti, Rudolf, k. k. Oberleutnant a. D., k. k. Strafanstalts-Kontrolor 
in Laibach. (16 

III. Oberlandesgerichts-Sprengel Prag. 

Janota Jaromir, k. k. Ober-Direktor an der Strafanstalt Prag. 

Müller, k. k. Strafanstaltsadjunkt in Karthaus. 

Nowak, k. k. Strafanstaltsverwalter in Karthaus. 

Oels, Oberleutnant, k. k. Strafanstaltskontrolor in Karthaus. 
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Rimsa Wenzl, k. k. Inspektor der Weiberstrafanstalt Repy. 
Rugula, k. k. Strafanstaltsverwalter in Pilsen. 

Zavodny, k. k. Direktor der Landeszwangsarbeitsanstalt Prag. 

( 7 ) 

IV. Oberlandesgerichts-Sprengel Triest. 

Loy von Leiche 11 feld, k, k. Oberleutnant a. D., k.k. Strafanstalts- 
Oberdirektor in Capodistria. 

Pelkü, k. k. Verwalter an der Strafanstalt Capodistria. 

Peschek, k. k. Kontrolor an der Strafanstalt Capodistria. 

Triest, k. k. Oberstaatsanwaltschaft. (4) 

V. Oberlaiidesgerichts-Sprengel Brünn. 

Bernhauer, k. k. Oberleutnant a. D., k. k. Strafanstalts-Oberdirektor 
in Mürau. 

Dolezel, Jos., k. k. Strafanstalts - Kontrolor, k. k. Oberleutnant 
Rfr. i. d. E. in Mürau. 

Jaroschek, Joh., k. k. Gefangenenhaus-Kontrolor in Brünn. 
Lachmeyer, k. k. Strafanstaltsverwalter in Mürau. 

Radauer, Joseph, k. k. Kontrolor der Zwangsarbeitsanstalt in Znaim. (5) 

VI. Oberlandesgerichts-Sprengel Krakau. 

Krakau, k. k. Oberstaatsanwaltschaft. 

Wisnicz, k. k. Strafanstaltsdirektion. (2) 

VII. Oberlandesgerichts-Sprengel Lemberg. 

Lemberg, k. k. Oberlandesgerichts-Präsidium. 

Lemberg, k. k. Oberstaatsanwaltschaft. 

Lemberg, k. k. Direktion der Männerstrafanstalt. 

Stanislau, k. k. Strafanstaltsdirektion. (4) 

Vm. Oberlandesgerichts-Sprengel Innsbruck. 
Innsbruck, k. k. Oberlandesgericht. 

Innsbruck, k. k. Oberstaatsanwaltschaft. (2) 

Gesamtzalil der Mitglieder In Oesterrelcli: SS. 


Bosnien und Herzegowina. 

Kobinger, k. Hof-Rat der k. bosn. Landesregierung — Departement 
der Justiz — in Sarajevo. 

Stahl, Joh. Direktor der Zentralstrafanstalt für Bosnien und Herze¬ 
gowina in Zenica. 
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Urban, Ludwig, Oberleutnant, Strafanstaltsfunktionär in Sarajevo 
Zenica, Zentralstrafanstalt für Bosnien und Herzegowina. (4) 


Ungarn. 

Agram, königl. croat.-slav.-dalm. Landesregierung, Justizabteilung. 

Budapest, Direktion des königL Landessammelgefängnisses X,Bezirk, 
nächst dem neuen Kommunalfriedhofe. 

Eisenbacher, Franz, Dr., Hausarzt bei der Landesstrafanstalt 
Lepoglava. 

Gedeon, Emil, königl. Direktor der Landesstrafanstalt Sopron. 

Glina, königl. Direktion der Landesbesserungsanstalt. 

Gospic, königl. Strafanstaltsverwaltung. 

Hoffbaue'r, königl. Verwalter, Lipötvär Comitat Nyitra. 

Illava, königl. Zentralstrafanstalt. 

Kelemen, Dr., von, Richter am königl. obersten Gerichtshöfe in 
Budapest. 

Kompolti, Adolf J., königl. Verwalter der Landesstrafanstalt Sopron. 

Koscec, Mirko, königl. Gerichtsadjunkt an der Landesstrafanstalt 
Lepoglava. 

Kostic, Milan, Dr., königl. Gerichtsadjunkt an derselben Anstalt. 

Lepoglava, königl. Direktion der Landesstrafanstalt. 

Lövay-Kistelek, Dr., Josef, von, königl. Sekretär im königl. ungar. 
Justiz-Ministerium, Departement für Gefängniswesen in Budapest. 

Lipötvar, (Leopoldstadt), königl. Landesstrafanstalt. 

Maria-Nostra, Direktion der königl. Landesstrafanstslt. 

M e c s e r, königl. Direktor des Distriktskerkers und des Staatsgefäng¬ 
nisses in Szeged. 

Miletic, Johann, röm. kathol. Hausgeistlicher an der Landesstraf¬ 
anstalt Lepoglava. 

Mitrovica, königl. Landesstrafanstalt. 

Müller, königl. StrafanstaltsVerwalter in Oedenburg. 

Nagy-Enyed, königl. Landesstrafanstalt. 

Oedenburg (Sopron), königl. Landesstrafanstalt. 

Ogorelica, Dr., Nicola, Direktor der königl. Landesstrafanstalt 
Lepoglava. 

Pejnovic, Milan, Direktor der Landeskorrektionsanstalt in Glina. 

Reiner, Dr., Ignaz, königl. Sekretär im königl. ungarischen Justiz- 
Ministerium, Departement für Gefängnis wesen in Budapest. 

Rickl, Julius, von Bellye, königl. Sektionsrat im königl. ungarischen 
Justizministerium, Departement für Gefängniswesen in Budapest. 

Rosner, Ludwig, königl. Offizial an der Landesstrafanstalt Sopron. 

Sa dar, Ivan, königl. Verwalter der Landesstrafanstalt Mitrovitz. 

Smeringa, Alfons, königl. Strafanstaltsgeistlicher in Waitzen (Vacz). 
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Szamosujvar, königl. Landesstrafanstalt. 

Szegedin, königl. Distriktsgefängnis. 

Sz6kely, Dr., königl. Richter am obersten Gerichtshöfe in Budapest. 
Vamb^ry, Dr., königl. Ungar. Amtsrichter und Privatdozent des 
Strafrechts in Budapest. 

Waitzen (Vacz), königl. Landesstrafanstalt. 

Gesamtzahl der Mitglieder ln Dngam: 34. 


Brück-Faber, Administrator der Strafanstalten in Luxemburg. 


Hanptsnmme aller Mitglieder: 1001. darnnter 12 Ehrenmitglieder. 
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Auszug 

aus der Rechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 1903. 


I. Eifinahmeii. 


Pos. 

1. Kassen rest aus voriger Rechnung 

M. 146.18 

n 

2. Rückstände. 

„ 360.- 

» 

3. Mitgliederbeiträge. 

, 3080.— 

» 

4. Kapitalzinsen. 

„ 137.22 

» 

5. Rückerhobene Kapitalien. 

» • 

rt 

6. Absatz von Heften. 

, 749.66 


7. Erlös aus Inseraten. 

, 165.- 


8. Sonstige Einnahmen. 

, 21.96 


9. Vorschuss und Ersatz. 

, 204.- 


Summa der Einnahmen 

M. 4864.02 




II. Ausgaben. 




Pos. 

1. 

Druckkosten und Buchbinderlöhne 


M. 

2443.40 

V 

2. 

Porti und Versendungskosten 


it 

735.98 

7) 

3. 

Einrichtungsgegenstäiide 

• 

7t 


» 

4. 

Honorare. 


7t 

23.- 

» 

5. 

Kapitalanlagen. 


rt 

660.22 

>» 

6. 

Bureaukosten und Kassenführuiig 


lt 

493.50 

V 

7. 

Literatur. 


71 

3.25 

7) 

8. 

Sonstige Ausgaben. 


n 

247.98 

7t 

9. 

Vorschuss und Eratz .... 


rt 

4.- 



Summa der 

Ausgaben 

M. 4611.33 


Abschluss. 

Die Einnahmen betragen . M. 4864.02 

Die Ausgaben betragen . . ^ 4611.33 

Kassenrest M. 252.69 
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Vermögensstandsdarstellnng 

auf 1. Januar 1904. 


Das Vermögen des Vereins besteht in: 

1. Kassenrest am 31. Dezember 1903 . . . . M. 252.69 

2. Kapitalanlagen: 

a) in Wertpapieren (Reichsanleihe und 

Pfandbriefen) zum Nennwert . M. 2200.— 

b) Sparkassenguthaben . ^ 1941.24 „ 4141.24 

3. Rückständige Mitgliederbeiträge . . . . „ 8.— 

4. Ersatzposten. . —-— 

o. Wert des Inventars. „ 450.— 

Summa M. 4851.93 

Hieran sind abzuziehen: 

Die für 1904 vorausbezahlten Mitglied erbeiträge mit ^ 200.— 

verbleibt somit auf 31. Dezember 1903 ein Rein¬ 


vermögen von.M. 4651.93 

Dasselbe hat auf 31. Dezember 1902 betragen . . . „ 4342.42 


somit Vermehrung M. 309.51 


Mannheim, 25. März 1904. 


Der Vereins-Aussehuss. 


♦ 
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Personalnachrichten. 

Ehrenmltgrlieder. 

Ordensauszeichnuiig wurde verliehen: 

Wirth Dr., Geh. Justizrat, Strafanstaltsdirektor a. D., der Königl. 
Preuss. Kronenorden II. Kl. mit der Jahreszahl 
Gestorben ist: 

Holst Dr. von, Geheimerat und Professor an der Universität Chicago, 
zuletzt in Freiburg. 

V ereinsmitgrlieder. 

Baden. 

Ordensauszeichnungen wnirden verliehen: 

Merta, Pfarrer, katholischer Hausgeistlicher, und 
S ä 11 z e r, Pfarrer, evangelischer Hausgeistlicher am Landesgefängnis 
Freiburg, das Ritterkreuz I. Kl. des bad. Ordens vom Zähringer 
Löwen. 

Ernannt wurde: 

Wohlgemuth, Amtsrichter in Müllheim zum Oberamtsrichter. 

Versetzt wurde: 

Engl er, Dr., Amtsrichter in Ueberlingen in gl. Eigenschaft nach 
Ettlingen. 

Elsas» - LiOthriiigeii. 

Ordensauszeichnungen wurden verliehen: 

Müller, kath. Hausgeistlicher in Ensisheim, der Königl. Preuss. 
Rote Adler-Orden IV. Kl. 

Stadler, Ministerialrat im Ministerium, Abt. für Justiz in Strassburg, 
der Königl. Preuss. Kronenorden II. Kl. 

Preussen. 

Ordensauszeichnung wurde verliehen: 

Wert her, Strafanstaltsdirektor in Herford, der Königl. Preuss. Rote 
Adler-Orden IV. Kl. 

Versetzt wurde: 

Haseroth, Gefängnisinspektor in Bochum in gl. Eigenschaft au das 
Justizgefängnis in Stettin. 

Sachsen (Königreich). 

Versetzt wurde: 

H ö c k u e r, Landesanstaltsdirektor in Zwickau in gl. Eigenschaft nach 
Sachsenburg. 

Rühlemann, Landesanstiiltsdirektor in Sachsenburg in gl. Eigen¬ 
schaft nach Zwickau. 

Gestorben ist: 

Burkhardt, Gefängnisdirektor in Dresden. 

W ürttemberg. 

Gestorben ist: 

Schall, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Zuchthaus Ludwigsburg. 

Oesterreich. 

Ernannt wurden: 

Wenedikter, k. k. Strafanstaltsverwalter in Garsten zum k. k. 
Strafanstaltsdirektor in Silben 
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Zoratti, k. k. StrafaDstaltsinspektor in Vigaun zum k. k. Gefangeii- 
hauskontrolleur in Laibach. 

Eingetreten. 

Bayern« 

Miltner von, Königl. Bayr. Staatsminister der Justiz in München. 

Preussen« 

Lohmann, Hauptmann a. D., Gefängnisdirektor in Görlitz. 

Madai von, Strafanstaltsdirektor in Rawitsch. 

Wittlich, Gefängnis. 

Sachsen (König-reich). 

Voigtsberg, Gefängnisdirektion. 

W ürttemberg« 

Banz, Inspektor am Zuchthaus Ludwigsburg. 

Lebner, Amtsrichter, Hilfsrichter beim Landgericht Schw. Hall. 

Oesterreich« 

Janota, Jaromir, k. k. Oberdirektor der Strafanstalt Prag. 
Neumann, Anton, k. k. Verwalter der Strafanstalt Garsten. 

Bosnien« 

Urban, Ludwig, Oberleutnant, Strafanstaltsfunktionär in Sarajevo. 

Ausgetreten. 

Bayern« 

Brücker, Inspektor und Vorstand des Strafvollstreckungsgefäng¬ 
nisses in München. 

Bremen« 

Oslebshausen, Strafanstalt. 

Blsass-Lothringen« 

Glauner, Gefängnisdirektor in Mülhausen, bei der Zuruhesetzung. 

Hessen« 

Rinn, Inspektor des Arbeitshauses Dieburg. 

Mecklenburg-Schwerin« 

Köhler, Pastor, Geistlicher am Zentralgefängnis Bützow. 

Preussen« 

Brümmerstädt, Gefängnisinspektor in Plötzensee. 

Danzig, Gefängnisdirektion. 

Greifswald, I. Staatsanwalt. 

Härtel, Oberstadtsekretär in Dortmund. 

Pfeiffer, Landrichter in Essen, früher Gefängnisdirektorin Danzig. 
Trier, Gefängnisverwaltung. 

Württemberg« 

G o n s e r, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn. 

Ungarn« 

Agram, Kgl. kroat., slav., dalm. Oberstaatsanwaltschaft. 

-- 
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Nach welchen Gnindsätzen soll die Dauer der 
korrekiionellen Nachhaft hemessen werden? 

Referat in der Versammlung^ zu Stuttgart von Geh. Rat von der 
Goltz, Präsident des kaiserlichen Rates in Strassburg. 


Das Arbeitshaus ist erst vor wenigen Jahren in den 
Kreis der Beratungen des Vereins der deutschen Straf¬ 
anstaltsbeamten hineingezogen worden. Dies erklärt, warum 
unseren Verhandlungen bisher für dieses Gebiet grundlegende 
Fragen ferngeblieben sind, wie z. B. ob die Nachhaft den 
Charakter einer Haupt- oder Nebenstrafe besitze oder nur 
als eine polizeiliche Massnahme zu betrachten sei, ob sie 
überhaupt in unserem Strafensystem beizubehalten oder 
auszudehnen und durch wen sie auszusprechen sei. Wir 
Averden uns zu bemühen haben, diese Fragen nach Möglich¬ 
keit der Diskussion fernzuhalten. Auf der anderen Seite 
werden sich die Beratungen nicht in den Grenzen der 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen und den nach den 
im Bundesrat vereinbarten Grundsätzen erlassenen landes¬ 
rechtlichen Bestimmungen zu bewegen, vielmehr de lege 
ferenda auch eine Erweiterung oder Abänderung jener 
„Grundsätze“ ins Auge zu fassen haben. 

Die Vereinbarung jener Grundsätze bedeutet zweifel¬ 
los einen grossen Fortschritt in der Anwendung der Nach¬ 
haft. Frühere Zustände, unter denen es an ausreichender 
Gelegenheit zu entsprechender Unterkunft von Personen 
fehlte, auf welche die Nachhaft hätte angewendet werden 
sollen, sind seitdem wesentlich beseitigt worden und die 
Nachhaft hat nach und nach in unserem Strafsystem die 
Stellung erhalten, welche das Gesetz ihr anweisen wollte. 

1 * 
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Immerhin darf man sagen, dass jenes Eingreifen des Bundes¬ 
rats mit zarter, schüchterner Hand erfolgt ist, da es sich 
um eine Materie handelte, welche der landesgesetzliclien 
Ausgestaltung Vorbehalten ist. Hierin liegt vielleicht die 
Erklärung, dass die Feststellungen über die Dauer der 
Nachhaft wohl zu sehr nach äusserlichön Merkmalen statt¬ 
gefunden haben und der Beurlaubung aus derselben nicht 
gedacht ist. Jedenfalls ist man in Elsass-Lothringen weiter 
gegangen und hat nicht nur die Beurlaubung nach dem 
Vorgänge Sachsens eingeführt, sondern auch im Zusammen¬ 
hang mit der Abänderung des § 362,6 St.G.B. (Reichsgesetz 
vom 25. Juni 1890) durch Ministerialverfügung vom 16. Nov. 
1890 angeordnet, dass, wenn Prostituierte einer Erziehungs- 
oderBesserungsanstalt oder einem Asyl überwiesen werden, 
dieses sogleich auf die Dauer von zwei Jahren zu geschehen 
habe, da ein Erfolg von der Unterbringung für einen kurzen 
Zeitraum nicht zu erwarten sei. Selbstredend ist dabei 
frühere Entlassung Vorbehalten, sobald der Besserungs¬ 
zweck erreicht erscheint. 

Vergegenwärtigen wir uns nun die jetzige tatsächliche 
Ordnung der Nachhaft. Nachhaft bis zu zwei Jahren kann 
nach § 362 des St.G.B. durch die Landespolizeibehörde 
über Personen verhängt werden, welche durch den Richter 
in Verfolg einer Verurteilung auf Grund des § 361 Ziff. 3—8 
St.G.B. jener überwiesen worden sind. Im wesentlichen 
handelt es sich hierbei um Gewohnheitsbettler, I^and- 
streicher und Prostituierte. Nach der Vereinbarung im 
Bundesrat soll die Dauer der Detention im Falle erst¬ 
maliger Überweisung auf 6 Monate und bei jeder späteren 
Überweisung jedesmal entsprechend höher bis zu der gesetz¬ 
lich zulässigen Maximalzeit von 2 Jahren bemessen werden. 

Das Vorleben der betreffenden Person, die Schwere 
der ihr zur Last fallenden Übertretung und insbesondere 
auch der Zeitraum seit Verbüssung der letzten korrekt. 
Nachhaft soll hierbei angemessen berücksichtigt werden. 

Unter gewissen, näher aufgeführten Umständen wird 
Ermässigung, jedoch nicht unter 3 Monate zugelassen. 
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Bei „schlechter Führung“ kann die Detention nach 
Anhörung des Direktors des Arbeitshauses nachträglich 
verlängert werden. 

Ehe ich auf die einzelnen Gutachten eingehe, sei es 
gestattet, einen prinzipiellen Punkt in aller Kürze zu be¬ 
rühren. Es sollte die die Ausführung bedingende Über¬ 
weisung ausschliesslich Sache des Gerichts, die Ausführung 
selbst und die weitere Bestimmung über den Eingewiesenen 
aber Sache der Leitung des Arbeitshauses und der bezüg¬ 
lichen Aufsichtsbehörde sein. Abgesehen davon, dass es 
dem Gewicht eines Richterspruchs wenig gemäss sein würde, 
wenn die Überweisung unausgeführt bliebe, hat das Gericht 
den Angeschuldigten vor Augen und verhandelt persönlich 
mit ihm, wird daher fast immer besser beurteilen können, 
ob Nachhaft angezeigt ist, als eine lediglich auf Grund der 
Akten verfügende Behörde. Die Furcht, dass auf diese 
Weise vielleicht eine Überfüllung der Arbeitshäuser herbei¬ 
geführt werden könne, sollte an sich nicht massgebend 
sein, ist aber nach den heutigen Verhältnissen um so 
weniger begründet, als die Landespolizeibehörde bezw. die 
Aufsichtsbehörde die Befugnis hat und behalten muss, je 
nach Umständen Eingewiesene zu entlassen. Auch die 
Möglichkeit, dass der Richter, sei es bei Überhäufung mit 
Geschäften u. s. w. oder gegenüber einem geriebenen 
Vagabonden, der durch ein Geständnis seiner Übertretung 
der — bei weiterer Verhandlung zu fürchtenden — Fest¬ 
stellung seines Vorlebens und damit der Verurteilung zu 
Nachhaft zu entgehen hofft, vielleicht einen zur Nachhaft 
Geeigneten mit einer geringen Freiheitsstrafe durch¬ 
schlüpfen lässt, kann einen durchschlagenden Grund gegen 
eine solche Vorschrift nicht abgeben. Eher möchte die 
Besorgnis begründet sein, dass das Gericht, wenn durch 
seinen Spruch unter seiner ausschliesslichen Verantwort¬ 
lichkeit die Einsperrung in ein Arbeitshaus erfolgt, 
schwieriger, als es im Interesse der Gesellschaft liegt, zu 
dieser Massregel übergeht. 
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Die Einweisung durch den Richter wird zweckmässiger¬ 
weise jedesmal gestatten müssen, den Korrigenden bis zu 

2 Jahren in der Anstalt zu behalten. Zugleich wäre aber 
gesetzlich festzulegen, dass die Aufsichtsbehörde des 
Korrektionshauses die Nachhaft bis zu 4 Jahren ausdehnen, 
sie aber auch je nach Umständen verkürzen kann. Das 
Gericht vermag in vielen Fällen die Verkommenheit und 
Gefährlichkeit des Angeschuldigten nicht zu erkennen und 
kann unmöglich vorhersehen, wann und inwieweit die Nach- 
haft ihren bessernden Zweck erfüllen wird. Wenn mau 
aber trotzdem dem Gericht die erste Bestimmung über die 
Dauer der Nachhaft zuweisen wollte, so müsste immer die 
Möglichkeit obwalten, je nach den Umständen die Abkürzung 
oder die Verlängerung der betreffenden Frist anzuordnen 
und dieses wird praktischerweise stets durch die Aufsichts¬ 
behörde des Korrektionshauses anzuordnen sein. 

Ich habe aber vorgegriffen und wende mich den 
erstatteten beiden Gutachten zu. Ein drittes seitens des 
Herrn Direktors S c h e 11 m a n n in Aussicht gestelltes 
Gutachten ist wegen Erkrankung desselben nicht ein¬ 
gegangen ; jedoch liegt liiir eine Äusserung desselben zur 
Sache vor und auf die mir vor wenig Tagen überreichten 
Leitsätze des Herrn Direktors Voigt komme ich später 
zurück. Das Düll’sche Gutachten schliesst sich eng an 
die bestehende Ordnung an. Danach soll die Einweisung 
in der Regel auf 6—18 Monate erfolgen, je nach Lage des 
Falls, namentlich dem Vorleben, dem seit der letzten Nach¬ 
haft verflossenen Zeitraum und der Gefährlichkeit, bei 
körperlich oder geistig Gebrechlichen auf 12 Monate oder 
bis zu anderweiter Unterkunft, ferner ausnahmsweise bei 
Fleiss und guter Führung Kürzung, jedoch höchstens auf 

3 Monate, bei schlechter Führung Verlängerung auf 24 
Jlonate; dabei wird mit Recht einmal auf die Zulassung 
vorzeitiger Entlassung in geeigneten Fällen Gewicht gelegt 
und ferner ausgeführt, dass für die Sicherheit gefährliche 
Personen, welche bereits schwere Freiheitsstrafen erlitten 
haben, nie unter 12 Monaten Nachhaft erhalten sollten. 
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Das Borne mann’sehe Gutachten zeichnet sich 
durch weit grössere Originalität aus und löst sich in 
wesentlichen Punkten von der gegenwärtigen Ordnung der 
Materie. Einmal wird in demselben de lege ferenda die 
Möglichkeit der Ausdehnung der Nachhaft über die Frist 
der Nachhaft von 2 Jahren hinaus gefordert. So lange 
dies nicht der Fall, will B. immer die Überweisung auf 
2 Jahre, da kurzzeitige Überweisung erfahrungsmässig 
ohne Erfolg (namentlich bei Prostituierten), also zwecklos; 
die nicht Besserungsfähigen aber, so lange sie nicht unter¬ 
gebracht werden können, der Sicherung halber möglichst 
lange festgehalten werden müssten. Dagegen will er 
Beurlaubung bei den Besserung in Aussicht Stellenden. 
Über die Beurlaubung müsse aber die Konferenz der 
Arbeitshausbeamten allein zu entscheiden haben. Diese 
Beurlaubung soll in Fällen, in welchen Nachhaft längeren 
Freiheitsstrafen zu folgen hätte, wenn Aussicht auf Besserung 
vorhanden und ein geeignetes anderes Unterkommen er¬ 
mittelt, sofort eintreten. Weiter sollen Ausländer statt 
der Verbringung in ein Arbeitshaus ausgewiesen werden. 
Letzterer Vorschlag stimmt zwar mit den Beschlüssen des 
Bundesrats überein, berücksichtigt aber nicht die Verhält¬ 
nisse in den Grenzländern, in denen in der Nähe der 
Grenze wohnende ausländische Bettler und Vagabonden 
eine wahre Landplage werden, der nur einigermassen ent¬ 
gegengetreten . werden kann durch rücksichtslose Über¬ 
weisung. 

Ich stehe im wesentlichen auf dem Boden des B’schen 
Gutachtens. Für die Frage der Dauer der Nachhaft scheint 
mir entscheidend zu sein, was durch diese erreicht werden 
soll, welches ihr Zweck ist. Man wird letzteren zuvörderst 
aus den Motiven zu den seinerzeitigen Beschlüssen des 
Bundesrats zu deuten haben. Danach sollen für die 
Überweisung Hauptgesichtspunkte sein die Arbeitsfähigkeit 
und, was namentlich Bayern hervorgehoben hat, die öffent¬ 
liche Sicherheit, ferner aber ob Besserung, Hebung der 
Arbeitskraft und Verhütung des Rückfalls zu erhoffen sei. 
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Für mich wird immer der Besserungszweck der Haupt¬ 
gesichtspunkt bleiben, nach welchem sich die Dauer der 
Nachhaft zu richten hat und ich befinde mich damit in 
Übereinstimmung mit den in Württemberg massgebenden 
Grundsätzen. Es ist daher meines Dafürhaltens auch zu 
begrüssen, dass in Preussen wie in Elsass-Lotbringen bei 
jugendlichen Prostituirten die Überweisung in ein Asyl 
von vornherein auf 2 Jahre erfolgt. Der Zweck der 
Sicherung, welchem ich übrigens seine Berechtigung nicht 
absprechen will, wird vor dem absoluten Throne der 
Gerechtigkeit immer einen zweifelhaften Stand behalten, 
so lange Personen, welche sich wegen Übertretungen 
kurze Freiheitsstrafen zugezogen haben und die öfter 
ziemlich harmloser Natur sind, für lange Zeit in das 
mindestens ebenso wie das Zuchthaus gefürchtete Arbeits¬ 
haus gesteckt werden, während die gefährlichsten Ver¬ 
brecher , bei denen der Rückfall mit mathematischer 
Gewissheit in Aussicht steht, nach verbüsster Freiheits¬ 
strafe auf die Gesellschaft losgelassen werden. 

Ich darf nicht unterlassen, einen Blick zu werfen 
auf die Ausführungen des Professors von Hippel über 
den Zweck der Nachhaft in seiner höchst beachtensw'erten 
und wertvollen Schrift, betr. „Die strafrechtliche Be¬ 
kämpfung von Bettel, Landstreicherei und Arbeitsscheu“. 
1895. H. will den Eintritt und die Dauer der Nachhaft 
grundsätzlich und regelmässig nach strafrechtlichen Ge¬ 
sichtspunkten angeordnet sehen und polizeiliche Rücksichten 
hier nur hineinspielen lassen. Ist dies richtig, so können 
offenbar die zu geringen Freiheitsstrafen und in der Regel 
zum erstenmal zur Nachhaft Verurteilten, namentlich 
jüngere Personen, also gerade diejenigen, bei w-elchen am 
ehesten die erziehliche Wirkung des Arbeitshauses sich 
zu äussern vermag, nicht oder doch nur für kurze Zeit 
der Nachhaft unterworfen werden und der Besserungs¬ 
zweck würde mehr oder weniger aus den Zielen des 
Arbeitshauses auszuscheiden haben. Am wenigsten liesse 
sich wohl eine längere Nachhaft bei Prostituierten recht- 
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fertigenj die Hippel allerdings von seiner Betrachtung 
ausschliesst. 

An anderer Stelle spricht Hi p pel aber von der Härte der 
Xebenstrafe und findet diese Härte wenigstens für Vaga- 
bonden durch deren soziale Gefährlichkeit gerechtfertigt. 

Auf der anderen Seite kann ich mich mit Hippel wohl 
einverstanden erklären, wenn er S. 197 zusammenfassend 
über die Nachhaft sagt: „Nach ihrem Zweck — Sicherung 
der Gesellschaft durch Abschreckung, Besserung, Unschäd¬ 
lichmachung— unterscheidet sich das Arbeitshaus in keiner 
Weise von sonstigen Freiheitsstrafen. Das Heil des Vollzugs 
besteht in der Disciplinierung arbeitsscheuer Massen durch 
Arbeitszwang“. — Hippel hält auch die Übung Sachsens, 
vorzeitige Entlassung notorisch Unverbesserlicher und 
solcher Personen, welche die Einlieferung zu ihrer zeit¬ 
weiligen Verwahrung selbst angestrebt haben, mit dem 
Bundesratsbeschlusse unvereinbar. Ja die Arbeit, die Ge¬ 
wöhnung an regelmässige, anstrengende Tätigkeit ist 
das wirksamste Erziehungsmittel für die unglücklichen 
Insassen der Arbeitshäuser. Wer könnte aber glauben, 
dass arbeitsscheue, zum grössten Teil auch der Trunk¬ 
sucht verfallene Personen sich in wenigen Monaten auch 
nur zu dem Vorsatze, geschweige denn zu der Kraft der 
Durchführung einer geordneten Lebensweise erziehen 
lassen. Dies ist nur möglich durch längere Gewöhnung 
an ausdauernde Arbeit, längere geregelte Lebensweise und 
längere Absperrung von Versuchungen (Müssiggang, Völlerei, 
Wollust, Eitelkeit u. s. w.). Dazu wird aber in vielen 
Fällen ein Zeitraum von 2 Jahren nicht reichen. Für die 
Frage der Dauer der Nachhaft muss notwendig der Charakter 
des Detinierten berücksichtigt und mit massgebend werden, 
ob eingewurzelte Arbeitsscheu, Leichtsinn oder Energie¬ 
losigkeit im Spiele sind. 

Auf der anderen Seite ist es Tatsache, dass öfter 
Personen dem Arbeitshause überwiesen werden, bei denen 
sich bald herausstellt, dass wegen körperlicher oder geistiger 
Gebrechen oder beider im Verein die Erfüllung des Zwecks 
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der-Nachbaft ausgeschlossen ist oder dass sie überhaupt 
nicht sittlich verkommen sind und nur durch zufällige 
widrige Umstände der Nachhaft verfallen sind (z. B. Hand¬ 
werksburschen aus besseren Familien). In allen diesen 
Fällen muss es möglich sein, die Nachhaft abzukürzen 
eventuell in der Form der Beurlaubung und kann hier in 
Übereinstimmung mit der heutigen Praxis die Bestimmung 
in den Beschlüssen des Bundesrats nicht aufrechterhalten 
werden, wonach eine Abkürzung der Nachhaft nur für die 
Mindestdauer von 3 Monaten zulässig ist. — Tatsächlich 
sind z. B. in Elsass-Lothringen in den letzten 5 Jahren 12 
Männer wegen geistiger und körperlicher Gebrechen und 
3 junge Handwerksburschen aus besseren Familien inner¬ 
halb der dreimonatlichen Frist zur Entlassung gelangt. 
Umgekehrt muss es statthaft sein, für diejenigen, deren 
Freilassung augenscheinlich eine Gefahr für die Gesellschaft 
bedeutet und überhaupt für die nicht Gebesserten, nament¬ 
lich wenn sie sich in der Anstalt schlecht geführt haben, 
eine Verlängerung der Nachhaft bis zu 4 Jahren eintreten 
zu lassen. Müssen die Arbeitshäusler mit einer solchen 
Möglichkeit rechnen, so ist damit ein äusserst wirksames 
Erziehungsmittel dargeboten. Die Aufhebung der Nach¬ 
haft innerhalb eines bestimmten Zeitraums — 3 Monate — 
auszuschliessen, ist unhaltbar; stellt sich nach Tagen oder 
Wochen heraus, dass jene ihren Zweck nicht erfüllen kann 
oder ihn bereits erreicht hat, dann darf die Tatsache der 
Überweisung keinen Grund zu längerem Festhalten des 
Detinierten geben. In denjenigen Fällen, in welchen Ab¬ 
kürzung der Nachhaft durch bestimmte Aussicht auf Besse¬ 
rung begründet erscheint, wird es sich jedoch in der Regel 
empfehlen, die Abkürzung in der Form der Beurlaubung 
eintreten zu lassen. Unter Beurlaubung verstehe ich die 
vorläufige Entlassung unter gewissen Bedingungen (gute 
Führung, Innehaltung des angewiesenen Wohnsitzes und 
eventl. der vermittelten Stelle u. s. w.) mit der Befugnis 
der Wiedereinziehung während der und für die Dauer 
der verhängten oder noch zu bestimmenden Dauer der 
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Nachhaft. Die Entlassung auf Urlaub kann wesentlich dazu 
beitragen, Personen, welche mit guten Vorsätzen die Anstalt 
verlassen, vor dem Unterliegen in dem Kampfe mit den 
hervortretenden Versuchungen zu stärken. Ich sehe keine 
Bedenken, die Entscheidung über die Beurlaubung nach 
dem Bornemann'sehen Vorschlag der Konferenz der 
Anstaltsbeamten (nicht dem Direktor allein) zu überlassen. 
Will man das nicht, so mag auf das Gutachten jener hin 
die Aufsichtsbehörde entscheiden. Mir liegt die grössere 
Gewähr für die richtige Beurteilung des Falls in der Kon¬ 
ferenz, in welcher neben dem Direktor und den Ober¬ 
beamten der Anstalt auch der Arzt und die Geistlichen 
Stimme haben, wie in der Entscheidung der auf die Kennt¬ 
nis der Akten beschränkten Aufsichtsbehörde, zumal letzterer 
ohnedem eine Kontrolle und die Aufstellung allgemeiner 
Gesichtspunkte verbleibt. 

Bevor ich zur Aufstellung von Leitsätzen übergehe, 
erübrigt mir, mich mit den Anschauungen des Herrn Direk¬ 
tors Schellmann auseinanderzusetzen, der zwar den von 
mir später zu teilenden Resolutionen unter Ziffer 2—6 
seinen Beifall spendet, aber zu meinem lebhaften Bedauern 
mit dem Satze unter Ziff. 1 nicht völlig übereinstimmt. 
Schellmann schlägt dagegen folgenden Leitsatz vor: „Die 
Dauer der Nachhaft ist in jedem Falle nach dem Vor¬ 
leben sowie den Vorstrafen der betreffenden Person, nach 
der Schwere der ihr zur Last fallenden Übertretung und 
ferner nach der Ursache der Verfehlung zu bemessen. 
Sie kann in der Regel mit 6 Monaten beginnen und muss 
bei jeder folgenden Überweisung' entsprechend höher bis 
zu der gesetzlich zulässigen Maximalzeit bemessen werden“. 

Schellmann erachtet allerdings, sowohl vom Stand¬ 
punkte der Gerechtigkeit wie demjenigen der sehr ab¬ 
weichenden tatsächlichen Verhältnisse des einzelnen Falles 
aus, die heute bestehende Vorschrift für verfehlt, wonach 
unterschiedslos die erste Einweisung ausschliesslich für 
6 Monate erfolgt, da es für die grössere Zahl der zum 
erstenmal Überwiesenen von vornherein feststeht, dass 
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innerhalb jener Frist der Zweck der Nachhaft nicht er¬ 
reicht werden kann und wird; auch führt er aus, dass die 
sittliche Qualität der Eingewiesenen wesentlich herunter¬ 
gegangen sei, indem vor 20 Jahren die Eingewiesenen 
durchschnittlich 5—6, jetzt aber 10—12 Vorstrafen erlitten 
batten. Er weist auf den Unterschied hin, wenn zum 
erstenmal ein alter, rückfälliger Zuchthäusler oder ein 
durch allerlei Missgeschick zur Bettelei gelangter und 
dieserhalb bestrafter Mensch dem Arbeitshause überwiesen 
werden bezw. eine 50—lOOmal wegen Sittenpolizei¬ 
kontravention Bestrafte und ein junges, vielleicht durch 
Verführung und Not kürzlich der Prostitution verfallenes 
Mädchen. Auch bemängelt er, dass die Landespolizei¬ 
behörden des öfteren sich zu einer Verlängerung auch in 
den dringendsten Fällen nicht glauben verstehen zu dürfen, 
wenn nicht „schlechte Führung in der Anstalt“ vorliegt. 
Schellmann erscheint es „selbst bei einer in Aussicht 
stehenden Abkürzung der Nachhaft, die ja zweifellos auf das 
Verhalten der Korrigenden in der Anstalt sehr günstig ein¬ 
wirken würde, als eine in sehr vielen Fällen nicht gerecht¬ 
fertigte Härte und auch als eine der Gerechtigkeit zuwider¬ 
laufende Bestimmung, wenn in jedem Falle die Nachhaft 
auf 2 bezw. 4 Jahre festgesetzt wird“. 

Da ist doch zu fragen, was ist härter, was ist un¬ 
gerechter, jeden ausnahmslos für 6 Monate ins Arbeitshaus 
zu bannen, oder ihn vorläufig auf 2 Jahre zu überweisen 
mit dem ausdrücklichen Vorbehalte der Abkürzung, sobald 
dies der Zweck der Nachhaft angezeigt erscheinen lässt, 
und dass solches herbeigeführt werde, bleibt guten Teils 
in die Hand des Überwiesenen gelegt. Schellmann 
trägt dem Gesichtspunkte nicht hinlänglich Rechnung, dass 
in der grossen Mehrzahl der Fälle bei der Einweisung 
weder das Gericht noch die Landespolizeibehörde auch 
nur annähernd zu übersehen vermag, wie die Nachhaft 
auf eine Person wirken und wann mehr oder weniger 
deren Zwecke erfüllt sein werden. Das lässt sich auch 
nur einigermassen allein erkennen im Verfolg des Aufent- 
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halts im Arbeitshause, und mag nun bei dem Einzelnen 
der Besserungs- oder der Sieherungszweck im Vorder¬ 
grund stehen, darüber wird man einig sein, dass in beiden 
Richtungen sich fast nur von einer längeren Detentions- 
dauer irgend welcher dauernder Nutzen versprechen lässt 
und eine kürzere Dauer nur ausnahmsweise gerechtfertigt 
ist. Schellmann versucht nicht einmal den Nach¬ 
weis, warum beim ersten Fall der Nachhaft gerade durch 
eine sechsmonatliche Dauer derselben der Gerechtigkeit 
genügt oder der Erfolg gesichert oder auch nur wahr¬ 
scheinlich gemacht werden soll. 

In letzter Minute sind noch Leitsätze des Direktors 
des Land-Arbeitshauses für Ostpreussen, Herrn Voigt, 
eingegangen, welche in den Ihnen seitens des Ausschusses 
mitzuteilenden Leitsätzen wenn auch nicht in völliger 
Übereinstimmung Ausdruck finden. Nötigenfalls wird die 
Debatte Gelegenheit geben, darauf näher einzugehen. 

Es werden nun folgende Leitsätze vorgeschlagen; 

1. Die Einweisung in die Nachhaft erfolgt durch den 
Spruch des Richters und gibt die Befugnis, die betreffende 
Person bis zu 2 Jahren im Arbeitshaus zu behalten. Die 
Nachhaft kann durch die der Anstalt Vorgesetzte Aufsichts¬ 
behörde nach Befund sowohl verkürzt wie bis zur Dauer 
von 4 Jahren verlängert werden. 

2. Die Nachhaft muss abgekürzt werden, sobald sich 
dauernde körperliche oder geistige Gebrechen bei dem 
Korrigenden herausstellen, welche nach dem Gutachten 
der Beamtenkonferenz die Erreichung der Zwecke der 
Nachhaft verhindern. 

3. Die Nachhaft ist abzukürzen, sobald nach dem 
Gutachten der Konferenz die Zwecke jener erreicht oder 
sichere Bürgschaft dafür gegeben zu sein scheint, dass die 
Erreichung auf anderem Wege voraussichtlich eher zu 
erhoffen ist. 

4. Die Abkürzung hat in der Regel in der Form der 
Beurlaubung zu erfolgen. Bei schlechter Führung oder 
Nichtinnehaltung der an die Beurlaubung geknüpften 
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Bedingungen ist die Wiedereinlieferung in das Arbeitshaus 
herbeizufahren und kann der Korrigend alsdann von dem 
Tage des ersten Beginns der Kachhaft an gerechnet bis 
zu der zulässigen längsten Dauer derselben im Arbeitshaus 
zurückgehalten werden. 

5. Die Nachhaft kann über den Zeitraum von 2 bis 
zu 4 Jahren ausgedehnt werden, wenn die Zwecke der 
Nachhaft innerhalb jener Frist nicht genügend erreicht sind. 

6. Die Entscheidung über die endgültige Entlassung 
und über die Verlängerung der Nachhaft steht in jedem 
Falle bei der der Direktion des Arbeitshauses Vorgesetzten 
Aufsichtsbehörde. 


Begriff, Bedeutung und Wirioing geieliger Minder¬ 
wertigkeit bei Stre^i^nen. 

Nach einem Vortrag, am 1. Dezember 1903 in der Konferenz der Straf- 
anstalts- etc.- Geistlichen der Provinz Brandenburg zu Berlin gehalten 
von Dr. F. L epp mann, II. Arzt der kgl. Strafanstalt Moabit und 
der damit verbundenen Irrenabteilung. 

Meine Herren! So gegensätzlich die Begriffe „Gesund¬ 
heit“ und „Krankheit“ sind, so wenig kann es dennoch 
gelingen, zwischen den Gesunden und den Kranken eine 
scharfe Grenzlinie zu ziehen. Gesundheit und Krankheit 
sind vielmehr nur Endpunkte einer fortlaufenden Reihe. 

Die Grenzschicht zwischen den ausgesprochen Kranken 
und den Vollgesunden bezeichnen wir als „Minderwertige“. 
Die körperlich Minderwertigen, die kein bestimmtes Leiden 
haben, denen aber doch so wenig Kraft und Widerstands¬ 
fähigkeit eignet, dass ihnen fast immer etwas fehlt, sind 
die Sorgenkinder der Ärzte — viel wichtiger aber für die 
Gesamtheit sind die seelisch Minderwertigen, die unter 
unsern heutigen Kulturverhältnissen zu einer sehr breiten 
Masse angewachsen sind. 
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Ünser Rechtsleben kennt bisher nur Geistesgesunde 
und Geisteskranke. Die Einen haben alle Rechte und 
Pflichten, die der Staat seinen Bürgern zuweisst, die Andern 
haben keinerlei Pflichten und ein wesentlich verringertes 
Mass an Rechten. Ein Mittelding kennt das Gesetz nicht 
— abgesehen etwa von den „Geistesschwachen“ des § 6 
im Bürgerlichen Gesetzbuche. Infolgedessen ist die Stellung 
der geistig Minderwertigen ini Rechtsleben schief und 
schwankend, weder die Rechtssprechung noch die Rechts¬ 
vollziehung weiss mit ihnen etwas Bestimmtes anzufangen, 
und darunter leiden die betreffenden Menschen nicht nur, 
sondern auch der Staat und die Gesellschaft. 

Allenthalben bricht sich die Erkenntnis Bahn, dass 
hier Wandel geschafft werden muss, und so ist es auch 
wichtig, die Frage der geistig Minderwertigen in diesem 
Kreise, dessen Mitglieder zu einem wichtigen Teil unseres 
Rechtslebens, zum Strafvollzüge, in enger Beziehung stehen, 
zu erörtern. 

Zuerst muss ich die Behauptung, dass die geistig 
Minderwertigen einen verhältnismässig grossen Teil der 
Gesamtbevölkerung ausmachen, gegen den Einwurf ver¬ 
teidigen, der dem Irrenarzte leicht gemacht wird: wir 
sähen zu schwarz, wir glaubten Krankhaftem gegenüber¬ 
zustehen, wo es sich um Verschiedenheiten innerhalb des 
Gesundheits-Durchschnitts handle. Das mag wohl so scheinen, 
wenn man sich damit begnügt, den betreffenden Menschen 
zu sehen, mit • ihm einmal oder auch mehrere Male zu 
sprechen, oder selbst sich eingehend mit ihm zu unter¬ 
halten. Will man das Seelenleben einer Person beurteilen, 
so muss man sorgsamer Vorgehen. Man sucht zuerst den 
Stamm kennen zu lernen, aus dem er entsprossen ist, 
seine Eltern und Grosseltern, seine Geschwister. Waren 
es seelisch rüstige Naturen, die in die Welt hineinpassten, 
oder waren es innerlich angekränkelte oder wunderliche, 
bizarre Menschen, Geistes- und Nervenkranke, Trinker, 
Selbstmörder, Verbrecher, Sonderlinge? Wir fragen weiter 
bei Eltern, Vormündern, Lehrern, Geistlichen nach: Wie 
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geartet war der Mensch, den wir zu beurteilen haben, als 
Kind ? Fiel er auf durch Schlaffheit oder Reizbarkeit, durch 
Verschlossenheit? Durch Träumerei? Durch Sonderbar¬ 
keiten irgend welcher Art ? War er eigensinnig oder w’eich ? 
War er begabt oder schwer von Begriffen? Wir suchen 
dann den Menschen auf seinen Lebenswegen zu verfolgen 
und forschen besonders auch bei solchen, deren Ursprung 
und Jugendentwicklung keine Abwegigkeit verrät, ob nicht 
etwa später Schäden auf sie eingewirkt haben, die den 
menschlichen Geist beeinträchtigen können. Wir fragen 
nach schweren Krankheiten, besonders Nervenleiden, 
Geistesstörungen, Krämpfen, Vergiftungen, nach Trunk und 
geschlechtlicher Überreizung, nach Hunger und schädlicher 
Arbeit. Schliesslich beobachten wir den Menschen selbst, 
wie er sich in seiner jetzigen Umgebung verhält. Nur 
auf diesem Wege lässt sich eine Menschenseele beurteilen, 
und gerade auf diesem Wege kommen wir zur Erkenntnis 
der Bedeutung, welche der geistigen Minderwertigkeit 
eigen ist. 

So unendlich vielseitig nun das menschliche Seelen¬ 
leben ist, so mannigfach sind auch die Formen, unter denen 
seine Mängel sich äussern können. 

Die einfachste, auch dem Laien geläufigste Form ist 
die allgemeine Herabsetzung der geistigen Leistungsfähigkeit: 
^ die Geistesschwäche im engeren Sinne. Sie ist es, 
die sich noch am ehesten durch die blose Untersuchung der in 
Frage kommenden Personen nachweisen lässt. Gewöhnlich 
fällt dann schon bald das Täppische, Unbehplfene ihres 
Wesens, das geringe Mass ihrer Kenntnisse in die Augen. 
In der Gressstadt freilich blendet mancher durch einen 
gewissen äusseren Schliff und gebildet klingende Worte, 
der sich bei näherer Betrachtung durch die Oberflächlich¬ 
keit seines Wissens und durch seine Urteilslosigkeit gegen¬ 
über den Verhältnissen des praktischen Lebens doch als 
geistesschwach erweist. Verfolgen wir dann solche Leute 
rückwärts, dann sehen wir, dass sie gewöhnlich schon in 
der Schule nicht recht vorwärts gekommen sind, oft trotz 
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angestrengten Fleiss^. Besonders im Rechnen pflegt es 
bei ihnen gehapert zu haben, weil das von den Schul¬ 
fächern die selbständigste Verstandesarbeit erfordert. Einem 
schwierigeren Handwerk oder kaufmännischen bezw. gelehr¬ 
ten Beruf sind sie gewöhnlich nicht gewachsen gewesen. 

Weil die geistige Minderwertigkeit dieser Art sich so 
deutlich zu erkennen gibt und ihre Träger vom Durch¬ 
schnittsmenschen so sichtlich abweichen, gerät der Laie 
leicht in den Trugschluss: Jeder geistig Minderwertige 
müsse verstandesschwach sein. Nichts ist falscher als das. 
Gute Scbulkenntnisse und Denkfähigkeit scbliessen schwere 
Mängel der seelischen Anlage nicht aus. 

Da sind zunächst die Menschen, welche bei erhaltener 
Intelligenz dennoch nicht zu fruchtbaren Taten gelangen: 
dieWillensschwächlinge. Auch der Vollgesunde ertappt 
sich oft auf Unterlassungen, die ihn zwingen, sich den 
Vorwurf mangelnder Willenskraft zu machen; bei jenen 
aber zieht sich die Unfähigkeit, dem als richtig Erkannten 
auch im Han4eln treu zu bleiben, wie ein roter Faden 
durchs ganze Leben. Gerade sie sind es, die in der Unter¬ 
haltung am wenigsten als seelisch defekt erkennbar sind, 
und deren Erziehung zu nützlichen Mitgliedern der mensch¬ 
lichen Gesellschaft doch die denkbar schwersten Anforde¬ 
rungen stellt. 

In einem scheinbaren Gegensätze zu ihnen stehen 
die Menschen, bei denen jede im Bewusstsein auftauchende 
Neigung sofort zur Tat wird, dieAffektmenscben. Nur 
scheinbar ist der Gegensatz; denn was ihnen fehlt, ist doch 
auch wieder ein wesentlicher Teil der Willenstätigkeit, 
nämlich das, was wir als „Hemmungen“ bezeichnen. Wie 
nahe in Wahrheit die Affektmenschen den Willens- 
schwächUngen stehen, das zeigt sich an einer Mischform 
von beiden: an den „Stimmungsmenschen“, welche 
sich ohne Gegenwehr ihren Lust- oder Unlustgefühlen hinzu¬ 
geben pflegen. Eine besondere Abart von ihnen sind die 
„Unsteten“, welche zwar mit Kraft und Begeisterung ein 
Werk beginnen, einen Lebensweg beschreiten, aber nach 
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einiger Zeit das Begonnene schal und wertlos finden, sich 
in ihrem erwählten Lebenskreise unglücklich fühlen und 
nicht eher ruhen, als bis ein neues Ziel ihnen winkt — 
unglückliche ruhelose Wanderer. Es ist bemerkenswert, 
dass sich in der grossen Gesamtgruppe der Affekt- und 
Stimmungsmenschen auffallend viele finden, deren geistige 
Veränderung auf schwere Unfälle zurückzuführen ist. 

Auf ein ganz anderes Gebiet leiten uns die sogenannten 
„Paranoiden“, zu Deutsch könnte man sie als „Halb¬ 
verrückte“ (Paranoia = Verrücktheit) bezeichnen, aber in 
einem ganz bestimmten Sinne, den wir Irrenärzte mit dem 
Worte Paranoia verbinden: wir meinen damit eine wahn¬ 
haft veränderte Auffassung des Verhältnisses, in welchem 
das eigene Ich zur Aussenwelt steht, mit entsprechender 
Ausbildung von Grössen- und Verfolgungsideen. Und so 
bezeichnen wir als Paranoide die Menschen, welche sich 
immer etwas Bessei’es dünken als Andere und sich von 
ihrer Umgebung nicht genug gewürdigt, ja sogar übel¬ 
wollend behandelt glauben, ohne doch schon einen festen 
Wahn zu haben. Das sind gewöhnlich von Kind auf 
scheue einsilbige Naturen, die unter ihren Mitschülern als 
hochmütig gelten, weil sie sich zu ihnen nicht harmlos 
gesellen, oder zanksüchtige, unverträgliche Burschen, mit 
denen überall der Unfriede einkehrt. 

Ganz andrer Art ist die letzte Gruppe, die ich hervor¬ 
heben möchte, eine meist sympathischere Art von Menschen, 
stille Träumer oder beredte Erzähler, die die Welt kaum 
kennen, weil sie in Luftschlössern leben; die uns schon, 
da sie noch als Jungens mit uns in die Schule gingen, die 
wundersamsten Erlebnisse vorlogen — und denen wir doch 
nicht böse waren, denn sie glaubten beinahe selbst an die 
Wirklichkeit dieser Geschichten. Das sind die „phan¬ 
tastisch Minderwertigen“. 

Nicht jeder Minderwertige wird zum Verbrecher. 
Wenn z. B. der Geistesschwache bis über die ersten Jugend¬ 
jahre hinaus im wohlhabenden Elternhause unter sorglicher 
Obhut lebt, nicht in Nahrungssorgen gerät und schliesslich 
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eine Frau bekommt, die ihn verständig leitet — dann 
braucht er mit dem Strafgesetz nicht zusammenzukommen. 
Und so ist auch sonst die ganze Summe der äusseren 
Verhältnisse und der Zufälligkeiten des Lebens von ent¬ 
scheidendem Einfluss. Ja noch mehr: der Minderwertige 
ist einer Nachreife fähig. Selbst von den mangelhaft ent¬ 
wickelten Anlagen in ihm sind doch Keime vorhanden, 
die unter günstigen Verhältnissen' im Laufe der Zeit soweit' 
zur Entwicklong gelangen können, dass er wenigstens eine 
gewisse Sicherheit und Festigkeit, eine annähernde seelische 
Harmonie erreicht. 

Immerhin aber ist er ausserordentlich gefährdet, und 
zwar am meisten in den Jahren, in denen auch beim Voll¬ 
gesunden die seelische Reife noch nicht abgeschlossen ist. 

Die Geistesschwachen stellen ihre Kontingente zu 
allen Formen des Rechtsbruchs. Unfähig, im Lebens¬ 
kämpfe ihren Mann zu stellen, erwerben sie sich ihren 
Unterhalt durch Betteln oder Stehlen. Im grossen Heere 
der Landstreicher stellen sie die Kerntruppe dar. Aber 
selbst wenn sie unter ganz einfachen Verhältnissen leben, 
für die ihr bischen Verstand zu genügen scheint, kann ein 
geringer Anstoss sie ins Strafhaus führen. Der beschränkte 
Bauersknecht lebt so lange unbescholten, bis er sich von 
seinem Brotherrn beschwatzen lässt, im Alimentenprozess 
den Meineid zu schwören, er habe mit der Klägerin zur 
fraglichen -Frist geschlechtlich zu tun gehabt — auch 
wenn sich nachweisen lässt, dass er zur Empfängniszeit 
in einer andern Provinz gelebt hat. Ist der Schwach¬ 
köpfige boshaft und rachsüchtig, so begeht er Misshand¬ 
lungen, Sachbeschädigungen, Tierquälereien. 
Das klassische Verbrechen der bösartigen Geistesschwachen 
aber ist die Brandstiftung aus Rache, die in den meisten 
Fällen in unglaublich unüberlegter Weise verübt wird: weder 
ist sich der Täter klar darüber, dass der Materialschaden 
vielleicht blos der Feuerversicherung zur Last fällt, noch 
darüber, dass ganz Unbeteiligte zu Schaden kommen 
können, noch über die schwere Strafe, die ihm gewiss 
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ist — er hat nur den einen Gedanken, seinem Feinde 
einen Schabernack spielen zu wollen. Eine weitere Ver¬ 
brechensart, bei welcher sich die enorme Beteiligung der 
Geistesschwachen statistisch nach weisen lässt, sind die 
Sittlichkeitsverbrechen; ich selbst konnte unter einem 
Material von etwa 80 Sittlichkeitsverbrechem mindestens 
32 Geistesschwache, von der ausgesprochenen Beschränkt¬ 
heit bis zum hochgradigen Schwachsinn, nachweisen. Meist 
handelt es sich hier um Menschen zwischen 20 und 25 
Jahren. Der Geschlechtstrieb tritt während der Ent¬ 
wicklungsjahre als eine neue Tatsache in das Seelenleben 
des Menschen ein, mit der er sich auf irgend eine ver¬ 
nünftige Weise abzufinden hat — das gelingt dem Geistes¬ 
schwachen oft nicht, er trägt dem Triebe so Rechnung, 
wie es ihm gerade einkommt, und dabei gerät er mit dem 
Strafgesetz in Konflikt. 

Die Willensschwächen werden zu Rechtsbrechern 
am meisten dadurch, dass sie im Erwerbsleben durch ihre 
Schlaffheit nicht mit können und den leichteren ver¬ 
brecherischen Gelderwerb als Diebe oder Betrüger 
suchen. Dass sie aber auch zu viel schwereren Straftaten ge¬ 
langen können, sehen wir an den sich immer wiederholenden 
Fällen, in denen sie sich von Frauen umgarnen lassen, 
die mit Hilfe dieser willfährigen Liebhaber ihre Männer 
zu beseitigen trachten. Man fragt sich oft: wie konnte 
dieser verständige, gutmütige Junge zum Meuchelmörder 
werden? und erkennt dann aus den Umständen der Tat, 
dass er das Werkzeug fremden Willens war. Grade in 
einem Falle wie den eben gezeichneten brachte ich Tat¬ 
sachen in Erfahrung, die recht geeignet sind, die seelische 
Minderwertigkeit dieser Verbrecher zu beleuchten. Der 
betreffende jugendliche Attentäter war schon in der Schule 
bekannt als ausgezeichnetes Medium für allerlei hypnotisch¬ 
spiritistische Laien experimente —was man ihm „suggerierte“, 
das führte er widerstandslos aus. Das mochte wohl von 
seinen Mitschülern für irgend eine mystisch-geheimnisvolle 
Eigenschaft gehalten werden, in Wirklichkeit war es das 
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Zeichen einer schon damals deutlichen Verkümmerung 
der Willenskraft. 

Die Affektmenschen lassen sich zu Körperver¬ 
letzung und Totschlag, zu Brandstiftung und Not¬ 
zucht hinreissen. Eine besondre Form der übermässigen 
Erreglichkeit, die geschlechtliche Überempfindlichkeit, spielt 
ihre Rolle bei Sittlichkeits verbrechen verschiedenster 
Art. Die abnorme Launenhaftigkeit und die Unstetheit stören 
wiederum die Stellung des Menschen im Erwerbsleben und 
lassen ihn dadurch mittelbar zum Eigentumsverbrecher 
werden. Auch als Fahnenflüchtigen begegnen wir 
den Unsteten manchmal. 

Die Paranoiden leiden gleichfalls besonders leicht 
beim militärischen Dienst Schiffbruch, wo sie für ihr 
ewiges Gefühl der Zurücksetzung und Qekränktheit reich¬ 
lich Nahrung finden und dem durch Unbotmässigkeit, Selbst 
durch Meuterei Ausdruck geben. Im ganzen entwickeln 
sie am ehesten sich zu einem Verbrechertypus, der zum 
Glücke selten, aber besonders gefährlich ist: zu dem Ver¬ 
brecher, welcher in bewusstem Hasse gegen die Gesellschaft 
ihr den Krieg erklärt und sich bemüht, sie auf jede Art 
zu schädigen. 

Die Phantasten, durch die rauhe Wirklichkeit 
unsanft aus ihren Luftschlössern gerissen, unfähig, mit den 
zielbewusst denkenden und arbeitenden Menschen zu 
konkurrieren, machen sich schliesslich aus ihrer Schwäche 
selbst ein Gewerbe. Sie treten als diejenigen grossen Leute 
auf, in deren Rolle sie sich hineingeträumt haben, und weil 
sie so ganz in ihrer Rolle leben, haben sie auch Erfolge: 
das werden die vornehmen internationalen Hoch¬ 
stapler vom Schlage Cagliostros, die „Fürsten Lahovary“ 
u. s. w. Noch muss ich einer eigenen Sorte von Phantastisch- 
Minderwertigen gedenken: der „Entdecker*' oder „Er¬ 
finder“, die all ihr Hab und Gut zusetzen, um den Stein der 
Weisen zu finden oder in modernerer Zeit Flugapparate und 
lenkbare Luftschiffe herzustellen, bis sie schliesslich zum 
Verbrechen greifen müssen, um weiter leben — und weiter 
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experimentieren zu können. Kürzlich batten wir in unserer 
[rrenabtcilung so einen Unglücklichen. Schon sein Vaier 
war eine solche Erfindernatur gewesen, und der Sohn 
geriet ihm nach. Er war intelligent und fleissig, aber als 
er für die Arbeiten zu einer Flugmaschine Geld brauchte, 
stahl er zum ersten Male. Er wurde bestraft, liess aber 
vom Erfinden nicht ab, und nach einer Reihe von Strafen 
ist er jetzt ganz verrückt geworden und ins Irrenhaus 
gekommen: er wähnt jetzt, seine Ziele erreicht zu haben und 
nur durch ungerechte Gefangenhaltung an der Verwertung 
seiner Schwindsuchtsmittel, seiner verflüssigten Elektrizität 
u. dgl. gehindert zu werden. 

Bekommen wir nun den straffällig gewordenen Minder¬ 
wertigen ins Strafhaus, so liegt uns zweierlei ob: ihn ohne 
Schädigung seiner Gesundheit über die Strafe hinweg¬ 
zubringen, und ihn zu einem nützlichen Mitglied der 
menschlichen Gesellschaft zu machen. 

Der Minderwertige verhält sich im Strafvollzüge sehr 
verschieden, je nach seiner Art und der Behandlung, die 
ihm zu teil wird. Es gibt zahlreiche Geistesdefekte, die 
in gewisser Beziehung Mustergefangene sind. Das sind 
die Geistes- und Willensschwächen, welche draussen nur 
daran scheitern, dass sie keine selbständigen Entschlüsse 
fassen bezw. kein selbständiges Urteil fällen können. Ihnen 
ist es gerade recht, wenn jede Verrichtung, wenn die 
ganze Tageseinteilung ihnen vorgeschrieben ist. Aber man 
hüte sich, über diese Artigkeit und Fügsamkeit zu froh¬ 
locken — gerade diese Gefangenen sind es, denen am 
seltensten das Zuchthaus eine Lehre fürs Leben mitgibt, 
denn was sie brauchten, das wäre Selbständigkeit und 
Widerstandskraft. Und so willig sie den Vorschriften der 
Beamten folgen, so willig leihen sie ihr Ohr den Ein¬ 
flüsterungen ihres Nachbarn, des „ausgekochten“ alten Ge¬ 
wohnheitsverbrechers, der ihnen sagt, wie sie es „draussen“ 
machen sollen, wenn ihre Strafe um ist. 

Der Disziplin der Anstalt machen grosse Schwierig¬ 
keiten die zu Unbotmässigkeiten neigenden Affektmenschen, 
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die bösartigen Schwachsinnigen, die Launenhaften und 
Unsteten, die bei keiner Arbeit ausharren mögen, und vor 
allem die Paranoiden, die nicht bloss durch unaufhörliche 
Beschwerden lästig fallen, sondern auch teils durch ihre 
Hetzereien gegen das Aufsichtspersonal die anderen Ge¬ 
fangenen verderben, teils durch ihre Unverträglichkeit 
Unfrieden herbeiführen. 

Die Behandlung der Seelischminderwertigen im Straf¬ 
vollzüge gestaltet sich um so schwieriger, als die gesund¬ 
heitlichen Schädigungen, von denen selbst bei humanster 
Ausübung die Strafe nie ganz zu befreien ist, auf sie in 
erhöhtem Masse einwirken. Ich will das nur nach zwei 
Kichtungen andeuten. 

Disziplinarstrafen, welcher Art sie auch sein mögen, 
sind geeignet, den Menschen körperlich zu schädigen. Sind 
wir nun genötigt, bei einem vermöge seiner Minderwertigkeit 
besonders disziplinlosen Gefangenen die Strafen zu häufen, 
so setzen wir ihn schliesslich geradezu der Gefahr körper¬ 
lichen Siechtums aus. Nicht selten wählt sich die Schwind¬ 
sucht ihre Opfer gerade unter diesen Personen. 

Geisteskrankheiten werden durch die seelischen Ein¬ 
flüsse der Strafe und der Haft besonders leicht ausgelöst, 
am leichtesten aber bei Menschen, denen von vornherein 
die volle geistige Widerstandskraft fehlt. Der Schwach¬ 
sinnige bekommt Sinnestäuschungen, der geschlechtlich 
Überreizbare betreibt masslose Selbstbefleckung und wird 
schliesslich hypochondrisch verrückt, der paranoide Quengler 
schreitet zum Querulantenwahn fort, der phantastisch Minder¬ 
wertige wird zum phantastisch Verrückten. 

Um allen diesen Gefahren zu begegnen und gleich¬ 
zeitig den höheren Aufgaben des Strafvollzuges zu genügen, 
bleibt uns nur Eins übrig: sorgfältigstes Individualisieren. 
Das Erste, was dazu gehört, ist, dass wir wissen, welcher 
Art unsre Pflegebefohlenen sind, und das ist es, was der 
Arzt hinsichtlich der Geistigminderwertigen zu erläutern 
berufen ist. Das weitere ist eigentlich eine pädagogische 
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Aufgabe. Wenn man erst einmal weiss, woran die Minder¬ 
wertigen zu erkennen sind, welche Gefangene im einzelnen 
dahin gehören, und wie ihr Seelenleben beschaffen ist, 
dann ergeben sich bestimmte Richtlinien für ihre Behand¬ 
lung von selbst. Das Ziel, die verkümmerten Keime im 
Seelenleben möglichst zu pflegen und entwickeln zu helfen, 
ist ja ohne weiteres gegeben. 

Ich will nur einige Beispiele aufführen: Beim Willens¬ 
schwächen wird man das Hauptgewicht darauf legen, ihm 
einerseits schädliche Einflüsse fernzuhalten und ihn andrer¬ 
seits an einen Posten zu stellen, der eine gewisse Summe 
eigenes Nachdenken und Selbständigkeit erfordert, nicht 
aber, ihn in ein bestimmtes geistiges Schema hinein¬ 
zupressen. Beim Paranoiden wird alles auf die richtige 
Mischung von Freundlichkeit und Strenge ankommen, für 
die Gemeinschaftshaft wird er sich gewöhnlich nicht eignen. 
Der Phantast dagegen wird im allgemeinen so zu be¬ 
schäftigen sein, dass er genötigt ist, mit andern zusammen¬ 
zuwirken und sich tüchtig körperlich auszuarbeiten, so 
dass ihm zum Träumen und Grübeln keine Zeit bleibt. 
Den geschlechtlich Überreizbaren werden wir möglichst 
nicht in die Einsamkeit der Zelle bannen, und seine 
Arbeit werden wir möglichst so einrichten, dass sie zu 
einer gesunden Müdigkeit führen muss. 

Auf diesem Wege der sorgfältigsten Behandlung jedes 
Einzelnen nach seiner Eigenart wird sich gewiss viel 
Segen stiften lassen, immer vorausgesetzt, dass der Arzt 
dauernd an der Behandlung und Überwachung der Minder¬ 
wertigen den entscheidenden Anteil hat, der ihm angesichts 
des krankhaften Elements im Wesen dieser Personen natur- 
gemäss zukommt. Aber, meine Herren, so wie unsre 
Rechtsverhältnisse jetzt liegen, dürfen wir doch die Summe 
der Erfolge, die selbst dann zu erwarten sind, nur gering 
veranschlagen gegenüber der der Misserfolge. Um erziehlich 
auf einen Menschen zu wirken, dazu bedarf man einer 
nicht zu kurzen Zeit und eines noch bildungsfähigen 
Menschenmaterials. Wenn aber die Menschen auf längere 
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Zeit ins Strafbaus kommen, dann pflegen sie schon bis an 
den Hals im Sumpf zu stecken, tiefer, als dass wir sie 
herausziehen könnten. Wer sich erst einmal durch kleine 
Strafen an das Strafhaus gewöhnt und dabei enge Fühlung 
mit dem Gewohnheitsverbrechertum gewonnen hat — wie 
soll der wieder ein ehrlicher Mensch werden, wenn er noch 
dazu kein vollwertiges Seelenleben hat? 

Und darum kann kein Zweifel darüber bestehen: 
Wie unser Strafrecht im allgemeinen, so muss insbesondere 
die rechtliche Behandlung der Minderwertigen von Grund 
aus umgestaltet werden. 

Ein Einzelner kann da freilich nicht mit einem bis 
ins Einzelste ausgebauten Plane hervortreten. Die Viel¬ 
heit der dabei zu berücksichtigenden Punkte gebietet ein 
Zusammenarbeiten Vieler: der Rechtsgelehrten, der Straf¬ 
vollzugsbeamten in weitestem Sinne, der Ärzte. Aber 
soweit, dass man sich über die Grundzüge der Reform 
aussprechen muss, sind wir heute schon, und darum möchte 
ich zum Schlüsse noch kurz darlegen, wie sich vom Stand¬ 
punkte des im Strafanstaltsdienste stehenden Arztes un¬ 
gefähr eine zweckmässige Behandlung der seelisch Minder¬ 
wertigen gestalten würde. 

Wir haben bereits erwähnt, dass der Minderwertige 
nicht unbildsam zu sein braucht. Es kann gelingen, die 
in der Anlage verkümmerten oder durch spätere Schädlich¬ 
keiten verschlechterten Fähigkeiten seiner Seele allmählich 
zu entwickeln, bezw. zu veredeln. Das ist der Grund, 
auf dem wir zunächst bauen müssen. Wir müssen sehen, 
ihn während der am meisten gefährdeten Jugendjahre in 
eine zweckmässige Umgebung zu bringen und gleichzeitig 
vor dem Zusammenkommen mit denjenigen Schädlich¬ 
keiten zu bewahren, die den Verfall ins Verbrechen aus¬ 
zulösen pflegen. 

Ich kann nicht im einzelnen auf all die Akte sozialer 
Fürsorge und sozialer Hygiene eingehen, die hierbei heran¬ 
zuziehen sind. Die Armen- und Waisen pflege, die Schul¬ 
hygiene im weitesten Sinne, der Kampf gegen den Alkohol, 
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gegen die Geschlechtskrankheiten und viele andere des 
Ausbaus bedürftige Bestrebungen spielen hier eine wichtige 
Rolle. Nur darauf will ich hinweisen, dass geistig Minder¬ 
wertige nicht zu früh ins Erwerbsleben treten und nicht 
zu früh zu selbständigem Handeln befugt werden dürfen. 
Viel wird sich hier durch einen Ausbau der Fürsorge- 
Erziehung erreichen lassen, zu der durch Krohnes 
Bemühen das Fundament bereits gelegt ist. 

Wird nun aber der geistig Minderwertige erst dann 
als solcher erkannt, wenn er schon rechtsbrüchig geworden 
ist, dann muss er immer noch möglichst vor dem Straf¬ 
hause bewahrt bleiben, dessen Gefahren für sein körper¬ 
liches und seelisches Heil wir kennen. Es tritt dann die 
bedingte Verurteilung im Verein mit der Fürsorge- 
Erziehung in ihr Recht 

Nicht jeden freilich werden wir auf diesem Wege 
retten können. Bei vielen wird nichts übrig bleiben, als 
einen Versuch mit dem Ernst und der Strenge des Straf¬ 
vollzuges ZU machen. Dann aber muss die Strafe von 
vornherein zweckmässig bemessen sein: nicht zu kurz — 
sonst nützt sie nichts; nicht zu lang — sonst häufen sich 
die durch sie bewirkten Schädigungen zu sehr. Strafen 
unter einem Jahre werden bei Menschen, die einer Er¬ 
ziehung mit geringeren Zwangsmitteln widerstanden haben, 
ganz gewiss nichts fruchten. Strafen von mehr als drei 
Jahren müssen für Ausnahmefälle Vorbehalten bleiben; 
denn es kommt auch ein Zeitpunkt, wo die erziehliche 
Einwirkung innerhalb der Anstalt zu einem gewissen 
Abschluss gelangt ist, und wo eine Fortsetzung der Haft 
die Gefahr birgt, dass der Gefangene seelisch verstumpft 
und moralisch eher wieder zurückgeht. Das ist besonders 
der Fall, solange die Vorschrift besteht, die Einzelhaft 
nicht länger als drei Jahre w’ähren zu lassen. In sehr 
vielen Fällen bedeutet das nichts anderes, als den bereits 
auf gutem Wege befindlichen Gefangenen wieder allen 
bösen Mächten auszuliefern. 
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Das wesentlichste aber für die bestraften Seelisch- 
Minderwertigen wird die Fürsorge nach der Entlassung 
aus der Haft sein. Doppelt schwer finden diese Menschen 
sich im Leben zurecht, denen neben dem Makel des Be¬ 
straften eben noch ihr seelisches Gebrechen hinderlich ist. 
Meines Erachtens müssen wir für diese Art von Haft¬ 
entlassenen eine Fürsorge besonderer Art einrichten. Ein 
solcher Mensch muss noch für längere Zeit unter einer 
Art Vormundschaft stehen. Er muss einen verständigen 
und sorgsamen Pfleger haben, an den er sich wenden 
kann, wenn er nicht weiter weiss, dem er aber auch über 
sein Tun und Lassen Rechenschaft ablegen muss, und der 
eine gewisse väterliche Gewalt über ihn erhält. 

Und noch eins: Fort dann mit der Polizeiaufsicht, 
dieser Kette am Fusse des ehemaligen Verbrechers, die 
ihn hindert, wieder ein ordentlicher Mensch zu werden. 

Aber, meine Herren, wir wollen nicht zu viel von 
allen unseren Massnahmen erwarten. Es werden nach 
und trotz alledem noch geistig Minderwertige übrig bleiben, 
die sich als unverbesserliche Schädlinge der menschlichen 
Gesellschaft erweisen. Was soll mit denen geschehen? 
Nun, wenn wir alles, was in unsern Kräften stand, getan 
haben, um dem durch seine abnorme Artung Gefährdeten 
eine annehmbare Stellung im Leben zu erhalten oder 
wiederzugeben, dann muss endlich einmal die Rücksicht 
auf die persönliche Freiheit des Einzelnen der auf das Wohl 
des Ganzen weichen. Wer sich im Rechtsleben auf keine 
Weise zu halten weiss, der muss dauernd abgesondert werden, 
so lange seine Gemeingefährlichkeit anbält. Es müssen 
Verwahr-Anstalten geschaffen werden mit mehr Licht, Luft 
und Abwechslung als das Strafhaus, denn wir wollen 
auch den unverbesserlichen Minderwertigen nicht zugrunde 
richten, und einem Strafvollzüge im heutigen Sinne sollen 
sie auch gar nicht dienen; mit strengerer Überwachung 
und ernsteren Anforderungen an die Insassen als im 
Irrenhause, denn wir müssen unbedingt die freie Bevölke¬ 
rung schützen, und die Arbeitskraft der Minderwertigen 
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lässt sich noch zur Ausgleichung der Kosten ausnätzen. 
Noch bietet die Aufgabe, solche Anstalten zu schaffen, 
grosse Schwierigkeiten technischer Art. Aber mit Recht 
ertönt der Ruf nach jenen Verwahranstalten von sehr 
vielen Seiten. Sie müssen geschaffen werden, und so 
werden sie geschaffen werden. 


\j Einiges üIm» die Organisation und Verhältnisse 
des ungarischen Geßngniswesens. 

Von Jospf Mecs«^r, Direktor des Distriktskerkers und des Staats¬ 
gefängnisses in Szeged. 


Auf Ersuchen der Leitung dieser Blätter und in An¬ 
betracht dessen, dass im Jahre 1905 der internationale 
Gefängnis - Kongress in unserer schönen Haupt- und 
Residenzstadt Budapest tagen wird, bei welcher Gelegen¬ 
heit wir ungarischen Gefängnisbeamten hoffen, recht viele 
Herren Kollegen aus Deutschland, Österreich und Kroatien- 
Slavonien begrüssen zu können, will ich in kurzen Umrissen 
unser Gefängniswesen schildern, damit die uns besuchenden 
Herren unsere Verhältnisse schon im Vorhinein etwas 
kennen lernen. 

Bevor ich aber unser Gefängniswesen Oberhaupt zu 
schildern anfange, muss ich vorher meine geschätzten 
Leser mit unserem Strafgesetze ein wenig bekannt machen; 
denn das ungarische Strafgesetz vom Jahre 1878 bildet 
einen Wendepunkt in unserem Gefängniswesen. 

Vor dem Insleben treten dieses Strafgesetzes im Jahre 
1880 gab es in Ungarn ausser einem Staatsgefängnisse 
nur Landesstrafanstalten für schwere Verbrechen und 
Gerichtsgefängnisse für mindere Verbrechen oder Ver¬ 
gehen. Besserungsanstalten und Kerker waren unbekannt. 
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Zellen hatte jede unserer Anstalten nur wenige zum Voll¬ 
zug von Disziplinarstrafen. 

Seither musste an den vorhandenen Anstalten sehr 
vieles geändert und verbessert werden, und wurden neue 
Anstalten erbaut, um dem Gesetze möglichst Genüge 
leisten zu können. 

Laut diesem Gesetze gibt es in Ungarn folgende 
Haftstrafen: Zuchthaus-, Kerker-, Gerichtsgefängnis- und 
Staatsgefängnisstrafen. Jugendliche Verbrecher werden 
in Besserimgsanstalten untergebracht. 

Die Zuchthausstrafe wird von 2 Jahren bis zu lebens¬ 
länglicher Dauer bemessen; die bestimmte Dauerzeit darf 
aber 15 Jahre nicht überschreiten. Die Dauer , der Kerker¬ 
strafen wird von 6 Monaten an bis zu 10 Jahren bemessen, 
die Gerichtsgefängnisstrafen können eine Dauer v^n einem 
Tage bis zu 5 Jahren haben und zur Staatsgefängnis¬ 
strafe kann man von einem Tage bis zur Dauer von 
10 Jahren verurteilt werden. 

Die zur Zuchthaus- oder Kerkerstrafe Verurteilten 
haben nach ihrer Einlieferung in die Anstalt, wenn sie 
weniger als 3 Jahre Haftzeit haben, den dritten Teil ihrer 
Haftzeit, und wenn sie zu 3 jähriger Haftstrafe oder darüber 
verurteilt worden sind, ein Jahr ihrer Haftzeit in der 
Einzelzelle zuzubringen. Nach Ablauf dieser Zeit sind die 
Häftlinge dann nur nachts in Einzelzellen zu halten. 

Der Unterschied von Gerichts- und Staatsgefängnissen 
in Ungarn ist der, dass in die ersteren nur wegen — 
sogenannten — gemeinen Verbrechen oder Vergehen Ver¬ 
urteilte interniert werden, wohingegen das Staatsgefängnis 
eine sogenannte „custodia honesta“ ist, in welches die Leute 
wegen Duell- oder einigen Arten von Pressvergehen, ferner 
in einigen Fällen von Majestätsbeleidigung, Aufreizung oder 
Aufruhr konunen. Die Staatsgefängnisstrafe ist eine so 
milde Haft, dass man dieselbe mit der Gefängnis- oder gar 
der Kerkerstrafe nicht einmal vergleichen kann. Diese 
Strafe hat in Ungarn gar nichts Diffamierendes an sich 
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und es kommen Landtagsabgeordnete, Professoren, Rechts¬ 
anwälte, ja selbst Richter ins Staatsgefängnis, ohne dass 
dieses ihr Ansehen oder ihre Stellung im geringsten beein¬ 
trächtigen würde. 

Der Staatsgefangene bekommt ein einfach möbliertes 
Zimmer, das er sich aber, wenn es seine Umstände 
erlauben, auch mit eigenen Möbeln und eigenem Bettzeug 
einrichten kann. Er geht in seinen eigenen Kleidern, die 
ihm durch Bedienstete der Anstalt geputzt werden; wenn 
es seine Mittel erlauben, kann er sich aus dem ersten 
Hötel verköstigen lassen, ist er aber mittellos, bekommt er 
die Spitalskost der Sträflinge von der Anstalt, deren 
Direktor gleichzeitig Vorstand des Staatsgefängnisses ist. 

Er kann sich täglich zu Mittag und abends je einen 
halben Liter Wein vergönnen, darf unbeschränkt rauchen, 
nach Belieben Bücher und Zeitungen lesen, täglich vor- 
und nachmittags auf je eine Stunde Besuche empfangen 
und bewegt sich in den Räumen der Anstalt ganz frei, so 
dass sich die Staatsgefangenen gegenseitig Besuche ab¬ 
statten und ihre Zeit mit Schachspiel und Konversation 
vertreiben. 

Beschränkungen ihrer Freiheit sind: dass sie täglich 
nur zwei Stunden im Garten der Anstalt zubringen dürfen, 
dass ihre anlangenden und abzusendenden Briefe und 
Telegramme durch den Direktor erst gelesen werden, ferner, 
dass sie nachts, und zwar im Sommer von 9 Uhr, im Winter 
hingegen schon von 7 Uhr abends bis 6 Uhr früh hinter 
Schloss und Riegel sind. In Übertretungsfällen der Haus¬ 
ordnung oder wegen unanständigem Benehmens ist der 
Direktor befugt, folgende Disziplinarstrafen über Staats¬ 
gefangene zu verhängen: 1. Mahnung, 2. Rüge — aber 
nur unter vier Augen oder höchstens in Gegenwart eines 
.Aufsehers, 3. Entziehung von Begünstigungen (Spaziei-gang, 
Rauchen, Briefschreiben, Lektüre, Besuche, Wein, Bier u. s. w.), 
4. Einzelhaft, aber nur auf die Dauer von höchstens zwei 
AVochen. 
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Die wegen gemeiner Vergehen oder Verbrechen Verur¬ 
teilten verbüssen ihre Strafen je nach deren Ausmasse in 
Gefängnissen, Kerkern oder Zuchthäusern. Die strengste 
Strafe ist das Zuchthaus, etwas milder ist der Kerker und 
die mildeste ist das Gefängnis. Der Unterschied dieser 
Straforte, was Behandlung anbelangt, ist ungefähr folgender: 

Die Gefangenen sind mit grösster Schonung ihres 
Ehrgefühls zu behandeln, besonders die, welche noch nicht vor¬ 
bestraft waren; im Kerker darf mehr Strenge vorwalten, 
im Zuchthaus muss Strenge herrschen; auch ist das 
höchste erlaubte Ausmass der Disziplinarstrafen in den drei 
Arten von Anstalten ein verschiedenes. 

Die zu weniger als 2 Jahre Gefängnis verurteilten 
Gefangenen dürfen ihre eigene-Kleidung und Wäsche tragen, 
die über diese Zeitdauer verurteilten Gefangenen, ferner 
die Kerker- und Zuchthaussträflinge müssen Sträflings¬ 
kleidung und -Wäsche tragen. 

Dem auf Gefängnisstrafe Verurteilten kann schon im 
Urteile erlaubt werden, dass er sich im Gefängnisse selbst 
verköstigen darf. Dasselbe Recht hat auch jeder Gefangene, 
welcher durch ein Bezirksgericht verurteilt wurde; hingegen 
dürfen sich die durch einen Gerichtshof*) Verurteilten, in 
deren Urteil die Frage der Verköstigung nicht berührt 
wurde, erst nach Abbüssung des dritten Teiles ihrer Straf¬ 
zeit auf eigene Kosten verköstigen. Im Kerker und 
Zuchthause ist solches nie gestattet. 

Je einen halben Liter Wein darf man sich im Ge¬ 
fängnisse wöchentlich, im Kerker zweiwöchentlich und im 
Zuchthause nur monatlich einmal beschaffen. Der Gefängnis- 
sträfling kann aus besonderen Gründen schon durch das 
Gericht vom Arbeitszwange dispensiert werden; wenn dieses 
nicht der Fall ist, so ist er gleich dem Kerker- und Zucht¬ 
haussträflinge dem Arbeitszwange unterworfen ; jedoch hat 
man im Gefängnisse und im Kerker das Vorrecht, unter den 

') Landesgerichte haben nur die Österreicher; die Ungarn haben 
Gerichtshöfe. 
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lässt sich noch zur Ausgleichuhg der Kosten ausnützen. 
Noch bietet die Aufgabe, solche Anstalten zu schaffen, 
grosse Schwierigkeiten technischer Art. Aber mit Recht 
ertönt der Ruf nach jenen Verwahranstalten von sehr 
vielen Seiten. Sie müssen geschaffen werden, und so 
werden sie geschaffen werden. 


\j Einiges über die Organisation und Verhältnisse 
des ungarischen Gefängniswesens. 

VonJosßf Mecsör, Direktor des Distriktskerkers und des Staats- 
gefkngnisses in Szeged. 


Auf Ersuchen der Leitung dieser Blätter und in An¬ 
betracht dessen, dass im Jahre 1905 der internationale 
Gefängnis - Kongress in unserer schönen Haupt- und 
Residenzstadt Budapest tagen wird, bei welcher Gelegen¬ 
heit wir ungarischen Gefängnisbeamten hoffen, recht viele 
Herren Kollegen aus Deutschland, Österreich und Kroatien- 
Slavonien begrüssen zu können, will ich in kurzen Umrissen 
unser Gefängniswesen schildern, damit die uns besuchenden 
Herren unsere Verhältnisse schon im Vorhinein etwas 
kennen lernen. 

Bevor ich aber unser Gefängniswesen überhaupt zu 
schildern anfange, muss ich vorher meine geschätzten 
Leser mit unserem Strafgesetze ein w'enig bekannt machen; 
denn das ungarische Strafgesetz vom Jahre 1878 bildet 
einen Wendepunkt in unserem Gefängniswesen. 

Vor dem Inslebentreten dieses Strafgesetzes im Jahre 
1880 gab es in Ungarn ausser einem Staatsgefängnisse 
nur Landesstrafanstalten für schwere Verbrechen und 
Gerichtsgefängnisse für mindere Verbrechen oder Ver¬ 
gehen. Besserungsanstalten und Kerker waren unbekannt. 
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Zellen hatte jede unserer Anstalten nur wenige zum Voll¬ 
zug von Disziplinarstrafen. 

Seither musste an den vorhandenen Anstalten selir 
vieles geändert und verbessert werden, und wurden neue 
Anstalten erbaut, um dem Gesetze möglichst Genüge 
leisten zu können. 

Laut diesem Gesetze gibt es in Ungarn folgende 
Haftstrafen: Zuchthaus-, Kerker-, Gerichtsgefängnis- und 
Staatsgefängnisstrafen. Jugendliche Verbrecher werden 
in Besserungsanstalten untergebracht. 

Die Zuchthausstrafe wird von 2 Jahren bis zu lebens¬ 
länglicher Dauer bemessen; die bestimmte Dauerzeit darf 
aber 15 Jahre nicht überschreiten. Die Dauer der Kerker¬ 
strafen wird von 6 Monaten an bis zu 10 Jahren bemessen, 
die Gerichtsgefängnisstrafen können eine Dauer v^n einem 
Tage bis zu 5 Jahren haben und zur Staatsgefängnis¬ 
strafe kann man von einem Tage bis zur Dauer von 
10 Jahren verurteilt werden. 

Die zur Zuchthaus- oder Kerkerstrafe Verurteilten 
haben nach ihrer Einlieferung in die Anstalt, wenn sie 
weniger als 3 Jahre Haftzeit haben, den dritten Teil ihrer 
Haftzeit, und wenn sie zu 3jähriger Haftstrafe oder darüber 
verurteilt worden sind, ein Jahr ihrer Haftzeit in der 
Einzelzelle zuzubringen. Nach Ablauf dieser Zeit sind die 
Häftlinge dann nur nachts in Einzelzellen zu halten. 

Der Unterschied von Gerichts- und Staatsgefängnissen 
in Ungarn ist der, dass in die ersteren nur wegen — 
sogenannten — gemeinen Verbrechen oder Vergehen Ver¬ 
urteilte interniert werden, wohingegen das Staatsgefängnis 
eine sogenannte „custodia honesta“ ist, in welches die Leute 
wegen Duell- oder einigen Arten von Pressvergehen, ferner 
in einigen Fällen von Majestätsbeleidigung, Aufreizung oder 
Aufruhr kommen. Die Staatsgefängnisstrafe ist eine so 
milde Haft, dass man dieselbe mit der Gefängnis- oder gar 
der Kerkerstrafe nicht einmal vergleichen kann. Diese 
Strafe hat in Ungarn gar nichts Diffamierendes an sich 
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und es kommen Landtagsabgeordnete, Professoren, Rechts¬ 
anwälte, ja selbst Richter ins Staatsgefängnis, ohne dass 
dieses ihr Ansehen oder ihre Stellung im geringsten beein¬ 
trächtigen würde. 

Der Staatsgefangene bekommt ein einfach möbliertes 
Zimmer, das er sich aber, wenn es seine Umstände 
erlauben, auch mit eigenen Möbeln und eigenem Bettzeug 
einrichten kann. Er geht in seinen eigenen Kleidern, die 
ihm durch Bedienstete der Anstalt geputzt werden; wenn 
es seine Mittel erlauben, kann er sich aus dem ersten 
Hötel verköstigen lassen, ist er aber mittellos, bekommt er 
die Spitalskost der Sträflinge von der Anstalt, deren 
Direktor gleichzeitig Vorstand des Staatsgefängnisses ist. 

Er kann sich täglich zu Mittag und abends je einen 
halben Liter Wein vergönnen, darf unbeschränkt rauchen, 
nach Belieben Bücher und Zeitungen lesen, täglich vor- 
und nachmittags auf je eine Stunde Besuche empfangen 
und bewegt sich in den Räumen der Anstalt ganz frei, so 
dass sich die Staatsgefangenen gegenseitig Besuche ab¬ 
statten und ihre Zeit mit Schachspiel und Konversation 
vertreiben. 

Beschränkungen ihrer Freiheit sind: dass sie täglich 
nur zwei Stunden im Garten der Anstalt zubringen dürfen, 
dass ihre anlangenden und abzusendenden Briefe und 
Telegramme durch den Direktor erst gelesen werden, ferner, 
dass sie nachts, und zwar im Sommer von 9 Uhr, im Winter 
hingegen schon von 7 Uhr abends bis 6 Uhr früh hinter 
Schloss und Riegel sind. In Übertretungsfällen der Haus¬ 
ordnung oder wegen unanständigem Benehmens ist der 
Direktor befugt, folgende Disziplinarstrafen über Staats¬ 
gefangene zu verhängen: 1. Mahnung, 2. Rüge — aber 
nur unter vier Augen oder höchstens in Gegenwart eines 
Aufsehers, 3. Entziehung von Begünstigungen (Spaziei-gang, 
Rauchen, Briefschreiben, Lektüre, Besuche, Wein, Bier u. s. w.), 
4. Einzelhaft, aber nur auf die Dauer von höchstens zwei 
Wochen. 
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Die wegen gemeiner Vergehen oder Verbrechen Verur¬ 
teilten verbüBsen ihre Strafen je nach deren Ausmasse in 
Gefängnissen, Kerkern oder Zuchthäusern. Die strengste 
Strafe ist das Zuchthaus, etwas milder ist der Kerker und 
die mildeste ist das Gefängnis. Der Unterschied dieser 
Straf orte, was Behandlung anbelangt, ist ungefähr folgender: 

Die Gefangenen sind mit grösster Schonung ihres 
Ehrgefühls zu behandeln, besonders die, welche noch nicht vor¬ 
bestraft waren; im Kerker darf mehr Strenge vorwalten, 
im Zuchthaus muss Strenge herrschen; auch ist das 
höchste erlaubte Äusmass der Disziplinarstrafen in den drei 
Arten von Anstalten ein verschiedenes. 

Die zu weniger als 2 Jahre Gefängnis verurteilten 
Gefangenen dürfen ihre eigene Kleidung und Wäsche tragen, 
die über diese Zeitdauer verurteilten Gefangenen, ferner 
die Kerker- und Zuchthaussträflinge müssen Sträflings¬ 
kleidung und -Wäsche tragen. 

Dem auf Gefängnisstrafe Verurteilten kann schon im 
Urteile erlaubt werden, dass er sich im Gefängnisse selbst 
verköstigen darf. Dasselbe Recht hat auch jeder Gefangene, 
welcher durch ein Bezirksgericht verurteilt wurde; hingegen 
dürfen sich die durch einen Gerichtshof*) Verurteilten, in 
deren Urteil die Frage der Verköstigung nicht berührt 
wurde, erst nach Abbüssung des dritten Teiles ihrer Straf¬ 
zeit auf eigene Kosten verköstigen. Im Kerker und 
Zuchthause ist solches nie gestattet. 

Je einen halben Liter Wein darf man sich im Ge¬ 
fängnisse wöchentlich, im Kerker zweiwöchentlich und im 
Zuchthause nur monatlich einmal beschaffen. Der Gefängnis- 
Sträfling kann aus besonderen Gründen schon durch das 
Gericht vom Arbeitszwange dispensiert werden; wenn dieses 
nicht der Fall ist, so ist er gleich dem Kerker- und Zucht¬ 
haussträflinge dem Arbeitszwange unterworfen ; jedoch hat 
man im Gefängnisse und im Kerker das Vorrecht, unter den 

') Landesgerichte haben mir die Österreicher; die Ungarn haben 
Gerichtshöfe. 
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vorhandenen Industriezweigen zu wählen, wo hingegen der 
zu Zuchthaus Verurteilte ohne Widerrede dort zu arbeiten 
hat, wohin ihn der Direktor beordert. 

Die Dauer des Spazierganges ist in Gefängnissen auf 
wenigstens zwei Stunden, im Kerker auf zwei Stunden und 
im Zuchtbause nur auf eine Stunde per Tag festgesetzt. 

Aus dem Gefängnisse und Kerker kann man iin 
Krankheitsfalle beurlaubt werden; im Zuchthause ist dieses 
nicht gestattet. 

Die Dauer der Einzelhaft ist in allen drei Kategorien 
der erwähnten Anstalten gleichartig bestimmt. (Nämlich 
Vs Teil der Haftzeit, wenn sie nicht über 3 Jahre ist.) 

Der Gefangene kann sich auf seine Kosten Zeit¬ 
schriften halten; im Kerkef und Zuchthause ist dieses 
nicht gestattet. 

Briefe schreiben und Besuche empfangen darf man 
im Gerichtsgefängnisse wöchentlich einmal, im Kerker 
monatlich einmal, und im Zuchtbause vierteljährig einmal. 

Die Beköstigung im Kerker und Zuchthause ist die¬ 
selbe. In beiden Anstalten bekommen die Häftlinge täglich 
84 Dekagramm Brod und zum Frühstück entweder 52 
Centiliter Einbrennsuppe mit Weissbrodschnitten, oder 35 
Centiliter Milch. Zu Mittag erhalten sie wöchentlich dreimal 
je 8 Dekagramm gekochtes Rindfleisch ohne Knochen mit 
Suppe und Gemüse, zweimal wöchentlich Suppe und Mehl¬ 
speise und zweimal wöchentlich Suppe und Gemüse. An 
den Tagen, an welchen zu Mittag kein Fleisch gekocht 
wird, also viermal wöchentlich, bekommen sie abends auch 
zu essen, und zwar am Montag 7 Dekagramm Schafkäse, 
am Mittwoch 5 Dekagramm Speck, am Freitag 7 Deka¬ 
gramm Schafkäse und am Samstag 5 Dekagramm Speck. 

Im Gefängnisse ist die Beköstigung bedeutend minder 
in Anbetracht dessen, dass sich dort viele auf eigene Kosten 
beköstigen dürfen und dass die Gefangenen auch von 
Zuhause aus Esswaren erhalten können, was im Kerker 
und im Zuchthause nicht gestattet wird. 
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Im Gefängnis bekommt man täglich nur einmal zu 
essen, die Brodration ist auch kleiner als im Kerker oder 
im Zuchthause, nämlich nur 56 Dekagramm pro Tag. 
Fleisch erhalten sie auch nur zweimal wöchentlich, dann 
aber eine grössere Portion, nämlich 105 Gramm ohne 
Knochen in gekochtem Zustande. Von der als Arbeits¬ 
lohn bestimmten Summe erhält der Gefangene je nach 
Fertigkeit in dem betreffenden Arbeitszweige einen Vs oder 
Vi — der Kerkersträfling je einen */* oder V 5 — und der 
Zuchthaussträfling je einen ‘/s oder V« Teil, der zu seinen 
Gunsten gebucht wird. Von diesem seinem Erwerb darf 
der Gefangene die Hälfte, der Kerkersträfling, je nach 
seiner Aufführung, den Vs oder — und ist er rück¬ 
fällig nur den V 5 Teil, der Zuchthaussträfling hingegen 
nur den Vs oder V« «od wenn er rückfällig ist nur den 
V? Teil zur Verbesserung seiner Kost verwenden. 

Die Zuchthausstrafe wird in Zuchthäusern (Landes¬ 
strafanstalten), die Kerkerstrafen werden im Distriktskerker 
zu Szeged und im Landesgefängnisse zu Budapest, die 
Gefängnisstrafen in Gerichtsgefängnissen und die Staats¬ 
gefängnisstrafen werden in Staatsgefängnissen abgebüsst. 

Die Zuchthäuser, der Distriktskerker, das Landes¬ 
gefängnis, die Vermittlungsanstalten und die Staatsgefäng¬ 
nisse sind Landesanstalten und unterstehen unmittelbar 
dem königlichen Justizministerium; hingegen stehen die 
Gerichtsgefängnisse unter Aufsicht der königl. Staats¬ 
anwälte. 

Mit dem oben erwähnten Gesetze trat in Ungarn 
auch die bedingte Freilassung in’s Leben. Häftlinge in 
den Zuchthäusern, ferner solche, die Kerker- oder Ge¬ 
fängnishaft von mehr als einem Jahre haben, können, 
wenn sie V 4 Teile ihrer Strafzeit abbüssten, auf Vorschlag 
der Aufsichts-Kommission durch das Justizministerium frei¬ 
gelassen werden. Mitglieder der Aufsichts-Kommission 
sind: Der Gerichtspräsident, der königl. Staatsanwalt, zwei 
Obmänner des Komitates oder der königl. Freistadt, wo 
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sich die Anstalt befindet, endlich der Direktor, die Haus¬ 
geistlichen und Lehrer der Anstalt. 

Solche Häftlinge, die wenigstens 6 Jahre Haftzeit 
abzubüssen haben und zweidrittel Teile dieser Haftzeit 
bei guter Führung abbüssten, kommen in Vermittlungs- 
anstalten, wo sie so lange zu bleiben haben, bis sie drei¬ 
viertel Teile ihrer Haftzeit erreicht haben, wonach sie 
dann auf Vorschlag der Aufsichts-Kommission vom Justiz¬ 
ministerium bedingungsweise freigelassen werden können. 

Lebenslänglich Verurteilte können nur nach Ab- 
büssung einer 15jährigen Haftzeit bedingungsweise frei¬ 
gelassen werden; in eine Vermittlungsanstalt aber können 
sie nach überstandener lOjähriger Zuchthausstrafe über¬ 
setzt werden und erlangen dort ihre bedingte Freilassung, 
wenn sie sich 5 Jahre hindurch gut aufgeführt haben. 

Bei guter Führung im Laufe der bedingten Freilassung 
\^rd der auf lebenslängliche Dauer Verurteilte nach fünf 
Jahren auf sein Ansuchen begnadigt und steht sodann nicht 
mehr unter Polizeiaufsicht. 

Bedingungsweise können in Ungarn nicht freigelassen 
werden: 

1. Ausländer. Unter Ausländern sind in Ungarn auch 
die Österreicher (Angehörige der kaiserlichen Erb¬ 
staaten) zu verstehen, hingegen erlangen Angehörige 
von Kroatien-Slavonien, da diese Länder einen Teil 
der ungarischen Krone bilden, ohne weiteres die 
bedingte Freilassung. 

2. Solche, die wegen eines Deliktes, verursacht gegen 
Hab’ und Gut, verurteilt sind und innerhalb einem 
Zeitraum von 10 Jahren ebenfalls wegen eines 
Deliktes oder Vergehens, verursacht gegen Hab’ 
und Gut, vorbestraft waren. Ausnahmen bilden 
davon: wegen Dokuments- oder Stempelfälschung, 
dann wegen falscher Kride verurteilt gewesene, 
endlich solche, welche wegen Beschädigung fremden 
Gutes vorbestraft waren; diese haben, vorausgesetzt. 
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dass sie sich in der Anstalt sehr gut aufführen, auch 
bei Rückfall, Anrecht auf bedingte Freilassung. 

3. Häftlinge, die sich eines Vergehens gegen die 
Disziplin schuldig gemacht haben und dafür einer 
Disziplinarstrafe unterworfen wurden. Solche 
berauben sich des Rechtes, um bedingte Freilassung 
nacbsucben zu können, auf die Dauer eines Jahres. 

In Ungarn sind derzeit folgende Landesanstalten: 
Sechs Männerzuchthäuser, ein Weiberzuchthaus, ein Kerker, 
ein Landessammelgefängnis, drei Vermittlungsanstalten 
und zwei Staatsgefängnisse. 

Die Männerzuchthäuser sind folgende: 

1. 111 a V a im Komitate Trencsön, an der Waag gelegen, 
mit einem Belegraum für zirka 700 Männer. In dieser Anstalt 
werden gewöhnlich die schwerst verurteilten Verbrecher 
untergebracht, so dass dort gewöhnlich 100—200 zu lebens¬ 
länglicher Dauer Verurteilte zu finden sind. Das Zucht¬ 
haus niava ist eine der älteren Strafanstalten Ungarns 
und besteht aus einer Gebäudegruppe, welche aus dem 
Zusammenbau eines gewesenen Trinitarierklosters und 
eines gräflich Königsegg’schen Schlosses entstand. In dem 
gewesenen Schlosse sind die Beamtenwohnungen und 
Kanzleien untergebracht; das eigentliche Zuchthaus ist 
daher im gewesenen Kloster und in den dazu später an¬ 
gebauten Baulichkeiten. Da diese Anstalt früher nur 30 
Einzelnzellen hatte, wurde dort im Jahre 1890 ein Neubau 
in panoptischem System aufgeführt, welcher 186 Zellen 
enthält. Die übrigen Wohn- und Arbeitsräume der Sträf¬ 
linge bestehen grösstenteils aus grösseren Zimmern, so 
dass in manchem Wohnzimmer bis 26 und in einer der 
Werkstätten 55—60 Häftlinge untergebracht sind. 

Das Konglomerat von Gebäuden ohne System und 
Zusammenhang umfasst 5 Höfe, die man von einem Punkte 
aus auf einmal unmöglich überblicken kann. Dass bei 
solchen Verhältnissen ein eventueller Aufstand der Häft¬ 
linge sehr schwer zu unterdrücken ist, versteht sich 
von selbst. 

3 * 
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2. Lipötvär, iniKomitateNeutra, auch an dem Waag¬ 
flusse gelegen, ist derzeit ein bedeutender Eisenbahn- 
Knotenpunkt. Lipötvär wurde in der zweiten Hälfte des 
17. Jahrhunderts als Festung erbaut und galt damals als 
Grenzfeste gegen die Türken, die in jener Zeit am jen¬ 
seitigen Ufer der Waag, in Gulgöcz, hausten. Zu Straf¬ 
anstaltszwecken wurde sie im Jahre 1856 adaptiert. — 
Dieses Zuchthaus, welches in einer Tiefebene liegt, hat 
mit seinen in Sternform aufgeworfenen Erdschanzen, zehn 
Meter hohen Ringmauern und den zwei mächtigen Toren 
noch heute Ähnlichkeit mit einem militärisch befestigten 
Orte. Der innere Raum dieser gewesenen Festung wird 
durch eine hohe Mauer in zwei gleiche Teile geteilt, von 
welchen der eine die Beamten- und Aufseherwohnungen, 
ferner die amtlichen Lokalitäten enthält, hingegen sind 
die Wohn- und Arbeitsräume der Häftlinge im anderen 
Teile. 

Lipötvär hat Raum für zirka 900 Häftlinge und hatte 
vor dem Inslebentreten des neuen Strafgesetzes gar keine 
Einzelzellen; seither aber wurden dort solche erbaut und 
besitzt derzeit diese Anstalt 254 Zellen. 

Diese Anstalt besitzt ausser den Ringmauern ein 
Areal von Feldern und Wiesen im Umfange von zirka 
88 Q-Jochen und wurde auf diesem Terrain, knapp vor 
dem Haupteingange des Zuchthauses, ganz im Freien, die 
Vermittlungsanstalt gleichen Namens errichtet. 

Die dahin versetzten Sträflinge befassen sich mit 
Landwirtschaft und Gärtnerei, deren Produkte zur Alimen¬ 
tation beider Anstalten verwendet werden. Die Ad¬ 
ministration dieser Vermittlungsanstalt besorgt das Personal 
des Zuchthauses. 

3. V ä c z. Diese Anstalt liegt in der Stadt Väcz 
knapp am Donauufer. Deren Bau wurde durch Königin 
Maria Theresia angefangen, die dort ein dem Wiener 
Theresianum entsprechendes Institut zur Erziehung adeliger 
Jünginge Ungarns errichten wollte. Der unterbrochene 
Bau wurde erst in den fünfziger Jahren des vorigen Jahr- 
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himderts vollendet und dann zu Strafanstaltszwecken 
verwendet. Diese Anstalt hat Raum für zirka 1000 
Häftlinge. Anfangs waren hier auch keine Einzelzellen, 
aber mit der Zeit wurden solche erbaut und heute besitzt 
diese Anstalt 218 Zellen. 

Auch zu dieser Anstalt gehört eine Vermittlungs¬ 
anstalt, die durch das Personal des Zuchthauses admini¬ 
striert wird. Die darin internierten Sträflinge befassen 
sich grösstenteils mit Gartenbau, dessen Erzeugnisse in 
der Küche des Zuchthauses ihre Verwendung finden. 
Ausserdem ist auch eines der Staatsgefängnisse in Vacz, 
welches auch durch die Direktion des dortigen Zucht¬ 
hauses administriert wird. 

4. Szamosu j var. Dieses Zuchthaus liegt am nördlichen 
Ende der zum Szolnok-Dobokaer Komitat gehörigen Stadt 
Szamosujvär, nahe an den Ufern des Flusses Szamos. 
Die Baulichkeiten dieser Anstalt stammen aus drei ver¬ 
schiedenen Zeitperioden. Einen Teil bildet die im Jahre 
1542 durch Erzbischof Martinuzzi erbaute Burg, der andere 
Teil w'urde durch den Fürsten Georg Räköczy II. im 
Jahre 1653 zugebaut, und den dritten Teil, das eigent¬ 
liche Zuchthaus, baute in den Zeiten des Absolutismus 
die österreichische Regierung im Jahre 1860 an die Stelle 
der abgetragenen alten Ringmauern. Dass bei solchen 
Umständen diese Anstalt den Anforderungen eines modernen 
Zuchthauses keinesfalls entspricht, versteht sich von selbst. 

Auch das neueste Gebäude ist nichts weiter als eine 
Kaserne, denn es enthält nur lauter grosse Säle, in 
welchen 25—30 Personen untergebracht werden können. 
Ausserdem mangelt es dieser Anstalt auch an Einzel¬ 
zellen — es sind dort nämlich nur 25 — und diesem 
Mangel kann, da es an Terrain fehlt, nicht einmal ab¬ 
geholfen werden. 

5. Nagyenyed. Dieses Zuchthaus liegt am öst¬ 
lichen Ende des gleichnamigen Hauptortes vom Komitate 
Als6-Feh6r und wurde dessen älterer Teil im Jahre 1858 
erbaut und als Weiberzuchthaus verwendet. Wegen 
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Jlangel an Insassen wurde diese Anstalt im Jahre 1872 
als Landesanstalt aufgelassen; die wenigen Weiber, die 
dort waren, überführte man in das Zuchthaus Maria-Nostra 
und verwendete sodann dieses Gebäude als Gerichts- 
gefäugnis. 

Iin Jahre 1880 machte man aus diesem Gefängnisse 
einen Distriktskerker und im Jahre 1886 aus diesem ein 
Zuchthaus, aber nur für männliche Gefangene. 

Da diese Anstalt anfangs gar keine Einzelzellen 
hatte, wurden dort im Jahre 1882 deren 64 erbaut, doch, 
selbst mit diesen Zellen ergänzt, konnten in ihr kaum 
oöO—.■$80 Männer untergebracht werden. 

Da dieses Zuchthaus ein ziemlich weites Areal besass, 
wurde in dessen Gartenanlagen ein dreistöckiger Zellen¬ 
bau im .fahre 1892 aufgefOhrt, welcher 308 Zellen ent¬ 
hält. (ileichzeitig wurden dort auch 18 geräumige Arbeits¬ 
säle erbaut, wodurch Nagyenyed zum schönsten und 
zweckmässigst eingerichteten Zuchthause Ungarns wurde, 
in dessen Innerem zirka 700 Sträflinge untergebracht 
werden können. 

6. S o p r 0 n. Dieses Zuchthaus wurde bei der gleich¬ 
namigen Stadt, aber von ihr zirka 6 Kilometer entfernt, 
in den .fahren 1884—1886 erbaut und ist das einzige Zucht¬ 
haus Ungarns, in welchem dem Strafgesetze vollständig 
Genüge geleistet werden kann, nämlich in der Richtung, dass 
die Sträflinge, die die gesetzliche Einzelhaft schon überstan¬ 
den haben, auch von da an in der Nacht von einander 
abgesondert gehalten werden können. Diese Anstalt hat 
nändich gar keine gemeinsamen, sondern nur Einzelzellen 
und zwar deren 686, und können somit darin, wenn man 
das Spital auch in Berechnung zieht, zirka 700 Männer 
uiitergebracht w'erden. 

Linen grossen Nachteil bildet für diese Anstalt und 
deren Bedienstete ihre vereinsamte Lage und der Umstand, 
dass sie von der Stadt und der Eisenbahnstation so ent- 

l'ei-nr liegt. 
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7. Maria-Nostra. Das einzige Weiberzuchthaus 
Ungarns liegt im Komitate Hont in einer Entfernung von 
zirka 7 Kilometern nördlich von der Eisenbahn- und 
Donaudampfschiffahrts-Station Szobb, in der Mitte eines 
von bewaldeten Bergen umringten Tales, auf einer kleinen 
Anhöhe. 

Die Baulichkeiten dieser Anstalt sind ein gewesenes 
Pauliner-Kloster und haben drei Höfe. Als die öster¬ 
reichische Regierung, zur Zeit des Absolutismus, im Jahre 
1857 den zweistöckigen Bau zu Strafvollzugszwecken 
adaptierte, wurden viele der Zwischenmauern der gewesenen 
Mönchszellen entfernt und entstanden dadurch lauter 
geräumige Zimmer und hatte die Anstalt daher anfangs 
gar keine Einzelzellen. 

In der neuesten Zeit wurde dort ein neuer Zubau 
aufgeführt, welcher die römisch-katholische Kapelle, das 
Spital und 185 Zellen enthält. Diese Anstalt hat Baum 
für zirka 550—600 Häftlinge. 

Maria-Nostra wird nicht, wie die übrigen Anstalten,, 
durch Staatsbeamte administriert, sondern durch Nonnen 
vom Orden des heiligen Vinzenz de Paula, den sogenannten 
Grauen Schwestern. 

Dieselben erhalten vom Staate für jeden weiblichen 
Sträfling per Tag und per Kopf je 68 Heller und haben 
davon die Beköstigung und Bekleidung der Insassinnen, 
die Beheizung der Anstalt, überhaupt deren ganze 
Administration zu bestreiten und ausserdem den Anstalts¬ 
arzt, den römisch-katholischen Hausgeistlichen und das aus 
7 Mann bestehende Wachpersonal zu besolden. 

Den Ordensschwestern ist zur Kontrolle von der 
Regierung ein Staatsbeamter beigeordnet, der den Titel 
Inspektor führt und darauf zu achten hat, dass die Nonnen 
ihren kontraktmässigen Verpflichtungen pünktlich nach- 
kommen. 

8. Der einzige Distriktskerker Ungarns ist Szeged. 
Diese Anstalt wurde zur Zeit der Rekonstruktion der durch 
die Theisüberschwemmung im Jahre 1879 zerstörten Stadt 
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Mangel an Insassen wurde diese Anstalt im Jahre 1872 
als Landesanstalt aufgelassen; die wenigen Weiber, die 
dort waren, überführte man in das Zuchthaus Maria-Nostra 
und verwendete sodann dieses Gebäude als Gerichts¬ 
gefängnis. 

Im Jahre 1880 machte man aus diesem Gefängnisse 
einen Distriktskerker und im Jahre 1886 aus diesem ein 
Zuchthaus, aber nur für männliche Gefangene. 

Da diese Anstalt anfangs gar keine Einzelzellen 
hatte, wurden dort im Jahre 1882 deren 64 erbaut, doch, 
selbst mit diesen Zellen ergänzt, konnten in ihr kaum 
650—380 Männer untergebracht werden. 

Da dieses Zuchthaus ein ziemlich weites Areal besass, 
wurde in dessen Gartenanlagen ein dreistöckiger Zellen¬ 
bau im Jahre 1892 aufgeführt, welcher 308 Zellen ent¬ 
hält. Gleichzeitig wurden dort auch 18 geräumige Arbeits¬ 
säle erbaut, wodurch Nagyenyed zum schönsten und 
zweckmässigst eingerichteten Zuchthause Ungarns wurde, 
in dessen Innerem zirka 700 Sträflinge untergebracht 
werden können. 

6. S 0 p r 0 n. Dieses Zuchthaus wurde bei der gleich¬ 
namigen Stadt, aber von ihr zirka 6 Kilometer entfernt, 
in den Jahren 1884—1886 erbaut und ist das einzige Zucht¬ 
haus Ungarns, in welchem dem Strafgesetze vollständig 
Genüge geleistet werden kann, nämlich in der Richtung, dass 
die Sträflinge, die die gesetzliche Einzelhaft schon überstan¬ 
den haben, auch von da an in der Nacht von einander 
abgesondert gehalten werden können. Diese Anstalt hat 
nämlich gar keine gemeinsamen, sondern nur Einzelzellen 
und zwar deren 686, und können somit darin, wenn man 
das Spital auch in Berechnung zieht, zirka 700 Männer 
untergebracht werden. 

Einen grossen Nachteil bildet für diese Anstalt und 
deren Bedienstete ihre vereinsamte Lage und der Umstand, 
dass sie von der Stadt und der Eisenbahnstation so ent¬ 
fernt liegt. 
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7. Maria-Nostra. Das einzige Weiberzuchthaus 
Ungarns liegt im Eomitate Hont in einer Entfernung von 
zirka 7 Kilometern nördlich von der Eisenbahn- und 
Donaudampfschiffahrts-Station Szobb, in der Mitte eines 
von bewaldeten Bergen umringten Tales, auf einer kleinen 
Anhöhe. 

Die Baulichkeiten dieser Anstalt sind ein gewesenes 
Pauliner-Kloster und haben drei Höfe. Als die öster¬ 
reichische Regierung, zur Zeit des Absolutismus, im Jahre 
1857 den zweistöckigen Bau zu Strafvollzugszwecken 
adaptierte, wurden viele der Zwischenmauern der gewesenen 
Mönchszellen entfernt und entstanden dadurch lauter 
geräumige Zimmer und hatte die Anstalt daher anfangs 
gar keine Einzelzellen. 

In der neuesten Zeit wurde dort ein neuer Zubau 
aufgeführt, welcher die römisch-katholische Kapelle, das 
Spital und 185 Zellen enthält. Diese Anstalt hat Raum 
für zirka 550—600 Häftlinge. 

Maria-Nostra wird nicht, wie die übrigen Anstalten, 
durch Staatsbeamte administriert, sondern durch Nonnen 
vom Orden des heUigen Vinzenz de Paula, den sogenannten 
Grauen Schwestern. 

Dieselben erhalten vom Staate für jeden weiblichen 
Sträfling per Tag und per Kopf je 68 Heller und haben 
davon die Beköstigung und Bekleidung der Insassinnen, 
die Beheizung der Anstalt, überhaupt deren ganze 
Administration zu bestreiten und ausserdem den Anstalts¬ 
arzt, den römisch-katholischen Hausgeistlichen und das aus 
7 Mann bestehende Wachpersonal zu besolden. 

Den Ordensschwestern ist zur Kontrolle von der 
Regierung ein Staatsbeamter beigeordnet, der den Titel 
Inspektor führt und darauf zu achten hat, dass die Nonnen 
ihren kontraktmässigen Verpflichtungen pünktlich nach- 
kommen. 

8. Der einzige Distriktskerker Ungarns ist Szeged. 
Diese Anstalt wurde zur Zeit der Rekonstruktion der durch 
die Theisüberschwemmung im Jahre 1879 zerstörten Stadt 
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Szeged, und zwar in derem inurbanem Terrain, erbaut. 
Anfangs wollte die Regierung in Szeged nur ein Gerichts¬ 
gefängnis grösseren Massstabes erbauen, später kam sie 
aber zur Einsicht, dass aus dem geplanten Gefäng^is- 
gebäude mit geringen Mehrkosten eine Landesanstalt er¬ 
richtet werden könnte. Sie verfügte daher, dass die 
geplanten Gebäude um ein Stockwerk erhöht werden; so 
entstand der heutige Distriktskerker. 

Derselbe ist in Kreuzesform erbaut und im Innern 
panoptisch eingerichtet. 

In dieser Anstalt befinden sich 65 gemeirsame und 
71 Einzelzellen. In den Vorerwähnten können 5—7, dahw 
im ganzen Distriktskerker bis 500 Männer untergebracht 
werden. 

In Szeged ist auch das andere Staatsgefängnis Ungarns, 
welches durch die Angestellten des Distriktskerkers ad¬ 
ministriert wird. 

9. Das Sammelgefängnis in Budapest. Diese Landes¬ 
anstalt wurde in den Jahren 1895—1896 auf einem Areal 
von 6.854 Hektaren zu dem Zwecke erbaut, dass die durch 
die Budapester Gerichte zu Gefängnis- oder zu kürzeren 
Kerker- und Zuchthaustrafen Verurteilten ihre Strafen 
dort abbüssen. Die zu längerer Kerker- oder Zuchthaus¬ 
haft Verurteilten werden von dort, nachdem die Urteile 
der Betreffenden rechtskräftig geworden sind, in den 
Szegeder Distriktskerker oder in Zuchthäuser zur Abbüssuhg 
ihrer Freiheitsstrafen abgeführt. 

Neben dieser Anstalt ist auch eine Abteilung für irr¬ 
sinnige Häftlinge, wohin zur Beobachtung oder zur ärzt¬ 
lichen Behandlung erstens solche Untersuchungsgefangene 
übergeben werden, deren Geisteszustand nicht für normal 
befunden wurde; zweitens solche rechtskräftig verurteilte 
Delinquenten männlichen und weiblichen Geschlechts oder 
Zöglinge der Besserungsanstalten, an denen Spuren von 
Irrsinn oder Krankheitssymptome beobachtet wurden, die 
einer speziellen psychiatrischen Behandlung bedürfen. — 
Solche Verurteilte, die entweder für geistig gesund oder 
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geistig genesen dort befunden werden, sind in dieselben 
Anstalten zurück zu senden, aus denen sie eingeliefert 
wurden; hingegen werden die unkurablen Irrsinnigen dort 
so lange behalten, bis ihre gesetzmässige Haftzeit vorüber 
ist, und sie werden sodann einer der Landesirrenanstalten 
zur weiteren Behandlung übergeben. Mit der Leitung 
dieser Irrenabteilung ist ein Universitätsprofessor von Fach 
betraut. 

Den eben geschilderten Zwecken dieser Anstalt ent¬ 
sprechen auch ihre Baulichkeiten. Da nämlich dort viererlei 
Häftlinge interniert sind, ist auch die Einteilung der Haft¬ 
lokalitäten des Landessammelgefängnisses viererlei, und 
zwar sind darin folgende Haftlokalitäten: 

1. Der zweistöckige Gerichtsgefängnisbau mit einem 
Belegraum für 224 Personen, von welchen 68 in Einzel¬ 
zellen und 156 in gemeinschaftlichen Zellen Platz haben. 

2. und 3. Das Kerker- und Zuchthausgebäude. Beide 
sind dreistöckig und im Innern panoptisch eingerichtet. — 
Jeder dieser Baue enthält je 104 kleinere und 196 grössere 
Einzelzellen, somit haben beide zusammen 600 Zellen, 
worin 300 zur Kerker- und 30 zur Zuchthausstrafe ver¬ 
urteilte Individuen untergebracht werden können. 

4. Die Irrenabteilung besteht aus einem einstöckigen 
Bau, in welchem 104 Personen untergebracht werden können. 

Der Bau dieser neuesten und grossartigsten Straf¬ 
anstalt Ungarns samt den darin befindlichen elektrischen 
Beleuchtungs- imd Zentralheizungs-Einrichtungen kostet die 
Summe von 2 437 908 Kronen. 

Bei Schilderung obiger Anstalten habe ich zweier 
Vermittlungsanstalten, nämlich . der Lipotvärer und 
Väczer, ferner unserer zwei Staatsgefängnisse, nämlich 
des Väczer und Szegeder, schon Erwähnung getan, 
da diese durch das Personal der dortigen Zuchthäuser und 
respektive des Distriktskerkers administriert werden. Es 
ist daher nur mehr nötig, der dritten Vermittlungsanstalt 
Erwähnung zu tun, welche ihre eigene Direktion hat. Das 
ist die Vermittlungsanstalt: 
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10. Eisharta. Diese Anstalt entstand dadurch, dass 
der kishartaer Gutsbesitzer Paul Wagner seinen dortigen 
Grundbesitz von 220 Katastraljoch Feldern im Jahre 1881 
dem ungarischen Staate unter der Bedingung vermachte, 
dass auf diesem Areal eine Anstalt für Inhaftierte errichtet 
werde und diese mit Feldbau beschäftigt werden sollen. 
Da zu dieser Zeit das neue Strafgesetz ins Leben trat, kam 
dieses Legat der Regierung eben recht und so entstand 
dann im Jahre 1883 die erste Verraittlungsanstalt Ungarns, 
in welcher 50—80 Sträflinge die Vs Teile ihrer Haftzeit in 
einem der Zuchthäuser abgebüsst haben, mit Feld- und 
Gartenbau, Bienenzucht, Korbflechterei und dergleichen 
ständig beschäftigt werden. 

Da diese Anstalt leicht administrierbar ist, besteht 
deren Beamtenpersonal nur aus einem Direktor und einem 
Offizial. 

Eisharta und Maria-Nostra ausgenommen, haben die 
übrigen Landesanstalten folgendes Beamtenpersonal: 

An der Spitze steht je ein Direktor. Ihm an Rang 
ist der Nächste der Kontrollor, welcher der Regel nach 
in Abwesenheit des Direktors dessen Stellvertreter ist. 
Sache des Kontrollors ist die Führung der Geldgebahrung 
und der Kontrolle des Verwalters, dem die ganze Materialien¬ 
verwaltung seiner Anstalt obliegt. Als Hilfsbeamte fun¬ 
gieren in jeder dieser Anstalten 2—4 Offiziale, deren 
Wirkungskreis der Direktor bestimmt. Beamte dieser An¬ 
stalten sind noch je 1 Hausarzt, 2—4 Hausgeistliche, 1—2 
Lehrer, weil in Ungarn jeder Häftling bis zum vollendeten 
30. Lebensjahre schulpflichtig ist, und je ein Wach¬ 
kommandant. 

Die Administration aller dieser Anstalten geschieht 
in eigener Regie, sodass für die Beschäftigung, Beköstigung 
und Bekleidung der Häftlinge, für die Beleuchtung, Be¬ 
heizung und Instandhaltung der Gebäude, ferner für die 
Fülirung der diesbezüglichen Materialien- und Geld- 
gebuhrung die Direktion selbst sorgt. 
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Ausser den bisher erwähnten Strafanstalten gibt es 
noch 4 Besserungsanstalten för jugendliche Verbrecher 
■in Ungarn, deren Direktionen auch unmittelbar dem königl. 
Justizministerium unterstehen. Diese Anstalten werden 
auch in eigener Regie geführt. Je eine dieser Besserungs¬ 
anstalten ist in Aszöd, Kolozsvär, Sz6kesfeh6rvär und 
Kassa. 


Warum und wie ist die staatliciiu „Ariiuiter-FOrsoiie“ 
in der GufduKuissciiuie zu iieiianduln? 

Vom Oefängnislehrer E r f u r t h - Plötzensee. 


In einem meiner frühem Aufsätze habe ich darauf 
hingewiesen, wie notwendig es sei, unsere Schüler in den 
Strafanstalten auf die Wohltätigkeit der neuem sozial¬ 
politischen Gesetze aufmerksam zu machen. Auch amt¬ 
lich sind die Gefängnis Verwaltungen angewiesen worden, 
die Gefangenen an das Weiterkleben von Invaliditäts¬ 
marken während der Strafhaft zu erinnern. 

Nach § 46 des Invalidenversichemngsgesetzes erlischt 
nämlich die aus der Versicherungspflicht sich ergebende 
Anwartschaft, wenn während zweier Jahre nach dem auf 
der Quittungskarte verzeichneten Ausstellungstage ein die 
Versicherungspflicht begründendes Arbeits- oder Dienstver¬ 
hältnis, auf Grund dessen Beiträge entrichtet sind, oder 
die Weiterversichemng (§ 14, Abs. 2 des Gesetzes) nicht 
oder in weniger als insgesamt zwanzig Beitragswochen 
bestanden hat. 

Um diesen Nachteil im Interesse der Gefangenen 
abzuwenden, ist im Einverständnisse mit dem Reichskanzler 
vom preussischen Justizministerium folgendes bestimmt 
worden: 

Versicherte Gefangene, die eine Freiheitsstrafe von 
mehr als einem Jahre zu verbüssen haben, sind auf den 
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drohenden Verlust ihrer Rechte aus der Ver- 
sicherungj sowie auf die Möglichkeit und die 
Vorteile der freiwilligenWeiterversieherung 
hinzuweisen. Mit ihrer Zustimmung ist die Weiter¬ 
versicherung aufzunehmeu oder fortzusetzen. Zu diesem 
Zwecke sind die Quittungskarten, wenn sie nicht in das 
Gefängnis eingebracht sind, durch Vermittelung der Heimats¬ 
behörde einzuziehen und die zur Weiterversicherung erforder¬ 
lichen Marken — in zwei Jahren zwanzig der ersten Lohn¬ 
klasse — zu verwenden; für den rechtzeitigen Umtausch 
der Quittungskarten ist zu sorgen. In Zweifelsfällen ist 
die Auskunft der Versicherungsanstalt einzuholen. 

Die zur Beschaffung der Marken erforderlichen Geld¬ 
mittel sind aus dem Guthaben der Gefangenen an eigenem 
Gelde oder an den ihnen gutgeschriebenen Arbeitsbeloh¬ 
nungen zu entnehmen. Stehen derartige Mittel nicht zur 
Verfügung, so sind die erforderlichen Beträge auf den 
Fonds Kapitel 80, Titel 4c des Etats anzuweisen; das ist 
der Fonds zu Bewilligungen an die Gefangenen aus dem 
Arbeitsverdienst. — 

Diese Bestimmungen verdienen unter allen Umständen 
näher erläutert zu werden, umsomehr, als gerade gegen 
die Altersversicherung eine Abneigung sich breit gemacht 
hat, das Leben fordert aber die Bekanntschaft mit den 
neuen Gesetzen. Im Rechenunterricht muss das Notwen¬ 
digste und Wichtigste der Gesetze eingeprägt und rechnerisch 
verwertet werden. Alles, was den Versicherten direkt 
angeht und dessen Unkenntnis ihm Schaden verursacht, 
muss klargelegt werden. Dass die Kenntnis der Paragraphen 
über die Verwaltung, Zusammensetzung der Behörde und 
vieles andere überflüssig ist, bedarf kaum der Erwähnung. 
Man führe den Leuten die Not in vielen Familien infolge 
geringen Verdienstes, grosser Familie, vor Augen. Alte 
Leute sahen früher mit Sorge in die Zukunft. Ein gerechter, 
gütiger und milder Arbeitgeber sorgt auch im Alter für 
seine Arbeiter, er gibt ihnen ein kleines Ruhegehalt, dass 
sie nicht hungern und darben. Jetzt tritt in der Not die 
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Altersrente ein. Welch ein Trost für den Kranken, der 
hoffnungslos einem dauernden Siechtum anheimfällt! Wie 
viele Tausende von Arbeitern mags im Deutschen Reiche 
geben, denen schon jetzt die Wohltat dieser Gesetze zuteil 
wird. Der ist ein Tor und Undankbarer, der den Segen 
dieser Gesetze nicht erkennen wilL 

Friedrich II. und Friedrich Wilhelm III. haben Grosses 
geleistet in der Fürsorge für ihr Volk und Land, aber 
Wilhelm I. hat sie noch übertroffen in diesem Streben, er 
hat in den Friedensjahren seiner Regierung in den neuern 
Gesetzen der Arbeiter-Fürsorge ein Werk geschaffen, das 
sein Enkel Wilhelm II. als heiliges Vermächtnis zu Ende 
geführt hat. Wir können in unsern Belehrungen die Ge¬ 
schichte der Hunnen, Goten und Vandalen entbehren, wenn 
wir nur Raum schaffen für diesen Teil der Gesetzgebung. 
Jedem normalen Schuljungen auf dem Dorfe muss diese 
Sorge für den „kleinen Mann“ einleuchten. Es gehört viel 
Bosheit und Blindheit dazu, den Segen dieser Gesetze zu 
leugnen und sich der Dankespflicht gegen den Landes¬ 
vater zu entschlagen. So kann man zugleich auf das 
patriotische Denken und Fühlen der Leute einwirken. 

Zur nähern Erläuterung dient immer die „Leucht¬ 
kraft der Zahl“, sie soll in den weitern Ausführungen und 
Aufgaben das so notwendige Verständnis der Bestimmungen 
vermitteln und deren Aneignung erleichtern. 

Mit dem 1. Januar 1900 ist nun ein neues Invaliden¬ 
versicherungsgesetz in Kraft getreten, dessen Bestimmungen 
zum Teil erheblich von dem alten abweichen. Gerade in 
der Gefängnisschule hat der Lehrer alle oder viel Ge¬ 
fangene vor sich, und da ist der geeignetste Ort, eingehend 
diese Gesetze zu besprechen. Ich will darum nicht nur 
über die Sache sprechen, sondern an praktischen Auf¬ 
gaben, wie ich sie in meiner Schule stelle, das zu Er¬ 
werbende und Wissenswerteste darlegen. Zunächst betrachten 
wir die neue Invalidenversicherung in folgenden 
von mir zusammengestellten Übersichten. 

1. Wer ist versicherungspflichtig? 
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drohenden Verlust ihrer Rechte aus der Ver- 
sicherungj sowie auf die Möglichkeit und die 
Vorteile der freiwilligen Weiterversicherung 
hinzuweisen. Mit ihrer Zustimmung ist die Weiter¬ 
versicherung aufzunehmeu oder fortzusetzen. Zu diesem 
Zwecke sind die Quittungskarten, wenn sie nicht in das 
Gefängnis eingebracht sind, durch Vermittelung der Heimats¬ 
behörde einzuziehen und die zur Weiterversicherung erforder¬ 
lichen Marken — in zwei Jahren zwanzig der ersten Lohn¬ 
klasse — zu verwenden; für den rechtzeitigen Umtausch 
der Quittungskarten ist zu sorgen. In Zweifelsfällen ist 
die Auskunft der Versicherungsanstalt einzuholen. 

Die zur Beschaffung der Marken erforderlichen Geld¬ 
mittel sind aus dem Guthaben der Gefangenen an eigenem 
Gelde oder an den ihnen gutgeschriebenen Arbeitsbeloh¬ 
nungen zu entnehmen. Stehen derartige Mittel nicht zur 
Verfügung, so sind die erforderlichen Beträge auf den 
Fonds Kapitel 80, Titel 4c des Etats anzuweisen; das ist 
der Fonds zu Bewilligungen an die Gefangenen aus dem 
Arbeitsverdienst. — 

Diese Bestimmungen verdienen unter allen Umständen 
näher erläutert zu werden, umsomehr, als gerade gegen 
die Altersversicherung eine Abneigung sich breit gemacht 
hat, das Leben fordert aber die Bekanntschaft mit den 
neuen Gesetzen. Im Rechenunterricht muss das Notwen¬ 
digste und Wichtigste der Gesetze eingeprägt und rechnerisch 
verwertet werden. Alles, was den Versicherten direkt 
angeht und dessen Unkenntnis ihm Schaden verursacht, 
muss klargelegt werden. Dass die Kenntnis der Paragraphen 
über die Verwaltung, Zusammensetzung der Behörde imd 
vieles andere überflüssig ist, bedarf kaum der Erwähnung. 
Man führe den Leuten die Not in vielen Familien infolge 
geringen Verdienstes, grosser Familie, vor Augen. Alte 
Leute sahen früher mit Sorge in die Zukunft. Ein gerechter, 
gütiger und milder Arbeitgeber sorgt auch im Alter für 
seine Arbeiter, er gibt ihnen ein kleines Ruhegehalt, dass 
sie nicht hungern und darben. Jetzt tritt in der Not die 
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Wer das 16. Lebensjahr vollendet hat und gegen 
baren Lohn (Tantieme) beschäftigt ist und zwar 

a) ohne Rücksicht auf das Gehalt und den Lohn: 
Arbeiter, Gehilfen, Gesellen, Lehrlinge, Dienstboten 
und Personen der Schiffsbesatzung; 

b) mit Beschränkung auf den Jahresarbeitsverdienst 
bis 2000 Mark: 

Betriebsbeamte, Werkmeister, Techniker, sonstige 
Angestellte, deren dienstliche Beschäftigung ihren 
Hauptberuf bildet, wie Privatsekretäre, Gesell¬ 
schaftsdamen u. a. m., dann Privatlehrer und Er¬ 
zieher beiderlei Geschlechts, ausgenommen Studenten 
oder Personen, die während ihrer wissenschaft¬ 
lichen Ausbildung unterrichten. 

2. Wer ist befugt, freiwillig in die Versicherung ein¬ 
zutreten? 

Wer noch nicht 40 Jahre vollendet hat und folgenden 
Berufskiassen angehört; 

a) den unter Ib genannten Personen, wenn ihr Gehalt 
mehr als 2000 M., aber nicht über 3000 M. beträgt; 

b) Gewerbetreibenden und sonstigen Betriebsunter¬ 
nehmern, welche nicht regelmässig mehr als zwei 
versicherungspflichtige Lohnarbeiter beschäftigen, 
sowie Hausgewerbetreibenden; 

c) Personen, welche der Versicherungspflicht nicht 
unterliegen 

a) weil sie nur gegen freien Unterhalt beschäftigt 
werden, 

ß) weil ihre vorübergehende Beschäftigung als nicht 
versicherungspflichtig erklärt wurde. 

3. Wo hat die Versicherung zu erfolgen? 

Bei der Versicherungsanstalt, in deren Bezirk die Be¬ 
schäftigung stattfindet oder der Sitz des Betriebes 
ist. Soweit keine Beschäftigung stattfindet (bei frei¬ 
williger Fortsetzung der Versicherung), ist der Wohn¬ 
ort massgebend. 

4. Wo erhält man Quittungskarten? 
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Bei den Ortspolizeibehörden, in Berlin bei den Polizei¬ 
revieren. Diejenigen Personen, denen nur die Be¬ 
fugnis zur Versicherung zugestanden wurde, haben sich 
beim Eintritt in die Versicherung graue Quittungs¬ 
karten, die Versicherungspflichtigen gelbe Karten 
bei der Polizei ausstellen zu lassen. 

5. Wer ist verpflichtet die Quittungskarte sich ausstellen 
zu lassen? 

Der Versicherte, und er kann hierzu von der Behörde 
dimch Geldstrafen angehalten werden. Hat der Ver¬ 
sicherte keine Karte, so ist sein Arbeitgeber berechtigt, 
auf des Erstem Kosten sich eine solche ausstellen 
zu lassen. 

6. Wer ist verpflichtet, die Marken zu kaufen und bei 
der Lohnzahlung einzukleben? 

Der Arbeitgeber, doch kann er die Hälfte des für 
die Marken ausgelegten Betrages bei der Lohnzahlung 
in Abzug bringen. Für jede Beitragswoche, die vom 
Montag bis Samstag rechnet, darf nur eine Marke 
geklebt werden. Steht der Arbeiter in mehreren die 
Versicherungspflicht begründenden Arbeits- oder Dienst¬ 
verhältnissen, so haften die Arbeitgeber als Gesamt¬ 
schuldner für die vollen Wochenbeiträge. Wer sich 
freiwillig versichert, muss natürlich für sich selber 
kleben. 

7. Welche Marken sind zu verwenden? 

Es gibt fünf Markenklässen und zwar ist zu ver¬ 
wenden : 


Marken¬ 

klasse 

Wert 

bei einem Jahresarbeitsverdienst 

I. 

14 Pfg. 

bis zu 350 Mark inkl. 

II. 

20 „ 

über 350 M. bis 550 M. 

HI. 

24 „ 

„ 550 „ „ 850 „ 

IV. 

30 „ 

„ 850 „ „ 1150 „ 

V. 

36 „ 

„ 1150 Mark. 
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Für den Jahresarbeitsverdienst ist aber nicht der 
tatsächliche, sondern der für die Krankenversicherung 
massgebende Arbeitsverdienst, der ortsübliche Tage¬ 
lohn massgebend. Dagegen gehören Privatlehrer 
zur 4. Klasse. Bei Angestellten, für die im voraus 
für Wochen, Monate, Vierteljahre oder Jahre eine 
feste bare Vergütung vereinbart wird, wird im all¬ 
gemeinen diese Vergütung bei der Wahl der Marken¬ 
klasse zugrunde zu legen sein. 

Freiwillig sich Versichernden steht die Wahl der 
Markenklassen frei; dasselbe ist der Fall, wenn 
Versicherungsberechtigte oder Versicherungspflichtige 
infolge Berufswechsels, Gehalts u. s. w. aus der Ver¬ 
sicherung ausscheiden und freiwillig ihre Versicherung 
fortsetzen wollen. 

8. Welche Zeiten werden den Versicherungspflichtigen 
als Beitragswochen angerechnet, ohne dass Beiträge 
entrichtet werden ? 

a) Militärische Dienstleistungen; 

B) Krankheiten, die mit zeitweiser Erwerbsunfähig¬ 
keit verbunden sind, soweit sie nicht länger als 
ein Jahr ununterbrochen währen; nicht aber Ge¬ 
fängnisstrafen, sofern nicht geklebt wird in der 
Zeit. 

9. Welche Zwecke und Vorteile hat die Versicherung? 

a) Diejenigen Versicherten, welche dauernd erwerbs¬ 
unfähig werden, erhalten ohne Rücksicht auf ihr 
Lebensalter eine Invalidenrente. Aber auch solchen 
Veraicherten, die 26 Wochen ununterbrochen er¬ 
werbsunfähig waren, steht für die weitere Dauer 
ihrer Erwerbsunfähigkeit eine Rente zu. Karenz¬ 
zeit — bis zum Eintritt der Erwerbsunfähigkeit 
müssen mindestens 200Beitragswochen nachgewiesen 
werden. 

b) Die Versicherten, welche das 70. Lebensjahr voll¬ 
endet haben, erhalten eine Altersrente, wenn sie 
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im allgemeinen von 1891 an bis zum Eintritt in 
das 71. Lebensjahr jährlich mindestens 40 Beitrags¬ 
wochen nachweisen können, 
e) Frauen, die sich verheiraten, Witwen oder Kinder 
unter 15 Jahren eines Versicherten (bezw. vater¬ 
lose Kinder einer Versicherten), der noch keine 
Rente vor seinem Tode bezogen hat, erhalten die 
Beiträge zur Hälfte zurückerstattet, wenn min¬ 
destens 200 Beitragswochen nachgewiesen werden 
und der Antrag innerhalb eines Jahres nach der 
Verheiratung oder dem Tode eingebracht wird; 
Versicherte, welche durch einen Unfall erwerbs¬ 
unfähig werden und eine Invalidenrente deshalb 
nicht bezahlt bekommen, weil sie eine höhere Un¬ 
fallrente erhalten. Die Anmeldefrist beträgt zwei 
Jahre, die Karenzzeit ist nicht vorgeschrieben, 
d) Eventuelle Übernahme der Krankenfürsorge. 

10. Wo sind die Anträge auf Renten oder Beitrags¬ 
erstattungen anzumelden ? 

Bei dem Landrate, und in Städten mit mehr als 
10000 Einwohnern bei dem Magistrat des letzten 
Wohn- oder Beschäftigungsortes bezw. bei der neu 
eingerichteten Rentenstelle des betreffenden Bezirks. 
— Die Marken kauft man auf der Post. 

Man sieht aus dem Gesetz, dass die 5. Lohnklasse 
neu eingerichtet ist. Als Jahres verdienst gilt der 300 fache 
Betrag des ortsüblichen Tagelohns. Bei Arbeitern, die 
nicht dauernd an einer Stelle beschäftigt sind, z. B. Wasch¬ 
frauen, Tagelöhnern, ist die wöchentliche Marke von dem 
Arbeitgeber einzukleben, bei dem der betreffende Arbeiter 
in der Woche zuerst arbeitet. Den Leuten die Notwendig¬ 
keit nachzuweisen, dass vor dem 70. Lebensjahre keine 
Altersrente gezahlt werden kann, ist immer schwierig; 
denn selten erreicht jemand dieses biblische Alter. 

Beispiele: 

Ein Knabe, der am 15. Februar 1879 geboren war, 
wurde am 1. April 1894 Maurerlehrling; seine Versicherungs- 
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Pflicht begann am 15. Februar 1895, nicht etwa erst am 
1. April 1895. — Ein Tagelöhner, dessen ortsüblicher Tage¬ 
lohn M. 2.20 beträgt, gehört mit 300 x M. 2.20 = M. 660.— 
Jahres verdienst in die III. Lohnklasse und zahlt somit 
wöchentlich 12 Pfennig. 

Ein Dienstmädchen in F., wo der ortsübliche Tagelohn 
für erwachsene Arbeiterinnen auf M. 1.— festgesetzt ist, 
gehört zur 1. Lohnklasse. — Ein Maurerpolier, der auch im 
Winter mit Zeichnen beschäftigt ist, erhält wöchentlich 
M. 27.— Lohn, täglich also M. 4.50, macht ein Jahres¬ 
verdienst von 300 X M. 4.50 = M. 1350.—, und gehört in 
die V. Klasse. 

Man lasse auch den Wert der Wochenmarken berechnen 
im Laufe des Jahres. (Lohnkl. I 52 X 14 Pfg. = M. 7.28 etc.) 

Ein Dienstmädchen mit M. 100.— Lohn hat vierteljähr¬ 
lich einen Abzug von 13 X 7 Pfg. (Lohnkl. I.) = 91 Pfg. 
zu gewärtigen. 

Ein Arbeiter klebt 400 Wochen in der I. Lohnklasse 
und 600 in der II. Somit hat er der Versicherungsanstalt 
400 X Pfennig und 600 X 10 Pfennig, Sa. = Mk. 68.— 
gezahlt. 

Ein Gefangener hatte vom 16. Jahre an als Klein¬ 
knecht 5 Jahre in Klasse I gesteuert, dann kam er infolge 
höheren Lohnes in die II. Lohnklasse. Nach wieder 5 Jahren 
ging er in die Stadt, wo er 10 Jahre hindurch M. 750.— 
Lohn hatte; zuletzt ward er herrschaftlicher Kutscher mit 
M. 1000.— Lohn. Wie gross war sein Beitrag, wenn er 
mit 46 Jahren Invalide wurde ? Die Rechnung ist folgende: 
5 Jahre 52 x 7 Pfg. = M. 18.20 I. Lohnklasse, 

5 „ 52X10 , = „ 26.- II. 

10 „ 52 X 12 „ = „ 62.40 III. „ 

10 „ 52 X 15 , = „ 78.- I V. 

Mark 184.60 

Nun sagen die Leute in der Regel: *Es kostet mich 
mein Geld, ich bezahle ja meine eigene Rente!“ Das können 
aber nur solche sein, die schlecht rechnen. Die haben 
nämlich folgendes vergessen: 
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An Invalidenrente zahlt die Versicherungsanstalt in 


Lohnkl. I 

M. 60.— Grundbetrag und für jede Beitragswoche 

3Pfg. 

, n 

j» 70. ,, 

»» >7 »» 

77 

6 „ 

, in 

„ 80.- 

>7 77 77 

77 

8 „ 

» IV 

„ 90.- 

77 77 77 

77 

10 „ 

, V 

„ 100.- 

77 77 77 

77 

12 „ 


Zu jeder Rente tritt ausserdem ein fester Reichszuschuss 
von M. 50.—. 


Invalidenrente erhält ein Versichwter, der mindestens 
200 Wochenbeiträge gezahlt hat, 

a) wenn seine Erwerbsfähigkeit auf weniger als ‘/s 
heruntergesunken ist, 

b) wenn er während 26 Wochen erwerbsunfähig ge¬ 
wesen ist. 

Man kann den Nörglern sagen: Du bezahlst doch nicht 
alles. Hast Du vergessen, dass auch der Staat und der 
Arbeitgeber ein gutes Teil dazu beitragen? Es ist doch 
wahrlich ein Unterschied, ob ich wöchentlich 12 oder 24 
Pfennige bezahle. Ihr seht, das Gesetz erfordert viel Geld, 
viel Geld vom Staate, viel Geld auch vom Arbeitgeber, 
vom Arbeiter selbst aber eine verhältnismässig geringe 
Summe. Und dafür bietet es Versorgung im Alter und 
bei andauernder Krankheit. — Es schützt vor Not und 
Elend, wenn Hand und Fuss schwach werden, wenn der 
Abend des Lebens naht. Wem danken wir dieses Gesetz? 
Ihr wisst es! Was sind wir dem schuldig, der es gegeben ? 
Beantwortet Euch diese Frage im stillen, beantwortet sie 
im Leben durch die Tat. Welche unerquicklichen Szenen 
und Prozesse hat man schon erfahren, wenn es sich um 
Ausgedinge und Altenteile handelte, heute ist dem in etwas 
vorgebeugt. Ein Vater kann eher 7 Kinder, als 7 Kinder 
einen Vater ernähren. Man stelle unser Gesetz mit diesen 
Wahrnehmungen in Verbindung. Wie schön ist es, wenn 
ein alter Mann heute nicht ganz mehr auf seine Kinder 
angewiesen ist, sondern über eine kleine Summe verfügt! 
Wenn man die Leute mit diesen Grundbestimmüngen be¬ 
kannt gemacht hat, dann kommen trotzdem noch Nörgler, 
die alles besser wissen wollen. In erster Linie muss das 

3 « 
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hohe Alter — 70 Jahre — herhalten. Da lege ich den 
Leuten in der Regel folgende Gedanken ans Herz: 

Jeder Mensch muss lernen; denn es fällt kein Meister 
vom Himmel, so geht es auch dem Staat. Vorläufig besteht 
das ganze Gesetz kaum 14 Jahre, man kennt seine Wirkung 
erst oberflächlich, und trotzdem hat man nach 10 Jahren 
— also 1900 — eine Revision vorgenommen und ver¬ 
schiedene Härten beseitigt. Man denke sich einmal, dass 
die Rente nach 60 Jahren zahlbar wäre! Was würden 
da für,unendlich hohe Summen gezahlt werden müssen? 
Jetzt schimpfen und klagen die Leute schon, was soll es 
dann erst werden? Freilich, zum Streikfonds der sozial¬ 
demokratischen Verbände, da wird genug gezahlt. In 
Berlin findet man die Sammelstellen zu solchen Zwecken 
ausschliesslich in den Kneipen. Dass es da nicht beim 
blossen Zahlen bleibt, das liegt doch klar zutage. 

Und klebt denn auf dem Lande der kleine Arbeiter, 
das Dienstmädchen? ln den meisten Fällen nicht, das tut 
der Arbeitgeber und zieht in Wirklichkeit keinen Pfennig 
vom Lohn ab. Freilich in grossen Betrieben, wo sich der 
Chef um den einzelnen Arbeiter nicht bekümmern kann, 
da tritt in der Regel das Schema in Wirksamkeit. Also 
Leistung gering; Gegenleistung gross. Man frage bei den 
Postämtern an, wieviel Personen und in welchem Umfange 
dieselben Rente beziehen. Dann vergleiche man endlich 
diese Summen mit denen, welche nötig wären, wenn vom 
60. Jahre an eine Rente gewährt würde. 

Die Versicherungsanstalt muss sich endlich selbst 
sichern, indem sie bei einem Anträge auf Invalidenrente 
die äusserste Vorsicht walten lassen muss, weil jeder nach 
recht hoher Rente strebt. Was wird da dem Arzt alles 
vorgelogen! Da ist es genau so wie in den Gefängnissen. 
Alles will krank sein, wenn es sich darum handelt, andere 
Arbeit zu erhalten oder was sonst für egoistische Zwecke 
vorliegen. In der gemeinsamen Haft lassen sich viele Ge¬ 
fangene zum Arzt führen, ohne dass sie selbst wissen, was 
sie da wollen. Diese Tatsachen werden die Gefangenen, 
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allgemein besprochen, unumwunden zugeben, namentlich 
wenn man hinweist auf die wirklich Kranken, welche imter 
solchen Vormeldungen zu leiden haben. So ist es auch 
mit der Erlangung der Invalidenrente. 

Wenn nun die Versicherungsanstalt Hoffnung hat, 
kranke Leute noch lange gesund zu erhalten, so schickt 
sie dieselben in beider Interesse in die Heimstätten, Lungen¬ 
heilanstalten. Wir haben in Berlin solche Anstalten bei 
Belzig und am Grabowsee. So wird jede Provinz ihre 
eigenen Anstalten unterhalten. Ja, das alles kostet Geld. 
Selbstverständlich ist solches vorhanden, aber das muss 
da sein, denn der Effekt des ganzen Gesetzes muss doch 
erst noch abgewartet werden. 

Besonders in die Augen springend ist aber der Unter¬ 
schied zwischen dem Betrage, welchen jemand leistet, und 
dem, welchen jemand nach Eintritt der Invalidität erhält- 
Nach der einen, oben genannten Aufgabe zahlt jemand 
während einer 30jährigen Arbeitszeit, wie ich nachgewiesen 
habe, M. 184.60. Angenommen, der Mann würde verun¬ 
glücken und invalid werden, d. h. seine Arbeitsleistung 
würde auf Yj der bisherigen zurückgehen, so stellte sich 
die Rechnung so dav: 

Da der Mann in vier verschiedenen Lohnklassen geklebt 
hat, so wird unter Berücksichtigung der Zeitdauer des 
Klebens in jeder Klasse der Durchschnitt des Grundbetrages 
angenommen, den die Versicherungsanstalt zu zahlen hat. 
Das wären in diesem Falle etwa 75—80 Mark, sagen wir 
80 Mark. Dazu kommt der Reichszuschuss von 50 Mark. 
Nach dem Gesetz erhält der Invalide nun 5 X 52 x 3 
Pfennige, weil er 5 Jahre lang in der I. Lohnklasse steuerte, 
das sind somit M. 7.80. In der 2. Lohnklasse würden es 
sein 5 X 52 X 6 Pfg. = M. 15.60. Endlich hätten wir noch 
10 X 52 X 8 Pfg. und 10 X 52 X 10 Pfg., das wären M. 41.60 
und M- 52.—. Der Mann würde also empfangen M. 80.— 

+ M. 50.-h'M. 7.80 -fM. 41.60 -f M. 52.— = M. 231.40 

jedes Jahr. Gezahlt hat er während der 30 Jahre, wenn 
es nicht gar sein Arbeitgeber getan hat, M. 184.60. 
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Mit Blindheit muss jemand geschlagen sein, wenn er 
diesen Unterschied nicht einsehen wollte. Ja, das ist die 
Wirkung des Gesetzes. Hebt man nun noch den Reichs¬ 
zuschuss, der allerdings schon inbegriffen ist, hervor, so 
muss der Vorteil in die Augen springen. Wie wars denn 
früher, da gab es überhaupt nichts, da verunglückte ein 
Mensch und seine Angehörigen mussten sorgen, die vielleicht 
selber kaum zu kauen und zu beissen hatten. 

Wenn heute ein alter Mann oder eine alte' Frau, die 
beide auf ihre Kinder angewiesen sind, dieselben unter¬ 
stützen können mit einem monatlichen Zuschuss, dann ist 
das doch eine ganz andere Sache, als wenn der arme 
Mann von der Gnade seiner Kinder leben muss. Es erhöbt 
sein Selbstgefühl, er konunt sich nicht überflüssig vor. 
Gerade diese Tatsache beweise ich meinen Leuten an 
einigen Beispielen aus dem Leben, an Erzählimgen, wie 
sie uns unsere Schulbücher in der Jugend geboten haben. 
Rührend ist die Erzählung von dem alten Vater, der sich 
aufmacht, um seine 7 Kinder der Reihe nach zu besuchen; 
jeder hat eine Ausrede und sucht den alten Mann zu be¬ 
wegen, zum andern Bruder zu gehen, bis der Vater zu der 
Überzeugung kommt: Ein Vater kann wohl 7 Kinder 
ernähren, aber 7 Kinder können keinen Vater ernähren. 
Ebenso zweckmässig ist die kleine Erzählung angebracht, 
w'elche uns darlegt, wie ein alter Vater von der Schwieger¬ 
tochter in die Ecke gesetzt wird, damit sie sich nicht 
ferner vor ihm beim Essen zu ekeln brauche. Auch ein 
Holzteller wird dem Armen gereicht. Als einst der kleine 
Sohn des Hauses an einem Stück Holz schnitzte und die 
Mutter ihn fragte, was er da beginne, antwortete der Knabe: 
„Ich mache einen Holzteller für Dich, den Du erhältst, 
wenn Du einmal alt bist.“ Die Situation im Hause änderte 
sich von Stund an, der Alte kam an seinen Platz an den 
Tisch und erhielt den Ehrensitz. „Was kein Verstand der 
Verständigen sieht, das lehret in Einfalt ein kindlich Gemüt.“ 
Ja, wäre es wohl dabin gekommen, wenn der alte Mann 
seiner Schwiegertochter mit einer kleinen Summe monat- 
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lieh aushelfen konnte. Ich kenne jemand, der verwendet 
seine Rente in der Weise, dass er jährlich einen bestimm¬ 
ten Betrag abliefert und sich den Rest für Aufmerksam¬ 
keiten zum Geburtstag seiner Kinder und Enkel reserviert. 
Traurig genug, wenn sich die Angehörigen durch solche 
Äusserlichkeiten leiten lassen. Traurig; aber wahr! So 
rechnen eben viele alte Leute, sie verfahren diplomatisch 
und stehen sich ganz leidlich dabei. 

Wenn alle solche Tatsachen in der rechten, freund¬ 
lichen Weise den Gefangenen nahegelegt werden, dann 
muss das Herz warm werden. Mit dem blossen Fragen: 
„Willst Du kleben?“ ist es nicht abgetan. Selbstredend 
erfolgt meist die Antwort: „Nein!“ Warum denn? Nun, 
weil die Leute eben den Wert der Invaliditätsversiche¬ 
rung nicht kennen. In den Kreisen, in welchen sie bisher 
verkehrten, wurde nur geschimpft. Freilich kann man 
verkehrten Ansichten der Nörgler nur begegnen, wenn man 
selbst für das Gesetz gewonnen ist; das kann nur geschehen, 
wenn man die Materie beherrscht und das Gegenteil kennt 
in der Behandlung der Alten früher und jetzt. Dann wird 
man auch warm für eine Sache, dann ferner heisst es nicht 
mehr „ Jhr werdet niemals Herz zu Herzen schaffen, wenn 
es Euch nicht von Herzen geht“. 

Auch der Einwand, der Staat erhält von der Ver¬ 
sicherungsanstalt p. a. eine beträchtliche Summe für allerlei 
Zwecke, ist leicht zu entkräften. Welcher Abgeordnete 
würde im Etat wohl nur einen Titel der Einnahme unbean¬ 
standet passieren lassen, wenn sich herausstellen würde, 
dieser Betrag stammt von der Altersversicherung? Solche 
Ansichten kommen. Dann frage man einmal, ob der Han¬ 
dels- oder Kriegsminister sich diese Beträge von der 
schlesischen, ostpreussischen oder sächsischen Versicherung 
hat zahlen lassen. 

Endlich kommen noch Klagen über die Entwertung 
und Abstempelung der Marken. Die Meinung der Leute 
geht ungefähr dabin: Wer nimmt uns denn in Arbeit, 
wenn der Stempel „Plötzensee“ auf den Marken nach der 


Digitized by Google 



— 490 — 


Entwertung steht ? Kein Mensch! Scheinbar ist das richtig. 
Die Polizeiverwaltung des Ortes ist aber die Behörde, 
welche die Karten ausstellt und nicht die Gefängnis¬ 
verwaltung, das würde für Plötzensee der Amtsvorsteher 
in Tegel sein. Wenn nun jemand nur Marken der niedrig¬ 
sten Lohnklasse klebt, so würde das hier in Berlin-Plötzensee 
ja auffallen, denn der ortsübliche Tagelohn verlangt hier 
eine höhere Lohnklasse. Diese Klagen sind ja berechtigt. 
Ja, wer hat denn das zu verantworten? Die Behörde etwa? 
Hat sich nicht jeder die Suppe selbst eingebrockt ? Übrigens 
wird kaum jemand danach fragen. Der Versicherte kann 
ja auf dem Lande gewesen sein, vielleicht war er auch 
Händler, in solchen Fällen trifft die niedrigste Lohnklasse 
meist zu. 

Wir besprechen nun die Altersrente. 

Altersrente erhält ein Versicherter, der das 
70. Lebensjahr vollendet hat. 

An Altersrente zahlt die Versicherungsanstalt 


in 

Lohnklasse 

I Mark 

60.— 

V 


II 

jy 

90.— 


V 

III 

ff 

120.— 


V 

IV 

ff 

150.— 


ff 

V 

ff 

180.— 

jeder Rente tritt 

auch 

hier 

der feste Reichs- 


Zuschuss von Mark 50.— hinzu. 

Die jährliche und monatliche Rente in jeder der 5 
Lohnklassen stellt sich dann so dar: 


Lohnklasse 

I : a) Mark 

110.— und b) Mark 

9.20 

ff 

II : a) 

ff 

140.- „ 

b) 

ff 

11.70 

ff 

III : a) 

ff 

170.- „ 

b) 

ff 

14.20 

ff 

IV : a) 

ff 

200- „ 

b) 

ff 

16.70 

ff 

V : a) 

ff 

230.— „ 

b) 

ff 

19.20 


Hier ist ein schönes Rechenexempel am Platze. Aufgabe: 

Welches Kapital bringt zu 3V* 7o soviel Zinsen, als 
die Altersrente in Lohnklasse HI (Lobnklasse V) beträgt? 
Antwort: a) ca. Mark 4860.—, b) ca. Mark 6580.—. Ist 
das noch nichts? 
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Allen alten Leuten geht es nicht so, wie denen in 
der Erzählung vom Rittmeister Kurzhagen. In Deutsch¬ 
land leben etwa 200000 altersversorgungsberechtigte 
Personen, die rund 30 Millionen Mark Altersrente beziehen. 

Wir sehen aus dem Unterschied zwischen der Invali- 
ditäts- und Altersrente, dass letztere kleiner ist. Ein 
Altersrentner, der mit 71 Jahren noch arbeitet, hat natür¬ 
lich seine Altersrente, wird er aber invalid, so fällt die 
Altersrente weg und er bezieht die höhere 
Invalidenrente. Das wissen viele Leute nicht, darum 
schimpfen sie. Der Bezug der Rente gestattet ihm, sich 
weniger Anstrengungen aufzuerlegen, als er sonst zu tun 
gezwungen wäre. — 

Wie milde und nachsichtig der Gesetzgeber bei Ein¬ 
führung dieser sozialpolitischen Gesetze war, das stelle 
man nur ins rechte Licht. Die Renten sind jetzt freilich 
noch gering, wachsen aber von Woche zu Woche, weil 
das Gesetz doch immer älter wird. Die Anzahl der Bei¬ 
tragswochen erhöht doch die Rente. Als Übergangs¬ 
bestimmungen Hess man einzelne Punkte gelten, die nicht 
genug hervorgehoben werden können. 

Damit die Wohltaten des Gesetzes auch den bei In¬ 
krafttreten des Gesetzes invalid gewordenen Versicherten 
zu g^te kommen sollten, verlangte man, dass der Arbeiter 
vom 1. Januar 1891 ab wenigstens ein Beitragsjahr hin¬ 
durch die gesetzlichen Beiträge entrichtet hatte. Wer 
also vom 1. Januar 1887 ab vier Jahre lang (ä 47 Wochen) 
in einem Arbeitsverhältnis gestanden hatte, brauchte nur 
noch ein Jahr oder 47 Beitragswochen zu entrichten. Für 
die Altersrente galt zunächst der Grundsatz, dass der 
Versicherte am 1. Januar 1891 den Nachweis liefern 
musste, dass er wenigstens 3 Jahre (ä 47 Wochen = 141 
Wochen) vom 1. Januar 1888 ab in einem Arbeitsverhält¬ 
nis gestanden hat. Es wurden ihm dann alle die Jahre, 
die er am 1. Januar 1891 über 40 Lebensjahre zählte, zu 
gute gerechnet. 
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Jetzt werden wir erkennen lernen, wo das Geld 
bleibt. 

Und trotz- und alledem sieht sich das Berliner Polizei¬ 
präsidium genötigt, in seinem Jahresbericht etwa folgendes 
zu sagen: 

Es ist zunächst tief beklagenswert, dass in den Kreisen 
der Versicherten noch immer eine grosse Gleichgültigkeit 
gegen die Jnvalidenversicherung herrscht, deren segens¬ 
reiche, fürsorgliche Bestimmungen teils vollständig nicht 
verstanden werden, teils ganz unbekannt sind. Häufig 
stossen die Behörden bei Durchführung des Gesetzes sogar 
auf direkten Widerstand bei den Beteiligten. Gewisse 
Klassen von Versicherten, z. B. Musiker, Kaufleute, Tech¬ 
niker, neuerdings auch Privatlchrer und Lehrerinnen, 
halten es für eine Standesherabsetzung, wenn ihnen nach 
Feststellung ihrer Versicherungspflicht eine Quittungskarte 
erteilt wird und für sie Marken verwendet werden sollen. 
Nicht selten müssen derartige Versicherte erst durch An¬ 
drohung von Strafen gezwungen werden, sich eine Quittungs¬ 
karte ausstellen zu lassen. 

Die Folge dieser Gleichgültigkeit und Unerfahrenheit 
der Beteiligten ist eine unglaubliche Nachlässigkeit beim 
Gebrauche und bei der Aufbewahrung der Karten. Letztere 
werden in vielen FäUen wie ein wertloses Stück Papier 
behandelt, z. B. kleinen Kindern als Spielzeug gegeben. 
Hieraus ist auch die grosse Anzahl von Anträgen auf Er¬ 
neuerung, Ersetzung verlorener und unbrauchbar gewordener 
Quittungskarten zu erklären, bei deren Erledigung es sich 
zeigt, dass die Antragsteller nur Wert darauf legen, über¬ 
haupt eine Karte zu erhalten, ohne darauf Rücksicht zu 
nehmen, ob ihnen die früheren Karten und die in den 
abhanden gekommenen enthalten gewesenen Marken ver¬ 
loren gehen. Über die Zahl ihrer Karten, den darauf 
stehenden Namen der Versicherungsanstalt wissen sie 
selten sichere Angaben zu machen, ihre Aufrechnun^- 
bescheinigungen haben sie oft verloren, und sie verzichten 
auch auf Übertragung der Marken, weil sie die gerüige 
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Mühe scheuen, die mit der Beschaffung der erforderlichen 
Bescheinigungen von ihren Arbeitgebern verbunden ist. 
In der lediglich im Interesse der Versicherten erfolgenden 
Tätigkeit der Behörde sehen sie nur eine Belästigung. 

Aus der Unwissenheit der Beteiligten ist es wohl auch 
zu erklären, dass von dem Recht der Weiter Versicherung 
und Selbstversicherung verhältnismässig wenig Gebrauch 
gemacht wird. Die Versicherten wissen z. B. nicht, mit 
welchem geringen Eostenaufwande sie ihre aus dem früher 
versicherungspflichtigen Verhältnisse erworbene Anwart¬ 
schaft aufrecht erhalten können. 

Ich füge hier noch an, was letzthin die „Deutsche 
volkswirtschaftliche Correrpondenz“ zur Invalidenver¬ 
sicherung ungefähr schrieb: 

Mit Beginn des Jahres 1902 ist die Übergangszeit 
abgelaufen, innerhalb welcher die Landesversicherungs¬ 
anstalten rückständige Beträge für die Invalidenversicherung 
von den zur Beitragsleistung verpflichteten Arbeitgebern 
noch gemäss § 137 des früher in Geltung befindlichen In- 
validitäts- und Altersversicherungsgesetzes vom 22. Juni 
1899 auf vier Jahre zurück einziehen konnten. Da die 
für die Erlangung der Invalidenrente vorgeschriebene 
Wartezeit nach dem neuen Invalidenversicherungsgesetze 
vom 13. Juli 1899 nur 200 Wochen beträgt, so waren die 
Arbeitnehmer, auch wenn seit vier oder mehr Jahren keine 
Beitragsmarken für sie verwendet wurden, gleichwohl in 
der Lage, die Wartezeit noch zu erfüllen, wenn sie vor 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit bei der Landesversicherungs¬ 
anstalt die Einziehung der Rückstände von den Arbeit¬ 
gebern beantragten. 

Hiernach ist mit dem 1. Januar 1902 eine Änderung 
eingetreten. Von diesem Zeitpunkt ab können Rückstände 
an Beitragsmarken durch die Landes-Versicherungsanstalt 
gemäss § 168 des neuen Invalidenversicherungsgesetzes 
nur noch auf zwei Jahre zurück eingezogen werden. Die 
Unterlassung der vorgeschriebenen Beitragsleistung ist 
deshalb fortan in noch höherem Masse als früher mit 
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Jetzt werden wir erkennen lernen, wo das Geld 
bleibt. 

Und trotz- und alledem sieht sich das Berliner Polizei¬ 
präsidium genötigt, in seinem Jahresbericht etwa folgendes 
zu sagen: 

Es ist zunächst tief beklagenswert, dass in den Kreisen 
der Versicherten noch immer eine grosse Gleichgültigkeit 
gegen die Jnvalidenversicherung herrscht, deren segens¬ 
reiche, fürsorgliche Bestimmungen teils vollständig nicht 
verstanden werden, teils ganz unbekannt sind. Häufig 
stossen die Behörden bei Durchführung des Gesetzes sogar 
auf direkten Widerstand bei den Beteiligten. Gewisse 
Klassen von Versicherten, z. B. Musiker, Kaufleute, Tech¬ 
niker, neuerdings auch Privatlohrer und Lehrerinnen, 
halten es für eine Standesherabsetzung, wenn ihnen nach 
Feststellung ihrer Versicherungspflicht eine Quittungskarte 
erteilt wird und für sie Marken verwendet werden sollen. 
Nicht selten müssen derartige Versicherte erst durch An¬ 
drohung von Strafen gezwungen werden, sich eine Quittungs¬ 
karte ausstellen zu lassen. 

Die Folge dieser Gleichgültigkeit und Unerfahrenheit 
der Beteiligten ist eine unglaubliche Nachlässigkeit beim 
Gebrauche und bei der Aufbewahrung der Karten. Letztere 
werden in vielen Fällen wie ein wertloses Stück Papier 
behandelt, z. B. kleinen Kindern als Spielzeug gegeben. 
Hieraus ist auch die grosse Anzahl von Anträgen auf Er¬ 
neuerung, Ersetzung verlorener und unbrauchbar gewordener 
Quittungskarten zu erklären, bei deren Erledigung es sich 
zeigt, dass die Antragsteller nur Wert darauf legen, über- 
liaupt eine Karte zu erhalten, ohne darauf Rücksicht zu 
nehmen, ob ihnen die früheren Karten und die in den 
abhanden gekommenen enthalten gewesenen Marken ver¬ 
loren gehen. Über die Zahl ihrer Karten, den darauf 
stehenden Namen der Versicherungsanstalt wissen sie 
selten sichere Angaben zu machen, ihre Aufrechnungs¬ 
bescheinigungen haben sie oft verloren, und sie verzichten 
auch auf Übertragung der Marken, weil sie die geringe 
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Mühe scheuen, die mit der Beschaffung der erforderlichen 
Bescheinigungen von ihren Arbeitgebern verbunden ist. 
In der lediglich im Interesse der Versicherten erfolgenden 
Tätigkeit der Behörde sehen sie nur eine Belästigung. 

Aus der Unwissenheit der Beteiligten ist es wohl auch 
au erklären, dass von dem Recht der Weiterversicherung 
und Selbstversicherung verhältnismässig wenig Gebrauch 
gemacht wird. Die Versicherten wissen z. B. nicht, mit 
welchem geringen Kostenaufwande sie ihre aus dem früher 
versicherungspflichtigen Verhältnisse erworbene Anwart¬ 
schaft aufrecht erhalten können. 

Ich füge hier noch an, was letzthin die „Deutsche 
volkswirtschaftliche Correrpondenz“ zur Invalidenver¬ 
sicherung ungefähr schrieb: 

Mit Beginn des Jahres 1902 ist die Übergangszeit 
abgelaufen, innerhalb welcher die Landesversicherungs¬ 
anstalten rückständige Beträge für die Invalidenversicherung 
von den zur Beitragsleistung verpflichteten Arbeitgebern 
noch gemäss § 137 des früher in Geltung befindlichen In- 
validitäts- und Altersversicherungsgesetzes vom 22. Juni 
1899 auf vier Jahre zurück einziehen konnten. Da die 
für die Erlangung der Invalidenrente vorgeschriebene 
Wartezeit nach dem neuen Invalidenversicherungsgesetze 
vom 13. Juli 1899 nur 200 Wochen beträgt, so waren die 
Arbeitnehmer, auch wenn seit vier oder mehr Jahren keine 
Beitragsmarken für sie verwendet wurden, gleichwohl in 
der Lage, die Wartezeit noch zu erfüllen, wenn sie vor 
Eintritt der Erwerbsunfähigkeit bei der Landesversicherungs¬ 
anstalt die Einziehung der Rückstände von den Arbeit¬ 
gebern beantragten. 

Büernach ist mit dem 1. Januar 1902 eine Änderung 
eingetreten. Von diesem Zeitpunkt ab können Rückstände 
an Beitragsmarken durch die Landes-Versicherungsanstalt 
gemäss § 168 des neuen Invalidenversicherungsgesetzes 
nur noch auf zwei Jahre zurück eingezogen werden. Die 
Unterlassung der vorgeschriebenen Beitragsleistung ist 
deshalb fortan in noch höherem Masse als früher mit 
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schweren Nachteilen sowohl für den Arbeitgeber, wie für 
den Arbeitnehmer verbunden. 

Dem Arbeitnehmer, welcher den Eintritt seiner Er¬ 
werbsunfähigkeit in absehbarer Zeit voraussieht, ist die 
Möglichkeit genommen, die Wartezeit für die Erlangung 
der Invalidenrente noch vor dem Eintritt der Erwerbs¬ 
unfähigkeit zu erfüllen, weil die Einziehung der Rückstände 
an Beitragsmarken durch die Landes-Versicherungsanstalt 
nur noch für 104 Wochen zulässig ist; sein nach Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit gestellter Invalidenrentenantrag 
muss darum wegen Nichterfüllung dpr Wartezeit zurOck- 
gewiesen werden. Die Arbeitnehmer haben deshalb jetzt 
ein gegen früher noch wesentlich gesteigerteres Interesse 
daran, sorgfältig darüber zu wachen, dass der Arbeitgeber 
regelmässig Beitragsmarken bei jeder Lohnzahlung für sie 
verwendet. 

Den Arbeitgebern aber wird wiederholt die rechtzeitige, 
d. h. bei der jedesmaligen Lohnzahlung vorzunehmende 
Beitragsentrichtung zur Pflicht gemacht. Die pünktliche 
und sorgfältige Erfüllung dieser Verpflichtung liegt vor 
Allem auch in ihrem eignen Interesse, da sie bei Säumig¬ 
keit in der Beitragsentrichtung, abgesehen von der Be¬ 
strafung, schwere vermögensrechtliche Nachteile, nämlich 
die Regressansprüche der Versicherten, deren Invaliden¬ 
rentenanträge wegen Nichterfüllung der Wartezeit zurück¬ 
gewiesen werden mussten, zu besorgen haben. Ein solcher 
Prozess ist bereits gerichtlich anhängig gemacht; Eine 
Arbeitnehmerin, deren Arbeitgeber seit dem Jahre 1891 
überhaupt keine Beitragsmarken für sie verw^endet hat 
und deren Invalidenrentenantrag infolgedessen wegen 
Nichterfüllung der Wartezeit rechtskräftig abgewiesen 
worden ist, hat gegen den säumigen Arbeitgeber Klage 
auf Zahlung einer dem Jahresbetrage der Invalidenrente 
gleichkommenden jährlichen Rente erhoben. 

Das alles wissen die Leute leider nicht; lediglich die 
grosse Unkenntnis dieser segensreichen Einrichtung ist die 
Ursache, warum dieser Gegenstand so gleichgültig be- 
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handelt und am liebsten übergangen wird. Darum müssen 
wir immer und immer wieder diesen Stoff aus der y, Camera 
obscuraf* hervorholen und weiten Kreisen diese Dinge in 
ihrer wahren Besehaffenlieit vor Augen füliren. 

Das hätte ich zu sagen vom Alters- und Invaliditäts¬ 
gesetz. Die genannten Aufgaben können sehriftlieh er¬ 
weitert und ohne viel Aufwand von Zeit bei einiger Rechen¬ 
fertigkeit gelöst werden. Ich halte es für zweckmässig, 
wenn einige der vorhin angeführten ]\lerksätze, die all¬ 
gemeine, wichtige Hestimniungen enthalten, als Diktatstoff 
verwertet und in dem Arbeitsheft oder in einer Kladde — 
bei Isolierten - niedergeschrieben werden. Es wird da¬ 
durch einer Ül)erbürdung des Gedächtnisses vorgebeugt, 
ein Wiederholen und Naclischlagen der betreffenden Sätze 
und Zahlen ermöglicht und passender Stoff für die Diktat¬ 
stunde gewonnen. 

Wir komnum zu den U n f a 11 g e s e t z e n vom öO. Juni 
1900. Den Anfang in der Unfallversicherung solclier 
Arbeiter, deren Berufsarbeit mit Unfallgefahr verknüpft 
ist, machte das „Unfallversicherungsgesetz vom ö. Juli 
1884“. Hieran schloss sich als No. 2: „das Gesetz über 
die Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung vom 
28. Mai 1885“. Es folgten alsdann als No. ;U „das Gesetz, 
betreffend die Unfall- und Krankenversicherung der in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten 
Personen vorn 5. 3Iai ISSiU, ferner No. 4: „das Gesetz, 
betr. die Unfallversicherung der l)ei Bauten beschäftigten 
Personen vom 11. Juni 1S87“, endlich No. 5: „das Gesetz, 
betr. die Unfallversicherung der Seeleute und anderer bei 
der Seeschiffahrt beteiligten Personen vom l.‘>. Juni 1887“. 

Bei all diesen Gesetzen gelit es wie bei dem Alters¬ 
versicherungsgesetz. Die Ueute glauben, sie erhalten zu 
wenig. Die Entwickelung dieser Gesetzgebung zeigt recht 
klar, wie Kaiser und Volksvertretung stetig bemüht waren, 
immer mehr Arbeiter in den Kreis der Versicdierung zu 
ziehen; auch die Unfallversicherung ist reformiert worden. 
Auf Grund der gesammelten Erfahrungen und nach ein- 
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schweren Nachteilen sowohl für den Arbeitgeber, wie für 
den Arbeitnehmer verbunden. 

Dem Arbeitnehmer, welcher den Eintritt seiner Er¬ 
werbsunfähigkeit in absehbarer Zeit voraussieht, ist die 
Möglichkeit genommen, die Wartezeit für die Erlangung 
der Invalidenrente noch vor dem Eintritt der Erwerbs¬ 
unfähigkeit zu erfüllen, weil die Einziehung der Rückstände 
an Beitragsmarken durch die Landes-Versicherungsanstalt 
nur noch für 104 Wochen zulässig ist; sein nach Eintritt 
der Erwerbsunfähigkeit gestellter Invalidenrentenantrag 
muss darum wegen Nichterfüllung dpr Wartezeit zurück¬ 
gewiesen werden. Die Arbeitnehmer haben deshalb jetzt 
ein gegen früher noch wesentlich gesteigerteres Interesse 
daran, sorgfältig darüber zu wachen, dass der Arbeitgeber 
regelmässig Beitragsmarken bei jeder Lohnzahlung für sie 
verwendet. 

Den Arbeitgebern aber wird wiederholt die rechtzeitige, 
d. h. bei der jedesmaligen Lohnzahlung vorzunehmende 
Beitragsentrichtung zur Pflicht gemacht. Die pünktliche 
und sorgfältige Erfüllung dieser Verpflichtung liegt vor 
Allem auch in ihrem eignen Interesse, da sie bei Säumig¬ 
keit in der Beitragsentrichtung, abgesehen von der Be¬ 
strafung, schwere vermögensrechtliche Nachteile, nämlich 
die Regressansprüche der Versicherten, deren Invaliden¬ 
rentenanträge wegen Nichterfüllung der Wartezeit zurück¬ 
gewiesen werden mussten, zu besorgen haben. Ein solcher 
Prozess ist bereits gerichtlich anhängig gemacht: Eine 
Arbeitnehmerin, deren Arbeitgeber seit dem Jahre 1891 
überhaupt keine Beitragsmarken für sie verwendet hat 
und deren Invalidenrentenantrag infolgedessen wegen 
Nichterfüllung der Wartezeit rechtskräftig abgewiesen 
worden ist, hat gegen den säumigen Arbeitgeber Klage 
auf Zahlung einer dem Jahresbetrage der Invalidenrente 
gleichkommenden jährlichen Rente erhoben. 

Das alles wissen die Leute leider nicht; lediglich die 
grosse Unkenntnis dieser segensreichen Einrichtung ist die 
Ursache, warum dieser Gegenstand so gleichgültig be- 
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handelt und am liebsten übergangen wird. Darum müssen 
■wir immer und immer wieder diesen Stoff aus der „Camera 
obscura“ hervorholen und weiten Kreisen diese Dinge in 
ihrer wahren Beschaffenheit vor Augen führen. 

Das hätte ich zu sagen vom Alters- und Invaliditäts¬ 
gesetz. Die genannten Aufgaben können schriftlich er¬ 
weitert und ohne viel Aufwand von Zeit bei einiger Rechen¬ 
fertigkeit gelöst werden. Ich halte es für zweckmässig, 
wenn einige der vorhin angeführten Merksätze, die all¬ 
gemeine, wichtige Bestimmungen enthalten, als Diktatstoff 
verwertet und in dem Arbeitsheft oder in einer Kladde — 
bei Isolierten — niedergeschrieben werden. Es wird da¬ 
durch einer Überbürdung des Gedächtnisses vorgebeugt, 
ein Wiederholen und Nachschlagen der betreffenden Sätze 
und Zahlen ermöglicht und passender Stoff für die Diktat¬ 
stunde gewonnen. 

Wir kommen zu den Unfallgesetzen vom 30. Juni 
1900. Den Anfang in der Unfallversicherung solcher 
Arbeiter, deren Berufsarbeit mit Unfallgefahr verknüpft 
ist, machte das „Unfallversicherungsgesetz vom 6. Juli 
1884“. Hieran schloss sich als No. 2: „das Gesetz über 
die Ausdehnung der Unfall- und Krankenversicherung vom 
28. Mai 1885“. Es folgten alsdann als No. 3; „das Gesetz, 
betreffend die Unfall- imd Krankenversicherung der in 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben beschäftigten 
Personen vom 5. Mai 1886“, ferner No. 4: „das Gesetz, 
betr. die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten 
Personen vom 11. Juni 1887“, endlich No. 6: „das Gesetz, 
betr. die Unfallversicherung der Seeleute und anderer bei 
der Seeschiffahrt beteiligten Personen vom 13. Juni 1887“. 

Bei all diesen Gesetzen geht es wie bei dem Alters¬ 
versicherungsgesetz. Die Leute glauben, sie erhalten zu 
wenig. Die Ent'wiqkelung dieser Gesetzgebung zeigt recht 
klar, wie Kaiser und Volksvertretung stetig bemüht waren, 
immer mehr Arbeiter in den Kreis der Versicherung zu 
ziehen; auch die Unfallversicherung ist reformiert worden. 
Auf Grund der gesammelten Erfahrungen und nach ein- 


Digitized by Google 



496 — 


gehender Beratung im Reichstag haben die obigen 5 Gesetze 
eine einheitliche Fassung und eine Reihe von wesentlichen 
Verbesserungen erfahren. Im Reichstag wurden diese 
Gesetze schliesslich einstimmig angenommen; ein 
gewiss seltener Fall bei den Abstimmungen im Reichstag! 

Man sagt auch jetzt: I. Gewerbe-Unfallversicherungs¬ 
gesetz, II. Unfallversicherungsgesetz für Land- und Forst¬ 
wirtschaft, III. BaurUnfallversicherungsgesetz, IV. See- 
Unfallversicherungsgesetz. 

Unter den Verbesserungen steht obenan, dass die 
Versicherungspflicht bedeutend ausgedehnt worden ist, 
z. B. auf alle gewerblichen Brauereien, auf Schmiede- und 
Brunnenarbeiten, auf das Fensterputzer- und Fleischer¬ 
gewerbe. Von besonderer Bedeutung ist ferner, dass sich 
die Versicherung auch auf hauswirtschaftliche Verrich¬ 
tungen und andere Dienste erstreckt, zu denen die Ver¬ 
sicherten neben der Beschäftigung im Betriebe von dem 
Arbeitgeber herangezogen werden. Betriebsbeamte mit einem 
Jahresverdienst bis zu 3000 Mark sind versicherungspflichtig, 
früher war diese Grenze des Jahres Verdienstes 2000 Mark. 

Die Entschädigungen der Verunglückten sind in 
folgenden Punkten erhöht worden: 

1. Bei völliger Arbeitsunfähigkeit erhält der Ver¬ 
sicherte zwar wie früher zwei Drittel seines jährlichen 
Arbeitsverdienstes als sogenannte „Vollrente“; aber wenn 
der Verletzte infolge des Unfalles nicht nur völlig erwerbs¬ 
unfähig, sondern auch derart hilflos geworden ist, dass er 
ohne fremde Wartung und Pflege nicht bestehen kann, so 
ist für die Dauer dieser Hilflosigkeit die Rente bis auf 
100 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes zu erhöhen. 

2. Der Mindestbetrag des Sterbegeldes ist von 30 auf 
50 Mark, die Rente für jedes hinterbliebene Kand unter 
15 Jahren von 15 auf 20 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes 
erhöht worden. Unbemittelte Eltern, Grosseitem und eltern¬ 
lose Enkel erhalten gleichfalls eine Rente von je 20 Prozent. 
Freilich dürfen auch fernerhin wie bisher die Renten der 
Hinterbliebenen insgesamt 60 Prozent des Jahresarbeits- 
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Verdienstes nicht übersteigen, und Verwandte der auf¬ 
steigenden und absteigenden Linie haben einen Anspruch 
nur insoweit, als der Höchstbetrag der Renten nicht für 
die Witwen und ihre Kinder in Ansprucli genommen wird. 

3. Dieselben Renten sind jetzt auch den hinterbliebenen 
Kindern einer alleinstehenden Arbeiterin bewilligt, sowie 
dem Witwer und den Kindern einer Familienmutter, w'enn 
der Lebensunterhalt ihrer Familie wegen Erwerbsunfähig¬ 
keit des Ehemanns ganz oder überwiegend durch sie 
bestritten wird. 

Die schulgemässe Behandlung der Gesetze ist natürlich 
gegen die bisherige Praxis dieselbe geblieben. An kurze 
Belehrungen über die gesetzlichen Bestimmungen, die ich 
oben angedeutet habe, schliessen wir praktische Rechen¬ 
aufgaben, welche die Gefangenen in das Verständnis der 
Gesetze sicherer einführen, als weitschweifige Auseinander¬ 
setzungen darüber. Da die Beispiele zum Rechnen den 
neuen Bestimmungen angepasst werden müssen, so sind 
die meisten der alten Aufgaben, welche wir schon in den 
neuen Auflagen der Rechenbücher fanden, ausser Kurs zu 
setzen; die Rechnung selbst bleibt dieselbe wie früher. 

Alle diese Gesetze greifen tief in alle Kreise und 
Lebensverbältnisse ein, und jeder Gefangene kommt mit 
ihnen irgendwie einmal in Berührung. Hier in der Gefängnis¬ 
schule kann ihm der Segen der Arbeiter-Fürsorge so recht 
klargelegt werden, damit er milde und versöhnlich ge¬ 
stimmt wird gegen die Staats- und Gesellschaftsordnung. 

Wir würden in der Schule bei der Behandlung der 
Unfallversicherung fragen: 

A. Wer ist versicherungspfli(“htig? 

Die Unfallversicherung umfasst die weiter oben ge¬ 
nannten 4 Gesetze, denselben unterliegen z. B. in I: Berg¬ 
leute, Schornsteinfeger, Güterpacker; in II; Brenner, Ziegler, 
Förster; ln III: Maurer, Dachdecker, Ziminerleute; in IV: 
Matrosen, Maschinisten, Lotsen. 

Auf Grund dieser Gesetze müssen alle Arbeiter in 
Arbeitsbetrieben, die mit Unfallgefahr verknüpft sind, gegen 
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Unfälle in ihrer Berufsarbeit versichert werden, Ver- 
sicherungspflichtig sind auch Betriebsbeamte, deren Jahres¬ 
arbeitsverdienst 3000 Mark nicht übersteigt. 

Sämtliche Kosten der Versicherung werden 
allein von den Arbeitgebern aufgebracht, die 
zu sogenannten „Berufsgenossenschaften“ vereinigt sind. 

B. Welchen Schadenersatz gewährt die Unfall¬ 
versicherung? 

a) Hat der Unfall eine Körperverletzung zur Folge, 

so erhält der Versicherte: 

1. freie ärztliche Behandlung, Arznei und sonstige 
Heilmittel, sowie Hilfsmittel zur Erleichterung der 
Folgen des Unfalls (Krücken, Stützapparate u. dergl.): 

2. eine Rente für die ganze Dauer der Erwerbs¬ 
unfähigkeit. Beides wird in der Regel erst vom 
Beginn der 14. Woche nach dem Unfall gewährt; 
für die ersten 13 Wochen tritt die Krankenkasse ein. 

b) Hat der Unfall den Tod des Versicherten zur Folge, 

so erhalten die Hinterbliebenen: 

1. als Sterbegeld den 15. Teil des Jahresarbeits¬ 
verdienstes, mindestens jedoch 50 Mark; 

2. eine Rente, die für die Witwe und für jedes Kind 
bis zum 15. Lebensjahre je 20 Prozent des Jahres¬ 
arbeitsverdienstes beträgt; 

3. waren Eltern oder Grosseltern oder elternlose Enkel 
auf die Unterstützung des Verstorbenen angewiesen, 
so erhalten auch diese eine Rente von je 20 Prozent 
des Jahresarbeitsverdienstes. 

Die Renten der Hinterbliebenen dürfen zusammen 
60 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes nicht übersteigen. 
Ergibt sich ein höherer Betrag, so werden die Renten 
gleichmässig gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheiratung erhält die Witwe 
60 Prozent des Jahresarbeitsverdienstes ihres verstorbenen 
Mannes als Abfindung. 
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Alle Renten werden bei der Post im voraus in 
Monatsraten bezahlt und auf volle 5 Pfennig nach oben 
abgerundet 

Aufgaben. 

1. Ein Handlanger beim Dachdecken fiel so unglück¬ 
lich, dass er gänzlich erwerbsunfähig wurde. Welche 
Rente stand ihm a) jährlich, b) monatlich zu, wenn der 
Tagelohn M. 1.30 betrug? (a) Jahresverdienst 300 ä M. 1.30 
davon */, = M. 260.—. b) M. 260.—: 12 = M. 21.67 = 
abgerundet M. 21.70). 

2. Da der Verunglückte (vorige Aufgabe) ohne fremde 
Wartung und Pflege nicht bestehen konnte, so wurde seine 
Rente auf 90®/, (lOO*/^) des Jahr'esarbeitsverdienstes erhöht. 
Wieviel erhielt er jetzt monatlich? (®/io von M. 390.— = 
M. 351.—, davon den 12. Teil). 

3. Ein Bauhandwerker, dessen täglicher Arbeits¬ 

verdienst M. 2.50 beträgt, verliert durch einen Unfall bei 
seiner Arbeit 2 Finger der rechten Hand. Wieviel beträgt 
die monatliche Rente, wenn ihm 80% 60%) der 

Vollrente zuerkannt werden? (Jahresverdienst .300 X 
M. 2.50 = M. 750.—, Vollrente = Vs davon = M. 500.—, 
davon nun 80®/o). 

4. Ein Maurer fällt vom Gerüst und bleibt auf der 
Stelle tot. Sein durchschnittlicher Tagelohn betrug 3 Mark. 
Er hinterlässt eine Witwe und 2 Kinder unter 15 Jahren. 
Berechne a) das Begräbnisgeld, b) die Rente der Witwe 
und die jedes Blindes pro Monat ? (Jahresverdienst M. 900.—; 
davon Yis =M. 60.— Sterbegeld; b) 20®/o von M. 900.— = 
M. 180.—, davon der 12. Teil = M. 15.— pro Person 
monatlich). 

5. Der Heizer einer Maschine, der wöchentlich 20 Mark 
verdient, konunt durch eine Explosion ums Leben und 
hinterlässt eine Witwe mit 4 Kindern unter 15 Jahren, 
a) Wieviel Prozent des Jahresarbeitsverdienstes würde die 
Gesamtrente für die Familie betragen, wenn sie nicht 
durch das Gesetz begrenzt wäre ? b) Wieviel beträgt die 
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Jahresrente in Wirklichkeit? (a) 5 X 20 = 100 7o; b) 60V» 
von M. 1000.— = M. 600.—). 

6. Ein Gutsinspektor mit 1500 Mark Jahresgehalt stirbt 
infolge Hitzschlages, der ihn bei der Beaufsichtigung der 
Erntearbeiten betroffen hat. Er hinterlässt eine Witwe 
mit einem 4jährigen Sohne und eine alte Mutter, deren 
einziger Ernährer er war. Berechne a) das Sterbegeld; 
b) die einzelnen Monatsrenten der Hinterbliebenen; c) wie¬ 
viel würde die Witwe im Falle der Wiederverheiratung 
als Abfindung beanspruchen können? (a) M. 1500: 15 = 
M. 100.— Sterbegeld; b) 20®/, von M. 1500 = M. 300.-, 
davon 7i* = M. 25.— monatlich pro Person; c) 60 ®/, 
von M. 1500 = M. 900.—>. 

Von besonderem Interesse würde noch das Kranken- 
kassengesetz sein. 

A. Wer muss versichert werden? 

Lohnarbeiter, Gesellen, Gehilfen, Lehrlinge, sowie 
nicht pensionsberechtigte Beamte. Nach den verschiedenen 
Gewerbszweigen gibt es: die Betriebs- (oder Fabrik-) 
Krankenkasse, die Bau-, die Innungs-, die Knappschafts¬ 
krankenkasse, die eingeschriebenen (freien) Hilfskassen. 
Mehrere Gewerbe eines Ortes können zur „Allgemeinen 
Ortskrankenkasse“ zusammentreten, und alle ver¬ 
sicherungspflichtigen Personen, welche in keiner der ge¬ 
nannten Kassen Aufnahme gefunden haben, müssen der 
„Gemeinde-Krankenversicherung“ beitreten. Zum 
Beitritt in diese Krankenkasse sind auch die Dienstboten 
berechtigt. 

B. Was ist über die Beiträge zur Krankenkasse 

zu merken? 

Vs des Beitrages zahlt der Arbeitgeber, */s der Arbeiter. 
Der Arbeitgeber ist verpfichtet, seine Arbeiter anzumelden 
und die Beiträge an die Krankenkasse abzuführen. Jede 
Krankenkasse hat ein besonderes Statut (Grundgesetz); 
in demselben ist der Tagelohn für die verschiedenen 
Arbeitsklassen, sowie der wöchentliche oder monatliche 
Beitrag zur Krankenkasse verzeichnet. 
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C. Welche Unterstützungen gewährt die 
Krankenkasse? 

1. Der Kranke erhält Unterstützung in der Regel bis 
zu 13 Wochen. Die Unterstützung besteht aus freier ärzt¬ 
licher Behandlung, sowie Arznei und einem Krankengelde, 
das die Hälfte des Tagelohns beträgt. Bei Berechnung 
des Krankengeldes zählen der Tag der Erkrankung und 
die darauf folgenden 2 Tage und weiterhin die Sonntage 
nicht mit. Wird der Kranke in einem Krankenhause unter¬ 
gebracht, so steht der Familie die Hälfte des Kranken¬ 
geldes zu. 

2. Die Krankenkassen zahlen auch Sterbegeld, ge¬ 
wöhnlich den 20-fachen Betrag des festgesetzten Tagelohnes. 

Aufgaben. 

Die Arbeitswoche hat 6 Tage, das Jahr 300 Arbeits¬ 
tage (50 Wochen). 

1. In der „Allgemeinen Ortskrankenkasse“ zu X. sind 
die Kassenmitglieder in 4 Lohnklassen gebracht; der 
durchschnittliche Tagelohn und die monatlichen Beiträge 
zur Krankenkasse sind so festgesetzt: I. Kl. Lohn M. 2.20, 
Beitrag 93 Pfg.; H. Kl. Lohn M. 1.80, Beitrag 75 Pfg.; 
in. Kl. M. 1.30 und 54 Pfg.; IV. Kl. 80 Pfg. und 33 Pfg. 
a) Wieviel von den monatlichen Beiträgen an die Kranken¬ 
kasse hat der Arbeitgeber und wieviel der Arbeiter zu 
leisten? b) Wieviel Krankengeld hat die Kasse für den 
Kopf und Tag nach den 4 Lohnklassen der Aufgabe zu 
zahlen ? 

2. Der durchschnittliche Tagelohn in Z. ist auf 
M. 1.30 (M. 2.70) festgesetzt, a) Wieviel beträgt der 
Wochenlohn? b) Wie hoch ist der wöchentliche Beitrag 
an die Krankenkasse, der mit 2% berechnet wird? 
c) Wieviel zahlt der Arbeitgeber und wieviel der Arbeiter, 
wenn das Statut den Beitrag auf 15 (.33) Pfg. wöchentlich 
abgerundet hat ? Wieviel Wochenlohn erhält der Arbeiter 
nach Abzug des für ihn verauslagten Beitrags zur Kranken¬ 
kasse ? 

5 * 
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3. Wieviel beträgt das Krankengeld für 47 angerech¬ 
nete Tage bei einem Tagelohn a) von M. 1.70, b) von 
M. 2.80, c) von 90 Pfg. ? 

4. Ein Arbeiter erkrankte am Mittwoch (Sonnabend) 
und war 5 Wochen 1 Tag arbeitsunfähig, für wieviel 
Tage ist Krankengeld zu berechnen? 

5. Ein Arbeiter erkrankte Donnerstag, den 5. Januar, 
wurde sofort ins Krankenhaus gebracht und aus demselben 
am 4. März geheilt entlassen, a) Für wieviel Tage ist 
Krankengeld zu berechnen ? b) Wieviel erhält die Familie 
nach den beiden Lohnsätzen in Aufgabe 2 an Unterstützung? 

6. Ein Arbeiter erkrankt Dienstag, den 17. Januar, 
findet sofort Aufnahme im Krankenhause und stirbt am 
23. März. Berechne die Unterstützung, welche die Familie 
einschliesslich des Sterbegeldes nach den beiden Lohn¬ 
sätzen der Aufgabe 2 bezieht! 

Natürlich sind die Beiträge dem Unverständigen ein 
Dorn ira Auge. Wenn man aber erwägt und den Leuten 
darlegt, dass man wohl lieber das geringe Krankengeld 
zahlt, als monatelang im Krankenhause zu liegen, dann 
kommt wahrscheinlich auch der Unvernünftige zur Be¬ 
sinnung. Wir zahlen dann eben für unsere armen Kranken 
mit und erfreuen uns unserer Gesundheit. Ähnlich ist es 
mit der Lebensversicherung beim Versichern auf Todesfall, 
man muss, wenn man lange lebt — was nebenbei gesagt 
nicht übel ist — für die Frühgestorbenen dann einfach 
mitbezahlen. Hier kommt das Gefühl der Zusammengehörig¬ 
keit so recht zur Geltung. 

Das wären ungefähr die Gedanken, welche den Ge¬ 
fangenen gegeben werden müssen; sie können auch er¬ 
fahren, dass sie im Gefängnis gegen Unfall versichert sind, 
damit sie die allseitige Fürsorge des Staates erkennen 
lernen. Der praktische Lehrer wird den geeigneten Weg 
finden, um das Material an den Mann zu bringen, was 
nicht immer leicht ist, weil man von vornherein mit Stoff 
zu rechnen hat, der keine Sympathie erweckt, d. h. nach 
einem Vorurteil. 
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Ich würde z. B. das Alters- und Invaliditätsgesetz 
etwa so einführen: 

L.: Leute! Es gibt viele Menschen, welche im Lande 
umherstreichen, d. h. umhergehen von Dorf zu Dorf, von 
Stadt zu Stadt, ohne zu arbeiten. Wie heissen wohl solche 
Leute ? 

Sch.: Solche Leute heissen Landstreicher. 

L.: Was treiben die Landstreicher? Wovon leben sie? 

Sch.: Die Landstreicher betteln. 

L.: Warum betteln sie? 

Sch.: Weil sie nichts zu essen haben. 

L.: Wofür kauft man sich etwas zu essen? 

Sch.: Für Geld. 

L.: Wodurch verdient man sich Geld? 

Sch.: Durch Arbeit. 

L.: Warum arbeiten denn nun die Landstreicher nicht ? 

Sch.: Weil sie nicht arbeiten wollen oder nicht 
arbeiten können. 

L.: Solche Leute, welche nicht arbeiten „wollen“, 
obgleich sie arbeitsfähig sind, sollten wir nicht unter¬ 
stützen, sondern sie an eine Arbeiterkolonie‘) weisen. Viele 
Menschen sind aber „arbeitsunfähig“, d. h. sie können nicht 
arbeiten, warum wohl? 

Sch.: Weil sie zu „alt“ sind. 

L.: Weshalb noch? 

Sch.: Weil sie gebrechlich oder auch krank sind. 

L.: Wenn sie durch Gebrechlichkeit „dauernd“ arbeits¬ 
unfähig sind, so heissen solche Leute „Invaliden“. Für die 
„Invaliden“ und für die „Alten“ hat der Kaiser durch ein 
Gesetz gesorgt. Damit sie nicht zu betteln brauchen, 
sollen sich aUe Arbeiter, welche 16 Jahre alt geworden 
sind, „versichern“, d. h. sie sollen sich sichern gegen 
Bettelei dadurch, dass sie jeden Tag einen kleinen Beitrag 
zahlen, wofür sie, wenn sie alt oder gebrechlich werden, 
eine „Rente“ (Geld) aus der Kasse bekommen. 

*) Bei der Gelegenheit lässt man einzelne Kolonien genau nach 
Lage und Entfernung nennen, namentlich die der Heimatsprovinz. 
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L.: Was bekommen die Arbeiter fUr ihre Arbeit? 

Sch.: Die Arbeiter bekommen „Lohn“. 

L.: Bekommen alle Arbeiter gleichen Lohn ? . 

Sch.: Die Arbeiter erhalten verschiedenen Lohn. 

L.: Je mehr ein Arbeiter verdient, desto mehr kann 
er sparen, d. h. in die Kasse geben, um dann desto mehr 
Rente zu erhalten. Es gibt deshalb 5 Lohnklassen. 

So etwa denke ich mir die Einführung der Gefangenen 
in das Verständnis der verschiedenen Versicherungen. 

Und nun zum Schluss noch eine kurze Bemerkung. 
Wer im Leben steht und die Verhältnisse kennt, w'eiss, 
wie gross die Unkenntnis und Hilflosigkeit betreffs der 
erwähnten Gesetze bei der arbeitenden Bevölkerung ist- 
Der Lehrer zählt zu den natürlichen Beratern der Straf¬ 
gefangenen. Sollte nicht jeder gern bereit sein, mit Rat 
und Belehrung dem beizustehen, der um Auskunft bittet? 
Auch im Schulzimmer wollen wir die „Arbeitergesetze“ 
behandeln, damit sie recht verstanden und dankbar ge- 
w'ürdigt werden. 

So steht auch die Stellung und Pflicht der Schule in 
der Strafanstalt angesichts der sozialen Frage im Vorder¬ 
gründe. Sie erfüllt zugleich eine patriotische Pflicht. Der 
Lehrer greift hier hinein ins volle Menschenleben, und 
überall ist’s interessant. Ich sehe meine Schüler nie mit 
gespannterer Aufmerksamkeit dasitzen, und in keinem 
andern Unterrichtsfache melden sich so viele zum Wort, 
als wenn ein Thema aus diesen und ähnlichen Gebieten 
behandelt wird. Der Lehrer kann hier den Unterricht 
auch viel lebendiger und unterhaltender gestalten als der 
Geistliche, dem Ort und Umstände viele Rücksichten gebieten, 
seine Predigt. Daraus geht aber auch hervor, dass die 
Gefängnisschule in ganz hervorragendem Masse geeignet 
ist, bessernd auf die Sträflinge einzuwirken. Ich stehe 
sogar nicht an, zu behaupten, dass ihr Einfluss bei der 
sinnlichen, für materielle Freuden und Leiden besonders 
empfänglichen Natur so vieler Gefangenen demjenigen der 
Kirche w’ohl gleich zu achten ist. Neue Vorstellungen, 
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die stark genug sind, den Willen zu beeinflussen, sind 
dazu angetan, den Strafgefangenen zu bessern. Aus diesem 
Gesichtspunkte heraus sind derartige neue Erscheinungen, 
wie sie die sozialpolitischen Gesetze darstellen, von der 
Schule zu beschlagnahmen; denn gerade in der Gefängnis¬ 
schule heisst es: „Nicht für die Schule, sondern für das 
Leben!“ — In besonderem Masse gilt also auch hier das 
W^ort: „Non scholae, sed vitae!“ 


Geiänpislelire für Juristen. 

Von Gefängnisdirektor Dr. Gennat zu Hamburg. 


I. 

Der Strafvollzug ist den meisten Juristen eine terra 
incognita. Auf der Universität hören sie wohl brocken¬ 
weise von Diesem oder Jenem, ein akademischer Lehrer 
zeigt ihnen vielleicht einmal ein Gefängnis und in den 
Lehrbüchern des Strafrechts finden sie kürzere oder längere 
Andeutungen, aber eben doch nur Andeutungen. Beachtens¬ 
wertes Interesse kann solcherart natürlich nicht geweckt 
werden. Nach beendeter Studienzeit pflegt jede Anregung 
auf diesem Gebiete zu fehlen und jenes Wenige vergessen 
zu sein oder zu werden. 

In dieser Weise vorbereitet oder richtiger nicht vor¬ 
bereitet, treten dann die Juristen als Richter oder Staats¬ 
anwälte in die strafrechtliche Tätigkeit ein. Sie bean¬ 
tragen und verhängen fort und fort Bestrafungen, ohne 
im Grunde genommen zu wissen, was es heisst, jemanden 
so oder so lange der Freiheit zu entziehen, mit anderen 
Worten, wie das Urteil vollzogen wird. Die Klage hierüber 
ist allgemein 1) und umso schlimmer, als das Str.-G.-B. 

*) Reu SS Grenzboten 1897 S. 249 ff., Scuffert Bewegung im 
Strafrechte S. 70. 
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die einzelnen Freiheitsstrafen begrifflich nur nebelhaft be¬ 
stimmt, es daher an scharfer Differenzierung fehlen lässt 
und, wo es solche versucht, z. B. hinsichtlich der Arbeit, 
vöUig entgleist. 

In das schärfste Licht tritt die Unkenntnis vom Straf¬ 
vollzüge dann, wenn Juristen, sei es im Hauptamte, sei 
es nebenher, die Leitung von Gefängnissen zu übernehmen 
haben. Die Entwicklung und Ausbildung. des Gefängnis¬ 
wesens hat dazu geführt, dass man zunächst ohne all¬ 
gemeine Gedanken und Gesichtspunkte auf gut Glück sich 
versuchte. Das Umhertasten schlug dann einen Boden¬ 
satz nieder, der sich allmählich zu einer rein empirischen 
Gefängniskunde verdichtete, aus der schliesslich eine 
wissenschaftliche Auffassung und Beurteilung hervorging, 
indem aus der Erfahrung allgemeine Gesetze abgeleitet 
und fortgebildet wurden und das Einzelne imd Besondere 
gemeinhin als nur vorübergehende Erscheinung angesehen 
werden konnte. 

So ist denn die Wissenschaft vom Strafvollzüge') 
eine Wissenschaft wie jede andere, und zwar eine Wissep- 
schaft von hervorragend sozialer Bedeutung und im be¬ 
sonderen Masse und Sinne eine Wissenschaft vom Menschen, 
der ja nach dem Ausspruche des altgriechischen Weisen 
das Mass aller Dinge ist und von dem Sophokles sagt: 
TiolXä zd deivd 
xovStv dv&QMJicov 
deivozegov neXet. 

Dem Gefängnisbeamten darf nichts Menschliches fern 
liegen. Die Universitäten gründen immerfort Lehrstühle 
für neue oder für neue Zweige schon vertretener Wissen¬ 
schaften. Möchte daher die Zeit nicht fern sein, dass auch 
die Gefängniswissenschaft im universitären Bildungsgänge 
die Gleichberechtigung erlangt und eine Heimstätte findet, 
in lebendiger Wechselwirkung die Praxis befruchtend und 
von ihr befruchtet. 

') In der selbstverständlichen Beschränkung auf die Freiheits¬ 
strafen. 
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II. 

a) Dem oben besprochenen Mangel abzuhelfen, hat 
man in einigen deutschen Staaten Lehrgänge für Gefängnis¬ 
wesen eingerichtet. Sie bestehen meines Wissens in Preussen, 
Königreich Sachsen, Württemberg, Baden und Eisass- 
Lothringen und sind entweder in der Hauptsache für in 
der Gefängnisverwaltung tätige Juristen und juristisch vor¬ 
gebildete Verwaltungsbeamte oder für vorwiegend in der 
Spruchpraxis stehende Rechtsgelehrte bestimmt.-) 

Wie die Sache gehandhabt wird, ergibt sich aüs den 
in der letzten Anmerkung aufgeführten Abhandlungen. 

b) Hamburgs Gefängnisdirektor gehört seit 1898 gesetz¬ 
lich zu den juristischen Beamten des höheren Verwaltungs¬ 
dienstes, d. h. er muss die grosse Staatsprüfung bestanden 
haben. Das Hamburgische Gefängniswesen ist, soviel mir 
bekannt, überhaupt, sicherlich aber in Deutschland, das 
grösste, dessen Verwaltung in eines Mannes Hand ruht. 
Es ist daher unmöglich, dass es von einem dem Straf¬ 
vollzüge bisher Fernstehenden übernommen oder ausgeübt 
Averde. Er fände keine Zeit, sich zu unterrichten, sondern 
muss vom ersten Tage an schwimmen können, zumal es 
zwischen ihm und dem Präses der Gefängnisdeputation, 
der insoweit einem Minister zu vergleichen ist, keine sach¬ 
verständige Instanz gibt, sodass der Direktor gleichzeitig 
Referent und Dezernent ist. Ein Auswärtiger hat anfänglich 
genug zu tun, sich in die eigenartigen und verwickelten 
staats- und verwaltungsrechtlichen Verhältnisse einzu¬ 
arbeiten. Der Einheimische ist dessen überhoben; es gibt 
aber keinen mit genügender gefängnistechnischer Vor¬ 
bildung. Auch, um Hamburg auf eigene Füsse zu stellen, 
habe ich deswegen den Vorschlag gemacht, dass auf ein 
Jahr ein oder nach einander mehrere Verwaltungsassessoren 
den Gefängnissen zur ausschliesslichen Beschäftigung zu 

b In Preussen uuch noch andere Gefängnisangestellte. 

‘‘) Blätter für Gefängniskundc Bd. 27 S. 45 (Kraus), Bd. 80 
S. 13*, 457 (Dr. W. [Wirtz?]), Jahrbücher für Kriininalpolitik Bd. 2 
8. 88 (Finkelnburg). Fuchs Schutz Vereinstätigkeit S. 234—285. 
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überweisen seien, über deren Ergebnis ein ausführliches 
Zeugnis sich auszusprechen habe, 

Die Verwaltungsassessoren sind aber so dünn gesät, 
dass dieser Anregung noch nicht hat nähergetreten werden 
können. 

c) a. Des weiteren habe ich mich aus eigenem An¬ 
triebe der Senatsabteilung für die Justizverwaltung gegen¬ 
über bereit erklärt, eine Einrichtung ähnlich der unter a 
erwähnten zu treffen und dazu folgenden Plan aufgestellt: 

1. Die Teilnahme ist eine freiwillige, erstreckt sich 
aber auf die voile Dauer des Lehrganges. 

2. Die Zahl der Teilnehmer darf nicht unter 10 und 
nicht über 16 betragen. 

3. Liegen mehr Anmeldungen vor, so wird ein zweiter, 
dritter u. s. w. Lehrgang eingerichtet. 

4. Im Laufe eines Jahres finden nicht mehr als zw'ei 
solcher statt. 

5. Sie sollen tunlichst in der Zeit vom Frühjahre bis 
zum Herbste und an Nachmittagen abgehalten 
werden. 

6. Den Teilnehmern wird Gelegenheit geboten, den 
Dienst in allen seinen Zweigen kennen zu lernen; 
von der Registratur, dem Eassenwesen und der 
sonstigen Buchführung allerdings nur das Wichtigste. 
Eingehender sind zu behandeln: Unterricht und 
Lektüre, Seelsorge, hygienische und sanitäre Mass- 
regeln und Vorkehrungen. 

Den Schwerpunkt haben zu bilden der Polizei¬ 
dienst, die Beköstigung, das Arbeitswesen und die 
Ausübung der Disziplinarstrafgewalt. 

7. Ausserdem werden Besprechungen abgehalten, wobei 
theoretische Vorträge nicht ausgeschlossen sind, in 
der Hauptsache aber von den Vortragenden an 
Gesehenes und Gehörtes anzuknüpfen und das 
Bestehende zu erörtern ist. Dabei ergibt sich von 
selbst Anlass, auf früher Gewesenes zurückzugreifen 
und über Wünsche und Bestrebungen für die Zukunft 
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zu reden. Den Hörern steht es offen, Fragen zu 
stellen und ihre Ansichten und Meinungen zu ent¬ 
wickeln, sodass die Sache sich als eine Art Colloquium 
oder Disputatorium darstellt. 

8. Soweit sich Wunsch oder Erfordernis herausstellt, 
sollen Verwaltungsaktenstücke von besonderer Be¬ 
deutung zugänglich gemacht und die lehrreichsten 
Schriften aus der Beamtenbibliothek zur Verfügung 
gestellt werden. 

ß. Das Anerbieten wurde mit Dank aufgenommen und 
es erging entsprechende Mitteilung an die Land- und Amts¬ 
richter, die Staats- und Amtsanwälte *) und die Assessoren. 

Bisher haben zwei Lehrgänge stattgefunden, an welchen 
sich beteiligten zusammen: 

acht Landrichter, 
neun Amtsrichter, 
drei Staatsanwälte, 
ein Amtsanwalt, 
acht Assessoren, 
und auf besonderen Wunsch 

ein Rechtsanwalt, 

d. h. ein Viertel der in Betracht gezogenen juristischen 
Beamten. 

Der erste Lehrgang umfasste 14, der zweite 17 Nach¬ 
mittage zu durchschnittlich je 2'/», zusammen also 35 
bezw. 42 Stunden. Der zweite war mithin ausgedehnter, 
teils wegen erweiterter praktischer Vorführungen, teils 
infolge Ausbaues und Vermehrung der Vorträge. Jeder 
Teilnehmer erhielt eine Zusammenstellung des Arbeitsstoffes. 

III. 

Im Einzelnen verlief die Sache folgendermassen: 
In einem Einleitungsvortrage sprach ich über den Zweck 
der Einrichtung, die Art ihrer Ausgestaltung und die Vor¬ 
teile, welche sie den Juristen einer- und der Gefängnis¬ 
verwaltung andrerseits bieten könne und hoffentlich bieten 

’) Die hierorts Assessoren sein müssen. 
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werde. Dann wurden sämtliche — sechs — Gefängnisse 
in allen ihren Abteilungen eingehend besichtigt und in 
ihren Einrichtungen erläutert und erklärt. Es wurden 
Chor- und Schulgesang vorgeführt, dem Unterrichte in 
mehreren Männerklassen, bei den Frauen, bei den Jugend¬ 
lichen beigewohnt und das Turnen der Jugendlichen 
gezeigt. 

Die Teilnehmer hörten in den Bibelstunden und den 
Gottesdiensten der verschiedenen Abteilungen zu, waren 
bei mehreren Straf- und Bittrapporten anwesend, begleiteten 
zu Zweien oder Dreien einen Oberbeamten bei dessen 
Zellenbesuchen und nahmen Proben der Mahlzeiten und 
der Brotarten. 

Die in jedem Dienstzweige geführten Formulare, Listen, 
Register und Bücher wurden vorgelegt und besprochen, 
ausführlich die Personalakten der Gefangenen. Solche von 
besonderem Interesse unter den letzteren gingen in Um¬ 
lauf. Von den wichtigsten Drucksachen und Formularen 
— Grundsätze des Bundesrates, Hausordnungen (für Straf¬ 
gefangene und für Untersuchungsgefangene), Vorschriften 
über die Behandlung Rückfälliger, Handbuch für Auf¬ 
sichtsbeamte, Bestandsrapport, Beschäftigungsnachweisung, 
Arbeitsbuch, Abrechnungsbuch, Speisezettel, Zusatznahrungs¬ 
mittel-, Personal-, Aufnahme-, Zensur- und Briefbogen, 
Schrankordnung, letztjähriger Jahresbericht, Budget des 
laufenden Jahres — erhielt jeder Teilnehmer ein Exemplar 
zum bleibenden Gebrauche. 

Die Vorträge behandelten: 

1. Überblick über die Geschichte des Gefängniswesens. 

2. Geschichte des Hamburgischen Gefängniswesens. 
Beschreibung und Bestimmung der einzelnen An¬ 
stalten (Strafvollstreckungsplan). 

3. Haftsysteme. 

4 Bau und innere Einrichtung der Gefängnisse. In¬ 
ventarverwaltung. 
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5. Organisation des Dienstes und Gefängnispersonal 
(Auswahl, Befähigung, Eigenschaften), Konferenzen, 
Jahresberichte. 

6. Grundsätze des Bundesrates, Reglement, Haus¬ 
ordnungen, Dienstanweisungen. 

7. Registratur- und Aktenwesen. 

8. Kassen- und Rechnungsangelegenheiten. 

9. Beköstigung und Zusatznahrung. 

10. Bekleidung und Lagerung. 

11. Arbeitsbetrieb. Wesen, Wert und Zweck der Arbeit 
in den Gefängnissen. Klagen über den Wettbewerb. 
Unfallfürsorge. 

12. Polizeidienst und Disziplinarstrafen (Anwendimg und 
Verfahren). 

13. Schriftlicher und mündlicher V erkehr der Gefangenen. 
Zellenbesuche. 

14. Unterricht und Lektüre. 

15. Seelsorge. 

16. Einrichtungen zur Verhütung und Bekämpfung von 
Eirankheiten. Behandlung und Unterbringung geistes¬ 
kranker Gefangenen. 

17. Landwirtschaftliches. 

18. Woran kranken Strafgesetzgebung, Strafrechtspflege 
und Strafvollzug? 

19. Rückfälligkeit, Unverbesserlichkeit, Polizeiaufsicht. 

20. Unbestimmte und bedingte Verurteilung, bedingte 
und unbedingte Begnadigung, vorläufige Entlassung, 
versuchsweise Beurlaubung aus der Korrektionshaft. 

21. Fürsorge. 

22. Gefängnisliteratur, -Vereine und -Kongresse. 

Die Vorträge zu 7 bis 17 und 21 wurden von mir 
und je einem der Ressortbeamten, die übrigen von mir 
allein gehalten. Zunächst sprachen die Ressortbeamten, 
dann ich, und zwar jene hauptsächlich über die formelle 
und technische Seite ihres Dienstes, ich vornehmlich über 
die allgemeinen Gesichtspunkte und die Grundsätze. 


Digitized by LjOOQle 



512 — 


In einem Schlussworte wies ich darauf hin, ein wie 
weit verzweigter Organismus das Gefängnis sei, wie viele 
Lebensgebiete er berühre, wie er an der Lösung sozialer 
Fragen und Aufgaben sich beteilige und was auf der einen 
Seite von ihm verlangt, auf der anderen aber auch nur 
geleistet werden könne. Auf Wunsch besprach ich im 
zweiten Lehrgänge Mittelstädts Buch „Gegen die Freiheits¬ 
strafe“ inhaltlich und kritisch in ausführlicher Weise. 

IV. 

Die Teilnehmer konnten unbeschränkt Fragen und 
Auskunftsersuchen stellen, haben davon ausgiebigen Ge¬ 
brauch gemacht und sind in keinem Falle ohne hinreichen¬ 
den Bescheid geblieben. Sie waren mit regstem Interesse 
bei der Sache und dankbar für das Gebotene, erklärten 
das Gesehene und Gehörte für ausserordentlich belehrend 
und eine derartige Einführung in den Gefängnisdienst als 
durchaus notwendig für Strafrichter und Beamte der Staats¬ 
anwaltschaft und stellten in Aussicht, dass die gesammelten 
Kenntnisse und Erfahrungen auf ihre Handhabung des 
Rechtes nicht ohne Einfluss bleiben könnten und würden, 
was sich denn auch in der Zwischenzeit genugsand gezeigt hat. 

Eine hocherfreuliche Folgewirkung ist es, dass nicht 
wenige der Herren ihre lebhafte Teilnahme der bis dahin 
in Hamburg arg vernachlässigten. Fürsorgesache, sei es 
durch Beiträge, sei es, was höher zu schätzen, durch per¬ 
sönliche Mitarbeit zugewandt haben. 


Leibespflese jupdlicher Geiansenen. 

Von Gefängnisdirektor Dr. Gennat zu Hamburg. 


I. 

Ein alter ärztlicher Ausspruch lautet: mem sana in 
corpore sano und wir Gefängnisbeamte wissen nur zu gut, 
wie übel es bei nur zu vielen Insassen unserer Anstalten 
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um die Gesundheit des Leibes oder Geistes oder beider 
bestellt ist. Gewiss sind trotz aller sanitären und hygienischen 
Massnahmen, trotz Arbeit, trotz Freistunde usw. die Ver¬ 
hältnisse selbst im besten Gefängnisse verschiedentlich 
ungünstiger als diejenigen der Freiheit und gibt es so¬ 
genannte Gefängniskrankheiten, weit häufiger aber bringen 
die Gefangenen körperliche oder geistige Schäden mindestens 
in der Anlage oder im Keime bereits mit. Verbreiteter 
aber noch als solche Mängel und Fehler ist das, was ich 
Verkümmerung nennen möchte. Ich verstehe darunter ein 
Zurückbleiben hinter der vollen Entwicklung, ein Stecken¬ 
bleiben auf einer ihrer Vorstufen, ohne dass deshalb im 
eigentlichen Sinne ein Erankheitsbild gegeben ist. In 
besonders auffälliger Weise zeigt sich diese Verkümmerung 
bei den jugendlichen Gefangenen. Da findet man — ausser 
Verhältnis zur Zahl — den Jahren nicht entsprechendes 
Wachstum, flachen oder eingedrückten Brustkasten, schlaffe 
Muskeln, gebückte Haltung, schlechten Ernährungsstand, 
Gedankenlosigkeit, geistige Stumpfheit und Trägheit und 
manches andere. Soll der Strafvollzug nun schon all¬ 
gemein im recht verstandenen Sinne Erziehung sein, so 
hat er diese Aufgabe im besonderen Masse Jugendlichen 
gegenüber zu erfüllen. Bei ihnen ist der Hebel anzusetzen, 
mit ihnen ist noch am ehesten etwas anzufangen und auf¬ 
zustellen, um Rückfall zu verhüten. Es muss daher alles 
daran gesetzt werden, sie körperlich und geistig gesund 
zu erhalten oder gesunden oder sich entwickeln zu lassen. 
Deshalb kann für sie kaum genug geschehen. 

Für Gottesdienst, Unterricht, Lektüre und sonstige 
seelsorgerische und lehramtliche Einwirkung geschieht 
wohl in jedem Gefängnisse oder jeder Abteilung für Jugend¬ 
liche das Notwendige. Ist solcher Art in geistiger und 
geistlicher Beziehung vorgesorgt, so fragt es sich noch, 
wie es um die Leibespflege steht. Ich meine damit selbst¬ 
redend nicht die allgemeinen gesundheitlichen Einrich¬ 
tungen und Zustände und nicht die ärztliche Tätigkeit 
im besonderen, auch nicht zweckmässige Beköstigung, 
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Bekleidung, Lagerung, Beschäftigung, Bewegung im Freien, 
sondern Vorkehrungen, die der Qesunderhaltung, der Ent¬ 
wicklung, Stärkung und Kräftigung der jugendlichen 
Körper ausschliesslich zu dienen bestimmt und geeignet sind. 

II. 

Dafür empfiehlt sich nichts mehr, als militärisches 
Turnen. Ich sage ausdrücklich: militärisches, denn es 
kommt nicht auf möglichst viele und möglichst schwierige, 
sondern auf einfache, erfrischende, Überanstrengung ver¬ 
meidende, aber mit grösster Genauigkeit auszuführende 
Übungen an. Zu solchen bin ich im hiesigen, für 115 
männliche Jugendliche eingerichteten Gefängnisse seit 1893 
übergegangen. Am Turnen nehmen alle Jugendlichen mit 
mehr als 14 Tagen Strafzeit teil. Sie zerfallen, wenn 
nötig, in Abteilungen, die nicht über 25 Köpfe stark sein 
dürfen. Jede Abteilung turnt wöchentlich mindestens 
zweimal nicht unter jedesmal einer halben Stunde. Der 
Unterricht wird nach der Turnvorschrift für die Infanterie 
von einem Aufseher, der als Unteroffizier Turnlehrer war, 
erteilt und umfasst in jeder Stunde mindestens eine ab¬ 
gegrenzte Gruppe von Übungen. Es ist einerseits auf 
Abwechslung und straffste Ausführimg zu halten, anderer¬ 
seits Übermüdung zu vermeiden. Gewagte, halsbrecherische 
oder auch nur besonders schwierige Übungen sind ver¬ 
boten. Zu Anfang waren nur Gerätübungen an Reck mit 
eiserner Stange, Barren und Schnursprunggestell, an 
letzterem im Hoch- und Weitsprunge, eingeführt Dann 
kamen Frei-, noch später Exerzier Übungen, diese nach 
dem Exerzierreglement für die Infanterie, hinzu. Bei den 
Geräten befinden sich Niedersprungstellen mit weicher 
Loheaufschüttung. Der früher ganz, später teilweise dem 
Anbau von Suppengemüsen dienende Hof ist jetzt in voller 
Ausdehnung für Marschbewegungen freigegeben. Schliess¬ 
lich sind Stabübungen eingeführt worden. Sie ersetzen 
die militärischen Gewehrübungen. Zur Verwendung ge¬ 
langen Holzstäbe von 125 cm Länge und 3,5 cm Durch¬ 
messer. 
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III. 

Ich habe auch daran gedacht, den Jugendlichen der 
Einzelhaft — es können 94 isoliert werden — während 
des Zellenaufenthaltes für die Zeit des Rühens der Arbeit 
Gelegenheit zur Stählung und Hebung der Körperkräfte 
zu geben und zu dem Zwecke Hanteln im Gewichte von 
1,5 bis 2 kg anschaffen wollen. Ärztlicherseits wurde dem 
widerraten, weil Hanteln höchst gefährliche Waffen seien 
und Übungen mit ihnen stete Beaufsichtigung erheischten. 
Über den ersten Grund hätte ich mich wohl hinweggesetzt, 
da eben Jugendliche in Frage stehen und Gewalttätige 
unter ihnen ausgeschlossen werden konnten, zudem die 
Handwerker in ihren Gerätschaften teils gefährlichere, 
teils geeignetere Waffen besitzen, indessen liess ich den 
zweiten Grund durchschlagen, da nicht zu verkennen ist, 
dass bei ungeschickter Handhabung oder übertriebener 
Kraftanwendung Sehnen-Dehnungen, -Zerrungen und selbst 
-Zerreissungen entstehen können. Die Sache ist deswegen auf 
sich beruhen geblieben. 

IV. 

In Entfernung etwa einer Viertelstunde vom Zentral¬ 
gefängnisse befindet sich eine an der Alster, dem bekannten 
Nebenflüsse der Elbe gelegene öffentliche Badeanstalt, die 
ich seit 1896 für die Jugendlichen nutzbar gemacht habe. 
Sofern nicht ungünstige Witterung herrscht, werden die¬ 
jenigen, die nicht fluchtverdächtig erscheinen oder vom 
Arzte zurückgestellt sind, in der Zeit vom 15. Juni bis 
15. September wöchentlich einmal zum kalten Baden 
geführt. Die Anstalt ist während der Zeit für das Publikum 
geschlossen und ausser dem Badewärter und den be¬ 
gleitenden Aufsehern, deren einer militärischer Fahrten¬ 
schwimmer ist, ein Heilgehilfe des Gefängnisses anwesend. 
Der Hinmarsch wird in massiger, der Rückmarsch in 
etwas lebhafterer Gangart zurückgelegt, mit dem letzteren 
können Bewegungen im Schritte verbunden werden. 
Schwimmer und Nichtschwimmer werden scharf auseinander 
gehalten, nur Erstere dürfen in das tiefere Wasser. Wag- 

Blätter für Gefüngniskunde. XXXVIII. ß 
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halsige Sprünge sind streng verboten. Die Jungen müssen 
sich genügend abkühlen und mit Badehosen bekleiden, 
vor dem Hineingehen in das Wasser Stirn, Achselhöhlen 
und Brust benetzen und nach beendetem Bade sofort die 
Mützen aufsetzen und sich ordentlich abtrocknen. Das 
erste Mal darf der Aufenthalt im Wasser nicht über 15, 
die folgenden Male nicht über 20 Minuten dauern. 

V. 

Beim Turnen herrscht Aufmerksamkeit, Anspannung 
und Lernbegier. Mancher ist geradezu übereifrig und 
muss deshalb zurückgehalten werden. Was geleistet wird, 
ist recht befriedigend. Unverkennbar äussern sich vorteil¬ 
hafte Einwirkungen auf den Geist des Hauses im ganzen, wie 
auf den Gesundheitszustand und die körperliche Entwicklung. 

Helle Freude gewährt der Anblick des Bades. Da 
gibt es keinen, der sich drückt, sondern mit Lust stürmt 
alles in die Flut. Viele sind nur mit Mühe und unter der 
Androhung, nicht wieder mitgenommen zu werden, aus 
dem Wasser zu bekommen. Kein grösseres Bedauern, 
als wenn das Baden ausfällt oder eingestellt wird, wohl 
begreiflich für den, der da weiss, wie viele Jugendliche nie 
in ihrem Leben die Wohltat eines Bades, namentlich nicht 
das Erquickende eines solchen im offenen Wasser, ge¬ 
nossen haben. 

Das Turnen hat noch einen besonderen Vorteil füi* 
die Jugendlichen, indem es eine gute Vorschule für den 
Militärdienst abgibt und während der Rekrutenzeit manches 
erleichtert, das Baden einen besonderen Vorteil für die 
Anstalt, da es Wasser, Heizung und Seife erspart. Ich 
meine gelesen zu haben, dass in einem anderen Jugend¬ 
gefängnisse Deutschlands ebenfalls geturnt wird, doch weiss 
ich nicht, ob schon so lange als hier und in der gleichen Aus¬ 
dehnung. Des Badens dürfte sich Hamburg allein erfreuen.D 

*) Ich bemerke beiläufig, dass auch die mit landwirtschaftlichen 
Arbeiten beschäftigten Gefangenen in ähnlicher Art wöchentlich 
einmal kalt baden. 
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The Association of Lady Visitors to Prisons. 

(Die Vereinigung der Gefängnis-Besucherinnen in Engiand.) 

Vortrag, gehalten auf dem Internationalen Frauen-Kongresse zu Berlin 
am 16. Juni 1904 von Lady Battersea. 

(Übersetzt von Assessor Dr. Rosenfeld - Berlin.) 


Vor etwa 8 Jahren fragte der damalige Minister des 
Innern bei mir an, ob ich geneigt wäre, das Weiber¬ 
zuchthaus, das einzige für England und Wales — es war 
gerade nach einer Stadt in der Nähe meines Landsitzes 
verlegt worden — in regelmässigen Zwischenräumen zu 
besuchen. Gern nahm ich an und erhielt zur Nachricht, 
dass ich eine Mitarbeiterin bekommen werde. 

Hier zum ersten Male sollten weibliche Strafgefangene, 
das heisst Frauen, deren Strafdauer 3 Jahre und darüber 
betrug, regelmässig von Damen besucht werden. Zwar 
waren einige Damen schon in den kleineren Gefängnissen 
bisweilen tätig gewesen, ihre Zulassung war aber immer 
von der Ansicht oder den Wünschen des betreffenden 
Richters abhängig gewesen. 

Meine Mitarbeiterin, die Herzogin Adeline von 
Bedford, und ich begannen unsere Arbeit im Dezember 
1895. Wir waren beide Neulinge, aber bereit, Winke und 
Vorschläge seitens der Gefängnisbehörden, welche, ich will 
es hier ein- für allemal festlegen, sich jeder Zeit als treue 
und schätzenswerte Freunde bewährt haben, zu beherzigen. 

Ausser uns waren noch zwei Herren da, welche als 
amtliche Besucher seitens des Ministeriums des Innern die 
Klagen und Wünsche, die an die oberste Aufsichtsbehörde 
gerichtet waren, entgegenzunehmen und zu beurteilen 
batten. Einer von diesen war Sir Algernon Ward, 
wohl bekannt in der liberalen politischen Welt, ein weiser, 
kluger Freund der Gefangenen, der auch der erste Vor¬ 
sitzende unseres Aufsichtsrats (s. weiter unten) war. .Sie 
durften die Gefangenen nicht allein sprechen und hatten 

6 * 


Digitized by v^ooQle 



518 


nur schwache Mittel an der Hand, die Wahrheit der von 
den Gefangenen gemachten Angaben zu ermitteln. Zudem 
waren sie in keiner Weise in der Lage, den Beschwerden 
Nachdruck zu verleihen, noch hatten sie irgend etwas 
mit der Fürsorge für Entlassene zu tun, dieselbe hing 
vielmehr lediglich von dem guten Willen des Änstalts- 
geistlichen und der Gefängnis-Vereine ab. 

Meine Mitarbeiterin und ich sahen bald, welch wich¬ 
tiges, bedeutendes Werk wir unternommen hatten. Von 
Anfang an erhielten wir freien Einlass in die Zellen, wo 
die Gefangenen in der strengsten Vertraulichkeit mit uns 
sprechen durften. 

Nachdem wir zwei oder drei Jahre auf die angegebene 
Weise gearbeitet hatten, wurden wir zu Mitgliedern eines 
Aufsichtsrats ernannt, der aus sieben oder neun 
Herren und uns beiden Damen bestand; wir hatten alle 
gleichen Rang und kamen einmal im Monat im Gefängnis 
zu einer Sitzung zusammen. Nur wir jedoch besassen das 
Recht, die Gefangenen allein zu sprechen. 

Ein grösseres Mass von Verantwortung wurde jedoch 
in unsere Hände gelegt — es erging nämlich eine Verordnung, 
welche die Disziplinarstrafen gegen Gefangene für Insub¬ 
ordination während der Gefangenschaft regelte (der Direktor 
durfte hiernach nur bis auf 24 Stunden Arrest erkennen). 

Meine Mitarbeiterin und ich fühlen, wie wünschens¬ 
wert es ist, dass eine von uns, wenn möglich, bei diesen 
Untersuchungen im Gefängnis zugegen sei, sodass jede 
Frau, wie tief sie auch gesunken, wie wenig zurechnungs¬ 
fähig sie auch sein mag, die Hülfe Einer ihres Ge¬ 
schlechtes habe. 

Unser anhaltendes Bestreben ging stets dahin, die 
Lage der Frau 1. während der Haft, 2. in der Zeit der 
vorläufigen Entlassung, 3. nach der Erlangung der ent- 
gültigen Freiheit zu verbessern. 

Dadurch, dass viele unserer Frauen aus Provinzial- 
Gefängnissen kamen oder nach der Haftentlassung unter 
der Polizeiaufsicht in Städten und Dörfern der verschiedensten 
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Teile Englands standen, kamen wir mit anderen Gefäng¬ 
nissen in Berührung. So empfanden wir, wie wertvoll 
eine Organisation sein würde, die einem Netzwerk gleich 
ganz England überspannen und alles Gefängnis-Besuchen 
in seine Maschen bringen würde. Mit Freude begrüssten 
wir deshalb ein Unternehmen, das von dem Chef des eng¬ 
lischen Gefängniswesens, Sir Evelyn Ruggles-Brise 
ins Leben gerufen und von dem Inspektor der Gefängnis¬ 
geistlichen, Herrn G. P. M e r r i c k, warm unterstützt wurde. 

Im Januar 1901 wurde die Vereinigung der Ge¬ 
fängnis-Besucherinnen mit Sir Evelyn Ruggles- 
Brise als Präsident und der Herzogin von Bedford 
als Vize-Präsidentin gebildet. Die Vereinigung ist als 
offiziöses Organ anerkannt, ihre Mitglieder sind verpflichtet, 
über ihre Arbeit, die Häufigkeit ihrer Besuche und andere 
Einzelheiten auf Verlangen Bericht zu erstatten. 

Die erste Zusammenkunft fand im Juni 1901 in meinem 
Hause statt; sie war als entschiedener Erfolg zu bezeichnen: 
Besucher kamen aus allen Himmelsrichtungen und, als sie 
wiederum im Jahre 1903 gebeten wurden, trafen sie sich 
als alte Freunde und Kameraden in derselben Liebesarbeit. 

Ein grosser Vorzug der Vereinigung ist die aner¬ 
kannte Stellung, die sie der Besucherin gewährt. Die Tat¬ 
sache allein, dass sie auf amtliche Anregung hin ins Leben 
gerufen worden ist und den Chef des Gefängniswesens 
zum Vorsitzenden hat, setzt uns in bestimmt abgegrenzte 
Beziehung zu der gesamten Gefängnis-Organisation Eng¬ 
lands ; unsere Pflicht ist es daher, klug und treu zu 
arbeiten mit jener Beamtenkörperschaft, welcher diese 
verantwortliche staatliche Tätigkeit übertragen ist. 

Unsere Vereinigung repräsentiert jenes Prinzip, welches 
sicherlich den ganzen Strafvollzug beherrschen soll, näm¬ 
lich, dass die Strafe ebensowohl bessernd und erziehend 
als abschreckend wirken muss. 

Es ist natürlich, dass die obenerwähnten Versammlungen 
der Vereinigung herzliche Bande zwischen allen Gefängnis- 
Besucherinnen knüpfen, welche zu gegenseitiger Förderung 
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und Ermunterung, zu weiterer Arbeit dienen. Die Herzogin 
sitzt den Versammlungen vor. In der Erkenntnis der Be¬ 
deutung der Individualität der Besucherin hat sie nicht 
strenge Vorschriften aufgestellt, ihre Winke, Vorschläge, 
wie ihr Rat fallen jedoch nicht auf unfruchtbaren Boden. 

Die Herzogin besucht von Zeit zu Zeit die sämtlichen 
grösseren Gefängnisse Englands und bleibt so dauernd 
mit unseren Mitarbeiterinnen in persönlicher Berührung. 
Sie pflegt dabei ebenfalls den Verkehr mit den Gefängnis- 
Beamten, deren eintöniger und niederdrückender Dienst 
der Belebung und Erfrischung bedarf und deren geduldige 
Hingebung an ihr Amt dankbarer anerkannt werden müsste. 

Die Regierung erkennt den Wert unserer Vereinigung 
voll an. Meine Mitarbeiterin und ich haben in dem Weiber- 
Zuchthause zu Aylesbury mehrere glückliche Neuerungen 
und Reformen einführen dürfen: die Herzogin, bestrebt, 
Gefühle religiöser Verehrung unter den Beamtinnen so¬ 
wohl wie den Gefangenen zu verbreiten, hatte es sich zur 
Liebespflicht gemacht, die kasernenartige Anstaltskirche 
mit Schmuck zu versehen. Wie dies geschätzt wurde, 
zeigt die Tatsache, dass sie, als die Kapelle im Frühjahr 
1904 durch Feuer gänzlich zerstört ward, viele Briefe von 
ehemaligen sowohl wie derzeitigen Gefangenen mit dem 
Ausdrucke aufrichtigen Bedauerns erhielt, der schönen 
Kirche beraubt worden zu sein. 

Es war uns ferner als bedauerlich aufgefallen, dass 
die Insassen des Gefängnis - Lazaretts Stunden, ja Tage 
ohne jede Arbeit müssig verbrachten. Wir versorgten sie 
daher mit dem gewöhnlichen Inhalte eines Nähkastens, 
wie Nähnadeln, Stricknadeln, Wolle etc. und der Erfolg 
war ein entschieden günstiger. Zahlreiche Gegenstände 
wurden auf diese Weise hergestellt; die Frauen wurden 
heiterer und zufriedener, sie hatten weniger Zeit zu streiten, 
ihr Gesundheitszustand besserte sich. Eine Frau besonders, 
bekannt für ihren Jähzorn, verarbeitet jetzt ihre schlechte 
Laune, indem sie sich mit Macht auf diefeinsteNadelarbeit wirft 
und, wenn sie der Böse plagt, rasch um neue Arbeit bittet. 
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So kam meiner Mitarbeiterin bald der Gedanke, dass 
diese Arbeit auch ausserhalb des Lazaretts eingeführt werden 
könnte. Sie führte daher mit Genehmigung des Ministeriums 
die sogenannte Erholungsarbeit ein. Das heisst, die 
Frauen erhalten, wenn die etwa 8 Stunden Tagesarbeit 
vorüber sind, auf ihren Wunsch Arbeitsmaterial, aus 
welchem sie, je nach Begabung und Geschmack, mit 
emsiger Hand recht hübsche Sachen hersteilen. So erhält 
das so eintönige Leben der Gefangenen frischen Inhalt. 
Die gefertigten Gegenstände gehören der Herzogin, die 
sich durch ihren Verkauf für die Kosten der Material¬ 
anschaffung entschädigt. 

Die Gefangenen können in England durch ihre Arbeit 
Geld nicht verdienen, vielmehr nur durch gutes Betragen, 
und die höchste Summe, welche sie so bei ihrem Abgänge 
erreichen können, beträgt 6 Pfund, gleich 120 Mark. 

Obwohl jene Erholungsarbeit, wie gesagt, für die 
Gefangenen nicht lukrativ ist, gereicht sie ihnen zu hoher 
Befriedigung und ihre Freude wächst noch erheblich, wenn 
sie erfahren, dass eine der Besucherinnen ihre Arbeit zum 
eigenen Gebrauche erstanden hat. Die regelmässige Straf¬ 
anstaltsarbeit leidet keineswegs unter der Erholungsarbeit. 

Obwohl wir vollkommen durchdrungen von dem Vor¬ 
teile sind, auch Männer im Aufsichtsrate zu haben, so 
sehen wir doch, dass häufig nur Frauen in der Lage sind, 
kleine Annehmlichkeiten in der Anstalt einzuführen, deren 
Abwesenheit leicht dem Auge von Männern entgeht, während 
ihr Vorhandensein ein Gefühl des Anstandes und der Ver¬ 
feinerung unter den Frauen hervorruft. Ich w^ar so in 
der Lage, Nachthemden, Zahnbürsten, Morgenschuhe etc. 
einzuführen, alles Dinge, die sich als grosser Segen er- 
wiessen haben. 

Das Problem der Wiederaufrichtung der Gefallenen 
liegt uns schwer am Herzen. Wir können nur mit dankbarer 
Hochachtung die bereitwillige Hülfe anerkennen, die wir 
hierbei von den Geistlichen aller drei Konfessionen erhalten. 
Die Fürsorge für die Entlassenen wird von der 
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Herzogin gründlich undmitErfolggepflegt; siestehtin direkter 
Beziehung mit den Asylen und sonstigen Zufluchtsstätten. 

Ist die Gefangene unter 40 Jahren und bestrebt, sich 
zu bessern, so erhält sie auf diese Weise wirklich Gelegen¬ 
heit, ihr Vorhaben auszuführen. Ist sie aber älter, an das 
Gefängnisleben gewöhnt und, wie nur zu oft. Trinkerin, 
dann allerdings wird die Geduld, die Hoffnung und das 
Vertrauen der Besucherin auf eine harte Probe gestellt. 

Es gehört zu unseren Pflichten, die Gefangenen 
während der ersten Wochen der Haft, die sie in Einzel¬ 
haft verbringen müssen, zu besuchen. In jener Zeit ist 
ihr Herz am ehesten gerührt, sie sind am ehesten bereit, 
ja begierig, offen von ihren Verbrechen und ihrem Un¬ 
glücke zu sprechen — und so sind wir bisweilen in der 
Lage, ihnen durch das Wiederanknüpfen von Beziehtmgen 
mit ihrer Familie Trost zu bringen. 

Jede Gefangene hat das Recht, mn eine Unterredung 
mit den Besucherinnen und den Mitgliedern des Aufsichts¬ 
rats zu bitten; diese Besprechung ist mit meiner Mit¬ 
arbeiterin und mir eine ganz private. Ihre Wünsche und 
Beschwerden werden sorgfältig beachtet, ihr Vertrauen 
respektiert. Wir treiben keine Gefühlsduselei, wir nähren 
keine trügerischen Hoffnungen, wir machen keine Ver¬ 
sprechungen, aber wir suchen die Gefangenen zu über¬ 
zeugen, dass wahre Busse not tut und dass die Freiheit, 
nach der sie sich sehnen, Freiheit nur dann ist, wenn sie 
die Fesseln der Sünde von sich geworfen haben. 

Ich bin von der Überzeugung durchdrungen, dass 
unsere Arbeit der Wiederaufrichtung besonders angebracht 
bei Frauen ist. Viel ist getan, weit mehr bleibt zu tun 
und besonders für uns zu lernen. Die ernste Vorbereitung 
zu dieser Arbeit muss auf diejenigen, welche sich ihr 
widmen, ihren tiefen Einfluss äussern: Im Angesichte des 
Bösen in seiner schlimmsten Gestalt, mit seinen fürchter¬ 
lichsten Folgen, erscheint die Schönheit eines reinen, 
heiligen Lebens in strahlendem Lichte. 
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Correspondenz. 


Entwurf neuer Satzungen des Vereins der Deutschen 
Strafanstalts-Beamten. 

Name und Sitz. 

§ 1 . 

Der Verein führt den Namen „Verein der Deutschen Strafanstalts- 
Beamten“, er hat seinen Sitz am Wohnort des Vorsitzenden des 
Anschusses und soll zum Vereins-Register eingetragen werden; mit 
der Eintragung erhält der Name des Vereins den Zusatz: »Ein¬ 
getragener Verein“. 

Zweck. 

§ 2 . 

Der Zweck des Vereins der Deutschen Strafanstaltsbeamten ist, 
einen lebendigen Meinungsaustausch und persönlichen Verkehr unter 
den deutschen Strafanstaltsbeamten zu ennöglichen, die Ausgestaltung 
eines wirksamen und sachgeinässen Strafvollzugs zu fördern und auf 
dem gesamten Gebiete des Gefängniswesens den Forderungen nach 
einheitlicher Entwickelung immer grössere Anerkennung zu ver¬ 
schaffen. 

Vereinsschrift. 

§ 3. 

Der Verein lässt auf seine Kosten ein eigenes, in zwanglosen 
Heften unter dem Titel „Blätter für Gefängniskunde“ erscheinendes 
Vereinsorgan drucken. 

Mitgliedschaft. 

§ 4. 

Zur Mitgliedschaft am Verein sind berechtigt: 

1. Die höheren Beamten der deutschen und der österreichisch¬ 
ungarischen Strafanstalten sowie der Arbeits- und Besserungs¬ 
häuser, nämlich die Direktoren, Verwalter, Inspektoren und 
Ärzte, Geistliche und Lehrer ohne Unterschied des Geschlechtes. 

2. Die Beamten der Aufsichtsbehörden dieser Anstalten. 

3. Die Lehrer der Rechtswissenschaft an den deutschen und 
österreichisch-ungarischen Universitäten. 

4. Richter, Staatsanwälte und höhere Verwaltungsbeamte, die zu 
dem Gefängniswesen in dienstlicher Beziehung stehen. 

5. Die Vorstandsmitglieder der Landes- bezw. Provinzialvereine 
für Gefängnis- und Schutzwesen. 

6. Strafanstaltsdirektionen, Universitäten, Gerichte, Staatsanwalt¬ 
schaften und Verwaltungsstellen. 

§ 5. 

Personen, die sich um den Verein oder um das Gefängnis¬ 
wesen überhaupt verdient gemacht haben, können als Ehrenmitglieder 
in den Verein aufgenommen werden. 
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§ 6. 

Die Mitgliedschaft endet: 

1. Durch freiwilligen Austritt aus dem Verein, der jedem Mit- 
gliede jederzeit freisteht. 

2. Durch Auschluss. Der Ausschluss eines Mitgliedes kann nur 
auf einstimmigen Beschluss des Ausschusses erfolgen; Gründe 
des Ausschlusses sind nicht bekannt zu geben; ein Rechtsmittel 
gegen den Ausschliessungsbeschluss findet nicht statt. 

3. Durch Nichteinlössung eines mit Postvorschuss erhobenen fälligen 
Beitrags. 

4. Durch den Tod. 

§ 7. 

Aufnahmegesuche und Austrittsanzeigen sind schriftlich beim 
Vorstande anzubringen. 

Mitglieder beiträge. 

§ 8 . 

Jedes Vereinsmitglied zahlt einen jährlichen Beitrag von 
4 Reichsmark, die Vereinsmitglieder aus Oesterreich-Ungarn einen 
solchen von 4 Kronen 70 Heller. 

Der Vereinsbeitrag ist in den ersten 4 Wochen nach Beginn 
des Kalenderjahres, bezw. in den ersten 4 Wochen nach erfolgter 
Aufnahme in den Verein an den Vereinsrechner zu entrichten, 
widrigenfalls der Beitrag durch Postvorschuss eingezogen wird; die 
im Laufe des Kalenderjahres neu eintretenden Mitglieder haben den 
vollen Jahresbeitrag zu zahlen, ebenso die im Laufe eines Kalender¬ 
jahres freiwillig ausscheidenden Mitglieder. Ehrenmitglieder sind 
von der Zahlung von Beiträgen befreit. 

Vereinsj ahr. 

§ 9. 

Das Vereinsjahr ist das Kalenderjahr. 

Vereinsorgane. 

§ 10 . 

Die Organe des Vereins sind: 

Der Vorstand, 

Der Ausschuss, 

Die Mitgliederversammlung. 

Vorstand. 

§ 11 . 

Der Vorstand besteht aus einer Person — dem ersten Vorsitzenden. 
Der Vorstand vertritt den Verein gerichtlich und aussergerichtlich, 
er hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters; der Umfang seiner 
Vertretungsmacht ist Dritten gegenüber nicht beschränkt, dem Ver¬ 
ein gegenüber ist er an die Beschlüsse des Ausschusses und der 
Mitgliederversammlung, deren Ausführung ihm obliegt, gebunden. 
Dem Vorstand ist ein Stellvertreter — der II. Vorsitzende — bei¬ 
gegeben, auf welchen im Falle tatsächlicher oder rechtlicher Ver¬ 
hinderung des Vorstandes — I. Vorsitzenden — alle dessen Rechte 
und Pflichten übergehen. 

Ausschuss. 

§ 1 ‘ 2 . 

Die Angelegenheiten des Vereins werden, soweit hierzu nicht 
die Mitgliederversammlung zuständig ist, durch einen Ausschuss 
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erledigt. Der Ausschuss besteht aus 24 Mitgliedern. Nur physische 
Personen können Mitglieder des Ausschusses sein; seine Aratsdauer 
währt bis zum Schlüsse der nächsten ordentlichen Mitglieder¬ 
versammlung (§ 15). Der Ausschuss wählt aus seiner Mitte den 
Vorstand — I. Vorsitzenden, — den Vorstandsstellvertreter — II. Vor¬ 
sitzenden — sowie den Rechner und setzt seine Geschäftsordnung 
selbst fest. 

Der Ausschuss versammelt sich auf an eine besondere Form 
und Frist nicht gebundene Einladung des Vorsitzenden oder dessen 
Stellvertreters; er ist beschlussfähig ohne Rücksicht auf die Zahl 
der anwesenden Mitglieder und beschliesst mit einfacher Stimmen¬ 
mehrheit der erschienenen Mitglieder, soweit nicht diese Satzung 
etwas anderes bestimmt. (Vergl. § 6.) 

Ueber die Versammlung des Ausschusses ist ein Protokoll auf¬ 
zunehmen, welches Ort und Zeit der Versammlung, die Art und Zeit 
der Einladung, die Tagesordnung, die Zahl der anwesenden Mit¬ 
glieder und den Wortlaut der gefassten Beschlüsse enthalten und 
vom Vorsitzenden und Schriftführer unterzeichnet werden muss. 

Auch ohne Versammlung ist ein Beschluss des Ausschusses 
gültig, wenn die einfache Mehrheit seiner Mitglieder telegraphisch, 
telephonisch oder schriftlich dem Beschlussantrage zustimmen. 

lieber einen solchergestalt gefassten Beschluss ist ein Protokoll 
aufzunehmen, welches Ort und Zeit der Aufnahme, die Art und 
Weise des Zustandekommens des Beschlusses, den Wortlaut des 
Beschlusses und das Stimmenverhältnis mit dem er zustande kam, 
zu enthalten, vom Vorsitzenden und Schriftführer zu unterschreiben 
und in der nächsten Ausschuss-Sitzung zu verlesen ist. 

§ 13. 

Der Ausschuss hat insbesondere folgende Befugnisse und 
Obliegenheiten: 

1. Die Entscheidung über: 

a) Aufnahme neuer Mitglieder — Gründe der Ablehnung eines 
Aufnahmegesuchs sind nicht anzugeben —, 

b) Ausschliessung von Mitgliedern; 

2. die Bestellung der Redaktion des Vereins-Organs und den Ab¬ 
schluss desfallsiger Verträge; 

3. die Veranlassung der Ausführung der Beschlüsse der Mitglieder¬ 
versammlung und des Druckes der Verhandlungen im Vereins¬ 
organ ; 

4. die Bestimmung der nächsten Mitgliederversammlung nach 
Ort und Zeit, Feststellung der Tagesordnung für dieselbe, 
Verteilung der eingekommenen Anträge zur Begutachtung, 
Aufstellung der Berichterstatter, wie überhaupt alle Vor¬ 
bereitungen für die Mitgliederversammlung; 

5. Aufstellung des Rechenschaftsberichts und der Rechnung über 
Einnahmen und Ausgaben des Vereins; 

6. die Vornahme von Ergänzungswahlen für während ihrer Amts¬ 
dauer ausgeschiedene Mitglieder des Ausschusses. 

Mitgliederversammlung. 

§ 14. 

Die Angelegenheiten des Vereins werden, sofern hierzu nicht 
der Ausschuss zuständig ist, durch Beschlussfassung der Mitglieder 
in eine» Versammlung geordnet. Zur Gültigkeit des Beschlusses ist 



«rforderlich, dass der Gegenstand bei der Berufung bezeichnet wird. 
Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der erschienenen 
Mitglieder, soweit nicht in dieser Satzung etwas anderes bestimmt 
ist. Zu einem Beschlüsse über die Abänderung der Satzung ist die 
Zustimmung von ^ 1 ^ der erschienenen Mitglieder erforderlich. 

lieber die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll 
aufzunehmen. Dasselbe soll angeben: Ort und Zeit der Versammlung. 
Art und Zeit der Berufung, die Tagesordung, die Namen des gewählten 
Vorsitzenden, seines Stellvertreters, des Schriftführers und den Wort¬ 
laut der gefassten Beschlüsse. Angabe des Stimmenverhältnisses ist 
nur bei Abstimmung über die in § 16 e und g genannten Fällen 
erforderlich. Dasselbe ist von dem Vorsitzenden und den Schrift¬ 
führern zu unterschreiben. 

§ 15. 

Der Verein hält in der Regel alle drei Jahre eine Versammlung 
ab. Zu diesen Verhandlungen sollen auch Strafanstaltsbeamte anderer 
Länder und die Vorstandsmitglieder der deutschen Landes- und 
Provinzial-Gefängnis- und Schutzvereine eingeladen Averden. 

Die Einladung der Mitglieder zu der Mitgliederversammlung 
erfolgt unter Angabe der Tagesordnung durch mindestens einmalige 
Einrückung im Vereinsorgan ..Blätter für Gefängniskunde“. Zwischen 
dem Tage der Ausgabe des die Einladung enthaltenden Blattes und 
dem Tage der Mitgliederversammlung soll eine Frist von mindestens 
einer Woche liegen. Ist diese Frist nicht gewahrt, so sind Beschlüsse 
nur gültig, wenn nicht binnen eines Monats, vom ersten Sitzungstage 
der Versammlung an, schriftlich Einspruch gegen die gefassten 
Beschlüsse beim Vorstand eingereicht wird. Die Mitgliederversammlung 
ist ferner zu berufen, wenn das Interesse des Vereins es erfordert, 
sowie auch daun, wenn mindestens der zehnte Teil aller Mitglieder 
die Berufung schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe 
verlangt. 

§ 16. 

Der Beschlussfassung durch die Mitglieder unterliegen ins¬ 
besondere : 

a) die Ernennung von Ehrenmitgliedern, 

b) die Verbescheidung der vom Ausschuss vorgelegten Vereins¬ 
rechnung und des Geschäftsberichts, 

c) Erteilung der Entlastung an die Mitglieder des Ausschusses, 

d) Vornahme der Wahlen in den Ausschuss, 

e) Abänderung der Satzung, 

f) alle sonstigen vom Ausschüsse auf die Tagesordnung gesetzten 

Angelegenheiten, 

g) die Auflösung des Vereins. 

§ n. 

Die Mitgliederversammlung verhandelt in der Regel in pleno, 
ausnahmsAveise auf besonderen, von der Versammlung genehmigten 
Wunsch in Abteilungen. 

Jede Abteilung wählt ihren Vorsitzenden; der letztere bestimmt 
den Schriftführer. 

Etwaige Beschlüsse und schriftliche Verhandlungen der Ab¬ 
teilungen sind dem Vorsitzenden der Mitgliederversammlung mit¬ 
zuteilen. 

Die Gesamtverhandlungen leitet ein Vorsitzender, welcher A’on 
der Versammlung durch Zuruf gewählt wird; er ernennt zwei Stell- 
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Vertreter und zwei Schriftführer; er bestimmt die definitive Tages¬ 
ordnung der A'ersammlung und ist befugt, auch Nichtmitglieder als 
Zuhörer zuzulassen. 

§ 18. 

Der Antrag auf Schluss der Debatte wird sofort zur Abstimmung 
gebracht. Jeder Antrag in der Mitgliederversammlung ist schriftlich 
zu stellen. 

Auflösung dos Vereins. 

§ 19. 

Der Verein kann durch Beschluss einer Mitgliederversammlung, 
in der Vs aller Mitglieder erschienen sind, aufgelöst werden. Zu dem 
Beschluss ist eine Mehrheit von Vs erschienenen Mitglieder 

erforderlich. 

War die zu diesem Zwecke einberufene Mitgliederversammlung 
beschlussunfähig, so kann eine neue Versammlung einberufen werden, 
die dann ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 
beschussfähig ist, woraufhin in der Einladung zu der zweiten Ver¬ 
sammlung ausdrücklich hinzuweisen ist. 

§ 20 . 

Die Mitgliederversammlung, welche die Auflösung des Vereins 
beschliesst, bestimmt zugleich, wem das Vermögen zufällt. Sie ist 
jedoch gehalten, es ähnlichen (wissenschaftlichen) Zwecken zu¬ 
zuwenden. 

Die Internationale Kriminalistische Vereinigung hielt 
in den letzten 2 Jahren folgende Tagungen ab: 

I. Am 17. bis 20. September 1^2 fand in S. Petersburg eine 
allgemeine Versammlung statt. Dieselbe wurde eröffnet mit einer 
Bede des Herrn .lustizministers Staatssekretär N. W. Murawjew, 
in der er die Bedeutung der Vereinigung, ihrer Zusammenkünfte und 
der gesamtenneuen Strömung in der kriminalistischen Wissenschaft It. der 
Petersburger Zeitung wie folgt schilderte: „Das finstere Schauspiel des 
zerstörenden Verbrechertums und des oft erfolglosen Kampfes gegen die 
verderblichen Aeusserungen desselben“, sprach der Justizminister, „hat 
Ihnen den edlen Gedanken eingeflö.sst, die ein wenig angerosteten Waffen 
für diesen Kampf zu vervollkommnen und zu schärfen. Sie sind nicht 
davor zurükge.scheut, sich an diese ebenso schwierige wie komplizierte 
Arbeit zu machen, haben mit ruhmvoller und selbstloser Energie die 
Hindernisse überwunden und der Erfolg hat nicht auf sich warten 
lassen: durch Ihre ausserordentlich wertvollen und zweifellos nütz¬ 
lichen Arbeiten haben Sie in kurzer Zeit die Sympathien der ganzen 
gebildeten Welt gewonnen.“ „Ohne eine offizielle Sanktion zu besitzen, 
erringt die Vereinigung eine immer grössere moralische Bedeutung, 
mit der die Wissenschaft bereits rechnet und die Gesetzgebung bald 
rechnen wird. Die Resultate Ihrer sorgfältigen Forschungen haben 
keine bindende Kraft, brauche ich aber daran zu erinnern, dass auch 
ohne ausdrückliche Gebote die auctoritas rathnis auf dem freien Gebiete 
der Ideen manchmal stärker und dauernder ist, als die ratio aucioritatis 
der Gesetze?“ 

Auf die Entwickelung der modernen kriminali.stischen Ideen 
eingehend, warnte der Justizminister vor allzu hoher Bewertung der 
psychologischen und physiologischen Momente des Verbrechens. „Die 
Krimatologie hat das Streben bekundet, ausser der Erforschung und 
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der Repression im engeren Sinne des Wortes auch die präventiven 
Massregeln und das Pönitenziarsystem zum Schaden der notwendigen 
Trennung dieser notwendigen Wissenszweige zu umfassen. Mutafis 
muiandis ergab sich wieder die frühere Antithese: über dem Verbrecher 
wird das Verbrechen vergessen, ebenso wie in der transzendentalen 
medizinischen Schule die Krankheit über dem Kranken vergessen 
wird ... In einseitiger Sorge um die Persönlichkeit des Verbrechers 
suchte man für die verschiedenen Kategorien derselben eine Reihe 
von Ausnahmeregimes zu schaffen, die nicht selten ein paradoxes 
Gemisch von Strenge und Hygiene, Erziehung und Besserung, Mild¬ 
herzigkeit und Straflosigkeit bilden.“ Der Zwist, der infolge dieser 
neuen Theorien unter den Vertretern der Wissenschaft entstand, 
habe die erfolgreiche Entwickelung derselben gefährdet — da sei die 
Gründung der kriminalistischen Vereinigung erfolgt, welche die Ein¬ 
tracht auf ihre Fahne schrieb und sich über die streitenden Parteien 
erhob, indem sie sich jeder streng wissenschaftlichen Theorie zugänglich 
zeigte. 

Am Schlüsse seiner Rede wies der Minister darauf hin, dass 
die Kriminalgesetzgebung in Russland augenblicklich eine wichtige 
Periode durchmache: „Wir stehen vor der Veröffentlichung eines 
neuen Kriminalgesetzbuches, dem Reichsrat ist neulich das Projekt 
einer vollständigen Reorganisation des Kriminalgerichtsverfahrens 
vorgelegt worden, im Pönitenziarsystem sind wichtige Veränderungen 
vorgegangen; es genügt, wenn man auf die Abschaffung der Depor¬ 
tation nach Sibirien, auf den Uebergang der Gefängnisverwaltung 
aus dem Resort des Innern in das der Justiz, auf die Reform des 
Gefängniswesens und speziell der Arbeiten der Gefangenen, auf die 
Entstehung und Entwickelung der Korrektionsanstalten und des 
Patronats, auch die Vorarbeiten in Sachen der bedingten und der 
unbestimmten Verurteilung und anderer Massnahmen dieser Art hin¬ 
weist. Die Grösse unseres Territoriums, die Mannigfaltigkeit der 
geographischen und ethnographischen Verhältnisse und allerlei Kom¬ 
plikationen, die bei dem Aufklärungsprozess und der fortschrittlichen 
Bewegung eines grossen Volkes und eines unermesslichen Reiches 
unvermeidlich sind — alles dieses muss die begonnenen und in Aus¬ 
sicht genommenen Reformen erschweren und erfordert die Sammlung 
der verschiedenartigsten Daten, die mannigfachsten Untersuchungen. 
Um so wertvoller ist für uns die kompetente Beteiligung unserer 
Gäste aus dem Westen an der Entscheidung der komplizierten und 
schwierigen Aufgaben, welche die Gemüter unserer Kriminalisten 
beschäftigen, ja sogar erregen.“ 

Nicht nur als Kollegen und Freunde, sondern auch als erwünschte 
Mitarbeiter hiess daher der Minister die Gäste willkommen und erklärte 
sodann den Kongress für eröffnet, dessen Präsidium nunmehr Professor 
Franz v. Liszt übernahm, da der augenblickliche Präsident der 
Vereinigung, Professor Adolphe Prins in Brüssel, nicht hat erscheinen 
können. Auch Professor v. Liszt verbreitete sich über die Prinzipien 
und Zwecke der Vereinigung. Hierauf begann die eigentliche Tätigkeit 
des Kongresses mit den rechtshistorischen und rechtsphilosophischen 
Reden der Professoren Garraud (Lyon) über „Die modernen 
Tendenzen der kriminalistischen Wissenschaft“ und van Hamei 
(Amsterdam) über „Die letzte Inkarnation der Strafidee“. Professor 
Garraud verglich vor allem df*n Geist des Strafrechts iin XVIII. und 
XIX. Jahrhundert und van Hamei charakterisierte die drei Prinzipien 
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des Strafsystems: das Prinzip der Rache, das Prinzip der Eliminierung* 
und das Prinzip der Erziehung. 

Am 18. September lag dem Kongress in seiner Vormittags¬ 
sitzung die Aufgabe ob, die erste Frage seines Programms zu beant¬ 
worten : „Welche Bedeutung müssen im K ri m in a 1 ge set z 
d i e p s y c h i 8 c h e n E1 e m e n t e des V e r b r e c h eui s i m V e r g 1 e i c h 
zu den materiellen Folgen desselben besitzen?“ 

Professor Garraud und van Hamei legten den Standpunkt 
der Vereinigung dar. Prof. S i 1 o v i c aus Agram (der, nebenbei bemerkt, 
seine Rede in deutscher Sprache hielt) betonte, das Strafrecht, wenn es sich 
nur mit dem Täter, garnicht mit der Tat befasste, sein eigenstes Gebiet 
verlassen, die Rolle (ier präventiven Polizei übernehmen und den Boden 
unter sich verlieren? Den Standpunkt, dass ein felilgeschlagenes 
Verbrechen trotz der moralischen Gleichgültigkeit des Erfolges milder 
abzuurteilen sei als ein vollbrachtes, vertrat eine ganze Reihe von 
Rednern, so Professor Garraud — man müsse, sagte er, dem Richter 
di(‘ Möglichkeit geben, den glücklichen Zufall zu benutzen, — Professor 
Nabokow, Professor Silovic. Als strikte Gegner der neuen 
Schule zeigten sich Professor A. W u 1 f f e r t und Prob-ssor L a r n a u d e 
aus Paris, welcher letztere den neuen strafrechtlichen Ideen sogar 
eine verderbliche Wirkung auf die Jugend zuschrieb, was eine Ver¬ 
teidigungsrede von Seiten van Ham eis notwendig machte. Von 
grossem Wert war die Rede Professor v. Mayrs, der infolge der 
Krankheit Dr. Professor Seufferts als Berichterstatter der deutschen 
Gruppe fungierte und die im April dieses Jahres auf dem Tage zu 
Bremen gefassten Resolutionen dieser Gruppe verkündete: l. Die 
Aufnahme einer Versuchsdefinition in das Strafrecht i.st wünschens¬ 
wert; 2. Diese Definition hat sich von dem überlieferten „Anfang der 
Ausführung“ freizumachen; 3. Der Versuch ist nur in den Fällen 
strafbar, in welchen das Gesetz dieses bestimmt; 4. Die Strafbarkeit 
des Versuchs ist grundsätzlich dieselbe wie bei der Vollendung, vor¬ 
behaltlich einer zu begrenzenden richterlichen Krmässigungsbefugnis; 
5) Bei Versuchsreue tritt Straflosigkeit ein für Denjenigen, der sie 
betätigt hat. 

Als Ergebnis der Abstimmung sind folgende Resolutionen zu 
melden: 

1. In Ansehung der Folgen seiner Handlungen ist 
m a n n u r insoweit strafbar, als man sie v o r h e r g e s e h e n 
hat o d e r v o r h e r s e h i) n k o n n t ('. 

2. W a s di e F r a g e d er Teil n a h m e a m V e r b r e c h e n 
betrifft, so muss si c li das G eset z von jeder d o k t r i n ä r en 
Unterscheidung zwischen den Teilnehmern an dem¬ 
selben Verbrechen frei machen und sich darauf be¬ 
schränken, d i (‘ M o d a 1 i t ä t e n d e r T e i 1 n a h in e a ii z u geben, 
welche es als solche an si eh t. 

Die N a c h m i 11 a g s sitz u n g, die unter dem Präsidium des 
Herrn Garraud stattfand, begann mit der Frage der Fürsorge 
für entlassene u n d m i n «1 r jährig (* V e r b r e c her. A Is erster 
Redner trat Professor Barthelemy (Paris) auf, der in dieser Für¬ 
sorge nicht etwa bloss eine Pflicht der Barmh(‘rzigkeit, sondern eine 
Pflicht der Justiz erblickt, welche einer Sanktion in der positiven 
Gesetzgebung b(‘darf. Zu einer wirksamen Organisation diesin* Für¬ 
sorge ist nach der Ansiclit des Redners folgendes erfordorlich : 1. Die 
Administration und die private Wohltätigkeit müssen einträchtig Vor¬ 
gehen ; 2. die Fürsorge muss in Handlungen, nicht in Almosen bestelHni; 



die Fürsorge muss beeinflussend, ratend, handelnd betätigt werden, 
nur ausnahmsweise durch Geldspenden; 3. die Fürsorge muss möglichst 
individuell sein. Nach Herrn Barth^lemy sprach der Herr Unter¬ 
suchungsrichter Albanel über die Fürsorge für verbrecherische 
Kinder in der Familie und gelangte zum Schlüsse, dass diese Art 
der Fürsorge vor jedem gerichtlichen Einschreiten zu versuchen sei, 
wenn die Eltern darauf eingingen und genügende Garantien böten. 
Nachdem dann noch die Herren Feldstein, Francart und R i v i ö r e 
über Fragen der Fürsorge gesprochen hatten, ward die Sitzung um 
4 V 2 Uhr geschlossen. 

Die Sitzung vom 19. September, die am Vormittage 
unter dem Präsidium des Herrn Vesnic, serbischen Gesandten in 
Rom, am Nachmittage unter dem des Herrn Gerichtspräsidenten 
Engelen (Zutphen) stattfand, brachte die Debatten über die zweite 
auf dem Programm des Kongresses stehende Frage: „Welche 
Reform ist auf dem Gebiete der Voruntersuchung und 
der Versetzung in den Anklagezustand wünschens¬ 
wert, um sowohl im Interesse der individuellen Frei¬ 
heit, als im Interesse der Enthüllung der Wahrheit die 
besten Garantien zu schaffen?“ 

Soll sich, mit anderen Worten, die Kriminalgesetzgebung der 
Länder des europäischen Kontinents der englischen nähern, welche 
das Institut des Untersuchungsrichters nicht kennt und ein öffent¬ 
liches und mündliches Vorverfahren besitzt, bei dem die Polizei bloss 
als Partei erscheint? Soll man dem V^ertreter des Angeklagten die 
Rolle eines Kontrolleurs und Gehülfen des Untersuchungsrichters ein¬ 
räumen? 

Die Debatte war heiss und andauernd. Herr Sliosberg erkannte 
das kontradiktorische System, welches beiden Parteien die besten 
Garantien böte, im Prinzip als das beste an, glaubte aber, dass es 
sich nicht verpflanzen Hesse und proponierte nur die möglichste An¬ 
näherung an dieses System, die er in mehreren Thesen formulierte, 
Landgerichtsrat Kulemann (Braunschweig), der die Erklärung ab¬ 
gab, dass die deutsche Gruppe in dieser Frage noch zu keiner Ent¬ 
scheidunggelangt sei, sprach sich für seine Person für dieOeffentlichkeit 
des Vorverfahrens und die Abschaffung der Polizeiuntersuchung aus. 
Oberst Ho ward Vincent (London) legte das englische System aus¬ 
führlich dar, Vizedirektor im Justizministerium Schtscheglo wi to w 
räumte ebenfalls ein, dass das englische System eigentlich das beste 
sei, betonte aber die Schwierigkeit seiner Einführung, da hierdurch 
eine völlige Abänderung des Kriminalprozesses notwendig würde, 
und empfahl das belgische Projekt, welches die polizeilichen und 
richterlichen Funktionen wohl in denselb«m Händen las.se, in der Aus¬ 
übung aber dergestalt trenne, dass beim Beginn des richterlichen 
Untersuchungsverfahrens, d. h. bei der Abschätzung und Konstatierung, 
das kontradiktorische System ein trete. Advokat Francart (Vfoiis) 
klagte über die grosse Zahl der nichtaufgedeckten Verbrechen, ein 
Uebel, das sich im letzten Grunde auf die Routine und auf die 
Gleichgiltigkeit der Gesellschaft zurückführen Hesse, Prokurator a. D. 
Feuilloley rühmte das seit 1897 bestehende französische Verfahren, 
welches dem kontradiktorischen System Rechnung trägt, Gerichts¬ 
präsident Engelen pries die Unabhängigkeit des niederländischen 
Untersucliungsrichters und warnte vor der Mitarbeiter.-^chaft des 
Advokaten, Unter-suchungsrichter Albanel (Paris) bezeichnete das 
französische Gesetz von 1897 als eine blosse Etappe zum Besseren^ 
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da die Macht des Untersuchungfsrichters noch zu gross sei, Professor 
Garraud (Lyon) verlangte eine Reform der Prokuratur, während 
Professor Cauvi^re (Paris) reaktionäre Ansichten bekundete. Das 
Gesetz von 1897 sei den Verbrechern günstig und es könne, wenn 
man die Richter in ihrer Tätigkeit hindere, schliesslich dahin kommen, 
dass das XX. Jahrhundert zum „Jahrhundert der Spitzbuben“ werde. 
Soweit gelangte man auf der Vormittagssitzung. Ara Nachmittage 
sprachen noch die Herren Berth61emy (im Namen des Herrn Lamaude), 
Tanoviceanu, van Hamei, Vincent, Mittermaier, Sakrewski, Forel, 
Kronecker, Berthelemy, Gross (in deutscher Sprache), Przewalski, und 
dann ward über die von Prof. Garraud formulierten Resolutionen 
abgestimmt. Die Abstimmung ergab eine Majorität für folgende 
Resolutionen; 

1 . Die Grundlage der in der Voruntersuchung 
durchzuführenden Reformen ist die Trennung der 
polizeilichen Funktionen von den richterlichen und 
die Organisation des kontradiktorischen Regimes. 

2. Der voll verantwortlichen Staatsanwaltschaft 
sind alle Funktionen der gerichtlichen Polizei unter 
der Kontrolle des Richters zu übertragen. 

In der nächsten Sitzung beschäftigte man sich mit dem Bericht 
einer in Paris stattgehabten Konferenz über den Mädchenhandel. 
In dieser Richtung proponierte Herr Feuilloley die Resolutionen: 

1 . Der Kongress schliesst sich den von derPariser 
Konferenz akzeptierten legislativen, administrativen 
und polizeilichen Massregeln vollständig an. 

2. Der Kongress ist ausserdem der Ansicht, dass schon die 
blosse Tatsache der Verführung erwachsener Frauen zur Prostitution 
in juristischer und legislativer Hinsicht die Züge eines strafbaren 
Verbrechens an sich trägt. 

Nachdem sich Prof, v, Mayr (Deutschland) ganz im Sinne 
Feuilloleys ausgesprochen und die Kongressmitglieder zu der am 
10. Oktober in Frankfurt a. M. stattfindenden deutschen Konferenz 
zur Bekämpfung des Mädchenhandels eingeladen hatte, erhob Herr 
Albanel (Frankreich) einige Bedenken gegen die eine Proposition 
seines Landsmannes und verlangte die Aufnahme der Worte „durch 
Betrug, Gewalt oder List“. Nach ihm sprachen noch die Herren 
Sakrewski (Russland) und Garraud (Frankreich), worauf der 
Präsident zur Abstimmung über die erste Proposition Feuilloleys 
schritt, welche angenommen wurde. 

Die zweite Proposition dagegen, obgleich von Feuilloley 
nochmals begründet und von Prof. v. Mayr nochmals untersttizt, 
konnte nicht zur Annahme gelangen. Fürst Tenischew (Russland) 
stellte an den Kongress die Frage, wie man den Handel verbieten 
solle, da doch der Staat die Prostitution reguliere, Albanel machte 
geltend, dass die Gleichstellung mit dem Negerhandel deshalb nicht 
zutreffend sei, weil der Negerhandel stets mit Gewalt verbunden sei, 
und als dann Herr Vesnic (Serbien) in Anbetracht der geringen 
Frequenz der Versammlung die Vertagung der Beschlussfassung bis 
zum nächsten Kongresse vorschlug, ward dieser Antrag angenommen. 

Hierauf referierten die Herren A. v. Witte über den jetzigen 
Stand der Deportation in Russland und Herr Salomoii über 
die Aufhebung der Katorga (Transportation mit Zwangsarbeit). 
Er führte die Misserfolge, die man mit dieser Strafart gemacht habe, 
auf geographische und klimatische Ursachen, auf die Unmöglichkeit, 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVIII. 7 


I 


) 


( 


"'''■^Digitized by Google 



— 532 — 


Beschäftigung für die Gefangenen zu finden, sowie auf finanzielle 
und moralische Schwierigkeiten zurück. Er kam zu dem Schlüsse, 
die Transportation sei nicht mit den Prinzipien des Strafgesetzes in 
Einklang zu bringen und deshalb zu beseitigen. Den Ersatz dafür 
sieht er im Arbeitshaus (regime correctionnfl). 

Es sprachen ferner J. Schtscheglowitow über die Ver¬ 
einfachung des Gerichtsverfahrens in Bagatellsachen^ 
Prof. F. V. Liszt über das Institut der bedingten Ver¬ 
urteilung in Deutschland. Das letztere Referat hatte eine 
Resolution zur Folge. Prof. Liszt legte dar, dass die bedingte Ver¬ 
urteilung in den meisten Staaten Deutschlands (nur 6 machen eine 
Ausnahme) eingeführt sei und zu den besten Resultaten geführt 
habe. Der bedingt Verurteilte steht nicht unter Kontrolle, sondern 
hat nur seine Adresse mitzuteilen und wird, falls er in bezug auf 
die Erfüllung der Forderungen des gesellschaftlichen Lebens eine 
gute Führung gezeigt hat, von dem Justizminister dem Herrscher 
zur vollständigen Begnadigung vorgestellt. Je älter der bedingt 
verurteilte Verbrecher sei, desto günstiger stellten sich in der Regel 
die Resultate. Als wünschenswert bezeichnete er, dass der Prokurator 
die Verhängung der bedingten Verurteilung abgenommen und dem 
Richter übergeben werde. 

Nachdem noch Prof. Piontkowski (Russland) und H. Francart 
(Belgien) über die günstigen Resultate der bedingten Verurteilung 
gesprochen hatten (in Belgien werden nur 4\, in Frankreich nur 
6*^/0 der bedingt Verurteilten zu Recidivisten), ward folgende, von 
Prof. V. Liszt vorgeschlagene Resolution gefasst: 

„Der Kongress betont nochmals die Nützlichkeit 
des Instituts der bedingten Verurteilung und bringt 
zum Ausdruck, dass er der vom Richter verfügten be- 
dingten Verurteilung vor der von der Administration 
ausgehenden den Vorzug gebe“. 

Die Schlusssitzung des Kongresses, welcher Professor 
van Hamei präsidierte, begann mit der Rede F. v. Liszts über 
„Die soziologischen Faktoren der Kriminalität“. Die 
Ursachen des Verbrechens, deren Studium der Zweck der krimi¬ 
nalistischen Vereinigung ist, liegen, wie Liszt formulierte, in unserem 
gesellschaftlichen Leben selbst, und die Kriminalität unserer Zeit 
unterscheidet sich von der früherer Zeiten durch zwei Züge: a) durch 
die Verbrechen des Proletariats; b) durch die Verbrechen der Neu¬ 
rastheniker, welche eine Folge der industriellen Entwicklung und 
des Kampfes des internationalen Handels sind. Diese Entwickelung, 
die der Gesetzgeber nicht hindern kann, legt ihm die doppelte Pflicht 
auf: a) denen zu helfen, die der Kampf ums Dasein mit Vernichtung 
bedroht; b) ohne Schwäche, aber auch ohne Härte diejenigen aus 
der Gesellschaft auszuschliessen, die nicht mehr zu retten sind. Die 
Summe dieser Massregeln, ob sie nun erzieherischer oder eliminierender 
Natur seien, bilden das künftige System der Kriminalpolitik, deren 
Studium der höchste Zweck und die Daseinsberechtigung der inter¬ 
nationalen kriminalistischen Vereinigung ist. 

Hiera f wurde der Kong-ress nach warmen Dankesworten für 
die Aufnahme der Vereinigung in S. Petersburg geschlossen. 

II. Am 5. und 6 . Juni 1903 tagte die deutsche Landesgruppe 
in Dresden. Die Beratungsgegenstände waren folgende: 

1. „Die Reform der Voruntersuchung“. Berichterstatter: 

Professor Rosenfeld-Münster und Landgerichtsrat Kühle¬ 
rn a n n - Braunschweig. 
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2. „Das Kolonialstrafrecht“. Berichterstatter: Admirali¬ 
tätsrat Dr. K öbner-Berlin und ObeiTichter Ziegler. 

3. „Behandlung der Teilnahme am Verbrechen“. Be¬ 
richterstatter: Oberlandesgerichtsrat Prof. Harburge r-München. 

4. „Die vermindert Zurechnungsfähigen“. Berichter¬ 
statter: Direktor Dr. Delbrück-Bremen und Prof. v. Liszt. 
Zum ersten Verhandlungsgegenstand ergriff Prof. Zucker 

aus Prag das Wort. Er sprach sich für Beseitigung der gericht¬ 
lichen Voruntersuchung aus und stützte seine Ausführungen auf 
folgende Gründe: Die Institution des Untersuchungsrichters trage 
einen inneren Widerspruch in sich, indem die Amtsperson, welche 
den Prozess-Stoff zu sammeln habe, nicht zugleich denselben un¬ 
parteiisch prüfen, nicht richten könne. Der Untersuchungsrichter sei 
tatsächlich mehr Verfolger wie Richter, und darin stecke etwas 
Unehrliches. Der Besch^uldigte bringe dem Untersuchungsrichter 
Vertrauen entgegen, obgleich dieser mit Machtbefugnissen gegen ihn 
ausgestattet sei, die man dem Staatsanwalte zu übertragen sich 
gescheut habe. Es sei ein unhaltbarer Standpunkt, dass der Staats¬ 
anwalt sich bei den schwersten Verbrechen auf Grund des vom 
Untersuchungsrichter gesammelten Materials, dessen Nachprüfung 
unmöglich sei, entschliessen müsse, ob er die Anklage erheben wolle 
oder nicht. 

Man solle dem Staatsanwalt in Gemeinschaft mit der Sicherheits¬ 
polizei die Vorerhebungen übertragen und ihm überlassen, die Anklage 
selbständig, ohne richterliche Kontrolle, zu erheben. Bezüglich der 
Vorgänge und Erklärungen, die in der Haupt Verhandlung nur aus 
Feststellungen in den Akten reproduziert werden könnten, genügt 
es, dem Staatsanwalt die Befugnis zu erteilen, diese Feststellungen 
durch einen Richter vornehmen zu lassen. 

Die hierauf folgenden Ausführungen von Prof. Mittermaier 
in Giessen sind in Kürze dahin zusammenzufassen: Abkürzung des 
Vorverfahrens behufs Steigerung der Gebrauchsfähigkeit der Beweis¬ 
mittel in der Hauptverhandlung, selbst auf Kosten der Kontinuität 
der Hauptverhandlung, falls sich ungenügende Vorbereitung ergibt; 
deshalb Beseitigung der Voruntersuchung als Regel. Vorbereitung 
der Beweisführung durch die Parteien, und zwar Sammlung des 
Materials durch die Staatsanwaltschaft und Kriminalpolizei einerseits, 
Mitwirkung des Verteidigers im Vorverfahren anderseits, dem das Recht 
zustehen soll, selbständig unter Inanspruchnahme der Polizei und 
des Amtsrichters Beweiserhebungen, die die Staatsanwaltschaft ab¬ 
lehnt, vorzunehmen. Wegfall der gerichtlichen Vorprüfung der Anklage, 
überhaupt Stärkung der Selbständigkeit des Staatsanwalts und 
Bekämpfung des Misstrauens gegen dieselbe. 

Endlich sprach noch Landgerichtsrat Kuhle mann aus Braun¬ 
schweig über das von ihm bereits in Bremen und Petersburg behandelte 
Thema. Er plädierte für Abkürzung des Verfahrens, wie sie die 
beiden Referenten wollten, ist aber gegen alle Massnahmen, welche 
auf Abschaffung der Kontinuität der Hauptverhandlung abzielen. 
Die Doppelstellung des Untersuchungsrichters gilt ihm für unhaltbar, er 
will aber nicht alle Arbeit dem Staatsanwalt aufbürden, sondern 
verlangt für grosse Sachen einen besonderen Untersuchungsbeamten 
mit dem Recht zu Verhaftungen, Beschlagnahmungen, Zeugen¬ 
einvernahme etc. Bezüglich der Behandlung der Frage auf dem 
Kongress beantragt er, dieselbe zunächst auf die Frage zu beschränken, 
ob die Prinzipien der Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und Anklageform 
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auf die Voruntersuchung übertragen werden sollen. In dieser Bich- 
tung stellte er folgende Leitsätze auf: 

I. Ueber Beibehaltung oder Abschaffung der Voruntersuchung 
kann erst dann eine Entscheidung getroffen werden, wenn fest¬ 
steht, wie sie im einzelnen zu gestalten sein würde. 

II. Oeffentlichkeit. 

1. Von der Mitwirkung der Bevölkerung an der Entdeckung 
einer Straftat ist im allgemeinen eine Förderung dea Unter¬ 
suchungszweckes zu erwarten. Deshalb ist die Beschränkung 
auf die blosse Parteienöffentlichkeit zu verwerfen. 

2. Das einzige gegen die Oeffentlichkeit zu erhebende Bedenken 
besteht in d^er Kenntnisnahme des Untersuchungsmaterials 
durch den Angeklagten und die ihm nahestehenden Personen. 
Dieses Bedenken ist aber nicht ausreichend, um die Vorteile 
der Oeffentlichkeit aufzuwiegen. 

3. Die Rücksicht auf die Verteidigung des Angeklagten erfordert, 
dass das gesamte Belastungsmaterial vor der Hauptverhand¬ 
lung zu seiner Kenntnis gebracht wird. Dies geschieht am 
besten durch die Oeffentlichkeit der Voruntersuchung. 

4. Hiernach ist die Oeffentlichkeit der Voruntersuchung als 
Regel zu fordeni. 

III. Mündlichkeit. 

1. Der Grundsatz der Unmittelbarkeit, der das Hauptvei*fahren 
beherrscht, ist auch für die Voruntersuchung als massgebend 
anzuerkennen, indem alle Personen, die auf sie als Erkenntnis¬ 
quelle angewiesen sind, an ihr unmittelbar beteiligt werden. 

2. Protokolle sind nur da zu führen, wo die Beweiserhebung 
in der Hauptverhandlung nicht vorgenommen werden kann. 
Im übrigen ist das Beweisergebnis in kurzen Notizen nieder¬ 
zulegen, deren Hauptzweck darin besteht, einerseits dem 
Vorsitzenden für die Leitung der Haupt Verhandlung einen 
Anhaltspunkt zu bieten und anderseits eine Unterlage füi* 
die Beurteilung darüber zu gewähren, ob der Zeuge zu der 
Hauptverhandlung zu laden ist. 

3. Der Eröffnungsbeschluss ist zu beseitigen. Die Entscheidung 
über die Eröffnung des Hauptverfahrens ist dem Unter¬ 
suchungsrichter zu übertragen. 

IV. Anklageverfahren. 

Für die Voruntersuchung ist ebenso, wie es für die Haupt¬ 
verhandlung gilt, das Anklageprinzip zu verwerfen, aber die 
Anklageform einzuführen. 

In der Debatte stellte sich Landgerichtsrat W ei n g a r t auf den 
Standpunkt, es sei unwahr, dass die Voruntersuchung das Verfahren 
verschleppe. Wenn der Untersuchungsrichter geübt sei und einen 
Plan entwerfe, wenn er Notizen mache statt endloser Protokolle, wenn 
er den Tatort immer besuche etc., so könnten kleine Untersuchungen 
in 2 Wochen und grosse in einem Monat erledigt sein. Von der 
kontradiktorischen Voruntersuchung verspreche er sich gar nichts. 
Das Publikum arbeite nicht mit, das könne man jetzt schon sehen, 
wenn man die Presse benutze. Es bestehe kein Anlass zu einer 
Aenderung der bestehenden Bestimmungen, höchstens könne man die 
Voruntersuchung in schwurgerichtlichen Sachen des obligatorischen 
Charakters entkleiden und die Staatsanwälte und Untersuchungsrichter 
im Verwaltungswege zu schnellem Arbeiten veranlassen. 
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Kammergerichtsrat K r o n e c k e r ist mit den Referenten einig, 
dass die jetzige Regelung nicht sachgemäss ist. Die Abschaffung des 
Untersuchungsrichters und Ausgestaltung des staatsanwaltlichen Vor¬ 
verfahrens bringe aber keinen Vorteil. Sei der Angeklagte nicht ver¬ 
teidigt, dann tauge das Verfahren nichts, habe er einen Anwalt, dann 
gingen die Akten beständig zwischen Staatsanwalt und Verteidiger 
hin und her und es gebe ständig Verzögerungen. Er will in allen 
berufungslosen Sachen und bei Haftsachen mündliche Voruntersuchung. 

Professor v. L i 1 i e n t h a 1 beantragt, da es sich um Festsetzungen 
von Einzelheiten, nicht um Aufstellung allgemeiner Leitsätze handele, 
eine Kommission einzusetzen, die einen Gesetzentwurf über die Um¬ 
gestaltung des Vorverfahrens im Rahmen der Strafprozessordnung vor¬ 
legen soll. 

Professor v. Liszt ist der Meinung, die Voruntersuchung sei 
abzuschaffen; desgleichen das Eröffnungsverfahren, das den Ange¬ 
klagten schon zu drei Viertel verdächtig erscheinen lasse, wenn er 
in die Hauptverhandlung komme. 

Rechtsanwalt Heinemann ist für Vorverfahren in kontra¬ 
diktorischer Form durch den Untersuchungsrichter. In Preussen ba.siere 
der ganze Prozess auf den Protokollen der unteren Polizeibehörden. 
Auf diese allein gründe der Staatsanwalt seine Anklage, sie seien 
für den Richter in der Hauptverhandlung die Grundlage. Sage ein 
Zeuge in der Hauptverhandlung anders aus, als in dem Protokoll 
vielleicht fehlerhaft aufgenommen sei, so werde er vom Vorsitzenden 
getadelt und inquiriert. 

Die Versammlung beschloss dann Einsetzung einer Kommission, 
bestehen d aus: Landgerichtsrat W e i n g a r t, Staatsanwalt Rosenberg 
in Strassburg, Rechtsanwalt Heinemann in Berlin, Geheimrat 
V. Lilienthal in Heidelberg, Landgerichsrat Kuhlemann in 
Braunschweig und Prof. Zucker in Prag. 

Den 2. Tag eröffnete Professor Dr. Harburger aus München 
mit seinem Referat über die Behandlung der Teilnahme am Verbrechen. 
Er führte ungefähr folgendes aus: 

Der Umfang des Begriffes der Teilnahme ist beizubehalten. 
Es sind also in ihn einerseits Anstiftung, Beihülfe und Mittäter¬ 
schaft einzubeziehen, anderseits muss die fahrlässige Teilnahme 
bei Seite gelassen werden. Ist also Mittäterschaft eine Form der 
Teilnahme, so ergibt sich die Frage, wie ist ihr Verhältnis gegenüber 
der Beihülfe zu gestalten? Seit der Karolina hat man sich vergebens 
bemüht, eine allseitig befriedigende Grenzlinie zwischen Mittäterschaft 
und Beihülfe festzusetzen, es haben sich aber drei Hauptrichtungen 
herausgebildet: 

1. Der objektive Standpunkt, nach welchem der Gehülfe nur eine 
Bedingung, der Täter aber eine Ursache der strafbaren Hand¬ 
lung setzt, der Gehülfe sich nur minderwertig, der Täter gleich¬ 
wertig an der Tat beteiligt. Der Gehülfe zwar dem Täter 
Förderung gewährt, aber kein Tatbestandsmerkmal erfüllt. 

2. Der subjektive Standpunkt. Er verlangt auf Seiten des Täters 
animtis auctoris^ eigenes Interesse, eigene Absicht; beim Ge- 
hülfen aninms soch\ fremdes Interesse, fremde Absicht. (Reichs¬ 
strafgesetzbuch.) 

3. Der vermittelnde Standpunkt, nach dem der Gehülfe sich an 
der Begehung der Tat lediglich in einem nach subjektiver und 
objektiver Richtung geringerem Masse beteiligt. 



Jede dieser Anschauungsweisen hat etwas richtiges, keine ist 
aber allein zutreffend. 

1. Mängel des objektiven Standpunktes gipd: Ausserachtlassung, 
dass auf den Willen das entscheidende Gewicht zu legen ist, 
und die Unmöglichkeit eine feste Grenze zwischen Gehülfentätig- 
keit und Urheberschaft zu finden. Z. B. A und B verabreden, 
dass B den X durch Dolchstoss tödtet. A beschäftigt den X 
und betäubt ihn durch einen leichten Schlag. B sticht zu. 
Später ergibt die Sektion den Schlag als Todesursache, während 
der Dolchstoss nicht todbringend war. — Bleibt die Tat im 
Versuchsstadium stecken, dann versagt die Theorie völlig. Z. B. 
A leiht dem B ein BrechWerkzeug, damit dieser einen Ein¬ 
bruch verübt. B wird auf der Tat ertappt, aber ehe er das 
Brechwerkzeug anlegen konnte. Dann könnte A nach dem 
objektiven Standpunkte nicht bestraft werden, weil das von 
ihm gegebene Werkzeug keine Hülfe geleistet hat, obgleich 
er doch alles getan hat, was er zur Begehung der Tat tun 
wollte. 

Ebenso versagt dieser Standpunkt, wenn 2 Personen einen 
bestimmten Plan entworfen und sich zur Ausführung auf¬ 
gemacht, es aber dem Zufall überlassen haben, die Rollen je 
nach Ausführungs- und Gehülfenhandlungen zu verteilen. 

2. Der subjektive Standpunkt führt zu folgenden unhaltbaren 
Konsequenzen: 

a) Wer mit animus mictoris unwesentliche Handlungen vornimmt 
ist härter zu strafen, als derjenige, der mit animus socii mass¬ 
gebend für den Erfolg des Verbrechens eingegriffen hat. 

b) Wenn der mit animus socii Handelnde, indem er sich über 
die Tragweite der Handlung nicht klar ist, das vornimmt, 
was der Täter tun sollte und wollte, und der mit animus 
auctoris Handelnde infolge dessen nichts mehr zu tun vor¬ 
findet, so ist nach dieser Theorie überhaupt kein Täter da. 

3. Der vermittelnde Standpunkt führt zur Aufstellung des Be¬ 
griffs der notwendigen Beihülfe und zwingt den Haupt- 
gehülfen dem Mittäter gleich zu behandeln, so dass ebenfalls 
die Grenze von Beihülfe und Mittäterschaft verwischt ist. 
Sonach ergibt sich, dass die Vielgestaltung des Lebens es un¬ 
möglich macht, die Mittäterschaft und Beihülfe klar auseinander¬ 
zuhalten, weil beides relative Begriffe sind, die ihren Inhalt jeweils 
aus den Umständen des einzelnen Falles erhalten. Alle.s bewusste 
Zusammenwirken behufs Erzielung eines rechtswidrigen Erfolges ist 
demnach durch das Strafgesetz mit derselben Strafe zu bedrohen, 
den Gerichten aber die Befugnis zu geben, denjenigen milder zu 
bestrafen, dessen Schuld geringer erscheint. 

Was die Lehre von der versuchten Anstiftung betrifft, so ist 
solche, die erfolglose, wie die misslungene, zu strafen, aber nur in 
den gesetzlich vorgeschriebenen schweren Fällen. 

Die diesbezüglichen Thesen lauteten: 

1. Wenn zur Verübung einer strafbaren Handlung mehrere 
Personen vorsätzlich Zusammenwirken, so trifft die auf die 
Handlung angedrohte Strafe jeden Teilnehmer (Mittäter, 
Anstifter, Gehülfen). 

2. Die Gerichte sind jedoch zu ermächtigen, die Strafe der¬ 
jenigen Teilnehmer, deren Schuld sich als eine geringere 
herausstellt, insbesondere derjenigen, welche nur Hülfe 



geleistet haben, in einem gesetzlich zu bestimmenden Masse 
herabzusetzen. 

3. Misslingt die Anstiftung oder kommt es ohne Zutun des¬ 
jenigen, der die Anstiftung unternommen hat, nicht zur Aus¬ 
führung der Tat, zu der angestiftet wurde, so tritt Strafe 
nur in den gesetzlich vorgesehenen Fällen ein; es ist jedoch 
zu wünschen, dass eine solche Bestimmung in Ansehung 
aller schwereren Verbrechen getroffen werde. 

Der Korreferent Prof. Heimberger, der mit vorstehenden 
Thesen im wesentlichen einvei*standen ist, wies darauf hin, dass die 
Stellungnahme in der Teilnahmelehre keine willkürliche ist, sondern 
abhängt von dem Standpunkt, den man in der Lehre von der 
Kausalität einnimmt. 

Wer Ursache und Bedingung für etwas Verschiedenes ansieht 
und als Ursache eine der verschiedenen Bedingungen z. B die 
wirksamste, bezeichnet, der hat damit die Möglichkeit, in der Lehre 
der Teilnahme zu spezialisieren. Wer die Ursache setzt, ist ihm 
Täter bezw. Mittäter, wer bloss die Bedingung sest, ist ihm Gehülfe. 
Der Unterschied von Mittäter und Gehülfe liegt also auf der objektiven 
der äusseren, auf der Erfolgseite. 

Wer dagegen zwischen Ursache und Bedingungen keinen 
Unterschied macht, wer die verschiedenen Bedingungen des Erfolges 
sich gleichstellt und sagt: jede Handlung ist Ursache des Erfolges, 
wenn letzterer ohne sie nicht eingetreten wäre, der kann den Unter¬ 
schied zwischen Mittäter und Gehülfe nicht auf der objektiven Seite 
finden. Jeder Beteiligte hat für ihn durch Setzen einer Bedingung 
den Erfolg verursacht. 

Der Richter, der auf diesem Standpunkt steht, wird gleichwohl 
durch das Gesetz gezwungen, einen Unterschied zwischen Mittäter 
und Gehülfen zu machen und kommt nun, da er denselben auf der 
objektiven Seite nicht finden kann, dazu, ihn auf der subjektiven 
Seite des Täters, im Willen, zu erkennen. 

Nur auf dem Boden dieser letzteren Kausalitätstheorie, die in 
jeder Bedingung auch die Ursache des Erfolges sieht, ist Klärung 
der Verhältnisse zu erzielen. Wenn nicht alle Bedingungen gegeben 
sind, ist kein Erfolg möglich, wer eine noch fehlende Bedingung 
setzt, haucht der toten Masse Leben ein, er verursacht den Erfolg. 
Die Folgerung hieraus ist, dass Mittäter, Gehülfe und Anstifter, jedoch 
jeder für sit h, Bedingungen setzen, mithin alle den Erfolg verursachen. 
Dies führt zur Forderung in These 1. 

Wenn nun auch alle Bedingungen für den Erfolg gleich 
notwendig sind, so sind sie doch nicht gleichwertig, deshalb 
muss der Gesetzgeber die Möglichkeit geben, die Beteiligten inner¬ 
halb des Strafrahmens verschieden zu behandeln. (These 2.) 

These 3 bedarf keiner weiteren Begründung. 

In die Debatte griff zuerst Professor Finger ein. 

Er kommt, obgleich Anhänger der klassischen Schule, zu 
ähnlichen Ergebnissen, wie die Referenten, allerdings aus anderen 
Gründen. Für ihn ist die Verschiedenheit der sozialen Bedeutung 
der Täterschaftsarten, für die die Gesellschaft ein feines Gefühl habe, 
ausschlaggebend. Er beantragt, These 2 wie folgt zu fassen: 

„Es ist erwünscht, dass die Gesetzgebung die Teilnahme als 
gesetzlichen Strafmilderungsgrund bezeichnet“, und These 3 wie 
folgt: „Die misslungene Anstiftung ist nur in den gesetzlich hervor- 
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^ärehobenen Fällen strafbar; doch ist wünschenswert, dass eine solche 
Bestimmung in Ansehung aller schweren Verbrechen getroffen werde“. 

Landgerichtsrat Kuhlemann betont die prinzipielle Ab¬ 
weichung der Anträge Finger von den Ansichten der Referenten, 
indem Prof. Finger verlange, die Teilnahme solle grundsätzlich 
milder bestraft werden. Er will die Thesen des Referenten, hat aber 
das Bedenken, dass nach der Fassung auch bezüglich des Haupt¬ 
täters das Gericht ermächtigt werden soll, unter die Normalstraf¬ 
grenze herabzugehen. 

V. Liszt beantragt deshalb, die Thesen anders zu fassen. 
Privatdozent Dr. Maier in Strassburg schlägt vor, die Gerichte 
nur bezüglich der mit absolut bestimmter Strafe bedachten Delikten 
zu ermächtigen, die Strafe der Teilnehmer nach Umständen in einem 
gesetzlich bestimmten Mass herabzusetzen. Bei relativen bestimmten 
Strafgesetzen genügt eine Direktive, innerhalb des Strafrahmens 
Milde walten zu lassen. Er beantragt des weiteren in These 2 den 
Satz „insbesondere“ zu streichen. Nach dem Schlussworte des 
Referenten werden dessen Thesen in folgender Fassung angenommen : 
2. Wgftn zur Verübung einer strafbaren Handlung mehrere Personen 
vorsätzlich Zusammenwirken^ so trifft die auf die Handlung angedrohte 
Strafe jeden Teilnehmer (Täter^ Mittäter^ Anstifter^ Gehülfen). 

2. Die Gerichte sind jedoch zu ermächtigen^ die Strafe derjenigen TeiU 
nehmer^ deren Schuld sich als eine geringere heratissteilte in einem 
gesetzlich zu bestimmenden Masse herabzusetzen. 
j. Misslingt die Anstiftung oder kommt es ohne Zutun desjenigen., der 
die Anstiftung unternommen hat^ nicht zur Ausführung der Taty zu 
der angestiftet wurde^ so tritt Strafe nur in den gesetzlich vorge~ 
schriebenen Fällen ein; es ist jedoch zu wünscheny dass eine solche 
Bestimmung in Ansehung aller schwereren Verbrechen getroffen werde. 
Es folgte dann ein Vortrag von Admiralitätsrat Dr. Köbner 
und Oberrichter Ziegler über Kolonialstrafrecht. 

Die lichtvollen und ungemein interessanten Ausführungen des 
ersteren Herrn gipfelten in dem Satze: „Die Schaffung eines selbst¬ 
ständigen, in sich geschlossenen deutschen Kolonlalrechtes für die 
Europäerbevölkerung ist notwendig.“ Nach dem ersten Schutz¬ 
gebietsgesetz 1886 richtete sich die Strafrechtspflege für die deutsche 
und sonstige weisse Bevölkerung in den Kolonien nach den Normen 
des Konsulargerichtsbarkeitsgesetzes. Seitdem hat die koloniale Ge¬ 
richtsbarkeit sich reicher ausgebildet, die Staatsanwaltschaft ist ein¬ 
gerichtet, der koloniale Einzelrichter hat grössere Kompetenz als der 
Konsul, den Kolonialgerichten ist die Schwurgerichtskompetenz zu¬ 
gebilligt; während für die Konsulargerichte als Berufungsgericht das 
Reichsgericht zuständig ist, besitzen die Schutzgebiete besondere 
überseeische obere Gerichtshöfe etc. Dieser Prozess der Loslösung 
von dem Konsulargerichtsbarkeitsgesetze sei zu begünstigen und 
weiter auszubilden. Oberrichter Ziegler tritt gleichfalls für die 
Ausgestaltung der Rechtspflege über Europäer in den Kolonien nach 
selbständigen Grundsätzen und die Beseitigung der Abhängigkeit von 
der Konsulargerichtsbarkeit ein. Sodann verbreitete er sich über 
den jetzigen Rechtszustand in Deutsch-Ostafrika. Die Verfügung 
des Reichskanzlers vom Jahre 1896 wollte nur dem dringendsten 
praktischen Bedürfnis abhelfen und liess in Rücksicht auf die unent¬ 
wickelten Verhältnisse den Beamten weiten Spielraum. Die Gerichts¬ 
barkeit über die Eingeborenen wird nach Verwaltungsgrundsätzen 
gehandhabt. Zur Beurteilung der Straffälle werden die Bestimmungen 



des B.-Str.-G.-B., die landesüblichen Gewohnheiten und Anweisungen 
der Gouverneure benützt. Dies Verfahren sei z. Zt. das beste, bis 
das Material, welches jetzt gesammelt werde, unter Verwertung der 
Erfahrungen, die man in der Zwischenzeit noch mache, zu einer 
Kodifikation verwertbar sei. 

Die hierauf folgende Beratung über ^^Die vermindert Zu- 
rechnungsfätaigcn^* litt etwas unter der Abgespanntheit der seit 
morgens 9 Uhr angestrengt tätigen Versammlung. So kam es, dass meines 
Erachtens die These 2b und 3 vom Referenten Delbrück, worin er 
die Ueberantwortung der vermindert Zurechnungsfähigen lediglich an 
Aerzte fordert, nicht so bekämpft wurde, wie es erwünscht gewesen 
wäre und auch gesprächsweise vielfach geschah. Prof. Delbrück 
begründete lediglich folgende Thesen: 

1. Allein im Interesse der Begutachtung zweifelhafter Geistes¬ 
zustände vor Gericht ist eine Aenderung des § 51 des St.-G.-B. 
notwendig, in dem Sinne, dass ausser der völligen Unzurech¬ 
nungsfähigkeit auch eine verminderte Zurechnungsfähigkeit im 
Gesetz Berücksichtigung findet. 

2. Gleichzeitig sind dann aber die bezüglich der Unzurechnungs¬ 
fähigen und Verniindert-Zurechnungsfähigen nach Erledigung 
des Prozesses zur Sicherung der Gesellschaft zu ergreifenden 
Massnahmen zu berücksichtigen und entsprechende Bestimmungen 
in das Gesetz aufzunehmen. 

Unzurechnungsfähige und Vermindert-Zurechnungsfähige sind 
auch in dieser Beziehung verschieden zu behandeln. 

a) Erscheint ein Unzurechnungsfähiger, der frei gesprochen, 
oder gegen den das Vorverfahren eingestellt wird, gemein¬ 
gefährlich, so überweist ihn das Gericht der Verwaltungs¬ 
behörde zur zweckentsprechenden Versorgung. 

b) Erscheint ein Vermindert-Zurechnungsfähiger gemein¬ 
gefährlich, so ordnet das Gericht auf Grund eines ärztlichen 
Gutachtens die nötigen Massnahmen an, insbesondere den 
Ort und die vorläufige Dauer seiner eventuellen Internierung. 
Das Gericht verfügt in gleicher Weise nach Anhörung 
eines ärztlichen Gutachtens und der Verwaltungsbehörde 
die Entlassung aus der bezüglichen Anstalt oder die Fort¬ 
dauer* der Internierung oder die Versetzung in eine andere 
Anstalt. — Der Aufenthalt in einer Anstalt, deren Insassen 
mehr oder weniger gegen ihren Willen darin ziu'ückgehal- 
ten werden, ist dabei für die eventuell erkannte Freiheits¬ 
strafe in Anrechnung zu bringen. 

3. Als Anstalten, wie sie unter 2b ganz allgemein charakterisiert 
sind, kommen neben Irrenanstalten Anstalten für Epileptische 
und Trinkerheilanstalten, vor allem Verwahranstalten für unheil¬ 
bare Alkoholiker und andere geistig Minderwertige in Betracht. 

Die Errichtung solcher Anstalten und der Ausbau derartiger 
im Keim vorhandenen Institute entspricht einem dringenden 
Bedürfnis. 

Ausserdem lagen noch Thesen von Professor von Liszt 
und eine Resolution der forensisch - psychiatrischen Vereinigung 
zu Dresden vor. Die ersteren wurden durch v. Liszt, die letztere 
durch Landgerichtsdirektor Dr. Becher und Medizinalrat Dr. Weber 
in Dresden verteidigt. Aus der Debatte ist hervorzuheben ein Antrag 
Weingarts, die Unterbringung der gemindert Zurechnungsfähigen 
nicht dem Strafrichter, sondern dem Vormundschaftsrichter zu über- 



tragen, und eine Rede von Dr. Leppmann. Letzterer warnte vor 
Einführung einer zeitlich unbegrenzten richterlichen Einweisung in 
eine Anstalt, weil dann die Gesetzesübertreter, die man milder beurteile, 
härter bestraft seien, als die schweren, mit einer zeitlich begrenzten 
Strafe belegten Verbrecher. Er empfiehlt Ausschluss der Todes- und 
Zuchthausstrafe gegenüber den vermindert Zurechnungsfähigen und 
weitgehende Anwendung der bedingten Begnadigung. 

Die Versammlung nahm daun folgende Thesen an: 

These 1 von Professor Delbrück, 2—5 von Professor v. L i s z t. 
6 von Delbrück, so dass folgender Beschluss zustande kam: 

1. Schon im Interesse der Begutachtung zweifelhafter Geisteszustände vor 
Gericht ist eine Aenderung des § 5/ des St.-G.-B. notwendige in dem 
SinnCy dass ausser der völligen Unzurechnungsfähigkeit auch eine ver~ 
minderte Zurechnungsfähigkeit im Gesetz Berücksichtigung findet, 

2. Der vermindert Zurechnungsfähige ist mit einer milderen Strafe zu 
belegen: die Vollstreckung der Freiheitsstrafe erfolgt in besonderen 
Anstalten oder Räumen und unter Berücksichtigung der medizinischen 
Grundsätze, 

3. Erscheint der vermindert Zurechnungsfähige nach dem Gutachten der 
Sachverständigen als gemeingefährlich^ so hat der Strafrichter auf 
Verwahrung des Verurteilten in einer Heil- oder Pflegeanstalt zu 
erkennen. Die Durchführung dieser Anordnung ist Aufgabe der zu¬ 
ständigen Verwaltungsbehörde. 

4. Ist der Verurteilte straffähig., so tritt die Verwahrung nach Verbüssung 
der Strafe ein. Andernfalls gilt der Aufenthalt in der Verwahrungs¬ 
anstalt als Straf verbüssung. 

5. Die Verwahrung hat so lange zu dauerny als der Zustand der Gemein¬ 
gefährlichkeit es erfordert. Die Entlassung aus der Verwahrung wird 
auf grund des Gutachtens der Sachverständigen von dem Strafrichter 
amgesprochen. 

6. Als Anstalten für vermindert Zurechnungsfähige kommen neben Irren¬ 
anstalten Anstalten für Epileptische und Trinkerheilanstalteny vor 
allem Verwahranstalten für unheilbare Alkoholiker und andere geistig 
Mindef'^vertige in Betracht. 

Die Errichtung solcher Anstalten und der Ausbau derartiger 
im Keim vorhandenen Institute entspricht einem dringenden Bedürfnis. 

Inzwischen war es 4 Uhr geworden, und nunmehr hielt Professor 
V. Liszt einen dem Publikum zugänglich gemachten und zahlreich 
besuchten Vortrag über die Reform des Strafgesetzbuches. 
Er wies auf die Bestrebungen und Leistungen der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung hin, die das Verbrechen als soziale 
Erscheinung, die Strafe als soziale Reaktion auffasst. Für das künftige 
Reichsstrafgesetzbuch ist zu verlangen die Einführung der bedingten 
Verurteilung, sowie Beschränkung bezw. Abschaffung der kurzzeitigen 
Freiheitsstrafe und verschärfte Freiheitsstrafe für unverbesserliche 
Gewohnheitsverbrecher; ferner Hinaufsetzung des Strafmündigkeits¬ 
alters von 12 auf 14 Jahre und im Anschluss daran die Erledigung 
noch einer Reihe anderer auf die Behandlung Jugendlicher bezüg¬ 
licher Fragen. Der heutige Staat soll in seinem Strafrecht die ethisch¬ 
sozialen Anschauungen der modernen Zeit zum Ausdruck bringen: 
das ist der hohe, grundsätzliche Standpunkt der Internationalen 
Kriminalistischen Vereinigung in der Frage der Reform des Strafrechts. 
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Vom 25. bis 28. Mai fand in Stuttgart die X. Landes Versamm¬ 
lung der Internationalen Kriminalistischen Vereinigung statt. Die 
Beratungsgegenstände waren folgende: 

1. Gesetzentwurf betr. die Behandlung der vermindert Zu¬ 
rechnungsfähigen. Bericht des in Dresden eingesetzten 
Ausschusses. 

2. Das Verwaltungsstrafrecht. Berichterstatter: Professor 
Dr. R. Frank (Tübingen) und Privatdozent Dr. James Gold- 
schmidt (Berlin). 

3. Die Reform des Vorverfahrens. Bericht des zu 
Dresden eingesetzten Ausschusses. 

4. Nachmittags 4Vj Uhr öffentlicher Vortrag des Herrn Professor 
Dr. Wollenberg (Tübingen): „lieber die forensisch¬ 
psychiatrische Bedeutung des Menstruationsvorgangs“. 

Zur ersten Frage lag ein von Prof. v. Liszt ausgearbeiteter 
Gesetzentwurf, eine Arbeit von Dr. Gottschalk und folgende Vor¬ 
schläge des Herrn Geheimrat Dr. Krohne vor: 

I. Der § 51 Str.-G.-B. erhält folgende Fassung: 

§ 51. Eine strafbare Handlung ist nicht vorhanden,, wenn der 
Täter zur Zeit der Begehung der Handlung sich in einem Zustande von 
Bewusstlosigkeit oder krankhafter Störung der Geistestätigkeit befand, 
durch welchen seine freie Willensbestimmung ausgeschlossen war. 

Erachtet das Gericht den Täter noch bei Erlass des Urteils als 
gemeingefährlich infolge einer krankhaften Störung der Geistes¬ 
tätigkeit, so ist in dem Urteile zu bestimmen, dass der Freigesprochene 
der Landespolizeibehörde überleben wird. Diese übernimmt damit 
die Verpflichtung, für seine Unterbringung in einer öffentlichen 
Irren-, Heil- oder Pflegeanstalt auf so lange Zeit zu sorgen, als die 
Voraussetzungen für die Unterbringung bestehen. 

Hinter § 51 ist folgender Paragraph einzuschalten: 

§ 51a. Erachtet das Gericht, dass der Täter bei Begehung der 
strafbaren Handlung sich in einem andauernden Zustande geistiger 
Minderwertigkeit befunden hat, welcher das Verständnis für die 
Bestimmungen des Strafgesetzes oder die Widerstandskraft gegen 
strafbares Handeln verminderte, so ist die Strafe nach der Vorschrift 
des § 44 Str.-G.-B. festzusetzen. 

Nach Beginn des Strafvollzuges kann das Gericht auf Antrag 
der Strafanstaltsverwaltung beschliessen, dass der Verurteilte in eine 
Heil-, Bewahr- oder Pflegeanstalt verbracht wird. Die darin zu¬ 
gebrachte Zeit wird auf die Strafe angerechnet. 

Erachtet das Gericht den Verurteilten für gemeingefährlich, 
so ist in dem Urteile zu bestimmen, dass er der Landespolizeibehörde 
übergeben wird, welche dadurch die Befugnis erhält, die verurteilte 
Person nach verbüsster Strafe bis auf die Dauer von 10 Jahren in 
einer öffentlichen Heil-, Pflege- oder Bewahranstalt unterzubringen. 
Eine vorläufige, jederzeit widerrufliche Entlassung ist zulässig, wenn 
Grund zu der Annahme vorhanden ist, dass die Gemeingefährlichkeit 
beseitigt ist. 

Ist der Verurteilte ein Ausländer, so kann an Stelle der Ueber- 
weisung die Ausweisung aus dem Reichsgebiet treten. 

II. In den vom Bundesrat aufgestellten Grundsätzen über den 
Vollzug gerichtlich erkannter Freiheitsstrafen vom 28. Oktober 1897 
ist nach § 14 folgender § 14a einzuschalten: 

§ 14 a. Gefangene, bei denen der Richter nach § 51a Str.-G.-B. 
geistige Minderwertigkeit festgestellt hat, sind im Strafvollzüge mit 
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tragen, und eine Rede von Dr. Leppmann. Letzterer warnte vor 
Einfühi-ung einer zeitlich unbegrenzten richterlichen Einweisung* in 
eine Anstalt, weil dann die Gesetzesübertreter, die man milder beurteile, 
härter bestraft seien, als die schweren, mit einer zeitlich begrenzten 
Strafe belegten Verbrecher. Er empfiehlt Ausschluss der Todes- und 
Zuchthausstrafe gegenüber den vermindert Zurechnungsfähigen und 
weitgehende Anwendung der bedingten Begnadigung 

Die Versammlung nahm dann folgende Thesen an: 

These 1 von Professor Delbrück, 2—5 von Professor v. L i s z t. 

6 von Delbrück, so dass folgender Beschluss zustande kam: 

1. Schon im Interesse der Begutachtung ziveifelhafter Geisteszustände vor 
Gericht ist eine Aenderung des § 5/ des St.-G.-B. notwendige in dem 
Sinnee dass ausser der völligen Unzurechnungsfähigkeit cnich eine ver¬ 
minderte Zurechnungsfähigkeit im Gesetz Berücksichtigung findet. 

2. Der vermindert Zurechnungsfähige ist mit einer milderen Strafe zu 
belegen; die Vollstreckung der Freiheitsstrafe erfolgt in besonderen 
Anstalten oder Räumen und unter Berücksichtigung der medizinischen 
Grundsätze. 


3. Erscheint der vermindert Zurechnungsfähige nach dem Gutachten det 
Sachverständigen als gemeingefährlich., so hat der Strafrichter au: 
Verwahrung des Verurteilten in einer Heil- oder Pflegeanstalt z: 
erkennen. Die Durchführung dieser Anordnung ist Aufgabe der sv 
ständigen Verwaltungsbehörde. 

4. Ist der Verurteilte straffähig., so tritt die Verwahrung nach Verbüssun 
der Strafe ein. Andernfalls gilt der Aufenthalt in der Verwahrung 
anstatt als Strafverbüssung. 

5. Die Verwahrung hat so lange zu dauern^ als der Zustand der Gemei 
gefährlichkeit es erfordert. Die Entlassung aus der Verwahrung wi 
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Rücksicht auf diesen geistigen Zustand zu behandeln. Sie sind unter 
besondere Aufsicht des Arztes zu stellen. 

Nach eingehenden Debatten einigte sich die Versammlung auf 
folgend® Gesichtspunkte: 

I. /. Vermindert Zurechnungsfähige sind milder zu bestrafen. 

2. Gegenüber den wegen ausgeschlossener Zurechnungsfähigkeit Frei- 
gesprochenen oder wegen verminderter Zurechnungsfähigkeit milder 
Bestraften sindy soweit sie gemeingefährlich sindy die geeigneten 
Sicherungsmittel zur Anwendung zu bringen. 

3. Solche sind auch denjenigen noch nicht verbrecherisch gewordenen 
Personen gegenüber notwendigy die infolge von ausgeschlossener oder 
verminderter Zurechnungsfähigkeit gemeingefährlich sind. 

4. Di^ entgültige Verhängung dieser Sicherungsmassregeln erfolgt in 

inem besonderen Verfahren^ das dem Entmündigungsverfahren 
analog zu gestalten ist. 

II. Der Vorstand wird beauftragty den gesetzgebendeji Faktoren des Reiches 
die Bitte zu unterbreiten, dass ein besonderes Reichsgesetz auf Grund 
dieser Grundsätze ausgearbeitet werde. 

III. In den bundesrätliehen Grundsätzen über den Vollzug gerichtlich 
erkannter Freiheitsstrafen vom 28. Oktober iSgy ist nach § 14 als 
§ 14a einzuschalten: 

Geistig minderivertige Gefangene sind im Strafvollzug mit Rücksicht 
auf diesen Zustand zu behandeln. Sie sind unter besondere Aufsicht 
des Arztes zu stellen. Bei ihnen hat der Arzt eine entscheidende 
Stimme a) in bezug auf disziplinäre und sonstige Behandlungy b) in 
bezug auf Beantragung der Ausscheidung aus dem Strafvollzug. 

Keinen Abschluss dagegen fand die Frage des Verwaltungs- 
Strafrechtes« Zu derselben hatte Prof, Dr. Frank folgende Thesen 
aufgestellt: 

I. Diejenigen Delikte von geringerer Bedeutung, durch welche 
im allgemeinen eine unmoralische Gesinnung nicht betätigt wird, 
bedürfen als Uebertretungen einer gesonderten Behandlung. 

Zu den Uebertretungen in diesem Sinne sind insbesondere die 
Polizeiübertretungen zu rechnen, d. h. nach Otto Mayer (Deutsches 
Verwaltungsrecht 1. Band S. 319) die Störungen der guten Ordnung 
des Gemeinwesens. 

II. Die Abhebung der Uebertretungen von den übrigen Delikten 
hat in erster Linie durch das Strafensystem zu erfolgen. 

1. Die Freiheitsstrafe in einer der zur Zeit bestehenden Formen 
ist bei Uebertretungen nur dann anzuwenden, wenn wieder¬ 
holter Rückfall und bewusster Widerstand gegen das Gesetz 
vorliegen. 

2. Als besondere Uebertretungsstrafen sind namentlich der Ver¬ 
weis und der Hausarrest zu empfehlen. Ausserdem wird bei 
gewissen Uebertretungen eine gerade ihrer Eigenart ent¬ 
sprechende Bestrafung ins Auge zu fassen sein, z. B. bei 
zu raschem Automobilfahren: Verbot des Automobilfahrens 
für eine bestimmte Zeit oder vorübergehende Beschlagnahme 
des Automobils. 

3. Diejenigen Strafen, welche sich auch bei Delikten von 
moralischer Erheblichkeit finden, sind bei den Uebertretungen 
möglichst milde zu gestalten. Gerade bei ihnen ist die 
bedingte Verurteilung zu empfehlen; desgleichen die Zulassung 
von Arbeit an Stelle der Zahlung einer Geldstrafe. Dagegen 


Digitized by Google 



— 543 — 


ist die Umwandlung* der Geldstrafe in Freiheitsstrafe jeden¬ 
falls bei den üebertretungen ausnahmslos zu beseitigen. 

III. Ferner ist bei Üebertretungen die Frage der ausschliess¬ 
lichen Verantwortlichkeit des Vorgesetzten (mit Einschluss des 
Familienhauptes, des Dienst- und Fabrikherrn) und die Frage der 
Verantwortlichkeitsübertragung ins Auge zu fassen. (So Hermann 
Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch für Deutschland. 1902, S. 24). 

IV. In prozessualer Beziehung sind die für den ordentlichen 
Strafprozess gültigen Grundsätze bei Üebertretungen namentlich in 
folgenden Richtungen zu modifizieren: 

1. Milderung der Legalitätsmaxime (vgl. St.-P.-O. §§ 152, 161 
mit St,-G.-B. §§ 346, 357); 

2. Beschränkung der eidlichen Vernehmungen, namentlich durch 
Verbot einer Beeidigung des Verletzten; 

3. Beschränkung des Grundsatzes der Unmittelbarkeit in der 
Art, dass Beweiserhebungen in grösserem Umfange als seither 
ausserhalb der Hauptverhandlung zulässig sind; 

4. Verweisung der Üebertretungen in erster Instanz vor Einzel¬ 
richter. 

Dagegen ist der Vorschlag einer Bestrafung der Polizeiüber¬ 
tretungen durch die Verwaltungsgerichte abzulehnen. 

V. Der gesamte die Üebertretungen betreffende Rechtszustand 
Deutschlands bedarf einer Vereinfachung und Klärung, ln dieser 
Beziehung ist zu fordern: 

1. Kodifikation des einschlagenden Reichs-und Landesstrafrechts 
unter Ausscheidung veralteter Bestimmmungen; 

2. sorgfältige Redaktion der einschlagenden Gesetze und Ver¬ 
ordnungen unter Mitwikung der Gerichte beim Erlass der 
letzteren; 

3. in einzelnen Fällen Ersatz der Bestrafung und des Straf¬ 
verfahrens durch Zulassung einer Feststellungsklage vor den 
ordentlichen oder den Verwaltungs-Gerichten zur Ent¬ 
scheidung über die Zulässigkeit des in Frage stehenden 
Verhaltens (so Seuffert a. a. 0. S. 26). 

VI. Auch auf dem Gebiete der Üebertretungen ist Rechtseinheit 
in Deutschland anzustreben. 

Ferner lagen nachstehende Leitsätze von Dr. Go Id Schmidt vor: 

I. Das Verwaltungsstrafrecht ist die Deliktsobli¬ 
gation des Verwaltungsrechts. Es gehört daher dem Ver¬ 
waltungsrecht an, und zwar, unbeschadet seiner Normierung als 
objektives Strafrecht im geltenden Recht, schon de lege lata, mag 
auch sein völliger Ausbau als subjektives Verwaltungsrecht erst 
de lege ferenda zu erwarten sein. Dieser Ausbau läuft auf eine weitere 
rechtliche Einschränkung des subjektiven Verwaltungsstrafrechts 
hinaus in der Richtung, dass der Straffällige nicht mehr als Rechts¬ 
objekt, sondern als Pflichtsubjekt erscheint. 

II. Ein Verwaltungsstrafrecht als Rechtsfolge erzeugende Tat¬ 
bestände, mithin Verwaltungsdelikte, sind de lege lata grundsätzlich 
diejenigen Delikte, wegen derer ein Verfahren im Verwaltungswege 
reichsgesetzlich angeordnet oder zugelassen ist. Es sind dies: 

1. die Post- und Portodefraudationen (G.V.G. § 13; E.G. zu 

St.P.O. § 5 Abs. 1; Post-Ges. v. 28. Oktober 1871 §§ 34 ff.), 

welche ein Poststrafrecht erzeugen: Postdelikte; 

2. die Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über die Er¬ 
hebung öffentlicher Abgaben und Gefälle (G.V.G. § 13; E.G. 
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z. St.P.O. § 6 Abs. 2 Nr. 3; St.P.O. §§ 449 ff.), welche ein Finanz¬ 
strafrecht erzeugen: Finanzdelikte; 

3. die Uebertretungen (G.V.G. § 13: E.G. z. St.P.O. § 6 Abs. 2 
No. H; St.P.O. §§ 453 ff.), welche ein Polizeistrafrecht 
erzeugen: Polizeidelikte. 

Die Delikte, wegen derer die Seemannsämter einschrelten können 
(G.V.G. § 13; E.G. z. St.P.O. § 5 Abs. 2; Seemanns.O. v. 2. Juni 1902 
§§ 122 ff. usw.), bleiben wegen ihres nicht in sich abgeschlossenen 
Charakters, sowie der Singularität von Delikten, Delinquenten und 
Strafbehörden ausser Betracht. 

Das Recht der bezeichneten Tatbestände und Rechtsfolgen ist 
grundsätzlich in Wissenschaft und Praxis, im Anschluss an die zu¬ 
grunde liegenden nicht deliktizischen Verwaltungsrechtsgebiete, als 
Verwaltungsrecht weiter zu bilden. Abweichungen vom Strafrecht 
und Strafprozessrecht werden sich dabei insbesondere in Ansehung 
des Tatbestandes für die Deliktsfähigkeit juristischer Personen, 
die Haftung für fremdes Verschulden, die Schuldform und den 
Schuldbeweis, Versuch und Teilnahme, in Ansehung der Rechts¬ 
folge für das Legalitätsprinzip ergeben. Zur Ausbildung des 
verwaltungsrechtlichen Deliktsrechts wird eine Heranziehung des 
bürgerlich-rechtlichen fruchtbringend sein. 

III. De lege ferenda ist beizutreten dem vom 26. Deutschen 
Juristentage „fast einstimmig“ nach der These seines Referenten, 
Herrn Geh. Rat Prof. D. Dr. Kahl, gefassten Beschlüsse, dass für 
die Reform des R.St.G.Bs. 

„eine Ausscheidung des Polizeistrafrechts vorgenommen werde, 
wobei Vorbehalten bleiben kann, ob und inwieweit dieses der 
landesrechtlicheii Ordnung zu überweisen oder in Verbindung 
mit anderen Teilen des Verwaltungsstrafrechts in einer be¬ 
sonderen Reichspolizeiordnung zu kodifizieren sei“, 
mit der Massgabe: 

1. dass eine Kodifikation des Verwaltungsstrafrechts grundsätzlich 
ohne eine Kodifikation des entsprechenden nicht deliktizischen 
Verwaltungsrechts so wenig denkbar ist, wie eine Kodifikation 
des bürgerlich-rechtlichen Schadensei*satzrechts ohne eine Kodi¬ 
fikation des damit zusammenhängenden bürgerlichen Rechts, 
dass also, wenn und insoweit eine Kodifikation des Verwaltungs¬ 
strafrechts erfolgt, sie nicht in einem Verwaltungsstrafgesetz¬ 
buche, sondern nur in einem Verwaltungsgesetzbuche erfolgen 
kann (woraus u. a. die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
für ein Verwaltungsstrafrecht betreffende Verwaltungsstreit¬ 
sachen folgt); 

2. dass daher eine reichsgesetzliche Kodifikation des Verwaltungs¬ 
strafrechts grundsätzlich nur in denjenigen verwaltungsrecht¬ 
lichen Materien denkbar ist, die auch sonst reichsgesetzlich 
geregelt sind, d. i. das Postrecht und grosse Teile des Finanz¬ 
rechts, dass hingegen alle übrigen Partien, insbesondere das 
Polizeirecht, vor der Hand grundsätzlich der landesgesetzlichen 
Regelung überlassen bleiben müssen. 

IV. Als erster Schritt zur Unterstützung von Wissenschaft und 
Praxis, sowie zur Vorbereitung gesetzgeberischer Massnahmen empfiehlt 
sich die Annahme folgender Resolution: 

Der Vorstand der Deutschen Landesgruppe der I.K.V. wird 
ersucht, in Erwägung zu ziehen, ob, wie und inwieweit es 
möglich ist, ein Unternehmen ins Leben zu nifen und zu 
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fördern, welches eine Sammlung und fortlaufende Nachtragung 
sämtlicher reichs- und landesrechtlicher Quellen (Gesetze und 
Verordnungen) des Verwaltungsrechts unter besonderer Be¬ 
rücksichtigung des Verwaltungsstrafrechts, am besten unter 
amtlicher Beihülfe, bezweckt, wie sie z. B. für Hamburg die von 
Wulff herausgegebene Zusammenstellung bietet. Dem Vorstand 
wird anheimgestellt, die nähere Ausführung eines solchen 
Projekts, sowie sonstiger sich dabei als wünschenswert heraus¬ 
stellender Organisationsarbeiten der auf der VI. Landes- 
versammlung zu München 1898 (M.I.K.V. VII 217, IX 104 ff.) 
unter dem Vorsitz des Herrn Prof. Frank eingesetzten 
Kommission zu überweisen. 

Die Versammlung einigte sich jedoch auf keine der vor¬ 
geschlagenen Thesen, sondern beschloss, die bereits eingesetzte 
Kommission zu ersuchen, das Gewerbestrafrecht und die Polizeistraf¬ 
gesetzgebung Württembergs durchzuarbeiten, um festzustellen, ob 
daraus eine begriffliche Scheidung des kriminellen Unrechts zu den 
Polizeiübertretungen zu gewinnen sei. 

Zur Frage über die Reform des Vorverfahrens legte Prof. 
V. Lilienthal den Standpunkt der in Dresden ernannten Kommission 
dar, welcher in nachstehenden Thesen zum Ausdruck kommt. 

I. 1. Das ganze Vorverfahren liegt lediglich in der Hand des 
Staatsanwalts und nicht in der des Untersuchungsrichters. 

2. Der Staatsanwalt hat alle Untersuchungshandlungen möglichst 
persönlich auszuführen oder einen auswärtigen Staatsanwalt 
um die Vornahme zu ersuchen. 

3. Der »Staatsanwalt hat das Recht, Beschuldigte und Zeugen 
unter Androhung zwangsweiser Vorführung zu laden. 

4. Der Richter wirkt im Vorverfahren nur bei antizipierter 
Beweisaufnahme und bei Verhaftungen mit. Der Staats¬ 
anwalt, der Beschuldigte und der Verteidiger dürfen hiebei 
anwesend sein und Fragen stellen. Auch der Angeschuldigte 
kann eine antizipierte Beweisaufnahme beantragen. 

5. Der Staatsanwalt erhebt die Anklage durch Einreichung 
einer Anklageschrift, in der er die ermittelten Tatsachen 
anzuführen und seine Beweismittel zu benennen hat. Eine 
wörtliche Wiedergabe der Bekundungen der Zeugen und 
Sachverständigen des Ermittelungsverfahrens ist unzulässig. 

6. Der Eröffnungsbeschluss fällt fort. Das Gericht kann aber 
von Amts wegen oder auf Antrag einen Vortermin anordnen, 
in dem nach Analogie des vorbereitenden Verfahrens der 
Zivilprozessordnung die Parteibehauptungen und die Beweis¬ 
mittel hierfür zu erörtern sind. 

Aus Rechtsgründen kann das Gericht die Anklage auf 
Antrag oder von Amts wegen auch ohne Verhandlung 
zurückweisen. 

7. Die Hauptverhandlung beginnt mit der Verlesung der An¬ 
klageschrift. Der Staatsanwalt kann sie kurz begründen 
und der Beschuldigte sowie sein Verteidiger hierauf er¬ 
widern. 

8. Das Beweisverfahren in der Hauptverhandlung bleibt un¬ 
verändert. Das Protokoll über die frühere formelle Ver¬ 
nehmung des Angeklagten, eines Zeugen oder Sachverständigen, 
der anwesend ist oder geladen werden kann, darf nicht 
verlesen werden. Die Umgehung dieses Verbotes durch 



Vorhalte aus dem Protokoll oder Vernehmungen von Personen, 
welche der früheren Vernehmung beiwohnten, ist unstatthaft. 

II. 1, Die Kollusionshaft ist nur zulässig, wenn der Angeschuldigte 

vei*sucht hat, Zeugen oder Sachverständige zu einer falschen 
Aussage zu verleiten oder beweiserhebliche Augenscheins¬ 
objekte oder Urkunden zu beseitigen oder unbrauchbar zu 
machen. 

2. Die Kollusionshaft hört auf, wenn ihre Voraussetzungen 
weggefallen sind, jedenfalls nach einer gesetzlich zu be¬ 
stimmenden, möglichst kurzen Zeit. 

3. Der Fluchtverdacht muss bei allen Straftaten durch Angabe 
bestimmter Tatsachen begründet werden. 

4. Dem Erlass des Haftbefehls soll auf Verlangen des Ver¬ 
hafteten eine mündliche kontradiktorische Verhandlung 
vorhergehen, in der die vom Beschuldigten gestellten Zeugen 
stets zu vernehmen sind. 

5. Auch die Verhaftung wegen Fluchtverdachts darf eine kurze, 
gesetzlich zu bestimmende Frist nicht übersteigen. 

III. 1. Die Verteidigung ist notwendig in den Sachen, welche vor 

dem Reichsgericht in erster Instanz oder vor dem Schwur¬ 
gericht zu verhandeln sind. Sie findet ferner in den Fällen 
der Verhaftung regelmässig statt und ist hier auf Antrag, 
über den der Beschuldigte zu belehren ist, immer notwendig. 
Ausnahmen hiervon (z. B. bei Bettelei, Landstreicherei, 
Prostitution, glaubwürdigem Geständnis) sind gesetzlich 
festzulegen. 

2. In Sachen, welche vor dem Landgericht in erster Instanz 
zu verhandeln sind, ist die Verteidigung notwendig: 

a) wenn der Angeschuldigte taub oder stumm ist oder das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet hat; 

b) in schwereren Fällen auf Antrag. 

3. Die Verteidigung ist ferner notwendig, sobald ein Jugend¬ 
licher wegen eines Vergehens zu verurteilen ist. 

4. Dem Verteidiger ist unbe.schränkte Akteneinsicht und freier 
mündlicher Verkehr mit dem Verhafteten ohne Aufsicht 
zuzugestehen. 

Ferner unterbreitete Landgerichtsrat Kulemann folgende 
Leitsätze der Versammlung: 

I. Die Voruntersuchung ist nicht abzuschaffen, sondern zu 
reformieren. 

II. Die Fehler des jetzigen Verfahrens sind im wesentlichen: 

1. Lang.samkeit und Schwerfälligkeit verbunden mit Kraft¬ 
vergeudung ; 

2. Ungenügende Vorbereitung der Hauptverhandlung, soweit 
keine Voruntersuchung stattgefunden hat. 

III. Der erste Fehler kann nur dadurch vermieden werden, dass 
die Vorbereitung möglichst in einer und derselben Hand liegt, d. h. 
bei einem Beamten, der alle erforderlichen Mittel, die Wahrheit zu 
erforschen, zur eigenen Verfügung hat. 

IV. Die Beseitigung des zweiten Fehlers erfordert eine zwei¬ 
malige Vorführung des Tatsachenmateriales. Soll diese nicht in 
eine zweite Instanz verlegt werden, so muss sie im Vorverfahren 
erfolgen. 



— 547 — 


V. Die getrennte Sammlung des Materiales durch die Parteien 
führt zu einem System der gegenseitigen üeberraschung und ver¬ 
mindert die Garantie eines gerechten Urteils. Bei aller wünschens¬ 
werten Selbständigkeit der Parteien ist ein Vorverfahren unter der 
Leitung eines richterlichen Beamten unentbehrlich. Dadurch allein 
ist es auch möglich, die natürliche Schwäche der Stellung des 
Angeklagten gegenüber der Staatsanwaltschaft auszugleichen und 
dessen Interessen ausreichend zur Geltung zu bringen. 

VI. Die Wahrung der richterlichen Stellung dieses Beamten ist 
nur dadurch zu erreichen, dass er zwischen zwei Parteien mit ent¬ 
gegengesetzten Interessen gestellt wird. Der natürliche Vertreter 
des Verfolgungsinteresses ist der Verletzte; auf dessen stärkere 
Beteiligung an dem Verfahren ist Bedacht zu nehmen. Dadurch 
ist zugleich eine wesentliche Entlastung der Staatsanwaltschaft zu 
erreichen. 

VII. Der heutige Eröffnungsbeschluss ist zu beseitigen. Dem 
Untersuchungsrichter ist die Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens sowie die Vertretung der Anklage in der Haupt¬ 
verhandlung zu übertragen. 

Es sprachen ferner noch Staatsanwalt Rosenberg -und 
Rechtsanwalt Heinemann ausführlich zur Sache. 

Eine eigentliche Klärung brachte die Erörterung der Frage 
aber nicht und es wäre wohl besser gewesen, überhaupt von einer 
Abstimmung abzusehen, statt Beschlüsse zu erzeugen, die jeweils 
nur von einer kleinen Mehrheit und ohne genügende Vorbereitung 
gefasst wurden. Diese Beschlüsse gipfeln, sow^eit es zu überschauen 
war, in der Annahme der Kühlemann’schen Thesen I, II, III, 
sowie in der Forderung, dass der Fluchtverdacht bei allen Straftaten 
durch bestimmte Tatsachen begründet werden soll. v. E. 


Der Statistik der zum Ressort des König!« Preuss. 
Ministeriums des Innern gehörenden Gefängnisse pro 1902/03 
entnehmen wir folgendes: 

Die Verwaltung des Gefängniswesens ist in Preussen zwischen 
dem Ministerium des Innern und dem Justizministerium geteilt. 

' A. In der Verwaltung des Innern stehen: 33 Strafanstalten zur 
Aufnahmeder zu Zuchthausstrafe Verurteilten, 20 grössere Gefängnisse 
zur Aufnahme von Gefängnis-, Haft- und Untersuchungsgefangenen. 

In einzelnen Gefängnissen werden auch Zivil-, Polizei- und 
Transportgefangene aufgenommen. 

Dazu kommen in dem französisch-rechtlichen Teile der Rhein¬ 
provinz die sogenannten Kantongefängnisse, welche die amtsgericht¬ 
lichen Untersuchungs-, Haft- und Gefängnisgefangenen, deren 
Strafdauer 14 Tage nicht übersteigt, aufnehmen. Ihre Zahl beträgt 
54, ihre Belegfähigkeit schwankt zwischen 3 und 40 Köpfen. 

B. Dem Justizministerium waren unterstellt 1049 Gefängnisse, 
welche zur Aufnahme von Untersuchungsgefangenen und Straf¬ 
gefangenen (Gefängnisstrafe, Haft und geschärfte Haft) dienen. 
Zuchthausgefangene sind gänzlich ausgeschlossen. 

Blätter für Gefängniskunde. XXXVIII. 8 
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C. Dem Ministerium des fnnern unterstehen ferner 6 Erziehungs¬ 
anstalten für Jugendliche im Alter von 12—18 Jahren, die nach § 5G 
des Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich (Reichsgesetzblatt 
für 1876, Seite 39 u. f.) wegen mangelnder Einsicht freigesprochen 
und der Zwangserziehung überwiesen sind. Soweit Raum vorhanden 
ist, werden darin auch Fürsorgezöglinge aufgenommen. 

Ferner führt der Minister des Innern die Aufsicht über die 
Provinzial-Korrektiousanstalten. 

1. Strafanstalten and arOssere GefSnanlsse. 

Bauten. Der bauliche Zustand der Anstalten ist gut, alle 
den Haftzwecken dienenden Räume erhalten reichlich Luft und 
Licht, auf peinlichste Sauberkeit wird überall gehalten; der Feuer¬ 
sicherheit wird ganz besondere Sorgfalt gewidmet. 

Der in den Grundsätzen vorgeschriebene Raum, für die Einzel¬ 
zelle mindestens 22 cbm, für die Schlafzelle 11 cbm, für die gemein¬ 
samen Arbeitsräume 8 cbm, für die Schlafräume 10 cbm, wird überall 
gewährt, nur in den unzureichenden Gefängnissen in Düsseldorf und 
Saarbrücken hat dieses zeitweise bei Ueberfüllung nicht immer 
geschehen können, das erstere wird durch einen Neubau in Anrath, 
das zweite durch einen Neubau in Saarbrücken ersetzt. In einigen 
älteren Anstalten, z. B. Halle, Sonnenburg, Insterburg, finden sich 
noch Einzelzellen von 16—18 cbm Grösse, sie werden nur für kurz¬ 
zeitige Gefangene oder vorübergehend zum Aufenthalte bei Tag 
und Nacht benutzt. 

Alle Neubauten werden nur als Zellengefängnisse mit einer 
geringeren Anzahl Schlafzellen für die gemeinsam arbeitenden 
Gefangenen ausgeführt. Zurzeit sind noch die Zellengefängnisse in 
Anrath bei Crefeld und Lüttringhausen im Bau; das erstere \^ird 
am 1. April 1904 bezogen. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Minister der öffentlichen 
Arbeiten werden sowohl die Instandhaltungsarbeiten als die Um- und 
Erweiterungsbauten nur durch Arbeitskräfte der Gefangenen aus¬ 
geführt. Bei den Neubauten wird Gefangenenarbeit in immer 
steigendem Umfange verwendet: diese Massnahme hat sich so gut 
bewährt, dass man es unternehmen konnte, den Neubau in Lüttring¬ 
hausen nur mit Gefangenen auszuführen. Dadurch haben sich die 
Baukosten ganz erheblich, um durchschnittlich 25 Prozent, ver¬ 
mindert. 

Sowohl be: den Umbauten als bei den Neubauten wird auf 
die Herstellung von Dienstwohnungen für die Beamten, namentlich 
die Unterbeamten, in ausreichender Zahl Bedacht genommen. 

Soweit das der Anstalt gehörige Gelände ausreicht, wird zu 
jeder Dienstwohnung ein Garten gewährt, dessen Grösse für den 
Vorsteher bis zu 12 a, für die übrigen Oberbeamten bis zu 9 a, für 
die Unterbeamten bis zu 6 a beträgt. 

Personalstatistik des Zuganges* an Zuchthaus- 
Gefangenen. Ueber die Gesamtzahl der Zuchthausgefangenen, 
die Zahl des Zuganges und ihr Verhältnis zu der 18 Jahre und 
darüber alten Bevölkerung des preussischen Staates gibt die nach¬ 
stehende Tabelle Auskunft. 


Digitized by LjOOQle 




Jahr 

Gesamt¬ 

zahl 

Täglicher 

Durchschnitts- 

Bestand 

Zahl des 
Zugangs 

Auf 10000 Köpfe der 18 Jahre 
und iarübei alten Bevölkerung 
des preussischen Staates kamen 
in Zugang 

1869 

28577 


6736 

4,73 

1870 

27894 


5518 

3,85 

1871 

25822 


5254 

3,64 

1872 

24771 


6109 

4,19 

1873 

23811 


6393 

4,35 

1874 

23736 


7122 

4,81 

1875 

23961 


6689 

4,47 

1876 

23890 


7520 

" 4,98 

1877/78 

25201 

17528 

7962 

5,20 

1878/79 

26697 

18350 

8463 

5,47 

1879/80 

27035 

18918 

7802 

4,99 

1880/81 

28666 

19492 

9197 

5,82 

1881/82 

30531 

21073 

9589 

6,01 

1882/83 

31616 

21754 

8693 

5,41 

1883/84 

30193 

20884 

8142 

5,02 

1884/8:') 

29167 

20254 

8069 

4,94 

1885/86 

28103 

19586 

7588 

4,61 

1886/87 

27416 

18989 . 

7481 

4,50 

1887/88 

26516 

18687 

7312 

4,35 

1888/89 

27739 

18241 

6895 

4,06 

1889/90 

25774 

18056 

7096 

4,13 

1890/91 

25473 

18050 

7112 

4,09 

1891/92 

25470 

17983 

7267 

4,14 

1892/93 

25724 

18128 

7534 

4.25 

1893/94 

26044 

18058 

7275 

4,06 

1894/95 

25232 

17880 

7205 

3,98 

1895/96 

24582 

17556 

6817 

3,77 

1896 97 

24157 

17057 

6664 

3,69 

1897/98 

23867 

16394 

5566 

. 3,08 

1898/99 

23464 

16151 

5826 

3,22 

1899 

23486 

15680 

5324 

2,94 

1900 

22577 

15211 

5503 

3,04 

1901 

23143 

15130 

5724 

2,83 

1902 

23730 

15138 

5536 

2,73 


Um ein richtiges Vergleichobjekt zu gewinnen, ist der Zugang der 
Zuchthausgefangenen in Verhältnis zu dem Teile der Bevölkerung ge¬ 
setzt, der überhaupt zu Zuchthaus.strafe verurteilt werden kann. Daraus 
ergabt sich, dass die schwere Kriminalität vom Jahre 1869 bis 1871 ge¬ 
sunken, dann ziemlich konstant bis zum Jahre 1881/82 gestiegen und 
dann (bis zum Jahre 1899) konstant gefallen ist. Im Jahre 1900 machte 
sich eine geringe Steigerung bemerkbar; doch stand sie noch um 
18,3 Prozent günstiger als im Jahre 1869 und um 42,6 Prozent als 
im Jahre 1881/82. Seit dem Jahre 1901 ist sie wieder gesunken und 
bildet im Jahre 1902 den niedrigsten Stand. 

Seit dem 1. Oktober 1894 werden für die Zuchthausgefangenen, 
welche wenigstens drei Freiheitsstrafen (Zuchthaus, Gefängnis, 
Korrektionsnachhaft) verbüsst haben, Zählkarten ausgefüllt, welche 
■ über Herkunft, Vorleben und persönliche Verhältnisse dieser Personen 
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eingehenden Aufschluss geben. Die Gesamtzahl dieser Personen 
am 1. Oktober 1894 und des Zuganges bis zum 31. März 1903 belief 
sich auf 32591 Männer und 5106 Weiber. Von den 37697 Gefangenen 
hatten 10167 bereits 3 bis 5, 15293 6 bis 10, 11318 11 bis 30 und 
919 sogar mehr als 30 Freiheitsstrafen erlitten; 2489 hatten bei 
Begehung ihrer ersten Straftat im Alter von nicht 14 Jahren, 10835 
im Alter von 14 bis 18, 15764 im Alter von 18 bis 25, 8553 im Alter 
von 25 Jahren und darüber gestanden; bei 56 Gefangenen war das 
Alter unbekannt geblieben. Bei nicht weniger als 35745, nämlich 
30976 Männern und 4769 Weibern, war nach dem Gutachten der 
Anstaltsbeamten nach der Entlassung der Rückfall wahrscheinlich, 
bei 1180 zweifelhaft und nur bei 772 unwahrscheinlich. 

Vorläufige Entlassung. Für Zuchthausgefangene, die 
von Zivilgerichten verurteilt waren, wurden, einschliesslich der aus 
dem Vorjahre unerledigt gebliebenen, 566 Anträge auf vorläufige 
Entlassung gestellt, davon wurden 62 oder 10,9 Prozent genehmigt; 
für Militärsträflinge wurden einschliesslich der aus dem Vorjahre 
unerledigt gebliebenen 13 Anträge gestellt und 8 oder 61,5 Prozent 
genehmigt. Auf 8605 h^ntlassungen von Zuchthausgefangenen kamen 
70 vorläufige Entlassungen oder 0,81 Prozent. 

Die Verpflegung der Gefangenen geschieht nach dem 
Verpflegungsetat, der nach dem Grundsätze aufgestellt ist, dass 
annähernd die von Physiologen für die Ernährung eines Erwachsenen, 
nicht schwer arbeitenden Menschen geforderten Nährwerte gegeben 
werden. In der täglichen Kost verhält sich das animalische zu 
dem vegetabilischen Eiweiss ungefähr wie 1:3. 

An 30 Prozent der arbeitenden Gefangenen mit Gesundenkost 
können Ernährungszulagen verabfolgt werden, und zwar: 

an 20 Prozent 150 gr Brot mit 10 gr Schmalz bestrichen und 
eine Portion Kaffee; 

an 5 Prozent 150 gr Brot mit 20 gr Schmalz bestrichen und 
eine Portion Kaffee; 

an 5 Prozent 150 gr Brot mit 20 gr Schmalz bestrichen, eine 
Portion Kaffee und 50 gr Speck. 

Die Zulagen werden vom Vorsteher im Einvernehmen mit dem 
Arzte gewährt und zwar in der Regel erst, wenn der Gefangene 
sechs Monate der Strafe verbüsst hat und fleissig arbeitet. Ferner 
kann der Arzt für einzelne Gefangene mit Gesundenkost aus Ge¬ 
sundheitsrücksichten täglich je 0,5 1 Milch oder 100 gr Wurst (Schlack-, 
Leber-, Rotwurst) bewilligen. Alle übrigen im Etat verzeichneten 
Verpflegungszulagen für Gesunde kommen dafür in Fortfall. Die 
Kosten der Gefangenenverpflegung betragen für den Kopf und Tag 
31,5 Pfg. Aus den Arbeitsbelohnungen können sich die Gefangenen 
Zusatznahrungsmittel beschaffen. Zuchthausgefangene, wenn sie 
3 Jahre der Strafe verbüsst haben und der Betrag der Arbeits¬ 
belohnung mindestens 30 Mark beträgt. Zum Ankauf darf monatlich 
nur die Hälfte der im zweitletzten Monate gatgeschriebenen Arbeits¬ 
belohnung, jedoch keinenfalls mehr als eine Mark, verwendet werden. 

Gefängnisgefangenen kann, wenn der Betrag der Arbeits¬ 
belohnung die Summe von 20 Mark erreicht hat, vom Vorsteher 
erlaubt werden, unter Anrechnung auf die ihnen gutgeschriebene 
Arbeitsbelohnung wöchentlich einmal Zusatznahrungsmittel zu be¬ 
schaffen. Hierzu darf monatlich nur die Hälfte der im zweitletzten 
Monate gutgeschriebenen Arbeitsbelohnung, jedoch nicht mehr als 
50 Pfg. wöchentlich, verwendet werden. Rückfälligen ist die Er- 
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laubnis zum Einkauf erst dann zu erteilen, wenn sie ein Jahr ihrer 
Strafe verbüsst und die vorstehenden Bedingungen erfüllt haben. 

Arbeitsbetrieb. Für die Regelung des Arbeitsbetriebes 
gelten folgende Grundsätze: 

1. Alle Bedürfnisse sowohl der einzelnen Anstalten als der 
gesamten Gefängnisverwaltung sind, soweit irgend möglich, durch 
Arbei der Gefangenen zu befriedigen. 

2. Die Herstellung von Gebrauchsgegenständen für Reichs- und 
Staatsbehörden ist möglichst zu fördern. 

3. Zu landwirtsehaftlichen Kulturarbeiten für Staats- und Kom¬ 
munalverwaltungen, sowie für Private können Zuchthausgefangene 
verwendet werden, wenn dieselben mindestens ein Jahr ihrer Strafe 
verbüsst, sich gut geführt haben und der Strafrest nicht mehr als ein 
Jahr, ausnahmsweise zwei Jahre, beträgt; Gefängnisgefangene mit 
ihrer Zustimmung, wenn sie sechs Monate, ausnahmsweise drei Monate, 
ihrer Strafe verbüsst, sich gut geführt haben, und wenn der Strafrest 
nicht mehr als zwei Jahre beträgt. Zuchthaus- und Gefängnisgefangene 
dürfen nicht zusammen arbeiten; von freien Arbeitern müssen sie 
getrennt gehalten werden. Um eine Schädigung der freien Arbeiter 
zu verhindern, darf diese Verwendung von Gefangenen nur danu 
stattfinden, wenn die Arbeiten unterbleiben würden, weil freie Arbeiter 
nicht dafür zu haben sind oder die hohen Löhne der freien Arbeiter 
die Anlage unrentabel machen. 

Die Erfahrung hat gezeigt, dass diese Verwendung von Straf¬ 
gefangenen am besten den Zwecken des Strafvollzuges entspricht, 
wenn grössere Abteilungen von 40—60 Gefangenen unter Leitung 
eines Oberbeamten mit dem erforderlichen Aufsichlspersonal zur 
V^erwendung kommen. Die Gefangenen zeigen sich willig, fleissig 
und anstellig; ihre Leistungen stehen hinter denen freier Arbeiter 
nur bei Beginn der Arbeit zurück, kommen ihnen aber später gleich. 
Die Aufrechterhaltung der Disziplin m.aeht keine Schwierigkeiten, 
Fluchtversuche kommen nur ganz vereinzelt vor. Dagegen sind bei 
Verwendung kleinerer Abteilungen unter Führung von einem oder zwei 
Unterbeamten, namentlich zu landwirtschaftlichen Arbeiten, bei denen 
eine Berührung mit freien Arbeitern kaum zu verhindern ist, sehr 
erhebliche Missstände hervorgetreten, Durchsteckereien, Indisziplin, 
Auflehnung gegen die Beamten, ja sogar schwere Gewalttätigkeiten 
.sind vorgekommen. In Zukunft werden diese kleinen Abteilungen 
nur ganz ausnahmsweise, wo die Bedingungen für die Aufrecht¬ 
erhaltung der Disziplin ganz besonders günstig liegen, verwendet 
werden können. 

4. Die übrigen Gefangenen sind im öffentlichen Ausgebot an 
Unternehmer zur Ausführung von Industriearbeiten zu vergeben. 
Dabei ist zu beachten, dass nicht einzelnen Unternehmern eine zu 
grosse Anzahl von Gefangenen überlassen wird und dass nicht in 
einzelnen Industrien eine im Verhältnis zur Zahl der darin tätigen 
freien Arbeiter unverhältnismässig grosse Zahl von Gefangenen be¬ 
schäftigt wird. 

Seit dem Jahre 1869 ist die Zahl der in Unternehmerbetrieben 
beschäftigten Arbeiter von 73 auf 32,8 Prozent herabgemindert. Eine 
weitere Herabminderung steht durch die Ausdehnung der Arbeiten 
für die Staatsbehörden bevor. 

Für die Arbeiten in der eigenen Hauswirtschaft und Oekonomie 
der Anstalten werden Löhne nicht in Rechnung gestellt. Bei den 
Arbeiten für die allgemeine Gefängnisverwaltung, sowie für die 



Reichs- und Staatsbehörden wird der Preisberechnung ein Lohnsatz 
von nur 40 Pfg. für den Kopf und Arbeitstag zugrunde gelegt. Bei 
diesem Lohnsätze, der hinter dem von den Unternehmern gezahlten 
erheblich zurück bleibt, muss der Geldbetrag, den die Gefängnis¬ 
verwaltung aus dem Arbeitsbetriebe nachweist, sinken, je weiter die 
Arbeit für Staatsbehörden ausgedehnt wird. Der volle Wert der 
Gefangenenarbeit kommt jedoch der gesamten Staatsverwaltung 
zugute. 

Den Gefangenen werden Arbeitsbelohnungen gutgeschrieben, 
die, nach den Leistungen und dem Fleiss abgestuft, zwischen 1 bis 
20 Pfg. für den Arbeitstag schwanken; für die wiederholt Vor¬ 
bestraften werden sie geringer bemessen. Die Arbeitsbelohnungen 
sind zunächst bestimmt, um dem Gefangenen nach verbüsster Strafe 
die Rückkehr zu einem geordneten Leben zu erleichtern und die 
Fürsorgebestrebungeii zu unterstützen. Der Gefangene hat über 
den Betrag der für ihn gutgeschriebenen Arbeitsbelohnungen kein 
Verfügungsrecht, dieser geht vielmehr erst mit der Aushändigung 
in sein Eigentum über. In der Regel wird der Betrag der Arbeits¬ 
belohnungen nach der Entlassung des Gefangenen den Fürsorge¬ 
organen oder den Polizeiverwaltungen überwiesen, die darüber in 
seinem Interesse verfügen. Während der Haft Winnen aus den 
Arbeitsbelohnungen der Familie des Gefangenen Unterstützungen 
gewährt werden. Haben die Arbcitsbelohnungen bei Zuchthaus¬ 
gefangenen die Höhe von 30 Mark, bei Gefängnisgefangenen die 
Höhe von 20 Mark erreicht, so kann der Gefangene von dem über- 
schiessenden Teile die Hälfte zum Ankäufe von Zusatznahrungsmitteln, 
Büchern, Kleidung etc. verwenden; der Ankauf von Tabak ist nicht 
gestattet. Die gutgeschriebene Arbeitsbelohnung haftet für allen 
Schaden, den der Gefangene während der Haft böswillig oder grob¬ 
fahrlässig an Staatseigentum anrichtet, sowie für die Kosten, welche 
durch seine Entweichung veranlasst werden. 

II. GesundheitszustaDd und Sterblichkeit. 

Von Krankheiten, die behandelt wurden, sind hervorzuheben: 

Strafanstalten: 

Anzahl der Krankheitsfälle behandelten Personen 


M. W. 

M. 

AV. 

Tuberkulose 356 52 

293 

41 

Geisteskrankheit 261 16 

225 

15 

Gefängnisse: 

Anzahl der Krankheitsfälle 

behandelten Personen 

M. W. 

M. 

AV. 

Tuberkulose 133 16 

124 

16 

Geisteskrankheit 157 18 

133 

16 

Geisteskranke. Abteilungen für 
Gefangene befinden sich: 

männliche 

geisteskranke 


a) bei der Strafanstalt Moabit für 55 Köpfe, 

b) bei dem Gefängnisse in Breslau für 39 Köpfe, 

c) bei der Strafanstalt in Münster für 60 Köpfe, 

d) bei dem Gefängnisse in Köln für 33 Köpfe, 

e) bei dem Strafgefäugnisse in Halle für 50 Köpfe, 

f) bei der Strafanstalt in Graudenz für 50 Köpfe. 
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Die wichtigsten Todesursachen. 


Strafanstalten: 



überhaupt 

Prozent aller Gestorbenen 


M. 

W. 

M. 

W. 

Tuberkulose 

71 

6 

35,3 

33,3 

Selbstmorde 

10 

— 

4,9 

— 

Infektionskrankheiten 

23 

— 

11,4 

— 


Gefängnisse 




überhaupt 

Prozent aller Gestorbenen 


M. 

W. 

M. 

W. 

Tuberkulose 

24 

4 

27,9 

40,0 

Selbstmorde 

14 

1 

16,2 

10,0 

Infektionskrankheiten 

14 

— 

16,2 

— 

1. Tuberkulose. 

Wie in 

der erwachsenen freien Bevölkerung 


steht unter den Todesursachen der Gefangenen die Tuberkulose 
obenan. Die nachfolgende Tabelle gibt die Todesfälle an Tuberkulose 
in den Strafanstfilti*n und Gefängnissen und in der freien Bevölkerung 
nebeneinander gestellt. 



Anzahl der leben¬ 
den Personen 
überhaupt 

m. j 

Anzahl der an 
Tuheikulo'e 
Gi.'8iür henen 

in. 1 w. 

Auf ICXX) der 
Lebenden 
kommen an 

1 ubcrkulose 
< lest Ol bene 

in. 1 \v 

Die über 20 Jahre alte 
Bevölkerung . . . 

9176334 

9787822 

29133 

23255 

3,2 

2,4 

Die über 15 Jahre alte 
Bevölkerung . . . 

10813637 

11401269 

31505 

25940 

2,9 

2,3 

Die Gesamtzahl der 
Zuchthausgefange¬ 
nen im Jahre 1902. 

22319 

2786 

71 

6 

3,2 

i 2,2 

Dietägl.Durchschnitts- 
ziffer der Zuchthaus- 
gefangenen . . . 

13787 

1702 

71 

6 

5,1 

3,5 

Die über 15 Jahre alte 
Bevölkerung . . . 

Die Gesamtzahl der 
Gefängnisgefange¬ 
nen im Jahre 1902. 

50322 

12776 

24 

4 

0,5 

0,3 

Die tägliche Durch¬ 
schnittsziffer derGe- 
fängnisgefangenen. 

8761 

1142 

24 

4 

2,7 

3,5 


Wenn danach die Zahl der Tuberkulosefälle in den Strafanstalten 
nach der Durchschnittsziffer der Anstaltsbelegung höher erscheint, 
als bei der freien Bevölkerung, so ist zu beachten, dass von den an 
Tuberkulose Gestorbenen ein nicht unerheblicher Teil mit der Kranke» 
heit behaftet eingeliefert ist. Seit dem Jahre 1884 wird der Tuber¬ 
kulose und der Verhütung ihrer Ausbreitung in den Strafanstalten 
und Gefängnissen eine besondere Aufmerksamkeit gewidmet Die 
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durch den Erlass vom 19. Januar 1884 angeordneten Massregeln: 
Trennung der Tuberkulosen von anderen Gefangenen, Unschädlich¬ 
machung des Auswurfes der Kranken und Desinfektion der von ihnen 
gebrauchten Gegenstände, sind schon von da an sorgfältig beachtet. 
Mindestens dieselbe Sorgfalt, welche zur Bekämpfung der Tuberkulose 
in der freien Bevölkerung angewendet wird, findet sich auch in den 
Strafanstalten und Gefängnissen; die weitgehenden Vorschläge der 
wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen vom 13. März 
1889 sind den Anstaltsverwaltungen vorgeschrieben, und sowohl die 
Vorsteher als die Aerzte angewiesen, sich über »die Art und Gefahr 
der Tuberkulose eingehend zu unterrichten. Dafür wm*den sie auf 
die von dem Minister der geistlichen etc. Angelegenheiten empfohlene 
Schrift des auf dem Gebiete der Tuberkuloseforschung rühmlichst 
bekannten Prof. I)r. Comet: „Wie schützt man sich gegen Tuber¬ 
kulose?“ hingewiesen. 

Um die Ursachen der Tuberkulose im einzelnen Falle und ihrer 
Weiterentwicklung genau zu erforschen, werden seit dem Jahre 1895 
über jeden einzelnen Fall Zählkarten aufgestellt, aus denen sich schon 
soviel ergibt, dass ein nicht unerheblicher Teil der in der Anstalt 
Erkrankten die Krankheit ausserhalb der Anstalt erworben hat, und 
dass bei manchen Kranken die Krankheit in der Anstalt einen ver¬ 
hältnismässig langsamen Verlauf nimmt. Durch genaue ärztliche 
Untersuchung der Gefangenen bei der Einlieferung und fortgesetzter 
Untersuchung bei verdächtigen Anzeichen sucht man die Krankheit 
sobald als möglich festzustellen. Die Anstaltslazarette sind, soweit 
erforderlich, mit Mikroskopen und den zu den bakteriologischen Unter¬ 
suchungen notwendigen Einrichtungen ausgestattet. Sobald ein 
Gefangener der Tuberkulose verdächtig ist, wird er von den anderen 
Gefangenen abgesondert. Für die Gefangenen der gemeinsamen 
Haft sind besondere Tuberkulosenabteilungen eingerichtet; die von 
Tuberkulosekranken benutzten Einzelzellen werden, bevor sie mit 
anderen Gefangenen belegt werden, vorschriftsmässig desinfiziert, 
ebenso alle von dem Tuberkulosen benutzten Gebrauchsgegenstände. 
Der Auswurf der Tuberkulosen wird auf das sorgfältigste unschädlich 
gemacht. 


Au 8 dem deutscheu Reichstag« 

Verhandlungen über die Strafverschickung. Bericht des Ab¬ 
geordneten Krebs. 

Der Staatsanwalt Wagner in Zweibrücken als Vorstand des 
„Westpfälzischen Zweig Vereins der Deutschen Ko lonial- 
g e s e 11 s c h a f t“ bittet den Reichstag am 6. Dezember 1901; 

der Frage näher zu treten, ob nicht im Interesse der 
Sicherheit des Reiches gegenüber dem inneren Feinde, im 
Interesse der durch den bisherigen Strafvollzug in ihrer 
Lebenskraft bedrohten Sträflinge und im Interesse der 
Entwickelung unseres überseeischen Besitzes die Straf¬ 
verschickung einzuführen sei, 
und begründet diese Petition folgenderraassen: 

Bereits vor einigen Jahren habe er als Vorsitzender des „West¬ 
pfälzischen Zweigvereins der Deutschen Kolonialgesellschaft“ auf 
Grund eines Beschlusses desselben bei der Zentrale in Berlin diese 
Frage angeregt, ob nicht zur Beseitigung mannigfacher Missstände 




und Unzuträglichkeiten die gesetzliche Einführung der Straf- 
verschickung auch für das Deutsche Reich empfehlenswert sei. Diese 
Anregung, über welche Herr von Buchka den Bericht bei der Zentrale 
erstattete, sei als ungeeignet abgewiesen, insbesondere sei in der 
Begründung zu dein bezüglichen Beschlüsse des Vorstandes der 
Deutschen Kolonialgesellschaft betont, dass die ganze Frage noch zu 
unaufgeklärt sei, dass der Gedanke überseeischer Strafansiedelungen 
dem Menschlichkeitsgefühle des deutschen Volkes widerstreite und 
dass es auch an den geeigneten Schutzgebieten fehle. 

Inzwischen sei nun hauptsächlich durch die bahnbrechenden 
Arbeiten des Universitätsprofessors Dr. Bruck in Breslau diese in 
ihrer Bedeutung noch viel zu sehr verkannte und unterschätzte, durch 
den Posener Juristentag mit einer geradezu empörenden Verächtlich¬ 
keit behandelte Frage nicht bloss in ein neues Fahrwasser getreten, 
sondern es habe sich, nachdem sich die Presse derselben bemächtigt, 
Interesse gezeigt. Die Erfolge Frankreichs, welche sich in der 
Strafbesiedelung Neu-Kadeloniens den grossartigen Ergebnissen der 
australischen Deportation anzuschliessen begännen, hätten die Auf¬ 
merksamkeit einflussreicher Kreise Deutschlands erregt. Schwere 
Freveltaten in allen Ecken und Enden des Reiches, wie sie in gross¬ 
gedruckten Lettern der Tagesblätter fortgesetzt berichtet werden, 
erzeugten nicht bloss ein Gefühl der Unsicherheit und Unbehaglich¬ 
keit, sondern steigerten sich von Zeit zu Zeit zu anarchistischen und 
nihilistischen Ausbrüchen, welche beweisen, dass gewalttätige Um¬ 
wälzungsbestrebungen vorhanden seien und wachsen. Dazu komme, 
dass in unseren Grossstädten, in denen täglich eine Reihe der 
gefährlichsten Verbrecher nach verbüsster Strafe entlassen werden, 
eine Fülle von Gesindel sich ansammele, das gierig und beutelustig 
die Zeit der Empörung und des Barrikadenkampfes herbeisehue. 
Gegen alle solche Freveltaten und Ausbrüche schaffe nur das Sicher¬ 
heitsventil der Strafverschickung eine wirksame Abhülfe, zumal die.ses 
für Deutschland neue, von verschiedenen Seiten leidenschaftlich an- 
gefeindete und selbst von Einsichtigen noch viel zu wenig gewürdigte 
Strafvollzugsmittel als „offener Kerker in freier Luft“ gegenüber (ier 
bisherigen Strafverbüssung in engen Zellen unleugbare Vorzüge 
biete. Die Deportation wirkt staatserhaltend und ruhesichernd. Der 
Abschaum unserer Gressstädte, der Auswurf unserer Fabrikbezirke 
würde dem Mutterlaude, in dem er nur verpestend wirken könne, 
durch die Gründung überseeischer Strafniederlassungen entzogen, 
um auf den Rieselfeldern unserer noch unerschlossenen afrikanischen 
und Südsee-Schutzgebiete verwertet zu werden und zugleich diesen 
Gebieten die ihnen noch fehlenden Arbeitskräfte reichlich zuzuführen. 
An Stelle der dürftigen Strafarbeit in Zuchthäusern, Gefängnissen 
und Arbeitshäusern ermögliche die vStrafverschickung die Rodung* 
der Urwälder, den Anbau fruchtbarer Steppenländer, den Bau von 
Häfen, Wegen und Bahnen Durch diese Arbeitsleistungen aber 
würden die Vorbedingungen und Lebensannehmlichkeiten geschaffen, 
welche allein imstande seien, den Auswandererstrom von Amerika 
nach dem dunklen Kontinent und Neu-Guinea abzulenken. Der 
Kostenaufwand für die Seeüberführung sei zwar nicht unbeträchtlich, 
vaber er würde sich nach den Berechnungen, die einst von Holzen- 
dorff und jetzt Dr. B ruck angestellt hätten, reichlich belohnen, 
zumal der Auslage das Iniponderabile des rasch sich steigernden 
Wertes der erschlossenen Ländereien und der Vx)rteil der Gewinnung¬ 
neuer und stets sicherer Absatzgebiete für die inländische Gewerbe- 
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tätigkeit gegenüberstehen. Die Rechtspflege im Mutterlande würde 
durch die endgültige Beseitigung des grössten Teiles unserer rück¬ 
fälligen Sträflinge — und die Rückfälligkeit wachse ja in einem, 
auch von der Kriminalstatistik des Jahres 1898 als beklagenswert 
beurteilten, sich steigernden Masse — wesentlich entlastet werden. 
Der kostspielige Aufwand für Strafanstaltspaläste, welcher nach 
Professor Dr. Bruck im Falle der Durchführung des Einzelhaft¬ 
vollzuges für Preussen allein auf etwa 225 bis 300 Millionen Mark 
zu veranschlagen sein würde, würde wegfallen. Dem entlassenen 
Sträfling, welcher zurzeit gemieden und geächtet, ja sogar hülflos 
und verlassen als Paria der Gesellschaft herumirre, bis er aus Not, 
Rache und Verzweiflung wieder zum Verbrechen greife, würde durch 
die Strafverbüssung iin Auslande, in dem sich niemand um die 
dunkle Vorgeschichte seines bisherigen Lebens kümmere, die Möglich¬ 
keit zur inneren sittlichen Aufrichtung und Wiedergewinnung eines 
menschenwürdigen Daseins geboten, so dass auch die Rücksichten 
des Menschlichkeitsgefühls zu der Einführung von Verbrecherinseln 
und festländischen Strafniederlassungen drängten. Die Lungen¬ 
tuberkulose fordere in unseren Strafanstalten, auch wenn sie noch 
so wohlbedacht gebaut und überwacht seien, infolge der einförmigen 
Lebensweise und der Unterbindung des naturgemässen Freiheits¬ 
dranges geradezu erschreckend hohe Opfer an Lebenskraft und Ge¬ 
sundheit, so dass in manchen besonders ungünstig gelegenen Straf¬ 
anstalten fast die Hälfte der Insassen an dieser schleichenden Krankheit 
leiden. Die Ziffern solcher Erkrankungen seien nur zu wenig bekannt 
geworden, sonst würde dem Gedanken eines, wenn auch strengeren, 
so doch der Gesundheit weniger nachteiligen Strafvollzuges, wie ihn 
die Deportation biete, mit weniger Hartnäckigkeit entgegengetreten 
werden. Was nützten alle Erfolge der sittlichen Besserung der Ge¬ 
fangenen bei dem jetzigen Strafvollzüge, wenn der Sträfling nach 
verbüsster Freiheitsstrafe körperlich gebrochen, siech und krank in 
den immer schwieriger werdenden Kampf des Daseins zurückkehrt. 
Dazu kämen noch gewichtige Bedenken, ob nicht oft das Gemüt der 
Gefangenen unter dem ansteckenden Einfluss sittlich verderbter 
Zellengenossen und alter Zuchthäusler verwildert und ob nicht die 
in dem engen Wettbewerbe des Lebens unbedingt erforderliche 
geistige Lebenskraft der Sträflinge in der Einförmigkeit und Stumpf¬ 
heit des Zellenlebens erlahme. 

Uebrigens trete endlich hinzu, dass es bei der Ueberfüllung 
aller Berufszweige an geeigneten Persönlichkeiten zur Aufsicht über 
die Strafverschickten nicht fehlen würde, so dass sich ein neues und 
erwünschtes Feld nützlicher Tätigkeit in diesen Aufseher.stellen für 
manchen ehemaligen Heeresangehörigen bieten würde, welchem es 
trotz des fragwürdigen Zivilversorgungsscheins bisher nicht gelungen, 
anderweitig eine erträgliche Stellung zu finden, sodass er unzufrieden 
bliebe gegenüber den bessersituierten Altersgenossen gleicher Quali¬ 
fikation, die eine Stellung erreicht haben. Ja durch unentgeltliche 
Ueberweisung von Land iind Sträflingsarbeitskräften, die ja beide 
im Ueberfluss vorhanden sein würden, könnte sich eine derartige 
Aufsichtstätigkeit leicht zu einem pekuniär vorteilhaften Posten 
gestalten lassen. 

Nach den erst kürzlich veröffentlichten Untersuchungen des 
Geheimrats Dr. Koch fänden sich auf den vom Deutschen Reich 
neu erworbenen Diebsinseln und Karolinen keinerlei Malariakeiine: 
gefährliche Fieber seien dort unbekannt. Ebenso sei dort eine 
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Fluchtgefahr auf dem weltentlegenen, früher spanischen Inselbesitze 
nahezu ausgeschlossen. Durch die grosse Anzahl kleiner und deshalb 
leicht zu beaufsichtigender Eilande und Atolle lasse sich eine für den 
Strafvollzug höchst erwünschte Trennung der Sträflinge nach Alter, 
Geschlecht und grösserer oder geringerer Gemeingefährlichkeit wie 
nach anderen Ge8ichtsi)unkten leicht ermöglichen. Das Klima sei 
zwar heiss, werde aber durch die frische Seeluft gekühlt und erfrischt: 
die Europäer erfreuten sich nach den übereinstimmenden Berichten 
der besten Kenner dieser Inselgruppen eines ,ausgezeichneten Wohl¬ 
befindens“. Der Boden dieser „grünen Inseln“, wie sie der Herr 
Reichskanzler Graf von Bülow bei ihrem Erwerbe angepriesen, 
sei von hervorragender Fruchtbarkeit, sodass die Ernährungsfrage 
der Deportierten nur in den ersten Zeiten einige Schwierigkeiten 
bieten würde; Abwechselung der Lebensmittel sei durch die bereits 
nachgewiesene Möglichkeit von Viehzucht und den Fischreichtum des 
umgebenden Meeres gewährleistet. Der Bedarf an Kleidung und 
Brennmaterial sei auf ein Mindestmass beschränkt. Die Arbeit im 
Freien mit ihrem die Gesundheit stärkenden Einfluss wäre nahezu 
das ganze Jahr über möglich; ja die hochgelegenen Gebirgszüge 
brächten die Möglichkeit, an geeigneten Punkten in kälterer Luft zu 
industrieller Beschäftigung der Gefangenen mit leichterem Arbeits¬ 
betrieb in luftigen Baracken überzugehen, wie etwa zu Zigarren- 
und Zigarettenherstellung. Petent beruft sich wegen der richtigen 
Schilderungen dieser Gegenden auf Dr. F i n s c h, Dr. Krieger, 
G r a b 0 w s k y , Admiral von Knorr, Kapitän Prager, Thiel, 
Kubary, Dr. Fitzner, Bezirksamtmann Senf ft, den englischen 
Gelehrten F. W. Christian und die bei dem Erwerbe der Südsee¬ 
inseln dem Reichstage vorgelegte Denkschrift; Mont er o Y Vidal 
sage in seinem Werke über ^,Las Ishis Morwuas, Carolinas y Palaos^\ 
dass das Klima gesund sei unter dem reinen Hauche der Seeluft. Es 
sei in diesem Zusammenhänge von besonderem Interesse, dass schon 
die Jaluit-Gesellschaft eine Ansiedelung von Europäern in jenen 
gesunden Gegenden erwogen hätte, zumal die frische Meere.sluft ein 
Feind der Tuberkulose sei. Es sei deshalb nicht abzusehen, weshalb 
nicht unter dem Zusammenwirken aller dieser günstigen Bedingungen 
ähnliche Erfolge, wie sie Neu-Kaledonien in gesundheitlicher Hinsicht 
auf zu weisen habe, auch auf diesem Inselgebiete zu hoffen seien. 
Verträge mit England, wie sie in bezug auf Neu-Pommern, welches 
Graf Pfeil zu Strafniederlassungen empfohlen, diesem Plane ent¬ 
gegenstehen, seien hinsichtlich der Südseeinseln nicht geschlossen. 
Zum Teil hätten die letzteren sogar schon der spanischen Deportation 
gedient. 

Während das zuletzt erwähnte Inselgebiet hauptsächlich wegen 
der Sicherheit gegen Fluchtgefahr für anarchistische Attentäter und 
schwere Verbrecher ins Auge zu fassen wäre, kämen hinsichtlich der 
weniger gefährlichen Affektverbrecher — und rückfälligen Land¬ 
streicher und Bettler, die eine grosse Landplage seien — die auch 
gesundheitlich zur Strafverschickung sich eignenden Gebiete Deutsch- 
SüdWestafrikas in Betracht, weshalb rücksichtlich der Art und Weise 
der Strafbesiedelung in diesen Gegenden, welche infolge ihrer 
trockenen Luft als Kurorte gegen die Strafanstaltskrankheit der 
Phtisis zu bezeichnen seien, auf die bis ins einzelnste ausgearbeiteten 
Vorschläge von Professor Dr. Bruck Bezug genommen werden 
müsse. Auch hier, wie bei den Verbrecher-Inseln, sei ein Hau))t- 
gewicht darauf zu legen, dass durch die Einführung der bedingten 



Begnadigung bei guter Führung nach Art des progressiven englischen 
Markensystems ein Streben in den Sträflingen nach Bessergestaltung 
ihrer Lage und wirtschaftlicher Selbständigkeit erreicht würde, ln 
geschlossenen Reservatgebieten wäre denselben nach Zurücklegung 
der Strafzeit Ansiedelung unter staatlicher Begünstigung in bezug 
auf Landzuweisungen etc. zu gewähren und nach Zurücklegung auch 
dieses Stadiums könnte denselben freie Niederlassung in unseren 
sämtlichen Schutzgebieten mit Heiratsermöglichung und unentgelt¬ 
licher IJeberführung ihrer Familien behufs Gründung eines geordneten 
Hauswesens bewilligt werden. Nur bei ausnahmsweise guter Führung 
dürfte die Erlaubnis zur Rückkehr in das Mutterland gestattet 
werden. — Für die zur Deportation ungeeigneten Sträflinge wäre 
die innere Kolonisation nach den Vorschlägen Dr. Korns einzu¬ 
führen. 

Die Petitions-Kommission beriet am 5. luni 1902 unter Zu¬ 
ziehung des Vertreters des Reichs-Justizamts, des Herrn Geheimen 
Ober-Regierungsrat Dr. v. Tischendorf, diese Petition, wobei der 
Letztere auf Anregung des Referenten erklärte: 

Bereits in der Sitzung des Reichstags vom ol. Januar 1898 
habe gelegentlich der Beratung des Etats der Reichs-Justizverwal¬ 
tung der Herr Staatssekretär des Reichs-Justizamts sich gegen die 
Vornahme des Versuchs einer Deportation ausgesprochen und dies 
unter Berücksichtigung der Berichte von Gouverneuren unserer 
Schutzgebiete eingehend begründet. Seitdem habe das Reichs- 
Justizamr in Veralanssung eines in der „Kreuzzeitung“ unter dem 
Titel „Koinpromissvorschlag zur Frage der Deportation nach Süd¬ 
westafrika“ erschienenen Artikels des Professors Dr. Bruck, sich 
bemüht, festzustellen, in welchen Grenzen ein Versuch der in dem 
Artikel bezeichneten Art überhaupt ausführbar wäre und insbeson¬ 
dere, welche Ausgaben hierzu erforderlich sein würden. Durch 
Vermittelung des Auswärtigen Amts sei vom Gouverneur von Süd¬ 
westafrika ein eingehender Bericht über diese Fragen erfordert 
worden Der Bericht habe folgendes ergeben: 

Ein mit 150 Sträflingen für ein Jahr zu unternehmender 
Versuch würde (abgesehen von den auf ca. 55000 Mk. zu ver¬ 
anschlagenden Kosten de.s Rücktransports) einen Aufwand von 
etwa 300000 Mk. erfordern. Die Heranziehung von freien 
Arbeitern aus Deutschland zu Arbeiten im Schutzgebiete .sei 
beträchtlich billiger, als die Heranziehung von Sträflingen. 
Jeder Gouverneur würde freien Arbeiteni den Vorzug geben. 
Unter allen Umständen würden für eine Deportation bedeutende 
Mittel aufzuwenden sein, die, wenn auf die Ansiedelung von 
ehrlichen Leuten verwendet, sowohl dem alten, wie dem neuen 
Vaterlande grösseren Nutzen bringen würden. 

Nach Eingang des Berichts habe das Reichs-Justizamt von 
weiteren Schritten in der Sache abgesehen. 

Die Kommission beschloss mit Mehrheit, beim Plenum zu be 
antragen: 

Der Reichstag wolle boschliesseii: 

die Petition II No. 11105 des Westpfälzischen Zweigvereins der 
Deutschen Kolonialgesellschaft zu Zweibrücken, betreffend die 
gesetzliche Einführung der Strafverschickung, 

dem Herrn Reichskanzler als Material zu überweisen. 

Auf Grund dieses Berichtes entspann sich folgende Verhandlung 
in der Sitzung vom 28. Februar 1903: 



Thiele, Abgeordneter: Meine Herren, so ungern ich bei der 
Geschäftslage des Hauses das Wort zu einer Petition ergreife, so ist 
es doch notwendig bei dieser, weil wir uns schon in der Kommission 
lebhaft gesträubt haben gegen das Votum auf Ueberweisung als 
Material. Wir waren strikte dafür, dass auf Uebergang zur Tages¬ 
ordnung votiert werden sollte, wenn die Petition nicht für ungeeignet 
zur Erörterung im Plenum befunden werde. 

Meine Herren, die Frage der Strafverschickung ist ja nicht 
zum ersten Male durch diese Petition vor das Haus gelangt. Wir 
hal)en bereits Anfang der neunziger Jahre mehrfach, wenn auch 
vorübergehend, die Frage im Reichstag erörtert gesehen. Dann er¬ 
schien Mitte der neunziger Jahre — es war wohl 1894 — die Broschüre 
„Fort mit den Zuchthäusern!“ und 1896 das Buch des Breslauer 
Professors Bruck, welches den Titel führte „Neudeutschland und seine 
Pioniere“. Die „Pioniere“ von Neudeutschland sollten die Deportierten 
sein. Bald darauf kam es damals im Reichstag wiederholt zur Aus¬ 
sprache über die Deportation. Zunächst war es am 31. Januar 1898, 
da fragte der Abgeordnete Rickert den anwesenden Staatssekretär 
des Reichs-Justizamts, wie er sich zu der Frage der Deportation stellt. 
Damals erklärte der Herr Staatssekretär v. Nieberding: die Frage 
sei lebhaft erörtert worden, und auch das Reichs-Justizamt habe sich 
mit ihr beschäftigt. Es sei zweifellos, wenn es praktisch möglich 
wäre, einen Teil der Gefangenen nach den Kolonien abzuführen, von 
finanziellem, wirtschaftlichem und moralischem Vorteil. Aber bereits 
in den Jahren 1895 und 1896 seien die Gouverneure von Togo, 
Kamerun, Südwestafrika und Ostafrika befragt worden, ob die 
Deportation ihnen zulässig erscheine, durchführbar sei und im In¬ 
teresse der Kolonisten sowohl wie der Sträflinge liege, und die Ant¬ 
wort sämtlicher Gouverneure sei verneinend ausgefallen. Zwar 
wären von den Gouverneuren verschiedene Gründe dafür angegeben 
worden, aber das Endergebnis ihrer Begutachtung sei eben in allen 
Fällen eine entschiedene Verneinung der Deportationsmöglichkeit 
gewesen. Als Gründe seien namentlich drei angegeben worden: 
erstens der, dass das Klima in den afrikanischen Kolonien so wenig 
zuträglich sei, dass, wie der Gouverneur von Kamerun sich ausdrückte, 
sehr bald die ganze Sträflingskolonie ein grosses Krankenhaus bilden 
würde. Als zweiter Grund w'urde angegeben, dass die Deportation 
der Autorität der freien weissen Bevölkerung in den Kolonien schaden 
müsste, und als dritter Grund, dass die Kolonien so stark bevölkert 
seien, dass für Deportierte kein Raum mehr sei. Allerdings gäbe es 
Kolonien, die noch nicht stark genug besiedelt seien, aber die lägen 
so tief im Innern von Afrika, dass der Transport dorthin und nament¬ 
lich auch die beständige Bewachung an den entfernt liegenden Posten 
mit ausserordentlich hohen Kosten verbunden sind. Der Herr Staats¬ 
sekretär Nieberding schloss seine damalige Erklärung mit folgenden 
Worten: 

Wie die Dinge liegen, ist es bei einigen unserer Kolonien in 
der Tat nach ihrer ganzen materiellen Entwicklung schon viel 
zu spät, an Deportationsversuche zu denken, bei anderen 
Kolonien aber vielleicht noch zu früh, weil das Innere des 
Landes noch n^cht so weit aufgeschlossen ist, um einen leichten 
Zugang zu gestatten. Ueberall in der Welt, wo mit Deportation 
Erfolge erzielt worden sind, haben sie sich vollzogen in Gebieten, 
die unmittelbar mit der Küste in Zusammenhang stehen und 
auf das leichteste zugänglich waren. Ueberall aber, wo diese 



Voraussetzung; in unseren Kolonien vorlieg-t, ist der Versuch 
einer Deportation nach den Berichten, die wir erhalten haben, 
ausgeschlossen. Ich glaube nicht, dass die Reichsverwaltung 
nach den Ergebnissen vorerst Anlass haben wird, der Frage 
nochmals näher zu treten. 

Also die Antwort des Staatssekretärs im Reichs-Justizamt lautete 
gleichfalls entschicdend verneinend. 

Bald darauf kam nochmals die Angelegenheit der Deportation 
im Reichstag zur Sprache. Das war am 12. Februar 1898. Vorher 
hatte die Biidgetkommission sich mit der Frage beschäftigen müssen 
infolge einer Anfrage des Herrn Abgeordneten Hasse. Auch in der 
Budgetkommission waren die Meinungen entschieden dagegen, dass 
auf das Deportationsprojekt näher eingegangen würde, und wie der 
Herr Abgeordnete Prinz v. Arenberg heriiach vor dem Plenum 
referierte, war die gesamte Budgetkommission ausser zwei dissen- 
tierenden Stimmen gegen dies Projekt. Damals wurde das Gutachten 
des Gouverneurs Major Leutwein verlesen, und es erscheint notwendig, 
dieses hier im Auszuge wiederzugeben. Major Leutwein sagte: 

Zugunsten der Deportation möge sich theoretisch manches 
Vorbringen lassen, praktisch indessen ständen ihr in Südwest¬ 
afrika erhebliche Schwierigkeiten entgegen. Während früher 
bei den anderen Staaten die Deportierten nach Ländern gelenkt 
worden seien, in welchen Weisse noch nicht angesiedelt waren, 
müssten in Südwestafrika die Verbrecher unter ehrliche Leute 
gebracht werden. Für die Verbrecher müssten überdies staat¬ 
liche Aufwendungen gemacht werden, welche für die ehrlichen 
Leute nicht gemacht Avürden. Bisher seien noch nicht einmal 
zwecks Zuweisung von Ländereien au Truppenangehörige 
genügend Ländereien vorhanden gewesen. Die Frage der 
Deportation nach Südwestafrika hätte vor 60 Jahren angeregt 
werdet» können, als noch keine Weissen sich dort angesiedelt 
hatten. 

Der Abgeordnete Prinz v. Aremberg machte bei dieser Gelegenlieit 
darauf aufmerksam, Avelche-Erfahrungen andere Staaten mit der 
Deportation gemacht haben. Er verwies auf die Tatsache, dass in 
Sibirien selbst aus den unwirtlichsten Gegenden und zu den un¬ 
günstigsten Jahreszeiten mitten im Winter massenhaft Deportierte 
entfliehen, und dass auch au« der französischen Fremdenkolonie in 
Algier jedes Jahr zahlreiche Desertionen zu verzeichnen seien, obwohl 
die Desertierten das unwirtlichste und gefährlichste Gebiet der ganzen 
Erde, einen Teil von Marokko, zu durchwandern hätten. 

Damals entschied sich auch das Plenum dafür, dass die Schae 
als erledigt anzuschen sei. Nur der Herr Abgeordnete Böckel hat 
einmal, und zwar im Jahre 1900, sich bedingt für die Deportation 
ausgesprochen; aber er wollte auch, dass „eine richtige Auswahl 
unter den zur De};ortation bestimmten Gefangenen“ gemacht würde: 
also auch er wollte nicht unbedingt die Deportation für alle in Zucht¬ 
häusern untergebrachten Personen haben. 

Jetzt taucht nun die Frage wieder auf. Die Situation hat sich 
jedoch seitdem nicht im mindesten geändert. Die klimatischen Ver¬ 
hältnisse in den Kolonien sind genau so wie vor sechs Jahren, und 
wie ein neuerdings von dein Gouverneur eingeholtes Gutachten ergibt, 
ist genau wie vor sechs Jahren der Gouverneur ein entschiedener 
Feind aller Deportationsversuche. 
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Womit begründet nun der Petent sein Verlangen? Er wünscht, 
es solle der Frage näher getreten werden, ob nicht im Interesse der 
Sicherheit des Reichs gegenüber dem inneren Feind, im In¬ 
teresse der durch den bisherigen Strafvollzug in ihrer Lebens¬ 
kraft bedrohten Sträf 1 inge und im Interesse unseres über¬ 
seeischen Besitzes die Straf Verschickung einzuführen sei. Meine 
Herren, es ist in der Tat interessant, die Petitionen zu lesen, wie da 
in neun Zehnteln sämtlicher Sätze statt durchschlagender Gründe die 
Phrase, die Redensart, für die Deportation geltend gemacht wird. 
Ich habe mich in der Tat gewundert, dass ein Staatsanwalt — der 
Petent ist Staatsanwalt Wagner in Zweibrücken — nicht etwas gründ¬ 
licher und tiefer in die Frage eingedrungen ist, ehe er ein solches 
Verlangen stellt. 

Meine Herren, die Deportation ist entstanden in der römischen 
Zeit. Nun ist es ja Tatsache, dass wir neuerdings manche Erscheinungen 
aus der Zeit der römischen Kaiser wieder aufleben sehen. Aber dass 
auch die Deportation zu diesen Auffrischungen geeignet sei, möchte 
doch billig bezweifelt werden. 

Grössere Erfahrungen mit der Deportation haben bis jetzt nur 
gemacht Frankreich, England und Russland. Dass wir an die russische 
Deportation, wie sie nach Sibirien erfolgt, nicht denken können, wird 
von keiner Seite bestritten; das russische Beispiel fällt daher weg. 
In Fankreich unterscheidet man zwischen Deportation, Transportation 
und Relegation. Der neue code penal hebt die Deportation im früheren 
Sinne auf, und wenn in der Petition des Staatsanwalts Wagner 
gesagt wird, Frankreich habe .ausgezeichnete Erfahrungen mit der 
Deportation gemacht, so steht dem die Tatsache entgegen, dass man 
auch in Frankreich von der Deportation nichts mehr wissen !will. 
Ebenso ist es in England. Es liegt also kein Grund vor, eine Straf¬ 
art in Deutschland einzuführen, die nach dem Gutachten der 
betreffenden Gouverneure nicht angebracht ist, und die von den 
Ländern, die sie vor hundert Jahren eingeführt haben, — in England 
stammt sie allerdings schon aus dem 17. Jahrhundert, aus der Zeit 
Jakobs, — sich weder bewährt haben noch neuerdings aufrecht 
erhalten bleiben. 

Nach alledem haben wir uns schon in der Petitionskommission 
entschieden dagegen gewendet, dass die Petition als Material über¬ 
wiesen werde. Wir haben damals den Antrag auf Uebergang zur 
Tagesordnung gestellt, und ich erneuere hiermit den Antrag, dass 
über diese Petition der Uebergang zur Tagesordnung beschlossen wird. 
(Bravo! bei den Sozialdemokraten.) 

Präsident: Das Wort wird nicht weiter verlangt; die Dis¬ 
kussion ist geschlossen. 

Das Schlusswort hat der Herr Berichterstatter. 

Krebs, Abgeordneter, Berichterstatter: Meine Herren, alles, 
was der Herr Vorredner vorgetragen hat, ist ja ganz richtig: aber 
ich möchte als Referent der Kommission, der Gepflogenheit der 
Petitionskommission, die eine ausgezeichnete Seite hat, folgend, hier 
nicht in die ganze prinzipielle Erörterung dieser schwerwiegenden 
Frage eintreten. Wir alle erkennen aber an, dass sie nicht bloss 
hochwichtig ist für die Rechtspflege, sondern dazu angetan ist, bei 
der Regelung des Strafvollzugs eine grosse Rolle zu spielen. Aber 
ebenso muss ich auch betonen, dass die pekuniären Opfer, die das 
Reich dabei bringen muss, wenn es dies einmal tut, doch so gross 
sind, dass wir hier bei einem so schwach besetzten Hause eine solche 
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Sache nicht prinzipiell behandeln sollten. Ich möchte namentlich 
hervorheben, dass der Herr Vorredner zwar den Schlusssatz der 
Petition angegeben hat, worin der Petent bittet, der Frage näher zu 
treten, ob nicht im Interesse der Sicherheit des Reichs gegenüber 
dem inneren P'eind, im Interesse der durch den bisherigen Strafvoll¬ 
zug in ihrer Lebenskraft bedrohten Sträflingen und im Interesse 
unseres überseeischen Besitzes der Frage der Straf Verschickung für 
die zu schwerer Freiheitsstrafe Verurteilten näher zu treten sei. Er 
hat aber wohl aus Versehen vergessen zu sagen, dass der Staats 
anwalt die gesetzliche Einführung dieses Deportationssystems wünscht. 
Da nun unsere Reichs-Justizbehörde dies zurzeit aus naheliegenden 
Gründen für unmöglich erklärt und von weiteren Schritten abgesehen 
hat, so hat die Petitionskommission wohl nur Veranlassung, Sie zu 
bitten, die Petition als Material zu überweisen. Ich empfehle dies. 

Präsident: Wir kommen zur Abstimmung. 

Die Petitionskommission schlägt vor: 

Der Reichstag wolle beschliessen: 

Die Petition II Nr. 11165 des Westpfälzischen Zweigvereins 
der Deutschen Kolonialgesellschaft zu Zweibrüeken, betreffend 
die gesetzliche Einführung der Straf Verschickung, dem Herrn 
Reichskanzler als Material zu überweisen. 

Dagegen beantragt der Herr Abgeordnete Thiele: 

über die Petition zur Tagesordnung überzugehen. 

Ich werde zunächst über den Antrag des Herrn Abgeordneten 
Thiel« abstimmen lassen. Sollte er nicht angenommen werden, werde 
ich annehmen, dass der Antrag der Kommission vom Hause an¬ 
genommen ist. — Hiermit ist das Haus einverstanden. 

Ich bitte also diejenigen Herren, w^elche entgegen dem Anträge 
der Kommission nach dem Anträge Thiele über die zur Diskussion 
stehende Petition zur Tagesordnung übergehen w^ollen, sich von den 
Plätzen zu erheben. (Geschieht.) 

Das ist die Minderheit; der Antrag Thiele ist abgelehnt, und 
ich konstatiere, dass der Antrag der Kommission angenommen ist. 


Verhandlungen über bedingte Vernrteilnng bezw. bedingte Be- 
gnadigungy Strafvollzug, Revision des Strafgesetzbuchs, Strafmün¬ 
digkeit, Fesselung Gefangener, Entschädigung unschuldig Ver¬ 
hafteter etc. 

Lenzmann, Abgeordneter: Ich werde mir gestatten, einzelne 
dieser Reformen hier vorzutragen, meine Ansicht darüber zu äussern, 
und w'erde mich bemühen, den verbündeten Regierungen nachzu¬ 
weisen, dass sie diese jetzt schon lösen können, und in welchem 
Sinne sie dieselben lösen könnten. Da ist es in erster Linie, meine 
Herren, was ich verlange, eine endliche reichsgesetzliche Regelung 
der Frage des Strafn ach lasses, also die Frage der sogenannten be¬ 
dingten Begnadigung oder der bedingten Verurteilung, die ich endlich 
zur reichsgesetzlichen Regelung bringen möchte. 

Es ist mir ja nicht unbekannt, dass seit 1895 faat in jedem 
Jahre diese Frage hier Gegenstand eingehender Debatten war; man 
könnte daher meinen, ich holte einen alten Ladenhüter hervor, um 
bezüglich seiner nur längst Vorgetragenes zu wiederholen. So liegt 
die Sache aber augenblicklich nicht, vielmehr jetzt so, dass die ver¬ 
bündeten Regierungen, dem Drängen der beteiligten Kreise nach¬ 
gebend, zwar jedes Jahr einen Schritt weiter getan haben, dass sie 
dabei aber in ein falsches Geleise geraten sind, welches zu einem 



falschen Ziele führen muss. Namentlich in dem Erlass vom 13. Dezember 
1902, der zunächst die Grundlage dif^ser ganzen Frage für die nächste 
Zeit und vielleicht für Dezennien bilden soll, erblicke ich eine Haupt¬ 
weiche, die in der Tat den Zug in ein völlig falsches, in ein totes 
Geleise führen muss. Alle Kultumationen — der Bericht, den uns 
das Reichs-Justizamt hat zugehen lassen in jedem Jahre, beweist es 

— alle fünf Weltteile — möchte ich sagen — sind darüber einig, 
dass auf diesem Gebiet der Grundsatz ^at justi/m, percat mundus*^ 
nicht mehr mit absoluter Souveränität gelten kann, dass es vielfach 
im Interesse der Gerechtigkeit, der ethischen Bedeutung der Straf¬ 
rechtspflege, der erzieherischen Wirkung der Strafurteile, der Persön¬ 
lichkeiten, die vor dem Strafrichter Recht nehmen müssen, im Interesse 
der Gesamtheit, auch im Interesse des Rechtsbewusstseins des Volkes, 
sehr häufig viel schlimmer ist, wenn eine verdiente und erkannte, 
nach dem Gesetz also gerechte Strafe vollstreckt wird, als wenn die 
Vollstreckung unterbleibt. Ueber diesen Grundgedanken sind alle 
Kulturnationen einig; und nur über die Wege sind Differenzen aus¬ 
gebrochen, bei denen auch Deutschland auf Veranlassung von Preussen 
wieder eine ganz absonderliche Stelluiig einnimmt. Die sämtlichen 
übrigen Kulturstaaten gehen davon aus, dass die Frage, ob eine 
Strafe zur Vollstreckung zu bringen ist oder nicht, durch das er¬ 
kennende Gericht entschieden werden muss. Ich verlange also 

— um mich des technischen Ausdrucks zu bedienen — die bedingte 
Verurteilung; es soll also das Urteil .aussprechen: trotz der Be¬ 
strafung, die wir eintreten lassen müssen, bestimmen wir im Interesse 
der Gerechtigkeit als erkennende Richter, dass diese Strafe nicht 
vollstreckt werden soll. 

Um dies zu erreichen, schlagen die verschiedenen Nationen 
verschiedene Wege ein. Die anglikanischen Nationen, England, 
Amerika, kennen das In.stitut der Friedensbürgschaft, d. h. die Strafe 
wird nicht vollstreckt, wenn der Verurteilte Bürgen dafür stellt, dass 
er sich eine Zeitlang gut führt, dass er in der sogenannten Be¬ 
währungsfrist ni< ht weiter sündigt. Andere Staaten, z. B. Belgien, 
stellen sich auf den Standpunkt, dass sie die Strafen für eine non 
avenue erklären, für eine gar nicht ausgesprochene, sodass also für 
die ganze Zukunft das Strafurteil nicht als ein Strafurteil verwendet 
werden kann. Noch andere Nationen, z. B. Norwegen, stellen sich 
auf den Standpunkt, die Strafe für verbüsst zu erklären, die Strafe 
also als solche bestehen zu lassen und nur die Strafvollstreckung zu 
hindern. 

Deutschland stellt sich und hat sich zunächst durch die bekannte 
Kabinetb^ordre aus dem Jahre 1895, die in Preussen erbissen worden 
ist, auf den Standpunkt gestellt, die Strafe nicht zu vollstrecken, sie 
aber bestehen zu lassen als Strafe, also bei Beurteilung des Rückfalls, 
bei den Strafregistern u. dgl.; sie schliesst sich also dem norwegischen 
System an; aber sie lässt die Strafvollstreckung nicht durch das 
erkennende Gericht aus.sprechen, sondern durch die Gnadeninstanz. 
Der Monarch und in seiner Delegation der Justizminister kann im 
Wege der bedingten Begnadigung die Strafvollstreckung verbieten 
unter der Voraussetzung, dass der Verurteilte sich eine bestimmte 
Zeit gut beträgt, unter bestimmten Voraussetzungen des Alters, des 
Strafmasses und dgl, worauf ich später noch zurückkomme Aber, 
meine Herren, der Richter hatte bis 1902 überhaupt nicht dabei mit¬ 
zusprechen, sondern din Gnadeninstanz trat nur ein auf Bericht der 
Strafvollstreckungsbehörde. 

Blatter für Gefännniskunde. XXW ill. 


9 



Damit mir nicht, wie früher mal, von Seiten des Reichs- 
Juitizamts der Vorwurf gemacht wird, als verwechsle ich die Staats¬ 
anwaltschaft mit der Strafvollstreckungsbehörde, will ich von vorn¬ 
herein erklären, dass die Strafvollstreckungsbehörde bei allen Amts¬ 
gerichtsurteilen der Amtsrichter ist, der aber doch sehr verschieden 
Ist von dem rechtsprechenden Amtsgericht, dem Schöffengericht. 
Der Amtsrichter ist bei der Strafvollstreckung nichts weiter als 
Staatsanwalt, den man mit dieser staatsanwaltschaftlichen Funktion 
aus Gründen der allgemeinen Staatsraison betraut hat, der aber in 
dieser seiner Eigenschaft eine indizierende Tätigkeit nicht ausübt, 
aus dem einfachen Grunde, weil es die Tätigkeit eines einzelnen 
und nicht des Kollegiums ist. 

Nun ist stets darauf gedrängt worden, dass die Gerichte bei 
der Frage, ob eine Strafvollstreckung stattfinden soll oder nicht 
wenigsten^ mitzuwirken hätten. Die deutschen Regierungen, auch 
die preussischc, haben sich von dem Gedanken, diesen Strafnachlass, 
wenn ich so sagen darf, nicht durch die entsprechende Erkenntnis¬ 
instanz, sondern durch die Gnadeninstanz gehen zu lassen, bisher 
noch nicht losmachen können. Im Gegensatz zu allen Kulturnationeii 
— mit Ausnahme von Italien, welches in einem zukünftigen Straf¬ 
gesetzbuch auch die Gnadeninstanz einschreiten lassen will —, im 
Gegensatz zu allen Nationen, welche dieses Institut haben, spendet 
diesen Strafnachlass in Preussen und in allen deutschen Staaten, 
soweit sie überhaupt den Strafnachlass kennen, die Guadeninstanz 
durch den Monarchen bezw. den Minister und nicht durch das Gericht. 

Nun freilich ist in der Vereinbarung vom 13. Dezember 1902 
ein Schritt vorwärts getan insofern, als die Gnadeninstanz das er¬ 
kennende Gericht wenigstens hören soll. Aber dass trotz des An¬ 
hörens des erkennenden Gerichts, welches dabei keine entscheidende 
Bedeutung hat, der Straferlass stets ein Gnadenerlass bleiben wird, das 
liegt auf der Hand, und die grosse Gef hr Hegt nun vor, dass, wenn 
die Reichsgesetzgebung in diesem Augenblick nicht eintritt, wir auf 
dieser Bahn weiterschreiten, vielleicht dem erkennenden Gericht und 
der Aeusserung des erkennenden Gerichts et^vas mehr Bedeutung 
beilegen, dass man sich dann aber damit begnügen wird und niemals 
an Stelle der Gnade die eigentliche Rechtsprechung treten lassen 
wird. Nun wiederhole ich, was ich schon früher gesagt habe: der 
Straferlass ist für mich eine Forderung des objektiven Rechts, er ist 
keine Forderung, die aus Billigkeitsrücksichten von der Gnaden¬ 
instanz gespendet werden sollte, und ich wiederhole nochmals: wenn 
jemand auf irgend einen Rechtszustand einen Anspruch hat, so soll 
er Recht erlangen und nicht Gnade. Der Straferlass ist deshalb ein 
Rechtsanspruch, weil die Vollstreckung der Strafe mit Rücksicht auf 
die Persönlichkeit ein Unrecht wäre, weil in der Tat selbst, in der 
Art des Delikts, in der Person des Angeklagten Momente liegen, die 
die Vollstreckung der an und für sich erkannten Strafe gegen ihn 
nicht nur für unbillig, sondern geradezu für ein Unrecht erscheinen 
lassen, und demzufolge muss die Entscheidung darüber, ob in concreto 
ein Straferlass erfolgen soll, nicht durch die Gnadeninstanz getroffen 
werden, sondern durch das erkennende Gericht, und zwar aus¬ 
schliesslich durch das erkennende Gericht, auf welches ja die Per¬ 
sönlichkeit des Angeklagten mit der ganzen dramatischen Kraft der 
mündlichen Verhandlung einwirkt, welches ja aus den Verhandlungen 
heraus und nicht aus den toten Buchstaben der Akten heraus den 
Fall in seiner rechtlichen und moralischen Bedeutung zu prüfen 



einzig und allein geeignet ist, und welches demzufolge einzig und 
allein beurteilen kann, ob die Strafvollstreckung ein Unrecht wäre 
und demzufolge der Strafnachlass ein Recht ist. Demzufolge muss 
also diesem erkennenden Gericht die Entscheidung darüber beigelegt 
werden, wie es bei allen Kulturstaaten der Fall ist 

Wir haben nun diesen Erlass vom 13. Dezember 1902 — oder 
vielmehr, es ist am 13. Dezember 1902 eine Vereinbarung der 
Regierungen einzelner Bundesstaaten getroffen, wonach diese sich 
verpflichtet haben, den bedingten Strafaufschub, den bedingt(‘n 
Strafnachlass unter Innehaltung bestimmter Grundsätze gleichmässig 
duTchzuführen. Im allgemeinen kann man sich diesen Grundsätzen 
anschliessen, und wenn diese Vereinbarung von 1902 zur Grundlage 
eines Reichsgesetzes gemacht w^ürde, so würdcm wir darin schon ein 
recht wertvolles Material haben. 

Nur in dem einen Punkt kann sich das Reichsgesetz dem nicht 
anschliessen, der in Nr. 4 niedergelegt ist, wo es einfach heisst: ül)er 
die Bewillrgung des bedingten Strafaufschubs ist eine Aeusserung 
des erkennenden Gerichts herbeizuführen. An und für sich und für 
denjenigen, der nicht in der Materie eindringt, sollte man meinen, 
dem erkennenden Gericht sei damit Genüge geleistet. Aber, meine 
Herren, wenn man weiter prüft, w ie die preussischen AusführungS’ 
bestimmungen über diese Nr. 4 lauten, so muss man doch sagen, 
dass diese Aeusserung des erkenmmdeu Gerichts sich von der Recht¬ 
sprechung eines Gerichts ausserordentlich unterscheidet. 

Die Aeusserung soll nämlich gemacht werden nach Nr. 4 der 
preussischen Anordnung von dem Vorsitzenden schriftlich auf einem 
besonderen Blatt Papier, sie ist in gedrängter Form zu begründen, 
und sie soll als ein den inneren Dimist betreffende.s Schriftstück nicht 
zu den Akten genommen, sondern in den Fällen, in denen der 
Staatsanwaltschaft die Vollstreckung obliegt, zu den Handakten der 
Staatsanwaltschaft, in den Fällen, in denen dem Amtsgericht die 
Strafvollstreckung obliegt, zu b<‘8onder('n Akten genommen werden. 
Mit anderen Worten: diesen wichtigen Akt der Rechtsprechung ent¬ 
kleidet man in Deutschland und in Preussen der Garantie der 
öffentlichen mündlichen Verhandlung, der Kritik durch das Rechts¬ 
bewusstsein des Volkes, man behandelt ihn als eine Privatäussening 
des Vorsitzenden, bei der er die Beisitzer vielleicht hört oder vielleicht 
auch nicht hört, bei der er aber immer s(‘in subjektives Gefühl 
hineinlegt in die Aeusserung, die er dem Minister gegenüber macht. 
Ist nun der Vorsitzende für die Verurteilung gewiesen, hält er den 
Fall für schlimm, so wird ohne weiteres seine Aeusserung dahin 
lauten, es mögen noch so viel innere Gründe für (Um Strafaufschub 
sprechen, dass diese Gnadenmassregcd auf den BetreffeiKUm uiclit 
angewandt Averden soll. In diestmi Punkte muss die Reichsgeseiz- 
gebung einschreiten, und wenn mau auch im ül)rigeii die Gruiids<Mt/e 
jener Vereinbarung, w'elche dahin gehen, dass in erster Linie nur 
jugendliche Verbrecher bedacht wanaUn sollen, aber nicht aus¬ 
schliesslich, dass auch bei älteiam der Strafaufscliub ang(‘w^andt 
werden kann, dass er ferner (Um- lU'gel nach nicht eintreten soll 
bei rückfälligen Delinquenten, wohl al^er and» hier eintreten kann, 
dass er endlich der Regel nach nicht eintreten soll hei Verl)rechens- 
fällen, — wenn man auch alle die.se Griuidsätze an sich mit adoj'tieren 
möchte, so kann es doch nicht bei einer Ver(‘inl>arung der Regierungen 
bleiben, sondern es muss das Gesetz Kcniediir seliaffmi, und (‘S ist 
nötig, dass man bald daran gelit; denn wenn wir in diesem Jahre 
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die Sache laufen lassen, so ist zu befürchten, dass nun der Zug auf 
diesem falschen Geleise, auf welches er durch die Hauptweiche 
geleitet ist, einfach zu einem Ziele geführt wird, welches wir nicht 
wollen. Die reichsgerichtsgesetzliche Regelung, meine Herren, ist 
auch um so mehr notwendig, als ja einesteils die Vereinbarung der 
Bundesstaaten jeden Augenblick durch eine Vereinbarung derselben 
Bundesstaaten wieder aufgehoben werden kann, dass wir also keine 
Garantie haben, dass dasjenige, was wir für Recht halten. Recht 
bleibt; sie ist aber ferner deshalb auch notwendig, meine Herren, 
weil eine ganze Reihe von deutschen Bundesstaaten, nämlich Braun¬ 
schweig, Weimar, Mecklenburg-Schwerin oder vielmehr Mecklenburg- 
Strelitz, Sachsen-Altenburg, Reuss ä. L. und Reuss j. L., also eine 
grosse Anzahl von Staaten, die allerdings numerisch keine grosse 
Bedeutung haben, aber doch in ihren Bürgern auch Deutsche in sich 
schliessen, dieser Vereinbarung noch nicht beigetreten sind. Diese 
rückständigen Staaten muss man durch die Reichsgesetzgebung 
zwingen, das Institut anzunehmen. Was ich also von dem Reichs- 
Justizamt verlange, ist, dass, losgetrennt von den sonstigen Reformen, 
ein Reichsgesetz vorgelegt wird zum Zwecke der gesetzlichen Begu- 
lierunjr der bedingten Verurteilung und nicht der bedingten 
Begnadigung. 

Meine Herren, ich möchte ferner auch jetzt wieder den Wunsch 
wiederholen, dass man mit dem Strafvollzugsgesetz nicht wartet, bis 
die Reform des Strafgesetzbuchs vollendet ist. Der Herr Staats¬ 
sekretär des Reichs-Justizamts hat neulich, als wir über den Missbrauch 
der Polizeigewalt bei einzelnen Polizeiorganen sprachen und diese 
Frage anregten, den apodiktischen Satz aufgestellt: ein Strafvollzugs¬ 
gesetz lässt sich erst einbringen, wenn die Strafgesetzbuchsreform 
durchgeführt ist, weil, je nachdem diese Reformen ein Endresultat er¬ 
langen, der Strafvollzug ein verschiedener sein muss und sein wird. Ich 
habe das damals schon einen circulus vitiosus genannt und bin auch 
heute noch der Meinung gewesen, dass es abwegig ist, davon zu 
sprechen, wir müssten notgedrungen mit dem Strafvollzug warten, 
bis die Strafgesetzreforrn beendet ist. Bei dem jetzigen Strafvollzug 
tadeln wir die Ungleichmässigkeit der Strafvollstreckung bezüglich 
bestimmter Strafarten, bezüglich bestimmter Deliktkategorien und 
bezüglich bestimmter Per.sonenkategorien; wir tadeln, dass die 
Freiheitsstrafen nicht in gerechter Abwägung gleichmässig vollstreckt 
werden; wir tadeln, dass man Delikte, bei denen auch nicht die 
Sjmr von Unehrenhaftigkeit vorliegt, gleichmässig behandeln kann 
wie solche, die eine ehrlose Gesinnung sofort dokumentieren; wir 
tadeln, dass die Strafvollstreckungsbehörden nicht genötigt sind, auf 
die Persönlichkeit des zu Be.strafenden Rücksicht zu nehmen, und 
dass sie jeden Augenblick den von dem preussischen Justizminister 
ausgesprochenen Satz, dass, wenn zwei dasselbe tun, es noch lange' 
nicht das.selbe ist, insofern vergessen, als sie sich nicht sagen, dass 
dieselbe Strafe, dieselbe Strafart und dasselbe Strafmass bei zwei 
verschiedenen Persönlichkeiten eine ganz andere und ein ganz anderes 
sein kann, weil eben die Gründe für die ungleichinässige Wirkung 
in der Persönlichkeit selbst liegen 

Nun, meine Herren, die Strafgesetzbuchreform mag ausfallen, 
wie sie will: niemals wird sie die Freiheitsstrafe aus der Welt schaffen, 
niemals wird sie die Kategorie der Delinquenten gleichmässig luachen 
können, und niemals wird sie in der Lage sein, die Strafarten selbwt 
in ihren Unterschieden wegfallen zu lassen. Also was uns das 
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Strafvollzugsgesetz notwendig, wünschenswert und unerlässlich macht, 
das wird auch stets bestehen bleiben, und weil das bestehen bleibt, 
so fordere ich, dass man mit dem Strafvollzugsgesetz nicht warte, 
bis die Strafrechtsreform zu Ende geführt ist. 

Meine Herren, man braucht doch nur mit offenen Augen die 
jetzige Art des Strafvollzugs anzusehen, um sich zu überzeugen, 
wie mittelalterlich sie noch häufig gehandhabt wird. Es ist vielleicht 
neu, meine Herren, und hier noch nicht zur Sprache gebracht — 
deshalb will ich es mal zur Sprache bringen —, in welch mittel¬ 
alterlicher Weise wir heutzutage z. B. noch die Todestrafe vollstrecken. 
Befürchten Sie nicht, dass ich mich hier über Zweckmässigkeit oder 
Unzweckmässigkeit der Todesstrafe auslassen werde. Ich bin ein 
Gegner der Todesstrafe, habe niemals ein Hehl daraus gemacht, 
sage aber auch, dass in diesem Augenblick ein Kampf gegen dieses 
Strafinstitut vollständig aussichtslos wäre. Aber das, meine Herren, 
verlange ich wenigstens, dass in der Jetztzeit, wo die Todesstrafe 
viel, viel mehr vollstreckt wird als in den früheren Dezennien, die 
Vollstreckung dieser schrecklichsten aller Strafen den humanen An¬ 
schauungen und vor allem auch den Erfahrungen, die man gemacht 
hat, angepasst wird. Nun wird in Preussen die Todesstrafe noch 
vollstreckt auf Grund einer Kabinettsordre von 1811 durch das Beil, 
in der Rheinprovinz auf Grund einer Kabinettsordre von 1818 durch 
das Fallbeil und in der Provinz Hannover auf Grund einer Kabinetts¬ 
ordre von 1859, wenn ich nicht irre, auch durch das Fallbeil. Meine 
Herren, man braucht aber in der Tat nur mal einer Hinrichtung 
beigewohnt haben, um zu fühlen, wie menschenunwürdig diese rohe 
Vollstreckungsart namentlich durch das Beil ist. Ich verlange 
wahrlich nicht eine Aenderung iin Interesse der Delinquenten, im 
Interesse der Mörder, die mal zunächst das Morden lassen sollten; 
dann würden sie auch nicht mehr hingerichtet — das ist ja ganz 
natürlich; nein, im Interesse der übrigen Personen, die dabei be¬ 
teiligt sind. Ich halte es geradezu für unwürdig, das.s der moderne 
Staat einen Menschen, und sei er in seiner gesellschaftlichen Stellung 
noch so minderwertig, dazu zwingt, mit dem Beilhieb einen anderen 
Menschen zu töten. (Sehr richtig! links.) Ich halte es für durchaus 
unwürdig des modernen Staats, dass man ernste Menschen, Richter, 
Staatsanwälte und Schöffen zwingt, dieser rohen Schlächterarbeit 
beizuwohnen und sie, wenn sie ihre Pflicht erfüllen, mit ansehen zu 
müssen. Ich halte es ferner für ausserordentlich bedenklich, dass 
wir die Erfahrung gemacht haben, wie jede Hinrichtung, je grausiger 
sie gemacht wird, desto schlimmer als verlockendes Beispiel wirkt; 
und ich möchte demzufolge geradezu den Wunsch aussprechen, dass 
auch die demonstrativen roten Plakate wegfallen, die nach jeder 
Hinrichtung öffentlich ausgehangen werden. Es genügt, meine Herren, 
dass das Publikum erfährt, die Gnadeninstanz wird nicht missbraucht, 
sondern die erkannten Urteile werden der Regel nach vollstreckt, 
und dann braucht man nicht die etwas theatermässigen Anschläge 
an den Litfasssäulen (sehr richtig! links): heute ist durch Menschen¬ 
hand Menschenblut in Form der gesetzlichen Hinrichtung vergossen 
worden. Auch das ist eine Art Strafvollzug, den man ohne weiteres 
reformieren kann; dazu brauchte man nicht von 1811 bis jetzt und 
jetzt noch länger zu warten, um diese Strafvollstreckung menschlich, 
human und auch christlich zu machen. 

Nun, meine Herren, bei der Gefängnisstrafe — wie verschieden 
wird die vollstreckt! Wir haben in den §§ 15 und 16 des Strafgesetz- 



buchs die Bestiramung, dass der zur Zuchthausstrafe Verurteilte die 
Arbeiten, die ihm im Zuchthause zugemutet werden, sie mögen einer 
Art sein, welcher sie wollen, ausführen muss. Der § 16 sagt aber 
nur, dass die zu Gefängnisstrafe V^erurteilten in einer ihrer Person 
und den Verhältnissen angemessenen Weise beschäftigt werden 
können, und dass sie auf ihren Wunsch beschäftigt werden müssen. 
Mit anderen Worten, der Gesetzgeber spricht aus: der Gefängnis¬ 
sträfling, der arbeiten will, soll die Wohltat der Arbeit haben, sie 
soll ihm nicht versagt werden; er spricht ferner aus: auch wenn er 
nicht arbeiten will, soll er arbeiten müssen, wenn die Gefängnis¬ 
ordnung es verlangt, aber da mit der Einschränkung: in einer seiner 
Person und den Verhältnissen entsprechenden Weise. 

Nun, meine Herren, ist es ja ganz sicherlich nicht Absicht des 
Gesetzgebers gewesen, ist es auch niemals Absicht der erkennenden 
Gerichte und vielleicht auch nicht der höheren Strafvollstreckungs¬ 
behörden gewesen, anzunehmeu, dass es eine den Verhältnissen und 
der Person angemessene Beschäftigung wäre, wenn ein Presssünder 
Düten kleben muss und dergleichen, oder vielleicht eine schmutzige 
Arbeit verrichten muss. Aber weil wir kein Strafvollzugsgesetz 
haben, deswegen wird den Gefängnisverwaltungen vollständig über¬ 
lassen, was sie für angemessen und was sie für nicht angemessen 
erachten. Demzufolge kommen wir zu den Klagen, die mit Recht 
von jener Seite (zu den Sozialdemokraten) so oft erhoben werden, 
dass anständige Menschen, die weiter nichts getan haben, als mit 
dem momentan vorhandenen Gesetz in Konflikt zu geraten, weil sie 
ihre Anschauung mutvoll betätigen, mit beschimpfenden, mit un¬ 
angenehmen, mit schmutzigen Arbeiten bedacht werden, nur um sich 
an ihnen zu reiben, nur um sie zu zwiebeln. (Sehr richtig! links.) 
Meine Herren, ich will Ihnen keine Fälle vorführen; die Sozial¬ 
demokraten führen Ihnen ja genug Fälle vor. Die Tatsache ist 
unbestritten. Der Tatsache lässt sich durch ein einfaches Straf¬ 
vollstreckungsgesetz abhelfen; und demzufolge, meine Herren, wünsche 
ich, dass, losgelöst von den sonstigen Reformen, dieses Straf¬ 
vollstreckungsgesetz endlich gegeben wird. Meine Herren, wenn nun 
zu dieser Willkür der niedrigen Strafvollstreckungsorgane, die ja, 
wie ich früher schon ausführte, sich nicht überall etwa aus den 
Kreisen gebildeter Leute rekrutieren, sondern zum Teil aus dem 
Personal, welches unserer Armee mit seinen ganz eigenen Lebens¬ 
anschauungen, seinen Unteroffizieren und dergleichen entnommen 
werden muss, — wenn nun noch hinzukommt, dass von oben herab 
komplette Gesetzesübertretungen gutgeheissen, geduldet, gebilligt, 
ja sogar angeordnet werden, dann, meine Herren, ist es erst recht 
nötig, den Strafvollzug in ganz bestimmte Formen zu bringen und 
ganz bestimmte Normen dafür aufzustellen. 

Ich sage: dass ungesetzliche Handlungen von oben geduldet 
werden. Auch hier mag es genügen, einfach auf die Handhabung 
der Haussuchungen hinzuweisen. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrat, Staatssekretär des Reichs-Justizamts, Wirkliche Geheime 
Rat Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Rat, Staatssekretär des 
Reichs-Justizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Ich habe nur 
zwei Punkte hervorzuheben, die eine gewisse aktuelle Bedeutung für 
uns haben, weil sie regelmässig in den letzten Jahren beim Etat des 
Reichs-Justizsmts erörtert oder wenigstens berührt worden sind, und 
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weil auch eine besondere Anknüpfung gegeben ist in der Denkschrift, 
die im Anschluss an den Etat dem hohen Hause vorgelegt wurde. 
Das eine, meine Herren, ist die Frage des bedingten Strafaufschubs, 
das andere ist die Frage des Erlasses eines Strafvollzugsgesetzes. 

Meine Herren, was den bedingten Strafaufschub betrifft, so haben 
wir uns ja sagen können — und die einzelnen Landesjustizver¬ 
waltungen wissen es ebenso gut —, dass über die Methode der 
Behandlung dieser Frage zwischen einem grossen Teil der Mitglieder 
dieses hohen Hauses und andererseits den Bundesregierungen eine 
Meinungsverschiedenheit besteht. Aber, meine Herren, ich glaube, 
politisch ist es nicht richtig, hier unsere Zeit mit Betrachtungen über 
die verschiedenen Methoden, die man wählen kann, auszufüllen. 
Solange die Bundesregierungen aus ihrer Ueberzeugung heraus nicht 
den von ihnen gewählten Weg ändern, werden die Darlegungen hier 
im Hause, namentlich wenn sie so wenig mit Anerkennung für die 
Massnahmen der verbündeten Regierungen auf diesem Gebiete ver¬ 
bunden sind wie die Ausführungen des Herrn Vorredners (Heiterkeit) 
wenig nützen. Ich glaube, politisch gedacht, ist es für dieses hohe 
Haus, wenn ich mir nach dieser Richtung eine Bemerkung überhaupt 
gestatten darf, zweckmässiger, erst eine Zeitlang abzuwarten, wohin 
denn die Methode der verbündeten Regierungen führen wird. Ich 
halte es für möglich — ich will, um vorsichtig zu sein, nicht sagen, 
für wahrscheinlich, aber ich halte es für sehr wohl möglich —, dass 
die Wege der Bundesregierungen schliesslich doch zu einem Resultate 
führen werden, welches, von Einzelheiten abgesehen, im wesentlichen 
dem entspricht, was auch hier im Hause zum Ausdruck gebracht ist; 
und weshalb wollen Sie den verbündeten Regierungen den Weg 
dahin durch Auseinandersetzungen erschweren, die im Augenblick 
ein praktisches Resultat nicht haben können! 

Meine Herren, wenn jemand, der die Geschichte dieses ganzen 
Jnstituts des bedingten Strafaufschubs nicht kennt, die Verhandlungen 
hier hört, sollte er meinen, dass die verbündeten Regierungen der 
ganzen Institution mit einem gewissen Missbehagen gegenüberstehen, 
dass eine tiefgehende Meinungsverschiedenheit zwischen dem Hause 
und den verbündeten Regierungen besteht. Aber in der Tat, wenn 
Sie die Entwicklung des bedingten Strafaufschubs verfolgen, werden 
Sie das nicht sagen können. Die Regierungen haben aus freier 
Jnitiative — und nicht, wie der Herr Vorredner angedeutet hat, auf' 
Drängen dieses Hauses hin — die Verwirklichung des bedingten 
Strafaufschubs in dem grössten Teil.der deutschen Staaten vollzogen. 
Dabei wollen wir uns doch nicht jedes Jahr damit aufhalten, dass 
einzelne kleine Staaten — wozu übrigens Mecklenburg-Schwerin 
nicht gehört (aha! rechts — Zuruf links) — gewiss, Mecklenburg- 
Strelitz — das Institut noch nicht kennen, da sie bei dem kleinen 
Umfang ihres Gebiets das, was das Institut erzielen will, ebenso gut 
auf dem Wege der Begnadigung herbeiführen können; lieber wollen 
wir feststellen, dass das Institut im grossen und ganzen in Deutsch¬ 
land durchgeführt ist, und dass, wenn wir zu einer gesetzlichen 
Regelung kommen werden, wozu wir nach meiner persönlichen 
Meinung einstmals kommen werden, die wenigen kleineren Staaten 
ohne weiteres sich anschliessen werden. Also das sind Kleinigkeiten, 
meine Herren, die man den Bundesregierungen, die im übrigen 
wirklich einen guten Willen auf diesem Gebiet gezeigt haben, nicht 
immer Vorhalten sollte. 
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Nun betone ich, meine Herren: auf eigene Initiative haben die 
verbündeten Regierungen diese Sache durchgeführt. Mit jedem Jahre 
weiter, das wir zurückgelegt haben, haben wir zeigen können, dass 
die Regierungen bemüht gewesen sind, die Einrichtungen auf diesem 
Gebiet zu vervollkommnen und weiter auszubilden. Aus eigener 
Initiative, meine Herren, haben Ihnen die verbündeten Regierungen 
in jedem Jahre eine Denkschrift vorgelegt, aus der Sie ersehen 
können, was geschehen ist, und wie erfreulich sich das Institut ent- 
vdckelt, so erfreulich wie in keinem anderen Lande, will ich hinzu¬ 
fügen — da sich der Herr Abgeordnete Lenzmann vorher auf die 
übrige Kulturwelt bezogen hat, darf ich es wohl auch hervorheben. 
— Die Regierungen geben von ihren Massnahmen Rechenschaft in 
einer Weise, wie es kein anderer Staat bisher getan hat. Wir geben 
der Oeffentlichkeit jährlich Kunde von allem, was auf diesem Gebiet 
geschieht, ausführlich und ungeschminkt. Suchen Sie einmal einen 
anderen Staat, in dem das geboten wird! Wir sind stets in Ver¬ 
legenheit, wenn wir uns über die Einrichtungen und Erfolge fremder 
Staaten zu orientieren wünschen, weil uns die Unterlagen dafür 
fehlen, während von uns die Unterlagen zur Beurteilung unserer 
Einrichtungen Ihnen und der ganzen Welt offen dargelegt werden. 
Meine Herren, das sollte, meine ich, doch auch anerkannt werden, 
und man darf doch daraus auf einigen guten Willen schliessen, dass 
die Regierungen in dieser Frage zu Gunsten einer fördersamen 
Entwicklung einen wohlwollenden Standpunkt einnehmen. Der Herr 
Vorredner wünscht eine gesetzliche Regelung der Sache. Ich habe 
schon bemerkt: ich persönlich stehe auf dem Standpunkte, dass wir 
zu einer gesetzlichen Regelung kommen sollten, und bin auch der 
Meinung, dass wir dazu kommen werden. Aber ich verhehle ebenso 
wenig — und das ist für mich das Massgebende in meiner Ver¬ 
waltung —, dass die Justizverwaltungen der meisten Bundesstaaten 
auf dem Standpunkte zurzeit nicht stehen. Meine Aufgabe ist es 
aber, solange es nicht gelungen ist, sie umzustimmen dahin,, dass der 
Weg der Gesetzgebung eingeschlagen werden muss, so lange den 
Standpunkt zu vertreten, den die Regierungen einnehmen. Im 
übrigen, meine Herren, bin ich allerdings auch persönlich der Ansicht, 
dass jetzt die Zeit noch nicht gekommen ist, die Sache gesetzlich zu 
regeln; denn die Entwicklung des bedingten Strafaufschubs muss 
erst zu einem gewissen Abschluss gekommen sein, bevor eine gesetz¬ 
liche Regelung eintreten kann. Dass wir gegenw’ärtig noch in einer 
sehr unruhigen Entwicklung begriffen sind, das sehen Sie schon aus 
der einen Tatsache, dass vom vorvorigen bis zum letzten Jahre, über 
welches die Denkschrift, die Ihnen vorgelegt ist, sich verbreitet, die 
Zahl der mit der bedingten Begnadigung bedachten Personen sich 
um ein Drittel gegen früher vermehrt hat Da ist noch kein Ruhe¬ 
zustand ©ingetreten, der es uns möglich machte, eine gesetzliche 
Regelung vorzuschlagen. Insofern, meine Herren, also kann ich den 
Standpunkt der Regierungen, dass wir vorläufig noch in einem Stadium 
des Probierens bleiben müssen, nur aus voller Ueberzeugung vertreten. 

Nun hat der Herr Abgeordnete Lenzmann mit ganz besonderer 
Betonung hervorgehoben, das ginge auf diesem Wege nicht mehr 
lange weiter, wir müssten eine gesetzliche Regelung zu Gunsten des 
richterlichen Strafaufschubs haben, um dafür die Garantie einer 
mündlichen Verhandlung zu schaffen, das ginge nur im Wege der 
Gesetzgebung. Nun, meine Herren, der Herr Abgeordnete hat die 
Einrichtungen der anderen Staaten hier so herausgestrichen, natürlich 



zum Nachteil unserer Einrichtungen — das geschieht ja bei uns 
Deutschen so häufig ; aber ich möchte ihn bitten, mir zu sagen, 
in welchem Lande denn* die Garantie der mündlichen Verhandlung 
für die Entschliessungen darüber gegeben sind, ob der bedingte 
Strafaufschub oder der bedingte Straferlass eintreten soll. Ich weiss 
das nicht. (Zuruf links.) — Ja, ich bitte mir das in den Gesetzen der 
anderen Länder zu zeigen! Die Garantien der mündlichen Ver¬ 
handlung sind meines Wissens nirgendwo vorhanden. Im übrigen 
könnten sie jetzt bei uns ebenso gut gegeben werden; denn jetzt 
müssen ja auch bei uns die Gerichte mit ihrem Gutachten gehört 
werden, und es ist keinem Vorsitzenden benommen, in der mündlichen 
Verhandlung die Frage daa pro und contra zu erörtern. Da sind also 
dieselben Möglichkeiten bei uns gegeben. 

Also, meine Herren, wir wollen zunächst, wo wir doch im 
grossen und ganzen dasselbe Ziel verfolgen, über die Formen, in 
denen die Entwicklung sich vollzieht, und über die Wege, die dabei 
eingeschlagen werden, nicht streiten. Ich bin der Hoffnung, wir 
kommen schliesslich doch zu einer Verständigung in betreff dieses 
für unsere Rechtsentwicklung ja ausserordentlich wichtigen Instituts. 

Der Herr Vorredner hat gesagt, die Stellung, die jetzt bei uns 
eingenommen wäre, führte uns allmählich auf einen ganz falschen 
Weg; dahin komme es auf Grund der absonderlichen Haltung, die 
die preussische Regierung von vornherein eingenommen hätte, die 
ja die Initiative in der ganzen Sache ergriffen hätte. Da kennt der 
Herr Abgeordnete doch die Geschichte dieser Institution nicht voll¬ 
ständig. Preussen hat gar nicht die Initiative in der Sache ergriffen, 
sondern die königlich sächsische Regierung hat das Verdienst, es 
getan zu haben. Preussen ist erst nachgefolgt, und zwar auf dem¬ 
selben Weg, auf dem die sächsische Regierung vorgegangen w^ar. 
Ich erwähne das nur deshalb — es ist ja für die Sache jetzt gleich¬ 
gültig —, weil der Herr Abgeordnete in seinen Ausführungen — 
ich hatte die Empfindung, und ich glaube mich darin nicht zu 
täuschen — der Sache nur deshalb einen kleinen Makel anhängen 
wollte, weil die herrschenden Ideen von der preussischen Verwaltung 
ausgegangen seien. (Zuruf links.) — Nun, es freut mich, dass mein 
Eindruck mich täuschte. 

Der Herr Abgeordnete ist dann übergegangen auf das Straf¬ 
vollzugsgesetz, und er hat gesagt: wir müssten ein Strafvollzugs¬ 
gesetz haben, wür müssten es bald haben, und wir könnten es auch 
bald haben, wir könnten sofort in die Ausarbeitung eintreten, wir 
brauchten gar nicht zu Avarten bis dahin, dass das Strafgesetzbuch 
reformiert sein wird. Er hat diese seine Auffassung mit Hinweis auf 
einzelne Punkte aus dem Strafvollzug zu bekräftigen gesucht. 
Meine Herren, der Beweis ist ihm nach meiner Meinung nicht gelungen. 
Ich habe niemals geleugnet, dass es einzelne Punkte auf dem Gebiete 
des Strafvollzugs gibt, die ohne weiteres durch Gesetz geregelt 
werden können; ich habe aber immer geleugnet und bleibe bei dem 
Standpunkt auch heute, dass w’^^ ein den Anschauungen dieses 
Hauses entsprechendes, vollständiges Strafvollzugsgesetz zurzeit nicht 
geben können, und zwar solange nicht geben können, als wir nicht 
wissen, wie unser Strafensystem der Zukunft beschaffen sein Avird. 
Es ist doch möglich, dass wir zu sehr erheblichen Reformen auf dem 
Gebiete der Freiheitsstrafen bei dem neuen Strafgesetzbuch kommen; 
wir übersehen das im Augenblick noch nicht. Es wird, bis dass dies 
möglich ist, noch einige Jahre dauern; aber wenn Avir jetzt den 



Strafvollzug gesetzlich regeln^ so könnte uns das doch unter 
Umständen nötigen, sehr erhebliche Umbauten in unseren Gefäng¬ 
nissen vorzunehmen, und die erheblichen Kosten dafür würden weg¬ 
geworfen sein, wenn wir in dem neuen Strafgesetzbuch zu einer 
grundlegenden Reform des Systems der Freiheitsstrafen kommen 
sollten. Nur das habe ich gefolgert, und ich glaube, das ist durch¬ 
aus logisch und kann nicht bestritten werden. Wir werden uns also 
noch etwas behelfen müssen, und der beste Weg scheint mir der, 
den die verbündeten Regierungen eingeschlagen haben, indem sie 
sich über diejenigen Bestimmungen unter einander verständigt 
haben in der Handhabung des Gefängniswesens, welche ohne Rück¬ 
sicht auf eine grössere Reform grundsätzlicher Art auf dem Gebiete 
der Freiheitsstrafen jetzt durchgeführt werden können. 

Nun hat der Herr Abgeordnete ja einzelne Punkte hervorge¬ 
hoben; er hat beispielsweise gesagt, wir könnten ja die Strafe der 
Enthauptung regeln, indem wir in Deutschland an die Stelle der 
Enthauptung mittelst des Beiles, wo diese noch besteht — sie besteht 
ja nicht in allen deutschen Staaten — die Hinrichtung durch die 
Maschine setzen. Ja, meine Herren, diese Frage ist bei der Vor¬ 
bereitung des gegenwärtigen Strafgesetzbuchs eingehend erörtert 
worden. Man hat sich damals wohlweislich gehütet, in die An¬ 
schauungen, die in dieser Beziehung in den einzelnen deutschen 
Ländern bestehen, und die beträchtlich von einander abweichen, 
einzugreifen. Man hat nicht die ganze Reform damit belasten wollen, 
und deshalb hat man es bei dem bestehenden Zustand gelassen. Ich 
glaube, auch jetzt noch sind die Anschauungen in den einzelnen 
deutschen Staaten und in der Bevölkerung — was hier das Ent¬ 
scheidende ist, die Regierung kommt da wenig in Betracht — sehr 
verschieden darüber, wie zweckmässigerweise die Strafe des Todes 
vollzogen wird, und es ist nicht alles damit abgetan, dass der Herr 
Abgeordnete Lenzmann hier erklärt, wie es nach seiner Meinung 
gemacht werden müsste. Wir haben mit den Ansichten der ver¬ 
bündeten Regierungen doch auch zu rechnen, und ich glaube nicht, 
dass die verbündeten Regierungen sich so einfach auf den Standpunkt 
des Herrn Abgeordneten Lenzmann stellen würden. 

Meine Herren, ich will in Einzelheiten nicht weiter eingehen. 
Sie sehen an diesem einen Beispiel, es ist sehr leicht, Programme 
aufzustellen; aber die Wirklichkeit bringt uns doch überall Schwierig¬ 
keiten, und wir kommen in der Sache nicht viel weiter, wenn der¬ 
artige zahlreiche und allgemeine Wünsche vorgetragen werden. Wir 
wollen zunächst die Fragen erledi^.n, die zu erledigen wir uns tat¬ 
sächlich angeschickt haben. Das Keichs-Justizamt ist jetzt wirklich 
voll beschäftigt; sollten Sie es nötigen, neue Aufgaben alsbald in 
die Hand zu nehmen, so würde die Folge nur die sein, dass die 
Arbeiten, die früher fertig gestellt werden können, später fertig 
würden, und dass sie zunächst überhaupt nichts von gesetzgeberischen 
Arbeiten zu sehen bekämen. Das ist, glaube ich, keine praktische 
Politik. Lassen Sie uns eine Sache nach der anderen behandeln und 
legen Sie dem Reichs-Justizamt nicht unversehens ein so reichhaltiges 
Menu vor, wie es der Herr Abgeordnete Lenzmann vorher versucht 
hat! Im Augenblick können wir das nicht bezwingen. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Spahn. 

Dr. Spahn, Abgeordneter: Was die einzelnen Fragen 
betrifft, die gestreift worden sind, so möchte ich mir bezüglich der 
bedingten Begnadigung die Bemerkung erlauben, dass nichts neues 



573 


vorgebracht ist. Von unserer Seite ist ausgesprochen worden, dass 
der bedingten Begnadigung eine bedingte Verurteilung vorzuziehen 
sei, sodass das Richterkollegium über die Strafaussetzung bezw. den 
Straferlass zu bestimmen hat. Doch hat sich gezeigt — das ist das 
dankenswerte Moment der verschiedenen Anregungen im Reichstage —, 
dass von Jahr zu Jahr in Deutschland in immer steigendem Masse 
von dieser bedingten Begnadigung Gebrauch gemacht wird, und das 
ist ja die Hauptsache, dass das hervortretende Bedürfnis befriedigt 
wird. Wir können noch ein paar Jahre weiter abwarten, bis sich die 
Meinungen darüber geklärt haben, welches von den beiden Verfahren 
das richtigere ist. 

Vizepräsident Dr. Graf zu Stolberg-Wernigerode: Der 
Herr Abgeordnete Dr. Esche hat das Wort. 

Dr. Esche, Abgeordneter: Meine Herren, ich möchte im 
Namen meiner politischen Freunde dem Herrn Staatssekretär 
Dr. Nieberding unseren verbindlichsten Dank aussprechen, dass er 
durch Einberufung der Kommission zur Abänderung der Strafprozess¬ 
ordnung die Revision der Strafprozessordnung in Fluss gebracht hat, 
und ich freue mich auch, dass es ihm vergönnt gewesen ist, die 
Sitzungen der Kommission selbst zu eröffnen. Ich würde mich freuen, 
wenn der Herr Abgeordnete Lenzmann recht hätte, dass gleichzeitig 
mit dieser Kommission eine Kommission zur AbänderurTg des Straf¬ 
gesetzbuchs im Reichs-Justizamt eingesetzt worden wäre. Das ist 
aber nicht der Fall, es ist, so viel ich weiss, nur eine freie Kommission. 
Ich würde mich freuen und hoffe, dass es dem Herrn Staatssekretär 
möglich sein wird, die Arbeiten der Kommission zu einem' glüklichen 
Ende zu führen. Auch das Strafgesetzbuch ist, wie wiederholt hervor¬ 
gehoben und immer wieder und wieder betont worden ist, zuletzt 
noch vom Deutschen Juristentage und neuerdings auch von Professor 
Aschaffenburg in Halle, vom medizinischen Standpunkt der Ab¬ 
änderung dringend bedürftig. Allein die Abänderung des ganzen 
Strafgesetzbuchs wird noch lange dauern, und deshalb möchte ich 
heute wieder anregen, dass, wie der Herr Abgeordnete Lenzmann 
bemerkt hat, wenigstens eine teilweise Aenderung eintreten möchte. 

Der Herr Abgeordnete Lenzmann hat ja an einzelnen Beispielen 
nachgewiesen, dass eine solche teilweise Abänderung möglich ist. 

Im weiteren aber will ich ihm nicht folgen und gleich viele 
Wünsche Vorbringen. Mein Wunschzettel besteht nur aus einem 
Wunsche. Um so mehr glaube ich begründete Hoffnung haben zu 
dürfen, dass dieser eine Wunsch erfüllt wird. Es ist ein dringender 
und durchaus gerechtfertigter Wunsch. 

Ich habe schon im vorigen Jahre in diesem hohen Hause bei 
derselben Gelegenheit gebeten, es möchte dem Wunsche dieses hohen 
Hauses doch endlich einmal Rechnung getragen werden, dass d i e 
Strafmündigkeit vom 12. auf das 14. Lebensjahr hinauf¬ 
gerückt werde. Ich glaubte damals in der angenehmen Lage zu 
sein, mich auf die Zustimmung des ganzen hohen Hauses und auch 
auf die Zustimmung des Herrn Staatssekretärs Dr. Nieberding berufen 
zu können. Diese Freude war aber nur von kurzer Dauer. Mein 
verehrter Landsmann Herr Dr. Oertel bezeichnete meine Stellung 
dieser Frage gegenüber als eine „weltfremde“, und der Herr Staats¬ 
sekretär Dr. Nieberding erklärte, dass er jetzt zu einer anderen An¬ 
sicht gekommen wäre. Er meinte, es müssten auch die Jugendlichen 
vom 12. bis zum 14. Lebensjahre vor den Strafrichter und ins Ge¬ 
fängnis gebracht werden können, weil, wie er an einzelnen Beispielen 
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nachwies, gerade in der letzten Zeit sehr viele Jugendliche schwerer, 
gemeiner, ja der nichtswürdigsten Vergehen, Mord- und Sittlichkeits- 
verbreclven sich schuldig gemacht haben. Ich komme auf diese Frage 
nun nochmals zurück, weil ich gerade aus den Tatsachen, die der 
Herr Staatssekretär vorgebracht hat, den umgekehrten Schluss ziehe 
wie er. 

Meines Erachtens ist Zweck und Ziel des Strafrechts und des 
Strafvollzuges bei den Erwachsenen wohl die Vergeltung und auch 
die Abschreckung. Ganz anders muss aber Zweck und Ziel des 
Strafvollzugs bei den Jugendlichen sein. Da, meine ich, handelt es 
sich wie bei der Erziehung darum, sie zu bilden, sie zu bessern und 
aus denen, die bewiesen haben, dass sie noch keine sittlichen Persön¬ 
lichkeiten sind, sittliche Charaktere und tüchtige Menschen zu erziehen. 
Dazu ist aber der Strafvollzug meines Erachtens, soweit ich mich 
damit beschäftigt habe, wie es ja auch die Erfahrung lehrt, und wie 
es ja auch eigentlich auf der Hand liegt, keineswegs imstande. Das 
beweist ja auch schon die Tatsache allein, die wir dafür geltend 
machen, dass überhaupt unser Strafvollzug sein Ziel nicht erreicht, 
nämlich dass die Zahl der verurteilten Jugendlichen ganz erschreckend 
zugenominen hat. Die Zahl der verurteilten Jugendlichen im Alter 
vom 12. bis 18. Lebensjahre hat von 41003 im Jahre 1890 auf 48657 
im Jahre 190() zugenommen, nicht trotz, sondern wegen der Not¬ 
wendigkeit, dass sie vor den Strafrichter gebracht werden, und der 
Möglichkeit, dass sie in die Strafanstalten wandern müssen. Das 
ergibt sich hauptsächlich daraus, dass gerade die Rückfälligen unter 
den Jugendlichen zugenommen haben. Die Steigerung der erstmalig 
Bestraften beträgt etwa ein Siebzehntel, die Steigerung der Vorbe¬ 
straften beträgt aber ein Drittel. Ganz deutlich ergibt es sich aber 
auch aus der dankenswerten Denkschrift über die bedingte Begnadi¬ 
gung, die uns neuerdings vorgelegt worden ist. Ich muss voraus¬ 
schicken, dass die bedingte Begnadigung* ja überhaupt erst nach sorg¬ 
fältiger Erörterung der betreffenden Fälle angewandt wird. Es ergibt 
sich nun aus der Denkschrift, dass die bedingte Begnadigung gute 
Resultate hatte bei denen, die noch keine Bekanntschaft mit dem 
Gefängnis gemacht hatten, dagegen ganz schlechte Resultate bei 
denen, die bereits Bekanntschaft mit dem Gefängnis gemacht haben ; 
denn bei diesen sind die ungünstigsten Resultate in 45 Fällen von 
100 festzustellen. Gerade diese neuen Erörterungen der R<*gierung 
weisen dringend darauf hin, dass wir die Jugendlichen vor der Be¬ 
kanntschaft mit dem Gefängnis behüten müssen. Und welche Wirkung 
hat die Bestrafung für später? Es ist bekannt, dass auch unter den 
rückfälligen ErAvachsenen die Hälfte solche sind, die bereits in ihrer 
Jugend Bekanntschaft mit dem Gefängnisse gemacht haben, dass 
also der Umstand, dass sie ins Gefängnis geschickt worden sind, 
nicht die Wirkung hatte, die sie haben sollte, sondern die entgegen¬ 
gesetzte, dass sie auch in ihrem Alter wieder rückfällig geworden 
sind. Deshalb ist nicht Bestrafung not, sondern es ist not, dass diese 
jungen Leute vom 12. bis 14. Lebensjahr — oder für mein Empfinden 
allerdings noch weiter hinaus — vor Bestrafung gehütet werden, 
wohl aber in Besserungs- oder Erziehungsanstalten gebracht werden. 

Es ergibt sich das noch aus anderen Gründen. Jeder Straf¬ 
richter wird mir zugeben, dass es schon bei Erwachsenen sehr schwer 
ist, das psychologische Moment festzustellen, um daraufhin die 
gerechteste iStrafe aussprechen zu können. Wieviel schwieriger aber 
ist es für den Strafrichter, der das Kind gar nicht kennt, die Gründe, 



die inneren Vorgänge festzustellen, die das Kind zu der strafbaren 
Handlung gebracht haben, die es insbesondere dazu gebracht haben, 
eine Tat zu begehen, die eine nach unserem Empfinden für ein 
Kind ganz anormale ist. Der Strafrichter ist meines Erachtens nicht 
der geeignete Mann, und noch dazu, wenn er, wie es häufig der 
Fall ist, noch sehr jung ist, eben erst sein Assessoreaxmen gemacht 
hat. Solche Strafrichter sind nicht geeignet, richtig beurteilen zu 
können, ob überhaupt eine Strafe und welche Strafe für den Jugend¬ 
lichen am Platze ist. Der richtige Hebel zur Besserung der ver¬ 
wahrlosten Jugend ist bei der Erziehung in den Anstalten, die wir 
haben, einzusetzen, die wir eventuell, wenn wir sie nicht haben, 
schaffen müssen. Die Richtigkeit dieser Auffassung ergibt sich 
auch daraus, dass die meisten Verbrechen, die von Jugendlichen 
begangen werden, aus einer gewissen Verwilderung der Gesinnung 
entspringen. Die Sittlichkeitsverbrechen der Jugendlichen haben 
um 35 vom Hundert, die Verbrechen der Jugendlichen gegen die 
öffentliche Ordnung haben um 74 vom Hundert zugenommen, während 
Eigentumsverbrechen nur in geringer Anzahl gewachsen sind. 

Aus alle dem ergibt sich schlagend die Berechtigung der von 
mir erhobenen Forderung. Zu ihrer Begründung verweise ich noch 
auf die kürzlich erschienene Schrift von Dix „Die Jugendlichen in 
der Sozial- und Kriminalpolitik“. Vor allem aber rechtfertigt sich 
meine Forderung — und daraus wollen wir lernen — aus den Er¬ 
fahrungen, die in anderen Ländern gemacht sind, vor allem in 
England, wie ich das schon im vorigen Jahre hervorhob, mit der 
Heraufsetzung des Alters der Strafmündigkeit und mit den 
Reformatory and iTtdustrial Schools^ und auch in Holland ist im Jahre 
1901 ein Gesetz eingeführt worden, das die Strafmündigkeit auf 
das 18. Lebensjahr hinaufschiebt. Ich möchte deshalb dringend 
bitten, dass jetzt schon eine Aenderung in der bezeichueten Weise 
eingeführt wird — und sie ist meines Erachtens durchaus möglich; 
es kann im übrigen das Strafgesetzbuch bestehen bleiÖen, wie es 
ist — dahin, dass wir unsere Jugendlichen vor der Berührung mit 
dem Gefängnis behüten. Wir haben ja kürzlich ein Gesetz beraten, 
dem wir auch aus diesem Gesichtspunkte freudig zugestimmt haben: 
das Gesetz über die Beschäftigung der Jugendlichen in den gewerb¬ 
lichen Betrieben. Wir haben uns auch damals überzeugt, dass die 
Beschäftigung der Jugend in den gewerblichen Betrieben sehr häufig 
dazu führt, dass die Jugendlichen kriminell werden, dass sie straf¬ 
bare Handlungen begehen. Hier ist meines Erachtens auch einzusetzen. 
Wir müssen, wenn wir die Verhältnisse in unserem Vaterlande richtig 
betrachten, alles tun, um unsere Jugendlichen zu bewahren, und 
dies gibt meines Erachtens auch für Aenderung des Strafgesetzbuches 
dringendsten Anlass. Sie wird, wenn wir sie in Angriff nehmen — 
und es ist möglich —, dazu helfen, unsere Jugend und damit 
schliesslich auch unser Vaterland selbst vor Verbrechern und vor 
dem Verbrechertum weiter zu bewahren. Ich möchte deshalb noch¬ 
mals dringend bitten, dieser Frage doch näher zu treten. (Bravo! bei 
den Nationalliberalen.) 

Vizepräsident Dr. Graf zu Stolberg-Wernigerode: 
Der Herr Bevollmächtigte zum Bundesrat, Staatssekretär des Reichs- 
Justizamts, Wirkliche Geheime Rat Dr. Nieberding, hat das Wort. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Rat, Staatssekretär 
des Reichs-Justizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: Meine Herren, 
bei den kleineren Straftaten, die von Kindern begangen sind, hilft 



uns jetzt — darin stimme ich mit dem Herrn Vorredner überein — 
die bedingte Begnadigung in hohem Masäe. Wir können die Kinder 
auf diese Weise ihren Eltern ohne Bestrafung wiedergeben und sie 
vor den Gefahren des Gefängnisses schützen. Wenn es sich aber 
um Verbrechen handelt, wenn wir die Tatsache berücksichtigen 
müssen, dass nach den Erhebungen, die ich im vorvorigen Jahre die 
Ehre hatte dem Hause vorzutragen, in 5 Jahren bei Kindern 8 Fälle 
der Beteiligung an einem Mord, 116 Fälle der Beteiligung an einem 
Kaub, 726 Fälle der Unzucht mit Gewalt oder an Kindern konstatiert 
worden sind, wenn in dieser Zeit bei Kindern vorgekommen sind 225 
Diebstähle im wiederholten Rückfalle, also Gewohnheitsverbrechen 
bereits vorliegen, dann muss man doch sehr vorsichtig werden und 
die Frage, die ich früher, wie ich gern zugebe, etwas voreilig zu 
bejahen bereit war, mit einigem Vorbehalt beurteilen müssen. Ich 
habe nun vor zwei Jahren nicht sagen wollen, dass für mich die 
Frage abgeschlossen sei; ich habe nur erklären müssen, dass nach 
der Stimmung, wie ich sie bei den Justizverwaltungen der einzelnen 
Bundesstaaten habe ermitteln können, zurzeit keine Aussicht beatehe 
auf eine gesetzgeberische Form in dem Sinne, wie sie der Herr 
Vorredner befürwortet. Ich will aber gern, und kann das ohne 
weiteres, erklären, dass von uns im Keichs-Justizamte die Frage im 
Auge behalten wird, und dass wir die erste Gelegenheit benutzen 
werden, um ihr wieder näher zu treten, die erste Gelegenheit, die 
sich uns bietet, um es mit Aussicht auf Erfolg zu tun. 

Vizepräsident Dr. Graf zu Stolberg-Wernigerode: 
Der Herr Abgeordnete Heine hat das Wort. 

Heine, Abgeordneter: Meine Herren, der Herr Abgeordnete 
Dr. Esche hat für die Beratungen der Kommission zur Vorbereitung 
eines neuen Strafgesetzbuchs einen Wunschzettel vorgebracht, der 
sich auf einen Punkt beschränkt hat. Ich werde noch nicht einmal so 
weit gehep und will Ihnen den Wunschzettel, den wir hinsichtlich 
des neuen Strafgesetzbuchs haben, erst gar nicht vorlegen. Meine 
Partei hat das nicht nötig. Wir haben so oft in der Oeffentlichkeit 
Gelegenheit genommen, uns für die Berechtigung des freien Wortes 
gegen die heutige Gesetzgebung und Praxis über Majeatäts- 
belcidigung, Religionsvergehen und noch vieles andere auszusprechen, 
dass wir nicht nötig haben, jetzt kurz vor dem Auseinandergehen 
des Reichstags nochmals alle unsere Ansichten darüber zu ent¬ 
wickeln. 

Der eine Punkt, den Herr Dr. Esche herausgegriffen hat, trifft 
etwas, wofür wir uns auch im höchsten Grade interessieren. Wir 
haben stets gesagt, dass die bedingte Verurteilung eine Notwendig¬ 
keit wäre, und wir sehen in der bedingten Begnadigung nur eine 
Vorstufe zur bedingten Verurteilung. Dem, was Herr Dr. Esche 
darüber vorgetragen hat, können wir vollkommen beistimmen. Aber 
ich bin allerdings der Ansicht und meine Fraktionsgenossen mit 
mir —, dass nicht nur für Jugendliche die bedingte Verurteilung 
notwendig ist, sond«'rn dass sie auch für Erwachsene in steigendem 
Umfang vorgesehen werden sollte. 

Nicht beipflichten kann ich 4em Herrn Abgeordneten Dr. Esche, 
wenn er dem Herrn Staatssekretär einen besonderen Dank für die 
Bildung der Kommission zur Beratung der Strafprozessordnung aus¬ 
gesprochen hat. Die Kommission ist von vornherein so gebildet 
worden, dass man sieht, es .sollen nur Vertreter bestimmter Richtungen 
zugelassen werden. Die Fraktion, in deren Programm die Einführung 
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der Berufung für Strafsachen steht, und noch eine Anzahl anderer 
prozessualer Forderungen, die Partei, die sich in diesem Hause am 
meisten tätig erwiesen hat, um Missstände des Strafverfahrens immer 
und immer wieder zu rügen und das Verlangen nach Besserung zu 
stellen — diese Fraktion hat man von der Teilnahme an dieser Kommis¬ 
sion gänzlich ausgeschlossen. Ebenso ist es jedem Kenner der Berliner 
Verhältnisse verwunderlich, wie man die nicht parlamentarischen in 
Berlin lebenden Mitglieder für diese Kommission ausgewählt hat. 
Wir gönnen den Herren die Mitgliedschaft an dieser Kommission sehr 
gern. Mögen sie das Gesetz, bei dem doch nur eine abgeschwächte 
lex Rintelen herauskommen wird, das heisst, etwas, was für alle 
Freunde eines fortgeschrittenen Strafverfahrens gänzlich un¬ 
annehmbar ist, unter sich machen! Aber Sie können es uns nicht 
verübeln, wenn wir dieses Werk von vom herein mit Misstrauen 
betrachten. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Müller 
(Meiningen). 

Dr. Müller (Meiningen), Abgeordneter: Meine Herren, ich werde 
mich bemühen, bei der vorgerückten Zeit möglichst kurz zu sein und 
hierin dem guten Beispiel verschiedener Herren Vorredner folgen. 

Ich möchte zunächst bezüglich der bedingten Begnadigung, die 
heute verschiedene Male besprochen worden ist, mir einige Bemerkungen 
der Polemik gegenüber dem Herrn Staatssekretär erlauben. Ich glaube, 
er hat doch genau gewusst, dass der Herr Kollege Lenzmann nach 
dem Standpunkt, den wir ja seit vielen Jahren hier vertreten haben, 
vor allem die Ueberzeugung vertritt, dass wir keine Gnade, sondern 
Recht haben wollen. Darin kulminiert für uns die ganze Frage, 
und deswegen bekämpfen wir das ganze Institut der b^edingten Be¬ 
gnadigung und wollen unter allen Umständen die bedingte Verur¬ 
teilung haben. 

Ich habe in den Jahren 1899 und 1900 auf Grund des aus¬ 
wärtigen Materials, das ich mir damals von den betreffenden Ministerien 
zum Teil persönlich verschaffte, so eingehend über diese Materie, 
über die Verhältnisse in Belgien, Frankreich, Norwegen und den 
Vereinigten Staaten hier gesprochen, dass ich es wirklich für über¬ 
flüssig halte, dass ich auf die Materie heute noch irgendwie näher 
eingehe. Ich habe auch aus den Bemerkungen des Herrn Staats¬ 
sekretärs heute die optimistische Hoffnung geschöpft, dass die Sache 
etwas vorwärts geht, wenn auch langsam. Ich glaube aber, aus 
seinen Bemerkungen entnehmen zu können, dass wir die Hoffnung 
haben werden, in absehbarer Zeit zu dem von beiden Teilen erstrebten 
Ziele zu gelangen, wie er sich heute auch ähnlich ausgedrückt hat. 

Den Ausführungen des Herrn Kollegen Dr. Esche gegenüber bezüg¬ 
lich der Strafmündigkeit möchte ich bloss bemerken, dass ich vollständig 
auf demselben Standpunkt stehe wie er. Ich möchte hervorheben — 
und das erscheint denn doch als eine vernichtende Kritik unserer 
ganzen kurzzeitigen Gefängnisstrafen —, dass von den jugendlichen 
unbestraften Uebeltätern, für welche die bedingte Begnadigung aus¬ 
gesprochen ist, 80 Prozent völlig v or dem Gefängnis bewahrt worden 
sind, indem sie während der nächsten Jahre sich keine neue Straftat 
haben zu schulden kommen lassen. In den Füllen aber, wo die 
betreffenden Personen zuvor mit dem Gefängnis Bekanntschaft gemacht 
haben, ist der Prozentsatz nur 55, bei denen der erwartete Erfolg 
eingetreten ist. Ich erblicke darin, wde gesagt, die denkbar schärfste 
Kritik gegenüber unserem jetzigen System der kurzzeitigen Gefängnis- 
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Strafen und glaube, dass man die nötigen Konsequenzen daraus bald 
ziehen muss. Ueberhaupt ist die Zunahme der jugendlichen Uebel- 
täter und des Rückfalls der Jugendlichen auch nach meiner An¬ 
schauung das unerfreulichste und das unerquicklichste Kapitel in 
unserer Kriminalpolitik. (Sehr richtig! rechts.) Ich möchte hier offen 
Anerkennung zollen vor allem den statistischen Ausarbeitungen des 
Reichs-Justizamts und den Erläuterungen zur Kriminalstatistik und 
besonders den Arbeiten des Kiiiserlichen Statistischen Amts. Meine 
Herren, es ist geradezu erschreckend, wenn man aus diesen Statistiken 
sieht, dass unter 478000 Verurteilten 195000 vorbestraft sind, dass 
der Reichsdurchschnitt 39 Prozent ist, in einzelnen Staaten wächst 
derselbe bis zu 46 Prozent und in einigen sogar bis zu 56 Prozent 
aller Verurteilten. (Hört! hört!) Meine Herren das sind so unerfreu¬ 
liche Tatsachen, dass man sagen muss: hier muss ausser der Hebung 
der sozialpolitischen und wirtschaftlichen Verhältnisse auch eine 
Besserung unserer kriminalpolitischen Verhältnisse eintreten, die ich 
vor allem in einer gründlichen Umänderung unseres Strafsystems und 
unseres Strafvollzugs erblicke. 

Mit diesen kurzen Bemerkungen bezüglich dieser von uns hier 
oft besprochenen Frage will ich mich begnügen. 

Ich will auch nicht weiter auf die alte Frage des Straf¬ 
vollzuggesetzes kommen. 32 Jahre sprechen wir bereits darüber. 
Der Herr Staatssekretär des Reichs-Justizamts lässt sich nicht 
abbringen von der Ueberzeugung, dass ein Strafvollzuggesetz nicht 
kommen könne vor der Neuordnung des Strafgesetzbuchs. Die über¬ 
wältigende Mehrheit des Reichstags steht auf dem entgegengesetzten 
Standpunkt, wie sich bei der Interpellation im November heraus¬ 
gestellt hat. 

Ich möchte nun noch mit einigen wenigen Worten zur Frage 
der Fesselung kommen. Der Herr Staatssekretär des Reichs- 
Justizamts hat im vorigen Jahre auf meine Frage bezüglich der ein¬ 
heitlichen Regelung der Fesselung der Untersuchungsgefangenen mir 
geantwortet, dass, soweit es sich um Fesselungen handelt, die inner¬ 
halb der durch Reichsgesetze geordneten Justizpflege liegen, er ver¬ 
sprechen könne, der Frage näher zu treten, ob hier irgend etwas zu 
geschehen habe, um eine Gleichmässigkeit der Behandlung in ganz 
Deutschland herbeizuführen. Ich sehe nun zu meinem Bedauern, 
dass eine derartige rcichsgesetzliche Regelung der Materie nicht 
erfolgt ist, sondern dass lediglich eine Entschliessung des preussischen 
Ministers des Innern und der Justiz herausgekommeri ist, die nicht 
Fisch und nicht Fleisch ist, die alle die stereotypen Redewendungen 
wieder enthält, die wir ja in derartigen Verorcinungen bewundern, 
dass „soweit tunlich“, „soweit möglich“, „soweit sonst keine Aus¬ 
nahme“ zutrifft, das und das der Fall sein soll. Wie weit die 
Unzufriedenheit über unseren Strafvollzug und vor allem über den 
Vollzug unserer Untersuchungshaft geht, können Sie z. B. ersehen 
aus der Kritik eines so gemässigten Blattes wie der „Kölnischen 
Zeitung“. Dort ist der Fall eines Arztes des ausführlichen behandelt 
worden, welcher der „Kölnischen Zeitung“ einen Pressprozess eintrug. 
Es wurde darnach bei der Strafkammer in Bonn festgestellt, dass 
ein untersuchungsgefangener Arzt, der nach dreiwöchentlicher Unter¬ 
suchungshaft wegen Verdachtsmangels entlassen wurde, in Köln 
für die Reinigung seiner Zelle 10 Mark zu hinterlegen hatte und eine 
Mark pro Tag noch besonders zu zahlen hatte. Für die Behandlung 
dieses Uutersuchungsgefangenen trifft vollständig das zu, was ich 
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bereits vorhin in dem hannoverschen Falle erwähnt habe, dass Leute, 
von denen man gar nicht weiss, ob sie verurteilt werden, bereits 
wie Verurteilte behandelt werden, dass ihnen sogar noch die Kosten 
der Reinigung ihrer Zelle bezw. die Reinign^wg selbst zugemutet 
wdrd. Ich würde die Sache auch nicht hier Vorbringen, wenn nicht 
•der preussische Minister des Innern eine so merkwürdige Anschauung 
im preussischen Abgeordnetenhause geäussert hätte. Er hat dort 
die Frage aufgeworfen, wer denn eigentlich die Kosten der Reinigung 
der Zelle tragen soll. Ich muss sagen, von einem preussischen 
Minister ist das eine ganz sonderbare Frage; ich meine, zweifellos 
hat derjenige, der die Haft verhängt gegenüber derartigen Personen, 
die verdammte Pflicht und Schuldigkeit, auch die Kosten der 
Reinigung der Zelle zu tragen. 

Wir haben in den letzten Jahren so viel geklagt über die Art 
und Weise, wie politische, vor allem Presssünder in der Unter- 
suchungs- und Strafhaft behandelt werden. Ich werde nun im 
Gegensatz zu dieser Behandlung auf einen Fall, der das grösste 
Aufsehen in der Presse erregt hat, mit einigen wenigen Worten 
eingehen. Ich habe bereits im vorigen Jahre den aufsehenerregenden 
Fall von Bennigsen-Falkenhagen hier ztir Sprache gebracht. Ich 
finde nun im hiesigen „Lokalanzeiger“ vom 30. Juni 1902 folgende 
Mitteilung — Sie können sich erinnern, dass Falkenhagen nach 
Verübung von Ehebruch seinen Gegner im Duell erschossen hat. — 
Es heisst also dort: 

Falkenhagen, der anfangs krankheitshalber vielfach einen 
Danziger Arzt konsultierte und dazu Urlaub erhielt, machte 
von dieser Vergünstigung einen etwas sehr ausgiebigen Ge¬ 
brauch; es erregte Befremden, dass man den Gefangenen fast 
täglich in den Hauptstrassen Danzigs spazieren gehen und sich 
gelegentlich an öffentlichen Orten in lustiger Gesellschaft ver¬ 
gnügen sah. (Hört! hört! links.) Herr Falkenhagen ist mit 
vorübergehenden Ausnahmen jetzt auf die Zitadelle Weichsel¬ 
münde beschränkt. 

Diese aufsehenerregende Nachricht ist meines Wissens nirgends 
dementiert worden. Sollte es der Fall gewesen sein, so wäre eine 
möglichste Verbreitung dringend wünschenswert gewesen; ich konnte 
trotz eifriger Zeitungslektüre ein Dementi nicht erfahren. Nun frage 
ich den Herrn Staatssekretär: gibt es, falls die Nachricht richtig ist, 
eine krassere Verhöhnung unseres ganzen Strafsystems, unseres 
ganzen Strafvollzuges, als wenn hier ein Mann, der die sittliche 
Entrüstung von ganz Deutschland erregt hat, in derartig glimpf¬ 
licher Weise als Strafgefangener behandelt wurde? Man greift sich 
wirklich manchmal an den Kopf und frägt sich; ist man denn voll¬ 
ständig blind dagegen, welche Agitation ein derartiger Fall zu 
Gunsten der Herren der äussersten Linken machen muss; jeder 
Arbeiter, Redakteur usw. kommt ohne weiteres auf den Gedanken, 
dass er sagt: wie werden wir behandelt gegenüber einem derartigen 
Manne! Ich möchte dringend bitten, dass eine derartige unter¬ 
schiedliche Behandlung solcher Leute endlich einmal aufhört. Diese 
macht das allerböseste Blut draussen im Lande. 

Präsident; Das Wort hat der Herr Bevollmächtigte zum 
Bundesrat, Staatssekretär des Reichs-Justizamts, Wirkliche Geheime 
Rat Dr. Nieberding. 

Dr. Nieberding, Wirklicher Geheimer Rat, Staatssekretär 
des Reichs-Justizamts, Bevollmächtigter zum Bundesrat: 
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Meine Herren, aus den übrigen Ausführungen des Herrn Vor¬ 
redners habe ich nur einen Punkt zu erwähnen, den ich nicht uner¬ 
ledigt lassen möchte, weil der Herr Redner an mich direkt eine 
Frage gerichtet hat. Es betrifft das die Frage nach den Ergebnissen 
der Bemühungen, die nach früheren Erklärungen von mir das 
Reichs-Justizamt angestellt hat, um bezüglich der Fesselung der 
Gefangenen eine befriedigende Ordnung zu schaffen. In dieser 
Beziehung kann ich sagen, dass die Grundsätze, die im Reichs- 
Justizamt im Einvernehmen mit der preussischen Justizverwaltung 
ausgearbeitet sind, den übrigen Bundesregierungen mitgeteilt wurden, 
dass die Bundesregierungen der grossen Mehrzahl nach bis jetzt — 
es stehen noch einige Erklärungen aus — sich bereit gefunden haben, 
diese Grundsätze in ihrer Verwaltung als massgebend anzunehmen, 
und dass also nach diesen Mitteilungen die berechtigte Erwartung 
besteht, es werde in kurzer Zeit in Deutschland auf dem Gebiete der 
Fesselung gerichtlicher Gefangener nicht nur ein gleichmässiger, 
sondern auch ein sachlich angemessener Zustand geschaffen sein. 

Präsident: Das Wort hat der Herr Abgeordnete Beckh 
(Koburg). 

B e c k h (Koburg), Abgeordneter: Was die bedingte Begnadigung 
anlangt, meine Herren, so will ich mich auf ein paar Worte be¬ 
schränken. Es ist ja darüber schon viel gesprochen worden aus der 
Mitte des Reichstags und von dein Herrn Staatssekretär, und ich für 
mein Teil muss sagen: ich erkenne die Bemühungen an, welche man 
seitens der Reichsregierung gemacht hat, um eine bedeutende 
Besserung der bisherigen Zustände herbeizuführen und eine möglichste 
Einheitlichkeit, insbesondere auch betreffs Nr. 4 der Grundsätze. 
Bezüglich der „Bewilligung des bedingten Strafaufschubs*^ — so 
heisst es — ist eine „Aeusserung des erkennenden Gerichts“ herbei¬ 
zuführen. Damit ist, wie auch der Herr Staatssekretär andeutete, 
bereits der Weg eingeschlagen zu dem Ziel, zu dem er führen .'ioll. 
So glaube ich — und der Herr Staatssekretär hat das selbst an¬ 
erkannt —, dass es wohl möglich sei, dass man schliesslich von der 
bedingten Begnadigung zu der bedingten Verurteilung kommen kann 
und wird. 

Ich mache aber ganz besonders darauf aufmerksam, welche 
Umständlichkeit damit gegeben ist, wenn der Richter erst aufge¬ 
fordert werden muss, sobald eine solche bedingte Begnadigung 
erwogen werden soll, nachträglich sein Guthaben abzugeben, ])ezw. 
der Vorsitzende auf Grund einer neuen Besprechung mit den Richtern. 
Es ist doch viel einfacher, wenn gleich bei der Verhandlung die 
Sache in die Hände des Gerichts gelegt wird, und gleich da der 
Ausspruch des Gerichts erfolgt. Dann braucht man kein Gutachten 
und nicht das Schreiben herüber und hinüber. Das lässt sich dann 
ja viel einfacher machen, und ich vertraue darauf, dass es auch in 
der Zukunft so kommt. 

Nun komme ich zuin Schluss. (Bravo!) — Ganz bestimmt, Herr 
Kollege Sattler! — Und da komme ich auf die alte Kamelle: Ent¬ 
schädigung der unschuldig Verhafteten. Der Herr Kollega 
Heine berührte heute auch die Sache und mass seiner Partei das 
Verdienst zu, dass seine Fraktion die einzige sei, welche die Ent¬ 
schädigung unschuldig Verhafteter entschieden vertrete. Da muss 
er doch etwas an Erinnerungsvermögen gelitten haben, wenn er das 
behauptet; sonst müsste er wissen, wie speziell ich während der 
ganzen Verhandlungen über Verbesserung der Strafprozessordnung 
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diese Frage angeregt habe, und dass verschiedene Resolutionen liier 
bereits beschlossen sind auf meinen Antrag, die letzte im Jahre 
worin die Reichsregierung wiederholt dringend ersucht wurde, in 
GemJissheit der Reichstagsbeschlüsse vom 22. März 1898 und 23. Februar 
1899 dem Reichstag einen Gesetzentwurf, betreffend die Entschädigung 
von solchen Personen, welche mit Unrecht Untersuchungshaft zu 
erleiden hatten, voi zulegen. Dieser Resolution hat das Haus jederzeit 
— ich glaube zuletzt einstimmig — zugestimmt. Wir haben auch 
bereits darauf hingewiesen, dass der Staat in erster Linie als der 
solvente zur Entschädigung zu veranlassen sei, aber natürlich seinen 
Rückgriff habe und haben müsse gegen die Beamten, die unrichtig, 
gesetzwidrig handelten. Wir haben auch hingewiesen auf die Be¬ 
handlung, welche den Verhafteten verschiedentlich zuteil wurde. 

Mit diesem Hinweis auf eine Angelegenheit, welche doch eine 
Gefühlssache für das ganze hohe Haus war, schliesse ich. Ich hoffe, 
dass Sie mit mir w^enigstens in dem letzten Punkt heute ebenso ein¬ 
verstanden sein werden wie früher, sodass ich auch in Ihrem Namen 
sjireche, w^enn ich sage: das Staatssekretariat der Justiz möchte doch, 
wenn das auch jetzt nicht sofort geschehen kann, weil andere Auf¬ 
gaben der Lösung harren, im Laufe des nächsten Jahres daran gehen, 
diesen dringenden Gegenstand iin W( ge der Gesetzgebung zu erledigen. 

Ueber die Sitzung vom 27. Ftbruar 1904 schreibt die „Frank¬ 
furter Zeitung“: 

Die zweite Beratung des Reichsjustizetats wird fortgesetzt und 
zunächst über die letzte der hierzu gestellten Resolutionen ver¬ 
handelt, die von dem Abg. Bargmann (Frs. Vp.) und Genossen 
gestellt ist und den Reichskanzler ersucht, behufs einheitlicher 
Regelung für das ganze Reichsgel)iet einen Gesetzentwuirf vorzulegen, 
durch welchen den wiegen politischer Vergehen und wegen Press- 
vergehen in Untersuchungshaft oder in Strafhaft befindlichen Per¬ 
sonen gestattet wird, sich während der Dauer der Untersuchung 
oder Strafhaft selbst zu beköstigen und eine Tageszeitung zu halten, 
und solche Personen nur mit Arbeiten beschäftigt w^erden dürfen, 
die ihrem bisherigen Berufe und ihrem Bildungsgrade angemessen sind. 

Abg. Bargmann (Frs. Vp.) begründet den Antrag mit be¬ 
sonderer Beziehung auf den 01denl)urg(‘r Fall Biermann. Der 
Redakteur Biermann ist wegen Beleidigung zu zehn Monaten 
Gefängnis verurteilt worden, die er gegenwärtig verbüsst. Die 
Frage, ob Biermann eine sympathische l’ersönlichkeit ist oder nicht, 
kommt hier nicht in Betracht. Es handelt sich hier lediglich um die 
Sache. Am 10. August 190:’) richtete Bierinann ein Gesuch um 
Selbstbeschäftigung und Selbstbeköstigung, das am 30. Oktober 
abgelehnt wurde. Die Begründung besagt, dass nach der olden- 
burgischen Gefängnisordnung eine solche Erlaubnis allgemein nicht 
gewährt w^erden könne. Auch das Halten einer Tageszeitung wmrde 
im Hinblick auf die bisherige Uebung verboten. Bei dem jetzigen 
gesetzlichen Zustand ist die Entscheidung über diese Frage voll¬ 
ständig in das diskretionäre Ermessen der Aufsichtsbehörde gestellt. 
Man kann infolgedessen nicht sagen, dass die Entscheidung in dem 
Falle Biermanns ungesetzlich sei. Gleichwohl kann man wohl sagen, 
dass der Bescheid die nötige Rücksicht auf den Gefangenen verletzt. 
Die ^Frankfurter Zeitung“ hat vor einiger Zeit ausgeführt, dass es 
in anderen Strafanstalten als selbstverständlich gelte, dass gefangenen 
Redakteuren die Lektüre einer Zeitung gestattet wird. Das ist sehr 
verständig; denn welcher Grund besteht eigentlich, diese Erlaubnis 
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einem Journalisten zu versagen, der in seinem Beruf ausserordentlich 
geschädigt wird, wenn er längere Zeit gehindert ist, Zeitungen zu 
lesen. Der Fall beweist, wie notwendig ein Strafvollzuggesetz ist. 
Die Regelung wenigstens dieser einen Frage verlangt unsere 
Resolution. Die Wahl der Zeitungen sollte man den Gefangenen 
überlassen, sonst wüide leicht die Vernunft zum Unsinn und die 
Wohltat zur Plage werden, wenn man z. B. einem Sozialdemokraten 
nur die Lektüre der „Kreuzzeitung“ oder des „Reichsboten“ gestatten 
wollte. Beim Erlass der Strafprozessordnung hat man derartige 
Fälle, wie sie Vorkommen, nicht gewünscht. Das geht aus zahl¬ 
reichen Aeusserungen in der damaligen Debatte hervor. Der Redner 
zitiert einige Aeusserungen von Windthorst. Es kann nicht die 
Absicht des Gesetzgebers sein, unter dem Scheine äusserlicher 
Gleichheit die grösste Ungerechtigkeit zu schaffen, wie sie entstehen 
würde, wenn Leute, die wegen ganz verschiedener Vergehen ver¬ 
urteilt sind, gleich behandelt werden, sonst würde der Satz gelten: 
Suvimum jus summa injuria. Unsere Resolution hält sich durchaus in 
den Grenzen der Mässigung. Sie verlangt nichts Unbilliges. Auch 
die Regierung könnte ihr ohne Bedenken zustimmen. Nachdem doch 
einmal der Erlass eines allgemeinen Strafvollzugsgesetzes ad calendas 
graecas vertagt ist, bitte ich Sie, wenigstens unsere Resolution 
allzunehmen. (Beifall links.) 

Oldenburgischer Geheimrat Buchholtz freut sich, dass der 
Vorredner die formelle Berechtigung der Behörde zu diesem Vor¬ 
gehen im Fall Bierraann anerkannt hat. Der Redakteur Biermann 
hatte die Absicht, vom Gefängnis aus die Redaktion seines Blattes 
weiterzuführen. Dagegen erhoben sich Bedenken, weil damit eine 
haufenweise Korrespondenz verbunden gewesen wäre. Es werden 
ja in anderen Fällen Ausnahmen gestattet, aber im vorliegenden 
Falle waren die Umstände nicht dazu angetan, eine neue Ausnahme 
zuzulassen. Biermann w'ar der Redakteur eines berüchtigten Blattes, 
der ohne Prüfung verleumderische Artikel auf genommen hatte. 
Ein so trauriges Exempel ist kaum geeignet, für die Begründung 
eines Standesvorrechtes der Herren Redakteure ins Feld geführt zu 
werden. 

Abg. Froh me (Soz.) führt namentlich über die Behandlung 
von Sozialdemokraten in Gefängnissen Klage. Notorische Verbrecher 
aus den sogenannten „besseren Kreisen“ würden oft mit der grössten 
Rücksicht behandelt, w^ähreud Ehrenmänner, die fiir politische Ueber- 
zeugung leiden, auf schlimmste Weise drangsaliert werden. Der 
oldenburgische Vertreter hat heute jenem Minister nachgesprochen, 
der mit Fug und Recht auf die Anklagebank gehörte. (Graf 
Ballestrem erklärte diese Bemerkung für ungehörig.) Dieser Minister 
ist wiegen Beleidigung Biermanns zu der lächerlichen Strafe von 
20 Mark verurteilt worden, während Biermann wegen des gleichen 
Vergehens ins Gefängnis musste. Mein Freund Fischer — man denke 
ein gebildeter Mann — wurde gezwungen, dem Schulunterricht im 
Gefängnis beizuwohnen. Wenn solche Ehrenmänner sich beschweren, 
sagt man ihnen höhnisch: „Was wollen Sie denn. Sie sind doch 
Sozialdemokrat, Sie schwärmen doch für Gleichheit. Freuen Sie 
sich doch, dass Sie sie jetzt endlich einmal erfahren!“ Mit seiner 
Frau durfte Biermann nur durch ein Gitter sprechen. Mir selbst ist 
ganz das Gleiche passiert. Wenn meine Frau Ihnen die Gefühle 
schildern könnte, die sie bei diesen Besuchen hatte, so würde 
mancher, der jetzt diese Brutalität verteidigt, für diese Justiz sich 



in die Seele hinein schämen. Exner wurde zweiter Klasse und zuletzt 
per Droschke in das Zuchthaus befördert. So werden feine Spitz¬ 
buben behandelt. Mein Freund Fischer aber wurde auf dem Ge¬ 
fängnishofe rasiert und geschoren! Möge die Regierung endlich 
daran gehen, wenigstens klarzustellen und allgemein zu bestimmen, 
was denn nun die politischen Gefangenen beanspruchen können und 
was nicht. 

Staatssekretär Nieberding: Herr Frohme hat wieder einzelne 
Beispiele angeführt. Als er das zum letzten Male tat, bat ich ihn 
recht freundlich, in solchen Fällen mir doch vorher Mitteilung von 
den Fällen zu machen, damit ich sie untersuchen könne. Es hat 
ihm das nicht beliebt. Er hat wieder eine Reihe von Fällen an¬ 
geführt, die er sehr wohl zu meiner Kenntnis hätte bringen können. 
Sie werden also nicht von mir verlangen, dass ich auf die Fälle ein¬ 
gehe. Das Urteil über das Verfahren des Vorredners überlasse ich 
der öffentlichen Meinung. Vor einiger Zeit bereits haben die ver¬ 
bündeten Regierungen ein Abkommen getroffen, dass Gefangene, 
die im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind, mit solchen, die 
diese nicht mehr besitzen, nicht zusammen gefesselt werden sollen. 
Dass politischen Gefangenen Haar und Bart geschoren wird, würde 
ich im allgemeinen für unzulässig halten. Es kann im einzelnen 
Fall mal angebracht erscheinen, allgemein aber würde ich es nicht 
billigen. Bringen Sie solche Beschwerden gefl. nur dann vor, wenn 
Sie auch bereit sind, uns das nötige Material zu verschaffen, um 
Remedur eintreten zu lassen. In den Gefängnissen muss im all¬ 
gemeinen eine gleiche Behandlung von Hoch und Niedrig eintreten. 
Wenn dagegen in einzelnen Fällen verstossen worden ist, so ist 
dagegen nachdrücklich eingeschritten worden. Ich bin nicht der 
Meinung, dass durch die Regierung das Strafvollzugsgesetz ad calemias 
graecas vertagt ist. Allerdings wird einige Zeit bis dahin vergehen. 
Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass wir an die Frage heran¬ 
treten werden, sobald die jetzt in Angriff genommene Reform des 
materiellen Strafrechts vollendet sein wird. Windthorst wollte seinerzeit 
einen Unterschied gemacht sehen zwischen gemeinen Verbrechern 
und allen anderen Gefangenen. Gehören zu diesen „Anderen“ aber 
lediglich politische Gefangene? Warum sollen denn lediglich politische 
Gefangene dieser Bevorzugung teilhaft werden? Was ist denn ein 
„politisches Vergehen*. Dieser Begriff ist bisher noch nirgends 
definiert worden und ich fürchte, er wird niemals definiert werden. 
Sind in der Tat alle Pressvergehen günstiger zu beurteilen als 
andere? Ist eine verleumderische Beleidigung nicht ebenso gemein 
wie eine andere Tat, die mit der gleichen Strafe belegt ist? Unter 
Umständen ist ein Diebstahl viel leichter zu beurteilen als ein Press¬ 
vergehen. Soll jemand, der eine Pre.ssbeleidigung mündlich erwidert 
hat, schwerer bestraft werden, wie der, von dem die erste Beleidigung 
in der Presse ausgegangen ist? Auf dem Wege, ier hier vor¬ 
geschlagen wird durch Bevorzugung einzelner Klassen und Dis¬ 
qualifizierung aller anderen Klassen, werden die verbündeten 
Regierungen schwerlich eine Remedur eintreten lassen. Das würde 
nach ihrer Ansicht der Gerechtigkeit direkt ins Gesicht schlagen. 

Abg. Träger (Preis. Vp.): Dieser Antrag ist einer der ältesten 
Ladenhüter im deutschen Reichstage. So lange ich dem Parlament 
angehöre, wird schon dafür gekämpft. Die Erklärung, dass eine 
Reform des Strafvollzugs erfolgen werde, dass die Vorbereitungen 
schon im Gang seien, habe ich bereits seit 30 Jahren gehört. Schon 



in den 70er Jahren hiess es vom Regierung’ätisch, die liefonn werde 
erfolgen, sobald die Strafprozessordnung fertig sei. Der Redner 
zitiert unter Heiterkeit des Hauses eine Reihe von Regierungs¬ 
erklärungen aus ganz verschiedenen Jahren, die alle eine baldige 
Reform in Aussicht stellen. „Gefängnis, Zuchthaus“, das sind leere 
Worte, die ihren Inhalt erst durch den Vollzug bekommen. (Sehr 
richtig! links.) Darum gibt es in Deutschland, wie man mit Recht 
gesagt hat, so viele Strafarten wie Strafanzeigen. (Sehr richtig! links.) 
Windthorst und der konserv'ative Abgeordnete von Schwartze haben 
dieser Frage früher ihre grösste AufmerUsamkeit gewidmet. Es handelt 
sich also um keine Parteifrage. Die Regierung will die Presse nicht 
bevorzugen. Beim fliegenden Gerichtsstand hies.s es auch, eine Auf¬ 
hebung wäre eine Bevorzugung der Presse. Aber eine allgemeine 
Definition des politischen Vergehens wird man kaum geben können. 
Das ist in einer solchen Resolution auch gar nicht nötig. Dass die 
Handhabung in Oldenburg dem Strafgesetz entspreche, kann ich 
nicht zugeben. Das Gesetz bestimmt ganz klar, dass ein allgemeiner 
Arbeitszwang für Strafanstalten nicht existiert, dass aber der Arbeits¬ 
lust gewillfahrt w^erden muss in einer dem Bildungsgrade des Ge¬ 
fangenen entsprechenden Weise. Man kann also nicht von vornherein 
bestimmte Arbeiten ausschliessen. Natürlich muss die Ausführung 
der Arbeit im Gefängnis möglich sein. Ein Luftschiffer wird also 
im Gefängnis seinem Beruf nicht nachgehen können. (Hefterkeit.) 
Die oldenburgische Gefängnisordnung besagt aber, dass die Ge¬ 
fangenen zur Arbeit verpflichtet seien. Landstreicher stehen da in 
gleicher Linie mit Redakteuren. Der Zweck des Gefängnisses kann 
doch nicht sein, von der Arbeit zu entw'öhnen, nämlich von der 
Arbeit, die die Gefangenen zu verrichten gewöhnt sind. (Sehr gut!) 
Wenn der Redakteur zehn Monate von jedem Zusammenhang mit 
seinem Berufe abgeschlo.ssen ist, dtann reiche die Wirkung der Haft 
waüt über diese zehn Monate hinaus. (Sehr richtig!) Also ist es 
notwendig, dass ein Redakteur Zeitungen lesen darf. Es ist über¬ 
haupt notwendig, dass ein au geistige, Beschäftigung gew^öhnter 
Mann Gelegenheit hat, auch seinen Gei.st w'eiter zu beschäftigen. 
Zellen reinigen und Stuhlflechten, sind das Arbeiten für einen Re¬ 
dakteur? Ein Landstreicher befindet sich unter Umständen im Ge¬ 
fängnis in einer gehobenen Lebenslage. Eine wirkliche Gleichheit 
der Behandlung der Gefangenen ist also doch nicht zu erhalten. Mit 
dem Begriff der „Gleichheit“ kann man nicht so operieren, wie es 
der Staatssekretär tat. Mit den platonischen Erklärungen des Staats¬ 
sekretärs ist nichts geholfen. Die Sache muss endlich einmal richtig 
in Angriff genommen werden. Es handelt sich um eine Frage des 
Ansehens des Deutschen Reiches. Wenn solche Sachen in die 
Zeitungen kommen, so wird das Ausland, fürchte ich, denken: „Ist 
das das Deutsche Reich, das überall in der Welt „voran“ sein will? 
Es muss etw^as geschehen! (Lebhafter Beifall links.) 

Staatssekretär Ni eberding: Der historische Rückblick des 
Vorredners war unvollständig, ln den 70er Jahren ist ein Gesetz¬ 
entwurf über den Strafvollzug au.sgearbeitet worden. Es lag also 
die ernste Absicht einer Regelung vor. Der Entw'urf hätte Kosten 
von 150 Millionen verursacht. Das war einer der Gründe, aus 
welchen er damals nicht an den Reichstag gelangte. Man hat daher 
zu dem Ausweg gegriffen, auf dem Wege der Vereinbarung sich 
über eine Reihe der wichtigsten Fragen zu verständigen, und das 
beweist, dass es den Regierungen mit der Frage vollkommen ernst 



ivar. Im grossen und ganzen sind wir in Fragen des Qefängnis- 
wesens allen Kulturstaaten weit voraus und werden es noch lange 
sein. Das deutsche Ansehen ist also hier nicht in Frage. 

Abg. Gröber (Zentr.): Die 150 Millionen Kosten sind das 
Schreckgespenst, das uns immer vor Augen gehalten wird. Eine 
Keform der Strafvollstreckung hat gewiss ihre Schwierigkeiten, weil 
die Wissenschaft über den Wert der Freiheitsstrafe und ihre Ab¬ 
stufungen so verschiedener Meinung ist. Zuchthaus, Gefängnis, 
Festung, Haft — wie soll sich das innerlich unterscheiden? Heute 
kann man einen Unterschied zwischen diesen Strafen zum Teil nicht 
mehr machen. Es kommt mitunter nur auf das Zettelchen an. das 
man über der Zelle an bringt. Wir verlangen hier aber kein Straf¬ 
vollstreckungsgesetz, sondern nur einen Teil davon, den man ohne 
Kosten für den Fiskus sofort durchführen könnte, vielleicht zum Vor¬ 
teil des Fiskus. Wir verlangen Selbstbeköstigung und Selbst¬ 
beschäftigung. W’^enn ein guter Wille vorhanden wäre, würde man 
das leicht durchführen können. Aber da fehlt es. Solange der Reichs¬ 
tag besteht, wird diese Forderung wiederholt werden. Windthorst 
hat noch kurz vor seinem Tode über die Sache gesprochen und den 
Standpunkt vertreten, dass ein Unterschied zwischen politischen und 
anderen Gefangenen gemacht werde. Es gibt gewiss ehrenrührige 
Beleidigungen so schwerer Art, dass man wohl sagen kann, dass 
eine Ausnahmebehandlung nicht am Platze ist; aber das ist doch 
selten und es kommt nur darauf an, ob die Beleidigung einer ehr¬ 
losen Gesinnung entspringt. In der Kulturkampfzeit haben höchst 
ehrenwerte Männer unter uns eine Behandlung über sich ergehen 
lassen müssen, die ihrer Bildung und Lebensstellung nicht angemessen 
war. Es handelte sich da um Vergehen, die von den Betreffenden 
begangen sind in einem Gewissenskonflikt, wo sie es für eine Ehren¬ 
pflicht hielten, sich gegen das Strafgesetz zu vergehen. So etwas 
kann jeder Partei passieren. Den Festungsgefangenen wird die ihnen 
zusagende Beschäftigung gestattet. Handelt es sich nicht auch um 
eine Art Klassendelikte, die mitunter einer wirklich ehrlosen Ge¬ 
sinnung entspringen, wenn der Betreffende das Familienglück eines 
anderen schnöde verletzt und dann den Mann einfach über den 
Haufen schiesst? Zu weit geht es, wenn der Abgeordnete Bargmann 
auch das Halten einer Tageszeitung gestatten will. Das ist gegen¬ 
über Untersuchungsgefangenen mitunter bedenklich, wenn nicht eine 
starke Kontrolle stattfindet, die sich auch auf den Anzeigenteil ei*streckt. 
Vielleicht empfiehlt es sich, sich auf eine Fassung folgendermassen 
zu einigen, die auch den Bedenken der Regierung gerecht wird: 
Die Regierung um einen Gesetzentwurf zu ersuchen, 
welcher den in Untersuchungshaft bc^findlichen Per¬ 
sonen das Recht der Selbstb(*köstigung und Selbst- 
bse häf t igun g gibt und den zu Gefängnisstrafen 
Verurteilten, wenn nach dem Gerichtsurteil die T at 
nicht eine ehrlose Gesinnung bekundet, gestattet, in 
einer ihrer Vorbildung und ihrem Berufe ange¬ 
messenen Weise sich zu beköstigen und zu be¬ 
schäftigen. 

Abg. Bargmann polemisiert gegen einzelne Ausführungen 
der Vorredner. 

Abg. 8ta<lthagen (Soz.): Selbstbeköstigung und Lektüre 
muss schon nach der bestehenden Gesetzgebung den Unt(‘rsuchungs- 
gefangenen gestattet werden. Unterschiede dahin, ob eine Straftat 



einem Journalisten zu versagen, der in seinem Beruf ausserordentlich 
geschädigt wird, wenn er längere Zeit gehindert ist, Zeitungen zu 
lesen. Der Fall beweist, wie notwendig ein Strafvollzuggesetz ist. 
Die Regelung wenigstens dieser einen Frage verlangt unsere 
Resolution. Die Wahl der Zeitungen sollte mau den Gefangenen 
überlassen, sonst würde leicht die Vernunft zum Unsinn und die 
Wohltat zur Plage werden, wenn man z. B. einem Sozialdemokraten 
nur die Lektüre der „Kreuzzeitung“ oder des „Reichsboten“ gestatten 
wollte. Beim Erlass der Strafprozessordnung hat man derartige 
Fälle, wie sie Vorkommen, nicht gewünscht. Das geht aus zahl¬ 
reichen Aeiisserungen in der damaligen Debatte hervor. Der Redner 
zitiert einige Aeusserungen von Windthorst. Es kann nicht die 
Absicht des Gesetzgebers sein, unter dem Scheine äusserlicher 
Gleichheit die grösste Ungerechtigkeit zu schaffen, wie sie entstehen 
würde, wenn Leute, die wegen ganz verschiedener Vergehen ver¬ 
urteilt sind, gleich behandelt werden, sonst würde der Satz gelten: 
Sitmmum Jus sutnina injuria. Unsere Resolution hält sich durchaus in 
den Grenzen der Mässigung. Sie verlangt nichts Unbilliges. Auch 
die Regierung könnte ihr ohne Bedenken zustiinmen. Nachdem doch 
einmal der Erlass eines allgemeinen Strafvollzugsgesetzes ad calcndas 
grarcas vertagt ist, bitte ich Sie, wenigstens unsere Resolution 
anzunehmen. (Beifall links.) 

Oldenburgischer Geheimrat Buchholtz freut sich, dass der 
Vorredner die formelle Berechtigung der Behörde zu diesem Vor¬ 
gehen im Fall Biermann anerkannt hat. Der Redakteur Biermann 
hatte die Absicht, vom Gefängnis aus die Redaktion seines Blattes 
weiterzuführen. Dagegen erhoben sich Bedenken, weil damit eine 
haufenweise Korre.spondenz verbunden gewesen wäre. Es werden 
ja in anderen Fällen Ausnahmen gestattet, aber im vorliegenden 
Falle waren die Umstände nicht dazu angetan, eine neue Ausnahme 
zuzulassen. Biermanii war der Redakteur eines berüchtigten Blattes, 
der ohne Prüfung verleumderische Artikel aufgenommen hatte. 
Ein so traurige.s Excmpel ist kaum geeignet, für die Begründung 
eines Standesvorrechtes der Herren Redakteure ins Feld geführt zu 
werden. 

Abg. Froh me (Soz.) führt namentlich über die Behandlung 
von Sozialdemokraten in Gefängnissen Klage. Notorische Verbrecher 
aus den sogenannten „besseren Kreisen“ würden oft mit der grössten 
Rücksicht behandelt, während Ehrenmänner, die für politische Ueber- 
zeugung leiden, auf schlimmste Weise drangsaliert werden. Der 
oldenburgische Vertreter hat heute jenem Minister nachgesprochen, 
der mit Fug und Recht auf die Anklagebank gehörte. (Graf 
Ballestrem erklärte diese Bemerkung für ungehörig.) Dieser Minister 
ist wegen Beleidigung Bierinanns zu der lächerlichen Strafe von 
20 Mark verurteilt worden, während Biermann wegen des gleichen 
Vergehens ins Gefängnis musste. Mein Freund Fisch^er — man denke 
ein gebildeter Mann —- wurde gezwungen, dem Schulunterricht im 
Gefängnis beizuwohnen. Wenn solche Ehrenmänner sich beschweren, 
sagt man ihnen höhnisch: „Was wollen Sie denn. Sie sind doch 
Sozialdemokrat, Sie schwärmen doch für Gleichheit. Freuen Sie 
sich doch, dass Sic sie jetzt endlich einmal erfahren!“ Mit seiner 
Frau durfte Biermann nur durch ein Gitter sprechen. Mir selbst ist 
ganz das Gleiche passiert. Wenn meine Frau Ihnen die Gefühle 
schildern könnte, die sie bei diesen Besuchen hatte, so würde 
mancher, der jetzt diese Brutalität verteidigt, für diese Justiz sich 



in die Seele hinein schämen. Exner wurde zweiter Klasse und zuletzt 
per Droschke in das Zuchthaus befördert. So Averden feine Spitz¬ 
buben behandelt. Mein Freund Fischer aber wurde auf dem Ge¬ 
fängnishofe rasiert und geschoren! Möge die Regierung endlich 
daran gehen, wenigstens klarzustellen und allgemein zu bestimmen, 
was denn nun die politischen Gefangenen beanspruchen können und 
was nicht. 

Staatssekretär Nieberding: Herr Frohme hat wieder einzelne 
Beispiele angeführt. Als er das zum letzten Male tat, bat ich ihn 
recht freundlich, in solchen Fällen mir doch vorher Mitteilung von 
den Fällen zu machen, damit ich sie untersuchen könne. Es hat 
ihm das nicht beliebt. Er hat wieder eine Reihe von Fällen an¬ 
geführt, die er sehr wohl zu meiner Kenntnis hätte bringen können. 
Sie Averden also nicht von mir verlangen, dass ich auf die Fälle eiii- 
gehe. Das Urteil über das Verfahren des Vorredners überlasse ich 
der öffentlichen Meinung. Vor einiger Zeit bereits haben die Aer- 
bündeten Regierungen ein Abkommen getroffen, dass Gefangene, 
die im Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte sind, mit solchen, die 
diese nicht mehr besitzen, nicht zusammen gefesselt werden sollen. 
Dass politischen Gefangenen Haar und Bart geschoren wird, Avürde 
ich im allgemeinen für unzulässig halten. Es kann im einzelnen 
Fall mal angebracht erscheinen, allgemein aber würde ich es nicht 
billigen. Bringen Sie solche Beschwerden gefl. nur dann vor, Avenn 
Sie auch bereit sind, uns das nötige Material zu verschaffen, um 
Remedur eintreten zu lassen. In den Gefängnissen muss im all¬ 
gemeinen eine gleiche Behandlung von Hoch und Niedrig eintreten. 
Wenn dagegen in einzelnen Fällen verstossen worden ist, so ist 
dagegen nachdrücklich eingeschritten worden. Ich bin nicht der 
Meinung, dass durch die Regierung das Strafvollzugsgesetz ad calmdas 
i^raecas vertagt ist. Allerdings Avird einige Zeit bis dahin vergehen. 
Es kann keinem ZAveifel unterliegen, dass wir an die Frage heran¬ 
treten werden, sobald die jetzt in Angriff genommene Reform des 
materiellen Strafrechts vollendet sein wird. Windthorst Avollte seinerzeit 
einen Unterschied gemacht sehen zwischen gemeinen Verbrechern 
und allen anderen Gefangenen. Gehören zu diesen „Anderen“ aber 
lediglich politische Gefangene? Warum sollen denn lediglich politische 
Gefangene dieser Bevorzugung teilhaft werden? Was ist denn ein 
„politisches V'ergehen". IMeser Begriff ist bisher noch nirgends 
definiert Avorden und ich fürchte, er wird niemals definiert werden. 
Sind in der Tat alle Pressvergehen günstiger zu beurteilen als 
andere? Ist eine verleumderische Beleidigung nicht ebenso gemein 
wie eine andere Tat, die mit der gleichen Strafe belegt ist? Unter 
Umständen ist ein Diebstahl viel leichter zu beurteilen als ein Press¬ 
vergehen. Soll jemand, der eine Pressbeleidigung mündlich erwidert 
hat, schwerer bestraft werden, wie der, von dem die erste Beleidigung 
in der Presse ausgegangeii ist? Auf dem Weg(*, ier hier vor¬ 
geschlagen wird durch Bevorzugung einzelner Klassen und Dis¬ 
qualifizierung aller anderen Klassen, Averden die verbündeten 
Regierungen schAverlich eine Remedur eintreten lassen. Das Avürde 
nach ihrer Ansicht der Gerechtigkeit direkt ins Gesicht schlagen. 

Abg. Träger (Preis. V^p.): Dieser Antrag ist einer der ältesten 
Ladenhüter im deutschen Reichstage. So lange ich dem Parlament 
angehöre, Avird schon dafür gekämpft. Die Erklärung, dass eine 
Reform des Strafvollzugs erfolgen AAU‘rde, dass die Vorbereitungem 
schon im Gang seien, habe ich bereits seit 30 Jahren gehört. Schon 



in den 70er Jahren hiess es vom Regieruiigstisch, die Refoi*m werde 
erfolgen, sobald die Strafprozessordnung fertig sei. Der Redner 
zitiert unter Heiterkeit des Hauses eine Reihe von Regierungs¬ 
erklärungen aus ganz verschiedenen Jahren, die alle eine baldige 
Reform in Aussicht stellen. „Gefängnis, Zuchthaus“, das sind leere 
Worte, die ihren Inhalt erst durch den Vollzug bekommen. (Sehr 
richtig! links.) Darum gibt es in Deutschland, wie man mit Recht 
gesagt hat, so viele Strafarten wie Strafanzeigen. (Sehr richtig l links.) 
Windthorst und der konservative Abgeordnete von Schwartze haben 
dieser Frage früher ihre grösste Aufmerksamkeit gewidmet. Es handelt 
sich also um keine Parteifrage. Die Regierung will die Presse nicht 
bevorzugen. Beim fliegenden Gerichtsstand hiess es auch, eine Auf¬ 
hebung wäre eine Bevorzugung der Pres.se. Aber eine allgemeine 
Definition des politischen Vergehens wird man kaum geben können. 
Das ist in einer solchen Resolution auch gar nicht nötig. Dass die 
Handhabung in Oldenburg dem Strafgesetz entspreche, kann ich 
nicht zugeben. Das Ge.setz bestimmt ganz klar, dass ein allgemeiner 
Arbeitszwang für Strafanstalten nicht existiert, dass aber der Arbeits¬ 
lust gewillfahrt werden muss in einer dem Bildungsgrade des Ge¬ 
fangenen entsprechenden Weise. Man kann also nicht von vornherein 
bestimmte Arbeiten ausschliessen. Natürlich muss die Ausführung 
der Arbeit im Gefängnis möglich sein. Ein Liiftschiffer wird also 
im Gefängnis seinem Beruf nicht nachgehen können. (Hefterkeit.) 
Die oldenburgische Gefängnisordnung besagt aber, dass die Ge¬ 
fangenen zur Arbeit verpflichtet seien. Landstreicher stehen da in 
gleicher Linie mit Redakteuren. Der Zweck des Gefängnisses kann 
doch nicht sein, von der Arbeit zu entwöhnen, nämlich von der 
Arbeit, die die Gefangenen zu verrichten gewöhnt sind. (Sehr gut!) 
Wenn der Redakteur zehn Monate von jedem Zusammenhang mit 
seinem Berufe abgeschlossen ist, dann reiche die Wirkung der Haft 
weit über diese zehn Monate hinaus. (Sehr richtig!) Also ist es 
notwendig, dass ein Redakteur Zeitungen lesen darf. Es ist über¬ 
haupt notwendig, dass ein an geistige Beschäftigung gewöhnter 
Mann Gelegenheit hat, auch seinen Geist weiter zu beschäftigen. 
Zellen reinigen und Stuhlflechten, sind das Arbeiten für einen Re¬ 
dakteur? Ein Landstreicher befindet sich unter Umständen im Ge¬ 
fängnis in einer gehobenen Leben.slage. Eine wirkliche Gleichheit 
der Behandlung der Gefangenen ist also doch nicht zu erhalten. Mit 
dem Begriff der „Gleichheit“ kann man nicht so operieren, wie es 
der Staatssekretär tat. Mit den platonischen Erklärungen des Staats¬ 
sekretärs ist nichts geholfen. Die Sache muss endlich einmal richtig 
in Angriff genommen werden. Es handelt sich um eine Frage des 
Ansehens des Deutschen Reiches. Wenn solche Sachen in die 
Zeitungen kommen, so wird das Ausland, fürchte ich, denken: „Ist 
das das Deutsche Reich, das überall in der Welt „voran“ sein will? 
Es muss etwas geschehen! (Lebhafter Beifall links.) 

Staatssekretär Nieberding: Der historische Rückblick des 
Vorredners war unvollständig, ln den 70er Jahren ist ein Gesetz¬ 
entwurf über den Strafvollzug ausgearbeitet worden. Es lag also 
die ernste Absicht einer Regelung vor. Der Entwurf hätte Kosten 
von 150 Millionen verursacht. Dtas war einer der Gründe, aus 
welchen er damals nicht an den Reichstag gelangte. Man hat daher 
zu dem Ausweg gegriffen, auf dem Wege der Vereinbarung sieh 
über eine Reihe der wichtigsten Fragen zu verständigen, und das 
beweist, dass es den Regierungen mit der Frage vollkommen ernst 



war. Im grossen und ganzen sind wir in Fragen des Gefängnis- 
wosens allen Kulturstaaten weit voraus und werden es noch lange 
sein. Das deutsche Ansehen ist also hier nicht in Frage. 

Abg. Gröber (Zentr.): Die 150 Millionen Kosten sind das 
Schreckgespenst, das uns immer vor Augen gehalten wird. Eine 
Reform der Strafvollstreckung hat gewiss ihre Schwierigkeiten, weil 
die Wissenschaft über den Wert der Freiheitsstrafe und ihre Ab¬ 
stufungen so verschiedener Meinung ist. Zuchthaus, Gefängnis, 
Festung, Haft — wie soll sich das innerlich unterscheiden? Heute 
kann man einen Unterschied zwischen diesen Strafen zum Teil nicht 
mehr machen. Es kommt mitunter nur auf das Zettelchen an, das 
man über der Zelle anbringt. Wir verlangen hier aber kein Straf¬ 
vollstreckungsgesetz, sondern nur einen Teil davon, den man ohne 
Kosten für den Fiskus sofort durchführen könnte, vielleicht zum Vor¬ 
teil des Fiskus. Wir verlangen Selbstbeköstigung und Selbst¬ 
beschäftigung. Wenn ein guter Wille vorhanden wäre, würde man 
das leicht durchführen können. Aber da fehlt es. Solange der Reichs¬ 
tag besteht, wird diese Forderung wiederholt werden. Windthorst 
hat noch kurz vor seinem Tode über die Sache gesprochen und den 
Standpunkt vertreten, dass ein Unterschied zwischen politischen und 
anderen Gefangenen gemacht werde. Es gibt gewiss ehrenrührige 
Beleidigungen so schwerer Art, dass man wohl sagen kann, dass 
eine Ausnahmebehandlung nicht am Platze ist: aber das ist doch 
selten und es kommt nur darauf an, ob die Beleidigung einer ehr¬ 
losen Gesinnung entspringt. In der Kulturkampfzeit haben höchst 
ehrenwerte Männer unter uns eine Behandlung über sich ergehen 
lassen müssen, die ihrer Bildung und Lebensstellung nicht angemessen 
war. Es handelte sich da um Vergehen, die von den Betreffenden 
begangen sind in einem Gewissenskonflikt, wo sie es für eine Ehren¬ 
pflicht hielten, sich gegen das Strafgesetz zu vergehen. So etwas 
kann jeder Partei passieren. Den Festungsgefangenen wird die ihnen 
zusagende Beschäftigung gestattet. Handelt es sich nicht auch um 
eine Art Klassendelikte, die mitunter einer wirklich ehrlosen Ge¬ 
sinnung entspringen, wenn der Betreffende das Familienglück eines 
anderen schnöde verletzt und dann den Mann einfach über den 
Haufen schiesst? Zu weit geht es, wenn der Abgeordnete Bargmann 
auch das Halten einer Tageszeitung gestatten will. Das ist gegen¬ 
über Unter.suchungsgefangenen mitunter bedenklich, wenn nicht eine 
starke Kontrolle stattfindet, die sich auch auf den Anzeigenteil erstreckt. 
Vielleicht empfiehlt es sich, sich auf eine Fassung folgendermassen 
zu einigen, die auch den Bedenken der Regierung gerecht wird; 
Die Regierung um einen Gesetzentwurf zu ersuchen, 
welcher den in Untersuchungshaft befindlichen Per¬ 
sonen das Recht der Selbstbeköstigung und Selbst- 
b (* s c h äf t igu n g gibt und den zu G f ängn i ss tr af en 
Verurteilten, wenn nach dem Gerichtsurteil die T at 
nicht eine ehrlose Gesinnung bekundet, gestattet, in 
einer ihrer Vorbildung und ihrem Berufe a n ge¬ 
rn e s s e n e n Weise sich zu beköstigen und zu be¬ 
schäftigen. 

Abg. Bargmann polemisiert gegen einzelne Ausführungen 
der Vorredner. 

Abg. Stadthagen (Soz.): Selbstbeköstigung iind Lektüre 
muss schon nach der bestehenden Gesetzgebung den Unter.suchungs- 
gefangenen g(*stattet werden. Unterschiede dahin, ob eine Straftat 
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einer ehrlosen Gesinnun«^ entspringt, sollten wir in einer Resolution 
nicht machen. Man sollte abwarten, wie die Sache gesetzlich formuliert 
wird. Unbedingt nötig ist aber die Regelung der Strafhaft. Die 
Gefangenen müssen ihrer Vorbildung entsprechend beschäftigt werden. 
Geschieht das nicht, so sind die betreffenden Beamten zu bestrafen. 
Wenn aber wirklich der Minister Ruhstrat bestraft werden sollte, so 
kann das in keiner Weise ein Ersatz für die seelischen Qualen sein, 
die Bierinann erdulden musste. Herr v. Schenk, der nur 15000 Mk. 
unterschlagen hatte, wurde im Bureau beschäftigt. (Hört, hört! 
Südekum ruft: Gemeinheit!) Das war ein Freiherr, kein mauvais sujet^ 
sondern ein tüchtiger Mann, der 15000 Mk. unterschlagen hatte. 
(Heiterkeit.) Der Staatssekretär will nicht wissen, was ein politisches 
Vergehen ist. Dieser Begriff existiert aber doch schon seit Jahr¬ 
zehnten in unserer juristischen Literatur, in Handelsverträgen und 
einer Reihe von Reichsgesetzen. Allerdings ist es durchaus besser, 
wenn die bessere Behandlung nicht auf politische Gefangene beschränkt 
wird. Gerade weil der Minister Ruhstrat selbst beleidigt zu sein 
glaubt, hätte er alles tun müssen, um nicht den Verdacht auf kommen 
zu lassen, als wolle er die Strafe Biermanns in gesetzwidriger Weise 
verschärfen. Ruhstrat hat der Frau gegenüber erklärt: „Ihr Mann 
muss empfindlich bestraft werden, er i.st mir nicht mehr als der Kot 
an meinen Stiefeln.“ (Hört, hört!) Als die Frau einwarf: „Herr 
Minister, Sie sprechen von meinem Mann!“ antwortete der Minister 
dieser durchaus ehrenhaften Frau: „Ihr Mann ist ein Lump, mindestens 
ein Jahr muss er bekommen!“ Muss ich da nicht den Eindioick be¬ 
kommen, dass gegen Biermann ungesetzlich verfahren worden ist, 
weil er über den Minister Wahres sagte? (Sehr gut! bei den Sozial¬ 
demokraten.) Ja, meine Herren, hätte der Biermann 15000 Mark 
unterschlagen wie der Freiherr v. Schenk, dann würde er mit Bureau¬ 
arbeiten beschäftigt. (Sehr gut! links.) Nehmen wir an, der Minister 
Ruhstrat käme wiegen der Beleidigung Biennanns ins Gefängnis, 
glauben Sie, dass dann der Minister mit Rohrflechten beschäftigt 
würde? (Sehr gut! links.) Was nützt es, wenn der Resolution 
wirklich Folge gegeben wird, wenn dann die Bundesstaaten doch 
dagegen verstossen und der Bundesrat nicht dagegen einschreitet? 
Es ist eine Schmach für Deutschland, dass eine Behandlung der 
Gefangenen stattfindet, die nicht wie eine Vollstreckung der Strafe 
geschieht, sondern wie die Befriedigung privater Rache. Die schönen 
Reden nützen nichts. Raffen Sie sich zu Taten auf, verweigern 
Sie diesen Regierungen die Mittel! (Beifall bei den Sozialdemo¬ 
kraten.) 

Oldenburgischer Geheimrat Buchholtz: Es ist in keiner 
Weise nachweisbar, da.ss Minister Ruhstrat auf die Behandlung Bier¬ 
manns Einfluss gehabt hat. Die Verhandlungen wuirden nicht von 
ihm, sondern von seinem Stellvertreter geführt. 'Lachen links und 
Zurufe: Ist das alles?) 

Abg. Bärwinkel (Natl.): Den Begriff des politischen Ver- 

f ehens halten wir für durchaus feststehend. Bedenken haben wir 
agegen, dass den Untersuchungsgefangenen das Halten einer Zeitung 
gestattet werden soll. Das würde Kollisionen erleichtern. Wir sind 
diiher für den Antrag Gröber, der ja im übrigen noch weiter geht, 
als die Resolution Bargmann. 

Abg. Himburg (Kons.) hat gegen beide Anträge Bedenken 
und hält die Fragen noch nicht für genügend geklärt. Die Be- 


Digitized by v^ooQle 



— 587 — 


schränkuDg auf politische Vergehen sei zu eng. Andererseits könnten 
auch politische und Pressvergehen ehrloser Gesinnung entspringen. 

Abg. Stadthagen: Der oldenburgische Justizminister ist 
verpflichtet, sich um Unrecht zu kümmern, auch wenn es auf seiner 
Seite ist. Er kann sich da nicht damit entschuldigen, dass seine 
Vertreter die Entscheidung getroffen haben. 

Abg. Bargmann erkennt an, dass der Antrag Gröber gewisse 
Vorzüge habe, hält aber seinen Antrag aufrecht, weil der Gröbersche 
Antrag das Halten einer Zeitung nicht gestattet. Der Antrag Gröber 
wird gegen die Stimmen der Konservativen angenommen und der 
Antrag Bargmann gegen die Stimmen der Linken abgelehnt. 


Dem Reichstag ging folgende Zusammenatellung betreffend 
die Anwendung der in den Bundesstaaten für die bedingte 
Begnadigung geltenden Vorschriften bis Ende 1902 durch 
den Reichskanzler zu: 

Vorbemerkungen. 

1. Uebersicht Uber die Gesetzgebung des Auslandes. 

Massachusetts. 

Die bedingte Verurteilung hat zuerst in der Gesetzgebung des 
Staates Massachusetts Anerkennung gefunden. Hier wurde im Jahre 
1869 die Einrichtung getroffen, dass ein besonderer Bt‘amter in jedem 
gegen eine Person unter 17 Jahren eingeleiteten Strafverfahren über 
die Persönlichkeit und die Lebensverh^tnisse des Angeklagten Er¬ 
kundigungen einzuziehen und bei dem Richter die hiernach zweck¬ 
mässig erscheinenden Massregeln in Vorschlag zu bringen hat. Gewinnt 
der Beamte die Ueberzeugung, dass der Angeklagte auch ohne Strafe 
sich bessern werde, so kann er beantragen, ihn für eine bestimmte 
Zeit auf Probe zu stellen ffo placc htm vpon prohation). In diesem 
Falle wird der ürteilsspruch ausgesetzt und der Täter der besonderen 
Aufsicht jenes Beamten unterstellt. Entspricht der Beaufsichtigte den 
auf ihn gesetzten Erwartungen, so wird er nach Ablauf der Probezeit 
ausser Verfolgung gesetzt. Bei schlechter Führung* dagegen wird er 
dem Gerichte von neuem vorgeführt. 

Dieses Verfahren ist demnächst auch gegenüber Erwachsenen 
zugelassen worden, und zwar für die Stadt Boston durch ein Gesetz 
vom Jahre 1878, für das übrige Staatsgebiet durch ein Gesetz vom 
Jahre 1880. Endlich wurde durch ein Gesetz vom Jahre 1891 die 
Bestellung von Beamten der oben bezeichneten Art (probation ofßcers) 
für alle Bezirke des Staates Massachusetts vorgeschrieben. 

England. 

In England hat sich die bedingte Verurteilung im Anschluss an 
die Friedensbürgschaft entwickelt. War von jemandem die Störung* 
der Rechtsordnung zu befürchten, so konnte er durch den Friedens¬ 
richter dazu angehalten werden, urkundlich und unter Stellung von 
Bürgen die Verpflichtung zur Zahlung einer Geldsumme für den 
Fall zu übernehmen, dass er innerhalb eines gewissen Zeitraums sich 
nicht gut führen oder den öffentlichen Frieden stören werde. Neuere 
Gesetze, insbesondere der Cn'mhial Consoltdatwn Act i86i, bestimmten 
dann, dass auf die Stellung einer solchen Friedensbürgschaft auch bei 
der Aburteilung im Strafverfahren, jedoch zunächst nur in der Form 



einer Nebenstrafc erkannt werden dürfe. Als Ersatzmittel jeder Be¬ 
strafung wurde die Friedensbürgsehaft durch den Stimmary Jurisdiction 
Act 187g zugelassen. Nach diesem Gesetze kann von den im abge¬ 
kürzten Verfahren über Vergehen geringerer Schwere entscheidenden 
Gerichten der Schuldige gegen das (unter Umständen durch Bürgen 
aicherzustellende) Versprechen guter Führung bis auf weiteres ent¬ 
lassen werden; handelt der Entlassene seinem Versprechen zuwider, 
so wird er von neuem vorgeladen und abgeurteilt 

Endlich hat das Gesetz von 1887 (Probatiou 0/ first offendcrs 
Act) für Handlungen, die mit keiner höheren Strafe als zweijährigem 
Gefängnis bedroht sind, allen Gerichten die Befugnis übertragen, zu 
Gunsten eines noch nicht vorbestraften Angeklagten die bezeichnete 
Massregel zu treffen. Jedoch soll von ihr nur Gebrauch gemacht 
werden, wenn dies mit Rücksicht auf besondere Umstände, namentlich 
das Alter, den Charakter und das Vorleben des Täters oder die 
Geringfügigkeit der strafbaren Handlung, angemessen erscheint. 

Abgesehen von den Schranken, die in England hinsichtlich der 
Handlungen und der Personen, auf welche die Massregel Anwendung 
findet, durch das Gesetz selbst gezogen sind, besteht der hauptsäch¬ 
lichste Unterschied von dem amerikanischen Systeme darin, dass die 
Mitwirkung eines prohation ofßccr und insbesondere eine Ueberwachung 
des auf Probe Entlassenen während der Bewährungszeit nicht statt¬ 
findet. 

Englische Kolonien. 

Dem Vorgang Englands i.st eine Reihe englischer Kolonien 
gefolgt, so 1886 Neu-Seeland und Queensland. 16W7 Südaustralieu, 
1889 Kanada, 1890 Viktoria, 1892 Westaustralien und 1894 Neu-Süd- 
Wales. Jedoch hat Neu-Seeland im Anschluss an Massachusetts die 
Bestellung von probation ofßcers vorgesehen und auch einige andere 
Kolonien haben eine, wenngleich beschränkte, Beaufsichtigung des 
auf Probe Gestellten eingeführt. In Queensland, Neu-Süd-Wales, 
♦Südaustralien und Viktoria wird nicht der Urteilsspruch ausgesetzt; 
vielmehr ergeht das Urteil in der regelmässigen Form, und nur die 
Vollstreckung wird davon abhängig gemacht, dass der Verurteilte 
sich während der ihm bewilligten Probezeit nicht gut führt. 

N e u e n b u r g. 

Dem englisch-amerikanischen Systeme hat sich auch das Straf¬ 
gesetzbuch des schweizerischen Kantons Neuenburg’ vom 12. Februar 
1891 angeschlossen. Hier wird für die leichtesten Fälle des Dieb¬ 
stahls, der Unterschlagung und des Betrugs, sofern der Beschuldigte 
noch nicht 25 Jahre alt und völlig geständig ist, die Möglichkeit 
gewährt, die Urteilsfällung auszusetzen und den Täter für eine be¬ 
stimmte Zeit der gleichen Aufsicht zu unterstellen, wie die bedingt 
<*ntlassenen Sträflinge. 

Belgi en. 

W esentlich abweichend von dem englisch-amerikanischen Recht 
ist die Regelung, welche der Gegenstand in Belgien durch das Gesetz 
A’om 31. Mai 1884 gefunden hat. Hier wird die Verurteilung als 
solche von einer Bedingung abhängig gemacht, indem der Aufschub 
<ler Vollstreckung die Bedeutung hat, dass die Verurteilung für nicht 
geschehen (non avcnuc) gilt, wenn der Verurteilte während der Probe¬ 
zeit sich keine neue Verurteilung zuzieht. Die bedingte Verurteilung 
ist nach dem Ermessen des Gerichts bei allen Personen zulässig, die 
wegen Verbrechen, Vergehen oder Uebertretungen zu einer sechs 
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Monate Gefängnis nicht übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu Geld¬ 
strafe verurteilt werden, vorausgesetzt, dass sie zu einer Verbrechens¬ 
oder Vergehensstrafe nicht schon früher verurteilt waren. Die Dauer 
der Probezeit wird vom Gerichte für den einzelnen Fall festgesetzt; 
indessen darf der Höchstbetrag fünf Jahre nicht übersteigen. Während 
der Probezeit findet eine Ueberwachung des Verurteilten nicht statt. 
Auch zieht, abweichend von der englisch-amerikanischen Gesetz¬ 
gebung, nicht die schlechte Führung, sondern erst eine neue Ver¬ 
urteilung, und zwar immer nur die Verurteilung zu einer Verbrechens¬ 
oder Vergehensstrafe, den Widerruf der Vergünstigung nach sich. 

Frankreich. 

Dem belgischen Systeme folgt das französische Gesetz vom 26. 
März 1891. Jedoch erweitert dieses Gesetz das Anwendungsgebiet 
der bedingten Verurteilung insofern, als es mit Rücksicht auf die 
Höhe der erkannten Gefängnisstrafe dem Gerichte keine Schranke 
zieht. Die Dauer der Probezeit wird durch das Gesetz selbst für 
alle Fälle gleichmässig auf volle fünf Jahre festgesetzt. 

Uebrigens bringt der Entwurf eines neuen französischen Straf¬ 
gesetzbuchs von 1893 nicht unerhebliche Einschränkungen in Vor¬ 
schlag. Namentlich will er die bedingte Verurteilung nur noch 
gestatten, falls die Dauer der Freiheitsstrafe drei Monate nicht über¬ 
steigt; auch soll, wenn die Probezeit abgelaufen und ein Widerruf 
der Vergünstigung nicht erfolgt ist, dadurch nicht mehr die Ver¬ 
urteilung als solche, sondern nur die Vollstreckung der Strafe be¬ 
seitigt werden. 

Luxemburg. 

Dem Vorgänge Frankreichs schliesst sich das luxemburgische 
Gesetz vom 10. Mai 1892 an. Nur wird hier die Verurteilung zu 
Polizeigefängnis innerhalb bestimmter Grenzen der Verurteilung zu 
einer VergeTiensstrafe gleichgestellt; auch ist die Dauer der Be¬ 
währungsfrist für geringfügige Straftaten auf zwei Jahre herabgesetzt. 

Genf und Waadt. 

Von den schweizerischen Kantonen haben Genf 1892 und Waadt 
1897 die bedingte Verurteilung im wesentlichen nach dem Muster der 
belgisch-französischen Gesetzgebung eingeführt. 

Portugal. 

Gleichfalls auf dem belgisch-französischen Systeme, jedoch mit 
nicht unerheblichen Eiiisc’iränkungen, beruht das portugiesische 
Gesetz vom 6. Juli 1883. Es lä.sst die bedingte Verurteilung aus¬ 
schliesslich bei Freiheitsstrafe, nicht auch bei blosser Geldstrafe zu, 
und zwar nur gegenüber Personen, die völlig unbestraft sind und 
nach den besonderen Umständen des Falles ßerücksicht^ung ver¬ 
dienen. Die Bewährungsfrist ist wie in Belgien vom Gerichte fest¬ 
zusetzen; .sie darf aber nicht weniger als zwei und nicht mehr als 
fünf Jahre betragen. Nicht allein die Verurteilung wegen Verbrechen 
oder Vergehen, sondern jede neue Verurteilung führt zum Wider¬ 
rufe der Vergünstigung. 

Norwegen. 

Engere Grenzen zieht auch das norwegische Gesetz vom 2. Mai 
, 1894 der bedingten Verurteilung. Zwar ist eine solche Verurteilung 
nach dem Gesetz auch bei Geldstrafen statthaft und bei Gefängnis¬ 
strafen nicht von deren Dauer abhängig. Jedoch darf von ihr nur 
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bei besonders mildernden Umständen Gebrauch gemacht werden. 
„Das Gericht hat hierbei namentlich auf das Alter und die bisherige 
Führung des Schuldigen, die besonders geringe Bedeutung der straf¬ 
baren Handlung, die besonders mildernden Umstände, unter denen 
dieselbe zur Ausführung gelangte, sowie auch darauf Rücksicht zu 
nehmen, ob der Schuldige ein umfassendes und aufrichtiges Geständnis 
abgelegt und dem Geschädigten Genugtuung und Schadensersatz 
geleistet hat“. Die Dauer der Probezeit ist auf drei Jahre festgesetzt. 
Nicht jede neue Verurteilung innerhalb dieser Frist führt ohne 
weiteres zur Vollstreckung der ausgesetzten Strafe; vielmehr kann 
das Gericht gegenüber minder erheblichen Straftaten es je nach den 
Umständen des Falles auch bei einer Verlängerung der Probezeit 
bewenden lassen. Andererseits ist die Wohltat des Strafaufschubs 
auch dann verwirkt, wenn der Verurteilte der ihm auferlegten Ver¬ 
pflichtung zur Entschädigung des Verletzten schuldhafter Weise nicht 
nachkomint. 

Der wesentliche Unterschied vom belgisch-französischen Systeme 
liegt aber darin, dass die Bewährung des Verurteilten in der Probe¬ 
zeit nicht mehr die Wirkung hat, das erlassene Urteil selbst zu 
beseitigen, dass vielmehr unter der bezeichneten Voraussetzung nur 
die Strafe für verbüsst erachtet wird. In Wahrheit handelt es sich 
danach nicht um eine bedingte Verurteilung, sondern um einen 
bedingten Straferlass. 

Entwürfe für Oesterreich, Ungarn, Italien, die Sch weiz 
und die Niederlande. 

Dieser Standpunkt des norwegischen Gesetzes wird auch von 
den neueren Gesetzentwürfen des Auslandes geteilt. Hierher gehören 
der österreichische Entwurf eines Strafgesetzbuchs nach den Beschlüssen 
des Ausschusses des Abgeordnetenhauses von 1889 und von 1893, der 
ungarische Gesetzentwurf von 1892 über Aenderungen des Straf¬ 
gesetzbuchs, der 1893 in Italien vorgelegte Entwurf, der Vorentwurf 
eines schweizerischen Strafgesetzbuchs nach den Beschlüssen der 
Expertenkommission von 1896, sowie der 1900 in den Niederlanden 
vorgelegte Gesetzentwurf zur Abänderung des Strafgesetzbuchs. 
Ebenso stimmen diese Entwürfe mit dem norwegischen Gesetz darin 
überein, dass sie alle das Anwendungsgebiet des bedingten Straf¬ 
erlasses mehr oder weniger einzuschrankeu bestrebt sind. Er wird 
in den österreichischen Entwürfen nur für Freiheitsstrafen, und zwar 
nach den Beschlüssen des Ausschusses von 1893 nur bei Freiheits¬ 
strafen bis zu drei Monaten zugelassen. Nach dem ungarischen 
Entwürfe kommen ausschliesslich Freiheitsstrafen Avegen solcher Ver¬ 
gehen in Betracht, welche mit keiner schwereren Strafe als einjährigem 
Gefängnisse bedroht sind. Der ^'erurteilte darf das zwanzigste Lebens¬ 
jahr noch nicht überschritten haben, auch müssen Umstände vorliegeu, 
die besondere Berücksichtigung verdienen. Der Strafaufschub kann 
davon abhängig gemacht Averden, dass seitens des Verurteilten Sicher¬ 
heitsleistung erfolgt. Der italienische Entwurf vom Jahre 1893 kennt 
gleichfalls bei Geldstrafen den bedingten Straferlass nicht und be¬ 
schränkt ihn im Wesentlichen auf Personen, die, ohne vorbestraft zu 
sein, zu einer geringeren als sechsmonatlichen Freiheitsstrafe Aer- 
urteilt werden; der Widerruf der Vergünstigung soll nicht nur bei 
Begehung einer neuen Straftat, sondern auch bei schlechter Auf¬ 
führung und bei Zuwiderhandlung gegen die dem Verurteilten auf¬ 
erlegten Aufenthaltsbeschränkungen eintreten. Der schweizerische. 
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Entwurf gestattet die Einstellung des Strafvollzugs gegenüber Personen, 
die Freiheitsstrafe noch nicht verbüsst haben und zu einer Freiheits¬ 
strafe von weniger als sechs Monaten verurteilt werden, sofern die 
Tat nicht aus niedriger Gesinnung begangen, der daraus entstandene 
Schaden nach Kräften ersetzt und anzunehmen ist, der Verurteilte 
werde eine neue Straftat sich nicht zu Schulden kommen lassen. 
Der niederländische Gesetzentwurf endlich sieht einen bedingten 
Aufschub der Strafvollstreckung nur bei Haft- und Gefängnisstrafen 
unter sechs Monaten vor, jedoch mit Ausschluss der wegen Feld¬ 
frevels, Bettelei und Landstreicherei verhängten Strafen. Die Voll¬ 
streckung der aufgeschobenen Strafe soll nicht erst bei Begehung 
einer neuen, mit der früheren gleichartigen Straftat, sondern schon 
dann eintreten, wenn zu befürchten ist, dass der Verurteilte eine 
solche Straftat begehen werde. 

Neuerdings (März 1900) hat die vom italienischen Justizminister 
einberufene Kommission zur Beratung von Abänderungen der Straf¬ 
prozessordnung sich dahin ausgesprochen, dass sich die Einführung 
der bedingten Verurteilung nicht empfehle, vielmehr es richtiger 
erscheine, wenn die Staatsanwaltschaft ermächtigt werde, unter Aus¬ 
setzung des Strafvollzugs auf vier Monate die bedingte Begnadigung 
zu beantragen; ein solcher Antrag werde sich auf das Gutachten des 
Gerichts zu stützen und die persönlichen Verhältnisse des Verurteilten 
ebenso wie die Natur der begangenen strafbaren Handlung zu berück¬ 
sichtigen haben. 

2. Die Vorschriften der Bundesstaaten Uber die bedingte Begnadigung. 

Den sämtlichen unter 1 aufgeführten Gesetzen des Auslands ist 
der Gedanke gemeinsam, dass unter Umständen, namentlich gegen¬ 
über einem noch nicht bestraften Verurteilten, es dem Zwecke der 
Strafe besser entspricht, wenn auf deren Vollzug unter der Bedingung 
verzichtet wird, dass der Verurteilte sich während einer ihm be¬ 
willigten Probezeit gut führt. Diese Erwägung liegt auch der 
.bedingten Begnadigung zu Grunde, wie sie in den Bundesstaaten 
neuerdings sich Geltung verschafft hat. Die Einrichtung geht davon 
aus, dass die Bewilligung eines Strafaufschubs, der dem Verurteilten 
Gelegenheit geben soll, sich den Erlass der Strafe zu verdienen, be¬ 
sonders aber dieser Erlass selbst Sache der Gnade sei. Demgemäss 
sind durch landesherrliche Anordnung die obersten Justizverwaltungs¬ 
behörden zur BeAvilligung von Strafaufschub mit der Massgabe er¬ 
mächtigt worden, dass bei guter Führung des Verurteilten die end¬ 
gültige Begnadigung in die Wege zu leiten, anderenfalls die Strafe 
zu vollstrecken ist. 

Der Anwendung der bedingten Begnadigung sind in mehreren 
Richtungen engere Grenzen gezogen, als sie nach den ausländischen 
Gesetzen, insbesondere in Belgien und Frankreich, für die bedingte 
Verurteilung vorgesehen sind. Die bedingte Verurteilung wird viel¬ 
fach auch bei Geldstrafen angewendet, die bedingte Begnadigung 
beschränkt sich auf Freiheitsstrafen, übrigens mit Einschluss der¬ 
jenigen, welche an die Stelle einer nicht beizutreibenden Geldstrafe 
treten. Die bedingte Verurteilung macht regelmässig keinen Unter¬ 
schied zwischen Erwachsenen und Jugendlichen, die bedingte 
Begnadigung wird überwiegend nur Jugendlichen zu Teil. 

Was die Dauer der Probezeit anlangt, so ist sie nicht, wie in 
Frankreich und Norwegen, von vornherein für alle Fälle gleichmässig 
bestimmt, vielmehr wird sie jeweils nach den Umständen des einzelnen 
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Falles festgesetzt. Während der Probezeit findet, abweichend nament¬ 
lich von der amerikanischen Gesetzgebung, keine besondere Ueber- 
wachung des Verurteilten statt. Nur in Bremen ist durch Verfügung 
des Senats vom 7. August 1900 angeordnet, dass die Vollstreckungs¬ 
behörde alljährlich von der Polizeibehörde des Aufenthaltsortes des 
Verurteilten Auskunft über dessen Führung einzuziehen hat. In den 
übrigen Bundesstaaten besteht lediglich die Einrichtung, dass der 
Verurteilte bei Gefahr des Verlustes der ihm bewilligten Ver¬ 
günstigung zur Anzeige eines etwaigen Wohnungswechsels verpflichtet 
ist. Für die Frage der Bewährung innerhalb der Probezeit kommt 
es nicht einfach darauf an, ob der bedingt Begnadigte eine neue 
Verurteilung erlitten hat oder nicht; vielmehr wird sein gesamtes 
Verhalten in Betracht gezogen. Die Vermeidung einer weiteren 
Strafe gibt ihm daher noch keine Anwartschaft auf Begnadigung, 
und andererseits ist auch bei dem Vorliegen einer solchen Strafe, 
beispielsweise im Falle einer geringen Uebertretung, die Möglichkeit 
gegeben, dass gleichwohl die gute Führung bejaht wird. 

Auf solcher Grundlage sind in den meisten Bundesstaaten 
eigene Anordnungen über die bedingte Begnadigung ergangen. Eine 
Ausnahme bilden zurzeit nur noch Sachsen-Weimar, Mecklenburg- 
Strelitz, Braunschweig, Sachsen-Altenburg, Reuss älterer und Reuss 
jüngerer Linie. Jedoch wird auch hier von dem landesherrlichen 
Begnadigungsrecht häufig in der Weise Gebrauch gemacht, dass 
die Strafe dem Verurteilten unter der Bedingung, sich während einer 
ihm bewilligten Probezeit gut zu führen, erlassen wird. 

Die Vorschriften der Bundesstaaten über die beding'te Be¬ 
gnadigung zeigten bisher in einigen Punkten Verschiedenheiten. 

In Preussen und den meisten übrigen Bundesstaaten wurden 
vornehmlich nur Jugendliche berücksichtigt, ohne dass Erwachsene 
grundsätzlich ausgeschlossen waren. Dagegen griff in Hamburg und 
Schwarzburg-Sondershausen ein Unterschied zwischen Erwachsenen 
und Jugendlichen nicht Platz; andererseits waren in Baden noch 
bis vor kurzem (14. November 1901) Erwachsene gi’undsätzlich aus¬ 
geschlossen. In Schaumburg-Lippe und Lübeck war die bedingte 
Begnadigung auf solche Personen beschränkt, welche eine PVeiheits- 
strafe noch nicht verbüsst haben, während anderwärts in dieser 
Beziehung Ausnahmen gestattet wurden. Die meisten Bundesstaaten 
hatten ein Höchstmass der Freiheitsstrafe in dem Sinne festgesetzt, 
dass für eine dartiber hinausgehende Strafe nur unter besonderen 
Umständen von der bedingten Begnadigung Gebrauch gemacht 
werden sollte. In Lübeck und früher auch in Baden schloss dagegen 
eine bestimmte Höhe der erkannten Freiheitsstrafe die Vergünstigung 
unbedingt aus. In den meisten Bundesstaaten war die Prüfung der 
Frcige, ob die Aussetzung des Vollzugs beantragt w^erden soll, den 
Strafvollstreckungsbehörden überwie.sen, also hinsichtlich der von 
den Amtsgerichten oder Schöffengerichten Verurteilten den Amts¬ 
gerichten, hinsichtlich aller übrigen Verurteilten den Staatsanwalt¬ 
schaften bei den Landgerichten. Nur in wenigen Bundesstaaten 
(^Württemberg, Mecklenburg-Schwerin, Schaumburg-Lippe, Bremen 
und neuerdings auch in Baden) war die Mitwirkung des erkennenden 
Gerichts vorgesehen. Auch die Vorschriften über die Bemessung 
der Bew ährungsfrist stimmten nicht durchweg überein; in vielen 
Bundesstaaten waren Anordnungen nach dieser Richtung überhaupt 
nicht ergangen. 
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Um eine gleiclimässi^e Handhabung des bedingten Strafe 
aufschubs herbeizuführen, sind unter Vermittelung des Reichs- 
Justizamts zwischen den Regierungen derjenigen Bundesstaaten, in 
welchen Vorschriften über den bedingten Strafaufschub bestehen^ 
folgende Grundsätze vereinbart worden: 

1. Von dem bedingten Strafaufschübe soll vorzugsweise zu¬ 
gunsten solcher Verurteilten Gebrauch gemacht werden, 
welche zur Zeit der Tat das achtzehnte Lebensjahr nicht 
vollendet hatten. 

2. Gegenüber Personen, die früher bereits zu Freiheitsstrafe 
verurteilt sind und die Strafe ganz oder teilweise verbüsst 
haben, soll der bedingte Strafaufschub nur in besonderen 
Fällen Platz greifen. 

o. Die Höhe der erkannten Freiheitsstrafe soll die Gewährung* 
des bedingten Strafaufschubs nicht gi*undsätzlich aus- 
schliessen. 

4. Ueber die Bewilligung des bedingten Strafaufschubs ist eine 
Aeusserung des erkennenden Gerichts herbeizuführen. 

5. Die Bewä&ungsfrist soll auf weniger als die Dauer der 
Verjährungsfrist, und zwar bei Strafen, die in zwei Jahren 
verjähren, mindestens auf ein Jahr, bei Strafen, die einer 
längeren Verjährung unterliegen, auf mindestens zwei Jahre 
bemessen werden. 

Die vereinbarten Gruiidsätze sind vom 1. Januar 1903 ab in 
allen beteiligten Bundesstaaten in Geltung getreten. 

Hieran reiht sich eine tabellarische Uebersicht über die An¬ 
wendung der Vorschriften über die bedingte Begnadigung seit der 
fnnführung dieser Einrichtung bis 31. Dezember 1902. Ihr ent¬ 
nehmen wir folgendes: 

Seit Einführung der bed. Begnadigung bis 31. Dezember 1902 
wurde die Aussetzung der Strafvollstreckung mit Aussicht auf 
Begnadigung in 52268 Fällen gewährt. Für die Zeit bis zum 
31. Dezember 1898 ergaben sich durchschnittlich im Jahre 6041 Fälle. 
Seitdem hat die Zahl mit jedem Jahre zugenominen. Die Zunahme 
betrug* im Jahre 1902 gegenüber dem Vorjahre 36 Prozent gegen¬ 
über dem Durchschnitt für die Zeit bis Ende 1898 89 Prozent. 

Setzt man die Zahl der Personen, denen 1899 bis P 02 im 
Durchschnitt eines Jahres der bedingte Strafaufschub zuteil wurde, 
in Beziehung zu dem Durchschnitte der 1899 und 1900 wegen Ver¬ 
brechen oder Vergehen gegen Reichsgesetze rechtskräftig Verurteilten, 
so ergibt sich folgendes: 

Auf je 100 verurteilte Jugendliche kommen Fälle des bedingten 


Strafaufschubs in 

Sachsen-Koburg-Gotha.36 

Sachsen-Meiningen.27 

Bremen.22 

Lippe .22 

Mecklenburg-Schwerin.21 

Hamburg.18 

Lübeck. 18 

PreuBsen.16 

Baden.15 

Elsass-Lothringeii.12 

Anhalt.12 

Schwarzburg-Kudolstadt.12 
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Sachsen.10 

Bayern.10 

Schaumburg-Lippe.0 

Württemberg .9 

Oldenburg.8 

Schwarzburg-Sondershaiisen.6 

Hessen.4 


Auf je 100 verurteilte Erwachsene kommen Fälle des bedingten 
Strafaufschubs in 

Hamburg. 6,8 

Sachsen-Koburg-Gotha.2,^ 

Schwarzburg-Sondershaiisen.2,^ 

Schaumburg-Lippe. 1 ,., 

Elsass-Lothringen.0,^ 

Bremen. 0,4 

Sachsen. 0,4 

Sachsen-Meiningen. 0,4 

Mecklenburg-Schwerin. 0 ,* 

Baden. 0,4 

Preussen.0,^ 

Lippe. 0 ,j 5 

Lübeck. 0,2 

Schwarzburg-Rudolstadt. 0,2 

Bayern.0,^ 

Anhalt. 0 ,., 

Württemberg.0„ 

Hessen .., . 0,^ 

Oldenburg.O.^ 

Bei der Würdigung dieser Zahlen darf übrigens nicht un¬ 
berücksichtigt bleiben, dass für Preussen die Fälle, in denen das 
Begnadigungsrecht dem Minister für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten zusteht, keine Aufnahme gefunden haben. 

Fast ^'5 aller Fälle (79 %) betreffen Jugendliche; nur 2 % solche 
Personen, die schon früher zu Freiheitsstrafe verurteilt worden 
waren. 

Die strafbare Handlung, auf welche sich die bedingte Be¬ 
gnadigung bezog, war meistens (in 68 % aller Fälle) ein Vergehen: 
die übrigen Fälle verteilen sich ungefähr je zur Hälfte auf Ver¬ 
brechen und liebertretungen. 

Die Strafe, für welche der Aufschub bewilligt wurde, war in 
der Mehrzahl der Fälle (70%) von einem Amtsgericht oder Schöffen¬ 
gericht erkannt worden. Ueberwiegend handelte es sich um Gefängnis¬ 
strafen (85 7o)> seltener um Haftstrafen (15 %), nur ganz vereinzelt 
um Zuchthaus oder Festungshaft. Die Dauer der ausgesetzten Ge¬ 
fängnisstrafe betrug in beinahe zwei Dritteln der Fälle (55 und 85) 
«ine Woche oder weniger. Die Zahl der Fälle, in denen diese Strafe 
einen Monat überstieg, ist nur etwa ein Zehntel (9 von 85) der 
Gesamtzahl. 


Die Bewährungsfrist war in der grossen Mehrzahl der Fälle 
(85 7o) weniger als drei Jahre bemessen; nur bei 15 % Fälle 
betrug sie drei Jahre oder mehr. 

Was die Art der Straftaten betrifft, für welche Strafaufschub 
bewilligt wurde, so zeigen nur Bayern und Elsass-Lothringen eine 
Eigentümlichkeit. 
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Während die meisten Bundesstaaten vorwiegend für Ver¬ 
gehen den Aufschub der Strafvollstreckung gewähren, findet er in 
Bayern und Elsass-Lothringen in weitem Umfange auch bei üeber- 
tretungen statt (in Bayern 56 7o» Elsass-Lothringen 41 %). Dem¬ 
entsprechend treten in diesen Staaten auch die Haftstrafen (Bayern 
56 o/o, Elsass-Lothringen 42 o/o) und die kurzen (weniger als zwei Jahre 
betragenden) Bewährungsfristen (Bayern 55 ®/ü, Elsass-Lothringen 62o/o) 
mit grossen Verhältniszahlen hervor. 

In den letzten drei Jahren haben stets mehr als *\^ der Fälle 
einen günstigen Ausgang gehabt. Hierbei ist zu bemerken, dass die 
Länge der Bewährungszeiten stark beeinflusst. Die Ergebnisse 
gestalten sich um so weniger günstig, je weiter die Probezeit aus¬ 
gedehnt wird. Bei einer Frist von weniger als zwei Jahren haben 
sich 81 o/o der Verurteilten bewährt. Dagegen beträgt die Verhältnis¬ 
zahl bei einer Frist von 2—3 Jahren 80 und bei einer Frist von 
3 Jahren oder mehr 79ü/o. 


Fürsorge für gefallene Mädchen und weibliche 
Gefangene. Der in der Schutzfürsorge sehr tätige und sich auf¬ 
opfernde Pfarrer W i n t e r in Hagenau hat im verflossenen Jahre 
nach langen, mühevollen Vorari)eiten in Bischweiler ein Mädchenheim 
ins Leben gerufen, das bestimmt ist, in segensreichster Weise zu 
wirken. Das St. Josephshaus in Bischweiler nimmt auf gegen geringe 
Vergütung oder unentgeltlich, je nach dem Fall: 

1. Arme aber gut beleumundete Mädchen, wer oder woher sie 
auch seien, \celche, obschon noch sehr jung (12—17 Jahre), 
durch die Eamilienverhältnisse gezwungen sind, ohne weitere 
Stütze noch genügendes Auswissen den Kampf ums Leben 
aufzunehmen. 

2. Arme grössere Mädchen, deren erste Erziehung verfehlt 
oder mangelhaft war und die jetzt der Kirche sich ent¬ 
fremden. 

3. Mädchen aus dem kleinen Arbeiter- und Mittelstände, die 
aus einer misslichen Lage entfernt und vorläufig in eine 
sichere, gute Uingebuug gebracht werden müssten. 

4. Unmittelbar gefälirdete Ih’auenspersonen, weil verstossen, 
verlassen, arbeitslos, stellensucheml auf Keise begriffen, aber 
ohne weiteres Auskommen, oder weil aus dem Gefängnis 
entlassen, vorausgesetzt, dass sie tatsächlich guten Willen, 
verträglichen Charakter und Gesundheit haben. 

Die Leitung liegt in der Hand von Schwestern des hl. Franziskus. 
Dieselbe bittet, dass man: 

1. Zöglinge, Mädchen und Per.sonen, wie sie oben aufgezählt 
wurden, dem Institut gefl. zuweise. 

2. Intelligente Jungfrauen und gute Personen, jünger oder 
älter, welche Neigung hätten, als Schwestern, Mitarbeiterinnen 
und Wohltäterinnen sich dem Werke für den Rest ihrer 
Tage zu widmen, ermutige dort einzutreten, wobei speziell 
tüchtige Kräfte für Näh- und ähnliche Frauenarbeiten nicht 
zu übersehen wären. 

3. Alleinstehenden, der Ruhe bedürftigen oder kränklichen 
Personen^ das St. Joseplisstift als Pension empfelde, damit 
die Zöglinge auch Gelegenheit zur Diensterlernung fänden. 
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4. Die Direktion des Stiftes in Verbindung setze mit Herr¬ 
schaften und Verwaltungen, welche ein Interesse daran 
nehmen dürften und geneigt wären, es zu begünstigen. 

5. Demselben direkt beistehe durch persönliche Hingabe oder 
Spendung milder Gaben. 


Literatur. 


yyDer Pitaval der Gegenwart^ Almanach interessanter Straf¬ 
fälle“ ist eine neue, von Dr. Franke, Professor in Tübingen, 
Dr. Roscher, Polizeidirektor in Hamburg und Dr. Schmidt, Ober¬ 
staatsanwalt in Mainz herausgegebene Zeitschrift betitelt. 

In der Vorrede machen uns die Verfasser mit dem Zweck und 
Ziel ihrer Arbeit bekannt. 

Sie wenden sich an „das gesamte gebildete Publikum“, schreiben 
aber auch speziell für Juristen. Psychiater, Kulturhistoriker, Soziologen, 
Polizeibeamte usw. 

Hierin scheint eine Zusage vorhanden zu sein, deren Er¬ 
füllung wohl einige Schwierigkeiten bereiten dürfte. Denn der Jurist 
z. B. betrachtet einen interessanten Straffall von einem andern Stand¬ 
punkt, als der gebildete Laie. Ist die Darstellung nicht juristisch, 
genügt sie ihm nicht; entspricht sie aber seinen Anforderungen, wird 
sie den gej)ildeten Laien wenig befriedigen, sie wird ihm zu trocken sein. 

Wie aus dem vorliegenden Heft ersichtlich, wollen die Ver¬ 
fasser das Interesse aller Wissenschaftler dadurch gewinnen, dass sie, 
da doch jeder ekizelne Fall in der Hauptsache nur nach einer ge¬ 
wissen Uichtunij hin Beachtung erweckt, Fälle verschiedenster Art 
aus wählen, um jedem etwas zu bringen. 

Für den Fachmann, mag er nun Jurist, Mediziner oder Sozial¬ 
politiker sein, wird die Sammlung schon insofern von grossem Wert 
sein, als sie ihn immer wieder auf Gebiete führt, mit denen er, falls 
er den an ihn zu stellenden Anforderungen voll genügen will auch 
bekannt sein muss. Muss doch z. B. der Jurist auch gewisse gerichts¬ 
ärztliche Kenntnisse haben und psychologischen Blick und Erfahrung 
sowie Einblick in die wirtschaftlichen Verhältnisse und Lebens¬ 
bedingungen des Volkes besitzen. 

Aber auch dem gebildeten Laien wird die Zeitschrift viel In¬ 
teressantes bringen. Ist ihm doch durch die aktenmässige Wiedergabe 
der einzelnen Straffälle Gelegenheit geboten, einen klaren EinWick 
zu gewinnen einerseits in die verantwortungsreiche, überaus schwierige 
und auf die kleinsten Einzelheiten eingehende Tätigkeit der Richter, 
Geschworenen und Sachverständigen und andrerseits in die Ver¬ 
worfenheit und Raffiniertheit der Verbrecherwelt. 

Dass natürlich auch gewisse Kreise diese Blätter nur zu Hand 
nehmen werden, weil sie glauben, darin Befriedigung ihrer Sensations¬ 
lust zu finden, wird nicht zu vermeiden sein. Es wird deshalb nötig sein, 
dass die Herausgeber eben nur solche Beiträge aufnehmen, die wirklich 
nach der einen oder andern Seite hin von wissenschaftlichem Interesse 
sind, und dass in der Darstellung irgendwelchen Sensationsgelüsten und 
sonstigen verkehrten Neigungen nicht Rechnung getragen wird. 

Dass dies geschieht, und die Tendenz des Blattes so, wie sie 
in der Vorrede niedergelegt ist, gewahrt werde, dafür bürgen zweifei- 
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los die Persönlichkeiten der Herausgeber. Und ein Beweis hierfür 
ist auch das erste Heft dieser Zeitschrift. 

Von den in diesem Hefte aufgenommenen Beiträgen behandelt 
der erste einen Hochstapler, der unter der Maske eines Priesters hoch- 
gestellte Geistliche zu täuschen und Unterstützungen von ihnen zu 
erschwindeln verstanden hat. 

Der zweite Fall berichtet über den Mord, verübt vom ^ tudenten 
Fischer an seiner Geliebten, über den in den Tageszeitungen seinerzeit 
bereits mehrfach referiert worden ist. Die hierbei wiedergegebenen 
ärztlichen Gutachten dürften ebenso für den Psychiater, wie die Rechts¬ 
sprüche der Geschworenen für den Juristen von grossem Interesse sein. 

Der dritte Fall, Himmelsbriefe genannt, eröffnet uns einen lehr¬ 
reichen Ausblick auf die Beschränktheit und das geringe geistige 
Niveau, auf dem immer noch einzelne Schichten unseres Volkes in 
gewissen Teilen unseres deutschen Vaterlandes stehen. 

In jedem Falle kann hiernach diese Zeitschrift allseitig warm 
empfohlen werden. 

Tronckner^ Anstaltsinspektor. 


Deutsche Jiiristenzeitung. Zweites Halbjahr 1903. 

Zu den in unserer letzten Besprechung (Bd. 38, S. 345) be¬ 
handelten Aufsätzen über die Strafprozess-Reform sind in dem neuen 
Berichts-Abschnitt drei weitere getreten. Reichsgerichtsrat a. D. Galli- 
Leipzig behandelt in Nr. 16 17 das Legitimitätsprinzip und die 
subsidiäre Privatklage und in Nr. 21 das Vorverfahren, der L.-G.- 
Direktor Dr. Becker-Dresden in Nr. 24 die Hauptverhandlung und 
die Oeffentlichkeit. 

Zutreffend weist Galli darauf hin, dass das Le^itimitätsprinzip, 
d. h. die Verpflichtung der Staatsanwaltschaft zur Einleitung eines 
Strafverfahrens in allen zu ihrer Kenntnis gelangenden Fällen von 
Gesetzesverletzungen, zu dem Uebermasse der Strafprozesse und ins¬ 
besondere zur Zunahme solcher Anklagen und Verurteilungen bei¬ 
getragen hat, die das natürliche Empfinden wenig befriedigen und 
die Wirksamkeit der Strafe mindern. Ebenso zutreffend sucht er die 
Abhülfe nicht in der Beseitigung des Grundsatzes sondern in der 
Vermehrung der Ausnahmefälle, in denen die Staatsanwaltschaft 
befugt ist, mangels öffentlichen Interesses die Erhebung der öffentlichen 
Klage abzulehnen, eine Befugnis, die ihr jetzt im wesentlichen nur 
zusteht bei nur auf Antrag verfolgbaren Beleidigungen und 
Köi*perVerletzungen. Das grosse Gebiet der Uebertretungen weist 
überaus zahlreiche Fälle auf, in denen ein öffentliches Interesse au 
der Verfolgung kaum besteht. Dazu kommt, dass ihr Tatbestand 
häufig mit dem aus anderen Gesetzesbestimmungen strafbaren 
zusammenfällt, die aber mangels Antrags oder aus anderen Gründen 
der Bestrafung entzogen sind. Mit Recht betont Galli das Wider¬ 
sinnige, das darin liegt, dass jemand, der wegen einer erheblichen 
Straftat nicht bestraft werden darf, trotzdem bestraft werden muss, 
weil sein Verhalten gleichzeitig eine Verletzung einer immerhin 
unbedeutenden „Uebertretung“ enthält. Diesen Uebelständen würde 
wirksam begegnet, wenn die Staatsanwaltschaft befugt wäre, „mangels 
öffentlichen Interesses“ von einer Verfolgung abzusehen. Der gleiche 
Gesichtspunkt veranlasst Galli das Gleiche für die überwiegende 
Anzahl der Antragsvergehen zu fordern, nämlich für alle die, die 
It'diglich Eingriffe in die private Sphäre mit Strafe bedrohen. Das- 
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selbe verlangt er für einzelne Offizialdelikte, so für den sogen, 
qualifizierten Haiisfriedensbrucli, der ja schon lange ein Schmerzens¬ 
kind der Strafrechtspflege ist, und für Beleidigungen des Kaisers, 
der Landesherren iisw. In diesen letzteren, anders gearteten, Fällen 
soll es zulässig sein, mit Genehmigung der Vorgesetzten Landes¬ 
justizverwaltung von der Verfolgung Abdand zu nehmen. So erwünscht 
eine starke Abnahme der Majestätsbeleidigungsprozessa ist, dürfte 
es doch zu erwägen sein, ob hier nicht im Verwaltungswege, aus¬ 
reichende Abhülfe geschaffen werden kann. Wird, den Galli schen 
Vorschlägen entsprechend, der Staatsanwaltschaft für zahlreiche Fälle 
die Befugnis gewährt, von der Krhebung der öffentlichen Klage ab¬ 
zusehen, weil ein Öffentliches Interesse nicht vorliegt, so braucht 
man zwar deshalb die Popularklage nicht einzuführen, aber man 
muss dann, wie Galli vorschlägt, das Gebiet der Privatklage auf die 
Fälle ausdehnen, in denen die Staatsanwaltschaft mangels öffent¬ 
lichen Interesses ni^ht einschreitet, aber ein sich durch die Straftat 
verletzt Fühlender vorhanden ist. Es ist auch Galli beizupflichten, 
wenn er für diese Fälle nur eine subsidiäre Privatklage geben 
will, die voraussetzt, dass vorher der Staatsanwalt vergeblich an¬ 
gerufen worden ist. Wie auf der einen Seite diese Behörde die 
geeignetste Instanz ist, Ermittelungen zu veranlassen, die Privat¬ 
personen kaum möglich sind, so dient dies Verfahren auch dazu, 
viele Privatklagen abzuschneiden, ein Ziel, aufs eifrigste zu wünschen. 
Deshalb verlangt Galli eine kurze Frist (l Monat) für die Anstellung 
der Klage nach Zustellung des ablehnenden staatsanwaltlichen 
Bescheides und Beobachtung gewisser Fornivorschriften für diese 
Privatklage. — In dem zweiten, das Vorverfahren behandelnden 
Aufsatze bezeichnet Galli, in Uebereinstimmungmit der überwiegenden 
Mehrzahl derer, die sich bisher hierüber geäussert haben, die bis¬ 
herige Gestaltung des Vorverfahrens als unzureichende Garantie zum 
Ersatz für die mangelnde Berufung. Da er sieh als Gegner der 
Ausdehnung der Berufung bekennt, so berührt es etwas eigenartig, 
wenn er darauf hinweist, dass eine Erweiterung des Kreises der 
Schöffensachen ja zugleich eine Ausdehnung der Berufung bringen 
werde. Er wünscht die Erstreckung der gerichtlichen Voruntersuchung 
auf alle der Berufung entzogenen Sachen, soweit nicht etwa der 
Beschuldigte, nach empfangener Belehrung, darauf verzichtet. Er 
wünscht ferner die Voruntersuchung auch in Sachen , gegen Un¬ 
bekannt“, indem er zutreffend an Beispielen auf die Nachteile hin¬ 
weist, die eintreten, wenn z. B. in einer Mordsache erst der Amtsrichter 
Ermittelungen anstellt und der ihm an Erfahrung meist überlegene 
Untersuchungsrichter erst eingreifen kann, wenn hinreichender Ver¬ 
dacht gegen eine bestimmte Person vorliegt und nun die Vor¬ 
untersuchung eröffnet werden kann. Zur Erhöhung des Vertrauens 
in die Strafrechtspflege verlangt er eine Verstärkung der Parteien¬ 
öffentlichkeit im Vorverfahren, ohne indessen den Prozessbeteiligteu 
ein Recht hierauf zugestehen zu wollen. Er fasst die Sache bei 
dem umgekehrten Ende an, indem er erklärt, allenfalls so weit gehen 
zu wollen, dass der Richter den auf Zulassung des Beschuldigten 
oder seines Verteidigers (auch des Staatsanwalts?) gestellten Antrag 
nur aus be.sonderen triftigen Gründen ablehnen dürfe, nämlich nur 
dann, wenn er von der Zulassung eine Beeinträchtigung des Ganges 
oder Zweckes der Voruntersuchiiug oder eine Gefährdung der öffent- 
lic'heu Ordnung besorgt. Es wird sich kaum be.strciten lassen, dass, 
wie Galli bemerkt, eine nähere Umgrenzung der Fälle nicht möglich 
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ist, die eine Ausschliessung der Parteienöffentlichkeit bedingen, aber 
trotzdem kann der Vorschlag, die Zulassung von einem Antrag ab¬ 
hängig zu machen, als glücklich nicht bezeichnet werden. Will man, 
was dem Zuge der Zeit zu entsprechen scheint, grundsätzlich Parteien¬ 
öffentlichkeit, dann führe man sie allgemein ein und gewähre dem 
Richter die Befugnis, sie, wo es ihm geboten erscheint, durch mit 
Gründen versehenen, der Beschwerde entzogenen, vielleicht aber 
mit der Revision später angreifbaren Beschluss auszuschliessen. Für 
die Eröffnung des Hauptverfahrens verlangt Galli eine mündliche 
Vorverhandlung, was wohl allseitiger Zustimmung begegnen wird. 

Becker (Nr. 24) tritt für eine grössere Durchbrechung des 
Prinzips der Mündlichkeit und Unmittelbarkeit ein. Er empfiehlt als 
Regel die Zulassung des Antrags des Angeklagten auf Entbindung 
vom Erscheinen in der Hauptverhandlung und eine erhebliche Aus¬ 
dehnung der Strafbefehle. Diesen hier nicht eingehender wieder¬ 
zugebenden Vorschlägen ist beizupflichten, wie dem weiteren auf 
Anwendung des Kontumazialverfahrens gegenüber in der Haupt¬ 
verhandlung ohne genügende Entschuldigung ausgebliebenen An¬ 
geklagten, denn meist wird in diesen Fällen dieKontumazialverhandlung 
dem Wunsche des Angeklagten entsprechen, der ja vorher Gelegenheit 
gehabt hat, sich zu äussern, der auch gerichtlich vernommen worden 
ist. Bedenklich dagegen ist seine Befürwortung dieses Verfahrens 
gegenüber Personen, deren Aufenthalt unbekannt ist, oder die sich 
im Ausland aufhalten. Auch seine Vorschläge betreffs häufigerer 
Ausschliessung der Oeffentlichkeit, obwohl sie von dem an sich zu¬ 
treffenden Gesichtspunkt ausgehen, dass die bisherigen Bestimmungen 
nicht selten nutzlos das geschäftliche Fortkommen und die ganze 
Lebensstellung des Angeklagten gefährden, bedürfen eingehender 
Nachprüfung, da sie doch einen sehr erheblichen Eingriff in einen 
der Hauptgrundsätze unseres ganzen Verfahrens herbeiführ( n würden. 
Sehr zutreff< nd stellt Becker einen starken Missbrauch des Kreuz¬ 
verhörs durch die Verteidiger fest. Aber dessemingeachtet möchte 
dessen von ihm vorgeschlagene gesetzliche Einschränkung bedenklich 
erscheinen. Gewisse Nachteile wird man gegenüber den grossen 
grundsätzlichen Vorzügen nun einmal hinnehmen müssen und allzu¬ 
grossem Missbrauche sollte ein gewandter Vorsitzender zu begegnen 
wissen. 

Zu dem zu so trauriger Berühmtheit gelangten Fall Dippold 
haben sich die Professoren von Rohland-Freiburg, Stooss-Wien 
und von Liszt-Berlin geäussert. Ich muss mich hier darauf 
beschränken, nur einige der zum Ausdrucke gebrachten Gedanken 
wiederzugeben, v. Rohland (Nr. 21) bemängelt, der allgemeinen 
Auffassung entsprechend, das Strafmass von 8 Jahren Zuchthaus als 
zu niedrig, denn da kaum ein schwererer Fall der Körperverletzung 
mit tötlichem Ausgange denkbar sei, so hätte das Strafmass sich um 
den Höchstbetrag von 15 Jahren, nicht aber um die Mitte des Straf¬ 
rahmens herum bewegen müssen. Wenn das Gericht, obwohl die 
Geschworenen die Annahme mildernder Umstände verneint, in der 
Jugend und Unbestraftheit des Angeklagten Milderungsgründe 
gesehen hat, so tadelt dies v. Rohland mit Recht mit Rücksicht 
auf die Lagerung der Sache und er wirft die Frage auf — die er 
bejaht —, ob nicht die Geschwonnen ein den allgemeinen Rechts¬ 
anschauungen mehr entsprechendes Strafmass gefunden haben würden. 
Er weist an der Hand dieses Falles die Sinnwidrigkeit nach, die 
darin liegt, dass die Entscheidung über die Schuldfrage und die 
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Über die Strafe vei*schiedenen Richtern untersteht, was ihn zu dem 
Wunsche nach Ersetzung der Geschworenen dui*ch Schöffen überleitet. 
Er tritt ferner für Strafschärfungen, insbesondere bei Roheits¬ 
vergehen, ein, wie Hungerkost, Dunkelzelle und — sogar Prügel¬ 
strafe, Vorschläge, die, insbesondere der letztere, dem Schreiber 
dieser Zeilen bereits vor 13 Jahren lebhafte Angriffe zugezogen 
haben! Vornehmlich gegen diesen letzteren Vorschlag nimmt 
Stooss (Nr. 22) entschieden Stellung. Nach seiner Empfindung 
seien diese Schärfungen viel zu wenig, wenn man einmal in diesem 
Sinne Sühne fordere. „Geissein bis aufs Blut, täglich geissein sollte 
man den Schändlichen, dann wäre der Sühne genug geschehen“. Da 
man aber mit einer solchen Ausübung der Strafgewalt das hehre 
Bild der Gerechtigkeit entwürdigen würde und grausame Qual der 
Strafe fernbleiben solle, so können und wollen wir das nicht. Mich 
dünkt, dass hiermit der Logik Gewalt angetan wird. Weil etwas, 
was dem Verfasser jenes Aufsatzes an sich als geeignete Sühne der 
Tat erscheint, grausame Qual sein würde, verwirft er etwas, das auch 
er nicht als grausame Qual bezeichnet und das doch geeignet sein 
dürfte, der Strafe einen der Tat entsprechenden Charakter zu ver¬ 
leihen. Selbstverständlich würden die Schärfungsmittel nur in längeren 
Zwischenräumen, vielleicht in jedem Monat an dem Tage, der dem 
Todestage des Knaben entspricht, die Prügelstrafe etwa an dem 
Jahrestage des Todes anzuwenden sein. Auch Stooss befriedigt 
die jetzige Art des Strafvollzugs nicht, aber er will weder neue 
Qualen ersonnen noch alte wieder aufgenommen haben, sondern der 
Ernst und die Würde der Strafe sollen erhöht werden. Wie aber soll 
dies geschehen? Er nimmt ferner gegen v. Rohland die Strafrichter 
in Schutz, indem er einwendet, dass sie den Fall im Vergleich zu 
anderen gewürdigt haben, was die Geschworenen nicht getan haben 
würden. Dies mag zutreffen, aber das ist ja gerade der Vorwurf, 
den man unseren Strafgerichten so häufig mit Recht macht, dass sie 
sich mit ihrer Strafausmessiing mit Vorliebe um die unterste Grenze 
des Strafmasses bewegen, obwohl die Lage des Falles sie eher zum 
Gegenteile veranlassen sollte. Professor v. Liszt (Nr. 23) wendet 
sich gegen den Schluss des v. Rohland’sehen Aufsatzes, in dem 
dieser eine Lanze für die Vergeltungsstrafe gegen die Zweckstrafe 
bricht uud ausfiihrt, dass die Strafe hier eine Forderung der Gerechtig¬ 
keit gewesen sei und dieser eine härtere Bestrafung entsprochen 
haben würde, v. Liszt sucht im Gegenteil an diesem Falle die 
völlige ünhaltbarkeit der Vergeltungslehre darzutuu Die „Vergeltung^* 
könne uns zwar sagen, dass gestraft werden soll, nicht aber, wie die 
Strafe zu bemessen sei. Die alte Frage, ob denn die Strafe nicht so 
eingerichtet werden könne, dass die verschiedenen Lehren zu ihrem 
R ^cht gelangen, behandelt er aber nicht. — Staatsanwalt Böhme- 
Hannover bespricht die Frage „Schwurgericht oder gemischte 
Strafkammer“ und tritt für letztere ein. Mft Recht verwirft er die 
Bedenken, die daraus entnommen werden, dass bei einem Zwiespalt 
unter den Berufsrichtern die Laienrichter zu häufig zur Freisprechung 
geneigt sein möchten. Wenn er abi*r zur Beseitigung dieser Möglich¬ 
keit vorschlägt, den Laien keine beschliessende, sondern nur eine 
baratende Stimme und die Befugnis zu geben, bei einstimmiger 
Ansicht, dass sich die Berufsrichter in der Hauptsache zum Nachteile 
des Angeklagten geirrt haben, eine neue Verhandlung mit anderer 
Besetzung herbeizuführen, so dürfte darauf hinzuweisen sein, dass 
der Erfolg hier in keinem Verhältiiiss zu den Kosten und Uraständlich- 
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keiten dieser Einrichtung und der dadurch hervorgenlfenen Belästigung 
der hinzugezogenen Laien stehen würde. Welche herabgedrückte 
Stellung würden die nur mitratenden Laienrichter haben? Und auf 
der anderen Seite sollen sie zu Richtern über die Urteilssprüche der 
Bemfsrichter erhoben werden; nein, das geht nicht an. Wenn wir 
noch erwähnen, dass Professor Mittermaier-Giessen (Nr. 24) für 
das neue Strafgesetzbuch mit eingehender Begründung die B e- 
seitigung der Todesstrafe fordert und dass der Vorsitzende 
unseres Vereinsausschusses (Nr. 15) über die Vereins Versammlung 
in Stuttgart berichtet, so ist damit die Ausbeute, die die Deutsche 
Juristenzeitung für das zweite Halbjahr 1903 bietet, erledigt. 

Breslau. Oberlandesgerichtsrat Sinionson. 


Die allgemeinen Strafschärfungsgründe des Deutschen 
31ilitär-Strafgesetzbuches von Max Ernst Mayer, Dr. phil. et 
jur., Privatdozent der Rechte an der Universität in Strassburg. 
Leipzig. Verlag von C. L. Hirschfeid. 1903. 63 S. 

Der Verfasser weist in einer kurzen Einleitung darauf hin, 
dass erst mit dem Inkrafttreten der neuen Militärstrafgerichtsordnung, 
also seit 1. Oktober 1900, das Gebiet des Militärrechtes durch die 
Oeffentlichkeit der Judikatur der allgemeinen wissenschaftlichen 
Bearbeitung erschlossen und die deutsche Jurisprudenz um eine 
Materie reicher geworden sei, dass diese junge Wissenschaft durch 
die bis jetzt in 3 Bänden vorliegenden Entscheidungen des Reichs¬ 
militärgerichts gefördert werde, aus denen die vielen und teilweise 
recht schwierigen, vom Militärstrafgesetzbuche der strafrechtlichen 
Theorie gestellten und vielfach noch nicht hinreichend geklärten 
Aufgaben ersichtlich seien und dass zu den umstrittensten Be¬ 
stimmungen des Militärstrafrechts die im Militärstrafgesetzbuch § 5") 
aufgezählten, das ganze Gesetzbuch durchdringenden allgemeinen 
Strafschärfungsgründe gehören. Diese Strafschärfungsgründe sind, 
wie der Verfasser, um eine sichere Basis für seine Darstellung zu 
gewinnen, besonders hervorhebt, nicht etwa Anweisungen für die 
richterliche Strafzumessung, sondern s c h u 1 d e r h ö h e n d e g e s e t z 
liehe T a t u m s t ä n d e, die den Richter zwingen, einen 
strengeren gesetzlichen Strafrahmen zur Anwendung 
zu bringen. 

Die Darstellung zerfällt in drei Abschnitte: 

A. Der aus.serordentliche Strafrahmen (§ 53 M.-St.-G.-B.) : 

I. Seine Struktur. 

II. Die allgemeinen Voraussetzungen seiner Anwendbarkeit. 

Ilt. Die Wirkungen seiner Anwendung. 

B. Die einzelnen Strafschärfungsgi-ünde (§ 55 M.-St.-G.-B.): 

I. § 55 Z. 1. 

II. -IV. § 55 Z. 2. 

V.—VI. § 55 Z. 3. 

C. Die Androhung der erhöhten Strafe im besonderen Teil de.'^ 
Gesetzbuches: 

I. Die §§ 103, 125, 136. 

II. Die Bedeutung des § 115. 

Der den ausserordentlichen Strafrahmen enthaltende § 53 
lautet: 



Wo dieses Gesetz eine erhöhte Freiheitsstrafe aiidroht, kann 
dieselbe das Doppelte der für das betreffende Verbrechen oder 
Vergehen angedrohten Freiheitsstrafe erreichen; sie darf jedoch 
den gesetzlich ziilüasigen Höchstbetrag der zu verhängenden 
Strafart nicht übersteigen. (§§ 16, 17, 24.) 

Der die sechs allgemeinen Strafschärfungsgründe enthaltende 
§ 55 lautet: 

Auf erhöhte Strafe (§ 53) ist, sofern in diesem Gesetze nicht 
besondere Bestimmungen getroffen sind, zu erkennen: 

1. gegen Vorgesetzte, welche gemeinschaftlich mit Unter¬ 
gebenen eine strafbare Handlung ausführen oder sich sonst 
an einer strafbaren Handlung Untergebener beteiligen, 

2. wenn strafbare Handlungen unter Missbrauch der Waffen 
oder der dienstlichen Befugnisse oder während der Aus¬ 
übung des Dienstes ausgeführt werden, 

3. wenn Mehrere unter Zusammenrottung oder vor einer 
Menschenmenge strafbare Handlungen gemeinschaftlich aus¬ 
führen. 

Zu A I, „Die Struktur des ausserordentlichen Strafrahmens“, 
bemerkt der Verfasser, die Androhung der erhöhten Strafe im 
technischen Sinne des M.-St.-G.-B. bedeute jedesmal die Bereitstellung 
eines ausserordentlichen Strafrahmens, dessen Minimum von dem¬ 
jenigen des regulären Strafrahmens nicht ab weiche, dessen 
Maximum allein das ausserordentliche sei. Das Maximum werde 
durch eine relativ und eine absolut bestimmte Strafgrösse bezeichnet, 
die relative Grenze sei der doppelte Betrag der für das betreffende 
Verbrechen oder Vergehen a n g e d r o h t e n Strafe, die absolute Grenze 
werde durch den gesetzlich zulässigen Höchstbetrag der zu ver¬ 
hängenden Strafart gebildet. 

Bei der Gefängnisstrafe hat das M.-St -G.-B. 15 Jahre als Höchst¬ 
betrag, das R.-St.-G.-B. 5 Jahre. Wenn eine Militärperson ein 
bürgerliches Delikt unter einem der Strafschärfungsgründe des § 55 
begeht, so ist nach der Ansicht des Verfassers, die, wie er selbst 
hervorhebt, im Gegensätze zu der gesamten bisherigen Literatur 
steht, 15 Jahre GefängniJi das absolute Maximum, doch kann — 
abgesehen von Gesamtstrafen — höchstens auf 10 Jahre Gefängnis 
erkannt werden, weil die im!E.-St.-G.-B. angedrohten Gefängnisstrafen 
5 Jahre nicht übersteigen. 

Der geringste Betrag der militärischen Gefängnisstrafe ist nach 
§ 17 M.-St.-G.-B. 43 Tage. Der Verfasser vertritt die Anschauung, 
dass die gemeinen Vergehen, wenn sie unter den strafschärfenden 
Umständen des § 55 begangen werden, zu militärischen Verbrechen 
oder Vergehen werden und deshalb, wenn auf Gefängnis er¬ 
kannt wird, mit mindestens 43 Tagen Gefängnis bestraft werden 
müssen, dass aber, falls dies nach der ordentlichen Strafdrohung 
möglich sei, auch eine geringere Strafe als 43 Tage ausgesprochen 
werden könne, in Form des dem Rang des Delinquenten entsprechenden 
Arrestes. 

Der Ansicht des Verfassers, dass das Mindestmass des ausser¬ 
ordentlichen Strafrahmens von dem der ordentlichen Strafdrohung 
nicht abweiche, steht die in der gesamten Literatur vertretene Lehre 
entgegen. Der in 3. Auflage von Kriegsgerichtsrat Dr. Weigel 
herausgegebene Kommentaf von Koppmann (Anm. 5 *zu § 53) 
folgert aus dem Umstande, dass zwar in Ansehung des Miudest- 
betrages § 53 keine Vorschrift gibt, wohl aber nach §§ 55, 103 Abs. 2, 
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115, 125 und 136 auf erhöhte Strafe zu erkennen ist, dass in diesen 
Fällen niemals das Mindestmass der für das betr. Verbrechen oder 
Vergehen (ohne den fraglichen Erhöhungsgnind) als ordentliche 
Strafe angedrohten Freiheitsstrafe, sondern stets eine höhere Strafe 
als der Mindeslbetrag erkannt werden muss, bei Gefängnis, Festungs¬ 
haft oder Arrest daher wenigstens 1 Tag mehr, bei Zuchthausstrafe 
1 Monat mehr als das zulässige Strafminimum. 

Dem gegenüber sagt Mayer, dass die Deutung des Begriffes 
„erhöhte Strafe“ der wissenschaftlichen Auslegung entzogen sei, 
weil der Begriff im § 53 authentisch interpretiert sei, dort werde 
dem Richter gestattet, über das ordentliche Maximum hinauszugehen, 
das Minimum sei unberührt gelassen, die herrschende Ansicht tue 
somit dem Gesetze Gewalt an. Dagegen gibt Mayer zu, dass der 
Richter, wenn er sein Urteil im Geiste des Gesetzes fällen wolle, 
von der Möglichkeit, das Mindestmass zu verhängen, nur in ganz 
aussergewöhnlich mild gelagerten Fällen Gebrauch machen dürfe, 
und die gesetzlichen Strafschärfungsgründe bei der Strafzumessung 
als Straf in ehrungsgründe in Rechnung stellen müsse. Darüber, dass 
Zusatzstrafen, d. h. Zusätze, wie sie in den §§ 72, 81 Abs. 2, 103 
Abs. 1 angedroht sind und zu der verwirkten Strafe hinzuzutreten 
haben, die erhöhte Strafe nicht ausschliessen, stimmt Mayer mit 
Koppmann. Weigel und anderen überein. 

II. Die allgemeinen Voraussetzungen für die Anwendbarkeit 
des ausserordentlichen Strafrahmens. 

1. Die (nach § 53) erhöhte Strafe ist auszusprechen, auch 
wenn gemeinstrafrechtliche Delikte unter einem Strafschärfungsgrund 
begangen sind. 

Mayer verweist zur Begründung dieses Satzes in Ueber- 
einstimmung mit Koppmann-Weigel (Anm. 2 zu § 55) und 
Hecker (Ueber das Verhältnis des Zivilrechts zum Militärrecht usw. 
1885) auT^dcn Wortlaut des § 55, auf die Entstehungsgeschichte und 
auf den Sinn des Gesetzes. 

2. Der Verfasser vertritt entschieden die Ansicht, dass das 
erhöhte Strafmass nur auf vorsätzliche Straftaten Anwendung 
findet, nicht aber auf fahrlässige. Fünf von den sechs Straf¬ 
schärfungsgründen des § 55 erfordern ihrem Begriffe nach vor¬ 
sätzliche Begehung der Handlung. In Betracht kann nur kommen 
die unter Ziff. 2 aufgeführte „Ausführung einer strafbaren Handlung 
während der Ausübung des Dienstes“. 

Das Reichsmilitärgericht (Entsch. I, 291) erklärt diese Vorschrift 
auch auf fah^Jässige Straftaten anwendbar. Koppmann, 2. Auflage, 
sagt, der ganz allgemein gefasste Wortlaut „strafbare Handlungen“ 
möchte zwar die letztere Auffassung gestatten, immerhin dürfe aus 
dem Motive der gleichzeitigen Verletzung einer besonderen mili¬ 
tärischen Dienstpflicht sowie aus den tatsächlichen Voraussetzungen 
der Ziffer 1—3 des § 55, die mehr oder weniger nur auf vorsätzliche 
Handlungen passen, zu folgern sein, dass der Paragraph nur auf 
vorsätzlich verübte Handlungen anwendbar sei. Ausserdem würde 
im Fall des § 148 (Verletzung von Menschen durch unvorsichtige 
Behandlung von Waffen oder Munition, bedroht mit 3 Jahr Freiheits¬ 
strafe oder mit Gefängnis oder Festungshaft bis zu 5 Jahren) bei 
dem Vorhandensein der Voraussetzungen des § 55 Ziff. 2 (Verübung 
während der Ausübung des Dienstes) infolge der Zulässigkeit des 
Höchstbetrages der Strafe von 6 bezw. 10 Jahren die Qualifikation 
einer fahrlässigen Handlung als Verbrechen ergeben. 
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Dr. Weigel führt in der 3. Auflage des Kommentars die 
Ansicht Ko pp mann s an, die auch vom Bayerischen General- 
Auditoriat gebilligt wird, erwähnt die Autoren, die anderer Meinung 
sind, darunter das R.-M.-G., das darauf verweist, dass das M.-St.-G.-B. 
in § 93 ein militärisches fahrlässiges Delikt (Ungehorsam im Dienst 
mit einer Verbrechensstrafe bedrohe, und führt dagegen die An¬ 
schauung tmseres Verfassers (Mayer) an. 

Letzterem ist nur zuzustimmen, wenn er als ausschlaggebendes 
Argument für seine Anschauung bezeichnet, dass die Bestrafung 
fahrlässiger Handlungen in unseren Gesetzen eine Ausnahme bildet 
und namentlich Qualifikationen fahrlässiger Straftaten nur ganz 
vereinzelt Vorkommen, dass unsere Gesetze deutliche Wendungen 
gebrauchen, wenn ein fahrlässiges Tun unter Strafe oder erhöhte 
Strafe gestellt werden soll, dass jede derartige Anordnung im § 55 
fehlt, wo doch aller Grund gewesen wäre, dies ausdrücklich hervor¬ 
zuheben, und dass die entgegenstehende Ansicht zu der bedenklichen 
Konsequenz eines fahrlässigen Verbrechens führe, einer im bürger¬ 
lichen und im militärischen Strafensystem fremden Erscheinung. 
Der Hinweis des R.-M.-G. auf § 93 des M.-St.-G.-B. wird vom Ver¬ 
fasser dadurch pariert, dass er diese Bestimmung als eine Ausnahme 
von der Regel bezeichnet, welcher Ausnahme nach den Grundsätzen 
der Interpretation weitere prinzipielle Ausnahmen nicht beigefügi 
werden dürften. Auch wird vom Verfasser darauf Gewicht gelegt, 
dass im § 16 der Militärstrafgerichtsordnung das Delikt des § 93 
unter den Vergehen genannt wird, die unter bestimmten Voraus¬ 
setzungen der niederen Gerichtsbarkeit überlassen bleiben. 

3 Nach § 55 M.-St.-G -B. ist auf die erhöhte Strafe nur zu 
erkennen, „sofern in diesem Gesetze nicht besondere Bestimmungen 
getroffen sind“. 

Diese allgemeine Vorschrift, sagt Mayer, setzt sich also aus¬ 
drücklich in ein Subsidiaritätsverhältnis zu den besonderen Be¬ 
stimmungen des Gesetzes; eine Straftat ist dem § 55 und dadurch 
dem § 53 insoweit entzogen, als sie besonderen Bestimmungen 
unterfällt. Wenn nun ein allgemeiner strafschärfender Umstand als 
besonderes Tatbestandsmerkinal in irgend einen Deliktstatbestand 
auf genommen ist, so kann die Erhöhung des Strafrahmens nicht auf 
das Vorliegen dieses Umstandes gestützt werden, sie kann also niclu 
stattfinden, wenn nur der eine, dem § 55 und dem besonderen Gesetz 
gemeinsame Umstand vorliegt, tritt aber ein, wenn die konkrete 
Handlung nach einem anderen allgemeinen Strafschärfungsgrund 
unterfällt, als dem, der dem Tatbestand des Deliktes ..schon an und 
für sich angehört. Die Richtigkeit dieser Folgerung wird an einem 
Beispiel gezeigt: „Wer bei Ausübung des Dienstes sich eines Dieb¬ 
stahls an Sachen schuldig macht, die ihm vermöge des Dienstes 
zugänglich sind, wird nach § 138 bestraft (höchstens mit 5 Jahren 
Gefängnis), ohne dass das Maximum des § 138 überschritten werden 
könnte mit der Begründung, der Diebstahl sei bei Ausübung de^ 
Dienstes verübt worden. Wer sich nun aber der gleichen strafbaren 
Handlung in Mittäterschaft mit einem Untergebenen schuldig macht, 
der wird nach den §§ 138 und 53 bestraft (höchstens mit iO Jahren 
Gefängnis), weil er das Vergehen des § 138 unter dem strafschärfenden 
Umstand des § 55 Ziff. 1 begangen hat“. 

Der Verfasser führt weiter a\is, dass man das Verhältnis de^ 
§ 55 zu den besonderen Bestimmungen auch als Spezialitätsverhältnis 
auffasseil und nach dem Satze: lex specialis derogat legi generali be- 



handeln kann. „Wer eine strafbare Handlung unter Missbrauch der 
dienstlichen Befugnisse begeht“ ist der weite Tatbestand des § 55 
Ziff. 2, und die Bestimmung in § 114 „wer seine Dienstgewalt über 
einen Untergebenen zu Privatzwecken missbraucht“ ist ein aus dem 
wey;eren Tatbestand herausgenommener Spezialfall. Diesem ist schon 
auf Grund allgemeiner Auslegungsregeln und nicht erst kraft der 
ausdrücklichen Anordnung in § 55 der Vorrang gesichert. Der 
Verfasser bezeichnet es deshalb mit Recht als bedeutungslos, dass 
der § 55 seinen Vorbehalt auf „dieses Gesetz“, das M.-St.-G.-B. 
beschränkt, wenn auch derartige Spezialfälle im gemeinen Strafrecht 
nur in verschwindend kleiner Zahl (im R -St.-G.-B. nur die Tatbestände 
der §§ 115, 124, 125) zu finden sind. Mayer tritt hier der Ansicht 
des Reichsmilitärgerichts (III. 137) entgegen, das den Rechtssatz auf¬ 
stellt: „Wird eine Körperverletzung, welche unter Missbrauch dev 
Waffe verübt ist, aus § 223 a R.-St.-G.-B. bestraft, dann kann wegen 
des Umstandes, dass die Körperverletzung mittelst einer Waffe 
begangen ist, eine Erhöhung der Strafe aus § 55 Ziff. 2 M.-St.-G.-B. 
nicht eintreten“, und nennt es, unter Hinweisung auf den Unter- 
.schied der Begehung „mittelst einer Waffe“ und „unter Missbrauch 
der Waffen“, d. h. der Dienstwaffen — eine am Wort klebende 
Interpretation, die Satzung, in der die Körperverletzung mittelst 
einer Waffe pönalisiert ist, als eine besondere Bestimmung anzusehen, 
die dem Missbrauch der Dienstwaffe schon Rechnung trage und daher 
die Straferhöhung verbiete. Die ratio Ugis verbiete diese Auslegung. 
Von dem Begriff der Subsidiarität kommt der Verfasser zu dem 
der Gesetzeskonkurrenz, welcher Ausdruck nach seiner Meinung 
gebraucht wird für Konkurrenzen, die keine sind, und die stets durch 
den Zusatz „scheinbar“ oder „unecht“ erläutert werden sollten. 
„Echte Konkurrenz ist nur die Idealkonkurrenz“ und die Vorschrift des 
§ 55 und die besonderen Bestimmungen stehen in scheinbarer 
Gesetzeskonkurrenz, sie konkurrieren nicht ideell nach § 73 R.-St.-G.-B. 

In der Haiidlungseinheit liegt nach Ansicht <ies Verfassers 
das Kriterium, welches die Gesetzeskonkurrenz von der Real¬ 
konkurrenz scheidet, darin, dass sich mehrere Gesetzesparagraphen 
um die Anwendung auf die eine Handlung bewerben, liegt die 
Konkurrenz, die der Richter lösen muss. Die Prinzipien, nach welchen 
sich die Gesetzeskonkurrenz löst, scheidet der Verfasser in zwei 
Gruppen. Entweder ist massgebend eine allgemeine wissenschaft¬ 
liche Auslegungsregel über die Rangordnung der Gesetze, wie z. B. 
Irx specialis derogat legi generali oder lex primaria derogat legi subsidiariae ; 
jede derartige Gesetzeskonkurrenz ist eine blos scheinbare. Das 
zweite Prinzip, das zur Lösung von Gesetzeskonkurrenzeii dient, 
ist die im § 73 R.-St.-G.-B. enthaltene Aushilferegel, nach welcher 
das strengste von den sich bewerbenden Gesetzen zur Anwendung 
gelangen soll. In diesen Fällen ist die Gesetzeskonkurrenz Avirklich 
vorhanden, sie ist echt und führt den Namen Idealkonkurrenz. 

III. Die Wirkungen der Anwendung des ausserordentlichen 
Strafrahmens. 

Hier weist der Verfasser nochmals darauf hin, dass man sich 
von der durch die Motive des Gesetzes veranlassten irrigen Vor¬ 
stellung frei machen müsse, nach der im § 55 nur Strafzumessungs¬ 
gründe enthalten sind, und dass man den Gesichtspunkt festhalten 
müsse, dass das M.-St.-G.-B. an bestimmte Begehungsweisen, die 
einen besonders hohen Schuldgrad bekunden, einen a ti s s e r o r d e n t- 
lichen Strafrahmen, also eine selbständige Strafdrohting knüpft. 


Digitized by 



Zunächst wird sodann dargetan, dass ein (bürgerliches oder 
militärisches) Vergehen, w'enii es unter einem Strafschärfungsgrund 
(§ 55) begangen wird, zum Verbrechen wird, sofern es nach Vei'- 
doppelung des ordentlichen Höchstbetrages (§ 53) unter einer Straf¬ 
drohung von mehr als fünf Jahren Gefängnis oder Festungshaft steht. 
Daraus ergeben sich eine Reihe weiterer Folgen, wie : ausnahmslose 
Strafbarkeit des Versuches, Strafbarkeit der Aufforderung zu Be¬ 
gehung eines Verbrechens (nicht aber Vergehens), Veränderung 
der Verjährungsfristen, Veränderung der sachlichen Zuständigkeit, 
Zulässigkeit der Untersuchungshaft, Notwendigkeit der Verteidigung 
und anderes. 

Nun aber kommt der Verfasser zu dem wichtigsten und ein¬ 
schneidendsten Punkt, indem er Stellung nimmt gegen die in der 
gesamten militärrechtlichen Literatur vertretenen Lehre, dass gemein- 
strafrechtliche Delikte, auch wenn sie unter strafschärfenden Lni- 
ständen (§ 55) begangen werden, ihren Charakter behalten, also nicht 
zu militärischen Verbrechen oder Vergehen werden. Das erste für 
diese Anschauung verwertete Argument besteht darin, dass — wie 
schon erwähnt — die im § 55 angegebenen Umstände nur als 
Strafzumessungsgründe anzusehen seien. Mayer verweist dem¬ 
gegenüber darauf, dass das geltende Recht in dieser Frage klar und 
deutlich seinen Willen ausspreche, und dass der herrschende Irrtum 
dadurch vorbereitet worden sei, dass die Motive und vielleicht auch 
die Gesetzgeber nur eine Anweisung für die Strafzumessung in dnn 
§§ 55 uad 53 hätten ausdrücken wollen. Auch der § 74 des preussischen 

M. -St.-G.-B., der unserem § 55 entspricht, habe den Irrtum durch die 
Bestimmung unterstützt, dass bei der Zumessung der im Gesetze 
angeordneten Strafen jedesmal die höheren Grade derselben 
eintreten sollten 1. gegen Vorgesetzte, welche an Verbrechen Unter¬ 
gebener teilnehmen usw., obwohl hier diese Umstände, die jetzt das 
Eingreifen eines besonderen Strafrahmens bewirken, blos als Straf- 
zuiuessungsgründe verwertet seien. 

Die zweite V'erteidigung der herrschenden Ansicht: die eigent¬ 
liche Strafd r o h u n g sei immer im bürgerlichen Strafgesetzbuche 
enthalten, die durch die Straferhöhung bedingte Strafänderung gestalte 
das gemeine Strafrecht nicht um, sondern modifiziere es nur, schlägt 
der X^erfasser damit, dass er sagt, wenn diese Beweisführung stich¬ 
haltig wäre, könne man mit den gleichen Worten den uneigentlichen 
Militärdelikten den Charakter als militärisches Delikt absprechen, 
man könne also z. B. bei einem gegen den Vorgesetzten begangenen 
Diebstahl (§ 138) behaupten, die eigentliche Strafdrohung für den 
Diebstahl sei im bürgerlichen St.-G.-B. enthalten, die vom § 138 an¬ 
gesetzte strengere Strafe sei blos eine Modifikation des gemeinen 
Strafrechts. Die Unmöglichkeit aber, die uneigentlichen Militärdeükte 
als bürgerliche Reate anzusehen, nimmt der Verfasser als klaren Beweis 
für die gleiche Unmöglichkeit bezüglich der unter § 55 fallenden 
Handlungen. Ohne Belang sei es, dass die Strafdrohung des § 53 
nur unter Berücksichtigung der regulären im M.-St.-G.-ß. oder im 
R.-St,-G.-B. enthaltenen Strafrahmen berechnet werden könne, diese 
Strafrahmen kämen hier lediglich als Rechnungsgrössen in Betracht. 

Die dritte Begründung der Lehre, dass bürgerliche Delikte 
ihren Charakter behalten, auch wenn sie nach § 50 zu beurteilen 
sind, stützt sich auf die Stellung des § 55 im Allgemeinen Teil des 
Gesetzes. Koppmann (2. Aufl. S. 29, 3. Aufl. S. 31 und S. 216 

N. 3) sagt: „Wäre der Gesetzgeber Willens gewesen, dergleichen 



Delikte beim Gegebensein der Voraussetzungen des § 55 zu mili¬ 
tärischen zu stempeln, so hätte er sie folgerichtig im zweiten Teil 
des M.-St.-G.-B., welcher von den einzelnen militärischen Verbrechen 
und Vergehen handelt, aufnehmen müssen; so aber geht aus der 
Stellung des § 55 im Allgemeinen Teile und unmittelbar im An¬ 
schlüsse an die Bestimmungen über das Zusammentreffen strafbarer 
Handlungen und im 5. Abschnitte unter den allgemeinen Gründen, 
welche die Strafe ausschliessen, mildern oder erhöhen, die gegen¬ 
teilige Absicht wohl deutlich hervor“. Dieser Argumentation — sagt 
Mayer — fehlt die gesetzliche Grundlage; es ist im Gesetze nirgends 
ein Anhaltspunkt dafür gegeben, dass nur die im besonderen Teil 
des M.-St.-G.-B. enthaltenen Tatbestände als militärische gekenn¬ 
zeichnet werden dürfen, es fehlt ihr aber auch die allgemeine 
wissenschaftliche Berechtigung, denn sie spricht der Scheidung der 
beiden Teile eine Bedeutung zu, die ihr nirgends zukommt, nämlich 
stillschweigend einen Rechtssatz aufzustellen. Der Verfasser fasst 
seine Meinung wie folgt zusammen: „Der Sitz der Strafdrohung ist 
das Kriterium, nach welchem sich bürgerliche und militärische Delikte 
unterscheiden; die im M.-St.-G.-B. mit Strafe bedrohte Handlung ist 
militärisches Verbrechen oder Vergehen. Ist nun ein im bürgerlichen 
St.-G.-B. aufgestellter Tatbestand unter einem der strafschärfenden 
Umstände des § 55 verwirklicht worden, so ist diese konkrete Hand¬ 
lung im M.-St.-G.-B. mit Strafe bedroht, sie ist zu bestrafen innerhalb 
des ausserordentlichen Strafrahmens, den der § 58 des M. St -G.-B 
zur Verfügung stellt. Eine derartig militärisch-qualifizierte Handlung 
ist, weil sie im M.-St.-G -B. mit Strafe bedroht ist, ein militänsches 
Verbrechen oder Vergehen“, 

Schliesslich wird noch auf die Worte des Gesetzes selbst ver¬ 
wiesen. Der § 53 sagt: „Wo dieses Gesetz eine erhöhte Freiheits¬ 
strafe an droht, kann dieselbe so und so hoch bemessen werden: 
dieses Gesetz, das M.-St.-G.-B., droht aber im §55 erhöhte 
Strafe (§ 53) an für jede strafbare Handlung, die unter den 
qualifizierenden Umständen begangen wird. 

Wir müssen der Anschauung des Verfassers zustimmen. Dit* 
§§ 55 und 53 sollen die Aufzählung aller einzelner in Betracht 
kommender Tatbestände mit der entsprechenden Strafdrohung er¬ 
setzen. Wären statt obiger Paragraphen alle diese einzelnen 
Strafbestimmungen in das Gesetz aufgenommen worden, so würde 
man wohl nicht zweifeln, dass es militärische Delikte sind. 


Wir müssen es uns leider versagen, auch auf die Ausführungen 
des Verfassers über die einzelnen Strafschärfungsgründe näher ein- 
zugehen. Nur einiges sei hervorgehoben. 

Bei dem Strafschärfungsgrund nach § 55 Ziff. 2 (Missbrauch der 
Waffen) kommt der Verfasser bei der Untersuchung der beiden 
Unterarten des Waffenmissbrauches, nämlich des zweckwidrigen und 
des rechtswidrigen Gebrauches der Waffe zu dem Schlüsse: Der 
zweckwidrige Waffen gebrauch (d. i. die unbefugt gegen 
Sachen gerichtete Verwendung und der zweckwidrige Gebrauch, 
durch den Menschen angegriffen werden) ist immer Strafschärfungs¬ 
grund im Sinne des § 55 Ziff. 2, es sei denn, dass der Tatbestand 
einer besonderen Bestimmung z. B. § 97 (tätliches Vergreifen an einem 
Vorgesetzten mit einer Waffe) erfüllt ist; der r e c h t s w i d r i g e 
Wa f f en ge b r a u c h ist in der Regel Strafschärfungsgrund, nämlich 
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wenn die unterMissbrauch der Waffe begangrene Hand¬ 
lung mit einer strengeren Strafe als mit Gefängnis 
oder Festungshaft bis zu einem Jahre bedroht ist; in 
den übrigen Fällen ist der rechtswidrige Waffengebrauch als selbst¬ 
ständiges Vergehen nach § 149 zu bestrafen. Durch diesen Paragraphen 
wird, wer rechtswidrig von seiner Waffe Gebrauch macht, vor¬ 
behaltlich der verwirkten höheren Strafe mit Gefängnis 
oder Festungshaft bis zu einem Jahre bedroht. Diese Bestimmung 
hat, wie der Verfasser mit Recht sagt, nach feststehenden Aus¬ 
legungsregeln und nach dem ausdrücklichen Vorbehalt des § 55 den 
Vorrang vor der entsprechenden allgemeinen Bestimmung dieses 
Paragraphen, der Vorrang geht aber nicht weiter als das Anw endungs¬ 
gebiet des § 149, der sich gegenüber allen Gesetzen, die eine strengere 
Strafe androhen, subsidiäre Bedeutung ausdrücklich beilegt. Deshalb 
ist Idealkonkurrenz zwischen § 149 und einem Gesetze mit strengerem 
Strafrahmen und mit § 55, also auch z. B. mit § 223a R.-Str.-G.-B. aus¬ 
geschlossen, es liegt .scheinbar Gesetzeskonkurrenz vor und die 
Mindeststrafe ist 43 Tage Gefängnis oder Festungshaft. Auch hier 
steht der Verfasser mit seiner Anschauung im Gegensatz zu der 
fast in der gesamten übrigen Literatur vertretenen. (Koppmanu 
Kommentar III. Aufl., die Anmerkungen zu § 149). 

Auch darin findet der V'erfasser einen rechtswidrigen Waffen- 
gebrauch, dass die Waffe benutzt w^ird, um einer Drohung Nachdruck 
zu verleihen, und nimmt hier z. B. im Falle des § 79 (Selbstbefreiung 
eines Gefangenen) Idealkonkurrenz von § 79 und 149 an. 

Zu § 55 Ziff. 3 — Gemeinschaftliche Ausführung unter Zu¬ 
sammenrottung — entwickelt der Verfasser den Begriff „Zusammen¬ 
rottung“ und kommt zu der Definition, dass darunter zu verstehen 
sei die Vereinigung unbestimmt vieler Personen zu einer Menschen¬ 
menge, deren Wille als geschlossene Macht aufzutreten, erkennbar 
in die Erscheinung tritt. Das R.-M.-Ger. und ebenso Koppmann 
Kommentar 3. Aufl. S. 224 N. 25 und 399 N. 3 halten schon zwei 
Personen für genügend, weil auch schon zwei Personen sprachlich 
„mehrere“ seien. Der Verfasser aber will gerade aus der Vorschrift 
des § r6 Ziff. 3, aber auch aus den Tatbeständen des R.-St.-G.-B. 
(§§ 115, 122, 124, 125) ersehen, dass nicht bloss die verbrecherische 
Intensität, die in jedem Zusammenwirken liegt, dass vielmehr die in 
der Machtentfaltung einer zusammengerotteten Menschenmenge 
liegende gesteigerte Gefährdung getroffen werden soll. 

Zum vSchluss noch die Ansicht des Verfassers über die Be¬ 
deutung des § 115. „Wer durch Missbrauch seiner Dienstgewalt oder 
seiner dienstlichen Stellung einen Untergebenen zu einer von dem¬ 
selben begangenen, mit Strafe bedrohten Handlung vorsätzlich be¬ 
stimmt hat, wird als Täter oder als Anstifter mit erhöhter Strafe 
belegt“. 

Der Verfasser unterscheidet drei Möglichkeiten: 

1. Der Vorgesetzte ist als Anstifter mit erhöhter Strafe zu 
belegen, wenn der Untergebene bestimmt durch die iU § 115 bezeich- 
neten Anstiftungsmittel die strafbare Handlung als Täter begangen 
hat. Dies ist ein Spezialfall des § 55 Ziff. 1 Beteiligung des Vor¬ 
gesetzten an der strafbaren Handlung eines Untergebenen durch 
Verwendung besonderer Anstiftungsmittel), und in der Regel auch 
ein Spezialfall des § 55 Ziff. 2 (weil der Vorgesetzte sich unter Miss¬ 
brauch der dienstlichen Befugnisse strafbar gemacht hat). Jedesmal 
wenn der Vorgesetzte als Anstifter nach § 115 strafbar ist, trifft auch 
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die lex generalis des § 55 zu; da aber die lex specialis keine andere, 
sei es höhere oder mildere Strafe als in der lex generalis angedroht 
ist, androht, ist nach der Ansicht des Verfassers der § 115, soweit 
der Vorg-esetzte als Anstifter' zu bestrafen ist, total überflüssig, ist 
eine Belastung des Gesetzes, die zu nichts gut ist. 

Die in der bisherigen Literatur (v. Koppniann, 3. Aufl. S. 432, 
Note 1) vertretene Anschauung, dass § 115 den Zweck habe, die 
durch Missbrauch der Dienstgewalt oder der dienstlichen Stellung' 
begangene Anstiftung zu einem selbständigen militärischen Delikt 
zu gestalten, ohne Rücksicht, ob zu einem militärischen oder einem 
bürgerlichen Delikte bestimmt wurde, weist der Verfasser unter 
Bezugnahme auf seine zu § 55 gegebenen Ausführungen als un¬ 
richtig zurück. 

2. Der Vorgesetzte ist als Täter, der Untergebene als Teil¬ 
nehmer strafbar, nämlich wenn sich der Missbrauch der Dienstgewalt 
oder der dienstlichen Stellung näher als Befehl in Dienstsachen 
charakterisiert und der Vorgesetzte des wegen auf Grund des § 47 
M. St.-G.-B. als Täter, der Untergebene als Mittäter oder Gehülfe zu 
bestrafen ist. Auch diese Modalität ist nach der Ansicht des Ver¬ 
fassers nur ein Spezial fall des § 55, ebenso wie im vorigen Fall aus 
zwei Gründen (§ 55 Ziff. 1 und 2) und sonach wegen Fehlens der 
notwendigsten Eigenschaft einer lex specialis^ nämlich einer besonderen 
Strafdrohung eine in dieser Modalität total überflüssige Qesetzes- 
bestiininung. 

3. Der Vorgesetzte ist als Täter, der Untergebene überhaupt 
nicht strafbar, der Vorgesetzte ist also als mittelbar er Täter straf¬ 
bar, nämlich wenn der Untergebene die strafbare Handlung, zu 
welcher ihn der Vorgesetzte angestiftet hat, zwar begangen hat, aber 
nicht wegen derselben gestraft werden kann. Diese Modalität ist 
kein Spezialfall des § 55 Ziff. 1, aber in der Regel des § 55 Ziff. 2; 
letzteres nur dann nicht, wenn der Vorgesetzte auf andere Weise 
als durch Missbrauch seiner dienstlichen Befugnisse den Untergebenen 
zur schulcUosen Ausführung einer strafbaren Handlung veranlasst, 
wenn er nur seine dienstliche Stellung, nicht aber seine dienstlichen 
Befugnisse missbraucht, l^as ist nach der Darlegung des Verfassers das 
engbegrenzte Gebiet des § 115. Würde dieser Paragraph nicht existieren, 
so wäre die zuletzt bezeichnete Tat nicht straflos, sondern würde 
nach der ordentlichen Strafdrohung des Deliktes, das der Vorgesetzte 
mittelbar begangen hat, bestraft Der § 115 hat also in der ihm von 
dem Verfasser zugewiesenen engen Begrenzung nur die Wirkung, 
dass die Strafe innerhalb des ausserordentlichen Strafrahmens des 
§ 53 ausgemessen werden kann, der nicht überflüssige Inhalt des § 115 
charakterisiert sich nicht als besonderes Delikt, auch nicht als be¬ 
sonderer Strafschärfungsgrund, sondern als allgemeiner Strafschärfungs¬ 
grund. Der Verfasser weist deshalb die Vorschrift des § 115 in den 
allgemeinen Teil des Gesetzbuches und meint, der nicht überflüssige 
Inhalt des § 115 wäre in einem kurzen Zusatz zu § 55 Ziff. 1 unter¬ 
zubringen gewesen: „auch wenn die Bestrafung des Untergebenen 
ausgeschlossen ist^. 


Der Verfasser ist in seinen scharfsinnigen Ausführungen mehr¬ 
fach von den in der militärrechtlichen Theorie und in der Praxis 
des Reichsmilitärgerichts vertretenen Anschauungen abgewichen und 
seine Ergebnisse mögen nicht überall als erwünscht angesehen werden. 
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Aber er sa^-t mit Recht: „Auslegung und Rechtsprechung sollen die 
Gesetze anwenden, nicht verbessern. Wenn im Anschluss an die 
Reform des bürgerlichen Strafrechts die Neugestaltung des M -St.-G.-B. 
in Angriff genommen wird, dann ist die Gelegenheit gekommen, für 
erwünschte \>,rbesserungen die Verwirklichung zu suchen.“ 

Nürnberg. Mkhal. 


Die preussisclien Strafipesetze von A. Groschuff, G. Eich¬ 
horn, H. Del ins. Zweite, gänzlich neu bearbeitete und vermehrte 
Auflage. Berlin, Otto Liebmann, 1903. Gr. 8®. Erste und zweite 
Lieferung.*; 

Vor Kurzem wurde des verstorbenen St engl ein grosses 
Werk „Die strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reiches“ in 
dritter Auflage fertig. Jetzt wird ihm rasch sein Geschwister, das 
1894 bis 189G zum erstenmal erschien, in zweiter Auflage folgen 
damit es auf den neuesten Stand gebracht werde Während die erste 
Auflage der „Preussischen Strafgesetze“ 108 Gesetze enthielt, sollen 
in dieser zweiten nur 105 Vjearbeitet werden, darunter 8 seit der 
ersten Ausgabe neu erschienene; freilich sind der alten noch genug 
vorhanden (Allgemeine Gerichtsordnung von 1793, allgemeines Land¬ 
recht, Gesindeordnung von 1810 (!), Vereins- und Versammlungsgesetz 
von 1850 u. a. m.), so dass man wohl erwarten darf, es werde die 
Gesetzgebung nicht ruhen können während der nächsten Jahre und 
die für das vorliegende Werk vorgesehenen Supplementhefte werden 
nicht ausbieiben. — Die verdienstvollen Bearbeiter, die schon die 
erste Auflage besorgt haben — Groschuff Ist leider während de> 
Druckes verstorben —, bürgen für die Güte des Werkes. Natürlich 
berücksichtigen sie im wesentlichen nur den strafrechtlichen Inhalt 
der Gesetze — so dass z. B. vom Fürsorgeerziehungsgesetz nur § 21 
behandelt wird —, aber soweit es irgend nötig und angängig ist, 
werden auch die übrigen Teile mit besprochen. % 

Das preussische Landesrecht hat ja in erster Linie nur Be¬ 
deutung für Preu.ssen; aber bei der Grösse des Landes, bei der 
Intensität des Verkehrs schon ist diese Bedeutung für das Reich 
nicht gering. Zudem sind viele Gesetze auch für andere Länder 
vorbildlich, oder Inhalt und Geist der Gesetze verschiedener Länder 
sind .sich oft sehr ähnlich, und einige Gesetze haben sogar mimittel- 
bar Bedeutung für das Reich: das über den Belagerungszustand 
von 1851, über den Waffengebrauch des Militärs von 1837 z. B. 

Dass auch der Strafvollzugsbeamte über die einzelnen straf¬ 
baren Handlungen unterrichtet sein muss, darf wohl heute bei uns 
als selbstverständlich gelten. Der Gedanke, den mir amerikanische 
Beamte äiisserten, man müsse den Gefangenen ohne jede Rücksicht 
auf seine Tat nur nach seinem jetzigen Verhalten beurteilen, ist 
ebenso irrig, wie das frühere Verfahren falsch war, nicht die Straf¬ 
akten der Gefangenen einzufordern; leider meinen ja heute noch 
manche Gerichte, eine kurze Urteilsnotiz dürfe für den Strafvollzug 
genügen. Die strafbare Tat i.st das hervorragendste Mittel, den 
(’harakter des Gefangenen kennen zu lernen. Dazu aber muss der 
Strafvollzugsbeamte auch die Tat in ihrer allgemeinen gesetzlichen 
Bedeutung kennen, d. h. er muss Strafrecht studieren. Und da wäre 
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<is auch für ihn ganz verkehrt, die grosse Menge der strafrechtlichen 
Nebengesetze des Reiches und der Einzelstaaten ausser Acht zu 
lassen. Es ist ganz verkehrt zu glauben, dies Nebenstrafrecht, das ja 
wesentlich sogen. Polizei- (heute „Verwaltungs“-)8trafrecht ist, sei sozial 
und für den Einzelnen von ganz untergeordneter Bedeutung. Wenn 
ich aus der mir vorliegenden ersten Lieferung nur die Aneignung 
von Bernstein, den Forstdiebstahl, das Lotteriewesen, Vereinsrecht 
nenne, so wird man mir zugeben, dass dies Materien von grösster 
Wichtigkeit sind. Strafen von sechs Monaten, einem Jahr, zwei 
Jahren Gefängnis sind deswegen mehrfach zu finden, ebenso wie 
Geldstrafen bis zu 1500 Mark. Freilich wird man auch manche Strafe 
finden, die einem recht überflüssig und aus veralteten Anschauungen 
herstainmend erscheint, wie z. B. die vierwöchige Haftstrafe für 
Aenderung des Familien- oder Geschlechtsnamens ohne Erlaubnis. 

Von den fünf Abteilungen des Werkes beschäftigt sich die erste 
Lieferung mit der ersten (Gesetze zum Schutz des Eigentums), 
zweiten (Schutz des Staats und der öffentlichen Ordnung), dritten 
(Gesetze allgemein polizeilichen Charakters) und dem Anfang der vierten 
Gruppe (Polizeistrafgesetze), nämlich einigen Gesetzen über Bau¬ 
polizei; im ganzen sind 31 Gesetze besprochen. Ueberall sind 
Literatur und Materialien genau angegeben und ist wesentlich mit 
Hülfe der Rechtsprechung jede Einzelheit erläutert. Gesetze wie das 
über den Forstdiebstahl, über Vereins- und Versammlungsrecht nehmen 
naturgemäss einen breiten Raum ein. 

Sieht man sich gerade diese wichtigeren Gesetze und einige 
andere (Fürsorgeerziehungsgesetz) an, so wird einem wohl der Ge¬ 
danke kommen, dass wir vielfach eine Vereinheitlichung und damit 
Vereinfachung des Rechtes brauchen könnten, und dass sie ohne 
grosse Schwierigkeiten möglich wäre; es Avürde das auch in manche 
dieser Gebiete da und dort einen frischeren Geist bringen. Aber 
man merkt doch überall, dass die Zeiten vorbei sind, in denen sich 
Gesetzgebung und Wissenschaft in Preussen von der Entwicklung 
des gemeinen Rechtes leider loslösten. 

Es ist zu wünschen, dass das Werk bald vollständig vorliegt, 
wie das die Verlagsbuchhandlung verspricht. 

Giessen. /P. MUtermahr. 


Die zweite Lieferung enthält die Gesetze von No. 32 bis 66, 
lauter Polizeistrafgesetze, w'oruiiter einige besonders wichtige, wie 
das Berggesetz vom 24. Juni 1865, das Feld- und Forstpolizeigesetz 
vom 1. April 1880, die verschiedenen Gesetze und Verordnungen der 
Gesindepolizei und das Jagdpolizeigesetz vom 7. März 1850. — 
Besondere Strafarten sind hier nicht zu finden. Interessant mag nur 
sein, dass nach dem Gesinderecht die Geldstrafen ausdrücklich der 
Armenkasse zufallen. Hier ist auch noch der alte Gegensatz zwischen 
Polizeistrafen und gerichtlichen Strafen ziemlich scharf ausgeprägt. 
Im übrigen gelten jetzt meist die allgemeinen Bestimmungen des 
Reichs-Strafgesetzbuches auch für diese Gesetze. — Es ist unnötig 
zu sagen, dass sich auch in diesen Gesetzen eine Reihe der wich¬ 
tigsten Bestimmungen finden. So besonders im Feld- und Forstpolizei- 
Gesetz (Haftbarkeit der Gewalthaber für Geldstrafen und Kosten, 
Rückfalls- und Versuchsbestimmungen, das Delikt des Friedens- 
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bruchs in § 9 u. a. m.) und in dem Gesinderecht. Hier weisen die 
verschiedenen Gesetze vom ältesten aus 1810 bis zum neuesten von 
1886 den Umschwung in den Anschauungen deutlich auf. Das 
Koalitionsverbot für das Gesinde, noch im Gesetz betr. die Ver¬ 
letzungen der Dienstpflichten des Gesindes vom 24. April 1854 ent¬ 
halten, ist in den entsprechenden neueren Gesetzen für Schleswig- 
Holstein (1878) und Hessen-Nassau (1886) weggefallen. 

Ueberall sind die Erläuterungen und Anmerkungen sehr reich 
und eingehend und vielfach sind sie zum Verständnis der Gesetze 
unentbehrlich. Mittermaier. 


Der Kompass. Volkstümliche Blätter für zeitgemässe Be¬ 
lehrung und Unterhaltung. Mit Bilderschmuck. Herausgeber: Ed. 
Eggert, Oberjustizrat. Verlag von W. K o h 1 h a in ni e r, Stuttgart. 

Als auf der letzten Stuttgarter Vereinsversammlung unser 
Mitglied Oberjustizrat Eggert als Vorsitzender unserer Bibliothek¬ 
kommission auch über das Bedürfnis einer illustrierten Zeitschrift 
für unsere Gefangenen berichtete und die Notwendigkeit der Grün¬ 
dung einer solchen nachwies, da konnten wir uns wohl mit der 
Richtigkeit seiner Ausführungen einverstanden erklären, gleichwohl 
aber an der Ausführbarkeit dieses Unternehmens, angesichts der 
mancherlei Schwierigkeiten, begründete Bedenken haben. Heute, 
nachdem die erste Hälfte des ersten Jahrgangs der von Eggert in 
opferwilliger Weise herausgegebenen und geleiteten Zeitschrift »Der 
Kompass“ uns vorliegt, ist es uns eine angenehme Pflicht, an die.ser 
Stelle darauf zurückzukommen und zu erklären, dass der Heraus¬ 
geber sein Programm, mit dem er gleich die erste Nummer wirkungs¬ 
voll eingeleitet, mit ausserordentlichem Geschick verwirklicht hat. 
Mit Befriedigung ist man dem von Heft zu Heft fortschreitenden 
nneren Ausbau der Zeitschrift gefolgt. Mit strenger Wahrung der 
eigenartigen Rücksichten, die der Strafvollzug nun einmal verlangt 
und die eben nur von einem Fachmann wie Eggert gewürdigt 
werden können, stellt sie ein Organ der Volksbildung im besten 
Sinne des Wortes und im Sinne unserer heutigen sozialreformerischen 
Bestrebungen dar. 

Lieber den grossen, wohltätigen Einfluss einer tieferen Bildung 
der Massen, der sich auch in der Hebung des Gesundheitswesens, des 
Armen Wesens und der Kriminalität zeigt, ist längst kein Zweifel 
mehr. Daher auch von höchsten und berufensten Stellen das Ver¬ 
langen nach allgemeiner Bildungsvertiefung der handarbeitenden 
Klassen, denn die intellektuelle und religiös - sittliche Hebung eines 
Menschen bewirkt in der Regel auch die wirtschaftliche. Daher auch 
die Bestrebungen der Edelsten und Besten unserer Zeit für die Ver¬ 
mittlung und Verbreitung einer Bildung im Volke, deren Ziel die 
innere Selbständigkeit, Festigkeit und Harmonie bedeutet. Der Hunger 
nach Bildung ist nun einmal wach geworden im Arbeiter, sagt 
Dr. Wittkop in seinem vortrefflichen Buche »Die Organisation der 
Avbeiterbildung“; die Pflicht des Staates ist es, ihn zu stillei]. Sonst 
werden ihn andere stillen. Und diese werden e.s selten mit edler 
Nahrung tun. — Darum haben wir allen Grund, uns zu freuen, dass 
wir für unsere Gefängnisse, in denen sich Unwissenheit und mangelnde 
Bildung als eine so häufige Quelle des Verbrechens enthüllt, im 



„Kompass“ ein vorzügliches Mittel besitzen, dessen wir uns bei Er¬ 
füllung der idealen Aufgaben des Strafvollzugs in wirksamster Weise 
bedienen können, der gleichermassen die geistige und sittliche Er¬ 
weckung und Förderung unserer Gefangenenbevölkerung bezweckt. 
Demi wirksam ist der Kompass nicht allein dadurch, dass er in Wort 
und Bild für Unterhaltung und Belehrung planvolle und gediegenste 
Auswahl überall mit sicherem Takte verbindet, sondern auch durch 
die kluge und geschickte Einbeziehung des aktuellen Gegenwarts- 
lebens, das unter den Rubriken Wichtigste Neuigkeiten, 
Soziale Rundschau, Gesundheitspflege etc. in seinen 
wichtigsten Erscheinungen dargestellt wird. Es ist kein Zweifel, dass 
dadurch zwischen dem Gefangenen und der Aussen weit jener 
wünschenswerte Verkehr vermittelt wird, durch welchen der 
Gefangene vor Gleichgültigkeit und Stumpfheit bewahrt und ihm nach 
der Entlassung seine bessere Rehabilitierung ermöglicht und er¬ 
leichtert wird. 

Wir sind den Regierungen und Gefängnis-Oberbehörden dank¬ 
bar, welche die Einführung des Eggert’schen „Kompass“ in den ihnen 
unterstellten Gefangenanstalten genehmigt und veranlasst haben. 
Wir sind indess der Meinung, dass in noch viel .umfassenderer Weise, 
als dies bisher geschehen, die treffliche Zeitschrift unseren Gefangenen 
zugänglich gemacht werden müsste Insbesondere denken Avir dabei 
an die vielen kleinen (amtsgerichtlichen) Gefängnisse, in welchen 
erfahrungsgemäss an guten Büchern meist Mangel, ein gutes Buch 
aber — und gerade hier —• von höchstem Werte ist. Das Beispiel 
Württembergs, w'o in sämtlichen amtsgerichtlichen (und polizeilichen) 
Gefängnissen „Der Kompass“ in mindestens ein bis zwei Exemplaren 
angeschafft wird, verdient allgemeine Nachahmung. ?■. E. 


Gross, H. Handbuch für Untersuchungsrichter, 4. Auf¬ 
lage. 2 Bde. XVIII. u. 452 S. J. S c h av e i t z e r, München. 

18 Mk., gb. 20 Mk. 

Vielen unserer Leser wird H. Gross’ kleiner Leitfaden für 
Beamte des Polizei- und Sicherheitsdienstes „Die Erfoi*schung des 
Sachverhaltes strafbarer Handlungen“ (2. A. 1902. Mk. 2.50) bekannt 
sein. Dieser Leitfaden musste schnell hintereinander in zAvei Auflagen 
herauskommen und gibt auf 194 S. für die genannten Beamten gleichsam 
einen Auszug aus dem grösseren Werke des Verfassers, das jetzt in 
4. Auflage erschienen ist. Das vorliegende Handbuch ist jetzt ebenfalls 
in den SchAveitzer’sehen Verlag (A. Seilier) in München über¬ 
gegangen, nachdem die früheren Auflagen in Oesterreich (Graz) 
erschienen waren. Der Verfasser, Professor in Prag, früher Staats¬ 
anwalt in Graz, hat in diesem Buche eine Fülle praktischer Betrach¬ 
tungen und Erfahrungen niedergelegt und sich damit einen aus¬ 
gezeichneten Namen gemacht. Die neue Auflage nennt er: „System 
der Kriminalistik“. Mit diesem Ausdruck bezeichnet Gross 
eine Hülfswissen.schaft des Strafrechts; er hat sich kürzlich in Wien 
in einem Vortrage und sodann in der Vorrede seines Buches über die 
Systematik der Wissenschaften von Verbrechen und Strafe aus¬ 
gesprochen und dafür folgendes Schema entworfen: 
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Kriminologie 



Krim. Anthropologie Krim. Soziologie Krim. Phänomenologie 



Krim. Krim. 
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logie logie 
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Statistik 


Krim. 
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sozial 


Krimi¬ 

nalistik 


Krim. 

Psycho¬ 

logie 

Subjekt. 



Erschein- Unter- 
ungslehre suchungs- 
kunde 



Strafrecht Pönologie 

mat. und form. 

Darau.s ergibt sich, was er unter Kriminalistik versteht. Im Grunde 
ist dies eben nur ein einheitliches Gebiet und die Untersuchungskunde 
dessen praktische Seite. So wird es auch tatsächlich von Gross in seinem 
Buche gefasst. Das Buch enthält einen allgemeinen und einen 
besonderen Teil. Der erste stellt das Ideal des Unter8uchungsrichter> 
auf, behandelt die Vernehmung, Augenschein usw. Der besondere 
Teil beginnt (S. 155—287) mit den Sachverständigen und behandelt 
sodann die Verwendung der Tagespresse. Alles folgende (Bd. I 
S. 293 7 und der ganze Bd. II) beschäftigt sich mit Einzelheiten, den 
einzelnen Kenntnissen (Gaunerpraktiken, Gaunersprache, Zigeuner. 
Aberglaube, Waffen), den einzelnen Fertigkeiten (Zeichen, Fuss- 
spuren, Dechiffrieren) und einzelnen Delikten (Verletzungen, Diebstahl. 
Betrügereien, Brandstiftungen usw.). Aus dieser Uebersicht erhält 
man aber keinen Begriff von dem, was das Buch bietet. Dazu muss 
man selbst die einzelnen Kapitel lesen, die fast auf jeder Seite eigen¬ 
artige Geschichten und Fingerzeige bringen, oder man muss das 
92 Spalten umfassende alphabetische Register prüfend durchlesen — 
eine solche Fülle von Stoff, dass man geradezu staunen muss. Jeder 
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Untersuchungsrichter sollte sich an diesem Buche bilden 5 freilich wird 
er dadurch allein nicht das Ideal erreichen, sowenig die Lektüre der 
besten kriegswissenschaftlichen Werke jemanden zum Moltke machen 
wird; aber es kann doch sehr nützlich sein. Im übrigen soll der Unter¬ 
suchungsrichter nach Gross alle guten Eigenschaften besitzen, Fleiss, 
Ausdauer, Menschenkenntnis, Selbstverleugnung, vor allem Schneidigkeit 
und Genauigkeit. Wenn einerseits dieses Buch mit seinen bald 1000 Seiten 
uns einen traurigen Einblick gibt in die Raffiniertheiten des Ver¬ 
brechertums, uns alle Kniffe und Schliche der rohen und „feineren“ 
Verbrecher, der Zigeuner und der Antiquitäten falscher usw. vorführt und 
damit naturgemäss ein dem Kriminalisten oft zugesprochenes Misstrauen, 
eine Art Pessimismus erzeugt, so erfreut es doch anderseits durch das 
hohe Ziel, das es aufstellt, durch die Forderungen, die es an den Beruf des 
Untersuchungsrichters (I, 27) erhebt und durch die grossartige Sorgfalt, 
milder es gearbeitet ist. Verfasser hatnichtnur die Wissenschaft erweitert, 
sein Werk hat der praktischen Strafrechtspflege einen Dienst geleistet, 
und wenn es richtig studiert wird, wenn unsere Richter, Staats¬ 
anwälte, Polizeibeamte sich darnach richten, so kann es immer weiter 
Frucht bringen und gute Wirkung haben und zur Entdeckung oder 
Aufklärung mancher Straftat führen. Aber auch anderen, insbesondere 
denen, die in Strafanstalten sich mit der Verbrecherbevölkerung 
beschäftigen, wird es viele allgemeine und psychologische Beobach¬ 
tungen von grossem Interesse bieten. H. Gross hat in seinem Buche 
etwas durchaus Eigenartiges geschaffen; — er ist unstreitig —und nicht 
nur zeitlich — der erste Vertreter der „Kriminalistik“, die er nun auch 
durch die von ihm begründete und geleitete Zeitschnft (Archiv für 
Kriminalanthropologie und Kriminalistik. Leipzig, Vogel, jetzt Bd. XIV) 
auf dem Laufenden zu erhalten sucht. v. A'. 


Langer, G. Der progressive Strafvollzug in Ungarn, 
Kroatien und Bosnien« 252 S. Berlin, Guttentag 1904. M. 5, geb. M, 6 . 

lieber den progressiven Strafvollzug, das sog. irische System 
in Transleithanien werden viele unserer Mitglieder durch die Schriften 
Tauffers orientiert sein (im Jahrb. f. Gesetzgbg. u. s. w. 1878 II 
S. 507. Progr. Strafvollzug 1883. Vgl. diese Blätter XII 341, 368, XIV 
305, XVIII 269, XIX 166, XX 335), manche sich auch Tauffers, der 
häufiger unsere Versammlungen besuchte, persönlich erinnern. Seine 
Schriften werden durch die vorliegende ergänzt. Verfasser, Staats¬ 
anwalt in Gels, hat mit einem Stipendium de.s Berliner kriminalist. 
Seminars im Mai und Juni 1903 eine Studienreise in die genannten 
Länder unternommen und 10 Anstalten — 6 mit Zwischenanstalten — 
besucht. Die vorliegende Schrift ist der ausführliche Bericht über 
diese Reise. In vollständiger Darstellung wird berichtet über alles 
Wissenswerte, über die Entwicklung der Strafanstalten, über die 
bestehenden gesetzlichen u. a. Bestimmungen, die dienstlichen Ver¬ 
hältnisse, die Beschäftigung der Gefangenen, die Wirkungen des 
Strafvollzugs, soweit solche festzustellen u. s. w. Nach den bei¬ 
gegebenen statistischen Uebersichten kann als allgemeines Ergebnis 
des progressiven Strafvollzugs in den drei Ländern zwar ein Zurück¬ 
gehen der Kriminalität nicht unbedingt behauptet werden, obwohl 
ein solches Zurückgehen z. B. in Ungarn sich zeigt, doch scheint 
man im ganzen mit den Erfolgen durchaus zufrieden zu sein; auch 
ist die Zahl der Widerrufe bei der bedingten Entlassung im allge- 
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nH^ineu g-iinj^tig (0,45—1,10 Prozent). Die Einzelheiten sind sehr ver¬ 
schieden geregelt, die Griindzüge stimmen im wesentlichen überein: 
es sind die bekannten Stufen, Einzelhaft, Geineinschaftshaft, Zwischeu- 
anstalt, bedingte Entlassung. Wer hierüber entscheidet, nach wieviel 
Strafzeit, ob auf oder ohne Antrag des Bestraften, wie lange die 
Einzelhaft dauert, welcher Art die Beschäftigung — alles das ist in 
d<m einzelnen Anstalten verschieden — es sind nach dem Verfasser 
S. 235; „unendliche und ermüdende" Einzelheiten — ja (S. 244) man 
sielit oft nicht ein, warum soviel kleinliche Unterschiede bestehen. 
Und wenn auch die Erfolge nicht ungünstig, so würde doch nach 
Ansicht des Verfassers ein kräftiger Fortschritt durch einen Zusammen¬ 
schluss der Beamten, etwa zu einem Vereine, sich ermöglichen lassen, 
überhau])t eine grössere Einheitlichkeit wünschenswert sein — ob 
solche zu erreichen, darüber wagt der Verfasser kein Urteil. 

Das Buch ist für das Studium der behandelten Gebiete und 
ini allgemeinen für die Gefängniskunde von Wert. Es enthält reiche 
Literaturangahen, und cs sind 6 Tafeln mit Plänen von Zwischen- 
Hn^talten beigegeben. Es ist ein Gefängnisreisebericht, bei dem 
sich der Verfasser redlich Mühe gegeben hat Dass die Aufgabe im 
ganzen nicht sehr lohnend, hat er selbst gefühlt, und er ist sehr be¬ 
scheiden, indem er Mängel und Schwerfälligkeiten der Darstellung 
zuin Teil sich selbst zuschreiht, obwohl sie in der Sache liegen. 
JiMlenfalls hat Verfasser sehr viel wertvolles Material zusammen¬ 
gebracht. und wir wollen dafür um so dankbarer sein, als gegen¬ 
wärtig das Interesse für den progressiven Strafvollzug etwas ein¬ 
geschlummert i.st. V. K. 


Ld GuZZetifl (teile Curcer^if mtova rossegua di discipline carcerarir 
r Siienze affini. Organe dri Prrsona/r deUe Carceri. Diretta da Andrea 
MarineUi. Catania. 

Jahrgang I. 1903. 

Zu den bestehenden Zeitschriften für Gefängniswesen: den 
deutschen Blättern für Gefänguiskuude, der französischen 
Revue p e n i t e n t i a i r e, der dänischen N o r d i s k T i d s s k r i f t 
for Faengselsvaesen, der spanischen Revista de las 
prisiones (eingegaiigen mit Januar 1904 und ersetzt durch den 
Noticiero del Cuerpo de prisiones und den Heraldo de 
las prisiones), dem russischen Gefängnisboten, dem japanischen 
Magazine of the prison society o f J a pan und der italienischen, 
seit 30 Jahren erscheinenden Rivista di Discipline Carcerarie 
(Vorgängerin war Effemeride Oarceraria 1865—1870) ist mit dem 
Monat Januar 1903 oben genannte neue Zeitschrift getreten. 

Da die Rivista di Discipline Careerarie bekanntlich je 
weils in ihrem zweiten Teile die Bewegung des Gefängnispersonals, 
sowie die neuen Erlasse auf dem Gebiete des Gefängniswesens bringt 
und ausdrücklich als amtliches Organ der Gefängnisverwaltung aner¬ 
kannt ist, so fällt es auf, dass das neue Blatt sich Organ des Gefängnis¬ 
personals nennt. Diese Bezeichnung ist bei näherem Zusehen 
nicht als bestehende Tatsache, sondern als Wunsch des Herausgebers 
aufzufassen. Er sucht sein Ziel zu erreichen, indem er sich zum 
Anwalt der Strafanstaltsbeamten aufwirft und sich bereit erklärt, 
ihren berechtigten Klagen die Spalten seines Blattes zu öffnen. Es 
muss zugegeben werden, dass die Zeitschrift als völlig unabhängiges 
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Blatt eher in der Lage ist, herrschende Missstände zu rügen, als die 
aunliche Kivista. 

Entsprechend der genannten Absicht des Herausgebers enthält 
das Januar-Heft der Gazzetta eine Reihe von Aufsätzen, die sich mit 
der bestehenden Lage der Aufsichtsbeamten in den italienischen 
Gefängnissen befassen, bespricht die Einrichtungen, die zu ihr<*n 
und zu Gunsten ihrer Witwen und Waisen bestehen und beginnt in 
einem Abschnitt, „Goldenes Buch der Aufsichtsbeamten“ genannt, 
die Veröffentlichung von Lebensbeschreibung und Bildnis besonders 
verdienter Aufseher. 

Aus dem sehr reichen Inhalte, welcher neben Biographien 
berühmter, um das Gefängniswesen verdienter Männer, neben 
Berichten über Kongresse, Beschreibungen auswärtiger Anstalten, 
Bibliographie der Inhaltsangabe anderer Zeitschriften u. s. w., viele 
bedeutende Aufsätze bringt, seien folgende besonders erwähnt: 

JanuarL Professor N icef o ro - Lausanne : Wie ich 
Kriminologie gelehrt sehen wdll. 2. Bianchi: Der Camorrisl 
(Anhänger der Camorra, der italienischen gefährlichen Gaunerbande). 

Fabruar-Haft I italienischer Gesetzentwurf betr. die Verwendung 
von Strafgefangenen zur Urbarmachung unbebauter und ungesunder 
Gegenden. (Dezember 1902) 

März-April-Hafl: i. de M a u r o: Strafe und Arbeit. Bekämpfung 
des vorstehenden Gesetzentwurfs. 2. Bianchi: Zigeuner als Ver¬ 
brecher. J. Canobbio: Jugendliche Verbrecher, unter besonderer 
Berücksichtigung der Erfahrungen in der Anstalt Bosco Marengo. 
S. 19-23, 50-53. 

Mai'Haft: Gefängnisse und Gefangene, von einem Strafanstalts¬ 
direktor. (Disziplinarstrafen, wie Fesselung, Zwangsjacke sind 
unentbehrlich, solange die Zahl der Aufseher so gering, das Schreib 
werk so gross und der Direktor mit Bureauarbeit überlastet.) 

JunLJull'Heft : l Conti, Ugo: Contro il delitto. Er befassi 
sich mit der lex Lucchiui, welche die Einführung des bedingten Straf¬ 
vollzuges, der Begnadigung für Kinder unter 14 Jahren und der 
Ent.schädigung für unschuldig erlittene Straf- und Untersuchungshaft, 
sowie die Ausdehnung der Rehabilitation vorsieht. Mit demselben 
Oesetzesvorschlag beschäftigt sich die Abhandlung: 2. Die Jugend¬ 
lichen im Gefängnis. 3. Bin da: Der Dienst des Arztes im Gefängnis. 
4. Brancati: Die Urbarmachung von Ländereien durch Straf¬ 
gefangene (s. F(‘bruar- und März-Heft). 

AUQUSt'Heft: 1 de Mauro: Gefängnis pro bl eme (S. 65—67, 
81—85, 117—119). Interessante Arbeit über die Fragen des Unter¬ 
richts, der Konkurrenz der Gefängnisarbeit mit dem freien Gewerbe, 
über Entlassenenfürsorge, Vorbildung der Beamten u. s. w. 

September'OktOber-NOVember'Heft : l M a r i n e 11 i: Befürwortung 
einer eingehenden Strafanstalts-Statistik. 2. Die Nachteile der Gemein¬ 
schaftshaft. 

DBZBinbBr * Hpft : l. Ferriani: Notwendige Strafvollzugs¬ 
reformen. 2. Statistik über die Einsperrung Jugendlicher auf Antrag 
des Gewalthabers (correzione paterna). 3. Die neue Gefängtiis-Ordnung. 
insbesondere betr. Disziplinarmittel. 4. Benelli: Das Personal in 
den P>ziehung8anstalten. Dr. Rosenpld. 
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Die Freiheitsstrafe im Anklagestände und ihre Ver¬ 
teidigung« Von Strafanstaltsdirektor v. Sichart in Ludwigsburg. 

„Der Strafvollzug auf der Anklagebank“, so betitelt sich der 
bekannte Aufsatz, den v. Liszt im vorigen Jahre anlässlich des 
Le US s’sehen Buches „Aus dem Zuchthause“ in der „Woche“ hat 
erscheinen lassen. „Die Freiheitsstrafe auf der Anklagebank“ 
wäre eine richtigere Ueberschrift gewesen, da v. Liszt nicht mir 
den Strafvollzug, sondern auch die ihm zugrunde liegenden Gesetzes¬ 
bestimmungen kritisierte. Ich gehe wohl nicht fehl, wenn ich 
annehme, dass der v. Liszt’sehe Aufsatz Sichart den nächsten 
Anlass geboten hat, einmal all’ die Angriffe, welche seit Mittelstadt 
gegen die Freiheitsstrafe erhoben worden sind, in die richtige 
Beleuchtung zu setzen. Und wer wäre auch zu dieser Aufgabe 
berufener gewesen als v. Sichart? Gibt es doch wenige, die, 
wie er, umfassende Kenntnis der einschlägigen Literatur, wissen¬ 
schaftliche Durchbildung, vorzüglichen Stil und praktische Erfahrung 
vereinigen. So kann denn auch gesagt werden, dass die Verteidigung 
eine durchschlagende ist und dass auf Grund dieser Verteidigung 
die Freiheitsstrafe unbedingt von der erhobenen Anklage freigesprochen 
werden muss. Nur mit der Anordnung des Stoffs bin ich nicht ganz 
einverstanden: ich finde, er ist in zu viel Einzelkapitel zerrissen und 
verliert dadurch etwas an Uebersichtlichkeit; besser wäre es vielleicht 
gewesen, einige wenige Hauptabteilungen zu machen, wie etwa: 

, I. Die Einwände gegen die Freiheitsstrafe als .solche; 

II. Die Mängel in den gegenwärtigen gesetzlichen Be¬ 
stimmungen über die Freiheitsstrafe; 

III. Vorschläge zu deren Verbesserung; 

IV^. Die Angriffe auf den Strafvollzug. 

Die Einwände zu I weist v. Sichart schlagend zurück, ins¬ 
besondere zeigt er die Unentbehrlichkeit der so viel angegriffenen 
kurzzeitigen Freiheitsstrafen, wenn er auch deren Mängel nicht 
verkennt. Auch dass die als Ersatz für die langdauernde Freiheits¬ 
strafe geforderte Deportation einen solchen Ersatz nicht bieten kann, 
wird unwiderleglich dargetan; hinzugefügt hätte vielleicht werden 
können, dass das deutsche Reich gerade diejenigen Kolonien, die 
für eine Deportation in Frage kommen können, wenigstens die 
meisten, schon deshalb nicht als Strafkolonien verwenden kann, weil 
es durch Verträge mit anderen Staaten hierin verhindert ist. 

Die Mängel der geltenden Strafgesetzgebung werden wieder, 
wie in ähnlicher Weise schon in der früheren Abhandlung des 
gleichen Verfassers „Ein Beitrag zur Revision des Strafgesetzbuchs 
für das Deutsche Reich“ (in Band 21 der Zeitschrift für die gesamte 
Strafrechtswissenschaft) und in seinem Gutachten für die letzte 
Vereinsversammlung in Stuttgart zu der zweiten damals gestellten 
Frage (Blätter für Gefängniskunde, Band 37 S. 59 ff.) scharf .hervor¬ 
gehoben. Ich kann hier wie bezüglich der Vorschläge zur Ab¬ 
änderung im Wesentlichen auf meine Kritik in Band 35 dieser 
Blätter S. 495 ff. verweisen. Hervorheben muss ich, dass, was 
Sichart über die Festungshaft sagt, mich auch jetzt nicht zu über¬ 
zeugen vermag. Ich halte eine Abänderung der derzeitigen Gesetz¬ 
gebung in dem Sinne, dass die Festungshaft unter gewissen 
Umständen bei Leuten „von Bildung und Besitz“ an Stelle der 
Gefängnisstrafe treten kann, aus sozialpolitischen Erwägung*en für 
durchaus unmöglich. Ebenso scheint mir auch jetzt noch zur Ab¬ 
änderung der Bestimmungen des Strafgesetzbuchs über Versuch und 
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Teilnahme ein genügendes Bedürfnis nicht vorzuliegen. Volle 
Zustimmung muss ich zu Sichart’s Anschauung aussprechen, dass 
die Hauptursache der allzugrossen Milde unserer Strafrichter in der 
unglückseligen Festsetzung von Zuchthausstrafe als primäre Strafe 
auch für manche erstmalige oder Gelegenheitsverbrecher und der 
daraus sich ergebenden Folge liegt, dass in der Mehrzahl der Fälle 
überhaupt billigerweise nicht die primäre Strafe angewandt werden 
kann, sondern mildernde Umstände angenommen werden müsben, 
dass der Richter also sich daran gewöhnt, die vom Gesetz als Regel 
gewollte Strafe als Ausnahme zu betrachten. 

Ich komme zu der Erwiderung Sichart’s auf die Angriffe 
über den Strafvollzug. Hier kann ich dem Verfasser ausnahms¬ 
los zustimmen. Er hat die Angreifer namentlich auch durch das 
von ihm beigebrachte Material bis zur Vernichtung geschlagen. 
Beifügen möchte ich nur noch, dass den Kritikern, die die Gefangenen¬ 
kost in unseren Anstalten als unzureichend und die Behandlung als 
inhuman bezeichnen, wenn auch nicht unter den Schriftstellern, so 
doch unter der Bevölkerung im Allgemeinen, eine viel grössere 
Anzahl solchen gegenübersteht, die behaupten, die Kost der Ge¬ 
fangenen sei eine bessere als die des Durchschnitts der Land- und 
Fabrikarbeiter, die Behandlung eine viel zu wenig strenge, deswegen 
habe keiner Furcht vor der Rückkehr ins Gefängnis oder Zuchthaus, 
und dadurch erklärten sich die vielen Rückfälle. Ich meine, gerade 
diese gegensätzliche Kritik zeigt, dass unser Strafvollzug im 
Allgemeinen auf dem richtigen Wege ist. wenn auch, wie Sic hart 
richtig hervorhebt, da und dort noch Missstände Vorkommen, wie 
z. B. die unbedingt zu beseitigende Verpachtung der Arbeitskraft an 
Px'ivatunternehmer. 

Mit Recht weist Sichart die Angriffe zurück, die auf die 
Gefäugnisunterbeamten erhoben worden sind; besonders gefreut hat 
mich, Avas er zu Gunsten der Verwendung früherer Unteroffiziere in 
den Subalternstellen sagt. Und was endlich die Angriffe auf die 
höheren Gefängnisbeamten und die Aufsichtsbehörden anlangt, so ist 
der Hinweis auf die erfolgreiche Tätigkeit des Vereins Deutscher 
Strafanstalts-Beamten durchaus angebracht und schlagend. Wenn 
V. Liszt das Leuss’sche Buch eine „flammende Anklageschrift“ 
nennt, so muss ich wiederholen, dass Sic hart’s Verteidigungsschrift 
meines Erachtens nicht nur eine glänzende Freisprechung der Frei¬ 
heitsstrafe als solcher und der Vollzugsbeamten bei jedem, der sich 
überhaupt überzeugen lassen will, bedeutet, sondern ich muss bei¬ 
fügen, sie bedeutet auch eine endgültige Verurteilung der Angriffe 
sowohl des Leuss’sehen Buches als auch des von Liszt’sehen 
Aufsatzes in der „Woche“. 

Konstanz, im Oktober 1904. 

Jtinghanns^ Erster Staatsanwalt. 


Hans Meyer, Gerichts- und Prozesspraxis, Handbuch 
des Zivil- und Strafprozesses für gerichtl. Beamten und Rechts¬ 
anwälte. Max Bickel, München. Das Werk, von dem uns erst 
eine Lieferung vorliegt, will nach seiner Vorrede für den prozessualen 
Verkehr mit Gerichten ein zuverlässiges und bequemes Hilfsmittel 
bieten und insbesondere den Gerichtssekretären, Gerichtsvollziehern, 



Rechtsanwälten und den Bureauvorstohern ein Vademekum sein. 
Seine Brauchbarkeit soll durch zahlreiche Beispiele, praktische Fälle 
und die Beigabe von Formularen, die den in Legalordnung be¬ 
handelten Paragraphen beigefügt werden, erhöht werden. Besonders 
berücksichtigt werden die landesgesetzlichen Bestimmungen von 
Baden, Bayern, Hessen, Preussen und Württemberg, ebensowie die 
Rechtsprechung der obersten Gerichte. Das Werk soll 2 Bände um¬ 
fassen und mit einem ausführlichen Sachregister ausgestattet werden. 
Näheres behalten wir uns bis nach dem Erscheinen einiger weiterer 
Hefte vor. 


Aus dem Archiv für Strafrecht und Strafprozess» begr. 
durch Dr. Goltdammer, herausgegeben von Dr. J. Köhler. 
Berlin, R. v. Deckers Verlag, öO. Jahrgang, machen wir auf folgende 
Aufsätze aufmerksam: „Aus den englischen Kriminalstatistiken für 
die Jahre 1899—1901“ von Dr. Rathenau und „Zum Reichsgesetze 
vom 30. Juni 1900 betr. die Unfallfürsorge für Gefangene“ von 
Ministerialdirektor Hübsch. 


Aus der englischen Literatur. 


»»Zurück aufs Land*^ ist der Titel eines Flugblattes der Howard- 
Gesellschaft, in welchem sie auf die grossen Schäden der Entvölkerung 
der ländlichen Distrikte hinweist. Deutschland klagt wie England 
darüber, dass niemand mehr auf dem Lande arbeiten will und alles 
in die grossen Städte drängt. Der Grund ist hauptsächlich der bessere 
Verdienst in der Industrie, iin Handel und im Verkehr, andererseits 
aber auch die Reizlosigkeit des Landlebens gegenüber dem genuss¬ 
reicheren, bequemem und mehr Abwechslung bietenden Leben in den 
grossen Städten. Dazu kommt der durch Konkurrenz landwirtschaft¬ 
lich sehr ertragreicher Länder entstehende Druck auf die Rentabilität 
des Ackerbaues in ärmeren. Die Entvölkerung der ländlichen Distrikte 
schadet nicht nur wirtschaftlich, indem es die beste Grundlage staat¬ 
licher Selbständigkeit, den Ackerbau, zerstört, sondern auch sozial 
und sittlich durch Ueberfüllung der grossen Städte, Ueberangebot 
von Arbeitskräften, Arbeitslosigkeit und aus allem diesem entstehende 
Veranlassung zu ungeordnetem, verbrecherischem Leben. Nicht Zölle 
auf landwirtschaftliche Einfuhrprodukte, sondern Erneuemng der 
Lust am Landbau, sagt der Verfasser, hilft dem Missstande ab. Er 
weist auf Dänemark als Beispiel für die Wiedergewinnung von Land¬ 
leuten. Dänemark hat Genossenschaften für Ausfuhr und Verwertung 
ländlicher Produkte, 400 Banken für Ackerbau, Viehzüchtcreien, 
Dampfmolkereien, Dampfbäckereien, Dampfmühlen begründet, Volks¬ 
hochschulen und Kurse an Universitäten zur Belehrung im Ackerbau 
eingerichtet. Für 10 Mark die AVoche erhalten während der Winter- 
inonate junge Leute vom Lande Kost, Wohnung und Unterricht in 
einer solchen Hochschule für Ackerbau. An dieselbe schliessen sich 
G(‘legenheiten für geselligen Verkehr in Klubs, Leibesübungen, Ver¬ 
gnügen, geistige Genüsse in Theater und Konzert, sodass der Zög¬ 
ling eine Menge von Berufs- und Lebensinteressen mit nach Hause 
nimmt und versteht, dort seine AVirtschaft ertragreicher und seine 



Musezeit genussreicher zu machen. Dazu fügt ein Beobachter dieses 
Hochschullebens als besonders bemerkenswerten Erfolg: das Wieder¬ 
erwachen religiösen Gefühls. Der Verfasser weist auf den grossen 
wirtschaftlichen Vorteil hin, den Dänemark durch diese Reformen 
erlangt hat: es ist das zweitreichste Land der Erde geworden, hat 
in wenigen Jahren Tausende von Hektaren wüsten Landes urbar 
gemacht und führt nach England Millionen von Zentnern Speck, 200 
Millionen Eier und Tausende von Rindern und Pferden jährlich aus. 

Ein zweites Flugblatt behandelt die wichtige Frage: Können 
Menschen in Gefängnissen gebessert werden ? Dass die 
Besserung Aufgabe und Ziel der Internierung ist, sieht der Ver¬ 
fasser fils unbestritten an; anders, meint er, verhält es sich mit 
dem Erfolg dieses Strebens. Er führt aus englischen Gefängnis¬ 
berichten an, dass 1902 unter den in Haft befindlichen Verurteilten 
51,9% männliche und 70,6% weibliche vorbestraft, und dass unter 
den mit 3 Jahr und darüber Bestraften 47% vorher schon mit Zucht¬ 
haus oder drei bis viermal für ernstere Vergehen bestraft waren. 
Andererseits rühmt sich die Anstalt Elmira bei Newyork, 80% Ge¬ 
besserte unter den Jugendlichen zu haben. Man tadelt Elmira oft, 
dass dort des Humanen zu viel geschehe und dass die Disziplin 
darunter leide. Auch abgesehen davon wollen uns 80% etAvas viel 
bedünkeii, und welches ist das wesentliche Merkmal für „Gebessert 
Neuerdings ist mit dem Besserung System in Borstal in der Graf 
Schaft Keilt an 77 Jugendlichen ein Versuch unternommen, der nach 
den bis jetzt gemachten Erfalirungen guten Erfolg verspricht. 
Allerdings bemerkte der Vorsteher des Gefängnisses dem Verfasser 
bei seinem Besuch, dass die Strafdau<*r manchmal, wenn zu kurz für 
die gestellte Aufgabe, dem guten Zweck schade, er wünscht Ver¬ 
urteilung auf unbestimmte Zeit und Entlassung nach Erreichung 
der Besserung. Mittel derselben sind dort ausser Unterricht und 
Seelsorge: Unterbringung in einzelnen „Zimmern“ mit freundlicher, 
angenehmer Ausstattung durch Sprungfedermatratze, Fussboden- 
tep])ich, Wandschmuck mit Bildern und dergl., freundliche Behandlung, 
Erziehung zur Arbeit, Pflege der Gesundheit namentlich durcli 
Leibesübungen. 6 Stunden täglich muss jeder der Erlernung eine> 
der 4 Handwerke, als Blechschmied, Zimmermann, Maurer oder 
Gärtner Avidmeu. Die Hauptsache bei der Lösung der Besserungs¬ 
aufgabe ist, wie der Verfasser, ganz nach unserer Meinung, sagt, 
nicht soAvohl das System und die Einrichtung, sondern die Persönlich¬ 
keit der mit den Sträflingen beschäftigten Gefängnisbeamteii! 

Ein drittes Flugblatt der Howard-Gesellschaft behandelt die 
Sorge für gute Wohnungen als Torbeugungsmittel gegen 
Terbrechen. Die Frage ist ebenfalls von internationaler Bedeutung, 
und wenn auch noch nicht A^öllig gelöst, doch durch verschiedene 
ZAveckmässige Einrichtungen beantwortet. England hat seit 1890 ein 
besonderes Gesetz über Arbeiterwohnungen. Infolgedessen hat 
London in Tottenham, U/g Meilen A^om Mittelpunkt Londons, eine 
grosse Landfläche zur Erbauung von 5000 Wohnungen für 42 000 
Menschen angekauft, von denen 141 für 1000 Bewohner fertig sind. 
Die Gesamtkosten sind auf 30 Millionen berechnet. Die sogenannten 
„Muster-Häuser“, die anderAvärts gebaut sind, tadelt der Verfasser 
als zu teuer und auch sonst unpraktisch. Wie bei uns kommen zu 
den öffentlichen und privaten Bauunternehmungen als beste Abwehr 
des Uebels gesundheitspolizeiliche Vorschriften und Inspektionen. 
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Endlich aber hängt die Sache eng mit dem übermässigen 
Zuzug vom Lande nach den grossen Städten zusammen und würde 
sich bessern, wenn es gelänge, die Landbevölkerung sesshafter zu 
machen. /• Rauchstem. 


ln einem Traktat der Howardgesellschaft legt Miss Hughes 
ihre an Ort und Stelle gesammelten Erfahrungen über das 
ProbationsjBtem Amerikas — Strafaufschub in Aussicht 
auf Straferlass — nieder. Persönlicher Verkehr mit den Behörden, 
in deren Händen die Anwendung dieses neuesten Mittels der Besserung 
von Verbrechern liegt, dann mit den zur Ueberwachung der vor¬ 
läufig Begnadigten angestellten Beamten und mit diesen selbst sind 
allerdings Quellen, aus denen man ein gutes Urteil über die Sache 
schöpfen kann. Die Verfasserin hält das genannte System für eine 
grosse Reform in der Behandlung Straffälliger. Sie sieht das 
Wesentliche des Systems in der Ueberwachung durch den ,,Probation 
oß'icer^\ Diese Ueberwachung ist durch ein Doppeltes segensreich: 
sie ist zunächst ganz unauffällig, da der Aufsichtsbeamte keine 
Abzeichen seines Berufes trägt, und zweitens bleibt er dem zu 
Ueberwachenden stets auf den Fersen, er beaufsichtigt ihn mitten im 
Gedränge des Lebens ohne Unterlass. Dazu kommt, dass er ihn bei 
der geringsten Gefahr der Abirrung vom rechten Wege fassen und 
zurückbringen kann. Er kann ihn zwingen, zeitig am Abend zu 
Haus zu sein, bestimmte Orte nicht zu besuchen, denn hinter seiner 
Autorität steht drohend der Richter mit dem Urteil, dessen Voll¬ 
streckung von dem Aufsichtsbeamten abhängt. Daraus ergibt sich 
auch die Schwierigkeit, die dieses System bietet, die aber wohl zu 
überwinden ist. Es gehört zu einem ,,Prohation officer^^ mit seiner 
diskretionären Gewalt eine besondere Art von Mensch. Er muss 
einen ehrlichen Charakter, festen Willen und dabei ein freundliches 
Herz, grosse Umsicht und grosse Treue in seiner Tätigkeit besitzen. 
Dann aber ist er sehr segensreich: er erzieht den Verbrecher im 
Leben fürs Leben, er gewöhnt ihn die Gefahren zu bestehen, die 
ihn früher zu Falle gebracht haben. Da« wird nicht blos von 
Gesellschaft und Behörden, sondern, wie die Verfasserin sagt, von 
Verbrechern selbst anerkannt. Es ist nämlich vorgekommen, dass 
solche Entlassene, die nicht unter Aufsicht gestellt waren, sich Auf¬ 
sicht erbaten und aus^prachen, wie nötig ihnen noch die Führung wäre. 

Die wesentlichsten Vorteile dieser Behandlung von Verbrechern 
findet die Verfasserin in Folgendem: 

1 . Teure Anstalten und viel Gefängnispersonal werden gespart. 

2. Der Verbrecher wird ganz individuell behandelt. 

3. Der Schandfleck des Aufenthaltes im Gefängnis wird ver¬ 
mieden. 

4. Die Familie des Verbrechers leidet bedeutend weniger mit. 
Der Versorger bleibt ihr erhalten. 

5. Der Verbrecher bleibt in seiner Berufsarbeit und büsst seine 
eigentümliche Geschicklichkeit nicht ein. 

6 . Er hat stets einen wirklich guten Freund an seiner Seite 
und dieser Freund lernt durch jede Führung mehr für 
seinen wichtigen Beruf. 

7. Jeder Schritt vorwärts in selbständiger guter Lebens- 

s führung des Ueberwachten belohnt sich sofort durch grössere 

Freiheit. 
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Der Auf .Sichtsbeamte braucht nicht immer von Gerichts- oder 
Gefängnisbehörden angestellt zu sein. Die Verfasserin fand, dass 
städtische Gemeinwesen, Parochien, auch begüterte Leute im Dienst 
der Nächstenliebe solche Leute beriefen und besoldeten. 

73. J ahresberioht der Inspektoren der Staat sstrafan statt 
von Ost-Pennsylvanlen. 

Das Gefängnis, aus dem der Bericht stammt, liegt in Philadelphia 
und ist mit ungefähr 1000 Gefangenen belegt. Ende 1902 waren von 
den Gefangenen 759 Weisse und 250 Farbige, unter den ersteren 
befanden sich 12, unter den letzteren 9 weibliche; von den während 
des Jahres Aufgenommenen waren 398 eingeborene, 90 fremde. 
Das durchschnittliche Alter derselben war 32 Jahr. 17 Gefangene 
waren auf Lebenszeit eingesperrt, 48 hatten Strafen von 20—40 Jahren 
und 140 solche von 10—& Jahren zu verbüssen. Die meisten waren 
127 mit 3 Jahren, die geringste dort zu verbüssende Strafe betrug 
1 Jahr. An der Spitze des Personals steht ein „fVarden^^^ unter 
ihm walten ihres Amtes Geistliche, Schullehrer, ein sittlicher Führer 
der Gefangenen, Bibliothekar, Arzt und Wärter. Der sittliche Führer 
ist ein Geistlicher. Die Disziplin der Gefangenen war nach dem 
Bericht durchweg eine gute, nie brauchte zu ihrer Aufrechterhaltung 
ein scharfes Mittel angewandt zu werden. Wenig ist über die 
Beschäftigilng der Gefangenen gesagt. Unter derselben nahm wohl 
der weitere Ausbau der Anstalt die erste Stelle ein. Begreiflicher¬ 
weise erfordert solche Beschäftigung viel Aufsichtsbeamte, die nicht 
so schnell beschafft werden können und ja auch nur vorübergehend 
notwendig sind. Trotz dieser Schwierigkeiten und trotz des bunten 
Gemisches der Gefangenen, unter denen viele Nationen vertreten 
sind, ging die Arbeit doch vorwärts. 

Eine weitverzweigte Statistik zeigt das Bild der Straffälligkeit 
von allen Seiten. Sie enthält Tabellen über Alter, Familienstand, 
frühere Umgebung des Verbrechers, Ursachen und Arten des 
Verbrechens. 

Mit ernsten Worten klagt der Chef des Gefängnisses, dass seit 
seiner 25jährig*en Amtstätigkeit der Prozentsatz der wegen Schädigung 
der Gesundheit und des Lebens einge^perrten jüngeren Leute, d. h. 
junger Leute bis 25 Jahr, noch nie so hoch war wie im letzten Jahr. 

/ Von 488 Aufgenommenen waren überhaupt schon 116 wegen Ver¬ 
brechen gegen die Person mit Strafen von 1 Jahr bis Lebenslänge 
verurteilt, aber unter diesen 116 waren 23 von 15—25 Jahren, und 
bei keinem dieser Verbrecher lag Trunkenheit bei Begehung der 
Tat vor, sondern Roheit war der einzig erkennbare Grund des 
Verbrechens. So spiegelt der Bericht uns eine beherzigenswerte 
Erscheinung des Lebens, die an ähnliche Erlebnisse bei uns erinnert. 
Trotz der grossen Bestrebungen für zunehmende geistige Bildung 
zunehmende sittliche Verrohung, namentlich bei der Jugend. 

y. Raiu'hstein. 
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Personalnachrichten. 


Ehrenmitgrlieder. 

Ordensauszeichnung’ wurde verliehen: 

Wirth, Dr., Geh. Justizrat, Strafanstaltsdirektor a. D,, das Komman- 
deurkreuz II. Kl. des Kgl. Norwegischen St. Olafordens. 

Vereinsmitgflieder. 

Baden. 

Ordeiisauszeichnung wurde verliehen: 

Schmidt, Dr., Richard, Geh. Hofrat, Professor an der Universität 
Frei bürg, das Ritterkreuz I. Ed. mit Eichenlaub des Grossh. 
Badischen Ordens vom Zäliringer Löwen. 

Verliehen wurde: 

F r i t s c h i, Dr., Medizinalrat, Hausarzt am Landesgefängnis Freiburg* 
anlässlich seines 40jährigen Arztjubiläums von der Universität 
Freiburg der „Ehrendoktor“. 

Ernannt wurden: 

En gl er, Dr., Amtsrichter in Ettlingen, zum Oberamtsriehter. 

Fromherz, Amtsrichter in Waldshut, zum Landrichter in Mosbach. 

Haager, Referendär, Hilfsarbeiter beim Landesgefängnis Freiburg, 
zum Amtsrichter* in Eppingen. 

Huber, Dr, Amtsrichter in Rastatt, zum Staatsanwalt am Land¬ 
gericht Mosbach. 

Rosen lächer, Amtsrichter in Radolfzell, zum Landrichter iu 
Waldshut. 

Ru d m an n , Dr., Amtsrichter in Pforzheim, zum Staatsanwalt daselbst. 

Versetzt wurden: 

Baumgartner, Staatsanw^alt am Landgericht Mannheim, in gleicher 
Eigenschaft an jenes in Karlsruhe. 

Ribstein, Dr., Medizinalrat, Hausarzt am Landesgefängnis und der 
Weiberstrafanstalt Bruchsal in gleicher Eigenschaft an das 
Landesgefängnis Frei bürg. 

Gestorben ist: 

F r i t s c h i, Df., Medizinalrat, Hausarzt am Landesgefängnis Freiburg. 

Bayern. 

E r n a n n t \v u r d e n: 

Kohl, Assessor am Zellengcfängnis Nürnberg, zum II. Direktor an 
der Strafanstalt Straubing. 

Scherer, II. Direktor an der Strafanstalt Straubing, zum Direktor 
an der Gefangenanstalt Lichtenau. 

Versetzt wurden in gleicher Eigenschaft: 

L e y b 0 1 d, Assessor an der Strafanstalt Straubing, an das Zellen¬ 
gefängnis Nürnberg. 

Link, Direktor an der Gefangenanstalt Lichtenau, an das Zuchthaus 
Plassenburg. 

Gestorben sind: 

Huber, Kgl. Regierungsrat, Strafanstaltsdirektor in Plassenburg. 

Keller, Kgl. geistl. Rat, Pfarrer am Zuchthaus Würzburg. 
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Elsass-Lothringen. 

Ordensauszeichniing wurde verliehen: 

Braun, Konsistorialpräsident, Gefängnisgeistlicher in Metz, der 
Königl. Preuss. Kronenorden II. Klasse. 

Verliehen wurde: 

Mayer, Max Emst, Dr. phil. et jur., Privatdozent der Rechte an 
der Universität Strassburg, der Titel Professor. 

Ernannt wurden: 

Gringel, Gefängnisinspektor in Strassburg, zum Oberinspektor. 

John, Oberinspektor und Vorsteher des Landesarbeitshauses Pfalz¬ 
burg, zum Direktor. 

Gestorben ist: 

Müller, kath. Hausgeistlicher in Ensisheim. 

Preu88eii. 

Ernannt wurden: 

Pinoff, Geh. Justizrat, I. Staatsanwalt am Landgericht Stettin, ziiin 
Landgerichtspräsidenten in Bartenstein. 

Tie de, Strafanstaltssekretär in Anrath, zum Strafanstaltsinspektor 
in Herford. 

Zech Mn, Hauptmann a. D., Strafanstaltsinspektor in Wohlan, zum 
Strafanstaltsoberinspektor und Vorsteher am Gefängnis in Bonn. 

Versetzt wurde: 

Storz, Strafanstaltsdirektor in Crone, in gleicher Eigenschaft nach 
Sonnenburg. 

Gestorben ist: 

Schulz, Geh. Rechnungsrat beim Kgl. Justiz-Ministerium in Berlin. 

Sachsen (Königreich). 

E r n a n n t w n r d e : 

Freund, Anstaltsinspektor an der Landesstrafanstalt in Bautzen 
zum Oberinspektor. 

Versetzt wurde: 

Seidel, Anstaltsoberinspektor in Waldheim, in gleicher Eigenschaft 
nach Hoheneck. 

Württeiiiberg, 

Ernannt wurde: 

Schwab, von, vortr. Rat im Justizministerium in Stuttgart, zum 
Ministerialdirektor. 

Oesterreich. 

Ernannt wurde: 

Prinzhofer, k. k. Oberleutnant a. D., Verwalter des landgericht¬ 
lichen Gefangenenhauses in Graz, zum k. k. Direktor. 

Ei ngetreten. 

Bayern. 

Plassenburg, Königl. Verwaltung des Zuchthauses. 

Vogl, Hausgeistlicher an der Gefangenanstalt Laufen. 
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Braunschweig. 

Ulrich, Inspektor am Kreis- und UntersuchungsgefÄngnls in Braun- 
schweig. 

Mecklenburg-Schwerin« 

Ahrendt, Pastor, Geistlicher am Zentralgefängnis in Bützow. 

Preussen. 

Leonhard, Direktor der Strafanstalt Cassel-Wehlheiden. 

Pollitz, Dr., Arzt der Königl. Strafanstalten, dirig. Arzt der Be¬ 
obachtungsabteilung für geisteskranke Gefangene in Münster 

W ürtteniberg. 

B e r t s c h, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Zuchthaus Ludwigsburg. 
Pfeifle, Pfarrer, evang. Hausgeistlicher am Landesgefängnis 
Rottenburg. 

Weizsäcker, Pfarrer, Hausgeistlicher am Zellengefängnis Heilbronn. 

Ungarn. 

Pattantyus-Abraham, Martin, Dr., Strafanstaltsarzt in Illava. 
Velzer, Alois, Offizial des Distriktskerkers Szeged. 

Deutsche Kolonien. 

Tsingtau, Kais, Gericht von Kiautschou. 

Ausgetreten. 

Baden. 

Gau pp, Dr., Privatdozent an der Universität Heidelberg. 

Bayern« 

Rudolph, Strafanstaltslehrer in Zweibiücken. 

Schmelcher, Dr., Medizinalrat, Hausarzt der Gefangenanstalt 
Amberg. 

Braunschweig. 

Gummert, Oberinspektor am Gefängnis in Braunschweig, bei der 
Zuruhesetzung. 

Hessen. 

Kullmann. Dr., Anstaltsarzt in Butzbach. 

Preusseii. 

Biehler, Pastor, Anstaltsgeistlicher am Gefängnis in Oels. 
Gehrke, Iiispektionsassistent am Zentralgefäiignis in Wronke. 
Göbel, Gefängnisprediger in Bochum. 

Heilt sc hei, Inspektionsassistent am Zentralgefängnis in Wronke. 
Koblinski, Dr. von, Superintendent in Eilsleben. 

Korsek, Iiispektionsassistent am Zentralgefängnis in Wronke. 

Neu mann, Lehrer am Strafgefängnis Plötzensee. 

Staffhorst, Dr., Medizinalrat, Anstaltsarzt am Gefängnis in Oels. 

Sachsen (Königreich). 

Xoack, Anstaltskatechet in Waldhehn. 

Württemberg. 

Closs, Dr., prakt. Arzt, stellv. Gefängnisarzt in Stuttgart. 
Elsässer, evang. Hausgeistlicher am Landesgefängnis iu Rottenbiirg. 

-«>- 
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Neue KlosetteinriclitungD.it. 6. m.15,360 

für 

Gefäfliflisse, Irninliäuser u. Krankenliäuser etc. 



Diese Klosetteinriclituiig ist ans Schiefer und Fayence 
I konstruiert und besteht in ihren Hauptbestandteilen aus 

I 4 Schieferplatten (einer jiolierten Sitzplatte, zwei rohgc- 

I schliffenen Seiten- und einer solchen Tragplatte), sowie 
aus einem tragbaren, mit Wasserverschluss, Tragrand und 
' abnehmbaren Deckel versehenen Topf aus weissem Por- 
I zellan, Steingut oder Fayence. Die Anlage dieser Klosett- 
I einnchtung kann eben so wohl als Massenklosett wie Einzcl- 
! klosett ausgeführt werden. Durch diese Konstruktion wird der 
I Fussboden und die Wände vor schädlicher Nässe bewahrt 
j und dadurch die bei allen anderen Klosett-Systemen herbei- 
1 geführte „Schwammbildung*^ verhindert. Vollständige Ge- 
' riichlosigkcit und Verhinderung von Ausdünstung schäd- 
1 lieber Luft durch den im Tragrand des Fäkalientopfes an- 

I gebrachten Wasser Verschluss. Keinerlei Niederschläge und 

I deshalb auch leichte Reinigung, da Fayence oder Steingut, 

! woraus der Fäkalientopf hergestellt, vollständig unporöscs 
I Material ist. Bereits eingeführt in bayrischen und badischen 
I Gefängnissen. Reflektant(*n belieben sich an Gefängnisver- 
j Walter Matter n in F r a n k e n t h a I, Rheinpfalz, zu wenden. 
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NeueKlosetteinrichtung 

für 


D.R.e.M. 158360 


Gefängnisso, Irreoliäuser ii. Krankenhäuser etc. 






Diese Klosetteinriclitung ist aus Schiefer und Fayence 
konstruiert und besteht in ihren Hauptbestandteilen aus 
4 Schieferplatten (einer polierten Sitzplatte, zwei rohge¬ 
schliffenen Seiten- und einer solchen Tragplatte), sowie 
aus einem tragbaren, mit Wasservcrschluss, Tragrand und 
abnehmbaren Deckel veroehenen Topf aus weissem Por¬ 
zellan, Steingut oder Fayence. Die Anlage dieser Klosett¬ 
einrichtung kann eben so wohl als Massenklosett wie Einzcl- 
klosett ausgeführt werden. Durch diese Konstniktion wird der 
Fussboden und die Wände vor schädlicher Nässe bewahrt 
und dadurch die bei allen anderen Klosett-Systemen herbei¬ 
geführte «Schwammbildung“ verhindert. Vollständige Ge¬ 
ruchlosigkeit und Verhinderung von Ausdünstung schäd¬ 
licher Luft durch den im Tragrand des Fäkalientopfes an¬ 
gebrachten Wasserverschluss. Keinerlei Niederschläge und 
deshalb auch leichte Reinigung, da Fayence oder Steingut, 
woraus der Fäkalientopf hergestellt, vollständig unporöses 
Material ist. Bereits eingeführt in bayrischen und badischen 
Gefängniss(‘n. Reflektanten belieben sich an Gefängnisver¬ 
walter M a 11 e r n in F r a n k e n t h a 1, Rheiiipfalz, zu wenden. 
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